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. Allgemeines Landrecht für die Preußt⸗ 


ſchen Staaten v. 5. 2. 1794. 
Geſetz, betr. die Anfechtung von Rechts⸗ 
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. Arbeitsgerichtsgeſetz v. 28. 12. 26. 
. Geſeßz v. 16. 7. 25 über die Aufwertung 


von Hypotheken und anderen An⸗ 
ſpruͤchen. 

Sammlung von Entſcheidungen des 
Bayeriſchen Oberſten Landesgerichts in 
Gegenſtänden des Zivilrechts. 
Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 


. Deutſche Juriſtenzeitung. 
. Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 


Geſetzbuch. 


Entwurf zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


in der Bearbeitung der I. Kommiſſion. 


Derſelbe Entwurf in der Bearbeitung 


der II. Kommiſſion. 


. Geſetz über die Angelegenheiten der 


freiwilligen Gerichtsbarkeit v. 17. 5. 98. 


. Grundbuchordnung v. 24. 8.97/20. 5. 98. 
. Geſetz betr. die Erwerbs⸗ und Wirt⸗ 


ſchaftsgenoſſenſchaften v. 1.5.89 /20. 5.98. 


. Gewerbegerichtsgeſetz v. 29. 9. 01. 
. Gewerbeordnung. 


Geſetz betr. die Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung v. 20. 4. 92/20. 5. 98. 


. Beiträge zur Erläuterung des Deutſchen 


Rechts, begründet von Gruchot. 


. . Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
.. Handelsgeſetzbuch. 
Jahrbuch für Entſcheidungen in Ange⸗ 


legenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
richtsbarkeit und des Grundbuchrechts. 


. Juriſtiſche Rundſchau. 
. Juſtlizminiſterlalblatt. 
. . Juriſtiſche Wochenſchrlft. 
. Jugendwohlfahrtgeſetz v. 9. 7. 22. 
.Geſetz betreffend Kaufmannsgerichte 


v. 6. 7. 04. 


. Jahrbuch für Antſcheidungen des Kam⸗ 


mergerichts in Sachen der freiwllligen 
Gerichtsbarkeit. 


. . Konkursordnung v. 10. 2. 77/20. 5. 98. 
„Leipziger geitſchrift für deutſches Recht. 


Motive zu dem von ber erſten Kommiſ⸗ 
ſion ausgearbeiteten ontwurfe des BGB. 


Rechtſprechung der Oberlandesgerichte 


auf dem Geblete des Zivilrechts, heraus⸗ 
gegeben von Falkmann und Mugban. 
Protokolle der Kommiſſion für die 
zweite Leſung des Intwurfs eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, herausge⸗ 
geben von Achilles, Gebhard und Spahn. 


. Geſetz über die Beurkundung des Per⸗ 


ſonenſtandes und der Cheſchließung 
v. 6. 2. 75/11. 6. 20. 


. Rechtsanwaltsordnung v. 1. 7. 78. 


RBG 


Geſetz, betr. die Rechtsverhältniſſe der 
Reichsbeamten, v. 18. 5. 07. 


.Das Recht, Rundſchau für den deutſchen 


Juriſtenſtand. 


Sammlung von Entſcheldungen und 


Gutachten des Reichsfinanzhofs. 
Entſcheldungen des Reichsgerichts in 
Zivilſachen, herausgegeben von den 
Mitgliedern des Gerichtshofs. — Die 
nicht in dieſer Sammlung, ſondern in 
anderen Zeitſchriften veröffentlichten 
Entſcheidungen ſind mit dem Zuſatze 
„RG“ aus 1. der Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchriſt, 2. Warneyers Jahrbuch, f. 
unten Warn, 8. Gruchots Beiträgen, 
4. Seufferts Archiv, 5. Leipziger Zeit ⸗ 
ſchrift für deutſches Recht, 6. „Das 
Recht“, in der angegebenen Reihenfolge, 
mehrfach abgedruckte Entſcheidungen 
aber nur einmal angeführt. Andere 
Sammlungen find nur ausnahmsweiſe 
berückſichtigt. Die bisher überhaupt 
noch nicht abgedruckten Entſcheidungen 
find mit „RG“ nebſt Datum und Akten- 
zeichen angeführt. 


. Gntiheibungen des Reichsgerichts in 


Strafſachen. 


. Reichsgeſetzblatt. 


Entſcheidungen in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des 
Grundbuchrechts, zuſammengeſtellt im 
Reichsjuſtizamt, jezt Reichsjuſtizmini⸗ 
ſterium. 


Entſcheldungen des Reichsoberhandels⸗ 


gerichts. 


. Verfaſſung des Deutſchen Reichs v. 


11. 8. 19. 


Reichsverſicherungsordnung v. 19. 7.117 


15. 12. 24. 


. Seufferts Archiv für Entſcheidungen der 


oberſten Gerichte in den deutſchen 
Staaten 


Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 


Strafprozeßordnung. 
. Geſetz gegen den unlauteren Wettbe⸗ 


werb v. 7. 6. 09. 


Geſetz über den Unterſtützungswohnſttz 


v. 80. 5. 08. 


. Geſetz über das Verlagsrecht v. 19. 8. 01. 
. Geſetz über ben Verſtcherungsvertrag 


v. 80. 6. 08. 


Verfügung. 
. Verordnung. 
. Warneyers Jahrbuch der Entſcheidun⸗ 


gen, Ergänzungsband 1908 ff., von 1919 
ab Rechtſprechung des Reichsgerichts. 


. Wechſelordnung. 
. Bivilprozeßordnung. 
. Geſetz über die Zwangsverſteigerung 


und Zwangsverwaltung v. 24. 8. 97/ 
20. 5. 98. 


Fünftes Buch 
Erbrecht 


1. Internationales Privatrecht. Der Geltungsbereich des deutſchen Erbrechts beſtimmt 
ſich grundſätzlich nach 525 Staatsangehörigkeit des Erblaſſers. Der Deutſche wird 
nach deutſchen Geſetzen auch dann beerbt, wenn er ſeinen Wohnſitz im Auslande Hatte (EG 
Art 24 Abs 1). Umgekehrt wird ein Ausländer, der zur Zeit ſeines Todes feinen Wohnſitz 
im Inlande Hatte, nach den Geſetzen feines Heimatsſtaats beerbt (Art 25). Die Beerbung 
von Ausländern, die im Auslande ihren Wohnſitz haben, iſt unter entſprechender An⸗ 
wendung des Art 25 gleichfalls nach der Staatsangehörigkeit, nicht nach dem Wohnſitze des 
Erblaſſers zu beurteilen (RGS 91, 139). Soweit danach ausländiſches Recht zur Anwen⸗ 
dung konnmt, find auch deſſen Kolliſionsnormen, und ſoweit dieſe wieder auf deutſches Recht 
zurückverweiſen, Be anzuwenden (Geſamtverweiſung: Art 27 EG; RG 78, 235; 91, 141). 
Streitig ift, ob das ſchweizeriſche Recht (Art 28 des Bundesgeſetzes v. 25. 6. 91) eine ſolche 
Rückverweiſung auf das deutſche Recht enthält; nach der richtigen Anſicht (vgl. Bay Obs 
in RIA 16, 56) dürfte die Frage zu verneinen fein und demgemäß ein in Deutſchland wohn⸗ 
hafter Schweizer nach ſchweizeriſchem Rechte beerbt werden. — Der Grundſatz, daß die 
Staatsangehörigkeit maßgebend, erleidet mehrfache Ausnahmen. So genügt für die Form 
der Verfügungen von Todes wegen die Beobachtung der Geſetze des Errichtungsorts (Art 11 
Abſ 1 Satz 2; RG Warn 1918 Nr 151 will auch hierfür in erſter Linie das Geſetz der 
Staatsangehörigkeit entſcheidend ſein laſſen). Ferner zugunſten der Erben eines im Aus⸗ 
lande wohnhaft geweſenen Deutſchen in Anſehung der Haftung für die Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten (EG Art 24 Abſ 2). Weiter zugunſten der deutſchen Erben eines im Inlande 
wohnhaft geweſenen ausländiſchen Erblaſſers, wenn ihr Erbrecht oder ein Pflichtteilsrecht 
(RG Warn 1912 Nr 84) nach den deutſchen Geſetzen begründet iſt (Art 25 Satz 2, mit dem 
dort im Schlußhalbſatze gemachten Vorbehalte). Die deutſchen Beteiligten können die ihnen 
hiernach zuſtehenden erbrechtlichen Anſprüche geltend machen, ohne daß deswegen auch 
zugunſten der etwa beteiligten Ausländer deutſches Recht zur Anwendung käme (RG 63, 
356). Anſprüche von Gläubigern des Nachlaſſes gegen die Erben find keine „erbrechtlichen“ 
Anſprüche. — Das ausländiſche Recht findet aber (Art 28) auch auf den Nachlaß eines 
Deutſchen Anwendung, ſoweit darin bezüglich einzelner im Auslande befindlicher Nachlaß⸗ 
gegenſtände (namentlich Grundſtücle) beſondere Vorſchriften gelten (fo Code civil Art 3). 
Dagegen findet das deutſche Recht kraft der in Art 3 a. a. O. enthaltenen Rückverweiſung 
Anwendung auf die Erbfolge in in Deutſchland belegene Grundſtücke eines franzöfiſchen 
Staatsangehörigen (RG 78, 48). Aushilfsbeſtimmungen in Ermangelung einer Staats- 
angehörigkeit des Erblaſſers Art 29, Schranken bei Anwendung des ausländiſchen Rechtes 
Art 30, Vergeltungsrecht Art 31, Sonderbeſtimmung für Ausantwortung von Vermögen, 
das deutſchen Behörden aus einem ausländiſchen Nachlaſſe zur Übermittlung an Inländer 
anvertraut iſt, Art 26. Erbrechtliche Beſtimmungen in Reichsſtaatsverträgen, die gefeh- 
liche Geltung erlangt haben, ſo die Konvention mit Rußland von 1874, haben auch nach 
Inkrafttreten des BGB Geltung behalten (RG 71, 283); durch den Ausbruch des Krieges 
ſind die mit feindlichen Mächten abgeſchloſſenen außer Kraft getreten; über ihre Wieder⸗ 
inkraftſetzung iſt in Teil X Abſchn 2 (Artt 282—295) des Friedensvertrages v. 28. 6. 19 

(NG Bl S. 1089ff.), insbeſondere in Art 289, Beſtimmung getroffen (Sonderbeſtimmung 
für die Verträge mit Rußland in Art 292, mit den Zentralmächten in Art 290, für das 
Haager Übereinkommen v. 17. 7. 05 in Art 287). In dem Nachlaßabkommen mit Ruß 
land (Anlage zu Art 22 des Konſularvertrags v. 12. 10. 25, der durch Gef v. 6. 1. 26, RG Bl 
II I ff., Geſetzeskraft erlangt hat) ift in $ 13 angeordnet, daß die „erbrechtlichen Verhältniſſe“ 
ſich in Anſehung des beweglichen Nachlaſſes nach den Geſetzen des Staates, dem der Erb⸗ 
laſſer zur Zeit feines Todes angehörte; in Anſehung des unbeweglichen Nachlaſſes nach 
den Geſetzen des Staates, in dent dieſer Nachlaß liegt, beſtimmen. In dem Nachlaßabkommen 
mit Oſterreich v. 5. 2. 27 (RGBl II 506) iſt in § 3 beſtimmt, daß die Angehörigen des einen 
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Staates in Anſehung des beweglichen und unbeweglichen Vermögens, das 
ſich in dem anderen Staate befindet, nach dem Rechte des Staates beerbt werden, dem der 
Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes angehört, und daß dies auch hinſichtlich der Haftung des Erben 
für die Nachlaßverbindlichkeiten gilt; für Fideikommiſſe, Anerbengüter u. dgl. Gegenſtände, 
die einer beſonderen Güterordnung unterliegen, iſt das Recht des Staates, in dem fie ſich 
befinden, maßgebend; für Verfügungen von Todes wegen genügt hiunſichtlich der Form der 
Errichtungs- bzw. Aufhebungsort (88 5, 7), in materieller Beziehung iſt das Recht der Staats⸗ 
angehörigkeit maßgebend ($$ 6, 7). — Für Streitigkeiten, welche die erbrechtlichen Ver- 
hältniſſe an dem Nachlaſſe von Dentſchen betreffen, wird durch ZPO 8 27 Abſ 2, 
wenn der Erblaſſer keinen allgemeinen Gerichtsſtand im Inlande hatte, der beſondere 
Gerichtsſtand der Erbſchaft vor dem Gerichte begründet, in deſſen Bezirke der Erblaſſer 
ſeinen letzten inländiſchen Wohnſitz hatte; hilfsweiſe finden PO $ 15 Abſ 1 Satz 2 u. 3 
Anwendung. Dadurch ſoll ein inländiſcher Gerichtsſtand für die nach deutſchem Rechte zu 
beurteilenden Streitigkeiten geſichert werden (Mot zur ZPO Nov. v. 98 S. 84). Doch wird 
der Gerichtsſtand auch begründet ſein, wenn ausnahmsweiſe ausländiſches Recht auf den 
Nachlaß Deutſcher anzuwenden iſt (Art 28; ſ. oben). Wegen der örtlichen Zuſtändigkeit des 
Nachlaßgerichts vgl. 8 1960 A 2. 

2. Sonſtige erbrechtliche Beſtimmungen finden ſich reichsgeſetzlich im BGB in 8 857 
(vgl. § 1922 A 5), und im Familienrecht ($$ 1406 Nr 1, 1461, 1482, 1483 ff., 1683, 1759, 1767, 
1777); ferner in zahlreichen Vorſchriften der ZPO, der KO, ſowie in dem das Verfahren 
in Nachlaß⸗ und Teilungsſachen regelnden Abſchnitt 5 des FG (88 72—99). Ferner in 
dem Geſ., betr. die Organiſation der Bundeskonſulate uſw. v. 8. 11. 67 in Verbindung 
mit EG Art 38 (Verfügungen von Todes wegen vor deutſchen Konſuln) und in 8 44 des 
Milch in Verbindung mit Art 44 EG (Militär⸗ und Marineteſtament). Hinſichtlich der erb- 
rechtlichen Verhältniſſe der Landesherren und der landesherrlichen, ſowie der ehemals 
reichsſtändiſchen Familien gehen nach Artt 57, 58 Ech die Beſtimmungen der Hausverfaſſungen 
und der Laudesgeſetze dem BGB vor. Doch grenzt Art 57 a. a. O. nur das Verhältnis zwiſchen 
Reichsrecht und Landesrecht ab; darüber, ob hausrechtliche Beſtimmungen durch Landesgeſetz 
abgeändert werden können, enthält er keine Vorſchrift; das regelt ſich nach den Landes⸗ 
geſetzen RG Warn 1926 Nr 182). Dieſe Vorſchriften find bis jetzt nicht ausdrücklich aufgehoben; 
da es aber, jedenfalls ſeit dem Inkrafttreten der neuen Reichsverfaſſung (14. 8. 19), keine 
Landesherren mehr gibt (Art 1 RVerf), find die ſtaatsrechtlichen Vorausſetzungen für die 
Sonderſtellung der bis dahin landesherrlichen Perſonen und Familien weggefallen und 
dieſe dadurch ohne weiteres unter das Recht des BGB getreten. Anders liegt die Sache 
hinſichtlich der ehemals reichsſtändiſchen Familien, für die durch die neueſten Ereig⸗ 
niſſe eine Anderung ihrer ſtaatsrechtlichen Stellung nicht eingetreten iſt; die ihnen von 
früher her zuſtehenden Sonderrechte werden deshalb bis zu ihrer Aufhebung als fortdauernd 
anzuſehen fein. Durch die neue Verfaſſung (Art 109 Abſ 3) iſt übrigens nur die Aufhebung 
der öffentlichrechtlichen Geburts⸗ und Standesvorrechte, nicht auch der privatrechtlichen 
als Richtlinie für die Geſetzgebung aufgeſtellt. — Landesgeſetzlicher Regelung iſt vorbehalten 
die Regelung der erbrechtlichen Verhältniſſe für Familienfideikommiſſe (doch iſt die Auflöſung 
der Fideikommiſſe durch Art 155 Abſ 2 Satz 2 NBerf vorgeſchrieben) und Lehen Art. 59, 
Rentengüter Art 62, Erbpachtrecht Art 68, Anerbenrecht Art 64; doch kann nach Art 10 
Nr 4 der Verfaſſung das Reich im Wege der Geſetzgebung Grundſätze aufſtellen über das 
Bodenrecht und die Bindung des Grundbeſitzes, denen die landesrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen Rechnung tragen müſſen. — Weitere Vorbehalte für die landesgeſetz⸗ 
liche Regelung: Erwerbsbeſchränkungen der juriſtiſchen Perſonen und Ordensangehörigen 
Artt 86, 87; Feſtſtellung des Ertragswerts eines Landguts Art 137; gewiſſe fiskaliſche 
und ähnliche Erbrechte (vgl. unten zu 8 1936 A 4) Artt 138, 139; endlich die Regelung der 
Behördenorganiſation und Zuſtändigkeit in bezug auf Nachlaßfürſorge (Art 140, ogl. 
9.1900) und fonftige erbrechtliche Verrichtungen und Beurkundungen (Artt 141, 147 bis 
151 Ech). Zu den durch die Verfaſſung gewährleiſteten „Grundrechten der Deutſchen“ 
gehört nach Art 154 Abſ 1 RVerf auch das Erbrecht, jedoch nur „nach Maßgabe des 
bürgerlichen Rechts“, fo daß das Erbrecht ohne Verfaffungsänderung zwar nicht ab⸗ 
geſchafft, aber doch in einem der Abſchaffung nahekommenden Mafie wird beſchränkt werden 
können. „Nach den Geſetzen“ beſtimmt ſich auch der Anteil des Staates am Erb- 
gut (Art 154 Abſ 2 Werf); ein über das bisherige bloß ſubſidiäre Erbrecht des Fiskus 
(5 1936) hinausgehendes und die Verwandten fernerſtehender Ordnungen von der geſetz 
lichen Erbfolge ausſchließendes ſtaatliches Erbrecht iſt aus ſtaatswirtſchaftlichen und ſozialen 
Gründen unter den früheren Verhältniſſen ſchon vielfach gefordert worden. Die ſteuer⸗ 
lichen Rechtsverhältuiſſe bei Eintritt eines Erbfalles find jetzt geregelt durch das Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetz in der Faſſung vom 22. 8. 1925 (RG Bl. I 320ff.), das an Stelle des Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetzes vom 7. 8. 1922 und der 2. StNot vom 19. 12. 28 getreten iſt. — Die Vor⸗ 
ſchriften des allgemeinen Teiles des BGB (Buch 1) finden auch im Erbrecht, die des 
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allgemeinen Teiles des Rechts der Schuldverhältniſſe (Buch 2) auf erbrechtliche Schuld⸗ 
e ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, Anwendung, insbeſondere auch der § 242 
und die aus ihm ſich ergebenden Aufwertungsgrundſätze (vgl. $ 242 A 5dy Abſ 3). 

3. Für die Übergangszeit gilt nach Art 213 EG der Grundſatz, daß, je nachdem der 
Erblaſſer vor oder nach Inkrafttreten des BGB geſtorben iſt, hinſichtlich der erbrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe das ältere oder das neuere Recht maßgebend iſt (RG 50, 186; 87, 124). 
Jedoch wird die Errichtung und Aufhebung einer Verfügung von Todes wegen, wenn 
ſie vor 1. 1. 00 erfolgt iſt, ſowie die unter dem älteren Rechte bereits eingetretene Bindung 
des Erblaſſers bei einem Erbvertrag oder gemeinſchafllichen Teſtament, ferner werden die 
Errichtung und die Wirkungen eines vorher abgeſchloſſenen Erbverzichtvertrags in jedem 
Falle nach den bisherigen Geſetzen beurteilt (Artt 214, 217 Ech). Nach Art 200 bleibt das 
ältere Recht auch für die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes vor dem 1. 1. 00 ge- 
ſchloſſener Ehen maßgebend. — Der Begriff der erbrechtlichen Verhältniſſe ift im 
weiteſten Sinne zu verſtehen und es fallen unter ihn alle Verhältniſſe, die mit dem Anfalle 
und Erwerbe einer Erbſchaft in Zuſammenhang ſtehen (RG 46, 73; 50, 186). Im einzelnen 
iſt aus den Entſcheidungen des RG hervorzuheben: zu Art 213: R 46, 70 (Verhältnis 
zwiſchen Erben und Teſtamentsvollſtrecker); 50, 182 (Anſpruch aus Art 747 Code civil); 
52, 174 und ZW 02 Beil 209 Nr 47 (Auseinanderſetzung unter Miterben); RG 54, 241 
(Pflichtteilsergänzungsanſpruch gegen den Beſchenkten); JW 09, 158° (Rechtsbeziehungen 
zwiſchen Vor und Nacherben); RG 73, 291 und ZW 1910, 572 (Erbſchaftskauf); RG 59, 80 
und 76, 20 (Auslegung älterer Teſtamente; vgl. auch KG in RIA 16, 71); 79, 392 (Mit- 
erbenanteil); IV 213/10, 12. 1. 11 (auch in älteren Verfügungen vorbehaltene Kodizille be- 
dürfen der Formen des neuen Rechtes); RG 104, 195 (die Verjährung eines Pflichtteil⸗ 
anſpruchs, der am 1. 1. 00 noch nicht verjährt war, beſtimmt ſich gemäß Art 196 EG von da 
ab nach dem Rechte des BGB, auch wenn der Erblaſſer vor dieſem Zeitpunkte geſtorben ift); 
zu Art 214 Abſ 1: NG 49, 44 (Eheverträge des franzöſiſchen Rechtes als Erbverträge); 
49, 48 und 59, 80 (nur die Errichtung, nicht auch die Wirkungen der Verfügung ſind nach 
älterem Rechte zu beurteilen, insbeſondere ſind die Auslegungsregeln des neuen Rechtes an⸗ 
zuwenden); RG 88, 156 (nur vom Erblaſſer ſelbſt, nicht für ihn von feinen Eltern errichtete, 
log. quaſipupillariſche Verfügungen unterliegen hinſichtlich ihrer Errichtung dem älteren 
Rechte); IV 185/16, 6. 7. 16 (desgleichen nur vor 1. 1. 00 bereits fertig zum Abſchluß ge⸗ 
kommene, nicht zu dieſer Zeit noch einer Ergänzung bedürftige Teſtamente); zu Art 214 
Abſ 2: Kc 78, 270 und 87, 121 (zur Bindung gehört auch die Verhinderung des Erblaſſers, 
durch Schenkungen unter Lebenden über ſein Vermögen zu verfügen); IV 601/11, 7. 12. 12 
(desgleichen die Frage, welche Rechte den vertragsmäßig Bedachten in bezug auf eine ſolche 
Schenkung unter Lebenden zustehen; die 88 2287, 2288 BGB find alſo nicht anwendbar); 
RG 77, 172, unter Aufgabe von 62, 13 (die Bindung betrifft nur die Widerruflichkeit, nicht 
die Anfechtbarkeit; dieſe ift ſowohl hinſichtlich der Form wie hinſichtlich der materiellen An⸗ 
fechtungsgründe, wenn dieſe nicht vor dem 1. 1. 00 entſtanden und dem Berechtigten be⸗ 
kannt geworden ſind, nach BGB zu beurteilen); RG 77, 173 und 78, 269 (Bindung nach 
dem älteren Rechte zu beurteilen, auch wenn beide Erblaſſer nicht vor 1. 1. 00 geſtorben 
ſind); RG 50, 316; Warn 1911 Nr 252; R 83, 302; Warn 1918 Nr 14 (ein nach PrA LR 
von Ehegatten errichtetes wechſelſeitiges Teſtament kann auch nach 1. 1. 00 durch einſeitige 
Verfügung von Todes wegen, und zwar nunmehr auch durch eigenhändiges Teſtament, 
widerrufen werden; $ 2271 in Verb. mit $ 2296 iſt nicht anwendbar). Die zweite Auflage 
dieſes Kommentars (an dieſer Stelle und zu § 2253 A 1) ſtand zu dieſer Frage auf einem 
etwas abweichenden Standpunkte, inſofern fie die Anſicht vertrat, daß Art 214 Abſ 2 bei 
einem gemeinſchaftlichen Teſtamente überhaupt keine Anwendung finden könne, falls keiner 
der Ehegatten vor dem 1. 1. 00 geſtorben ſei, weil nach dem älteren (preußiſchen) Rechte 
ſolche Teſtamente bis zum Tode eines Ehegatten frei widerruflich waren, alſo eine Bindung 
nicht ſtattfand, und daß deshalb in dem unterſtellten Falle ſolche Teſtamente nur nach BGB 
zu beurteilen ſeien, demgemäß auch die 88 2271, 2296 auf ſie Anwendung fänden. 
Dieſe Anſicht kann nicht aufrechterhalten werden. Zur Bindung gehört auch die Frage, 
ob eine Bindung eingetreten ift; auch für dieſe Frage iſt daher Art 214 Abſ 2 maßgebend. 
und ſie muß ſomit nach älterem Rechte beurteilt werden, wenn es ſich um ein vor 1. 1. 00 
errichtetes emeinſchaftliches Teſtament handelt. Ergibt das ältere Recht freie Widerruf- 
lichkeit, ſo kann dieſe keine Einſchränkung erleiden, auch nicht durch Erſchwerung der Form 
des Widerrufs, wie fie § 2271 Abſ 1 insbeſondere dadurch herbeiführt, daß die Aufhebung 
durch eine neue Verfügung von Todes wegen ſchon bei Lebzeiten beider Ehegatten aus⸗ 
geſchloſſen wird. — Zu Art 200: R 17. 11. 02, IV 141/02 (Art 200 Abſ 1 Satz 2 gilt auch 
für vor 1. 1. 00 aufgelöſte Ehen); 19. 3. 06, TV 496/05 lerbrechtliche Wirkungen des Güter⸗ 
ſtandes ſind auch ſolche, die zwiſchen dene Ehegatten undfihren Erben endgültig entſtanden 
ſind); NS 96, 202 (die Beſtimmungen über die Vorausdetzungen und die Form der Pflicht⸗ 
leilsentziehung wegen ehelicher Verfehlungen eines Ehegatten, 88 2335, 2886, betreffen nicht 
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die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes); JW 03 Beil 13 (Totteilung der Kinder bei 
der Schichtung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft des lübiſchen Rechtes durch den über⸗ 
lebenden Elternteil ſchließt als erbrechtliche Wirkung des Güterſtandes ein Pflichtteilsrecht 
der Abkömmlinge an deſſen Nachlaſſe aus); RG 65, 250; 82, 265 (die im früheren Rechte 
begründeten erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes kommen nur inſoweit in Belracht, 
als dadurch die Rechte anderer Beteiligter, insbeſondere Pflichtteilsberechtigter — wegen 
der Erben vgl. Warn 09 Nr 516 —, zugunſten des überlebenden Ehegatten eingeſchränkt 
werden); RG 7. 7. 19, IV 155/19 (die Beſtimmungen über die Vorausſetzungen der Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils gehören nicht zu den erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes). 
Im übrigen vgl. zu 8 1931 A 5. — Zu Art 217: NG 63, 428 (Erbverzichtsvertrag iſt nur 
ein mit dem Erblaſſer, nicht ein unter den künftigen Erben geſchloſſener Vertrag); JW 09, 
220 e unter Aufgabe von R 49, 44 (Beſchränkung des Ehegatten im Ehevertrag auf die 
Nutznießung unter Ausſchluß von dem geſetzlichen Erbrecht des BOB enthält, wenn ſie 
als gewollt anzuſehen iſt, einen nach früherem badiſch⸗franzöſiſchen Recht unzuläſſigen 
Erbverzichtsvertrag); vgl. auch A 5 zu § 1931. — Beſondere Beſtimmungen über Teſtier⸗ 
fähigkeit Art 215; über Ausſchaltung des Pflichtteilsrechts bei gewiſſen ritterſchaft⸗ 
lichen Familien Art 216. 


Erſter Abſchnitt 
Erbfolge 


Erbfolge iſt die Rechtsnachfolge in die vermögensrechtliche Perſönlichkeit eines Ver⸗ 
ſtorbenen. Sie beruht entweder auf dem Geſetze oder auf dem Willen des Erblaſſers. 
Das BGB ſtellt, im Gegenſatz zum I. Eutwurfe, die geſetzliche Erbfolge der gewillkürten 
voran. Der Abſchnitt gibt zunächſt die grundlegenden Normen für beide Arten (88 1922, 1923): 
ſodann die Ordnung der geſetzlichen Erbfolge (88 19241936); ſchließlich (88 19371941) 
allgemeine Grundſätze für die gewillkürte Erbfolge, die im einzelnen erſt ſpäter in Abſchnitt 3 
und 4 im Zuſammenhange mit den fie begründenden Rechtsgeſchäften (Teſtament und Erb- 
vertrag) geregelt wird. 


8 1922 


) Mit dem Tode?) einer Perſon?) (Erbfall)“) geht deren Vermögens) 
(Erbſchaft) ) als Ganzes“) auf eine oder mehrere andere Perſonens) (Erben) s) 
iber. 

Auf den Anteil eines Miterben (Erbteil) 10) finden die ſich auf die Erb⸗ 
ſchaft beziehenden Vorſchriften Anwendung 0) 1). 

E 1 1749 Abſ 1, 1750 Abſ 2 E II 1799; M 5 2, 3; B 5 1—8. 


1. Der Paragraph ſpricht die für das Weſen der Erbfolge grundlegenden Sätze aus: Ge- 
ſamtnachfolge und Unmittelbarkeit. Die Vorſchriften ſind zwingendes Recht. Jedes 
hinterlaſſene Vermögen muß einen Erben finden, ſelbſt wenn der Erblaſſer die Erbfolge 
verboten oder ſämtliche Beſtandteile feines Vermögens durch Einzelzuwendungen (8 2087 
Abſ 2) vergeben hätte. Im Notfalle tritt der Fiskus als Erbe ein (§ 1986). 


2. Der Übergang des Vermögens auf den Erben tritt ein mit dem Tode, alſo unnittel⸗ 
bar durch dieſes Ereignis, ohne zeitlichen Zwiſchenzuſtand („der Tote erbt den Lebendigen“; 
das BGB kennt keine ruhende Erbſchaft) und ohne daß es einer Willenserklärung des zur 
Erbſchaft Berufenen bedarf, aber vorbehaltlich der Rückgängigmachung des Erbſchaftserwerbs 
durch Ausſchlagung (8 1942). Berufung (Delation) und Erbſchaftserwerb (Anfall) fallen 
alſo regelmäßig zuſammen. Die dadurch begründete Rechtsſtellung geht auf die Erben 
des Berechtigten über (Transmiſſion des Erbrechts, $ 1952). Bereits mit dem Tode ergeht 
aber auch die (im Sinne einer condicio juris) bedingte Berufung an diejenigen, die im Falle 
des rückwirkenden Wegfalls des in erſter Linie Berufenen (durch Ausſchlagung oder Erb- 
unwürdigkeitserklärung) zur Erbſchaft gelangen (Simultanberufung); das dadurch begründete 
Auwartſchaftsrecht geht gleichfalls auf ihre Erben über. Tritt der Fall ein, fo gilt der An⸗ 
fall an fie als bereits mit dem Tode des Erblaſſers erfolgt (88 1953 Abſ 2, 2344 Abſ 2). 
Ein ähnlicher Schwebezuſtand tritt ein, wenn eine Leibesfrucht zur Erbſchaft berufen iſt 
(8 1923 Abſ 2, vgl. A dazu) oder wenn eine Ehelichkeitserklärung ($ 1733) oder die Beſtätigung 
einer Annahme an Kindes Statt (§ 1753) oder die Genehmigung einer Stiftung des Erblaſſers 
($ 84) oder des Erwerbs einer juriſtiſchen Perſon oder eines Ordensmitgliedes (Artt 86, 87 
EG) noch ausſteht. In allen dieſen Fällen wird erſt durch das ausſtehende Ereignis ent- 
ſchieden, wer Erbe geworden iſt; je nachdem gilt der Aufall an die in Ausſicht genommene 
Perſon oder aber an den an ihrer Stelle Berufenen als mit dem Tode des Erblaſſers er- 
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folgt. — Dagegen erlangt der Nacherbe die Erbenſtellung erſt mit dem Eintritt des die 
Nacherbfolge auslöſenden Zeitpunkts oder Ereigniſſes (des Nacherbfalles), und zwar ex nune; 
für die Zeit bis dahin hat nur der Vorerbe die rechtliche Stellung des Erben (§ 2139; vgl. 
A 2 dazu); doch iſt der Erwerb des Nacherben bereits mit dem Tode des Erblaſſers für ihn 
als rechtlich geſicherte und vererbliche Erwerbsausſicht begründet (auch im Sinne des Reichs ⸗ 
erbſchaftsſteuergeſetzes RG 82, 305). Nach dem Eintritte des Nacherbfalles iſt nur der Nach⸗ 
erbe Erbe; der bisherige Vorerbe verliert ſeine Erbenſtellung und kann deshalb auch von 
dem Nacherben nicht mehr als Vorerbe, insbeſondere auf Mitteilung eines Nachlaßverzeich⸗ 
niſſes (8 2121), in Anſpruch genommen werden (R& 98, 25). — Wegen Einſetzung eines 
Erben unter einer aufſchiebenden Bedingung vgl. 88 2074, 2108 Abſ 2 Satz 2. — Nach dem 
Zeitpunkte des Todes des Erblaſſers beſtimmt ſich auch, ob zwiſchen ihm und einer anderen 
Perſon ein dieſe zur Erbfolge berechtigendes Verwandtſchaftsverhältnis beſteht, z. B. in⸗ 
folge Legitimation durch nachfolgende Ehe von ſeiten eines Verwandten des Erblaſſers. 
Ein vor dem Erbfalle erzeugtes uneheliches Kind hat kein Erbrecht an dem Nachlaſſe eines 
Verwandten feines Vaters, wenn es durch eine erſt nach dem Erbfalle, aber vor feiner Geburt 
abgeſchloſſene Ehe feiner Eltern legitimiert worden ilt, da $ 1923 Abs 2 zwar für den Bett: 
punkt der Geburt, aber nicht für den der Eheſchließung eine Rückbeziehung anordnet. 
Durch eine nach dem Tode eines unehelichen Kindes ſtattfindende Eheſchlieſung ſeiner 
Eltern wird ein Erbrecht an deren Nachlaß für ſeine Abkömmlinge begründet (J 1722). — 
Erſt mit dem Tode tritt die Erbfolge ein (hereditas viventis non datur); die Feſtſtellung 
eines erbrechtlichen Verhältniſſes bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden iſt daher 
ausgeſchloſſen (ME 49, 372); auch Verträge über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten 
find grundſatzlich nichtig (§ 312; vgl. aber Abſ 2). Unzuläſſig auch eine Vormerkung oder 
Kautionshypothek zur Sicherung eines Erb oder Vermächtnisanſpruchs auf ein Grundſtück 
vor dem Tode des Erblaſſers (Kc 48 A 189; OLG 14, 97; 43, 12). — Nicht das ganze 
Vermögen, ſondern nur der nicht zum Geſamtgute gehörige Teil geht durch Erbfolge über, 
wenn der Erblaſſer in allgemeiner Gütergemeinſchaft gelebt hat, die nach ſeinem Tode 
fortgeſetzt wird (§ 1483) oder wenn er als Abkömmling an einer fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft Anteil hatte (§ 1490). — Zeitpunkt des Todes im Falle der Todeserklärung 88 18, 20 

3. Nur natürliche Perſonen, dieſe aber ohne Ausnahme, können beerbt werden. Das 
Vermögen juriſtiſcher Perſonen geht nach Erlöſchen der Perſönlichkeit gemäß 88 45, 46, 
88 und Eh Art 85 über. Dabei finden, wenn das Vermögen an den Fiskus fällt, die Vor⸗ 
ſchriften Über eine dem Fiskus zugefallene Erbſchaft (8 1986) entſprechende Anwendung (8 46). 

4. Erbfall iſt der Eintritt der objektiven Vorausſetzung für die Beerbung: der Tod des 
Erblaſſers. „Erbanfall“, „Anfall der Erbſchaft“ (8 1942) bezeichnet den Übergang des 
Vermögens auf den Erben. Der „Fall der Nacherbfolne” ($ 2139) iſt der Eintritt des die 
A auslöſenden Zeitpunktes oder Ereigniſſes (Tod des Vorerben, Eintritt der Be⸗ 
ingung). 

5. Unter „Vermögen“ verſteht das BGB in der Regel — vgl. namentlich 88 811, 419, 
1085 — nach deutfchrechtlicher Auffaſſung die Geſamtheit (den Inbegriff) der einer Perſon 
zuſtehenden wirtſchaftlich verwertbaren Sachen und Rechte, alſo gleichbedeutend mit Aktiv 
vermögen ohne Einbeziehung der darauf laſtenden Verbindlichkeiten (RG 69, 285 n. 416). 
Dem äußeren Anſcheine nach könnte der Ausdruck in dieſem Sinne auch in § 1922 gebraucht 
ſein; denn andernfalls wäre die beſondere Beſtimmung des 8 1967, daß der Erbe für die 
Nachlakverbindlicheiten haftet, hinſichtlich der von dem Erblaſſer herrührenden Schulden 
überflüſſig, da dieſe ſchon auf Grund des § 1922 auf ihn übergegangen wären. Anderſeits 
ſpricht für einen weiteren Vermögensbegriff an dieſer Stelle, daß der Erbe in die geſamte 
vermögensrechtliche Perſönlichkeit des Verſtorbenen eintritt und daß ein Übergang des 
„Vermögens“ auf den Erben auch erfolgt, wenn gar keine Aktiva vorhanden ſind. Die 
Streitfrage iſt für das Erbrecht mehr theoretiſcher Natur, da auf jeden Fall der Erbe nach 
Maßgabe der 88 1967ff., und nur nach dieſer Maßgabe, für die Schulden des Erblaſſers 
haftet. — Un vererbliche Rechte ſind: Mitgliedſchaft an Vereinen, falls nicht die Satzung 
anderes beſtimmt (88 38, 40); Geſellſchafterrechte, falls nichts anderes vereinbart ift (§ 727 
BGB, 8 131 Nr 4 HGB, val. aber § 177); Vorkaufsrecht, falls nichts anderes beſtimmt iſt 
($ 514), vererblich jedoch das Vorkaufsrecht der Miterben am Erbteil (8 2034 Abſ 2); ferner 
unvererblich: Recht des Ehegatten auf Übernahme des Geſamtguts (§ 1502); Anſprüche auf 
Erſatz immateriellen Schadens (§ 847 Abſ 1 Satz 2); aus Defloration (88 847 Abf 2, 1800); 
Widerrufsrecht von Schenkungen unter Ehegatten ($ 1584); ferner Rechte, die vertrags⸗ 
mäßig auf die Perſon des urſprünglich Berechtigten beſchränkt ſind (nur in dieſem Falle auch 
das Bezugsrecht des Aktienzeichners, RG 65, 22). Beſchränkt vererblich: Recht auf 
Widerruf von Schenkungen ($ 530) und Stiftungen (8 81). Mit dem Tode des Be- 
rechtigten erlöſchen ferner: Nießbrauch (8 1061), beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten 
(8 1090); Unterhaltsanſprüche für die Zukunft (88 1615, 1718), jedoch paſſiv vererblich der 
Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes ($ 1712; RG 90, 203); wegen des Ausſteuer⸗ 


10 Erbrecht 


anſpruchs vgl. A 1 zu 9 1623; nicht erlifcht die Anweiſung (8 791). Dagegen ſind keines 
wegs alle nicht übertragbaren Rechte (vgl. § 399 A A) ohne weiteres auch nicht vererb⸗ 
lich. — Auch bloße Möglichkeiten des Rechtserwerbs, ſog. „Rechtslagen“, ſind Gegenſtand 
der Erbfolge (Erwerbsgeſchäft $ 22 HGB; Erſitzungslage § 948; Beſitz 8 857; Anwartſchaft 
der Nacherben $ 2108 Abſ 2, f. oben A 2); Recht zur Annahme eines Vertragsantrags 
(9453; OLG 4, 25); ebeuſo das Recht zur Ausſchlagung von Erbſchaften (vgl. oben A 2 
und zu § 1952 A 1) und Vermächtniſſen ($ 2180). Vererblich iſt auch der Pflichtteils⸗ 
anſpruch nach Eintritt des Erbfalles (8 2317 Abſ 2). — Wegen des Erlöſchens von 
Verpflichtungen vgl. $ 1967 A 2. — Über Vererblichkeit gewerblicher und literariſcher 
Schutzrechte vgl. Muſtch v. 11. 1. 76 § 8; PatG v. 7. 4. 91 8 6, GebrMuſtG v. 1. 6. 91 
§ 7, WEG v. 12. 5. 94 8 7, LUG v. 19. 7. 01 § 8, KunſtuG v. 9. 1. 07 8 10. — 
Ob eine von dem Erblaſſer „zugunſten feiner Erben“ ohne nähere Beſtimmung ab⸗ 
geſchloſſene Lebensverſicherung zum Nachlaſſe gehört oder den mit dem Ausdruck „Erben“ 
bezeichneten Perſonen nicht als Fortſetzern der Rechtsperſönlichkeit des Erblaſſers, ſondern 
als Sonderperſonen (Dritten; 8 330) zufallen ſoll, iſt Auslegungsfrage; von ihrer Beant- 
wortung hängt namentlich ab, ob die Lebensverſicherung dem Zugriffe der Nachlaßgläubiger 
unterliegt und im Falle des Nachlaßkonkurſes zur Konkursmaſſe gezogen werden kann, ſowie 
ob die nachträgliche Beſtimmung anderer Perſonen als der Erben zu Bezugsberechtigten durch 
den Verſicherungsnehmer ein wegen Gläubigerverkürzung anfechtbares Rechtsgeſchäft dar⸗ 
ſtellen kann. Vor dem Inkrafttreten des Reichsgeſetzes über den Verſicherungsvertrag 
v. 30. 5. 08 (RGBl S. 263) hat die Rechtslehre und die Rechtſprechung (auch das Reichs 
gericht) darüber geſchwankt, was im Zweifel als Wille des Erblaffers, — der, da der Verſicherer 
ein Intereſſe in der einen oder andern Richtung regelmäßig nicht haben wird, bei der Ver⸗ 
tragsauslegung entſcheidend in Betracht kommt — zu gelten hat, insbeſondere ob eine tat⸗ 
ſächliche Vermutung dafür ſpricht, daß er in Fürſorge für feine Erben (Hinterbliebenen) dieſen 
die Lebensverſicherungsſumme habe zuwenden und ſie ſeinem Nachlaſſe entziehen wollen; 
vgl. einerſeits RG 11, 173 und 82, 162; anderſeits 62, 259, aber auch Schon 1, 378. Nun ⸗ 
mehr hat F 167 Ab 1 des genannten Reichsgeſetzes für Kapitalverſicherungen (nicht 
auch für Rentenverſicherungen) auf den Todesfall die Frage dahin entſchieden, daß im 
Zweifel diejenigen, welche zur Zeit des Todes als Erben berufen ſind, nach dem Verhältnis 
ihrer Erbteile bezugsberechtigt ſind und daß eine Ausſchlagung der Erbſchaft auf die Berech⸗ 
tigung keinen Einfluß hat. Dadurch iſt eine geſetzliche Vermutung (Auslegungsregel) dafür 
geſchaffen, daß der Erblaſſer den im Augenblicke feines Todes zur Erbſchaft berufenen Perſonen 
ohne Rückſicht darauf, ob fie endgültige Erben werden (8 1953), alſo als Dritten, die Ver. 
ſicherungsſumme zuwenden wollte. Dieſe Vermutung iſt aber widerlegbar; die Widerlegung 
kann aus tatſächlichen Umſtänden aller Art entnommen werden, u. a. auch aus der Abſicht 
des Erblaſſers, der die Verſicherung genommen hat, ſich dadurch lediglich ein Darlehn zu ver⸗ 
ſchaffen (OSG Hamburg, Veröffentlichungen des Aufſichtsamts für Privatverſicherung 5, 89); 
auch mündliche Erklärungen des Verſicherungsnehmers, insbeſondere gegenüber dem Agenten 
des Verſicherers, köunen dabei in Betracht gezogen werden (RG JW 00, 496). Bezugsberechtigt 
find die durch geſetzliche (88 1924—1936) oder gewillkürte (88 19371941) Erbfolge berufenen 
Perſonen nach Verhältnis ihrer Erbteile; auf einzelne Gegenſtände eingeſetzte, als Erben bezeich⸗ 
nete Perſonen kommen nicht in Betracht, wenn ſie gemäß der Auslegungsregel des 8 2087 Abſ 2 
(vgl. aber § 1937 A 3) nicht als Erben anzuſehen find. Nach Abſ 2 des § 167 Verſ VG ſteht 
dem Fiskus, wenn er als Erbe berufen ift (8 1936 BGB), ein Bezugsrecht im Sinne des 
Abſ 1 nicht zu (da nicht anzunehmen ift, daß der Erblafſer für ihn eine Fürſorge hat ausüben 
wollen; ähnlich 88 2104 Satz 2 u. 2149 Satz 2 BOB); er erhält alfo die Verſicherungsſumme 
nur als Beſtandteil des Nachlaſſes und ſie iſt dem Zugriffe der Nachlaßgläubiger und dem 
Nachlaßkonkurſe unterworfen. Für Renteuverſicherungen bleibt es bei der freien Auslegung. 

6. „Erbſchaft“ iſt ſomit das auf einen Erben übergegangene Vermögen eines Verſtorbenen. 
Das Geſetz gebraucht den Ausdruck vorzugsweiſe, wenn es ſich um die Beziehungen des Erben 
zu dem hinterlaſſenen Vermögen handelt (88 1942 ff.), während es den Ausdruck Nachlaß“ 
anwendet, wenn das Vermögen als ſolches, namentlich das Aktivvermögen, in Frage kommt 
11 Fr le Doch ift die Ausdrucksweiſe keineswegs ſtreng durchgeführt (vgl. z. B. 

7. Das Vermögen geht „als Ganzes“ über (Univerſalſukzeſſion), d. h. die Rechts 
nachfolge geſchieht in die Geſamtheit der durch die Perfon des Erblaſſers zu einer Einheit 
verbundenen und in dieſer Einheitlichkeit auf den Erben übergehenden Vermögensgegen⸗ 
finde (Sachen und Rechte) des Erblaffers oder in einen Bruchteil dieſer Geſamtheit 
(, ½e uſw., was jedoch nicht etwa bedeutet, daß die entſtehende Gemeinſchaft eine Bruch⸗ 
teilsgemeinſchaft wäre; |. $ 2032 A 1, 8); eine Nachfolge in einzelne Vermögensgegenſtände 
oder Klaſſen von Vermögensgegenſtänden iſt als Erbfolge reichsrechtlich ausgeſchloſſen (RG 
95, 14). Daher keine Erbfolge in den „geſamten Grund beſitz“ (RG 61, 78). Doch können 
ſolche Spezialſukzeſſtonen auf Grund der Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung vorkommen 


Erbfolge $ 1922 11 


(in Rentengüter, Familienfideikommiſſe, Erbpachtrechte, Anerbengrundſtücke uſw.: vgl. 
Vorbem 2 zu dieſem Buche). Desgleichen auf Grund von Staatsverträgen mit Geſetzeskraft; 
ogl. das deutſch⸗ruſſiſche Nachlaßabkommen, Vorbem 1 zu dieſem Buche. Auch die kraft 
Geſetzes eintretende Nachfolge des Ehegatten in die Haushaltsgegenſtände (Voraus, 8 1932, 
vgl. A dazu) iſt vom BGB nicht als Erbfolge, ſondern nach den Vorſchriften über Ver⸗ 
mächtniſſe ausgeſtaltet. — Die Erbfolge vollzieht ſich dementſprechend durch einen einheit⸗ 
lichen Rechtsakt, ohne daß es der für die Übertragung der einzelnen Rechte erforder 
lichen Spezialakte (Beſitzübertragung, Auflaſſung, Eintragung) bedarf. Auch in die Stellung 
des Erblaſſers als mittelbaren Beſitzers rückt der Erbe ohne weiteres kraft des Erbanfalls 
ein (8 857; RG 83, 229). Trifft durch den Erbgang Berechtigung und Verpflichtung 
oder Berechtigung und Belaſtung einer beweglichen Sache oder eines Rechtes zuſammen 
(55 1063, 1072, 1256), fo erliſcht das Rechtsverhältnis; anders bei Zuſammentreffen des 
Eigentums mit einem Rechte an einem fremden Grundſtücke (8 889). Eine Hypothek des 
Erben an einem Grundſtücke des Erblaſſers und umgekehrt wird zur Eigentümergrund⸗ 
ſchuld (88 1163, 1177). Doch leben die erloſchenen Rechtsverhältniſſe wieder auf, wenn 
der zur Erbſchaft Berufene die Erbſchaft ausſchlägt ($ 1953 A 1), ſowie falls Nachlaß⸗ 
verwaltung oder Nachlaßkonkurs eintritt und in den übrigen Fällen der Nachlaßabſonderung 
($8 1976, 1990, 1991, 1992); ebenſo im Falle des Eintritts der Nacherbſchaft (8 2143) und des 
Erbſchaftsverkaufs (8 2377). Auch im Falle des § 2175 tritt kein Erlöſchen ein. Vgl. die 
Anmerkungen zu dieſen Paragraphen. { 
5 Unter den aktiv erbfähigen anderen Perſonen verſteht das Geſetz, abweichend von 
ber paffiven Erbfähigkeit (A 3), ſowohl natürliche als inriſtiſche Perſonen; aber auch 
offene Handelsgeſellſchaften müſſen, da fie nach § 124 HGB unter ihrer Firma zum 
Erwerbe von Rechten fähig ſind, in dieſer TE * als erbfähig gelten (ſo auch Staudinger 
0 1923 A 7; Staub- Koenige Hh $ 124 Anm „ In allen Fallen iſt Rechtsfähigkeit 
89 1, 21 ff. BOB; 123 HGB) zur Zeit des Erbfalls (bal. A 1 zu 5 1928) vorausgeſetzt. 
Nicht rechtsfähige Vereine (§ 54) können nicht erben. Doch kann unter Umſtänden eine 
ihnen gemachte Zuwendung (Erbeinſetzung) als Zuwendung an die Vereinsmitglieder mit 
der Auflage, das Zugewendete zu Vereinszwecken zu verwenden, aufrechterhalten werden 
(RG Warn 1911 Nr 89). Landesgeſetzlich kann die Beerbung durch juriſtiſche Perſonen, 
ſoweit Werte von mehr als 5000 M. in Frage ſtehen, beſchränkt oder von ſtaatlicher Ge⸗ 
nehmigung abhängig gemacht werden; eine erteilte Genehmigung gilt als vor dem Erbfall 
erteilt (Art 86 EG); auf Feſtſtellung kann auch vor erteilter Genehmigung geklagt werden 
(Ach 75, 406). Für Mitglieder religiſer Orden, die Gelübde auf unbeſtimmte oder Lebens⸗ 
5 2 800 ee landesgeſetzlich. gleichfalls Genehmigungspflicht angeordnet werden (Art. 87 
9. Erbe im Sinne des Geſetzes iſt nur, wer unmittelbar durch das Geſetz oder durch 
Verfügung von Todes wegen gemäß dem Geſetze als Geſamtnachfolger des Erblaſſers be- 
rufen iſt. Hierzu gehört weder der Erbeserbe, noch der Erbſchaftskäufer. Auch der Er⸗ 
werber des ‚Erbanteils (8 2033) wird nicht Miterbe und hat keinen Anſpruch auf Erteilung 
des Erbſcheins (RG 64, 173). Vor dem Tode des Erblaſſers ſind Erben im Rechtsſinne 
noch nicht vorhanden; vgl. 8 1935 A 2. „Künftige geſetzliche Erben“ im Sinne des § 312 
Abſ 2 find alle diejenigen Perſonen, weiche zur Zeit des Vertragsſchluſſes in einem ſolchen 
Verhältniſſe zum Erblaffer ſtehen, daß fie, falls er zu dieſer Zeit ſtürbe, durch Simultan- 
berufung (A2) kraft Geſetzes zur Erbſchaft berufen werden würden, alſo alle Verwandten 
des Erblaffers, nicht nur die zur Zelt nächſten und deshalb nach 8 1930 zunächſt Be- 
rufeuen, ferner der Ehegatte und auch (anders wie in § 2346) der in 8 1936 genannte Fiskus; 
der Vertrag muß, um wirkſam zu ſein, den Erbteil eines von ihnen betreffen; er wird gegen- 
ſtandslos, wenn dieſer nicht zu dem Erbteile kraft Geſetzes gelangt; daß auch der andere 
Vertragsteil tatſächlich Erbe wird, iſt zur Wirkſamkeit nicht erforderlich MG 98, 330; jetzt 
auch Planck, 4. Aufl., 8 312 Erl. 2b). — Die Erbenſtellung kann einem Dritten nicht durch 
Rechtsgeſchäft, insbeſondere nicht durch Anerkennung einer unwirkſamen Verfügung von 
Todes wegen, übertragen werden (OLG 26, 286); deshalb iſt bei Erteilung des Erb: 
f cheins zu prüfen, ob die Verfügung von Todes wegen, die die geſetzliche Erbfolge abändert, 
wirkſam it, auch wenn die durch fie Eingeſetzten fie als unwirkſam anerkannt haben (KG 
33 A 11%) und ebenſo ob eine ſolche Verfügung mit Grund angefochten iſt (KJ 38 A 118). 
Das Nachlaßgericht hat erforderlichenfalls von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Eigenſchaft 
bes Antragſtellers als Erbe erforderlichen Ermittlungen zu veranſtalten (8 2358 A 1). Eine 
Verweiſung des Antragſtellers auf den Prozeßweg iſt unzuläſſig. Ob, wenn ein Rechts ⸗ 
treit über das Erbrecht anhängig eiſt, der Nachlaßrichter das Verfahren ausſetzen 
darf, iſt zwiſchen Bayob ec; (8 8, 367 und Recht 1921, 498) und KG (NZU 9, 75) ſtreitig. Die 
die Ausſetzung zulaſſende Anſicht des Kammergerichts dürfte vorzuziehen ſein, da die Nötigung, 
unter allen Umſtänden ein neben dem Prozeßverfahren hergehendes beſonderes Ermittlungs- 
verfahren des Nachlaßgerichts zu veranſtalten, zu unnötigen Weiterungen und Koſten führen 
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würde und ein zwingender Grund dafür aus dem Geſetze nicht zu entnehmen ift. Doch iſt 
die Entſcheidung über das Erbrecht im Prozeſſe zwiſchen Erbprätendenten für das Nachlaß⸗ 
gericht unter Umſtänden von materieller Bedeutung, aber nicht bindend (§ 2359). Ebenſo⸗ 
wenig ſchafft ſie Rechtskraft gegenüber den Nachlaßgläubigern und Nachlaßſchuldnern. Die 
Witwe und die gemeinſchaftlichen Abkömmlinge, welche nach dem Tode eines Ehegatten, 
der in der allgemeinen Gütergemeinſchaft des BGB gelebt hat, miteinander die Gemein⸗ 
ſchaft fortſetzen (8 1483), find nicht Erben des verſtorbenen Ehegatten; $ 41 GB findet 
daher auf fie keine Anwendung (KJ 38 A 212; OLG (Kolmar) 21, 11). Für die auf Grund 
landesgeſetzlicher Beſtimmungen fortgeſetzten Gütergemeinſchaften vor dem 1. 1. 00 
durch den Tod eines Ehegatten aufgelöfter Ehen iſt die Frage nach Maßgabe der landesgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen zu entſcheiden, auch wenn der Ehegatte nicht vor dem 1. 1. 00 geſtorben 
ift (Artt 200, 218 EG; vgl. Vorbem 3 zu dieſem Buche; R 102, 28). 

10. Das Verhältnis mehrerer miteinander zur Erbſchaft gelangenden Perſonen (Mit 
erben) zueinander und zu den Nachlaßgläubigern wird erſt in den 88 2032 ff. näher geregelt. 
8 1922 Abſ 2 hat nur den Zweck, klarzuſtellen, daß die Vorſchriften, welche das BGB über 
die „Erbſchaft“ — d. h. das geſamte hinterlaſſene Vermögen — gibt, ohne weiteres auch 
auf den Anteil eines Miterben an der Erbſchaft Anwendung finden, z. B. die 88 1942ff., 
aber auch die in anderen Teilen des BGB enthaltenen Vorſchriften (88 1089, 1406 Nr. 1, 
1453, 1461, 1822 Nr 1, 2). Der Grundſatz ift aber nicht ausnahmslos durchgeführt: die Ver 
äußerung der Erbſchaft hat nur ſchuldrechtliche Wirkungen unter den Beteiligten (8 2874), 
während über einen Erbteil mit dinglicher Wirkung verfügt werden kann ($ 2038); ferner: 
Nachlaßkonkurs (KO 8 235) und Nachlaßverwaltung ($ 2062 BGB) können nur über die 
Erbſchaft, nicht über einen Erbteil angeordnet werden. Dagegen iſt eine Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft (§ 1960) auch für den Anteil eines Miterben zuläſſig (Z Bl§ G 2, 831). 

11. Beweislaſt. Den Tod des Erblaſſers und, ſofern es darauf ankommt, den genauen 
Zeitpunkt des Todes hat zu beweiſen, wer Erbe zu ſein behauptet. Vermutung dafür im 
Falle der Todeserklärung § 18. Für Erteilung des Erbſcheins zu führende Beweiſe § 2356. 
Vermutung für den im Erbſchein als Erbe Bezeichneten $ 2865. Schutz des guten Glaubens 
an den Erbſchein 88 2366, 2867. 
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Erbe kann nur werden, wer zur Zeit des Erbfalls lebt!). 

Wer zur Zeit des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereits erzeugt war)), 
gilt als vor dem Erbfalle geboren?) )). 

E 1 1752, 1758 Abſ 1, 1964 Abſ 2, 2026 Abſ 2 II 1800; M 5 4, 11 ff., 887 ff., 488 ff.; P 5 4, 7, 468 
614; 6 90, 955 ff. 

1. Erblaſſer und Erbe müſſen während einer noch fo geringen Zeit gleichzeitig am Leben 
geweſen ſein, der Erbe muß beim Tode des Erblaſſers (§ 1922 A 4) bereits gelebt und 
noch gelebt haben. Val. aber hinſichtlich des Naſziturns Abſ 2 und A 2. Das gilt auch für 
den durch Erbvertrag beſtimmten Erben. Erleben des Eintritts einer aufſchiebenden Bedingung 
$ 2074. Für den Nacherben genügt, wenn er zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge, 
regelmäßig alſo beim Tode des Vorerben, lebt oder doch mindeſtens erzeugt war (8 2108 A 1). 
Auch der Vermächtnisnehmer braucht zur Zeit des Erbfalls noch nicht gelebt zu haben oder 
erzeugt'geweſen zu fein; darf aber nicht vorher geſtorben fein (88 2178, 2160). Stirbt der be⸗ 
rufene Erbe vor dem Erblaſſer, fo wird die Bernfung gegenſtandslos, das dem Berufenen zu⸗ 
gedachte Erbrecht geht nicht auf ſeine Erben über. Anders, wenn der Nacherbe zwar nach dem 
Erbfalle, aber vor dem Vorerben ſtirbt (§ 2108 Abſ 2). Stirbt der Nacherbe vor dem Erb⸗ 
laſſer, fo wird die Anordnung der Nacherbfolge unwirkſam ($ 2108 Abſ 1; RG 14. 3. 07, 
IV 375/06). Im Falle der Verſchollenheit greift die Lebensvermutung des § 19 (vgl. 
A 1, 2 dazu), beim Tode in gemeinſamer Gefahr die Vermutung der Gleichzeitigkeit (8 20) ein, 
fo daß die Beerbung gegenſeitig ausgeſchloſſen iſt; der Beweis der Unrichtigkeit der Ver ⸗ 
mutungen it unbeſchränkt zuläſſig (RG 60, 108; 98, 108). — Der Ausdruck „leben“ muß auch 
auf juriſtiſche Perſonen bezogen werden, da anch ſie aktiv erbfähig find (vgl. § 1922 A 8); 
er bedeutet hier das rechtsfähige Beſtehen. Eine Stiftung gilt für die Zuwendungen des 
Stifters als vor deſſen Tode entſtanden, auch wenn fie erſt nachher genehmigt iſt ($ 84), fie 
wird alſo, wenn ſie vom Stifter zum Erben eingeſetzt iſt, deſſen unmittelbare Erbin, nicht 
Nacherbin (vgl. A 2). 

2. Der Grundſatz des Abſ 1 wird zugunſten der Leibesfrucht durchbrochen; denn ein 
„Leben“ im rechtlichen Sinne (8 1 BGB) zur Zeit des Erbfalls kann dieſer nicht zugeſchrieben 
werden; ſie gilt aber hinſichtlich ihrer Erbfähigkeit als vor dem Erbfall geboren, ſofern ſie 
überhaupt „geboren“ wird,! d. h. lebensfähig zur Welt kommt (A 8). Das gilt nicht nur für 
geſetzliche Erben, ſondern für jede zur Erbſchaft berufene Leibesfrucht. — Auch die Einſetzung 
einer zur Zeit des Todes des Erblaſſers noch nicht erzeugten Perſon iſt dadurch ermöglicht, 
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6 fi Nacherbeinſetzung aufrechterhalten werden kaun, was im Zweifel als Wille des 
be en il 9 2101 Abſ 1). Gleiches gilt für noch nicht entſtandene juriſtiſche 
Perſonen. In dieſer Weiſe kann auch die „künftige Nachkommenſchaft“ einer beſtimmten 
Perſon eingeſetzt oder mit Vermächtniſſen bedacht und die Einſetzung oder Zuwendung durch 
Hypothek geſichert werden (NG 30. 6. 04, IV 516/03; RG. 65, 280). ü = 

8. Vorausgeſetzt, daß er lebend, wenn auch nicht lebensfähig, zur Welt gekommendſiſt 
(8 1). Solange er noch nicht geboren iſt, beſteht Ungewißheit, ob die Erbſchaft ihm oder 
einem andern angefallen ift; daher ift ſolange keine Annahme für ihn durch den nach $ 1912 
oder § 1960 ernannten Pfleger möglich. Wird er lebend geboren, fo gilt, ſoweit feine 
Erbfähigkeit in Frage kommt, die Geburt als vor dem Erbfalle erfolgt. Regelung 
für die Zwiſchenzeit: Unterhaltsanſpruch der Mutter des zu erwartenden Erben 5$ 1963, 2141; 
Aufſchub der Erbesauseinanderſetzung $ 2043; Pflegſchaft für die Leibesfrucht § 1912; 
Nachlaßpflegſchaft § 1960; Erteilung eines Erbſcheins für die Miterben vgl. A 5 zu § 2858. 

4. Beweislaſt. Dem Erben liegt der Beweis ob, daß er zur Zeit des Erbfalls gelebt 
hat oder doch erzeugt geweſen iſt. Dabei entſcheidet freie Beweiswürdigung; die in 88 1592, 
1717 Abſ 2 feſtgeſetzte Empfängniszeit kommt nicht als bindende Rechtsregel, ſondern nur 
als Erfahrungsſatz für den Richter in Betracht. Anders, wenn die eheliche oder uneheliche 
Abſtammung die Vorfrage für die Erbberechtigung bildet (88 1591, 1717 Abſ 1). — Wegen 
der Vermutung des § 20 vgl. A 1. 


8 1924 


1) Geſetzliche Erben der erſten Ordnung ſind die Abkömmlinge des Erb» 
laſſers ?). 

2 15 Zeit des Erbfalls lebender Abkömmling ſchließt die durch ihn 
mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge von der Erbfolge aus?). 

An die Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebenden Abtömm⸗ 
linges treten die durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge 
(Erbfolge nach Stämmen) “). 

Kinder erben zu gleichen Teilens). 

E 11965 II 1801; M 5 858—860; P 5 463—467. 


1. Die geſetzliche Erbfolge iſt zwar im BGB als die dem Familienverhältuis unmittel- 
bar eutſpringende vorangeſtellt, fie iſt aber tatſächlich ſubſidiär, da ſie nur eintritt, wenn 
eine Berufung des Erben durch den Willen des Erblaſſers nicht erfolgt iſt oder ſich erledigt 
hat. Sie kann auch zu einem Teile der Erbſchaft eintreten, während zu einem andern Teile 
gewillkürte Erbfolge eintritt ($ 2088); der Satz des römiſchen Rechtes: „nomo pro parte 
testatus“ uſw. iſt dem BGB unbekannt. Die geſetzliche Erbfolge kann auch zeitlich vor 
oder nach der gewillkürten ſtattfinden in der Weiſe, daß die geſetzlichen Erben als Vorerben 
(58 2105, 2101) oder als Nacherben (5 2104) eintreten. 

Die geſetzliche Erbfolge des BGB beruht auf dem Parentelenſyſteme. Der Grund⸗ 
gedanke dieſes Syſtems ih der (M 5, 357), daß die Verwandten des Erblaſſers ($ 1589) 
zu Gruppen (Ordnungen, Parentelen) zuſammengefaßt werden, je nachdem ſie von 
dem Erblaſſer ſelbſt abſtammen oder durch einen näheren oder entfernteren gemeinſchaft⸗ 
lichen Stammelternteil (parens), der ſelbſt auch zu der Gruppe gerechnet wird, mit ihm 
verwandt ſind, und daß die Verwandten einer durch einen entfernteren Stammelternteil 
des Erblaſſers verbundenen Gruppe erſt in Ermangelung einer durch einen näheren Stamm- 
elterntell verbundenen Gruppe zur Erbſchaft gelangen. Dieſe successio ordinis iſt im 
BGB in ſtreng formaler Weiſe durchgeführt. Das Syſtem iſt aber des weiteren in der 
Weiſe ausgeſtaltet, daß innerhalb der drei erſten Ordnungen in der Richtung nach aufwärts 
Linearerbfolge, d. h. Teilung der Erbſchaft in eine väterliche und eine mütterliche Linie, 
bzw. in je zwei großväterliche und großmütterliche Linien; in der Richtung nach abwärts 
aber Stammeserbfolge eintritt, die bedeutet, daß jedes Stammesglied, ſolange es vor- 
handen iſt, die von ihm abſtammenden — durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten — 
Stammesglieder von der Erbſchaft ausſchließt und daß an Stelle eines weggefallenen 
Stammesgliedes die von dieſem abſtammenden Stammesglieder ohne Rückſicht darauf, ob 
ſie dem Grade nach näher oder entfernter mit dem Erblaſſer verwandt ſind, treten (Eintritts⸗ 
recht, auch Repräſentationsrecht genannt; vgl. aber A 4), während in der vierten und den 
ferneren Ordnungen lediglich die Nähe der Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer, ohne Unter⸗ 
ſcheidung von Linien und Stämmen, entſcheidet(Gradualerbfolg e). — Die Zahl der erb. 
berechtigten Verwandtenordnungen iſt eine unbeſchränkte (der Code civil erkennt nur zwölf 
an); die ſeit geraumer Zeit beſtehenden Reformbeſtrebungen, die eine Einſchränkung des 
geſetzlichen Verwandtenerbrechts in entfernteren Graden zugunſten eines ſtaatlichen Erb⸗ 
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rechts herbeiführen wollen, haben ſich, bis jetzt noch} nicht durchſetzen können (vgl. Vorbem 2 
zu dieſem Buche). — Das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten (58 1931—1934) 
tritt teils neben das Erbrecht der Verwandten in der Weiſe, daß es dieſes auf eine Quote 
beſchränkt, teils ſchließt es dieſes aus. Für gewiſſe Verwandte (Abkömmlinge, Eltern) und 
für den Ehegatten tritt, wenn ſie durch das Geſetz zur Erbfolge berufen ſein würden, aber 
durch Verfügung des Erblaſſers ausgeſchloſſen find, an die Stelle des Erbrechts ein Pflicht ⸗ 
teilsrecht (§ 2308). 

2. Der Erblaſſer ſelbſt iſt parens der erſten Drdnung. Abkömmlinge ſind ſeine 
Kinder aus einer oder mehreren Ehen, auch aus geſchiedener Ehe, ſeine Enkel, Urenkel uff. 
Nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung regelt ſich auch die gegenſeitige Unterhaltspflicht 
(88 1606, 1609). Das uneheliche Kind ſteht nur zur Mutter und deren Verwandten im 
Verhältnis des Abkömmlings ($ 1705). Zum Vater und feinen Verwandten erſt nach der 
Legitimation durch nachfolgende 915 (88 1719—1722). Vgl. aber wegen eines vor dem 
Inkrafttreten des BGB geborenen ſog. Brautkindes EG Art 208 Abſ 2 ſowie wegen der 
zukünftigen Geſetzgebung Art 121 der Reichsverfaſſung v. 11. 8. 19. Die Ehelichkeits · 
erklärung verſchafft dem Kinde und ſeinen Abkömmlingen nur ein Erbrecht gegen den Vater, 
nicht gegen beffen Verwandte, ſomit auch nicht gegen die ehelichen oder andere gleichfalls 
legitimierte Kinder des Vaters und umgekehrt (88 1736, 1737). Weſentlich das gleiche gilt 
von der Annahme an Kindes Statt (88 1757, 1762, 1763). Das Erbrecht des Kindes 
kann im Annahmevertrage ausgeſchloſſen werden ($ 1767 Abſ 1). Dem Annehmenden 
ſteht gegen das Kind überhaupt kein Erbrecht zu ($ 1759). Das Erbrecht des Kindes gegen 
ſeine leiblichen Verwandten bleibt unberührt (8 1764). Kinder aus nichtigen Ehen 99 1699ff. 
Wegen der bisherigen landesherrlichen und der ehemals reichsſtändiſchen Familien vgl. 
Vorbem 2 zu dieſem Buche. 

3. Der dem Grade nach nähere Abkömmling ($ 1589) ſchließt ſeine eigenen Abkömm⸗ 
linge aus, falls er endgültiger Erbe wird. Lebt er zwar beim Tode des Erblaſſers, wird 
aber der Erbſchaftsanfall an ihn rückgängig gemacht infolge Erbausſchlagung oder Erb⸗ 
unwürdigkeitserklärung (88 1958, 2344), fo treten feine Abkömmlinge in derſelben Weiſe 
an feine Stelle, als wenn er zur Zeit des Erbfalls nicht mehr gelebt hätte (88 1958 Abs 2, 2344 

2). Ein An wachſungsrecht zugunſten der Perſonen, mit denen der Weggefallene 
gemeinſchaftlich zur Erbſchaft gelangt wäre, findet gemäß dem Grundſatze der Simultan ⸗ 
berufung (A 1 zu $ 1922) nicht ftatt. — Gleiches muß, obwohl es an einer ausdrücklichen 
Beſtimmung fehlt, auch gelten, wenn der nähere Abkömmling bei dem Tode des Erblaſſers 
zwar noch lebt, aber von der Erbſchaft durch Verfügung von Todes wegen ausgeſchloſſen 
iſt, ohne daß ein anderer als Erbe eingeſetzt iſt (§ 1988), ſofern nicht der Wille des Erblaſſers, 
auch die Abkömmlinge des Ausgeſchloſſenen auszuſchließen, zum Ausdruck gelangt iſt (RG 
99 1 — 194; JW 1913, 86914“ und Warn 1917 Nr 181). Wegen des Erbverzichts 
vgl. A 4. 

4. Das „An die Stelle treten“ bedeutet nicht ein bloßes Repräſentationsrecht, ſondern 
ein grundſätzlich ſelbſtändiges Erbrecht des entfernteren Abkömmlings für den Fall, daß der 
nähere wegfällt (Ebbecke LZ 1919, 506ff.; RG 61, 16; JW 1913, 869); es findet auch Statt, 
wenn jener nicht Erbe desjenigen, der ihn ausgeſchloſſen haben würde, geworden iſt. Doch 
erſtreckt ſich die Wirkung eines von dem näheren Abkömmlinge mit dem Erblaſſer abgeſchloſſenen 
Erbverzichtsvertrags im Zweifel auch auf feine Abkömmlinge ($ 2849); der Vorfahr iſt alſo 
in der Lage, auf dieſe Weiſe über das Eintrittsrecht ſeiner Abkömmlinge zu verfügen. Haben 
die Vertragſchließenden das nicht gewollt, ſo treten die Abkömmlinge auch hier an die Stelle 
ihres Vorfahren, gleich als wenn dieſer zur Zeit des Erbfalls nicht mehr am Leben geweſen 
wäre ($ 2346 Abſ 1 Satz 2). Der an die Stelle feines Vorfahren tretende Abkömmling 
tritt auch in deſſen Ausgleichungspflicht ein (§ 2051). 

5. Mehrere unmittelbare Abkömmlinge des Erblaſſers (Kinder) erhalten die ganze Erb⸗ 
ſchaft nach Kopfteilen, vorbehaltlich der Konkurrenz des Überlebenden Ehegatten, der ein 
Viertel erhält. Mehrere an die Stelle ihres gemeinſchaftlichen Stammelternteils tretende 
Abkömmlinge erhalten zuſammen deſſen Anteil unter ſich zu gleichen Teilen; iſt einer von ihnen 
weggefallen, fo treten deſſen Abkömmlinge in feinen Anteil ein (Unterftammteilung). — 
Anteile im Falle mehrfacher Verwandtſchaft $ 1927. — Bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
keine Erbfolge der Abkömmlinge in den Anteil am Geſamtgute ($ 1488). 


8 1925 


Geſetzliche Erben der zweiten Ordnung ſind die Eltern des Erblaſſers 
und deren Abkömmlinge !). 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Eltern, ſo erben ſie allein und zu gleichen 
Teilen?). 
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Lebt zur Zeit des Erbfalls der Vater oder die Mutter nicht mehr, ſo 
treten an die Stelle des Verſtorbenen deſſen Abkömmlinge nach den für 
die Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vorſchriften?). em Abs 
kömmlinge nicht vorhanden, jo erbt der überlebende Teil allein‘). 

E 1 1966 II 1802; M 5 361; P 5 467. 


1. In der zweiten Ordnung rückt die Erbfolge aufwärts bis zu den Eltern (im Sinne 
von F n keine „Elteruſchaft“, RG 94, 242) und von dieſen, ſoweit ſie zur Zeit 
des Erbfalls weggefallen find (Abſ 2 u. 3) wieder abwärts auf ihre Abkömmlinge (8 1924 
A 2), d. h. auf die Geſchwiſter, Neffen, Nichten, Großneffen uſw. des Erblaſſers. Die zweite 
Ordnung tritt erſt ein, wenn Abkömmlinge des Erblaſſers nicht vorhanden ſind. Dem Tode 
ſteht auch hier der Wegfall durch Ausſchlagung, Erbunwürdigkeit oder Ausſchließung gleich 
(vgl. A 8 zu § 1924). Daneben Erbrecht des überlebenden Ehegatten zur Hälfte der Erb⸗ 
ſchaft $ 1931. Pflichtteilsrecht § 2808. 


2. Nur wenn beide Eltern leben, iſt das Erbrecht ihrer Abkömmlinge gänzlich ausge⸗ 
ſchloſſen (Schoßfallrecht). Sonſt gilt Abſ 8. Auch hier iſt vorausgeſetzt, daß die Eltern 
wirklich erben ($ 1924 A 3). Ihr Verzicht (vgl. A 4 zu $ 1924) bindet jedoch nicht ihre 
Abkömmlinge; $ 2349 iſt hier nicht anwendbar. Die Mutter des unehelichen Kindes beerbt 
dieſes, wenn es keine Abkömmlinge hat, allein in der zweiten Ordnung ($ 1705), gegebenen- 
falls in Konkurrenz mit dem Ehegatten. Wird es für ehelich erklärt, ſo erlangt nur der 
Vater, nicht die Frau des Vaters Erbrecht (58 1786, 1737). Den Adoptiveltern ſteht kein 
Erbrecht zu (5 1759). Hat im Falle der nichtigen Ehe der Vater allein die Nichtigkeit 
gekannt und deshalb kein Erbrecht, ſo wird das Erbrecht ſeiner Verwandten dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, da das Kind als ehelich gilt; anders, wenn beide Ehegatten die Nichtigkeit 
gekannt haben (88 1699ff.). 


3. Iſt ein Elternteil verſtorben, ſo treten ſeine Abkömmlinge (die Geſchwiſter und 
Geſchwiſterkinder des Erblaſſers) an die Stelle. Die auf den verſtorbenen Elternteil vor⸗ 
behaltlich eines etwaigen Ehegattenerbrechts entfallende Hälfte verteilt ſich innerhalb der 
Linie gemäß $ 1924 Abſ 2, 3 nach Stämmen, unter Kindern desselben Stammes nach Kopf 
teilen (Abſ 4). Halbbürtige Geſchwiſter und deren Abkömmlinge rücken mithin, zu⸗ 
ſammen mit den vollbürtigen Geſchwiſtern, nur in die Erbhälfte desjenigen vorverſtorbenen 
Elternteils ein, welchen ſie mit dem Erblaſſer gemein haben. Zu der Hälfte des anderen 
Teiles haben fie überhaupt kein Erbrecht. Mehrere uneheliche Geſchwiſter haben gegen ⸗ 
ſeitiges Erbrecht, nachdem die Mutter weggefallen. Auch wenn beide Elternteile verſtorben 


S erben die Geſchwiſterkinder und deren Abkömmlinge nicht nach Köpfen, fondern nach 
Stämmen. 


4. Hat der verſtorbene Elternteil Abkömmlinge nicht hinterlaſſen, ſo geht die auf ihn 
treffende Hälfte nicht auf die vorhandenen Verwandten dritter Ordnung ſeiner Linie, ſondern 
auf den überlebenden Elternteil über. Die Großeltern dieſer Linie (Eltern des verstorbenen 
Elternteils) werden alſo durch den überlebenden Elternteil ausgeſchloſſen. Das Linien⸗ 
prinzip iſt hier zugunſten der successio ordinis und deren abſoluter Durchführung durch. 
brochen. Folgerichtig wird man auch annehmen müſſen (obwohl eine ausdrückliche Ent. 
ſcheidung dieſes Falles durch das Geſetz fehlt), daß, wenn beide Eltern verſtorben und nur 
Abkömmlinge eines Elternteils (halbbürtige e vorhanden ſind, dieſe auch die auf 
den andern Elternteil entfallende Hälfte erhalten, alſo deſſen Eltern (die anderſeitigen Groß⸗ 
eltern des Erblaſſers) ausſchließen (ſo K OLG 20, 425). 


§ 1926 


Geſetzliche Erben der dritten Ordnung ſind die Großeltern des Erblaſſers 
und deren Abkömmlinge). 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Großeltern, ſo erben ſie allein und zu 
gleichen Teilen?). 

Lebt zur Zeit des Erbfalls von den väterlichen oder von den mütter⸗ 
lichen Großeltern der Großvater oder die Großmutter nicht mehr, ſo treten 
an die Stelle des Verſtorbenen deſſen Abkömmlinge?). Sind Abtömm⸗ 
linge nicht vorhanden, ſo fällt der Anteil des Verſtorbenen dem anderen 
Teile des Großelternpaars und, wenn dieſer nicht mehr lebt, deſſen Ab⸗ 
kömmlingen zu“). 


16 Erbrecht 


Leben zur Zeit des Erbfalls die väterlichen oder die mütterlichen Groß⸗ 
eltern nicht mehr und ſind Abkömmlinge der Verſtorbenen nicht vorhanden, 
jo erben die anderen Großeltern oder ihre Abkömmlinge allein“). 

Soweit Abkömmlinge an die Stelle ihrer Eltern oder ihrer Voreltern 
treten, finden die für die Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vor⸗ 


ſchriften Anwendung“). 

C I 1968·II 1808; M 5 864, 366; P 5 467469. 

1. In der dritten Ordnung rückt die Erbfolge auſwärts bis zu den Großeltern und 
von dieſen, ſoweit ſie zur Zeit des Erbfalls weggefallen jind, wieder abwärts auf ihre Ab⸗ 
kömmlinge ($ 1924 A 2), d. h. auf die Onkel, Tanten, Vettern und Baſen des Erblaſſers. 
Die dritte Ordnung rückt nur ein, wenn weder Verwandte der erſten noch der zweiten zur 
Erbſchaft gelangen können ($ 1930). Erbrecht des überlebenden Ehegatten neben Groß⸗ 
eltern, ausſchließlich gegenüber anderen Verwandten der dritten Ordnung § 1931. Kein 
Pflichtteilsrecht der Verwandten dieſer Ordnung. 

2. Auch hier ift vorausgeſetzt, daß alle, regelmäßig vier Großelternteile auch wirklich 
Erben werden (88 1924 A 3, 1925 A 2). Sie erben dann je /. Hatte der Erblaſſer 
von vornherein im Rechtssinne weniger als vier Großeltern (nämlich wenn er ſelbſt oder 
ſeine beiden Eltern unehelich geboren waren, zwei; wenn ein Elternteil unehelich geboren 
war, drei), ſo erhöhen ſich die Anteile der einzelnen Großelternteile entſprechend. 

3. Nach den für die Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vorſchriften 
(Abſ 5; vgl. zu $ 1925 A 3). Wegen der mit dem Erblaſſer nur durch einen Großeltern⸗ 
teil verwandten Abkömmlinge von Großeltern (halbbürtige Onkel uſw.) gilt gleiches wie 
von den halbbürtigen Geſchwiſtern (vgl. ebenda). 

4. Die dem väterlichen und die dem mütterlichen Großelternpaare (vorbehaltlich immer 
eines konkurrierenden Ehegattenerbrechts) zukommenden Hälften der Erbſchaft verbleiben 
den von ihnen ausgehenden Linien, ſolange auch nur ein Glied der betreffenden Linie vor⸗ 
handen iſt, auch wenn beide Großelternpaare verſtorben find (Seuffa 56 Nr 52). Jedes 
der Großelternpaare wird dabei unter ſich als zu einer Einheit verbunden angeſehen. Was 
nach $ 1925 Abf 8 von dem überlebenden Elternteile gilt (vgl. A 4 dazu), das gilt hier von 
dem überlebenden Teile des in Frage kommenden Großelterupaares. Hat alſo der ver⸗ 
ſtorbene Teil eines Großelternpaares Abkömmlinge nicht hinterlaſſen, fo erhält das auf ihn 
treffende Viertel der andere Teil dieſes Großelternpaares. Iſt auch dieſer verſtorben, ſo 
fällt er an deſſen Abkömmlinge, alſo, da gemeinſchaftliche Abkömmlinge in dem unterſtellten 
Falle nicht vorhanden ſind, an etwaige aus einer anderen Ehe dieſes Großelternteils ſtammende 
oder, wenn es ſich um eine Großmutter handelt, deren uneheliche Abkömmlinge. 

5. Wenn gar keine Abkömmlinge des einen Großelternpaares oder 
eines Teiles von ihm vorhanden ſind, ſo gehen die auf dieſe Linie entfallenden Anteile auf 
das andere Großelternpaar und deſſen Abkömmlinge über. Erſt wenn auch dieſe fehlen, 
tritt die vierte Ordnung ein. Das folgt auch hier aus der successio ordinis ($ 1930). 

6. § 1924 Abſ 2, 3: Ausſchließung entfernterer durch lebende nähere Abkömmlinge; 
Eintrittsrecht; Stammeserbfolge. Vgl. A 8, 4 zu § 1925. 


8 1927 


Wer in der erſten, der zweiten oder der dritten Ordnung verſchiedenen 
Stämmen angehört), erhält den in jedem dieſer Stämme ihm zufallenden 
Anteil?). Jeder Anteil gilt als beſonderer Erbteil“). 

E I 196 7 II 1804; M 5 883, 864; P 5 467. 


1. Mehrfache Verwandtſchaft kommt hier nur inſofern in Betracht, als ſie innerhalb 
derſelben Ordnung eine Zugehörigkeit zu mehreren Stämmen begründet. Eine 
ein mehrfaches Erbrecht begründende mehrfache Verwandtſchaft innerhalb derſelben Ord⸗ 
nung kann dadurch entſtehen, daß einer Ehe zwiſchen zwei dieſer Ordnung angehörigen 
Verwandten des Erblaſſers, ſoweit eine ſolche nach § 1810 zuläffig iſt, ein Abkömmling ent- 
ſtammt, der durch beide Stammeseltern mit dem Erblaſſer verwandt, alſo in beiden Stämmen 
zur Erbſchaft berufen ift, z. B. ein Urenkel des Erblaſſers aus einer Ehe zwiſchen einem Enkel 
und einer Enkelin (erſte Ordnung) oder ein Abkömmling aus einer Ehe zwiſchen dem Sohne 
einer Schiefter und der Tochter eines Bruders des Erblaſſers (zweite Ordnung). Eine 
mehrfache Vekwandtſchaft ſolcher Art kann auch durch Annahme an Kindes Statt in 
der Weiſe herbeigeführt werden, daß eine Frauensperſon das uneheliche Kind ihrer Tochter 
an Kindes Statt annimmt; dieſes erhält dadurch, ohne das ihm aus feiner natürlichen Ver⸗ 
wandtſchaft als Enkel zuſtehende Erbrecht zu verlieren ($ 1764), das Erbrecht eines ehelichen 


r 
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] n Großmutter ($ 1757), fo daß es nach Maßgabe dieſes doppelten 
a m en ne feiner Großmutter konkurriert. Ferner auch dadurch, 
daß der Erblaffer einen entfernteren Abkömmling an Kindes Statt annimmt, da dieſer da⸗ 
durch „verſchiedenen Stämmen“ angehörig wird (a. A. Leonhard Bem II D; wie hier Planck 
Erl. 2), Dagegen entſteht ein mehrfaches Erbrecht nicht dadurch, daß die uneheliche 
Mutter ſelbſt ihr Kind an Kindes Statt annimmt oder daß der Vater eines unehelichen 
Kindes es an Kindes Statt annimmt und ſpäter mit der Mutter die Ehe ſchließt, da hier nur 
eine einfache Verwandtſchaft als eheliches Kind aus mehreren rechtsbegründenden Tat- 
ſachen ſich ergibt. Wegen des Ehegatten, der zugleich als Verwandter zur Erbfolge berufen 
iſt, vgl. § 1934. wi \ 

i wandtſchaft hat nur Bedeutung, ſoweit die Erbfolge nach Stämmen 
dt ER Al 15 drei e Der mehrfach Verwandte wird Jnhaber einer 
ſeinen mehreren Verwandtſchaftsverhältniſſen entſprechenden Anzahl von Stammesanteilen. 
Iſt er z. B. mit dem Erblaſſer doppelt verwandt und neben ihm als einzigem Angehörigen 
ſeines Stammes noch ein anderer Stamm vorhanden, ſo entfallen auf ihn zwei, auf den 
anderen Stamm ein Stammesanteil. alhenden Eheyatten. Ser ebe SE 

3. Ebenſo $ 1934 Satz 2 bezüglich des überlebenden Ehegatten. Für jeden Erbteil gelten 
die ſich auf iR re rn Vorſchriften (8 1922 Abſ 2). Daher Möglichkeit befonderer 
Verfügung aus $ 2033, Haftung für die Verbindlichkeiten, als wenn jeder Erbteil einem an⸗ 
deren Erben gehörte ($ 2007; vgl. A 2 dazu), Berechnung des Pflichtteils für jeden Erbteil 
beſonders (§ 2303). Auch das Ausſchlagungsrecht kann für jeden Anteil beſonders aus · 
geübt werden, da nach Satz 2 jeder Anteil unbeſchränkt (im Gegenſatze zu $$ 1935, 2095) 
als beſonderer Erbteil gilt und als verſchiedene Berufungsgründe im Sinne von § 1951 
nicht nur Geſetb und Verfügung von Todes wegen, ſondern auch die Berufung zu mehreren 
beſonderen Erhteilen kraft Gefehes infolge mehrfacher familienrechtlicher Beziehung zu dem 
Erblaſſer anzuſehen fein dürfte (vgl. § 1951 U 2). 


§ 1928 


Geſetzliche Erben der vierten Ordnung ſind die Urgroßeltern des Erb⸗ 
laſſers und deren Abkömmlinge). 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern, ſo erben ſie allein?); mehrere 
erben zu gleichen Teilen, ohne Unterſchied, ob ſie derſelben Linie oder ver⸗ 
ſchiedenen Linien angehören). 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern nicht mehr, ſo erbt von ihren 
Abkömmlingen derjenige, welcher mit dem Erblaſſer dem Grabe nach am 
el verwandt ift; mehrere gleich nahe Verwandte erben zu gleichen 
Teilen“). 

E 1 1969 II 1805; M 5 8665; P 3 469—471. 


1. In der vierten Ordnung rückt die Erbfolge aufwärts bis zu den vier Urgroßeltern- 
Ben und von diefen, jedoch nur wenn fie zur Zeit des Erbfalls fämtlich weggefallen 
ind (Abſ 2 u. 8), wieder abwärts auf ihre Abtömmlinge. Unter dieſen — den ent⸗ 
fernten Seitenverwandten des Erblaſſers — ſchließt aber der dem Grade nach nächſte Ver⸗ 
wandte alle übrigen von der Erbfolge aus. Der überlebende Ehegatte erhält die gunze 
Erbſchaft (8 1931 Abſ 2). 

2. Abweichend von 88 1925 Abſ 3 und 1920 Abſ 3 ſchließt auch nur ein einziger noch 
lebender und wirklich zur Erbfolge gelangender (8 1924 A 8) Urgroßelternteil die Abkömm⸗ 
linge vorverſtorbener Urgroßeltern gänzlich aus (unbeſchränktes Schoßfallrechth. 

3. Auch die Scheidung nach der Vater- und der Mutterfeite und die darauf 


n Einheit der Vorfahrenpaare (8 1926 U 4), alſo die Zinearerbfolge iſt auf⸗ 
gegeben. 


rdnung ab 
ge nach Stämmen 


18 Erbrecht 


8 1929 


Geſetzliche Erben der fünften Ordnung und der ferneren Ordnungen jind 
die entfernteren Voreltern des Erblaſſers und deren Ablömmlinge!). 
Die Vorſchriften des § 1928 Abſ 2, 3 finden entſprechende Anwendung!). 


E I 1969 II 1806; M 5 366, 367; P 5 469—471. 


1. Das Verwandtenerbrecht des BGB iſt unbegrenzt (vgl. A 1 zu $ 1924). 

2. Auch in den ferneren Ordnungen tritt innerhalb einer jeden Ordnung (successio ordinis, 
8 1930) reine Gradualerbfolge ein, indem ein noch lebender Vorelternteil, als dem Grade 
nach am nächſten verwandt, alle Abkömmlinge dieſer Ordnung, ohne Unterſchied, ob 
ſie von ihm oder von anderen Voreltern der gleichen Ordnung abſtammen 
(darin liegt der Gegenſatz zur Stammeserbfolge in den drei erſten Ordnungen), und von 
den Abkömmlingen der dem Grade nach nähere den entfernteren, ohne Rückſicht auf die 
Abſtammung des letzteren von ihm oder von anderen Voreltern (auch hier Gegenſatz zur 
Stammeserbfolge) ausſchließt (vgl. $ 1928 A 4). 


8 1930 


Ein Verwandter iſt nicht zur Erbfolge berufen, jolange ein Verwandter 
einer vorhergehenden Ordnung vorhanden iſt!). 
E I 1970 II 1807; M 5 367; P 5 471. 


1. Der Paragraph ſpricht den mit abſoluter Strenge bereits durch die vorhergehenden 
Beſtimmungen feitgelegten Grundſatz der successio ordinis nochmals ausdrücklich aus. Unter 
„Berufung“ iſt hier der wirkliche Erbanfall zu verſtehen; die bedingte Berufung als An⸗ 
wartſchaft für den Fall des Wegfallens des vorgehend Berufenen tritt ſchon mit dem Erb⸗ 
falle ein (Simultanberufung; vgl. § 1922 A 2), fo daß man von mehreren nacheinander 
erfolgenden (ſukzeſſiven) Berufungen, wie fie der Wortlaut des $ 1930 annehmen laſſen 
könnte, nicht wohl ſprechen kann. Der einer ſpäteren Ordnung angehörende Verwandte braucht 
daher den Wegfall der zu einer früheren Ordnung gehörigen durch Ausſchlagung oder 
Erbunwürdigkeit nicht zu erleben; tritt der Wegfall ein, ſo gilt der Erbanfall an ihn als 
bereits mit dem Tode des Erblaſſers erfolgt (vgl. a. a. O.). 


8 1931 


Der überlebende Ehegatte des Erblaſſers!) ift neben Verwandten der 
erſten Ordnung zu einem Vierteile, neben Verwandten der zweiten Ordnung 
oder neben Großeltern zur Hälfte der Erbſchaft als geſetzlicher Erbe be⸗ 
rufen). Treffen mit Großeltern Abkömmlinge von Großeltern zuſam men, 
ſo erhält der Ehegatte auch von der anderen Hälfte den Anteil, der nach 
§ 1926 den Abkömmlingen zufallen würdes). 

Sind weder Verwandte der erſten oder der zweiten Ordnung noch Groß⸗ 
eltern vorhanden, jo erhält der überlebende Ehegatte die ganze Erb» 
ſchaft!) s). 


E 1 1971 Abf 1 II 1808; M 5 367-372; P 5 471-480; 63100102; K 306. 


1. Ehegatte des Erblaſſers iſt nur, wer bis zum Erbfall mit dem Erblaſſer in gültiger 
Ehe geftanden hat. Dies ift nicht der Fall, wenn die Ehe vor dem Tode des Erblaſſers auf 
Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsklage (58 1829, 1343) für nichtig erklärt oder durch gericht⸗ 
liche Scheidung ($ 1564) oder durch Schließung einer neuen Ehe nach Todeserklärun 
(8 1848) aufgelöſt worden iſt. Auch ohne daß Nichtigkeitsklage erhoben worden, kann na 
dem Tode des einen Ehegatten die Nichtigkeit einer nichtigen Ehe (88 1823—1328) gegen⸗ 
über dem das Erbrecht in Anſpruch nehmenden Ehegatten geltend gemacht werden (§ 1829); 
die Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe dagegen nach dem Tode des anfechtungsberech⸗ 
tigten Ehegatten nur, wenn dieſer bei Lebzeiten die Ehe im Wege der Klage angefochten 
hatte (8 1343 Abs 2). Ficht andrerſeits der anfechtungsberechtigte Ehegatte die Ehe nach 
dem Tode des nicht anfechtungsberechtigten an (§ 1842), ſo kann er ein Erbrecht nicht geltend 
machen. — Über die Wirkungen einer bei Lebzeiten des Erblaſſers erhobenen Scheidungs⸗ 
klage vgl. $ 1933. — Auch an dem Nachlaſſe des bei der Scheidung allein für ſchuldig er- 
klärten Ehegatten hat der andere Ehegatte kein Erbrecht, ſondern nur Anſpruch auf Unterhalt 
gemäß SS 1578ff. Auch Ehegatten einer wegen Geiſteskrankheit eines Teils ($ 1569) ge 
ſchiedenen Ehe haben gegenſeitig kein Erbrecht. Ebenſowenig beſteht ein Erbrecht des gut» 
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gläubigen Ehegatten einer nichtigen Ehe; die in § 1845 zu feinen Gunſten aufgeſtellte 
tion verleiht ihm nur die Rechte eines aus Verſchulden des anderen Teils geſchiedenen 
Ehegatten. — Der Scheidung ſteht die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft, ſofern 
diese nicht vor dent Tode wiedergergeſtellt ift, auch hinſichtlich des Erbrechts gleich (59 1586, 
1587, arg. auch § 1933, vgl. A 3 dazu; a. A. Staudinger Ben 44); dagegen beeinträchtigt 
das bloße tatſächliche Getrenntleben bis zum Tode das Erbrecht nicht, außer wenn etwa 
bei einer vor 1. 1. 00 geſchloſſenen Ehe der für ſolche in Art 202 Satz 2 EG gemachte Vor. 
behalt zutrifft. Der Scheidung ſteht auch gleich die Auflöfung der Ehe gemäß $ 1348 Abſ 2 
durch Eingehung einer neuen Ehe von ſeiten eines Ehegatten, nachdem der andere für tot 
erklärt worden iſt (vgl. Mot V 371). 5 — 

2. Das BGB beruft, in Anknüpfung an deutſchrechtliche Anſchauungen (preußiſches, 
ſächſiſches Recht), den Ehegatten auch neben Abkömmlingen als vollberechtigten Erben, 
nicht nur zum Nießbrauch oder als Vorerben. Der auf ihn fallende Teil der Erbſchaft wird 
deshalb, ſofern nicht anders über ihn verfügt wird, auch auf die aus einer andern Ehe 
ſtammenden oder, ſofern es ſich um eine Frau handelt, unehelichen Abkömmlinge und auf 
die Seitenverwandten des überlebenden Ehegatten weitervererbt und dadurch der Familie 
des Erblaſſers inſoweit endgültig entzogen. Kein Erbrecht des überlebenden Ehegatten, 
weil überhaupt keine Erbfolge (vgl. § 1922 A 2 am Schluſſe) tritt ein in den Anteil des ver 
ſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft (89 1488ff.). 
Die Berufung erfolgt neben Abkömmlingen des Erblaſſers (erſte Ordnung, § 1924) und 
neben feinen Eltern und deren Abkömmlingen (zweite Ordnung, 8 1925), ſowie aus der dritten 
Ordnung neben feinen Großeltern als Miterbe zu einem Erbteile (/ bzw. ½); andere 
Verwandte werden durch den Ehegatten ausgeſchloſſen. 

3. Die Beſtimmung hängt zuſammen mit dem in Abſ 2 ausgeſprochenen Grundſatze, 
daß der Ehegatte die Abkömmlinge von Großeltern ausſchließen ſoll, und regelt die 
Art und Weiſe, in welcher ſich dieſe Ausſchließung bei dem Zuſammentreffen von Großeltern 
mit Abkömmlingen anderer Großeltern vollzieht. Danach erhält der Ehegatte außer der 
ihm neben Großeltern überhaupt zuſtehenden Hälfte der Erbſchaft diejenigen Anteile von 
der anderen Hälfte, die, wenn er nicht vorhanden wäre, nach Maßgabe des 8 1926 Abſ 3—5 
den Abkömmlingen weggefallener Großeltern zufallen würden. Dieſe Anteile geſtalten 
ſich verſchieden groß, je nachdem ein, zwei oder drei Großelternteile, von denen auf jeden 
ein Achtel der Erbſchaft fallen würde, mit oder ohne Abkömmlinge weggefallen ſind. Der 
Ehegatte erhält das Achtel eines jeden weggefallenen Großelternteils, von dem Abkömm⸗ 
linge vorhanden ſind, an deren Stelle. Iſt der eine Teil eines Großelternpaares ohne 
Abkömmlinge weggefallen, ſo geht ſein Achtel auf den andern Teil des Paares über; der 
Ehegatte erhält es alſo nicht. Iſt auch der andere Teil des Paares weggefallen, fo erhält, 
wenn Abkömmlinge von ihm (Halbbürtige) vorhanden find, der Ehegatte die zwei Achtel, 
die dieſen zufallen würden; andernfalls gehen dieſe zwei Achtel auf das andere Großeltern“ 
paar über. Iſt auch von dieſem ein Teil weggefallen, ſo erhält, wenn Abkömmlinge von 
ihm vorhanden ſind, der Ehegatte die auf dieſe fallenden drei Achtel; andernfalls gehen ſie 
auf den andern Teil dieſes Großelternpaares über und dieſer erhält alſo, als allein noch 
vorhandener Großelternteil, mit feinem Achtel die ganze andere Hälfte der Erbſchaft; der 
Ehegatte bleibt auf ſeine Hälfte beſchränkt. 

4. Andere Verwandte der dritten Ordnung als Großeltern (alſo Onkel, 
Tanten, Vettern uſw.) ſowie alle Verwandten der ferneren Ordnungen werden durch den 
Ehegatten ausgeſchloſſen. 

5. Pflichttellsrecht des Ehegatten 8 2303. Mehrfaches Erbrecht $ 1934. Fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft 88 1483 ff. — Für das Übergangsrecht ift von Bedeutung, daß Art 200 
EG die erbrechtlichen Wirkungen des bisherigen Güterſtands beſtehen läßt (vgl. Vorbem 3 
zu dieſem Buche). Das in dem preuß. Gef v. 16. 4. 60 geregelte Recht der weſtfäliſchen 
Gütergemeinſchaft iſt hinſichtlich ſeiner erbrechtlichen Wirkungen durch das AG 
als Ganzes aufrechterhalten worden, einſchließlich der durch die Verweiſung in 8 7 zum 
Beſtandteil des Sonderrechts gewordenen Vorſchriften des Pr. ALR; danach kann der über⸗ 
lebende Ehegatte weder im Falle beerbter noch unbeerbter Ehe ein Erbrecht auf Grund 
des 5 1931 geltend machen (RG 60, 165). — Enthält das bisherige beſondere Güterrecht 
keine Beſtimmungen über das Recht des überlebenden Ehegatten für den Fall der Errichtung 
eines Teſtaments, insbeſondere über ein Pflichtteilsrecht des Ehegatten, ohne ein ſolches 
auszuſchließen, ſo ſind die Vorſchriften des BGB über das Pflichtteilsrecht anwendbar; 
ſind dagegen in dem älteren Güterrechte gewiſſe unentziehbare Rechte des überlebenden 
Ehegatten, insbeſondere ein Nutznießungsrecht, begründet, ſo iſt daneben kein Raum für 
das Pflichtteilsrecht des BB (JW 1912, 29818; vgl. auch 1905, 1323). — Sind unter der 
Herrſchaft eines Rechtes, welches ein Erbrecht des überlebenden Ehegatten nicht kannte, ins⸗ 
beſondere des gemeinen Rechtes, einem Ehegatten von dem andern Zuwendungen ſür den 
Fall des Überlebens in Erb oder Eheverträgen gemacht, ſo iſt für die Frage, ob dadurch 

5 * 
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das Erbrecht des überlebenden Ehegatten nach BGB ausgeſchloſſen wird, entſcheidend, ob 
der Wille des Erblaſſers (richtiger: der Vertragſchließenden) dahin ging, daß der Bedachte 
lediglich das Zugewendete und ſonſt nichts aus dem Nachlaſſe erhalten ſollte (RG Warn 
1912 Nr 438; RG 49, 44; auch 25. 4. 11, III 55/10). Ein dahingehender Wille wird nur 
anzunehmen ſein, wenn beſondere Umſtände dafür ſprechen (Bay Obs Bayg 1910, 160). 
Daraus, daß der Erblaſſer dem Ehegatten weniger zugewendet hat, als er ihm nach dem 
beſtehenden Rechte hätte zuwenden können, iſt ein ſolcher Wille noch nicht zu entnehmen. 
Iſt der Wille, den Ehegatten von allen weiteren Bezügen aus dem Nachlaſſe auszuſchließen, 
in einem Ehe- und Erbvertrage des franzöſiſchen Rechtes zum Ausdruck gekommen, ſo 
kann er hinſichtlich des geſetzlichen Erbrechts des Ehegatten keine Wirkung äußern, weil 
Erbverzichtsverträge nach franzöſiſchem Rechte ungültig waren (RG JW 09, 220°, unter 
Aufgabe von 49, 44; ferner 2. 5. 12, IV 866/11; val. Vorbem 8 zu dieſem Buche zu Art 217 
EG). — Auslegungsfrage iſt auch, ob der überlebende Ehegatte das ihm durch eine ſolche 
ältere Verfügung Zugewendete, insbeſondere einen Nießbrauch, neben dem geſetzlichen 
Erbrecht des BGB verlangen kann oder nur, wenn er dieſes ausgeſchlagen hat (RG Warn 
1913 Nr 231; ferner 2. 5. 12, IV 366/11 und 16. 5. 17, IV 74/17). 


8 1932 


Iſt der überlebende Ehegatte neben Verwandten der zweiten Ordnung 
oder neben Großeltern geſetzlicher Erdet), jo gebühren ihm außer dem Erb⸗ 
teile die zum ehelichen Haushalte gehörenden Gegenftände?), ſoweit fie nicht 
Zubehör eines Grundſtücks jind®), und die Hochzeitsgeſchenke“) als Voraus. 
Auf den Voraus finden die für Vermächtniſſe geltenden Vorſchriften An⸗ 
wendung). 

E I 1971 Ab 3 II 1809; M 5 872—375; P 5 472, 480, 481. 


1. Kein Voraus neben Abkömmlingen (8 1924). Verwandte zweiter Ordnung § 1928. 
Ganze Erbſchaft, alſo kein Voraus, gegenüber Al kömmlingen von Großeltern und Ver» 
wandten fernerer Ordnungen $ 1981 Abſ 2. Der Ehegatte muß geſetzlicher Erbe geworden 
ſein. Deshalb ſteht der Voraus nicht zu dem auf Grund einer Verfügung von Todes wegen 
erbenden Ehegatten (RG 62, 110); ſchlägt er aber die Einſetzung als Erbe aus und nimmt 
die geſetzliche Berufung an (8 1948), fo kann er den Voraus beanſpruchen. Ebenſowenig 
ſteht der Voraus dem Ehegatten zu, der auf die Erbſchaft verzichtet hat (§ 2846), von ihr 
ausgeſchloſſen ($ 1938) oder für unwürdig erklärt iſt (§ 2330) oder fie ausgeſchlagen hat 
(8 1944; vgl. A 2 zu $ 1922). Er kann ſonach nicht die Erbſchaft ausſchlagen und den 
Voraus annehmen (ſo mit Recht Dernburg V 19 A 8; Staudinger A 3; jetzt auch Pland- 
Flad 4. Aufl. Erl 4; a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars A 5 mit Planck frühere 
Auflagen; die Anwendung der Vermächtnisgrundſätze, vgl. A 5, kann indeſſen nicht dazu 
führen, von dem Erforderniſſe, daß der Ehegatte Erbe wird, abzuſehen). Dagegen kann er die 
Erbſchaft annehmen und den Voraus ausſchlagen. Iſt der Ehegatte nicht zum Voraus 
berechtigt, jo miüffen die Gegenſtände, die den Voraus gebildet haben würden, bei 
Berechnung ſeines Pflichtteils als zum Nachlaſſe gehörig angeſehen werden (der das 
ausdrücklich anordnende § 1987 Satz 1 des I. Entwurfs iſt von der zweiten Kommiſſion als 
ſelbſtverſtandlich geſtrichen; P 5, 518). Anderſeits kommt der Voraus bei Berechnung des 
Pflichtteils der Eltern des Erblaflers nicht als Teil des Nachlaſſes in Anſatz (§ 2311 Abſ 1 
Satz 2; die in RG 62, 110 offen gelaſſene Frage der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift, wenn 
der Ehegatte nicht vorausberechtigt iſt, wird auf Grund des Wortlauts wie auch aus ſach⸗ 
lichen Gründen zu verneinen fein [ogl. $ 1987 Satz 2 des E I]; durch die Anderung der Faſſung 
IP 5, 518] war wohl eine fachliche Anderung nicht beabſichtigt). — Der Voraus kann dem 
Ehegatten vom Erblaſſer entzogen werden durch anderweite Vergebung der dazu gehörigen 
Gegenſtände oder auch mittelbar durch übermäßige Beſchwerung des Erben mit anderen 
Vermächtniſſen (vgl. A 5). 

2. Als Haushaltsgegenſtände (val. auch 88 1882, 1620, 1640, 1969) kommen die den 
Zwecken des ehelichen Haushalts dienenden Gegenſtände in Betracht, auch Luxusſachen, 
nicht aber Gegenſtände des individuellen Bedarfs des einzelnen Ehegatten (Kleidung, Schmuck) 
oder ſolche, die zu Gewerbs-, Dienft- oder Studienzwecken dienen. Nach der Ausdrucks⸗ 
weiſe des BGB (val. 8 90) ſteht wohl kein durchgreifendes Bedenken im Wege, auch unkörper⸗ 
liche Gegenſtände, alſo Rechte, als zum ehelichen Haushalte „gehörig“ darunter zu begreifen, 
ſo namentlich Anſprüche aus Lieferungsverträgen für den Haushalt, aus Abzahlungsverträgen 
für Möbel, Wäſche u. dgl., ferner wohl auch das Mietrecht auf die eheliche Wohnung; der 
Zweck, dem überlebenden Ehegatten die Fortſetzung des bisherigen Haushalts zu ermög⸗ 
lichen, wird gerade erſt durch Einbeziehung dieſer Rechte erreicht (jo mit Recht Kipp §5 Note 8; 
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jeht auch Planck-Flad 4. Aufl Erl 2 und Staudinger 9. Aufl Erl 4 zu a; a. M. die früheren 

uflagen der genannten Kommentare und die zweite Auflage dieſes Kommentars). — Daß 
der Haushalt als gemeinſchaftlicher zur Zeit des Todes beſtehe, iſt nicht erforderlich; 
bei Getrenntleben fallen diejenigen Gegenſtände unter den Voraus, die zu dem früheren 
gemeinfchaftlichen Haushalte gehört haben oder im Wege der Surrogation an deren Stelle 
getreten ſind (K OLG 24, 80); doch wird die Aufrechterhaltung eines als „ehelich“ ſich 
darſtellenden Haushalts bis zum Tode, in der Regel durch den Mann als Haushaltungs⸗ 
vorſtand, erfordert werden müſſen; hat er ſich ein neues Junggeſellenheim gegründet, ſo 
fallen die dafür angeſchafften Sachen nicht unter den Voraus. Anderſeits werden auch 
ſolche Gegenſtände unter den Voraus fallen, die zu Zwecken des zu gründenden ehelichen 
Haushalts bereits angeſchafft ſind, auch wenn es zu einer Begründung des Haushalts nicht 
gekommen iſt, z. B. weil ein Ehegatte vorher verſtorben iſt. Bei unberechtigter Verſchleppung 
durch einen Ehegatten wird der Anſpruch auf Herausgabe zum Voraus gehören. — Den 
Voraus bilden nur die nach Maßgabe des Güterſtandes zum Nachlaſſe des Verſtorbenen ge⸗ 
hörigen Gegenſtände und Anteile an ſolchen; die dem Überlebenden gehörigen kommen 
ihm ohnedies und unter allen Umſtänden zu. 

3. Zubehör SS 97, 98. h = 

4. Hochzeitsgeſchenke find die aus Anlaß ihrer Hochzeit den Ehegatten dargebrachten 
unentgeltlichen Zuwendungen, die als gemeinſchaftliches Eigentum gelten müſſen, ſofern 
ſie nicht von dem Schenker ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Handlungen nur für einen Che⸗ 
gatten beſtimmt waren. Der überlebende Ehegatte erhält ſie ganz, wenn er vorausberechtigt 
iſt, lonſt nur feinen Anteil. Zuwendungen, die bei Gelegenheit der Hochzeit von den Eltern 
eines Teiles im Rahmen ihrer durch § 1624 beſtimmten e gemacht werden, 
ſind keine Hochzeitsgeſchenke im Sinne des § 1032 (RG 2. 10. 22 IV 47/22). 

5. Der Voraus ift vom BOB, entſprechend dem Grundſatze der erbrechtlichen Gefamt- 
rechtsnachfolge (vgl. A 1 zu 8 1922), nicht als geſetzliches Erbrecht, ſondern als ein dem 
Ehegatten neben dem Erbrecht vom Geſetze zugewendetes Vermächtnis (ſog geſetzliches 
Vermächtnis; vgl. auch § 1968) ausgeſtaltet. Er begründet ſomit ein Forderungsrecht 
($ 2174) auf Verſchaffung des Eigentums bzw. auf Übertragung der dazugehörigen Rechte 
gegen die als Beſchwerte anzufchenden Erben, zu denen auch der Ehegatte ſelbſt gehöt. 
Soweit dieſer beſchwert iſt, liegt ein Vorausvermächtnis ($ 2150) vor; alſo kein Recht des 
Nacherben auf den Voraus (§ 2110 Abf 2); beim Erbſchaftskaufe gilt er nicht als mitverkauft 
( 2878). — Der Voraus gehört zu den Nachlaßverbindlichkeiten, für die der Crbe nach 
Maßgabe der 88 1067, 1975 ff. haftet; er kann fie berichtigen, wie fie im Falle des Nach⸗ 
laßkonkurſes zur Berichtigung kommen würden ($ 1991 Abſ 4), alſo nach den nicht aus Ver. 
mächtniffen und Auflagen herrührenden (8 226 Ubi 2 Nr 5 KO); zu den vom Erblaſſer angeord- 
neten ſind auch die geſetzlichen Vermächtniſſe zu rechnen (Sydow ⸗Buſch KO 8 226 A 25 
Begr. zur KO 47) zein Vorzugsrecht vor anderen aus Vermächtniſſen oder Auflagen herrührenden 
Verbindlichkeiten hat der Voraus nicht. Miterben haften als Geſamtſchuldner (82058); 82148 
findet keine Anwendung, da er nur das Verhältnis unter mehreren Beſchwerten betrifft 
(val. A zu § 2148); der Ehegatte kann grundſätzlich Berichtigung des Voraus vor der 
Auseinanderſetzung verlangen (5 2046; vgl. aber A 1 dazu). — Zur Pflichtteilslaſt wird der 
Voraus gemäß SS 2318ff. heranzuziehen ſein, ſofern es ſich um den Pflichtteil der Abkömm⸗ 
linge handelt; nicht dagegen für den Pflichtteil der Eltern wegen § 2811 Abſ 1 Satz 2 
(vgl. A zu § 2318). 

§ 1933 


Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſowie das Recht auf den 
Voraus!) iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf 
Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war?) 
und die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft erhoben Hatte?) ). 

E II 1810; M 5 870, 871; P 5 472, 480; KB 308, 

1. Ausſchluß des Ehegattenerbrechts. Mit dem geſetzlichen Erbrecht (8 1981) iſt zu⸗ 
gleich der hiernach (8 2808) zu bemeſſende Pflichtteil ausgeſchloſſen. Ebenſo der Voraus 
$ 1032. Die gleichen Grundſätze gelten auch für die Unwirkſamkeit von letztwilligen Zuwen⸗ 
dungen an den Ehegatten ($ 2077), des gemeinſchaftlichen Teſtaments (8 2268), des Erb⸗ 
vertrogs ($ 2279 Abj 2). Entziehung des Pflichtteils ohne Erhebung der Scheidungsklage 
§ 2385. 


2. Nur die auf Verſchulden beruhenden Scheidungsgründe (88 1565-1568) fommen 
in Betracht. Derjenige der Geiſteskrankheit ($ 1569) genügt nicht; der Verluſt des Erbrechts 
tritt aber auch in dieſem Falle mit der Rechtskraft des Scheidungsurteils ein (A 1 zu $ 1981). 
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Das Scheidungsrecht darf auch wicht durch Verzeihung ($ 1570), Friſtablauf (8 1571) oder 
gemäß ZPO 8 616 erloſchen fein. 

3. Die Klage muß beim Tode des Erblaſſers bereits erhoben und darf nicht wieder zurück⸗ 
genommen fein (ZPO 88 253, 271 Abi 3). Die Widerklage ſteht der Klage gleich, gilt aber als 
erhoben erſt mit der Stellung des Widerklageantrags in der mündlichen Verhandlung ($ 278 
ZPO) Der Antrag auf Mitſchuldigerkläͤrung genügt nicht; ebenſowenig die Einreichung 
des Zuſtellungsgeſuchs für eine Klage nach $ 207 3 O, falls die Zuſtellung erſt nach dem 
Tode des klagenden Ehegatten erfolgt iſt; auch nicht die Ladung zum Sühneverſuch (8 1571 
Abſ 3); in beiden Fällen beſchränkt ſich die Rückbeziehung auf die an den angeführten Geſetzes⸗ 
ſtellen bezeichneten Wirkungen; das muß für die Ladung zum Sühnetermin um ſo mehr 
gelten, als ſie noch die Herbeiführung einer Verſöhnung zum Zwecke hat (ſo mit Recht 
Planck Bem 2c, jetzt auch RG 96, 201; a. M. Dernburg V $ 19 Note 7). — Auch die 
bei einem örtlich oder ſachlich unzuſtändigen Gerichte angebrachte Klage iſt „erhoben“. 
Durch den Tod des klagenden Teils wird der Eheſcheidungsprozeß als ſolcher erledigt 
(§ 628 3PO); über die Berechtigung des Scheidungsverlangens muß deshalb nötigen ⸗ 
falls in einem beſonderen Prozeſſe zwiſchen dem das Erbrecht in Anſpruch nehmenden 
Ehegatten und den durch ihn ausgeſchloſſenen oder beſchränkten Erben entſchieden werden; 
dabei kommen die beſonderen Vorſchriften der ZPO über das Verfahren in Eheſcheidungs⸗ 
ſachen nicht in Anwendung; auch andere als die in der Klage geltend gemachten Scheidungs⸗ 
gründe, ſofern ſie bei dem Tode des Erblaſſers noch beſtanden haben und dieſer ſie 
durch Klagerweiternug gemäß $ 614 hätte geltend machen können, werden von den Erben 
zur Zurückweiſung des Erbanſpruchs des Ehegatten benutzt werden können. — Die Klage 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ($ 1575) ift der Klage auf Scheidung hier aus⸗ 
drücklich gleichgeſtellt; vgl. A 1 zu § 1931. — Stirbt der beklagte Ehegatte vor Rechtskraft 
des Scheidungsurteils, ſo bleibt der Teil, der die Klage erhoben hatte, erbberechtigt. 

4. Beweislaſt. Wer das Erbrecht des überlebenden Ehegatten beſtreitet, hat das Vor⸗ 
handenſein eines Scheidungsgrundes (vgl. A 3) aus deſſen Verſchulden, und daß die Klage 
beim Tode des Erblaſſers bereits erhoben war, zu beweiſen. 


8 1934 


Gehört der überlebende Ehegatte zu den erbberechtigten Verwandten, 
jo erbt er zugleich als Verwandter!). Der Erbteil, der ihm auf Grund der 
Verwandtſchaft zufällt, gilt als beſonderer Erbteil). 

E I 1971 Abſ 2 II 1811; M 5 372; P 5 472. 


1. Verwandtſchaft des Ehegatten kann bei der erſten Ordnung ($ 1924) nicht in Frage 
kommen. In der dritten und den folgenden Ordnungen hat der Ehegatte als Abkömmling 
von mit dem Erblaſſer gemeinſamen Großeltern (Geſchwiſterkind mit dem Erblaſſer) kein 
Erbrecht neben feinem Ehegattenerbrecht (§ 1931 A 4). Es bleiben deshalb praktiſch nur Fälle 
der zweiten Ordnung übrig (Heirat zwiſchen Onkel und Nichte, Tante und Neffen, Großonkel 
und Großnichte uſw.). 

2. Beſonderer Erbteil. Gleichlautend mit § 1927, ſ. dort A 3. 


8 1935 


Fällt ein geſetzlicher Erbe!) vor oder nach dem Erbfalle weg?) und er⸗ 
höht ſich infolgedeſſen der Erbteil eines anderen geſetzlichen Erben), jo 
gilt der Teil, um welchen ſich der Erbteil erhöht), in Anſehung der Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen, mit denen dieſer Erbe oder der wegfallende Erbe 
ee iſt, ſowie in Anſehung der Ausgleichungspflichts) als beſonderer 

rbteile) ). 


E 1 1973 II 1812; M 5 377, 878; P 5 483, 484. 


1. Das BGB ſpricht bei der geſetzlichen Erbfolge (SS 1924 ff.) von „Erhöhung“ des 
Erbteils infolge Wegfalls eines Miterben. Bei der gewillkürten Erbfolge und beim Vermächt⸗ 
nis gebraucht es die Bezeichnung „Anwachſung“', trifft aber ſachlich die gleichen Vorſchriften 
(88 2094, 2095 und §§ 2158, 2159). Die entſprechende Anwendung des § 1935 iſt deshalb 
auch dann geboten, wenn der wegfallende Erbe letztwillig auf einen Bruchteil der Erb- 
ſchaft berufen war, und dieſer Bruchteil nunmehr unter Ausſchließung der Anwachſung 
( 2094 Abſ 2, 3) dem geſetzlichen Erben anfällt. 

2. Vor dem Tode des Erblaſſers find noch keine Erben im Rechtsſinne vorhanden (8 1922 
A 9). Gemeint ſind hier ſolche Perſonen, die, wenn der Erblaſſer in einem früheren Zeit⸗ 
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punkte geſtorben ware, kraft Geſetzes als die nächſten zur Erbſchaft berufen geweſen ſein 
würden, aber vor dem Tode des Erblaſſers weggefallen ſind. Das kann geſchehen ſein durch 
Tod vor dem Erblaſſer ($ 1923), Ausſchließung ohne Einſetzung eines andern Erben (8 1938), 
Erbverzicht ($ 2346). Waren alſo überhaupt einmal zwei Kinder des Erblaſſers vorhanden 
und ift eines davon vor dem Erblaſſer geſtorben, fo daß dem andern die ganze Erbschaft 
zufällt, ſo gilt die dadurch eingetretene „Erhöhung“ um eine Hälfte für das überlebende 
Kind als beſonderer Erbteil in dem beſchrankten Sinne des § 1935 (vgl. A 5). Nach dem 
Erbfalle kommt ein Wegfall durch Tod nicht mehr in Frage, da das Ausſchlagungsrecht auf 
die Erben übergeht (8 1952 Abs 1); dagegen tritt Wegfall nach dem Erbfalle, aber mit 
Rückbeziehung auf den Zeitpunkt des Erbfalls, ein durch Ausſchlagung (§ 1953), Erb. 
unwürdigkeitserklärung (§ 2344) und wenn die Leibesfrucht nicht lebend geboren wird 
($ 1923 Abſ 2). 
3. Es iſt vorausgeſetzt, daß der andere geſetzliche Erbe bereits kra a 

einem Erbteile berufen war und daß er nun erit, infolge des Wegfalls des neben ihm Be⸗ 


lichen Erbteils und der Erhöhung je für ſich allein unzuläſſig; auch eine beſondere Verfügung 
über den einen oder die ee 


jehen wird, als gehöre der . 

alſo 

Anteil des zur Erbſchaft Gelangenden nicht belaſtet ift, In haftet 

der letztere den Vermächtnisnehmern und denjenigen, welche die Vollziehung der Auflage 

verlangen können ($ 2194) nur mit der durch den Wegfall des Beſchwerten ihm zugefallenen 

Erhöhung; er braucht deshalb ein Vermächtnis oder eine Auflage nur inſoweit zu er⸗ 

füllen, als dieſe Erhöhun nicht infolge Konkurrenz anderer Beſchwerungen unzulänglich 

3 gilt, wenn der urſprüngliche Erbteil beſchwert iſt. 

eſetzlichen Erben eine ausgleichungspflichtige 

uwendung unter Lebenden gemacht, ſo trifft d Erhöhung; 

war ſie dem zur Erbſchaft Gelangenden gemacht, ſo trifft ſie nur deſſen urſprünglichen 

Erbteil. Dagegen gilt hinſichtlich der Haftung für die übrigen Nachlaßverbindlich⸗ 
6. Beſonderer Erbteil. Vgl. A 4 u. 5. 

7. Beweislaſt. Der Erbe, der gegenüber einer Klage aus einem ihm oder dem Weg⸗ 

efallenen auferlegten Vermächtniſſe die Beſchränkung der Haftung auf den urſprünglichen 

bteil bzw. die Erhöhung geltend machen will, muß nachweiſen, daß der beſchwerte Erb⸗ 

teil unzulänglich iſt. 


8 1936 


Iſt zur Zeit des Erbfalls weder ein Verwandter noch ein Ehegatte des 
Erblaſſers vorhanden!), jo iſt der Fiskus des Bundesſtaats, dem der Erb⸗ 
laſſer zur Zeit des Todes angehört hate), geſetzlicher Erbe s)). Hat der Erb⸗ 
laſſer mehreren Bundesſtaaten angehört, ſo iſt der Fiskus eines jeden dieſer 
Staaten zu gleichem Anteile zur Erbfolge berufene). 

War der Erblaſſer ein Deutſcher, der keinem Bundes 
iſt der Reichsfistus geſetzlicher Erbe). 

E 1 1974 Ab 1 II 1813; M 5 378, 879; P 5 484487; K 808, 

1. Erbrecht der Verwandten 85 1924-1930, des Ehegatten 58 1931—1934. Bor- 
handenſein ift auch hier im Sinne von Erbewerden zu verſtehen (vgl. 8 1924 A 8). Auch 
bei Vorhandenſein von Verwandten oder eines Ehegatten können neben ihnen oder ſie 
ausſchließend der Fiskus oder eine andere juriſtiſche Perſon geſetzliche Erben werden auf 
Grund der durch Art 189 EG aufrechterhaltenen landesgeſetzlichen Beſtimmungen. 


ſtaat angehörte, ſo 
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Solche Beſtimmungen finden ſich vielfach; jo im PrA LR zugunften der milden Stiftungen 
und öffentlichen Anſtalten hinſichtlich der von ihnen aufgenommenen und bis zum Tode 
unentgeltlich verpflegten Perſonen (II 16 $ 22 und II 19 8 50), ſowie zugunſten der Waiſen⸗ 
häuſer hinſichtlich ihrer vor dem 24. Lebensjahre verſtorbenen Zöglinge (II 19 8 56). Das 
Erbrecht des Armenverbandes auf Grund II 19 8 50 PrALN tritt nur ein, wenn die Auf⸗ 
nahme zur unentgeltlichen Verpflegung erfolgt iſt; zu ſeiner Begründung genügt daher 
nicht die Aufnahme im Wege der öffentlichen Armenpflege, vielmehr iſt ein Verzicht des 
Armenverbandes auf Erſatzanſprüche gegen die aufgenommene Perſon und etwaige unter⸗ 
haltspflichtige Dritte erforderlich (RG ZW 1897, 318; KG 52, 62). Gleiches gilt für den 
Fall der offenen Armenpflege (KG a. a. O.). — Über die Feſtſtellung des Vorhanden ⸗ 
ſeins der Vorausſetzungen für das Erbrecht des Fiskus und die Wirkungen dieſer 
Feſtſtellung vgl. die 8$ 1964, 1965 und die Anmerkungen dazu. 

2. Die Zugehörigkeit zu einem Bundesſtaate (jetzt: „Lande “), die in der Regel die Vor⸗ 
ausſetzung der Reichsangehörigkeit bildet, beſtimmt ſich jetzt nach dem Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgeſetze v. 22. 7. 13 (RGBl. 583) SS 3—32. Der Erwerb einer fremden 
Staatsangehörigkeit hat den Verluſt der deutſchen zwar in der Regel, aber keineswegs aus⸗ 
nahmslos zur Folge, insbeſondere dann nicht, wenn der Erwerb ohne Antrag erfolgt, wie 
bei der Verheiratung einer deutſchen Frau mit einem Ausländer ($ 25 StAngGj; es iſt 
deshalb auch vom Standpunkte des deutſchen Rechtes denkbar, daß der Erblaſſer zugleich 
Deutſcher und Angehöriger eines fremden Staates iſt; das Erbrecht des deutſchen Fiskus 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, vorbehaltlich etwaiger Staatsverträge. Der ausländiſche 
Fiskus wird auch nicht Miterbe; eine entſprechende Anwendung von Satz 2 erſcheint nicht 
ſtatthaft. — Für den Fall der Perſonen, die feinem Staate angehören, iſt keine ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung getroffen; doch wird auf Grund des Art 29 EG in entſprechender An⸗ 
wendung des § 1986 anzunehmen fein, daß in Ermangelung von Verwandten und eines 
Ehegatten der Fiskus des (deutſchen) Landes, wo ſie ihren letzten Wohnſitz oder Aufenthalt 
gehabt haben, Erbe wird. — Unter den Fisei der mehreren Länder eniſteht Erbengemein⸗ 
ſchaft (88 2032 ff.). — Findet bei Beerbung von Ausländern ausnahmsweiſe (z. B. infolge 
von Rückverweiſung oder auf Grund von Staatsverträgen, vgl. Vorbem 1 zu dieſem Buche) 
deutſches Recht Anwendung, jo wird gegebenenfalls der Fiskus ihres Heimatſtgates zur 
Erbſchaft berufen fein. So auch F. Leonhard Erl. II P, Planck Erl 5; anders Endemann 
8 26 zu A 19. Das Erbrecht des Fiskus greift Platz gleichviel ob der Deutſche ſeinen Wohnſitz 
im Inlande oder im Auslande hatte und ob die Nachlaßgegenſtände ſich im Inlaude oder 
Auslande befinden (RG 81. 5. 06 IV 573/05). 

3. Der Fiskus iſt wahrer Erbe im privatrechtlichen Sinne. Mit Unrecht iſt in einem 
Urteile des deutſch engliſchen gemiſchten Schiedsgerichtshofes v. 26. 7. 25 (JW 1926, 415) 
die Auffaſſung vertreten, daß der Fiskus nach deutſchem Recht nicht wirklicher Erbe ſei, 
und es iſt daraus die Folgerung gezogen, daß Anſprüche gegen den Fiskus als geſetzlichen 
Erben nicht unter das Ausgleichsverfahren des Art 296 des Verſailler Vertrags 
fallen. Anderſeits iſt in dem deutſch⸗ruſſiſchen Nachlaßabkommen (Anlage zu 
Art 22 des Konſularvertrags v. 12. 10. 25, Gel v. 6. 1. 26, RGBl II 72ff.) in 8 13 Abſ 3 
beſtimmt, daß ein dem Staate oder juriftiihen Perſonen des öffentlichen Rechts zu⸗ 
ſtehendes Recht auf den erbloſen Nachlaß im Sinne dieſer Anlage (d. h. für die 
konſulariſche Nachlaßbehandlung, 88 1—12 des Abkommens, vgl. § 1960 A 2, ſowie für die 
Anwendung des internationalen Privatrechts, 8 18 Abſ 1 u. 2 des Abkommens, vgl. Vorbem 1 
zu dieſem Buche, als Erbrecht zu behandeln iſt. Beſonderheiten des fiskaliſchen Erbrechts ſind: 
Der Fiskus kann nicht ohne Einſetzung eines andern Erben ausgeſchloſſen werden (§ 1938); 
kann nicht ausſchlagen (§ 1942) und nicht verzichten (§ 2346); fein Erbrecht bedarf ſtels 
der Feſtſtellung durch das Nachlaßgericht (88 19641966); es kann ihm keine Inventarfriſt 
beſtimmt werden, doch iſt er zur Auskunft gegenüber den Nachlaßgläubigern verpflichtet 
(5 2011); das gegen ihn ergehende Urteil bedarf nicht des Vorbehalts aus ZPO 8 780; er 
wird in den Fällen der 88 2104, 2149 nicht Nacherbe, kann aber im Falle des § 2105 Vor⸗ 
erbe ſein. Urheberrechte gehen nicht auf den Fiskus über, ſondern erlöſchen, wenn dieſer 
geſetzlicher Erbe wird (LitUG v. 10. 6. 01 $ 8 Abſ 2; KunſtilG v. 9. 1. 07 § 10 Abf 2); 
ſie im Verhältniſſe zu Nachlaßgläubigern als fortbeſtehend anzuſehen, dürfte angeſichts der 
poſitiven Geſetzesvorſchriften nicht angängig fein (fo Kipp 8 6 A 4; g. M. Wolff Iheringsd 
44, 831; Leonhard zu 8 1936 11. — Das bei einer Lebensverſicherung zugunſten der 
Erben den als Erben berufenen Perſonen zuſtehende, nicht zum Nachlaſſe gehörige Bezugs⸗ 
recht ($ 167 VerſvG, vgl. § 1922 A 5) ſteht nach Abſ 2 daſelbſt dem als Erben berufenen 
Fiskus nicht zu; dieſer erhält den Auſpruch auf die Verſicherungsſumme nur als Beſtandteil 
des Nachlaſſes, alſo in der Weiſe, daß er dem Zugriffe der Nachlaßgläubiger unterliegt. 

4. Gemäß Art 188 EG können kraft aufrechterhaltener landesgeſetzlicher Vorſchriften 
an Stelle des Fiskus andere Körperſchaften des öffentlichen Rechtes geſetzliche Erben 
werden. Demgemäß wird das gemeinrechtliche Erbrecht der Kirchen an den ſonſt erbloſen 
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Nachläſſen ihrer Geiftlichen (Wind cheid⸗Kipp Pandekten $ 570 A 6) aufrechterhalten fein; 
nicht aber 15 des Auen an ae der Soldaten, da ein Regiment keine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes ſein dürfte (a. M. Kipp, Erbrecht § 6 Nr 8); aufrechterhalten ferner 
die auf Privilegien beruhenden Rechte gewiſſer Städte und Univerſitäten als geſotzlicher 

ben auf den Nachlaß ihrer Augehörigen; für die Aufrechterhaltung geſetzlicher Bermächt- 
niſſe zugunſten ſolcher Körperſchaften bietet dagegen Art 188 keinen Anhalt (a. M. Kipp 
a. a. 8. Soweit demzufolge andere Körperſchaften an Stelle des Fiskus treten, finden 
die für das Erbrecht des Fiskus geltenden Beſonderheiten auch auf ſie Anwendung. Ent⸗ 
ſprechende Anwendung der Vorſchriften über das Erbrecht des Fiskus an erblofen Nach. 
läſſen auf den Aufall von Vereinsvermögen an den Fiskus 8 46. 


8 1937 


) Der Erblaſſer kann durch einſeitige Verfügung von Todes wegen (Teſta⸗ 
ment, letztwillige Verfügung) e) den Erben beſtimmens). 
E 1 1763 Abſ 1, 1755 Abf 1 II 1814; M 5 6, 9; P 5 5. 


1. Die 88 1937—1941 geben die grundlegenden Vorſchriften ſür die durch Beſtimmung 
des Erblaſſers herbeigeführte gewillkürte Erbfolge, durch welche die in den vorhergehenden 
Paragraphen geregelte geſeßliche Erbfolge ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen oder ab⸗ 
geändert wird. Eine ſolche Beftimmung kann nur erſolgen durch eine Verfügung von 
Todes wegen; ſolche Verfügungen können aber auch einen andern Inhalt haben als 
die Beſtimmung der Erbfolge; auch darüber enthalten die vorliegenden Paragraphen die 
grundlegenden Vorſchriften. — Als Verfügungen von Todes wegen (8S 83, 1948, 2278, 
2802, 2839) bezeichnet das Geſetz diejenigen Willenserklärungen einer natürlichen Perſon, 
durch welche ſie über das Schickſal ihres Vermögens nach ihrem Tode beſtimmt. Sie zer⸗ 
fallen in einſeitige, die als letztwillige Verfügungen oder Teſtamente bezeichnet werden 
(85 19371940), und vertragsmäßige oder Erbverträge. Als zuläſſigen Juhalt einer 
letztwilligen Verfügung bezeichnet das dein Erbeinſetzungen (8 1937), Ausſchluß 
von der geſetzlichen Erbfolge ohne Erbein etzung (§ 1988); Vermächtniſſe (8 1989); 
Auflagen ($ 1940). Als zulaſſigen Inhalt eines Erbvertrags (§ 1941): Erbeinſetzungen, 
Vermächtniſſe und Auflagen. Doch können auch andere erbrechtliche Beſtimmungen, wie 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (8 2197), Teilungsan ordnungen 
($ 2048) durch letztwillige Verfügung erfolgen; ebenſo eine Anzahl ſamilienrechtlicher: 
Anerkennung der Ehelichfeit eines Kindes ($ 1598), Benennung und Ausſchließung eines 
Vormunds uſw. (88 1777, 1782, 1858), Ferner durch Verfügung von Todes wegen, alſo 
auch vertragsmäßig im Erbvertrag: die Errichtung einer Stiftung bei 


3 gleichzeitiger 
Zuwendung an fie ($ 83 A J); die dem Verſprechensempfänger zugunſten eines Dritten 


Beet re Benennung des Dritten ($ 832). Im übrigen vgl. wegen des zuläſſigen Inhalts 
eines Erbvertrags §8 2278 Abſ 2, 2299 und Nel dazu. Inwieweit die Anordnung eines Schieds⸗ 
gerichts über den Nachlaß betreffende Streitigkeiten durch letztwillige Verfügung zuläſſig, 
iſt ſtreitig (dafür Schloßmann, Iheringsg 37, 301; Strohal, Erbrecht 1 123%; mit Einſchrän⸗ 
kungen Windſcheid⸗Kipp III 740). Solche Anordnungen waren früher ſchon vielfach üblich; 
das VOB enthält keine ausdrückliche Entſcheidung der Frage; als Auflagen oder Teilungs⸗ 
anordnungen werden ſie jedenfalls aufrechterhalten werden können; das Bedenken Kipps 
wegen der mangelnden Beſtimmtheit der Erbeseinſetzung (8 2065) dürfte nicht durchgreiſen, 
falls das Schiedsgericht nicht den Erben zu beſtimmen, ſondern über ein Erbrecht deklaratoriſch 
u entſcheiden haben ſoll. Das Reichsgericht hat ſich nunmehr für die Zuläſſigkeit ausge⸗ 
Den, jedenfalls ſoweit es ſich nicht um Anordnungen handle, durch die dem Schieds- 
richter die Befugnis eingeräumt wird, an Stelle des Erblaſſers Dinge zu ordnen, die dieſer 
bewußterweiſe nicht geordnet hat (RG 100, 76). Unſtalthaft iſt danach die Überlaſſung 
der Beſtimmung des Erben, ebenſo darüber, ob eine letztwillige Verfügung Geltung haben 
ſoll oder nicht (8 2065, vgl. A 2 dazu); zuläſſig dagegen die Überlaſſung der nach 
Rechtsgründen zu treffenden Entichetdung darüber, ob eine Perſon Erbe geworden iſt 
und ob eine leßtwillige Verfügung (nicht jedoch diejenige, in welcher der Schiedsrichter 
beſtellt iſt) gültig iſt. Auch die Auslegung einer letztwilligen Verfügung kann, ſoweit 
fie dem ordentlichen Richter zyſteht, dem Schiedsrichter überlaſſen werden; nicht aber die 
zauthentiſche“, d. h. auch dem Willen des Verſü jenden gegenüber maßgebende 
Interpretation (RG 66, 103). Dagegen iſt „ergänzende“ Auslegung letztwilliger Ver⸗ 
fügungen möglich (RG 99, 86) und daher auch der Schiedsrichter dazu befugt. 
Zum Schiedsrichter kann auch der Teſtamentsvollſtrecker ernannt werden (Re 100, 78). 
Unſtatthaft iſt aber die Beſtellung von eigentlichen Schiedsrichtern im Sinne der ARO 
(58 1025 ff.) zum Erlaſſe von Anordnungen für die Auseinanderſetzung (J 2048 BGB), 
zur Beſtimmung desjenigen von mehreren Bedachten, der das Vermächtnis erhalten ſoll 
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(8 2151) und zur Beſtimmung der Leiſtung bei einem Vermächtniſſe (§ 2156). So im 
Ergebniſſe zutreffend Planck⸗Flad Vorbem 20 vor 88 1937 ff. Es handelt ſich aber 
dabei überhaupt nicht um Fragen, die an Stelle des ordentlichen Gerichts ein Schieds⸗ 
richter nach Rechtsgründen zu entſcheiden hat, und es könnte deshalb auch durch Vertrag 
nicht die Beſtellung von Schiedsrichtern dafür vereinbart werden (vgl. Sydow⸗Buſch, ZPO 
Vorbem 2 vor § 1025). Vielmehr ſind es, auch wenn ſie als Schiedsrichter bezeichnet ſind, 
lediglich Schiedsgutachter, d. h. Dritte, auf welche die Beſtimmungen der $$ 2048, 
2151, 2156 in Verbindung mit 88 317-319 unmittelbar Anwendung finden und deren 
Entſcheidung deshalb für die Erben nicht verbindlich iſt, wenn ſie offenbar unbillig iſt (vgl. 
auch RG 24, 412; 45, 350; 67, 71; 96, 60; JW 00, 671°°; 1911, 4597). — Der Erbvertrag 
kann außer den vertragsmäßigen auch einſeitige Verfügungen von Todes wegen enthalten 
(82299). — Wird in einem Vertrag eine ſofort wirkſame Verpflichtung übernommen, fo 
wird er nicht dadurch zu einer Verfügung von Todes wegen, daß die Erfüllung der Ber: 
pflichtung bis nach dem Tode des Erblaſſers hinausgeſchoben wird; eine ſofort wirkſame 
Verpflichtung iſt insbeſondere dann anzunehmen, wenn zu ihrer Sicherſtellung ein Pfand⸗ 
recht beſtellt iſt (RG 8. 4. 07, IV 424/06). So Bay Obs im Recht 1916 Nr 548 für das 
gemeine Recht; ferner OLG 39, 238; BayobsGZ 24 A 70 (Wiederkaufsrecht für den Fall 
des Todes einer Perſon). Dagegen finden auf ein Schenkungsverſprechen, das unter der 
Bedingung abgegeben iſt, daß der Beſchenkte den Schenkgeber überlebe (Schen⸗ 
kung auf den Todesfall), die Vorſchriften über Verfügungen von Todes wegen Anwen⸗ 
dung (§ 2301; vgl. A 1 dazu). Doch hat das Reichsgericht (SeuffArch 77 Nr 60) in einem 
Falle, wo eine durch das Überleben bedingte Zuwendung in einem Erbabfindungsvertrage 
enthalten war, ausgeſprochen, daß die Abſicht, einem andern für den Fall etwas zuzuwenden, 
daß er den Schenkgeber überlebe, auch durch ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden erreicht 
werden könne in der Weiſe, daß der andere Vertragsteil noch bei Lebzeiten des Schenk⸗ 
gebers ein unentziehbares Recht gegenüber dem Vermögen des letzteren erlangt. Das mag 
richtig und mit $ 2301 vereinbar fein, ſofern es ſich nicht um die (aufſchiebende) Bedingung 
des Überlebens, ſondern um die auflöſende des Nichterlebens des Todes des Erblaſſers 
handelt. — Keine Verfügung von Todes wegen (Vermächtnis) iſt eine in einem Vertrag 
unter Lebenden getroffene Vereinbarung, durch welche eine Vertragspartei ſich für den 
Hall ihres Todes von der anderen eine Leiſtung an einen Dritten verſprechen läßt; der 
Dritte erwirbt hier den Auſpruch auf die Leiſtung unmittelbar mit dem Tode des Ver⸗ 
ſprechensempfängers; der Anſpruch gehört nicht zum Nachlaſſe (8 331): fo bei Lebens: 
verſicherungsverträgen (vgl. $ 167 Verſ G, § 1922 A 5), aber auch ſonſtigen Verträgen 
zugunſten eines Dritten (88 328ff.) auf den Todesfall, wie die Vereinbarung in einem 
Geſellſchaftsvertrage, daß im Falle des Todes eines Geſellſchafters deſſen Geſellſchaftsanteil 
einem Dritten zufallen ſoll (RG 80, 175). Ebenſo, wenn in einem Kaufvertrage vereinbart 
wird, daß die gekauften Möbel nach dem Tode des Käufers au einen Dritten fallen ſollen 
(Ach Warn 1925 Nr 166). — Ein Gutsüberlaſſungsvertrag wird nicht dadurch zu einer 
Verfügung von Todes wegen, daß darin vereinbart iſt, die Auflaſſung ſolle erſt nach dem 
Tode des Überlaſſenden durch einen von dieſem beſtellten Bevollmächtigten erfolgen (ROY 
41 A 152). — Auch Beſtimmungen über die Beftattung können mit vermögensrechtlicher 
Wirkung in einer letztwilligen Verfügung getroffen werden (RG Warn 1912 Nr 219). — Nichtig 
iſt eine Verfügung von Todes wegen, wenn ſie ein den guten Sitten widerſtreitendes Rechts 
geſchäft im Sinne des $ 138 (vgl. A 1 dazu) darſtellt. Das iſt der Fall, wenn eine Zuwendung er⸗ 
folgt, um den Bedachten zur Eingehung oder Fortſetzung eines außerehelichen Geſchlechtsverkehrs 
zu beſtimmen, nicht aberohne weiteres, wennſie nur mit Rückſicht darauferfolgt, daß ein geſchlecht⸗ 
liches Verhältnis beſtanden hat oder beſteht (RG JW 1910, 6°; 1911, 29°; 28. 11. 14, V 286/14); 
doch kann es auch genügen, wenn die Zuwendung lediglich ein Entgelt für geleiſtete unſitt⸗ 
liche Dienſte, insbeſondere für homoſexnellen Geſchlechtsverkehr, bildet (RGLg 1922, 556%. — 
Ob eine letztwillige Verfügung wegen Willensmangels nichtig iſt, beſtimmt ſich nach 
den allgemeinen Vorſchriften der 88 116—118. Doch kommen die 88 116 Satz 2 und 117 
für letztwillige Verfügungen nicht in Betracht, da ſie nur für empfangsbedürftige Willens ⸗ 
erklärungen gelten. Dagegen bewirkt der Mangel der Ernſtlichkeit (8 118) auch die Nichtig- 
keit letztwilliger Verfügungen. Andere Willensmängel konnen zur Anfechtung nach 88 2078ff. 
führen (RG 104, 322). 

2. Teſtament iſt nur die in den Formen der §8 2064ff. errichtete letztwillige Verfügung. 
Formfreie Ergänzungen der Anordnungen des Teſtaments durch Kodizille (Nachzettel, 
testamentum mysticum), wie ſolche dem gemeinen, ſächſiſchen, in gewiſſen Formen auch 
dem preußiſchen Rechte bekannt waren, find im BGB abſichtlich nicht zugelaſſen (M 5, 298/94; 
RS ZW 1915, 786°). Doch können zur Auslegung zweifelhafter Beſtimmungen eines 
Teſtaments auch formloſe Urkunden herangezogen werden (RG LZ 1917, 4747), 

3. Ob eine Verfügung die Beſtimmung eines Erben (Erbeseinſetzung) enthält, iſt Aus. 
legungsfrage. Auslegungsregeln dafür gibt § 2087; vgl. A 2 dazu. Die den Nachlaß er- 
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ſchöpfende ulvendung von Vermögensſtücken an die geſetzlichen Erben kann Erbeinſetzung, 
aber auch Kanon 995 eue Erbfolge und Teilungsanordnung (5.2048) bedeuten 
(Kc 55, 65). Hat ein Ehegatte in einem unter der Herrſchaft des rheiniſch⸗franzöſiſchen 
Rech es errichteten Teſtamente ſeinem Ehegatten alles dasjenige zugewendet, „was er dieſem 
nur immer geſetzlich vermachen und ſchenken könne“, fo iſt darin, wenn er nach Inkraft 
treten des BGB geſtorben iſt, die nach dieſem Geſetze geſtattete Berufung des Ehegatten 
zum Alleinerben zu finden (NG in RIA 16, 70). Eine Erbeseinſetzung wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß beſtimmt iſt, der als Erbe Bezeichnete ſolle „jedenfalls“ (mindeſtens) 
einen beſtimmten Betrag erhalten (RG 14. 10. 09, IV 651/08); iſt aber nicht anzunehmen, 
wenn er nicht mehr als den beſtimmten Betrag erhalten ſoll (NGX 35 A 78; KG Bl 1914, 50). 


8 1938 


Der Erblaſſer kann durch Teſtament!) einen Verwandten oder den Ehe⸗ 
gatten von der geſetzlichen Erbfolge?) ausſchließen, ohne einen Erben ein⸗ 
zuſetzens). 

E 11755 Abſ 2, 1972 II 1815; M 5 9, 376; B 5 5, 483. 


1. Durch einſeitige Verfügung im Teſtament (§ 1937) oder im Erbvertrag (8 2299); 
dagegen nicht durch vertragsmäßige Verfügung ($ 2278 Abſ 2). 

2. Geſetzliche Erbfolge der Verwandten 88 1924—1930, des Ehegatten 89 1931—1934. 
Die Ausſchließung des Ehegatten von der geſetzlichen Erbfolge enthält auch die Ausſchließung 
vom Voraus (vgl. zu § 1932 A 1). n 

3. Der Paragraph behandelt die Ausſchließung eines geſetzlichen Erben ohne Einſetzung 
eines anderen und erklärt fie für zuläſſig, ohne die eintretenden Folgen näher anzugeben. 
Dieſe gehen dahin, daß der Anfall der Erbſchaft an den Ausgeſchloſſenen nicht erfolgt und 
an ſeine Stelle in den drei erſten Ordnungen ſeine Abkömmlinge treten, ſoweit nicht auch 
dieſe als ausgeſchloſſen zu gelten haben (vgl. A 3 zu § 1924); wenn Abkömmlinge nicht 
vorhanden, die in der gleichen Ordnung zunächſt Berufenen; wenn ſolche fehlen, die Ver⸗ 
wandten der nächſten Ordnung. Der Fiskus kann nicht in dieſer Weiſe, ſondern nur durch 
Erbeinſetzung (Einſetzung eines anderen Erben) ausgeſchloſſen werden, da ſonſt die Erbſchaft 
erblos werden würde. In der Zuwendung des „Pflichtteil“ Tann der Ausſchluß von der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge gefunden werden, und zwar auch dann, wenn dem Pflichtteilsberechtigten 
außer dem Pflichtteile noch ſonſtige Vermachtniſſe zugewendet find (RG 61, 15; 18. 12. 11, 
IV 706/10; Warn 1913 Nr 320). — Über Ausſchließung des Ehegattenerbrechts durch elterliche 
Ehe, oder Erbverträge vgl. A 5 zu 8 1931. — Kein Hindernis beſteht, den Ausgeſchloſſenen 
anderweit (durch Vermächtniſſe) letztwillig zu bedenken. Die Ausſchließung kann auch nur von 
einer Quote des geſetzlichen Erbrechts, ferner auch bedingt erfolgen. Der Angabe von 
Gründen bedarf es nicht; anders, wenn einem Pflichtteilsberechtigten auch der Pflichtteil 
entzogen werden ſoll (89 2333 ff.). — Anfechtung wegen Übergehung eines Pflichtteils⸗ 
berechtigten 98 2079 ff. Ausſchließung eines Abkömmlings von der fortgeſetzten Güter- 
gemeinſchaft durch letztwillige Verfügung § 1511. — Landesrechtliche Erbrechte können 
unentziehbar ſein, ſo das der Verpflegungsanſtalten und Waiſenhäuſer nach Pr ALR 


(II 19 5 75). 
8 1939 


Der Erblaſſer kann durch Teſtament!) einem anderen, ohne ihn als Erben 


einzuſetzen?), einen Vermögensvorteils) zuwenden“) (Vermächtnis) s)s). 
E 1 1756 Abſ 1 II 1816; M 5 9, 10; P 5 6. 


1. Durch einſeitige Verfügung im Teſtament ($ 1937), aber auch — einſeitig oder ver- 
tragsmaßig — im Erbvertrag (88 1941, 2299, 2278, 2279). Alſo nicht formlos durch 
Kodizill oder Nachzettel (A 2 zu § 1937). Auch nicht durch Bezugnahme auf ſolche. Doch 
können ſie zur Auslegung herangezogen werden (Warn 1915 Nr 201, 1917 Nr 59). 

2. Der Vermächtnisnehmer iſt im Gegenſatz zum Erben (8 1922 A J) nicht Geſamtnach⸗ 
folger. Es kann deshalb unmittelbar weder die ganze Erbſchaft noch ein Erbſchaftsbruchteil 
Gegenſtand eines Vermächtniſſes fein ($ 2087) doch läßt ſich der Anſpruch auf Ausantwor⸗ 
tung eines Bruchteils der Erbſchift als Vermächtnis denken. Auch dem Erben kann ein Ver⸗ 
mächtnis zugewendet werden (Vorausvermächtnis § 2150). Auf den Vermächtnisnehmer 
geht der vermachte Gegenſtand nicht, wie die Erbſchaft auf den Erben, unmittelbar über, 
er erlangt vielmehr lediglich ein Forderungsrecht gegen den Beſchwerten (8 2174) und iſt, 
wenn dieſer Erbe, Nachlaßgläubiger (5 1967 Abſ 2); den Gegenſtand des Vermächtniſſes 
ſelbſt erlangt er erſt durch das dingliche Erfüllungsgeſchäft: Übergabe, Auflaſſung, Abtretung 
uſw.; kein Vindikationslegat. Unterſchied von der Auflage vgl. A 2 zu 9 1940. 
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3. Vermögens vorteil. Nach dem von der 2. Kommiſſion beſchloſſenen Wortlaut können den 
Gegenſtand des Vermächtniſſes nicht nur körperliche Gegenſtände und Rechte, ſondern es kann 
ihn alles bilden, was mit einem Vermögensvorteil für den Bedachten verbunden iſt; jo Schuld⸗ 
erlaß, Aufgabe von Rechten des Erblafſers oder des Beſchwerten gegenüber dem Bedachten, 
bloße Rechtslagen oder Ermerbsmöglichkeiten (Erwerbsgeſchäft als ſolches), auch nur mittel» 
bare Vermögensvorteile (BayOpl® OLG 82, 59). Ferner das Recht zur Einſichtnahme 
von Familienpapieren oder zur literariſchen Verwertung von Aufzeichnungen des Erblaſſers, 
wenn daraus ein vermögensrechtlicher Vorteil für den Bedachten, wiewohl nur mittelbar 
und nebenbei, erwachſen kann. Fehlt jede Beziehung auf einen ſolchen, ſo wird ein Ver⸗ 
mächtnis im Sinne von 8 1939 nicht angenommen werden können; unter Umftänden kann 
aber darin die Anordnung einer auf einen gewiſſen Teil des Nachlaſſes beſchränkten Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung (executio particularis, $ 2208 Abf 1 Satz 2 und A 2 dazu) gefunden 
werden (RG 26. 9. 04 IV 76/04). Dadurch, daß der Erblaſſer den Bedachten mit einer Auf- 
lage oder einem Untervermächtnis bis zur vollen Höhe des ihm zugewendeten Betrags 
belaſtet, wird die Verfügung nicht unwirkſem (RG 4. 11. 09, SW 1910, 6). Bloße An⸗ 
nehmlichkeiten genügen nicht, z. B. das Recht, in einem Parke zu liſtwandeln, wenn es 
nicht etwa in Beziehung zur Erhaltung der Gejundheit und damit der Arbeitskraft des Be⸗ 
dachten und dadurch mittelbar zu feinem Vermögen gebracht werden kann. Die weiter⸗ 
gehende Auffaſſung Plancks in der 3. Auflage (anders die 4. Auflage) ift gegenüber dem 
ſtrikten Wortlaute des Geſetzes nicht haltbar. Auf ſolche Zuwendungen können deshalb 
die Vermachtnisgrundſätze (Anſpruch des Bedachten auf Erfüllung, Unm ürdigkeit m 
feine Anwendung finden, doch werden ſie unter Umfländen als Auflagen ($ 1940 
aufrechterhalten und durchgeführt werden können. — Ferner kann den Gegenſtand eines 
Vermächtniſſes bilden: Verzicht auf Geltendmachung dem Bedachten entgegenſtehender Rechte 
(Anfechtung, Verjährung; RG 8. 11. 06, IV 155/06); Ermächtigung zur Kreditbeſchaf⸗ 
fung durch Belaſtung von Nachlaßgrundſtücken während des vermachten Nießbrauchs (RG 
Warn 08 Nr 168; dagegen Kippe $ 105 A 1, dem nur fo viel zuzugeben ift, daß ein ſolches 
Vermächtnis nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch gegen den Grundſtückseigentümer auf 
Erteilung der Ermächtigung begründen kann). Der Vorteil kann auch in dem Anerkenntnis 
oder der Sicherung eines dem Bedachten bereits zuſtehenden Rechtes oder in dem Verzicht 
auf beſtellte Sicherheiten beſtehen. Vermächtnisgegenſtand kann auch ein nicht zum Nach⸗ 
laſſe gahöriger Gegenſtand fein, ſei es, daß er zum Vermögen des Beſchwerten (RG 6. 3. 16, 
IV 820/15) oder eines Dritten (Verſchaffungsvermächtnis) gehört. 


4. Die Zuwendung beſteht in der Begründung eines Forderungsrechts (vgl. A 2). 
Das Zugewendete braucht nicht ohne jeden Entgelt in das Vermögen des Vedachten gelangen 
zu ſollen, z. B. kann die Zuwendung auch in der Verpflichtung des Beſchwerten zum Ver⸗ 
kaufe einer Sache an den Bedachten zu einem beſtimmten Preiſe beſtehen; doch muß eine 
Begünſtigungsabſicht (Liberalität) zugrunde liegen (8G 26. 9. 04, IV 76/04). Ein Ver⸗ 
mächtnis liegt nicht vor, wenn dem Bedachten nicht ein Forderungsrecht auf den Genen: 
ftand zugewendet iſt, ſondern er ihn nur erhält durch eine Leiſtung, die ein anderer zur Er⸗ 
füllung einer diefem vom Erblaſſer geſtellten Bedingung (condieionis implendae causa) macht 
(M 5, 9; vgl. Windſcheid⸗Kipp § 677 S. 788). Auch liegt kein Vermächtnis vor, wenn 
beim Vertrag zugunſten Dritter der Verſprechensempfänger, wie ihm im Zweifel zu tun 
freiſteht (vgl. 8 332, VerVG 8 166 Satz 2) den an die Stelle des urſprünglichen tretenden 
Dritten in einer Verfügung von Todes wegen bezeichnet; denn dieſer erlält die Zuwendung 
im Zweifel nicht aus dem Nachlaß (vgl. $$ 330 A 1, 331 A 1). — Kein Vermächtnis, viel- 
mehr ein ohne beſondere Formen gültiger Vertrag unter Lebenden zugunſten eines Dritten 
(88 828, 331) liegt ferner vor, wenn in einem Vertrage vereinbert iſt, daß die Leiſtung (z. B. 
die Ar szohlung eines Sparkaſſenguthe bens durch die Sperkaſſe oder die Ar szohlung des 
Geſellſchaftsanteils durch die Geſellſchefter) nech dem Tode des Verſprechensempfängers 
an einen Dritten erfolgen ſoll, obwohl ein ſolcher Vertrag zur Umgehung der Formvor⸗ 
ſchriflen für letztwillige Verfügungen ben ht werden kann (M& 106, 1 ff.; vgl. auch RG 
80, 177; 88, 187; dahingeſtellt in R& 98, 279). Vgl. auch § 831 A 1. 


5. Nähere Vorſchriften über das Vermächtnis in den 88 21472191. Ein Vermächtnisnehmer 
kann mit einem Vermächtniſſe beſchwert werden (Untervermächtnis). — Srg. geſetz⸗ 
liche Vermachtniſſe, d. h. Zun endungen von Vermögensvorteilen, die das Geſctz aus dem 
Vermögen eines Verſtorbenen gewiſſen Perſonen zum eiſt, ohne fie zu Erben zu bern fen, find: 
der Voraus des überlebenden Ehegatten ($ 1982); der Anſpruch auf den ſog. Dreißigſten 
($ 1969); wohl auch, wiewohl mit gewiſſen Abneichungen, der Aufprı ch der Mutter auf 
Unterhalt aus dem Nachlaß oder dem Erbteil des Kindes bis zur Entbindung (8 1968, vgl. 
Anmerkung dazu). — Des Verſprechen der Schenkung einzelner Vermögensbeſtandteile auf 
den Todesfall wird als Vermächtnis behandelt (8 2801 und A 2 dazu). 


6. Über die Aufwertung von Vermächtniſſen vgl. $ 242 A 5d Abſ 3. 
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g 1940 


Der Erblaſſer kann durch Teſtament!) den Erben oder einen Vermächt⸗ 
nisnehmer zu einer Leiſtung verpflichten?), ohne einem anderen ein Recht 
auf die Leiſtung zuzuwenden?) (Auflage)). 

E 1 1757 II 1817; M 5 10, 11: P25, 6, 7. 


1. Durch einſeitige Verfügung im Teſtament (8 1937), aber auch — einſeitig oder vertrags⸗ 
mäßig. — im Erbvertrag (SS 1941, 2299, 2278, 2279). 


2. Die Auflage hat mit dem Vermächtnis ($ 1939) gemeinsam, daß fie den Beſchwerten 
zu einer Leiſtung verpflichtet, unterſcheidet ſich aber dadurch, daß dem als Empfänger der 
Leiſtung in Betracht kommenden anderen kein Forderungsrecht eingeräumt iſt. Es 
kann deshalb auch nicht von einer ihm gemachten Zuwendung gesprochen werden ($ 1939 
A 4). Es kann auch an einem Empfänger der Leiſtung ganz fehlen, z. B. bei der Ver⸗ 
pflichtung, ein Grab zu pflegen. Die Leiſtung kann in einem Tun oder Unterlaffen irgend, 
welcher Art beſtehen (§ 241); z. B. Veröffentlichung hinterlaſſener Papiere des Erblaſſers, 
Zugänglichmachung eines Parkes für das Publikum, Anſammlung von Geld zu einem be⸗ 
ſtimmten Zwecke (RG im Recht 1913, 1613); auch, im Schrifttum mit Unrecht in Zweifel 
gezogen, Beſorgung der Feuerbeſtattung. Abweichend vom Vermächtnis (8 1939 A 3) braucht 
ſie nicht vermögensrechtlichen Inhalts zu fein. Wichtig iſt die Auflage unſittlicher (8 138), un⸗ 
möglicher und geſetzwidriger Leiſtungen (88 2171, 2192); dem Richter auch die Befugnis zu 
geben, eine Auflage für nichtig zu erklären, weil ſie eines verſtändigen Inhalts ermangele, 
dürfte im allgemeinen nicht angängig ſein, zumal die 2. Kommiſſion das ausdrücklich ab⸗ 
gelehnt hat (P 5, 243); doch wird bei offenſichtlich keinen ernſten Zweck verfolgenden 
Auflagen trotzdem eine ſolche Befugnis aus dem Mangel eines Rechtsſchutzintereſſes ber- 
geleitet werden können. Auch eine dem Beſchwerten ſelbſt in ſeinem eigenen Intereſſe 
erteilte Auflage (ſeiner Geſundheit halber den Winter an der Riviera zuzubringen) kann, 


wenn Tie nicht bloß als Ratſchlag, ſondern als förmliche Verpflichtung gemeint iſt, wirkſame 
Auflage ſein. 


3. Dem mit der Auflage Veſchwerten ſteht kein auf die Leiſtung Berechtigter gegen 
über. Doch finden gewiſſe für letztwillige Zuwendungen geltende Vorſchriften entſprechende 
Anwendung, $ 2192. Auch iſt gewiſſen Perſonen und Behörden ($ 2194), ſowie dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker (88 2203, 2208 Abf 2) das Recht verliehen, die Vollziehung der Auflage 
u verlangen. Auch einen anderen Beauftragten als einen Teſtamentsvollſtrecker kann der 
Erste ſſer im Teſtamente zur Vollziehung der Auflage beſtellen, nicht aber formlos (RG 
42, 133; Bay Obs 5, 436). Die Errichtung fon. unſelbſtandiger Stiftungen (Bildun 
von Zweckvermögen ohne juriſtiſche Perſönlichkeit) durch Verfügung von Todes wegen ſtellt ſi 
in der Regel als eine Auflage dar des Inhalts, daß der beſchwerte Erbe oder Vermächtnis 
nehmer mit dem ihm Zugewendeten nach den Vorſchriften des Erblaſſers zu einem be⸗ 
ſtimmten, nicht auf einen feſt umgrenzten Perſonenkreis beſchränkten Zwecke zu verfahren 
hat, ohne daß gewiſſen Perſonen wegen ihrer Zugehörigkeit zu dieſem Kreiſe (2. B. den 
Verwandten des Erblaſſers) ein Anſpruch auf eine Leiſtung eingeräumt wird (RG SeuffA 56 
Nr 216; NG 75, 134, 380; RG 96, 15; LZ 1918, 26719; doch iſt es begrifflich nicht 
ausgeſchloſſen, daß damit zugleich gewiſſen Perſonen ein Recht auf gewiſſe Leiſtungen 
gewährt werden ſoll; ob das der Fall, iſt Auslegungsfrage (RS Warn 1917 Nr 148; 22 
1918, 268). In dieſem Falle würde es ſich um ein Vermächtnis (Untervermächtnis) handeln: 
doch iſt es fraglich, ob für ein ſolches die Perſönlichkeit der Bedachten genügend beſtimmt iſt, 
namentlich ob nicht aus $ 2162 Abſ 2 ſich Bedenken ergeben (RGS 7. 6. 17 IV 68/1917). 


4. Auflage im einzelnen 88 21922196, Beſchwerungen des Vermächtnisnehmers mit 
Auflagen 88 2186, 2187. Schenkung unter einer Auflage 88 525—527. Die Auflage iſt 
begrifflich verſchieden von der Zuwendung unter der Bedingung einer Leiſtung. 
Die Leiſtung, als Erfüllung der Bedingung, it hier in das Belieben des Bedachten neftellt, 
erſt die Leiſtung erzeugt den Anſpruch auf die Zuwendung, während er bei der Auflage 
unbedingt mit der Zuwendung bedacht und, wenn er dieſe annimmt, zur Leiſtung verpflichtet 
iſt. — Zu den Auflagen gehören, weil lediglich die Beſchwerten verpflichtend, Veräußerungs⸗ 
verbote ($ 137; vgl. R& 43, 338), die Auordnung eines Schiedsgerichts für den Fall ent. 
ſtehender Streitigkeiten (ZPO § 1048; vgl. A 1 zu $ 1937), Veſtimmungen wegen der Be⸗ 
ſtattung (RJ Warn 1912 Nr 219). Ob Teilungsanordnungen (88 2048 u. 2306, wo fie neben 
Auflagen erwähnt ſind), ſowie Anordnungen wegen Ausgleichung von Vorempfängen 
($ 2050) zu den Auflagen zu rechnen ſind, hängt davon ab, ob den durch ſie beſchwerten 
Miterben lediglich Verpflichtungen auferlegt oder ob zugleich entſprechende Rechte den 
übrigen Miterben zugewendet ſein ſollten. Den Ausſchlag gibt der zu ermittelnde Wille 
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des Erblaſſers. Nicht ſelten wird ſich hinter einer Teilungsanordnung oder hinter dem Erlaß 
der Ausgleichungspflicht ein reines Vermächtnis verbergen (vgl. auch § 2048 A 1). Auch 
die Verbindlichkeiten aus Auflagen find Nachlaß verbindlichkeiten, § 1967. 


8 1941 


1) Der Erblaſſer kann durch Vertrag?) einen Erben einſetzen ſowie Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen anordnen?) (Erbvertrag)!). 
Als Erbe (Vertragserbe) oder als Vermächtnisnehmer kann ſowohl der 


andere Vertragſchließende⸗) als ein Dritter bedacht werdens). 
E I 1940 Abſ 1, 2; 1962 II 1818; M 5 810—314, 349, 350; P 5 365—374, 423. 


1. Der Erbvertrag iſt Unterart der Verfügung von Todes wegen (8 1937 A 1). 
Sein Inhalt iſt, ſoweit die Verfügung vertragsmäßig getroffen wird, auf Erbeinſetzungen, 
Vermächtniſſe und Auflagen beſchränkt, § 2278 Abſ 1. Daneben ſind jedoch ebenſolche 
und alle anderen in Teſtamenten zu treffenden Anordnungen, insbeſondere die Erbaus⸗ 
ſchließung (8 1938), als einſeitige Verfügungen zuläſſig ($ 2299). Erbvertrag im einzelnen, 
98 2274 — 2302. 

2. Der Erbvertrag iſt ein einheitlicher Vertrag erbrechtlichen Inhalts, d. h. er erzeugt 
erbrechtliche (die Rechtsnachfolge in das Vermögen eines Verſtorbenen betreffende) Wir⸗ 
kungen: Erbfolge, Vermächtnisanſpruch, Auflagen verpflichtung. Er iſt kein ſchuldrecht⸗ 
licher Vertrag, da weder der Erblaſſer noch der andere Teil ſich darin zu ſchuldrechtlichen 
Leiſtungen verpflichten; ſchuldrechtliche Verbindlichkeiten werden erſt durch die Annahme 
(Nichtausſchlagung) der Zuwendung oder Beſchwerung nach dem Eintritt des Erbfalls er⸗ 
zeugt. — Die Vertragsnatur äußert ſich in der grundſätzlichen Bindung des Erblaſſers an 
feine Verfügungen, ſoweit fie vertragsmäßig getroffen find; dieſe Verfügungen können nur 
unter beſonderen Vorausſetzungen durch beiderſeitiges Einverſtändnis (§8§ 2290— 2292) oder 
Rücktritt (58 2293— 2297) rückgängig gemacht werden. Ein als ſolcher nichtiger Erbvertrag 
kann unter Umſtänden gemäß § 140 BGB als letztwillige Verfügung aufrechterhalten werden, 
wenn ſie bis zum Tode nicht widerrufen iſt. 

3. Der Erbvertrag iſt Erbeinſetzungsvertrag, Vermächtnisvertrag, Aufiugevertrag, 
wenn er ſich auf eine der betreffenden Anordnungen beſchränkt. Alle drei können aber auch 
in demſelben Vertrage verbunden werden. Nicht Erbvertrag und beſonders geregelt iſt der 
Erbverzicht, 88 2346—2352. Rein ſchuldrechtlich wirkt der Vertrag zwiſchen Erben über 
den Nachlaß eines noch lebenden Dritten, ſoweit ein ſolcher nicht nichtig iſt (8 312 Abſ 2). 

4. Von den Vertragſchließenden muß mindeſtens der eine Teil, es können aber auch 
beide Teile als Erblaſſer auftreten, d. h. eine der in A 3 erwähnten Verfügungen von 
Todes wegen vertragsmäßig treffen. Inſoweit kann nur eine paſſiv beerbungsfähige, 
alſo natürliche Perſon (vgl. A 3 zu § 1922) in Betracht kommen. Mehrere ſolche Perſonen 
können in einem und demſelben Erbvertrage gemeinſchaftliche Verſügungen treffen, 
z. B. ſich gegenſeitig oder gemeinſchaftlich einen Dritten zum Erben einſetzen, auch wenn 
fie nicht Eheleute find (RG 67, 65; vgl. A zu § 2274). Der andere Teil, der ſich auf 
die Annahme der vertragsmäßigen Verfügungen des Erblaſſers beſchränkt, kann auch eine 
juriſtiſche Perſon oder eine Mehrheit von Perſonen ſein. Vertragliche Verſügungen können 
zugunſten des anderen Vertragſchließenden oder zugunſten eines Dritten getroffen werden. — 
Ob eine Verfügung als vertragliche oder einſeitige gemeint, iſt Auslegungsfrage. Vgl. 
Warn 1917 Nr 91. Bei Verfügungen zugunſten eines Dritten, mit denen der andere Ver⸗ 
tragſchließende beſchwert iſt, wird in der Regel nicht anzunehmen ſein, daß der Erblaſſer 
ſie nicht einſeitig ſolle widerrufen können, da der andere Teil an der Aufrechterhaltung lein 
Intereſſe haben wird (P 5, 403); doch kann auch in ſolchem Falle wenigſtens ein moraliſches 
Intereſſe vorliegen, das zur Annahme des Ausſchluſſes der Widerruflichkeit genügt (RG Lg 
1916 Sp. 103218). — Auf das vertragsmäßige Schenkungsverſprechen für den Fall des Über⸗ 
lebens des Beſchenkten (Schenkung auf den Todesfall) finden die Vorſchriften über 
den Erbvertrag Anwendung ($ 2301, vgl. A 1 zu § 1937). 

5. Der bedachte Dritte erlangt im Gegenſatz zu den eutſprechenden Verträgen unter 
Lebenden ($ 328) durch den Abſchluß des Erbvertrags, auch wenn er darin vertragsmäßig 
und nicht bloß einſeitig (8 2299) bedacht iſt, keinerlei Rechte. Sein Recht als Erbe oder Ver⸗ 
mächtnisnehmer entſteht erſt mit dem Erbfall, wenn der Erbvertrag in dieſem Zeitpunkte 
noch wirkſam iſt. Die Vorſchriften über Verträge zugunſten Dritter ($$ 328ff.) können auch 
im übrigen auf Erbverträge keine Anwendung finden (RG Warn 1917 Nr 91). Aus einer 
bloßen Auflage erlangt ein Dritter überhaupt kein Forderungsrecht (§ 1940). — Der Guts. 
überlaſſungsvertrag, durch den der Übernehmer zu beſtimmten, noch dem Tode des Über⸗ 
laſſenden zahlbaren Leiſtungen an Geſchwiſter als Abfindung für ihr Erbrecht verpflichtet wird, 
iſt in der Regel als Vertrag unter Lebenden zugunſten Dritter aufzufaſſen; vgl. $ 1937 A 1. 
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Zweiter Abſchnitt 


Rechtliche Stellung des Erben 


Der Abſchnitt regelt in vier Titeln die rechtliche Stellung der Erben, d. h. die Rechts⸗ 
verhältuiſſe, in die eine Perſon dadurch eintritt, daß fie Erbe wird, nach den verſchie⸗ 
denen in Betrocht kommenden Richtungen, und zwar: im erſten Titel die Entſtehung und 
Entwicklung des Verhällniſſes des Erben zur Erbschaft durch deren Annahme und Aus⸗ 
ſchlagung, einſchließlich der bis zur endgültigen Inbeſitznahme erforderlichenfalls eintreten⸗ 
den Fürſorge des Nachlaßgerichts (88 1942 —1960); im zweiten Titel ſein Verhältnis 
zu den Nachlaßgläubigern in Geſtalt der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten 
(88 1967—2017); im dritten Titel fein Verhaltnis zu einem unrechtmäßigen Beſitzer 
der Erbſchaft, aus welchem für ihn der Erbſchaftsanſpruch entſtebt (88 2018-2081): 
im vierten Titel ſchließlich das Verhältnis mehrerer Erben (Miterben) zueinander 
(88 2032 —2057) und die aus dem Vorhandenſein mehrerer Erben ſich ergebenden Beſon⸗ 
derheiten ihres Verhältniſſes zu den Nachlaßgläubigern (88 2058— 2063). 


Erſter Titel 
Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft. Fürſorge des Nachlaßgerichts 


8 1942 
Die Erbſchaft geht auf den berufenen Erben unbeſchadet des Rechtes 
über, ſie auszuſchlagen!) (Anfall der Erbſchaft) ). 


Der Fiskus kann die ihm als geſetzlichem Erben angefallene Erbſchaft 
nicht ausſchlagen ?). 


E 1 1974 Abf 2, 2025 Abſ 1 II 1819; M 5 379, 380, 488; P 5 487490, 613; K 309. 
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nur ein Erwerb „auf Grund eines geltend gemachten Pflichtteilsanſpruchs“ zu gelten 
hat. — Die Möglichkeit der Ausſchlagung ſoll dem Erben eine Überlegungsfriſt gewähren: 
daher trifft das Geſetz Schutzmaßnahmen, daß ihm dieſe Friſt nicht durch die Beſorgnis vor 
Verfährung von Nachlaßforderungen oder durch das Vorgehen von Nachlaßgläubigern ver⸗ 
kümmert werde ($$ 207, 1958, 1995 Abſ 2; ZPO 89 239 Abſ 5, 778). Vgl. RG 60, 179 und 
dazu A 1 zu § 1958. 

2. Anfall der Erbſchaft bedeutet ſonach den „vorläufigen Erwerb, der durch Ausſchlagung 
noch rückgangig gemacht werden kaun“ (M 5, 488). Anfall der Erbſchaft und Erbfall (A 4 
zu $ 1922) werden in der Regel zuſammentreffen. Auch wenn dies nicht der Fall ift, wenn 
3. B. die Erbſchaft erſt nach Wegfall des zunächft Berufenen (A 2 zu $ 1922) einem anderen 
Erben „anfällt“, gilt der Anfall an dieſen als ſchon mit dem Eintritt des Erbfalls erfolgt, da 
die Erbſchaft keinen Augenblick herrenlos fein ſoll (88 1953 Abſ 2, 2344 Abſ 2). Iſt der Erbe 
unter einer aufſchiebenden Bedingung berufen (§ 2074), ſo iſt zwar bis zum Eintritt der Be⸗ 
dingung auch der Anfall der Erbſchaft hinausgeſchoben; für die Zeit des Schwebens trifft 
aber § 2105 Vorſorge dahin, daß ſolange die geſetzlichen Erben Erben ſind. Anfall der 
Nacherbſchaft § 2139, des Vermächtniſſes 8 2176. 

3. Dem Fiskus iſt das Ausſchlagungsrecht als geſetzlicher Erbe aus dem gleichen Grunde 
verſagt, aus dem er nicht ohne Einſetzung eines anderen Erben ausgeſchloſſen werden kann 
(vgl. A 8 zu § 1936), nämlich damit die Erbſchaft nicht erblos werde. Wenn er als Erbe 
durch Verfügung von Todes wegen berufen iſt, ſo kann er dieſe Berufung ausſchlagen. — 
Feſtſtellung des fiskaliſchen Erbrechts 88 19641966. 


8 1943 


Der Erbe kann die Erbſchaft nicht mehr ausſchlagen, wenn er ſie an⸗ 
genommen hat!) oder wenn die für die Ausſchlagung vorgeſchriebene Friſt 
verſtrichen iſte); mit dem Ablaufe der Friſt gilt die Erbſchaft als ange⸗ 
nommen) 4). 

E I 2029 II 1820; M 5 494—497; P 5 618—620; 6 836— 338. 


1. Die Annahme der Erbſchaft verwandelt den zunächſt vorläufigen Erwerb durch den 
Erben ($ 1942 A 1) in einen endgültigen, indem ſie, auch wenn fie vor Ablauf der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt ($ 1944) erfolgt, ihm die rechtliche Möglichkeit der Ausſchlagung entzieht, 
ſofern fie nicht etwa angefochten werden kann (§8 1954ff.). Sie iſt eine einſeitige rechts 
geſchäftliche Willenserklärung, die, im Gegenſatze zur Ausſchlagung ($ 1945), keiner Form 
bedarf, daher auch durch ſchlüſſige Handlungen (pro herede gestio) betätigt werden kann 
und auch nicht gegenüber einer beſtimmten anderen Perſon vorgenommen werden muß (fein 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft; daher auch Annahme durch Erklärung in einer 
Zeitung wirkſam). Doch muß ſie in ſolcher Weiſe vorgenommen werden, daß der 
Wille, endgültiger Erbe zu werden, darin zum Ausdruck kommt. Eine gegenüber Un⸗ 
beteiligten abgegebene Erklärung wird dazu in der Regel nicht geeignet ſein, während 
bei einer Annahmeerklärung gegenüber einem Nachlaßbeteiligten der rechtsgeſchäftliche Wille 
in der Regel als zum Ausdruck gebracht angenommen werden muß. Die gegenüber einer 
beſtimmten Perſon abgegebene Erklärung wirkt allen gegenüber. Auch dem Nachlaß. 
gericht gegenüber kaun fie abgegeben werden (beſtr.). Daß die Annahmeerklärung, wenn 
ſie einer beſtimmten Perſon gegenüber abgegeben werden ſoll, erſt wirkſam wird, wenn ſie 
dieſer „zugeht“ (Planck Erl. 3), wird zwar nicht unmittelbar aus $ 130, der nur einem anderen 
gegenüber „abzugebende“ (d. h. kraft Geſetzes empfangsbedürftige) Willenserklärungen be⸗ 
trifft, wohl aber aus dem Willen des Erklärenden zu folgern und deshalb auch ein gemäß 
5 130 Abf 1 Satz 2 rechtzeitiger Widerruf geftattet fein. — Auch die pro herede gestio fett 
eine Betätigung des Annahmewillens voraus (NG Dag 1912 Sp 1185) und iſt nicht etwa 
als Strafe an die Vornahme gewiſſer, nur dem Erben zuſtehender Handlungen (immixtio) 
geknüpftz das richterliche Ermeſſen entſcheidet. Als Betätigung des Annahmewillens wird 
in der Regel der Autrag auf Erteilung eines Erbſcheins (urg. $ 2357 Abſ 3 Satz 1, vgl. 
N 38 A 51; NA 16, 68) anzuſehen fein; ebenſo die Erhebung des Erbſchefisanſpruchs 
($ 2018), Verkauf der Erbſchaft und Verfügung über den Erbteil (89 2371, 2033), auch Ver. 
pfändung desſelben (RG 80, 385); nicht dagegen ohne weiteres die Verfügung über ein 
zelne Nachlaßgegenſtande oder die Geltendmachung von Nachlaßforderungen oder die Fort⸗ 
führung des Geſchäfts, wenn dieſe Handlungen als Beſorgung erbſchaftlicher Geſchäfte 
($ 1959) gedeutet werden können (RG DIZ 1909 Sp 1329); unter der gleichen Vorausſetzung 
auch nicht der Antrag auf Anordnung einer Nachlaßverwaltung (KG 31 A 73 und 
38 A 51; a. M. für die Regelfälle Planck Erl da zu § 1981). Sogar eine Verfügung über den 
ganzen Nachlaß (alle vorhandenen Erbſchaftsſachen) kann ohne Rechtsirrtum dahin gedeutet 
werden, daß fie eine Annahme der Erbſchaft nicht enthalte, namentlich wenn die Verfügung 
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nur erfolgte, um dem Erben Mittel zur Beſtreitung der Beſtattungskoſten zu verſchaffen 
(Rei 28. 11. 21 VI 437/21). — Da ſowohl die ausdrückliche wie die ſtillſchweigende Annahme 
Rechtsgeſchäfte find, finden die Grundsatze über Geſchäftsfähigkeit (88 107, 111, 
114, 115), Willenserklärungen ($$ 116 ff.), Vertretung, Vollmacht (88 164 ff.), Ein- 
willigung, Genehmigung (89 182 ff.) auf beide Arten Anwendung. Die Frau bedarf zur An⸗ 
nahme (wie zur Ausſchlagung, A 1 zu 8 1942) nicht der Zuſtimmung des Mannes (88 1406 
Nr 1, 1453); der geſetzliche Vertreter (anders wie bei der Ausſchlagung $ 1822 Nr 2) nicht 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Nähere Vorſchriften über die Annahme ent- 
halten 88 1946 ff., bezüglich der Anfechtung 98 1954—1957. Anfechtung nach § 119 iſt zufällig, 
wenn infolge Irrtums ein Annahmewille nicht vorhanden war, aber auch erforderlich, außer 
im Falle des § 1949 Abs 1 (vgl. A 2 dazu). Vgl. auch § 1954 A 1. — Auch die Annahme ſteht, 
wie die Ausſchlagung, im Falle des Konkurses des Erben nur dem Gemeinſchuldner zu 
(8 I Ko). — Annahme des Vermächtniſſes § 2180. 


2. Aus ſchlagungsfriſt 8 1944. Der Verluſt des Ausſchlagungsrechts tritt ohne weiteres 
mit dem Ablaufe der Friſt ein; iſt innerhalb der Friſt die Ausſchlagung nicht erfolgt, fo iſt 
die Friſt verſaumt“ (§ 1956), auch ohne einen auf Annahme der Erbſchaft gerichteten Willen 
(gl. A 3). Unter Umſtänden kann aber die Verſäumung angefochten werden (8 1956). 


3. Die Annahme infolge Friſtablaufs iſt eine Fiktion (gilt,) des Geſetzes und der Satz 
ſpricht nur poſitiv aus, was im vorhergehenden Halbſatze negativ beſtimmt iſt. Auf dieſe 
kraft Geſetzes eintretende Rechtswirkung finden daher die in A 1 beſprochenen Grundſätze 
über Willen und Geſchaftsfähigteit leine Anwendung. Z. B. wird auch der geſchäfisunfähige 
Erbe durch Ablauf der Friſt ohne weiteres zum „annehmenden”, endgültigen Erben; vgl. aber 
über den Lauf und die Dauer der Friſt in dieſem Falle 91944 A 4. — Feſtſtellungsklage, daß der 
Betreffende bereits Erbe geworden, ſeine Ausſchlagung deshalb unwirkſam ſei, iſt zuläſſig 
en JW 06, 509 %. — Gleiche Grundſäte bei der ehelichen Oftergemeinfchaft für die Ab. 
ehnung der Fortſetzung durch den überlebenden Ehegatten ($ 1484). 

4. Beweislaſt. Der Erbe braucht die Annahme nicht be 
ſie in der Erhebung des Anſpruchs zu finden iſt, alſo z. B. bei dem Erbſchaftsanſpruche, bei 
dem Antrage auf Erteilung des Erbſcheins für ſich (dagegen, wenn er einen gemeinſchaft⸗ 
lichen Erbſchein verlangt, die Annahme durch die Miterben, §§ 2357 Abs 3, 2356). Bei 
Stellung des Antrags auf Aufgebot zum Zwecke der Ausſchließung von Nachlaßgläubigern 
muß der Erbe die Annahme nachweiſen {ABO 5 991 Ah 8). Der Nachlaßgläubiger, der 
einen ſich gegen den Nachlaß richtenden Anſpruch gegen den Erben geltend machen ($ 1958) 
ober einen Rechtsſtreit ſortſethen (3PO 8 289) oder eine Zwangsvollſtreckung gegen ihn 
betreiben will (RO $ 778), muß die Annahme nachweiſen. Er hat daher in der 
Regel, wenn er nicht einen Erbſchein vorlegen kann, den Nachweis des Erbfalls und 
des Berufungsarundes zu führen, ſowie den der Annahme der Erbſchaft, 12 es durch aus⸗ 

nnahme ift der 


ſonders nachzuweiſen, wenn 


drückliche Erklärung oder durch Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. Vor der 
Anſpruch gegen den Erben nicht begründet (er ift nicht paſſiv legitimiert, 88 1958, 2014; 
NS 60, 179); der Gegner wird alſo, wenn er die Fiktion der Annahme durch Ablauf der 
Ausſchlagungsſriſt geltend machen will, zu behaupten und nötigenfalls zu beive:jen aben, 
daß die Ausſchlagungsfriſt gemäß $ 1944 Abſ 2 zu laufen begonnen hat, ſonach auch die Kennt! 
nis des Erben von dem lie und dem Grunde der Berufung (fo mit Recht Planck Erl 7 
egen Dernburg d 148 VI; a. M. auch die zweite Auflage diefes Kommentars). Ergibt 
f ) hieraus der Ablauf der Ausſchlagungsfriſt, ſo muß der Erbe beweiſen, daß er inner⸗ 
halb der Friſt ausgeſchlagen hat (vgl. 8 1944 A 7). 


8 1944 


Die Ausſchlagung kann nur binnen ſechs Wochen erfolgen!). 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe von dem An⸗ 
fall und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt?). Fit der Erbe durch 
Verfügung von Todes wegen berufen, ſo beginnt die Friſt nicht vor der 
Verkündung der Verfügung’). Auf den Lauf der Friſt finden die für die 
Verjährung geltenden Vorſchriften der SS 203, 206 entſprechende Anwen⸗ 
dung). 

Die Friſt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblaſſer ſeinen letzten Wohn⸗ 
ſitz nur im Auslande gehabt hats) oder wenn ſich der Erbe bei dem Be⸗ 
ginne der Friſt im Ausland aufhälts) ). 

& 1 2030 II 1821; M 5 497—501; P 5 620, 623. 
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1. Sechswöchige Ausſchlagungsfriſt. Berechnung 88 187 Abſ 1, 188 Abſ 2, 3, 193. Sie 
iſt geſetzliche Ausſchlußfriſt, kann deshalb weder vom Erblaſſer noch vom Nachlaßgericht ver⸗ 
längert werden. Nur mittelbar kann der Erblaſſer eine Verkürzung dadurch herbeiführen, 
daß er den Erben unter der Bedingung der Annahme innerhalb kürzerer Friſt einſetzt; ebenſo 
aber auch eine Verlängerung dadurch, daß er einen Erben unter der Bedingung einſetzt, 
innerhalb einer längeren Friſt anzunehmen; in dieſem Falle beginnt die geſetzliche Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt überhaupt nicht zu laufen, da ſie vor Eintritt der Bedingung für den bedingt 
eingeſetzten Erben nicht läuft (vgl. A 2 zu $ 1942), mit Eintritt der Bedingung aber. die auf 
die Annahme abgeſtellt iſt, die Ausſchlagung ausgeſchloſſen ift (§ 1943). — Anfechtung 
der Friltverfäumung $ 1956. 

2. Friſtbeginn für den Erben, und zwar für jeden einzelnen, der vorläufiger Erbe ge⸗ 
worden iſt, beſonders, mit der Kenntnis von dem Anfalle (A 2 zu § 1942) und dem 
Berufungsgrunde. Die Rückbeziehung des Anfalls in den Fällen des Geboren⸗ 
werdens einer Leibesfrucht ($ 1923 Abſ 2), des Wegfalls eines anderen durch Ausſchlagung 
(§ 1953 Ubi 2 oder Erbunwürdigkeitserklärung ($ 2344) hat auf den Beginn der Ausſchlagungs⸗ 
friſt keinen Einfluß, da fie lediglich eine Fiktion bedeutet und die in § 1944 erforderte Kennt ⸗ 
nis nicht vor dem wirklichen Anfalle vorhanden fein kann. — Die Kenntnis muß ſich zu⸗ 
nächſt auf den Erbfall (Tod oder Todeserklärung des Erblaſſers) beziehen, ſodann aber, 
wenn Berufungsgrund das Geſetz iſt, auf das Beſtehen des die geſetzliche Erbfolge nach 
88 1924—1935 (das geſetzliche Erbrecht des Fiskus, § 1936, kommt, do er nicht ausſchlagen 
kann, nicht in Betracht) begründenden verwandtſchaftlichen oder ehelichen Ver⸗ 
e erſtrecken, ſowie darauf, daß vorgehende Erbberechtigte überhaupt nicht vor⸗ 
anden waren oder vor oder nach dem Erbfalle weggefallen ſind (A 2 zu § 1935) und daß 
die geſetzliche Erbfolge nicht durch Verfügung von Todes wegen ausgeſchloſſen iſt. Doch 
iſt in letzterer Beziehung nicht ſchon die entfernte Möglichkeit, daß der Erblaſſer eine Ver⸗ 
fügung errichtet haben könnte, hinreichend, um den Beginn der Ausſchlagungsfriſt auszu⸗ 
ſchließen; es muß vielmehr genügen, wenn der Erbe keine begründete Vermutung haben 
kann und hat, daß eine ihn ausſchließende Verfügung wirkſam vorhanden ſei (Bay Obs 
23 1918 Sp. 710%. War eine ſolche Verfügung vorhanden und dem durch fie aus⸗ 
e Erben bekannt, ſo muß er von ihrer Unwirkſamkeit oder von ihrem Widerrufe 

enntnis erhalten haben. — Handelt es ſich um Berufung durch Verfügung von Todes 
wegen, ſo muß die Kenntnis des Erben dahin gehen, daß er kraft ſolcher Verfügung zur 
Erbſchaft berufen iſt; daß er die konkrete Verfügung kennt und insbeſondere weiß, ob es ein 
Teſtament oder ein Erbvertrag ſei, iſt nicht erforderlich. Zwar beginnt in ſolchem Falle 
die Ausſchlagungsfriſt nicht vor Verkündung der Verfügung zu laufen (Abſ 2 Satz 2); die 
Kenntnis von der Berufung kann aber auch auf andere Weiſe als durch die Verkündung 
erworben werden (RIA 5, 146; a. M. RG ZW 02 Beil 232102). Andererſeits wird die Friſt 
nicht laufen, ſolange der Erbe nur von einer konkreten Verfügung beſtimmten Inhalts 
Kenntnis hat, durch die er berufen zu ſein glaubt, dieſe Verfügung ſich aber als nichtig heraus⸗ 
ſtellte und er durch eine andere Verfügung mit anderem Inhalte berufen iſt; ſo zutreffend 
Planck⸗Flad Erl 3b gegen Leonhard II B. — Nicht erforderlich iſt Keuntnis des Erben dar⸗ 
über, ob ihm die ganze Erbſchaft oder nur ein Bruchteil und welcher zugefallen iſt, wenn 
es ſich um eine einheitliche Berufung handelt. Steht aber eine Berufung zu mehreren 
befonderen Erbteilen in Frage, die geſondert ausgeſchlagen werden können (88 1951, 1927; 
A 3 zu $ 1927), fo beginnt die Friſt für jeden Erbteil beſonders mit der Kenntnis von deſſen Anfall. 
Irrtum des Erben darüber, ob die Berufung auf dem Geſetze oder auf einer Verfügung von 
Todes wegen beruht, auch Rechtsirrtum, ſchließt den Beginn der Friſt aus (KGJ 34 A 79; 41 A 56). 
Das dem Ehegatten nach Pr. AG. BGB Art 46 88 2, 3 gegebene Wahlrecht gehört nicht 
zum Berufungsgrunde; Irrtum darüber ſchließt daher den Friſtbeginn nicht aus (KGJ 
41 A 56). Die irrtümliche Annahme (insbeſondere e nes geſetzlichen Vertreters, aber auch 
des Erben ſelbſt), daß der Erbe bereits eine wirkſame Ausſchlagungserklärung abgegeben habe, 
ſteht einer Unkenntuis von dem Anfalle nicht gleich, da dieſer durch die Ausſchlagung 
nicht tatjächlich rückgängig gemacht wird, ſondern gemäß der in $ 1953 aufgeſtellten Fiktion 
als nicht erfolgt „gilt“, wodurch nur ſeine Wirkungen beſeitigt werden; ein ſolcher Irrtum 
könnte deshalb nur im Wege der Anfechtung der Verſäumung der Ausſchlagungs⸗ 
friſt (8 1956) geltend gemacht werden, und zwar auch nur, wenn die in der Anmerkung zu 
§ 1956 gegen RG 58, 81 vertretene Anſicht zutrifft. So RG Warn 1920 Nr 212. — Kennen⸗ 
müſſen, fahrläſſiges Nichtlennen, iſt der wirklichen Kenntnis nich gleichgeſtellt (wie in 8 2140 
und auch ſonſt im BGB). Ob das Nichtkennen auf tatſächlichem oder Rechtsirrtum (3. B. 
über die Gültigkeit eines Teſtaments, durch welches das geſetzliche Erbrecht beſchränkt wird, 
R Warn 1914 Nr 26) beruht und ob es verſchuldet iſt oder nicht, iſt gleichgültig. Bloße 
Zweifel des Berufenen, ob er nicht vielleicht Erbe geworden fein könnte, genügen nicht für 
den Beginn der Ausſchlagungsfriſt. Anderſeits wird auch eine volle Überzeugung, daß 
es fo ſei, nicht gefordert werden können. Es wird genügen müſſen, daß dem Erben die tat- 
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ſächlichen ‚und rechtlichen Umſtände in fo zuverläſſiger Weiſe bekannt geworden find, daß 
dadurch die poſitive Vorſtellung, er ſei infolge eines beſtimmten Berufungsgrundes Erbe ae 
worden, in ihm zum mindeſten als eine Wahrſcheinlichkeitsvorſtellung, mit der er rechnet, 
erregt worden iſt. Im Einzelfalle wird dabei viel auf die Sachlage, namentlich auf die 
Perſönlichkeit des Erben, ankommen. In dieſer Weiſe werden die im Wortlaute einiger 
maßen voneinander abweichenden Entſcheidungen des Reichsgerichts vereinigt werden können 
(vgl. einerſeits JW 02 Beil 2321, wo eine „beſtimmte und überzeugende Kenntnis“ ge, 
fordert wird, anderſeits Gruch 59, 481, wo geſagt wird, daß zwar die volle Überzeugung 
nicht verlangt werden könne, wohl aber zuverläſſiges Erfahren der in Betracht fnmmen- 
den Umſtände vorhanden fein muß und Zweifel, ob es nicht ſo ſein könnte, nicht genügen; 
ebenſo für den Fall des § 121: RG JW 1912, 741? und Warn 1914 Nr 108; vgl. RG 85, 
223, ferner A 2 zu $ 121 und A zu 5 208259. 

Iſt der Erbe geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo kommt es nicht 
A feine Kenntnis, ſondern auf die feines geletzlichen Vertreters an. Streitig iſt, wie 
es ſich verhält, wenn der Erbe einen Bevollmächtigten beftellt hat, ſei es allgemein (General- 
vollmacht) für feine Vermögensangelegenheiten oder zur Regelung der in Frage ſtehenden 
ene erben oder auch ſpeziell zur Vertretung im Willen bei der Entſcheidung 
über Annahme oder Ausſchlagung der Erbſchaft. Einverſtändnis beſteht zunächſt, daß § 166 
BOB keine Anwendung finden kann, da er ſich nur auf die rechtlichen Folgen abgegebener 
Willenserklärungen bezieht, nicht auf die Folgen der Unterlaſſung von ſolchen (vgl. M 5, 500, 
wo bie Frage im übrigen offen gelaſſen iſt). Sicher iſt auch wohl, daß der Erbe die durch 
das Geſetz an ſeine Kenntnis geknüpften Folgen nicht durch Beſtellung eines Bevollmäch⸗ 
tigten von ſich abwalzen kann, daß alſo, wenn er ſelbſt Kenntnis hat, der Lauf der Aus. 
ſchlagungsfriſt beginnt, auch wenn dem Bevollmächtigten die Kenntnis fehlt. Zweifelhaft 
kann nur ſein, ob die Friſt auch beginnt, wenn der Bevollmächtigte, nicht aber der Erbe, 
Kenntnis hat. Es wird aber anzunehmen fein, daß der Erbe lich die Kenntnis des Bevoll⸗ 
mächtigten entgegenhalten laſſen muß, dem er ſelbſt zu ſeiner Vertretung im Willen Macht 
gegeben hat; denn die Willensentſcheidung, die das Geſetz verlangt, kann nicht willfürlich 
von dem Wiſſen, das die Vorausſetzung dafür bildet, getrennt werden (ſo Strohal II 8 61 
A 16a; Planck Erl 4; a. M. Dernburg V 148° Note 10 und die zweite Auflage dieſes 
Kommentars). — Für den Nacherben beginnt die Ausſchlagungsfriſt erſt mit Kenntnis 
vom Eintritt des Nacherbfalles, da erſt mit dieſem die Erbſchaft ihm anfällt (vgl. A zu 
9 2142). Beſondere Ausſcklagungsfriſt für den durch Verfügung von Todes wegen beſchränkten 
oder beſchwerten Pflichtteilsberechtigten $ 2306; vgl. A 5 dazu. Befugnis zur Ausſchlagung 
ſchon vor Beginn der Ausſchlagungsfriſt 8 1946. — Iſt zur Annahme einer Zuwendung an 
eine juriſtiſche Perſon nach Landesrecht ſtaatliche Genehmigung erforderlich (Art 86 EG; 
Pr. AG. BGB Art 6), fo kann fie eine ihr zugewendete Erbſchaft vor Exteilung der Geneh⸗ 
migung nicht durch Annahme erwerben (RS 76, 384); deshalb kann auch die Ausſchlagungs⸗ 
friſt vor Kenntnis der Genehmigung nicht zu laufen beginnen (ſo Kipp 150 Note 7; a. M. 
* 40 A 25; 50 A 71; DIE 1918 Sp 260). 

. Verkündung der Verfügung. Gemeint ift die im Eröffnungstermin erfolgte „Ver 
kündung“ ($ 2260), auch wenn fie in Abweſenheit des Erben ſtattgefunden hat, nicht die 
Mitteilung des Nachlaßgerichts gemäß § 2262. Sie iſt für den Friſtbeginn ſelbſt dann 
erforderlich, wenn der Erbe ſchon vor der Verkündung von der Verfügung Kenntnis erlangt 
hatte. Umgekehrt ſchließt auch die Verkündung an den Erben ſelbſt nicht unbedingt aus, 
daß er gleichwohl, z. B. infolge von Mißverſtändniſſen oder von Rechtsirrtum, die Kenntnis 
im Sinne des Geſetzes erſt ſpäter erlangt. Die Verkündung iſt auch dann erforderlich, wenn 
er ſelbſt als Ehegatte das gemeinſchaftliche Teſtament mit errichtet ($ 2273) oder wenn er 
den Erbvertrag mit geſchloſſen hatte (§ 2300). Verkündung eines gemeinſchaftlichen Erb⸗ 
vertrags iſt auch dann erforderlich, wenn der eine Erblaffer bereits vor 1. 1. 00 verſtorben 
war (RG 48, 100). Die Vorſchrift des Abſ 2 iſt übrigens eine Sondervorſchrift und 
auf die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs ($ 2332 Ab 1) nicht übertragbar (RG 66, 30). 

4. § 203: Stillſtand der Rechtspflege oder höhere Gewalt hemmen den Lauf der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt mit der Wirkung, daß der davon betroffene Teil der Friſt nicht eingerechnet 
wird ($ 205). Die durch eine dem Vormundſchaftsgericht zur Laſt fallende Verzögerung 
der nach $ 1822 Nr 2 für den geſetzlichen Vertreter erforderlichen vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung herbeigeführte Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt (vgl. A 1 zu § 1945) als 
„höhere Gewalt“ anzusehen, wie Eccius will (vgl. KGJ 38 A 51), erſcheint bedenklich, 
da ein Fehler des Gerichts immerhin noch innerhalb des mit dem Gerichtsbetriebe ver⸗ 
bundenen Gefahrenkreiſes liegt (A 2 zu $ 203); der Erbe wird vielmehr in ſolchem Falle 
auf den Regreßanſpruch gegen den Vormundſchaftsrichter und den Staat angewieſen 
fein. — 8 206: Hat der geſetzliche Vertreter eines geihäftsunfähigen oder in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkten Erben die hier vorausgeſetzte Kenntnis erlangt, der Erbe ermangelt 
aber am Schluſſe der Friſt der Vertretung, fo läuft die Friſt nicht zu Ende. Vielmehr läuft 
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die Friſt erſt ſechs Wochen bzw. ſechs Monate nach der Behebung des Mangels ab. Auf die 
Kenntnis des neu eingetretenen Vertreters oder des geſchäftsfähig gewordenen Erben kommt 
es aber für den Wiederbeginn und den Ablauf der Friſt nicht mehr an. So die herrſchende 
Meinung (namentlich Strohal II § 61 A 20), die zwar zu Härten führen kann, aber mit dem 
Geſetze wohl allein vereinbar iſt. Auch wenn ohne dazwiſchenliegenden Vertretungsmangel 
ein neuer Vertreter eintritt oder der Erbe geſchäftsfähig wird, kann es vorkommen, daß die 
einmal in Lauf geſetzte Friſt abläuft, ohne daß der zu ihrer Wahrung Berufene die erforderliche 
Kenntnis beſitzt. — Friſtverläͤngerung für den Erbeserben 8 1952 Abſ 2. — Konkurseröffnung 
über das Vermögen des Erben iſt für den Friſtenlauf ohne Bedeutung (KO $ 9). 

5. Sechsmonatsfriſt. Wohnſitz (88 7—11) des Erblaſſers im Auslande. Die Vor⸗ 
ſchrift bezieht ſich nur auf im Auslande wohnende deutſche Erblaſſer, die nach Art 24 EG 
(Vorbem 1 zu dieſem Buche) nach deutſchen Geſetzen beerbt werden. Zum Auslande 
gehören nach Inkrafttreten des Friedensvertrags auch die durch dieſen von Deutſchland 
getrennten Gebiete. Das Saargebiet iſt Inland geblieben (Verſailler Vertr. Art 49). Die 
deutſchen Schutzgebiete haben auch bisher ſchon als Ausland gegolten (Schutgeb® v. 
10. 9. 00 8 3; Konſc G v. 7. 4. 00 § 26). Ein ausländiſcher Wohnſitz des Erblaſſers neben 
dem inländiſchen kommt nicht in Betracht („nur“). Gleichgültig iſt, ob er im Inlande oder 
im Auslande geſtorben iſt. 

6. Aufenthalt des Erben im Auslande. Es kommt nur darauf an, wo ſich der Erbe 
im Augenblicke nicht des Erbfalls, ſondern der erlangten Kenntnis befindet. Auch ein vor- 
übergehender Aufenthalt im Auslande ſichert ihm die verlängerte Friſt. Im Falle der 
geſetzlichen Vertretung kommt eigene Kenntnis des Erben überhaupt nicht in Betracht. 
Deshalb iſt lediglich der Aufenthalt des geſetzlichen Vertreters maßgebend. Bei der gemill: 
kürten Vertretung wird, wenn man von der in A 2 vertretenen Anſchauung ausgeht, für 
den Erben, der nur perſönlich im Auslande Kenntnis erhält, die ſechsmonatige, wenn aber 
Ein 11 ſich aufhaltender Vertreter dort Kenntnis erhält, von da ab eine ſechswöchige 

riſt laufen. 

7. Beweislaſt. Wer aus der Ausſchlagung Rechte herleitet — alſo namentlich der 
nach Ablauf der Ausſchlagungsfriſt als Erbe in Anſpruch Genommene — hat zunächſt darzutun, 
daß und wann ſie erfolgt iſt. Behauptet ſodann der Gegner, daß das Recht zur Ausſchlagung 
(5 1942) durch Friſtablauf (8 1943) bereits erloſchen geweſen fei, jo hat er dieſe Tatſache 
zu beweiſen. Dazu gehört der Nachweis, daß und wann der Erbe Kenntnis von dem Anfalle 
und der Berufung erhalten hat, da mit dem Eintritte dieſer Kenntnis der Lauf der Friſt 
erſt beginnt. Vgl. für den gleichliegenden Fall der Anfechtung §8 121 A 5 und 124 U 4. 
Auf die Ausſchlagung wird ſich der Erbe in der Regel gegenüber Nachlaßgläubigern berufen, 
die die ſtillſchweigende Annahme der Erbſchaft behaupten ($ 1943 A 4); aber auch wenn 
er im Falle des § 2306 Abſ I Satz 2 den Pflichtteil verlangen will; ferner diejenigen, welche 
infolge der Ausſchlagung an die Stelle des Ausſchlagenden als Erben getreten ſind. Auf den 
Ablauf der Ausſchlagungsfriſt kann ſich auch der Erbe berufen, um die Unwirkſamkeit 
der von ihm erklärten Ausſchlagung darzutun. 


§ 1945 


Die Ausſchlagung erfolgt durch Erklärung!) gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gerichte?); die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben?). 

Ein Bevollmächtigter bedarf einer öffentlich beglaubigten Vollmacht). 
Die Vollmacht muß der Erklärung beigefügt oder innerhalb der Aus— 
ſchlagungsfriſt nachgebracht werden“). 

E I 2032 II 1822; M 5 502, 503; P 5 624, 626, 


1. Die Ausſchlagung ift (abweichend von der Annahme, $ 1943 A 1) an eine Form ge- 
bunden und empfaugsbedürftig. Sie wird deshalb erſt in dem Zeitpunkte wirkſam, wo fie 
dem Nachlaßgerichte zugeht ($ 130). Gleich der Annahme iſt fie einſeilige Willenserklärung, 
unterſteht mithin den hierauf bezüglichen allgemeinen Vorſchriften ($ 1948 A 1). Abweichend 
von der Annahme bedarf der geſetzliche Vertreter (Vater, Vormund, auch der Pfleger) dazu 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (88 1822 Nr 2, 1643 Abſ 2, 1915). 
Die Genehmigung hat das Vormundſchaftsgericht gegenüber dem geſetzlichen Vertreter zu 
erklären ($ 1828); ſie wird alſo erſt wirkſam, ſobald fie dieſem zugeht ($ 180). Als einſeitiges 
Rechtsgeſchäft würde die Ausſchlagung, wenn 8 1831 Satz 1 auf fie Anwendung fände, 
unwirkſam ſein, wenn ſie ohne die vorher erteilte Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erfolgte. Von dem Standpunkt der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift aus iſt angenommen 
worden, daß die Ausſchlagung wirkſam ſei, wenn die Genehmigung wirkſam geworden iſt, 
bevor die Ausſchlagungserklärung dem Nachlaßgerichte zugegangen iſt, mag auch die Be- 
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urkundung oder Beglaubigung der Ausſchlagungserklärung früher erfolgt fein (KJ 
21 A 197; 84 A 216; 20 440,8 1 51; 42 A 89; RIA 5, 143). Auch wurde angenommen, 
daß bei Identität des Vormundſchafts, und Nachlaßgerichts es genüge, wenn die 
Ausſchlagungserklärung zunächſt der Vormundſchaftsabteilung vorgelegen hat und erſt nach 
deren Genehmigung und Bekanntmachung dieſer an den geſetzlichen Vertreter von der Nach⸗ 
laßabteilung geſchäftlich behandelt (entgegengenommen) worden iſt (K GJ 42 A 89). Da · 
gegen konnte von dieſem Standpunkte aus die nachträgliche Erteilung der Genehmigung, 
auch wenn fie noch innerhalb der Ausſchlagungsfriſt wirkſam geworden iſt, nicht für genügend 
erachtet werden, um die vorher erklärte Ausſchlagung wirkſam erſcheinen zu laffen; es wurde 
vielmehr Wiederholung der letzteren für erforderlich erachtet (AGJ 21 A 197; RAU 2, 216; 
KJ 42, 89). Nunmehr hat aber das NS (L3 1915, 751”) ſich der zu § 1831 A 1 
der zweiten Auflage dieſes Kommentars vertretenen Auſicht angeſchloſſen, wonach 9 1831 
Satz 1 keine Anwendung finden kann, wenn das einſeitige Rechtsgeſchäft nach geſetzlich er 
Vorſchrift binnen einer beſtimmten Friſt vorgenommen werden muß, weil der geſetzgeberiſche 
Grund, der dahin ging, diejenigen Perſonen, deren Rechtsverhältniſſe durch das einſeitige 
Rechtsgeſchäft berührt werden, nicht für unbeſtimmte Zeit über die Frage feiner Wirtfam- 
keit im ungewiſſen zu laſſen, bei geſetzlich befriſteten Rechtsgeſchäften dadurch entfalle, daß 
bei dieſen das Geſetz ſelbſt für Beendigung des Zuſtandes der Ungewißheit innerhalb be⸗ 
ſtimmter Friſt Sorge trage; in ſolchen Fallen müſſe es genügen, daß alle zur Gültigkeit 
des Geſchäfts erforderlichen Erklärungen bis zum Ablaufe der Friſt abgegeben ſind; auf 
die Reihenfolge der Abgabe komme es nicht an; demgemäß hat das Reichsgericht eine Aus⸗ 
ſchlagung für wirkſam erklärt, die vor Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
erfolgt iſt, wenn die Genehmigung nachher erteilt und innerhalb der Ausſchlagungsfriſt 
wirkſam geworden iſt. Dieſer Auffaſſung hat fi) KGJ 50 A 73 angeſchloſſen. Die Ent⸗ 
ſcheidung iſt geeignet, die durch die Anwendung des § 1831 auf die Aus chlagung entſtehenden 
erheblicten Unzuträglichkeiten zu vermeiden und deshalb zu bil igen, wenn fie auch dem für 
eine freiere Geſetzesauslegung auch ſonſt oft hinderlichen römiſch⸗rechtlichen Satze: „cessante 
ratione legis non cessat lex ipsa“ nicht vollkommen Rechnung tragen mag. — Sind aber 
nicht alle zur Wirkſamkeit der Ausſchlagung erforderlichen Erklärungen vor Ablauf der Friſt 
wirkſam abgegeben, fo iſt fie unwirkſam. Eine nach Ablauf der Friſt erteilte vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Genehmigung kann die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt nicht rück⸗ 
gängig machen, auch wenn man (vgl. RG 76, 866 und 8 184 A 1) die Rückbeziehung des 
> 184 auf behördliche Zuſtimmungserklärungen für anwendbar hält; KJ 50 A 78). Wegen 
Anfechtung vgl. $ 1956 U 1; wegen der „höheren Gewalt“ § 1944 A 4. — Vorlegung der 
Genehmigung bei der Ausſchlagungserklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte iſt nicht erfor⸗ 
derlich; das Nachlaßgericht iſt kein „anderer“ im Sinne des 8 1881. Deshalb iſt es un⸗ 
ſchädlich, wenn die Ausfertigung einer rechtzeitig erteilten vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung erſt nach Ablauf der Friſt dem Nachlaßgerichte eingereicht wird (anders bei der 
Vollmacht, Abſ 2, vgl. A 4). Die Frau bedarf der Zuſtimmung des Mannes ebenſowenig wie 
zur Annahme (58 1406 Nr 1, 1453, 1519, 1549). Die Ausſchlagung iſt wie die Annahme 
unwiderruflich (8 180), darf nicht bedingt oder befriſtet (§ 1047), nicht auf Teile der Erb- 
ſchaft beſchränkt fein, ſofern nicht beſondere Erbteile in Frage ſtehen (88 1850, 1951), ſteht auch 
im Konkurſe des Erben nur dem Gemeinſchuldner zu (KO 8 9). Anfechtbarkeit 8 1954. — 
Die Koſten der Ausſchlagung fallen nicht dem Nachlaſſe, ſondern dem Erklärenden zur 
Laſt. — Die Übernahme einer ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Ausſchlagung einer Erb⸗ 
ſchaft iſt formfrei (OLG 26, 288). . b 
2. Gegenüber dem Nachlaßgericht. Nachlaßgerichte find die Amtsgerichte (8 72 
FG), ſoweit nicht landesgeſetzlich andere als gerichtliche Behörden zuſtändig find; andere 
erichtliche Behörden (Landgerichte) können nicht als Nachlaßgerichte beſtellt werden. 
ine Ausſchlagungserklärung wird nicht dadurch unwirkſam, daß das Nachlaßgericht ſie 
zurückweiſt oder zurückſchickt (NOS 85 A 58). Die Ausſchlagung iſt in der Regel nur wirk⸗ 
ſam, wenn fie vor dem örtlich zuftändigen Nachlaßgericht ($ 73 FGG) erfolgt; nach RG 
71, 380 ſoll aber die Erklärung auch dann wirkſam ſein, wenn ſie einem örtlich unzuſtändigen 
Gerichte gegenüber abgegeben wird, nicht nur falls dieſes ſchon vorher (durch Fürſorge für 
den Nachlaß oder Einleitung einer Nachlaßpflegſchaft) als Nachlaßgericht tätig geworden 
war, ſondern auch, wenn es nur die Ausſchlagung entgegengenommen und eine Beſcheinigung 
über die „erfolgte Ausſchlagung“ erteilt hat (bedenklich, das angegangene Gericht darf ja 
die Erklärung gar nicht zurückweiſen; es würde auch nicht in der Lage ſein, ſofort feine Zu⸗ 
ſtändigkeit zu prüfen; dagegen auch Wolff Dig 09, 1487 und OL 21, 299). Vor einem 
um Entgegennahme der Erklärung des Erben vom Nachlaßgericht im Wege der Rechtshilfe 
(88 1, 2 JFG) erſuchten Gerichte kann die Ausſchlagung mit derſelben Wirkung, wie vor 
dem Nachlaßgerichte ſelbſt, erklärt werden; eine in dieſer Weiſe innerhalb der Friſt abgegebene 
Erklärung iſt rechtzeitig erfolgt, auch wenn fie bei dem Nachlaßgerichte erſt nach Ablauf der 
Friſt eingeht (BayoObLch in RIA 16, 48; a. M. Keßler Bayz 3, 186; Planck Erl 1b; wie 
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hier Staudinger 9. Aufl. Erl 2 zu a). — Die Ausſchlagung eines Vermächtniſſes er⸗ 
folgt gegenüber dem Beſchwerten (§ 2180 Abf 2). 
3. Offentlich beglaubigte Form 8 129, FG 88 167, 183, 191. Telegramm genügt nicht. 
4. Bollmacht. SS 164 ff. Beſondere Vollmacht iſt nicht erfordert, Generalvollmacht nicht 
ausgeſchloſſen. Die Erklärung darf wegen Mangels der Vollmacht nicht, wie nach 8 174, zurück- 
gewieſen werden. Geht die Vollmacht nicht vor Friſtablauf, und zwar in formgerechter Geſtalt 
ein, ſo iſt die Ausſchlagung wirkungslos. 


8 1946 


Der Erbe kann die Erbſchaft annehmen oder ausſchlagen ), ſobal d der 
Erbfall eingetreten iſte). 
E I 2033 II 1823; M 5 503, 504; P 5 624— 626. 


1. Annahme § 1943 A 1; Ausſchlagung 88 1942 A 1, 1945. 

2. Beide Erklärungen können, die Annahme auch ſtillſchweigend, ſogleich nach dem 
Erbfall, d. i. dem Tode oder der Todeserklärung des Erblaſſers abgegeben werden, auch 
bevor die Erbſchaft dem Erklärenden angefallen iſt und bevor die Ausſchlagungsfriſt zu laufen 
begonnen hat, alſo vor Kenntnis des Anfalls und des Berufungsgrundes. Die Ausſchlagung 
kann in ſolchen Fällen vorſorglich für den Fall des Eintritts dieſer Vorausſetzungen erfolgen. 
Eine Bedingung iſt darin, auch wenn es ausdrücklich ausgeſprochen wird, nicht zu erblicken 
(ogl. $ 1947 A 1). Auch ohne ausdrückliche Beifügung iſt die Erklärung in dieſem Sinne 
zu verſtehen. — Auch der Nacherbe kann vor Eintritt des Falles der Nacherbfolge die 
Nacherbſchaft nicht nur ausſchlagen ($ 2142), ſondern auch annehmen (RG 80, 377; vgl. 
§ 2142 A). Auch der Pflichtteilsberechtigte kann im Falle des § 2306 Satz 2, bevor 
er von der Beſchränkung oder Beſchwerung ſeines Erbteils Kenntnis erlangt hat, vorſorglich 
ausſchlagen. Eine juriſtiſche Perſon, die nach Landesrecht (Art 86 EG; Art 6 Pra. 
BGB) der ftaatlichen Genehmigung zum Erwerbe von Todes wegen bedarf, kann vor deren 
Erteilung die Erbſchaft nicht annehmen, wohl aber ausſchlagen (RG 76, 384); wegen des 
Beginnes der Ausſchlagungsfriſt vgl. 8 1944 A 2. — Eine vor dem Tode des Erblaſſers 
abgegebene einſeitige Ausſchlagungserklärung iſt wirkungslos; nur ein vertragsmäßiger Erb⸗ 
verzicht (588 2346 ff.) kann in Betracht kommen oder, ſoweit es ſich um den geſetzlichen Erbteil 
oder den Pflichtteil handelt, auch ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Ausſchlagung gegenüber 
einem anderen geſetzlichen Erben (8 312 Abſ 2 und A 2). 


8 1947 


Die Annahme und die Ausſchlagung können nicht unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen!). 
E I 2035 II 1824; M 5 505; P 5 627. 


1. Die Vorſchrift entſpricht den anderweiten Vorſchriften, welche die Beifügung von 
Bedingungen und Zeitbeſtimmungen zu gewiſſen Rechtsgeſchäften ausſchließen: ſo für die 
Aufrechnung $ 388 Satz 2, für die Auflaſſung $ 925 Ab 2. Wie bei dieſen (vgl. 88 388 
A 2, 925 A 14), find auch hier nur echte, rechtsgeſchäftliche Bedingungen ausgeſchloſſen, 
nicht Rechtsbedingungen, d. h. ſolche, in denen eine geſetzliche Vorausſetzung des erklärten 
Rechtsgeſchafts noch beſonders zum Ausdrucke gebracht wird, ſei es, weil dem Erklärenden 
nicht bekannt iſt, ob ſie bereits eingetreten (Ungewißheit über den Anfall oder den Berufungs⸗ 
grund, val. $ 1946 A 2), ſei es, weil ſich erſt in Zukunft entſcheidet, ob fie eintritt: Wegfall 
vorher Berufener, Eintritt der aufſchiebenden Bedingung für die Erbeinſetzung, Eintritt 
der Nacherbfolge; auch Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, ſofern man annimmt, 
daß dieſe nachträglich erteilt werden kann (§ 1945 A 1). Zuläſſig iſt auch die Beſchränkung 
der Erklärung auf einen von mehreren Berufungsgründen oder beſonderen Erbteilen (88 1951 
Abſ 1, 1927). 0 die Annahme auf einen beſtimmten Berufungsgrund beſchränkt, ſo gilt 
ſie als nicht erfolgt, wenn der Erbe ſich über ihn im Irrtum befand (8 1949 A 1). — 
Wird eine Ausſchlagung „zugunſten eines beſtimmten Dritten“ erklärt, ſo iſt die Bei⸗ 
fügung bedeutungslos, wenn dadurch nur das Motiv angegeben werden ſollte, auch wenn 
in Wirklichkeit die Erbſchaft dem Dritten nicht anfällt; dagegen macht ſie die Ausſchlagung 
unwirkſam, wenn aus ihr zu entnehmen iſt, daß die Ausſchlagung nur für den Fall gelten 
ſoll, daß dem Dritten die Erbſchaft wirklich zufällt; die Ausſchlagung wird auch nicht wire 
ſam, wenn dieſer Fall eintritt (Ke 35 A 64). Dementſprechend iſt eine von einem Teile 
der Abkömmlinge „nur zugunſten der Witwe“ erklärte Ausſchlagung als bedingt für unwirk⸗ 
am erklärt worden, weil die Witwe nicht als nächſtberechtigte Alleinerbin nach der Aus⸗ 
ſchlagenden in Betracht gekommen ſei (K 21. 10. 26 IX 671/26 in DNB 1926 Sp. 323). 
Hat die Erklärung die Bedeutung, daß der Ausſchlagende die Erbſchaft dem Dritten über⸗ 


Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft 88 1945—1948 39 


allen will, fo kaun fie als Annahme unter Hinzufügung der Bereitwilligkeit, fie an den 
ritten 


zu veräußern, gedeutet und aufrechterhalten werden (KGJ 85 A 64). Eine in einem 
Teſtament erklärte Ausſchlagung iſt unwirkſam, weil fie an die Bedingung des Nichtwider 
tufs bis zum Tode des Erklärenden geknüpft iſt und dem Nachlaßgericht erſt nach dem Tode 
des Erklärenden zugehen foll (RG JW 1919, 9981). — Die gleichen Vorſchriften gelten auch 
für das Vermächtnis ($ 2180 Abſ 2) und für die Annahme oder Ablehnung des Amtes als 
Teſtamentsvollſtrecker (§ 2202 Abſ 2). 


8 1948 


) Wer durch Verfügung von Todes wegen als Erbe berufen iſt, kann, wenn 
er ohne die Verfügung als geſetzlicher Erbe berufen ſein würde?), die Erb⸗ 
ſchaft als eingeſetzter Erbe ausſchlagen und als geſetzlicher Erbe annehmen?). 

Wer durch Teſtament und durch Erbvertrag als Erbe berufen iſt, kann 


die Erbſchaft aus dem einen Berufungsgrund annehmen und aus dem 
anderen ausſchlagen“). 414 

E I 2038 Abf 1, 2 II 1825; M 5 508—510; P 5 628, 629. 2322 

1. Die Vorſchriften des Paragraphen beziehen ſich auf ſolche Fälle, in denen die Be · 
rufung einer Perſon zu der ganzen Erbſchaft oder zu einem und demſelben Erbteile 
infolge mehrerer Berufungsgründe in Frage kommt. Das kann der Fall ſein: a) durch 
Erbeinſetzung einer Perſon, die ohne dieſe als geſetzlicher Erbe berufen ſein würde (Abſ 1); 
b) infolge Erbeinſetzung einer und derſelben Perſon durch mehrere nebeneinander be⸗ 
ſtehende Verfügungen von Todes wegen (Abi 2). Die Fälle der Berufung zu 
mehreren Erbteilen regelt ausſchließlich 8 1951 (vgl. A 1 dazu). 

2. Die Einſetzung eines Erben durch en von Todes wegen (88 1937, 1941) ſchließt, 
ſoweit ſie reicht, den Eintritt der geſetzlichen Erbfolge aus ($ 1937 A 1). Iſt alſo derjenige 
eingeſetzt, der ohne die Verfügung als geſetzlicher Erbe berufen ſein würde, ſo erwirbt er die 
Erbschaft zunächſt als eingeſetzter Erbe; es iſt ihm aber die rechtliche Möglichkeit gegeben, 
durch Ausſchlagung der Erbeinſetzung die vom Erblaffer beabſichtigte gewillkürte Erbfolge 
zu Fall und ſein geſetzliches Erbrecht zur Geltung zu bringen, ſofern ihm nicht der Erblaſſer 
(was dieſem zu tun freiſteht) dieſe Möglichkeit dadurch entzogen hat, daß er ihn für den Fall 
der Ausſchlagung der gewillkürten von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen hat (8 1938). 
Dieſes Recht des Erben hat das BG ausdrücklich ausgeſprochen, um der das Gegenteil 
beſtimmenden Vorſchrift des Pra LR (1 9 8 401) entgegenzutreten (M 5, 508). Eine Be- 
freiung von den ihm mit der Erbeinſetzung auferlegten Laſten und Beſchränkungen wird 
freilich der Erbe dadurch in der Regel nicht erreichen können; denn Vermächtniſſe und Auf- 
lagen bleiben, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erkennbar, auch gegenüber der 

eſetzlichen Erbfolge wirkſam und der auf Grund des Geſetzes eintretende Erbe damit be 

8 (85 2161, 2192); auch ſonſtige Beſchrankungen — Anordnung einer Nacherbſchaft 
(88 2100 ff.), Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (SS 2197 ff.), Anordnungen für die 
Teilung oder die Tragung der Pflichtteilslaſt (88 2048, 28 


\ 24) — bleiben beſtehen, foweit 
nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erhellt, und zwar auch wenn fie in der gleichen Ver⸗ 
fügung enthalten ſind wie die Erbeinſetzung (8 2085). Auch der Pflichtteilsberechtigte, 


der zu einem geringeren als dem geſetzlichen Erbteile zum Erben eingeſetzt iſt, wird, wenn 
er die Erbeinſetzung ausſchlägt, nur zu dieſem geringeren Erbteile geſetzlicher Erbe; die in 
der Einſetzung liegende Ausſchließung von dem darüber hinausgehenden geſetzlichen Erb⸗ 
teile bleibt beſtehen. Ein Intereſſe daran, von dem Rechte des § 1948 Abi 1 Gebrauch 
zu machen, kann der Erbe allenfalls dann haben, wenn der Wille des Erblaſſers dahin zum 
Ausdrucke gekommen iſt, daß die angeordneten Belaſtungen nur bei Wirkſamwerden der 
Erbeinſetzung in Wirkſamkeit treten ſollten (M 5, 509); auch kann ſeine Lage dadurch in⸗ 
ſofern verbeſſert werden, als er anderen geſetzlichen Erben gegenüber die Ausgleichung 
von Zuwendungen nur verlangen kann, wenn er geſetzlicher Erbe wird (88 2050 ff.). — 
Der die Erbeinſetzung ausſchlagende Erbe kann die Erbſchaft auf Grund des Geſetzes nur 
annehmen, wenn und ſoweit ſie ihm infolge der Ausſchlagung anfällt, alſo nicht, 
wenn Erſatzerben, ſei es durch ausdrückliche Beſtimmung des Erblaſſers oder infolge der 
auf dem vermuteten Willen des Erblaſſers beruhenden Regeln der 88 2069, 2094, 2102 als 
durch die Verfügung berufen an ſeine Stelle treten (OLG 21, 302; RG 2. 7. 06, IV 40/06; 
28. 3. 23 IV 239/22; MS 38 A 107; KO in RIA 16, 39). Er wird, wenn er ſich über dieſe 
rechtliche Folge der Ausſchlagung im Irrtum befunden hat, die Ausſchlagung auch nicht 
anfechten können, da nur ein Irrtum im Beweggrunde vorliegt (ogl. 8 1954 A 1). 

3. War dem Erben bekannt, daß er infolge der Ausſchlagung geſetzlicher Erbe werde, 
ſo enthält die ohne Einſchränkung erklärte Ausſchlagung im Zweifel, d. h. wenn nicht 
trotzdem ein anderer Wille erkennbar iſt, ohne weiteres auch die Ausſchlagung als geſetzlicher 


40 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


Erbe ($ 1949 Abſ 2). Die Abſicht, von dem Recht des § 1948 Gebrauch zu machen, wird 
alſo nicht vermutet. Lautet die Erklärung nur auf Ausſchlagung der Erbeinſetzung, ſo 
wird Zweifel daran nicht beſtehen können, daß nur dieſe ausgeſchlagen werden ſollte, auch 
wenn nicht ausdrücklich die Annahme der geſetzlichen Erbſchaft erklärt oder vorbehalten ift. — 
Mit der Ausſchlagung der Erbeinſetzung tritt der Anfall der geſetzlichen Erbſchaft unter 
Rückbeziehung auf den Tod des Erblaſſers ein (8 1942 A 2); für dieſe Berufung läuft eine 
neue Ausſchlagungsfriſt, aber erſt von der Kenntnis des Erben vom Anfall und Berufungs- 
grund ab, die bei der Ausſchlagung keineswegs immer vorhanden iſt, z. B. nicht, wenn der 
Erbe erſt ſpäter erfährt, daß er mit dem Erblaſſer verwandt oder daß nähere Verwandte 
nicht vorhanden find (8 1944 A 2). 


4. Innerhalb der durch den Willen des Erblaſſers beſtimmten Erbfolge liegen 
mehrere Berufungsgründe vor, wenn der Erblaſſer eine Perſon zu einem und dem ⸗ 
ſelben Erbteile durch Teſtament und durch Erbvertrag berufen hat. Die mehreren Erb. 
einſetzungen können als ſolche nebeneinander beſtehen; denn das Recht des vertragsmäßig 
Eingeſetzten wird nicht durch ſeine Einſetzung als Teſtamentserbe, ſondern nur durch die 
etwa der teſtamentariſchen Einfegung hinzugefügten Beſchränkungen und Belaſtungen (Ver. 
mächtniſſe, Auflagen, Nacherbeinfegungen) beeinträchtigt; dieſe ſind daher gemäß 5 2289 
Abf 1 Satz 1 u. 2 durch den Erbvertrag aufgehoben bzw. unwirkſam, aber nicht die Erb⸗ 
einſetzung, ſofern nicht der Wille des Erblaſſers erhellt, daß die Einſetzung ohne die Belaſtungen 
nicht wirkſam fein ſolle (8 2085). Es bedarf daher der Ausſchlagung, wenn der durch Erb- 
vertrag und durch Teſtament Eingeſetzte nur aus dem einen oder dem anderen Berufungs- 
grunde Erbe ſein will, was ihm freiſteht, aber in der Regel ohne beſonderes praktiſches 
Intereſſe für ihn fein wird, da er, auch wenn er beide Berufungen annimmt, nicht ver. 
pflichtet iſt, die in dem Teſtamente, mag dieſes früher oder ſpäter als der Erbvertrag er 
richtet fein, ihm auferlegten Laſten zu tragen (jo mit Recht Strohal, Erbrecht II S 61a 
Note Ic gegen Binder). Sind Laſten oder Beſchränkungen der Einſetzung in dem Erb- 
vertrage beigefügt, während die teſtamentariſche Erbeinſetzung laſteufrei iſt, fo bleiben 
fie im Zweifel beſtehen, wenn der Eingeſetzte die vertragsmäßige Einſetzung ausſchlägt 
und die teſtamentariſche annimmt (arg. 88 2161, 2192, 2085). — Sind die Erbeinſetzungen 
in mehreren Teſtamenten oder in mehreren Erbverträgen erfolgt, ſo wird nach dem 
aus der Geſetzesfaſſung wohl mit Sicherheit zu entnehmenden Schluß aus dem Gegenteil 
eine entſprechende Anwendung des $ 1948 Abs 2 ausgeſchloſſen fein. Davon eine Ausnahme 
zu machen, wenn die Erbverträge mit verſchiedenen Perſonen abgeſchloſſen ſind (ſo Kipp 
$ 55 12, Planck Erl 1 d Abſſ2) dürfte angeſichts des Wortlauts der Vorſchrift nicht angängig fein. 


8 1949 


Die Annahme gilt als nicht erfolgt?), wenn der Erbe über den Berufungs⸗ 
grund im Irrtume war!). 

Die Ausſchlagung erſtreckt ſich im Zweifel auf alle Bernfungsgründe!), 
die dem Erben zur Zeit der Erklärung bekannt jind®). 

E I 2038 Abf 3 II 1826; M 5 509, 510; P 5 624 —626, 628, 629. 


1. „Der Berufungsgrund“ iſt der konkrete Tatbeſtand, aus dem ſich die rechtliche Folge 
der Berufung zur Erbſchaft ergibt lentſprechend dem Klagegrund im Zivilprozeſſe), alſo 
die beſtehende Verwandtſchaft, einſchließlich des Wegfalls vorgehender Verwandter (88 1924 
bis 1930) oder Ehe ($ 1931) oder die die Erbeinſetzung enthaltende Verfügung von Todes 
wegen: Teſtament ($ 1937), Erbvertrag ($ 1941). Der Erbe irrt über den Berufungs⸗ 
grund, wenn er einen anderen konkreten Tatbeſtand als den wirklich die Berufung begrün⸗ 
denden als vorhanden annimmt und ſich daraufhin zur Erbſchaft berufen glaubt, etwa 
die Zugehörigkeit zu einer anderen Verwandtenklaſſe, Verwandtſchaft flatt Ehe (ein ſolcher 
Irrtum iſt denkbar, wenn die Annahme durch einen Erbeserben in Frage ſteht), einen Erb⸗ 
vertrag ſtatt eines Teſtaments oder umgekehrt, aber auch ein anderes Teſlament, einen 
anderen Erbvertrag als den wirklich in Frage kommenden. Doch werden unweſentliche 
Abweichungen in Einzelheiten (4. B. das Datum ber Verfügung) nicht in Betracht kommen. 
da ſie die Identität des Tatbeſtandes nicht in Frage ſtellen. Der Erbe irrt aber über den 
Berufungsgrund auch, wenn er aus dem ihm bekannten Tatbeſtande nicht die richtige recht ⸗ 
liche Folgerung zieht (Rechtsirrtum; MG 18. 5. 22 IV 438/21; Recht 1923 Nr 52). Auf die 
Entſchuld barkeit des Irrtums kommt es nicht an. Die in 8 1951 Abſ 2 Saß 2 enthal- 
tene Beſchränkung des Begriffs der „verſchiedenen Berufungsgründe“ trifft nach Wortlaut 
und Sinn nur den Fall mehrfacher Erbeinſetzung zu verſchiedenen Erbteilen; ſie kann 
auf den Irrtum darüber, ob die Erbeinſetzung in einem oder einem anderen Teſtamente 
oder Erbvertrage erfolgt iſt, auch nicht entſprechend angewendet werden. Ein Irrtum über 
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den Berufungsgrund liegt nur vor, wenn der Erbe glaubt, auf Gru nd eines an 
deren Tatbeſtandes als Erbe eingeſetzt zu fein, nicht, wenn er über ihm auferlegte 
Beſchränkungen oder Beſchwerungen irrt; ein ſolcher Irrtum kann nur nach Maßgabe 
des § 119 in Betracht kommen, wird aber als bloßer Irrtum im Beweggrunde in der 
Regel nicht zur Anfechtung ausreichen (vgl. A 2). — Die Vorſchrift bezieht ſich ſowohl 
auf die Annahme durch ausdrückliche Erklärung, wie auf die pro herede gestio (§ 1943 A 1). 

2. Es könnte zweifelhaft ſein, ob der Irrtum über den Berufungsgrund nach $ 119 zur 
Aufechtung der Ausſchlagung berechtigen oder als bloßer Irrtum im Beweggrunde unbeacht⸗ 
lich fein würde. Der § 1949 Ubf 1 verleiht ihm aber eine noch über $ 119 hinausgehende 
Bedeutung, indem er die Unwirkſamkeit der Annahme infolge eines ſolchen Irrtums aus ⸗ 
ſpricht, fo daß es einer Anfechtung nicht bedarf. Deshalb wird auch eine Schadenserſatz . 
pflicht Dritten gegenüber, wie fie $ 122 für den Fall der Irrtumsanfechtung feſtſetzt, nicht 
beſtehen. Die Beſtimmung gilt ſowohl für die ausdrückliche wie für die ſtillſchweigende 
Annahme (pro herede gestio; § 1943 A 1). Ein Beſtimmtſein durch den Irrtum, wie in 
$ 119 (Kauſalität), wird nicht erfordert. Hat aber der Erbe (was bei der ſtulſchweigenden 
Annahme die Regel fein wird) die Annahme ohne Bezugnahme auf einen beftimmten Be- 
rufungsgrund erllärt, ſo wird er nachweiſen müſſen, daß er einen anderen als den wirklichen 
Berufungsgrund als vorhanden angenommen und im Hinblick auf dieſen die Annahme 
erklärt oder betätigt hat. — Liegt überhaupt kein Berufungsgrund vor, ſo iſt die Annahme 
gegenſtaͤndslos. — Infolge der Wirkungsloſigkeit der Annahme ſteht dem Erben ohne 
weiteres noch die Ausſchlagung wegen des wirklich vorhandenen Berufungsgrundes inner. 
a der u dieſen laufenden Ausſchlagungsfriſt, die erſt beginnt, wenn er von ihm Kenntnis 
erlangt, frei. 

30 Der Erbe kann nach Eintritt des Erbfalls die Erbſchaft aus allen Berufungsgründen, 
auch denjenigen, die ihm noch unbekannt find oder noch nicht zum Anſalle der Erbſchaft 
an ihn geführt haben, ausſchlagen (§ 1946 A 2). Doch wird eine fo weitgehende Bedeutung 
der Ausſchlagung nicht vermutet. Dagegen ſtellt 8 1949 Abſ 2 eine Vermutung dahin auf, 
daß ſich die Ausſchlagung, wenn ſie nicht unter Beſchränkung auf einen beſtimmten Be» 
rufungsgrund erklärt iſt, auf alle dem Erben zur Zeit der Erklärung bekannten Berufungs⸗ 
gründe erſtreckt. Dazu gehören auch diejenigen, auf Grund deren die Erbſchaft dem Aus- 
ſchlagenden infolge der Ausſelagung unmittelbar anfällt, ſofern fie ihm bekannt ſind, 
alſo z. B. wenn er für den Fall der Ausſchlagung der teſtamentariſchen oder erbvertraglichen 
Erbfolge als geſetlicher Erbe berufen iſt und das weiß, auch die geſetzliche Erbfolge, ſo daß 
es einer beſonderen Ausſchlagung für dieſe dann nicht mehr bedarf. Nicht aber können als 
„bekannt“ alle dem Erben als künftig möglicherweiſe eintretend bekannten Berufungs- 
gründe gelten, namentlich diejenigen, auf Grund deren ihm erſt infolge Wegfalls anderer, 
nach feiner Ausſchlagung zunächſt eintretender Erben oder infolge des noch nicht erfolgten 
Eintritts einer Bedingung oder eines Nacherbfalles die Erbſchaft nochmals anfallen könnte: 
hinſichtlich ihrer beſteht zwar die Möglichkeit einer vorſorglichen Ausſchlagung vor dem 
Aufalle ($ 1946 A 2); aber die Vermutung bezieht ſich nur auf die als eingefreten oder 
unmittelbar durch ſeine Ausſchlagung eintretend dem Erben bekannten Berufungsgründe 
(fo mit Recht Staudinger⸗Herzfelder A 3; a. M. Planck Erl 3 unter a, auch die zweite Auf 
lage dieſes Kommentars; RG 80, 377 — al. § 2142 A1 — fteht nicht entgegen). Die 
Vermutung wird auch eintreten, wenn der Erbe infolge mehrfacher Verwandtſchaft in ver 
ſchiedenen Ordnungen zur Erbfolge berufen iſt und infolge ſeiner Ausſchlagung als Ver⸗ 
wandter der näheren Ordnung die Berufung aus der entfernteren Ordnung Platz greift; 
desgleichen wenn er zu mehreren Erbteilen berufen iſt (88 1927, 1951). — Beruft ſich, 
ein für den Fall der Ausſchlagung zur Erbſchaft Berufener auf die ohne Enſchränkung 
erfolgte Ausſchlagung, jo wird der Erbe, wenn er auf die Erbſchaft auf Grund eines be- 
ſimmten Berufungsgrundes noch Anſpruch erhebt, nachzuweiſen haben, daß ihm dieſer 
Berufungsgrund bei der Ausſchlagungserklärung nicht bekannt war. 


8 1950 

Die Annahme und die Ausſchlagung können nicht auf einen Teil der 
Erbſchaft beſchränkt werden!). Die Annahme oder Ausſchlagung eines Teiles 
iſt unwirkſam?). 

E I 2036 II 1827; M 5 506; P 5 627. 

1. Der zum Ganzen oder zu einem Erbteile, d. h. einer einheitlichen Quote der Erb⸗ 
ſchaft (8 1922 Abſ 2), berufene Erbe kann nicht ſeinerſeits willkürlich das Ganze oder den 
Erbteil in Bruchteile zerlegen und ſich danach erklären wollen. Ein pflichtteilsberechtigter 
Erbe kann daher auch nicht unter Vorbehalt des Pflichtteils ausſchlagen (RG 25. 4. 18 


IV 76/18). Ebenſowenig kann er ſich auf einzelne Nachlaßgegenſtände beſchränken. Anders 
bei Berufung zu mehreren Erbteilen $ 1951. 
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2. Die Erklärung iſt ebenſo wie die nach $$ 1947, 1949 Abf 1 völlig wirkungslos. Hat 
der Erblaſſer teilweiſe Annahme oder Ausſchlagung geſtattet, ſo kann hierin Erbeinſetzung auf 
verſchiedene Erbteile gefunden werden und kommt dann $ 1951 Abſ 8 zur Anwendung. — 
Ebenſo beim Vermächtnis $ 2180 Abs 3. Teilansſchlagung der angefallenen Erbſchaft im 
Falle der Weitervererbung $ 1952 Abſ 8. 


8 1951 


Wer zu mehreren Erbteilen!) berufen iſt, kann, wenn die Berufung auf 
verſchiedenen Gründen beruhte), den einen Erbteil annehmen und den 
anderen ausſchlagens). 

Beruht die Berufung auf demſelben Grundes), jo gilt die Annahme 
oder Ausſchlagung des einen Erbteils auch für den anderen, ſelbſt wenn der 
andere erſt ſpäter anfällt“). Die Berufung beruht auf demſelben Grunde 
auch dann, wenn ſie in verſthiedenen Teſtamenten oder vertragsmäßig in 
verſchiedenen zwiſchen denſelben Perſonen geſchloſſenen Erbverträgen an⸗ 
geordnet ijt?). 

Setzt der Erblaſſer einen Erben auf mehrere Erbteile ein, ſo kann er 
ihm durch Verfügung von Todes wegen geſtatten, den einen Erbteil an⸗ 
zunehmen und den anderen auszuſchlagens). 

E I 2037 II 1828; M 5 506 —508; P 5 627, 628. 


1. Im Gegenſatz zu 8 1948, der den Fall mehrfacher Berufung zu einem und demſelben 
Erbteile behandelt, und zu 81950, der die Berufung auf das Ganze oder einen einheitlichen 
Bruchteil der Erbſchaft vorausſetzt, regelt 8 1951 den Fall der Berufung zu mehreren Erb- 
teilen. Solche liegen vor, wenn die Berufung auf mehrere einzelne Bruchteile der 
Erbſchaft lautet, die erſt durch Zuſammenrechnung den gefamten Anteil des Erben ergeben, 
ſei es, daß er von vornherein zu mehreren Bruchteilen berufen iſt, oder in der Weiſe, daß 
zunächſt ein Bruchteil und ſpäter ein weiterer anfällt. Das iſt der fen innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge bei mehrfacher Verwandtſchaft (§ 1927) oder Zuſammentreffen von Ehe 
und Verwandtſchaft ($ 1934), innerhalb der gewillkürten Erbfolge, wenn dem Erben mehrere 
Bruchteile geſondert zugewieſen ſind, ſei es in gleicher Linie nebeneinander, oder der eine 
unbedingt, der andere bedingt, z. B. für den Fall des Wegfalls eines anderen eingeſetzten 
Erben; ferner bei Zuſammentreffen von geſetzlicher und gewillkürter Erbfolge (8 1924 A 1), 
wenn dem Erben ein Bruchteil auf Grund Erbeinſetzung, ein anderer als geſetzlichem Erben 
anfällt. Die durch Wegfall eines geſetzlichen Erben eintretende Erhöhung des Erbteils 
eines anderen geſetzlichen Erben bildet dagegen hinſichtlich der Annahme und Ausſchlagung 
keinen beſonderen Erbteil ($ 1935 A 4). 


2. Die geteilte Annahme und Ausſchlagung mehrerer Erbteile iſt aber nur ſtatthaft, wenn 
die Berufung zu ihnen auf verſchiedenen Berufungsgründen beruht. Über den Begriff 
des Berufungsgrundes vgl. § 1949 A 1. Danach liegt nur ein Berufungsgrund vor, wenn 
der Erblaſſer in derſelben Verfügung von Todes wegen, alſo durch einen einheitlichen Rechts. 
akt, den Erben zu mehreren Erbteilen berufen hat, wenn es auch in mehreren Sätzen oder 
Abſchnitten geſchehen ſein ſollte. Dagegen würden an ſich verſchiedene Berufungsgründe 
vorliegen, wenn die Berufungen in mehreren Verfügungen von Todes wegen enthalten 
ſind, ſei es in mehreren Teſtamenten oder in mehreren Erbverträgen. § 1951 Abſ 2 Satz 2 
enthält jedoch eine poſitive Einſchränkung des Begriffs der verſchiedenen Berufungsgründe 
durch die Beſtimmung, daß auch die Berufung auf demſelben Grunde beruht, welche in 
verſchiedenen Teſtamenten oder vertragsmäßig in verſchiedenen zwiſchen denselben 
Perſonen geſchloſſenen Erbverträgen ee iſt. Dieſe Beſtimmung beruht offen- 
bar auf der Annahme eines einheitlichen Willens des Erblaſſers bei den mehreren Ver⸗ 
fügungen zur Geſtaltung der Erbfolge nach der Geſamtheit dieſer Verfügungen, welchem 
durch die Annahme der einen und Ausſchlagung der anderen zuwidergehandelt werden 
würde. Iſt dagegen die Berufung zu den mehreren Erbteilen teils durch Teſtamente, 
teils durch Erbvertrag erfolgt oder in mehreren mit verſchiedenen Perſonen ge- 
ſchloſſenen Erbverträgen oder auch in mit der gleichen Perſon geſchloſſenen Erbverträgen, 
aber nicht durch vertragsmäßige, ſondern durch letztwillige (einfeitige) Zuwendung (8 2299), 
fo erkennt das BGB einen ſolchen Zuſammenhang nicht an; es liegen daher verſchiedene 
Berufungsgründe vor. — Schon hieraus ergibt ſich, daß nicht, wie manche lehren, nur 
einerſeits Verfügung von Todes wegen, anderſeits Geſeh als verſchiedene Berufungs 
gründe gelten können. Ebenſowenig iſt daraus zu entnehmen, daß mehrfache Berufung 
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durch das Geſetz, d. h. durch die Geſamtheit aller in Betracht kommenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, ſtets als einheitlicher Berufungsgrund angeſehen werden müßte (ſo Strohal 
u. Ile bei Note 8; Planck Erl 3 Abſ 2; auch die zweite Auflage dieſes Kommentars). 

er einheitliche Wille des Erblaſſers fällt hier ganz fort; daß das Geſetz ein Intereſſe daran 
haben könnte, daß die mehreren beſonderen Erbteile, die es einem Erben zuweiſt, nur ge⸗ 
meinſam angenommen oder ausgeſchlagen werden, iſt für das heutige Recht ausgeſchloſſen. 
Anders in dem von Strohal und Planck hervorgehobenen Falle des § 2066, da hier der Wille 
des Erblaſſers auf einheitlich nach Maßgabe des Geſetzes zu geſtaltende, nicht durch den Willen 
des Erben zu teilende Erbfolge in der Tat in Betracht kommt. Die Motive (5 S. 368, 510) 
ſind unklar und widerſpruchsvoll und können deshalb für die gegenteilige Auffaſſung nicht 
verwertet werden. In den Fällen der 88 1927, 1934 liegt ſonach nicht nur Berufung zu 
mehreren Erbteilen, ſondern auch durch verſchiedene Berufungsgründe vor und kann daher 
die Ausſchlagung des einen und die Annahme des anderen Erbteils erfolgen, was auch prak 
tiſch das rich ige Ergebnis fein dürfte. So mit Recht Binder, Nec.sitellung der Erben 
J, 111ff.; Kipp § 54, 2d und Note 4; Dernburg V 147 1 3a e; Staudinger Erl 3 Abſ 2; 
a. M. die oben Genannten. e N 2 

3. Beruht die Berufung zu mehreren Erbteilen auf verſchiedenen Berufungsgründen, 
ſo ſteht es dem Erben frei, nach Belieben den einen oder den anderen auszuſchlagen oder 
anzunehmen. Erklärt er die Ausſchlagung des einen Erbteils, ſo kann darin im Zweifel 
noch nicht die ſtillſchweigende Annahme des anderen gefunden werden. Wird die Annahme 
oder Ausſchlagung ohne Beſchränkung auf einen Erbteil erklärt, ſo wird ſie im Zweifel auf 
alle zu dieſer Zeit bereits angefallenen Erbteile, von deren Anfalle der Erbe Kenntnis 
hat, zu beziehen ſein, nicht aber auf ſolche, die ihm noch nicht angefallen ſind oder von deren 
Anfall er noch keine Kenntnis hat, obwohl auch hinſichtlich dieſer die Annahme oder Aus: 
ſchlagung zuläſſig ift, ſobald der Erbfall eingetreten ($ 1946; vgl. § 1949 A 3). 

4. Bei mehreren Erbteilen, aber Einheitlichkeit des Berufungsgrundes, erſtreckt 
ſich die Annahme oder Ausſchlagung, auch wenn ſie auf einen beſtimmten Erbteil lautet, 
ohne weiteres auch auf die anderen, ſelbſt wenn dieſe zur Zeit der Erklarung noch nich 
angefallen ſind; insbeſondere alſo auch auf die Annahme (nicht nur die Ausſchlagung 
vgl. $ 2142 A1 und RG 80, 382) eines weiteren Erbteils als Nacherbe, wenn der Nach 
erbfall noch nicht eingetreten iſt. Nach dem Wortlaute der Vorſchrift müßte man annehmen, 
daß dieſe Wirkung auch dann eintritt, wenn der Erbe in Kenntnis des Anfalls oder mög⸗ 
lichen Anfalls weiterer Erbteile die Erklärung bewußterweiſe auf einen Erbteil beſchränkt 
und der dahin gehenden Abſicht Ausdruck gibt oder gar erklärt, die anderen Erbteile aus⸗ 
zuſchlagen. Dadurch würde der Erklärung eine über den Erklärungswillen hinausgehende 
Wirkſamkeit beigelegt werden, im Gegenſatze zu den Fällen des 9 1950, wo eine in unzuläſſiger 
Weile eingeſchränkte Erklärung als un wirkſam behandelt wird. Es iſt aber kein ſachlicher 
Grund zu einer ſolchen Unterſcheidung erſichtlich und wird deshalb wohl angenommen 
werden müſſen, daß das Geſetz dieſen Fall nicht hat treffen wollen und nur eine ungenaue 
Ausdrucksweiſe vorliegt. Für gänzliche Unwirkſamkeit einer ſolchen Erklärung auch Planck 
Erl 55 Kipp 8 54111. — Die Abſicht des Erben, nur einen von mehreren Erbteilen an- 
zunehmen oder auszuſchlagen, wird derjenige zu beweiſen haben, der ſich auf die Unwirk⸗ 
ſamkeit beruft. Wird dieſer Beweis nicht geführt, ſo gilt die Erklärung für ſämtliche Erbteile. 
Hat er von ſeiner Berufung zu anderen Erbteilen keine Kenntnis gehabt, ſo wird im Wege der 
Anfechtung aus 88 119, 1954 (vgl. A! dazu) zu helfen fein, da ein Irrtum über den Inhalt 
der Erklärung vorliegt oder er doch eine Erklarung dieſes Inhalts nicht hat abgeben wollen. 

5. Eine beſondere Geſtattung des Erblaſſers iſt nicht erforderlich, wenn die Beruſung 
zu mehreren Erbteilen auf verſchiedenen Berufungsgründen beruht (Abſ 1). Eine Ge⸗ 
ſtattung iſt nicht zuläſſig, wenn nicht mehrere Erbteile vorliegen, alſo in den Fällen des 
$ 1950. Der Erblaſſer kann aber mehrere Erbteile ſchon dadurch bilden, daß er die Erb⸗ 
ſchaft oder den Anteil des Erben an ihr in beſtimmte Bruchteile zerlegt, ſei es zum Zwecke 
beſonderer Belaſtung oder auch nur zum Zwecke der Geſtattung beſonderer Annahme oder 
Ausſchlagung der einzelnen Bruchteile. Er kann auch dadurch beſondere Erbteile bilden, 
daß er dem Erben geſtattet, von ſeinem geſetzlichen Erbteil einen Bruchteil anzunehmen oder 
auszuſchlagen. Anderſeits kann er auch bei Vorliegen verſchiedener Berufungsgründe 
die geſonderte Annahme oder Ausſchlagung einzelner Erbteile ausſchließen, indem er die 
Annahme oder Ausſchlagung ſämtlicher Erbteile zur Bedingung der Erbeinſetzung macht 
oder den Erben von der geſeßlichen Erbfolge ausſchließt, falls er nicht die ſämtlichen Erbteile, 
zu denen er kraft Geſetzes berufen iſt, annehme. 


$ 1952 


Das Recht des Erben, die Erbſchaft auszuſchlagen, ift vererblich!y. 
Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Ausſchlagungsfriſt, ſo endigt die 
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Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die Erbſchaſt des Erben vorgeſchriebenen 
Ausſchlagungsfriſt?) ). 

Von mehreren Erben des Erben kann jeder den ſeinem Erbteil ent⸗ 
ſprechenden Teil der Erbſchaft ausſchlagen“). 


E 1 2028 Abſ 2, 3, 2031 II 1829; M 5 492.494, 502; P 5 618, 623. 


1. Vererblichkeit des Ausſchlagungsrechts. Die dem Erben nach $ 1942 Ab} 1 einmal 
angefallene Erbſchaft geht beim Tode des Erben als Beſtandteil ſeines Nachlaſſes auf die 
Erbeserben über, kann aber, wenn das Recht hierzu nicht bereits vom Erben verwirkt war 
(5 1943), durch Ausſchlagung der Erbeserben wieder aus dem Nachlaſſe ihres unmittel⸗ 
baren Erblaſſers ausgeſchieden werden. Ebenſo beim Vermächtnis ($ 2180 Abſ 3). Die Er⸗ 
klärung des Erbeserben kann abgegeben werden, ſobald ſein unmittelbarer Erblaſſer geſtorben 
iſt, auch bevor deſſen Erbſchaft von ihm angenommen worden. Ob in der Verfügung über 
die ihm mittelbar angefallene Erbſchaft durch Annahme oder Ausſchlagung die Annahme der 
unmittelbar angefallenen zu finden, wird Tatfrage fein (§ 1943 A 1). Wird die letztere 
nachher noch rechtswirkſam ausgeſchlagen, ſo wird dadurch die Annahme oder Ausſchlagung 
der erſteren rechtsunwirkſam; für die an die Stelle des Ausſchlagenden tretenden Erbes 
erben bleibt jedoch die Annahme oder Ausſchlagung der mittelbar angefallenen Erbſchaft 
wirkſam, wenn dieſe Verfügungen nicht ohne Nachteil für den Nachlaß (die unmittelbare 
Erbschaft) aufgeſchoben werden konnten ($ 1959 Abſ 2). Vererblich ift nicht nur das Aus- 
ſchlagungsrecht der bereits angefallenen Erbſchaft, ſondern in den Fällen, wo der Anfall 
nicht zugleich mit dem Erbfall eingetreten iſt ($ 1922 A 2), auch das Anwartſchaftsrecht des 
Erben, auch des Nacherben ($ 2108 Abſ 2), und das damit verbundene Recht, die Erbſchaft 
ſchon vor dem Anfalle vorſorglich auszuſchlagen ($ 1946 A 2). — Auf den Konkursverwalter 
geht das Ausſchlagungsrecht nicht über ($ I KO.; vgl. $ 1942 A 1). Doch fällt eine vor 
dem Konkurſe angefallene Erbschaft, falls der Gemeinſchuldner ſie annimmt, in die Kon⸗ 
kursmaſſe. Das Ausſchlagungsrecht iſt auch nicht veräußerlich, d. h. unter Lebenden ding⸗ 
ſich übertragbar (RG 101,188). Der Vorerbe eines Erben kann die Erbſchaft mit Wir⸗ 
kung für den Nacherben ausſchlagen (vgl. 8 2112 A 1). 


2. Vorausgeſetzt iſt, daß die Ausſchlagungsfriſt dem Erben bereits zu laufen begonnen, 
d. h. daß er vom Anfall und dem Berufungsgrunde bereits Kenntnis erlangt hatte (§ 1944 
Abf 2). Sie verlängert ſich in dieſem Falle zugunſten des Erbeserben um die volle durch 
den zweiten Erbfall eröffnete Ausſchlagungsfriſt. War die Friſt für den erſten Erben noch 
nicht eröffnet, ſo beginnt für den Erbeserben bezüglich der erſten Erbſchaft erſt in ſeiner 
Perſon und früheſtens von feiner Kenntniserlangung ab eine ſelbſtändige, gegebenen⸗ 
falls nach feinen Aufenthaltsort im Ar slande (§ 1944 Abſ 3) zu bemeſſende Ausſchlagungs⸗ 
friſt. Der Friſtenlauf kann mithin bezüglich beider Erbſchaften ein verſchiedener ſein. Dies 
gilt auch dann, wenn dem erſten Erben die Sechsmonatsfriſt, dem Erbeserben dagegen die 
Sechswochenfriſt läuft. Die erſte Friſt geht „nicht vor“, kann aber „nach Ablauf der zweiten 
Friſt zu Ende gehen. War dem erſten Erben einmal die Ausſchlagungsfriſt eröffnet, ſo kommt 
darauf nichts an, ob auch der Erbeserbe vom Anfall der erſten Erbſchaft Kenntnis erlangt; 
vgl. F 1944 A 4. Sie wird ihm, den Ablauf der Ausſchlagungsfriſt vorausgeſetzt, auch ohne 
ſein Wiſſen mit Annahme der zweiten Erbſchaft endgültig erworben. Nur Anfechtung gemäß 
1 5 1956 kann ihn hiervon befreien. — Die gleiche Beſtimmung bei der Inventarfriſt 


3. Durch Abſ 3 dieſes Paragraphen wird eine Abweichung von § 2083 Abf 2 begründet, 
da die Ausſchlagung eines von mehreren Erbeserben, was von einigen mit Unrecht be» 
ſtritten wird, eine Verfügung über ſeinen Anteil an einem einzelnen Nachlaßgegenſtande 
bedeutet, nämlich an der einen Beſtandteil der den Erbeserben unmittelbar angefallenen 
Erbſchaft bildenden mittelbar angefallenen (transmittierten) Erbſchaft. Auch eine Ab⸗ 
weichung von 8 1950 tritt ein, indem die Ausſchlagung der mittelbar angefallenen Erbſchaft 
auf einen Teil dieſer Erbſchaft, nämlich den ſeinem Erbanteile au der ihm unmittelbar zu⸗ 
gefallenen Erbſchaft entiprechenden Bruchteil, der kein beſonderer Erbteil jener Erbſchaft 
iſt, beſchränkt wird. Sehr ftreitig iſt, ob der Anteil des ausſchlagenden Erbeserben feinen 
Miterbeserben oder demjenigen zufällt, der an die Stelle des (unmittelbaren) 
Erben getreten wäre, wenn dieſer ſelbſt (was allerdings nach § 1950 nicht zuläſſig 
wäre, hier aber auch nur hypothetiſch in Betracht kommt) einen entſprechenden Bruchteil 
wirkſam ausgeſchlagen hätte. Die letztere Entſcheidung dürfte der Rechtslage allein ent- 
ſprechen, da der Miterbeserbe nur das Ausſchlagungsrecht des unmittelbaren Erben ausübt 
und daher gemäß 8 1963 Abſ 1 der Aufall an dieſen als nicht erfolgt gilt und die in 
Abſ 2 daſelbſt beſtimmte Folge eintreten muß (fo Binder I 186 bei Note 69; Nitgen in 
den früheren Auflagen von Planck Erl 4; a. M. Strohal 8 61 dl und bei Planck, 3. Aufl., 
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Erl 4, ſowie ihm folgend Flad in der 4. Aufl., ferner Staudinger, 9. Aufl., Erl 4). Die 
dadurch eine Momptß terung der Erbengemeinſchaft kann nicht ausſchlaggebend ſein. 


4. Bezüglich der Beweislaſt gilt auch rückſichtlich des Erbeserben das 8 1944 A 7 vom 
Erben Geſagte. | 


8 —¾ 8 1953 


Wird die Erbſchaft ausgeſchlagen, ſo gilt der Anfall an den Ausſchlagen⸗ 
den als nicht erfolgt!). 

Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn 
der Ausſchlagende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte?); der Anfall 
gilt als mit dem Erbfall erfolgte). 

Das Nachlaßgericht ſoll die Ausſchlagung demjenigen mitteilen, welchem 
die Erbſchaft infolge der Ausſchlagung angefallen ist“). Es hat die Einſicht 
der Erklärung jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
machts). 

1 I 2042 II 1830; M 5 375—377, 513, 514 P 5 483; 6 338, 339. 


1., Der Anfall ift zwar gemäß $ 1942 Abſ 1 bereits ipso jure mit dem Tode des Erblaſſers 
erfolgt, ſeine Wirkungen werden aber, und zwar mittels einer Rechtsfiktion unter Rück⸗ 
beziehung der Ausſchlagung auf die Zeit des Erbfalls wieder aufgehoben. Demgemäß 
leben die durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit erloſchenen Rechtsverhältuiſſe 
wieder auf ($ 1922 A 7), der Beſitz ($ 857) geht dem Erben wieder verloren, ſoweit er ihn 
nicht bereits tatſächlich ergriffen hatte, er wird frei von der Haftung für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten (5 1967 Abſ 1). Doch behalten gewiſſe Rechtshandlungen, die vom vorläufigen 
Erben oder ihm gegenüber vorgenommen worden find, ihre Wirkſamkeit (§ 1959). Das gleiche 
gilt im Falle der Erbunwürdigkeit § 2344. 


2. Vermittels einer zweiten Rechtsfiktion wird die Erbfolge nunmehr ſo geregelt, wie 
wenn der Ausſchlagende bereits vor dem Erbfall weggefallen wäre (8 1935 A 2). Es treten 
mithin an Stelle des Ausſchlagenden die geſetzlichen Erben des Erblaſſers in der Reihenfolge 
der 88 1924 ff. oder im Falle gewillkürter Erbfolge der etwa berufene Erſatzerbe (88 2096, 
2097, 2102, auch 2069, vgl. OLG 24, 77), oder es kommt unter Miterben zur Erhöhung 
des Erbteils oder zur Anwachſung (88 1935, 2094). Die auf der ausgeſchlagenen Erbſchaft 
haftenden Beſchwerungen bleiben in Kraft (88 2161, 2192). Das dem Erben zugewendete 
Vorausvermächtnis (8 2150) geht ihm durch die Ausſchlagung grundſätzlich nicht verloren. 


3. Wie die Ausſchlagung (A 1), ſo wird auch der Anfall zurückbezogen auf den Zeitpunkt 
des Erbfalls. Hierdurch wird auch für den Fall der Ausſchlagung der Grundſatz des un⸗ 
mittelbaren Übergangs der Erbſchaft auf den Erben gewahrt ($ 1922 A 2). Vorausſekung 
iſt nur, daß der nachrückende Erbe zur Zeit des Erbfalls ſchon gelebt und den Erblaſſer, 
wenn auch nur als bereits Erzeugter, überlebt hat (§ 1923). Nicht erforderlich iſt, daß er 
auch den Zeitpunkt der Ausſchlagung erlebt hat. Vielmehr vererbt ſich, wenn die genannte 
Vorausſetzung zutrifft, die Erbſchaft auf feine Erben ($ 1952 A 1). — Gleiche Grundſätze 
bei Ausſchlagung des Vermächtniſſes (82180 Abj3) und beiErbun würdigkeit (8 2344). 


4. Mitteilungspflicht des Nachlaßgerichts, dem die Ausſchlagung bekannt geworden 
fein muß, da fie nach § 1945 nur ihm gegenüber wirkſam erklärt werden kann. Es iſt vermöge 
der ihm hier erteilten Ordnungsvorſchrift zu Nachforſchungen nach der Perſon des nächftbered). 
tigten Erben, ſowie gemäß $ 1960 zur Fürſorge in der Zwiſchenzeit verpflichtet. Die Aus ⸗ 
ſchlagungsfriſt wird dem Nächſtberufenen nicht erſt mit dem Empfang der vorgeſchriebenen 
Mitteilung, ſondern auch durch anderweit erlangte Kenntnis vom Anfall und Berufungs 
grunde eröffnet, kann jedoch nicht vor Verkündung einer ihn etwa berufenden Verfügung von 
Todes wegen beginnen ($ 1944 Ab] 2). 


5. Die Einſicht der Ausſchlagungserklärung it insbeſondere jedem zu gewähren, der 
glaubhaft macht, daß er infolge der Ausſchlagung zur Erbfolge berufen ſein würde; ebenſo 
den Nachlaßgläubigern. Erfordert wird aber ein rechtliches Intereſſe, d. h. ein ſolches, 
das ſich in irgendeiner Weiſe auf die Rechtsverhältniſſe desjenigen, der die Einficht_ver- 
langt, bezieht (RG 16, 390; 35, 393; 94, 234; JW 06, 1213 für § 256 ZPO; ferner OLG 
5, 200; 10, 19ff.; 25, 403; RJA 17, 1). Ein bloß berechtigtes Intereſſe, d. h. ein ſolches, 
das ſich auf außerhalb des Rechtsgebietes liegende beachtungswerte Umſtände gründet, gibt 
kein Recht auf die Einſicht, ſondern nur ein Recht des Nachlaßgerichts, die Einſicht zu ge⸗ 
Sr (534 FGG). Glaubhaftmachung auch durch Verſicherung an Eides Statt (FGG 

15 Abſ 2). Beſchwerderecht FG 88 19ff. 
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§ 1954 


Iſt die Annahme oder die Ausſchlagung anfechtbar, ſo kann die An⸗ 
fechtung!) nur binnen ſechs Wochen erfolgen‘). 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung mit dem 
Zeitpunkt, in welchen die Zwangslage aufhört, in den übrigen Fällen mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfech⸗ 
tungsgrunde Kenntnis erlangte). Auf den Lauf der Friſt finden die für die 
Verjährung geltenden Vorſchriften der SS 203, 206, 207 entſprechende An⸗ 
wendung). 


Die Friſt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblaſſer ſeinen letzten Wohn⸗ 
ſitz nur im Auslande gehabt hat oder wenn ſich der Erbe bei dem Beg inne 
der Friſt im Ausland aufhält“). 


Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Annahme oder der Aus⸗ 
ſchlagung dreißig Jahre verſtrichen jind>)®). 


E I 2040 Abſ 3—6, 2041 II 1831; M 5 510—513; W 5 630— 632; 6 395. 


1. Die 88 1954—1957 geben nur Vorſchriften über die Formen und Friſten der 
Anfechtung; die Anfechtungsgründe ſowie die Wirkungen der Anfechtung regeln ſich nach den 
allgemeinen Vorſchriften über Willenserklärungen (§8 119 ff.), die auch für die Frage der 
von vornherein beſtehenden Nichtigkeit (88 116-118) zur Anwendung kommen. Danach 
findet eine Anfechtung wegen Irrtums ſtatt, wenn dieſer den Inhalt der Erklärung betraf 
oder der Erbe eine Erklärung dieſes Inhalts nicht abgeben wollte ($ 119). Ein ſolcher 
Irrtum liegt nicht nur vor, wenn überhaupt keine Annahme bzw. Ausſchlagung erklärt 
werden ſollte, ſondern auch, wenn die Erklärung — etwa infolge Verſprechens oder Ver⸗ 
ſchreibens oder Nichtdurchleſens der Urkunde — auf eine andere Erbſchaft oder einen an⸗ 
deren Erbteil lautet, als denjenigen, über welchen der Erbe ſich erklären wollte. Er liegt 
auch vor, wenn infolge Rechtsirrtums des Erklärenden über den mit der Erklärung zu er⸗ 
zielenden Erfolg eine Erbſchaftsausſchlagung erklärt worden iſt, während in Wirklichkeit 
ein anderes Rechtsgeſchäft, insbeſondere die Einleitung einer Nachlaßverwaltung, beabſichtigt 
war (RG 9. 10. 19 1V 130/19; vgl. 8 119 A 2). Eine Erklärung, die der Erbe nicht ab- 
geben wollte, liegt vor, wenn ſie auf einen beſtimmten Erbteil lautet, der Erbe aber keine 
Kenntnis von dem ſchon erfolgten oder künftig möglichen Anfalle eines weiteren Erbteils hatte, 
für den die Erklärung nach $ 1951 (vgl. A 4) gleichfalls gilt. Kein Irrtum über den Be⸗ 
rufungsgrund, vielmehr nur ein Irrtum im Beweggrunde iſt die irrige Vorſtellung über die 
auf der Erbſchaft oder dem Erbteile ruhenden Beſchwerungen und Beſchränkungen (Vermächt⸗ 
niſſe, Auflagen, Nacherbſchaft); desgleichen über den Beſtand oder den Wert des Nachlaſſes. 
Bei einem überſchuldeten Nachlaſſe könnte unter Umſtänden ein Irrtum über verkehrs⸗ 
weſentliche Eigenſchaften ($ 119 Abſ 2) angenommen werden, wenn nicht die Necht- 
ſprechung des Reichsgerichts über die Bedeutung des Ausdrucks „Sache“ in $ 119 Abſ 2 
entgegenſtünde (vgl. A 5 dazu), deren dauernde Aufrechterhaltung jedoch zweifelhaft er⸗ 
ſcheint. In RG 103, 21 hat nunmehr der 4. 3 Bedenken getragen, ſich hinſichtlich des 
Begriffs „Sache“ in § 119 Abſ 2 der bisherigen Rechtſprechung anzuſchließen; er hat aber 
für die Regelfälle die Auffaſſung abgelehnt, daß die Überſchuldung des Nachlaſſes eine 
„Eigenſchaft“ des Vermögensinbegriffs Nachlaß ſei. Die dafür gegebene Begründung, daß 
es ſich dabei um ein Werturteil handle und daß Werturteile keine Eigenſchaften des beurteilten 
Gegenſtandes ſeien, erſcheint nicht überzeugend. Die Überſchuldung iſt doch wohl (anders 
wie der Einkaufspreis einer Sache in RG 64, 269) ein dem Vermögensinbegriffe „Nachlaß“ 
unmittelbar innewohnendes Verhältnis von gewiſſer Dauer, das objektiv feſtſtellbar iſt und 
ganz beſtimmte rechtliche Folgen, z. B. die Möglichkeit einer Konkurseröffnung (KO 8 215), 
hat und deshalb für die Wertſchätzung des Vermögensinbegriffs im Verkehr von weſentlicher 
Bedeutung iſt. Wenn man ſich entſchließt, den Begriff „Sache“ in $ 119 Abſ 2 auf nicht 
körperliche Gegenſtände anzuwenden, ſo wird man den Begriff „Eigenſchaft“ dem anpaſſen 
müſſen. Zuſtimmend Staudinger, 9. Aufl., Erl II 1 Abi 2; a. M. Planck⸗Flad Erl 1. — 
Irrtum im Beweggrunde iſt auch der Irrtum darüber, wem die Ausſchlagung zugute 
komme (vgl. § 1947 A 1; KG SeuffA 58 Nr 216; OLG 24, 61). — Der Irrtum kommt 
nur in Betracht, wenn er im Sinne von $ 119 für die Aunahme oder Ausſchlagung beſtimmend 
war. — Die Anfechtung verpflichtet zum Erſatze des Vertrauensſchadens (8 122). — 
Beſonderer Anfechtungsgrund bei Ausſchlagung der Erbſchaft durch den Pflichtteilsberech⸗ 
tigten ($ 2308). — Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung und Drohung nach den 
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allgemeinen Vorſchriften (8 123). — Ohne Anfechtung unwirkſam ift eine Annahme oder 
Ausſchlagung, die auf einen Teil der angefallenen Erbſchaft beſchränkt iſt (8 1950) ſowie 
eine ſolche, hei der der Erbe über den Berufungsgrund im Irrtum war (81949 Abſ 1); 
dgl. die Anmerkungen zu dieſen Paragraphen. — Liegen mehrere Annahme- oder Aus- 
ſchlagungserklarungen oder Annahmebetätigungen vor, ſo werden durch die Anfechtung 
nur diejenigen beſeitigt, bei welchen Anfechtungsgründe gegeben ſind. Doch werden, wenn 
auf Grund einer anfechtbaren Annahmeerklärung Handlungen erfolgt find, die eine An⸗ 
nahmebetätigung (pro herede gestio, $ 1943 A 1) darſtellen, dieſe nicht als ſelbſtändige Be- 
tätigungen des Annahmewillens gewertet werden können. Die Anfechtung der Annahme 
enthält zugleich die Aufechtung der im Falle des Wegfalles der Annahme etwa eingetretenen 
Versäumung der Ausſchlagungsfriſt (8 1956). 


2. Der Friſtbeginn weicht von den allgemeinen Anfechtungsbeſtimmungen inſofern 
ab, als einerſeits die Anfechtung wegen Irrtums nicht „unverzüglich“ (8 121), ſondern 
innerhalb einer feſtbeſtimmten Frist nach erlangter Kenntnis zu erfolgen hat und als ander- 
ſeits für die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung und Drohung nicht eine Jahresfriſt 
($ 124), ſondern die gleiche Friſt wie für die Irrtumsanfechtung, von erlangter Kenntnis 
bzw. Aufhören der Zwangslage ab, läuft. 


3. Wegen des Friſtenlaufs und feiner Hemmung vgl. § 1944 A 4. Außer den 88 203, 206 
iſt hier auch der $ 207 herangezogen. Das bedeutet, daß eine bei dem Tode des anfechtungs⸗ 
berechtioten Erben für ihn laufende Anfechtungsfriſt nicht früher als ſechs Wochen oder (im 
Falle des Abſſ 3) ſechs Monate nach der Annahme der Erbſchaft durch den Erbeserben oder 
der Beſtellung eines zur Anfechtung befugten Vertreters des Erbeserben abläuft. Der 
Konkursverwalter gehört dazu nicht, da das Annahme oder Ausſchlagungs⸗ und ſomit auch 
das Anfechtungsrecht nicht zur Konkursmaſſe gehören (8 9 KO). Auch der Nachlaßver⸗ 
walter ($ 1985) dürfte zur Anfechtung nicht befugt ſein, da er die Intereſſen der Nachlaß. 
gläubiger, entſprechend einem Konkursverwalter, zu vertreten hat, und dieſe kein Recht auf 
Annahme oder Ausſchlagung einer im Nachlaſſe befindlichen Erbſchaft haben. Der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker dagegen, der über die Nachlaßgegenſtände zu verfügen befugt ift (8 2205), 
wird auch das Anfechtungsrecht ausüben können (a. M. Kipp $ 561111). 


4. Die Friſtdauer iſt übereinſtimmend mit $ 1944 Abſ 1 u. 3 geregelt (vgl. A 1, 6 dazu). 


5. Außer der in Abſ 1 u. 3 beſtimmten kürzeren Anfechtungsfriſt läuf 
ſchlußfriſt von 30 Jahren, 


a 7 — 5 band 8 

6. Hiuſichtlich der Beweislaſt gilt das in 8 1944 A 7 für die Ausſchlagung Geſagte. Vgl. 

auch SS 121 A 5 und 124 A A 5 ö n een, e 
§ 1955 


Die Anfechtung der Annahme oder der Ausſchlagung erfolgt durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte n). Für die Erklärung gelten die Vor⸗ 
ſchriften des § 19452). 

E I 2040 Ab 2 Sat 1, 2041 II 1832 M 5 512, 513; P 5 630— 632. 


1. Materiell iſt Anfechtungsgegner derjenige, dem die Erbſchaft infolge der Anfechtung 
der Annahme zufällt oder infolge der Anfechtung der Ausſchlagung wieder entzogen wird, 
falls die Anfechtung begründet iſt. Die Anfechtung erfolgt aber, abweichend von $ 148, 
nicht gegenüber dieſem, ſondern gegenüber dem Nachlaßgerichte, das die Anfechtung 
dem Anfechtungsgegner mitzuteilen hat (S8 1957 Abſ 3, 1953 Abſ 3 in Verb mit 8 1957 
Abſ 1; vgl. A 2 dazu). — Gleiche Vorſchriften in 88 1342, 1484, 1597, 1599, 2081. — 
Nachlaßgericht: vgl. § 1945 A 2. 

2. Abgabe in öffentlich beglaubigter Form (Anwaltsſchriftſatz genügt nicht, Bay Oboe 
im Recht 1918 Nr 878); Bevollmächtigung durch öffentlich beglaubigte Vollmacht; Bei⸗ 
fugung der Vollmacht oder Nachbringung innerhalb der Erklärungsfriſt. Vgl. 81945 A 3, 4. 


8 1956 


Die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt kann in gleicher Weiſe wie die 
Annahme angefochten werden!). 
E II 1833; P 5 660 —632. 
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1. An die bloße Tatſache des Ablaufs der Ausſchlagungsfriſt ift durch 5 1943 Halbſatz 2 
die Folge geknüpft, daß die Erbſchaft als angenommen „gilt“. Es bedarf alſo dazu weder 
einer ausdrücklichen noch ſtillſchweigenden Willenserklärung (Willensbetätigung, vgl. Vor⸗ 
bein 2 vor $ 116); auch iſt ein Gegenbeweis zur Widerlegung der aus dem Ablaufe der Friſt 
herzuleitenden Vermutung der Annahme nicht zuläſſig (praesumtio juris et de iure); die 
Annahmeerklärung wird ſonach vom Geſetze fingiert. Zur Beſeitigung dieſer Folge wollte 
der erſte Entwurf überhaupt keine Möglichkeit bieten (M 5, 513); die zweite Kommiſſion 
hat „aus Billigkeitsgründen“ die Anfechtung zugelaſſen (P 5, 632). Eine Anfechtung wegen 
Willensmängel (88 119ff.) ſetzt aber regelmäßig das Vorhandenſein einer wirklichen 
Willenserklärung voraus, während es ſich hier um eine bloße Friſtverſäumung handelt; 
die Aufechtung gewinnt dadurch den Charakter einer Wiedereinſelzung in den vorigen Stand. 
NG 58, 81 will deshalb, im Anſchluſſe an Wendt ZivArch 92, 226, die Anfechtung wegen 
Irrtums auf die Fälle beſchränken, in denen der Erbe in Kenntnis des Laufes der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt und der ſich aus ihrem Ablaufe ergebenden Rechtsfolge die Ausſchlagung 
wiſſentlich unterlaſſen, alſo mit dem Willen, dadurch die Annahme zu erklären, dieſer 
Wille aber auf einem nach $ 119 beachtlichen Irrtum beruht hat. Dieſe Einſchränkung hat 
in Rechtslehre und Rechtſprechung vielfach Widerſpruch erfahren (dagegen Planck Erl 2; Breit 
DNotV 5, 151ff.; Crome 5, 219 A 17; Kipp 5 56V bei A 6; OLG 30, 172; dahingeſtellt 
RA Warn 1920 Nr 212; zuſtimmend Staudinger, 9. Aufl., Erl zu § 1956). Ihre rechtliche 
Begründung erſcheint nicht überzeugend und den für ſie angeführten praktiſchen Gründen 
wird mit Recht entgegengehalten, daß ſehr wichtige und berückſichtigenswerte Irrtumsfälle, 
insbeſondere bei Eintritt eines geſetzlichen Vertreters oder Erbeserben in eine bereits 
laufende Ausſchlagungsfriſt (vgl. 8 1944 A 4), dadurch von der Anfechtung ausgeſchloſſen 
werden. Übrigens hätte es des § 1956 nicht bedurft, wenn nur die wiſſentliche Verſäumung 
der Ausſchlagungsfriſt für anfechtbar erklärt werden ſollte, da dieſe als ſtillſchweigende An 
nahme (pro herede gestio) ſchon nach 8$ 119 ff. anfechtbar iſt (vgl. $ 1954 A 1). Sonach 
wird die Anfechtung auch zuläſſig ſein, wenn der Erbe oder ſein Vertreter eine Annahme 
erklärung in Wirklichkeit nicht hat abgeben wollen, die Ausſchlagung vielmehr unterlaſſen 
hat in Unkenntnis des Laufes der Friſt (namentlich in dem oben hervorgehobenen Falle) 
oder der Rechtsfolge ihres Ablaufs oder weil er geglaubt hat, eine Ausſchlagungserklärung 
bereits rechtswirkſam abgegeben zu haben. In dieſem Sinne ift entſchieden in OL 80, 172; 
3 Bl 14, 814. Ein Unterſchied zwiſchen Rechtsirrtum und Tatſachenirrtum kann auch 
hier nicht gemacht werden. Doch iſt der Irrtum nur beachtlich, wenn er im Sinne von 
§ 119 beſtimmend war. — Wegen argliſtiger Täuſchung oder Drohung (8 123) kann 
angefochten werden, wenn dadurch der Erbe von der Abgabe der Ausſchlagungserklärung 
abgehalten worden iſt. 


8 1957 


Die Anfechtung der Annahme gilt als Ausſchlagung, die Anfechtung der 
Ausſchlagung gilt als Annahme!) 

Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtung der Ausſchlagung demjenigen 
mitteilen, welchem die Erbſchaft infolge der Ausſchlagung angefallen war)). 
Die Vorſchrift des S 1953 Abſ 3 Satz 2 findet Anwendung“). 

E I 2040 Abſ 2 Satz 2, 2041 II 1834; M 5 512, 518; P 5 630— 632. 


1. Ohne dieſe Beſtimmung würde der Erbe, der die Annahme angefochten hat, wieder 
annehmen und derjenige, der die Ausſchlagung angefochten hat, falls die Ausſchlagungs⸗ 
frift noch nicht abgelaufen iſt, nochmals ausſchlagen können; das ſoll nicht geſtattet fein. 
Die Anfechtung der Annahme erfolgt gegenüber dem Nachlaßgericht (§ 1955), alſo in der 
gleichen Form wie die Ausſchlagung ($ 1945); einer beſonderen Ausſchlagungserklärung 
bedarf es in dieſem Falle nicht. Es müſſen aber auch die ſonſtigen Vorausſetzungen der 
Ausſchlagung in der Perſon des Anfechtenden erfüllt ſein, namentlich für den geſetzlichen 
Vertreter die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (8 1831; vgl. $ 1945 A 1); andern- 
falls wird die Erklärung auch als Anfechtung unwirkſam fein. Ebenſo müſſen für die An- 
fechtung der Ausſchlagung die ſubjektiven Vorausſetzungen der Annahme ($ 1943 A 1) ge- 
geben fein, wenn fie als Annahme gelten ſoll. Doch wird der Annahmewille ohne Zu- 
laſſung eines Gegenbeweiſes vermutet (fingiert: „gilt“ als Annahme). 

2. Wer derjenige iſt, beſtimmt fich nach § 1953 Abſ 2 (vgl. A 2 dazu). — Die Anfech⸗ 
tung der Annahme iſt als Ausſchlagung ſchon nach $ 1953 Abj 3 mitzuteilen. Ahnliche 
Vorſchriften in 58 1342 Abſ 2, 1597 Abi 2 und (bei Anfechtung einer letztwilligen Ver 
fügung) 2081 Abſ 2. 


3. Vgl. $ 1953 A 5. 
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8 1958 


Vor der Annahme der Erbſchaft kann ein Anſpruch, der ſich gegen den 
Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben gerichtlich geltend gemacht werden!) 2). 


E 1 2057 Abſ 1 Satz 1 II 1835; M 5 539; P 5 660—664, 829—831. 


1. Der Erbe ermangelt vor der Annahme der Paſſivlegitimation. Die Behauptung, 
daß er angenommen habe, gehört mithin zur Klagebeg ründung, der Kläger hat die Aunahme 
nachzuweiſen (8.1943 A 4); der Klag⸗ oder Widerklagan pruch einſchließlich des Arreſtanſpruchs 
und der Feſtſtellungsklage ift von Anits wegen abzuweiſen, falls ſich aus der Sach arſtellung 
des Klägers ergibt, daß der in Anſpruch genommene Erbe die Erbſchaft noch nicht ange. 
nommen hat, es ſei denn, daß eine als Annahme auszulegende Einlaſſung des Beklagten 
den Mangel beſeitigt (RG 60, 179). Der gefährdete Nachlaßgläubiger ift auf Herbeiführung 
einer Nachlaßpflegſchaft aus $ 1961 angewieſen. Gegen den Nachlaßpfleger (8 1960 
Abſ 3), den Nachlaßverwalker (§ 1984 Abſ 1) und den verwaltenden Teſtamentsvoll. 
ſtrecker (8 2213 Abſ 2) iſt die Rechtsverfolgung ohne den Nachweis, daß der Erbe angenommen 
hat, zuläſſig. Der Erbe kann das Aufgebot der Nachlaßgläubiger erſt nach der Annahme 


beantragen (ZRO S 991 Abf 3). Die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ift von der Annahme 
des Erben nicht a hängig (KO 8 216 hf 1). Die außergerichtliche Geltendmachung 
des Auſpruchs gegen den Erben (durch Mahnung, Aufrechnung, auch gegen perſönliche 
Forderungen des Erben, Zurückbehaltung) iſt dem Nachlaßgläubiger nicht verwehrt, vermag 
5 nicht, den Erben in Leiſtungsverzug zu ſetzen (RG 79, 203; L 1921 Sp. 274). S. auch 
1989 A 5. — 


Weitergehende aufſchiebende Einreden $$ 2014ff., Vollendung der Ver⸗ 


2. Ergänzende Beſtimmungen. War der Rechtsſtreit durch den Tod des Erblaſſers unter⸗ 
brochen, ſo iſt der Erbe vor der Annahme zur Fortſetzung nicht verpflichtet (aber berechtigt), 
ZPO S 239 Abſt 5. Bis dahin iſt wegen einer Nachlaßverbindlichkeit eine erſt beginnende 
Zwangsvollſtreckung und folgerecht auch die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel (8 727) 
nicht gegen den Erben ſelbſt, fondern nur in den Nachlaß gegen einen Nachlaßverwalter, 
Teſtamentsvollſtrecer oder Nachlaßpfleger, der nötigenfalls zu diefem Zwecke ernannt wird 
($ 1961), zuläſſig (ZPO $ 778 Abſ 1). Anderſeits können ſich die eigenen Gläubiger des 
Erben vor der Annahme nicht an den ihrem 


Schuldner angefallenen Nachlaß halten (ZPO 
§ 778 Abſ 2). Dagegen wird die beim Tode des Schuldner 


N b ö s bereits begonnene Zwangs. 
vollſtreckung in ſeinen Nachlaß fortgeſetzt und, ſoweit die Zuzie 


] hung des Schuldners etforder- 
lich, für den Erben ein einſtweiliger beſonderer Vertreter beſtellt (BRO 5 779). 


8 1959 


) Beſorgt der Erbe vor der Ausſchlagung erpſchaftliche Geſchäfte, ſo iſt 
er demjenigen gegenüber, welcher Erbe wird, wie ein Geſchäftsführer ohne 
Auftrag berechtigt und verpflichtete). 


Verfügt der Erbe vor der Ausſchlagung über einen 
ſo wird die Wirkſamkeit der Verfügung durch die A 


rührt, wenn die Verfügung nicht ohne Nachteil für de 
werden konnte“). 


Ein Rechtsgeſchäft, das gegenüber dem Erben als ſolchem vorgenommen 
werden muß“), bleibt, wenn es vor der Ausſchlagung dem Ausſchlagenden 


gegenüber vorgenommen wird, auch nach der Ausſchlagung wirfiam®), 
E 1 2056 II 1836; M 5 536—589; P 5 667-660. 


1. Allgemeine Vorausſetzung iſt a) daß die Geſchäfte oder Verfügungen von dem 
wirklich berufenen Erben oder (Abſ 3; vgl. A 5) ihm gegenüber, nicht von oder gegen- 
über einem Nichtberufenen, etwa dem Erbſchaftsbeſitzer (8 2018) vorgenommen worden 
ſind, b) daß ſich hierin nicht eine ſtillſchweigende Annahme der Erbſchaft, pro here de 
gestio ($ 1943 A 1) kundgibt, e) daß der Erbe entweder noch nicht wirkfam angenommen 

oder eine vorher erklärte Annahme oder Verſäumung der Ausſchlußfriſt wirkſam an⸗ 
ficht (88 1954, 1956), d) daß er noch nicht ausgeſchlagen hat, e) daß er ſpäter wirkſam aus⸗ 
ſchlagt. 


2. Der Erbe iſt während der Überlegungsfriſt nicht verpflichtet, ſich der Erbſchaft an. 
zunehmen, kraft 1175 Erbruchts aber an und für ſich dazu befugt. Insbeſondere iſt ibm durch 
91958 zwar die Baffiv-, nicht aber die Aktivlegitima tion entzogen. So jetzt auch Planck⸗Flad, 
4. Aufl., Erl 7 gegen die 3. Aufl. Doch tritt durch die Prozeßführung, die keine Verfügung im 
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Nachlaßgegenſtande), 
usſchlagung nicht be⸗ 
n Nachlaß verſchoben 
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Sinne des Abſ 2 iſt, keine Rechtskraft gemäß § 325 ZPO gegenüber dem endgültigen Erben ein. 
Der vorläufige Erbe kaun im Intereſſe des Nachlaſſes, z. B. wegen drohender Verjährung, ſogar 
zur Klagerhebung oder zur Fortſetzung eines Rechtsſtreits g enötigt ſein. Inwiefern er durch 
Verwaltung des Nachlaſſes den Nachlaßgläubigern verantwortlich werden kann, beſtimmt 
8 1978. Im Verhältnis zum endgültigen Erben („demjenigen, der Erbe wird“), alſo nicht zu 
einem nachrückenden Erben, ſolange dieſer ſelbſt wieder nur vorläufiger Erbe iſt, gelten die 
Grundſätze der Geſchäftsführung ohne Auftrag (59 677ff.). Entgegen 8 687 find fie auch an 
wendbar, wenn der Erbe, weil er glaubte, endgültiger Erbe geworden zu ſein, ſeine eigenen Ge 
ſchäfte zu beſorgen meinte. Als Geſchäftsherr, auf deſſen wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
es ankommt (88 677, 679, 688, 684, 686), wird in der Regel nicht eine individuell beſtimmte 
Perſon in Betracht kommen, da noch nicht feſtſteht, wer endgültig Erbe wird; vielmehr wird 
der bei einem ſorgſamen Erben generell zu vermutende, den Intereſſen des Nachlaſſes ent- 
ſprechende Wille dem geſchäftsführenden Erben als Richtſchnur zu dienen haben und werden 
danach, ob er emen e gehandelt hat, ſich die Folgen für ſein Verhältnis zu dem 
endgültigen Erben beſtimmen. Auch wenn er in der Meinung gehandelt hat, endgültiger 
Erbe geworden zu ſein, wird er ſich auf einen anders gearteten eignen Willen nicht berufen 
können, da er auch in dieſem Falle „wie ein Geſchäftsführer“ berechtigt und verpflichtet wird. 
Aus 59 681, 666 folgt insbeſondere auch die Pflicht zur Auskunfterteilung und Rechenſchafts⸗ 
legung. Die aus der Geſchäftsführung hervorgehenden Anſprüche gegen den (vorläufigen) 
Erben ſind Aktiven des Nachlaſſes, die ihm zukommenden Erſatzanſprüche Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten (§ 1967 Abſ 2), im Konkurſe Maſſeſchulden (KO 8 224 Nr 6). Was der vorläufige 
Erbe aus der Geſchäftsführung erlangt, hat er dem endgültigen Erben nach 88 681, 667 
herauszugeben; eine dingliche Surrogation nach $ 2019 findet nicht ſtatt, da er nicht Erb. 
ſchaftsbeſitzer iſt (a. M. die 5. Aufl.). 

3. Es handelt ſich um dingliche Verfügungen über Nachlaßgegenſtände (vgl. über den 
Verfügungsbegriff Vorben 7 vor § 104), über Sachen (8 90) oder Rechte. Daher iſt, wenn 
Miterben in Frage find, gemeinſame Geſchaftsführung vorausgeſetzt, 8 2040 Abſ 1. Bloß 
ſchuldrechtliche Verpflichtungen des einſtweiligen Erben verbinden den endgültigen Erben 
nicht, können aber einen Befreiungsanſpruch aus 88 683, 670, 257 gegen ihn begründen. 

4. Da im Falle der Ausſchlagung der Anfall als nicht erfolgt gilt (8 19538 Abſ 1), fo werden 
damit au und für ſich alle Verfügungen des einſtweiligen Erben unwirkſam. Sie behalten 
aber Wirkſamkeit, wenn ſie dringlich waren. Ob dies zutrifft, kaun nur nach den Umſtänden 
des Falles entſchieden werden. Da das Geſetz nur eine objektive Vorausſetzung aufſtellt, bleibt 
das Wiſſen des Dritten von der Unaufſchiebbarkeit der Verfügung oder davon, daß der 
Erbe noch ausſchlagen kann, außer Betracht. Auch die nicht unaufſchiebliche Verfügung wird 
wirkſam durch Genehmigung des endgültigen Erben (§ 185 Abſ 2). Bei Verfügungen über 
bewegliche Sachen des Nachlaſſes, deren Beſitz gemäß 8 1922 (vgl. A 5 dazu) auf den 
vorläufigen Erben übergegangen iſt, kommen die Vorſchriften zum Schutze derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtberechtigten ableiten (88 982—936, 1032, 1207) zur Anwendung, 
fo daß es im Falle der Gutgläubigfeit der Erwerber auf die Dringlichkeit der Verfügung 
nicht ankommt. Auch auf unfreiwilligen Beſitzverluſt ($ 985 Ab] 1) wird ſich der end 
gültige Erbe nicht berufen können, da er noch nicht in tatſächlichen Beſitz der Sachen ge- 
langt war (a. M. Planck Erl 4b a). Auch ein Erwerb von Rechten an Grundſtücken auf Grund 
des guten Glaubens an den Juhalt des Grundbuchs (§§ 892, 893), ſowie ein Rechts 
erwerb anf Grund Erbſcheins (88 2366, 2867) kann ſtattfinden, wenn der Erbe auf Grund 
erklärter Annahme bereits im Grundbuche eingetragen oder ihm ein Erbſchein erteilt iſt 
und er die An ahme wirkſam anuficht (88 1954, 1956) oder ſie ſich als unwirkſam heraus 
ſtellt (88 1949, 1950). Der endgültige Erbe iſt auf die Anſprüche aus 99 678, 681, 667, ge 
gebenenfalls auf Schadeuserſatz ars 88 823ff. gegen den vorläufigen Erben angewieſen. 

5. Abſ 3 hat einſeitige empfangsbedürftige Rechtsgeſchäfte im Auge, die, um 
wirkſam zu ſein, gegenüber dem Erben als Rechtsnachfolger des Erblaſſers vorgenommen 
werden müſſen (Mahnung, Kündigung, Annahme eines vom Erblaſſer geſtellten Vertrags: 
antrags — $ 153 —, Angebot einer Leiſtung). Dagegen gehört die Leiſtung ſelbſt nicht 
dazu, da ſie eine Verfügung des Erben, Annahme, erfordert; ſie fällt vielmehr unter 
Abs 2 und wirkt alſo befreiend nur, wenn deſſen Vorausſetzungen (Unaufſchieblichkeit der 
Annahme) vorlagen (a. M. Kipp § 51 11 3). Doch wird (wie Plane Erl 5 zutreffend her 
vorhebt) bei bereits fälligen Forderungen in der Regel anzunehmen ſein, daß die 
Annahme der angebotenen Leiſtung nicht ohne Nachteil für den Nachlaß verſchoben werden 
konnte, da durch die Nichtannahme Gläubigerverzug (8298) entſtanden fein würde. — 
Leiſtungsverzug kann durch eine vor Annahme der Erbſchaft gegenüber dem vorläufigen 
Erben erfolgte Mahnung nicht für dieſen, wenn er nicht endgültiger Erbe wird (vgl. $ 1958 
A 1), wohl aber für den endgültigen Erben vom Tage der Annahme ab entſtehen. Gleiches 
gilt für den Annahmeverzug infolge Angebots der Leiſtung, da der vorläufige Erbe zu 
der in der Annahme liegenden Verfügung über das Forderungsrecht zwar unter Umftänden 


Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft 88 1959, 1960 51 


berechtigt, aber nicht verpflichtet iſt (Abſ 1 und A 2). — Auch wenn über das Vermögen 
des vorläufigen Erben ue rs eröffnet iſt, hat die Vornahme von Rechtsgeſchäften ihm 
gegenüber, nicht gegenüber dem Konkursverwalter, zu erfolgen (KO 5, 9). Sit dagegen 
Nachlaßkonkurs eröffnet, ſo können ihm gegenüber keine Rechtsgeſchäfte mehr wirkſan 
vorgenommen werden, wie auch fein Geſchäftsführungsrecht nach Abſ 1 und ſein Verfügungs⸗ 
recht aus Abſ 2 entfällt. Vor Eröffnung des Nachlaßkonkurſes aus der Geſchäftsführung 
des vorläufigen Erben ihm gegenüber entſtandene Verpflichtungen des endgültigen Erben 
ſind Maſſeſchulden (8.224 Nr 6 KO). Anſprüche gegen den vorläufigen Erben aus ſeiner 
Geſchäftsführung gehören zum Nachlaß und ſind vom Konkursverwalter geltend zu machen. 
Verfügungen des vorläufigen Erben bleiben nach Maßgabe des Abſ 2 (ogl. A 4), ihm gegen 
über vorgenommene Rechtsgeſchäfte nach Abſ 3 (vgl. A 5) auch im Falle des Nachlaßkon⸗ 
kurſes wirkſam. 

5 lan. Erhebt der vorläufige Erbe auf Grund der Geſchäftsführung Anſprüche 
gegen den endgültigen, ſo muß er beweiſen, daß die Vorausſetzungen dafür vorliegen. Be- 
hauptet der endgültige Erbe einem Dritten gegenüber die Wirkſamkeit einer Verfügung des 
vorläufigen Erben, jo liegt darin eine Genehmigung ($ 185) und bedarf es deshalb nicht 
des Nachweiſes der Dringlichkeit. Macht dagegen der Dritte die Wirkſankeit einer Ver⸗ 


fügung des vorläufigen Erben gegenüber dem endgültigen geltend, ſo muß er die Dring- 
lichkeit nachweiſen. 


8 1960 


Bis zur Annahme der Erbſchaft!) hat das Nachlaßgerichte) für die Siche⸗ 
rung des Nachlaſſes zu ſorgen, ſoweit ein Bedürfnis beſteht 1a). Das gleiche 
gilt, wenn der Erbe unbekannt oder wenn ungewiß iſt, ob er die Erbſchaft 
angenommen hat!). 


Das Nachlaßgericht kann insbeſondere die Anlegung von Siegeln, die 
Hinterlegung von Geld, Wertpapieren und Koſtbarkeiten ſowie die Anf⸗ 
nahme eines Nachlaßverzeichniſſes anordnen?) und für denjenigen, welcher 
Erbe wird, einen Pfleger (Nachlaßpfleger) bejtellen‘), 


Die Vorſchrift des § 1958 findet auf den Nachlaßpfleger keine Anwen⸗ 
dungs)s). 

© T 2058, 2059 Mbj 1 IT 1837, 1888 Abf 2; M 5 541-548; p 5 660, 661—607; 6 338: KB 910, 

1. Die 88 1960—1962 regeln die Fürſorge für den Nachlaß bis zum Eintritte des end⸗ 
gültigen Erben. Die Fürſorge tritt ein: a) wenn der Erbe dem Nachlaßgerichte bekannt iſt, 
aber (wie gleichfalls bekannt iſt) noch nicht angenommen hat (Satz 1); b) wenn ihm unbe⸗ 
kannt iſt, wer als vorläufiger Erbe zur Erbſchaft berufen iſt Satz 2 Halbſatz 1); c) wenn 
ihm das bekannt, aber unbekannt iſt, ob der Berufene die Erbſchaft angenommen hat (Satz 2 
Halbſatz 2). Ob der Fall zu b vorliegt, ſſt Sache der Beurteilung des Einzelfalls. Er 
liegt insbeſondere vor, wenn zwar Verwandte bekannt ſind, die als Erben berufen fein 
könnten, aber nicht ohne weiteres zu ermitteln iſt, ob nicht andere gleich nahe oder nähere 
Verwandte vorhanden ſind. Unbekannt iſt der Erbe dem Nachlaßgerichte auch, wenn es 
ſich nicht ohne weiteres davon überzeugen kann, wer von mehreren Erbprätendenten der 
wirkliche Erbe, insbeſondere bei Vorliegen mehrerer Teſtamente, welches davon gültig iſt 
(KJ 45, 106; 52, 59). Von umfangreichen und zeitraubenden Ermittlungen darf die 
Fürſorge, insbeſondere auch die Anordnung der Nachlaßpflegſchaft, nicht abhängig gemacht 
werden, da ihr Zweck iſt, durch ſchleunige Maßnahme den Nachlaß dem Erben zu ſichern; 
die Ermittlung des Erben iſt alsdann Sache des Nachlaßpflegers (KJ 52, 59). Liegen keine 
Anhaltspunkte dafür vor, daß eine Verfügung von Todes wegen vorhanden iſt, ſo werden die 
he blich zu Erben Berufenen als bekannte Erben anzuſehen fein. Volle Gewißheit 
kann nicht erfordert werden; es genügt, wenn auf Grund ſorgfältiger Ermittlungen anzu⸗ 
nehmen ift, daß keine gleich nahen oder näheren Verwandten vorhanden ſind und daß eine 
Verfügung von Todes wegen nicht vorliegt. Daß die Vorausſetzungen eines Erbſcheins 
vorliegen, iſt nicht erforderlich (Bay Ob GZ 3, 676; NJ 29 A 208; 46 A 128; 52, 60; 
OLG 4, 420; 7, 132; 37, 250; SeuffArch 58 Nr 37). Nicht genügend it die Verſicherung, 
Erbe geworden zu ſein, ohne Angabe der, tatfächlichen Unterlagen (OLG 7, 132). Für 
das Bekanntſein der Annahme ſind poſitive Feſtſtellungen in dieſer Hinſicht erforderlich. 
Iſt das Verhalten des Erben nicht unzweideutig oder iſt die Annahme angefochten oder er 
ſichtlich anfechtbar, fo beſteht Ungewißheit über fie (Fall zu e; OLG 42, 143). . 

la. Die Fürſorge hat in dieſen Fällen von Amts wegen zu erfolgen, aber nur ſoweit 
ein Bedürfnis beſteht. Darüber entſcheidet das Ermeſſen des Nachlaßgerichts, das ſich 
von dem Intereſſe desjenigen, der endgültiger Erbe werden wird, an der Sicherung und 
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Erhaltung des Nachlaſſes leiten zu laſſen hat. Meldet ſich der Erbe, ſo ſind die angeord⸗ 
neten Maßregeln aufzuheben, wenn er es beantragt und dadurch die Erbſchaft annimmt; auch 
von Amts wegen, wenn die Annahme bekannt wird. Abweſenheit des Erben iſt kein Grund 
zur Fürſorge, ſobald er angenommen hat. Liegen die Vorausſetzungen für die Fürſorge in der 
Perſon eines einzelnen Miterben vor, ſo hat ſie ſich auf deſſen Anteil zu beſchränken, 
ſoweit nicht Maßregeln in Betracht kommen, die körperliche Teile des Nachlaſſes ergreifen 
müſſen, wie Siegelung und Hinterlegung vor der Auseinanderſetzung (RIA 7, 29; OLG 
5, 229; KGJ 33 A 92; 45 A 106). Nach KJ 48 A 77, OLG 34, 321 ſoll die Beſtellung 
eines Nachlaßpflegers auch dann zuläſſig fein, weun die Perſonen der Miterben bekannt, 
aber die Größe der Erbteile ungewiß iſt, jedoch unter Beſchränkung auf den ſtreitigen Erb- 
teil. Ein Bedürfnis wird in der Regel wicht vorliegen, wenn der vorläufige Erbe auweſend 
iſt und die Erbſchaft orduungsmäßig verwaltet ($ 1959) oder wenn ein Teſtamentsvollſtrecker 
vorhanden iſt, der die Verwaltung ordnungsmäßig führt, oder vertrauenswürdige Miterben. 
Beſchwerderecht des Beeinträchtigten (FGG $ 20 Abi 1), des Antragſtellers bei Ablehnung 
(ebenda). Landesgeſetzlich kann beſtimmt werden, daß gewiſſe Fürſorgemaßregeln (Anfer- 
tigung eines Nachlaßverzeichniſſes, Anlegung von Siegeln bis zu deſſen Fertigſtellung) auch 
unter anderen Vorausſetzungen vorgenommen werden konnen oder ſollen (Art 140 CG). 


2. Nachlaßgerichte find die Amtsgerichte, ſofern nicht landesgeſetzlich die Zuſtändig⸗ 
keit anderer als gerichtlicher Behörden beſtimmt iſt (FGG 8 72; vgl. $ 1945 A 2). Die 
örtliche Zuſtändigkeit (8 73 FG) beſtimmt ſich nach dem Wohnſitze des Erblaſſers, in 
Ermanglung eines inländiſchen Wohnſitzes nach dem Aufenthalte; für Deutſche, die im In 
lande weder Wohnſitz noch Aufenthalt haben, nach dem letzten inländiſchen Wohuſitz; hilfs⸗ 
weile Beſtimmung durch Landesjuſtizverwaltung oder Reichskanzler. Für die in $ 1960 
vorgeſehenen Sicherungsmaßregeln iſt aber örtliche Zuſtändigkeit überall gegeben, wo das 
Bedürfnis der Fürſorge hervortritt, unter Verpflichtung zur Benachrichtigung des ordent 
lichen Nachlaßgerichts (FGG 8 74). Übrigens ſind Handlungen eines örtlich unzuſtändigen 
Gerichts als Nachlaßgericht nicht unwirkſam (FGG 8 7). Für die Sicherung des Nachlaſſes 
von Ausländern ſind die Staatsverträge maßgebend (EG Art 56; vgl. Vorbem 1 zu dieſem 
Buche); danach auch Mitwirkung ausländiſcher Konſuln. Eine ſolche Mitwirkung iſt ins⸗ 
beſondere in dem deutſchruſſiſchen Nachlaßabkommen (Aulage zu Art 22 des Kon- 
ſularvertrags v. 12. 10. 25, Gef v. 6. 1. 26, RG Bl I 72) vorgeſehen. Vgl. auch die Staats⸗ 
verträge mit den Vereinigten Staaten von Amerika v. 8. 12. 23, Gef v. 17. 8. 25, 
Art XXIV (RGBl II 807); mit Großbritannien v. 2. 12. 24, Gef v. 17. 8. 25 Art 28 
(RGBl II 788); mit Italien v. 31. 10. 25, Gef v. 6. 12. 25, Art 37 (RGBl II 1032); mit 
Oſterreich v. 5. 2. 27, Geſ v. 16. 7. 1927 (RG Bl. II 505). Vgl. Weiteres bei Weißler, 
Das deutſche Nachlaßverfahren, 2. Aufl., 1920, II S. 378ff., 391 ff. Für die franzöſiſchen 
Staatsangehörigen nimmt Frankreich auf Grund Art 291 Verſailler Vertrag die Rechte aus 
dem deutſch⸗bulgariſchen Konſularvertrage v. 29. 9. 11 (RG Bl 1913 Nr 40) in Anſpruch 
(vgl. RGBl 1921, 732). Überleitungsvorſchriften für die abgetretenen Gebiete: deutſch 
franzöſiſches Abkommen über elſaß⸗lothringiſche Rechtsangelegenheiten v. 5. 5. 
22. 11. 20 (RGBl 1995) Art 4, 10; deutſch-polniſche Abkommen v. 20. 9./18. 12. 20 
(RGBl 2048) Art 3, 4 und v. 12. 4/11. 6. 22 (RGB 550); deutſch⸗belgiſche Verein 
barung wegen Eupen und Malmedy v. 23. 4. 20/21. 2. 21 (RG Bl 1921, 197). — Auch 
ſoweit Staatsverträge nicht beſtehen, haben die inländischen Nachlaßgerichte ſowohl das 
Recht wie die Pflicht, alle vorläufigen Maßregeln zu treffen, die ſich zur Sicherung des im 
Julande befindlichen Nachlaſſes eines Ausländers nötig machen (RIA 13, 218; OLG 18, 356; 
KGJ 53 A 77). — Der Nachlaßrichter haftet wegen ſchuldhafter Amtspflichtverletzung bei 
Beaufſichtigung des Nachlaßpflegers aus 88 1960, 1961 nur dem Erben, nicht auch deu 
Nachlaßgläubigern; anders im Falle der Nachlaßverwaltung (8 1985 A3; RG 88, 264). 


3. Von den zu treffenden Sicherungsmaßregeln find in Abſ 2 nur die hauptſächlichſten 
hervorgehoben; das Nachlaßgericht iſt auf ſie nicht beſchränkt. Die Anlage von Siegeln 
kann durch den Erblaſſer nicht, wie nach früheren Rechtsordnungen, verboten werden (M 5,543). 
Für die Hinterlegung find die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die ſachliche und ört- 
liche Zuſtäudigkeit der Hinterlegungsſtellen maßgebend (Art 144 Ec). 

4. Auf die Nachlaßpflegſchaft als Unterart der Pflegſchaft finden die für die Vor ⸗ 
mundſchaft geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung, auch hinſichtlich des Ver. 
fahrens, mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Nachlaßgericht 
tritt (58 1915, 1962; 366 8 75, vgl. § 1962 A 1). Allgemeine Verpflichtung zur Über- 
nahme (81785); grundſätzlich kein Anſpruch auf Vergütung, die aber vom Nachlaßgerichte 
bewilligt werden kann, wenn das Vermögen (d. h. das Aktivvermögen des Nachlaſſes ohne 
Abzug der Nachlaßſchulden, KG in RIA 16, 52; vgl. 8 1836 A 2) ſowie der Umfang und 
die Bedeutung der mit der Pflegſchaft verbundenen Geſchäfte es rechtfertigen (RG im 
Recht 1914 Nr 1548; OLG 18 S. 297, 301; KG im Recht 1923 Nr 362 = KJ 53 A 77, 
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Ausländernachlaß); Beſtellung mehrerer Pfleger nur ausnahmsweiſe (8 1775); Beſchrän⸗ 
kung auf die Vertretung eines Miterben vgl. A 1. Der Nachlaßpfleger iſt nicht Vertreter 
des Nachlaſſes als eines Sondervermögens, ſondern Vertreter einer allerdings noch nicht 
beſtimmten individuellen Perſon, nämlich desjenigen, der ſchließlich als endgültiger Erbe 
eintritt, und hat deſſen Rechte und Intereſſen zu wahren. Deshalb kann ihm das Armen- 
recht bewilligt werden (RS 50, 394); anders beim Nachlaßverwalter (vgl. § 1985 A N. 
Als Vertreter des Erben iſt er gemäß 8 181 nicht befugt, einen Vertrag mit ſich ſelbſt im 
eigenen Nanten über Nachlaßgegenſtände abzuſchließen; ein ſolcher Vertrag kann nur durch 
Genehmigung deſſen, der endgültig Erbe wird, wirkſam werden; ob dieſer zur Genehmigung 
verpflichtet iſt, entſcheidet ſich nach Treu und Glauben (RG 110, 214). Seine Aufgabe iſt 
die Sicherung und Erhaltung des Nachlaſſes für den Erben: in diefer Beziehung iſt er der 
geſetzliche Vertreter des Erben (RG 76, 125); auch bei der Ermittlung des Erben hat er 
mitzuwirken; dagegen nicht für das Erbrecht einer beſtimmten Perſon gegenüber einer an⸗ 
deren einzutreten. Daher iſt er nicht berufen, die Erben oder einen von ihnen bei dem 
Streit um das Erbrecht zu vertreten (OLG 21, 305; 26, 288; 30, 174; RG 106, 460 
Doch iſt er der richtige Beklagte, wenn ein rechtliches Intereſſe des Klägers an der alsbaldigen 
Feſtſtellung ſeines Erbrechts gegenüber dem Nachlaßpfleger beſteht, insbeſondere wenn 
dieſer das Erbrecht des Klägers beſtritten hat, $ 256 ZPO (RG 106, 46). Er hat den Nach⸗ 
laß in Beſitz zu nehmen, zu verzeichnen und das Verzeichnis dem Nachlaßgericht einzureichen 
(8 1802). Die Verwaltung des Nachſaſſes hat er zu führen, ſoweit er dazu vom Nachlaß⸗ 
gerichte beſtellt ift (vgl. 8 2017; ZPO 8 991 Abſ 2); unter Umſtänden, namentlich bei längerer 
Ungewißheit, kann die teilweiſe oder gänzliche Liquidation erforderlich werden. Nach außen 
hat er die gleiche Vertretungsmacht wie jeder andere Pfleger, mit den Beſchränkungen der 
35 1804, 1821, 1822. Er kann Verbindlichkeiten für den Erben eingehen, die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten (§ 1967 Abſ 2) und im Falle des Nachlaßkonkurſes Maſſeſchulden ſind, wie auch 
die Koſten der Nachlaßpflegſchaft und die Anſprüche des Nachlaßpflegers aus ſeiner Verwaltung 
(val. 881959 A 2, 1960 A 6) es find. Der vorläufige Erbe iſt neben dem Nachlaßpfleger nach 
Maßgabe des $ 1959 (vgl. A 2 dazu) verfügungsberechtigt; im Falle von Kolliſionen ſollen die 
allgemeinen Grundſätze entſcheiden (M 5, 553). Der Nachlaßpfleger kann auf die Beſchränkung 
der Haftung des Erben nicht verzichten; er kann das Inventar für den Erben errichten 
(5 1993 A 1), eine In ventarfriſt kann ihm aber nicht geſetzt werden; doch iſt er den Nach⸗ 
laßgläubigern zur Auskunfterteilung über den Beſtand des Nachlaſſes verpflichtet (8 2012). 
Aus ſchuldhaftem Verhalten des Nachlaßpflegers haftet gemäß $ 278 der Erbe wie der 
Mündel aus Handlungen des Vormundes, jedoch, da er nur als Erbe geſetzlich vertreten wird, 
nur als ſolcher, alſo mit der Möglichkeit der Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaß, wie 
bei ſonſtigen Nachlaßverbindlichkeiten (fo Strohal bei Planck Vorbem de d vor 8 1942 gegen 
Planck ſelbſt ebenda; a. M. auch die zweite Auflage dieſes Kommentars). Zu den Nach⸗ 
laßgläubigern ſteht der Nachlaßpfleger des § 1960 (im Unterſchiede von dem Nachlaß 
verwalter, vgl. 8 1985 A 3) in keinem Vertragsverhältnis; daher haftet er ihnen, abgeſehen 
von der Verletzung der ihm beſonders auferlegten Auskunftspflicht (1. oben), nur aus 
unerlaubter Handlung; 8 1985 Abſ 2 iſt ausdrücklich nur für den Nachlaßverwalter gegeben 
und kann auf den Nachlaßpfleger des $ 1900 auch ſinngemäß keine Anwendun finden (vgl. 
auch M 5, 552; a. M. Strohal a. a. O., der zu Unrecht für ſeine Anſicht ſich auf 
N 5, 669 beruft, die nur von der dem Nachlaßpfleger beſonders auferlegten Auskunfts⸗ 
pflicht ſprechen). — Die Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft, für die er beſtellt 
iſt, für eine beſtimmte Perſon liegt nicht in den Aufgaben des Nachlaßpflegers; wohl aber 
gegebenenfalls die Annahme und (mit Genehmigung des Nachlaßgerichts) Ausſchlagung 
einer dem Erblaſſer angefallenen Erbſchaft, ſowie die Geltendmachung von Erbſchaftsan⸗ 
ſprüchen aus einer ſolchen. Wegen des Erbſchaftsanſpruchs aus der vom Nachlaßpfleger 
verwalteten Erbſchaft vgl. 8 2018 A 1. — Die Beendigung der Nachlaßpflegſchaft erfolgt 
nicht ſchon durch Wegfall ihres Grundes, ſondern nur durch Aufhebung von ſeiten des Nach⸗ 
laßgerichts (RG in L 1923 Sp. 119; RG 106, 48), nach Wegfall ihrer Vorausſetzungen 
von Amts wegen oder auf Antrag des endgültigen Erben, dem gegen die Ablehnung Be 
ſchwerde zuſteht (vgl. 8 1919 u. A dazu; FGG 5 20); der Pfleger hat den Nachlaß dem 
endgültigen Erben herauszugeben und über die Verwaltung Rechnung zu legen, die vom 
Nachlaßgericht zu prüfen ift (ſo RG Warn 1915 Nr 264). Solange es ihm noch zweifel 
haft erſcheint, wer der wirkliche Erbe iſt, hat das Nachlaßgericht die Pflegſchaft nicht aufzu⸗ 
heben; umfangreiche eigene Ermittlungen zum Zwecke der Aufhebung braucht es nicht anzu 
ſtellen (KJ 52, 59). Die Aufhebung hat erſt zu erfolgen, wenn feſtſteht, daß eine beſtimmte 
Perſon oder mehrere endgültige Erben geworden find (NG im Recht 1917 Nr 1837). Die 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes iſt kein Grund für die Aufhebung (NIA 3, 179; OLG 5, 436; 
KJ 88 K 116). Liegen die Vorausſetzungen der Fürſorge nur für den Anteil eines Mit. 
erben vor, fo hat ſich die Pflegſchaft auf dieſen zu beſchränken (KJ 45 A 106; 48 A 77). 
Iſt die Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins wegen der noch zu erwartenden Ge 
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burt eines Miterben unzuläſſig, ſo kann für deſſen Anteil ein Pfleger beſtellt werden 
(RIA 12, 99). — Über den Auseinanderſetzungspfleger vgl. § 2042 A 1. 

5. Das bedeutet, daß die gegen den vorläufigen Erben vor der Annahme unzuläffige 
Rechtsverfolgung gegen den Nachlaßpfleger ſtatthaft iſt, auch wenn er nicht gemäß § 1961 
zu dieſem Zwecke beſonders beſtellt worden iſt. Er iſt aktiv und paſſiv für den Nachlaß 
betreffende Rechtsſtreitigkeiten legitimiert, auch für Anſprüche aus Vermächtniſſen, Auf⸗ 
lagen und Pflichtteilsrechten. Ein durch den Tod des Erblaſſers unterbrochenes oder 
wegen des Todes ausgeſetztes Verfahren kann für und gegen den Nachlaßpfleger auf- 
genommen werden (3 PO 88 243, 241, 246 Abſ 2). Das gegen ihn erwirkte Urteil ſchafft 
materielle Rechtskraft für und gegen den endgültigen Erben, da dieſer im Rechtsſtreite durch 
ihn vertreten war (M zur ZPO.Novelſe von 1898, 111). Ob zur Zwangsvollſtreckung gegen 
den Erben nach der Annahme aus einem gegen den Nachlaßpfleger ergangenen Urteil eine 
gegen den Erben gerichtete vollſtreckbare Ausfertigung erforderlich, iſt ſtreitig (verneinend 
Eccius bei Gruch 48, 610); die Frage wird zu bejahen fein wegen 5 750 ZPO; auf die 
Erteilung wird § 727 Anwendung finden, deſſen Vorſchriften anerkanntermaßen nicht auf 
die Rechtsnachfolge im engeren Sinne beſchränkt find. — Der Erbe kann die Beſchränkung 
der Haftung geltend machen, ohne daß ſie in dem gegen den Nachlaßpfleger ergangenen 
Urteile vorbehalten ift (8 780 Abſ 2 880). Der Nachlaßpfleger kann das Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger beantragen ($ 991 Abſ 2 3PO); ebenſo die Zwangsverſteigerung 
eines zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücks (8 175 ZIG), die Eröffnung des Nachlaß 
konkurſes (8 217 Abſ 1 KO); auch Eintragungen im Grundbuch bewilligen (8 41 GBS). 
Haftung des Nachlaßpflegers für die Erbſchaftsſteuer: Reichserbſchaftsſteuergeſ. v. 10. 9.19 819. 

6. Die Koſten der Nachlaßſicherungsmaßuahmen fallen dem Nachlaſſe oder, wenn fie 
nur auf die Anteile einzelner Miterben beſchränkt war (oben A 1 Abſ 2, 4), den betreffen. 
den Miterben zur Laſt. Sie ſind im Falle des Nachlaßkonkurſes Maſſeſchulden ($ 224 
Nr 4 KO). Das gilt auch von den Koſten der nach § 1961 beſtellten Nachlaßpflegſchaft 
(KG in DAB 03, 202; KJ 33 A 90; BayObsc 19 A 24). 


S 1961 


Das Nachlaßgericht hat in den Fällen des 5 1960 Abſ 1 einen Nachlaß⸗ 
pfleger zu beſtellen!), wenn die Beſtellung zum Zwecke der gerichtlichen 
Geltendmachung eines Anſpruchs, der ſich gegen den Nachlaß richtet, von 
dem Berechtigten beantragt wird)). 

E I 2059 Abſ 2 II 1838 Abſ 1; M 5 546; U 5 666, 667. 


1. Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der gerichtlichen Geltendmachung eines Auſpruchs. 
Die Verweiſung auf $ 1960 Abſ 1 kann nicht den Sinn haben, daß auch hier ein Bedürfnis 
für die Sichernug des Nachlaſſes im allgemeinen beſtehen müſſe. Es genügt, daß ein Nach 
laßgläubiger jemandes bedarf, gegen den er ſeine Rechte verfolgen oder nach dem Tode des 
urſprünglichen Beklagten weiter verfolgen kann. Dies iſt immer der Fall, wenn der Erbe 
oder Miterbe unbekannt ift oder noch nicht angenommen hat oder ungewiß iſt, ob er an ⸗ 
genommen hat, und nicht anderweit, insbeſondere durch Beſtellung eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers, Erſatz geſchaffen iſt ($ 2218). Nur in dieſer Beſchränkung hat der Gläubiger das 
Bedürfnis glaubhaft zu machen. Insbeſondere bedarf es keiner Glaubhaftmachung des 
Anſpruchs (wie nach § 1994 Abſ 2), ſondern nur der Tatſache, daß er, wenn nötig, zur gericht⸗ 
lichen Geltendmachung eines gewiſſen näher bezeichneten (nicht offenbar mutwilligen) An⸗ 
ſpruchs entſchloſſen ſei. Jeder, der einen Anſpruch gegen den Nachlaß geltend machen will, 
iſt berechtigt, die Beſtellung zu beantragen, auch der Vermachtnisuehmer, auch wegen ding⸗ 
licher Anſprüche. Die Beſtellung des Nachlaßpflegers muß erfolgen und iſt nicht wie in 
$ 1960 Abf 2 in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt. Aus 812 Fc ergibt ſich die ſelb⸗ 
ſtändige Ermittelungspflicht des Gerichts (KJ 33 A 90; OG 4, 420; 32, 46). Die 
Beſtellung darf nicht abgelehnt werden, wenn dem Antragſteller wegen Weitläufigteit oder 
Schwierigkeit der erbrechtliche Verhältniſſe in tatſächlicher oder rechtlicher Hinſicht die Be⸗ 
ſchaffung der Unterlagen für den Erbſchein oder des Nachweiſes der Paſſivlegitimation für 
den Prozeß nicht zugemutet werden kann (KGJ 46 A 128). Ein Koſtenvorſchuß kann 
verlangt werden, falls die Landesgeſetze auf Grund des § 200 FGG eine entſprechende 
Vorſchrift getroffen haben. Die Vorſchriften über das Armenrecht finden Anwendung 
(814 366); auch die §§ 34—36 NAD (Beiordnung eines Rechtsanwaltes). 

2. Der einmal beſtellte Pfleger iſt Nachlaßpfleger im vollen Umfange der ſonſt dieſem 
zuſtehenden Befugniſſe ($ 1960 A 5), nicht bloß Vertreter im Prozeſſe (ZPO 8 53), es ſei 
denn, daß er nur neben dem Teſtamentsvollſtrecker (zum Zwecke der Verfolgung des Pflicht» 
teilsanſpruchs, 8 2213 Abſ 1) oder neben dem bereits beſtellten Nachlaßpfleger wegen Wider⸗ 
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freit3 der Intereffen nur für eine einzelne Angelegenheit, den Prozeß, beftellt wäre. Abgeſehen 
hiervon ($ 1918 IE 3) erlich fein Amt nur gemäß $ 1919 mit der Aufhebung durch das Nach 
jaßgericht. Die Koſten der Pflegſchaft gehören auch hier zu den Nachlaßverbindlichkeiten 
8 1960 Aa, 6), treffen deshalb nicht den Gläubiger. Beſchwerderecht des Gläubigers bei Ab- 
lehnung, FGG $ 57 Nr 3. Einſtweiliger befonderer Vertreter des Erben für die Zwangs ⸗ 
vollſtreckung, ZPO 8 779 Abſ 2. 


8 1962 


Für die Nachlaßpflegſchaft tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts 
das Nachlaßgericht!). 


E I 2061 II 1839; M 5 549; B 5 667; 6 338. 


1. Die im übrigen gebotene Anwendung der Vorſchriften des BOB über die Pfleg⸗ 
ſchaft und des FGG über Vormundſchaftsſachen (vgl. $ 1960 A 2, 4) wird hier dadurch 
durchbrochen, daß an Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Nachlaßgericht tritt. Doch findet 
nach § 75 Satz 2 Halbſatz 2 F866 die Vorſchrift des § 46 daſelbſt, wonach das Vormundſchafts⸗ 
gericht die Pflegſchaft unter Umſtänden an ein anderes Vormundſchaftsgericht abgeben kann, 
auf die Nachlaßpflegſchaft in der Weiſe Anwendung, daß die Abgabe nach Maßgabe dieſer 
Vorſchrift an ein anderes Nachlaßgericht erfolgen kann. 


S 1963 
Iſt zur Zeit des Erbfalls die Geburt eines Erben zu erwarten!), ſo kann 
die Mutter?), falls ſie außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, bis zur 
Entbindung?) ſtandesmäßigen Unterhalt!) aus dem Nachlaß oder, wenn 
noch andere Perſonen als Erben berufen ſind, aus dem Erbteile des Kindes 


verlangen?). Bei der Bemeſſung des Erbteils iſt anzunehmen, daß nur ein 
Kind geboren wird). 


E I 2027 II 1840; M 5 489—491; b 5 614—618. 


1. Der zu erwartende Erbe kann als Abkömmling oder ſonſtiger Verwandter des Erb. 
laſſers kraft Geſetzes oder auch als gewillkürter Erbe durch Verfügung von Todes wegen be- 
rufen ſein. Er muß zur Zeit des Erbfalls bereits erzeugt fein (§ 1923 Abſ 2). Iſt er nicht 
unmittelbar mit dem Erb alle, ſondern nur für den Fall des Wegfalls eines zunächſt Be⸗ 
rufenen durch Ausſchlagung (8 1953) oder Erbunwürdigkeit (§ 2344) berufen oder als Erſatz⸗ 
erbe ober unter einer Bedingung eingeſetzt, ſo iſt nach dem Worllaute der Vorſchrift ein 
Anſpruch nicht gegeben, da zur Zeit des Erbfalls ſeine Geburt als die eines Erben noch 
nicht zu erwarten iſt; eine Ausdehnung der Vorſchrift über den Wortlaut hinaus aber dürfte, 
da es ſich um eine Sondervorſchrift handelt, nicht zuläſſig ſein (a. M. die 5. Aufl.). Für die 
Mutter eines von der Erbſchaft ausgeſchloſſenen Pflichtteilsb erechtigten oder eines 
Vermächtnisnehmers beſteht kein Unterhaltsauſpruch. 

2. Die Mutter jedes Erben, auch die außereheliche, nicht etwa nur die Witwe des Erb⸗ 
laſſers; auch mehrere Mütter zu erwartender Miterben können unterhaltsberechtigt ſein. 

3. „Bis zur Entbindung“, d. b. bis zu ihrer Vollendung, alſo einſchlie lich der Ent- 
bindungskoſten, die auch zum Unterhalt gehören, ebenſo wie die durch die Schwanger- 
ſchaft geſteigerten Koſten des Lebensbedarfs für ärztliche Behandlung, geſundheitliche Maß ⸗ 
regeln uſw. ($ 1610 Ab] 2). Dagegen find die Koſten des Wochenbetts und die ſonſtigen 
infolge der Entbindung, etwa durch Krankheit der Mutter, entſtehenden Koſten ausgeſchloſſen. 
Das Geſetz will nur in der Mutter das Kind bis zu ſeiner Loslöſung von der Mutter durch 
die Geburt ſchützen, indem es für die Mutter ſorgt (M 5, 489). 

4. Standesmäßiger Unterhalt, gemeſſen an der Lebensſtellung der Mutter (8 1610 
Abſ 1) und (wie in § 1602 Abf 1) nur, ſoweit fie außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter 
halten, auch durch ihrem Stande angemeſſene Arbeit. Unterhaltspflicht von Ver⸗ 
wandten (88 1601 ff.) ſchließt den Anſpruch nicht aus. Die entſprechende 58 
von Vorſchriften über die Unterhaltspflicht der Verwandten iſt nicht, wie in 88 1360 Abhf 
und 1580 Abſ 3, ausdrücklich vorgeſchrieben; doch wird ihrer Anwendung, ſoweit ſie dazu 
geeignet, nichts entgegenſtehen; fo § 1613 (Anſpruch für die Vergangenheit), $ 1614 (Ver 
zicht auf Unterhalt für die Zukunft), $ 1612 (Geldrente, und zwar gemäß $ 760 im voraus, 
jedoch wohl nicht unter allen Umſtänden für drei Monate, ſondern in angemeſſenen Zeit 
W je nach der zu erwartenden Schwangerſchaftsdauer). 2 

Der Unterhaltsanſpruch gehört nicht wie der Voraus (8 1982) oder der Dreißigſte 
(8 1969 Abſ 2) zu den ſog. geſetzlichen Vermächtniſſen. Die beſonderen auf Permächt⸗ 
niſſe bezuglichen Vorſchriften (88 1972, 1991 Abi 4, 1992, 2345) leiden mithin keine An⸗ 
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wendung. Er bildet vielmehr eine gewöhnliche, den Erben als ſolchen treffende Nachlaß 
verbindlichkeit (81967 Abſ 2). Der Auſpruch iſt nicht auf die Einkünfte des Nach⸗ 
laſſes beſchränkt, auch nicht von deſſen Wert abhängig und wohl auch einem überſchuldeten 
Nachlaſſe gegenüber nicht ausgeſchloſſen (a. M. Strohal II 867 unter I; Planck Erl 4a). 
Im Nachlaßkonkurſe bildet er eine gewöhnliche Konkursforderung. Iſt der Erbe, deſſen 
Geburt erwartet wird, als Alleinerbe zur Erbſchaft berufen, ſo richtet ſich der Anſpruch der 
Mutter gegen den Nachlaß und ift gegen einen nach § 1960 beſtellten oder nach 8 1961 
aus dieſem Anlaſſe zu beſtellenden Nachlaßpfleger gerichtlich geltend zu machen. Sehr 
zweifelhaft und beſtritten iſt aber, wie ſich die Sache geſtaltet, wenn der zu erwartende Erbe 
nur als Miterbe neben anderen berufen iſt. Das Geſetz ſagt, daß in ſolchem Falle die 
Mutter Unterhalt „aus dem Erbteile des Kindes“ verlangen kann. Wollte man das wört⸗ 
lich nehmen, ſo würde es ihr unmöglich oder doch ſehr erſchwert ſein, vor der Entbindung 
Unterhalt zu erlangen, da der Erbteil des Kindes nicht ausgeſchieden und bis dahin nicht 
ausſcheidbar iſt (8 2043); fie würde alſo darauf angewieſen ſein, den Erbteil des Kindes zu 
pfänden (§ 859 Abſ 2 ZPO) und zu verſuchen, etwa durch Veräußerung, über ihn zu ihrer 
Befriedigung zu verfügen ($ 2038); erſt nach der Entbindung könnte ſie, falls ein Erbe geboren 
wird, auf Grund der Pfändung des Erbteils die Auseinanderſetzung betreiben. Wird kein 
Erbe geboren, ſo iſt überhaupt kein ausſcheidbarer Erbteil vorhanden. Als Meinung des 
Geſetzes muß deshalb wohl angenommen werden, daß auch der Anſpruch der Mutter eines 
zu erwartenden Miterben ſich gegen den ganzen Nachlaß richtet und gegen die Geſamt⸗ 
heit der Erben, einſchließlich eines für den nasciturus zu beſtellenden Pflegers, zu erheben 
iſt; daß aber der Nachlaß nur bis zur Höhe des dem zu erwartenden Erben zufallenden Erb⸗ 
teils nach Maßgabe einer nötigenfalls vorzunehmenden Abschätzung für den Unterhalt haftet 
(fo Binder I, 210; Dernburg 5 8 152113; vgl. auch M 5, 490; P 5, 616; a. M. Planck 
3. Aufl., Erl 4b; wie hier jetzt Pl uck Flad in der 4. Aufl.). — Die Alimentationspflicht 
kann auch durch einſtweilige Verfügung nach $ 940 ZPO geregelt und der Nachlaß 
pfleger oder die Miterben dadurch zu Zahlungen an die Mutter angehalten werden (RG 9, 
334; 27, 429). Dadurch, daß der Erbe nicht lebend geboren wird, fällt der rechtliche 
Grund für den Unterhalt der Mutter nicht fort; wohl aber iſt ein ſolcher nicht vorhanden, 
wenn ſie überhaupt nicht ſchwanger war oder nicht mit einer zum Erben berufenen Leibes ⸗ 
frucht; in dieſen Fällen findet ein Bereicherungsanſpruch (8 812), gegebenenfalls auch ein 
Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung ($ 826) gegen ſie ſtatt. 

6. Für die Bemeſſung des Erbteils, aus dem die Mutter eines zu erwartenden Mit- 
erben ihren Unterhaltsanſpruch geltend machen kann (vgl. A 5), bleibt nach Satz 2 die Mög⸗ 
lichkeit, daß Zwillinge, Drillinge uſw. geboren werden und dadurch den Nachgeborenen ein 
größerer Erbteil zufallen könnte als im Fall einer Einzelgeburt (dieſer Fall kann z. B. ein 
treten, wenn bereits ein Kind der Mutter vorhanden iſt), grundſätzlich außer Betracht. 
Der Höchſtbetrag wird unter Zugrundelegung der Annahme bemeſſen, daß nur ein Kind 
geboren wird. Auch nachträglich findet nicht etwa eine Erhöhung ſtatt, wenn mehrere 
Kinder geboren werden. 


8 1964 


Wird der Erbe nicht innerhalb einer den Umſtänden entſprechenden Friſt 
ermittelt.), jo hat das Nachlaßgericht feſtzuſtellen, daß ein anderer Erbe 
als der Fiskus nicht vorhanden ift?). 

Die Feſtſtellung begründet die Vermutung, daß der Fiskus geſetzlicher 
Erbe ſeis). 


E 1 2067 Abſ 1, 4 II 1841 Abi 1; M 5 555; P 5 670; 6 838, 395. 


1. Aus der Vorſchrift ergibt ſich, daß die Fürſorge des Nachlaßgerichts (§ 1960) bei 
Unbekanntheit des Erben (F 1960 A 1 Fall b) ſich von Amts wegen auch auf die Er⸗ 
mittlung des Erben zu erſtrecken hat. Es kann dazu einen Nachlaßpfleger beſtellen ($ 1960 
Abſ 2). Wieweit die Ermittlungen anszudehnen find und welche Friſt den Umſtänden ent- 
ſpricht, ift dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Nachlaßgerichts überlaſſen (RIA 9, 217). Ein. 
ſichtnahme der Ermittlungen § 78 FGG. 

2. Steht feſt, daß ein nicht von der Erbſchaft ausgeſchloſſener Verwandter vorhanden 
iſt, ſo iſt die Feſtſtellung auch dann ausgeſchloſſen, wenn nicht ermittelt werden kann, ob 
nähere Verwandte vorhanden ſind oder, wenn welche vorhanden waren, ob ſie fortgefallen 
ſind (RIA 7, 178). — Gegen die Feſtſtellung ſteht einem übergangenen Erben und dem 
Fiskus (KGJ 27 A 49; 29 A 4; 39 A 88) die (nicht befriſtete) Beſchwerde zu; gegen die 
Ablehnung der Feſtſtellung dem Fiskus (FGG 88 19ff.). — Iſt der Fiskus ſelbſt Erbe 
kraft Verfügung von Todes wegen, ſo hat eine Feſtſtellung nicht (wie der Wortlaut an 
nehmen laſſen könnte) zu erfolgen; das ergibt ſich aus der durch Abſſ 2 der Feſtſtellung bei⸗ 
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gelegten r Fiskus geſetzlicher Erbe ſei. — Der Fiskus kann als geſetz⸗ 
licher a (8 2105 Abſ 1). — Fällt auf Grund landesgeſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften (8 1936 A 4) der Nachlaß ftatt an den Fiskus an eine andere Körperſchaft des 
Öffentlichen Rechts, ſo hat die Feſtſtellung, daß dieſe geſetzlicher Erbe, in entſprechender 
Weiſe zu erfolgen. — Auch bei Anfall von Vereins⸗ oder Stiftungsvermögen an den 
Fiskus findet ein entſprechendes Feſtſtellungsverfahren ſtatt 0 88 46, vgl. A 1 dazu, 88). 

3. Vgl. über das geſetzliche Erbrecht des Fiskus $ 1986 und die Anmerkungen dazu. 
Gegen die Vermutung iſt der Beweis des Gegenteils zuläſſig, RO 9.292. Ebenſo beim 
Erbſchein 8 2365, der nach 8 2353 auf Antrag auch dem Fiskus zu erteilen iſt. Die Vermutung 
des Abſ 2 allein gewährt aber Dritten noch nicht den Schutz der 88 2366, 2367. Sie kann 
von dem wahren Erben nicht bloß im Prozeſſe, ſondern auch in einem von ihm zu beantragenden 
Erbſcheinverfahren widerlegt werden. Das Nachlaßgericht ift, trotz der zugunſten des Fiskus 
getroffenen Feſtſtellung, zur Einleitung dieſes Verfahrens und nach Befinden zur Erteilung 
des Erbſcheins an den neu ausgewieſenen Erben verpflichtet (KJ 39 K 88). Auch von 
Amts wegen kann es die getroffene Feſtſtellung aufheben, falls es ſie nachträglich für un⸗ 
gerechtfertigt erachtet (§ 18 Abſ 1 FGG). 


8 1965 


Der Feſtſtellung hat eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der 
Erbrechte unter Beſtimmung einer Anmeldungsfriſt vorauszugehen; die Art 
der Bekanntmachung und die Dauer der Anmeldungsfriſt beſtimmen ſich 
nach den für das Aufgebotsverfahren geltenden Vorſchriften!). Die Auf⸗ 
forderung darf unterbleiben, wenn die Koſten dem Beſtande des Nach⸗ 
laſſes gegenüber unverhältnismäßig groß ſind?). 

Ein Erbrecht bleibt unberückſichtigt, wenn nicht dem Nachlaßgerichte 
binnen drei Monaten nach dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt nachgewieſen 
wird, daß das Erbrecht beſteht oder daß es gegen den Fiskus im Wege der 
Klage geltend gemacht iſts). Iſt eine öffentliche Aufforderung nicht er⸗ 
gangen, ſo beginnt die dreimonatige Friſt mit der gerichtlichen Aufforde⸗ 
rung, das Erbrecht oder die Erhebung der Klage nachzuweiſen?) 


E 1 2067 Abſ 1—8 II 1841 Abſ 2, 3; M 5 554-556; P 5 670; 6 838, 


1. Bekanntmachung der Aufforderung ZRO 8s 948, 949; Anmeldungsfriſt mindeſtens 
ſechs Wochen (§ 950). Fur den Inhalt der Aufforderung iſt 8 947 nicht maßgebend; doch 
wird auch hier außer der Aufforderung die Bezeichnung des an die Unterlaſſung der An- 
meldung geknüpften Rechtsnachteils, daß nämlich die in 8 1964 bezeichnete Feſtſtellung ge⸗ 
troffen werden würde, angemeſſen ſein. Auch wenn nach Ablauf der Anmeldungsfriſt, 
aber vor dem Feſtſtellungsbeſchluſſe, noch eine Anmeldung erfolgt, iſt die dreimonatige Friſt 
des Abſ 2 abzuwarten; nicht dagegen, wenn keine Anmeldung erfolgt iſt (KGJ 36 A 67; 
a. M. Planck 3. Aufl. Erl 4 Abſ 1; wie hier jetzt Planck⸗Flad in der 4. Aufl. Erl 8 ac. 

2. Unterbleibt die öffentliche Aufforderung, ſo hat, falls eine Anmeldung erfolgt oder 
dem Nachlaßgericht ſonſt ein Erbprätendent bekannt geworden iſt, an dieſen einefgerichtliche 
Aufforderung zum Nachweiſe des Erbrechts oder der Klagerhebung zu ergehen, mit welcher 
die dreimonatige Friſt des Abſ 2 beginnt (Schlußſatz). Andernfalls kann die Feſtſtellung 
ſofort nach Abſchluß der Ermittlungen, ohne Abwarten der Dreimonatsfriſt des Abſ 2, er: 
folgen (KJ 36 A 67; a. M. Planck Erl 3b). — Ahnlich für das Aufgebot der Nachlaß⸗ 
gläubiger bei überſchuldetem Nachlaſſe § 1980 Abſ 2 Satz 2 Halbſatz 2. 

3. Iſt nach Öffentlicher Aufforderung ein Erbrecht angemeldet (Abſ 1 Satz 1; vgl. A 1) 
oder ift eine gerichtliche Aufforderung nach Abſ 2 Satz 2 ergangen (vgl. A 2), fo hat das 
Nachlaßgericht drei Monate von dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt bzw. von der Zuſtellung 
der Aufforderung ab zu warten. Iſt innerhalb dieſer Friſt ein Erbrecht, ſei es, daß es vor⸗ 
her angemeldet war oder nicht, ihm nachgewieſen (worüber es nach freier Beweiswürdigung, 
ohne an Anerkenntniſſe der Beteiligten, einſchließlich des Fiskus, gebunden zu ſein, zu ent⸗ 
ſcheiden hat), ſo hat die Feſtſtellung zu unterbleiben. Auch an ein zwiſchen einem Erbprä⸗ 
tendenten und dem Fiskus ergangenes rechtskräftiges Urteil über die Feſtſtellung des 
Erbrechts iſt das Nachlaßgericht formell nicht gebunden; vgl. § 1922 A 9 und 92359 A 1. 
A. M. Planck⸗Flad, 4. Aufl., Erl 50; die Frage iſt ſehr beſtritten. Die materielle Bedeu⸗ 
tung einer im ordentlichen Rechtswege ergangenen Entſcheidung für ſeine Überzeugung 
wird das Nachlaßgericht nach Lage des Einzelfalls zu würdigen haben. Sollte es übrigens 
dazu gelangen, ungeachtet einer das Erbrecht eines anderen feſtſtellenden prozeßgerichtlichen 
Entſcheidung feſtzuſtellen, daß der Fiskus der Erbe iſt, ſo würde die dadurch geſchaffene 


* 
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Vermutung (8 1964 Abſ 2, vgl. A 3 dazu) jenen nicht hindern, ſich zu ihrer Widerlegung 
auf die durch das Urteil geſchaffene Rechtskraft dem Fiskus gegenüber zu berufen. Wegen 
der Rechte des Fiskus und der Nachlaßgläubiger in ſolchem Falle vgl. § 1966 A 2. — Die 
Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus hat aber auch dann bis auf weiteres zu unterbleiben, 
wenn innerhalb der Friſt dem Nachlaßgerichte nachgewieſen wird, daß das Erbrecht gegen 
den Fiskus im Wege der Klage geltend gemacht ſei; danach wird der Nachweis 
einer vom Fiskus erhobenen negativen Feſtſtellungsklage nicht genügen, vielmehr 
poſitive Feſtſtellungsklage oder Widerklage erforderlich ſein. Erachtet das Nachlaßgericht 
den von ihm verſuchten Beweis nicht für ausreichend, ſo wird es den Erbprätendenten, 
wenn möglich rechtzeitig, auf den Weg der Klage zu verweiſen haben. Iſt der Nachweis 
der Klagerhebung erbracht, ſo wird es von Amts wegen den Prozeß im Auge zu behalten 
und bei Säumigkeit des Erbprätendenten ihm eine Friſt zur Fortführung zu ſetzen haben, 
nach deren fruchtloſem Ablauf die Feſtſtellung erfolgen kann. Feſtſtellung unter Vor⸗ 
behalt (wie früher nach preuß. Recht, Rc 8, 243) wird nach BGB nicht zuläſſig, das 
Verfahren vielmehr bis zur Entſcheidung des Rechtsſtreites auszuſetzen ſein. 


8 1966 


Von dem Fiskus als geſetzlichem Erben und gegen den Fiskus als geſetz⸗ 
lichen Erben!) kann ein Recht erſt geltend gemacht werden, nachdem von dem 
Nachlaßgerichte feſtgeſtellt worden iſt, daß ein anderer Erbe nicht vor⸗ 
handen iſt?). 

E I 1974 Abſ 5 II 1842; M 5 380; P 5 487-490. 


1. Der Fiskus kommt hier nur als geſetzlicher Erbe ($ 1936) in Betracht. Im Falle 
der gewillkürten Erbfolge kann die Geltendmachung durch ihn ohne weiteres, gegen ihn 
9219 925 Annahme (8 1958) erfolgen. Als Erbſchaftsbeſitzer (8 2018) kann er ohne weiteres 

elangt werden. 


2. Feſtſtellung § 1964 Abſ 1. Der Nachweis der erfolgten Feſtſtellung liegt dem 
Kläger ob; er tritt an die Stelle des Beweiſes der Annahme ( 1958 A 1). Eine ander- 
weite aktive und paſſive Legitimation des Fiskus iſt ausgeſchloſſen; lehnt daher das Nach⸗ 
laßgericht die Feſtſtellung rechtskräftig ab, wozu es ungeachtet eines etwa zugunſten des 
Fiskus vorliegenden rechtskräftigen Feſtſtellungsurteils befugt iſt (vgl. § 1965 A 3), fo kann 
ein Recht weder von ihm als geſetzlichem Erben noch von Nachlaßgläubigern gegen ihn gel- 
tend gemacht werden. 


Zweiter Titel 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten 


1. Mit dem Vermögen des Erblaſſers gehen auch ſeine Schulden auf den Erben über 
(§ 1922 A 5). Hierzu kommen neue durch Verfügungen von Todes wegen, durch den Erbfall 
ſelbſt und durch Abwicklung des Nachlaſſes entſtehende Verbindlichteiten. Dies alles ſind „Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten“ (Unterabſchnitt 1; 99 19671969). Ihr Schuldner iſt, da es ein von ſeiner 
Perſon losgelöſtes Nachlaßvermögen nicht gibt, der Erbe. Daraus folgt, daß alle Nachlaß 
verbindlichkeiten grundſätzlich gegen den Erben geltend zu machen find. Ob nach dem Suſtem 
des BGB der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten grundſätzlich unbeſchränkt, d. h. ſowohl 
mit dem ererbten als mit dem eigenen Vermögen haftet, oder ob ſeine Haftung grundſätzlich 
auf den Nachlaß beſchränkt iſt und nur ausnahmsweiſe auf ſein eigenes Vermögen übergreift, 
iſt beſtritten; für die erſtere Auffaſſung auf Grund der geſamten Geſtaltung der Haftungs- 
beſchränkung, ungeachtet einigermaßen ſchwankender Ausdrucksweiſe, durch das Geſetz mit 
Recht die herrſchende Meinung (vgl. Planck vor § 1967 Erl III: a. M. mit eingehender, 
aber nicht überzeugender Begründung Binder, Rechtsſtellung des Erben II § 17 ©. 49ff.). 
Die Frage hat keineswegs, wie behauptet wird, nur theoretiſche Bedeutung, wird vielmehr 
praktiſch namentlich in dem Falle, wenn der Erbe von den ihm zur Beſchränkung ſeiner 
Haftung durch das Geſetz gebotenen Mitteln keinen Gebrauch macht; in dieſem Falle haftet 
er nicht etwa nur mit dem Nachlaſſe (cum viribus hereditatis), ſondern auch mit ſeinem 
ſonſtigen Vermögen, alſo zunächſt unbeſchränkt, aber, ſolange er nicht des Beſchränkungs⸗ 
rechts verluſtig gegangen iſt, mit dem Rechte, die Beſchränkung herbeizuführen, alſo be; 
ſchränkbar (RG Warn 1914 Nr 238; dahingeſtellt in RG 59, 303). 


2. Zur Herbeiführung der beſchränkten Haftung gibt das Geſetz dem Erben zunächſt das 
Mittel des Aufgebots der Nachlaßgläubiger (Unterabſchnitt TI 88 197041974) mit der Wir⸗ 
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; fi i Gläubiger auf 
i urchführung des Aufgebot einen dadurch ausgeſchloſſenen G 

e 9 N 848 0 Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Glau ne ee 
Nachlaſſe übrigbleibt, eine Wirkung, die auch ohne Aufgebot durch bloßen dei 10 15 e 15 
ſich verſpätet meldenden Gläubiger ie Rs e a 
beſchränkten Haftung gegenüber der gemeinhei | { i £ 
able III 99 9 D Aurdunng der Nachlaßverwaltung und die 205 Ade 
laßkonkurſes, deſſen Wirkungen und Verfahren durch die KO (88 214—235) en 111 
881975 bis 1989). In beiden Fallen tritt für die Dauer des Verfahrens eine ne 1 5 
vermögensrechtlichen Perſönlichkeit des Erben und ſeines Vermögens von dem Na 5. fe e 15 
Nachlaßverbindlichkeiten können gegen ihn überhaupt nicht geltend Be a 5 f 
Empfangnahme von Leiſtungen, die zum Nachlaſſe geſchuldet werden, iſt er nicht berech g 
(Rd 5 8; BOB $ 1984 Abſ 1 Satz 3); er kann verlangen, daß Maßregeln der Zwangs⸗ 
dollfivedung, die vorher gegen ihn in fein nicht zum Nachlaſſe gehöriges Vermögen u 
genommen find, aufgehoben werden (8 784 ZPO). Weitere Wirkungen vgl. 88 1976, 1 b 
Über die Rechtslage nach Aufhebung der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes vgl. 
unten 5 1975 A 1. Zt Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs nicht eröffnet, jo iſt 
jeder Nachlaßgläubiger berechtigt, gegen den Erben vorerſt unbeſchränkt vorzugehen und 
aun abwarten, ob der Erbe im Rechtsſtreite ſich die Beſchränkung der Haftung vor⸗ 
behalten läßt und ſodann auf Grund dieſes Vorbehalts in der Zwangsvollſtreckung Einwen⸗ 
dungen erhebt (58 780, 781 8 PO). — Ohne Nachlaß verwaltung oder Nachlaß 
konkurs herbeizuführen, darf der Erbe den Gläubiger auf das Nachlaßvermögen ver- 
weiſen, falls der Nachlaß dürftig oder infolge von Vermächtniſſen und Auflagen 
überſchuldet iſt ($$ 1990 bis 1992). 

3. Die Inventarerrichtung (Unterabſchnitt IV, $$ 1993. 2013) iſt nach dem BGB weder 
notwendig noch) für ſich allein geeignet, dem Erben die auf den Nachlaß beſchränkte Haftung 
zu ſichern Wohl aber kann er durch Nichterrichtung des Inventars innerhalb der ihm geſetz 
ten Inventarfriſt (8 1994) oder durch ungetreue Inventarerrichtung (§ 2005) der Möglichkeit 
der Beſchränkung ſeiner Haftung verluſtig gehen und hierdurch allen Nachlaßgläubigern gegen⸗ 
über endgültig unbeſchränkt haftbar werden. 


Damit hat er zugleich das — nunmehr 
zwecklos gewordene — Recht verwirkt, das Aufgebotsverfahren oder die Ar 


nordnung der 
Nachlaßverwaltung zu beantragen (§ 2013, BROS 991 Abſ J). 


4. Auch wenn der Erbe im allgemeinen noch berechtigt iſt, die Gläubiger auf den Nachlaß 
zu verweiſen, kaun er doch einem einzelnen Nachlaßgläubiger gegenüber dieſes 
Recht verlieren und ihm unbeſchränkt auch mit dem eigenen Vermögen haftbar werden, wenn 
er nicht Sorge trägt, daß ihm die Beſchränkung der Haftung im Urteile vorbehalten 
wird (ABO 8 780 Abſ 1) und wenn er nicht demnächſt in der Zwangsvollſtreckung auf Grund 
dieſes Vorbehalts Einwendungen erhebt (AWO 88 781, 785). Es ſei denn, daß, was zu⸗ 
läſſig iſt, die Frage der Haftungsbeſchränkung ſchon im Prozeſſe ſelbſt mit entſchieden wird 
Ach 69, 292; 77, 245). Ebenſo haftet er unbeſchränkt gegenüber dem antragſtellenden 
Gläubiger, wenn er nach errichtetem Juventar die Leiſtung des Offenbarungseides ver 
weigert ($ 2006 Abſ 3). Auch durch Verzicht kann der Erbe der Beſchränkbarkeit ſeiner 
Haftung gegenüber (einzelnen) Nachlaßgläubigern verluſtig gehen; es bedarf aber dazu, 


wie auch ſonſt nach BGB auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe (vgl. 8397 A 1b), eines 
Vertrags (a. M. Planck Vorbem Ge vor 81993). Die Vertretungsmacht des Nachlaßpflegers 
erſtreckt ſich nicht auf einen Verzicht dieſes Inhalts (8 2012 Abf 1 Satz 3, vgl. A 3). 

5. Die in Unterabſchnitt V (88 2014— 2017) dem Erben gewährten aufſchiebenden Ein⸗ 
reden haben mit der Frage der Schuldenhaftung nichts zu tun. Sie ſichern ihm nur die 
Möglichkeit, ſich ungeſtört von den Nachlaßgläubigern über den Beſtand des Nachlaſſes zu 
vergewiſſern. 

6. Die Haftung mehrerer Miterben für die Nachlaßverbindlichkeiten wird erſt im vierten 
Titel Unterabſchnikt IT (88 2058.—2063) durch beſondere Vorſchriften geregelt. Sie haften 
grundſätzlich als Geſamtſchuldner, aber bis zur Teilung nur mit ihrem Anteil am Nachlaſſe; 
nach der Teilung haftet der Miterbe, hinſichtlich deſſen die in 88 2060 Nr 1—3, 2061 auf- 
geſtellten Vorausſetzungen erfüllt ind, hinſichtlich der dabei in Betracht kommenden Nach 
laßverbindlichkeiten nur für den ſeinem Erbteile entſprechenden Teil dieſer Verbind⸗ 
lichteiten (alſo pro rata partis hereditariae). Näheres vgl. unten bei den genannten Para 
graphen. 

7. Beſondere Vorſchriften für die Schuldenhaftung des Nacherben 88 2144 ff., bei 
Beendigung und Fortſetzung der allgemeinen Gütergemeinſchaft 88 1480, 1489, bei Fort⸗ 
führung eines zum Nachlalle gehörenden Handels eſchäfts oder einer Handelsgeſellſchaft 
G8 88 27, 139. Über die Haftung des Erbſcha tskäufers § 2382. Wegen des inter- 
nationalen Privatrechts vgl. Vorbem 1 zu dieſem Buche (Art 24 Abf 2 CGG). Ge 
richtsſtand der Erbſchaft für Nachlaßverbindlichkeiten $$ 27, 28 3PO. 
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1. Nachlaßverbindlichkeiten 
8 1967 
Der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten “). 
Zu den Nachlaßverbindlichkeiten gehören außer den vom Erblaſſer her⸗ 
rührenden Schulden?) die den Erben als ſolchen treffenden Verbindlichkeiten“), 
insbeſondere die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen 


und Auflagen“). 
E I 2051 Satz 1, 2092 Abſ 2 II 1843; M 5 525— 530, 602—604; P 5 649, 650, 781, 740. 


1. Grundſätzliche Ausgeſtaltung der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten ſ. Vorbem 1 
bis 7. — Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen den bereits in der Perſon des Erblaſſers vor⸗ 
handen geweſenen und den erſt in der Perſon des Erben entſtehenden, den „Erben als ſolchen 
treffenden“ Verbindlichkeiten. Es ſpricht ferner von gemeinſchaftlichen, im Gegenſatz zu den 
nur einigen Miterben zur Laſt fallenden Verbindlichkeiten (§8 2058, 2046 Abſ 2). War mit 
der Erbſchaft zugleich eine weitere bereits dem Erblaſſer angefallene Erbſchaft auf den Erben 
übergegangen ($ 1952 Abf 1), lo bilden, wenn er nicht unbeſchränkt haftet, beide Nachlaſſe 


in Anſehung der Nachlaßverbindlichkeiten getrennte Maſſen. Verjährung 8 207. 


2. Über die Frage, ob die vom Erblaſſer herrührenden Verbindlichkeiten, Erb⸗ 
laſſerſchulden, zum Vermögen des Erblaſſers im Sinne des $ 1922 gehören und deshalb 
bereits auf Grund dieſer Beſtimmung auf den Erben übergehen, vgl. $ 1922 A 5. — 
Gewiſſe Verpflichtungen erlöſchen mit dem Tode, ſo im Zweifel die aus dem ſchenkweiſen 
Verſprechen wiederkehrender Leiſtungen ($ 520), die zur Leiſtung perſönlicher Dienſte (8 618), 
ferner die geſetzlichen Unterhaltspflichten gegenüber Verwandten ($ 1615), nicht dagegen 
die gegenüber dem ohne Schuld geſchiedenen Ehegatten, die ſich im Gegenteil erweitert (8 1582), 
ebenſowenig die gegenüber dem unehelichen Kinde ($ 1712), die als gewöhnliche Nachlaßver⸗ 
bindlichkeit mit Vorrang vor Pflichtteilsberechtigten auf den Erben übergeht (RG 10. 5. 17, 
IV 104/17). — Verbindlichkeiten des Erblaſſers gegen den Erben erlöſchen durch Ver⸗ 
einigung von Recht und Verbindlichkeit, leben aber wieder auf, falls Abſonderung des Nach ⸗ 
laßvermögens von dem eignen des Erben eintritt. — Zum Übergange einer Verbindlichkeit 
auf den Erben genügt es, daß bei Lebzeiten des Erblaſſers der Verpflichtungsgrund 
(die causa), das Rechtsgeſchäft oder die unerlaubte Handlung oder der ſonſtige die Ver⸗ 
pflichtung begründende weſentliche Tatbeſtand, gegeben war, wenn auch erſt nach dem Tode 
durch Hinzukommen weiterer Umſtände (Erfüllung einer Bedingung, Eintritt einer Zeit⸗ 
beſtimmung, Entſtehung eines Schadens) die Verpflichtung in Kraft tritt. Haftung der 
Erben des Komplementärs für die Verbindlichkeiten einer mit dem Tode des Erblaſſers 
in Liquidation getretenen Kommanditgeſellſchaft (RH 72, 119). — Auch Verpflichtungen 
zur Abgabe von Willenserklärungen können Nachlaßverbindlichkeiten fein (MG bei 
Gruchot 56, 1005). Desgleichen eine Verpflichtung aus einer Kreditbürgſchaft, auch für den 
beim Tode des Erblaſſers noch nicht in Anſpruch genommenen Kredit (NG NW 1911, 447); 
Verpflichtungen des Erblaſſers aus einem Unterhalts- oder Leibrentenvertrage mit ſeinem 
unehelichen Kinde, vorbehaltlich $ 520 (RG im Recht 1915 Nr 1114); doch iſt ein Verſprechen, 
daß das Kind „aus dem Vermögen“ des Verſprechenden eine Unterhaltsſumme erhalten 
ſolle, dahin ausgelegt worden, daß aus dem Nachlaſſe nicht zu zahlen jet (RG im Recht 1917 
Nr 1223). Eine Nachlaßverbindlichkeit begründet ferner der Anſpruch der Fürſorge 
behörde gegenüber dem zu Vermögen oder Einkommen gelangten Hilfsbedürftigen auf Er⸗ 
ſatz der ihm gemachten Fürſorgeleiſtungen (VO über die Fürſorgepflicht v. 18. 2. 24, Roh. 
Bl 100, § 25). Iſt eine vom Erblaſſer herrührende Schuld zugleich perſönliche Schuld 
des Erben, z. B. wenn der Bürge Erbe des Hauptſchuldners geworden iſt, ſo kann der Erbe 
ſich wegen dieſer Nachlaßverbindlichkeit nicht auf beſchränkte Haftung berufen (RG 76, 57). 

3. Den Erben als ſolchen treffen die erſt nach dem Tode des Erblaſſers aus Anlaß des 
Erbfalls und in Beziehung auf den Nachlaß neu entſtehenden Verbindlichkeiten, die ent⸗ 
weder durch den Willen des Erblaſſers oder unmittelbar durch das Geſetz dem 
Erben auferlegt ſind. Dazu gehören außer den beſonders hervorgehobenen Verbindlich 
keiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen (vgl. A 4) auch die ſog. geſetz 
lichen Vermächtniſſe: der Voraus des überlebenden Ehegatten ($ 1932), der Dreißigſte 
(8 1968); ferner der Unterhaltsanſpruch der Mutter eines erwarteten Erben ($ 1963). Ge⸗ 
wiſſen Verbindlichkeiten iſt durch die Konkursordnung (8 224) für den Fall des Nachlaß ⸗ 
konkurſes eine bevorzugte Stellung in der Weiſe gegeben, daß ſie als Maſſekoſten zur 
Berichtigung gelangen, wodurch ſie zugleich als Nachlaßverbindlichkeiten anerkannt ſind. 
Es find dies namentlich: die Beerdigungskoſten (KO 8 224 Nr 2; vgl. auch 8 1968); 
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; ä blaſſers (Nr 3; O 8 971); ferner (Nr 4) der Er⸗ 
e de dec 
lichen aa und der Nachlaßpflegſchaft (88 1960, 1961) — auch der 5 
($$ 1982, 1988; RG JW 06, 114.) —, der öffentluchen Aufforderung zur Anmeldung 
von Erbrechten, ſowie des Aufgebots der Nachlaßgläubiger in den Fällen der $$ 1965 u. 
1970 — nicht auch des $ 2061; vgl. Abſ 2 Satz 3 daſelbſt — und der Inventarerrichtung (8 1993). 
Sodann aber gehören dazu auch die dem Nachlaßpfleger, Teſtamentsvollſtrecker und 
dem vorläufigen Erben, der die Erbſchaft ausgeſchlagen hat, zustehenden Anſprüche 
aus ihrer Geſchäftsführung, alſo einſchließlich der etwa (pal. 88 1960 A 4, 1987, 2221) Be, 
ſchuldeten Vergütung für dieſe, jedoch für den Fall des Konkurſes mit der in KO 3 2 

Nr 6 hinzugefügten Beſchränkung; ferner, falls Nachlaßverwaltung angeordnet oder Nach. 
laßkonkurs eröffnet ift, auch die dem Erben, der Erbe bleibt, gemäß 8$ 1978, 1979 aus 
dem Nachlaffe zu erſetzenden, aus feiner Verwaltung entſtandenen Aufwendungen (Nr 1). 
Auch die Dritten gegenüber aus rechtsgeſchäftlichen Handlungen des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers und des Nachlaßpflegers bei der Verwaltung des Nachlaſſes entſtandenen 
Verbindlichkeiten find in KO 8 224 (Nr 5) als Maſſeſchulden anerkannt; das gilt jedoch nur 
inſoweit, als ſie durch eine ordnungsmäßige Verwaltung erforderlich geworden ſind, erſtreckt 
ſich aber unter dieſer Vorausſetzung auch auf die entſtandenen Prozeßkoſten (RG 60, 30). — 
Keine ausdrückliche Beſtimmung enthält dagegen das Geſetz hinſichtlich der aus Rechts. 
geſchäften des Erben ſelbſt, der Erbe bleibt — wegen des vorläufigen Erben, der ſpater 
ausſchlägt, vgl. 8 1959 A3 — in Beziehung auf den Nachlaß Dritten gegenüber 
entſtandenen Verbindlichkeiten. Es iſt deshalb ſehr beſtritten, ob und inwieweit bei eintretender 
Abſonderung des Nachlaßvermögens von dem eignen Vermögen des Erben ſolche Verbind 
lichkeiten gegen das eine oder andere Vermögen oder gegen beide geltend gemacht werden 
können. Vgl. darüber für das alte Recht RG 35, 419, ferner R 62, 38 für den Fall eines 
Schuldanerkeuntniſſes, RG 72, 121 für die von den Liquidatoren eingegangenen Ver 
bindlichkeiten einer durch den Tod des Erblaſſers aufgelöſten, in Liquidation befindlichen 
Kommanditgeſellſchaft; und für den Fall einer vom Erben eingegangenen Darlehens 
ſchuld mit ausführlicher Begründung RG 90, 91. Danach iſt es begrifflich nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß eine ſolche Verbindlichkeit, nach Art einer Geſamtſchuld, zugleich für das 
Nachlaßvermögen und für das perſönliche Vermögen des Erben eingegangen wird; ander 
ſeits kann die Haftung auf den Nachlaß dadurch beſchränkt werden, daß der Erbe erklärt, 
in Vertretung des Nachlaſſes zu handeln; aber auch ohne ausdrückliche Vereinbarung muß 
eine vom Erben in ordnungsmäßiger Verwaltung des Nachlaſſes eingegangene Verpflich- 


tung als Nachlaßverbindlichteit angeſehen werden und alſo auch im Nachlaßkonkurſe geltend 
gemacht werden können, allerdings in Ermanglung einer ausdrücklichen Beſtimmung nicht 
als Maſſeſchuld (ME 62, 44). Nach RW 90, 95 ſoll es auch nicht entſcheidend darauf an- 
kommen, ob die Beziehung zum Nachlaſſe dem Geſchaͤftsg ner erkennbar gemacht iſt, ein 
Satz, der bedenklich ſein dürfte, da er mit den, doch wenigſtens entſprechend anwendbaren 
Vorſchriften über das Handeln in fremdem Namen ($ 164) ſchwerlich zu vereinbaren iſt; 
keinesfalls kann er wohl dazu führen, in ſolchem Falle die perſönliche Haftung des Erben 
zum Nachteile des Gläubigers auszuſchlteßen. Eine Ausſchlie 


3 [ Bung der Haftung des Nach: 
laſſes und Beſchränkung auf die perſönliche Haftung des Erben wird namentlich bei Rechts- 
geſchäften anzunehmen ſein, die der Vorerbe in eignem Namen 


wenn auch im Intereſſe 
der Vorerbſchaft, vornimmt (RG 90, 96). In RG 112, 129 hat das Reichsgericht dieſe Rechts⸗ 
grundſätze beſtätigt als maßgebend für die Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums 
(Auflaſſung) an einem Nachlaßgrundſtücke, dabei jedoch die Frage, ob es auf die Erkennbar. 
machung gegenüber dem Gegner ankomme, offen gelaſſen. Desgleichen bei Warn 1926 
Nr 216 hinſichtlich des Bereicherungsanſpruchs, der entſtanden iſt infolge Hinfälligwerdens 
eines von den Erben in ordnungsmäßiger Verwaltung des Nachlaſſes, unter Erkennbar 
machung der Beziehung zu dieſem, abgeſchloſſenen Verkaufes eines Nachlaßgrundſtücks. — 
Eigenverbindlichkeiten des Erben find die Sch denserſotzanſprüche der Wer er 
gegen ihn aus ſchuldhafter Verwaltung des Nachlaſſes (88 19781980); der Erbe haftet 
für ſie mit ſeinem ganzen Vermögen, ohne ſich auf die Beſchränkung ſeiner Erbenhaftung 
auf den Nachlaß berufen zu können (MG 92, 343); auch in den Fällen der 88 2313 hf 2 
Satz 2, 2314, 2384 haftet der Erbe dem Berechtigten perſönlich. — Nach dem Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetze v. 10. 9. 19 ſollte die Nachlaßſteuer nicht als Nachlaßverbindlichkeit gelten 
($ 11 Nr 2), jedoch nur in dem Sinne, daß ſie bei Berechnung der Steuer von dem Aktiv, 
vermögen nicht abgezogen werden darf; im übrigen war ſie nach 917 „aus dem Nachlaſſe 
zu entrichten, alſo eine Nachlaßverbindlichkeit. Die Nachlaßſteuer iſt durch die neuere Erb 
ſchaftsſteuergeſetzgebung weggefallen. Die nach dem jetzt geltenden Erbſchaftsſteuergeſetze 
Bek v. 22. 8. 1925, RG Bl 1 320) allein noch zur Erhebung gelangende Erbſchaftsſteuer 
iſt als Erbanfallſteuer eine perfönliche Verpflichtung des Erben; neben ihm baftet aber auch 
der Nachlaß ($ 15 Abſ 1, 3). Nach § 95 Abſ 3 NAbgOrdnung haften Erben für die aus 
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dem Nachlaß zu entrichtenden Steuern „wie für Nachlaßverbindlichkeiten nach bür- 
gerlichem Rechte“. — Auf die Koſten eines vom Erblaſſer begonnenen, vom Erben fort⸗ 
geſetzten Prozeſſes erſtreckt ſich die Haftungsbeſchränkung, ſowohl dem Gegner wie dem 
Fiskus gegenüber, nur ſo weit, als die Koſten bereits zu Lebzeiten des Erblaſſers entſtanden 
ſind (RG JW 1912, 46°). 

4. Die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten (88 2303ff.), Vermächtniſſen (8 2174) 
einſchließlich der ſog. geſetzlichen Vermächtniſſe (88 1932, 1969) und aus Auflagen 
(§ 2192), nehmen in mehrfacher Beziehung eine Sonderſtellung als Nachlaßverbindlichkeiten 
ein. Sie werden einerſeits durch das Aufgebot nicht betroffen (8 1972), anderſeits aber 
gehen auch im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſene Gläubiger ihnen vor (8 1978 Ab] 1 Satz 2); 
ſie bleiben für die Frage der Überſchuldung behufs Eröffnung des Nachlaßkonkurſes außer 
Betracht ($ 1980 Abſ 1), werden aber im Konkurſe und bei konkursmäßiger Befriedigung 
der Nachlaßgläubiger durch den Erben erſt nach allen übrigen Verbindlichkeiten berichtigt 
(KO 8 226; BGB 5 1991 Abſ 4); falls die Überſchuldung des Nachlaſſes auf ihnen beruht, 
kann der Erbe ohne Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs die Befriedigung verweigern, 
ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht ($ 1992). — Nachlaßgläubiger iſt auch der Miterbe, dem 
ein Vorausvermächtnis zugewendet iſt (RG 93, 197); wegen der Geltendmachung gegen 
Miterben vgl. § 2058. 


8 1968 


Der Erbe trägt die Koſten!) der ſtandesmäßigen Beerdigung des Erb- 
laſſers?). 

E I 2055 II 1844; M 5 535, 586; P 5 654. 

1. Das BGB verpflichtet den Erben nicht zur Beerdigung des Erblaſſers. Hierüber beſtimmt 


das öffentliche Recht. Der Erblaſſer kann ſeine Beſtattung wirkſam einem Dritten auftragen, 
feine Angehörigen haben hierauf kein unentziehbares Riecht (RG JW 1912, 54016). Wegen der 
Erbbegräbniſſe ſ. EG Art 133. Nur die Koſten der Beerdigung hat der Erbe zu tragen. Dieſe 
Verpflichtung iſt damit als Nachlaßverbindlichkeit anerkannt ($ 1967 A 3) und unter- 
liegt als ſolche bezuglich des Umfangs der Haftung den allgemeinen Grundſätzen. Dies ſchließt 
nicht aus, daß der Erbe durch in bezug auf die Beerdigung vorgenommene Rechtsgeſchäfte 
auch eine Eigenverbindlichkeit (§ 1967 A 3) auf ſich ninunt. Maſſeſchuld im Konkurſe KO 
§ 224 Nr 2. Hat der Erbſchaftsbeſitzer die Beerdigungskoſten getragen, jo gehören fie zu den 
ihm vom Erben zu erſtattenden Verwendungen, § 2022 Ab] 2. Aushilfsweiſe Haftung des 
Unterhaltspflichtigen 88 1615 Abſ 2, 1580 Abſ 3, 1360 Abſ 3, des unehelichen Vaters 8 1713 
Abſ 2. Erſatzanſpruch des Erben im Falle der Tötung 5 844 Abf 1, Haftpflcß $ 3 Abs 1 (CG 
Art 42). Haftung des Reeders HGB 8 554, Seem O 8 64. 

2. Standesmäßige Beerdigung. Hierunter muß auch die Feuerbeſtattung ver. 
ſtanden werden, ſoweit deren Koſten der Lebensſtellung des Erblaſſers augemeſſen find 
fo jetzt auch Planck, 4. Aufl., Erl 2; Staudinger, 9. Aufl., Erl 4). Sitte und Geſetz erkennen 
ſie mehr und mehr als eine der Beerdigung gleichſtehende Beſtattungsart an, es iſt deshalb nicht 
gerechtfertigt, am Buchſtaben des Geſetzes zu haften. — Die Standesmäßig keit der Be 
erdigung beſtimmt ſich nach der Lebensſtellung des Erblaſſers ($ 1610 Abf 1) und begreift die 
landesüblichen kirchlichen und bürgerlichen Leichenfeierlichkeiten, nicht auch die Errichtung oder 
Inſtandhaltung eines Grabdenkmals oder die Erhaltung der Grabſtätte in ſich; jo mit Recht 
Planck, 3. Aufl., Erl 2, a. M. die 4. Aufl.; die Gegenmeinung der zweiten Auflage dieſes 
Kommentars kann nicht aufrechterhalten werden, da es au einer geſetzlichen Beſtimmung 
zur Begründung einer ſolchen Verpflichtung fehlt; § 23 Abſ 4 Nr 1 ErbſchStG laut Bek v. 
22. 8. 25 (RG Bl 320) erklärt, wie die früheren Erbſchaftsſteuergeſetze, die Koſten eines an⸗ 
gemeſſenen Grabdenkmals für abzugsfähig; dadurch wird aber eine Verpflichtung des 
Erben zur Errichtung nicht begründet. Unter Umſtänden auch die Überführung der Leiche 
nach einem entfernteren Orte (RG 66, 308), ſowie die Beſchaffung von Trauerkleidung 
für Gefinde oder dürftige Angehörige. Immerhin hat ſich der Erbe nach dem Stande des 
Nachlaſſes und nach der Volksſitte (Beiſetzung der Aſche RG JW 09, 410%) zu richten und 
kann ſich durch übermäßigen Aufwand den Nachlaßaläubigern aus 88 1978-1980 erſatz⸗ 
pflichtig machen. Als Erblaſſer kommt im Falle der Nacherbſchaft ſelbſtverſtändlich nicht 
der Vorerbe in Betracht. — Letztwillige Anordnungen bezüglich der Beerdigung als Auf- 
lagen 8 1940 A 4. Auch wenn keine ausdrücklichen Anordnungen des Erblaſſers vorliegen, 
haben die Erben die Art der Beſtattung, insbeſondere die Auswahl der Ruheſtätte, unter 
möglichſter Wahrung des Willens des Verſtorbenen, ſoweit dieſer zu ermitteln iſt, vor⸗ 
zunehmen, unter Zurückſtellung ihrer eigenen Intereſſen und Wünſche (RG in DIZ. 
04, 2651; RG 100, 172). Für Zeit und Ort der Beſtattung iſt in erſter Linie der Wille 
des Verſtorbenen maßgebend, auch ſoweit er nicht in einer formgerechten letztwilligen Ver 
fügung ausgedrückt iſt (RG 100, 172; 108, 220; Warn 1912 Nr 219; 1925 Nr 203). Fehlt 
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eine Beſtimmung des Erblaſſers, ſo liegt die Annahme nahe, daß die Erben, welche die 
Koſten der Bestattung tragen, auch den Ort zu beſtimmen haben, beſonders wenn fie zu 
den nächſten Hinterbliebenen gehören. Zu einer Umbettung ſind ſie aber nicht nach 
Belieben, ſondern nur wenn ausreichende Gründe vorliegen, berechtigt, z. B. der Wunſch 
der Witwe, die gleiche Grabſtätte mit ihrem verſtorbenen Manne zu teilen (OLG 16, 262; 
RG 71, 20; 108, 220). Der Erbe, insbeſondere wenn es die Witwe iſt, kann gegen eine 
Kirchengemeinde, bei der der Verſtorbene eingepfarrt war, auf Grund der beſtehenge. 
bliebenen Beſtimmungen des PrALR (88 188ff. II 11, Art 133 Ech) den Anſpruch auf 
Gewährung eines „ehrlichen“, d. h. üblichen und regelmäßigen Begräbnisplatzes „in der 
Reihe“ im ordentlichen Rechtswege geltend machen (M& 106, 188). Der Gewahrfam an 
einer ſchon beſtatteten Leiche ſteht nach gemeinem Rechte, das als Landesrecht nach 
Art 133 Ech noch maßgebend iſt, nicht den Angehörigen, ſondern dem zu, der die Verfügung 
über den Friedhof hat (RG Warn 1912 Nr 219; RG 108, 219). Bei der Frage der Um⸗ 
bettung einer Leiche kommen öffentliche Intereſſen in Betracht und ſind die darüber er⸗ 
laſſenen polizeilichen Vorſchriften maßgebend (Rc 108, 219). Auch wenn es ſich um Aus⸗ 
grabung einer in ein bereits beſtehendes Grab eingegrabenen Aſchenurne handelt, iſt die 
Volksanſchauung zu beachten, welche die Ruhe der Toten nicht ohne beſondere Gründe 
geſtört wiſſen will (RG Warn 1925 Nr 203). Ein darüber unter den Erben entſtehender 
Streit iſt eine bürgerliche Rechtsſtreitigkei, für die der Rechtsweg zuläſſig iſt (NG Warn 
1913 Nr 303 und RG 71, 20; 100, 172; 108, 219). 


8 1969 


Der Erbe iſt verpflichtet), Familienangehörigen des Erblaſſers, die zur 
Zeit des Todes des Erblaſſers zu deſſen Hausſtande gehört und von ihm 
Unterhalt bezogen haben), in den erſten dreißig Tagen nach dem Ein⸗ 
tritte des Erbfalls“) in demſelben Umfange, wie der Erblaſſer es getan hat, 
Unterhalt zu gewähren‘) und die Benutzung der Wohnung und der Haus⸗ 
haltsgegenſtände zu geſtattens). Der Erblaſſer kann durch letztwillige Ver⸗ 
fügung eine abweichende Anordnung treffene). 


Die Vorſchriften über Vermächtniſſe finden entſprechende Anwendung“). 
RB 310. 


1. Das Recht auf den Dreißigſten begründet eine Nachlaßverbindlichkeit im Sinne 
von § 1967 Abf 1, für die der Erbe nach allgemeinen (Vorbem) und den beſonderen für Ver⸗ 
mächtuiſſe geltenden Grundſäßen (vgl. 8 1967 A 4) die Haftung auf den Nachlaß be- 
ſchränken kann. Vor Annahme der Erbſchaft kann ſie nicht gegen den Erben geltend gemacht 
werden, § 1958. Regelmäßig bedarf es deshalb der Beſtellung eines Nachlaßpflegers, 8 1961. 
Die aufichlebenden Einreden der $$ 2014, 2015 find der Natur der Sache nach ansgeſchloſſen. 

2. Das Geſetz gibt keine Begriffsbeſtimmung für die Zugehörigkeit zur Familie, eben ⸗ 
ſowenig wie ZPO 8 181. Der in SIEB 8 52 Abſ 2 aufgeſtellte engere Begriff der „An⸗ 
gehörigen“ ſemn nicht maßgebend fein. Als Familienangehörige werden vielmehr alle mit 
dem Erblaſſer verwandte und durch Ehe verbundene Perſonen (Ehegatte, Verſchwägerte), 
außerdem aber alle diejenigen anzuſehen ſein, die tatſächlich vom Erblaffer als zur Familien- 
en e gehörig betrachtet und behandelt worden ſind, z. B. Pflegekinder, Freunde, 
ofern ſie aus ſolchem Anlaſſe in den Hausſtand aufgenommen worden ſind, auch wenn die 
Beziehungen vertragsmaßig geregelt find; nicht dagegen ſolche, bei denen die Aufnahme in 
den Hausſtand auf rein wiriſchaftlichen Verträgen beruht, 3. B. auf einem Ernährungs⸗ 
vertrage mit einer dem Erblaſſer fernſtehenden Perſon oder auf Dienſtverträgen „mit Familien 
anſchluß“ bei Hauslehrern, Hausdamen, Erzieherinnen uſw.; hier ſind nur die vertraglichen 
Rechte maßgebend. — Die Zugehörigkeit zum Hausſtande (8 1617) ſetzt ein auf längere 
Dauer berechnetes räumliches Zuſammenleben mit den übrigen Familiengliedern voraus. 
Bloß vorübergehende Anweſenheit (zum Beſuche) genügt nicht. Umgekehrt hebt vorüber 
gehende Abweſenheit (auf Reiſen, zu Studienzwecken) das Zugehörigkeitsverhältnis nicht auf. 
Inwieweit bei abgeſonderter Wohnung (Auszügler) Gemeinſamkeit des Hausſtandes zu ver- 
neinen ſei, iſt Tatfrage. — Die Betreffenden müſſen tatſächlich vom Erblaſſer Unterhalt 
bezogen haben. Ob auf Grund geſetzlicher Unterhaltspflicht oder freiwillig oder auf Grund 
Vertrags, macht keinen Unterſchied. 

3. Friſtberechnung $5 187 Abs 1, 188 Abſ 1. Im Falle der Todeserklärung kann 
die dreiſſigtägige Friſt von dem als Zeitpunkt des Todes geltenden Tage ($ 18) nicht ge- 
wahrt werden und ſomit, da Unterhalt für die Vergangenheit nicht beanſprucht werden 


kann (vgl. A 4), die Wohltat des Dreißigſten nicht in Frage kommen; 8 1974 Abi 1 Satz 2 
iſt nicht übertragbar. 
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4. Für das Maß des Unterhalts und die Art der Gewährung iſt nur die bisherige tat⸗ 
ſächliche Übung, nicht der ſtandesmäßige Bedarf ($ 1610 Abs 1) entſcheidend. Der An- 
ſpruch erliſcht durch Ausſcheiden aus dem Hausſtande, ſofern dieſer nach dem Tode des 
Erblaſſers noch fortgeführt wird. Er iſt als geſetzlicher Unterhaltsanſpruch nicht übertrag⸗ 
bar und unpfändbar (88 399, 400; ZPO 8850 Nr 2). Von den Vorſchriften über die 
Unterhaltspflicht der Verwandten werden die $$ 1613, 1614: kein Anſpruch für die Ver⸗ 
gangenheit, Unverzichtbarkeit für die Zukunft, insbeſondere bei Lebzeiten des Erblaſſers, 
als auf der Natur der Unterhaltsverbindlichkeiten beruhend entſprechend auwendbar fein 
(a. M. Planck Erl 4d); die durch die Kürze der Friſt aus § 1613 in Verbindung mit 
$ 1958 ſich ergebenden Schwierigkeiten laſſen ſich durch ſchlennigſt erwirkte Beſtellung eines 
Nachlaßpflegers (§ 1961) und, ſofern nötig, einſtweilige Verfügung überwinden. Keine An- 
wendung kann § 1612 finden; der Unterhalt iſt vielmehr „in demſelben Umfange wie 
der Erblaſſer es getan hat,“ alſo auch in der gleichen Art, und in der Regel ſonach in 
Natur, zu gewähren. Wird jedoch der Haushalt infolge des Todes aufgelöft, jo wird der 
Unterhalt in Geld zu gewähren ſein. 

5. Auch in der Benutzung der Wohnung und der Haushaltsgegenſtände liegt die 
Gewährung eines Vermögensvorteils, die aus dem unzulänglichen Nachlaß nicht gefordert 
werden kann, 88 1991 Abſ 4. Schadenserſatz kann nur gefordert werden, ſoweit Verzug 
vorliegt (88 286, 284). 

6. Letztwillige Verfügung ſ. § 1937 A 1. Der Erblaſſer kann einen andern als den 
Erben beſchweren (8 2147), den Dreißigſten ganz ausſchließen, ihn nach Umfang und Dauer 
vermindern oder einen Vorrang anordnen ($ 2189). Inſoweit er ihn erweitert, handelt es 
ſich um reines Vermächtnis. 

7. Fall des geſetzlichen Vermächtniſſes 8 1939 A 5. Der Berechtigte hat nur ein 
Forderungsrecht aus § 2174, keinen dinglichen Anſpruch und genießt keinen Beſitzſchutz nach 
ll (a. M. Dernburg V 152, III 2). Anfechtung wegen Vermächtnisunwürdigkeit 

45. 


II. Aufgebot der Nachlaßgläubiger 


Die öffentliche Aufforderung der Nachlaßgläubiger im Wege des Aufgebotsverfahrens 
(8 1970) verſchafft dem Erben nicht nur eine zuverläſſige Überſicht über den Stand des Nach⸗ 
laſſes, ſondern ſichert ihn auch gegen die Gefahr, mit dem eigenen Vermögen und über den 
Betrag ſeiner Bereicherung durch die Erbſchaft hinaus für unbekannt gebliebene Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten in Anſpruch genommen zu werden, ohne die Beſchränkung ſeiner Haftung 
nach 88 1975 ff. herbeiführen zu müſſen (§ 1973). In derſelben Weiſe iſt er auch ohne 
Aufgebot ſichergeſtellt, wenn die Nachlaßverbindlichkeiten ſpater als 5 Jahre nach dem 
Erbfall gegen ihn geltend gemacht werden ($ 1974). Die gleichen Grundſätze gelten, und 
zwar zugleich mit der Wirkung, die geſamtſchuldneriſche in eine Teilhaftung zu verwandeln, 
für die Miterben (§ 2060 Nr 1 u. 2, ſ. auch $ 2045). Vgl. Vorbem. 2 zu dieſem Titel. 


8 1970 


Die Nachlaßgläubiger!) können im Wege des Aufgebotsverfahrens?) zur 
Anmeldung ihrer Forderungen anfgefordert werden“). 
E I 2120 Abſ 1 II 1845; M 5 644, 645; P 5 743, 774—777. 


1. Die Aufforderung richtet ſich, mit den Ausnahmen der $$ 1971, 1972, an alle Nachlaß⸗ 
gläubiger ohne Unterſchied, ſelbſt wenn ſie gegen den Erblaſſer oder den Erben bereits 
einen vollſtreckbaren Titel oder ein rechtskräftiges Urteil erlangt haben oder dem Erben 
bekannt ſind. Sie betrifft ſowohl diejenigen Glaubiger, deren Forderungen ſchon gegen 
den Erblaſſer entſtanden waren (Erblaſſerſchulden), wie diejenigen, die erſt nach dem 
Erbfalle Forderungen gegen den Erben als ſolchen erlangt haben (§ 1967 A 2, 3). Auch 
die Gläubiger ſolcher Forderungen, die zur Zeit des Erlaſſes des Aufgebots noch bedingt 
oder betagt oder erſt dem Rechtsgrunde nach entſtanden find, z. B. Rückgriffsforderungen des 
Bürgen. Dagegen werden Gläubiger, deren Forderungen erſt nach der öffentlichen Be⸗ 
kanntmachung des Aufgebots durch den Deutſchen Reichsanzeiger, mit welcher die Aufgebots⸗ 
friſt beginnt ($ 950 ZPO), dem Grunde nach entſtehen, von dem Aufgebote nicht betroffen 
werden; eine Anmeldung innerhalb einer ſchon in Lauf geſetzten Anmeldefriſt kann dem 
Gläubiger nicht „zugemutet“ werden (a. M. Planck Erl Be vor 88 1971, 1972; Strohal II 
$ 75113 und A 7). Zur Herbeiführung der Anmeldepflicht ſolcher Forderungen wird es 
eines neuen Aufgebots bedürfen. Der Erbe, der ſelbſt das Aufgebot beantragt hat, wird 
feine eignen Forderungen gegen den Nachlaß auch ohne Anmeldung vor den ausgeſchloſſe⸗ 
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äubi iedigen berechtigt fein; dagegen wird es der Anmeldung bedürfen, 
nn RB. gegenüber einem anderen Miterben, dem das Aufgebot zugute 
kommt (BRO 8 997), oder gegenuber einem Nachlaßverwalter oder Teſtamentsvollſtrecker er · 
halten bleiben ſoll. Diejenigen Gläubiger, denen der Erbe bereits unbeſchrankt haftet (Vorbem 4 
vor $ 1907), gehen durch Verſäumung der Anmeldung ihrer bereits erworbenen Rechte auf 
Befriedigung auch aus dem perſönlichen Vermögen des Erben nicht verluſtig. — Aus ver⸗ 
tragswidrigem Handeln des Erben bei Erfüllung eines von dem Erblaſſer i Aan 


nicht ver ⸗ 


vorausgegangen iſt, einer vorhergehenden ausdrücklichen Annahmeerklärung bedarf. 
dieſer Noe iſt auch = Nacherbe ſchon vor dem Eintritte der Nacherbfolge zur An- 


991 Abſ 2), ſowie der Teſtamentsvollſtrecker, dieſer aber erſt nach Annahme der Erb 
ett durch den 4 0 ), falls ihnen die Verwaltung 
zuſteht, was beim Nachlaßverwalter ſtets zutrifft. Zweifelhaft iſt, ob der Nachlaßpfleger 
und der Teſtamentsvollſtrecker auch dann noch berechtigt ſind, das Aufgebot zu beantragen, 
auch Kipp $ 76111; HRS 

5 75 A 2). In dieſem Falle kann gemäß $ 2018 die an 
die Durchführung des Aufgebotsve 


erfahrens geknüpfte Folge der Beſchränkung der Haftung 
des Erben gegenüber dem ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubiger 


b auf den Nachlaß (8 1978) nicht 
eintreten; demzufolge kann auch die Aufforderung zur Anmeldung nicht den entſprechenden, 
0 \ Dieſem einen anderen Rechtsnachteil 
zu ſubſtituieren, wie Planck will, erſcheint bedenklich. Das Geſetz läßt ein Aufgebots⸗ 
i ä sſchlußfolgen zu und 

läßt, ergangenes Aus. 
Dafür, den Nachlaßgläubiger, der 
on der Befriedigung 

aus dem Nachlaſſe (ſtatt aus dem perſünlichen Vermögen des Erben) auszuſchließen, 
fehlt es an einer geſetzlichen Grundlage. Auch aus der durch § 1980 in Verbindung mit 


i gern auferlegten Veranttoprt- 
icht nichts zu entnehmen, da eine Fahrläſſigkeit in der Nicht⸗ 


? ann, wenn ein Antragsrecht 
nicht mehr beſteht, es ſei denn, daß die Stellung ſchuldhafterweiſ 


Das vom Nachlaß. 
che oder Teſtamentsvollſtrecker beantragte —. — kommt auch oh 


ri 

(le e bewirkt. — In 2 en har auch der Ehemann einer Erbin ſowie der Käufer 
der bfhafı das Antragsrecht (3 ö a 

beſchränkt; doch verliert der Erbe die aufſchiebenden Einreden aus $ 2015 und 
wenn er den Antrag nicht innerhalb Jahresfriſt nach der Annahme geſtellt hat. Während 
der Dauer der Nachlaßverwaltung wird das Antragsrecht des Erben ruhen, da ihm die Ver 
waltung entzogen ift (81984). Nach § 992 PO hat der Antragſteller dem Antrag ein 
Verzeichnis der ihm bekannten Nachlaßgläubiger beizufügen. Die Nichtaufnahme 
eines bekannten Gläubigers in dieſes Verzeichnis hindert deſſen Ausſchlu 


1 I R an ſich nicht; kann 
aber, wenn fie durch den Erben zu vertreten ift (§ 276) und die Verſäumung der Friſt durch 


aubi ur Folge hat, im Wege der Herſtellungspflicht (8 249) dazu führen, daß 

115 er Dielen ee auf den Ausſchluß nicht berufen darf (OLG 18, 324). 
3. Der Erbe und der Nachlaßverwalter find nach §8 1980 Abſ 2 und 1985 Abs 2 bei 
Vermeidung des Schadenserſatzes verpflichtet, in den dort vorgeſehenen Fällen das Auf⸗ 
gebot zu beantragen. Die Koſten des Verfahrens zählen zu den Nachlaßverbindlichkeiten, 
die im Falle des Konkurſes Maſſeſchulden find (KO 8 224 Nr 4; vgl. 5 1967 U 3). 
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8 1971 


Pfandgläubiger und Gläubiger, die im Konkurſe den Pfandgläubigern 
gleichſtehen!), ſowie Gläubiger, die bei der Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen ein Recht auf Befriedigung aus dieſem Vermögen 
haben!), werden, ſoweit es ſich um die Befriedigung aus den ihnen haf⸗ 
tenden Gegenſtänden handelt, durch das Aufgebot nicht betroffen?). Das 
gleiche gilt von Gläubigern, deren Anſprüche durch eine Vormerkung ge⸗ 
ſichert find?) oder denen im Konkurs ein Ausſonderungsrecht zuſteht, in 
Anſehung des Gegenſtandes ihres Nechtesb). 


E I 2125 II 1847; M 5 647, 648; P 5 743, 777780. 


1. Beſtehende dingliche Sicherungsrechte der Nachlaßgläubiger an einzelnen Gegen⸗ 
ſtänden des Nachlaſſes werden durch die Vorſchriften über die Veſchränkung der Haftung 
des Erben nicht berührt. Die betreffenden Gläubiger können daher von der Befriedigung 
aus den ihnen verhafteten Gegenſtänden durch das Aufgebot nicht ausgeſchloſſen werden. 
Pfandgläubiger find diejenigen, welche ein durch Rechtsgeſchäft beſtelltes Pfandrecht 
an einer beweglichen Sache oder einem Rechte haben (88 1204, 1273; KO 8 48). Dieſen 
ſtehen für den Fall des Konkurſes gleich die in 9 49 KO aufgeführten Gläubiger, alſo die 
öffentlichen Kaſſen hinſichtlich der wegen Abgaben beſchlagnahmten Gegenſtände (Nr 1; 
im übrigen werden aber auch fiskaliſche Steuerforderungen von dem Ausſchluſſe betroffen, 
RG 64, 248); ferner die mit geſetzlichen oder durch Pfändung erlangten Pfand-⸗ 
rechten (ZPO § 804) oder mit Zurückbehaltungsrecht wegen Verwendungen oder kauf⸗ 
männiſchem Zurückbehaltungsrechte (HGB SS 369 —371) ausgeſtatteten Gläubiger (Nr 2.—4). 
Den ſo bevorrechteten Gläubigern kann, ſoweit ſie lediglich Befriedigung aus den ihnen 
verhafteten Gegenſtänden verlangen, der Erbe die Befriedigung auch während des Auf⸗ 
gebotsverfahrens nicht auf Grund des § 2015 verweigern (8 2016 Abſ 2). Sie werden 
vom Aufgebot auch dann nicht betroffen, wenn ſie das dingliche Sicherungsrecht erſt nach 
dem Erbfall durch ein Rechtsgeſchäft mit dem Erben, Nachlaßverwalter oder Teſtaments⸗ 
vollſtrecker oder durch Zwangsvollſtreckung vor oder während des Aufgebots ($ 782 Satz 2 
BO) erworben haben; doch find diejenigen, die nach Eintritt des Erbfalles das Sicherungs⸗ 
recht auf prozeſſualem Wege erlangt haben, der aufſchiebenden Einrede des § 2015 aus- 
geſetzt ($ 2016 Ab] 2). Ein nach Erlaß des Ausſchlußurteils erlangtes Sicherungs⸗ 
recht kann jedoch die Wirkungen des Ausſchluſſes auch hinſichtlich der ihm unterliegenden 
Nachlaßgegenſtände nicht beſeitigen, ſoweit nicht etwa in der Einräumung eines ſolchen 
Rechtes durch den Erben ein Verzicht auf die Geltendmachung der Ausſchlußwirkung gegen- 
über dieſem Gläubiger zu finden iſt. 


2. Die Realberechtigten aus $ 10 3G. Ihnen gegenüber kann als Erſatz des Auf. 
gebots, von dem fie als ſolche gleichfalls nicht betroffen werden, gemäß §§ 175—179 39G 
durch den Antrag auf Zwangs verſteigerung des Grundſtücks, zu deſſen Stellung 
die gleichen Perſonen berechtigt find, wie zur Stellung des Aufgebotsantrags ($ 1970 
A 2), feſtgeſtellt werden, ob ſie aus dem Grundſtücke Deckung finden oder der ſonſtige Nach⸗ 
laß zu ihrer Befriedigung herangezogen werden muß. Gegen die Heranziehung des ſonſtigen 
Nachlaſſes erwächſt dem Erben eine Einrede, wenn der Nachlaßgläubiger es unterläßt. 
in dem Zwangsverſteigerungsverfahren zu verlangen, daß bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebots nur die ſeinem Anſpruche vorgehenden Rechte berückſichtigt werden (88 179, 174 
336). Die Einrede iſt begründet, auch wenn es zu einem Zuſchlage nicht gekommen ift. 
Das Verfahren findet nicht ſtatt, wenn der Erbe dem Gläubiger bereits unbeſchrankt haftet 
oder der Gläubiger wegen feines Ausfalles im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſen iſt oder 
einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gleichſteht (8 175 Abſ 2 ZIG). 


3. Wohl aber werden die dinglich geſicherten Gläubiger betroffen, ſoweit fie wegen 
78ch ul eine perſönliche Forderung gegen den Nachlaß geltend zu machen be- 
rechtigt ſind. 


4. Die Vormerkung (58 883, 884), die ſchuldrechtliche Auſprüche auf Einräumung von 
Rechten an Grundſtücken ſichert, iſt den dinglichen Sicherungsrechten an Grundſtücken in⸗ 
ſofern gleichgeftellt, als ſich der Erbe, ſoweit der Anſpruch durch die Vormerkung geſichert iſt, 
auf die Beſchränkung ſeiner Haftung nicht berufen kann (8 884); deshalb wird ein ſo ge⸗ 
ſicherter Anſpruch auch von dem Aufgebote nicht betroffen. 


5. Ausſonderungsrecht im Konkurſe KO 88 48ff. 
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8 1972 
Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen werden durch das Auf: 


gebot nicht betroffen !), unbeſchadet der Vorſchrift des 8 2060 Nr 12). 
E II 1846; P 5 774, 775. 


1. Pflichtteilsrechte (88 2303 ff), Vermächtniſſe (88 2147 ff.) und Auflagen (88 2192 ff.) 
gehören nach § 1967 zu den Nachlaßverbindlichkeiten, können jedoch nur gegenüber einem 
nicht durch andere Verbindlichkeiten überſchuldeten Nachlaß geltend gemacht werden. Des⸗ 
halb werden fie auch int Konkurſe (NO § 226) und, wenn es hierzu nach $ 1990 nicht ge⸗ 
kommen it, durch den Erben gemäß $$ 1991. Ab] 3, 1992 erſt hinter allen ſonſtigen Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten befriedigt. Aus dem gleichen Grunde iſt die durch den Erben erfolgte 

efriedigung ſowohl im Falle des Konkurſes wie außerhalb eines ſolchen der Anfechtung 
ausgeſetzt (KO 8 222; AnfG $ Za). Auch den im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſenen 
Gläubigern ſtehen die Glaubiger aus ſolchen Verbindlichkeiten nach ($ 1973 Abj 1 Satz 2; 
vol. AU 4 dazu). Sie ſelbſt gelten aber zunächſt nicht als ausgeſchloſſene Gläubiger, da ſie 
vom Aufgebote nicht betroffen werden; infolgedeſſen können ſie namentlich Anſprüche 
genen den Erben aus deſſen Verwaltung gemäß 88 1978, 1979 erheben, was den aus» 
geſchloſſenen Gläubigern verſagt iſt (vgl. zu 8 1973 A 5). Falls ſie jedoch ihre Forde · 
rungen nicht innerhalb fünf Fahren nach dem Erbfalle geltend machen, werden fie, ab- 
weichend von den nach § 1971 vom Aufgebote nicht betroffenen Gläubigern, wie aus- 
geſchloſſene N behandelt (8 1974 Abf 1, 3). 


2. Auch die P lichtteilsberechtigten uſw. find zur Anmeldung veranlaßt, wenn ſie ſich 
gegen einen Miterben die geſamtſchuldneriſche Haftung über die Teilung hinaus (§ 2060 
Nr 1) ſichern wollen. 

§ 1973 


1) Der Erben) kann die Befriedigung eines im Aufgebotsverfahren aus⸗ 
geſchloſſenen Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern!), als der Nachlaß 
durch die Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger erſchöpft wirds). 
Der Erbe hat jedoch den ausgeſchloſſenen Gläubiger vor den Verbindlich⸗ 
feiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen zu befriedigen !), 
es ſei denn, daß der Gläubiger ſeine Forderung erſt nach der Berichtigung 
dieſer Verhind lichkeiten geltend macht!). 

Einen Uberſchußs) hat der Erbe zum Zwecke der Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers im Wege der Zwangsvollſtreckungs) nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherungs) herauszugebene). Er 
kann die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch 
Zahlung des Wertes abwenden”), Die rethts kräftige Verurteilung des 
Erben zur Befriedigung eines ausgeſchloſſenen Gläubigers wirkt einem 
anderen Gläubiger gegenüber wie die Befriedigungs) e). 

E 1 2127 II 1848; M 5 649—651; P 5 780— 783; AB 312. 


1. Rechtswirtungen des Aufgebots im allgemeinen. 8 
des Aufgebots entſteht die Rechtswirkung, daß der Erbe, ſofern er den Antrag innerhalb 
eines Jahres nach der Annahme geſtellt hat und ſobald ber Antrag zugelaſſen iſt, die Be. 
richtigung ſolcher Nachlaßverbindlichleiten, die durch das Aufgebot betroffen werden, ſowie 
der Verbindlichteiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen während der 
Dauer des Aufgebotsverfahrens vertoeigert: darf (88 2015, 2016 und A dazu). — Als Folge 
der Durchführung des Aufgebotsderfahrens tritt ohne weiteres. insbeſondere ohne daß 
es auch bei nicht dürftigem Nachlaß (88 1900, 1991) der Herbeiführung der Nachlaßverwal“ 
tung oder des Nachlaßkonkurſes (88 1975ff.) bedarf, eine Beſchränkung der Haftung 
des Erben gegenüber den ausgeſchloſſenen Gläubigern ein, die im Ergebniſſe 
dahin geht, daß der Erbe ſolchen Glaͤubigern nur inſoweit haftet, als er durch den Nachlaß 
bereichert iſt (Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 Satz 1). Infolge dieſer Beſchränkung kann der Erbe 
nach Erlaß des Ausſchlußurteils ſo verfahren, als wenn andere als die angemeldeten und 
nicht durch das Aufgebot betroffenen Gläubiger nicht vorhanden wären. Erweiſt ſich der 
Nachlaß als zulänglich für dieſe Gläubiger, ſo kann er ſie aus ſeinen eignen oder Mitteln 
des Nachlaſſes in beliebiger Reihenfolge befriedigen; andernfalls iſt er den nicht ausge⸗ 

Inffenen Gläubigern gegenüber, nicht aber den ausgeſchloſſenen, ſofern 
der Nachlaß nicht dürftig iſt, verpflichtet, Nachlaßkonkurs zu beantragen. Macht ein aus 

* 


[77 


ereits durch die Einleitung 
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geſchloſſener Gläubiger ſeine Forderung geltend, ſo wird dadurch der Erbe nicht ge⸗ 
hindert, auch weiterhin den Nachlaß zur Befriedigung nicht ausgeſchloſſener oder ausge · 
ſchloſſener Gläubiger zu verwenden; nur Forderungen aus Pflichtteilsrechten, Vermächt⸗ 
niſſen und Auflagen darf er jetzt nicht mehr befriedigen (Abſ 1 Satz 2; vgl. A 4). Den aus- 
geſchloſſenen Gläubiger kann er auf das verweiſen, was danach von dem Nachlaſſe noch 
übrig iſt (Abſ 2 Satz 1; vgl. A 5). Die Beſchränkung geht alſo inſofern weiter, als die 
durch Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs herbeigeführte, als der Erbe dem ausge⸗ 
ſchloſſenen Gläubiger für die bisherige Verwaltung des Nachlaſſes nicht, wie im Falle der 
88 1978, 1979, verantwortlich iſt, vielmehr eine entſprechende Verantwortlichkeit erſt vom 
Zeitpunkte der Rechtshängigkeit des Anſpruchs oder der Kenntnis des Erben von dem An 
ſpruche ab für die Zukunft eintritt (vgl. A 6). 

Ia. Nur demjenigen Erben ſtehen die Rechte aus $ 1973 zu, der zur Zeit des Erlaſſes 
des Ausſchlußurteils noch nicht allen Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt 
im Sinne von 88 1994, 2005, 2006, alſo unbeſchränkbar, haftet ($ 2013 Abſ 1 Satz 1); in 
dieſem Falle ſtehen ſie ihm aber einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gegenüber auch weiter 
noch zu, wenn er ſpäter durch Verſäumung der Inventarfriſt oder ungetreues Inventar 
den übrigen Nachlaßgläubigern unbeſchränkt haftbar wird (ebenda Satz 2). 

2. Der Ausſchluß bewirkt nicht ein Erlöſchen der Forderung des ausgeſchloſſenen 
Gläubigers, auch keine Anderung ihrer rechtlichen Natur, ſondern nur ein materielles 
Einrederecht des Erben, das durch Verweigerung der Befriedigung innerhalb oder 
außerhalb eines Prozeſſes oder einer Zwangsvollſtreckung (vgl. A6) geltend gemacht werden 
kann (RG 19. 11. 20, III 216/20). Klagt der ausgeſchloſſene Gläubiger ohne entſprechende 
Beſchränkung ſeines Antrags, ſo kann der Erbe, falls Erſchöpfung des Nachlaſſes vorliegt, 
die Abweiſung der Klage; falls noch etwas vorhanden iſt, die Verurteilung nur zur Ver 
meidung der Zwangsvollſtreckung in das noch Vorhandene beautragen, und es iſt 
dann im Prozeſſe ſelbſt feſtzuſtellen, ob und inwieweit noch etwas vorhanden iſt, in das die 
Zwangsvollſtreckung erfolgen kaun (Rh 61, 221). Streitig iſt, ob der Erbe ſich im Prozeſſe 
damit begnügen kaun, zu beantragen, daß feine Verurteilung nur unter Vorbehalt der be- 
ſchränkten Haftung erfolge, wie der Vorbehalt zu lauten hat, und ob er auf Grund eines ſolchen 
Vorbehalts noch in der Zwangsvollſtreckung die Einwendung der Erſchöpfung des Nachlaſſes 
erheben kann. Die Rechtslehre (Strohal II 875 1IIL 4 bei A 29 —30; auch Planck in der 
3. Aufl., anders jetzt die 4. Aufl.; vgl. auch Deruburg $ 166 VI bei A 18) bejaht grundſätzlich die 
Zuläſſigkeit des Vorbehalts, nimmt aber an, daß die in $ 780 3 PO beſtimmte Faſſung 
des Vorbehalts nicht genüge, vielmehr die beſondere Beſchränkung der Haftung aus $ 1973 
als einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gegenüber eingetreten darin bereits zum 
Ausdrucke gekommen fein müſſe. R 61, 222 hat beide Fragen hinſichtlich des Erben 
dahingeſtellt gelaſſen; dem Nachlaßverwalter aber die Verweigerung der Befriedigung 
noch in der Zwangsvollſtreckung geſtattet. OLG 9, 385 halt anſcheinend einen Vorbehalt 
gegenüber einem ausgeſchloſſenen Gläubiger überhaupt nicht für erforderlich. Der richtige 
Standpunkt dürfte folgender fein: Da es ſich auch im Falle des $ 1973 um eine Beſchränkung 
der Haftung des Erben handelt (vgl. A 1), wird der Anwendung des $ 780 3 PO auch auf 
dieſen Fall nichts entgegenſtehen. Für die Annahme, daß der Vorbehalt der beſchränkten 
Haftung nicht genüge, vielmehr im Urteile bereits zum Ausdruck gekommen fein miüffe, daß 
die Beſchränkung infolge Ausſchluſſes durch Aufgebot gemäß $ 1978 eingetreten fein ſoll, 
iſt aus der Faſſung des Geſetzes ein Anhaltspunkt nicht zu entnehmen; es dürfte auch ſachlich 
nichts entgegenſtehen, die Frage, ob und in welcher Weiſe eine Beſchränkung eingetreten iſt, 
auch in dieſem Falle der Begründung der in der Zwangsvollſtreckung zu erhebenden Einwendung 
zu überlaſſen (RG 83, 330). Anderſeits wird (was in R 83, 330 dahingeſtellt gelaſſen 
100 auch unbedenklich Abſ 2 des 9 780 Anwendung finden können, jo daß der Fiskus als 
gefetzlicher Erbe, der Teſtamentsvollſtrecker und der Nachlaßpfleger ſich noch in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf § 1973 auch dann berufen können, wenn das Urteil ihnen gegenüber ohne 
Vorbehalt ergangen iſt. Gleiches wird aber auch dem Erben freiſtehen, wenn aus einem 
dem Nachlaßpfleger oder dem Teſtamentsvollſtrecker gegenüber ergangenen Urteile gegen 
ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung vorgegangen wird. — Iſt in einem Vorprozeſſe 
der Eintritt des⸗Erben in eine Nachlaßverbindlichkeit (Verpflichtung zu einer Verwaltung) 
unter Beſchränkung des Klägers wegen ſeines Ausſchluſſes durch Aufgebot nach § 1973 aus⸗ 
geſprochen, ſo kann in dem Nachprozeſſe über dieſe Verpflichtung der Erbe die Erſchöpfung 
des Nachlaſſes geltend machen (RG 19. 11. 20, III 216/20). Durch die Ausſchließung wird 
das Recht, die Forderung zur Begründung der Einrede des nicht erfüllten gegenſeitigen 
Vertrags (88 320ff.), oder zur Aufrechnung gegen Nachlaßforderungen zu benutzen, 
nicht berührt; § 390 Satz 1 ſteht nicht entgegen, da das Aufrechuungsrecht bereits vorher 
erwachſen war ($ 389, vgl. auch RG 42, 142). 

3. Der Einwand kann dahin gehen, daß die Nachlaßaktiva durch Verwendung in irgend⸗ 
welcher Weiſe, auch durch Befriedigung, ausgeſchloſſener Gläubiger oder von Pflichtteils⸗ 
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uſw. Berechtigten oder auch dur Untergang, Abhandenkommen uſw. der Nachlaßgegen⸗ 
Hände, 5 12 erſch 1 oder aber dahin, daß ſie durch die noch ausſtehende Be · 
friedigung nicht ausgeſchloſſener Gläubiger erſchöpft werden. Eine noch nicht er⸗ 
folgte Befriedigun ausgeſchloſſener Gläubiger kann die Erſchöpfungseinrede nur be- 
gründen, falls der Erbe zu ihrer Befriedigung bereits rechtskräftig verurteilt iſt (Abſ 2 
Satz 3; vgl. A 8). Auf eine noch nicht erfolgte Befriedigung von Pflichtteils⸗ uſw. Be 
rechtigten kann ſich der Erbe überhaupt nicht berufen (Abſ 1 Satz 2; vgl. A 4). Dem 
ausgeſchloſſenen Gläubiger ſteht ein Exſatzanſpruch gegen ausgeſchloſſene Gläubiger, die vor 
ihm befriedigt worden find, nicht zu (OLG 5, 230). 8 - 

4. Über die Stellung ber Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen 
und Auflagen vgl. § 1972 A 1, 2. — Nichteinhaltung dieſer Vorſchrift macht den Erben 
auch den ausgeſchloffenen Gläubigern gegenüber verantwortlich in der Weiſe, daß 
er den dafür verwendeten Betrag oder Vermögenswert nicht als Verringerung feiner Be⸗ 
reicherung aus dem Nachlaſſe (vgl. A 5) in Abzug bringen darf. Nicht ausgeſchloſſenen 

dafür aus § 1978. Bloße Kenntnis der Forderung des ausge⸗ 

hindert den Erben nicht an der Befriedigung von Pflichtteils⸗ uſw. 

echtigten; es bedarf der gerichtlichen oder außergerichtlichen Geltendmachung; 

alſo Mahnung genügt. Soweit ſolche Verbindlichkeiten vorher befriedigt worden ſind, 

ſteht aber dem ausgeſchloſſenen Gläubiger das Anfechtungsrecht aus KO 5 222, Anf 
befriedigten Berechtigten zu. . F 

5. Der „Uberſchuß“ ift dasjenige, was nach den oben entwickelten Grundſätzen dem 
Erben noch als Bereicherung aus dem Nachlaſſe verbleibt. Für die Berechnung des 
Uberſchuſſes find daher die Vorſchriften der $$ 818, 819 maßgebend. Donach ſind dem 
urſprünglichen Aktivbeſtande des Lachlaſſes die a Fk Nutzungen ſowie dasjenige 


derungen und Rechte des Erben gegenüber dem Erbla ) 

derungen der nicht ausgeſchloſſenen Gläubi er, auch ſoweit ſie noch nicht berichtigt 
ſind, jedoch die Anſprüche aus Pflichtteilsrechten u 

tigt waren (vgl. A 4); die 

Anſprüche anderer ausgeſchloſſener Gläubiger nur, ſoweit ſie bereits berichtigt find (A 1, 8). 

S Erbe auf den Nachlaß gemacht hat, ohne Rückſicht 

nung der dadurch 

n vermeintliche 

ebiti dem Nachlaß. 

beſtande zuzurechnen iſt; endlich alles, was der Erbe ohne Gegenleiſtung, alſo namentlich 

Eine Haftung des Erben für 

Zeitpunkte ein, in welchem der 


der Erbe auch nur Kenntnis 
von ihm erlangt hat (88 819, 2929), Von da ab iſt er auch dem ausgeſchloſſ. 


gegenüber zur Sorgfalt in bezug auf den Nachlaß verpflichtet; er haftet alſo für ſchuldhaft 
nicht gezogene Nutzungen (8 987) und für durch feine Schuld eintretende Verſchlechterung, 


für die er mit ſeinem eigenen Vermögen einzuftehen hat; ſie gilt nicht (wie im Falle des 
$ 1978 Abſ 2) als zum Nachlaffe gehörend. Für die Frage, ob ein Überſchuß vorhanden, 
iſt nicht der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Anſpruchs, ſondern, wenn ſie im Haupt⸗ 
prozeſſe zur Entſcheidung kommt, der Zeitpunkt des in dieſem ergehenden Urteils wenn 
ſie auf Einwendung in der Zwangsvollſtreckung zu entſcheiden iſt (vgl. A 2), der Beginn der 
Zwangsvollſtreckung maßgebend. Der Erbe kann alſo auch noch nach der Rechtshängi keit 
nicht Fr ra und andere ausgeſchloſſene Gläubiger nach Maßgabe von A 1 befrie⸗ 
digen. — Auch wahrend des Nachlaßkonkurſes kann der durch Aufgebot ausgeſchlofſene 
Nachlaßgläubiger gegen den Erben auf Herausgabe des „Überſchuſfes“ klagen, ſofern feſt 
ſteht, daß ein ſolcher nach Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubiger im 
Konkursverfahren vorhanden iſt (RG 14. 4. 13, IV 603/12, unter Bezugnahme auf Nit 
29, 73). Hat der Erbe eine ausgeſchloſſene fiskaliſche Steuerforderung infolge 
Androhung der Zwangsvollſtreckung aus ſeinem Vermögen bezahlt, ſo kann er den bezahlten 
Betrag, ſoweit er den „Überſchuß“ überſteigt, vom Fiskus zurückfordern (RG 64, 248). x 

6, Die Herausgabe hat zu erfolgen nicht etwa „im Wege der Zwangsvollſtreckung⸗, 
fo daß freiwillige Herausgabe ausgeſchloſſen wäre (OSG 11, 227), ſondern zum Zwecke 
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der Befriedigung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung“, alſo 
nicht fo, daß der Gläubiger unmittelbar Eigentümer würde und dadurch Befriedigung erlangte, 
ſondern zur Verwertung durch Zwangsvollſtreckung. Doch wird bei freiwillig herausgegebenen 
Geldbeträgen eine Pfändung und Ablieferung durch den Gerichtsvollzieher (ZPO 8 815) 
nicht erforderlich fein. Im übrigen hat der Erbe die Pfändung oder Beſchlagnahme durch 
den Gerichtsvollzieher oder das Vollſtreckungsgericht zu dulden und die Nachlaßgegenſtände 
zu dieſem Zwecke zur Verfügung zu ftellen (vgl. aber A 7). 


7. Der Erbe iſt nicht verpflichtet, die noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände in Natur 
herauszugeben; es ſteht ihm vielmehr (abweichend von dem Falle des § 1990 Abſ 1 Satz 2, 
aber in Übereinſtimmung mit $$ 1992 Saß 2 und 1477 Abſ 2) das Recht zu, die Nachlaß⸗ 
gegenſtände durch Zahlung ihres Wertes einzulöſen. Darin liegt eine Abweichung 
von der Haftung cum viribus hereditatis. Der Wert iſt nach der Zeit zu bemeſſen, zu welcher 
das Recht ausgeübt wird, und durch Schätzung zu ermitteln; Angaben in einem etwa er- 
richteten Inventar ($ 2001) können nur als Anhaltspunkte in Betracht kommen. — Streitig 
iſt, ob der Erbe den Nachlaß ſoweit zurückbehalten kann, als ihm Erſatzforderungen für 
Aufwendungen zuſtehen oder ob er ihn ganz zur Zwangsvollſtreckung ſtellen muß und darauf 
angewieſen iſt, aus dem Erlöſe Befriedigung vor dem Gläubiger zu verlangen. Für erſtere 
Meinung Planck, für letztere Strohal bei Planck Erl 5% und Flad ebenda, 4. Aufl., 
Erl dog Abf 2; zweifelnd Staudinger, 9. Aufl., Erl 20 S. 198; vgl. auch Warn 1914 Nr 313. 
Der Wortlaut, wonach nur der „Überſchuß“ herauszugeben iſt, ſpricht für die dem Erben 
günſtigere Meinung, die auch der vom Geſetze dem ausgeſchloſſenen Glaubiger angewieſenen 
Stellung mehr entſprechen dürfte, derzufolge er nur auf die Bereicherung Anſpruch hat. 


8. Aus Billigkeitsgründen iſt für die Berechnung des Überſchuſſes der bereits erfolgten 
wirklichen Befriedigung eines ausgeſchloſſenen Gläubigers (vgl. A 1) die rechtskräftige 
Verurteilung zur Befriedigung gleichgeſtellt, da ſich ihr der Erbe nicht mehr durch Hin⸗ 
weis auf nachträglichen Wegfall der Bereicherung durch Befriedigung eines anderen Gläu⸗ 
bigers entziehen kann. Der Erbe kaun deshalb die Forderung eines ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
bigers, zu deren Befriedigung er rechtskräftig verurteilt iſt, einem anderen ausgeſchloſſenen 
Gläubiger gegenüber ſo zur Anrechnung bringen, als wenn er ſie bereits befriedigt hätte. 

9. Beweislaſt. Der Erbe hat die feine Befriedigungsverweigerung begründende Ein 
rede der Erſch ' pfung des Nachlaſſes darzutun. Dazu gehört als Grundlage der Be⸗ 
rechnung die Feſtſtellung des urſprünglichen Beſtandes des Nachlaſſes. Hat der Erbe 
rechtzeitig ein Inventar ($ 1993) errichtet, ſo wird dadurch die Vermutung, daß keine 
anderen Nachlaßgegenſtände vorhanden waren, begründet ($ 2009). Der Gläubiger kann 
dieſe Vermutung durch alle Beweismittel widerlegen. Er kann auch ſeinerſeits den Erben 
zur Errichtung eines Inventars gemäß $ 1994 anhalten. Steht der urſprüngliche Beſtand 
des in das Vermögen des Erben gelangten Nachlaſſes feſt, ſo muß der Erbe ferner beweiſen, 
daß er nicht mehr bereichert iſt (§ 818 Abſ 3). Er hat alſo darzutun, was bisher ſchon aus 
dem Nachlaſſe weggegeben ift oder wodurch ſich ſonſt fein urſprünglicher Beſtand vermindert 
hat, und ferner, welche nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger noch zu befriedigen ſind. Iſt die 
Verminderung durch Befriedigung von Pflichtteils- uſw. Berechtigten herbeigeführt, fo hat 
der Erbe den Zeitpunkt der Befriedigung, der Gläubiger, wenn er die Anrechnung nicht 
anerkennt, den Zeitpunkt der Geltendmachung feines Auſpruchs (Abf 1 Satz 2 Halbſatz 2) 
zu beweiſen. — Behauptete Zugänge oder Surrogate 11 der Gläubiger darzutun. 
Der Erbe iſt gemäß § 260 verpflichtet, ein Verzeichnis des Überfchuffes vorzulegen. 


§ 1974 


Ein Nachlaßgläubiger!), der ſeine Forderung ſpäter als fünf Jahre nach 
dem Erbfalle dem Erben gegenüber geltend macht?), ſteht einem aus⸗ 
geſchloſſenen Gläubiger gleich), es ſei denn, daß die Forderung dem Erben 
vor dem Ablaufe der fünf Jahre bekannt geworden“ oder im Aufgebots⸗ 
verfahren angemeldet worden ijt?), Wird der Erblaſſer für tot erklärt, 
ſo beginnt die Friſt nicht vor der Erlaſſung des die Todeserklärung aus⸗ 
ſprechenden Urteils“). 

Die dem Erben nach § 1973 Abſ 1 Satz 2 obliegende Verpflichtung tritt 
im Verhältniſſe von Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächt⸗ 
niſſen und Auflagen zueinander nur inſoweit ein, als der Gläubiger im 
Falle des Nachlaßkonkurſes im Range vorgehen würde“). 
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Soweit ein Gläubiger nach § 1971 von dem Aufgebote nicht betroffen 
wird, finden die Vorſchriften des Abſ 1 auf ihn keine Anwendungs) s). 
E II 1849; P 5 795, 796; KB 312, 313. 


1. lei Weiſe, wie durch die Durchführung eines Aufgebotsverfahrens (88 1970 
bis 100 Nil ber kile ohne ein ſolches durchführen zu müſſen, geſchützt werden gegen 
Ansprüche von Nachlaßgläubigern, die erſt lange Zeit nach dem Erbfalle ſich melden und 
ihm bis dahin unbekannt geblieben find, og. „verſchwiegene Forderungen“. Hat ein 
Aufgebotsverfahren ſtattgefunden, ſo ſind die Anſprüche der in dieſem angemel⸗ 


nach Beginn der Anmeldefriſt in dem Aufgebotsverfahren oder (wenn man der anderen 
Anſicht folgt, dgl. § 1970 X 1) nach Erlaß des Ausſchlußurteils eutſtanden ſind. 


betagte beſtanden haben oder nur erſt nach ihrem Grunde entſtanden waren, unterliegen 
wie dem Aufgebote (vgl. § 1970 A 1), fo auch der Beſchränkung durch Zeitablauf. Sie 


intereſſe durch den drohenden Ablauf der Friſt gegeben ſein wird, oder durch Klage auf fünf: 
tige Leiſtung gemäß 88 257—250, deren Vorausſetzungen gleichfalls vorliegen werden, 
geltend gemacht werden. Auch die Geltendmachung gegenüber dem Nachla 


läufigen Erben, der ſpäter die Erbſchaft ausgeſchlagen hat ($ 1959 Abſſ8), genügt zur Ver⸗ 
meidung des Rechtsnachteils. Nach dem Wortlaute und dem praktiſchen Zwecke des Geſetzes 


Eigenverbindlichkeiten des Erben ſind, für die er perſönlich haftet (vgl. $ 1967 A 2, 3). — 
Friſtberechnung nach 88 187, 188. Es handelt ſich um eine Ausſchlußfriſt; daher ſind die 
Vorſchriften über Hemmung der Verjährung (C8 208, 206, 207) nicht anwendbar. Für 
den Fall der Todeserklärung vgl. Abſ 1 Satz 2 und A 6. 

3. Die Rechtswirkungen des Friſtablaufs ſind bie gleichen wie diejenigen des Aus ⸗ 
ſcral im dae ee die Haftung des Erben wird auf die Vereſcherung be» 
l $ 1978 A 19). Wegen der Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen 
vgl. g — 

4 Auch ohne Geltendmachung der Forderung genügt es zur Vermeidung des Rechts. 
nachteils, daß ſie dem Erben w hrend der Friſt bekannt wird. Die Kenntnisnahme des 
Nachlaßverwalters, des verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers oder des vorläufigen Erben 
derjenigen des Erben gleichzuſtellen (fo Plan d Exl 5 a; Strohal II 8 76 11 2), iſt nicht 
unbedenklich, mindeſtens ſoweit es ſich nicht um von ihnen oder ihnen gegenüber vorgenommene 
Rechtsgeſchäfte handelt. Keuneumüſſen (fahrläſſiges Nichtkennen) ſteht dem Kennen 
nicht gleich. Aus einem ſolchen kann auch nicht (wie die zweite Auflage dieſes Kommentars 
gegen Planck Erl 5 Abſ 2 angenommen hat) ein Gläubiger, der bie fünfjährige Friſt ver 
ſaumt hat, eine Schadenserſatzpflicht auf Grund des 8 1080 Abf 2 herleiten, weil 
ein ſolcher Gläubiger einen ausgeſchloſſenen Gläubiger gleichſteht und einem ſolchen 
der Erbe nur nach Maßgabe der Bereicherungsgrundſätze haftet (vgl. 8 1973 A 1, 5). Auch 
aus 8 228 Abſ 2 KO iſt zu entnehmen, daß der nach $ 1974 einem ausgeſchloſſenen gleich. 
ſtehende Gläubiger einen Anſpruch auf Grund des $ 1980 nicht erheben kann. Eine er- 
weiterte Bereicherungshaftung aus $ 819 (vgl. 8 1973 A 5) kann nicht in Frage kommen, 
da auch fie wirkliche Kenntnis borausfeßt, bei deren Vorhandenſein die Beſchränkung der 
Haftung aus 8 1974 ohnehin nicht eintritt. — Zum Kenn en der Forderung wird hier ge⸗ 
nügen, daß der Erbe davon Kenntnis hat, daß der Glaubiger den Anſpruch erhebt; von 
dem Begründetſein der Forderung braucht der Erbe nicht überzeugt zu ſein. 

. Di Übung in einem Aufgebotsverfahren nach $ 1970 fteht der Geltendmachung 
en 1 9 Friſt gleich und verhindert deshalb auch den Eintritt des Rechts. 
nachteils aus § 1974, auch wenn die Anmeldung etwa nicht zur Keuntnis des Erben gelangt 
ſein ſollte. Gläubiger aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen, die zur An. 
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meldung im Aufgebotsverfahren nicht verpflichtet waren, ſind, wenn ſie trotzdem angemeldet 
haben, dadurch gegen die Folgen des Ablaufs der fünfjährigen Friſt geſchützt. 

6. Die durch § 18 aufgeſtellte geſetzliche Vermutung, daß der Erblaſſer in dem 
durch das die Todeserklärung ausſprechende Urteil feſtgeſtellten früheren Zeitpunkte geſtorben 
fei, ſoll für die Berechnung der Friſt des § 1974 nicht zur Anwendung kommen, weil andern ⸗ 
falls dieſe abgelaufen ſein könnte, bevor eine Geltendmachung der Forderung gegenüber 
dem Erben möglich war. An ihre Stelle tritt der Friſtbeginn „nicht vor“, alſo früheſtens 
mit dem Zeitpunkte des Erlaſſes des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils, d. h. des 
Ausſchlußurteils in dem Todeserklärungsverfahren (ZPO $ 952). Wird nachträglich er⸗ 
mittelt, daß der Verſchollene damals noch nicht tot war, aber ſpäter geſtorben iſt, ſo beginnt 
die Friſt erſt mit dem ermittelten Zeitpunkte des wirklichen Todes. Anderſeits beginnt, 
wenn es zu einer Todeserklärung nicht kommt, weil vorher der Zeitpunkt des wirklichen Todes 
ermittelt iſt, die Friſt ſchon mit dieſem Zeitpunkte, der möglicherweiſe länger als fünf Jahre 
vor dem Bekanntwerden des Todes zurückliegen kann, jo daß der Gläubiger nicht in der 
Lage war, die Friſt zu wahren (a. M. Staudinger Erl 3 S. 203). 

7. Im Gegenſatze zu dem Ausſchluſſe durch Aufgebot, von welchem die Verbindlichkeiten 
aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen nicht betroffen werden (§ 1972), 
ſteht der Ablauf der Friſt des § 1974 auch ſolchen Nachlaßgläubigern entgegen. Daß der 
Erbe ſolche Gläubiger erſt nach anderen, die ihre Forderung, wenn auch verſpätet, geltend 
machen, zu befriedigen hat, ergibt bereits die Anwendung des § 1973 Abſ 1 Satz 2. Einer 
beſonderen Regelung bedurfte es aber, wie der Erbe ſich zu verhalten hat, wenn mehrere 
derartige Verbindlichkeiten nebeneinander in Betracht kommen. Der Erbe ſoll 
in ſolchem Falle nur dann verpflichtet ſein, eine derartige Forderung, die nach Ablauf der 
Friſt geltend gemacht wird, vor anderen noch nicht befriedigten derartigen Forderungen zu 
berichtigen, wenn jene dieſen im Falle des Nachlaßkonkurſes vorgehen würde. Nach 
$ 226 Abſ 2 Nr 4, 5 und Abſ 4 KO gehen im Nachlaßkonkurſe Verbindlichkeiten gegen⸗ 
über Pflichtteilsberechtigten den Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen 
vor und wird hieran auch durch den Friſtablauf nichts geändert; der Pflichtteilsberechtigte 
iſt daher ungeachtet des ihm gegenüber eingetretenen Friſtablaufs vor einem Vermächtnis⸗ 
nehmer oder einer Auflagenverbindlichkeit zu befriedigen, auch wenn dieſe Forderungen 
nicht „verſchwiegen“ worden find. Dagegen geht unter mehreren Verbindlichkeiten aus 
Pflichtteilsrechten untereinander oder unter mehreren Vermächtnis⸗ und Auflageverbind⸗ 
lichkeiten untereinander diejenige, hinſichtlich deren eine Verſchweigung nicht eingetreten 
iſt, denjenigen, bei denen das der Fall iſt, vor. Eine abweichende Rangordnung kann ſich 
aus $ 226 Ab] 3 KO ergeben, wenn es ſich um ein den Pflichtteil ausſchließendes Vermächt⸗ 
nis ($ 2307) handelt oder wenn der Erblaſſer eine anderweite Rangordnung unter Ver⸗ 
mächtniſſen und Auflagen angeordnet hat. 


8. Die mit dinglichen Sicherungsrechten an einzelnen Nachlaßgegenſtänden ausge⸗ 
ſtatteten Gläubiger des $ 1971 bleiben auch von dem Ablaufe der fünfjährigen Friſt unberührt, 
ſoweit fie ſich auf die Befriedigung aus den ihnen verhafteten Gegenſtänden beſchränken. 
Soweit fie Ausfallsforderungen geltend machen, ſtehen fie den übrigen Gläubigern 
gleich. Handelt es ſich um dingliche Sicherungsrechte an Grundſtücken, ſo kann der Erbe 
gemäß 8 175 3G die Zwangsverſteigerung beantragen und tritt dann im Falle des § 179 
ſchon vor Ablauf der fünfjährigen Friſt eine Beſchränkung des Berechtigten auf das ihm ver⸗ 
haftete Grundſtück ein (vgl. $ 1971 A 2). 

9. Beweislaſt. Der Gläubiger, der nach Ablauf von fünf Jahren ſeit dem Erbfall den 
Erben auf mehr als die Bereicherung (A 3) in Anſpruch nehmen will, hat zu beweiſen, daß 
der Anſpruch bereits vor Ablauf der fünf Jahre geltend gemacht oder dem Erben ſonſt 
bekannt geworden oder daß er im Aufgebotsverfahren angemeldet worden iſt. Im übrigen 
vgl. $ 1973 A 9, insbeſondere auch für den Fall der Verkürzung durch Befriedigung von 
Pflichtteilsberechtigten uſw. Haftet der Erbe allen oder einzelnen Gläubigern gegenüber 
„unbeſchränkt“, fo muß er, wenn er ſich gegenüber einem Gläubiger, dem er in dieſer Weiſe 
haftet, auf den Ablauf der fünfjährigen Friſt berufen will, nachweiſen, daß ſeine unbe⸗ 
ſchränkte Haftung erſt nach Ablauf der Friſt eingetreten iſt (§ 2018 Abſ 1; vgl. $ 1978 
A 1a). — Haftung des Miterben § 2060 Nr 2. 


III. Beſchränkung der Haftung des Erben 


8 1975 


Die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten beſchränkt ſich 
auf den Nachlaß!), wenn eine Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedi⸗ 
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gung der Nachlaßgläubiger (Nachlaßverwaltung)?) angeordnet oder der 
Nachlaßkonkurs eröffnet ift?). 
E I 2110 Abs. 1 II 1850; M 5 623— 625; P 5 488, 759— 762, 807810. 


el oder Nachlaßkonkurs zugleich eintretende Abſonderung des Nachlaſſes von 
dem eig 


Näheres über dieſe Streitfrage § 1086 U 4). Wegen der 

Wirkung des Nachlaßkonkurſes nach ſeiner Beendigun auf die Beſchränkung der Haf⸗ 
erbindlichkeiten zu Geldlei ungen, 

ungen (Löſchungsbewilligung einer vpothek, 
RG Gruch 56, 1005) oder zur Abgabe von Willenserklärungen (Zeſſion einer Forde⸗ 
rung, RG 49, 415) von Bedeutung, und es kann deshalb auch in ſolchen Fällen ein ent⸗ 
ſprechender Vorbehalt im Urteile verlangt n die Vorſchrift des 9 894 ZPO kann als. 


chlaßpflegſchaft, aber mit der 


Nachlaßgläubiger dient; der Nach⸗ 
laßverwalter iſt nicht geſetzlicher Vertreter des Erben, ſondern hat eine der des Konkurs⸗ 


cht kann ihm deshalb nicht bewilligt 
werden (RG 65, 287). Im übrigen unterliegt die Nachlaßverwaltung den allgemeinen 
Vorſchriften über die Pflegſchaft, ſoweit nicht Abweichendes beſtimmt ift (8 1960 A 4). An 


die Stelle des Vormundſchaftsgerichts tritt das Nachlaßgericht (8 1962). Die Nachlaß⸗ 
verwaltung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß ein Teſtamentsvollſtrecker (§ 2205) be⸗ 


Antragsberechtigt iſt 
außer dem Erben (auch jedem einzelnen Miterben) und jedem Nachlaßgläubiger (val. 
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lichen Konkurs überhaupt nicht geltend gemacht werden können (RO § 63 Nr 1); 2. die 
gegen den Erblaſſer erkannten Geldſtrafen; 3. Verbindlichkeiten aus Freigebigkeiten 
des Erblaſſers unter Lebenden; 4. gegenüber Pflichtteilsberechtigten; 5. aus 
Vermächtniſſen und Auflagen (KO $ 226). Vgl. hinſichtlich Nr 4 u. 5 auch 88 1978 
A 4, 1974 A 7. — Maſſeſchulden: KO 8 224; vgl. $ 1967 A 3. — Die vor Eröffnung 
des Verfahrens erfolgte Befriedigung von Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen 
iſt in gleicher Weiſe wie eine unentgeltliche Verfügung des Erben aufechtbar, alſo wenn ſie 
innerhalb eines Jahres vor der Eröffnung des Verfahrens oder innerhalb zwei Jahren zu⸗ 
gunſten feines Ehegatten erfolgt iſt (KO 58 222, 32); vgl. auch 8 1979 A 1. Im übrigen 
vgl. noch $ 1976 A 1. Der Erbe iſt während des Konkurſes über den Nachlaß als Gemein⸗ 
ſchuldner anzuſehen; Konkursforderungen können deshalb gegen ihn in diefer Zeit nicht 
geltend gemacht werden; der Anſpruch auf Erteilung von Auskunft über den Nachlaß (8 2814) 
wird dadurch nicht berührt (RG 9. 10. 19, IV 130/19). 


8 1976 


Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet, 
ſo gelten die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Ver⸗ 
bindlichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe 
als nicht erloſchen!). 

E 1 2114 II 1851; M 5 631; ® 5 768, 813. 


1. Soweit mit dem Tode des Erblaſſers durch Vereinigung von Recht und Verbind⸗ 
lichkeit oder von Recht und Belaſtung ein Erlöſchen eingetreten iſt (vgl. $ 1922 A 7), wird 
dieſes Erlöſchen mit rückwirkender Kraft (ex tunc) wieder rückgängig gemacht. Dieſe Rück. 
gängigmachung tritt auch ein, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet (in 8 2018 Abf 1 iſt 9 1976 
abſichtlich nicht mit angezogen, da die Abſonderungswirkungen auch im Intereſſe der Nach⸗ 
laßgläubiger beſtimmt find). Damit leben auch die Nebenrechte der untergegangenen 
Forderung (Pfand, Bürgſchaft) wieder auf. Der Erbe kann ſeine Anſprüche gegen den 
Erblaſſer als Konkursgläubiger geltend machen ($ 225 Abf 1 KO). Gleiche Beſtimmung, 
aber nur im Verhältniſſe zwiſchen den Beteiligten, bei der Unzulanglichkeitseinrede (88 1991 
Abſſ2) und beim Erbſchaftskaufe (8 2377); ferner bei Eintritt der Nacherbfolge (8 2143) und 
bei dem Vermächtniſſe des § 2175. 

§ 1977 


Hat ein Nachlaßgläubiger vor der Anordnung der Nachlaßverwaltung 
oder vor der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes!) ſeine Forderung gegen eine 
nicht zum Nachlaſſe gehörende Forderung des Erben ohne deſſen Zuſtim⸗ 
mung aufgerechnet), ſo iſt nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder 
der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes die Aufrechnung als nicht erfolgt 
anzuſehens). . 

Das gleiche gilt, wenn ein Gläubiger, der nicht Nachlaßgläubiger iſt, die 
ihm gegen den Erben zuſtehende Forderung gegen eine zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörende Forderung aufgerechnet hate) s). 

E I 2116 II 1852; M 5 634—636; P 5 769, 702— 794, 818. 


1. Aufrechnung. Es ſtehen ſich gegenüber in Abſ 1: Forderung gegen den Nachlaß, 
private Schuld des Nachlaßgläubigers an den Erben. In Abs 2: Schuld an den Nachlaß 
und private Forderung des Nachlaßſchuldners gegen den Erben. In beiden Fällen ſteht 
der Aufrechnung nach dem Erbfalle zunächſt nichts im Wege; denn die Nachlaßforderungen 
find auf den Erben übergegangen ($ 1922 U 5) und er ift Schuldner der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten geworden ($ 1967 A 2). Erſt die mit Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Er- 
offnung des Nachlaßkonkurſes erfolgende Trennung des Nachlaß und des Privatvermögens 
des Erben erfordert zu ihrer Durchführung die Beſeitigung der eingetretenen Aufrechnungs⸗ 
wirkung. Die Beſeitigung iſt aber in der Regel (vgl. jedoch A 4) gegenſtandslos, wenn 
der Erbe allen Nachlaßgläubigern unbeſchränkt haftet; daher ſchließt $ 2013 Abſ 1 Sat 1 
für dieſen Fall die Anwendung des § 1977 aus. Auf den Fall, daß der Erbe nur dem 
Aufrechnungsgegner gegenüber unbeſchränkt haftet, erſtreckt ſich die Ausſchließung nicht 
($ 2013 Abſ 2) und es kann hier die Trennung, wenigſtens im Falle des § 1977 Abf 2 
wegen der eingetretenen Verkürzung der übrigen Nachlaßgläubiger einen guten Sinn haben. 
Freilich bleibt die in A 4 noch hervorzuhebende Unſtimmigkeit für den Fall der allge: 
mein unbeſchränkten Haftung des Erben beſtehen. 
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N i r Nachlaßgläubiger gegenüber dem Erben durch einſeitige Aufrech⸗ 
110 5 ee den Erben bezahlt, ſo würde der Erbe, wenn dieſe Ver⸗ 
wendung ſeiner Privatforderung auch im Falle der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaß⸗ 
konkurſes beſtehen bliebe, der durch dieſe Maßnahmen bewirkten Beſchränkung ſeiner Haf- 
tung auf den Nachlaß inſoweit verluſtig gehen. Deshalb werden die beiderſeitigen Forde⸗ 
rungen wiederhergeſtellt. Anders, wenn die Aufrechnungserklärung vom Erben ſelbſt 
ausging oder wenn er der gegneriſchen Aufrechnung zugeſtimmt hatte (Aufrechnungs⸗ 
vertrag). In beiden Fallen bleibt er an die darin enthaltene Verfügung über ſeine Privat⸗ 
forderung gebunden, die Nachlaßſchuld bleibt getilgt, der Erbe hat aber wegen der aus ſeinem 
eigenen Vermögen gemachten Aufwendung den Erſatzanſpruch des § 1978 Abs 3, falls deſſen 
Vorausſetzungen vorliegen; andernfalls hat er einen Bereicherungsauſpruch, und im fon: 
turſe tritt die Surrogation in die Forderung des Nachlaßgläubigers gemäß KO 8 225 Ab 2 
(vgl. 8 1979 A 1) ein. 


3. Die Aufrechnung gilt als nicht erfolgt, die Aufrechnungswirkung ipso jure als auf- 
eheben, Mit 155 erlolchene Forderungen leben auch ihre Nebenrechte (Pfand, Hürg⸗ 
ſchaft) wieder auf. Auf die Zeit, zu welcher Schuld und Forderung entſtanden ſind, ob vor 
oder nach dem Erbfalle, kommt nichts an. Dagegen iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Auf- 
rechnung nach dem Erbfall erklärt ſein muß, da vorher die Forderungen ſich nicht 
als den nd unter denſelben Perſonen ($ 387) gegenüberſtanden und eine bedingte 

u 


oder betagte frechnungserklärung nicht zuläſſig iſt ($ 388; a. M. anſcheinend die zweite 
Auflage dieſes Kommentars). 


4. Geht im Falle des Abſ 2 die Aufrechnung vom eat den uc aus, ſo tilgt er 
damit ſeine Schuld an den Nachlaß, ohne daß deren Wert dem Nachlaſſe zugeführt wird. 
Dadurch werden die Nachlaßgläubiger verkürzt und in deren Intereſſe (val. $ 1975 A 1) 
iſt die Aufrechnung auch in dieſem Falle für wirkungslos erklärt. Anders auch hier, wenn 
die glaser vom Erben erklärt wird: dann verfügt er in ſeinem Intereſſe über die 
Nachlaßforderung, wozu er rechtlich befugt iſt, und es verbleibt bei der Aufrechnung; der 
Erbe iſt aber den Nachlaßgläubigern nach $ 1978 Abſ 1 erſappflichtig; iſt er freilich zahlungs⸗ 
unfähig, fo bleiben fie gefchädigt. Das wird ſinngemäß auch auf den Fall einer vom Erben 


erklaͤtten Zuſtimmung zu einer vom Nachlaßſchuldner ausgehenden Aufrechnung 
„ obwohl Planck 


anzuwenden fein R Li 1916 Sp. 1864: a. M. Staudinger Erl 2 zu b) 

(Erl 2) nicht zugegeben werden kann, daß der Wortlaut („Das gleiche gilt“) ohne weiteres 
dazu berechtige. — Eine Unſtimmigkeit liegt darin, daß die Aufrechnung, durch welche die 
Nachlaßgläubiger verkürzt werden, gemäß 82012 Abſ 1 Satz 1 (ogl. A 1) aufrechterhalten 
bleibt, weun der Erbe ihnen allgemein unbeſchränkt haftet, ſo daß 


. I ei eine zu ihren Gunſten 
eingetretene Rechtslage ſie benachteiligt (vgl. Strohal 11 8 78 A 6). 


5. Nach Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Konkurſes kann ein 
Nachlaßgläubiger ſeine Forderung nicht mehr egen eine Privatforderung des Erben 
an ihn aufrechnen (88 1975, 1984 Abſ 1 Satz 3): e enſomenig ein Nachlaßſchuldner eine 
ihm gegen den Erben zuſtehende Privatforderung gegen die Nachlaßforderung (8 1984 
Abſ 2). Der Erbe ſeinerfeits kann nicht mehr eine Nachlaßforderung gegen eine Privat: 
ſchuld aufrechnen ($ 1984 Abf 1 Satz 1), wohl aber (wie jeder Dritte) eine Nachlaßſchuld 
durch Aufrechnung einer ihm zuſtehenden Privatforderung 7 72 In letzteren Falle hat 
er aber nicht den Erſatzanſpruch nach den Grundſätzen des Auftrags, ſondern nur nach den · 
jenigen von der Geſchäftsführung ohne Auftrag, alſo in der Regel nur auf die . 
(85 1978 Abſ 8, 688, 684). — Die Beſtimmungen über Aufrechnung im Konkurſe (88 5 
bis 56) bleiben im übrigen unberührt. — Mehrheit von Erben § 2040 Alf 2. 


8 1978 

Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs er⸗ 
öffnet, ſo iſt der Erbe den Nachlaßgläubigern für die bisherige Verwaltung 
des Nachlaſſes jo verantwortlich), wie wenn er von der Annahme der Erb⸗ 
ſchaft an die Verwaltung für ſie als Beauftragter zu führen gehabt hätte). 
Auf die vor der Annahme der Erbſchaft von dem Erben beſorgten erb⸗ 
schaftlichen Geſchäfte finden die Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag entſprechende Anwendung?). k 5 5 

Die den Nachlaßgläubigern nach Abſ 1 zuſtehenden Ansprüche gelten als 
um Nachlaſſe gehörend). 
h en 5 Erben ans dem Nachlaſſe zu erſetzen, ſoweit 
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er nach den Vorſchriften über den Auftrag oder über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag Erſatz verlangen könnte“). 
E I 2112 Satz 1, 2 II 1853; M 5 626— 628; P 5 7865, 766, 818, 814. 


1. Verantwortlichteit des Erben für die bisherige Verwaltung. Der Erbe iſt grund ⸗ 
ſätzlich in der Verfügung über den Nachlaß ebenſowenig beſchränkt wie in derjenigen über 
fein eignes Vermögen. Er haftet daher an ſich für ſein Gebaren mit jenem den Nachlaß⸗ 
gläubigern ebenſowenig wie ſeinen eignen Gläubigern für fein Gebaren mit dieſem. Durch 
vorſätzliche oder fahrläſſige Schädigung des Nachlaſſes verliert er auch nicht die rechtliche 
Möglichkeit der Beſchränkung ſeiner Haftung. Iſt aber Nachlaßverwaltung angeordnet 
oder Nachlaßkonkurs eröffnet, ſei es auf Antrag des Erben oder eines ſonſtigen Antrags ⸗ 
berechtigten, ſo tritt nachträglich eine Verantwortlichkeit des Erben gegenüber den Nach- 
laßgläubigern für die vor dieſer Zeit liegende Behandlung des Nachlaſſes ein. 
Er haftet in dieſem Falle wie ein Verwalter fremden Gutes, und zwar für die Zeit nach 
der Annahme der Erbſchaft nach den Grundſätzen vom Aufirag, für die vorherliegende 
Zeit ſeit dem Erbanfalle nach denen von der Geſchäftsführung ohne Auftrag. Daß der 
Erbe auch für eine vor Eintritt des Erbfalls über ein Recht des Erblaſſers getroffene Ver⸗ 
fügung, die gemäß § 185 Abſ 2 wirkſam geworden iſt, den Nachlaßgläubigern in gleicher 
Weiſe verantwortlich wäre, als wenn er nach Eintritt des Erbfalls verfügt hätte (Mot V 
S. 632), kann nicht zugegeben werden (fo auch Planck Erl 2a Abſ 2). — Die gleiche Verant⸗ 
wortlichkeit tritt ein, wenn er unter den Vorausſetzungen der 88 1000 —1992 von den dort ge⸗ 
währten Einreden ohne Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs Gebrauch macht (8 1991). Haftet 
der Erbe unbeſchränkt, fo findet $ 1978 keine Anwendung (8 2013 Abf 1 Satz 1), obwohl 
auch dann noch Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs möglich ſind (§ 1975 A 1). — Be⸗ 
ſondere Verantwortlichkeit des Erben $ 1980, des Nachlaßverwalters § 1985 Abſ 2 wegen 
nicht rechtzeitigen Konkursantrags. 

2. Eine Pflicht zur Verwaltung des Nachlaſſes wird für den Erben durch die Annahme 
der Erbſchaft begründet für den Fall, daß ſpäter Nachlaßverwaltung oder Konkurs eintritt. 
Nur nachdem dieſer Fall oder der Fall der $$ 1990, 1992 eingetreten iſt, können die Nach ⸗ 
laßgläubiger aus der nicht gehörigen Erfüllung dieſer Verwaltungspflicht Schadenserſatz⸗ 
anſprüche erheben. Für die Verautwortlichkeit kommen die Vorſchriften über den Auftrag 
(88 662—676) zu „entf prechender“ Anwendung, alſo nur iuſoweit, als ſie zur Anwendung 
geeignet ſind. Und zwar hat der Erbe Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten (§ 276), 
alſo für die im Verkehr erforderliche Sorgfalt, nicht nur für diligentia quam suis, ein- 
zuſtehen. In dieſer Weiſe haftet er dafür, daß er den Nachlaß ordnungsmäßig in Beſitz 
und Verwahr genommen, für ſeine Erhaltung geſorgt und die ordnungsmäßig daraus zu 
ziehenden Nutzungen gezogen hat, insbeſondere auch durch Weiterführung eines Geſchäfts 
oder einer Landwirtſchaft. Es wird angenommen werden können, daß er berechtigt ti, die 
Verwaltung einem Dritten zu übertragen (entgegen der in $ 664 aufgeſtellten Vermutung) 
und daß er in dieſem Falle nur für Sorgfalt bei der Auswahl haftbar iſt (5 664 Abſ 1 Satz 2). 
Beſonderen Weiſungen einzelner Nachlaßgläubiger ($ 665) braucht er nicht Folge zu leiten. 
Nach Eintritt der Nachlaßverwaltung oder des Konkurſes iſt er zur Auskunft und Ned)» 
nungslegung, ſowie zur Herausgabe des Nachlaſſes und des aus Anlaß der Verwal⸗ 
tung Erhaltenen, einſchließlich des aus ihm Gewonnenen (auch eines Losgewinnes) und der 
Surrogate für nicht mehr vorhandene Nachlaßgegenſtände, verpflichtet (83 666, 667). Jedoch 
tritt nicht, wie in den Fällen des Erbſchaftsbeſizers (§ 2019 Abſ 1) und des Vorerben (§ 2111) 
eine (auch nicht gewollte) dingliche Surrogation des mit Mitteln der Erbſchaft Erlangten 
ein, ſondern nur ſchuldrechtliche Erſatzverpflichtung (RG Warn 1913 Nr 427; OLG 19, 231). 
Empfangenes Geld hat er zu verzinſen, wenn er es für ſich verwendet hat (8 668; ein- 
ſchränkend Staudinger Erl 2). — Inwieweit der Erbe zur Berichtigung von Nachlaßver 
bindlichkeiten berechtigt iſt, beſtimmt ſich nach $ 1979. Inſoweit iſt er auch zur Berichti⸗ 
gung verpflichtet, ſoweit Nachlaßmittel vorhanden ſind und Verzugsfolge oder Prozeßkoſten 
dadurch vermieden werden. Stehen ihm aber aufſchiebende Einreden (89 2014, 2015) 
gegen Nachlaßforderungen zu, ſo muß er davon Gebrauch machen und die Einſchränkung 
der Zwangsvollſtreckung gemäß 89 782, 783 ZPO gegenüber den Nachlaßgläubigern und 
ſeinen eignen Gläubigern, wenn dieſe in Nachlaßgegenſtände vollſtrecken wollen, herbeiführen. 
Er kann jedoch nicht ſeine Verurteilung zur Befriedigung eines Nachlaßglaubigers ſchon Da 
mit abwenden, daß er im allgemeinen die Beftirchtung erhebt, es möchten noch andere 
ungedeckte Verbindlichkeiten vorhanden fein (RGS 28. 11. 07, IV 146/07). Daß? der Erbe 
für Annahme oder Ausſchlagung einer dem Nachlaſſe zugefallenen Erbſchaft 
ee nicht verantwortlich iſt, dürfte aus $ 9 KO zu folgern fein (vgl. 

3. Vor der Annahme der Erbſchaft iſt der Erbe den Nachlaßgläubigern zu poſitivem 
Handeln in bezug auf den Nachlaß nicht verpflichtet. Miſcht er ſich aber durch Beſorgung 


Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten 88 1978, 1979 77560 


i äfte in den Nachlaß ein, ohne daß darin eine Annahme zu finden iſt, 
10 Halle 155 eins oder des Nachlaßkonkurſes den Nachlaßgläubi⸗ 
gern unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag (88 677682), wobei jedoch nicht der „mutmaßliche Wille“ einzelner Nachlaß 
gläubiger, ſondern die objektive Wahrung der Intereſſen des Nachlaſſes maßgebend ſein 
muß (vgl. auch $ 1959 A 2). — Iſt ein Nachlaßpfleger nach 99 1960, 1961 beftellt, 
fo haftet der Erbe für deſſen Handlungen wie für die eines geſetzlichen Vertreters nach $ 278, 
jedoch mit der Möglichkeit der Beſchränkung auf den Nachlaß; der Nachlaßpfleger ſelbſt 
haftet nicht unmittelbar den Nachlaßgläubigern (beide Fragen ſtreitig; vgl. $ 1960 A 9. 

4. Die auf Grund des Abſ 1 entſtandenen Verpflichtungen find Eigen verbindlich ⸗ 
keiten des Erben ($ 1967 A 3), für die er mit feinem Vermögen aufzukommen hat, auch 
wenn feine Haftung im übrigen auf den Nachlaß beſchränkt iſt (OLG 24, 64; R Recht 
1918 Nr 362). Die Anſprüche gegen ihn gelten als zum Nachlaſſe gehörend und können 
deshalb während der Dauer von Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs nur vom Verwalter 
geltend gemacht werden ($ 1985). Nach Aufhebung des Konkurſes infolge Maffeverteilung 
oder Zwangsvergleich werden ausgefallene Gläubiger eine etwa noch nicht liquidierte 
Forderung gegen den Erben aus § 1978 pfänden und ſich überweiſen laſſen können (vgl. 
§ 1989 A 1). Ebenſo, auch wenn man der zu § 1975 A 1 und § 1986 A 4 vertretenen An⸗ 
ſicht über die Fortdauer der Haftungsbeſchränkung folgt, nach Aufhebung der Nachlaß⸗ 
verwaltung. Die Zugehörigkeit zum Nachlaſſe hat weiter die Folge, daß die For⸗ 
derungen bei den Fragen der UÜberſchuldung des Nachlaſſes (8 1980) und des Vor⸗ 
handenſeins zulänglicher Maſſe (88 1988 Abſ 2, 1990) zu berückſichtigen find. — Der 
Nachlaß oder Nachlaßkonkursverwalter kann den Anſpruch ſchon vor der Auseinander- 
ſetzung gegen die Miterben als Geſamtſchuldner ($ 427) geltend machen (RG 10. 7. 16, 
IV 64/15; Os 24, 64). Auch ein einzelner Miterbe iſt, ungeachtet der Vorſchrift des 
$ 2059 Abſ 1 Saß 1 (vgl. A 1 dazu), verpflichtet, das aus dem noch ungeteilten Nach: 
laſſe vorläufig Empfangene, ſoweit es zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten er⸗ 
forderlich iſt, zum Nachlaſſe zurückzugewähren (RG 89, 408). Verletzt der Erbe durch poſitive 
Handlungen, die den Vertragszweck vereiteln, ſchuldhaft eine dem Erblaſſer gegenüber 
einem andern obliegende Vertragsverpflichtung, ſo macht er ſich dieſem für ſeine Perſon 
aus dem Vertrage ſchadenserſatzpflichtig und gehört der andere Teil wegen dieſes Anſpruchs 
nicht lediglich zu den Nachlaßgläubigern; der Erbe kann deshalb ihm gegenüber nicht einen 
Ausſchluß wegen Nichtanmeldung im Aufgebotsverfahren (§ 1970) oder eine Haftungs⸗ 
beſchränkung geltend machen (NS 92, 343). Ein ſolcher Anſpruch kann daher auch während 
der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes durch den Gläubiger perſönlich geltend 
gemacht werden. Im übrigen vgl. über die Verpflichtung des Erben aus Rechtsgeſchäften, 
die er in Ausübung der Verwaltung des Nachlaſſes vorgenommen hat, § 1967 A 3. 

5. Erſatzanſpruch für Aufwendungen: für nach der Erbſchaftsannahme gemachte nach 
entſprechender Maßgabe der Vorſchriften über den Auftrag (8 670), alſo ſoweit der Erbe 
ſie den Umſtänden nach für erforderlich halten durfte; für vorher gemachte Aufwen⸗ 
dungen nach den Vorſchriften über Geſchäfts führung ohne Auftrag (88 683, 684), 
gleichfalls in entſprechender Anwendung, demnach nur ſoweit, als die Übernahme der Geſchäfts⸗ 
führung dem Intereſſe der Nachlaßbeteiligten wirklich entſprochen hat, andernfalls 
nur auf die Bereicherung. Verzinſung der Aufwendungen ($ 256); Befreiung von Verbind⸗ 
lichkeiten (§ 257); Maſſeſchuld (KO $ 224 Nr 1). Ein Zurückbehaltungsrecht (8 278 
Abſ 2) ift für den Fall des Konkurſes dem Erben verſagt (KO $ 223). Dieſe Vorſchrift 
auch auf den Fall der Nachlaßverwaltung auszudehnen (ſo Planck Erl 5 und die zweite 
Auflage dieſes Kommentars; a. M. Dernburg 5 $ 169 IV; teilweiſe auch Kipp § 78 bei 
A 20—22), iſt bedenklich, da der in jenem Falle durch die Eigenſchaft der Forderung als 
Muſſeſch ıld gewährte Schutz in dieſem Falle fehlt. Dagegen auch OLG 35, 18; vgl. auch 
Warn 1910 Nr 141. 

§ 1979 


Die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit durch den Erben müſſen 
die Nachlaßgläubiger als für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt gelten 
laſſen!), wenn der Erbe den Umſtänden nach annehmen durfte, daß der Nach⸗ 
laß zur Berichtigung aller Nachlaßverbindlichteiten ausreiche?) ). 

E II 1854 Abſ 11 P 5 742, 768. 

1. D ältnis zwiſchen dem Erben und den Nachlaßgläubigern 
im Falle un Lace oder Nachlaßkonkurs, das ſeine allgemeine 
Regelung in 8 1978 gefunden hat, iſt in § 1979 beſonders geregelt hinſichtlich der vor der 
Herbeiführung dieſer Maßnohmen erfolgten Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten 
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durch den Erben. Ob der Erbe nach den Grundſätzen vom Auftrage, die gemäß $ 1978 
für die Zeit nach der Annahme der Erbſchaft, und von der Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag, die für die Zeit vor der Annahme zur Anwendung kommen, überhaupt befugt fein 
würde, Nachlaßverbindlichkeiten für Rechnung des Nachlaſſes zu berichtigen und ob er nicht 
vielmehr, wenn ſich nachträglich die Überſchuldung herausſtellte, unter allen Umſtänden 
auf den Eintritt in die Rechte des befriedigten Gläubigers und damit auf die Konkursdividende 
(8 225 Abſ 2 KO) angewieſen fein würde, konnte nach der Faſſung des erſten Entwurfs 
zweifelhaft fein (vgl. M 5, 633). Um Härten und Unbilligkeiten gegen den Erben zu 
vermeiden, ſtellt deshalb die von der zweiten Kommiſſion eingefügte Beſtimmung des 
§ 1979, und zwar einheitlich für die Zeit vor und nach der Annahme, darauf ab, ob der 
Erbe annehmen durfte, daß der Nachlaß zur Befriedigung aller Gläubiger ausreichen würde. 
Liegt dieſe Vorausſetzung vor, jo kann er, wenn er die Nachlaßgläubiger aus Nachlaß⸗ 
mitteln befriedigt hat, die dadurch entſtandene Minderung des Nachlaſſes bei der Heraus- 
gabe ($ 1985 A 2) in Anrechnung bringen, und wenn er aus eignen Mitteln gezahlt hat, 
ſteht ihm ein Erſatzanſpruch für die Aufwendung zu, der eine Maſſeſchuld im Konkurſe bilder 
($ 224 Nr 1 KO). Erforderlich iſt, daß die Verbindlichkeit wirklich berichtigt worden iſt; die 
rechtskräftige Verurteilung (88 1973 Abſ 2 Satz 3, 1989, 1991 Abſ 3) genügt hier nicht. 
Der Erſatzanſpruch geht nur auf den wirklich aufgewendeten Betrag, alſo wenn der Gläu⸗ 
biger mit einem geringeren als dem wirklichen Forderungsbetrage abgefunden iſt, nicht auf 
den Mehrbetrag (anders im Falle des $ 225 Abſ 2 KO). — Liegt die Vorausſetzung nicht 
vor, ſo tritt der Erbe, wenn er aus eignen Mitteln bezahlt hat, im Konkurſe an die Stelle 
des befriedigten Gläubigers und hat nur Anſpruch auf eine dem wirklich geſchuldeten Be⸗ 
trage der berichtigten Forderung (jedoch ohne Rückſicht auf den etwa zur Befriedigung aufge- 
wendeten niederen Betrag) entſprechende Konkursdividende (8 225 Abf 2 KO): mit der 
Forderung verbundene Hypotheken- oder Pfandrechte ſowie Rechte aus einer Bürgſchaft 
gehen gemäß $$ 412, 401 auf ihn über (RG 55, 158) und begründen für ihn Abſonderungs⸗ 
rechte nach Maßgabe der KO. Außerhalb des Konkurſes wird er einen Erſatzanſpruch nur 
ſoweit haben, als die Maſſe bereichert iſt. — Hat der Erbe aus Nachlaß mitteln bezahlt, 
ohne daß die Vorausſetzung des § 1979 vorliegt, fo iſt er nach Maßgabe des $ 1978 den 
Nachlaßgläubigern zum Erſatze verpflichtet. — Beſonderes Anfechtungsrecht der Nach 
laßgläubiger gegen Berichtigung von Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen im 
Konkurſe KO 88 222, 32; vgl. $ 1975 A 3; außerhalb des Konkurſes § 3a AnfG. Die 
Berichtigung anderer Nachlaßverbindlichkeiten ift nach Maßgabe der gewöhnlichen Anfech⸗ 
tungsgrundſätze (KO $ 30; AnfG 8 3) anfechtbar. Durch den Nachlaß verwalter kann 
das Anfechtungsrecht nicht ausgeübt werden, da es nicht (wie die Erſatzforderung gegen den 
Erben, 8 1978 Ab] 2) als zum Nachlaſſe gehörend gilt; zur Ausübung wird daher, auch wenn 
Nachlaßverwaltung beſteht, jeder einzelne durch die Berichtigung verkürzte Nachlaßgläubiger 
berechtigt fein. — Haftet der Erbe unbeſchränkt, fo kommt $ 1979 ebenſowenig wie 9 1978 
(vgl. A 1 dazu) zur Anwendung. — Entſprechende Anwendung auf den Nachlaßver⸗ 
walter $ 1985 Abſ 2 Satz 2; auf den Fall des dürftigen Nachlaſſes § 1991. 


2. Zu der Annahme, der Nachlaß werde ausreichen, wird der Erbe regelmäßig nur 
dann berechtigt fein, wenn er alle Mittel zur Feſtſtellung des Aktiv- und Paſſivpſtandes er- 
ſchöͤpft, insbeſondere Inventar errichtet (88 1993, 2009) und im Falle des $ 1980 Abſ 2 
Satz 2 das Aufgebot der Gläubiger beantragt hat. Auf das Vorhandenſein von Vermächt⸗ 
nisnehmern oder zu erfüllenden Auflagen braucht er hierbei keine Rüclſicht zu nehmen (8 1980 
Abſ 1 Satz 2). Sie kommen überhaupt nur in Betracht, wenn ſich ein Nachlaßüberſchuß 
ergibt. Auch auf das Vorhandenſein ausgeſchloſſener oder ihnen gleichſtehender Gläubiger 
(88 1973, 1974) braucht der Erbe bei Bemeſſung der Zuläuglichkeit des Nachlaſſes keine 
Rückſicht zu nehmen. 


3. Die Beweislaſt dafür, daß er die Zulänglichkeit des Nachlaſſes annehmen durfte, 
trifft den Erben, der als erſatzpflichtig in Anſpruch genommen wird. Die Frage iſt im 
Prozeſſe ſelbſt auszutragen, da es ſich hierbei um eine eigne Schuld des Erben handelt. 
35 780 ff. ZPO kommen nichr in Frage. 


8 1980 


Beantragt der Erbe nicht unverzüglich, nachdem er von der überſchul⸗ 
dung des Nachlaſſes Kenntnis erlangt hat!), die Eröffnung des Nachlaß⸗ 
fonfurjes?), jo iſt er den Gläubigern für den daraus entſtehenden Schaden 
verantwortlich?). Bei der Bemeſſung der Zulänglichteit des Nachlaſſes 


us die Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen außer Be⸗ 
racht⸗). 
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Der Kenntnis der Überſchuldung ſteht die auf Fahrläſſigkeit beruhende 
Unkenntnis gleich )5). Als Fahrläſſigkeit gilt es insbeſondere, wenn der 
Erbe das Aufgebot der Nachlaßgläubiger nicht beantragt, obwohl er Grund 
hat, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichteiten anzuneh⸗ 
mens); das Aufgebot iſt nicht erforderlich, wenn die Koſten des Verfahrens 
dem Beſtande des Nachlaſſes gegenüber un verhältnismäßig groß jind”)®) 

E II 1854 Abſ 2, 3; P 5 765, 766. 


1. $ 1980 legt dem Erben, neben der aus $ 1978 ſich ergebenden allgemeinen Verwal. 
. Be eine beſondere Verpflichtung auf unter der in Abf 1 Satz 1 und Abſ 2 
Satz 1 ausgeſprochenen Vorausſetzung, daß er von der Überſchuldung des Nachlaſſes 
entweder politive Kenntnis erlangt oder aus Fahrläſſigkeit keine Kenntnis erlangt 
hat. Uberſchuldung iſt objektiv vorhanden, wenn der Wert der Nachlaßaktiva hinter dem 
Werte der Nachlaßpafſiva zurückbleibt, ſo daß der Nachlaß zur Befriedigung aller Nachlaß 
gläubiger nicht hinreicht; dann iſt die geſetzliche Vorausſetzung für die Eröffnung des Kon, 
urſes gegeben, auch wenn nur Vermächtniſſe oder Auflagen nicht erfüllt werden können 
($ 215 Ko; nic Gruch 52, 1084). Die Verpflichtung des Erben, Konkurs zu beantragen, 
tritt aber nur ein, wenn andere Nachlaßverbindlichkeiten, als die zuletzt genannten, nicht 
erfüllt werden können (Satz 2 und A 4). Subjektiv genügt zur Kenntnis von der Über ⸗ 
ſchuldung nicht das Wiſſen von dem tatſächlichen Vorhandenſein der einzelnen Aktiven und 
Paſſiven, vielyrehr ift erforderlich Kenntnis des Verhältniſſes ihrer beiderſeitigen Geſamt⸗ 
werte zueinander, die durch Prüfung der Einzelwerte und Vergleichung des Ergebniſſes 
gewonnen werden muß; doch wird in der Regel die Unterlaſſung einer ſolchen Prüfung und 
Vergleichung bei Kenntnis der Tatſachen Fahrlaſſigkeit darſtellen, und die durch dieſe ver⸗ 
urſachte Unkenntnis iſt der Kenntnis gleichgeſtellt. Der Umſtand, daß der Erbe die Anh» 
lungen eingeſtellt hat, kann als Anzeichen für ſein Bewußtfein von der Überſchuldung 
in Betracht kommen, iſt jedoch nicht unbedingt ausſchlaggebend, da die Einſtellung auch aus 
Vorſicht (vgl. § 1979) erfolgt ſein kann. Auch eine Forderung, für die ein rechtskräftiges 
Urteil vorliegt, darf der Erbe nicht befriedigen, wenn er Anlaß hat, die Unzulänglichkeit 
des Nachlaſſes anzunehmen, muß vielmehr in dieſem Falle Konkurs beantragen. — Un 
verzuglich, b. h. ohne ſchuldhafte Verzögerung (vgl. § 121); ob eine ſolche vorliegt, iſt 
Tatfrage, nicht übermäßig langes Zögern kann unter Umſtänden entſchuldigt ſein durch die 
begründete Erwartung, unter Vermeidung ſchädigender Zugriffe einzelner Gläubiger ohne 
Konkurseröffnung zu einer Einigung mit ihnen zu gelangen. — Über die Anwendbarkeit 
des § 1980 im Falle des $ 1990 (bei Dürftigkeit des Nachlaſſes) vgl. § 1991 A 1. 

2. Zu dem Antrag auf Konkurseröffnung iſt der Erbe nur nach Annahme der Erb- 
ſchaft verpflichtet. Vorher iſt der Erbe hierzu nur berechtigt (KO 8 216) und kann für die 
Unterlaſſung nur haftbar werden, wenn er durch Einmiſchung in die Geſchäfte des Nach⸗ 
laſſes, insbeſondere Befriedigung einzelner Gläubiger, die Stellung des Konkursantrags 
erforderlich gemacht hat. Jeder Miterbe, dem die Kenntnis innewohnt und der zugleich 
die Überſchuldung glaubhaft zu machen vermag (KO 8 217 Abſ 2), ift hierzu felbftändig 
verpflichtet. Mit Anordnung der Nachlaßverwaltung geht auch die Pflicht zur Stellung 
des Konkursantrags auf den Verwalter über (81985 Abſ 2); a. M. Staudinger, 9. Aufl., 
Erl 2 Abſ 3. Neben ihm bleibt der Erbe nur in beſonderen Fällen (3. B. wegen mangel 
hafter Information des Verwalters) verantwortlich. Im Verhältnis zu ausgeſchloſſenen 
oder ihnen gleichſtehenden Gläubigern iſt der Erbe zur Antragſtellung nicht verpflichtet 
($ 1973 A 1). 

3, Schadenserſatz 88 249f. Er beſteht in dem Unterſchiede zwiſchen dem, was die 
Gläubiger bei rechtzeitiger Konkurseröffnung aus dem Nachlaß erlangt haben würden, und 
dem, was fie tatſächlich erlangen. Der Erſatzanſpruch gehört im Nachlaßkonkurs zur Maſſe 
(KO 8 228 Abſ 2), kann demnach nur vom Konkursverwalter geltend gemacht werden. Als 
„zum Nachlaſſe gehörend“ gilt er nach § 1978 Abf. 2, da er nur eine beſondere Wirkung 
der daſelbſt in Abſ 1 dem Erben auferlegten Verwaltungspflicht darſtellt (vgl. über feine 
Geltendmachung 85 1978 A 4 und 1991 A 1). Schaden kann durch die Unterlaſſung der 
Konkursherbeiftihrung insbeſondere in der Richtung entſtehen, daß einzelne Nachlaßgläubiger 
durch Zwangsvollſtreckung vor anderen zur Befriedigung gelangen; durch Verzögerung auch 
in der Richtung, daß unnötige Prozeß⸗ oder Zwangsvollſtreckungskoſten verurſacht werden. 
Der Anſpruch iſt gegenſtandslos, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet (8 2013). 

4. Vermächtniſſe und Auflagen gelangen auch im Konkurſe nur zur Befriedigung, wenn 
alle übrigen Nachlaßverbindlichkeiten, auch die aus Pflichtteilsrechten, berichtigt ſind und 
noch ein Überſchuß vorhanden iſt (KO 8 226 Abſ 2). Deshalb iſt dem Erben nicht zur Pflicht 
gemacht, den Konkurs zu beantragen, wenn der Nachlaß zur Befriedigung der ſonſtigen 
Verbindlichkeiten ausreicht oder er das ohne Fahrläfſigkeit annehmen kann. Dagegen if 


* 


80 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


er verpflichtet, Konkurs zu beantragen, wenn die Überſchuldung auch nur auf Pflichtfeils⸗ 
rechten beruht. 

5. Die Unkenntnis von der Überſchuldung muß auf Fahrläſſigkeit beruhen, hierdurch 
verurſacht ſein. Es muß mithin die Möglichkeit beſtanden haben, durch Anwendung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt ($ 276) von der Überſchuldung, z. B. von Uneinbringlichkeit 
bekannter Außenſtände, vom Vorhandenſein unbekannter Schulden uſw. ſich zu vergewiſſern. 

6. Unterlaſſen des Aufgebots (88 1970ff.) it immer Fahrläſſigkeit, wenn Veranlaſſung 
vorlag, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten anzunehmen und der Nach: 
laß nicht zu dürftig iſt. Das Aufgebot allein iſt aber nicht immer für ſich allein genügend. 
Insbeſondere wird regelmäßig Inventarerrichtung geboten fein ($ 1979 A 2). 

7. Aus dem gleichen Grunde kann im Falle des 8 1965 die öffentliche Aufforderung unter 
bleiben (vgl. auch 88 1982, 1990 Abſ 1; KO $ 107). Doch wird der Erbe in ſolchem Falle, 
wenn im übrigen die Vorausſetzungen vorliegen, wenigſtens zum Erlaſſe eines Privatauf- 
gebots, etwa in der Form des § 2061, verpflichtet ſein. Daß der Nachlaß zur Beſtreitung 
der Koſten des Aufgebots unzulänglich ſein würde, iſt nicht erforderlich, um die Unterlaſſung 
zu rechtfertigen. 

8. Beweislaſt. Im Gegenſatz zu § 1979 (ogl. A. 3 dazu) müſſen hier die Gläubiger 
nachweiſen, daß der Nachlaß überſchuldet war und daß der Erbe davon Kenntnis hatte oder 
daß feine Unkenntnis auf Fayrläſſigkeit beruhte, daß er alſo durch geeignete Maß⸗ 
regeln ſich von der Überſchuldung hätte Kenntnis verſchaffen können. Iſt aber das Auf. 
gebot unterblieben, ſo wird ſowohl die Fahrläſſigkeit als auch (was der Wortlaut allerdings 
nicht deutlich hervortreten läßt) das Beruhen der Unkenntnis auf der Unterlaſſung vermutet, 
falls nur der Erbe Grund hatte, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten 
anzunehmen; die Gläubiger brauchen alſo nur hierfür Beweis zu erbringen, und es iſt dann 
Sache des Erben, darzulegen, daß er auch durch ein Aufgebot keine Kenntnis von dem 
Vorhandenſein von Gläubigern erlangt haben würde, welche den Nachlaß als überſchuldet 
hätten erſcheinen laſſen (fo auch Planck Erl 16). Wendet der Erbe Unverhältnismaßigkeit 
der Koſten ein (A 7), ſo hat er dieſe nachzuweiſen. — Die Gläubiger haben Entſtehung 
und Höhe des Schadens darzutun. Mehrere ſchuldige Miterben haften als Geſamtſchuldner 
(58 1978, 662, 427). 


8 1981 


Die Nachlaßverwaltung iſt von dem Nachlaßgericht anzuordnen, wenn 
der Erbe die Anordnung beantragt). 

Auf Antrag eines Nachlaßgläubigers iſt die Nachlaßverwaltung anzu⸗ 
ordnen), wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß die Befriedigung der 
Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Ver⸗ 
mögenslage des Erben gefährdet wirds). Der Antrag kann nicht mehr 
ale werden, wenn jeit der Annahme der Erbſchaft zwei Jahre verſtrichen 
ſind “). 

Die Vorſchriften des S 1785 finden keine Anwendung?). 


C II 1855; P 5 810, 872. 


J). Der Antrag des Erben iſt zeitlich nicht beſchränkt, kann alfo auch noch nach Ablau 
der fünf Jahre des $ 1974 geſtellt werden (anders der Antrag der Rachlaßglaubiger, Abſ 2 
Satz 2). Auch ſchon vor Annahme der Erbſchaft; daß dieſe in der Regel in dem An⸗ 
trage zu finden ſei (ſo Planck Erl 4a und die zweite Auflage dieſes Kommentars), kann nicht 
anerkannt werden, da der Erbe dabei recht wohl nur aus Vorſicht behufs Wahrung ſeiner 
Rechte für alle Fälle bis zur Entſchließung über Annahme oder Ablehnung gehandelt haben 
kann, ſonach eine unzweideutige pro herede gestio darin nicht liegt (vgl. § 1943 A 1 
und die dort angeführten Entſcheidungen). — Daß der Nachlaß bereits mit dem eignen 
Vermögen des Erben vermiſcht oder vom Erben verſilbert iſt, ſteht dem Antrage nicht ent- 
gegen, da die an die Stelle der urſprünglichen Nachlaßgegenſtände getretenen Erſatzanſprüche 
gegen den Erben zum Nachlaſſe gehören ($ 1978 Abf 2). Im Falle der Erſchöpfung des 
Nachlaſſes ohne Erſatzauſprüche kann der Antrag gemäß § 1982 abgelehnt werden. Mit⸗ 
erben ſind nur gemeinſam und nur, ſolange die Teilung nicht erfolgt iſt, antragsberechtigt 
G 2062). Ausgeſchloſſen iſt der Antrag, wenn der Erbe den Nachlaßgläubigern allgemein 
unbeſchränkt (nicht mehr beſchränkbar) haftet ($ 2018), anders für den Konkursantrag (KO 
$ 216 Abs 1). Das Nachlaßgericht wird die Frage der unbeſchränkten Haftung von Amts 
wegen (FG $ 12) zu prüfen Anlaß haben, wenn es ſelbſt dem Erben eine Inventarfriſt 
geſetzt hat und dieſe unbenutzt verſtrichen iſt ($ 1994). Hat es gleichwohl die Nachlaßver⸗ 
waltung angeordnet, ſo kann dieſer Beſchluß eine Beſchränkung der Haftung des Erben 
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gehört, kraft feines Verwaltungsrechts ($ 1374; feibſt in 0 b eee 


vollſtrecker wird, wenn er die Verwaltung des Nachlaſſes hat, zu dem Antrage be- 
f reges AA ner 85 ande 
andenſein eines Teſtamentsvollſtreckers die Anordnun, er Nach- 
eits durch das Vorhanden fi ul 4 10 80. 
OLG 18, 316; 39, 12). — Der Nachlaßpfleger der $$ 1960, 1961 iſt nicht antrags⸗ 
berechtigt, da er weder für die Beſchränkung der Haftung des Erben Sorge zu tragen 
hat, noch zu den Nachlaßgläubigern in rechtlichen Beziehungen ſteht (vgl. § 1960 A 4; 
a. M. Dernburg $ 130 A 3). — Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts an Stelle des Vormund! 


2. Der Nachlaßgläubiger (8 1967 Abſ 2, nicht alſo auch der Privatgläubiger des Erben) 
iſt auch dann antragsberechtigt, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet ($ 2018); an der unbe 
ſchränkten a wird dadurch nichts geändert. Er hat ſeine Forderung und deren Ge⸗ 

) 


efriedigung feiner Gläu⸗ 
biger nach Maßgabe des Geſetzes anruft (RG 27. 9. 07 VII 504/06). 
b 0 ektiv gegeben ſein in dem 
Verhalten des Erben (Gleichgültigkeit, Unwirtſchaftlichkeit, ungetreue Verwaltung § 1978 
Abſ 1) oder objektiv in der ſchlechten Vermögenslage des Erben, die einen Zugriff ſeiner 
5 Vorausſetzungen auch nur bei einem 
Miterben zutreffen. Bloße Säumnis in der Befriedigung der Gläubiger genügt nicht (NZU 
8, 179). Ob auch das Verhalten des verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers Anlaß geben 
kann, iſt beſtritten; bejahend OLG 18, 316; 39, 12 und Planck Erl 3a $ 1981 und Vor⸗ 
bem 5% vor 99 2197ff.; da der Teſtamentsvollſtrecker nicht Vertreter des Erben iſt (vgl. Vorbem 
Ne ee Wel u babe ff Erben 
ugerechnet werden können; anders wenn den ( rben ein Verſchulden abet trifft (ſo auch 
. $ 1981 Erl II B4 letzter Abſ). — Die Tatſachen, welche die Gefährdung be⸗ 
gründen ſollen, ſind glaubhaft zu machen; nötigenfalls hat das Nachlaßgericht nach § 12 FG 
weitere Ermittlungen anzuſtellen. Mehr als Glaubhaftmachung kann hier nicht verlangt 
werden, da nicht eine tatfächliche Gefährdung, ſondern nur „Grund für die Annabme“ einer 
ſolchen die Vorausſetzung der Vorſchrift bildet (a. M. Planck Erl 3 ). Andererſeits dürfte das 
Offizialprinzip des $ 12 FGG nicht fo weit gehen, daß das Nachlaßgericht zu umfangreichen 
Ermittlungen ſchreiten müßte, wenn der Antragfteller feine Legitimation zum Antrage und 
die Tatſachen zu ſeiner Begründung dem Gerichte nicht wenigſtens einigermaßen glaubhaft 
gemacht hat, wozu unter Umſtänden ſchon die Sachdarſtellung und die Angabe der Beweis. 
mittel genügen kann. Daß die Geſamtheit der Nachlaßgläubiger gefährdet fein müßte (ſo 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. V. Band. 6. Aufl. (Michaelis.) 6 
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KJ 43 A 790), läßt ſich aus dem Gebrauche der Mehrzahl wohl nicht ohne weiteres herleiten; 

ein zureichender ſachlicher Grund, dem einzelnen gefährdeten Gläubiger die Antragsbefugnis 

zu verſagen, dürfte nicht gegeben ſein. Die Gefährdung kann vom Erben durch Sicher⸗ 

A befeitigt werden, nicht aber durch bloßes Erbieten dazu (RIA 7, 18). Ahnlich 
1 0 


4. Zweijährige Ausſchlußfriſt, laufend ſeit Annahme der Erbſchaft ($ 1943 A 1). Die 
Friſt (5 187) läuft nur den Nachlaßgläubigern, nicht dem Erben. Im Falle der Erben- 
mehrheit iſt die zuletzt erklärte Annahme maßgebend. Ebenſo KO 8 220. 

5. Auch die Nachlaßverwaltung iſt ee e (8 1975 A 2). Der Verwalter 
iſt aber nicht wie der Pfleger (88 1915, 1785) zur bernahme des Amtes verpflichtet. Da⸗ 
gegen hat er Anſpruch auf Vergütung ($ 1987). Der Erbe kann wegen der vorhandenen 
Intereſſenkolliſion nicht ſelbſt zum Verwalter beſtellt werden. Wohl aber der Teſta⸗ 
e vgl. A 1. Auch mehrere Verwalter können beſtellt werden (88 1797, 
1915). 


8 1982 


Die Anordnung der Nachlaßverwaltung kann abgelehnt werden, wenn 
eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht vorhanden iſt!). 
E II 1856; P 5 810. 


1. Vgl. auch 88 1965 Ab 1 Satz 2, 1980 a. E. Die Maſſe entſpricht nicht den Koſten, wenn 
ihre Verwertung einen die Koſten überſteigenden Betrag nicht ergeben würde; nicht ſchon 
(wie in OLG 11, 227 angenommen), wenn durch die Koſten das Befriedigungsobjekt für die 
Gläubiger un verhältnismäßig geringer werden würde. Vgl. die entſprechende Vorſchrift in 
$ 107 Ubf 1 KO, wo aus der in Satz 2 vorgeſehenen Abwendung der Abweiſung des 
Konkurseröffnungsantrags durch Hinterlegung eines zur Deckung der Verfahrens- 
koſten ($58 Nr 1, 2) hinreichenden Betrags ſich mit Sicherheit ergibt, daß nur ein die 
Koſten deckender Wert der Maſſe für die Eröffnung erfordert wird. Entſprechend in $ 204 KO 
für die Eröffnung erfordert wird. Entſprechend in $ 204 KO für die Abwendung der Ein: 
ſtellung. Dieſe Vorſchriften werden unbedenklich auf die Nachlaßverwaltung entſprechend 
angewendet werden können. Ein für die Verfahrenskoſten ausreichender Vorſchuß erſetzt 
daher auch hier die Unzulänglichkeit der Maſſe. — Der Erbe hat in dieſem Falle die Unzuläng⸗ 
lichkeitseinrede aus 88 1990, 1991 zur Beſchränkung feiner Haftung. Als zur Maſſe gehörig 
gelten auch die nach $$ 19781980 gegen den Erben beſtehenden Auſprüche. Aufhebung 
der angeordneten Verwaltung aus dem gleichen Grunde § 1988 Abſ 2. 
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Das Nachlaßgericht hat die Anordnung der Nachlaßverwaltung durch 
das für ſeine Bekanntmachungen beſtimmte Blatt zu veröffentlichen“). 
E II 1857; P 5 808. 


1. Entſprechend 8 76 KO. — Der Nachlaßverwalter iſt auch verpflichtet, die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung, ſofern zu dem Nachlaſſe Grundſtücke oder Rechte an ſolchen gehören, 
unverzüglich in das Grund buch eintragen zu laſſen, um dadurch die ſonſt gemäß 98 892, 898 
in Verb. mit § 1984 Abſ 1 Satz 2, KO $ 7 zugunſten gutgläubiger Dritter eintretenden 
Wirkungen von Verfügungen des Erben auszuſchließen (vgl. Predari, GBO ©. 95, 98). 
Ein Vorgehen des Nachlaßgerichts von Amts wegen zur Herbeiführung der Eintragung 
iſt durch das Geſetz nicht vorgeſchrieben; die entſprechende Ann endung der für das Kon⸗ 
kursgericht beſtehenden Vorſchrift (KO $ 1183) erſcheint bedenklich, da die Stellung des 
Nachlaßgerichts weſentlich verſchieden von der des Konkursgerichts iſt, das nicht nur das 
Verfahren zu eröffnen, ſondern auch bei der Durchführung mitzuwirken hat (ſo Dernburg 
$ 130 A 15; a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars und Planck 3. Aufl, wie hier die 
4. Aufl. Danach wird das Grundbuchamt auch nicht befugt ſein, die Eintragung auf Grund eines 
Erſuchens des Nachlaßgerichts (§ 39 GBD) zu vollziehen. Das Nachlaßgericht kaun aber den 
Nachlaßverwalter zur Herbeiführung der Eintragung anhalten. Die öffentliche Bekannt. 
machung iſt fur die Beweislaſt bei nach Anordnung der Nachlaßverwaltung erfolgten Lei⸗ 
ſtungen an den Erben von Bedeutung (vgl. § 1984 WB). 


8 1984 


Mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung!) verliert der Erbe die 
Befugnis, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen?). Die Vor⸗ 
ſchriften der SS 6, 7 der Kontursordnung finden entſprechende Anwendung“). 
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Ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann nur gegen den Nach⸗ 
laßverwalter geltend gemacht werden“). End: 
Zwangsvollſtreckungen und Arreſte in den Nachlaß zugunſten eines 
Gläubigers, der nicht Nachlaßgläubiger iſt, ſind ausgeſchloſſens). 
E II 1858; P 5 811, 812. 


1. Die Anordnung der Nachlaßverwaltung tritt als gerichtliche Verfügung gemäß 

5 16 FG mit der Bekanntmachung an aan n Naben 1 55 fe — „ 
eftimmt iſt. Als foldyer wird der Erbe zu gelten haben, da eſſen Verfügungsbefugni 
nel A wird. In dem rechtsähnlichen Falle 


Planck 3. Aufl Erl 1, wie hier die 4. Aufl. — 
auch die Befugni 
treten; feine Verw i h 

Kenntnis evhalten hat. — Für die Bekanntmachung if Zuſtellung nach den Vorſchriften 
der ZPO nur erforderlich, wenn der Antrag von einem Nachlaßglaͤubiger geſtellt iſt { 


diefem Falle die Friſt zur 7 18 Beſchwerde mit der de ſelbſ den beginnt (FGG 
; 76 Abſ 2 Satz 1, 8 22; vgl. n 
a 


1 
un die Bekanntmachung auch Bu erfolgen, unter entſprechendem Verm 
(866 $ 16 Abf 2 Sat 2); die der Landesjuſtizverwaltung vorbehaltene 
ordnungen kommen für die Rechtswirkſamkeit i 
Wegen der Wirkung der offentlichen Bekanntmachung vgl. A 3. 


geſchehenen „Bekanntmachung“ — A 1 — der Fall ſe 
waltung zu feinen Gunſten als fortbeſtehend (8 674). — M 
Erbe auch die Befugnis (Legitimatipn) zu Verfügungen über den Nachla 


KO nur gegenüber 
den Nachlaßgläubigern. Das bedeutet aber nicht, daß lediglich ein nur den Schutz 
beſtimmter Perſonen bezweckendes Veräußerungsverbot ($ 135) vorlage, bei dem der⸗ 
jenige, gegen den das Verbot ſich richtet, verfügungsberechtigt bleil t, wenn auch unbeſchadet 
des geſetzlich geſchützten Rechtes des anderen; vielmehr iſt dem Erben d l 
entzogen, er iſt nicht mehr zur Ausübung des Verfügungsrechts berech 
auf Grund von Eintragungs- oder Löſchungsbewilligungen, die von i 


uf d i i r Abtretung berufen 
(RG Lz 1913 Sp. 398; RG 83, 189; Buſch, KO, 12. Aufl., zu 8 7 U 2). Gi 
iſt an der Verfügung über ſeinen Anteil am Nachlaſſe ($ 2033 Abſ 1) durch die Anord- 
nung nicht gehindert. — Keine Verfügung ſoll nach einem Beſchluſſe der Grundbuch- und 
Aufwertungsrichter Groß Berlins (DIZ 1926 Sp 445) in der Anmeldung und dem Ein⸗ 
ſpruche im Falle des 916 AufwGef liegen; deshalb iſt dazu auch ber Erbe während be⸗ 
ſtehender Nachlaßverwaltung für befugt erklärt. Dem wird, da es ſich um lediglich ſchaden⸗ 
vorbeugende Maßnahmen handelt, beizuſtimmen fein. 


3. Die entſprechende Anwendung der 88 6, 7 — jetzt ES 7, 8 — HD bedeutet zu 
nächſt die ſchon aus Satz 1 (entſprechend dem jerigen $ 6 KO) ſich ergebende Unwirkſamkeit 
der nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung in bezug auf den Nachlaß vom Erben vor⸗ 

enommenen Rechtshandlungen mit der Einſchränkung, daß ſie nur gegenüber den Nach- 
laßglänbigern unwirkſam ſind (A 2), ferner aber mit dem (durch die Novelle zur KO 
hinzugefügten) Vorbehalte, daß die den öffentlichen Glauben des Grundbuchs be⸗ 
treffenden 88 892, 893 zunberührt bleiben“, alſo (was früher ſtreitig war) zur Anwendung 
gelangen können (§S 7 Kd). Demgemäß erwirbt, ungeachtet der durch die Nachlaßverwaltung 


6* 
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eingetretenen Verfügungsbeſchränkung des Erben, gemäß § 892 Abſ 1 Satz 2, falls die An⸗ 
ordnung im Grundbuche nicht eingetragen iſt ($ 1983 A 1) und auch nicht nachgewieſen wird, 
daß ſie dem Erwerber bekannt war, der Erwerber eines Rechtes an einem zum Nachlaſſe 
gehörigen Grundſtücke oder eines zum Nachlaſſe gehörigen Rechtes an einem Grundſtücke 
das Recht von dem Erben mit Wirkſamkeit auch gegenüber den Nachlaßgläubigern. Da⸗ 
gegen find die ſonſtigen Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, auf den Erwerb von dem in der Verfügung über den Nachlaß be⸗ 
ſchräukten Erben, der aber Subjekt der Nachlaßrechte bleibt, nicht ohne weiteres anwendbar 
und auch, und zwar abſichtlich (vgl. Begr der Novelle zur KO $ 10), nicht für entſprechend 
anwendbar erklärt. Der Erwerb des Eigentums an beweglichen Sachen und an Rechten, 
die mit dem Beſitze beweglicher Sachen verbunden find (88 932—936, 1032, 1207 in Verbindung 
mit 135 Abſ 2 B88), iſt deshalb den Nachlaßgläubigern gegenüber auch daun unwirkſam, wenn 
die Sache von dem Erben übergeben iſt und der Erwerber die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
nicht gekannt hat. Dagegen werden die Vorſchriften zur Anwendung zu kommen haben, wenn 
dem Erwerber die Zugehörigkeit zum Nachlaſſe ohne grobe Fahrläſſigkeit unbekannt 
geblieben iſt, da der Erwerb von dem nicht verfügungsberechtigten Eigentümer dem Erwerbe 
vom Nichteigentümer zum mindeſten gleichſtehen muß. So Strohal $ 79 A 19a; Planck 
4. Aufl Erl Za; a. M. Buſch zu KO § 7 A 3. — Rückgabe der Gegenleiſtung, ſoweit 
die Nachlaßverwaltungsmaſſe bereichert iſt (KO § 7 Abſ 2). — Vermutung, daß die am 
Tage des Wirkſamwerdens der Anordnung (A 1) vorgenommenen Rechtshandlungen nach 
der Anordnung vorgenommen worden find (KO 8 7 Abſ 3). — Entſprechende Anwend⸗ 
barkeit des §8 HD: Leiſtungen auf Nachlaßforderungen, die nach dem Wirkſamwerden 
der Anordnung (A 1) erfolgt ſind, befreien den Schuldner unbedingt, ſoweit das Geleiſtete 
in die Maſſe der Nachlaßverwaltung gelangt iſt (alſo, da Bereicherung nicht verlangt wird, 
auch wenn es ihr nachträglich wieder verlorengegangen iſt); doch tritt auch darüber hinaus 
Befreiung ein, falls die Leiſtung auf ein im Grundbuch eingetragenes Recht ohne Kenntnis 
der im Grundbuche nicht eingetragenen Anordnung der Nachlaßverwaltung erfolgt iſt ($ 898); 
im übrigen auch, wenn dem Leiſtenden bei der Leiſtung die Anordnung nicht bekaunt war, 
jedoch unter verſchiedener Regelung der Beweislaſt, je nachdem die Leiſtung vor oder nach 
der öffentlichen Bekanntmachung (8 1988) erfolgt iſt (KO § 8 Abſ 2, 8). Die Befreiung 
wird nur durch die wirkliche Kenntnis, nicht, wie in andern Fällen (88 1070 Ab] 2, 1275, 
2129 Abſ 2 BGB), auch ſchon durch die Zuſtellung einer Mitteilung von der Anordnung an 
den Schuldner ausgeſchloſſen (RG 87, 417; 21. 2. 21 IV 388/20). — Aufrechnung nach An- 
ordnung der Nachlaßverwaltung § 1977 A 5. 


4. Wie die Aktivlegitimation (A 2), ſo verliert der Erbe auch die Paſſivlegitimation. 
Eine nach der Anordnung erhobene Klage gegen den Erben iſt von Amts wegen abzuweiſen, 
wenn ſich die Anordnung aus den Parteierklärungen des Klägers oder des Beklagten ergibt. 
Der vorher vom Erben oder gegen ihn anhängig gemachte Rechtsſtreit wird unterbrochen, 
ſoweit nicht Vertretung durch einen Prozeßbevollmächtigten beſteht (ZPO 89 241 Abſ 2, 246). 
Der Anſpruch des Pflichtteilsberechtigten auf Auskunfterteilung über den Nachlaß (8 2814) 
kann auch während der Nachlaßverwaltung gegen den Erben geltend gemacht werden (vgl. 
für den gleichliegenden Fall des Konkurſes RG 9. 10. 19 IV 180/19 und $ 1975 A 3). Der 
Erbe kann die Aufhebung von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln verlangen, die zugunſten 
eines Nachlaßgläubigers in fein nicht zum Nachlaſſe gehöriges Vermögen erfolgt find (ZPO 
8 784). Dieſe Vorſchriften finden aber keine Anwendung, wenn der Erbe bereits allgemein 
unbeſchränkbar haftet; in dieſem Falle find Rechtsverfolgung und Zwangsvollſtreckung gegen 
ihn in fein perſönliches Vermögen auch weiter zuläſſig. — Das vorher wegen einer Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit gegen den Erben ergangene Urteil kann, ohne daß es einer Vollſtreckungs⸗ 
klauſel gegen den Nachlaßverwalter (8 727 ZPO) bedarf, in den Nachlaß vollſtreckt werden. 
Vorher durch Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß erlangte Pfändungspfandrechte bleiben 
wirkſam (anders im Konkursfalle 8 221 KO). Wird aus einem gegen den Nachlaßver⸗ 
walter ergangenen Urteile nach Aufhebung der Nachlaßverwaltung die Zwangsvollſtreckung 
gegen den Erben betrieben, ſo kann dieſer die Beſchränkung ſeiner Haftung geltend machen, 
auch wenn fie ihm im Urteile nicht vorbehalten iſt (ZPO 5 780 Abſ 2). 


5. Entſprechend KO 8 14. — Durch die Anordnung der Nachlaßverwaltung wird den 
Privatgläubigern des Erben die ihnen durch die Annahme der Erbſchaft (ZPO 8 778 
Abf 2) gewährte Möglichkeit, ſich aus dem Nachlaſſe zu befriedigen, wieder entzogen. Sie 
können nur noch im Wege der Pfändung des Anſpruchs des Erben gegen den Nachlaß⸗ 
verwalter auf Herausgabe des künftigen Nachlaßüberſchuſſes ($ 1986) mittelbar Befriedigung 
aus dem Nachlaſſe zu erlangen ſuchen. Vor Anordnung der Nachlaßverwaltung erfolgte 
Vollſtreckungshaudlungen von Privatgläubigern des Erben in den Nachlaß werden durch 
F 1984 nicht betroffen; der Nachlaßverſwalter kann aber auf Grund des § 789 Abſ 2 3 PO 
ihre Aufhebung verlangen (RG 27. 9. 07 VII 504/06). 
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$ 1985 


Der Nachlaßverwalter!) hat den Nachlaß zu verwalten und die Nachlaß⸗ 
verbindlichteiten aus dem Nachlaſſe zu berichtigen). 

Der Nachlaßverwalter iſt für die Verwaltung des Nachlaſſes auch den 
Nachlaßgläubigern verantwortliche). Die Vorſchriften des 8 1978 Abi 2 
und der SS 1979, 1980 finden entſprechende Anwendung ?) 


E II 1859, 1861; P 5 818-819, 


ie Rechtsſtellung des Nachlaßverwalters ift der des Konkursverwalters ähnlich. 
Gleich 12 00 ih A De ge er eie des Erben noch der Nachlaßgläubiger, noch 
der Erbſchaft, ſondern Organ für Durchführung der Zwecke der Verwaltung mit eigener 

— (RG 65, 287, deshalb kein Auſpruch auf Armenrecht). Auf die Stellung des 
Nachlaßverwalters finden die Vorſchriften über die Stellung des Pflegers, und mittel. 
bar alſo des Vormundes ($ 1915), Anwendung, ſoweit nicht Sonderbeſtimmungen ($$ 1981 
Abſ 3, 1987; vgl. § 1960 X 4) beſtehen. Aus der Anwendung dieſer Vorſchriften ergibt ſich 


g eines 
erufung 

amentserbe ſei; doch kann er in ſolchem Falle die Auf⸗ 
1 der achlaßverwaltung erwirken (RG Recht 09, 2127; vol. 1988 A 3). Der 
achlaßverwalter hat auch für die Eintragung der erforderlichen Vermerke im Grundbuche 
au ſorgen (. $ 1988 U 1). Er hat ſodann den Nachlaß inſoweit zu verſilbern, als es zur 


weck 
der Nachlaßverwaltung zuläßt, unterworfen fein (fo jetzt auch Planck 4. Aufl Erl 1a 115 2 
gegen bie 9 Aufl). Der Na jlaßeichter iſt verpflichtet, ihn, falls erforderlich, 
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Nachlaßverwaltung, ebenſo wie dem Erben (RG 72, 263), eine Kontrolle in der Weiſe zu, 
daß er durch geeignete Anträge bei dem Nachlaßgerichte auf Abſtellung von Mängeln 
in der Nachlaßverwaltung dringen kann (RG 13. 1. 19 IV 299/18). 

3. Der Verwalter iſt gleich dem Vormunde ($ 1833) dem Erben, aber abweichend 
vom Nachlaßpfleger (8 1960 A 5), auch unmittelbar den Nachlaßgläubigern verantwort- 
lich, und zwar auf Grund eines vertragsähnlichen Verhältniſſes, das durch ſeine Beſtellung 
begründet wird und auf Grund deſſen er (entſprechend der Haftung des Erben aus $ 1978 
Abſ 1) wie ein Beauftragter für jede Fahrläſſigkeit haftet (RG DIZ 05, 652). Die ſich 
hieraus ergebenden Anſprüche gegen ihn gehören zum Nachlaſſe (8 1978 Abſ 2; vgl. 
A 4 dazu). Auch die beſondere Verpflichtung des Erben, falls ſich Überſchuldung herausſtellt, 
Konkurs zu beantragen (8 1980) und die daraus ſich ergebende Verantwortlichkeit iſt ihm 
auferlegt. Um dieſe Verantwortlichkeit auszuſchließen, muß er auch gegebenenfalls das 
Aufgebot der Nachlaßgläubiger beantragen. Anderſeits iſt auch er bei ſich ſpäter 
ergebender Überſchuldung zur Anrechnung berichtigter Berbindlichkeiten auf den Nachlaß 
berechtigt, wenn er nach den Umſtänden die Zulänglichkeit annehmen durfte (§ 1979). 
Unter dieſer Vorausſetzung iſt er nicht verpflichtet, eine beſtimmte Reihenfolge bei der Be ⸗ 
richtigung von Verbindlichkeiten einzuhalten und kann er auch ſolche aus Pflichtteilsrechten, 
Vermächtniſſen oder Auflagen berichtigen. Nach durchgeführtem Aufgebot kann er einem ausge⸗ 
ſchloſſenen und ohne ſolches einem verſpäteten Gläubiger ($ 1974) gegenüber gemäß § 1978 
verfahren, und zwar auch noch in der Zwangsvollſtreckung (RG 61, 221, wo dahingeſtellt 
gelaſſen iſt, ob es dazu eines beſonderen Vorbehalts im Urteile bedürfe). — Iſt die 
Konkurseröffnung wegen Mangels an Maſſe nicht tunlich, ſo wird der Nachlaß⸗ 
verwalter nicht, wie der Erbe, nach $$ 1990, 1991 verfahren dürfen, da dieſe Para⸗ 
graphen nicht, wie $ 1978 Abſ 2 und $$ 1979, 1980, für entſprechend anwendbar erklärt 
ſind; vielmehr wird er in ſolchem Falle gemäß § 1988 Abſ 2 die Aufhebung der Nachlaß⸗ 
verwaltung zu beantragen haben. Auch § 1992 ift nicht für entſprechend anwend⸗ 
bar erklärt; der Nachlaßverwalter wird deshalb die Konkurseröffnung auch beantragen 
müſſen, wenn die Überſchuldung auf Vermächtniſſen oder Auflagen beruht (a. M. Planck 
Erl 1b und die zweite Auflage dieſes Kommentars). — Der Nachlaßrichter iſt wegen 
ſchuldhafter g re e bei der Beaufſichtigung des Nachlaßverwalters ſowohl 
dem Erben wie auch den Nachlaßgläubigern verantwortlich (RG 88, 264); anders beim 
Nachlaßpfleger der 98 1960, 1961 ($ 1960 A 2). 


8 1986 


Der Nachlaßverwalter darf den Nachlaß dem Erben erſt ausantworten, 
wenn die bekannten Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt ſind !). 

Iſt die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführbar oder 
iſt eine Verbindlichkeit ſtreitig, ſo darf die Ausantwortung des Nachlaſſes 
nur erfolgen, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiſtet wird?). Für eine bes 
dingte Forderung iſt Sicherheitsleiſtung nicht erforderlich, wenn die Möglich⸗ 
keit des Eintritts der Bedingung eine ſo entfernte iſt, daß die Forderung 
einen gegenwärtigen Vermögenswert nicht hats)a). 

E II 1860; P 5 816-818. 

1. Die Ausantwortung des Nachlaſſes an den Erben darf nicht erfolgen, bevor der 
Zweck der Nachlaßverwaltung, die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten, erreicht iſt, 
alſo keinenfalls, ſolange die bekannten Nachlaßverbindlichkeiten noch nicht ſämtlich be⸗ 
richtigt ſind. Beſteht aber Grund zu der Annahme, daß unbekannte Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten vorhanden ſein könnten, ſo wird der Nachlaßverwalter gegenüber dem Erben be⸗ 
rechtigt fein, den Nachlaß ſolange zurückzubehalten, bis das zu feiner Deckung gegenüber 
den Nachlaßgläubigern ($ 1985 A 8) erforderliche Aufgebot (88 1970ff.) durchgeführt iſt. 
Mehreren Miterben iſt der Nachlaß gemeinſchaftlich auszuhändigen oder auf Verlangen 
eines von ihnen für alle zu hinterlegen ($ 2088). Wegen der Vornahme der Teilung f. 
911985 A 2. 

2. Sicherheitsleiſtung 88 232 ff. Eb 52 Abf 1. Die Hinterlegung gemä 372 ff. 
iſt damit nicht ange f u > Ba f 
3. Bedingte Forderung. Ebenſo beim Arreſt ZPO 8 916 Abſ 2 und bei der Verteilung 
im Konkurſe KO 88 154, 171. 

4. Die Nachlaßverwaltung bleibt trotz Ausantwortung des Nachlaſſes beſtehen, bis ſie 
gemäß § 1919 vom Nachlaßgericht aufgehoben iſt. Meldet ſich vor der Aufhebung noch ein 
Gläubiger, jo kann der Verwalter vom Erben entſprechende Wiederaushändigung des 
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N n. Nach Aufhebung der Nachlaßverwaltung haftet, wenn ein Aufgebot 
ee dee nde b die in $ 1974 vorgeſchriebene eee 
gelaufen iſt, der Erbe einem ausgeſchloſſenen oder einem ſolchen gleichſtehenden Glau- 
biger nur nach Maßgabe des $ 1973 (A 1), alſo auf die Bereicherung. Iſt der Nachlaß nur 
noch fo gering, daß keine zur Deckung der Koſten der Verwaltung oder des Konkurſes aus. 
reichende Malle vorhanden iſt (5 1990) oder ift der Nachlaß infolge von Vermächtniſſen 
und Auflagen unzulänglich ($ 1992), jo kann der Erbe gegenüber ſich meldenden Glau- 
bigern nach $ 1990 verfahren, vgl. A 1 dazu. Beſtritten iſt aber, wie ſich die Haftung 
geſtaltet, wenn (was allerdings nicht häufig vorkommen wird) ein Aufgebot in der Nad)- 
laßverwaltung oder ſonſt nicht ſtattgefunden hat und der Nachlaß noch zur Deckung der Koſten 
einer Verwaltung oder eines Konkurſes ausreicht, alſo weder der Fall des $ 1973 noch der 
des $ 1990 vorliegt. Es wird die Meinung vertreten, daß in dieſem Falle der Erbe zunächſt 
wieder nach allgemeinen Grundſätzen, alſo unbeſchränkt, haftet und daß nur durch eine 
neue Nachlaßverwaltung oder einen Konkurs wieder die Beſchränkung der Haftung herbei ⸗ 
geführt werden könne (jo Strohal II $ 79 A 33 und bei Planck, 3. u. 4. Aufl, Erl 3d, im 
Gegenſatze zu Planck in den früheren Auflagen; vgl. auch Planck DIZ 4, 366). Dieſe 
Auffaſſung findet im Geſetze keine Stütze, da 8 1975 als Wirkung der Nachlaßver⸗ 
waltung die Beſchränkung der Haftung ohne Einſchränkung auf die Dauer der Verwaltung 
ausspricht. Der Erbe haftet aljo, wenn er nicht vorher ſchon unbeſchränkbar gehaftet hat 
($ 1994), auch au aufgehobener Verwaltung zunächſt weiter nur mit dem Nachlaſſe 
(cum viribus hereditatis); er kann eine Zwangsvollſtreckung in fein eigenes Vermögen, 
falls ihm die Beſchränkung in dem Urteile vorbehalten ift, gemäß ZPO 55 780, 781, 785, 
alſo im Wege der Widerſpruchsklage des $ 767, abwehren. So im weſentlichen Dern burg 
V 169 bei A 2, 3, der jedoch die Beweislaſt bei der Zwangsvollſtreckung zu verkennen ſcheint; 
Kipp $ 78 XI 2. Die Bemerkung in den ziemlich unklaren Verhandlungen der zweiten 
Kommiſſion (5, 817), daß der Erbe in ſolchem Falle haften ſolle, „wie wenn die Pflegſchaft 
nicht beſtellt geweſen wäre“, auf die Strohal beſonderen Wert legt, kann nicht maßgebend 
fein. Um eine Anwendung des $ 1990 auf einen Fall, für den er nicht gegeben iſt (ſo Strohal 
bei Planck a. a. O.), handelt es ſich dabei nicht; auch nicht um eine entſprechende An- 
wendung, deren Zulaſſigkeit bedenklich ſein würde. Eine etwa gewollte Einſchränkung hätte 
im Geſetze ($ 1975) Ausdruck finden müſſen, zumal fie fachlich keineswegs gerechtfertigt iſt, 
vielmehr das ohnehin ſchon verwickelte Haftungsſyſtem des BGB noch weiter verwickeln 
würde. Doch iſt die Beſtimmung einer Inventarfriſt nach Beendigung der Nach- 
laßverwaltung nicht, wie nach Durchführung des Nachlaßkonkurſes, durch F 2000 (vgl. 
A 3 dazu) ausgeſchloſſen. Auf dieſe Weiſe kann daher auch nach durchgeführter Nachlaß 
verwaltung die unbeſchränkte, d. h. nicht mehr beſchränkbare Haftung gegebenenfalls ein- 
treten. Doch kann ſich der Erbe auf ein von dem Nachlaßverwalter errichtetes Inventar be⸗ 
rufen, wenn es den Vorſchriften der $$ 2002, 2003 entſpricht ($ 2004). Daß der Erbe nach 
durchgeführter Nachlaßverwaltung ein für allemal, alſo unabänderlich, nur beſchränkt 
hafte, will Staudinger 9. Aufl mit Unrecht aus den Ausführungen an dieſer Stelle in der 
5. Aufl herausleſen. — Anderſeits findet auch $ 1973 nicht, wie nach durchgeführtem Kon⸗ 
kurſe (§ 1989), Anwendung. Vielmehr iſt die Stellung des Erben zu den Nachlaßgläubigern hin⸗ 
ſichtlich der Verantwortlichkeit für den ihm wieder ausgeantworteten Nachlaß 
wiederum die eines Beauftragten und find die 89 19781980, jedenfalls entſprechend, 
unbedenklich anwendbar. Der Erbe darf daher auch jetzt wieder Nachlaßverbindlichkeiten 
nur ſolange berichtigen, als er die Zulänglichkeit des Nachlaſſes annehmen kann ($ 1979); 
hat er Anlaß zu der Annahme des Vorhandenſeins unbekannter Verbindlichkeiten, ſo muß 
er Aufgebot und bei Kenntnis der Überſchuldung, der fahrläſſige Unkenntnis gleichſteht, Kon⸗ 
kurs beantragen ($ 1980); andernfalls iſt er den Gläubigern ſchadenserſaßpflichtig. Eine 
nochmalige Nachlaßverwaltung zu beantragen, iſt er zwar berechtigt (8 1981), aber nicht 
verpflichtet; auch ein nicht befriedigter oder ausgeſchloſſener Nachlaßgläubiger kann von 
neuem Nachlaßverwaltung beantragen. — Iſt die Anordnung als nicht gerechtfertigt auf⸗ 
gehoben (FGG 88 18, 76 Abſ 2), jo muß die Beſchränkung der Haftung als nicht eingetreten 
gelten. Sit die Aufhebung wegen Mangels einer den Koſten entſprechenden Maſſe erfolgt 
($ 1988 Abſ 2), fo kann nunmehr der Erbe nach $ 1990, deſſen entſprechende Anwendung 
auf dieſen Fall (vgl. dagegen oben) keinen Bedenken unterliegen wird, verfahren. 
Kommt aber der Nachlaß wieder zu Kräften, ſo wird die Anordnung einer neuen Nachlaß⸗ 
verwaltung erforderlich ſein. 


& 1987 
Der Nachlaßverwalter kann für die Führung ſeines Amtes eine ange⸗ 
meſſene Vergütung verlangen !). 
E II 1802; P 5 820. 
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1. Der Verwalter, der zur Übernahme des Amtes nicht wie ein Vormund oder ſonſtiger 
Pfleger kraft Geſetzes verpflichtet iſt (§ 1981 Abſ 3), hat, ebenſo wie der Konkursverwalter 
(KO 8 85) und mangels abweichender Beſtimmung des Erblaffers der Teſtamentsvollſtrecker 
(§ 2221), einen Rechtsanſpruch auf Vergütung. Nicht ſo der Nachlaßpfleger, § 1960 A 4. 
Sie wird vom Nachlaßgericht mit Rückſicht auf den Umfang der Mühewaltungen und den 
Beſtand der Maſſe feſtgeſetzt. Der Anſpruch auf Vergütung und Erſatz der Aufwendungen 
$ 1835) iſt im Konkurſe Maſſeſchuld, KO § 224 Nr 4, 6. 


8 1988 


Die Nachlaßverwaltung endigt mit der Eröffnung des Nachlaßkon⸗ 
kurſes!). 

Die Nachlaßverwaltung kann aufgehoben werden, wenn ſich ergibt, daß 
eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht vorhanden iſte) ). 

E II 1863; P 5 819, 820. 


1. Die Nachlaßverwaltung endigt im Konkursfalle ohne weiteres kraft Geſetzes. Vom 
Nachlaßverwalter nach dieſer Zeit vorgenommene Rechtshandlungen ſind in Ermanglung 
einer Vertretungsmacht unwirkſam ($$ 177ff.); die 88 7, 8 KO, die ſich nur auf Verfügungen 
des Gemeinſchuldners beziehen, können auf den Nachlaßverwalter, der nicht geſetzlicher Ver⸗ 
treter des Erben ift (vgl. $ 1985 A), keine Anwendung finden (a. M. Planck Erl 1a). Doch 
kann der Verwalter, falls er ohne ſein Verſchulden von der Erledigung keine Kenntnis hatte, 
zu feinen Gunſten die Vorſchrift des $ 674 anrufen. Dagegen dauert die Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft auch nach der Konkurseröffnung fort (§ 1960 A 4). Der Pfleger vertritt den nun⸗ 
mehrigen Gemeinſchuldner. 

2. Wie KO $ 204 und entſprechend § 1982. Vgl. § 1982 A 1. Hinterlegung eines Koſten⸗ 
vorſchuſſes wendet auch hier die Aufhebung ab. Dem Erben wie den Nachlaßgläubigern 
ſteht gegen den Aufhebungsbeſchluß einfache Beſchwerde zu, FGG 88 19, 20. 

8. Abgeſehen von Abſ 1 dauert die Verwaltung fort, bis fie gemäß § 1919 durch Be⸗ 
ſchluß des Nachlaßgerichts aufgehoben iſt (RGS 72, 263). Die Aufhebung hat zu erfolgen, 
ſobald der Zweck der Nachlaßverwaltung erreicht iſt ($ 1919). Zurücknahme des vom Erben 
ſelbſt geſtellten Antrags hindert die Durchführung der Verwaltung nicht (RIA 12, 108). 
Gleiches muß gelten, wenn der von einem Nachlaßgläubiger geſtellte Antrag zurückgenommen 
wird, nachdem die Verwaltung angeordnet iſt. Dagegen iſt die Anordnung aufzuheben, 
wenn fie ungerechtfertigt war (FGG 35 18, 76 Abſ 2). Über die Wirkung der erfolgten Auf: 
hebung auf die Haftung des Erben ſ. $ 1986 A 4. Der Verwalter hat den Nachlaß an 
den Erben herauszugeben und Schlußrechnung zu legen (§ 1890). Hierbei — nicht auch im 
Konkurſe (KO $ 223) — kann er wegen feiner Aufwendungen das Zurückbehaltungsrecht 
ausüben. Die im Grundbuch eingetragenen Verfügungsbeſchränkungen ſind auf Antrag 
des Erben zu löſchen (GBO $ 22). Der Tod des Erben iſt auf die Fortführung der Ver⸗ 
waltung ohne Einfluß. Wohl aber iſt ſie aufzuheben nach dem Tode des Vorerben, wenn 
damit der Fall der Nacherbfolge eintritt, da der Nacherbe zunächſt unbeſchränkt, wenn 
auch beſchränkbar, haftet und es zur Beſchränkung ſeiner Haftung der Anordnung einer neuen 
Nachlaßverwaltung bedarf, wobei an die Stelle des Nachlaſſes dasjenige tritt, was der 
Nacherbe aus der Erbſchaft erlangt (8 2144). — Bekanntmachung des Aufhebungsbeſchluſſes 
iſt reichsgeſetzlich nicht vorgeſchrieben. 


8 1989 


1) Iſt der Nachlaßkonkurs durch Verteilung der Mafje?) oder durch Zwangs⸗ 
vergleich beendigt?), jo finden auf die Haftung des Erben die Vorſchriften 
des § 1973 entſprechende Anwendung“). 

E I 2118 II 1864; M 5 640, 641; P 5 771—774. 


1. Beendigung des Nachlaßkonkurſes. Die durch Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
eingetretene Beſchränkung der Haftung des Erben auf den Nachlaß muß nach 
der hier vertretenen Anſicht (8 1975 A 1) auch nach Beendigung des Nachlaßkonkurſes, 
wie der Nachlaßverwaltung ($ 1986 A 4), fortdauern. Wird aber der Nachlaßkonkurs 
durch Verteilung der Maſſe oder Zwangsvergleich beendet, jo tritt nach $ 1989 eine 
noch weitergehende Beſchränkung ein in der Weiſe, daß der Erbe nunmehr allgemein 
nur noch wie nach $ 1973 einem durch Aufgebot ausgeſchloſſenen Gläubiger haftet; die im 
Konkursverfahren erfolgte Aufforderung zur Anmeldung und der Ablauf der Ausſchlußfriſt 
(KO 88 110, 111, 152), im Falle des Zwaugsvergleichs ſtatt der Ausſchlußfriſt die 
öffentliche Bekanntmachung des Vergleichstermins (8 179 KO), erſetzen das in 98 1970ff. 
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unbeſchrankt, d. h. unbeſchränkbar, haftet (58 2006 BGB, 780 SPD; vol. § 1975 A 1). Auch 
nicht, wenn er bereits allgemein in dieſer Weiſe haftet (8 2013 Abſ 1). Näheres ſ. A 4. 


des Nachlaßkonkurſes durch Zwangsvergleich kommen für diejenigen Gläubiger, die durch 
immungen des Veraleichs 


ti icht wie $ 193 KO vorſchreibt, von dem Zwangsvergleiche betroffen würden, 
e d AR ſeine ihm weſentliche zwingende Bedeutung zu einem er⸗ 
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heblichen Teile verlieren müßte. — Die Gläubiger minderen Rechtes, das ſind die⸗ 
jenigen, die nach § 226 Abſ 2 Nr 2—5, Abf 4 KO im Konkurſe erſt nach anderen Forderungen 
befriedigt werden, nehmen zwar, falls ſie angemeldet haben, am Konkurſe, aber nicht am 
Zwangsvergleiche teil ($ 230 Abſ 2), d. h. ſie werden von dem Vergleiche nicht betroffen 
(im Unterſchiede von denjenigen, die nur an der Beſchlußfaſſung über den Zwangs⸗ 
vergleich nicht teilgenommen haben, $ 193); ſie können daher ohne Rückſicht auf den Zwangs ⸗ 
vergleich ihre Forderungen in ganzer Höhe geltend machen, aber nur gegen den Nachlaß 
und mit den aus § 1973 ſich ergebenden Beſchränkungen. — Maſſegläubiger und bevor- 
rechtigte Konkursgläubiger werden gleichfalls vom Zwangsvergleiche nicht betroffen (KO 
$ 193); die erfteren find vor Aufhebung des Konkursverfahrens durch den Verwalter zu be- 
friedigen oder, falls ihre Forderungen beſtritten find, ſicherzuſtellen; ebenſo die letzteren, 
ſoweit ihre Forderungen feſtgeſtellt oder glaubhaft gemacht find ($ 191). Hat eine Berich⸗ 
tigung oder Sicherſtellung nicht ſtattgefunden, ſo haftet der Erbe auch ihnen nur mit dem 
Nachlaßüberſchuß gemäß § 1973. — Hat der Erbe die Verpflichtungen im Zwangsver⸗ 
gleiche nur für den Nachlaß übernommen, fo haftet er den vom Zwangsvergleiche be- 
troffenen Gläubigern nur mit dieſem, aber auf Grund der beſonders übernommenen Ver⸗ 
pflichtung; § 1989 und demzufolge $ 1973 find deshalb nicht anwendbar, wohl aber ent⸗ 
ſprechend die 88 1978-1980. 


4. Die entſprechende Anwendung des 8 1973 bedeutet, daß der Erbe die Befriedigung 
eines Gläubigers inſoweit verweigern kann, als der noch vorhandene Nachlaßüberſchuß 
durch Befriedigung anderer Gläubiger erſchöpft wird; er kann alſo die Gläubiger be⸗ 
friedigen ohne Einhaltung einer beſtimmten Reihenfolge (auch nicht nach Maßgabe 
der Meldung) und ohne Rückſicht auf die dadurch etwa eintretende Unzulänglichkeit 
des Nachlaſſes zur Befriedigung aller noch vorhandenen Nachlaßgläubiger, und zwar 
kann er in dieſer Weiſe auch Anſprüche aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und 
Auflagen berichtigen, dieſe jedoch nicht mehr zuungunſten eines andern Gläubigers 
der feine Forderung bereits geltend gemacht hatte (vgl. 8 1978 A 4). Konkurrieren 
mehrere Pflichtteils⸗ uſw. Berechtigte miteinander, fo wird auch $ 1974 Abſ 2 (A 7 zu 
§ 1974) entſprechende Anwendung zu finden haben. Den Überfchuß hat der Erbe, ſoweit 
er dadurch bereichert iſt, an den Gläubiger zum Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangs ⸗ 
vollſtreckung herauszugeben, kann aber die Herausgabe in Natur durch Zahlung des Wertes 
abwenden ($ 1973 A 6, 7). Der Befriedigung eines Gläubigers ſteht die rechtskräftige Ver. 
urteilung zur Befriedigung auch hier gleich ($ 1973 A 8). Dieſe Haftungsbeſchränkungen 
treten ein gegenüber allen Nachlaßgläubigern, denen der Erbe nicht bereits unbeſchränkt, 
d. h. unbeſchränkbar (vgl. § 780 ZPO, § 2006 Abſ 2 BGB) haftet. 


8 1990 


1) Iſt die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des Nach⸗ 
laßkonkurſes wegen Mangels einer den Koſten entſprechenden Maſſe nicht 
tunlich oder wird aus dieſem Grunde die Nachlaßverwaltung aufgehoben 
oder das Konkursverfahren eingejtellt?), jo kann der Erbe die Befriedigung 
eines Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht aus⸗ 
reichts). Der Erbe iſt in dieſem Falle verpflichtet, den Nachlaß zum Zwecke 
der Befriedigung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung heraus⸗ 
zugeben‘). 

Das Recht des Erben wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gläubiger 
nach dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung ein Pfandrecht oder eine Hypothek?) oder im Wege der 
einſtweiligen Verfügung eine Vormerkung erlangt hate) 7) 5). 

E I 2133 II 1865; M 5 654—657; P 5 745, 796— 802. 

1. Auch wenn die Aktiva des Nachlaſſes fo gering find, daß ſie die Koſten einer Nachlaß⸗ 
verwaltung oder eines Nachlaßkonkurſes nicht decken (vgl. $ 1982 A 1) muß dem Erben ein 
Mittel zur Beſchränkung ſeiner Haftung auf den Nachlaß gegeben ſein. Dieſen Zweck ver⸗ 
folgen die $$ 1990, 1991, deren freilich recht unklare Faſſung dem doch weſentlich verſchiedenen 
Falle des § 1973 nachgebildet iſt (vgl. Dernburg V 170 III). Durch fie wird dem Erben in 
ſolchem Falle das Recht verliehen, ohne Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs herbei 
führen zu müſſen, die Gläubiger einzeln auf den Nachlaß zu verweiſen und, ſoweit 
dieſer zu ihrer Befriedigung nicht ausreicht, die Befriedigung zu verweigern. Vor⸗ 
ausſetzung für die Verweiſung auf den Nachlaß iſt alſo nur die „Dürftigkeit“ des Nach⸗ 
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. achweis, daß dieſe vorliegt, kann der Erbe ohne weiteres den Bu: 
alf bes e a eigenes Vermögen wegen einer Nachlaßverbindlichkeit ab⸗ 
wehren; des Nachweiſes der Überſchuldung bedarf es dazu nicht. Behauptet aber der 
Erbe daß der Nachlaß zur Befriedigung des Befriedigung aus ihm verlangenden Gläu⸗ 
bigers nicht ausreichend ſei (A 3), ſo muß er außerdem die Unzulanglichkeit, alfo 
7 lberſchuldung“ in dieſem Sinne, nachweiſen (RG 28. 11. 07 IV 146/07). Die Einreden 
der Dürftigkeit und der Unzulänglichkeit bei Dürftigkeit konnen ſchon im Prozeſſe erhoben 
und darüber entſchieden werden (OLG 34, 375); der Erbe kann aber auch ſich darauf be⸗ 
ſchränken, im Prozeſſe den nach ZPO § 780 erforderlichen Vorbehalt zu erwirken und dann 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren durch Vollſtreckungsgegenklage die Einwendung zu er⸗ 
heben (RG 69, 291; 77, 245; Warn 1913 Nr 377 und 2. 5. 18 IV 70/18). Die Entſcheidung 
darüber gehört in das Verfahren über den Grund des Anſpruchs (RG 61, 294; 104, 340). 
Doch kann das Prozeßgericht ſich mit dem Vorbehalte gemäß § 780 ZPO begnügen und die 
Entſcheidung, ob dem Beklagten wirklich die Beſchränkung zur Seite ſteht und in welchem 
Umfange, in das Zwangsvollſtreckungsverfahren verweiſen (RG 54, 413; 69, 291; 77, 245; 
NE 2. 5. 18 IV 70/18). Iſt der Erbe ohne Vorbehalt verurteilt, jo muß er die Zwangs⸗ 
vollſtreckung auch in fein eigenes Vermögen dulden (8 780; vgl. A 3). Das Verweigerungs⸗ 
recht aus den $$ 1990, 1992 ſteht auch dem Nachlaßpfleger und dem Teſtamentsvollſtrecker, 
im Falle des § 1992 auch dem Nachlaßverwalter (der im Falle des § 1990 nicht in Frage 
kommt) zu (RG Warn 1918 Nr 122; OLG 35, 373; Prot II 5 S. 816 zu 6). Des Vorbehalts 
im Urteile bedarf es in dieſen Fallen nicht (§ 780 Abſ 2 ZPO). 2 f 

2. Um die Untunlichkeit der Nachlaßverwaltung oder Konkurseröffnung zu erweiſen, 
iſt nicht erforderlich, daß die betreffenden Anträge geſtellt und nach § 1982 oder KO $ 107 
abgelehnt find. Auch die erfolgte Ablehnung ſchließt das Prüfungsrecht des Prozeßgerichts 
darüber, ob die bezeichneten Maßregeln zu dem in Betracht kommenden Zeitpunkte tunlich 
waren, nicht aus; a. M. Od 11, 228; J Bic 6, 414; Plauck 3. Aufl, aber wie hier in der 
4. Aufl. Iſt aber das eingeleitete Verfahren wegen Mangels einer den Koſten entſprechenden 
Maſſe aufgehoben bzw. eingeſtellt ($ 1988 Abſ 2; KO 8 204), fo iſt eine Nachprüfung im 
Prozeſſe ausgeſchloſſen. Gleichgültig iſt, ob die Dürftigkeit des Nachlaſſes ſchon zur Zeit 
des Erbfalls vorlag oder ob ſie erſt im Laufe der Abwicklung, ſei es auch durch Befriedigung 
von Nachlaßglaubigern, eingetreten iſt, vorausgeſetzt, daß die Befriedigung ordnungsmäßig 
erfolgen durfte (§ 1991 A 1 RG Warn 1913 Nr 232), während, wenn der Erbe ſich dadurch 
den Nachlaßgläubigern verantwortlich gemacht hat, die Erſatzanſprüche gegen ihn zum Nach⸗ 
laſſe gehören und deſſen Dürftigfeit ausschließen, falls fie nicht etwa unbeibringlich find. 
Grundſatzlich ift hierfür, falls ſich die Unzulänglichkeit nicht ſchon früher ergeben hat, der 
Zeitpunkt der Erhebung des Anſpruchs maßgebend (RG Warn 1913 Nr 232). R in DIZ 
1907 Sp 881 läßt jedoch nach der Teilung ($ 2059) die Einrede nur dann noch zu, wenn 
der Nachlaß bereits zur Zeit der Teilung unzulänglich war, wobei jedoch vorausgeſetzt 
werden muß, daß die Miterben ein von ihnen nach $ 1978, 1980 zu vertretendes Verſchulden 
an der nachsräglich eingetretenen Minderwertigkeit des Nachlaſſes trifft (fo mit Recht Staudinger 
Erl II A 5 Abſ 2). 

3. Die Dürftigkeits⸗ und Unzulänglichkeitseinreden (A!) ſtehen dem Erben nicht zu, wenn 
er bereits, ſei es allen oder auch nur dem Befriedigung heiſchenden Nachlaßgläubiger (dieſem 
3. B. weil er den Vorbehalt des $ 780 RO nicht erwirkt hat, A 1) unbeſchränkbar haftet 
($ 2013). Für die Frage, ob der Nachlaß zur Befriedigung des Gläubigers unzulänglich ift, 
iſt gleichfalls, wie für die Frage der Dürftigkeit (A 2), der Beſtand zur Zeit der Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs maßgebend; dabei find die den Nachlaßgläubigern gegen den Erben 
aus der Verwaltung des Nachlaſſes durch dieſen zuſtehenden Erſatzanſprüche ($ 1978) dem 
Nachlaſſe zuzurechnen; eigene Erſatzanſprüche des Erben wegen ſeiner Aufwendungen (8 1978 
Abſ 3) als Paſſiva abzuſetzen. Aufrechnung eines Nachlaßgläubigers mit ſeiner Forderung 
gegen eine Privatforderung des Erben an ihn wird durch die Unzulänglichkeitseinrede ver⸗ 
hindert; nicht aber (trotz $ 390 Satz 1) Aufrechnung der Forderung des Nachlaßgläubigers 
gegen eine Nachlaß forderung an ihn (s. $ 1973 A 2 am Schluſſe). Soweit auf Grund des 
§ 1990 der Erbe eines Getöteten zur Verweigerung der Befriedigung eines Nachlaßgläubigers 
berechtigt iſt, iſt dem Dritten, dem der Getötete kraft Geſetzes unterhaltspflichtig war, das 
Recht auf den Unterhalt im Sinne von $ 844 Abſ 2 auch dann entzogen, wenn die Unter⸗ 
haltspflicht an ſich auf den Erben übergegangen iſt (RG 74, 375); vgl. § 844 A 5. 

4. Von der Herausgabeverpflichtung gilt das zu § 1973 A 6, 7 Geſagte, inſofern als 
es ſich auch hier nur um Duldung der Zwangsvollſtreckung handelt. Doch ſteht dem Erben 
tein Einlöſungsrecht zu; er muß die Nachlaßgegenſtände in Natur herausgeben. Auch 
lind die Bereicherungsgrundſätze nicht anwendbar; vielmehr iſt alles herauszugeben, 
was der Erbe aus Anlaß der Verwaltung des Nachlaſſes erlangt hat (88 1991, 667, 668), 
insbeſondere alſo die gezogenen Nutzungen (für verbrauchte ift Erſatz zu leiſten) und das 
an Stelle weggegebener Nachlaßgegenſtände oder ſonſt aus der Verwaltung des Nachlaſſes 
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Erlangte ($ 667); wegen der „Surrogate“ anſcheinend a. M. RG Warn 1913 Nr 427 und 
die zweite Auflage dieſes Kommentars; auch RG 12. 6. 13 IV 115/13 hinſichtlich des Vor⸗ 
erben im Falle des § 2111. Wegen ſeiner eigenen Forderungen au den Nachlaß muß 
der Erbe einem Glaubiger gleichgeſtellt werden, der ein rechtskräftiges Urteil gegen den 
Erben erlangt hat (ſ. $ 1991 Abſ 3 A 2). Ebenſo der Nachlaßpfleger (OL G 35, 378). 

5. Die im Falle des $ 1990 eintretende Beſchränkung der Haftung des Erben auf den 
Nachlaß (A 1) läßt die vorher von Nachlaßgläubigern durch Zwangsvollſtreckung in das 
eigene Vermögen des Erben erwirkten dinglichen Sicherungsrechte (Pfändungspfand⸗ 
rechte, Sicherungshypotheken, denen hier eine durch einſtweilige Verfügung erlangte Vor⸗ 
merkung gleichgeſtellt iſt, ZPO $$ 804, 866, BGB 5 886) an dieſem Vermögen als nicht 
mehr gerechtfertigt erſcheinen. Deshalb ſchreibt Abſ 2 vor, daß durch ſie das Recht des 
Erben aus Abſ 1 nicht berührt wird, was nur dahin verſtanden werden kann, daß 
fie außer Wirkſamkeit treten; eine Aufhebung, wie in $ 784 3PO für den Fall der Nach⸗ 
laßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes, iſt nicht ausdrücklich vorgeſchrieben; doch wird 
der entſprechenden Anwendung dieſer Vorſchrift nichts im Wege ſtehen; die Aufhebung iſt 
im Wege der Vollſtreckungsgegenklage (ZPO 88 785, 767) zu erwirken. Vorausſetzung 
iſt auch hier, daß im Urteil der Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung gemacht war (A 8). 
Auch in den Nachlaß betätigte Zwangsvollſtreckungsakte und dadurch an dieſem 
erlangte Sicherungsrechte ſind inſoweit unwirkſam, als ſie die Ausübung des dem 
Erben nach Abſ 1 zuſtehenden Rechtes beeinträchtigen; das kann namentlich der Fall 
ſein, wenn ein Gläubiger aus Pflichtteilsrecht, Vermächtnis oder Auflage dadurch eine ihm 
nach den Vorſchriften über feine Befriedigung im Konkurſe (KO 8 226 Abſ 2 Nr 4, 5; Abſ 4) 
nicht zuſtehende vorzugsweiſe Befriedigung erlangen würde ($ 1991 Abſ 4) oder wenn und 
inſoweit der Erbe durch die von dem Gläubiger erlangten Sicherungsrechte an der Selbſt⸗ 
befriedigung für eine ihm gegen den Nachlaß zuſtehende Erſatzforderung (A 4) gehindert 
fein würde. Das in § 784 Abſ 2 ZPO dem Nachlaßverwalter gegebene Recht auf Auf- 
hebung von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln perſönlicher Gläubiger des Erben in den 
Nachlaß kann dem Erben im Falle des $ 1990 nicht zugeſtanden werden; aber auch nicht 
den einzelnen Nachlaßgläubigern. 

6. Dadurch wird die Behinderung des Erben, ſich gegenüber dem durch Vormerkung 
geſicherten Anſpruch auf die Beſchränkung feiner Haftung zu berufen ($ 884), für den Fall 
des dürftigen Nachlaſſes außer Kraft geſetzt, falls die Vormerkung im Wege der einſtweiligen 
Verfügung angeordnet iſt. War die Vormerkung infolge Bewilligung des Erben ein— 
getragen, ſo kommt die Vorſchrift nicht zur Anwendung. 

7. Verfahren und Beweis laſt. Die Klage gegen den Erben kann auf Verurteilung 
ohne Beſchränkung, aber auch von vornherein (wenn der Gläubiger die Dürftigkeit des 
Nachlaſſes nicht beſtreiten will) nur auf Befriedigung aus dem Nachlaſſe gerichtet ſein 
(SeuffA 62, 337; wegen des Streitwerts in dieſem Falle ſ. RG 54, 411). In dieſem Falle 
hat der Erbe nur die Unzulänglichkeit (A 1, 3) darzutun. Iſt ein Inventar, freiwillig 
oder nach Friſtſetzung rechtzeitig, errichtet, aus dem ſich die Unzulänglichkeit ergibt, jo hat 
der Gläubiger die dadurch ge caffene Vermutung (§ 2009) zu widerlegen. Eine Ver⸗ 
minderung gegenüber dem inventariſierten Beſtande hat der Erbe darzutun; eine Ver⸗ 
mehrung des Beſtandes durch Schadenserſatzforderungen an den Erben ($ 1987 Abſ 2) der 
Gläubiger. Der Erbe iſt aber verpflichtet, ein Verzeichnis des zeitigen Beſtandes vorzu⸗ 
legen (§ 260), auch wenn er Juventar errichtet hat. 

8. Entſprechende Anwendung auf die Haftung des Übernehmers eines Ber. 
mögens (§ 419 Abſ 2; R 82, 274), auf die Haftung des an ſich nicht perſönlich verpflich- 
teten Ehegatten für eine Geſamtgutsſchuld ($$ 1480, 1489, 1504; vgl. aber RG 75, 297 und 
§ 1480 A 7), auf die Haftung des Käufers eines Erbanteils nach Ausübung des Vorkaufs: 
rechts der Miterben ($ 2036), auf die Haftung des Vorerben nach Eintritt der Nacherbfolge 
(8 2145 Abſ 2), auf die Haftung des Vermächtnisuehmers für die ihm auferlegten Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen, mit der aus $1992 Satz 2 ſich ergebenden Maßgabe (82187 Abſ 3; 
vgl. A 3 zu $ 2187). Dürftigkeit der Vermögensmaſſe, auf die ſich die Haftung beſchränkt, 
iſt in allen dieſen Fällen nicht vorausgeſetzt. 


8 1991 

Macht der Erbe von dem ihm nach S 1990 zuſtehenden Rechte Gebrauch, 
ſo finden auf ſeine Verantwortlichkeit und den Erſatz ſeiner Aufwendungen 
die Vorſchriften der SS 1978, 1979 Anwendung )). 

Die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbindlich⸗ 
keit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe gelten im 
Verhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und dem Erben als nicht erloſchen?). 
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Die rechtskräftige Verurteilung des Erben zur Befriedigung eines Sim: 
bigers wirkt einem anderen Gläubiger gegenüber wie die Befriedigung“). 

Die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auf⸗ 
lagen hat der Erbe jo zu berichtigen, wie ſie im Falle des Konkurſes zur Be⸗ 
richtigung kommen würden) 5). 

E I 2198 II 1866; M 5 654—8657; P 5 745, 796-802; KB 314. 


„Die Verantwortlichkeit des Erben tritt rückwirkend ein, ſobald er auf Grund des 
8 1800 bie Sendic des Gläubigers, ſei es auch nur außergerichtlich, verweigert hat. 
Sie erſtreckt ſich vorwärts auf die Zeit bis zur Herausgabe des Nachlaſſes zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung (8 1990 A 4). Sie beſtimmt ſich rückwärts für die Zeit vor der Annahme 
der Erbſchaft entſprechend den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag, für die Zeit nachher entſprechend denjenigen über den Auftrag ($ 1978 A 15). 
Als Geſchäftsherr bzw. Auftraggeber kann aber nicht der einzelne Nachlaßgläubiger, ſondern 
nur die Geſamtheit der Nachlaßbeteiligten in Betracht kommen; deren Intereſſen ſind von 
dem Erben zu wahren (8 1978 A 3, 4). Für die daraus entſpringenden Verbindlichkeiten 
haftet er mit ſeinem eigenen Vermögen, kann ſie alſo nicht unter Berufung auf 
$ 1990 ablehnen (RG 10. 5. 06 IV 551/05). Auch die beſondere Verantwortlich ⸗ 
keit aus $ 1980 wird, obwohl die Reichstagskommiſſion die Anführung dieſes Paragraphen 
in § 1991 irrtümlich als gegenſtandslos geſtrichen hat, den Erben des dürftigen Nachlaſſes 
treffen, wenn der Nachlaß zur Zeit, als er die Überſchuldung erkannte oder erkennen mußte, 
noch nicht dürftig war (RG 2. 12. 12 VI 266/12; Planck Erl La Abſ 2). In dieſem Falle kann 
ihm auch die Unterlaſſung des Aufgebots der Nachlaßgläubiger als Fahrläſſiakeit an⸗ 
gerechnet werden ($ 1980 Abſ 2 Satz 2), nicht aber, wenn der Nachlaß damals bereits dürftig 
war. — Solange der Erbe den Nachlaß ohne Verſchulden als zulänglich erachten kann, darf 
er Nachlaßwverbindlichtelten aller Art, auch ſolche aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und 
Auflagen (Abs 4), in beliebiger Reihenfolge berichtigen (§ 1979). Erſt von da ab, wo er mit 
der Unzulänglichteit zur Befriedigung aller Nachlaßgläubiger rechnen muß, iſt er den anderen 
Nachlaßglaubigern gegenüber verpflichtet, falls Nachlaßverwaltung oder Konkurseröff⸗ 
nung nicht herbeigeführt werden kann (vgl. § 1990 A 2), von dem Verweigerungsrechte 
gegenüber einem Befriedigung verlangenden Gläubiger Gebrauch zu machen, und macht 
ich verantwortlich, wenn er das nicht tut. Er darf daher nicht mehr einen Gläubiger, deſſen 
Titel noch nicht rechtskräftig ift, befriedigen oder ſeine Befriedigung im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung dulden zuungunſten eines andern, der, wie ihm bekannt, bereits einen rechtskräftigen 
Titel gegen ihn erlaugt hat (Abf 3 A 3), und ebenſowenig einen Pflichtteils uſw. Gläubiger 
vor einem ihm im Konkurſe vorgehenden Glaubiger, auch wenn jener bereits einen rechts. 
kräftigen Titel gegen ihn erlangt hat (Abf 4 A 4). Im übrigen aber muß und darf er, auch 
nachdem ihm die Unzulänglichkeit des Nachlaffes für alle Gläubiger bekannt geworden, die 
einzelnen Gläubiger, ſolange der Nachlaß ausreicht, ſo befriedigen, wie ſie ſich melden, da 
ihm das Verweigerungsrecht aus § 1990 nur ſoweit zuſteht, als der Nachlaß für den ein- 
zelnen, gerade Befriedigung verlangenden Gläubiger nicht mehr ausreicht. Auch für ſeine 
eigenen Forderungen gegen den Nachlaß darf er ſich auch jetzt noch befriedigen (A 2). Zu 
einer konkursmaßigen Verteilung iſt er, abgeſehen von dem Falle des Abf 4, weder berechtigt 
noch verpflichtet. Die Befriedigung der Gläubiger kann nicht nur im Wege der Duldung ihrer 
Zwangsvollſtreckung, ſondern auch freiwillig erfolgen; für ſchuldhafte Berichtigung nicht be⸗ 
ehender oder dem Betrage nach nicht gerechtfertigter Forderungen iſt er aber nach 8 1978 
verantwortlich. Die Sonderbeſtimmung des $ 225 Abſ 2 KO, wonach der Erbe an die Stelle 
eines von ihm befriedigten Gläubigers tritt, wenn die Berichtigung nicht nach $ 1979 als 
für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt zu gelten hat, kann hier keine Anwendung finden. 

2. Als nicht erloſchen gelten Rechte und Verbindlichkeiten nicht allgemein (§ 1976), 
ſondern nur im Verhältnis zu dem betreffenden, die Befriedigung fordernden Nachlaß 
gläubiger. Bezüglich der eigenen Forderungen an den Nachlaß, ſowohl der bereits gegen 
den Erblaſſer begründeten, wie der Erſatzforderungen für Aufwendungen (8 1978 A 5) muß 
der Erbe, da er ſelbſt nicht klagen kann, von vornherein einem Gläubiger gleichſtehen, der 
ein rechtskräftiges Urteil gegen ihn erlangt hat (Abſ 3; vgl. A 3). Er darf deshalb, falls eine 
der Vorausſetzungen des $ 1990 vorliegt, die Befriedigung eines Gläubigers und die Heraus: 
gabe der Nachlaßgegenſtände an ihn inſoweit verweigern, als dieſe zu ſeiner eigenen Befrie⸗ 
digung erforderlich ſind, und zwar auch gegenüber einem Glaubiger, der ſelbſt bereits gegen ihn 
ein rechtskräftiges Urteil erlangt hat RG 82, 278; Warn 1914 Nr 213). In letzterem Falle 
wird allerdings zu erfordern ſein, daß dem Erben die Beſchränkung ſeiner Haftung in dem 
Urteile vorbehalten war (8 780 ZPO). — Eine vom Erblaſſer herrührende Forderung 
des Nachlaſſes an den Erben gilt gegenüber dem Befriedigung verlangenden Gläubiger als nicht 
erloſchen und iſt daher bei der Frage der „Dürftigkeit“ des Nachlaſſes als Nachlaßaktivum 
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in Rechnung zu ſetzen; iſt der Nachlaß trotzdem dürftig, ſo darf dennoch der Erbe, ſoweit die 
Forderung beſteht, die Befriedigung des Gläubigers nicht verweigern, da inſoweit der Nachlaß 
nicht unzulänglich ift; einer Pfändung oder Überweiſung der Forderung bedarf es nicht. — 
Ahnlich SS 2175, 2377. 

3. Wie 9 1973 Abſ 2 Satz 3; vgl. A 8 dazu. Der Erbe darf mithin dem andern Gläubiger 
gegenüber die Herausgabe derjenigen Nachlaßgegenſtände verweigern (§ 1990 A 3), welche 
zur tatſächlichen Befriedigung des mit rechtskräftigem Urteil ausgeſtatteten Gläubigers 
erforderlich ſind. Geht die rechtskräfrige Forderung auf einen beſtimmten Leiſtungsgegenſtand, 
ſo kann der Erbe der Zwangsvollſtreckung in dieſen Gegenſtand durch den andern Gläubiger 
widerſprechen; im übrigen kann er der Zwangsvollſtreckung in einen beſtimmten Nachlaß⸗ 

egenſtand ſich nur inſoweit widerſetzen, als er nachweiſt, daß die übrigen Nachlaßgegen⸗ 
Hände zur Befriedigung der rechtskräftigen Forderung nicht hinreichen würden; eine Auswahl 
der zur Zwangsvollſtreckung zu ſtellenden Gegenſtände dürfte ihm nicht zuſtehen (a. M. zweite 
Auflage dieſes Kommentars). Dem Verweigerungsrechte entſpricht auch die Verpflich⸗ 
tung des Erben, den mit rechtskräftigem Urteile verſehenen Gläubiger vor den übrigen, 
und, wenn mehrere rechtskräftige Urteile ergangen ſind, den älteren Titel vor dem ſpäteren zu 
befriedigen. Ein Zuwiderhandeln macht den Erben nach Abf 1 perſönlich verantwortlich (A J), 
würde evtl. auch einen Bereicherungsanſpruch des geſchädigten gegen den ungerechtfertigter- 
weiſe befriedigten Gläubiger begründen. 

4. Die Verpflichtung des Erben, die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten uſw. kon⸗ 
kursmäßig, d. h. nach allen übrigen Verbindlichkeiten, unter ſich aber in der durch KO 88 226, 227 
beſtimmten Rangordnung zu befriedigen, entſteht erſt mit dem Augenblicke, wo er die Unzu⸗ 
länglichkeit des Nachlaſſes zur Befriedigung der eigentlichen Nachlaßgläubiger zu überſehen 
vermag (oben A 1). Läßt er trotzdem die Pflichtteilsberechtigten uſw. zum Zuge kommen, 
ſo wird er den benachteiligten Gläubigern perſönlich verantwortlich. Zugleich ſteht dieſen das 
Anfechtungsrecht aus $ 3a AnfG zu, nicht aber ohne weiteres auch ein Herausgabeanſpruch 
gegen den befriedigten Vermächtnisnehmer (RG JW 08, 48721). Doch kann ein Bereiche- 
rungsanſpruch ($ 812) in Frage kommen; vgl. A 3. Auch einen mit rechtskräftigem Urteil 
(Abſ 3) ausgeſtatteten Pflichtteilg- uſw. Berechtigten darf der Erbe nicht befriedigen, ſobald 
er mit Unzulänglichkeit des Nachlaſſes rechnen muß, ſolange nicht alle vorgehenden Nachlaß⸗ 
gläubiger befriedigt find (A 1). Hat der Erblaſſer gemäß $ 2189 einem Vermächtnis oder 
einer Auflage den Vorrang vor den übrigen Beſchwerungen eingeräumt, ſo bleibt die ſich 
hieraus ergebende und nicht die konkursmäßige Rangordnung für den Erben maßgebend 
(RG 20. 1. 13 IV 399/12). 

5. Beweislaſt § 1990 A 7. Der Gläubiger ift, falls der Erbe den ihm danach obliegenden 
Beweis führt, ſeinerſeits dafür beweispflichtig, daß und inwieweit ihm der Erbe perſönlich 
verantwortlich ſei. Der Erbe hat zu beweiſen die Aufwendungen, wegen deren er Erfah oder 
nach § 257 Befreiung fordert oder das Beſtehen ſonſtiger eigener Forderungen an den 
Nachlaß (A 2) oder gegen ihn ergangener rechtskräftiger Urteile (A 3). Den Plflicht⸗ 
teilsberechtigten uſw. gegenüber hat der Erbe das Vorhandenſein anderer ihnen vorgehender 
Nachlaßgläubiger zu beweiſen, durch deren Befriedigung der Nachlaß für ſie unzulänglich 
wird, wogegen ihnen der Beweis der Befriedigung dieſer Gläubiger offenſteht. 


8 1992 
Beruht die Überſchuldung des Nachlaſſes auf Vermächtniſſen und Auf⸗ 
lagen !)), jo iſt der Erbe, auch wenn die Vorausſetzungen des § 1990 nicht vor⸗ 
liegen!), berechtigt, die Berichtigung dieſer Verbindlichkeiten nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 1990, 1991 zu bewirken?). Er kann die Herausgabe der noch 
vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch Zahlung des Wertes abwenden“). 


E II 1867; P 5 762, 763, 802804, 816. 


1. Auch wenn der Nachlaß nicht dürftig“ ($ 1990 A 1,2), aber überſchuldet iſt und deshalb 
die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes „tunlich“ wäre, ſoll der Erbe zwar berechtigt (K O $ 215), 
aber nicht genötigt ſein, Konkurs zu beantragen, um ſeine beſchränkte Haftung herbeizuführen, 
ſofern die Überſchuldung auf Vermächtniſſen und Auflagen beruht, weil es als nicht dem 
Willen des Erblaſſers entſprechend angeſehen werden muß, daß ſeine letztwilligen Verfügungen 
zu einem ohne ſie vermeidlichen Konkursverfahren über ſeinen Nachlaß Veranlaſſung geben. 
Deshalb iſt in ſolchem Falle dem Erben das Recht gegeben, dieſe Verbindlichkeiten 
ohne Konkurs nach den Vorſchriften der 88 1990, 1991 zu berichtigen. Vorausſetzung iſt 
aber, daß die Überſchuldung „nur“ auf Vermächtniſſen und Auflagen beruht, daß alſo, ab- 
geſehen von ihnen, die Nachlaßaktiva zur Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten aus 
reichen würden (RG Warn 1912 Nr 33). Doch ſwerden ausgeſchloſſene oder ihnen 
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i lte Gläubiger 1973, 1974) für die Frage, ob die Überſchuldung auf Vermächt⸗ 
e und Auflagen 9 nicht in Betracht kommen, ſoweit ſie ihre Forderungen 
noch nicht geltend gemacht haben ($ 1973 Abſ 1 Satz 2). Beruht die Überſchuldung auf 
Pflichtteilsrechten, ſo muß Konkurs beantragt werden. Die Vermächtnisnehmer und 
Auflageberechtigten haben ihrerſeits das Recht, Konkurs zu beantragen, falls über das 
eigene Vermögen des Erben Konkurs eröffnet iſt (KO $ 219); andernfalls können 
ſie, wenn ihre Anſprüche durch das Verhalten oder die Vermögenslage des Erben gefährdet 
wird, Nachlaßverwaltung beantragen ($ 1981 Abſ 2), die dann, wenn der Nachlaßver- 
walter Konkursantrag ſtellt, wozu er berechtigt aber nicht verpflichtet iſt (58 1985 Abſ 2 
Satz 2, 1980 Abſ 1 Satz 2) zum Nachlaßkonkurſe führt. 

2. D. h. wenn eine den Koſten der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes 
entſprechende Maſſe vorhanden iſt, und zwar ſelbſt dann, wenn nach Berichtigung der 
übrigen Nachlaßverbindlichkeiten noch eine ſolche Maſſe verbleibt. . 

3. Der Erbe kann gegenüber der Zwangsvollſtreckung eines Vermächtnisgläubigers oder 
Auflageberechtigten von dem in § 1992 gewährten Rechte nur Gebrauch machen, wenn 
ihm im Urteile die beſchränkte Haftung gemäß 8 780 BRD vorbehalten iſt, obwohl er nicht 
als „Erbe des Schuldners“ verurteilt iſt, da es ſich nicht um eine Schuld handelt, die vom 
Erblaſſer herrührt (RG Warn 1913 Nr 377). Er kann aber, wie im Falle des § 1990 (vgl. U 1 
dazu), auch ſchon im Prozeſſe ſelbſt die Befriedigung inſoweit verweigern, als er nachweiſt, 
daß der Nachlaß nach Befriedigung der nicht aus Vermächtniſ ſen und Auflagen herrührenden 
Verbindlichteiten, einſchließlich der Pflichtteilsrechte, zur Befriedigung des klagenden Gläu⸗ 
bigers oder, wenn mehrere Vermüchtnisgläubiger oder Auflageberechtigte vorhanden find, 
zu ihrer gleichmäßigen Befriedigun nicht hinreichen würde ($ 1990 A 1). In dieſem Falle 
hat er dem Gläubiger den nach eben der dieſem vorgehenden und verhältnismäßiger 
Berückſichtigung der ihm gleichſtehenden Verbindlichkeiten verbleibenden Nachlaßreſt zur 
Zwangsvollſtreckung herauszugeben (vgl. $ 1990 A 4; aber auch 8 1992 A 4). Wegen feiner 
eigenen Forderungen an den Nachlaß kann er ſich vorher befriedigen (§ 1991 A 2). Für 
die Behandlung des Nachlaſſes iſt er dem Gläubiger nach Maßgabe der 8$ 1978, 1979 ver. 
antwortlich ($ 1991 A 1). Er hat dafür Sorge zu tragen, daß mehrere Vermächtnisnehmer 
oder Auflageberechtigte in der konkursmäßigen Weiſe befriedigt werden, auch wenn einer 
von ihnen bereits ein rechtskräftiges Urteil erſtritten hat ($ 1991 A 8, 4). Haftet der Erbe 
unbeſchränkt, fo iſt $ 1992 nicht anwendbar (8 2018 Abſ 1). Die gleichen Rechte und Pflichten 
ſind auch dem überſchwerten Vermachtnisnehmer gegeben (8 2187). ; 

4. Dem Erben fteht, wie im Falle des $ 1973 Abj 2 (vgl. A 7 dazu) das Einlöſungsrecht zu. 
Auch hier iſt der für die Zeit der Ausübung dieſes Rechts zu ermittelnde Schätzungswert 
der Nachlaßgegenſtände maßgebend. Die Unzulänglichkeitseinrede verwandelt ſich damit in 
eine reine Abzugseinrede, die Haftung cum viribus in eine ſolche pro viribus hereditatis. 


Nach ron zur entſprechenden Kürzung aller in Betracht kommenden Beſchwerungen des 
Nachlaſſes. 


IV. Inventarerrichtung Anbeſchränkte Haftung des Erben 


Die Inventarerrichtung kann vom Erben jederzeit freiwillig vorgenommen werden 
($ 1993). Sie ift an ſich kein Mittel, die Beſchrankung der Haftung auf den Nachlaß herbei⸗ 
zuführen; auch nach errichtetem Inventar haftet er zunächſt noch unbeſchränkt, aber be⸗ 
ſchränkbar (RG Warn 1914 Nr 238). Die rechtzeitige Inventarerrichtung erhält ibm nur 
die rechtliche Möglichkeit, durch eines der dazu beſtimmten Mittel (Aufgebot der Nachlaß⸗ 
gläubiger, 88 1970 ff., Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs, 1975 ff., Unzulänglichkeits⸗ 
einrede, 1990 ff.) feine Haftung auf den Kachlaß zu beſchränken. Anderſeits tritt der Verluſt 
dieſer Möglichkeit ein, wenn er die ihm geſetzte Inventarfriſt verſäumt ($ 1994) oder wenn 
er ein ungetreues Inventar errichtet (8 2005). In dieſen beiden Fällen wird er allen Nach. 
laßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftbar, während er im Falle der Verweigerung des 
Offenbarungseides nur dem betreffenden, den Eid verlangenden einzelnen Gläubiger unbe⸗ 
ſchränkt haftet ($ 2006). 


8 1993 


Der Erbe iſt berechtigt, ein Verzeichnis des Nachlaſſes (Inventar) bei 
dem Nachlaßgericht einzureichen (Inventarerrichtung) !). 

E I 2095 Abſ 1 II 1868 Abf 1: M 5 608; P 5 781-738; 6 896. 

1. Durch freiwillige Inventarerrichtung ſichert ſich der Erbe die Vermutung des $ 2009, 
en ſch in Verbindung mit dem Aufgebot über den Beſtand des Nachlaſſes ($ 1980) 
und erleichtert ſich die ihm obliegenden Nachweiſungen, um die Haftung auf den Nachlaß 
zu beſchränken (88 1973 A 9, 1990 A 7). Auch beſeitigt er dadurch die Möglichkeit, daß ihm 
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eine Friſt zur Errichtung des Inventars mit der aus ihrer Verſäumung ſich ergebenden Wirkung 
der unbeſchränkten (nicht mehr beſchränkbaren) Haftung geſetzt werden kann. So zutreffend 
Planck Erl 1 im Anſchluß an Hachenburg (S. 666); § 2004 ſteht nicht entgegen, da er ein 
von einem anderen als dem Erben eingereichtes Inventar vorausſetzt. Dagegen verliert 
der Erbe mit der Errichtung die aufſchiebende Einrede des § 2014. Inhalt des In⸗ 
ventars § 2001, Aufnahme 88 2002—2004, getreue Errichtung $ 2005. Das Inventar 
iſt erſt mit der Einreichung (8 2003 Abf 3) errichtet. Die Koſten der Inventarerrichtung 
gehören zu den Nachlaßverbindlichkeiten ($ 1967 A 3) und find im Konkurſe Maſſeſchulden 
(KO 8 224 Nr 4). Das vom Nachlaßpfleger als dem geſetzlichen Vertreter des Erben 
(§ 1960 A 4) errichtete Inventar iſt vom Erben errichtet. Das vom Nachlaßverwalter 
oder Teſtamentsvollſtrecker (§ 2215) eingereichte Inventar kann er gemäß § 2004 für 
fein Inventar erklären. Inventar des Ehemanns der Erbin § 2008, des Miterben § 2068, 
des Vorerben § 2144, des Erbſchaftskäufers oder Verkäufers $ 2383. — Einreichung eines 
verſiegelten Inventars wird nur wirkſam ſein, wenn das Nachlaßgericht ermächtigt wird, 
es zu eröffnen, ſobald ein Berechtigter Einſicht verlangt ($ 2010). Das Inventar kann 
auch durch einen Bevollmächtigten errichtet und eingereicht werden; Miteinreichung einer 
Vollmachtsurkunde oder Nachbringung innerhalb der Friſt iſt nicht (wie bei der Erbſchafts⸗ 
ausſchlagung, § 1945 A 4) vorgeſchrieben. Das Nachlaßgericht kann das Inventar nicht wegen 
fehlender Vollmacht zurückweiſen; § 174 findet keine Anwendung. Der Erbe, der ſich auf 
die Wirkſamkeit des eingereichten Inventars beruft, muß aber nachweiſen, daß der Einreicher 
von ihm bevollmächtigt war. Die Errichtung durch einen Geſchäftsführer ohne Auftrag iſt 
unwirkſam ($ 180), kann aber wirkſam werden, wenn der Erbe innerhalb der Inventarfriſt 
das Inventar für das ſeinige erklärt ($ 2004). — Der Teſtamentsvollſtrecker iſt verpflichtet, 
dem Erben bei der Errichtung des Inventars Hilfe zu leiſten, insbeſondere auch bei der Werts⸗ 
ermittlung ($ 2215; RG 17. 2. 16 IV 370/15). 


8 1994 


Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf Antrag eines Nachlaßgläubigers!) 
zur Errichtung des Inventars eine Friſt (Inventarfriſt) zu beſtimmen“). 
Nach dem Ablaufe der Friſt haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten 
unbeſchränkt, wenn nicht vorher das Inventar errichtet wird!). 

Der Antragſteller hat ſeine Forderung glaubhaft zu machen“). Auf die 
Wirkſamkeit der Friſtbeſtimmung iſt es ohne Einfluß, wenn die Forderung 
nicht beſteht'). 


E I 2095, 2096 II 1868 Abſ 1, 1869; M 5 608-610; P 5 732— 734, 740; 6 895. 


1. Nachlaßgläubiger einſchließlich der Pflichtteilsberechtigten, Vermächtnisnehmer und 
Auflageberechtigten ($ 1967); den Pflichtteilsberechtigten iſt der Erbe überdies zur Aus⸗ 
kunfterteilung verpflichtet (§ 2314). Darin, daß der Erbe auf Verlangen eines angeblich 
Pflichtteilsberechtigten dem Nachlaßgerichte ein Inventar einreicht und es auf deſſen weiteres 
Verlangen durch Leiſtung des Offenbarungseides (§.2006) bekräftigt, fol unter Umſtänden 
eine Anerkennung des Pflichtteilsanſpruchs gefunden werden können (Rz 113, 239). 
Im Zweifel wird das jedoch nicht ohne weiteres angenommen werden können, da die Vor⸗ 
nahme der bezeichneten Handlungen ſich auch dadurch erklären läßt, daß der Erbe ſie vorſorg⸗ 
licherweiſe vorgenommen hat, um nicht das Recht zur Haftungsbeſchränkung zu verlieren, 
namentlich wenn ihm das Nachlaßgericht eine Inventarfriſt geſetzt hat. Hat der Erbe den An⸗ 
ſpruch allerdings ohne Vorbehalt in das Inventar oder die erteilte Auskunft als Nachlaßverbind⸗ 
lichkeit aufgenommen (wie vom RG a. d. O. weiterhin unterſtellt wird), fo wird inſoweit 
darin eher ein Anerkenntnis gefunden werden können. Für andere Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten wird die Frage in gleicher Weiſe zu entſcheiden ſein. — Ob, wie die herrſchende 
Meinung annimmt (Planck Erl 2 zu dieſem Paragraphen und 8 zu § 1973; zweite Auflage 
dieſes Kommentars; a. M. Hachenburg, Vorträge, 691) auch der ausgeſchloſſene und 
der dieſem gleichſtehende Gläubiger (88 1973, 1974) zu dem Antrage berechtigt iſt, erſcheint 
mindeſtens zweifelhaft; der Redaktionsausſchuß der zweiten Kommiſſion ſtand auf dem Stand- 
punkte, daß auf den Antrag eines ſolchen Gläubigers das Nachlaßgericht keine Friſt ſetzen ſolle. 
Das erſcheint auch, ungeachtet des nicht eingeſchränkten Ausdrucks „Nachlaßgläubiger“, als das 
Nichtigere. Eine im Rechtswege erzwingbare Verpflichtung des Erben zur Errichtung des 
Inventars iſt im Geſetze überhaupt nicht aufgeſtellt (OLG 34, 276); vielmehr iſt nur an die Nicht⸗ 
errichtung nach Setzung der Friſt der Rechtsnachteil der unbeſchränkten Haftung geknüpft; dieſe 
Folge kann einem bereits ausgeſchloſſenen Gläubiger gegenüber nicht eintreten, da der Erbe ſich 
ihm gegenüber auf die Vorſchriften der 88 1973, 1974 berufen kann, wenn er ſpäter den andern 
Gläubigern durch Verſäumung der Inventarfriſt (§ 1994 Satz 2) oder ungetreues Inventar 
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(8 2005 Abſ 1) unbeſchränkbar haftbar wird (8 2013 Abf 1 Satz 2). Es dürfte aber nicht 
dem Sinne des Geſetzes entſprechen, wie Planck will, dem ausgeſchloſſenen Gläubiger die 
Möglichkeit zu verleihen, den Erben indirekt zur Errichtung des Inventars dadurch zu zwingen, 
daß er den anderen Gläubigern unbeſchränkt haftbar wird, wenn er die auf Antrag des 
ausgeſchloſſenen Gläubigers geſetzte Friſt verſäumt. F Ante wird aber auch (was der 
Redaktionsausſchuß verkannt hat) durch die dennoch au Antrag eines ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
bigers erfolgte Friſtſetzung eine Friſt auch den andern Gläubigern gegenüber für den Erben 
nicht zu laufen beginnen. — Aus ähnlichen Gründen wird auch einem Miterben, der 
Nachlaßgläubiger iſt, nicht das Recht zugebilligt werden können, ſeinen Miterben eine In⸗ 
ventarfriſt ſezen zu laſſen, da dieſe, auch wenn ſie andern Gläubigern unbeſchränkbar haften, 
ihm gegenüber immer noch die Beſchränkung ihrer Haftung herbeiführen können, $ 2068 
Abſ 2 (jo Kretzſchmar $ 78 A 10; a. M. Planck Erl 2 und zweite Auflage dieſes Kommen ⸗ 
tars). — Der Antrag kann ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers eines Amts⸗ 
gerichts geſtellt werden (F666 8 11); an eine Friſt iſt er an ſich nicht gebunden, doch kann 
nach der oben vertretenen Anſicht ein Gläubiger, der wegen Ablaufs der fünfjährigen Ver 
ſchweigungsfriſt einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gleichſteht (5 1974), ihn nicht mehr ſtellen. 
Wenn der Erbe oder der ihn vertretende Nachlaßpfleger des § 1960 bereits ein formgerechtes 
Inventar eingereicht oder der Erbe ein vom Nachlaßverwalter oder Teſtamentsvollſtrecker 
eingereichtes für das feinige erklärt hat ($ 2004), fo wird das Nachlaßgericht den Antrag 
des Gläubigers auf Beſtimmung einer Inventarfriſt ablehnen müſſen (AJA 8, 185); vgl. 
5 1993 A 1. Gegen den die Friſt ſetzenden Beſchluß ſteht dem Erben die ſofortige Beſchwerde 
zu, mit der er geltend machen kann, daß bereits ein Inventar eingereicht oder daß er nicht Erbe 
oder daß die Friſt zu kurz bemeſſen ſei; ebenſo jedem Nachlaßgläubiger, wenn die Friſt zu lang 
bemeſſen iſt; die Beſchwerdefriſt beginnt für jeden Gläubiger mit der Zuſtellung an den An 
tragſteller (FGG 8 77). Gegen die Ablehnung ſteht dem antragſtellenden Gläubiger die 
einfache Beſchwerde zu (FGG 8 20). 

2. Inventarfriſt als techniſche Bezeichnung. Daß der Erbe bereits angenommen habe, 
iſt nicht erforderlich ($ 1995 Abſ 2). Doch darf er nicht bereits wirkſam ausgeſchlagen haben. 
Herrſcht Streit darüber, ob ausgefchlagen ſei, fo kann Ausſetzung der Inventaraufnahme 
nicht verlangt werden (RIA 3, 176). Schlägt er hinterher aus, ſo wird die Friſtbeſtimmung 
von ſelbſt wirkungslos. Au dem geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit be- 
ſchränkten Erben kann die Friſt beſtimmt werden; doch läuft die Friſt nur nach Maßgabe des 
$ 206 ab ($ 1097) und iſt die in § 1909 beſtimmte Vorſichtsmaßregel zu beobachten. Nicht aber 
wi Fiskus (§ 2011), dem Nachlaßpfleger oder Nachlaßverwalter ($ 2012) oder dem Erben 


3. Die unbeſchränkte Haftung tritt durch Nichteinhaltung der Friſt ipso jure ge enübe 
allen Nachlaßgläubigern ein, auch wenn ſie an der Anttagfiellene i 7 mon 
Nicht jedoch gegenüber einem bereits ausgeſchloſſenen oder einem ſolchen gleichſtehenden 
Gläubiger ($ 2013 Abſ 1 Satz 2, vgl. § 1993 A 1); auch nicht zuungunſten eines Miterben 
gegenüber den übrigen Erben, die Nachlaßgläubiger ſind (L 2063 Abſ 2, vgl. § 1993 U 1); 
ebenſowenig zuunguniten eines Nacherben gegenüber dem Vorerben als Nachlaßgläubiger 
($ 2144 Ab) 8). — Darauf, ob die Verfäumnis vom Erben verſchuldet war oder nicht, kommt 
nichts an (. jedoch $ 1996). Wirkungen der unbeſchrankten Haftung § 2013 U 2. Auch wenn 
eine aktive Nachlaßmaſſe (Nachlaßgegenſtande) überhaupt nicht vorhanden, bedarf es zur 
Erhaltung der Beſchränkbarkeit der Haftung einer Inventarserrichtung in der vorgeſchriebenen 
Form (3 Bl 5, 797). — Wegen der Beweislaſt vgl. § 2013 A 4. 


4. Glaubhaftmachung der Forderung FGG $ 15 Abf 2. Die Vorſchriften der 380 
($ 294) find nicht, wie für die durch 7G 8 15 Abſ 1 geregelten Verfahrensakte, allgemein als 
entſprechend anwendbar erklärt, insbeſondere alſo nicht die Unzuläſſigkeit einer nicht ſofort 
möglichen Beweisaufnahme; nur die Zulaſſung zur Verſicherung an Eides Statt iſt herüber 
genommen. — Die Vorſchrift enthält eine Ausnahme von der dem Nachlafigerichte ob⸗ 
liegenden Pflicht zur Ermittlung von Amts wegen ($ 12); fie kann deshalb nicht auf die 
Feſtſtellung der Erbeigenſchaft desjenigen, dem die Inventarfriſt beſtimmt werden 
ſoll, ausgedehnt werden; die hierzu etwa erforderlich erſcheinenden Ermittlungen hat viel⸗ 
mehr das Nachlaßgericht von Amts wegen anzuſtellen (RIA 11, 89). Dazu wird es den 
Antragſteller und den angeblichen Erben hören können; bleibt die Erbeigenſchaft zweifel 
haft, ſo wird der Antrag abzulehnen ſein. Hat derjenige, dem die Inventarfriſt geſetzt werden 
ſoll, die Erbſchaft ausgeſchlagen, fo hat das Nachlaßgericht auch zu entſcheiden, ob die 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. V. Bd. 6. Aufl. (Michaelis.) 7 
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Ausſchlagung rechtswirkſam ift; Einwendungen im Prozeſſe werden aber dadurch nicht ab⸗ 
geſchnitten (RIA 3, 176). 

5. Der ſäumige Erbe wird auch, wenn die Forderung des antragſtellenden Gläubigers 
nicht beſteht, durch Verſäumung der Nachlaßfriſt den Nachlaßgläubigern allgemein un⸗ 
beſchränkt haftbar. Das Nachlaßgericht kann die Friſtbeſtimmung nicht zurücknehmen, auch 
wenn es nachträglich ihre Vorausſetzungen für nicht gegeben erachtet (FGG 8 18 Abſ 2). 


8 1995 


Die Inventarfriſt ſoll mindeſteus einen Monat, höchſtens drei Monate 
betragen !). Sie beginnt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den die 
Friſt beſtimmt wird). 

Wird die Friſt vor der Annahme der Erbſchaft beſtimmt, ſo beginnt ſie 
erſt mit der Annahme der Erbſchafts). 5 

Auf Antrag des Erben kann das Nachlaßgericht die Friſt nach ſeinem 
Ermeſſen verlängern). 

E I 2097 II 1870; M 5 610, 811; P 5 734. 

1. Dauer der Friſt. Eine Verletzung der Sollvorſchrift macht die Friſtbeſtimmung nicht 
unwirkſam, ſondern begründet nur ein Beſchwerderecht (8 1994 A 1); das wird gelten müſſen 
auch wenn die einmonatige Mindeſtfriſt unterſchritten iſt (a. M. die 5. Aufl). Friſtberech 
nung 88 186—193. i 

2. Die Zuſtellung erfolgt nach FGG $ 16 Abſ 2, ZPO 88 208— 213. Sie ſetzt für jeden 
der mehreren Erben eine beſondere Friſt in Lauf. Für den Fall unverſchuldeter Unkenntnis 
von der Zuſtellung gewährt $ 1996 Hilfe. Zuſtellung an den geſetzlichen Vertreter des Erben 
ZPO 8 171, Mitteilung an das Vormundſchaftsgericht $ 1999. Dem Antragſteller gegenuber 
genügt Bekanntmachung zu Protokoll, FGG 8 16 Ab 8. 

3. Annahme der Erbſchaft $ 1943 A 1 u. 9 1957 A l. Die Friſtbeſtinnnung kann vorher 
erfolgen; der Lauf der Friſt beginnt aber erſt mit der Annahme. 

4. Friſtverlängerung $ 190. Sie kann nur in Frage kommen, wenn der Antrag geſtellt 
wird, ſolange die beſtimmte Friſt noch nicht abgelaufen iſt. Gegen die auf den Verlängerung 
antrag ergehende Verfügung ſofortige Beſchwerde des Erben wie des Gläubigers (JGG 
§ 77 Abſ 2, 3). Wiederholte Verlängerung iſt nicht ausgeſchloſſen. Für die verlängerte 
Friſt beſtehen keine Grenzen. Verkürzung der einmal beſtimmten Friſt iſt weder bei der 
erſten noch bei einer ſpäteren Friſtbeſtimmung zuläſſig. 


8 1996 


Iſt der Erbe durch höhere Gewalt verhindert worden, das Juventar recht- 
zeitig zu errichten oder die nach den Umſtänden gerechtfertigte Verlängerung 
der Inventarfriſt zu beantragen, ſo hat ihm auf ſeinen Antrag das Nachlaß⸗ 
gericht eine neue Inventarfriſt zu beſtimmen!). Das gleiche gilt, wenn der 
Erbe von der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den die Juventarfriſt be- 
ſtimmt worden iſt, ohne ſein Verſchulden Kenntnis nicht erlangt hat?). 

Der Antrag muß binnen zwei Wochen nach der Beſeitigung des Hinder⸗ 
niſſes und ſpäteſtens vor dem Ablauf eines Jahres nach dem Ende der zuerſt 
beſtimmten Friſt geſtellt werden“). 

Vor der Eutſcheidung ſoll der Nachlaßgläubiger, auf deſſen Antrag die 
erſte Friſt beſtimmt worden iſt, wenn tunlich gehört werden“). 

E I 2098 II 1871; M 5 611, 612; P 5 734. 

1. Begriff der höheren Gewalt f. $ 203 A 2; doch iſt für den Fall des Stillſtandes der 
Rechtspflege (§ 203 Abſ 1) beſondere Regelung durch $ 1997 getroffen (. A 1 dazu). In 
anderen Fällen der höheren Gewalt wird der Lauf der Friſt nicht gehemmt, aber Abhilfe 
nach Art einer Wiedereinſetzung in den vorigen Stand (RG 54, 151) durch Be- 
ſtimmung einer neuen Inventarfriſt gewährt. Für dieſe gelten die Beſtimmungen des 
§ 1995; ſie ſoll alſo wiederum mindeſtens einen Monat betragen und kann gleichfalls ver⸗ 
längert werden. Die Beſtimmung einer neuen Friſt kann wiederholt erfolgen, jedoch nur 
innerhalb der durch Abſ 2 gegebenen Jahresfriſt vom Ende der zuerſt beſtimmten Friſt. — 
Die Verhinderung muß entweder die Errichtung des Inventars innerhalb der Friſt oder 
auch nur die rechtzeitige Stellung des Antrags auf Verlängerung der Friſt ($ 1995 Abſ 3; 
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ſ. A 4 dazu) unmöglich gemacht haben, letzteres z. B. durch Poſtſperre oder Verkehrsſtockung, 
wobei jedoch in letzterem Falle weiter erforderlich iſt, daß der Verlängerungsantrag den 
Umſtänden nach gerechtfertigt geweſen wäre, eine Frage, über die das Nachlaßgericht 
nachträglich nach Ermeſſen zu entſcheiden hat. = 1 — A 
2. Entſprechend O 8 233 Abſ 2. So beſonders im Falle der Erſatzzuſtellung na 
3PO 88 25 182 8185 5 öffentlichen Zuſtellung nach ZPO 8 203 oder auch der Zu⸗ 
ſtellung an einen militäriſchen Vorgeſetzten nach $ 172. Das Verſchulden des geſetzlichen 
Vertreters oder des Generalbevollmächtigten (ZPO SS 171, 173) iſt vom Erben zu vertreten. 


3. Entſprechend ZPO 8 234. Hemmung der Antragsfriſt $ 1997, Tod des Erben § 1998. 


4. Anhörung des antragſtellenden Nachlaßgläubigers vor der Entſcheidung „wenn 
tunlich“. Sofortige Beſchwerde des Erben oder des Nachlaßgläubigers gegen die ab- 
lehnende bzw. ſtattgebende Verfügung FGG 8 77 Abſ 2. Die rechtskräftige Entſcheidung 
des Nachlaßgerichts kann auch im Prozeſſe nicht wieder in Frage geſtellt werden. — Neue 
Friſt zur Ergänzung des Inventars § 2005 Abſ 2. 


8 1997 


Auf den Lauf der Jnventarfriſt und der im § 1996 Abſ 2 beſtimmten 
Friſt von zwei Wochen finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
des § 203 Abf 1 und des S 206 entſprechende Anwendung). 


E I 2100 Ti 1872; M 5 618, 614; P 5 784, 741. 


1. Der Lauf und ſomit auch der Ablauf der urſprünglichen, der verlängerten und der 
neu beſtimmten Juventarfriſt ſowie der zweiwöchigen Antragsfriſt (8$ 1995, 1996) wird 
gehemmt durch Stillſtand der Rechtspflege ($ 208 Abſ 1). Andere Fälle der höheren 
Gewalt $ 1996. Hemmung tritt ferner ein, wenn während des Laufes der Friſten der 
Erbe geſchäftsunfähig wird oder fein geſetzlicher Vertreter wegfällt, bis zum Eintritt bzw. 
Wiedereintritt eines geſetzlichen Vertreters (§ 206). Beſteht dieſer Mangel ſchon, bevor die 
Friſten zu laufen begonnen haben, ſo können ſie überhaupt nicht in Lauf geſetzt werden, bevor 
der Mangel behoben ift, da die Zuſtellung ($ 1995 Abſ 2) an einen geſetzlichen Vertreter nicht 
erfolgen kann. Waren die Friſten bereits im Laufe, als der Mangel eintrat, ſo laufen ſie von 
ſeiner Behebung durch Eintritt bzw. Wiedereintritt der Geſchäftsfähigkeit des Erben oder 
eines geſetzlichen Vertreters ab weiter, unter Ausſchaltung des zwiſchen dem Eintritt und 
der Behebung des Mangels liegenden Zeitraums (§ 205). Ihr Lauf vollendet ſich, falls fie 
ſechs Monate oder mehr betragen, nicht vor dem Ablanfe von ſechs Monaten von der 
Behebung des Mangels ab (§ 206 Abf 1 Satz 1); falls ſie aber weniger betragen, nicht vor 
dem Ablaufe ihrer vollen Dauer von dem gleichen Zeitpunkte ab, ohne Einrechnung des vor 
dem Eintritt des Mangels abgelaufenen Zeitraums (§ 206 Abs 1 Satz 2). Der Ablauf der 
Friſt tritt auch ein, wenn der geſchäftsfähig gewordene Erbe oder der neu eingetretene geſetz⸗ 
liche Vertreter von der Friſtſetzung keine Kenntnis erhalten hat (vgl. § 1944 A 4); doch kann 
in dieſem Falle Abhilfe durch Beſtimmung einer neuen Inventarfriſt nach § 1996 Abſ 1 Satz 2 
geſchaffen werden. 


8 1998 


Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfriſt oder der im S 1996 
Abſ 2 beſtimmten Friſt von zwei Wochen, jo endigt die Friſt nicht vor dem 
Ablaufe der für die Erbſchaft des Erben vorgeſchriebenen Ausſchlagungs⸗ 
friſt!). 


E I 2099 II 1873; M 5 612, 613; P 5 734. 


1. Die Vorſchrift des $ 1952 Al 2 iſt auf die Inventarfriſt und die Friſt zum 
Verlängerungsantrage ($ 1996 Abi 2) übertragen. Das Ende der Friſten wird in 
dieſem Falle ſo lange hinausgeſchoben, bis die Ausſchlagungsfriſt für die dem Erbes⸗ 
erben angefallene Erbſchaft des unmittelbaren Erben abgelaufen iſt (8 1944). Auch 
hier (vgl. 8 1907 A 1) kann die einmal in Lauf geſetzte Inventar⸗ uſw. Friſt ablaufen, 
ohne daß der Erbeserbe davon Kenntnis erhält, daß eine Friſt beſtimmt iſt; alsdann 
iſt gegebenenfalls $ 1996 Abſ 1 Satz 2 anwendbar. — Fällt die Erbſchaft des Erben 
an mehrere Erben, ſo iſt jeder Miterbe zur Errichtung des Inventars über die ganze dem 
erſten Erben angefallene Erbſchaft verpflichtet. Die Friſt kaun für jeden verſchieden laufen 
(8 1944 A 2). Wahrung der Friſt durch einen Miterben kommt auch den andern nicht ſchon 
unbeſchränkt haftbar gewordenen Miterben zuſtatten ($ 2063). Auch der Erbeserbe kann 
Verlängerung ($ 1995 Abſ 8) und neue Friſtbeſtimmung ($ 1990) beantragen. 
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8 1999 


Steht der Erbe unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft, ſo 
ſoll das Nachlaßgericht dem Vormundſchaftsgerichte von der Beſtimmung 
der Inventarfriſt Mitteilung machen!). 

E I 2101 II 1874; M 5 814; P 5 734. 

1. Das Vormundſchaftsgericht ſoll damit in den Stand geſetzt werden, von Aufſichts 
wegen (88 1837, 1667ff.) über Einhaltung der Inventarfriſt durch Vormund (Pfleger $ 1915) 
oder Gewalthaber zu wachen; vgl. § 19904 A 2. Für den Friſtablauf ſelbſt iſt die Mitteilung 
ohne Bedeutung. 

8 2000 


Die Beſtimmung einer Inventarfriſt wird unwirkſam, wenn eine Nach» 
laßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet wird!). Wäh⸗ 
rend der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes kann eine 
Inventarfriſt nicht beſtimmt werden?). Iſt der Nachlaßkonkurs durch Ver⸗ 
teilung der Maſſe oder durch Zwangsvergleich beendigt, ſo bedarf es zur Ab⸗ 
wendung der unbeſchränkten Haftung der Inventarerrichtung nicht“). 

E 1 2095 Abs 2 II 1868 Abj 8; M 5 809; P 5 733, 741. 

1. Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs ſichern dem Erben ohnedies die beſchränkte 
Haftung (8 1975), den Nachlaßgläubigern aber die ordnungsmäßige Befriedigung. Pflicht 
des Verwalters, ein Verzeichnis des Nachlaſſes aufzuſtellen 8 1985 A 1; des Erben, ihm Aus 
kunft zu erteilen und ein Nachlaßverzeichnis vorzulegen 88 1978, 666, 260. 

2. Die Inventarfriſt kann während dieſer Zeit weder dem Erben, noch dem Nachlaß 
verwalter ($ 2012), noch dem Konkursverwalter, dem ſchon das Geſetz Anfertigung des In 
ventars und der Bilanz auferlegt (KO $ 124), beſtimmt werden. Auch die Beeidigung eines 
vom Erben bereits errichteten Inventars (§ 2006) mit der dort für den Verweigerungsfall 
angedrohten Folge der unbeſchränkten Haftung kann jetzt nicht mehr in Frage kommen, wohl 
aber kann der Erbe zur Leiſtung des Offenbarungseides als Gemeinſchuldner gemäß KO 9 125 
angehalten werden. 

3. Iſt der Nachlaßkonkurs durch Schlußverteilung oder durch Zwangsvergleich beendet, 
fo haftet der Erbe nach § 1989 (vgl. A 4 dazu) allen Gläubigern gegenüber nur ſo, wie er 
den gemäß 8 1973 ausgeſchloſſenen Gläubigern nach Aufgebot haften würde. Ein Verluſt 
der einmal auf Grund von § 1973 eingetretenen Haftungsbeſchränkung gegenüber aus 
geſchloſſenen Gläubigern tritt auch durch ſpätere Verſäumung der Inventarfriſt nach $ 2013 
Abſſ 1 Satz 2, vgl. A 2 zu $ 2013, nicht ein. Im Falle des $ 1989 haben, Que daß es eines 
Aufgebots bedarf, alle Glaubiger mit Ausnahme derjenigen, denen der Erbe bereits un, 
beſchränkt haftet, die Stellung ausgeſchloſſener Gläubiger (vgl. § 1989 A 4). Deshalb kann 
in dieſem Falle der Verluſt der Haftungsbeſchränkung durch Verſäumung einer Inventar 
friſt keinem Gläubiger gegenüber mehr eintreten und iſt folgerichtig auch die Beſtimmung 
einer ſolchen durch § 2000 ausgeſchloſſen. Dagegen iſt dem Erben auf Antrag neue Friſt zu be- 
ſtimmen, wenn der Konkurs auf andere Weiſe beendet worden iſt (5 1989 A 1). Da es an einer 
gleichen Beſtimmung für den Fall der durchgeführten Nachlaßverwaltung (vgl. $ 1986 
A 4) fehlt, wird man annehmen müſſen, daß nach Aufhebung einer ſolchen dem Erben wieder 
eine Inventarfriſt beſtimmt werden kann, bei deren Nichtbeachtung er auch jetzt noch unbe⸗ 
ſchränkbar haftbar wird. Doch kann er ſich auf ein vom Nachlaßverwalter formgerecht er- 
richtetes und dem Nachlaßgerichte eingereichtes Inventar berufen ($ 2004). 


8 2001 


In dem Inventar jollen?) die bei dem Eintritte des Erbfalls vorhandenen 
Nachlaßgegenſtände und die Nachlaßverbindlichkeiten vollſtändig angegeben 
werden!). 

Das Inventar ſolls) außerdem eine Beſchreibung der Nachlaßgegenſtände, 
ſoweit eine ſolche zur Beſtimmung des Wertes erforderlich iſt, und die An⸗ 
gabe des Wertes enthalten?). 

E 1 2105 II 1875; M 5 618; P 5 785—737. 

1. Für die Nachlaßgegenſtände (Sachen und Rechte, vgl. § 90 A 3) iſt lediglich die Zeit 
des Erbfalls maßgebend. Ebenſo für die Wertsangabe. Seit dem Tode des Erbl iſſers ein 
getretene Veränderungen bleiben außer Betracht. Es find alſo auch diejenigen Nachlaß ⸗ 
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gegenſtände aufzuführen, die zur Zeit der Errichtung nicht mehr vorhanden ſind; anderſeits 
nicht die nach dem Erbfalle dem Nachlaſſe erworbenen Gegenſtände, insbeſondere nicht die 
Erſatzforderungen gegen den Erben ($ 1978 Abſ 2). Dagegen entſcheidet für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten ($ 1967 Abſ 2) der Zeitpunkt der Errichtung. Hierzu gehören auch die 
Koſten des Inventars (im Konkurſe als Maſſeſchuld KO § 224 Nr 4). Dies ſchließt nicht 
aus, daß ſich der Erbe zu Zwecken der Inventarerrichtung durch Rechtsgeſchäft auch per- 
ſönlich verpflichtet (§ 1967 A 3). Aus dem Zwecke der Inventarerrichtung iſt zu entnehmen, 
daß die durch Konfuſion erloſchenen Rechte und Verbindlichkeiten aufzuführen ſind, da ſie 
wiederaufleben können (88 1976, 1991 Abſ 2). Vergleichung und Ermittelung des Beſtands⸗ 
oder Schuldenüberſchuſſes iſt zweckmäßig, aber nicht vorgeſchrieben. Auch das von einem 
Miterben errichtete Inventar (vgl, RIA 8, 100) muß ſich über den ganzen Nachlaß ver⸗ 
halten. Ausgleichungspoſten (§ 2057) gehören nicht herein. 

2. Die Beſchreibung und Wertsangabe liegt im Falle des § 2002 dem Erben, im Falle 
des $ 2003 dem aufnehmenden Beamten, dem der Erbe, ſoweit erforderlich, Auskunft zu er 
teilen hat, ob. Vgl. die Verhandlungen der 2. Komm. (Prot a. a. O.). Vgl. auch § 2002 A 1. 
Abſchätzung durch Sachverſtändige iſt nicht erforderlich. 1 ’ 

3. Die Vorſchriften des Paragraphen find nur Ordnungsvorſchriſten („ſoll“); von ihrer 
Beobachtung iſt die Wirkſamkeit der Inventarerrichtung nicht abhängig. Doch muß das 
eingereichte Schriftſtück ſich wenigſtens als ein „Inventar“, d. h. als eine Beſtandsaufnahme 
des Nachlaſſes, darſtellen. Über den Einfluß von Unrichtigkeiten und Unvollſtändigkeiten 
beſtimmt im übrigen § 2005. 


8 2002 


Der Erbe muß zu der Aufnahme des Inventars eine zuſtändige Behörde 
oder einen zuſtändigen Beamten oder Notar zuziehen !). 
E I 2102 II 1876; M 5 615, 616; P 5 784, 787. 


1. Ein vom Erben ſelbſt ohne Zuziehung einer Amtsperſon aufgenommenes Inventar 
iſt unwirlſam, ſelbſt wenn es öffentlich beglaubigt wäre (anders bei dem vom Vorerben 
nach u oder vom Teſtamentsvollſtrecker nach 9 2215 mitzuteilenden Verzeichnis). Er 
bedarf in jedem Falle, auch wenn kein Nachlaß vorhanden iſt, der amtlichen Mitwirkung 
gemäß $ 2002 oder $ 2008. Anderſeits iſt auch ein von der Amtsperſon ſelbſt auf⸗ 
genommenes Inventar kein ſolches nach § 2002; vielmehr müſſen Erbe und Amtsperſon 
zur Aufnahme zuſammenwirken, insbeſondere ift die Unterſchrift des Erben erforderlich (R& 
77, 247). Die zugezogene Amtsperſon hat nur die Stellung eines Beiſtandes und iſt zur 
Prüfung der Vollſtändigkeit und Richtigkeit des Juventars, insbeſondere auch der Wert⸗ 
angaben (§ 2001 Abf 2), nicht verpflichtet. Doch wird es ihr nicht verwehrt werden können, 
ihrer von der des Erben abweichenden Meinung Ausdruck zu geben, da ſie andernfalls ja nur 
als Statiſt erſcheinen würde. Eine ſolche Außerung kann auf die Wirkſamkeit der Inventars⸗ 
errichtung keinen unmittelbaren Einfluß haben, aber unter Umſtänden für die Frage erheblich 
fein, ob dem Erben eine Pflichtverletzung nach 8 2005 zur Laſt fällt. In welcher Weiſe die 
Mitwirkung der Amtsperſon zu beurkunden, iſt nicht vorgeſchrieben; Mit⸗Unterſchrift wird 
genügen, aber nicht zur Wirkſamieit erforderlich fein (a. M. anſcheinend Planck Erl 8). Die 
Zuſtändigkeit der Behörde, des Beamten oder Notars beſtimmt ſich nach Landesrecht, das 
auch die ſachliche Zuſtändigkeit der Notare ausſchließen kann (a. M. Planck Erl 2). 
Nach preußiſchem Rechte iſt ein Gerichtsvollzieher nur zuſtändig, wenn er vom Gerichte 
beauftragt iſt ($ 74 Nr 3 PLIAGETG; RS 77, 246). Ein unter Zuziehung einer „unzuſtän⸗ 
digen“ Amtsperſon aufgenommenes Inventar iſt unwirkſam. Doch wird dabei nur die 
ſachliche Zuſtändigkeit in Frage kommen, wie ſich wohl aus dem Gebrauche des unbeſtimmten 
Artikels („e ine zuſtändige Behörde uſw.“) entnehmen läßt (a. M. anſcheinend Planck Erl 2). 
Der Erbe hat ſelbſt für rechtzeitige Einreichung zu ſorgen (8 1994 A 2). Die Friſt wird im Falle 
des $ 2002 nur durch die Einreichung, nicht durch die Zuziehung einer Amtsperſon (wie im 
Falle des § 2003 durch den Antrag auf Aufnahme) gewahrt. Der Erbe kann ſich bei der 
Aufnahme durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen; Einreichung der Vollmacht mit 
dem Inventar oder innerhalb der Friſt ift nicht (wie bei der Erbſchaftsausſchlagung, $ 1945 
Abſ 2) vorgeſchrieben. Die Einreichung des Inventars durch einen Geſchäftsführer ohne 
Auftrag iſt unwirkſam ($ 180); doch wird fie wirkſam, wenn der Erbe innerhalb der Friſt 
auf das eingereichte Inventar gemäß 8 2004 Bezug nimmt. 


8 2003 


Auf Antrag des Erben hat das Nachlaßgericht entweder das Inventar 
ſelbſt aufzunehmen oder die Aufnahme einer zuſtändigen Behörde oder einem 
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zuſtändigen Beamten oder Notar zu übertragen!). Durch die Stellung des 
Antrags wird die Juventarfriſt gewahrt?). 

Der Erbe iſt verpflichtet, die zur Aufnahme des Inventars erforderliche 
Auskunft zu erteilen). 

Das Inventar iſt von der Behörde, dem Beamten oder dem Notar bei 


dem Nachlaßgericht einzureichen“). 
E I 2108 II 1877; M 5 616, 617; P 5 734, 741. 


1. Nachlaßgericht FGG 88 72ff. Seine Zuſtändigkeit kann durch Landesgeſetz über 
haupt (Ech Art 147) oder doch ſoweit es ſich um Aufnahme des Inventars handelt (Art 148) 
ausgeſchloſſen werden; in dieſem Falle iſt der Antrag an die danach zuſtändige andere Behörde 
zu richten. Iſt keine andere Behörde als zuſtändig erklärt, fo kaun die Inventarerrichtung 
nur im Wege des § 2002 erfolgen. In Preußen ſind zur Aufnahme der Juventare für zu⸗ 
ſtändig erklärt die Amtsgerichte und Notare, unter Umſtänden auch die Gerichtsſchreiber bei 
den Amtsgerichten, die Gerichtsvollzieher (dieſe aber nur kraft Auftrags des Gerichts, vgl. 
$ 2002 A 1), Dorfgerichte (vgl. $ 2004 A 1), Ortsgerichte (Pre vom 21. 9. 90 Art. 31, 32, 
38, 108, 111ff., 122 ff., 131; AGG Vc v. 24. 4. 78, $$ 70, 74); in Sachſen die Amtsgerichte 
und Notare, Ortsgerichtsperſonen, kraft Übertragung auch Gerichtsſchreiber und Gerichts: 
vollzieher (Geſ v. 15. 6. 00, 88 37, 39, 97, 100, 101); in Württemberg Amtsgerichte und 
öffentliche Notare (ABGB Art 125ff.); in Baden ausſchließlich die Notare unter Mit- 
wirkung der Ortsgerichte (Fc v. 18. 10. 25, $ 31); in Heſſen die Amtsgerichte und Notare, 
kraft Übertragung auch die Gerichtsvollzieher und Ortsgerichte (ABGB Art 117, AGF c 
Art 1, 2, NotGef v. 15. 3. 99 Art 10). Die Übertragung kann m an eine zuftändige 
Behörde uſw. erfolgen; die Zuſtändigkeit beſtimmt ſich auch hier nach Landesrecht. Auch 
hier wird die Wirkſamkeit des Inventars nur von der fachlichen Zuſtandigkeit abhängen 
(vgl. 82002 A 1). Das Nachlaßgericht kann auch im Wege der Rechtshilfe ein anderes Nachlaß: 
gericht oder eine andere landesgeſetzlich an Stelle des Nachlaßgerichts beſtimmte Behörde (in 
Baden die Notare) um Aufnahme des Inventars erſuchen (RG 106, 287). Der Erbe darf den 
Beamten nicht mit Übergehung des Nachlaßgerichts ſelbſt beauftragen (RG 77, 246). Der 
Antrag kann auch von einem Miterben wirkſam geſtellt werden (RIA 8, 100). 


2. Inventarfriſt § 1995, verlängerte und neu'beſtimmte Friſt 88 1995 Abſ 3, 1996. Der 
von einem Miterben geſtellte Antrag wahrt die Friſt auch für die übrigen Erben (§ 2063 Abſ 1, 
OLG 10, 296). Er kann darauf gerichtet werden, das Juventar bei dem im Beſitze des Nach. 
laſſes befindlichen Miterben aufzunehmen (OLG 5, 342). 


3. Die Aufnahme liegt abweichend von § 2002 nicht dem Erben, ſondern dem amtlichen 
Organe ob. Nach RIA 12, 111 oll dieſes im Intereſſe der Aufklärung auch dritte Perſonen, 
ſogar einen Nachlaßgläubiger zuziehen dürfen. Der Erbe iſt zur Mitwirkung nur durch 
Erteilung von Auskunft verpflichtet. An ſeine Angaben iſt aber das amtliche Organ 
nicht gebunden. Unmittelbare Zwangsmittel zur Erwirkung der Auskunfterteilung beſtehen 
nicht. Ihre Verweigerung oder abſichtliche Verzögerung, ſowie die abſichtliche Unrichtig- 
keit der Auskunft find aber mit dem Verluſte der beſchränkten Haftung bedroht (8 2005 Abs 1). 
Aus der Auskunftspflicht wird auch die Pflicht zur Vorlegung eines Verzeichniſſes ($ 260) 
zu folgern fein. Koſtenlaſt bei unzulänglichem Nachlaſſe nach preußiſchem Recht OLG 26, 291. 

4. Die Amtsperſonen find zur Einreichung nicht bloß (wie die Notare in ZOO 88 71, 129, 
1 8 15) ermächtigt, ſondern verpflichtet. Gegen Verzögerungen iſt die Aufſichtsbeſchwerde 
gegeben. 


8 2004 


Befindet ſich bei dem Nachlaßgerichte ſchon ein den Vorſchriften der 
SS 2002, 2003 entſprechendes Inventar!), ſo genügt es, wenn der Erbe vor 
dem Ablaufe der Inventarfriſt?) dem Nachlaßgerichte gegenüber erklärt, 
daß das Inventar als von ihm eingereicht gelten ſoll'). 

E I 2104 II 1878; M 5 617, 618; P 5 735. 


1. Das bei dem Nachlaßgericht befindliche Inventar darf nicht bloß als Privatinventar 
errichtet worden ſein. War vorſchriftsmäßiges Inventar vom Erben oder mit Wirkung 
für den Erben (88 2008, 2063, 2144, 2383) von einem andern, auch von einem Nachlaßpfleger 
($ 1960 Abſ 2), errichtet, fo kommt § 2004 nicht in Frage. Die Friſt darf ihm in dieſem Falle 
überhaupt nicht beſtimmt werden (§ 1994 A 1). Das in Bezug zu nehmende Inventar kann 
vom Nachlaß⸗ oder Konkursverwalter, vom Teſtamentsvollſtrecker, Erbſchaftsbeſitzer, auch von 
einememicht ausgewieſenen Bevollmächtigten oder einem auftragsloſen Geſchaftsführer des 
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Erben errichtet und dem Nachlaßgericht von voruherein eingereicht oder von ihm herbei⸗ 
gezogen 12 5 Es kann auch vom Nachlaßgericht ſelbſt gemäß § 1960 Abſ 2 errichtet fein. Die 
Bezugnahme auf ein von einem preußiſchen Dorfgerichte auf Grund des Art 104 Pra 
aufgenommenes Nachlaßinventar iſt ausgeſchloſſen (Art 104 Abf 2 a. a. O.). 


2. Vor Ablauf der erſten oder der verlängerten oder der neu beſtimmten Inventarfriſt 
(58 1995, 1996). 


3. Die Erklärung iſt an keine Form oder Formel gebunden. Sie kann auch durch einen 
Bevollmächtigten erfolgen; doch wird ſie in dieſem Falle vom Nachlaßgerichte gemäß 
9 174 zurückgewieſen werden können, wenn Vollmachtsurkunde nicht vorgelegt wird, da 
eine den § 174 ausſchließende Beſtimmung, wie in § 1945 Abſ 2 Satz 2 für die Ausſchließung, 
hier nicht getroffen iſt. Beglaubigung oder Nachbringen der Vollmacht innerhalb der Friſt 
(fo bei der Ausſchlagung § 1945 Abſ 2) iſt nicht vorgeſchrieben ag. 31993 A 1). Auch 
durch Bezugnahme auf ein fremdes Inventar kann ungetreue Errichtung im Sinne 
von § 2005 (A 1) begangen werden.! 


8 2005 


Führt der Erbe!) abſichtlich eine erhebliche Unvollſtändigkeit der im In⸗ 
ventar enthaltenen Angabe der Nachlaßgegenſtände herbei!) oder bewirkt er 
in der Abſicht, die Nachlaßgläubiger zu benachteiligen, die Aufnahme einer 
nicht beſtehenden Nachlaßverbindlichteite), jo haftet er für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten unbeſchränkte). Das gleiche gilt, wenn er im Falle des 8 2003 
die Erteilung der Auskunft verweigert oder abſichtlich in erheblichem Maße 
verzögert‘). 

It die Angabe der Nachlaßgegenſtände unvollſtändig, ohne daß ein Fall 


des Abſ 1 vorliegt'), jo kann dem Erben zur Ergänzung eine neue Inventar⸗ 
friſt beſtimmt werdens) ). 


E I 2106 II 1879; M 5 618-621; P 5 738-741, 754— 756. 


1. Der Erbe haftet auch für Verfehlungen ſeines gesetzlichen Vertreters oder Be» 
vollmächtigten bei Errichtung des Inventars, da es ſich dabei um die Erfüllung einer 
beſtehenden ſchuldrechtlichen Verbindlichkeit handelt ($ 278), auch wenn eine Inventarfriſt 
noch nicht beſtimmt iſt. Dagegen können Verfehlungen ſolcher Perſonen, deren Inventar⸗ 
errichtung ihm nur „zuſtatten kommt“ (55.2008, 2063, 2144, 2383), feine unbeſchränkte Haf- 
tung gemäß § 2005 nicht bewirken; fie können aber, wenn ihm eine Inventarfriſt beſtimmt 
iſt und er nicht ſelbſt ein Inventar errichtet hat, dazu führen, daß dieſe als verſäumt gilt 
5 1994 Abſ 1 Satz 2), da die Errichtung eines ungetreuen Inventars zur Wahrung der 
Friſt nicht geeignet iſt. Näheres § 2008 A 5. 


la. Das Geſetz unterſcheidet beim ungetreuen Inventar zwiſchen den auf die Aktiven 
und den auf die Paſſiven des Nachlaſſes (8 2001 Ab 1) bezüglichen Angaben. Es macht aber 
zwiſchen dem freiwilligen ($ 1993) und dem erzwungenen Inventar (88 1994 ff.) keinen Unter⸗ 
ſchled. Bezüglich der Nachlaßgegenſtände (vgl. § 2001 N J) ift Vollſtändigkeit der An⸗ 
gaben erfordert. Mängel der Beſchreibung und der Wertangabe ($ 2001 Abi 2) bleiben 
außer acht. Der Erbe kann die Unvollſtändigkeit, wenn er das Juventar ſelbſt errichtet 
(8 2002), unmittelbar, wenn er die amtliche Errichtung veranlaßt, mittelbar durch die Art 
der von ihm erteilten Auskunft (§ 2003 Abſ 2), im Falle des 8 2004 dadurch, daß er auf ein 
ihm als unvollſtändig hinſichtlich der Nachlaßgegenſtände oder nicht beſtehende Nachlaßver 
bindlichkeiten enthaltend bekanntes Inventar Bezug nimmt, herbeiführen. Mit der Strafe 
der unbeſchränkten Haftung bedroht iſt aber nur abſichtliches Handeln oder Unterlaſſen im 
Gegenſatze zur bloßen Fahrkäſſigkeit. Gleichgültig iſt, welchen Zweck er damit verfolgt, ins. 
beſondere ob er damit jemand zu benachteiligen ſucht. Die Unvollſtändigkeit muß aber eine 
erhebliche, je nach dem Umfange des Nachlaſſes auch für die Intereſſen der Gläubiger ins 
Gewicht fallende ſein. Auch deſſen muß ſich der Erbe bewußt ſein. 


2. Bezüglich der Nachlaßverbindlichkeiten genügt dagegen die bloße Abſicht, d. h. die 
wiſſentlich falſche Aufnahme einer nicht oder nicht in der angegebenen Höhe beſtehenden Schuld 
nicht. Es muß vielmehr die Benachteiligungsabſicht in bezug auf die Nachlaßgläubiger hin ⸗ 
zukommen. In der Regel die Abſicht, ihnen die Überſchuldung des Nachlaſſes vorzuſpiegeln 
und ſie hierdurch zur Ermäßigung ihrer Forderungen zu bewegen oder auch ihnen Nachlaß, 
gegenſtände durch Anrechnung auf die nicht beſtehenden Nachlaßverbindlichkeiten, ſei es zum 

orteile der angeblichen Glaͤubiger dieſer Verbindlichkeiten oder zu eigenem Vorteile, zu 
entziehen (vgl. auch KO 8 289 Nr 2). Das Weglaſſen beſtehender Verbindlichkeiten iſt 
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unſchädlich. Da das Inventar mit der Einreichung errichtet iſt (58 1993, 2003 Abſ 3), fo 
kommt es darauf an, ob die Inventarpflicht in dieſem Augenblicke verletzt iſt, ſei es auch, 
daß die Friſt noch nicht abgelaufen oder im Falle des § 2003 bereits durch den Antrag ge 

wahrt war, oder daß, wie im Falle des § 1993, eine Friſt überhaupt nicht läuft. Der Erbe 
kann deshalb zwar bis zur Einreichung, nicht aber bis zum Friſtablauf, durch Berich 

tigung der ungetreuen Angaben die Folgen abwenden (a. M. Staudinger Erl 4). Deun 
auch vor Friſtablauf kann das Vorhandenſein eines ungetreuen Inventars bereits eine 
Schädigung der Nachlaßgläubiger in der Richtung der Abficht des Erben herbeiführen. 


3. Er haftet unbeſchränkt gegenüber allen Nachlaßgläubigern, nicht bloß wie im Falle 
des § 2006 Ab] 3 dem Antragſteller. Ausnahmen 882013 Abſ! Satz 2, 2003 Abſ 2, 2144 Abſ 3. 


4. Verweigerung und Verzögerung der Auskunft, zu der der Erbe nach $ 2003 Abſ 2 
verpflichtet iſt, ſetzen voraus, daß er durch das das Inventar aufnehmende Amtsorgan zur 
Erteilung der Auskunft aufgefordert worden iſt. Die Verweigerung bedeutet eine ausdrück⸗ 
liche Ablehnung, enthält alſo ohne weiteres die Abſicht (den Vorſatz), die Auskunft nicht zu 
erteilen, während die Verzögerung, die an ſich auch auf Fahrläſſigkeit beruhen kann, nur 
in Betracht kommt, wenn ſie die Abſicht, die Inventaraufnahme hinauszuziehen, erkennen 
läßt. Nicht die Verweigerung oder Verzögerung der Auskunft Über eine einzelne Tatſache, 
ſondern nur die Verletzung der einheitlichen Auskunftspflicht in bezug auf die geſamte 
Tätigkeit des Amtsorgans oder doch einen weſentlichen Teil dieſer Tätigkeit ſoll nach den 
Kommiſſionsprotokollen (5, 756) den Rechtsnachteil zur Folge haben. Die Vorſchrift 
des Abf 1 Satz 2, die als zu ſtreng in der zweiten Kommiſſion ohne Erfolg bekämpft wurde, 
bezweckt zu verhindern, daß der Erbe, der die ihm beſtimmte Inventarfriſt durch Antrag 
gemäß § 2008 Abſ 1 gewahrt hat, die ordnungsmäßige Errichtung des Inventars 
durch das amtliche Organ dadurch hindert, daß er die dazu erforderliche Auskunft verweigert 
oder verzögert; in ſolchem Falle ſoll er ſich ſo behandeln laſſen müſſen, wie wenn er die Er 
richtung des Inventars innerhalb der Friſt unterlaſſen hat (Prot 5, 756). Aus dieſer 
Zweckbeſtimmung, die auch im Geſetze hinreichenden Ausdruck gefunden hat, iſt zu entnehmen, 
daß die Vorſchrift keine Anwendung finden kann, wenn dem Erben eine Inventarfriſt noch 
nicht beſtimmt war ($ 1993); aber auch nicht, wenn die Behörde ungeachtet der Verweigerung 
das Inventar errichtet hat, ſei es, weil ſie die Auskunft von anderer Seite erhalten oder 
ſie für nicht erforderlich gehalten hat. Iſt das Inventar infolgedeſſen unvollſtändig hin⸗ 
ſichtlich der Aktiva geworden (eine betrügeriſche Aufnahme von Paſſiven kommt hier nicht 
in Frage), ſo haftet der Erbe, wenn er die Unvollſtändigkeit durch Auskunftsverweigerung 
abſichtlich herbeigeführt hat, gemäß Abſ 1 Satz 1 unbeſchränkt. Andernfalls kann ihm 
nur eine neue Inventarfriſt zur Ergänzung beſtimmt werden (Abſ 2). Kann dann 
dieſe Ergänzung nicht erfolgen, weil der Erbe wiederum die Auskunft verweigert, ſo 
haftet er nunmehr nach Abſ 1 Satz 2 unbeſchränkt. Abweichend Planck, 3. Aufl., Erl 2, der 
die unbeſchränkte Haftung dann eintreten laſſen will, wenn infolge der Verweigerung oder 
Verzögerung der Auskunft die Inventarfriſt verſtrichen iſt, wobei aber nicht beachtet 
zu fein ſcheint, daß die Inventarfriſt bereits durch den Antrag nach $ 2003 gewahrt iſt, alfo 
nicht mehr verſtreichen kann; richtiggeſtellt jetzt in der 4. Aufl. Erl 2e. 


5. So wenn die Unvollſtändigkeit durch unverſchuldete Unkenntnis oder durch Fahr ⸗ 
läſſigkeit des Erben herbeigeführt worden iſt. Keine Nachfriſt zur Berichtigung der An 
gaben bezüglich der Nachlaßverbindlichkeiten. 


6. Die neue Inventarfriſt iſt im techniſchen Sinne verſtanden ($ 1994 A 2), fie kann des⸗ 
galb dem Erben nur auf Antrag eines Nachlaßgläubigers, nicht des Erben ſelbſt oder 
von Amts wegen beſtimmt werden (a. M. Staudinger Erl 3). Die Beſtimmung kann auch 
erftmalig erfolgen, wenn das Inventar freiwillig eingereicht war ($ 1993). Der Antrag iſt 
an keine Friſt gebunden: grundſätzlich wird auch ihm gegenüber die Offizialermittlungs⸗ 
pflicht des Gerichts (FGG § 12) Platz greifen; doch wird das Gericht keinen Anlaß haben, 
beſondere Ermittlungen anzuſtellen, wenn der Antrag nicht irgendwelche Anhaltspunkte 
dafür gibt, daß und in welcher Richtung das Inventar unvollſtändig ſein ſoll. Er iſt vom 
Nachlaßgericht abzulehnen, wenn es den Fall des Abſ 1 gegeben findet. Gegen die darauf 
ergehende Entſcheidung ſofortige Beſchwerde nach FG 8 77 Abſ 2. Die neue Friſt kann 
auch wiederholt beſtimmt werden und unterliegt den allgemeinen Vorſchriften der 88 1994 
bis 2000. Die Ergänzung hat in den Formen der 88 2002—2004 zu geſchehen. Selbſtver 
ſtändlich kann der Erbe durch getreue und friſtgemäße Vervollſtändigung die einmal eingebüßte 
Beſchränkbarkeit ſeiner Haftung nicht zurückgewinnen. 


7. Beweislaſt. Daß die Vorausſetzungen des § 2005 Abſ 1 gegeben find, iſt von den 
Gläubiger zu beweiſen, der unbeſchränkte Haftung des Erben geltend macht. Die Annahme 
des Nachlaßgerichts, daß Abſ 1 nicht vorliege, bindet den Prozeßrichter nicht. 
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8 2006 


Der Erbe hat auf Verlangen eines Nachlaßgläubigers!) vor dem Nach⸗ 

lafgerichte?) den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 
daß er nach beſtem Wiſſen die Nachlaßgegenſtände ſo vollſtändig an⸗ 
gegeben habe, als er dazu imſtande ſeis). 

Der Erbe kann vor der Leiſtung des Eides das Inventar verbollitändigen?). 

Verweigert der Erbe die Leiſtung des Eides, ſo haftet er dem Gläubiger, 
der den Antrag geſtellt hat, unbeſchränkts). Das gleiche gilt, wenn er weder 
in dem Termine noch in einem auf Antrag des Gläubigers beſtimmten neuen 
Termin erſcheint, es ſei denn, daß ein Grund vorliegt, durch den das Nicht⸗ 
erſcheinen in dieſem Termine genügend entſchuldigt wird“). 

Eine wiederholte Leiſtung des Eides kann derſelbe Gläubiger oder ein 
anderer Gläubiger nur verlangen, wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß 
dem Erben nach der Eidesleiſtung weitere Nachlaßgegenſtände bekannt ge⸗ 
worden ſind“)s). 

E I 2142 II 1880; M 5 620, 669—8672; P 5 741, 757, 758. 


1. Die Eidesabnahme iſt ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, FGG 88 79, 15 Abſ 1; 
ZPO 88 478—484. Es iſt ausgeſchloſſen, im Klagewege eine Verurteilung des Erben zur 
Eidesleiſtung (ZPO 8 889) herbeizuführen (RG Warn 1912 Nr 116). Anders, wenn der Erbe 
auf Grund des § 1978 (A 2) zur Leiſtung des Offenbarungseides aus 88 259—261 angehalten 
werden ſoll. Vorausſetzung iſt, daß ein Inventar, ſei es ohne (§ 1993) oder nach Beſtim⸗ 
mung einer Juventarfriſt (c 1994), von dem Erben oder für ihn durch einen Bevollmäch⸗ 
tigten oder geſetzlichen Vertreter (auch den Nachlaßpfleger, vgl. § 2004 A 1) oder nach 
$ 2003 Abſ 8 durch die aufnehmende Amtsſtelle eingereicht oder von dem Nachlaßgerichte 
ſelbſt aufgenommen iſt 10 2003 Abſſ 1) oder daß er ein bei dem Nachlaßgerichte befindliches 
Inventar ſich durch Erklärung angeeignet hat (§ 2004); vgl. KJ 28 A 27. Der Antrag 
eines Nachlaßgläubigers, der mit dem Antragſteller aus § 1994 nicht identiſch zu ſein braucht, 
genügt. Soweit nicht bereits geſchehen, hat er ſeine Gläubigereigenſchaft bei Stellung des 
Antrags glaubhaft zu machen ($ 1994 Abſ 2 [A 4]). Auch einem ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
biger gegenüber kaun der Erbe durch Nichtleiftung des Offenbarungseides auf deſſen An- 
trag hin unbeſchränkt haftbar werden ($ 2013 A 2); deshalb muß auch ein ſolcher Gläubiger 
berechtigt ſein, die Beeidigung eines eingereichten Inventars zu verlangen. 

2. Nachlaßgericht iſt, auch wenn ſeine Verrichtungen landesgeſetzlich einer beſonderen 


Behörde Übertragen find, für die Eidesabnahme immer das zuſtändige Amtsgeri 5 
Art 147 Abf 2. 9 zuständige gericht, C 


3. Der Offenbarungseid a ſich nur auf die Nachlaßgegenſtände (vol. 8 2001 
A 1), und zwar ſo, wie ſie bei Eintritt des Erbfalls vorhanden waren, nicht auch auf die 
Nachlaßverbindlichkeiten, die Beſchreibung und die Wertsangabe (§ 2001). Im Unterſchiede 
von 88 260, 261 iſt nicht Vorausſetzung, daß Verdacht unſorgfältiger Aufſtellung des In 
ventars begründet ſei. Eine etwas abweichende Eidesform wird unter Umftänden er 
forderlich ſein, namentlich wenn der Erbe ein von einem geſetzlichen Vertreter oder Bevoll 
mächtigten für ihn eingereichtes ($ 1993 A 1) oder ihm zuſtatten kommendes Inventar 
(89 2008, 2063, 2144, 2888) oder ein ſolches, auf das er Bezug genommen hat ($ 2004), 
beſchwören ſoll. Im Falle des $ 2003 wird eine Anderung nicht erforderlich, die „Angabe“ 
vielmehr ohne weiteres auf die dem aufnehmenden Amtsorgane erteilte Auskunft zu be 
ziehen ſein. Soweit eine Anderung erforderlich, wird das Gericht auch ohne beſondere 
Vorschrift (wie in $ 261 Abſ 2) dazu befugt fein (a. M. Planck Erl 3; vgl. auch 3 Bl 
1916, 629 Nr 459). Der Erbe hat nur ſein beſtes Wiſſen zur Zeit der Eidesleiſtung zu 
beſchwören, er wird deshalb durch den Eid nicht zu beſonderen Nachforſchungen verpflichtet. 
Nur der Erbe felbft, im Falle des § 2008 alſo nur die Frau, nicht auch ihr Mann, ift eides 
pflichtig. 

4. Die Vervollſtändigung foll den Erben nur in die Lage bringen, den Eid ohne Ge⸗ 
wiſſensverletzung zu ſchwören. Die nach § 2005 einmal verlorene beſchränkte Haftung erlangt 
er damit nicht zurück. Die Vervollſtändigung kann im Eidestermine oder bis zu einem auf 
Antrag des Erben vertagten Termine erfolgen. Der Gläubiger kann aber hierzu auch neue 
Inventarfriſt beſtimmen laſſen, $ 2005 A 6. Trotz geſchehener Eidesleiſtung iſt der Gläubiger 
nicht an dem Nachweiſe gehindert, daß das Inventar unvollſtändig und daß nach § 2005 die 
unbeſchränkte Haftung eingetreten fei; $ 463 ZPO findet keine Anwendung. 
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5. Die Eidesleiſtung kann ebenſowenig wie die Errichtung des Inventars (8 1994 A 1) 
durch zivilprozeſſuale Zwangsmittel (Haft, ZPO SS YOLFF.) erzwungen werden; ihre Unter⸗ 
laſſung hat nur den Rechtsnachteil der unbeſchränkten Haftung zur Folge; einer Androhung 
dieſes Nachteils bedarf es nicht. Durch Auszahlung des die Eidesleiſtung betreibenden 
Gläubigers kann ſich der Erbe von der Eidespflicht ihm gegenüber befreien, da mit der Gläu⸗ 
bigereigenſchaft auch das Antragsrecht des Abſ 1 erliſcht. Der betreibende Gläubiger kann 
als ſolcher nur mit derjenigen Forderung in Betracht kommen, welche er im Offen- 
barungseidesverfahren geltend macht und nach A 1 glaubhaft gemacht hat. Nur bezüglich 
dieſer Forderung, nicht auch wegen aller ſonſtigen oder gar erſt künftigen Anſprüche des 
betreibenden Gläubigers tritt die unbeſchränkte Haftung ein. Sie wirkt im Gegenſatz zu 
88 1994, 2002 nicht allen, ſondern nur dem betreffenden einzelnen Gläubiger gegenüber. 
Dieſem gegenüber aber auch, wenn er bereits ausgeſchloſſen war oder einem ausgeſchloſſenen 
gleichſtand (§ 2013 A 2). Hat der Erbe einem Gläubiger gegenüber die Eidesleiſtung ver⸗ 
weigert, ſo kann er von andern Gläubigern dazu geladen und durch neue Verweigerungen 
auch dieſen unbeſchränkt haftbar werden. 

6. Darüber, ob das Nichterſcheinen des Erben in dem auf Antrag des Gläubigers 
beſtimmten zweiten Termine genügend entſchuldigt — hierfür iſt der Erbe beweispflichtig 
— und ob damit die unbeſchränkte Haftung von ihm abgewendet iſt, kann nur in dem Pro- 
zeſſe zwiſchen Gläubiger und Erben entſchieden werden (OLG 4, 118). Dieſer Entſcheidung 
wird dadurch nicht vorgegriffen, daß der Nachlaßrichter das Nichterſcheinen für entſchuldigt 
angeſehen und den Erben in einem dritten oder ſpäteren Termine zum Eide gelaſſen hat 
ne 3. Aufl., A 4b, Crome $ 722 A 110, Kretzſchmar § 79 A 34; wie hier, Planck 

„ Allfl.). 

7. Wiederholte Eidesleiſtung nur, wenn Bekanntwerden weiterer Nachlaßgegenſtände 
(82001 A 1) anzunehmen, entſprechend § 903 ZPO, jedoch ohne Zeitbeſchränkung. Daß 
Grund zu der Annahme beſtehe, iſt vom Antragſteller glaubhaft zu machen. Gegen die 
darauf ergehende ablehnende oder ſtattgebende Entſcheidung Beſchwerde des Gläubigers 
oder des Erben aus § 20 FG. 0 

8. Die Koſten der Eidesabnahme treffen den Gläubiger entſprechend $ 261 Abſ 8 BGB. 
Einſicht des Eidesprotokolls, FGG $ 78. Offenbarungseidespflicht des Erben, der als Gemein⸗ 
ſchuldner gilt, im Nachlaßkonkurſe KO 8 125. Dem Nachlaßverwalter ſteht das Antragsrecht 
nicht zu, doch kann er auf Grund von § 1985 (A 2) vom Erben die Leiſtung des Eides nach 
§ 260 im Klagewege fordern. Während der Dauer der Nachlaßverwaltung kann die Eides 
leiſtung auch nicht von einem Gläubiger verlangt werden (RIA 4, 201; KJ 28 A 27). 


§ 2007 


Iſt ein Erbe zu mehreren Erbteilen berufen !), jo beſtimmt ſich ſeine 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten in Anſehung eines jeden der Erb⸗ 
teile ſo, wie wenn die Erbteile verſchiedenen Erben gehörten?). In den 
Fällen der Anwachſung und des S 1935 gilt dies nur dann, wenn die Erbteile 
verſchieden beſchwert ſinds). a 

E I 2147 II 1881; M 5 677, 678; P 5 747, 805, 806. 


1. Berufung zu mehreren Erbteilen ([. $ 1951 A 1). Echte Fälle einer ſolchen Berufung 
liegen vor bei mehrfacher Verwandtſchaft ($ 1927) oder Zuſammentreffen von Verwandtſchaft 
und Ehe ($ 1934) mit dem Erblaſſer; bei Zuweiſung mehrerer geſonderter Bruchteile der 
Erbſchaft durch Verfügung des Erblaſſers von Todes wegen an den gleichen Erben oder Zu⸗ 
weiſung eines Bruchteils und Anfall eines andern Bruchteils auf Grund geſetzlicher Erbfolge 
(88 2088, 1924 A 1). Daß die Berufung zu den mehreren Erbteilen auf verſchiedenen 
Berufungsgründen beruhe ($ 1951 A 2), iſt für die Auwendung des $ 2007 nicht er- 
forderlich. Außerdem gibt es noch fog. unechte Fälle der Berufung zu mehreren Erbteilen, 
inſofern nämlich erſtens die Erhöhung des urſprünglichen geſetzlichen Erbteils durch Weg 
fall eines andern geſetzlichen Erben (§ 1935 A 5) und zweitens die Anwachſung infolge 
lin, eines eingeſetzten Erben (88 2094, 2095) in beſchränktem Sinne, und zwar nur in 
Anſehung der Vermächtniſſe und Auflagen (die in § 2095 noch genannte Aus⸗ 
gleichungspflicht kommt hier nicht in Frage, da ſie keine Nachlaßverbindlichkeit begründet), 
als beſondere Erbteile gelten. Von dieſen unechten Fällen handelt Satz 2 des Paragraphen. 

2. Im Falle der Berufung zu mehreren Erbteilen (echte Fälle, A 1) ſoll der Erbe, der zu⸗ 
nächſt nur zu einem Erbteile unbedingt berufen war oder nur von der Berufung zu dieſem 
Erbteile Kenntnis hatte, wenn er in dieſer Lage die Beſchränkbarkeit der Haftung durch Ver⸗ 
ſäumung der Inventarfriſt ($ 1994), ungetreues Inventar ($ 2005) oder Verweigerung des 
Offenbarungseides (§ 2006, in dieſem Falle nur gegenüber dem antragſtellenden Gläubiger) 
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verloren hat, nicht gehindert fein, wenn ihm nach dieſem Verluſte ein weiterer Erbteil an⸗ 
gefallen oder der Anfall ihm bekannt geworden iſt, nunmehr in Anſehung dieſes Erbteils 
die Beſchränkung ſeiner Haftung auf den Nachlaß durch eines der dafür gegebenen Mittel 
(Nachlaßverwaltung oder Konkurs $ 1975, bei dürftigem Nachlaſſe Vorgehen nach $ 1990, 
auch Aufgebot der Nachlaßgläubiger § 1973) herbeizuführen. Die mehreren Erbteile ſollen 
in dieſem Falle hinſichtlich der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten ſo behandelt werden, 
als wenn ſie verſchiedenen Erben gehörten. Nach der herrſchenden Lehre würde 
freilich die Vorſchrift keine praktiſche Bedeutung für den Erben haben, wenn die mehreren 
ihm angefallenen Erbteile die ganze Erbſchaft erſchöpfen, es ſei denn, daß einer der 
mehreren Erbteile nicht mit Vermächtniſſen oder Auflagen beſchwert iſt, die auf dem andern 
laſten. Denn es wird angenommen, daß in dieſem Falle der Erbe ſchon wegen feiner fhlecht- 
hin unbeſchränkten Haftung in Anſehung des einen Erbteils mit ſeinem eigenen Vermögen 
für die geſamten Nachlaßverbindlichkeiten in vollem Umfang einzutreten hat und daher 
die gegen ſein eigenes Vermögen gerichtete Zwangsvollſtreckung eines Nachlaßgläubigers 
für den ganzen Betrag der Nachlaßverbindlichkeit dulden muß, ohne Rückſicht darauf, 
daß ihm noch ein weiterer Erbteil angefallen iſt. Iſt dagegen noch ein anderer Erbe 
(Miterbe) vorhanden, dem ein Erbteil angefallen ift, fo ſoll auch nach der herrſchenden 
Lehre § 2059 Abſ 1 Satz 2 zur Anwendung kommen und deshalb die unbeſchränkte Haftung 
nur für einen dem Erbteil, in Anſehung deſſen der Erbe unbeſchränkt haftet, entſprechenden 
Teil (Quote) einer jeden einzelnen Nachlaßverbindlichkeit eintreten, während für den andern 
Teil der Nachlaßverbindlichkeit die Haftung noch auf den Nachlaß beſchränkt werden kann. 
Jo Planck, 3. Aufl., Erl 2a, anders anſcheinend die 4. Aufl.; Kretzſchmar § 79 IVI; Kipp 
$ 75 VII A 25; anſcheinend auch die zweite Auflage dieſes Kommentars. Betrüge alſo 
der Erbteil, in Anſehung deſſen der Erbe unbeſchränkt haftet, ½, der ihm nachträglich 
angefallene / und der Erbteil eines Miterben ¼, jo würde der Erbe die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in fein eigenes Vermögen nur wegen ½ einer jeden Nachlaßverbindlichkeit zu 
dulden haben, während, wenn der urſprüngliche Erbteil 1/, und der ihm ſpäter angefallene 
2/5 betrüge, er für die ganzen Nachlaßverbindlichkeiten mit ſeinem Vermögen eintreten 
müßte. Dieſes Ergebnis erſcheint wenig einleuchtend und wird auch wohl der Vorſchrift 
des $ 2007 nicht voll gerecht, wonach es, wenn ein Erbe zu mehreren Erbteilen berufen 
iſt, hinſichtlich der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten ſo angeſehen werden ſoll, 
als wenn die mehreren Erbteile verſchiedenen Erben gehörten. Dieſe Rechtsfiktion muß 
zur entſprechenden Anwendung des § 2059 Abs 1 Satz 2 führen, auch wenn in Wirk. 
lichkeit nur noch ein Erbe vorhanden iſt; die Vorausſetzung, daß mehrere Miterben be- 
teiligt ſind, wird eben durch die Vorſtellung erſetzt, daß die einzelnen Erbteile verſchiedenen 
Perſonen gehören. Da eine Teilung des Nachlaſſes ($ 2059 Abſ 1 Satz 1) in ſolchem 
Falle nicht ſtattfindet, wird man folgern müſſen, daß der durch den Anfall mehrerer Erb. 
teile Alleinerbe gewordene Erbe, ſolange er hinſichtlich eines Erbteils ſeine Haftung noch 
auf den. Nachlaß beſchränken kann, die Befriedigung eines Nachlaßgläubigers aus Naben 
eigenen Vermögen für denjenigen Teil der Nachlaßverbindlichkeit verweigern darf, der den 
Erbteil, in Anſehung deſſen er bereits unbeſchränkbar haftet, überſteigt, in obigem Beiſpiele 
alſo für / der Forderung. — Sind die mehreren Erbteile verſchieden belaſtet, iſt ins- 
beſondere der Erbteil, in Anſehung deſſen der Erbe unbeſchränkt haftet, von einem Ver 
mächtniſſe oder einer Auflage oder einer ſonſtigen nicht allen Erbteilen gemeinſchaftlichen 
Nachlaßverbindlichkeit ($ 2058 A 1) frei, fo kann der Erbe die gegen fein eigenes Vermögen 
gerichtete Zwangsvollſtreckung des betreffenden Gläubigers dadurch abwehren, daß er von 
einem der Mittel zur Veſchränkung feiner Haftung in Anſehung des beſchwerten Erbteils 
Gebrauch macht. 


3. In den unechten Fällen der Berufung zu mehreren Erbteilen (A 1) kann 
die Beſchräukung der Haftung in Anſehung der eingetretenen Erhöhung oder Anwachſung, 
wenn der Erbe in Anſehung feines urſprünglichen Erbteils bereits unbeſchränkt haftet, nur 
noch gegenüber Vermächtnisnehmern und Auflageberechtigten herbeigeführt werden, 
und zwar nur unter der Vorausſetzung, daß der urſprüngliche Erbteil einerſeits und die 
Erhöhung oder Anwachſung anderſeits verſchieden beſchwert ſind, alſo nur gegenüber ſolchen 
Vermächtnisnehmern und Auflageberechtigten, deren Rechte allein auf der Erhöhung 
oder Auwachſung laſten, während der urſprüngliche Erbteil davon frei iſt. Andern 
Nachlaßgläubigern gegenüber gilt die Erhöhung oder Anwachſung nicht als beſonderer Erbteil 
und kann deshalb $ 2007, der die Berufung zu mehreren Erbteilen auch in Satz 2 vor- 
ausſetzt, nicht zur Anwendung kommen, ohne daß man (wie Planck, 3. Aufl., Erl 3, anders 
die 4. Aufl.) ein Redaktionsverſehen annehmen müßte. Die unbeſchräukte Haftung des 
Erben, die hinſichtlich des urſprünglichen Erbteils eingetreten iſt, erſtreckt ſich deshalb auf 
die nachträglich hinzugekommene Erhöhung oder Auwachſung, auch dann, wenn lediglich 
dieſe mit der Nachlaßverbindlichkeit belaſtet war (8 2058 A 1). 


108 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


8 2008 


Iſt eine Ehefrau die Erbin!) und gehört die Erbſchaft zum eingebrachten 
Gute oder zum Gejamtgute?), jo iſt die Beſtimmung der Inventarfriſt nur 
wirkſam, wenn ſie auch dem Manne gegenüber erfolgts). Solange nicht die 
Friſt dem Manne gegenüber verſtrichen iſt, endigt ſie auch nicht der Fran 
gegenüber‘). Die Errichtung des Inventars durch den Mann kommt der Frau 
zuſtattens). 

Gehört die Erbſchaft zum Geſamtgute, ſo gelten dieſe Vorſchriften auch 
nach der Beendigung der Gütergemeinjchaft®). 


E I 2148 Nr 2, 4, 2149 II 1882; M 5 679—681; P 5 747, 806, 807. 


1. Iſt eine Ehefrau Erbin, fo kommt ihre Eigenſchaft als Ehefrau für die Inventar; 
errichtung über eine ihr angefallene Erbſchaft nicht in Betracht, wenn Gütertrennung 
(58 1426—1431, 1436) beſteht oder wenn die Erbſchaft zum Vorbehaltsgute der Frau 
gehört. Vorbehaltsgut iſt die Erbſchaft, wenn ſie im Ehevertrag als Vorbehaltsgut 
erklärt iſt, was auch hinſichtlich einer erſt in Zukunft anfallenden Erbſchaft geſchehen kann 
(8 1368 A 1), oder wenn fie nach Eingehung der Ehe angefallen iſt und der Erblaſſer durch 
letztwillige Verfügung beſtimmt hat, daß ſie Vorbehaltsgut ſein ſoll; dagegen kann durch 
eine ſolche Beſtimmung des Erblaſſers für eine bereits vor der Ehe angefallene Erbſchaft 
die Eigenſchaft als Vorbehaltsgut nicht begründet werden (88 1869 A 2, 1440, 1526 Ubi 1, 
1549; RG 65, 867). 

2. Gehört die Erbſchaft zum eingebrachten Gute, ſo können die Nachlaßgläubiger, wenn 
die Haftung der Frau nicht auf den Nachlaß beſchränkt wird, auch aus dem nicht zum Nach- 
laſſe gehörigen Teile des eingebrachten Gutes ohne Rückſicht auf die Rechte des Mannes 
an dieſem Befriedigung verlangen (58 1411, 1412, 1406 Nr 1 U 1, 2, 1525 Abſ 2, 1650 Abſ 2); 
gehört ſie zum Geſamtgute, ſo haftet im gleichen Falle der Mann unbeſchränkt auch mit ſeinem 
eigenen Vermögen für die Nachlaßverbindlichkeiten als Geſamtgutsverbindlichkeiten (88 1459, 
1460 A 4, 1453 A 1). Deshalb muß dem Manne die Möglichkeit gewährt werden, ſeiner⸗ 
ſeits ſelbſtändig ſowohl die Beſchränkung der Haftung der Frau auf den Nachlaß durch An ⸗ 
wendung der dafür vom Geſetze gegebenen Mittel herbeizuführen (vgl. darüber 8 1406 U 2), 
wie auch die Möglichkeit der Beſchränkung durch Errichtung des Inventars innerhalb 
der Inventarfriſt zu erhalten. Dieſem letzteren Zweck dient die Vorſchrift des 9 2008, dieß 
die ausgeſchloſſen wird, daß die Frau ohne aktive oder paſſive Beteiligung des Mannes dur 
Versäumung der Inventarfriſt ($ 1994), ungetreues Inventar ($ 2005) oder auch Nichtleiſtung 
des Offenbarungseides ($ 2006; vgl. A 5) der Beſchränkbarkeit ihrer Haftung auf den Nachlaß 
verluſtig geht. — Die Frau ihrerſeits kann, wenn fie Ehefrau iſt, unter allen Güterrechts⸗ 
ſyſtemen das Inventar wirkſam ohne Zuſtimmung des Mannes errichten (88 1406 Nr 1. 
1458 Abſ 2, 1519 Abſ 2, 1549). 

3. Die Wirkſamkeit der Beſtimmung ift auch der Frau gegenüber davon abhängig, daß 
die Beſtimmung auch gegenüber dem Manne erfolgt. Der die Friſt beſtimmende Be ⸗ 
ſchluß muß zum Ausdruck bringen, daß er auch dem Manne gegenüber ergeht. Daß die 
Friſt gegenüber der Frau und dem Manne verſchieden lang bemeſſen wird, iſt nicht 
ausgeſchloſſen und kann in Ausnahmefällen ſich als zweckmäßig erweiſen. Hat der 
Gläubiger nur Friſtbeſtimmung gegenüber der Frau beantragt, ſo hat ſie von Amts 
wegen auch gegenüber dem Manne zu erfolgen, wenn dem Nachlaßgerichte bekannt iſt 
oder durch die von ihm anzuſtellenden Ermittlungen (FGG 8 12) bekannt wird, daß die 
Erbſchaft zum eingebrachten Gute oder zum Geſamtgute gehört. Der Beſchluß iſt ſowohl 
dem Manne wie auch der Frau zuzuſtellen (§ 1995 A 2); die Friſt beginnt für jeden von 
ihnen mit der Zuſtellung an ihn, wegen der Beendigung |. Abſ 1 Satz 2 und A 4. — 
$ 2008 findet ſchon feinem Wortlaute nach auch dann Anwendung, wenn erſt nach Anfall 
der Erbſchaft die Frau Ehefrau oder die Erbſchaft durch Ehevertrag Beſtandteil des 
eingebrachten oder Geſamtgutes geworden iſt. Tritt die Zugehörigkeit der Erbſchaft zum 
eingebrachten oder Geſamtgute während des Laufes der gegenüber der Frau be 
ſtimmten Friſt ein (durch Eheſchließung oder Ehevertrag), ſo bedarf es einer nachträglichen 
Friſtbeſtimmung gegenüber dem Manne, durch die auch der Ablauf der Friſt gegenüber 
der Frau gemäß Abs 1 Satz 2 (J. A 4) hinausgeſchoben wird. Endigt die Zugehörigkeit 
zum eingebrachten oder Geſamtgute während des Laufes der beiden Eheleuten gegenüber 
beſtimmten Friſt durch Auflöſung der Ehe oder Ehevertrag, durch den die Erbſchaft als Vor 
behaltsgut erklärt oder Gütertrennung eingeführt wird, ſo bleibt die Friſtbeſtimmung der 
Frau gegenüber wirkſam. Hinſichtlich des Mannes wird fie, wenn die Erbſchaft einge ⸗ 
brachtes Gut war, gegenſtandslos, da ſeine Rechte an dieſem erlöſchen und er perſönlich 
für die Nachlaßverbindlichkeiten nicht haftet. War die Erbſchaft Geſamtgut, ſo findet 
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Abſ 3 Anwendung (vgl. A 6). — War, obwohl die Erbſchaft bereits zum einge ⸗ 
brachten oder Geſamtgute gehörte, die Friſt nur der Frau gegenüber beſtimmt worden, 
ſo wird die Friſtbeſtimmung nicht dadurch wirkſam, daß ſpäter dieſe Zugehörigkeit aufhört. 

4. War die Friſt für den Mann ſchon urſprünglich länger bemeſſen als für die Frau (A 8) 
oder iſt fie für ihn ſpäter verlängert ($ 1995 Abſ 8) oder iſt die Zuſtellung an ihn ſpäter erfolgt 
(A 8) oder iſt ihm wegen Verhinderung eine neue Friſt beſtimmt worden (§ 1996) oder war 
die Friſt ihm gegenüber gehemmt (8 1997), ſo kommen dieſe Umſtände auch der Frau zugute: 
die Friſt endigt für die Frau nicht früher als für den Mann. Durch Schluß auf das Gegen 
teil wird man folgern müſſen, daß nicht umgekehrt dieſe Umſtände, wenn ſie in der Perſon 
der Frau eintreten, auch dem Manne zugute kommen; doch werden die praktiſchen Kon 
ſequenzen dieſer Folgerung im weſentlichen beſeitigt durch Satz 3 (A 5), da auch ein nach 
Ablauf der Friſt für den Mann von dieſem innerhalb der für die Frau noch laufenden Friſt 
errichtetes Inventar die Möglichkeit der Beſchränkung der Haftung der Frau wahrt und davon 
auch der Mann noch weiter Gebrauch machen kann. Haftet die Frau unbeſchränkt, ſo muß 
der Mann die Zwangsvollſtreckung auch in das nicht zum Nachlaſſe gehörige eingebrachte 
Gut bzw. in das übrige Geſamtgut und in fein eigenes Vermögen ($ 1459 Abſ 2) wegen 
Nachlaßverbindlichkeiten dulden, bald ein Urteil gemäß $$ 789, 740 ZPO gegen ihn er- 
angen iſt. . 
5 5. ein unter Miterben $ 2063, beim Inventar des Vorerben § 2144 und beim Erb: 
ſchaftskaufe $ 2383. Daß ſich die Frau auf das vom Manne errichtete Inventar berufe 
{8 2004), iſt nicht erforderlich. Auch das freiwillige ($ 1993) Inventar des Mannes 
kommt der Frau zuſtatten und verhindert, daß ihr aus § 1994 Friſt beſtimmt werden kann. 
Auch ein Inventur, das nach Ablauf der Friſt für den Mann von dieſem innerhalb der für 
die Frau laufenden Friſt errichtet wird, kommt der Frau noch zuſtatten. — Die Eheleute 
können das Inventar gemeinſchaftlich oder jeder beſonders errichten; dabei kann ſich jeder 
von ihnen des ungetreuen Inventars im Sinne von 8 2005 ſchuldig machen. Haben 
ſich beide Eheleute in dieſer Weiſe verfehlt oder hat die Frau ungetreues Inventar er- 
richtet, der Mann aber die Friſt ohne eigene Tätigkeit verſtreichen laſſen, ſo haftet die Frau 
unbeſchränkt. Haben beide gemeinſchaftlich oder jeder geſondert Inventar errichtet und 
hat dabei nur die Frau ſich verfehlt, fo wird man annehmen müffen, daß das getreue 
Inventar des Mannes den Eintritt des Rechtsnachteils hindert, da der Wortlaut der Vor⸗ 
ſchrift auch hier zutrifft und andernfalls der vom Geſetze gewollte Schutz des Mannes (A 2) 
verſagen würde (ſtr.; wie hier Planck Erl Abß). Ebenſo wenn der Mann vor Ablauf der 
Friſt gutgläubig auf das von der Frau ungetreu errichtete Inventar Bezug nimmt oder es 
berichtigt oder die von der Frau verweigerte Auskunft erteilt. — Hat der Mann allein 
ſich verfehlt, ſo wird dadurch die Frau der Beſchränkbarkeit ihrer Haftung nicht verluſtig; 
auch nicht, wenn fie das ungetreue Inventar des Mannes gutgläubig zu dem ihrigen ge 
macht hat. Sie kann auch, ſolange die Inventarfriſt für ſie noch läuft, immer noch das 
Inventar des Mannes berichtigen, die verlangte Auskunft erteilen oder ein eigenes Inventar 
errichten. — Über die Leiſtung des Offenbarungseides in dem von § 2008 voraus-. 
geſetzten Falle fehlt es an einer ausdrücklichen Beſtimmung. Von manchen wird angenommen, 
daß nur „der Erbe“, alſo die Frau, durch Leiſtung des Offenbarungseides die unbeſchränkte 
Haftung abwenden kann (ſo die zweite Auflage dieſes Kommentars). Dieſe Meinung dürfte 
indeſſen dem Rechtsgedanken des 9 2008 nicht gerecht werden; der dem Manne zu gewährende 
Schutz (A 2) würde verſagen, wenn die Frau durch Verweigerung der Eidesleiſtung über 
ein von ihr oder dem Manne errichtetes Inventar ſelbſtändig die unbeſchränkte Haftung 
herbeiführen könnte. Es wird deshalb angenommen werden müſſen, daß, ebenſo wie die 
Beſtimmung der Juventarfriſt, auch die Ladung zur Leiſtung des Offenbarungseides nur 
gegenüber beiden Ehegatten erfolgen kann, ſei es, daß der eine oder der andere das Inventar 
errichtet hat, und daß der Eid des Mannes auch der Frau zuſtatten kommt. Wegen der 
Eidesformel vgl. $ 2006 A 3. Daß in $ 2006 nur von dem „Erben“ die Rede iſt, dürfte 
nicht entgegenſtehen (vgl. auch $ 2383). Dazu, jeden Ehegatten nur zur Beeidigung des 
von ihm errichteten Inventars zuzulaſſen (wie Planck Erl 4c will), dürfte im Hinblick 
darauf, daß jeder ſich das Inventar des andern aneignen kann ($ 2004), kein Grund beftehen. 

6. Beendigung der Gütergemeinſchaft durch Aufhebung SS 1468 ff. Auflöſung der Ehe 
$ 1482, Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 88 1492 ff., 1542 ff., 1549, 1557. Ge⸗ 
hörte die Erbſchaft zum Geſamtgute, ſo finden die Vorſchriften des Abſ 1 auch nach der 
Anfhebung der Gemeinſchaft Anwendung in gleicher Weiſe, als wenn dieſe noch beſtünde, ſei 
es, daß die Gemeinſchaft vor oder nach Beſtimmung der Inventarfriſt aufgehoben wird, und 
zwar auch noch über die Auseinanderſetzung hinaus, da der Mann auch weiter noch 
für die Nachlaßverbindlichkeiten als Geſamtſchuldner perſönlich haftet, wenn nicht die Haf ⸗ 
tung der Frau auf den Nachlaß beſchränkt wird ($$ 1459 Abſ 2 Satz 1 und A 10; 1463 A 1). 
Iſt die Ehe durch den Tod des Mannes aufgelöft, fo ift die Inventarfriſt an feiner Stelle 
auch ſeinen Erben gegenüber zu beſtimmen, bzw. läuft dieſen gegenüber weiter, wenn 
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fie ſchon dem Manne gegenüber beſtimmt war; doch findet zu ihren Gunſten § 1998 An⸗ 

wendung. Bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann den Abkömmlingen des 

Mannes eine Inventarfriſt nicht beſtimmt werden, da ſie nicht an Stelle des Mannes 

2 5 (8 1487 Abs 1 Halbſatz 2) und nicht perſönlich für die Nachlaßverbindlichkeiten haften 
1489 Abſ 3). 


8 2009 


Iſt das Inventar rechtzeitig errichtet worden!), jo wird im Verhältniſſe 
zwiſchen dem Erben und den Nachlaßgläubigern vermutet?), daß zur Zeit des 
Erbfalls weitere Nachlaßgegenſtände als die angegebenen nicht vorhanden 
geweſen jeien?). 

E II 1883; P 5 741, 757. 


1. Das Inventar muß, um als ſolches gelten zu können, ſich als eine Aufzeichnung des 
Nachlaßbeſtandes darſtellen und in den Formen der 98 2002, 2003 errichtet fein. Im übrigen 
find die in § 2001 erforderten Angaben nicht unbedingt weſentliches Erfordernis (Sollvor 
schriften; das Erfordernis der Vorſchriftsmäßigkeit iſt von der zweiten Kommiſſion, Prot 5, 757, 
geſtrichen worden). Insbeſondere wird durch etwaige Unvollſtändigkeit der Angaben 
die Eigenſchaft des Inventars als ſolchen nicht aufgehoben und dadurch nicht ohne weiteres 
der Verluſt der Haftungsbeſchränkung begründet ($ 2005 Abl 2). Ob hiernach noch ein In⸗ 
ventar vorliegt, iſt „nach den Zwecken, die mit der Inventarerrichtung verfolgt werden, 
an der Hand des einzelnen Falles“ zu beurteilen (Prot a. a. O.). Iſt das zu beiahen, ſo 
greift die Vermutung Platz. — Das Juventar ift rechtzeitig errichtet, wenn es vor Be⸗ 
ſtimmung der Inventarfriſt, wiewohl lauge Zeit nach dem Erbfalle, freiwillig ($ 1993) oder 
wenn es vor Ablauf der in den $$ 1994—1998 geordneten Friſten eingereicht ift. 


2. Die Vermutung iſt eine geſetzliche Vermutung, die durch einfachen Gegenbeweis ent⸗ 
kräftet werden kann (ZPO 8 292). Der Gegenbeweis iſt auf das Vorhandenſein beſtimmter, 
nicht aufgeführter Nachlaßgegenſtände zu richten und entkräftet im übrigen die Vermutung 
der Vollſtändigkeit nicht. — Die Vermutung gilt nur im Verhältnis zu den Nachlaß⸗ 
gläubigern (5 1967), alſo nicht im Verhältnis zu Miterben (ſoweit fie nicht zugleich als 
Nachlaßgläubiger auftreten), zwiſchen Erben und Erbſchaftsbeſitzer (8 2027), Vor- und Nach- 
erben ($ 2127), Erbſchaftskäufer und Verkäufer (8 2374). Auch nicht im Verhältnis zu den 
perſonlichen Gläubigern des Erben, ſoweit fie aus dem Nachlaß Befriedigung ſuchen (3PO 
§ 778 Abſ 2). Das Inventar bildet die Grundlage für die Rechenſchaftspflicht des Erben 
(§ 1978 A 2) und für Begrenzung feiner Herausgabeverpflichtung aus 88 1973, 1974, 
1990, 1992. Durch Verweigerung des Offeubarungseides einem Gläubiger gegenüber 
(82006 A 5) wird die Vermutung gegenüber andern Gläubigern nicht entkräftet, wie um⸗ 
gekehrt auch die Eidesleiſtung den Gegenbeweis nicht ausſchließt. 


3. Die Vermutung erſtreckt ſich nur darauf, daß weitere Nachlaßgegenſtände als die 
angegebenen zur Zeit des Erbfalls nicht vorhanden geweſen find. Sie bezieht ſich nicht 
auf die Nachlaßverbindlichkeiten und die Wertangaben (8 2001), auch nicht darauf, daß die 
angegebenen Aktiven wirklich zum Nachlaß gehören. Soweit fie nicht Platz greift, unterliegt 
5 der Nen e des Richters, welcher Beweiswert den Angaben des Inventars 

eizumeſſen iſt. 


8 2010 


Das Nachlaßgericht hat die Einſicht des Inventars jedem zu geſtatten, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht!). 
E I 2107 II 1884; M 5 621; P 5 756. 


1. Das rechtliche Intereſſe im Gegenſatz zu dem bloß „berechtigten“ (JGG 5 84 Satz 1) 
ift bei Nachlaßgläubigern, Nachlaßverwaltern und Teſtamentsvollſtreckern ſtets gegeben 
(OLG 9, 385). Das Jutereſſe iſt glaubhaft zu machen (FGG § 15 Abſ 2). War das In⸗ 
ventar verſiegelt eingereicht, fo iſt es nunmehr zu eröffnen (§ 1998 A 1). Demjenigen, der 
nur ein berechtigtes Intereſſe hat, „kaun“ das Nochlaſſgericht nach pflichtmäßigem Er- 
meſſen die Einſicht geſtatten, auch Abſchriften erteilen (FJ 8 34 Saß 2); doch wird zu 
dieſem Zwecke die Eröffnung eines verſchloſſen eingereichten Inventars nicht ftatthaft fein. 
Ein unbedingtes Recht auf Abſchriften beſteht auch bei rechtlichem Intereſſe nicht. Be⸗ 
ſchwerde nach FGG $$ 19, 20 kann ſich auch gegen unrichtige Ausübung des pflichtmäßigen 
Ermeſſens richten, ſofern ein Recht dadurch beeinträchtigt wird. — Ahnlich 98 1342, 1953, 
1957, 2081, 2146, 2228, 2384. 
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8 2011 


Dem Fiskus als geſetzlichem Erben kann eine Inventarfriſt nicht beſtimmt 
werden!). Der Fiskus iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, über 
den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen?)s). 

E I 1974 Abf 8, 4 II 1885; M 5 880, 381; P 5 488490. 


1. Geſetzliches Erbrecht des Fiskus ohne Ausſchlagungsrecht §88 1936, 1942 Abſ 2, 
Feſtſtellung §8 1964—1966. Er kann die beſchränkte Haftung auf dem Wege des $ 1994 
nicht einbüßen, muß ſich aber, wenn er ſie geltend machen will, hierzu derſelben Rechts⸗ 
behelfe wie andere Erben bedienen (Vorbem 2 vor $ 1967). Doch bedarf er nicht des Vor⸗ 
behalts im Urteile (ZPO § 780 Abſ 2). Dagegen könnte durch (allerdings kaum anzu⸗ 
nehmende) freiwillige Einreichung eines ungetreuen Inventars ($ 2005), aber auch durch 
Verweigerung der Eidesleiſtung über ein freiwillig eingereichtes Inventar (8 2006, vgl. A 1 
dazu) die unbeſchränkte Haftung des Fiskus als geſetzlichen Erben eintreten (a. M. Hinficht- 
lich des § 2006 Plauck Erl 1). Von der Notwendigkeit, gegen die Zwangsvollſtreckung Ein- 
915 Nr 9). zu erheben (ZPO 8 781), kann er durch Landesgeſetz befreit werden (EZ PO 

15 Nr 3). 

2. Die Auskunft kann erſt nach geſchehener Feſtſtellung ($ 1966) verlangt werden; der 
Anſpruch iſt nötigenfalls im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen. Sie begreift nach 
$ 260 die Vorlegung eines Verzeichniſſes in ſich, und es iſt wenigſtens denkbar, daß ein 
Vertreter des Fiskus nach $ 216 zum Offenbarungseide angehalten werde. Abweichend von 
8 2001 betrifft die Auskunft den gegenwärtigen Nachlaßbeſtand. Die Verantwortlichkeit aus 
§ 1978 und die daraus ſich ergebende Rechenſchaftspflicht trifft auch den Fiskus neben 
der hier geregelten Auskunftspflicht, falls die Vorausſetzungen dafür vorliegen; da er nicht 
ausſchlagen kann, wird von der rechtskräftigen Feſtſtellung ab die Rechnung zu legen ſein. 

3. Die nach EG $ 138 als geſetzliche Erben an die Stelle des Fiskus tretenden Stif⸗ 
tungen und Anſtalten ſind von der Inventarpflicht gleichfalls befreit. Auch wenn der 
Fiskus auf Grund landesgeſetzlicher Beſtimmung gemäß Art 139 EG Erbe iſt, wird 
$ 2011 Anwendung finden, ſofern nicht, was zuläſſig ſein dürfte, das Landesgeſetz etwas 
anderes vorſchreibt. — Iſt der Fiskus Erbe auf Grund einer Verfügung von Todes 
wegen, ſo kann ihm wie andern Erben eine Inventarfriſt geſetzt werden und er durch 
deren Verſäumung der Haftungsbeſchränkung verluſtig gehen. 


8 2012 


Einem nach den SS 1960, 1961 beſtellten Nachlaßpfleger kann eine In⸗ 
ventarfriſt nicht beſtimmt werden!). Der Nachlaßpfleger iſt den Nachlaß⸗ 
gläubigern gegenüber verpflichtet, über den Beſtand des Nachlaſſes Aus⸗ 
kunft zu erteilen?). Der Nachlaßpfleger kann nicht auf die Beſchränkung der 
Haftung des Erben verzichten). 


Dieſe Vorſchriften gelten auch für den Nachlaßverwalter'). 
E 1 2063, 2065 Abſ 2 II 1866; M 5 550—552; P 5 667-669. 


1. Gleiche Vorſchrift wie für den Fiskus, vgl. § 2011 und A 1 dazu. Es iſt nicht aus⸗ 
zeſchloſſen, auch während des Beſtehens der Nachlaßpflegſchaft dem Erben die Inventor⸗ 
friſt zu beſtimmen. Doch beginnt ſie erſt mit der Annahme der Erbſchaft zu laufen ($ 1995 
Abſ 2). Die Annahme führt aber zur Aufhebung der Pflegſchaft ($ 1960 A 4). 

2. Auch hier wie für den Fiskus, vgl. § 2011 und A 2 dazu. Die Auskunftspflicht be⸗ 
greift nach Befinden (J 260) auch die Pflicht zur Leiſtung des Offenbarungseides in 
ſich, der im Rechtswege erzwingbar iſt (88 889, 888 ZPO), deſſen Verweigerung aber, falls 
er ſich nicht auf ein dem Nachlaßgerichte eingereichtes Inventar bezieht, nicht die unbe⸗ 
ſchränkte Haftung des Erben ($ 2006) herbeiführen kann. Der Pfleger macht ſich durch 
Verletzung der ihm für feine Perſon auferlegten Auskunftspflicht den Nochlaßgläubigern 
auch perſönlich haftbar (Prot 5, 669 im Gegenſatze zu Mot 5, 552; angeſichts der Faſſung 
des § 2012 Satz 2 wird angenommen werden müſſen, daß es ſich hier um eine perſönliche 
Verpflichtung des Nachlaßpflegers den Nachlaßgläubigern gegenüber handelt, woraus 
aber ein Entſcheidungsgrund für die Stellung des Nachlaßpflegers gegenüber den Nach⸗ 
laßgläubigern im übrigen nicht, eher ein Gegengrund entnommen werden kann; vgl. $ 1960 
Erl 4; o. M. Staudinger Erl 2). Gegenüber dem Nachlaßgericht ift er durch 58 1802, 1915 
zur Aufſtellung eines Verzeichniſſes verpflichtet. 3 a 

3. Die Möglichkeit des Verzichts auf die Beſchränkung der Haftung iſt hier nur negativ 
erwähnt, im übrigen iſt vom Geſeh als ſelbſtverſtändlich angenommen, daß der Erbe der 
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beſchränkten Haftung auch durch Verzicht verluſtig geht. Vgl. Vorbem 4 vor § 1967 an 
Schluffe.! Da der Nachlaßpfleger, auch der Nachlaßverwalter, nicht auf die Beſchränkung 
der Haftung des Erben verzichten können, iſt auch der Vorbehalt der Beſchränkung in einem 
ihnen gegenüber ergehenden Urteile nicht erforderlich (8 PO 8 780 Abſ 2). 

4. Während der Dauer der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes kann auch 
dem Erben keine Inventarfriſt geſetzt werden; eine ihm vorher geſetzte Friſt wird mit An ⸗ 
ordnung der Nachlaßverwaltung unwirkſam ($ 2000). 


§ 2013 

Haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichteiten unbeſchränkt!), ſo 
finden die Vorſchriften der SS 1973 bis 1975, 1977 bis 1980, 1989 bis 1992 
keine Anwendung; der Erbe iſt nicht berechtigt, die Anordnung einer Nach⸗ 
laßverwaltung zu beantragen?). Auf eine nach 8 1973 oder nach § 1974 ein⸗ 
getretene Beſchränkung der Haftung kann ſich der Erbe jedoch berufen, wenn 
ſpäter der Fall des § 1994 Abſ 1 Satz 2 oder des § 2005 Abſ 1 eintritt). 

Die Vorſchriften der SS 1977 bis 1980 und das Recht des Erben, die 
Anordnung einer Nachlaßverwaltung zu beantragen, werden nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß der Erbe einzelnen Nachlaßglänbigern gegenüber un⸗ 
beſchränkt haftet?) !). 

E 1 2110 Abſ 2, 2126 Satz 3 II 1868 Abſ 2, 1887; M 5 625, 648; P 5 765, 778; 6, 305 ff; K 884 

1. Der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt, wenn er feine Haf 
tung nicht mehr auf den Nachlaß beſchränken kann (vgl. Vorbem 1 zu $ 1967). 
Das iſt der Fall, wenn er der Beſchränkbarkeit feiner Haftung, ſei es allen Nachlaßglaubigern 
gegenüber durch Verſäumung der Inventarfriſt ($ 1994), ungetreues Inventar (5 2005) 
oder gegenüber einzelnen Gläubigern durch Verweigerung des Offenbarungseides (§ 2006), 
Nichtgeltendmachen des Vorbehalls im Prozeſſe (ZPO $ 780) oder Verzicht (Vorbem 4 
vor 8 1967 am Schluſſe, $ 2012 A 8) verluſtig gegangen iſt. Er kann, wenn einer dieſer 
Fälle eingetreten iſt, von den Rechtsmitteln keinen Gebrauch mehr machen, die vom Geſetze 
zur Herbeiführung der beſchränkten Haftung ſonſt gegeben ſind. Die hierdurch eintretende 
Rechtslage wird in $ 2018 im einzelnen klargeſtellt durch Aufzählung der in Betracht kom 
menden Beſtimmungen, deren Anwendung ausgeſchloſſen iſt (Abſ 1 Satz 1), und derjenigen, 
die noch anwendbar ſind (Abſ 1 Satz 2 und, ſoweit die unbeſchränkte Haftung gegenüber 
einzelnen Nachlaßaläubigern in Frage ſteht, Abſ 2). 

2. Die Nichtanwendbarkeit der aufgezählten Vorſchriften, falls der Erbe allgemein 
unbeſchränkt haftet (Abſ 1), hat folgende Bedeutung; a) Daß der unbeſchränkt haftende 
Erbe das Aufgebot der Nachlaßgläubiger ($5 1970 ff.) nicht mehr beantragen kann, iſt 
in ZPO 8 991 Abf 1 beſtimmt. Wegen des Antragsrechts des Nachlaßpflegers und 
des Teſtamentsvollſtreckers, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet, vgl. $ 1970 A 2. 
Aus der in $ 2018 angeordneten Nichtanwendbarkeit des 8 1978 ergibt ſich, daß der Erbe 
auch nicht das Recht hat, die Befriedigung eines Gläubigers zu verweigern, der in einem vor 
Eintritt der unbeſchränkten Haftung durch den Erben oder (falls man dies für zuläſſig halten 
würde) nachher durch einen Nachlaßpfleger oder Teſtameuntsvollſtrecker eingeleiteten Ver 
fahren ausgeſchloſſen iſt, ſofern das Ausſchlußurteil erſt nach Eintritt der unbeſchränkten 
Haftung ergangen iſt. Gleiches gilt, wenn der Erbe vor Ablauf der fünfjährigen Ver⸗ 
ſchweigungsfriſt ($ 1974) unbeſchränkt haftbar geworden iſt. Dagegen kann der Erbe, wenn 
ſeine unbeſchränkte Haftung erſt nach Erlaß des Ausſchlußurteils oder Ablauf der Ver⸗ 
ſchweigungsfriſt durch Verſäumung der Inventarfriſt (8 1994 Abſ 1 Satz 2) oder ungetreues 
Inventar ($ 2005 Abſ 1) eingetreten ift, ſich einem ausgeſchloſſenen oder einem ſolchen 
gleichſtehenden Gläubiger gegenüber auf die durch das Ausſchlußurteil oder den Friſtablauf 
bereits eingetretene Haftungsbeſchränkung auch nachher noch berufen (Abſ 1 Satz 2; 
vgl. RS in Seuff Archiv 78, 65). Iſt die unbeſchräukte Haftung durch Verweigerung 
des Offenbarungseides (8 2006) eingetreten, fo kann ſich der Erbe auch einem bereits 
vorher ausgeſchloſſenen Gläubiger gegenüber nicht auf die nach $$ 1978 oder 1974 ein- 
getretene Beſchränkung feiner Haftung berufen ($ 2006 iſt in $ 2018 Abs 1 Satz 2 abſichtlich 
— dgl. Prot 6 S. 395, 396 — nicht angeführt). Ein Miterbe kann, auch wenn er 
unbeſchränkt haftet, behufs Herbeiführung der Teilhaftung (8 2060) den Antrag auf Auf- 
gebot ſtellen (5 997 Abſ 2 3PO; vgl. § 1970 A 2). Auch zu dem Antrage auf Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks im Falle des $ 175 8G (ogl. § 1971 A 2) iſt der unbe 
ſchränkt haftende Erbe nicht berechtigt (5 175 a. a. O. Abs 2). — b) Der unbeſchränkt haf⸗ 
tende Erbe kann nicht mehr auf Grund des 5 1981 Abſ 1 Nachlaßverwaltung beantragen 
(§ 2013 Abf 1 Satz 1 Halbſatz 2), wohl aber Nachlaßkonkurs (KO 88 216 Abſ 1, 217). 
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Auch Nachlaßverwaltung kann auf Antrag eines Nachlaßgläubigers noch angeordnet 
werden ($ 1981 Abſ 2 iſt nicht für unanwendbar erklärt). Eine Beſchränkung der Haftung 
des Erben auf den Nachlaß (8 1975) wird aber durch keine dieſer Maßregeln mehr herbei⸗ 
geführt, wenn er bereits unbeſchrankt haftet. Jeder Nachlaßgläubiger kann auch während 
der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes feine Anfprüche in das per ⸗ 
ſönliche Vermögen des Erben verfolgen; § 1984 Abſ 1 Satz 3 betrifft nur das Vor⸗ 
gehen gegen den Nachlaß; 8 14 Abſ 1 KO findet auf den Nachlaßkonkurs, wenn der Erbe 
unbefchräntt haftet, keine Anwendung; doch werden die Nachlaßgläubiger, falls auch über 
das Vermögen des Erben Konkurs eröffnet iſt, in dieſem Konkurſe wie abſonderungs⸗ 
berechtigte Gläubiger behandelt (KO SS 234, 64). — Dem unbeſchränkt haftenden Erben 
iſt auch das Recht verſagt, die Aufhebung von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln zu verlangen, 
die vor Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes in ſein 
perſönliches Vermögen erwirkt worden find (ZPO $ 784 Nbf 1), während der Nachlaßver⸗ 
walter, auch wenn der Erbe unbeſchränkt haftet, Zwangsvollſtreckungsmaßregeln feiner Privat- 
gläubiger in den Nachlaß zur Aufhebung bringen kann (ebenda Ab] 2) und im Falle des 
Konkurſes ſolche Maßregeln kein Abſonderungsrecht begründen (KO $ 221). — c) Da $ 1976 
nicht für unanwendbar erklärt iſt, bleibt es bei der durch Nachlaßverwaltung oder Nachlaß⸗ 
konkurs eingetretenen Rückgängigmachung des Erlöſchens der durch Konfuſion oder Konſo⸗ 
lidation erloſchenen Rechtsverhältniſſe, und auch durch eine nach Eintritt der unbeſchränkten 
Haftung noch erfolgende Herbeiführung einer dieſer Maßregeln wird das Erlöſchen rück⸗ 
gängig gemacht; auch der unbeſchränkt haftende Erbe kann alſo in ſolchem Falle feine Forde 
rungen an den Erblaſſer gegen den Nachlaß geltend machen (vgl. auch KO 8 225 Abſ 1). 
Dagegen iſt die Anwendung des § 1977 ausgeſchloſſen; die vorher erfolgte Aufrechnung 
von Forderungen der Nachlaßgläubiger gegen Privatforderungen des Erben, aber auch von 
Forderungen der Privatgläubiger des Erben gegen Nachlaßforderungen bleibt 
alſo, auch wenn jetzt noch Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs herbeigeführt wird, in 
Kraft, bzw. tritt, ſoweit fie vorher herbeigeführt waren, wieder in Kraft (§ 1977 A 1, 4). — 
d) Die in 58 1978, 1980 beſtimmte Verantwortlichkeit des Erben im Falle von Nachlaßver⸗ 
waltung oder Nachlaßkonkurs für die bisherige Verwaltung des Nachlaſſes und für die Nicht⸗ 
beantragung des Konkurſes im Falle der Überſchuldung findet nicht ſtatt, wenn der Erbe all- 
gemein unbeſchräukt haftet; es entſtehen alſo auch keine Anſprüche der Nachlaßaläubiger gegen 
den Erben auf Schadenserſatz; ebenſowenig aber Anſprüche des Erben auf Erſatz ſeiner Auf⸗ 
wendungen ($ 1978 Abf 3) oder Anrechnung von ihm berichtigter Nachlaßverbindlichkeiten 
($ 1979); auch tritt der Erbe im Nachlaffkonkurſe nicht an die Stelle eines von ihm befriedigten 
Gläubigers (KO 8 225 Abſ 2). Dieſe Regelung erklärt ſich daraus, daß den Nachlaßgläubigern 
der Zugriff auf das geſamte Vermögen des Erben freiſteht, ſo daß weder ſie noch der Erbe 
Intereſſe daran haben, daß der Nachlaß und das eigene Vermögen des Erben durch Erſatz⸗ 
anſprüche des einen gegen das andere im Verhältnis zueinander vergrößert oder verringert 
werben. — e) Nach Beendigung des Nachlaßkonkurſes durch Verteilung oder Zwangsver⸗ 
gleich (§ 1989 A 1), ſowie im Falle des dürftigen Nachlafſes (8 1990) und der nur auf 
Vermächtniſſen oder Auflagen beruhenden Überſchuldung (8 1992) kann der unbeſchränkt 
haftende Erbe die Unzulänglichkeitseinrede mit den in 88 1990, 1991 bezeichneten 
Folgen nicht geltend machen. — Außerdem ſtehen dem unbeſchränkt haftenden Erben auch 
die aufſchiebenden Einreden aus $$ 2014, 2015 nicht zu (§ 2016 A 1). 

8. Haftet der Erbe nur einzelnen Nachlaßgläubigern unbeſchränkt (A 1), ſo wird da⸗ 
durch die Beſchränkbarkeit ſeiner Haftung gegenüber den übrigen Nachlaßgläubigern durch 
Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs ($ 1975) nicht beeinträchtigt; das iſt als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich in Abſ 2 nicht beſonders hervorgehoben, ſondern nur ausgeſprochen, daß er in dieſem 
Falle nicht gehindert fein ſoll, Nachlaßverwaltung zu beantragen (vgl. A 2) und daß die 
Anwendbarkeit der 88 19771980 nicht ausgeſchloſſen iſt. Demgemäß greifen den übrigen 
Nachlaßgläubigern gegenüber die Aufrechnungseinſchränkungen (8 1977) Platz und 
iſt der Erbe ihnen gegenüber nach Maßgabe der 88 1978— 1980 verantwortlich und 
erſatzberechtigt. Aber auch die ſonſtigen, nach Abſ 1 nicht anwendbaren Vorſchriften über 
die Haftungsbeſchränkung finden ſelbſtverſtändlich im Verhaltniſſe zu den übrigen Gläubigern 
Anwendung; insbeſondere bleibt der Erbe berechtigt, das Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
($ 1970) zu beantragen und gegenüber einem ausgeſchloſſenen oder einem ſolchen gleich- 
ſtehenden ($ 1974) Gläubiger (nur nicht demjenigen, dem er unbeſchränkt haftet) nach 91973 
zu verfahren; ebenſo die Unzulänglichkeitseinrede nach Maßgabe der 88 1990—1992 
geltend zu machen. 

4. Beweislaſt. Dem Erben, der geltend macht, daß er nur beſchränkt hafte, liegt 
es zunächſt ob, darzutun, daß und durch welche Mittel er die Beſchränkung der Haftung herbei⸗ 
geführt hat (vgl. Vorbem 1 zu 8 1967; 88 1973 A 9, 1974 A 9, 1979 A 3, 1980 A 8, 1990 
A 7, 1991 A 5). Demgegenüber hat der Gläubiger, wenn er den Erben trotzdem als unbe⸗ 
ſchränkt haftend in Anſpruch nimmt, zu behaupten und zu beweiſen, daß und wodurch dieſer 
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der Beſchränkbarkeit ſeiner Haftung verluſtig gegangen iſt, alſo Beſtimmung und Ablauf 
der Inventarfriſt (8 1994; die Wahrung der Friſt wird der Erbe zu beweiſen haben), Untreue 
bei der Inventarerrichtung (8 2005 A 7), Eidesverweigerung ihm gegenüber ($ 2006 A 6). — 
Dieſen Beweis kann der Gläubiger, wenn der Erbe den Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung 
verlangt (ZPO 5 780), ſchon im Prozeſſe führen und dadurch die vorbehaltloſe Verurteilung 
erreichen. Iſt im Prozeſſe der Vorbehalt gemacht, aber über die beſchränkte oder unbe⸗ 
ſchränkte Haftung ſelbſt noch nicht entſchieden oder war der Vorbehalt zur Erhaltung der 
Haftungsbeſchränkung nicht erforderlich (5 780 Abſ 2 3 PO), fo iſt darüber im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren auf die Einwendung des Erben hin zu entſcheiden (88 785, 767 PO). 


V. Aufſchiebende Einreden 


Die aufſchiebenden Einreden, in ihrer Wirkung durch ZPO 88 305 Abſ 1, 782, 788 ſtark 
beſchränkt, ſollen dem Erben und ebenſo dem Nachlaßpfleger, Verwalter und Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ermöglichen, ſich, ohne dem vorzeitigen Zugriffe der Nachlaßgläubiger ausgeſetzt 
zu ſein, über den Beſtand des Nachlaſſes zu vergewiſſern, um danach nötigenfalls von dem 
Rechte der Haftungsbeſchränkung wirkſam Gebrauch machen zu können. Dem bereits unbe⸗ 
ſchränkt haftenden Erben find fie deshalb ganz verſagt ($ 2016). 


8 2014 


Der Erbe iſt bereihtigt!), die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit 
bis zum Ablaufe der erſten drei Monate nach der Annahme der Erbſchafte), 
jedoch nicht über die Errichtung des Inventars hinaus?), zu verweigern!) 5). 

E 1 2057 Abſ 1, 2143 Abſ 1, 2 II 1888; M 5 539, 540, 672, 673; P 5 660— 664, 784— 791, 805. 


1. Die Einrede ſteht zu dem Erben, wenn er nicht unbeſchränkt haftet ($ 2016 Abſ 1). 
Ebenſo dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker (8 2213 A 2; 3 PO 8 748), dem nach 
$$ 1960, 1961 beſtellten Nachlaßpfleger (§ 2017) und, da die Einrede auch im Intereſſe 
der Nachlaßgläubiger gegeben iſt, dem Nachlaßverwalter. Vgl. § 2017 (A 1, 2). Dabei 
macht es keinen Unterſchied, ob der Aufpruch bereits gegen den Erblaſſer erhoben war 
oder ob von voruherein der Erbe verklagt iſt. Der Erbe iſt nicht nur berechtigt, ſondern 
im Hinblick auf feine unter Umſtänden eintretende Verantwortlichkeit aus 8 1978 (A 2) 
den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, von der Einrede Gebrauch zu machen, ſofern 
bei in Ausſicht ſtehender Unzulänglichkeit des Nachlaſſes es im Intereſſe der Geſamtheit der 
Nachlaßgläubiger liegt, die vorzeitige Befriedigung eines einzelnen Gläubigers abzuwehren 
(vgl. aber auch A 4). Der nach 3 88 789, 740 verklagte Ehemann der Erbin kann ſich 
ſelbſtändig der Einreden bedienen. Wegen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft vgl. 
BROS 805 Abſ 2. 

2. Berechnung der Dreimonatsfriſt SS 187, 188 Abſ 2. Verlängerung im Falle des 
Aufgebots § 2015. Bis zur Annahme der Erbſchaft (§ 1943) iſt der Erbe durch $ 1958 
gegen jede gerichtliche Geltendmachung eines Nachlaßanſpruchs ihm gegenüber geſchüßzt; 
doch kann die Verfolgung des Anſpruchs gegenüber einem Nachlaßpfleger ($ 1961) und die 
Zwangsvollſtreckung in Nachlaßgegenſtände dieſem gegenüber ($ 778 Abf 1 ZPO) ſtattfinden. 

3. Die Schutzfriſt endet ſpäteſtens mit Einreichung des Inventars als dem maßgebenden 
Zeitpunkt der Errichtung, gleichviel, ob es hierzu freiwillig oder infolge Beſtimmung der 
Inventarfriſt gekommen iſt (88 1993, 1994). 

4. Das Verweigerungsrecht iſt prozeſſual in der Weiſe geſtaltet, daß der Erbe nicht die 
Abweiſung der Klage, ſondern nur den Vorbehalt der beſchränkten Haftung bean⸗ 
tragen kann und dementſprechend zu verurteilen iſt (ZPO 8 305) und daß er auch der Zwangs ⸗ 
vollſtreckung an ſich nicht entgegentreten, ſondern nur ihre Beſchränkung auf Sicherungs⸗ 
maßregeln, wie ſie zur Vollziehung eines Arreſtes zuläſſig ſind, alſo bei beweglichen 
körperlichen Sachen Pfändung (ZPO $ 930), bei Grundſtücken Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek (5 932), herbeiführen kann ($ 782 ZPO). Es geht aber zu weit, wenn um des⸗ 
willen die Bedeutung der Einrede als eines materiellen Leiſtungsverweigerungs⸗ 
rechts geleugnet wird (fo Strohal bei Planck Vorbem 6 vor $ 2014 gegen Strohal Erb⸗ 
recht II $ 74 Nr III und die zweite Auflage dieſes Kommentars). Der Erbe kaun zur 
Leiſtung nicht angehalten werden, da eine Verſteigerung der gepfändeten Sachen, Über⸗ 
weiſung der Forderung, Zwangsverſteigerung des Grundſtücks unſtatthaft ſind und nur 
Sicherung der künftigen Leiſtung in Frage kommt. Iſt er aber zur Leiſtung zur Zeit noch 
nicht verpflichtet, fo erſcheint es bedenklich anzunehmen, daß er durch Geltendmachen der Ein⸗ 
rede in Leiſtungsverzug geraten könne (ſofmit der herrſchenden Meinung RG 79, 204; 
a. M. Kipp § 81 IV bei A 3; Planck noch in der 3. Aufl. feines Kommentars gegen 
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Strohal a. a. O. ebenſo Planck⸗Flad in der 4. Aufl.; KG in OLG 26, 294 (unter Aufgabe 
von 18, 818); 30, 203; KG Bl 1917, 3. Verzug ſetzt nach § 284 Fälligkeit und nach $ 285 
ſchuldhaftes Unterbleiben der Leiſtung wegen eines vom Schuldner zu vertretenden Um⸗ 
ſtandes voraus, das nicht vorliegen dürfte, wenn er von einem ihm geſetzlich zuſtehenden 
Rechte Gebrauch macht (vgl. $ 284 A 2; RG JW 1911, 486). Der Vorteil, den das Geſetz 
dem Erben und den Nachlaßgläubigern durch die Vorſchriften gewähren will, würde übrigens 
nicht verwirklicht werden, wenn (zwar nicht der Erbe perſönlich, aber doch) der Nachlaß die 
Verzugsfolgen (Zinſen, Schadenserſatz uſw.) auf ſich nehmen müßte. Daß dem Gläubiger 
durch die Verzögerung Schaden entſtehen kann, iſt eine Folge des Todes ſeines Schuldners 
und der Geſtaltung des Vermögensübergangs auf den Erben, die er als kaſuelles Ereignis 
zu tragen haben wird. Auch die Verhandlungen der zweiten Kommiſſion (Prot 5, 744; 
Art 2130 der damaligen Vorlage und S. 790) zeigen deutlich, daß das Berechtigtſein zur 
Verweigerung der Berichtigung gerade den Nichteintritt des Verzugs zum Ausdruck 
bringen ſollte. Nach ausdrücklicher Vorſchrift in $ 202 Abſ 2 (vgl. A 3), deren es nicht 
bedurft hätte, wenn die Einreden nicht ein Leiſtungsverweigerungsrecht im Sinne des Abſ 1 
begründen würden, tritt eine Hemmung der Verjährung durch das Beſtehen des Ein⸗ 
rederechts nicht ein. — Die aufſchiebende Einrede iſt der Natur der Sache nach aus⸗ 
geſchloſſen gegenüber den beſonderen Unterhaltsanſprüchen der Mutter des zu erwartenden 
Erben und der zum Bezuge des Dreißiaſten berechtigten Angehörigen (88 1963 A 5, 1969 
A 1). Sie geht berloren, wenn der Erbe nicht den Vorbehalt der beſchränkten Haftung 
im Urteile erwirkt hat und dadurch dem klagenden Gläubiger gegenüber unbeſchränkt haftbar 
geworden iſt (88 305, 780 ZPO). Dagegen bedarf es des Vorbehalts nicht, wenn die 
Vollſtreckung aus einem bereits gegen den Erblaſſer erlangten Schuldtitel gegen den Erben 
begonnen oder fortgeſetzt wird (ZPO 8 779). 

5. Beweislaſt. Der Glaubiger hat zur Begründung der ſog. Paſſivlegitimation des 
Erben zunächſt die An nahme der Erbſchaft zu beweiſen, ſonach, wenn dieſe durch Ablauf 
der Ausſchlagungsfriſt erfolgt fein ſoll, auch den Zeitpunkt, in dem der Erbe von dem 
Erbanfalle Kenntuis erhalten und ſomit die Ausſchlagungsfriſt zu laufen begonnen hat 
(85 1958 A 1, 1943 A 4). Aus dieſem Nachweiſe wird ſich dann ohne weiteres ergeben, 
ob die dreimonatige Friſt noch läuft. Behauptet der Gläubiger, daß der Erbe bereits In⸗ 
ventar errichtet habe oder daß er unbeſchränkt haftbar geworden ſei ($ 2016), ſo muß er auch 
dies beweiſen. Behauptet der Erbe, daß er innerhalb der Ausſchlagungsfriſt ausgeſchlagen 
habe, fo muß er den Nachweis dafür erbringen ($ 1948 U 4). 


§ 2015 


Hat der Erbe den Antrag auf Erlaſſung des Aufgebots der Nachlaß 
gläubiger innerhalb eines Jahres nach der Annahme der Erbſchaft geſtellt 
und iſt der Antrag zugelaſſen, ſo iſt der Erbe berechtigt, die Berichtigung 
einer Nachlaßverbindlichteit bis zur Beendigung des Aufgebotsverfahrens 
zu verweigern!). 

Der Beendigung des Aufgebotsverfahrens ſteht es gleich, wenn der Erbe 
in dem Aufgebotstermine nicht erſchienen iſt und nicht binnen zwei Wochen 
die Beſtimmung eines neuen Termins beantragt oder wenn er auch in dem 
neuen Termine nicht erjcheint?). 


Wird das Ausſchlußurteil erlaſſen oder der Antrag auf Erlaſſung des 
Urteils zurückgewieſen, jo iſt das Verfahren nicht vor dem Ablauf einer mit 
der Verkündung der Entſcheidung beginnenden Friſt von zwei Wochen und 
nicht vor der Erledigung einer rechtzeitig eingelegten Beſchwerde als be⸗ 
endigt anzujehen?) ). 

E I 2180 Abſ 1, 2181, 2132 II 1889; M 5 653, 654; P 5 744, 784— 787. 


1. Die Dreimonatsfriſt des § 2014 verlängert ſich, wenn das Aufgebotsverfahren 
(88 1970ff.; ZPO 88 980ff.) innerhalb eines Jahres nach der Annahme der Erbſchaft ein« 
geleitet worden iſt, bis zu deſſen Beendigung. Durch Stellung des Antrags wahrt der Mit- 
erbe die Friſt auch für die andern Erben, ſoweit fie nicht unbeſchränkt haften (3 O 8 997), 
der Nachlaßpfleger, Nachlaßverwalter, Teſtamentsvollſtrecker (8 1970 A 2) auch für die 
andern Beteiligten. Um von der Einrede Gebrauch machen zu können, muß der Antrag 
nicht bloß geſtellt, ſondern auch, evtl. im Wege der Beſchwerde nach 8 PO 8 567, zuge» 
laſſen, d. h. der Erlaß des Aufgebots muß angeordnet ſein (ZPO 8 947 Abſ 2). 

2. Das Aufgebotsverfahren endet normalerweiſe mit Erlaß des (unanfechtbaren) Aus⸗ 
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ſchlußurteils (ABO SS 952, 957 Abſ 1) oder mit Rechtskraft des den Antrag zurückweiſenden 
Beſchluſſes (8 952 Abſ 4). Verſäumt der Erbe oder ſonſtige Antragſteller den Aufgebots⸗ 
termin, ſo kann er innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten die Befiimmung eines neuen 
Termins beantragen (8 954 ZPO). Das Ende der Verweigerungsfriſt ſoll aber nicht ſo 
lange hinausgeſchoben werden; vielmehr iſt im Sinne des 8 2015 Abſ 1 das Verfahren ſchon 
dann als beendigt anzuſehen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen den Antrag auf 
Beſtimmung eines neuen Termins geſtellt hat oder in dieſem nicht erſchienen iſt. Dem 
Erſcheinen im Termine wird (in Ergänzung des Wortlauts mit Rückſicht auf den zur Zeit 
des Erlaſſes der Vorſchrift beſtehenden Rechtszuſtand, $ 829 Abſ 1 8PO a. F.) nunmehr 
der Fall gleichzuſtellen ſein, daß der Antrag auf Erlaß des Ausſchlußurteils vor dem Termine 
nach Vorſchrift des § 952 Abſ 2 ZPO geſtellt worden iſt. In dieſem Falle bedarſ es auch 
keiner Wiederholung des Antrags im Termine, falls der Erbe in dieſem erſchienen iſt. Hat 
er aber vorher den Autrag nicht geſtellt, ſo ſteht es dem Nichterſcheinen gleich, wenn er 
erſcheint, aber keinen Antrag ſtellt (38 PO 8 333). 


3. Wird der Antrag auf Erlaß des Ausſchlußurteils durch Beſchluß zurückgewieſen oder 
das Ausſchlußurteil nur mit Beſchränkungen oder Vorbehalten erlaſſen, ſo ſteht dem Erben 
oder ſonſtigen Antragſteller (A 1) die ſofortige Beſchwerde zu (ZPO 8 952 Abſ 4). Daß 
in ſolchem Falle das Verfahren nicht vor Ablauf der zweiwöchigen Beſchwerdefriſt (§ 577 
30) und nicht vor Erledigung einer rechtzeitig eingelegten Bi erde beendigt iſt, hätte 
kaum einer Hervorhebung bedurft. Die Bedeutung der Vorſchrift beſteht aber darin, daß 
im Sinne des Abs 1 das Verfahren auch dann nicht vor Ablauf einer zweiwöchigen Friſt 
von der Verkündung ab als beendigt anzuſehen iſt, wenn das Ausſchlußurteil ohne Vor⸗ 
behalte oder Einſchränkungen ergangen und deshalb ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet ($ 957 
Abſ 1 ZRO) Durch Einlegung einer unzuläſſigen Beſchwerde wird die Beendigung 
des Verfahrens nicht hinausgeſchoben. — Das Verfahren endet auch mit der Zurücknahme 
des Aufgebotsantrags, der Einſtellung im Falle nachträglich ſich ergebender Unzuläſſigkeit 
und der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ($ 993 Abſ 2 ZPO). 


4. Die Wirkung der Einrede ift dieſelbe wie im Falle des $ 2014 A 4. Iſt das Ausſchluß⸗ 
urteil erlaſſen, ſo ſteht dem Erben nunmehr auch die Beſchrankungseinrede aus $ 1973 zu. 


Durch Inventarerrichtung geht, abweichend von $ 2014, die Einrede nicht verloren. 
§ 2016 


Die Vorſchriften der SS 2014, 2015 finden keine Anwendung, wenn der 
Erbe unbeſchränkt haftet). 

Das gleiche gilt, ſoweit ein Gläubiger nach § 1971 von dem Aufgebote der 
Nachlaßgläubiger nicht betroffen wird), mit der Maßgabe, daß ein erſt nach 
dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſt⸗ 
vollziehung erlangtes Recht ſowie eine erſt nach dieſem Zeitpunkt im Wege 
der einſtweiligen Verfügung erlangte Vormerkung außer Betracht bleibts) 4). 

E I 2130 Abſ 1, 2148 Abf 8 II 1890; M 5 653, 673; P 5 784— 787. 


1. Unbeſchränkte Haftung 8 2013 A 1. Iſt ſie nur einzelnen Gläubigern gegenüber 
en ſo gehen dem Erben die Einreden gegenüber den übrigen Gläubigern nicht 
verloren. 


2. Pfandgläubiger und andere dinglich berechtigte Nachlaßgläubiger ſind in der Rechts⸗ 
verfolgung gegen den Erben, ſoweit ſie ſich auf den dinglichen Anſpruch beſchränken, eben⸗ 
ſowenig durch die aufſchiebenden Einreden der 89 2014, 2015 beſchränkt, wie durch die Ein⸗ 
rede der beſchränkten Haftung aus $ 1973 ($ 1971 A 1). Der Erbe kann alſo der Befriedigung 
dieſer Gläubiger aus den ihnen verhafteten Nachlaßgegenſtänden weder während der brei- 
monatigen Friſt nach Annahme der Erbſchaft noch während eines eingeleiteten Aufgebots⸗ 
verfahrens widerſprechen. 


3. Auch diejenigen Gläubiger, welche ein dingliches Recht an Nachlaßgegenſtänden durch 
Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung erlangt haben, werden 
durch das Aufgebot nicht betroffen, da ſie für den Fall des Konkurſes den Pfandgläubigern 
gleichſtehen (& O § 49 Nr 2; § 1971 A 1). It aber das Pfandrecht erſt nach dem Erbfalle 
erlangt worden, ſo bleibt es für die Anwendung der 88 2014, 2015 außer Betracht, d. h. 
der Erbe kann der Zwangsvollſtreckung in die gepfändeten Gegenſtände in der gleichen Weiſe 
entgegentreten, als wenn es ſich um Gläubiger handelte, die von dem Aufgebote betroffen 
werden, nämlich durch Einſchränkung der Zwangsvollſtreckung auf Sicherungsmaßnahmen 
(8 2014 A 4) während der erſten drei Monate nach der Annahme, ſofern er nicht vorher 
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Inventar errichtet hat, und während der Dauer eines eingeleiteten Aufgebotsverfahrens. 
Das entſpricht der Vorſchrift des 8 221 Abf 1 KO, derzufolge ſolche Gläubiger a 
% Befriedigung im Nachlaßkonturſe nicht verlangen können. Ahnlich 8 1990 Ab] 2 


4. Auch Gläubiger, deren Anſprüche durch eine Vormerkung ($ 883) geſichert find, 
werden von dem Aufgebote nicht betroffen (8 1971 Satz 2). Iſt aber die dingliche Sicherung 
durch Eintragung der Vormerkung nach dem Erbfalle durch einſtweilige Verfügung 
($ 885) erlangt, ſo bleibt fie gleichfalls außer Betracht (A 3). Erfolgte die Eintragung nach 
dem Erbfalle auf Grund einer Bewilligung des Erben ($ 885), fo kann dieſer ſich nach 
Entſtehung des geſicherten Rechtes gegenüber der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
nicht auf die Einreden aus 98 2014, 2015 berufen; er muß die Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks ohne Aufſchub dulden. Ahnlich auch in dieſem Punkte § 1990 Abs 2 (A 6). 


8 2017 


Wird vor der Annahme der Erbſchaft zur Verwaltung des Nachlaſſes 
ein Nachlaßpfleger beiteltt!), jo beginnen die im § 2014 und im § 2015 Abſ 1 
beſtimmten Friſten mit der Bejtellung?). 

E I 2143 Abſ 2 II 1891; M 5 678; P 5 785, 786, 829—881; 6 340. 


1. Durch Beſtellung eines zur Verwaltung des Nachlaſſes berufenen Nachlaßpflegers 
nach $$ 1960, 1961 wird die Verfolgung von Anſprüchen gegen den Nachlaß ſchon vor An⸗ 
nahme der Erbſchaft durch den Erben ermöglicht; auch ein Nachlaßverwalter kann vor 
Annahme der Erbſchaft beſtellt (5 1981 A 1) und es können dann Anſprüche gegen den 
Nachlaß ihm gegenüber bereits erhoben werden. Doch ſoll auch ihnen die Möglichkeit 
gegeben werden, im Intereſſe des Erben und der Nachlaßgläubiger die Befriedigung eines 
einzelnen Gläubigers hinauszuſchieben, bis der Nachlaßbeſtand ermittelt und dadurch die 
Grundlage für die Entſchließung des Erben über Herbeiführung der Haftungsbeſchränkung 
geſchaffen werden kann. Deshalb können auch fie von den Einreden der §§ 2014, 2015 
Gebrauch machen ($ 2014 A 1). — Ob der nach § 1960 beitellte Nachlaßpfleger die Ver ⸗ 
waltung des Nachlaſſes zu führen hat, regelt ſich nach der Beſtimmung des Nachlaßgerichts 
($ 1960 A 4); ift er nur zur Sicherung des Nachlaſſes beſtellt, fo findet $ 2017, wie fein 
Wortlaut ergibt, auf ihn keine Anwendung (vgl. A 2). 

2. Da durch die Nachlaßpflegſchaft, ſofern der Pfleger zur Verwaltung berufen iſt (A 1), 
und durch die Nachlaßverwaltung bereits vor der Annahme der Erbſchaft die Möglichkeit 
n ift, den Nachlaßbeſtand, nötigenfalls auch durch Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
8 99 3PO; 5 1970 A 2), zu ermitteln, fo können die Friſten, innerhalb deren die auf⸗ 
ſchiebenden Einreden erhoben werden können, für fie ſchon vor der Annahme, und zwar mit 
der Beſtellung (die nach $ 16 FGG mit der Bekanntmachung an den Pfleger wirkſam wird) 
beginnen. Sowohl die dreimonatige Friſt des $ 2014 wie die einjährige des 8 2015 
iſt ſonach ſtatt von der Annahme der Erbſchaft von der Beſtellung des Nachlaßpflegers ab 
zu berechnen. Der Erbe wird durch den Nachlaßpfleger geſetzlich vertreten und auch die 
Handlungen und Unterlaſſungen des Nachlaßverwalters in bezug auf den Nachlaß ſind für 
ihn wirkſam. Der Erbe muß ſich deshalb den jenen gegenüber abgelaufenen Zeitraum auf 
die Friſten anrechnen laffen; fie können ſonach ſchon abgelaufen fein, wenn er annimmt. 
Iſt der Nachlaßpfleger des 8. 1960 nicht zur Verwaltung des Nachlaſſes berufen (A 1), jo 
beginnen auch für ihn die Friſten erſt mit der Annahme der Erbſchaft; er kann alſo vorher 
ohne zeitliche Beſchränkung die Einreden aus 88 2014, 2015 geltend machen, wenn ihm 
gegenüber Anſprüche gegen den Nachlaß erhoben werden; jedoch die Einrede aus § 2014 
micht mehr, wenn er bereits Inventar errichtet hat. — Wird der Nachlaßverwalter nach der 
Annahme der Erbſchaft beſtellt, ſo muß auch er ſich den ſeit der Annahme für den Erben 
abgelaufenen Zeitraum anrechnen laſſen. 


Dritter Titel 
Erbſchaftsanſpruch 


Der Erbe tritt mit dem Erbfalle in die Erbſchaft als Ganzes, zugleich aber ohne be- 
ſondere Rechtsakte in die einzelnen, zum Vermögen des Erblaſſers gehörigen Rechte an 
Stelle des Erblaſſers ein ($ 1922 A 7). Er kann dieſe einzelnen Rechte (auch Rechtslagen 
Beſitz uſw.; vgl. § 1922 A 5) mit den gewöhnlichen dafür gegebenen dinglichen oder per⸗ 
ſönlichen Rechtsſchutzmitteln im Wege der Leiſtungs und gegebenenfalls der Feſtſtel⸗ 
lungsklage gegen denjenigen geltend machen, der ſie ihm vorenthält oder beſtreitet, ſei es, 
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daß dieſer ein eigenes (nicht vom Erblaſſer herrührendes) Recht zur Vorenthaltung in An⸗ 
ſpruch nimmt oder daß er ſelbſt Erbe zu ſein behauptet. In letzterem Falle kann 
der Erbe auch ſein Erbrecht als ſolches durch Feſtſtellungsklage zur Geltung bringen. 
Außer dieſen Rechtsbehelfen hat aber das Geſetz, im Auſchluſſe an die gemeinrechtliche 
hereditatis petitio, dem Erben noch ein beſonderes, erbrechtliches Rechtsſchutzmittel ver⸗ 
liehen, den Erbſchaftsanſpruch. Dieſer Anſpruch richtet ſich gegen denjenigen, der ſeinerſeits 
ein Erbrecht beanſprucht und dieſen Auſpruch dadurch betätigt hat, daß er etwas aus der Erb⸗ 
ſchaft erlangt hat (Erbſchaftsbeſitzer), und geht auf Herausgabe des Erlangten als Ge⸗ 
ſamtheit ($ 2018). Der mit der Gewährung dieſes Anſpruchs vom Geſetze verfolgte Zweck 
war darauf gerichtet, dem wahren Erben es zu erleichtern, daß er in den Beſitz der Erbſchaft 
gelange, ohne auf die Einzelklagen angewieſen zu fein (M 5, 575ff.). Dieſem Zweck ent⸗ 
ſprechend iſt der Auſpruch im einzelnen ausgeſtaltet. Der Auſpruch ift ein quafi-dinglicher, 
entſprechend dem Eigentumsanſpruche auf Herausgabe der Sache. Die Herausgabepflicht 
erſtreckt ſich aber nicht nur auf die gezogenen Nutzungen (8 2020), ſondern auch auf das⸗ 
jenige, was an Stelle von urſprünglichen Nachlaßgegenſtänden mit Mitteln der Erb» 
ſchaft erlangt iſt (Surrogate, § 2019). Anderſeits haftet der Erbſchaftsbeſitzer im Falle 
des Unvermögens zur Herausgabe der Regel nach nur nach Bereicherungsgrundſätzen 
(5 2021) und hat Anſpruch auf Erſatz von Verwendungen, der durch ein Zurückbehaltungs 
recht geſchützt iſt ($ 2022). Doch tritt ſtrengere Haftung unter gewiſſen Umſtänden 
(Rechtshängigkeit, böfer Glaube, verbotene Eigenmacht) ein (88 20232025). 
Erſitzung der zur Erbſchaft gehörigen Sachen durch den Erbſchaftsbeſitzer als ſolchen kann 
egenüber dem Erbſchaftsanſpruche nicht geltend gemacht werden (8 2026). Von beſonderer 
Wichtigkeit ift die dem Erbſchaftsbeſitzer auferlegte Auskunftspflicht ($ 2027). In einzelnen 
Beziehungen ſind die für den Erbſchaftsanſpruch geltenden Grundſätze über deſſen eigent⸗ 
liches Gebiet hinaus erſtreckt, fo die Auskunftspflicht auf denjenigen, der von einzelnen Nach⸗ 
laßgegenſtänden vor Beſitzuahme der Erbſchaft durch den Erben Beſitz ergriffen hat ($ 2027 
Abs 2), ſowie auf Hausgenoſſen des Erblaſſers ($ 2028); ferner die Grundſätze über 
die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers auf die Einzelauſprüche des Erben hinſichtlich der Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände (§ 2029); dem Erbſchaftsbeſitzer iſt derjenige gleichgeſtellt, der von dieſem 
die Erbſchaft erworben hat ($ 2030); endlich iſt die Berechtigung zur Erhebung eines dem 
Erbſchaftsanſpruche entſprechenden Anſpruchs auch dem irrtümlich für tot Erklärten 
oder als tot Angeſehenen verliehen ($ 2031). — Beſonderer Gerichtsſtand für den Erb. 
ſchaftsanſpruch nach $ 27 ZPO. 
§ 2018 


Der Erbe!) kann von jedem, der auf Grund eines ihm in Wirklichkeit 
nicht zuſtehenden Erbrechts?) etwas aus der Erbſchaft erlangt hat (Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer)s), die Herausgabe des Erlangten verlangen“) s). 

E I 2080 II 1892; M 5 578—580; P 5 696— 710. 


1. Der Erbſchaftsanſpruch ſteht zu dem Erben, ſowohl dem alleinigen Erben als (mit 
der durch $ 2039 gebotenen Einſchränkung) auch dem Miterben, und zwar als hereditatis 
petitio partiaria auch gegen einen Miterben, der die Erbſchaft für ſich allein oder der daran 
einen höheren als den ihm zulommenden Erbteil in Anſpruch nimmt (RG JW 03 Beil 64148 
und 81, 293). Die Erbſchaftsklage hat jedoch in letzeerem Falle regelmäßig die Natur einer 
Erbteilungsklage (RG 11. 12. 16 IV 316/16). Der Miterbe kann mit ihr Feſtſtellung ſeines 
Miterbenrechts und deſſen Quote, ſowie Auseinanderſetzung verlangen; außerdem regelmäßig 
nur die Einräumung eines entſprechenden Mitbeſitzes an der Erbſchaft, nicht die Zahlung 
beſtimmter Beträge; iſt aber vom Erblaſſer eine Teilungsanordnung dahin getroffen, daß ein 
Miterbe durch Zahlung einer beſtimmten Summe abzufinden iſt (ogl. § 2048 A 1), fo kann. 
dieſer unmittelbar auf Zahlung der Abfindungsſumme klagen, da eine weitere Auseinander- 
ſetzung mit ihm in dieſem Falle nicht erforderlich iſt (RG 24. 10. 21 IV 147/21; 2. 8. 22 
IV 516/21). Der abzufindende Miterbe kann in ſolchem Falle, ebenſo wie ein Miterbe, der 
Nachlaßgläubiger ift (8 2046 A 1), die Auszahlung der Abfindungsſumme vor der Auseinander⸗ 
ſetzung der übrigen Miterben verlangen, ſofern nicht beſondere Schwierigkeiten entgegenſtehen 
(RG 2. 3. 22 IV 516/21). — Der Erbſchaftsanſpruch ſteht ferner zu dem Rechtsnachfolger 
des Miterben im Falle des $ 2033, dem Nacherben nach Eintritt der Nacherbfolge (8 2189; 
OLG 21, 310), auch gegenüber dem Vorerben, dem Erbſchaftsläufer dagegen nur nach ge⸗ 
ſchehener Abtretung, zu der der Verkäufer nach § 2374 verpflichtet iſt. Obwohl durch 
Anerkenntnis der Beteiligten eine in einem nichtigen Teſtamente eingeſetzte Perſon nicht 
Erbe werden kann (vgl. $ 1922 A 9), fo kann ſich doch der wahre (geſetzliche oder Teſta⸗ 
ments.) Erbe, der die Gültigkeit des Teſtaments in der für Veräußerung der Erbſckaft 
vorgeſchriebenen Form (88 2371, 2385 Ubf 1) anerkannt hat, gegenüber dem Erbſchafts⸗ 
anſpruche des Eingeſetzten auf die Nichtigleit des Teſtaments nicht mehr berufen (RE 
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72, 209). — Während der Dauer einer Nachlaßverwaltung kann nur der Nachlaß ver walter 
den Erbſchaftsanſpruch geltend machen, da er zum Nachlaſſe gehört (§ 1984 A 2); ebenſo 
während des Nachlaßkonkurſes der Nachlaßkonkursverwalter (KO 8 6); auch dem ver⸗ 
waltenden Teſtamentsvollſtrecker ſteht er zu. Dagegen erſcheint es bedenklich, mit der 
herrſchenden Meinung (Planck Erl 1 b und die zweite Auflage dieſes Kommentars; jetzt 
auch Staudinger Erl III A) auch dem Nachlaßpfleger des $ 1960 die Befugnis zuzuer⸗ 
kennen; handelt es ſich doch dabei (wenn auch nur als Präjudizialpunkt) um die Frage, ob dem 
einen oder dem andern Erbprätendenten das Erbrecht zuſteht; der Nachlaßpfleger aber, der 
nicht für eine beſtimmte Perſon, ſondern „für den, der Erbe wird“ beſtellt iſt (§ 1960 A 4), iſt 
nicht dazu berufen, dieſe Frage zur Entſcheidung zu bringen. Die von Planck unterſtellte 
Sachlage, daß der Erbſchaftsbeſitzer als Erbe zweifellos nicht in Betracht kommen könne, 
greift dem Ergebniſſe des Rechtsstreits, in dem beide Parteien das Erbrecht beanſpruchen, 
in unzuläſſiger Weiſe vor. Der Nachlaßpfleger kann auf Grund ſeines Rechtes zum Beſitze 
und zur Verwaltung ($ 1960 A 4) die Herausgabe der Nachlaßgegenſtände auch von dem 
Erbſchaftsbeſitzer verlangen; das iſt aber kein Erbſchaftsanſpruch, auf den die Vorſchriften 
dieſes Titels Anwendung finden könnten (vgl. die Vorbem zu dieſem Titel). Vgl. auch 
OLG 26, 288; 30, 174. Br - 

2. Der Anſpruch geht nur gegen denjenigen (ſog. Paſſivlegitimation), der auf 
Grund eines ihm in Wirklichkeit nicht zuſtehenden Erbrechts oder Miterbrechts, alſo durch 
Anmaßung eines ſolchen, indem er, in gutem oder böfen Glauben, Erbe oder Miterbe zu 
ſein behauptete, etwas aus der Erbſchaft erlangt hat. Ihm ſteht derjenige gleich (pro herede 
possidet), der aus anderm Rechtstitel oder ohne Rechtstitel etwas aus der Erbſchaft er⸗ 
langt hat, es aber nunmehr auf Grund eines angeblichen Erbrechts behalten will. Da egen 
geht der Erbſchaftsanſpruch nicht gegen denjenigen, der nur auf Grund eines behaupteten 
Einzelrechtstitels oder (iuſoweit abweichend vom gemeinen Rechte) ohne einen Rechts⸗ 
titel zu behaupten (pro possessore), den Beſitz von Erbſchaftsgegenſtänden erlangt hat oder 
ausübt. Doch wird auch in dieſem Falle eine Auskunftspflicht begründet (§ 2027 Abſ 2). 
Gibt derjenige, der Erbſchaftsſachen in Beſit genommen hat, keine Auskunft über feine 
damit verbundenen Abſichten, fo wird es Sache der Beweiswürdigung fein, vb er ein Erb⸗ 
recht in Anſpruch nimmt (uach den Mot V, 579 ſoll das „die mildeſte Auslegung“ ſeines 
Verhaltens ſein). — Der Anſpruch geht nicht gegen den vorläufigen Erben, der die 
Erbschaft ausgeſchlagen hat; gegen ihn können nur Anſprüche aus Geſchäftsführung ohne 
Auftrag geltend gemacht werden (8 1959). Gegen denjenigen, der auf Grund eines an 
fechtbaren Erbrechtstitels (Verfügung von Todes wegen, geſetzliche Erbfolge im Falle 
der Erbunwürdigkeit) beſitzt, kann der Erbſchaftsanſpruch erſt nach erfolgter Anfechtung oder 
zugleich mit dieſer geltend gemacht werden; wegen des Beginnes der Verjährung ſ. aber 
$ 2026 U 2. — Wer die ftreitige Erbſchaft für einen angeblichen Erben, der in Wirklichkeit 
nicht Erbe iſt, als Teſtamentsvollſtrecker beſitzt, kann als ſolcher (anders, wenn er zugleich 

r ſich ein Miterbrecht in Anſpruch nimmt) nicht mit der Erbſchaftsklage belangt werden 
R 81, 151). Ebenſowenig der Nachlaßpfleger (A 1) oder der Nachlaßverwalter. Doch 
kann ſowohl gegen den Teſtamentsvollſtrecker (RG JW 09, 5216; Warn 1912 Nr 1742; 
Gruchot 62, 631) wie gegen den Nachlaßpfleger (RG 106, 46) Klage auf Feſtſtellung des 
Erbrechts erhoben werden, wenn die Vorausſetzungen des § 256 ARD vorliegen. Dem 
Erlangen aus der Erbſchaft ſteht es gleich, wenn etwas vor dem Erbfalle aus dem Vermögen 
des Erblaſſers erlangt iſt, das nunmehr auf Grund des beanſpruchten Erbrechts zurückbehalten 
wird (RG 81, 293). Anderſeits ſtellt ſich, wenn der Beklagte das Erlangte ſeinerzeit zwar 
auf Grund eines beanſpruchten Erbrechts erlangt hat, ſich aber der Klage gegenüber nur noch 
durch Inanſpruchnahme eines Singularrechts oder ohne Berufung auf einen Rechtsgrund 
verteidigt, der Anſpruch nicht mehr als Erbſchaftsanſpruch dar. Der Anſpruch geht auch 
gegen den Vorerben, wenn dieſer die Herausgabe von Nachlaßgegenſtänden verweigert, 
weil er den Eintritt des Falles der Nacherbfolge nicht anerkennt; nicht aber, wenn er wegen 
Verwendungen Nachlaßgegenſtände zurückbehalten will. 

3. Der zu Verklagende muß etwas aus der Erbſchaft erlangt haben. Die Faſſung 
entſpricht inſoweit dem Bereicherungsanſpruche des $ 812. Doch beſteht ein weſentlicher 
Unterſchied inſofern, als dort in der Regel eine Vermögensverſchiebung in Geſtalt einer ein- 
getretenen formalen Rechtsänderung vorausgeſetzt wird, obwohl freilich auch ſchon die 
Erlangung des Beſitzes ſich als Bereicherung darſtellen kann (8 812 A 4), während hier regel. 
mäßig nur eine tatlächliche Vorteilserlangung, ohne Veränderung der ſonſtigen Rechtslage, 
in Frage ſteht. Das gilt namentlich für körperliche Sachen, von denen der Erbprätendent 
Beſitz ergriffen hat, ohne dadurch ein Recht an der Sache erwerben zu können; hier geht 
der Anſpruch dinglich ($ 985) auf Herausgabe der Sache und iſt im Konkursfalle ein Aus⸗ 
ſonderungsanſpruch begründet. Der Beſitz braucht nicht Eigenbeſitz, kann vielmehr auch 
Beſitz für einen andern (8 868) fein, wenn der Erblaſſer die Sache als Nutznießer, Pächter 
uſw. beſeſſen hat und der Beſitzwille des Erbprätendenten ein dementſprechender iſt. 
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Der Erbprätendent kann auch nur den mittelbaren Beſitz erlangt haben, wenn 
z. B. die Sache hinterlegt iſt und der unmittelbare Beſitzer den Willen hat, für ihn zu 
beſitzen (RG 81, 296). — Bei Grundſtücken kann der Erbprätendent, wenn er auf 
Grund eines ihm erteilten unrichtigen Erbſcheins als Erbe eingetragen iſt, das ſog. Buch⸗ 
eigentum erlangt haben; ebenfo bei Rechten an Grundſtücken die entiprechende grund- 
bücherliche Rechtspoſition; dann geht der Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs 
(89 891 A 5, 894; RG SächſA 14, 66). — Das Erlangen kann durch unmittelbare Beſitz⸗ 
ergreifung oder durch Leiſtung von ſeiten eines Dritten (auch des Erben, wenn dieſer den 
andern für den richtigen Erben gehalten hat) erfolgt ſein, insbeſondere auch durch Einziehung 
von Nachlaßforderungenz; ſoweit dadurch (namentlich wenn fie auf Grund einer Legiti⸗ 
mation des Erbprätendenten durch Erbſchein erfolgt iſt) der Schuldner befreit iſt, tritt an 
die Stelle der untergegangenen Forderung nach dem Surrogationsprinzip (8 2019) der 
dafür erlangte Gegenſtand; ſoweit dieſer (insbeſondere Geld) nicht mehr in Natur vorhanden, 
der Erſatzanſpruch nach 88 2021 ff. Darin, daß der Erbprätendent ſich „berühmt“, daß 
eine Nachlaßforderung ihm zuſtehe oder daß er ohne Erfolg ſie einzuziehen verſucht hat, 
kann ein Erlangen noch nicht gefunden werden; wohl aber, wenn der Schuldner die Gläubiger ⸗ 
ſchaft des (durch Erbſchein legitimierten) Erbprätendenten anerkannt, insbeſondere die 
Schuld auf deſſen Namen umgeſchrieben hat (fo bei Eintragungen im Reichs oder Staats⸗ 
ſchuldbuch). Hat der Erbprätendent Beweismittel (Schuldſchein) oder auch die die Forde⸗ 
rung verkörpernde Schuldurkunde (Wechſel, Inhaberpapier) in ſeinen Beſitz gebracht, ſo 
find dieſe erlangt“. — Als Erbſchaftsbeſitzer bezeichnet das Geſetz jeden, der nach den 
vorſtehend entwickelten Grundſätzen etwas aus der Erbſchaft als Erbprätendent erlangt hat, 
auch wenn es ſich nicht um Beſitz im Sinne des BGB lan körperlichen Sachen, § 854 A 2) 
1 15 Ihm iſt derjenige gleichgeſtellt, der die Erbſchaft durch Vertrag von einem Erb⸗ 
chaftsbeſitzer erworben hat ($ 2030); auch gegen dieſen kann alſo der Erbſchaftsanſpruch 
erhoben werden. — Das Erlangen kann ferner in der Aufrechnung einer Schuld des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers gegen eine Forderung des Nachlaſſes gegenüber dem Nachlaßſchuldner be⸗ 
ſtehen; iſt hierdurch die Nachlaßforderung untergegangen, ſo muß der Erbſchaftsbeſitzer die 
dafür erlangte Befreiung von ſeiner Schuld dem Erben „herausgeben“, die Schuld alſo an 
ihn zahlen. Als erlangt hat auch die tatſächliche Nichtberichtigung einer dem Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer gegen den Nachlaß obliegenden Verbindlichkeit infolge der Erbrechtsanmaßung 
zu gelten (ſtr.; wie hier Planck Erl 3). — Ein Erlangen aus der Erbſchaft liegt auch vor, 
wenn jemand vor dem Erbfalle als mittelbarer Beſitzer den Beſitz für den Erblaſſer 
ausgeübt hat und nach dem Erbfalle durch Geltendmachung eines angeblichen Erbrechts 
dieſen Beſitz in Eigenbeſitz verwandelt (RG 81, 294 für den Miterben, der ein größeres als 
das ihm zuſtehende Erbrecht geltend macht, vgl. oben A 1; gleiches wird aber auch für den 
Nichtmiterben als Erbprätendenten zu gelten haben). Gleiches ſoll aber (wie a. O. weiter 
entſchieden) auch gelten, wenn ein Miterbe (oder Fremder) „mit oder ohne Einverſtändnis 
des Erblaſſers“, bereits vor dem Erbfalle Gegenſtände, die zur Erbſchaft gehören, in Beſitz 
genommen hat in der Abſicht, ſich dann unter Vereitelung des Rechts der Miterben (Erben) 
den Alleinbeſitz (Beſitz) zu ſichern und in Ausführung dieſer Abſicht nach Eintritt des Erb⸗ 
falles den Miterben (Erben) den Alleinbeſitz (Belt), unter Beanſpruchung eines Allein⸗ 
erbrechts (Erbrechts), vorenthält. Doch dürfte hierbei in Betracht kommen, ob nicht, wenn 
die Beſitzergreifung mit Einverſtändnis des Erblaſſers geſchehen iſt, darin eine durch 
Übergabe vollzogene Schenkung auf den Todesfall (88 2301 Abſ 2, 518 Nbf 2) gefunden 
werden müßte. Ein Erlangen aus der Erbſchaft wird aber (was vom RG a. a. O. offen⸗ 
gelaſſen iſt) unbedenklich auch angenommen werden können, wenn jemaud ein Darlehen vom 
Erblaſſer bei Lebzeiten erhalten hat und nach dem Tode unter Berufung auf ein angeb⸗ 
liches Erbrecht oder Miterbenrecht die Rückzahlung ganz oder teilweiſe verweigert. 

4. Der Anſpruch geht auf Herausgabe des Erlangten. Die Art der Herausgabe beſtimmt 
ſich nach der Art des Erlangten (A 3). Das Erlangte iſt als Ganzes herauszugeben (Vorbem 
vor § 2018) und hierauf kann der Klagantrag zunächſt gerichtet werden, unter Vorbehalt 
der Bezeichnung der einzelnen herauszugebenden Erbſchaftsgegenſtände, bis der Beklagte 
die mit der Klage gleichfalls zu verlangende Auskunft ($ 2027) erteilt hat (ARD 5 254). 
Die Verurteilung bewirkt Rechtskraft nur für den Herausgabeanſpruch hinſichtlich der 
darin bezeichneten Erbſchaftsgegenſtände; zur rechtskräftigen Yeltitellung des Erbrechts 
bedarf es eines beſonderen darauf gerichteten Feſtſtellungsankrags und eines ihm entſprechenden 
Ausſpruchs. Die Verurteilung zur Herausgabe bewirkt Rechtskraft ferner nur unter den 
als Parteien bei dem Rechtsſtreite beteiligten Erbprätendenten. Miterben ſind, auch 
wenn fie unter ſich über das Erbrecht ſtreiten (A 1), keine notwendigen Streitgenoſſen (RG 
11. 7. 05 IV 282/05; auch JW 05, 146° und RG 95, 97). — Beſondere Rechtsmittel zur 
Erlangung des vorläufigen Erbſchaftsbeſitzes (missio in bona) gewährt das BGB 
nicht; doch können erforderlichenfalls einſtweilige Verfügungen (ZPO 8 940) erlaſſen werden. — 
Beſonderer Gerichtsſtand ZPO 827. Ein Dritter, der eine zum Nachlaſſe gehörige 
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bewegliche Sache vom Erbſchaftsbeſitzer ohne Vorlegung eines Erbſcheines ($ 2366) er- 
worben hat, iſt (anders wie beim Erwerb vom vorläufigen Erben, § 1959 A J), ſofern es 
ſich nicht um Geld oder Inhaberpapiere handelt, nach § 935 durch guten Glauben nicht ge⸗ 
ſchützt, falls die Sache ohne Willen des Erben in den Beſitz des Erbſchaftsbeſitzers gelangt, 
alſo jenem, der nach §857 Beſitzer war, abhanden gekommen iſt. 

5. Beweislaſt. Kläger hat zu beweiſen ſein Erbrecht: den Erbfall und den ihm zur 
Seite ſtehenden Berufungsgrund, im Falle der geſetzlichen Erbfolge auch den Wegfall ihm 
vorgehender Erbberechtigter, falls ſolche vorhanden waren (was Beklagter mindeſtens konkret 
zu behaupten haben wird): OLG 30, 185; vgl. auch 32, 49. An Stelle des Nachweiſes der Erbbe⸗ 
rechtigung genügt die die Vermutung, daß er Erbe ſei, begründende Vorlage eines ihm erteilten 
Erbſcheins (8 2365; vgl. RG Warn 1913 Nr 300). Behauptet der Veklagte, daß ihm ein beſſeres 
Erbrecht wegen Ausſchließung, Erbunwürdigkeit, Verzicht des Klägers oder feiner Rechtsvor⸗ 
gänger oder wegen letztwilliger Berufung zuſtehe, fo hat er dieſe beſonderen Umſtände nach⸗ 
zuweiſen. Doch genügt zur Klagabweiſung das Mißlingen des dem Kläger obliegenden Erben ⸗ 
beweiſes, auch wenn der Beklagte ein eigenes Erbrecht nicht dartun kann. Kläger hat weiter zu 
beweiſen den Erbſchaftsbeſitz des Beklagten, alſo daß dieſer einen Erbſchaftsgegenſtand mit 
dem Willen, Erbe zu ſein, erlangt hat, nicht daß er ihn jetzt noch hat. Zur Begründung des 
Herausgabeanſpruchs im einzelnen hat Klager, ſoweit ihm nicht das nach § 260 vorzulegende 
Verzeichnis zuſtatten kommt, die Zugehörigkeit der einzelnen herausverlangtenGGegenſtände zum 
Nachlaß, ſofern fie beſtritten wird, zu beweiſen. Beſtreitet der Beklagte die Zugehörigkeit der Sache 
zum Nachlaſſe mit der Behauptung, daß er ſie durch einen Rechtstitel unter Lebenden er⸗ 
worben habe, fo hat der Kläger zu beweiſen, daß jener die Sache als Erbſchaftsprätendent 
erlangt hat (a. M. für das gemeine Recht RG 10, 165). Dazu ift bei beweglichen Sachen 
erforderlich, daß er die dem Beklagten zur Seite ſtehende Eigentumsvermutung aus § 1006 
Abs 1 ausräumt, was nach Satz 2 daſelbſt dadurch geſchehen kann, daß er nachweiſt, die Sache 
ſei dem Erblaſſer oder nach dem Erbfalle ihm als damaligem Beſitzer ($ 857) abhanden ge- 
kommen, insbeſondere in der Weiſe, daß der Beklagte ſich gegen ſeinen Willen in den Be⸗ 
ſitz der bis zum Tode des Erblaſſers in deſſen Beſitz geweſenen Sache geſetzt hat. Führt 
der Kläger dieſen Nachweis, ſo hat der Beklagte etwaige beſondere Erwerbstitel oder den 
Wegfall feiner Herausgabepflicht nach 88 2021 ff. zu beiveifen (Prot 5, 700ff.). 
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Als aus der Erbſchaft erlangt gilt auch!), was der Erbſchaftsbeſitzer 
durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erwirbt). 

Die Zugehörigkeit einer in ſolcher Weiſe erworbenen Forderung zur Erb⸗ 
ſchaft hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn er von 
der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der SS 406 bis 408 
finden entſprechende Anwendung). 


E I 2081 Nr 8 II 1898; M 5 588585; P 5 710—714, 719, 720; 6 168, 816, 824-326, 


1. Abſ 1 des Paragraphen ſpricht den Grundſatz der dinglichen Surrogation aus. Das 
von dem Erbſchaftsbeſitzer durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Etbſchaft Erlangte gilt als 
aus der Erbſchaft erlangt, d. h. es wird in bezug auf die in § 2018 beſtimmte Herausgabe 
pflicht als Erbſchaftsgegenſtand, als zur Erbſchaft gehörig behandelt. Das mit Mitteln der 
Erbſchaft erworbene Eigentum, F e e Recht an fremder Sache uſw. ſteht ſonach 
nicht dem Erbſchaftsbeſitzer, ſondern unmittelbar dem wahren Erben zu; es bedarf 
keiner Übertragung oder Abtretung von feiten des Erbſchaftsbeſitzers. Iſt diefer als Be⸗ 
rech tigter im Grundbuche eingetragen worden, fo geht der Herausgabeanſpruch auf Be⸗ 
17 des Grundbuchs. Hat der Erbſchaftsbeſitzer das mit Mitteln der Erbſchaft 
Erlangte wiederum rechtsgeſchäftlich veräußert gegen anderes, ſo tritt dieſes in der gleichen 
Weiſe an die Stelle des erſteren, ſo daß ſich die Surrogation mehrmals wiederholen kann, 
3. B. wenn ein Erbſchaftsgrundſtück verkauft und der Erlös in einer Hypothek angelegt worden 
iſt. Erfolgt der Erwerb teils mit Mitteln der Erbſchaft, teils mit eigenen Mitteln des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers, fo tritt Miteigentum ein. Ausgeſchloſſen iſt die dingliche Surrogation 
bei dem Erwerbe höchſtperſönlicher Rechte (Nießbrauch, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit) 
oder ſolcher Rechte, die Beſtandteile eines dem Erbſchaftsbeſitzer gehörigen Grundſtücks werden 
(Grunddienſtbarkeiten, $ 96); vgl. $ 2021 A 1. Dagegen gilt, wenn durch Verbindung 
oder Vermiſchung beweglicher Sachen Miteigentum entſteht, dieſes als aus der Erbſchaft 
erlangt und unterliegt deshalb dem Herausgabeanſpruche. Die Surrogationswirkungen 
treten aber nur ein, wenn die Verfügung des Erbſchaftsbeſitzers über die Erbſchaftsmittel 
dem Erben gegenüber wirkſam geworden iſt. Das iſt der Fall, wenn der Dritte, an den 
die Erbſchaftsgegenſtände veräußert find, fie rechtswirkſam erworben hat, alſo bei beweg⸗ 
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lichen Sachen durch gutgläubigen Erwerb mittels Übergabe (88 929 ff.; vgl. aber § 2018 
A 4), bei Rechten an Grundſtücken auf Grund des Grundbuchs ($ 982), im übrigen, nament⸗ 
lich bei Forderungsübertragungen und Leiſtungen auf Forderungen durch den Schuldner, 
wenn der Erbſchaftsbeſitzer durch Erbſchein legitimiert war (58 2366, 2367). „Die Ver⸗ 
fügung wird auch wirkſam, wenn der Erbe fie genehmigt ($ 185); die Genehmigung kann 
ſchon in der Erhebung des Erbſchaftsanſpruchs auf Herausgabe des Gegenſtandes gefunden 
werden. Liegt keiner dieſer Fälle vor, ſo kann der Erbe den Anſpruch auf Herausgabe des 
vom Erbſchaftsbeſitzer weggegebenen Erbſchaftsgegenſtandes gegen den Dritten mit den 
gewöhnlichen Singularklagen geltend machen. 


2. Mit Mitteln der Erbſchaft durch Rechtsgeſchäft erworben iſt dasjenige, was als 
Gegenleiſtung gegen die Hingabe eines Erbſchaftsgegenſtandes von dem Erbſchaftsbeſitzer 
erlangt it. Es genügt daher nicht (wie in $$ 1370, 2041, 2374), daß das den Erwerb ver⸗ 
mittelnde Rechtsgeſchäft ſich auf die Erbſchaft bezieht; es muß vielmehr eine Auf⸗ 
opferung von Erbſchaftsgegenſtänden dabei erfolgt fein; vgl. für andere Fälle von Sonder⸗ 
vermögen RG 72, 166; 87, 439. Deshalb erſtreckt ſich der Erbſchaftsanſpruch nicht auf 
Gegenſtände, die der Erbſchaftsbeſitzer für die Erbſchaft, z. B. um als Zubehör eines 
Erbſchaftsgrundſtücks zu dienen, aber mit eigenen Mitteln erworben hat. Dagegen iſt es 
unerheblich, ob er die Gegenſtände für ſich perſönlich hat erwerben wollen, etwa um 
ſie dem wahren Erben oder den Nachlaßgläubigern zu entziehen; ſeine Willensrichtung iſt 
nicht, wie in $$ 1381, 1646, entſcheidend. — Wegen der Nutzungen vgl. 82020 A 1. — 
Mit Mitteln der Erbſchaft iſt auch erlangt, was ein Nachlaßſchuldner zur Tilgung 
ſeiner Schuld an den Erbſchaftsbeſitzer gezahlt hat; ferner die Forderungen, die durch 
Ausleihen von Erbſchaftskapital entſtanden find (Gruchot 51, 919); ebenſo Forderungen 
aus Verſicherungsverträgen, für welche die Prämien aus Erbſchaftsmitteln bezahlt 
ſind; auch ein Rückforderungsanſpruch wegen einer aus Mitteln der Erbſchaft bezahlten 
Nichtſchuld ($$ 812, 813, 814). — Soweit dingliche Surrogation ſtattfindet, hat der Erbe 
im Konkurſe des Erbſchaftsbeſitzers ein Ausſonderungsrecht (KO 843). — Was ohne 
Vermittlung eines Rechtsgeſchäfts auf Grund eines zur Erbſchaft gehörigen Rechtes 
erworben wird, fällt (ohne daß es einer ausdrücklichen Vorſchrift bedurfte) kraft Geſetzes 
dem wahren Erben zu, ſo die Hälfte des auf einem Erbſchaftsgrundſſück gefundenen 
Schatzes (5 984) und eine zur Eigentümergrundſchuld gewordene Hypothek (§ 1163); hat der 
Erbſchaftsbeſitzer es „erlangt“, ſo ſteht dem Erben der Erbſchaftsanſpruch auf Herausgabe 
zu. Auch die Anſprüche wegen Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines 
Erbſchaftsgegenſtandes gehören zur Erbſchaft und es findet deshalb, wenn die Entſchädi⸗ 
gungsſumme rechtswirkſam an den Erbſchaftsbeſitzer bezahlt iſt, der Herausgabeanſpruch 
des Erben auf Grund dinglicher Surrogation ſtatt. Einer ausdrücklichen Beſtimmung 
wie in 88 1370, 2041, 2111, 2374 bedurfte es dazu nicht. 


3. Eutſprechend 89 720, 1473 Abſ 2, 1524 Abſ 2, 2111 Abs 1 Satz 2. — Die Vorſchrift 
bezweckt den Schutz des gutgläubigen Schuldners einer von dem Erbſchaftsbeſitzer mit Mitteln 
der Erbſchaft in eigenem Namen begründeten Forderung gegenüber der in Ubj 1 beſtimmten 
dinglichen Surrogation, derzufolge die Forderung zur Erbſchaft gehört. Solange der Schuld ⸗ 
ner davon keine Kenntnis hat, daß die Forderung mit Mitteln der Erbſchaft begründet iſt 
und daß der Erbſchaftsbeſitzer nicht der wahre Erbe, kann er jenen als Gläubiger aufehen. 
Zugleich ift aber damit ausgeiprochen, daß der Schuldner, Sobald er die bezeichnete Kenntnis 
erlangt, nunmehr die Zugehbrigkeit der Forderung zur Erbſchaft auch gegen ſich gelten laſſen, 
alſo den wahren Erben als ſeinen Gläubiger behandeln muß, gleich als hätte der Erbſchafts⸗ 
beſitzer dieſem die Forderung abgetreten. Dieſe Rechtslage tritt mit der Kenntnis des 
Schuldners ein, nicht etwa erſt mit der Geltendmachung des Erbſchaftsanſpruchs durch den 
Erben. — Ohne weiteres folgt aus der Beſtimmung, daß der Schuldner dem Erben alle 
Einwendungen entgegenſetzen kann, die gegenüber dem Erbſchaftsbeſitzer zur Zeit, als der 
Schuldner Kenntnis erhielt, entſtanden waren, wenn auch nur dem Rechtsgrunde nach (8 404 
A 2). Im übrigen find zum Schutze des Schuldners die 88 406—408 für entſprechend 
anwendbar erklärt. Die entſprechende Anwendung bedeutet, daß der Schuldner eine ihm 
gegen den Erbſchaftsbeſitzer zuſtehende Forderung auch gegenüber dem Erben aufrechnen 
kann, ſofern er nicht von der Zugehörigkeit zur Erbſchaft beim Erwerbe der Forderung Kennt⸗ 
nis hatte oder die Forderung erſt nach Erlangung der Kenntnis und ſpäter als die Erbſchafts⸗ 
forderung fällig geworden ift ($ 406 U 1); ferner daß der Erbe Leiſtungen an und Rechts · 
geſchäfte mit dem Erbſchaftsbeſitzer in Anſehung der Forderung gegen ſich gelten laſſen muß, 
ſofern nicht der Schuldner dabei die Kenntnis gehabt hat (5 407); endlich, daß Gleiches auch 
für Leiſtungen und Rechtsgeſchäfte des Schuldners mit einem Zeſſionar des Erbſchafts⸗ 
beſitzers gilt ($ 408). Dagegen findet die beſondere Vorſchrift des 5 405 keine Anwendung; 
der Schuldner kann alſo auch gegenüber einer von ihm ausgeſtellten Urkunde den Einwand 
des Scheingeſchäfts gegen den Anſpruch des Erben erheben. 
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8 2020 


Der Erbſchaftsbeſitzer hat dem Erben die gezogenen Nutzungen heraus⸗ 
zugeben!); die Verpflichtung zur Herausgabe erſtreckt ſich auch auf Früchte, 
an denen er das Eigentum erworben hat'). 

E I 2081 Nr 4 II 1894; M 5 585, 586; P 5 710, 714, 715. 


1. Begriff der Nutzungen § 100. — Nach 88 987—993 würde der Erbſchaftsbeſitzer 
die aus zur Erbſchaft gehörigen körperlichen Sachen gezogenen Nutzungen nur in dem 
dort beſtimmten beſchränkten Umfange herauszugeben haben, während er Nutzungen von 
zur Erbſchaft gehörigen Rechten unbeſchränkt nach den Vorſchriften über Bereicherung 
herausgeben müßte ($ 987 A 1). Dieſen Unterſchied will $ 2020 für den Erbſchaftsanſpruch 
beſeitigen, indem er auch für die Nutzungen körperlicher Sachen die Herausgabepflicht als 
Regel einführt (M 5, 585). Der Herausgabeanſpruch iſt, ſoweit die Nutzungen noch in Natur 
vorhanden und nicht mit der Trennung Eigentum des Erbſchaftsbeſitzers geworden ſind 
(A 2), ein dinglicher, da die Nutzungen inſoweit zur Erbſchaft gehören und alſo aus der 
Erbſchaft erlangt find (8 2018). Gleiches muß gelten, wenn die Nutzungen von Erb⸗ 
ca ile ed durch Vermittlung von Rechtsgeſchäften, alſo mit Mitteln der Erb⸗ 
ſchaft erlangt find (§ 2019), z. B. durch Vermietung oder Verpachtung von Nachlaßgrund⸗ 
ſtücken. So Leonhard Erl II; a. M. Planck in der 1. u. 2. ſowie wiederum (Flad) in der 
4. Aufl. Erl 2a—e (wo wohl ohne zureichenden Grund angenommen iſt, daß die „bürger⸗ 
lichen Früchte“ unter allen Umſtänden durch den Übertragungsakt Eigentum des Erbſchafts⸗ 
beſitzers werden) und die 2. Aufl. dieſes Kommentars. Freilich ergibt ſich aus Halbſatz 2, daß 
der Eigentumserwerb des gutgläubigen Beſitzers an den Früchten nach $ 955 auch für den 
Erbſchaftsbeſitzer nicht ausgeſchloſſen fein full; aber das dürfte kein Grund fein, auch im übrigen 
die dingliche Surrogation der §§ 2018, 2019 auf die Herausgabe der Nutzungen für nicht 
anwendbar zu erklären. Handelt es ſich um nicht herausgabefähige Nutzungen, z. B. 
bloße tatſächliche Vorteile, die der Erbſchaftsbeſitzer aus dem Beſitze gehabt hat (8 100 A 3), 
oder ſind die Nutzungen nicht mehr in Natur vorhanden, ſo tritt der Bereicherungsanſpruch 
des § 2021 ein. So auch Strohal bei Planck, 3. Aufl., Erl 22 —0. — Steigerung der Her⸗ 
ausgabepflicht im Falle der Rechtshängigkeit und des böſen Glaubens §§ 2023, 2024. 

2. Begriff der Früchte § 99. — Auch auf ſolche Früchte erſtreckt ſich die Herausgabe ⸗ 
pflicht, an denen der Erbſchaftsbeſitzer mit der Trennung Eigentum erworben hat. Das 
iſt der Fall bei Erzeugniſſen und ſonſtigen zu den Früchten der Sache gehörigen Beſtand⸗ 
teilen, wenn der Erbſchaftsbeſitzer bei Erwerb des Erbſchaftsbeſitzes in gutem Glauben, 
Erbe zu fein, geweſen iſt und nicht vor der Trennung von dem Mangel feines Rechtes er 
fahren hat (§ 955 Abi 1). Der Unterſchied von dem Falle des Halbſatzes 1 beſteht darin, 
daß hier nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Herausgabe in Betracht kommen kann. 
Doch hat auch hier die Herausgabe, ſoweit die Früchte noch vorhanden ſind, in Natur, 
und zwar durch Eigentumsübertragung an den Erben, zu erfolgen; andernfalls tritt 
§ 2021 ein. Bei bösgläubigem Erwerb des Erbſchaftsbeſitzers tritt dinglicher Erwerb der 
Früchte für den Erben ein. 


8 2021 


Soweit der Erbſchaftsbeſitzer zur Herausgabe außerſtande iſt!), be⸗ 
ſtimmt ſich ſeine Verpflichtung nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung). 

E I 2088 II 1895; M 5 587, 588; P 5 696 ff, 710, 716. 


1. Die einzelnen Nachlaßgegenſtände ſowie die an deren Stelle getretenen Surrogate 
(5 2019 A 1), die noch vorhandenen Nutzungen ($ 2020), überhaupt die geſamte Erbſchaft 
iſt dem Erben grundſätzlich in Natur herauszugeben. Wegen der Früchte vgl. § 2020 A 2. 
Nur ſoweit der Erbſchaftsbeſitzer zur Herausgabe außerſtande und auch ein Surrogat, das 
herausgegeben werden kann, nicht an die Stelle getreten ift, greift der Bereicherungs⸗ 
anſpruch Platz. Die Unmöglichkeit der Herausgabe kann ihren Grund darin haben, daß die 
Nachlaßgegenſtände oder ihre Surrogate untergegangen oder verbraucht oder daß ſie dem 
Erbſchafisbeſitzer höchſtperſönlich erworben find (Leibrenten uſw. $ 2019 A 1) oder daß 
ein Recht für ein Gruͤndſtück des Erbſchaftsbeſitzers (Grunddienſtbarkeit, $ 96) erworben 
iſt. Aber auch darin, daß die Erbſchaft Nutzungen abgeworfen hat, die nur in Gebrauchs. 
vorteilen (Bewohnen des Nachlaßgrundſtücks) beſtanden (8 2020 A 1). Die Bereicherung be- 
ſteht dann in der Erſparnis der ſonſt erforderlich geweſenen Aufwendungen. Gemäß $ 951 
kann die Herausgabe auch nicht verlangt werden, wenn das Erlangte weſentlicher Beſtand⸗ 
teil (§ 98) eines dem Erbſchaftsbeſitzer gehörigen Grundſtücks geworden iſt, z. B. eine dem 
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Grundſtücke feft eingefügte Sache ($ 94); ebenſo wenn eine bewegliche Erbſchaftsſache 
mit einer beweglichen Sache des Erbſchaftsbeſitzers dergeſtalt verbunden iſt, daß dieſe als 
die Hauptſache erſcheint (8 947 Abſ 2). Entſteht dagegen durch Verbindung oder Ver ⸗ 
miſchung Miteigentum (88 947 Abs 1, 948), ſo iſt dieſes herauszugeben (vgl. 8 2019 A J). 

2. Der Bereicherungsanſpruch beſtimmt ſich nach SS 818ff. Er geht alſo auf Erſatz 
des Wertes des Erlangten in Geld (8 818 Abſ 2); er fällt fort, wenn der Erbſchaftsbeſitzer 
nicht mehr bereichert iſt (5 818 Abſ 3), alſo auch wenn er das Erlangte unentgeltlich weg⸗ 
gegeben hat; in dieſem Falle geht aber der Bereicherungsanſpruch gegen den Dritten, dem 
die Zuwendung gemacht ift ($ 822). — Für die Frage, ob eine Bereicherung vorliegt, 
kommt die durch die Erbſchaft als Ganzes dem Vermögen des Erbſchaftsbeſitzers zuge⸗ 
floſſene und noch vorhandene Vermögensvermehrung unter Abzug der ihm dadurch ent- 
ſtandenen Vermögensverminderungen in Betracht. Auf die Erbſchaft gemachte Verwen⸗ 
dungen find auf die Bereicherung anzurechnen (8 2022 „A 2). — Die Frage, ob er auch 
Ausgaben, die er nur mit Rückſicht auf den vermeintlichen Erbſchaftsanfall aus ſeinem 
Vermögen gemacht hat, z. B. Koſten einer Vergnügungsreiſe, in Abzug bringen kann, 
dürfte zu bejahen fein; dafür auf Grund der Prot 5, 717 Planck Erl 5b; auch in RG 83, 163 
find die Ausgaben für „beſſere Lebenshaltung“ als Wegfall der Bereicherung bezeichnet; 
a. M. Kipp g 68 III. Verzinſungspflicht nach 8 291 von der Rechtshängigkeit ab. Erwei⸗ 
terte Haftung bei nach Rechtshängigkeit eingetretener Unmöglichkeit der Herausgabe 
$ 2023, bei Bösgläubigkeit und Verzug $ 2024. 


8 2022 


Der Erbſchaftsbeſitzer ift zur Herausgabe der zur Erbſchaft gehörenden 
Sachen!) nur gegen Erſatzs) aller Verwendungen) verpflichtet, ſoweit nicht 
die Verwendungen durch Anrechnung auf die nach § 2021 herauszugebende 
Bereicherung gedeckt werden?). Die für den Eigentumsanſpruch geltenden 
Vorſchriften der SS 1000 bis 1003 finden Anwendung). 

Zu den Verwendungen gehören auch die Aufwendungen, die der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer zur Beſtreitung von Laſten der Erbſchaft oder zur Berichtigung 
von Nachlaßverbindlichkeiten machts). 

Soweit der Erbe für Aufwendungen, die nicht auf einzelne Sachen ge⸗ 
macht worden ſind, insbeſondere für die im Abſ2 bezeichneten Aufwendungen, 
nach den allgemeinen Vorſchriften in weiterem Umfang Erſatz zu leiſten hat, 
bleibt der Anſpruch des Erbſchaftsbeſitzers unberührte) e). 


E I 2084 II 1896; M 5 589, 590; P 5 716—718. 


1. $ 2022 betrifft den dinglichen Herausgabe anſpruch, der ſich auf die noch in 
Natur vorhandenen körperlichen Erbſchaftsſachen (§ 2018 A 2), desgleichen Surrogate 
($ 2019 A 1, 2) und herausgabefähige Nutzungen, ſoweit dieſe nicht als Früchte Eigen ⸗ 
tum des Erbſchaftsbeſitzers geworden find ($ 2020 A 1), erſtreckt; doch wird ſinngemäß das 
gleiche für den allerdings nur ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Herausgabe der Eigentum des 
Erbſchaftsbeſitzers gewordenen Früchte ($ 2020 A 2) zu gelten haben, obwohl es an einer 
ausdrücklichen Beſtimmung für fie hier (anders $ 2023 Abſ 2) fehlt; a. M. Planck Erl 1a v. 
Soweit dagegen nur ein Erſatzanſpruch auf Bereicherung beſteht, ergibt ſich ſchon aus 
$ 2021 (A 2), daß die Verwendungen als Minderung der Bereicherung abgezogen werden 
können. — Auf den Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs bei erlangter grund: 
bücherlicher Rechtspoſition (§ 2018 A 3) ſpird die Vorſchrift eutſprechende Anwendung zu 
finden haben; demnach der Erbſchaftsbeſitzer berechtigt ſein, die Zuſtimmung zur Umſchrei⸗ 
bung, z. B. einer auf feinen Namen eingetragenen Hypothek, bis zur Erſtattung aller Ver: 
wendungen (A 3) zu verweigern (ſo Strohal II, 400 und bei Plauck Erl 8). 

2. Alle Verwendungen find zu erſetzen, alſo nicht nur wie dem Beſitzer einzelner Sachen 
(85 Haff. die notwendigen und werterhöhenden und ohne Beſchränkung hinſichtlich der 
Erhaltungskoſten und der Laſten, da dem Erbſchaftsbeſitzer ja für keinen Zeitraum die Nutzungen 
verbleiben ($ 2021). Es kommen aber nur die bis zur Rechtshängigkeit des Erbſchafts⸗ 
auſpruchs und vor der Kenntnis des Erbſchaftsbeſitzers, daß er nicht Erbe ſei, gemachten 
Verwendungen in Betracht; für die nachher gemachten greifen $$ 2023 Abſ 2, 2024 Platz. 
Iſt eine auf Erbſchaftsſachen gemachte Verwendung bereits als Minderung der Be⸗ 
reicherung in Anſatz gebracht ($ 2021 A 2), fo kann fie nicht mehr zur Verweigerung der 
Herausgabe geltend gemacht werden. — Abtrennungsrecht nach § 997. — Einſchränkungen 
92024 ( 25 Rechtshängigkeit § 2023 Abf 2 (A 4), im Falle der Bösgläubigkeit 
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3. Die Herausgabepflicht beſteht nur gegen Erſatz aller Verwendungen. Der Erbſchafts⸗ 
beſitzer kann daher die Herausgabe der von dem Erben beanſpruchten Erbſchaftsſachen ver⸗ 
weigern, bis er wegen aller auf die Erbſchaft gemachten Verwendungen, auch der auf 
andere Erbſchaftsſachen und der für die Erbſchaft im allgemeinen (Abſ 2) gemachten, be 
friedigt iſt (NG Warn 1913 Nr 233). — Die in Abs 1 Satz 2 vorgeſchriebene Anwendung 
der SS 10001003 kann nur eine entſprechende fein. Das Verweigerungsrecht (Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht) beſteht danach nicht, wenn der Erbſchaftsbeſitzer den Erbſchaftsbeſitz 
durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung (89 823ff.) erlangt hat 
(5 1000 Satz 2); der bösgläubige Erwerb wird ſich in aller Regel ohne weiteres als eine ſolche 
vorfätzliche Verletzung des Erbrechts des Erben — das kein bloßes Forderungsrecht iſt, $ 823 
Abſ 1 [A 9] —9 darſtellen. Der Erbſchaftsbeſitzer hat im übrigen über das Zurückbehaltungs⸗ 
recht hinaus einen im Wege der Klage verfolgbaren Erſatzanſpruch, der jedoch davon abhängig 
iſt, daß der Erbe die „Sache“ wiedererlangt (ſei es durch Herausgabe von den Erbſchafts⸗ 
beſitzer oder auf andere Weiſe) oder die Verwendungen genehmigt (§ 1001). Als Sache wird 
hier diejenige Sache in Betracht kommen, auf welche die Verwendungen gemacht find; dem 
Zurückerlangen der Sache wird das Erlangen eines Surrogats ($ 2019) oder Herausgabe 
erſatzes (8 2021) gleichſtehen. Handelt es ſich um Verwendungen auf die Erbſchaft im all⸗ 
gemeinen (8 2022 Abſ 2, vgl. A , fo wird der Anſpruch nur geltend gemacht werden können, 
wenn die Erbſchaft als Ganzes, ſoweit noch vorhanden, herausgegeben und für das nicht 
mehr Vorhandene der Herausgabeerſatz geleiſtet iſt. Die Klage ift an eine kurze Erlöſchungs⸗ 
friſt gebunden (§ 1002). Hinſichtlich des Laufes und der Berechnung der Friſt wird 
die entſprechende Anwendung des § 1002 dahin führen, daß bei Verwendungen auf 
einzelne Erbſchaftsſachen die Friſt mit der Herausgabe dieſer Sachen beginnt und einen 
Monat oder, wenn die Sache ein Grundſtück iſt, ſechs Monate beträgt; während, wenn Ber- 
wendungen auf die Erbſchaft als Ganzes (Abſ 2) in Frage ſtehen, die Friſt erſt mit der 
Herausgabe ſämtlicher in den Beſitz des Erbſchaftsbeſitzers gelangter Sachen beginnt und 
einen Monat, ſofern aber Grundſtücke darin enthalten ſind, ſechs Monate beträgt (abweichend 
für den letzteren Fall Planck Erl 2 Abſ 2). 

4. Entſprechend § 995 Satz 1. Zu den öffentlichen oder privatrechtlichen Laſten der 
Erbſchaft gehört auch die vom Erbſchaftsbeſitzer gezahlte Erbſchaftsſteuer, die übrigens 
auch eine Nachlaßverbindlichkeit darſtellt. Soweit der wirkliche Erbe zu einem geringeren 
Satze ſteuerpflichtig iſt, hat der Erbſchaftsbeſitzer ihm ſeinen Rückforderungsanſpruch an den 
Fiskus abzutreten. Bezüglich der berichtigten Nachlaßverbindlichteiten (8 1967) iſt der 
gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer unbeſchränkt erſatzberechtigt, auch wenn er ſich dabei nicht im 
Rahmen der durch $$ 1978—1980, 1991 dem Erben auferlegten Verantwortlichkeit gehalten hat. 

5. In Frage kommt namentlich der Bereicherungsanſpruch (88 812ff.); für Anſprüche 
aus Geſchäftsführung ohne Auftrag iſt kein Raum ($ 687). 

6. Beweislaſt. Der Erbſchaftsbeſitzer hat die nach Abf 1, 2 auf einzelne Nachlaßſachen 
oder auf den ganzen Nachlaß gemachten Verwendungen zu beweiſen, insbeſondere auch, 
daß die berichtigten Nachlaßverbindlichkeiten wirklich als ſolche beſtanden haben; vgl. aber A 4. 
Der Erbe hat zu beweiſen, daß der Erbſchaftsbeſitzer hierfür ſchon durch Anrechnung auf 
die nach $ 2021 herauszugebende Bereicherung gedeckt iſt. Zu Abf 3 hat der Erbſchaftsbeſitzer, 
Weißen weiteren Umfang Erſatz fordert, die beſonderen dies rechtfertigenden Tatbeſtände zu be⸗ 
weiſen. 


8 2028 


Hat der Erbſchaftsbeſitzer zur Erbſchaft gehörende Sachen herauszu⸗ 
geben!), ſo beſtimmt ſich von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an der An⸗ 
ſpruch des Erben auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung, Unterganges 
oder einer aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Heraus- 
gabe nach den Vorſchriften, die für das Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer 
und dem Beſitzer von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigentums 
anſpruchs an gelten?). 

Das gleiche gilt von dem Anſpruche des Erben auf Herausgabe oder 
Vergütung von Nutzungen?) und von dem Anſpruche des Erbſchaftsbeſitzers 
auf Erſatz von Verwendungen“). 

E I 2085 II 1897; M 5 591; ® 5 718, 719. 

1. Erweiterung des Herausgabeanſpruchs durch Rechtshängigkeit. § 2028 Abj 1 be⸗ 
trifft den dinglichen Herausgabeanſpruch wegen der zur Erbſchaft gehörigen Sachen 
(89 2018, 20100 einſchließlich der Surrogate; wegen der Nutzungen iſt gleiches beſtimmt 
in Abf 2, das ſonach auch gilt, wenn fie nur ſchuldrechtlich herauszugeben oder zu vergüten 
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ſind (§ 2020 A 1). Daneben beſteht der Bereicherungsauſpruch des Erben aus 9 2921. 

Inwieweit dieſer Anſpruch durch die Rechtshängigkeit beeinflußt wird, beſtimmt ſich nach 
818 Abſ 4; es gelten alfo die allgemeinen Vorſchriften über Schr Toverhältnifje (Verzinſungs⸗ 

pflicht bei Geldſchulden nach § 291, keine Beſchränkung durch Wegfall der Bereicherung). 

2. Rechtshängigkeit 3PO SS 263, 281. Die entſprechende Anwendung der für den 
Eigentumsanſpruch geltenden Vorſchriften SS (989— 993) bedeutet nach $ 989, daß der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer für den Schaden verautwortlich iſt, der durch Verſchlechterung, Untergang oder 
Unmöglichkeit der Herausgabe von Erbſchaftsſachen dem Erben entfteht, wenn dieſe Umſtände 
nach der Rechtshängigkeit des Erbſchaftsanſpruchs infolge Verſchuldens ($ 276) des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers eintreten. Er haftet danach nicht ohne weiteres für den durch den Verzug 
entſtehenden Schaden (vgl. $ 989 A 1); anders im Falle der 8$ 2024 (vgl. A 4 dazu) und 2025 
an A 4 dazu). Der Inhalt des Schadeuserſatzanſpruchs ſelbſt ergibt ſich aus §8 249260. 
Ahnliche verweiſende Beſtimmungen in 88 292, 347. 

3. Deingemäß hat von der Rechtshängigkeit ab der Erbſchaftsbeſitzer nicht nur die ger 
zogenen Nutzungen ($ 2020 A 1) herauszugeben, ſondern auch Erſatz zu leiſten für die⸗ 
jenigen Nutzungen, die zu ziehen er ſchuldhaft verſäumt hat (8 987 Abſ 2). Auch ſofern 
der Erbſchaftsbeſitzer vorher gezogene Nutzungen noch herauszugeben oder zu vergüten 
hat, haftet er nach Eintritt der Rechtshängigkeit auf Schadenserſatz wie für urſprüngliche 
Erbſchaftsſachen (A 2). 

4. Der Anſpruch auf Erſatz der Verwendungen (88 9941003) beſchränkt ſich von der 
Rechtshängigkeit ab auf notwendige Verwendungen im Rahmen der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag (§ 994 Abſ 2). Soweit fie in der Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten beſtehen, 
iſt der Erſatzanſpruch davon abhängig, daß ſich der Erbſchaftsbeſitzer dabei an die Vorſchriften 
der 98 1978—1980, 1991 gehalten hat. Das Abtrennungsrecht gemäß § 997 kann er im 
übrigen nur noch für die vor der Rechtshängigkeit verbundenen Sachen geltend machen 
(8.997 Abſ 2); den Anſpruch aus $ 998 nur für die vorher zur Fruchterzielung aufgewendeten 
Koſten; auch Erſatz von Verwendungen eines Vorbeſitzers, insbeſondere im Falle des 
$ 2030, nur ſoweit dieſe vor der Rechtshängigkeit erfolgt find (88 999, 994 Abſ 2). 


8 2024 


Iſt der Erbſchaftsbeſitzer bei dem Beginne des Erbſchaftsbeſitzes!) nicht 
in gutem Glauben, ſo haftet er ſo, wie wenn der Anſpruch des Erben zu dieſer 
Zeit rechtshängig geworden wäre:). Erfährt der Erbſchaftsbeſitzer ſpäter, 
daß er nicht Erbe iſt, ſo haftet er in gleicher Weiſe von der Erlangung der 
Kenntnis an?). Eine weitergehende Haftung wegen Verzugs bleibt un⸗ 
berührt“) ö). 

E I 2085, 2086 II 1898; M 5 591, 592; P 5 718, 719. 


1. Beginn des Erbſchaftsbeſitzes mit dem Zeitpunkte, wo der Beſitzer mit Erbenwillen 
etwas aus der Erbſchaft erlangt hat, § 2018 A 8. 

2. Haftung des bösgläubigen Erbſchaftsbeſitzers. Die Vorſchriften betreffen ſowohl 
den dinglichen und ſchuldrechtlichen Herausgabeguſpruch (§8 2018 A 3, 4; 2019 A 1; 
2020 A 1), wie den Bereicherungsanſpruch ($ 2021 A 2). Für den erſten kommen ſonach 
gemäß § 2023 (vgl. A 1, 2 dazu) die Vorſchriften der $$ 989 ff. bereits von den in $ 2024 Satz 1 
und 2 als maßgebend bezeichneten Zeitpunkten ab zur Anwendung; für den Bereicherungs⸗ 
anſpruch (vgl. $ 2023 A 2) von den gleichen Zeitpunkten ab der $ 818 Ab 4, alſo Haftung 
nach allgemeinen Vorſchriften, d. h. ohne Beſchränkung durch den Wegfall der Bereicherung 
ſowie gemäß § 291 Verzinſung auch ohne Verzug. Nicht in gutem Glauben iſt der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer, wenn er weiß oder aber infolge grober Fahrläſſigkeit nicht weiß, daß er 
nicht Erbe iſt ($ 932 Abſ 2). Poſitive Kenntnis des Rechtsmangels wird alſo hier (anders im 
Falle von Satz 2, vgl. A 3) nicht gefordert (RG 56, 317). Das gilt ſowohl für den Heraus⸗ 
gabeanſpruch (88 2018, 2019, 2020) wie für den Vereicherungsanſpruch (§ 2021), 
während nach § 819 Abf 1 für letzteren ſonſt poſitive Kenntnis des Rechtsmangels auch beim 
Empfange der Bereicherung für die verſtärkte Haftung erfordert wird. — Hinſichtlich des 
Inhalts der Haftung iſt auf die Vorſchriften über die Rechtshängigkeit verwieſen; er 
beftimmt ſich alfo für den Herausgabeanſpruch nach § 2023 (A 2), für den Vereicherungs⸗ 
anſpruch nach § 818 Abſ 4 (vgl. § 2023 A 1). 

3. Zur ſpäter erlangten Kenntnis genügt nicht der bloße Mangel des guten Glaubens, 
der Zweifel am eigenen Erbrecht. Das Geſetz verlangt vielmehr (übereinſtimmend mit 88 819, 
987, 955, 957, 990) „Erfahren“, alſo die poſitive Kenntnis des Erbſchaftsbeſitzers davon, daß 
ihm kein Erbrecht zuſteht (8 1944 A 2; RG 56, 317). 

4. Die Rechtslage des gutgläubigen Erbſchaftsbeſitzers wird dadurch, daß er in Verzug 
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gerät ($$ 284, 285), für ſich allein nicht verſchlechtert; vgl. 8 2028 A 2. Auch beim Eigentums⸗ 
anſpruch kommt eine Steigerung der Haftung durch Verzug nur gegenüber dem unredlichen 
Beſitzer in Frage (8 990 A 4). Sie beſteht nach §§ 286, 287 in der Haftung für Schadens: 
erſatz auch ohne weiteres Verſchulden und unter Umſtänden für die durch Zufall eintretende 
Unmöglichkeit der Leiſtung. 

5. Beweislaſt. Der Erbe 117 das Nichtvorhandenſein des guten Glaubens zur Zeit des 
Beſitzbeginns oder die ſpätere Kenntniserlangung und deren Zeitpunkt, ebenſo die Verzugs⸗ 
tatſachen nachzuweiſen. 

§ 2025 


Hat der Erbſchaftsbeſitzer einen Erbſchaftsgegenſtand!) durch eine ſtraf⸗ 
bare Handlung?) oder eine zur Erbſchaft gehörende Sache durch verbotene 
Eigenmacht erlangte), jo haftet er nach den Vorſchriften über den Schadens⸗ 
erſatz wegen unerlaubter Handlungen‘). Ein gutgläubiger Erbſchaftsbeſitzer 
haftet jedoch wegen verbotener Eigenmacht nach dieſen Vorſchriften nur, wenn 


der Erbe den Beſitz der Sache bereits tatſächlich ergriffen hatte“). 

E I 2086 II 1899; M 5 591, 592; P 5 720—723. 

1. Erbſchaftsgegenſtand ſind ſowohl die urſprünglich zur Erbſchaft gehörigen Sachen 
und Rechte (8 2018) wie die Surrogate ($ 2019) und die herauszugebenden Nutzungen 
(8 2020). Daß auch die Surrogate darunter fallen ſollen, ergibt ſich daraus, daß dieſe 
nach § 2019 Abſ 2 zur Erbſchaft gehören und daß nach der Abſicht der zweiten Kom⸗ 
miſſion (Prot 5, 720) namentlich auch der Fall der Einziehung einer Nachlaßforderung 
ins Auge gefaßt war. Dagegen trifft § 2025 nicht den Fall, daß nicht ein Erbſchaftsgegen⸗ 
a ſondern & 15 dn 7 au 90095 der N Hl fort Vorteil erlangt iſt, z. B. Nicht⸗ 
zahlung einer uld infolge Aufrechnung einer Nachlaßforderun 2018 9 ich 
16 90060 NEE) ($ 2020 1 N). 2 ET 
2. Strafbare Handlungen, eine Unterart der unerlaubten Handlungen 823 ff.), 
ſind ſolche, die mit öffentlicher Strafe bedroht ſind, ſei es, daß Vorſatz 1 15 
bei Falſcheid oder Abgabe falſcher eidesſtattlicher Verſicherungen, SGB § 168) nur Fahr- 
läſſigkeit zum geſetzlichen Tatbeſtande erfordert wird. In Betracht kommen wird nament- 
lich die Aneignung von Erbſchaftsſachen in rechtswidriger Abſicht (Diebſtahl, Unterſchlagung, 
$$ 242, 246), für die erforderlich iſt, daß der Täter weiß, daß er nicht Erbe ilt; ferner 
Betrug, Urkundenfälſchung (89 263, 267), die zur Erlangung von Erbſchaftsgegenſtänden, 
ſei es 1 dem Erben ſelbſt oder gegenüber dem Nachlaßgerichte, einem Nachlaßpfleger 
oder eſtamentspollſtrecker, begangen fein können oder auch (etiva durch Vorlegung eines 
gefälſchten Erbſcheins) fte enüber einem Nachlaßſchuldner; bei dieſen Delikten iſt es denk⸗ 
bar, daß der Tater Hinfı tlich ſeines Erbrechts in gutem Glauben war und die ſtrafbaren 
Sega e zur Erleichterung des Nachweiſes dieſes vermeintlichen Erbrechts 

3. Verbotene Eigenmacht ($ 858), Eingriff in den Beſitz, ſei es des Erben oder eines 
funden (Sache und mur oder 5e n nur a körperlichen 4240 

nur gegen den unmittelbaren Beſitzer (RG 15. 3. 
. 8 0 Satz 2 (A 5). BES eee 

Die ung iſt geſteigert durch Beſtimmung einer Schadenserſatzpflicht nach d 
Vorſchriften über unerlaubte Handlungen (88 828ff.). Sie geht an 111 . 
des früheren Zuſtandes (88 828, 249). Der Erbſchaftsbeſitzer iſt auch für zufälligen 
Untergang oder ſonſtige zufällige Unmöglichkeit der Herausgabe, ohne Rücksicht auf Be⸗ 
reicherung (F 2021), verantwortlich (8 848), zur Zinszahlung für geſchuldeten Werterſatz 
verpflichtet (§ 849) und kann nicht Erſatz aller Verwendungen ($ 2022), ſondern nur der 
notwendigen und nützlichen beanſpruchen (88 850, 994— 996), auch wenn er hinſichtlich 
ſeines Erbrechts in gutem Glauben war (vgl. A 2). Der Schadenserſatzanſpruch unterliegt 
der dreijährigen Verjährung (§ 852). Der Herausgabeanſpruch wird dadurch nicht berührt. 
‚I. Da der Beſitz nach § 857 von Geſetzes wegen auf den Erben übergeht, ſo enthält an 
ſich jede Beſitznahme von Erbſchaftsſachen, die beim Tode des Erblaſſers in deſſen Beſitz 
waren, durch einen andern als den Erben, auch wenn dieſer die tatsächliche Gewalt 
über ſie noch nicht erlangt hatte, einen Eingriff in ſeinen Beſitz und deshalb verbotene 
Eigenmacht im Sinne des § 858; deshalb würde auch in ſolchem Falle neben den gewöhn⸗ 
lichen Beſitzſchutzmitteln der Schadenserſatzanſpruch des 9 2025 Satz 1 Platz greifen. Diele Folge 
ſchließt Satz 2 gegenüber dem gutgläubigen Erbſchaftsbeſitzer (8 2024 A 2) für den Fall 
aus, daß der Erbe den Beſitz noch nicht tatſächlich ergriffen, alſo die tatſächliche Gewalt über 
die Sache noch nicht mit Beſitzwillen erlangt hatte. it dies aber der Fall geweſen, fo haftet 
der Erbſchaftsbeſitzer wegen der eigenmächtigen Beſitzentziehung auf Schadenserſatz, anch 
wenn er hinſichtlich ſeines Erbrechts in gutem Glauben war. 
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8 2026 


Der Erbſchaftsbeſitzer kann ſich dem Erben gegenüber), ſolange nicht 
der Erbſchaftsanſpruch verjährt ijt?), nicht auf die Erſitzung einer Sache be⸗ 
rufen, die er als zur Erbſchaft gehörend im Beſitze hats) ). 

E 1 888 II 1900; M 3 856; P 3 236, 287; 6 294, 285. 


1. Der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer (§ 2024 A 2) iſt Eigenbeſitzer der von Anfang 
an oder durch Surrogation ($ 2019) oder als Nutzungen ($ 2020) zur Erbſchaft gehörigen 
beweglichen Sachen. Er erwirbt mithin das Eigentum an ihnen durch zehnjährigen Beſitz, 
ſofern er nicht vorher erfährt, daß er nicht Erbe iſt ($ 987). Das fo erworbene Eigentum 
kann er Dritten gegenüber zunächſt unbeſchränkt geltend machen, insbeſondere durch 
Vindikation oder Abwehrklage ($$ 985, 1004), während der Erbe dazu nicht mehr legitimiert 
iſt. Der Erbe kann aber den noch nicht verjährten Erbſchaftsanſpruch gegen den Erbſchafts⸗ 
beſitzer erheben und dieſer kann ſich ihm gegenüber auf die Erſitzung nicht berufen, muß 
ihm alſo die Sachen herausgeben. Der Herausgabeanſpruch des Erben kann nur ein ſchuld⸗ 
rechtlicher ſein, da das BG ein geteiltes Eigentum nicht kennt (vgl. $ 903 A 1). Durch 
die Herausgabe erliſcht das Eigentum des Erbſchaftsbeſitzers und der Erbe wird auch Dritten 
gegenüber wieder zur Geltendmachung von Eigentumsanſprüchen legitimiert. 

2. Dadurch iſt eine Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs als eines Geſamtanſpruchs 
anerkannt. Sie ergreift die Erbſchaft als Ganzes und beginnt deshalb nach § 198 ein- 
heitlich mit dem Zeitpunkte, in welchem der Erbſchaftsbeſitzer „etwas“ aus der Erbſchaft 
erlangt hat, wenn auch die Sache, um deren Erſitzung es ſich handelt, erſt ſpäter in ſeinen 
Beſitz gelangt iſt. — Steht dem Erbſchaftsbeſitzer ein Erbrecht zu, das aber anfechtbar iſt 
(8$ 2078, 2340; vgl. § 2018 A 2), jo beginnt die Verjährung nach § 200 nicht erſt mit der 
Ausübung des Anfechtungsrechts, alſo der Anfechtungserklärung, ſondern ſchon mit der 
Zuläſſigkeit der Anfechtung, alſo ſobald derjenige, gegen den ſich die Anfechtung 
richtet, etwas aus der Erbſchaft erlangt hat; die Kenntnis des Anfechtungsberechrigten 
von dem Anfechtungsgrunde iſt zum Beginne der Verjährung nicht erforderlich. Die Unter⸗ 
brechung der Verjährung wirkt hinſichtlich des geſamten Anſpruchs, wenn der Klageantrag 
auf Herausgabe der Erbſchaft als Ganzes gerichtet war, ſonſt nur hinſichtlich der in dem Klage 
antrage beſtimmt bezeichneten Sachen (vgl. $ 2018 A 4). Iſt die Unterbrechung nur von 
einem einzelnen Miterben herbeigeführt, fo kommt ſie nur dieſem zuſtatten (§ 2039 A 2). 
Vgl. auch § 2027 A 1. — Die Dauer der Verjährungsfriſt iſt, abgeſehen von dem Schadens⸗ 
erſähanpräche des $ 2025 (A 4), der der dreijährigen Verjährung des 9 852 unterliegt, die 
gewöhnliche dreißigjährige (§ 195). Nach $ 221 kommt die gegenüber dem Erbſchaftsbeſitzer 
verſtrichene Verjährungsfriſt auch feinem Rechtsnachfolger (8 2030) zuſtatten. — Auch durch 
den Ablauf der Verjährungsfriſt erlangt der Erbſchaftsbeſitzer nicht die rechtliche Stellung 
des Erben; er haftet daher nicht für die Nachlaßverbindlichkeiten; der wirkliche Erbe bleibt 
für ſie verhaftet. 

3. Als zur Erbſchaft gehörend hat der Erbſchaftsbeſitzer auch ſolche Sachen im Beſitze, 
die in fremdem Eigentume ſtehen, von denen er aber glaubt, daß fie zur Erbſchaft ge- 
hören. Auch an dieſen Sachen erwirbt durch die Erſitzung zunächſt der Erbſchaftsbeſitzer 
das Eigentum, muß fie aber dem Erben herausgeben, wenn dieſer den unverjährten Erb⸗ 
ſchaftsanſpruch geltend macht; der Erbe wird dann auf Grund der von dem Erbfchafts- 
beſitzer vollendeten Erſitzung Eigentümer, auch wenn er ſelbſt nicht in gutem Glauben hin ⸗ 
ſichtlich der Zugehörigkeit der Sache zur Erbſchaft war. Erfolgt die Herausgabe während 
des Laufes der Erſitzungszeit, ſo kommt die zugunſten des Erbſchaftsbeſitzers abgelaufene 
Erſitzungszeit dem Erben zuſtatten (§ 944); dieſer kann die Erſitzung aber nur vollenden, 
wenn er guten Glaubens ift und bleibt ($ 937 Abſ 2). — Für die Erſitzung des Grund ⸗ 
ſtückseigentums auf Grund der Eintragung im Grundbuche kommt § 2025 nicht in Be⸗ 
tracht, da ihr Lauf und ihre Vollendung regelmäßig mit der Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs 
zuſammenfallen wird (8 900). — Eine Erſitzung der Erbſchaft als ſolcher oder des Erb- 
rechts iſt dem BGB unbekannt. A 5 

4. Beweislaſt. Der ſich auf Erſitzung berufende Erbſchaftsbeſitzer hat außer dieſer auch 
die Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs zu beweiſen. 


8 2027 


Der Erbſchaftsbeſitzer iſt verpflichtet, dem Erben!) über den Beſtand der 
Erbſchaft und über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände Auskunft zu 
erteilen). 

Die gleiche Verpflichtung hat, wer, ohne Erbſchaftsbeſitzer zu ſein, eine 
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Sache aus dem Nachlaß in Beſitz nimmt, bevor der Erbe den Beſitz tat⸗ 
ſächlich ergriffen hats). 


E 1 2082 II 1901; M 5 586, 587; P 5 697— 699, 704, 707, 708, 715, 716. 


Di unftöpflicht beſteht auch gegenüber dem Nachlaßpfleger ($ 1960), dem 
Moc GE). 10 49850 2255 ne Teſtamentsvollſtrecker und dem 
Nachlaßkonkursverwalter; nach Eintritt der Nacherbfolge auch gegenüber dem Nach ⸗ 
erben (OLGS 21, 310). Der Ehemann im geſetzlichen Güterſtand kann wegen einer der 
Fran anerfallenen Erbſchaft das Recht auf Auskunft geltend machen entweder mit Zu⸗ 
ſtimmung der Frau oder in der Weiſe, daß er Leiſtung an die Frau verlangt (RG 77, 84; 
92, 157). Auskunftspflicht des Erben gegenüber dem Pflichtteilsberechtigten $ 2814. Durch 
die Klage auf Auskunftserteilung wird nach RG 115, 28 die Verjährung des Pflichtteils⸗ 
anſpruchs nicht unterbrochen; gleiches wird für die Unterbrechung der Verjährung des Erb. 
ſchaftsanſpruchs (8 2026 A 2) durch die Klage auf Auskunftserteilung nach 88 2027, 2028 
zu gelten haben. . 

5 Erbſchaftsbeſitzer hat, weil er zur Herausgabe nach 88 2018ff. verpflichtet iſt, 
so Erben ai 9 200 ein Verzeichnis des Beſtandes der Erbſchaft vorzulegen 
und, wenn die Vorausſetzungen des $ 260 Abſ 2 vorliegen, den Offenbarungseid zu 
leiſten. Das Verzeichnis hat den Beſtand zur Zeit feiner Aufftellung zu ergeben einſchließlich 
der herauszugebenden Surrogate ($ 2019) und Nutzungen (8 2020). Darüber hinaus hat 
aber der Erbſchaftsbeſitzer auch Auskunft über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände 
zu erteilen, alſo derjenigen Gegenſtände, deren Zugehörigkeit zur Erbſchaft (infolge eines 
früher etwa aufgeſtellten 1 oder auf ſonſtige Weiſe) feſtgeſtellt ift, die 
aber nicht mehr in der Erbſchaft vorhanden ſind oder deren e nicht bekannt 
iſt. Vgl. über den Begriff des Verbleibes im übrigen 2028 A 2. Der Erbſchaftsbeſitzer hat 
anzugeben, was ihm darüber bekannt geworden iſt; weiter erſtreckt ſich feine Auskunftspflicht 
nicht. Er wird ſonach Rechenſchaft abzulegen haben über die Veränderungen, die der Erb⸗ 
ſchaftsbeſtand, ſoweit er in ſeinen Beſitz gelangt iſt, durch Veräußerungen, Untergang, Ver⸗ 
schlechterung erlitten hat. Wertangabe der Aktiva und Angabe der Nachlaßverbindlichkeiten 
(L 2001) iſt nicht erforderlich (OLC 18, 337; 20, 428; 26, 297). — Darüber, ob durch eine 
nach erfolgter Verurteilung erteilte Auskunft der Auskunftspflicht genügt iſt, iſt im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren auf Vollſtreckungsgegenklage (8 767) zu entſcheiden. Hat 
aber der Verpflichtete eine formell genügende Auskunft erteilt, fo kann eine Vervoll⸗ 
ſtändigung in der Regel nur durch Anhalten zum Offenbarungseide erzielt werden; eine 
Verurteilung zu weiterer Auskunftserteilung iſt regelmäßig ausgeſchloſſen und nur dann 
ausnahmsweiſe zuläſſig, wenn ein ganzer ſelbſtändiger Vermögensteil, z. B. der Anteil an 
einem Geſchäfte, in die Auskunft nicht 1 enommen war (RG 84, 44; 20. 11. 19 IV 246/19). — 
Die Auskunftspflicht liegt nur dem Erbſchaftsbeſiter im techniſchen Sinne ($ 2018 A 2) ob, 
wird alſo durch das bloße Berühmen mit dem Erbrechte, auch wenn deswegen Feſtſtellungs⸗ 
klage erhoben iſt, nicht begründet. Ein Miterbe wird nicht dadurch Erbſchaftsbeſitzer und 
daher gemäß Abſ 1 auskunftspflichtig, daß er von Erbſchaftsgegenſtänden für die Ge⸗ 
ſamtheit der Erben Beſitz ergriffen hat, wohl aber, wenn er ein über ſeinen Erbteil 
hinausgehendes Erbrecht für ſich in Anſpruch genommen hat (§ 2018 A 2; R 81, 82 
und 295); im übrigen dgl. Abſ 2 (A 3). Darüber, inwieweit Miterben als ſolche unter⸗ 
einander auskunftspflichtig find, vgl. 8 2038 A 7. Der Anſpruch auf Auskunftserteilung 
gehört zum Nachlaſſe und unterliegt deshalb den Vorſchriften des § 2089; die Mit⸗ 
teilung eines einzigen Verzeichniſſes für alle Erben wird in der Regel genügen (OLG 30, 186; 
vgl. R in 23 1919, 123917). Der Auſpruch kann im Gerichtsſtande des 927 ZPO erhoben 
werden. — Auskunftspflicht im Falle unrichtigen Erbſcheins § 2862 Abſ 2. 

3. Wer Erbſchaftsgegenſtände auf Grund behaupteten Einzeltitels oder ohne jeden 
Titel (pro possessore) beſitzt, iſt nicht Erbſchaftsbeſitzer und dem Erbſchaftsanſpruche, 
ſowie der aus dieſem ſich ergebenden Auskunftspflicht (Abſ 1) nicht ausgeſetzt (§ 2018 A 2). 
Ausnahmsweiſe kann er jedoch auf Auskunftserteilung, und zwar in dem vollen Umfange 
des Ab} 1, belangt werden, wenn er eine Sache aus dem Nachlaſſe, d. h. nach eingetretenem 
Erbfalle und (wie wohl angenommen werden muß) in Kenntnis von dieſem, in Beſitz ge⸗ 
nommen hat, ſolange der Erbe, auf den der Beſitz kraft der Fiktion des § 857 rechtlich 
übergegangen ilt (8 1922 A 5), den Beſitz tatſächlich noch nicht ergriffen hat, alſo die tat ⸗ 
ſächliche Gewalt weder ſelbſt noch durch einen Beſitzdiener ausübt (58 854, 855), noch zu 
dem unmittelbaren Beſitzer in ein Verhältnis gemäß 3 868 (A 5) getreten iſt. Die Aus. 
kunftspflicht beſteht ohne Rückſicht darauf, ob die Beſiznahme bösgläubig in rechtswidriger 
Abſicht oder gutgläubig in der Meinung, zum Beſitze berechtigt zu ſein, z. B. als Eigentümer 
oder als Pächter oder Mieter des Erbſchaftsbeſitzers oder auch als Geſchäftsführer 
des angeblichen Erben, erfolgt iſt. Auch derjenige, dem ein Recht auf den Beſitz wirklich 
zuſteht, z. B. wer noch vom Erblaſſer die Sache gemietet oder gepachtet, aber noch nicht 
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übergeben erhalten hatte, macht ſich auskunftspflichtig, wenn er ſie in der in Frage ſtehenden 
Zeit eigenmächtig in Beſitz nimmt. Eine gegen den bereits tatſächlich beſitzenden 
Erben begangene Eigenmacht macht nur auskunftspflichtig, wenn dadurch Erbſchaftsbeſitz 
begründet wird. Gleiches gilt für den Miterben, der ohne ein über ſeinen Erbteil hinaus⸗ 
gehendes Erbrecht in Anſpruch zu nehmen (vgl. A 2), Nachlaßgegenſtände behufs ordnungs⸗ 
mäßiger Verwaltung des Nachlaſſes ($ 2038 Abſ 1 Satz 2) ohne Einverſtändnis der übrigen 
Miterben in Beſitz nimmt und darüber durch Verkauf verfügt (MG Gruch 48, 973; 22. 11. 06 
IV 186/06, 26. 2. 23 IV 289/22, Recht 1923 Nr 1177). — Der Gerichtsſtand des $ 27 ZPO 
iſt im Falle des Abſ 2 nicht gegeben. 
8 2028 

Wer ſich zur Zeit des Erbfalls mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemein⸗ 
ſchaft befunden hat,!) iſt verpflichtet, dem Erben auf Verlangen Auskunft 
darüber zu erteilen, welche erbſchaftliche Geſchäfte er geführt hat und was 
ihm über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände bekannt it?) 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht mit der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt erteilt worden iſt, ſo hat der Verpflichtete auf Verlangen des 
Erben den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er ſeine Angaben nach beſtem Wiſſen ſo vollſtändig gemacht habe, 
als er dazu imſtande ſeis). 

Die Vorſchriften des § 259 Abſ 3 und des § 261 finden Anwendung‘). 

E II 1902; P 5 715, 716. 


1. Auch ohne daß Erbſchaftsbeſitz oder ein Eingriff in den Nachlaß vorliegt (8 2027), 
begründet ſchon die Tatſache häuslicher Gemeinſchaft mit dem Erblaſſer zur Zeit ſeines 
Todes die Verpflichtung zu gewiſſen Auskünften. Dabei iſt nicht vorausgeſetzt Zugehörigkeit 
zum Hausſtande ($ 1617), oder gar, wie in 8 1969, Familienangehörigkeit und Bezug des 
Unterhalts. Unter Umſtänden genügt es z. B., daß ein auswärts wohnendes Familienglied 
aus Anlaß der letzten Krankheit des Erblaſſers beſuchsweiſe ſeine Wohnung geteilt hat (RG 
80, 285). Überhaupt erſcheint auskunftspflichtig jeder, der zu dem Erblaſſer und zu den 
ihm gehörigen Sachen zur Zeit des Todes in eine derart enge räumliche Beziehung getreten 
war, daß ihm jederzeit die Möglichkeit offenſtand, „ſich eine mehr oder weniger genaue Kennt- 
nis von dem Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände zu verſchaffen und ſich an dieſen zu vergreifen“; 
fo RG Warn 1922 Nr 75. Ob dieſe Ausdehnung des Begriffs der häuslichen Gemeinſchaft nicht 
zu weit geht, muß als zweifelhaft bezeichnet werden. Hierher gehören auch Perſonen, die auf 
Grund eines Vertrags verhältniſſes nicht bloß vorübergehend den Hausſtand geteilt haben, 
z. B. Dienſtboten. Auch der Miterbe, wenn er Hausgenoſſe des Erblaſſers war, iſt zur 
Auskunft nach § 2028 verpflichtet (RG 58, 89; 80, 287). 

2. Begriff der erbſchaftlichen Geſchäfte $ 1959 A 1, 2. Auch hier iſt vorausgeſetzt, 
daß es ſich nicht um pro herede gestio handelt, da ſonſt regelmäßig Erbſchaftsbeſitz im Sinne 
von § 2018 anzunehmen fein wird. Der Hausgenoſſe hat ſich vor allem darüber zu äußern, 
ob er ſolche Geſchäfte geführt hat. Inſoweit dies geſchehen, iſt die Auskunftspflicht ohne · 
dies aus 88 681, 666, 259, 260 begründet. Darüber hinaus hat er aber auch mitzuteilen, 
was ihm ſonſt über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände bekannt iſt, d. h. über den 
Verwahrungsort und das Schickſal derjenigen Gegenſtände, deren Zugehörigkeit zur 
Erbſchaft feſtſteht, die aber verſchwunden ſind. Dagegen iſt er zur Auskunft über den 
Beſtand der Erbſchaft als Inbegriff, d. h. darüber, was zur Erbſchaft gehört ($ 2027 
A 2) und demgemäß auch zur Vorlegung eines Verzeichniſſes ($ 260) oder zur Rechnungs, 
legung über andere als die von ihm geführten einzelnen Geſchäfte, nicht verpflichtet (RG 
JW 02 Beil 266197; RG Warn 1920 Nr 171; 1922 Nr 75). Unter die Auskunftspflicht des 
Hausgenoſſen fallen auch Gegenſtände, die ſchon vor dem Erbfalle beiſeite geſchafft worden 
find (RG 28. 11. 12 IV 265/12; vgl. RG 81, 296); nicht aber Schenkungen, die der Erblaſſer 
bei Lebzeiten dem Hausgenoſſen gemacht hat (RG 84, 206; 73, 371; 9. 10. 19 IV 180/19). 
Sie auf körperliche Sachen, einſchließlich der Urkunden über Rechte, zu beſchränten (ſo 
die zweite Auflage dieſes Kommentars), dürfte der Ausdruck „Verbleib“ nicht nötigen, da 
auch bei Rechten von einem „Verbleib“ geſprochen werden kann, z. B. wenn eine Forderung 
eingezogen worden iſt, ohne daß feſtſteht, wer ſie eingezogen hat. Unter dem, erbleibe” 
iſt nicht nur der örtliche, ſondern auch der wirtichaftliche Verbleib zu verſtehen (Prot 5, 715), 
d. h. Auskunft darüber, ob und welcher Werterſatz für die verſchwundenen Gegenſtände in 
den Nachlaß gelangt iſt. Die Auskunftspflicht geht nur fo weit, als das Wiſſen des Haus- 
genoſſen ſich erſtreckt. 

3. Der Offenbarungseid unterſcheidet fi} von § 260 dadurch, daß nicht die Vollſtändig⸗ 
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keit des „Beſtandes“, ſondern nur der nach Abſ 1 zu machenden „Angaben“ zu beſchwören 
iſt. Er kann, wenn der Eidespflichtige hierzu bereit iſt, als Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vor dem Nachlaßgerichte geleiſtet werden (FGG $$ 163, 79). Wird der Eid verweigert, ſo kann 
er nur im Klagewege erzwungen werden und iſt dann vor dem Prozeßgerichte zu ſchwören 
(38 O $ 889). Die Verurteilung zur Leiſtung des Offenbarungseids kann erſt verlangt 
werden, nachdem die Auskunft erteilt worden iſt; die Weigerung der Erteilung oder der Ver⸗ 
dacht, fie werde unſorgfältig erteilt werden, genügt nicht (R& Warn 1922 Nr 75; RC 73, 243; 
Warn 1920 Nr 171). Eine ausdehnende Auslegung des Wortlautes auf den Fall, daß mit 
Sicherheit vorauszusehen ift, die Auskunft werde nicht mit der erforderlichen Sorgfalt erteilt 
werden, lehnt das Reichsgericht ab. Der Offenbarungseid wird danach bei Weigerung des 
Auskunftspflichtigen, die Auskunft zu erteilen, nur auf dem Umwege erzwungen werden 
können, daß zunächſt auf Erteilung der Auskunft geklagt und auf Grund der rechtskräftigen 
Verurteilung zu dieſer die Zwangsmaßnahmen aus § 888 ZPO zur Anwendung gebracht 
werden; führen dieſe nicht dazu, daß die Auskunft erteilt wird, fo ift auch die Klage auf Verur⸗ 
teilung zur Leiſtung des Offenbarungseids nicht durchführbar. 

4. 8 259 Ubi 3: keine Eidespflicht in Angelegenheiten von geringer Bedeutung. 8 261: 
Zuſtändigkeit, Abänderungsmöglichkeit, Koſtenlaſt. 


8 2029 


Die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers!) beſtimmt ſich auch gegenüber den 
Anſprüchen, die dem Erben in Anſehung der einzelnen Erbſchaftsgegenſtände 


zuſtehen!), nach den Vorſchriften über den Erbſchaftsanſpruch'). 
K I 2088 II 1908; M 5 592, 598; P 5 722, 728. 


1. Der Erbe kann auch gegen denjenigen, der mit der Behauptung, Erbe zu ſein (pro 
herede), beſitzt und gegen den deshalb der Erbſchaftsanſpruch geht, die gewöhnlichen 
dinglichen und ſchuldrechtlichen Anſprüche in Anſehung der einzelnen Erbſchaftsgegen⸗ 
tände erheben, alſo die Herausgabe einer Sache mittels der Eigentumsklage (§ 985) ver⸗ 

ngen, Bereicherungsanſprüche (88 812ff.), insbeſondere auf Erſatz für eine vom Erb- 
ſchaftsbeſitzer eingezogene Nachlaßforderung, und Schadenserſatzanſprüche wegen uner⸗ 
laubter Handlung (88 828 ff.) erheben. Es bedarf hierzu des Nachweiſes, daß der Gegen⸗ 
ſtand zum Vermögen des Erblaſſers gehört hat und daß der Klager Erbe geworden iſt. Nach 
dem erſten Entwurf ($ 2088) ſollte dieſen Singularklagen gegenüber der Erbſchaftsbeſitzer 
im Wege der Einrede verlangen können, daß ſeine Verpflichtung nach den Vor⸗ 
ſchriften über den Erbſchaftsanſpruch beurteilt werde. Nach der jetzigen, auf Be⸗ 
ſchlüſſen der zweiten Kommiſſion (Prot 5, 722) beruhenden Faſſung hat das Gericht, 
auch wenn ein ſolcher Einwand nicht erhoben wird, die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers 
nach dieſen Vorſchriften zu beurteilen; es hat ſie alſo inſoweit von Amts wegen anzu⸗ 
wenden. Doch wird die Anwendung nach den prozeſſualen Verhandlungsgrundſätzen vor⸗ 
ausſetzen, daß aus dem Vortrage der Parteien, ſei es des Klägers oder des Beklagten, ſich 
ergibt, daß der Beklagte ein Erbrecht in Anſpruch nimmt; eine Ermittlung darüber von Amts 
— dürfte über die Aufgabe des Gerichts ($ 139 ZPO) hinausgehen. Liegen die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Anwendung vor, ſo ſind die Vorſchriften anzuwenden 5 Rückſicht 
darauf, ob ſie dem Erbſchaftsbeſitzer zum Vorteile oder zum Nachteile gereichen. Ans» 
beſondere hat demgemäß auch die die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers im Verhältniſſe zu 
dem gewöhnlichen Bereicherungsauſpruche verſchärfende Vorſchrift über die Vorausſetzungen 
der Bösgläubigkeit (8 2024 A 2) Anwendung zu finden. Als Vorſchriften über die Haftung des 
Erbſchaftsbeſitzers werden alle Vorſchriften anzuſehen ſein, welche die Art und den Umfang 
ſeiner Leiſtungspflicht betreffen; dazu gehören aber die Vorſchriften über die Herausgabe 
der Surrogate und Nutzungen (89 2019, 2020), über den Erſatz von Verwendungen 
($ 2022 A 2, 3), über die Wirkungen der Rechtshängigkeit (8 2023), ſowie über die Voraus⸗ 
ſetzungen (vgl. oben) und Folgen der Bösgläubigkeit ($ 2026); auch über die Verjährung 
und den Einwand der Erſitzung ($ 2026 A 2), fo mit Recht Planck⸗Flad Erl 1 Abſ 2 u. Erl 23 
a. M. die fünfte Auflage dieſes Kommentars. Die Vorſchrift über den beſonderen Gerichts» 
ſtand des Erbſchaftsanſpruchs ($ 27 ZPO) findet auf die Sinaularklagen keine Anwendung. 

2. Die Anwendung der Vorſchriften über den Erbſchaftsanſpruch führt dazu, daß 
der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer ($ 2024 A 2), der zur Herausgabe eines erlangten Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtandes nicht imſtande iſt, nur ſoweit haftet, als er durch den Beſitz der Erb⸗ 
ſchaft im ganzen bereichert iſt ($ 2021 A 2) und daß die Herausgabe nur verlangt werden 
ann gegen Erſaß aller (nicht nur der notwendigen und nützlichen) Verwendungen und 
auch ſolcher, die nicht auf den mit der Singularklage verlangten Erbſchaftsgegenſtand, ſondern 
auf andere Erbſchaftsgegenſtände oder auf die Erbſchaft als Ganzes gemacht find ($ 2022 
A 2, 3). Das Zurückbehaltungsrecht wegen ſolcher Verwendungen kann der Erbſchafts⸗ 
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beſitzer, ungeachtet § 863, auch gegenüber Singularklagen aus dem Beſitze (88 861, 862) 
inſoweit geltend machen, als es gegenüber dem Erbſchaftsanſpruche begründet ſein würde, 
demnach aber nur, wenn er gutgläubig iſt und der Erbe den Beſitz der Sache noch nicht 
tatſächlich ergriffen hatte, da andernfalls auch dem Erbſchaftsanſpruche gegenüber dem 
Zurückbehaltungsrechtseinwande die Replik der Haftung auf Schadenserſatz durch Herſtellung 
des früheren Zuſtandes ($ 249) wegen verbotener Eigenmacht entgegenſtehen würde ($ 2025).— 
Der Rechtsnachfolger des Erbſchaftsbeſitzers im Beſitze einzelner Sachen 
(wegen des Nechtänachfolgers im Beſitze der Erbſchaft als Ganzen vgl. § 2030) kann nur 
für die von dem Erbſchaftsbeſitzer auf die einzelne Sache gemachten Verwendungen nach 
Maßgabe des § 999 Erſatz verlangen; auf ihn bezieht ſich $ 2029 nicht. — Rechtskraft 
hinſichtlich des Erbrechts wird durch Zuſprechungo der Abweiſung der Siugularklage 
ebenſowenig erzeugt wie bei dem Erbſchaftsanſpruche (§ 2018 A 4); doch kann der Erb- 
ſchaftsbeſitzer durch Erhebung einer Inzidentfeſtſtellungswiderklage (8 280 ZPO) 
rechtskräftige Entſcheidung darüber herbeiführen. 


8 2030 


Wer die Erbſchaft durch Vertrag von einem Erbſchaftsbeſitzer erwirbt!), 
ſteht im Verhältniſſe zu dem Erben einem Erbſchaftsbeſitzer gleich?). 

E II 1904; P 5 728, 724. 

1. Durch den Verkauf oder einen anderweitigen auf Veräußerung gerichteten Vertrag 
über eine ganze Erbſchaft (88 2371, 2384) entſteht zunächſt nur eine ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers auf Herausgabe der zur Erbſchaft gehörigen Gegenſtände an den 
Käufer ($ 2374). Von einem Erwerbe der Erbſchaft durch den Käufer kann erſt die Rede 
ſein, wenn ihm auf Grund des Veräußerungsvertrags Erbſchaftsgegenſtände übereignet 
worden ſind; erſt dann hat er etwas „aus der Erbſchaft erlangt“, und zwar auf Grund des 
von ſeinem Verkäufer beanſpruchten, aber nicht beſtehenden Erbrechts, und wird deshalb 
im Verhältniſſe zum Erben einem Erbſchaftsbeſitzer gleichgeſtellt (U 2). Die Veräußerung 
des Anteils eines Miterben ($ 2033), der gleichfalls unter den Begriff der Erbſchaft 
fällt ($ 1922 Ab} 2), durch den „Beſitzer“ dieſes Anteils (Erbſchaftsbeſitzer im Sinne des 
$ 2018) iſt zwar als dingliche Verfügung möglich ($ 2033), aber als Verfügung eines 
Nichtberechtigten unwirkſam ($ 185); auch hier kann daher von einem „Erwerbe“ der Erb⸗ 
ſchaft erſt die Rede ſein, wenn der Erwerber tatſächlich etwas aus der Erbſchaft erlangt 
hat ($ 2018 A 8). Iſt dieſer Fall eingetreten, fo kann der Erbe den Erbſchaftsanſpruch 
unmittelbar gegen den Erwerber richten. Er kann aber auch das von dem Veräußerer 
für die Veräußerung erhaltene Entgelt (Kaufpreis) als Surrogat gemäß $ 2019 von dem 
Veräußerer herausverlangen. Daß es dazu einer Genehmigung der Veräußerung durch 
den Erben bedürfte (ſo Planck Erl 2) und daß dieſe deshalb regelmäßig in der Erhebung 
des Anſpruchs gegen den Veräußerer gefunden werden müſſe, wodurch der Erbe jeden An⸗ 
ſpruch gegen den Erwerber verliere (ſo die zweite Auflage dieſes Kommentars), kann nicht 
zugegeben werden; auch das, was der Veräußerer auf Grund der rechtlich unwirkſamen, 
aber tatſächlich erfolgten Weggabe von Erbſchaftsgegenſtänden als Entgelt erhalten hat, iſt 
„mit Mitteln der Erbſchaft“ erlangt und unterliegt deshalb als Surrogat dem Heraus: 
gabeanſpruche des Erben, deſſen Rechte erheblich gefährdet ſein würden, wenn er, um dieſen 
Anſpruch gegen den Veräußerer geltend zu machen, auf den Anſpruch gegen den Erwerber 
verzichten müßte. Der Erbe wird vielmehr bis zu ſeiner vollen Befriedigung ſowohl 
den Anſpruch auf das vom Veräußerer erlangte Entgelt, wie den auf die vom Erwerber 
erlangten Erbſchaftsgegenſtände geltend machen können; nur wenn der eine Verpflichtete 
ihn befriedigt, wird er verpflichtet ſein, dieſem die Rechte gegen den andern Verpflichteten 
abzutreten (Näheres ſ. bei Kipp $ 71 III 1 u. 2). Wegen der Anrechnung des vom Er⸗ 
werber bezahlten Entgelts durch dieſen |. A 2. — Die Vorſchriften des Paragraphen werden 
über den Wortlaut hinaus entſprechend auch auf den Erwerb der Erbſchaft Anwendung 
finden können, der nicht auf Grund Vertrags (unter Lebenden oder Erbvertrag), ſondern 
auf Grund letztwilliger Verfügung, und zwar Vermächtniſſes der Erbſchaft durch 
den Erbſchaftsbeſitzer an einen Drikten, erfolgt iſt; daß der (geſetzliche oder eingeſetzte) Erbe 
des Erbſchaftsbeſitzers wie dieſer zur Herausgabe verpflichtet iſt, ergibt ſich ſchon aus allge⸗ 
meinen Grundſätzen. 

2. Den dritten Erwerber, gleichviel, ob er die Erbſchaft gegen oder ohne Entgelt erlangt 
hat, trifft in demſelben Umfange wie den Erbſchaftsbeſitzer die Pflicht zur Herausgabe 
auch der Surrogate ($ 2019), der Nutzungen ($ 2020) und gegebenenfalls der Bereicherung 
(§ 2021). Den gezahlten Kaufpreis kann der gutgläubige Erwerber der Erbſchaft ($ 2024 
A 2) ſowohl gegenüber dem Herausgabeanſpruch als Verwendung ($ 2022; a. M. die 
zweite Auflage dieſes Kommentars; auch Planck Erl 1), wie auch als Minderung der Be⸗ 
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reicherung gegenüber dem Bereicherungsanſpruchs (§ 2021) in Anrechnung bringen, jeden⸗ 
1115 men 105 durch den ihm gegen den Veräußerer zuſtehenden Gewährleiſtungsanſpruch 
(8 2376) gedeckt iſt. Die Anſicht, welche den Anſpruch auf Erſtattung des gezahlten Kaufpreiſes 
gegenüber dem Herausgabeanſpruch nicht zulaſſen will, berückſichtigt wohl nicht genügend, 
daß nach $ 2022 Abſ 1, 2 alle Verwendungen, d. h. alle dem Erbſchaftsbeſitzer durch den 
Erbſchaftsbeſitz erwachſenen Aufwendungen ohne Rückſicht auf Notwendigkeit oder Nützlich 
keit (52022 A 2, 4), wozu im Falle des Erbſchaftserwerbs auch die Aaufwendunge n für den 
Erwerb gehören, zu erſtatten find; ſie dürfte auch mit dem Schutze gegen Benachteiligung, 
den das Geſetz dem gutgläubigen Erbſchaftserwerber, wie Erbſchaftsbeſitzer, gewähren will, 
kaum in Einklang zu bringen fein. — Auch im übrigen gelten die Beſtimmungen der 98 2022—2027 
Abſ 1, 2029 auch für den Erwerber der Erbſchaft. Insbeſondere kann er als Rechtsnachfolger 
des Ecbſchaftsbeſitzers (entſprechend $ 999) auch die von dieſem gemachten Verwendungen vom 
Erben erſetzt verlangen und gemäß 8 943 ſich auch auf deſſen Erſitzungszeit berufen. Der 
Ecbſchaftsanſpruch gegen den Erwerber der Erbſchaft wird durch deſſen Gutgläubigkeit nicht 
ausgeſchloſſen; die Vorſchriften über den Erwerb im guten Glauben vom Nichtberechtigten 
finden nur auf den Erwerb einzelner Erbſchaftsſachen Anwendung. Die verſchärfte Haf⸗ 
tung gemäß 88 2024, 2025 tritt aber nur ein, ſoweit die Vorausſetzungen dafür (böſer Glaube, 
ſtrafbare Handlung, verbotene Eigenmacht) in der Perſon des Erwerbers gegeben ſind. 


8 2031 


überlebt eine für tot ertlärte Perſon den Zeitpunkt, der als Zeitpunkt 
ihres Todes gilt!), jo kann fie die Herausgabe ihres Vermögens nach den für 
den Erbſchaftsanſpruch geltenden Vorſchriften verlangen?). Solange der für 
tot Erklärte noch lebt, wird die Verjährung ſeines Anſpruchs nicht vor dem 
Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkte vollendet, in welchem er von der 
Todeserklärung Kenntnis erlangts). 


Das gleiche gilt, wenn der Tod einer Perſon ohne Todeserklärung mit 
Unrecht angenommen worden ift‘). 
E 1 2089 II 1905; M 5 597-599; P 5 725, 726; 6 816, 317. 


1. Der Zeitpunkt des Todes im Falle der Todeserklärung iſt nach BGB 8 18 Abſ 1, 
3 O $ 970 im Ausſchlußurteile feſt uſtellen. 

2. Die Anwendung der Borihrilten über den Erbſchaftsanſpruch kann nur eine ent⸗ 
ſprechende ſein. Der für tot Erklärte hat dabei die Stellung des Erben; derjenige, der 
infolge der Todeserklärung auf Grund des vermeintlichen Erbfalls etwas aus dem Ver⸗ 
mögen des für tot Erklärten erlangt hat, die Stellung des Erbſchaftsbeſitzers ($ 2018), 
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob im Falle wirklich eingetretenen Todes er oder ein anderer 

Erbe berufen, er alſo dann wirklicher Erbe oder auch nur Erbſchaftsbeſitzer geworden ſein 
würde. Auch fein Rechtsnachfolger gemäß 8 2030 ſteht dem Erbſchaftsbeſitzer gleich. — Den 
aus 9 2031 ſich ergebenden, dem rbſchaftsanſpruche entſprechenden Geſamtanſpruch (Vorbem 
zu $ 2018) auch einem verſchollen Geweſenen gegen denjenigen zu gewähren, der ſich 
als der Verſchollene ausgegeben und dadurch in den Beſitz ſeines Vermögens geſetzt hat 
(wie Strohal II 381 will), dürfte in Ermanglung einer dazu berechtigenden Geſetzesvorſchrift 
bedenklich ſein; der Zurückgekehrte wird in ſolchem Falle ſich mit den gewöhnlichen Singular- 
klagen begnügen müllen. — Wird feſtgeſtellt, daß der für tot Erklärte vor dem im Aus- 
ſchlußurteile bezeichneten Zeitpunkte geſtorben ift, fo ift für denjenigen, der demzufolge zur 
Erbſchaft berufen iſt, gegen denjenigen, der die Erbſchaft auf der Grundlage des nach Maß⸗ 
gabe des Ausſchlußurteils angenommenen Zeitpunktes des Erbfalls erhalten hat, der ge- 
wöhnliche Erbſchaftsanſpruch begründet. Stirbt der für tot Erklärte ſpäter als in dem Aus⸗ 
ſchlußurteile angenommen, ſo geht der für ihn bereits begründete Anſpruch aus 8 2031 auf 
ſeinen Erben über; doch verliert er feine beſondere Natur und ſtellt ſich als ein wirklicher Erb⸗ 
ſchaftsanſpruch eines Erben gegen einen Erbſchaftsbeſitzer dar; a. M. Kipp $ 66 A 22; Planck 
Erl 1 Abſ 2. Ein praktiſcher Unterſchied wird ſich daraus nicht ergeben, da auch auf den aus 
$ 2031 begründeten Anſpruch von vornherein die Vorſchriften über den Erbſchaftsanſpruch 
Anwendung zu finden hatten. 9 

3. Satz 2 beugt dem vor, daß zum Schaden des vermeintlichen Erblaſſers die 30 jährige 
Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs abgelaufen oder dem Ablaufen nahe iſt (88 195, 198), 
wenn er von feiner Todeserklärung oder davon, daß er als geſtorben gilt (Abf 2), Kenntnis 
erlangt. Der Zeitpunkt erlangter Kenntnis iſt vom Anſpruchsgegner zu beweiſen. Stirbt 
der für tot Erklärte nach Ablauf der gewöhnlichen Verjährungsftiſt von 30 Jahren, aber 
früher als ein Jahr nach erlangter Kenntnis, ſo iſt die Verjährung vollendet; ſeine nunmehr 
zur Erbſchaft berufenen Erben können ſich auf die Verlängerung der Friſt nicht berufen. 
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4. Die irrtümliche Annahme des Todes kann z. B. auf dem Grunde unrichtiger Sterbe⸗ 
urkunden beruhen. Sie liegt auch vor, wenn das Ausſchlußurteil mit Erfolg angefochten 
worden iſt (BO 89 975 Abi 2, 973). Ahnlich beim Erbſchein § 2870. Iſt die Annahme des 
Todes hinfällig, ſo kann der Anſpruch aus $ 2031 auch von einem beſtellten Abweſenheits⸗ 
pfleger ($ 1911) verfolgt werden. 


Vierter Titel 
Mehrheit von Erben 


Der vierte Titel regelt die Beſonderheiten, die dadurch entſtehen, daß durch den Erb⸗ 
fall die Erbſchaft als Ganzes (§ 1922 A 7) nicht auf einen, ſondern auf mehrere Erben über- 
geht, was in der Wirklichkeit der häufigſte Fall iſt. Dieſer Fall ift ſchon in 8 1922 Abſ 1 
(„eine oder mehrere Perſonen“) und Abſ 2 (, Anteil eines Miterben“, A 10) ausdrücklich 
vorgeſehen, während im übrigen der erſte Abſchnitt und die drei erſten Titel des zweiten Ab: 
ſchnitts, wohl lediglich aus Rückſichten ſprachlicher Vereinfachung, von dem Erben“ in Einzel⸗ 
form ſprechen, was aber nicht bedeutet, daß nicht ihre Vorſchriften, ſoweit der vierte Titel nicht 
Abweichungen bringt, auch auf den Fall einer Mehrheit von Erben Anwendung zu finden 
hätten. — Innerhalb des vierten Titels iſt zunächſt das Rechtsverhältnis der Miterben 
untereinander geordnet (J 88 2032—2057), ſodann (II 88 2058—2063) ihr Verhältnis 
zu den Nachlaßgläubigern, dieſes ſoweit durch das Vorhandenſein mehrerer Erben 
Beſonderheiten gegenüber der im zweiten Titel erfolgten allgemeinen Regelung des 
Verhältniſſes des Erben zu den Nachlaßgläubigern bedingt werden. In beiden Richtungen 
beruht die Regelung auf dem Grundſatze der Gemeinſchaft zur geſamten Hand, der 
von der zweiten Kommiſſion (Prot 5, 835ff.) im Anſchluſſe an das preußiſche Recht (RG 
49, 406; 79, 394) eingeführt iſt, im Gegenſatze zu dem erſten Entwurfe ($ 2151), der in An⸗ 
knüpfung an das gemeine Recht die Vorſchriften der Gemeinſchaft nach Bruchteilen ange⸗ 
wendet wiſſen wollte (Näheres ſ. $ 2032 A 2). — Die Vorſchriften über das Rechtsverhält⸗ 
nis unter den Miterben gliedern ſich in der Weiſe, daß die 88 2032—2041 das Ver⸗ 
hältnis bis zur Auseinanderſetzung betreffen, die 58 20422049 die Auseinander- 
ſetzung ſelbſt und die 88 2050—2057 die dabei ſtattfindende Ausgleichung von Zu; 
wendungen des Erblaſſers an Abkömmlinge. 5 


I. Nechtsverhältnis der Erben untereinander 
8 2032 


Hinterläßt der Erblaſſer mehrere Erben !), jo wird der Nachlaß gemein⸗ 
ſchaftliches Vermögen der Erben?). 
Bis zur Auseinanderſetzung gelten die Vorſchriften der SS 2033 bis 20415) 4). 


IE I 2051 Abſ 2, 2151 II 1906; M 5 526—530, 687,688; P 5 650, 835—837; 6 846, 347. 


1. Die mehreren Erben können durch das Geſetz (88 1924 ff.) oder durch dere 
von Todes wegen (58 1987ff., 2087 ff.) oder teils in der einen, teils in der andern Weiſe 
berufen fein ($ 2088). Ein nach einem andern oder an Stelle eines andern Berufener 
(Erſatzerbe, $ 2096, ſolange der zunächſt Berufene nicht weggefallen iſt, Nacherbe, $ 2100, vor 
Eintritt der Nacherbfolge) iſt im Verhältnis zu jenem nicht Miterbe im Sinne des Geſetzes. 
Die Frage, welche Perſonen als Erben berufen ſind und wie groß der Anteil eines jeden 
von ihnen iſt, bedarf nicht der einheitlichen Entſcheidung unter den Beteiligten; daher kann 
auch der Erbſchaftsanſpruch eines Miterben (hereditatis petitio partiaria, $ 2018 A 1) gegen 
einzelne der übrigen Miterben gerichtet werden; die Einrede der mehreren Streitgenoſſen 
iſt nicht begründet und es beſteht zwiſchen den gemeinſchaftlich verklagten keine notwendige 
Streitgenoſſenſchaft (ſo RG 8. 6. 05 IV 207/05; 11. 7. 05 IV 282/05 und R& 95, 97). 
Freilich laſſen ſich die Schwierigkeiten nicht verkennen, die dadurch für die Berechnung der 
Erbauoten, bei der gemeinſchaftlichen Verwaltung und Benutzung der Erbſchaft (89 2088, 
743, 745) und bei der Auseinanderſetzung wie auch gegenüber den Nachlaßgläubigern ($ 2060) 
entſtehen können. Dagegen beſteht regelmäßig Notwendigkeit einheitlicher Entſcheidung und 
deshalb exceptio plurium und notwendige Streitgenoſſenſchaft bei der Klage des Nachlaß 
läubigers gemäß $ 2059 Abſ 2; nicht aber wiederum bei der Klage aus dem Geſamt 
ſchuldverhälknis nach $ 2058 (RG 71, 369). Notwendige Streitgenoſſenſchaft auch für die 
Nichtigkeitsklage gegen ein auf gemeinſchaftliche Klage aller Miterben ergangenes Urteil über 
eine Nachlaßforderung (RG 96, 52). 

2. Gemeinſchaftliches Vermögen der Erben. Dadurch iſt zum Ausdrucke gebracht, 
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daß die Erbſchaft auch nach dem Übergange auf mehrere Erben ein Ganzes, ein Vermögens ; 
inbegriff (8 1922 A 7), bleibt. Die Gemeinſchaftlichkeit iſt nach den Grundſätzen der 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand geſtaltet (RC 57, 434) wie bei der Geſellſchaft 
(F718 A 1) und der ehelichen Gütergemeinſchaft ($ 1438 A 1). Über die begriffliche Natur 
dieſer deutſchrechtlichen Gemeinſchaftsform herrſcht in der Wiſſenſchaft Streit; ſie iſt wohl 
im weſentlichen in der dinglichen Bindung eines Vermögens für die gemeinſchaftlichen Zwecke 
zu finden in der Weiſe, daß nicht eine beſondere Rechtsperſönlichkeit geſchaffen oder fingiert 
wird, vielmehr die Gemeinſchaftsteilhaber ſelbſt (Genoſſen) die Träger der Rechtsperſön 
lichkeit, aber in der Ausübung ihrer Rechte durch den Gemeinſchaftszweck beſchränkt ſind, 
iusbeſondere über ihre Anteile an den einzelnen Vermögensbeſtandteilen nicht verfügen 
können ($ 2033 Abſ 2). Im übrigen find die Fälle der Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
im BGB verſchieden ausgeſtaltet; bei der Erbengemeinſchaft iſt die Bindung eine weniger 
ſtrenge mit Rückſicht darauf, daß ſie ohne einen darauf gerichteten Willen der Beteiligten 
entſteht und von vornherein nicht auf Fortdauer, ſondern auf Beendigung durch Ausein⸗ 
anderſetzung gerichtet iſt. Dementſprechend iſt namentlich, anders wie bei der Geſellſchaft, 
$ 719, und der ehelichen Gütergemeinſchaft, § 1442, jedem einzelnen Miterben das Recht 
zugeſtanden, über feinen Anteil am Nachlaſſe zu verfügen ($ 2033 Abs 1; |. A 1 dazu). 
Auch treten die Individualrechte der einzelnen Gemeinſchaftsgenoſſen ſtärker hervor; ſo bei 
der Verwaltung, Nutzung und Fruchtziehung, wofür die Vorſchriften über die Gemeinſchaft 
nach Bruchteilen gelten (8 2038 A 4, ferner bei der Geltendmachung von Anſprüchen für 
den Nachlaß ($ 2039) und bei der Berechtigung, grundfäglich zu jeder Zeit die Auseinander⸗ 
ſetzung zu verlangen (8 2042). — Die Gemeinſchaft erſtreckt ſich auch auf die Nachlaßforde · 
rungen; der Satz: „nomina ipso jure divisa sunt iſt für die Miterben ausgeſchloſſen 
($ 2039 Satz 1). In die Gemeinſchaft treten auch die Surrogate ein (8 2041). Auch 
Nachlaßverwaltung kann nur gemeinſchaftlich beantragt werden (§ 2062; anders beim Nach. 
laßkoukurs, KO 8 217); Zwangsvergleich im Konkurſe nur auf Vorſchlag aller Erben (KO 
$ 230); Über einen Erbteil findet ein Konkursverfahren nicht ſtatt (NO § 285). — Gemein. 
ſchaftlicher Erbſchein auf Antrag jedes Erben ($ 2357). Bei Eintragungen im Grundbuche 
ſoll das Erbengemeinſchaftsverhältnis bezeichnet werden (GBO $ 48). Sind im Grund⸗ 
buche mehrere Perſonen mit der Bezeichnung „als Miterben zu gleichen Teilen“ als 
Eigentümer eingetragen, ſo iſt hinreichend erkennbar gemacht, daß es ſich um eine Mit⸗ 
erbengemeinſchaft zur geſamten Hand, nicht um ein Miteigentum nach Bruchteilen 
handelt, und iſt deshalb eine an dem Anteile eines einzelnen Miterben beſtellte Hypothek 
nichtig (8 1114), kann auch nicht auf Grund guten Glaubens an die Richtigkeit des Grundbuchs 
(F 892) rechtswirkſam von einem Dritten erworben werden (RG 88, 22; vgl. die A dazu 
in J 1916, 4804; ferner 28. 8. 18 V 871/17). — Die Miterben können die Erbengemein- 
ſchaft ſowohl hinſichtlich der ganzen Erbſchaft wie hinſichtlich einzelner Nachlaßgegenſtände 
in eine Gemeinschaft nach Bruchteilen umwandeln; doch hat eine ſolche Verein⸗ 
barung mr ſchuldrechtliche Bedeutung und bedarf, ſoweit Grundſtllcke in Frage kommen, der 
Form des 5 318; zur dinglichen Wirkung muß bei Grundſtücken die Auflaffung hinzukommen 
(RG 57, 432; 07, 62; 105, 51; a. N. früher Dernburg, richtig 3. Aufl 176 A 7). At ein Minder. 
jähriger beteiligt, ſo bedarf die Vereinbarung, ſoweit Grundſtücke in Betracht kommen, und die 
Auflaſſung der vormundſchaftlichen Genehmigung (RG 6. 6. 07 IV 527/06); find dabei mehrere 
Minderjährige beteiligt, fo muß jeder von ihnen durch einen beſonderen Pfleger vertreten fein 
wegen $181 (R 67, 61). Ein Erlöſchen von Rechten und Verbindlichkeiten, die zwiſchen 
dem Erblaſſer und einem Miterben beſtanden haben, tritt durch den Erbfall nicht ein; eine 
Bürgſchafterliſcht auch nicht teilweiſe, wenn der Gläubiger und der Bürge Miterben des Haupt 
ſchuldners werden (RG 76, 58). Ebenſowenig wird eine vor dem Erbfall getroffene Verfügung 
eines Nichtberechtigten über einen zum Vermögen des Erblaf ſers gehörigen Gegenſtand dadurch, 
daß der Verfügende Miterbe wird, ganz oder teilweiſe wirkſam ($ 185 Abſ 2 Satz 1). Ander⸗ 
ſeits wird eine Verfügung des Erblaſſers über eine Sache oder ein Recht des Miterben wirkſam, 
wenn dieſer auch nur für einen ſeinem Erbteile entſprechenden Teil der Nachlaßverbindlich 
keiten unbeſchränkt haftet ($ 185 Ab] 2 Satz 1). Aufrechnung eines Nachlaßſchuldners mit 
einer Forderung gegen einen einzelnen Miterben ift ausgeſchloſſen ($ 2040 Abs 2). Die 
Miterben werden durch den Erbfall auch Mitbeſitzer der Nachlaßſachen (58 857, 866). 

3. Die Erbengemeinſchaft des BGB entſteht unmittelbar kraft Geſetzes. Sie kann nicht 
durch Vertrag der Beteiligten geſchaffen werden. Wohl aber wird ſie unter den übrigen 
Erben fortgeſetzt, nachdem eine oder einige Erben durch Abfindung u. dgl. aus ihr aus⸗ 
geſchieden ſind. Darüber, ob und wann die Erbengemeinſchaft durch die fortſchreitende Auf⸗ 
teilung des Nachlaſſes beendigt wird, vgl. § 2059 A 2. 

4. übergangsrecht. Die Erbengemeinſchaft des BGB entſteht nur, wenn der Erbfall 
am 1. 1. 00 oder ſpäter eingetreten iſt (EG Art 213; R JW 02 Beil 268702). Anwend⸗ 
barkeit des neuen Rechtes auf Grund EG Art 173 (Verpfändung eines gemeinrechtlichen 
Erbteils) RG Gruch 49, 967 und ZW 02 Beil 268208. 
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§ 2033 


1) Jeder Miterbe?) kann über jeinen Anteil an dem Nachlaſſe verfügen“). 
Der Vertrag, durch den ein Miterbe über ſeinen Anteil verfügt, bedarf der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung). 

über ſeinen Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden kann ein 
Miterbe nicht verfügen“). 

E II 1907; P 5 837-889. 


1. Abweichend von den andern Fällen der Gemeinſchaft zur geſamten Hand: Geſell⸗ 
ſchaft $ 719, eheliche Gütergemeinſchaft $ 1442 (vgl. $ 2082 A 2; RG 60, 128), kann der 
Miterbe über ſeinen Anteil an dem Nachlaſſe als Ganzem, d. h. über die Geſamtheit 
der ihm als Teilhaber der Erbengemeinſchaft zuſtehenden Rechte, verfügen, d. h. ſie in 
der Weiſe auf einen audern überkragen, daß dieſer in die Rechtsſtellung des Miterben als 
Teilhabers der Gemeinſchaft eintritt (RG 60, 131; 83, 30); die Frage, ob der Erwerber des 
Erbteils dadurch an Stelle des Veräußerers „Erbe“ (Miterbe) im Rechtsſinne wird, iſt in 
RO 83, 30 und 88, 117 offen gelaſſen, aber wohl ſicherlich zu verneinen, da durch Privat 
willkür (abgeſehen von der Erbeinſetzung) das Erbrecht als ſolches nicht entſtehen oder aufhören 
kann ($3 1922 A 9; 2032 A 3); der veräußernde Miterbe bleibt vielmehr Erbe (N 64, 175) 
und es tritt daher auch nicht Nacherbfolge ein. Deshalb iſt auch zur Fortführung einer 
Handelsfirma die Einwilligung ſämtlicher Miterben erforderlich, auch wenn einer von 
ihnen alle Erbteile erworben hat (RIA 5, 185). Ein Erbſchein kann nur auf den Namen 
des veräußernden Miterben, nicht auf den des Erwerbers geftellt werden (RG 64, 173). 
A. M. in allen dieſen Beziehungen Leonhard Erl zu § 2033 111 C. — Die durch eine ſolche 
Verfügung erfolgende Übertragung des Erbteils iſt zu unterſcheiden von der Abtretung 
des Anſpruchs auf dasjenige, was dem Miterben bei der Auseinanderſetzung 
zukommt; eine ſolche Abtretung ſoll nach RG 60, 126, anders wie bei der Geſellſchaft 
G 717 Satz 2), nicht mit dinglicher Wirkung ($ 398) erfolgen können, jo daß eine nach der 
Abtretung erfolgende Verfügung über den Erbteil (auch deſſen Pfändung, ſ. A 3) der vor ⸗ 
her erfolgten Abtretung der Forderung auf das Auseinanderſetzungsergebnis vorgehen würde 
(im Ergebniſſe zuſtimmend Plauck3. Aufl Erl 2k, auch Leonhard Erl IVʒ a. M. Pringsheim, 
Abtretung und Pfändung des Erbteils, 1906). Die Entſcheidung iſt nicht unbedenklich; 
der Umſtand, daß die Forderung ein Beſtandteil des Erbteils, und zwar ein ſehr weſentlicher 
iſt, dürfte nicht zu dem Schluſſe zwingen, daß ſie nicht aus dieſem ausgeſchieden und nach 
allgemeinen Grundſätzen ($ 398) mit dinglicher Wirkung auf einen andern übertragen werden 
könne; ihre Veräußerung erſcheint gegenüber der des Erbteils als das geringere. Der 
nachher pfändende Gläubiger kann dann ein Pfandrecht an dem Erbteile nur mit dem In⸗ 
halte erwerben, den dieſer zur Zeit der Pfändung noch hatte (A 3), alſo ohne den vorher 
abgetretenen Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsergebnis. Die Abtretung dieſes Anſpruchs 
kann unter Umſtänden (ebenfogut wie deſſen Pfändung A 3) auch als Übertragung des 
Erbteils ausgelegt werden (vgl. Prot II 5, 839). — Die für die Übertragung einzelner 
Erbſchaftsgegenſtände erforderlichen Formen linsbeſondere bei Grundſtücken die Auflaſſung) 
kommen für die Übertragung des Erbteils nicht in Betracht, da diefer von dem Auteil an 
einzelnen Nachlaßgegenſtänden verſchieden iſt (A 5). Iſt der Miterbe als Teilhaber der Erben⸗ 
gemeinſchaft im Grundbuch eingetragen (G80 848; $ 2032 A 2), jo wird durch die Über- 
tragung das Grundbuch unrichtig und kann daher der Erwerber von dem Veräußerer die Be- 
richtigung fordern ($ 894, NG 90, 235). — Der Verfügung kaun ein entgeltliches (Kauf) oder 
ſonſtiges ſchuldrechtliches Geſchäft zugrunde liegen; iſt es ein Kauf, fo tritt das Vorkaufs⸗ 
recht der Miterben (88 2034ff.) in Kraft. Ob der als „Verkauf“ bezeichnete Veräußerungs- 
vertrag zugleich die dingliche Übertragung des Erbteils enthält, iſt Sache der Auslegung 
(RG Warn 1915 Nr 264). — Die Veräußerlichkeit des Erbteils kann auch durch Verfügung 
des Erblaſſers nicht ausgeſchloſſen oder beſchränkt, insbeſondere an die Zuſtimmung eines 
Teſtamentsvollſtreckers geknüpft werden (RG Warn 1915 Nr 292). — Der „Erbteil“ iſt zwar 
keine Forderung, kann aber in eine ſolche übergehen (durch Auseinanderſetzung) und es kann 
deshalb zu feiner Sicherung eine Höchſtbetragshypothek (§ 1190) beſtellt werden (RG 65, 366 
für gemeines Recht; a. M. KJ 40, 260). Der Beſtellung einer Grundſchuld zum Zwecke 
der Sicherung künftiger Erbanſprüche ſtehen keinesfalls Bedenken entgegen, da die Grund⸗ 
ſchuld keine Forderung vorausſetzt (RG 22. 12. 19 IV 303/19). 

2. Nur dem Miterben und ſeinemd Rechtsnachfolger ($ 2037) iſt die dingliche Verfügungs · 
macht eingeräumt, nicht dem Alleinerben, auch nicht über einen Bruchteil der Erbſchaft. 
Dadurch, daß ein Miterbe ſämtliche Erbanteile erwirbt, wird er zwar nicht Alleinerbe 
im Rechtsſinne (A 1); aber eine Erbengemeinſchaft beſteht nun nicht mehr und er iſt deshalb 
zur dinglichen Verfügung über einzelne Erbteile nach $ 2033 nicht mehr in der Lage; 
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eine dingliche Verfügung über die ihm nunmehr zustehende ganze Erbſchaft oder über einen 
Bruchteil davon iſt auch in dieſem Falle ausgeſchloſſen (KJ 46 A. 181, 187; RG 88, 116). 
Die Übertragung der ganzen Erbſchaft oder eines Bruchteils davon kann nur durch ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtung (88 2371, 2385) und in Erfüllung dieſer Verpflichtung durch Über- 
tragung der einzelnen Erbſchaftsgegenſtände ($ 2374) erfolgen. — Auch zugunſten eines 
andern Miterben kann ein Miterbe über ſeinen Erbteil verfügen; jener kommt aber 
dann nicht als Dritter im Sinne des § 2034 (A 1) in Betracht. — Der Miterbe kann auch 
einen Bruchteil ſeines Erbteils an eine andere Perſon oder ſeinen Erbteil nach Bruchteilen 
an mehrere andere übertragen; der oder die Erwerber ſtehen dann zu dem veräußernden 
Miterben bzw. untereinander in Bruchteilsgemeinſchaft (RG Warn 1913 Nr 234). Mehrere 
Erben eines Miterben bilden eine beſondere geſamthänderiſche Untergruppe innerhalb 
der Erbengemeinſchaft. — Auch der nur bedingt oder betagt zu einem Erbteile berufene 
Erbe kann nach Eintritt des Erbfalls über den Erbteil verfügen; insbeſondere der Bor-Mit- 
erbe auf Grund ſeines auflöſend bedingten oder mit Endtermin befriſteten Miterbrechts, 
unbeſchadet des Beſtehenbleibens der Belaſtung ſeines Erbteils mit der Nacherbfolge (vgl. 
A 3). — Die Anwartſchaft des Nacherben iſt nach dem Eintritte des Vorerbfalls ein unent- 
ziehbares Vermögensrecht und deshalb nicht nur vererblich (§ 2108 Abſ 2), ſondern auch, 
jedenfalls wenn ſie ſich auf einen Erbteil bezieht, dinglich veräußerlich, insbeſondere auch 
verpfändbar (RG Gruch 52, 680; 80, 384; 83, 434). Das ſoll aber nicht uur von dem Rechte 
des Mit, ſondern auch von dem des Allein ⸗Nacherben gelten, da die Gründe, die für 
den geſetzlichen Ausſchluß der dinglichen Übertragung des Vollrechts an einer ganzen Erb⸗ 
ſchaft maßgebend geweſen, für die Anwartſchaft des Nacherben nicht zutreffend ſeien, vielmehr 
eine entſprechende Anwendung des $ 2033 Abſ 1 Satz 1 wegen Gleichheit des geſetzgebe⸗ 
riſchen Grundes (Erleichterung der wirtſchaftlichen Verwertung des Rechtes) geboten ſei. Auch 
der Rechtsnachfolger des Allein⸗Nacherben ſoll alsdann unmittelbar mit dem Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge in den Geſamtbeſitz der Erbſchaft treten. So mit eingehender Begründung R& 101, 186 
(ebenſo RG 1. 3. 23 IV 358/22). Die Entſcheidung, die ſich, wie das Reichsgericht ausdrücklich 
hervorhebt, in Widerſpruch zu der überwiegenden Meinung in der Literatur ſetzt, iſt nicht 
unbedenklich, da fie dem bloßen Anwartſchaftsrechte des Nacherben weitergehende Befugniſſe 
verleiht, als ſie dem Vollerben zuſtehen; freilich iſt zuzugeben, daß die wirtſchaftliche Lage 
des Alleinnacherben in bezug auf die Verwertung ſeines Rechtes derjenigen des Miterben 
inſofern ähnlich ift, als beide über einzelne Erbſchaftsgegenſtände nicht verfügen können; 
doch kann dieſer Geſichtspunkt ſchwerlich entſcheidend ſein. Übrigens beruft ſich das Urteil 
mit Unrecht auf RG 83, 436, wo es ſich um ein Nacherbrecht an einem Erbteile gehandelt 
hat, und auf R 90, 235, wo nur auf Rc 83, 434 Bezug genommen iſt, alſo gleichfalls nur 
ein Pfandrecht an einem Nacherbenanteilsrechte gemeint fein kann. Tritt man der Ent- 
ſcheidung bei, jo wird jedenfalls auch die Formvporſchrift in Satz 2 entſprechend angewendet 
werden müſſeu. — In der Verfügung über den Erbteil wird in der Regel die Annahme der 
. 0 50 11 A 5 

„Verfügung 8 - — Verfügung iſt auch die Verpfändun 1274; RG 
84, 396; 87, 324; 90, 234) und die Beſtellung eines Niebbrauchs ( 1068) ane Erbteile. 
Der rechtsgeſchäftlichen Verfügung ſteht die Zwangsvollſtreckung gegen den verfügungs⸗ 
berechtigten Miterben gleich; durch $ 859 Abſ 2 ZPO ift anerkannt, daß der Erbteil, im Gegen⸗ 
ſatze zu den einzelnen Nachlaßgegenſtänden, der Pfändung unterworfen iſt (RG 59, 180). 
Bei der Zwangs vollſtreckung in den Erbteil (88 829, 857 ZPO) ſind die Miterben als 
Drittſchuldner anzusehen (MG 42, 827; 49, 407; 74, 54; 75, 180); in dem Pfändungsbeſchluſſe 
müſſen daher ſämtliche Miterben erkennbar, wenn auch nicht mit Namen bezeichnet fein (RG 42, 
830); auch muß er das an die Miterben gerichtete Leiſtungsverbot enthalten; ein Pfändungs⸗ 
beſchluß, der nur das Verfügungsverbot an den Schuldner enthält, iſt unwirkſam, da ein 
Fall des 8 857 Abf 2 BRD nicht vorliegt (RG 21. 1. 14 V 414/13). Der Ehemann einer 
in geſetzlichem Güterſtande lebenden Miterbin iſt nicht Drittſchuldner (RG 74, 51). Der 
Wortlaut des Pfändungsbeſchluſſes und der darin enthaltenen Verbote iſt nicht weſentlich; 
auch wenn ungenauerweiſe der Anſpruch auf Auseinanderſetzung oder Auszahlung des 
Erbteils als gepfändet bezeichnet iſt, kann darin durch Auslegung eine Pfändung des 
Erbteils gefunden werden (RG 40, 408; RG Warn 1911 Nr 139). Durch die Pfändung 
des Erbteils wird die Wirkſamkeit ſpäterer Verfügungen des Schuldners über dieſen 
dem pfändenden Gläubiger gegenüber verhindert (88 135, 136); ebenſo find gemein- 
ſchaftliche Verfügungen der Miterben über einzelne Nachlaßgegenſtände ohne Zuziehung 
des Gläubigers dieſem gegenüber unwirkſam. Der gepfändete Erbteil iſt dem Gläubiger 
zur Einziehung zu überweiſen (Überweiſung an Zahlungs Statt zum Nennwerte iſt aus⸗ 
geſchloſſen, da ein ſolcher nicht beſteht): doch kann das Vollſtreckungsgericht auch die Ver 
äußerung (Verſteigerung) anordnen (ZPO $ 857 Abſ 5); ein vorgehender Pfandgläubiger kann 
einer ſolchen Anordnung nicht widerſprechen (NG 87, 325). — Durch die Verfügung erlangt der 
Erwerber, obwohl er nicht Erbe im Rechtssinne wird (A 1), die Befugnis zur Ausübung der 
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dem Miterben als Teilhaber der Erbengemeinſchaft zuſtehenden Rechte, ſoweit ſie nicht 
höchſt perſönlicher Natur find, insbeſondere des Verwaltungs-, Benutzungs- und Frucht⸗ 
ziehungsrechts (8 2032 A 2), ſowie des Rechtes, die Auseinanderſetzung zu verlangen und 
den Antrag auf gerichtliche Vermittlung der Auseinanderſetzung zu ſtellen (FGG 8 86 Abſ 2); 
ferner zur Auseinanderſetzung zugezogen zu werden (§ 2042); auch das Recht auf den Über- 
ſchuß (8 2047), RG 88, 30. Der Miterbe bleibt für die Nachlaßverbindlichkeiten verpflichtet; 
doch haftet auch der Erwerber des Erbteils für ſie, wenn der Übertragung auf ihn ein 
Erbſchaftskauf oder ein anderes auf Veräußerung gerichtetes Rechtsgeſchäft zugrunde liegt 
(89 2383, 2385; RG 60, 131). Der Erbteil geht mit dem Inhalte, mit dem die darin be⸗ 
griffenen Rechte zur Zeit der Verfügung dem Miterben noch zuſtanden, auf den Erwerber 
über (vgl. wegen einer vorher erfolgten Abtretung des Anſpruchs auf das Auseinander⸗ 
ſetzungsergebnis A 1). Die Rechte des Nutznießers beſtimmen ſich nach §8 1085 ff., diejenigen 
des Pfandgläubigers nach § 1258. Vgl. § 1258 A 1—7. Dem rechtsgeſchäftlichen oder 
Pfändungspfandgläubiger „gebührt das Pfandrecht“ an den Gegenſtänden, die bei der 
Auseinanderſetzung auf den Erbteil fallen (§ 1258 Abſ 3); aus dieſer Ausdrucksweiſe wird 
in RG 84, 397 (abweichend von R 60, 126) gefolgert, daß der Gläubiger dieſes Pfandrecht 
nicht ohne weiteres von Geſetzes wegen erwirbt, ſondern nur einen Anſpruch darauf hat, 
daß ihm ein ſolches beſtellt werde (vgl. auch § 1258 A 5). Doch kann das verpfändete Mit⸗ 
erbrecht nicht ohne Zuſtimmung des Pfandgläubigers durch Auseinanderſetzung aufgehoben 
werden (§ 1276; R& 83, 31; 84, 399; 90, 236). Haben die Miterben von der Verpfändung 
Kenntnis erhalten, fo find fie dem Pfandgläubiger ſchadenserſatzpflichtig, wenn fie ohne ſeine 
Zuſtimmung ein zum Nachlaſſe gehöriges Grundſtück an einen gutgläubigen Dritten ver⸗ 
äußern und auflaſſen (RG 83, 31). Es bedarf zur Entſtehung des Pfandrechts an dem Erb- 
teile nicht der in $ 1280 für die Verpfändung von „Forderungen“ geforderten Anzeige an 
den Schuldner (RG 83 S. 28, 29). Auch im übrigen find die Beſtimmungen über das Pfand ⸗ 
recht an Forderungen (88 1279ff.) auf das Pfandrecht an einem Erbteile nicht anwendbar 
(RG 84, 397). Ebenſowenig kommt $ 399 in Frage (NG JW 1915, 245; Warn 1915 Nr 292). 
Das rechtsgeſchäftlich oder durch Pfändung erlangte Pfandrecht an dem Anteile eines Mit 
erben kann in das Grundbuch eines zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücks einge⸗ 
tragen werden mit der Wirkung, daß eine gemeinſchaftliche Verfügung der Miterben 
über das Grundſtück nur mit Zuſtimmung des Pfandgläubigers erfolgen kann; die Ein⸗ 
tragung hat in der für Verfügungsbeſchränkungen des Eigentümers beſtimmten Rubrik zu 
erfolgen (RG 90, 233; a. M. Achilles Strecker, GBO 8 48 Erl 2). Auch die Veräußerung 
des Miterbenanteils wird auf Antrag des Erwerbers — falls die Miterben ſchon eingetragen 
ſind, im Wege der Grundbuchberichtigung — einzutragen ſein mit der Wirkung, daß es 
zur emen eien Verfügung der Miterben über das Grundſtück (§ 2040) ſtatt der Mit. 
wirkung des Miterben, der veräußert hat, nunmehr derjenigen des Erwerbers bedarf 
(RG 60, 131; OLG 5, 426; 4, 189). 
4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung des Vertrags § 128, EG Art 141, 8660 
85 168.—182. Nichtbeobachtung der Form wirkt Nichtigkeit $ 125, wenn nicht in dem Ver⸗ 
trage Übertragung des Rechtes auf künftige Auszahlung der Nachlaßdividende gefunden 
werden kann (vgl. unten und A 1). Stand bereits das Grundrechtsgeſchäft unter dem gleichen 
Formzwange (89 2371, 2385) und war die Beobachtung der Form dabei unterblieben, ſo 
kann zwar nicht (wie in § 313 Satz 2) die formgerechte Verfügung den Mangel heilen (a. M. 
Strohal $ 64 bei A 17, Kretzſchmar § 89 A 8). Doch wird hierin unter Umſtänden form⸗ 
gerechte Beſtätigung des Grundgeſchäfts zu erblicken fein (§ 141). Der Berufung einer 
ertragspartei auf Nichtigkeit wegen Formmangels kann die andere Vertragspartei unter 
Umſtänden den Einwand (Replih der Argliſt (exceptio doli praesentis) entgegen⸗ 
halten, wenn diejenige Partei, die ſich auf die Nichtigkeit beruft, obſchon nicht vorſätzlich, 
die andere in den Irrtum verſetzt hat, daß die Form nicht erforderlich ſei (R Warn 1925 
Nr 162 in Anwendung der in RG 107, 361 [vpl. $$ 242 A 4, 313 A 5) ausgeſprochenen Rechts. 
grundſätze. In den Fällen der 88 2371, 2383 (Erbſchaftsverkauf) bedarf auch das Verpflich- 
tungsgeſchäft der gerichtlichen oder notariellen Beurtundung. Wie in den Fällen des 9 318 
(ogl. A 2 dazu) iſt ein ſolches Geſchäft nichtig, wenn in der notariellen oder gerichtlichen Ur⸗ 
tunde der Kaufpreis unrichtig angegeben iſt (RG Warn 1925 Nr 162). Dadurch wird aber 
das dingliche Verfügungsgeſchäft nicht nichtig, auch nicht, wenn es in der gleichen Urkunde 
beurkundet iſt, wie das ſchuldrechtliche Geſchäft, entſprechend den für die in Grundſtllckskauf⸗ 
verträgen mitbeurkundete Auflaſſung und Auflaſſungsvollmacht vom Reichsgericht (vgl. § 313 
A 6 Abs 4) aufgeſtellten Rechtsgrundſätzen (RG Warn a. a. O.). Die dingliche Verfügung 
kann jedoch in dieſem Falle im Wege des Bereicherungsanſpruchs (89 812 ff.) zurückgefordert 
werden, ſofern nicht § 817 Satz 2 entgegenſteht (NG Warn ebenda). — Der Formmangel 
eines Verſprechens der ſchenkungsweiſen Mere ug des Erbanteils wird durch die 
formgerechte dingliche Verfügung geheilt ($ 518 Abſ 2). In einer als ſolche unwirkſamen 
Verfügung über den Erbanteil kann eine wirkſame ſchuldrechtliche Verpflichtung zur 
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Übereignung desjenigen, was dem ſich Verpflichtenden bei der Auseinanderſetzung zu⸗ 
kommt, gefunden werden (R& 26. 9. 07 IV 37/07). Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts 98 1822 Nr 1, 1643 Abſ 1, 1686. 

5. Ob man bei der Erbengemeinſchaft des BGB von einem Anteile des Miterben an 
einzelnen Nachlaßgegenſtänden überhaupt ſprechen kann, iſt fraglich (verneinend RG 61, 78; 
dahingeſtellt 88, 26). 5 2033 Abi 2 ſcheint allerdings vorauszuſetzen, daß ſolche Anteile 
beſtehen (bejahend auch Kipp § 82 VI 1). Auf alle Fälle aber iſt der Anteil durch das 
Geſamthandverhältnis in der Weiſe gebunden, daß weder der einzelne Miterbe noch die 
Geſamtheit der Miterben über ihn verfügen kaun. Deshalb iſt die Belaſtung des Anteils 
eines Miterben an einem zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücke mit einer Hypothek oder 
Grundſchuld rechtlich unmöglich (RG 88, 26) und eine dahingehende Vormerkung unzuläſſig 
(RIA 4, 258). Auch ein Wirkſamwerden einer ſolchen Belaſtung gemäß 8 185 Abſ 2 dadurch, 
daß der Miterbe bei der Auseinanderſetzung das Grundſtück erwirbt, ſoll nach RG 88, 27 wegen 
§ 1114 ausgeſchloſſen ſein (anders für das preußiſche Recht: Rc 79, 395). Auch eine ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtung zur Übertragung der dem Veräußerer zuftehenden Erbanſprüche 
an dem geſamten Grundbeſitz“ wird (RG 61, 76) wegen Fehlens eines Verpflichtungs⸗ 
gegenſtandes für nichtig erklärt; doch dürfte hier eine Auslegung dahin, daß als Gegenſtand 
der dem Verpflichteten bei der Auseinanderſetzung zufallende Grundbeſitz gemeint war, die 
Aufrechterhaltung ermöglicht haben (ſo Leonhard Erl VII S. 176 bei A 3). Daß für den 
Fall der Nichtigkeit einer Verfügung über den Anteil an einzelnen Nachlaßgegenſtänden eine 
wirkſame ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Übertragung dieſer Gegenſtände oder des Erlöſes 
aus ihnen (richtiger wohl: eines entſprechenden Anteils an dieſen Gegenſtänden oder dem 
Erlöſe aus ihnen), ſoweit die Gegenſtände oder der Erlös bei der Auseinanderſetzung dem ſich 
Verpflichtenden zufallen, durch Auslegung feſtgeſtellt werden kann, iſt vom RG JW 09, 201. 
anerkannt. — Aus einem zum Nachlaſſe gehörigen Geſchäfte ſoll ein einzelner Miterbe nicht 
ohne Zuſtimmung der andern ausſcheiden können, weil darin eine Verfügung über ſeinen 
Anteil an einem einzelnen Nachlaßgegenſtande liegen würde (RA 13, 226). — Wegen 
der Verfügung über einzelne Nachlaßgegenſtände durch ſämtliche Miterben |. $ 2040 A 1. 


8 2034 


) Verkauft ein Miterbe ſeinen Anteil an einen Dritten?), jo ſind die übrigen 
Miterben zum Vorkaufe berechtigt?). 

Die Friſt für die Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt zwei Monate“). 
Das Vorkaufsrecht iſt vererblichs). 

E II 1908: P 5 889 —841; 6 818, 819. 


1. Das Vorkaufsrecht iſt den Miterben gegeben, um das durch die Zuläſſigkeit von 
Verfügungen jedes einzelnen Miterben über feinen Erbteil (8 2083 Abſ 1) ermöglichte Ein- 
dringen Fremder in die Erbengemeinfchaft einigermaßen einzuſchränken. Zu deſſen gänz⸗ 
licher Verhinderung ſind die Beſtimmungen unzulänglich. 

2. Das Vorkaufsrecht iſt nur für den Verkaufsfall, nicht für andere Veräußerungs- 
verträge (Tauſch, Schenkung) gegeben. Noch weniger, wenn am Anteil bloß ein Pfand- 
oder Nießbrauchsrecht beſtellt iſt. Der Verkauf muß ferner freiwillig vom Miterben, darf 
alſo nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter vorgenommen 
fein (8 512). Dem Verkauf durch den Miterben wird aber der Verkauf durch den Erwerber 
eines Erbteils ($ 2083 Abſ 1) gleichzuſtellen fein. Er muß weiter an einen Dritten, d. h. 
an einen außerhalb der Erbengemeinſchaft ſtehenden Fremden erfolgen. Daher kein Vor⸗ 
kaufsrecht, wenn ein Miterbe an den andern verkauft. 

3. Das Vorkaufsrecht ſteht den übrigen Miterben zu, nicht aber auch Dritten, an die 
ein Miterbe feinen Erbteil gemäß § 2083 übertragen hat (A 5). Es wirkt inſofern dinglich, 
als es nach Übertragung des Erbteils auf den Käufer unmittelbar gegen dieſen und den 
weiteren Erwerber des Anteils geltend gemacht werden kann (88 2035, 2037). Im übrigen 
find die Beſtimmungen über das perſönliche Vorkaufsrecht (58 504—514) ergänzend heran- 
zuziehen. Hervorzuheben iſt, daß das Recht mit Abſchluß des Kaufvertrags entſteht (8 504) 
und durch formloſe Erklärung gegenüber dem verkaufenden Miterben ($ 505), nach Über 
tragung des Anteils gegenüber dem Käufer ausgeübt wird ($ 2035). Mehrere Erben können 
es nur im ganzen, müſſen es aber nicht notwendig alle ausüben. Unter Umſtänden kann 
es auch von einem einzigen Miterben geltend gemacht werden ($ 518). Die das Vorkaufs⸗ 
recht ausübenden Miterben haften für den Kaufpreis als Geſamtſchuldner ($ 427). Soweit 
ſich duct den Vorkauf ihr bisheriger Anteil erhöht, find 98 1935, 2095 entſprechend an ⸗ 
wendbar. 

4. Die Zweimonatsfriſt beginnt mit der Mitteilung des Vertragsinhalts an die ein⸗ 
zelnen Vorkaufsberechtigten, zu welcher der Verkäufer gemäß § 510 verpflichtet iſt, und 
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läuft jedem beſonders. Sie entſpricht der geſetzlichen Friſt beim Vorkaufsrecht an Grund⸗ 
ftüden (5 510 Abf. 2). Sie läuft auch im Falle des § 2037 immer nur vom erſten Ver⸗ 
kaufsfalle. Berechnung der Friſt 88 187, 188. 

5. Das Vorkaufsrecht iſt nicht ſelbſtändig übertragbar und geht mit Übertragung des 
Anteils gemäß $ 2038 Abſ 1 nur dann auf den Erwerber über, wenn er Miterbe iſt (a. M. 
Planck Erl 2a). Denn die Miterbenſchaft, die ein dritter Erwerber des Erbteils nicht zu 
erlangen vermag ($ 2033 A 1), iſt nach Abſ 1 für die Ausübung des Vorkaufsrechts weſentlich 
(OLG 26, 302). Die Vererblichkeit iſt gegen die Regel des 8 514 anerkannt. 


§ 2035 


Iſt der verkaufte Anteil auf den Käufer übertragen, jo können die Mit⸗ 
erben das ihnen nach § 2034 dem Verkäufer gegenüber zuſtehende Vorkaufs⸗ 
recht dem Käufer gegenüber ausüben. Dem Verkäufer gegenüber erliſcht das 
Vorkaufsrecht mit der übertragung des Anteils). 

Der Verkäufer hat die Miterben von der Übertragung unverzüglich zu 
benachrichtigen). 

E II 1909; P 5 839—842; 6 174, 328. 


1. Nach der Regel des § 505 wäre das Vorkaufsrecht durch formloſe Erklärung gegen⸗ 
über dem Verpflichteten, d. h. dem verkaufenden Miterben, auszuüben, während es dem 
Dritten, dem Käufer, gegenüber überhaupt keine Wirkung äußern würde. Hiervon abweichend 
gewährt das Vorkaufsrecht der Miterben eine dingliche, auch dem Käufer und ſeinen Rechts · 
nachfolgern ($ 2037) gegenüber wirkſame Sicherung. Deshalb wird unterſchieden, ob ſich 
der verkaufende Miterbe durch den Kaufabſchluß nur erſt ſchuldrechtlich zur Übertragung 
des Erbteils verpflichtet hat (§ 433). In dieſem Falle bleibt es bei der Regel des § 505. Die 
übrigen Miterben haben es nur mit dem verkaufenden Miterben zu tun und ſind ihm nach 
den mit dem Dritten vereinbarten Beſtimmungen als Käufer verpflichtet. Oder es iſt 
bereits zur Erfüllung des Kaufes, zur Übertragung des Anteils mittels der dinglichen Ver 
fügung des § 2033 gekommen. Dann erliſcht nach Satz 2 gegenüber dem verkaufenden 
Miterben jeder Anſpruch. Es bleibt nur der Anſpruch gegen den Käufer. Er geht auf 
„Übertragung des Anteils auf die Miterben“ (§ 2036). Damit iſt zugleich ausgeſprochen, 
daß der verkaufte Anteil kraft Ausübung des Vorkaufsrechts den übrigen Miterben nicht 
ſchon ipso jure anfällt (OLG 9, 387; RG Warn 1925 Nr 131; a. M. Deruburg $ 193 V). 
Die Übertragung hat in der Form des $ 2083 Abſ 1 Satz 2 zu erfolgen; die Koſten tragen 
nach Treu und Glauben ($ 242) die das Vorkaufsrecht ausübenden Miterben; $ 448 Abs 2 
iſt auf die geſetzliche Verpflichtung des Erbteilskäufers zum Verkaufe an die Miterben nicht 
anwendbar (RG Warn 1925 Nr 131). Ihrerſeits jind die Miterben dem Käufer zur Erſtattung 
des gezahlten Kaufpreiſes und der etwa auf die Erbſchaft gemachten Aufwendungen und 
zur Befreiung von elwa übernommenen Verbindlichkeiten, und zwar geſamtſchuldneriſch 
(§ 427) verpflichtet (NG Warn a. a. O.) 

2. Daß der verkaufende Miterbe zur unverzüglichen Mitteilung (8 121) des mit dem 
Dritten geſchloſſenen ſchuldrechtlichen Vertrags verpflichtet iſt und daß dieſer Mitteilungs- 
pflicht auch durch den Dritten genügt werden kann, verordnet bereits § 510 Abſ 1. Der 
Empfang dieſer Mitteilung iſt entſcheidend für den Lauf der zweimonatigen Friſt zur Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts ($ 2034 A 4). Die dem Verkäufer des Erbteils ferner auferlegte Ver 
pflichtung, die Miterben von der geſchehenen Übertragung unverzüglich zu benachrichtigen, 
ſoll ſie nur darüber aufklären, daß ſie von jetzt ab nur noch mit dem Käufer zu tun haben 
und nur dieſem gegenüber die Friſt wahren können. Solange ſie dieſe Mitteilung nicht 
erhalten haben, müſſen fie die Friſt durch Erklärung gegenüber dem Verkäufer wahren 
können. Bei der Gleichheit der Formvorſchriften in § 2033 Abſ 1 und $ 2371 wird Vertrag und 
Verfügung meiſt zuſammenfallen, jo daß es nur einer Mitteilung des Verkäufers bedarf. 


8 2036 


Mit der Übertragung des Anteils auf die Miterben wird der Käufer von 
der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten frei!). Seine Haftung bleibt 
jedoch beſtehen, ſoweit er den Nachlaßgläubigern nach den SS 1978 bis 1980 
verantwortlich iſt; die Vorſchriften der 88 1990, 1991 finden entſprechende 
Anwendung?). 

E II 1910; P 5 839— 842; 6 328. 
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1. § 2036 ſchließt ſich an $ 2035 an und hat den dort geregelten Fall im Auge, daß dem 
Käufer der Erbteil bereits übertragen war; in dieſem Falle wird der Käufer von der Haf⸗ 
tung für die Nachlaßverbindlichkeiten frei, ſobald er den Erbteil auf die das Vorkaufsrecht 
ihm gegenüber ausübenden Miterben weiter übertragen hat. Der Käufer haftet aber nach 
§ 2382 bereits vom Abſchluſſe des Kaufes ab, alſo ſchon vor Übertragung des Erbteils 
auf ihn; wird bei dieſer Sachlage das Vorkaufsrecht gemäß § 2084 gegenüber dem Ver⸗ 
käufer ausgeübt, ſo kommt der Kaufvertrag unmittelbar zwiſchen dieſem und den Miterben 
zuſtande und tritt der Kaufvertrag mit dem Käufer außer Kraft; deshalb muß auch bereits 
mit dieſem Zeitpunkte die Haftung des Käufers erlöſchen (a. M. Planck Erl 2). Auch $ 2036 
Satz 2 kann in dieſem Falle keine Anwendung finden, da der Käufer noch nicht in den Mit⸗ 
beſitz und die Mitverwaltung der Erbſchaft gelangt war. — Der Käufer wird, abgeſehen von 
Satz 2, von jeder Haftung befreit, auch wenn er vermöge eines in ſeiner Perſon liegenden 
Umſtandes (z. B. nach $$ 1994, 2005, 2006, ZPO $ 780 Ab} 1) unbeſchränkt haftbar geworden 
ſein ſollte. Doch geht in dieſem Falle die unbeſchränkte Haftung in Anſehung des hinzu 
erworbenen Anteils auf die das Vorkaufsrecht ausübenden Miterben über (5 2007). 

2. Solange der Käufer auf Grund einer Verfügung gemäß 8 2083 der Erbengemeinſchaft 
angehört, hat er auch die den Miterben obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen. Hierzu 
gehört ordnungsmäßige Verwaltung, Sorgſamkeit in der Berichtigung der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten, unter Umſtänden rechtzeitige Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes (88 19781980). 
Die durch Verletzung dieſer Verpflichtung entſtehenden Eigenverbindlichkeiten des Käufers 
(8 1978 A 4) bleiben beſtehen, und zwar auch dann, wenn wegen Dürftigkeit des Nachlaſſes 
Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs nicht ſtattgefunden hat, ſondern der Käufer des 
Erbteils gemäß § 1990 vorgegangen und deshalb auf Grund des § 1991 verantwortlich 
geworden iſt. Nur dies will die Verweiſung auf 88 1990, 1991 beſagen. Denn von einer 
Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaß im Sinne dieſer Paragraphen kann bei einem 
Käufer, der ſich des gekauften Anteils bereits wieder entledigt hat, nicht mehr die Rede ſein. 
Soweit der Käufer aus derartigen Eigenverbindlichkeiten haftet, kann er während der Dauer 
einer Nachlaßverwaltung oder eines Nachlaßkonkurſes nur von dem Nachlaß⸗ oder Konkurs⸗ 
verwalter ($ 1978), im Falle des 8 1990 aber von den Nachlaßgläubigern unmittelbar in 
Anſpruch genommen werden (a. M. Strohal bei Plauck 3. Aufl A 1; Leonhard III; wie hier 
Planck 4. Aufl.). Seine Aufwendungen kann er von den Nachlaßgläubigern nach Maßgabe 
des § 1978 Abſ 3 erſtattet verlangen. . 


§ 2037 
Überträgt der Käufer den Anteil auf einen anderen, ſo finden die Vor⸗ 


ſchriften der 88 2033, 2035, 2036 entſprechende Anwendung!). 
E II 1911; P 5 8890— 8641; 6 618, 319, 328. 


1. Der Käufer des Erbanteils kann ſeinerſeits wieder hierüber dinglich verfügen (§ 2038), 
hat aber gleichfalls die Benachrichtigungspflicht aus 8 2035 Abſ 2. Auch gegenüber dem 
zweiten und den ferneren Erwerbern ſind die Miterben zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
befugt ($ 2035 Abſ 1), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob dieſer Übertragung ein Kauf 
oder ein anderes ſchuldrechtliches Geſchäft zugrunde liegt. In dieſem Falle werden alle 
vorangehenden Erwerber von der Schuldenhaftung befreit ($ 2036). Die Zweimonatefriſt 
des $ 2034 Abſ 2 läuft den Miterben jedoch auch gegenüber allen ſpäteren Erwerbern von 
dem erſten Verkaufe durch den Miterben ab und das Vorkaufsrecht erliſcht ein für allemal 
durch Nichtausübung innerhalb dieſer Friſt oder durch Verzicht gegenüber einem Erwerber. — 
Haben die Miterben die Ausübung des Vorkaufsrechts gegenüber dem verkaufenden Mit- 
erben oder einem Erwerber erklärt und der Erklärungsempfänger überträgt den Erbteil ftatt 
an ſie an einen Dritten, ſo werden ſie gegen dieſen einen Anſpruch auf Übertragung des 
Erbteils an ſie nicht geltend machen können; die von der zweiten Kommiſſion (Prot 6, 319) 
beabſichtigte actio in rem seripta hat einen Ausdruck im Geſetze nicht gefunden; fie werden 
alſo auf einen Schadenserſatzanſpruch gegen den Erklärungsempfänger angewieſen ſein, 
ſofern fie nicht auch dem neuen Erwerber gegenüber noch in der Lage find, das Vorkaufs⸗ 
recht auszuüben (ſo Plauck 3. Aufl Erl 3; a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars). 


S 2038 
Die Verwaltung des Nachlaſſes ſteht den Erben gemeinſchaftlich zu!). 
Jeder Miterbe iſt den anderen gegenüber verpflichtet, zu Maßregeln mitzu⸗ 
wirken, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ſind?); die zur 


Erhaltung notwendigen Maßregeln kann jeder Miterbe ohne Mitwirkung der 
anderen treffen“). 
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Die Vorſchriften der SS 743, 745, 746, 748 finden Anwendung). Die 
Teilung der Früchte erfolgt erſt bei der Auseinanderſetzungs). Fit die Aus⸗ 
einanderſetzung auf längere Zeit als ein Jahr ausgeſchloſſen, ſo kann jeder 
Miterbe am Schluſſe jedes Jahres die Teilung des Reinertrags verlangen‘) “). 

E II 1912; P 5 861, 862. 


1. Die gemeinſchaftliche Verwaltung des Nachlaſſes begreift in ſich die zur Verwah⸗ 
rung, Sicherung, Erhaltung und Vermehrung ſowie zur Gewinnung der Nutzungen erforder⸗ 
lich oder geeignet erſcheinenden Maßregeln, wozu auch die Fortführung eines Geſchäfts⸗ 
betriebs gehören kann. Die Art der Verwaltung kann bei Übereinſtimmung fämtlicher Mit- 
erben von ihnen frei beſtimmt werden, vorbehaltlich ihrer Verantwortung gegenüber den 
Nachlaßgläubigern bei Beſchränkung ihrer Haftung (8 1978). Zur Verwaltung können 
unter Umſtänden auch Verfügungshandlungen erforderlich werden, d. h. ſolche, welche 
die Subſtanz des Nachlaſſes durch Veräußerung oder Belaſtung von Nachlaßgegenſtänden 
dinglich verändern; über dieſe ſind beſondere Beſtimmungen getroffen (88 2033 Ubi 2, 2040 
Abſ 1, 2046 Abſ 3). Über die Aufhebung einer mit einem Dritten beſtehenden Ge: 
meinſchaft vgl. $2039 A 1. Für die Verwaltungsgemeinſchaft der Erben ift nur Raum, 
wenn die Verwaltung nicht einem Nachlaßverwalter (§ 1984), Konkursverwalter (KO 86) oder 
Teſtamentsvollſtrecker (§ 2205) zuſteht. Durch letztwillige Verfügung des Erblaſſers kann 
in Form einer von dieſem den Erben gemachten Auflage ($ 1940, vgl. auch 88 2044, 2048) 
die Verwaltung anders geregelt, insbeſondere einem oder mehreren einzelnen Miterben 
übertragen ſein. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zur Abweichung von den Be⸗ 
ſtimmungen des Erblaſſers wird $ 712 entſprechend angewendet werden können. Der an 
einzelne Miterben erteilte Verwaltungsauftrag iſt jederzeit widerruflich und kündbar ($ 671). 


2. Die Mitwirkung iſt nicht bloß Zuſtimmung (8 744), erfordert vielmehr nach Um⸗ 
ſtänden auch tätiges und rechtsgeſchäftliches Handeln. Den Nachlaßgläubigern haften daraus 
die Miterben als Geſamtſchuldner mit dem eigenen Vermögen. Untereinander haben ſie ſich 
über die geführten Geſchäfte Auskunft zu erteilen, nach Befinden Rechenſchaft zu legen 
(88 681, 666), ſich Treu und Glauben zu halten (f. auch RG 68, 285). Sie haften einander für 
Verſchulden nach SS 276, 278. Erſatzauſprüche an den Nachlaß find, ſobald es der Stand des 
Nachlaſſes geſtattet, ſpäteſtens bei der Auseinanderſetzung auszugleichen ($ 2046). Die Mit- 
wirkung kann nur zur ordnungsmäßigen Verwaltung verlangt werden. Diele (vgl. 
auch 55 745, 1374, 1472, 2120, 2130, 2206, 2216) beſteht insbeſondere in der Beſitznahme, 
Verwahrung und Sicherung des Nachlaſſes, Inſtandhaltung, Regelung des Gebrauchs und 
Nutzbarmachung fruchtbringender Sachen, Verſicherung der Erbſchaftsſachen, ſoweit dies 
nach den Verhältniſſen üblich ift, Klarſtellung beſtrittener Rechtsverhältuiſſe, Einziehung 
gefährdeter Außenſtände, Belegung verfügbarer Kapitalien uſw. Zur Kündigung einer 
Nachlaßforderung iſt der einzelne Miterbe nicht berechtigt (RG 65, 5). Antrag auf Erb⸗ 
ſchein $ 2357. Wegen Errichtung eines Nachlaßverzeichniſſes vgl. A 7. 


3. Erhaltungsmaßregeln wie bei der Gemeinſchaft $ 744 Abſ 2. Ebenſo wenn mehrere 
Teſtamentsvollſtrecker beſtellt find ($ 2224 Abſ 2). Die Zuſtimmung der Miterben gilt als 
im voraus erteilt. Der handelnde Miterbe verpflichtet inſoweit im Zweifel zugleich die 
Gemeinſchaft. Die Stellung des Antrags auf Beſtimmung einer Inventarfriſt gegen den 
Erben des Schuldners einer zum Nachlaſſe gehörigen Forderung kann nicht durch einen 
einzelnen Miterben erfolgen, da ſie keine zur Erhaltung notwendige, ſondern nur eine zur 
Erlangung des Rechtes auf unbeſchränkte Haftung nützliche Maßregel iſt (KG in RIA 16, 50). 


4. § 743: unentziehbares Recht zum Mitgebrauch der Nachlaßgegenſtände (vgl. 8 745 
Abſ 3 Satz 2), wegen der Früchte |. A 5; 8 745: Regelung der Verwaltung und Benutzung 
durch Stimmenmehrheit nach der Größe der Erbteile, ſomit ohne Rücksicht auf das Ergebnis 
der Ausgleichungspflicht, 98 2050 ff.; aber immer nur innerhalb der Grenzen einer der Be⸗ 
ſchaffenheit der Erbſchaftsgegenſtände entſprechenden ordnungsgemäßen Verwaltung. 
Die Art der Beſtattung des Erblaſſers wird in Ermangelung einer letztwilligen Anordnung 
nicht durch Stimmenmehrheit der Miterben, ſondern nach Maßgabe des mutmaßlichen Willens 
des Erblaſſers im Streitfalle durch das Gericht geregelt (RG 100, 173; vgl. § 1968 A 2). 
Kein Stimmrecht im Falle widerſtreitender Intereſſen (BayObt& Recht 05, 344 157), 
Sonſt Verwaltung und Benutzung nach billigem Ermeſſen, nötigenfalls Entſcheidung darüber 
im Rechtswege auf Grund beſtimmt zu formulierender Anträge (. $ 745 A 3). Zur Ein- 
willigung in Fortführung eines Handelsgeſchäfts wird ein Miterbe wegen der nach HGB 
89 27, 25 für ihn dadurch entſtehenden perſönlichen Haftung für die Verbindlichkeiten nicht 
durch Mehrheitsbeſchluß genötigt werden können. Auch eine weſentliche Veränderung der 
Nachlaßgegenſtände kann nicht verlangt werden (8 745 Abſ 8 Satz 1). 8 746: Wirkung 
für und gegen den Sondernachfolger (Erwerber eines Erbteils). § 748: Verpflichtung zur 
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anteiligen Tragung der Laſten und Koſten. Sie beſchränkt ſich jedoch auf die im Nachlaß 
vorhandenen bereiten Mittel und begründet keine Vorſchußpflicht. Den Gläubigern gegen⸗ 
über kann ihre Berichtigung als einer Nachlaßverbindlichkeit aus dem eigenen Vermögen 
bis zur Teilung von jedem Miterben verweigert werden ($ 2059 Abſ 1). 


5. Abweichend von § 743 Abſ 1 iſt Teilung der Früchte hinausgeſchoben bis zur Aus ⸗ 
einanderſetzung (88 2042 ff.). Erſt dann kann überſehen werden, ob dem einzelnen Mit- 
erben mit Rückſicht auf Ausgleichungspoſten und Schulden an den Nachlaß überhaupt etwas 
zukommt. Eine frühere Verteilung kann auch durch Mehrheitsbeſchluß nicht ins Werk ge⸗ 
ſetzt werden, wohl aber durch Vereinbarung ſämtlicher Miterben (RG 81, 241). Dem ganz 
unbegründeten Widerſpruch eines einzelnen Miterben wird nur etwa mit $ 226 begegnet 
werden können. Iſt ein Teil des Nachlaſſes noch unverteilt geblieben, hat aber einer der 
Miterben aus der Nachlaßmaſſe bereits vorſchußweiſe gegen die Verpflichtung zur Anrechnung 
auf ſeinen bei der ſchließlichen Auseinanderſetzung ſich ergebenden Anteil ſo viel erhalten, 
daß dadurch dieſer Anteil erſchöpft iſt, ſo hat er, obwohl formell noch Miterbe, keinen Anſpruch 
auf Teilnahme an den Nutzungen der unverteilten Maſſe (RG 17. 2. 21 IV 366/20). 


6. Vorausgeſetzt if. daß die Auseinanderſetzung nach 88 2043, 2044 durch letztwillige 
Verfügung, wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben oder durch Vereinbarung 
der Erben auf länger als ein Jahr ausgeſchloſſen iſt. Der Teilungsanſpruch entſteht 
nicht ſchon dadurch, daß ſich die Auseinanderſetzung über Jahresfriſt verzögert (RG 81, 
244). ft die Auseinanderſetzung ausgeſchloſſen, jo tritt die Regel des § 743 Abſ 1 ein, 
wiewohl unter Beſchränkung auf den Reinertrag, alſo der Früchte nach Abzug der Ge⸗ 
winnungskoſten. 

7. Eine allgemeine gegenſeitige Auskunftspflicht der Miterben als ſolcher unterein- 
ander über den Nachlaß als Inbegriff ($ 260) iſt vom Gelege nicht anerkannt und vom 
Reichsgericht wiederholt abgelehnt worden (vgl. beſonders RG 81, 80 und 21. 2. 21 IV 
459/20) In der zweiten Auflage dieſes Kommentars ift fie als für die Praxis unent- 
behrlich bezeichnet und ihre Entwicklung zu einer Rechtsregel befürwortet worden. Ohne 
eine durch das Geſetz gebotene Handhabe wird es aber nicht angängig fein, den Miterben all- 
gemein eine ſolche Verpflichtung aufzuerlegen, die mit ihren (namentlich aus § 260 ſich 
ergebenden) Folgen für diejenigen, die dem Nachlaſſe ganz ferngeſtanden haben, recht drückend 
ſein kann. Das Geſetz hat dadurch, daß es für die einzelnen Fälle, in denen es eine beſondere erb⸗ 
rechtliche Auskunftspflicht, über die aus den allgemeinen Vorſchriften über Geſchäftsführung 
und Auftrag (88 681, 666) ſich ergebende hinaus, für geboten erachtete (88 2027 Abſ 1, 2, 2028, 
2057), ganz beſtimmte Vorausſetzungen aufſtellte, zu erkennen gegeben, daß es die Auskunfts⸗ 
pflicht unter Miterben als allgemeine Regel nicht aufſtellen wollte. Dem praktiſchen Bedürf- 
niſſe dürfte auch im weſentlichen genügt fein dadurch, daß jeden erbe, der ſich unter Inan⸗ 
ſpruchnahme eines größeren als des ihm zuſtehenden Erbrechts oder auch ohne dies aus dem 
noch nicht in den tatſächlichen Mitbeſitz ſämtlicher Miterben übergegangenen Nachlaſſe in den 
Beſitz von Erbſchaftsgegenſtänden geſetzt hat ($ 2027 Abſ 1, 2) oder 1 auch nur in häuslicher 
Gemeinſchaft mit dem Erblaſſer gelebt hat (§ 2028) oder ausgleichungspflichtige Zuwendungen 
erhalten ($ 2057) oder Geſchäfte für die Erbſchaft geführt hat, ſei es mit oder ohne Auftrag 
(88 681, 666), zur Auskunft verpflichtet iſt. Auch dafür, eine ſolche Auskunftspflicht etwa 
jedem Miterben, der aus irgendeinem Grunde Schuldner einer Nachlaßforderung ge- 


worden iſt, hinſichtlich dieſer ſeiner Schuld aufzuerlegen, ohne daß fie in dem Schuld. 


berhältniffe an ſich begründet wäre, dürfte kein Bedürfnis beſtehen. Ein über die allgemein 
in Rechtsverhältuiſſen beſtehende Pflicht zur Wahrung von Treu und Glauben hinausgehendes 
beſonderes Treueverhältnis unter den Miterben ift auch in Rch 65, 10 nicht anerkannt. 
In dem beſonderen Falle, wo ein vorausſichtlich zum Miterben Berufener, ohne in häus⸗ 
licher Gemeinſchaft mit dem Erblaſſer zu leben, ſchon bei deſſen Lebzeiten Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände an ſich gebracht hat, wird eine die Auskunftspflicht begründende Sachlage jedenfalls 
dann anzunehmen fein, wenn er dieſe Erbſchaftsgegenſtände nach dem Erbfalle unter Be- 
anſpruchung eines größeren als des ihm zuſtehenden Erbrechts für ſich zurückbehält (RG SL, 
295; vgl. auch $ 2028 A 2). Eine allgemeine Auskunftspflicht dürfte auch aus der in $ 2038 
Abſ 1 Satz 2 gebotenen Mitwirkung zu Maßregeln der ordnungsgemäßen Verwaltung nicht zu 
entnehmen ſein. Doch wird den älteren Auflagen zugegeben werden müſſen, daß zu ſolchen 
Maßregeln auch, wie in vielen anderen Fällen, die Errichtung eines Nachlaßverzeichniſſes 
gehört, die die Grundlage einer ordnungsmäßigen Verwaltung fremden oder mit anderen ge⸗ 
meinſchaftlichen Vermögens bildet, und daß deshalb die Mitwirkung dazu von den Miterben 
verlangt werden kann (a. M. anſcheinend RG 81, 82), woraus zu folgern fein wird, daß der 
Miterbe bei der Errichtung des Verzeichniſſes nach Treu und Glauben anzugeben hat, was 
ihm über Nachlaßgegenſtände bekannt iſt; darin liegt aber keine Auskunftspflicht im eigent- 
lichen Sinne mit den aus § 260 ſich ergebenden Folgen (ſelbſtändige Vorlage eines Verzeich 
niſſes und Offenbarungseid). 
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$ 2039 
Gehört ein Anjpruc zum Nachlaſſe!), ſo kann der Verpflichtete nur an 
alle Erben gemeinſchaftlich leiſten und jeder Miterbe nur die Leiſtung an alle 
Erben fordern?). Jeder Miterbe kann verlangen, daß der Verpflichtete die zu 
leiſtende Sache für alle Erben hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur Hinter⸗ 
legung eignet, an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abliejert?)?). 
E II 1913; P 5 843, 862— 865. 


1. Der zum Nachlaſſe gehörende Anſpruch (ogl. auch 88 1978, 1991, 2019, 2041, 2888 
Abſſ 1 Satz 2) kann dinglicher oder perſönlicher Art ſein. Hierzu gehört auch der Erbſchaftsan⸗ 
ſpruch SS 2018ff. Immerhin muß es ſich um einen Anſpruch im Sinne von $ 194, ſomit um 
Geltendmachung eines Rechtes handeln, von einem andern ein beſtimmtes Tun oder Unter: 
laſſen zu verlangen. Daran fehlt es, ſolange ſich die Miterben nur erſt in einer Rechtslage 
befinden, kraft deren es noch von ihrer Entſchließung abhängt, ob und welche Rechte ſie in 
Anſpruch nehmen und ob ſie ſich dafür unter Umſtänden auch entſprechenden Verpflichtungen 
unterwerfen wollen. Eine ſolche Entſchließung enthält eine Verfügung über einen Nachlaß⸗ 
gegenſtand ($ 2040 Abſ 1). Deshalb können Rücktrittsrechte (RG 107, 240; 18. 5. 25 U 426/24), 
Wahlrechte, Wiederkaufs⸗ und Vorkaufsrechte (außer im Falle des § 2034 A 3), Anfechtungs⸗ 
rechte auf Grund der $$ 119 ff. BGB (RG 107, 238, anders bei ſolchen auf Grund des An⸗ 
fechtungsgeſetzes), Rechte auf Wandlung oder Minderung, der Widerruf der Schenkung 
nur von allen Erben gemeinſchaftlich ausgeübt werden. Iſt die Fälligkeit einer zum 
Nachlafſe gehörenden Forderung von einer Kündigung abhängig, jo it zu dieſer ein 
einzelner Miterbe nicht befugt, da fie eine Verfügung über die Forderung (9 2040 
Abs 1) enthält (RG 65, 5); dagegen iſt jeder einzelne Miterbe befugt, den Schuldner 
einer fälligen Forderung, wie durch Klagerhebung, ſo auch durch Mahnung zur Leiſtung 
an alle oder Hinterlegung in Verzug zu ſetzen. Zu dem Autrage auf Beſtimmung 
einer Inventarfriſt gegen den Erben des Schuldners (8 1994) ſoll nach Kammer⸗ 
gericht (RIA 16, 50) die Mitwirkung aller Miterben des Gläubigers erforderlich ſein; doch 
dürfte das nicht gerechtfertigt ſein, da mit dem Antrage die Inventarerrichtung gefordert wird, 
die ſich als eine „Leiſtung“ darſtellt, wenn fie auch nicht direkt erzwungen werden kann (§ 1994 
A J), und da dieſe Leiſtung nicht an den einzelnen Miterben, ſondern zugunſten des geſamten 
Nachlaſſes erfolgen ſoll, alſo die weſentlichen Erforderniſſe des § 2039 Satz 1 zutreffen. 
Auch der Anwendung der Vorſchrift auf die Erhebung ſowohl poſitiver wie negativer 
Feſtſtellungsklagen, die auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines zum Nachlaſſe ger 
hörigen Anſpruchs gerichtet find, ſteht nichts entgegen (RG JW 05, 14658; 23 1917, 449; 
fo auch ſchon für das preußiſche Recht RG 44, 183). Doch wird zum Ausdruck kommen 
müſſen, daß die Feſtſtellung ſich auf die Leiſtungspflicht an alle beziehen foll. Gegen einen 
Teſtamentsvollſtrecker kann jeder einzelne Miterbe unbeſchränkt auf Einhaltung der 
Grenzen feiner Verwaltungsbefugniſſe und ordnungsmäßige Verwaltung klagen (RG 73, 26; 
29. 10. 17 IV 241/17); es handelt ſich dabei nicht um zum Nachlaſſe gehörige Anſprüche, 
jondern um perſönliche Rechte des einzelnen Miterben. Ob der Antrag auf Aufhebung 
einer mit einem Dritten beſtehenden Gemeinſchaft, insbeſondere durch Zwangs⸗ 
verſteigerung eines Grundſtücks, das zu dieſer Gemeinſchaft gehört, als Geltendmachung 
eines Anſpruchs im Sinne des $ 2039 angeſehen werden kann, iſt ſtreitig; KG (OLG 25, 267) 
und OLG Naumburg (Naumburg 1921, 22) haben die Frage verneint; doch hat das KG 
(Beſchluß vom 24. 2. 22) dieſe Auffaſſung ausdrücklich aufgegeben; RG 108, 424 hat die 
Frage bejaht und demgemäß die Zuläſſigkeit der Stellung eines ſolchen Antrags durch einen 
einzelnen Miterben zugunſten aller anerkannt. Die Entſcheidung iſt nicht unbedenklich, da 
ein ſolcher Antrag (anders wie eine Klagerhebung, vgl. oben) doch wohl eine Verfügung 
über einen Nachlaßgegenſtand ($ 2040 Abſ 1) enthält. — Ein Anſpruch auf B erichtigung 
des Grundbuchs (insbejondere gegen einen auf Grund durch Anfechtung nichtig gewor⸗ 
dener Auflaſſung als Alleineigentümer eingetragenen Miterben) fällt unter $ 2039 ( 
28. 2. 25 V 398/24). Ebenſo kann der Antrag auf Aufwertung einer zum ungeteilten 
Nachlaſſe gehörigen Forderung auf Grund des Aufwertungsgeſetzes (vgl. $ 242 A 5) von 
einem einzelnen Miterben bei der Aufwertungsſtelle geſtellt werden (NG 17. 6. 25 VB14/25). 
Die Herausgabe des von einem Geſchäftsführer ohne Auftrag bei Führung eines 
Geſchäfts für den Nachlaß Erlangten kann ein einzelner Erbe erſt verlangen, nachdem die 
Miterbengemeinſchaft die Geſchäftsführung genehmigt hat (RG 31. 1. 27 IV 567/26). 


2. Daß ſich der Nachlaßſchuldner nur durch Erfüllung an die Erbengemeinſchaft be» 
freien kann, folgt ſchon aus $$ 2032, 2033, 2040. Am Erfüllungsort wird durch den Erbfall 
nichts geändert. Befreiung durch Leiſtung an den durch Erbschein ausgewieſenen Erben 
§ 2867. Aus dem Grundſatz der geſamten Hand würde an ſich auch folgen, daß die Mit ⸗ 
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erben nur gemeinſchaftlich die Leiſtung zu fordern berechtigt ſind. Dieſer Grundſatz iſt 
aber im BGB, im Auſchluß an eine im Gebiete des Pra R ausgebildete Praxis, durchbrochen 
durch Gewährung eines Individualklagrechts an die einzelnen Teilhaber der Erben⸗ 
gemeinſchaft. Die Vorſchrift entſpricht derjenigen des § 432, die für den Fall gegeben 
iſt, daß mehrere (ohne in einem Geſamthandverhältniſſe ſtehen zu müſſen) eine unteilbare 
Leiſtung zu fordern haben. Sie gilt aber hier auch für teilbare Leiſtungen. Leiſtung an 
ihn ſelbſt kann der Miterbe in der Regel weder ganz noch zu einem feinem Erbteile ent- 
ſprechenden Teile verlangen, ausgenommen, wenn es ſich etwa um einen Rechtseingriff 
(Eigentumsſtörung) handelt, der ihn allein berührt (RG Warn 1916 Nr 248). Iſt der Klage⸗ 
antrag nicht entſprechend beſchränkt, d. h. auf Leiſtung an alle gerichtet, fo foll das Gericht 
in Ausübung des Fragerechts (§ 139 ZPO) eine ſachgemäße Beſchränkung des Antrags 
berbeiführen (RG Warn 1913 Nr 236 d); in IV 503/06 30. 5. 07 ift die Beſchränkung 
ſogar von Amts wegen beigefügt. — Widerſpruch der übrigen Miterben ſteht der Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs durch einen Miterben nicht entgegen; ſind die übrigen nicht zur 
Empfangnahme der Leiſtung bereit, ſo kann er die Hinterlegung erwirken (RG 24. 2. 12 
IV 345/11). Klagen ſämtliche Miterben auf Leiſtung an die Erbengemeinſchaft, ſo beſteht, 
da jeder von ihnen auch allein den gleichen Anſpruch erheben könnte, keine notwendige 
Streitgenoſſenſchaft (fo Stein, ZPO zu $ 621113 bei Note 50; RG Warn 1913 Nr 235; 
RS 16. 3. 16 IV 378/15; dahingeſtellt JW 1911, 1012); a. M. anſcheinend RG 96, 52. 
Auch ein Arreſt kann von einem einzelnen Miterben zugunſten der Geſamtheit, aber nicht 
zur Sicherung ſeines Anteils beantragt werden (RG 30. 5. 07 IV 503/06). Klageberechtigt 
iſt ein Miterbe aus einem gegenſeitigen Vertrage, auch wenn er die den Erben obliegende 
Gegenleiſtung nicht allein beſchaffen kann (a. M. Dernburg V $ 177 bei A 15); doch kann der 
Schuldner den Einwand aus $ 322 erheben mit der dort bezeichneten Folge. — Das Klage⸗ 
recht des einzelnen Miterben iſt ein ihm zuſtehendes, von dem Rechte der andern unab- 
hängiges Sonderrecht; er iſt nicht Vertreter der andern, ſondern klagt nur in eigenem 
Namen. Aus dem ergangenen Urteile kann nur der Miterbe, der geklagt hat, Zwangs⸗ 
vollſtreckung betreiben, deren Vollziehung allerdings auch den andern zugute kommt. 
Rechtskraft wird nur für und gegen ihn geſchaffen; die übrigen Miterben ſind dadurch, 
daß er abgewieſen iſt, nicht gehindert, den gleichen Anſpruch auch ihrerſeits geltend zu machen; 
anderſeits kann der Schuldner, der auf die Klage eines Miterben verurteilt iſt, den von den 
andern erhobenen gleichen Auſpruch noch beſtreiten (NG Warn 1913 Nr 235; ebenſo Ro 
17. 6. 25 VB 14/25). Durch die Erhebung der Sonderklage eines Miterben wird die Ver⸗ 
jährung gegenüber den andern nicht unterbrochen (vgl. auch § 432 Abf 2; a. M. Stau- 
dinger Erl 4); deshalb beginnt auch die Friſt des § 207 für die Vollendung der 
Verjährung nicht ſchon mit dem Zeitpunkte, wo ein Miterbe die Erbſchaft angenommen 
hat. — Wegen dieſer befchräuften Wirkungen der Sonderklage hat das Reichsgericht 
in ſtändiger Rechtſprechung augenommen, daß der Wert des Streitgegenſtandes, 
obwohl die Klage auf die ganze Leiſtung gerichtet iſt, auch wenn der Gegenſtand der 
Leiſtung eine beſtimmte Sache oder Geldſumme iſt, nicht gemäß 8 6 nach dem Werte 
dieſer Sache oder dem Betrage der Geldſumme, ſondern gemäß $ 8 3 PO nach dem Inter⸗ 
eſſe des klagenden Miterben an der zum Nachlaſſe zu machenden Leiſtung zu bemeſſen iſt, 
das einem ſeinem Anteile an der Erbſchaft entſprechenden Bruchteile des Wertes der 
Leiſtung gleichkommt. So RG 33, 427; 38, 421 (für älteres Recht); ferner Warn 1912 
Nr 274. Daran hat das Reichsgericht auch gegenüber dem in der Rechtslehre hervor⸗ 
getretenen Widerſpruche feſtgehalten: RG 93, 127; Warn 1917 Nr 184; 1. 11. 20 IV 421/19. 
Das ſoll auch bei der Klage eines Miterben gegen einen anderen auf Einwerfung eines 
Betrags in die Erbmaſſe gelten (RG 12. 7. 19 IV 104/19). Es läßt ſich nicht verkennen, 
daß dieſe Rechtſprechung zu einer gewiſſen Härte gegen den Beklagten führt, der zu der 
ganzen Leiſtung verurteilt wird, dem aber die dem Werte dieſer Leiſtung entſprechenden 
Rechtsmittel (Reviſion) abgeſchnitten werden; eine Härte übrigens, die mit der auch ſonſt 
nicht ohne Widerſpruch gebliebenen Auffaſſung des Reichsgerichts auf prozeſſualem Gebiete 
zuſammenhängt, daß der Wert des Streitgegenſtandes niemals höher fein könne als das 
Intereſſe des Klägers (vgl. Buſch, 8 PO zu $ 546 A 2). Auch die Anwendung des 88 
3059 auf den mit der Klage geltend gemachten, auf einen beſtimmten Geldanſpruch gerich 
teten Leiſtungsanſpruch dürfte nicht unbedenklich fein. — Bei Klagen gegen einen Miterben 
auf Anerkennung (Feſtſtellung) des Alleineigentums des klagenden Miterben an einer 
Sache, deren Zugehörigkeit zum Nachlaſſe der Beklagte behauptet, bildet dagegen unbedenk⸗ 
lich nur eine dem Anteile des beklagten Miterben entſprechende Quote des Wertes der 
Sache den Streitgegenſtand (MG 3. 5. 19 IV 8/19); ebenſo iſt bei der Klage eines Nach- 
laßgläubigers, insbeſondere wenn er Miterbe iſt, gegen einen Miterben auf Feſtſtellung, 
daß eine vom Kläger geltend gemachte Nachlaßforderung beſteht, eine dem Anteil des be- 
klagten Miterben an der Erbſchaft entſprechende Quote der Forderung Streitgegenſtand (RG 
. 11. 20 IV 421/19). — Auch gegen den Miterben, der Nachlaßſchuldner iſt, kann grund» 
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ſätzlich von einem andern Miterben, wenn nicht auf Leiſtung an alle (da er an ſich ſelbſt 
nicht leiſten kann), fo doch auf Hinterlegung des ganzen Schuldbetrages aus § 2039 geklagt 
werden, da ein teilweiſes Erlöſchen durch Konfuſion nicht eingetreten iſt ($ 2082 A 2), und? 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob bei der Auseinanderſetzung die Schuld durch Teilung in Natur 
ausgeglichen werden könnte (RG 65, 5). Doch läßt dieſe Entſcheidung (und ebenſo Warn 
1913 Nr 236 a u. b) dem beklagten Miterben den Einwand nach, daß die Einziehung der 
Forderung zum Nachlaſſe vor der Auseinanderſetzung ſchikanös ſei (§ 226) oder doch gegen 
Treu und Glauben verſtoße, wenn mit Sicherheit zu überſehen iſt, daß ſeine Schuld durch 
ſeinen Erbteil gedeckt wird, ſofern nicht ein beſonderer Grund vorliegt, der dennoch das Ber» 
langen der Hinterlegung rechtfertigt. Gegen einen Miterben, der als Bürge für eine 
Forderung eines andern Miterben an den Erblaſſer haftet, kann die ganze Bürgſchaftsſchuld 
eingeklagt werden, ſofern wegen Überſchuldung des Nachlaſſes anzunehmen iſt, daß der 
Miterbe, der Gläubiger iſt, aus dem Nachlaſſe nichts erhalten würde (RG 76, 58). Daß 
die Einklagung der Forderung gegen einen Miterben nur zuläſſig wäre, wenn die Einziehung 
zur Tilgung der Nachlaßverbindlichkeiten erforderlich erſcheint, kann nicht anerkannt werden. 
Auch der Klage des Nachlaßverwalters gegenüber kann der Miterbe, der Nachlaßſchuldner 
iſt, ſich nicht darauf berufen, daß die Einziehung nicht zum Zwecke der Berichtigung von 
Nachlaßverbindlichkeiten erfolge (RG 72, 260; vgl. § 1985 A 2). — Unter Umftänden kann 
ausnahmsweiſe die Sache fo liegen, daß ein einzelner Miterbe Leiſtung an ihn ſelbſt ver- 
langen kann; ſo wenn er dazu von den übrigen Miterben ermächtigt iſt (Warn 08 Nr 651); 
namentlich aber in ſolchen Fällen, wo das Ergebnis der Auseinanderſetzung in zu 
läffiger Weiſe durch die Klage vorweggenommen und dadurch ein weiteres Auseinander- 
ſetzungsverfahren vermieden werden kann. Solche Fälle hat das Reichsgericht als vorliegend 
angeſehen, wenn die eingeklagte Forderung das einzige Nachlaßaktivum bildet, andere Mit- 
erben als die Parteien nicht in Betracht kommen, der Nachlaß mit Verbindlichkeiten nicht 
belaftet ift oder doch eine noch beſtehende Nachlaßverbindlichkeit, unmittelbar zwiſchen den 
Parteien ausgeglichen werden kann und der Kläger nur den Anteil an der Forderung ver; 
langt, der ihm bei der Auseinanderſetzung zufallen würde, indem er zugleich zu erkennen 
gibt, daß der Forderungsanteil, der auf den Beklagten bei der Auseinanderſetzung entfallen 
würde, dieſem verbleiben und dadurch deſſen Schuld an den Nachlaß als getilgt gelten ſoll. 
Erforderlich iſt aber, daß alle Vorausſetzungen für die Durchführung einer Erbauseinander⸗ 
ſetzung (88 2042 ff.) in dieſer abgekürzten Form, insbeſondere Verfügungsbefugnis der Par. 
teien, vorliegen (vgl. R Warn 1913 Nr 236 a, b, o). — Zugelaſſen iſt vom Reichsgericht 
auch, daß ein einzelner Miterbe den Anſpruch auf Rechnungslegung gegen einen Mit- 
erben geltend macht, wenn andere Miterben als Berechtigte nicht in Frage kommen oder 
den Anſpruch nicht geltend machen wollen (RG Warn 1913 Nr 236d). 

3. Hinterlegung 98 372 ff. Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß auch andere 
als die in $ 372 bezeichneten Sachen ſich zur Hinterlegung eignen (EG Art 146). Handelt 
es ſich um ein Grundſtück, ſo kann die Herausgabe an einen gerichtlich zu beſtellenden 
Berwahrer verlangt werden (RG 105, 250). Der Verwahrer wird von dem Amtsgericht 
beftimmt, in deſſen Bezirk ſich die Sache befindet (FGG 8 165). 

4. Die Vorſchrift des § 2039 über das Individualklagerecht des einzelnen Miterben wird 
vom Reichsgerichte, im Anſchluß an die ältere preußiſche Praxis (vgl. auch Prot II 5, 864), 
in ſtändiger Rechtſprechung auf die andern Geſamthandsverhältniſſe des BGB als an- 
wendbar erklärt; fo (unter Heranziehung des $ 432 Abf 1) auf die Geſellſchaft (RG 70, 84 
und ZW 00, 5535); ferner auf die eheliche Gütergemeinſchaft, wenn die dem Manne 
zuſtehende Verfügungsgewalt durch den Tod erloſchen und nicht infolge Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft auf die überlebende Witwe übergegangen iſt (andernfalls kann nur der 
zur Verwaltung und Verfügung berufene Ehegatte — 69 1443, 1487 — die Klage erheben). 
So RG IW 05, 14628 und für das ältere Recht RG 48, 269; ferner 2. 5. 12 IV 468/11 und 
— 7 Zurückweiſung der in der Rechtslehre erhobenen Bedenken (Hellwig) — Warn 1918 

0 


8 2040 


Die Erben können über einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaftlich 
verfügen“). 

Gegen eine zum Nachlaſſe gehörende Forderung kann der Schuldner 
nicht eine ihm gegen einen einzelnen Miterben zuſtehende Forderung auf⸗ 
rechnen?). 

E II 1914; P 5 865, 866. 


1. Gemeinſchaftliche Verfügung über Nachlaßgegenſtände. Abſ 1 ergänzt, überein · 
ſtimmend mit dem für Bruchteilsgemeinſchaften geltenden § 747 Abſ 1 Satz 2 (für die Geſell . 
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ſchaft vgl. 88 709 ff.) poſitiv die negative Beſtimmung des $ 2083 Abi 2. Nachlaßgegenſtand 
begreift Sachen ($ 90) und Rechte. Begriff der Verfügung 82083 A 3. Vgl. auch $ 2039 A 1. 
Hierzu gehört die Kündigung einer Nachlaßforderung (RG 65, 6); iſt aber der Nachlaßſchuldner 
Miterbe, ſo bedarf es ſeiner Mitwirkung bei der Kündigung nicht (Bay oObeG 6, 326). Auch 
ein Verzicht auf ein Kündigungs, Rücktritts u. dgl. Recht ſtellt eine Verfügung im Sinne 
des $ 2040 dar (RG SeuffA 79 Nr 180). Ebenſo der Widerruf eines Auftransverhält- 
niſſes (RG LZ 1926 Sp 228; Seuffll 79 Nr 221), während der Widerruf einer abstrakten 
Vollmacht durch jeden einzelnen Miterben mit Wirkung für ihn erfolgen kann, da er keine 
Aufgabe eines Rechts enthält. Ferner das Anerkenntnis einer Nachlaßverbindlichkeit 
egenüber dem aus § 2059 Abſ 2 von dem Gläubiger gegen die Geſamthand erhobenen 
Auſpruche auf Befriedigung aus dem ungeteilten Nachlaſſe; dagegen kann die geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Verpflichtung aus 8 2058 von jedem einzelnen Miterben mit Wirkung für ihn 
anerkannt werden (NG JW 02 Beil 208; Gruch 46, 661). Ein Zwangsvergleich im 
Nachlaßkonkurſe kann nur auf Vorſchlag ſämtlicher Miterben zuſtande kommen (KO 8 230). 
Auch die Ermächtigung an einen Dritten, über Nachlaßgegenſtände zu verfügen, muß von 
allen Erben erteilt fein (RG 67, 27). Die von einem einzelnen Erben getroffene Verfügung 
kann wirkſam werden nach $ 185 (a. M. N 93, 292 mit nicht überzeugender Begründung; 
das Geſamthandsverhältnis ſchließt nicht aus, daß eine zunächſt von dem nichtberechtigten 
einzelnen Miterben getroffene Verfügung, die deshalb unwirkſam iſt, durch Genehmigung 
der übrigen Miterben zu einer wirkſamen Verfügung der Geſamtheit wird; ein Nichtig⸗ 
keit begründendes geſetzliches Verbot, $ 184, enthält § 2040 nicht); vgl. auch (für den Fall 
der Geſellſchaft) R& 92, 398 Durch gutgläubigen Erwerb von einzelnen Miterben kann ge⸗ 
gemäß SS 932ff. ein Pfandrecht an Inhaberpapieren erworben werden (RG 67, 27). In 
der Übertragung des Aktienbeſitzes und der Aktionärrechte auf einen Treuhänder, 
der dieſe Rechte fur eine beſtimmte Zeit unwiderruflich auszuüben berechtigt ſein ſollte, 
iſt eine Verfügung im Sinne von $ 2040 gefunden worden (RG 111, 405); auch aut« 
gläubiger Erwerb folder Rechte von einem einzelnen Miterben iſt ausgeſchloſſen (RG 
a. a. O.); anders wenn es ſich um einen bloßen Verwahrungsvertrag handelt; dieſer 
kann eine Erhaltungsmaßregel nach § 2038 Satz 2 Halbſatz 2 darſtellen (Nh ebenda). Auch 
die Annahme der geſchuldeten Leiſtung enthält eine Verfügung; daß fie den 
Schuldner nur befreit, wenn er an ſämtliche Miterben leiſtet, folgt ſchon aus § 2089 Satz 1. 
Auch wenn es ſich um eine gegenüber der Erbengemeinſchaft zu treffende Verfügung 
handelt (Kündigung, Anfechtung uſw.), kann fie nur Wirkung äußern, wenn ſie allen Erben 
gegenüber erfolgt iſt. Dagegen iſt kein Miterbe daran gehindert, ſich in Beziehung auf 
einen Rachlafnegenitanb ch e tlich zu verpflichten, ihn z. B. zu verkaufen. Be⸗ 
fugnis des Erbeserben, den feinen Erbteil entſprechenden Teil der Erbſchaft auszuſchlagen, 
$ 1952 Ubf 8, Über den Nachlaß im ganzen Können die Miterben ebenſowenlg dinglich 
verfügen wie ber Alleinerbe ($ 2033 U 2). 8 aber kann jeder Miterbe gemäß $ 2038 bſ 1 
die gleiche Verfügung über ſeinen Anteil treffen und daburch derſelbe Erfolg erbeigeführt 
werden. Wegen eines Anſpru 8, der auf eine Verfügung über Nachlaßgegenſtände ge⸗ 
richtet iſt, kann nur gegen alle Miterben gemeinſchaftlich Klage erhoben werden, ſofern nicht 
einige oder einer von ihnen ſich bereits freiwillig in rechtsverbindlicher Weiſe zu der Verfügung 
bereit erflärt hat oder dazu verurteilt iſt (Res 98, 292) oder, was dem gleichzuſtellen, die Bereit- 
willigkeit der übrigen Miterben in dem gegen einzelne Miterben eingeleiteten Rechtsſtreite 
unſtreitig bleibt (Nc 28. 9. 22 IV 548/21 und 111, 838; 112, 182; Warn 1926 Nr 98). Daß 
der Klagantrag nur im Sinne einer Verurteilung zur Mitwirkung bei der von allen Miterben 
gemeinſchaftlich zu vollziehenden Verfügung zu verſtehen fei, kann aus der Klagebehauptung, 
daß die übrigen Erben dazu bereit ſeien, entnommen werden (Nh 111, 888; 112, 182). Zu⸗ 
läſſig Ni die Klage gegen einzelne Miterben auch, wenn nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf 
Herbeiführung einer Verfügung in Frage ſteht; ein ſolcher Tann nach 8 2058 egen jeden 
einzelnen ben als Geſamtſchuldner gerichtet werden, unter Vorbehalt der Enurebe der 
Ha 1 auf den Anteil am Nachlaſſe ($ 2059 Abſ 1; Rc 71, 370; Gruch 54 
1064; NG 111, 339). Dabei iſt in RG 71, 870 ber Antrag auf „Auflaſſung“ als Antrag auf 
Herbeiführung der Auflaſſung gedeutet worden, während in RG 93, 296 der Antrag 
auf Bewilligung einer Löſchung eine gleich wohlwollende Auslegung nicht erfahren hat. 
Jedenfalls dürfte einem auf Mitwirkung bei der Verfügung gerichteten Antrage gegen 
einzelne Miterben ein Bedenken nicht entgegenſtehen. Dagegen erfordert der Geſamthands⸗ 
anſpruch auf Befriedigung aus dem ungeteilten Nachlaſſe gemäß § 2059 Abi 2 die Wer: 
klagung ſämtlicher Miterben. Zur Zwangsvolſſtreckung in den Nachlaß iſt ein gegen alle 
Erben ergangenes Urteil erforderlich (8 747 ZPO). 
2. Ent ze bei der Geſellſchaft 8 719 Abs 2 und der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
8 1442 Abſ 2. Die Aufrechnung wird auch dadurch nicht wirkſam, daß ihr der einzelne Miterbe 
zuſtimmt, da hierin eine Verfügung über die Nachlaßforderung (val. A 1) enthalten wäre 
(8 1977 U 4). Dagegen iſt der nach § 2039 von einem Miterben belangte Nachlaßſchuldner 
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nicht gehindert, dieſem gegenüber mit ſeiner ganzen Forderung gegen den Nachlaß auf- 
zurechnen. Auch der einzelne Miterbe darf eine Nachlaßſchuld dadurch tilgen, daß er 
gegenüber dem Nachlaßgläubiger mit einer gegen dieſen ihm zuſtehenden Privatforderung 
aufrechnet (RG 11, 119). Dem Nachlaßſchuldner iſt auch nicht die Ausübung des Zurück⸗ 
behaltungsrechts an einer gegen einen Miterben ihm zuſtehenden Forderung geſtattet. 


8 2041 


Was auf Grund eines zum Nachlaſſe gehörenden Rechtes oder als Erſatz 
für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Nachlaßgegenſtandes 
oder durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, das ſich auf den Nachlaß be⸗ 
zieht, gehört zum Nachlaſſe!). Auf eine durch ein ſolches Rechtsgeſchäft er⸗ 
worbene Forderung findet die Vorſchrift des §8 2019 Abſ 2 Anwendung?). 

E II 1915; ® 5 866, 867. 


1. Vermöge der dinglichen Surrogation ſwird im Verhältniſſe unter den Miterben ohne 
weiteres Beſtandteil des Nachlaſſes oder des gemeinſchaftlichen Vermögens der Erben, 
was a) auf Grund eines Rechtes, z. B. durch Erfüllung einer Schuld an den Nachlaß, 
oder b) als Erſatz für Nachlaßgegenſtände, Sachen und Rechte, oder c) durch Rechts ⸗ 
geſchäft, das fich auf den Nachlaß bezieht, erworben wird. Dieſelben Grund⸗ 
ſätze gelten für das Geſamtgut ($ 1473) und beim Erbſchaftskauf ($ 2374), während beim 
Erbſchaftsanſpruch (§ 2019 A 2) und bei der Nacherbſchaft (8 2111) entſcheidend iſt, ob 
der rechtsgeſchäftliche Erwerb mit Mitteln der Erbſchaft erfolgt. Demnach gehört auch 
zum Nachlaſſe, was ein Miterbe mit eigenen Mitteln für den Nachlaß erworben 
hat, ſofern ſich das den Erwerb vermittelnde Rechtsgeſchäft auf den Nachlaß bezieht. 
Anderſeits genügt es nicht, daß der Erwerb mit Mitteln der Erbſchaft erfolgt iſt, wenn das 
Rechtsgeſchäft ſich nicht auf den Nachlaß bezieht. Ob eine ſolche Beziehung vorliegt, iſt 
Sache der Beurteilung des Einzelfalles. Regelmäßig hängt es von der Willensrichtung 
des rechtsgeſchäftlich tätig werdenden Miterben ab, nämlich davon, ob er für ſich oder für 
den Nachlaß erwerben will, z. B. bei Anſchaffung von Maſchinen oder ſonſtigen Inventar 
ſtücken, die im Fortbetriebe der Landwirtſchaft oder des Gewerbes für den Nachlaß oder als 
Zubehör eines Nachlaßgrundſtücks Verwendung finden ſollen; doch iſt weiter erforderlich, 
daß das Geſchäft auch objektiv mit dem Nachlaſſe in Zuſammenhang gebracht werden kaun 
(NG 24. 4. 1911, SächſArch 6, 516). Als nicht zum Nachlaſſe gehörig ſind demgemäß ſolche 
Vermögensſtücke angeſehen worden, die nach dem freien Willen der Erben von einem einzelnen 
Miterben durch Umſatz der den Nachlaß bildenden) Vermögensſtücke zu Sondereigentum 
erworben worden und nach außen hin feiner unumſchräukten rechtlichen Verfügung unter- 
worfen find, mag dieſer auch im Junenverhältniſſe nur die Rechtsſtellung eines Treuhänders 
der übrigen Beteiligten haben (R& 5. 7. 21 VII 3/21). Hat er hierzu eigene Mittel ver⸗ 
wendet, fo ift er nach 8 1978, 1991 gegenüber den Nachlaßgläubigern und nach $$ 670, 6837. 
gegenüber den Miterben erſatzberechtigt. Umgekehrt wird er den Miterben erſatzpflichtig, 
wenn er mit Mitteln des Nachlaſſes (z. B. durch Verkauf eines Nachlaßgegenſtandes an einen 
gutgläubigen Dritten) für ſich ſelbſt erworben hat. Auch die Surrogate ſind als Nachlaß. 
gegenſtände der Verfügungsmacht des einzelnen Erben entzogen ($ 2033) und find Gegenſtände 
der Verwaltung und Auseinanderſetzung. Bedenklich daher die Stempelentſcheidung RG, 
3. 7. 21 VII 3/21, die ausſpricht, daß ein mit Mitteln des Nachlaſſes von einem Miterben im 
Einverſtändniſſe der übrigen zu Alleineigentum erworbenes Grundſtück nicht zum Nachlaſſe 
gehöre, auch wenn die Miterben noch gemeinſchaftlich die Erträge beziehen; daß vielmehr 
bereits durch den Erwerb des Grundſtücks auf den Namen des einen Miterben eine Aus⸗ 
einanderſetzung des Nachlaſſes inſoweit erfolgt fei. — Soweit ein Miterbe als Erbſchafts⸗ 
beſitzer in Betracht kommt ($ 2018 A 1), beſtimmt ſich der durch ihn vermittelte rechts. 
geſchäftliche Surrogatserwerb nach $ 2019, wonach lediglich entſcheidet, ob hierzu die Mittel 
des Nachlaſſes verwendet ſind. 

2. Zugehörigkeit der Forderung zum Nachlaß mit Wirkung auf den Schuldner, vgl. 
$ 2019 Abſ 2 u. A 3. Die Anwendung dieſer Vorſchrift bedeutet, daß der Schuldner einer 
Forderung, die von einem Miterben für einen Nachlaß begründet wird, die Zugehörigkeit 
der Forderung zu dieſem Nachlaſſe erſt dann gegen ſich gelten laſſen muß, wenn er von der 
Zugehörigkeit (alſo davon, daß das Rechtsgeſchäft ſich auf den Nachlaß bezieht) Kenntnis 
erhalten hat; daß er bis dahin ſonach an den Miterben, der die Forderung gegen ihn begründet 
hat oder an einen Dritten, dem dieſer fie abgetreten hat, mit befreiender Wirkung leisten, 
auch mit dieſen Perſonen in Anfehung der Forderung mit Wirkung für den Nachlaß Rechts- 
geſchäfte vornehmen und Rechtsſtreitigkeiten führen (88 407, 408); ferner eine ihm gegen 
den Miterben zuſtehende Forderung auch dem Nachlaſſe gegenüber aufrechnen kann ($ 406). 
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8 2042 


Jeder Miterbe kann jederzeit?) die Auseinanderſetzung!) verlangen?), 
ſoweit ſich nicht aus den SS 2043 bis 2045 ein anderes ergibt). 

Die Vorſchriften des § 749 Abſ 2, 32) und der SS 750 bis 758 finden 
Anwendung?)°). 

E II 1916; P 5 881, 882. 


1. Auseinanderjegung iſt die Aufhebung der unter den Miterben beſtehenden Gemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand ($ 2032 A 2). Entſprechend bei andern Geſamthandsverhältniſſen: 
Geſellſchaft 88 730 ff., eheliche Gütergemeinſchaft 88 1471ff. Soweit das Verhältnis zu 
den Nachlaßgläubigern in Betracht kommt, ſpricht das Geſetz von Teilung ($$ 2059, 2060) 
und verſteht darunter die dingliche Überführung der Nachlaßgegenſtände oder ihres Erlöſes 
in das Einzelvermögen der Miterben (vgl. das Nähere zu den genannten Paragraphen). — 
Die Auseinanderſetzung kann zunächſt durch außergerichtlichen Vertrag unter den 
Miterben ſelbſt erfolgen; in dieſem Falle ſind die Erben, ſoweit nicht bindende Zeilungs- 
anordnungen des Erblaſſers ($ 2048 A 1) vorliegen, weder hinſichtlich des Zeitpunkts, der 
Art und Weiſe oder des Inhalts noch hinſichtlich der Form beſchränkt, da das Geſetz nach 
keiner Richtung zwingende Vorſchriften aufſtellt (NG Warn 09 Nr 512). Insbeſondere 
kann die Erbauseinanderſetzung in der Weile erfolgen, daß ohne förmliche Berechnung und 
Verſtändigung über den Beſtand und den Wert des Nachlaſſes der geſamte Nachlaßbeſtand in 
Bauſch und Bogen einem oder mehreren Miterben zugewieſen wird, gegen gewiſſe an die übrigen 
Miterben zu zahlende Abfindungen; eine ſolche Vereinbarung iſt nicht etwa als Erbſchafts⸗ 
verkauf wegen Nichtbeobachtung der für dieſen beſtehenden Formvorſchrift ($ 2371) nichtig; 
ſie erzeugt ferner auch ohne Beobachtung der Form für Verfügungen über den Erbanteil 
(8 2033 Abſ 1 Satz 2) die ſchuldrechtliche Verpflichtung, keine erbrechtlichen Anſprüche gegen- 
über den Miterben mehr geltend zu machen (RG Warn 09 Nr 512). Auch eine vergleichs - 
weiſe Vereinbarung, durch welche Perſonen, die auf die Eigenſchaft als Miterben Anſpruch 
gemacht hatten, deren Erbberechtigung aber beſtritten war (Erbprätendenten), gegen 
gewiſſe Zuwendungen aus dem Nachlaſſe ſich verpflichten, erbrechtliche Anſprüche nicht 
weiter geltend zu machen, kann als Erbauseinanderſetzungsvertrag angeſehen werden (RG 
a. a. O.). Der Erbauseinanderſetzungsvertrag als ſolcher bedarf keiner Form; ſoweit jedoch 
darin die Verpflichtung zur Übereignung von Nachlaßgrundſtücken an einen Miterben oder 
an mehrere Miterben nach Bruchteilen (auch wenn die Bruchteile die gleichen ſind wie die 
bisherigen Erbauteile) begründet wird, iſt die Beobachtung der Form des 8 313 erforderlich. 
Auch bedarf die dingliche Übereignung einzelner Nachlaßgegenſtände in Ausführung 
der Auseinanderſetzung au einen Miterben der dafür vorgeſchriebenen Formen, bei Grund⸗ 
ſtücken der Auflaſſung (MG 57, 433). Die Aufhebung der Erbengemeinſchaft kann auch 
gegenſtändlich beſchränkt werden; ſie beſteht dann als ſolche an den vorerſt ungeteilten 
Nachlaßgegenſtänden weiter. Sie kann auch durch Begründung einer Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen an dem ganzen Nachlaſſe oder an einzelnen Nachlaßbeſtandteilen (z. B. dem 
Mieterträgniſſe eines Hauſes, RG 26. 3. 09 VII 450/08) unter den bisherigen Exbgemein- 
ſchaftern erfolgen. Nach ihrer Aufhebung kann ſie durch Vereinbarung nicht wiederher⸗ 
geſtellt werden. — Einem abweſenden Beteiligten kann, wenn die Vorausſetzungen der 
Abweſenheitspflegſchaft vorliegen ($ 1911 A 1), durch das Nachlaßgericht für das Auseinander- 
ſetzungsverfahren ein Pfleger beſtellt werden (888 FGG); ein ſolcher Pfleger iſt auch zur An⸗ 
nahme der Erbſchaft für den Abweſenden befugt; die Beſtellung kann deshalb ſchon vor der 
Annahme der Erbſchaft durch dieſen erfolgen; auch kann der Pfleger einen Erbſchein für den Ab- 
weſenden beantragen (OLG Kolmar in RIA 16, 63). Steht ein Miterbe unter Vormund. 
ſchaft oder Pflegſchaft, ſo bedarf der Auseinanderſetzungsvertrag der Genehmigung des 
Bormundfchaftögerichts (§ 1822 Nr 2), an deſſen Stelle im Falle des § 88 FG im Aus⸗ 
einanderſetzungsvermittlungsverfahren das Nachlaßgericht tritt (8 97 FGG). — Der Vater 
bedarf nach 9 1643 der Genehmigung nur, ſoweit es ſich bei der Auseinanderſetzung um Rechts⸗ 
geſchäfte im Sinne der 88 1821 Abſ 1 Nr 1—8, Abſ 2, 1822 Nr 1, 3, 5 handelt. Bei Eheleuten 
iſt im geſetzlichen Güterſtande für die Frau die Zuſtimmung des Mannes erforderlich, wenn 
der Erbanteil zum eingebrachten Gute gehört ($ 1395); bei der Gütergemeinſchaft, wenn der 
Erbanteil zum Geſamtgute gehört, nicht die Zuſtimmung der Frau, auch nicht wenn Grund - 
ſtücke zum Nachlaſſe gehören, da die Verfügung über den Erbanteil keine Verfügung über die 
Grundſtücke darſtellt (RIA 4, 117); gehört die Erbſchaft zum VBorbehaltsguie, jo bedarf die 
Frau nicht der Zuſtimmung des Mannes (RG 29. 10. 17 IV 241/17). — Iſt ein oder 
ſind mehrere Teſtamentsvollſtrecker vorhanden, fo liegt dieſen die Auseinanderſetzung 
ob, ſofern nicht anzunehmen iſt, daß das Recht dazu ihnen vom Erblaſſer nicht gewährt 
werden follte (58 2204, 2208); die Auseinanderſetzung durch Vereinbarung unter den 
Miterben iſt dann ausgeſchloſſen. Der Teſtamentsvollſtrecker hat die Auseinanderſetzung 
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unter Beobachtung der Vorſchriften der $$ 2042—2056 vorzunehmen ($ 2204 Abſ 1), ſoweit 
nicht Teilungsanordnungen des Erblaſſers vorliegen, insbeſondere ihm überlaſſen iſt, nach 
billigem Ermeſſen zu verfahren ($ 2048 Satz 2). Doch iſt nach RG 108, 289 die durch § 2042 
Abſ 2 vorgeſchriebene Anwendung des § 753, inſoweit danach die Aufhebung der Gemein- 
ſchaft bei Grundſtücken in Ermangelung einer Einigung der Beteiligten durch Zwangs⸗ 
verſteigerung erfolgen müßte, auf die Auseinanderſetzung durch einen Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, der vom Erblaſſer ohne Einſchränkung der einem ſolchen kraft Geſetzes zuſtehenden 
Befugniſſe ernannt ift, ausgeſchloſſen, da es dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers nicht 
entſprechen würde, die dem Teſtamentsvollſtrecker bei der Verwaltung des Nachlaſſes zu⸗ 
ſtehende freie Verfügungsbefugnis über die Nachlaßgegenſtände (§ 2205) bei Veräußerungen 
zum Zwecke der Auseinanderſetzung einzuſchränken. — Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker nicht be⸗ 
ſtellt oder zur Vornahme der Auseinanderſetzung nicht befugt, fo hat auf Antrag (landes- 
geſetzlich auch von Amts wegen, FGG $ 192) das Nachlaßgericht (oder die ſonſtige landes ⸗ 
geſetzlich dazu berufene Behörde, 3GG $ 19 ) in einem durch das F (88 86—98) geregelten 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Vermittlung der Auseinanderſetzung in die 
Hand zu nehmen, die unter den Beteiligten infolge ausdrücklicher Zuſtimmung oder ein⸗ 
getretener Verſäumnis als zuſtande gekommen en Vereinbarungen zu beurkunden 
und zu beſtätigen; die rechtskräftig beſtätigte Auseinanderſetzung hat ſodann die Wirkung 
eines rechtsgeſchäftlichen Auseinanderſetzungsvertrags. — Mehrere minderjährige Mit⸗ 
erben müſſen, wenn die Auseinanderſetzung vertragsmäßig durch Aufhebung der unter 
ihnen ſelbſt beſtehenden Gemeinſchaft und unter Abweichung von den geſetz · 
lichen Auseinanderſetzungsregeln erfolgen ſoll, wegen $ 181 jeder durch einen be⸗ 
ſonderen geſetzlichen Vertreter (Inhaber der elterlichen Gewalt, Vormund, Pfleger) ver- 
treten fein (RG 67, 61; 71, 162; 93, 834; vgl. $ 1795 A 1). Das ſoll nach RG 93, 336 
auch gelten, wenn die Auseinanderſetzung nur eine „rechneriſche“ iſt und daher kein eigent- 
licher Intereſſengegenſatz unter ihnen beſteht. Es gilt nicht, wenn die Minderjährigen den 
geſamten Nachlaß l(alſo die Summe der Erbteile) an einen großjährigen Miterben gegen 
beſtimmte, an jeden einzelnen von ihnen zu zahlende Abfindungsſummen übertragen ($ 2033 
Abſ 1), vorausgeſetzt, daß die dafür vorgeſchriebene Form gewahrt ift; wohl aber, wenn die 
Überlaſſung einzelner Nachlaßgegenſtände an den Miterben in dieſer Weiſe erfolgt (RG 
93, 335; a. M. für letzteren Fall BayObLGZ 9, 126). Durch das Vormundſchaftsgericht 
kann die Vertretungsbefugnis eines geſetzlichen Vertreters für mehrere minderjährige Mit⸗ 
erben nicht durch Geſtattung nach $ 181 erweitert werden (RG 71, 162). Erfolgt aber die Aus⸗ 
einanderſetzung unter Beobachtung der geſetzlichen Auseinanderſetzungsregeln (88 2046 ff., 2042 
Abſ 2, 752 ff.), ohne Abweichung von ihnen, und ſtellt ſich infolgedeſſen der Auseinanderſetzungs⸗ 
vertrag als ein lediglich zur Erfüllung der Auseinanderſetzungsverbindlichkeit (§ 2042 Abſ 1) 
geſchloſſenes i dar, ſo ſteht der einheitlichen Vertretung nichts entgegen (RG 
67, 64; 93, 836). 

2. Das Verlangen kann grundſätzlich jederzeit geſtellt werden, entſprechend § 749 für 
die Gemeinſchaft, aber, abweichend von § 723 Abſ 2 für die Geſellſchaft, iſt es auch ohne 
wichtigen Grund „zur Unzeit“, d. h. wenn es zur Zeit dem Intereſſe der übrigen Mit⸗ 
erben zuwiderläuft, nicht ausgeſchloſſen; immerhin wird das unter Miterben beſtehende, 
den Regeln von Treu und Glauben unterliegende Verhältnis (. R& 65, 10) ein ſchikanöſes 
($ 226) oder auch nur argliſtiges Vorgehen eines Miterben nicht zulaſſen. — Das Ver⸗ 
langen kann nicht geſtellt werden, ſolange und ſoweit die Beſtimmungen der SS 2043—2045 
entgegenſtehen (vgl. das Nähere zu dieſen Paragraphen). Außerdem ift es ausgeſchloſſen, 
wenn die Miterben die Ausſchließung für immer oder auf Zeit vereinbart haben, und es 
kann, wenn eine Kündigungsfriſt vereinbart iſt, nur unter Einhaltung dieſer geſtellt 
werden. Jedoch ergibt die Anwendbarkeit der SS 749 Abſ 2, 3, 750, 751, daß die Aus⸗ 
einanderſetzung gleichwohl verlangt werden kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und, 
ſofern ſie nur auf Zeit ausgeſchloſſen iſt, nach dem Tode eines Miterben; ferner daß die 
Vereinbarung der Ausſchließung auch für und gegen einen Sondernachfolger, insbe⸗ 
ſondere alſo den Übertragsnehmer eines Erbanteils (5 2033) wirkt, nicht aber gegenüber 
dem Gläubiger eines Miterben, der auf Grund eines nicht nur vorläufig vollſtreckbaren 
Schuldtitels den Erbanteil ſeines Schuldners gepfändet hat. — Berechtigt, das Verlangen 
zu ſtellen, iſt außer jedem Miterben auch der Erwerber eines Erbteils ($ 20383 A 3); der 
Nießbraucher eines Erbteils nur in Gemeinſchaft mit dem Miterben, dem der Erbteil 
gehört (88 1066 Abs 2, 1089 A 1); ebenſo der Pfandgläubiger bis zum Eintritt der Ver 
kaufsberechtigung (88 1258 Abſ 2, 1273 Ab] 2 Satz 2). Das Verlaugen iſt grundſätzlich auf 
Auseinanderſetzung der geſamten Erbengemeinſchaft zu richten. Das Verlangen einzelner 
Teilauseinanderſetzungen iſt in der Regel unzuläſſig (RG JW 1919, 429; 108, 423); jedoch 
kann teilweiſe Auseinanderſetzung unter vorläufiger Ausſcheidung eines beſtimmten Teiles des 
Nachlaſſes verlangt werden, wenn beſondere Gründe es rechtfertigen und dadurch den Intereſſen 
der Erbengemeinſchaft kein Eintrag geſchieht (RG LIE 1910, 84652, R& 7. 12. 16 IV 246/16; 
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NS 95, 326). — Das gerichtliche Verlangen kann auf Feſtſtellung einzelner Streit ⸗ 
punkte zur Vorbereitung der außergerichtlichen oder gerichtlichen Auseinanderſetzung beſchränkt 
werden, auch wenn der Erhebung der Auseinanderſetzungsklage ſelbſt ein Hindernis nicht ent 
gegenſteht (RG JW 09, 22315; 1910, 65514; Recht 1925 Nr 461). Die Auseinander⸗ 
ſetzungsklage ſelbſt iſt auf Zuſtimmung zu der von dem Kläger beantragten Auseinander ; 
ſetzung, auf Schließung eines Auseinanderſetzungsvertrags zu richten (NG JW 1910, 65574); 
durch das rechtskräftige Urteil wird die Zuſtimmungserklärung erſetzt ($ 894 3 PO). Das 
auf die Klage ergehende Urteil iſt daher nicht, wie bei der gemeinrechtlichen actio familiae 
erciscundae, ein Geſtaltungsurteil, durch welches der Richter nach freiem Ermeſſen die 
Nachlaßgegenſtände zuteilt und Rechte an ihnen ſchafft; vielmehr hat das Gericht nur nach 
Maßgabe der geſtellten Anträge, an die es gebunden iſt, über deren Berechtigung zu be ; 
finden (deklaratoriſches Urteil). Der Kläger muß deshalb einen Auseinanderſetzungsplan 
vorlegen und beſtimmte Anträge für die Art der Durchführung der Auseinanderſetzung ſtellen 
(RG 22. 12. 19 IV 303/19; 2. 3. 22 IV 516/21); jedoch ſoll der Richter beſonders ſorgfältig 
durch Ausübung des Fragerechts (§ 139 ZPO) darauf hinwirken, daß klare und ſachgemäße 
Anträge geſtellt werden (RG 22. 4. 12 IV 449/11; vgl. auch RG Warn 1913 Nr 236 d). Die 
Klage kann gegen einen oder einzelne Miterben ohne Zuziehung aller oder gegen einen 
von mehreren Teſtamentsvollſtreckern jedenfalls dann gerichtet werden, wenn es ſich nur darum 
handelt, deren Widerſpruch gegen die Vornahme der Auseinanderſetzung zu beſeitigen (RG 
29. 10. 17 IV 241/17). Aber auch die Klage auf Feſtſtellung des Beſtandes des Nachlaſſes 
behufs Vorbereitung der Auseinanderſetzung ſowie die Auseinanderſetzungsklage ſelbſt (vgl. 
oben) kann, wie RG 23. 1. 05 IV 293/04 unter Einſchränkung der in JWö 04, 6116 auf- 
geſtellten Grundſätze ausgeſprochen hat, grundſätzlich gegen einzelne Miterben erhoben werden, 
ungeachtet der, wie nicht verkannt wird, dadurch für die Auseinanderſetzung ſich möglicherweiſe 
ergebenden Schwierigkeiten; die Einrede der mehreren Streitgenoſſen ſteht dem verklagten 
Miterben nur zu, wenn bei befonderer Sachlage die Rechtsverfolgung gegen ihn allein ſo ſehr 
Treu und Glauben zuwiderlaufen würde, daß ihm die Erzwingung der gemeinſamen Rechts ⸗ 
verfolgung aller Miterben nicht verſagt werden könnte (fo auch RG 20. 11. 19 IV 246/19); Warn 
1919 Nr. 42. Es ſind das allerdings reichlich unbeſtimmte Vorbehalte. Richtiger dürfte es wohl ſein, 
wenigſtens für die Auseinanderſetzungsklage ſelbſt (wenn auch nicht für die zur Vorberei 
tung dienenden Feſtſtellungsklagen, RG Recht 1924 Nr 1002), die Heranziehung ſämtlicher Mit- 
erben zu verlangen. — Beſteht der Nachlaß aktiv nur aus einer oder mehreren Forderungen gegen 
einen Miterben, fo kann in der Klage auf Herauszahlung der unter Berüdfichtigung der be 
ſtehenden Nachlaßverbindlichkeiten den Klägern nach Maßgabe ihrer Erbanteile zukommenden 
Anteile an dieſen Forderungen eine zuläſſige Klage auf Auseinanderſetzung gefunden werden, 
auch wenn die Kläger das, was auf ſie ſelbſt entfällt, in einem einheitlichen Betrage, ohne 
Auseinanderſetzung unter ihnen ſelbſt, verlangen (NG Warn 1913 Nr 236 b; ſ. auch $ 2039 
A 2). Hat ein Miterbe den geſamten Barüberſchuß des mit Verbindlichkeiten nicht oder 
nicht mehr belaſteten Nachlaſſes in Händen, ſo können die andern Miterben unmittelbar 
auf Herauszahlung des ihnen nach Maßgabe ihrer Erbanteile zukommenden Anteils an 
dieſem Barüberſchuſſe klagen, ohne daß es der Darlegung des urſprünglichen Paſſtvbeſtandes 
oder des Beſtehens oder Nichtbeſtehens von Ausgleichungspflichten bedarf (RG Warn 1918 
Nr 2360). Um jo mehr muß das gelten, wenn durch Teilungsanordnung des Erblaſſers 
(§ 2048 A 1) einem oder mehreren Miterben eine beſtimmte Summe als Erbteil zugewieſen 
iſt; in ſolchen Fällen können dieſe, ſofern keine beſonderen Bedenken beſtehen, unmittelbar 
auf Auszahlung des ihnen zugewieſenen Betrags klagen (RG 2. 3. 22 IV 516/21, in SeuffA 77 
Nr 235 auf S. 237). Auf alle Fälle kann, falls die Auseinanderſetzung Vorbedingung der Zah⸗ 
lung iſt, in dem Verlaugen der Zahlung das ſtillſchweigend zum Ausdruck gebrachte Verlangen 
der Auseinanderſetzung gefunden werden; der Vorlegung eines Auseinanderſetzungsplans 
bedarf es angeſichts der Teilungsanordnung nicht (RG ebenda S. 286). 

3. Wegen Anwendung der SS 749 Abſ 2, 3, 751 |. A 2. — Die weiter angezogenen 
88 752—758 betreffen die Art und Weiſe der Durchführung der Teilung bei einer Ge⸗ 
meinſchaft nach Bruchteilen. Ihre Anwendung auf die Auseinanderſetzung der Erben⸗ 
gemeinſchaft ergibt in Verbindung mit den 88 2046, 2047 folgendes: Zunächſt find die 
Nachlaßverbindlichkeiten, für welche die Miterben als Geſamtſchuldner haften (§ 2058 
A 2), aus den, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzenden Nachlaßaktiven zu berichtigen 
(88 755, 2046); ebenſo auf Verlangen der beteiligten Miterben die unter den Erben beſtehen 
den Schuldverhältniſſe, ſoweit ſich die Forderungen auf die Erbengemeinſchaft gründen (8756), 
wozu auch die bereits vor dem Erbfalle zwiſchen Erblaſſer und Miterben eutſtandenen 
Schuldverhältniſſe gehören, ſo daß ſich der Miterbe, der Schuldner des Nachlaſſes iſt, und 
ebenſo ſeine Konkursgläubiger, ſowie der Erwerber ſeines Erbanteils ($ 2033) feine ganze 
Schuld auf feinen Erbanteil anrechnen laſſen müſſen (RG 78, 273; a. M. Planck 3. Aufl Erl 4g, 
wie hier 4. Aufl Erl 1 und § 2046 Erl 3; die auf einer allerdings erweiterten Auslegung der 
Worte:, die ſich auf die Gemeinſchaft gründet“ in 8 756 beruhende Anſicht des Reichsgerichts 


12 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


dürfte jedoch durch die aus den Motiven — 2, 886 — in Verbindung mit dem bisherigen Rechts. 
zuſtande — PrALN 116 $ 491 — zu entnehmende Abſicht des Geſetzes hinreichend begründet 
ſein; vgl. näheres § 2046 A 1). Auch Vorempfänge find vorweg auszugleichen (§ 2050). So- 
dann erfolgt nach $ 752 Teilung der Nachlaßgegenſtände (Sachen und Rechte, auch Forde⸗ 
rungen), ſoweit ſich der Nachlaß oder die einzelnen Gegenſtände in gleichartige, den Erb⸗ 
anteilen entſprechende Teile zerlegen laſſen, nötigenfalls Zuteilung der fo gebildeten Teile 
durch das Los (FGG 8 94). Auch eine Grundſchuld iſt in dieſer Weiſe in Natur zu teilen 
(RG 22. 12. 19 IV 303/19). Soweit Teilung in Natur ausgeſchloſſen, erfolgt nach 8 753 
Verkauf nach den Vorſchriften über den Pfandverkauf, alſo durch Verſteigerung (88 1285 ff.), 
bei Grundstücken durch Zwangsverſteigerung (BVG 88 180 ff.), die, falls der Erblaſſer die 
Veräußerung an einen Fremden unterſagt hat, unter den Miterben allein zu erfolgen hat 
($ 2048, vgl. auch RG 52, 177; vgl. wegen des Teſtamentsvollſtreckers auch A 1), und Teilung 
des Erlöſes. Zuteilung von Bruchteilseigentum an Stelle der Zwangsverſteigerung 
von Grundſtücken kann ein einzelner Miterbe nicht beanſpruchen; es bedarf dazu eines 
ſchuldrechtlichen Vertrags und der Auflaſſung (RG 67, 64; vgl. § 2032 A 2). Der Erblaſſer 
kann die Zwangsverſteigerung wie auch den freihändigen Verkauf von Grundſtücken zum 
Zwecke der Auseinanderſetzung ausſchließen (NG 16. 3. 25 IV 118/24 in DIR 1925 
Sp. 1265; vgl. auch § 2044 A 1). Jedoch iſt nach § 754 der Verkauf von Forderungen 
ausgeſchloſſen, wenn fie bereits eingezogen werden können (RG 65, 7). Gehört zum Nach⸗ 
laſſe ein auf den Namen eines Miterben lautendes Sparkaſſenguthaben, ſo kann gegen⸗ 
über dieſem nicht Barzahlung des Betrags, ſondern nur Auseinanderſetzung und zu dieſem 
Zwecke gemeinſchaftliche Einziehung der Forderung, falls ſolche möglich, andernfalls Verkauf 
der Forderung und Teilung des Erlöſes verlangt werden (RG 20. 11. 19 IV 246/19). Gegen: 
ſeitige Gewährleiſtungspflicht der Miterben für die zugeteilten Gegenſtände ($ 757); 
ein vor der endgültigen Auseinanderſetzung au einem noch zur Gemeinſchaft gehörigen 
Vermögensſtücke eingetretener Verluſt iſt von ſämtlichen Miterben zu tragen; dagegen trifft, 
wenn der Nachlaß bereits nach Erbſträngen auseinandergeſetzt iſt, ein nach dieſer Aus⸗ 
einanderſetzung eintretender Verluſt nur die an dem Erbſtrauge, dem der Vermögensgegen⸗ 
ſtand zugeteilt iſt, Beteiligten (RG 23 1918, 159). Über die Aufwertung der auf erb- 
rechtlichen Auseinanderſetzungsverträgen beruhenden Geldanſprüche vgl. 8242 A 5d y Abſ 3. 
Unverjährbarkeit des Auseinanderſetzungsanſpruchs (§ 758); verjährbar aber iſt die Klage 
gegen einen Miterben als Erbſchaftsbeſitzer auf Herausgabe des Nachlaſſes ($ 2018 A 1), 
und durch den Eintritt dieſer Verjährung wird der Auseinauderſetzungsanſpruch einem ſolchen 
Miterben gegenüber, ſoweit er die Erbſchaft beſitzt, praktiſch wirkungslos; ſo (für altes 
preußiſches Recht) Rch 11. 12. 16 IV 316/16 und 19. 12. 21 IV 179/21. — Grundbuch- 
eintragungen auf Grund der Auseinanderſetzung auf Vorlage eines Zeugniſſes des Nach⸗ 
laßgerichts für Hypotheken (GBO $ 37), landesgeſetzlich auch für Grundſtuͤcke (8 99). — Die 
11 über die Art und Weiſe der Auseinanderſetzung ſind ſämtlich dispoſitiver 
Natur 1). 


8 2043 


Soweit die Erbteile wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben 
noch unbeſtimmt ſind, iſt die Auseinanderſetzung bis zur Hebung der Un⸗ 
beſtimmtheit ausgeſchloſſen!). 

Das gleiche gilt, ſoweit die Erbteile deshalb noch unbeſtimmt ſind, weil 
die Entſcheidung über eine Ehelichteitserklärung, über die Beſtätigung einer 
Annahme an Kindes Statt oder über die Genehmigung einer vom Erblaſſer 
errichteten Stiftung noch ausſtehte) s). 

E I 2154 II 1917; M 5 690, 691; P 5 883—885. 


1. Der naseiturus kann, wenn er zur Zeit des Erbfalls bereits erzeugt war, Erbe werden, 
1923 Abſ 2. Nur „ſoweit“ durch die zu erwartende Geburt die Erbteile unbeſtimmt werden, 
iſt die Auseinanderſetzung ausgeſchloſſen. Es beiteht deshalb kein Hindernis, fie im übrigen 
durchzuführen, wenn von der Geburt z. B. nur die Anzahl und Höhe der Kopfteile eines 
Erbſtamms beeinflußt wird. Dann bleibt die Erbengemeinſchaft nur in Anſehung der 
dieſem Stamme zugeteilten Nachlaßgegenſtände beſtehen (. § 2042 A 1). Dem nach 8 1012 
beſtellten Pfleger oder dem Gewalthaber des naseiturus ſteht die Teilnahme an der Wer, 
waltung (§ 2038) zu. 


2 Ehelichkeitserklärung §§ 1723ff., Annahme an Kindes Statt 88 1741ff. (vgl. § 1922 
A 2). In beiden Fällen hat die Verfügung oder Beſtätigung, wenn ſie nach dem Tode des 
Vaters oder des Annehmenden erfolgt, rückwirkende Kraft (88 1733, 1753). Die Vorſchrift 
gilt auch, wenn der Erblaſſer die Abkömmlinge eines Dritten als Erben eingeſetzt hat 
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(§ 2070) und die Eigenschaft als Abkömmling des Dritten von der noch ausſtehenden Ent⸗ 
ſcheidung über eine Ehelichkeitserklärung oder Annahme an Kindes Statt abhängt. Be⸗ 
züglich der Stiftung it gleichgültig, ob ſie vom Erblaſſer durch Stiftungsgeſchäft unter 
Lebenden (8 81) oder durch Verfügung von Todes wegen (8 83) errichtet iſt, ſofern nur bis 
zum Tode des Erblaſſers die nach SS 80, 84 erforderliche Genehmigung noch nicht erteilt 
war; in beiden Fällen gilt die nach dem Tode des Erblaſſers genehmigte Stiftung hinſicht⸗ 
lich der Erbeinſetzung als vor deſſen Tode entſtanden ($ 84). Nach EG Artt 86, 87 gilt das 
gleiche, wenn die Erbeinſetzung juriſtiſcher Perſonen oder der Mitglieder religiöſer 
Orden uſw. nach Landesrecht von ſtaatlicher Genehmigung abhängt. Schon vor Exteilung 
dieſer Genehmigung iſt Feſtſtellungsklage der betreffenden Bedachten zuläſſig (RG 75, 406). 


3. Eine dem Geſetze zuwider vorgenommene Auseinanderſetzung hat keine Nichtig⸗ 
keit aus $ 134 zur Folge. Mit Rückſicht auf § 2042 Abſ 1 und die Entſtehungsgeſchichte 
(E I 8 2154, Prot II 5, 883) kann $ 2043 nicht als zwingendes Verbot, ſondern nur fo 
verſtanden werden, daß das jedem Miterben an ſich jederzeit zuſtehende Verlangen bis zur 
Hebung der Unbeſtimmtheit nicht geſtellt werden darf. Iſt trotzdem die Auseinanderſetzung 
erfolgt und wird die Unbestimmtheit ſpäter in der Weile gehoben, daß der erwartete Miterbe 
nicht Miterbe wird, ſo bleibt die Auseinanderſetzung in Kraft; war dabei ein Erbteil für den 
Erwarteten reſerviert, ſo wird dieſer nachträglich zu verteilen ſein. Wird der Erwartete 
wirklich Miterbe, ſo iſt die Auseinanderſetzung unwirkſam; daran kann auch nichts ändern, 
daß bei ihr ein etwa für den erwarteten Miterben nach § 1912 beſtellter Pfleger mitgewirkt 
oder ihr zugeſtimmt hat; denn angeſichts der Vorſchrift des $ 2043 iſt ein ſolcher zur Ver⸗ 
tretung des Erwarteten bei einer Auseinanderſetzung nicht berufen (a. M. Planck, 3. Aufl., 
Erl 5 und die 2. Aufl. dieſes Kommentars). — Andere Fälle beſtehender Unbeſtimmtheit, 
z. B. Verſchollenheit eines Miterben, noch beſtehende Ausſchlagungsmöglichkeit eines Mit⸗ 
erben, rechtfertigen den Aufſchub nicht; dem Bedürfnis nach einer Vertretung iſt durch 
Beſtellung eines Abweſenheits⸗ oder Nachlaßpflegers für den Erbteil (88 1911, 1960) ab- 
zuhelfen. — Wegen Erteilung eines Erbſcheins bei beſtehender Unbeſtimmtheit der Erb- 
teile ſ. 8 2353 A 5. 


8 2044 


Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung die Auseinanderſetzung 
in Anſehung des Nachlaſſes oder einzelner Nachlaßgegenſtände ausſchließen 
oder von der Einhaltung einer Kündigungsfriſt abhängig machen!). Die 
Vorſchriften des 8 749 Abſ 2, 3, der SS 750, 751 und des § 1010 Abſ 1 finden 
entſprechende Anwendung?). 

Die Verfügung wird unwirtſam, wenn dreißig Jahre ſeit dem Eintritte 
des Erbfalls verſtrichen ſind. Der Erblaſſer kann jedoch anordnen, daß die 
Verfügung bis zum Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes in der Perſon eines 
Miterben oder, falls er eine Nacherbfolge oder ein Vermächtnis anordnet, 
bis zum Eintritte der Nacherbfolge oder bis zum Anfalle des Vermächtniſſes 
gelten ſoll. Iſt der Miterbe, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, 
eine juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der dreißigjährigen Friſts). 

E 1 2153 II 1918; M 5 688—690; P 5 882, 883. 


1. Die Ausſchließung der Auseinanderſetzung kann, außer durch Vereinbarung der 
Miterben ($ 2042 A 2), auch durch eine in einer letztwilligen Verfügung getroffene An⸗ 
ordnung des Erblaſſers erfolgen. Beſtritten iſt, ob eine ſolche Anordnung regelmäßig oder 
nur in beſonderen Fällen eine Auflage (88 1940, 2192) enthält (für erſteres Planck⸗Ritgen 
in den früheren Auflagen, für letzteres Planck⸗Strohal, 3. Aufl., Erl 3 und die zweite Auf- 
lage dieſes Kommentars). Die Bedeutung der Anordnung wird durch Auslegung zu 
ermitteln ſein. Geht ihr Sinn lediglich dahin, daß den einzelnen Miterben das jedem von 
ihnen zuſtehende Recht, auch gegen den Willen der andern jederzeit die Auseinander⸗ 
ſetzung zu verlangen, entzogen werden ſoll, jo wird ſie einer mit Zuſtimmung ſämt⸗ 
licher Miterben erfolgenden Auseinanderſetzung nicht entgegenſtehen; in ſolchem Falle 
hat die Anordnung den Charakter einer jedem Miterben zu Laſten der übrigen ge⸗ 
machten Zuwendung des Rechtes, die Vornahnie der Auseinanderſetzung zu verweigern 
bzw. die Unterlaſſung der Auseinanderſetzung zu ſordern, und ſtellt ſich als ein Ver⸗ 
mächtnis (58 1939, 2147 ff.) dar (ſo Kipp 884 IV 3a). Die Anordnung kann aber 
und wird bei obigem Wortlaute in der Regel auch die Bedeutung eines von dem Willen 
der Erben unabhängigen, ſelbſtändigen Willens des Erblaſſers, daß die Auseinander⸗ 
ſetzung unterbleibe, haben; in dieſem Falle ſetzt ſich auch eine mit Zuſtimmung aller Miterben 
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erfolgte Auseinanderſetzung zu ihr in Widerſpruch. Dadurch wird freilich ihre dingliche 
Wirkſamkeit hinſichtlich der erfolgten Zuteilung der einzelnen Nachlaßgegenſtände nicht 
beeinträchtigt; denn die Erbteile, die durch die Auseinanderſetzung realiſiert werden, ſind 
veräußerliche Rechte (8 2083) und die Verfügung über ſolche kann durch Rechtsgeſchäft nicht 
ausgeſchloſſen werden ($ 137). Ein geſetzliches Veräußerungsverbot ($ 134) liegt nicht 
vor und auch als den guten Sitten widerſprechend (8 138) wird eine dem Willen 
des Erblaſſers widerſprechende Auseinanderſetzung nicht ohne weiteres angeſehen werden 
können. Die Anordnung hat in dieſem Falle den Charakter einer Auflage; das Recht, 
ihre Vollziehung, alſo die Unterlaſſung der Auseinanderſetzung, zu fordern, ſteht den ein- 
zelnen Miterben nicht im eigenen Vermögensintereſſe als durch die Verfügung Bedachten, 
ſondern nur nach $ 2194, alſo behufs Aufrechterhaltung und Durchführung des Willens 
des Erblaſſers, zu. Außer ihnen noch demjenigen, der im Falle des Wegfalls der Miterben 
oder eines von ihnen an ihre Stelle zu treten durch Geſetz oder Verfügung von Todes wegen 
unmittelbar berufen iſt (nächſter an die Stelle tretender geſetzlicher Erbe, eingeſetzter Erſatz⸗ 
erbe, im Zweifel auch Nacherbe, SS 2096, 2102); ferner bei beſtehendem öffentlichen Inter⸗ 
eſſe, z. B. wenn es ſich um Auflöſung einer der Offentlichkeit zugänglichen Kunſtſammlung 
oder einer dem Gemeinwohl dienenden ſonſtigen Anſtalt handelt, auch die zuſtändige Be- 
hörde. Auch das um die Vermittlung der Auseinanderſetzung, wenn auch durch Antrag 
ſämtlicher Miterben, angegangene Nachlaßgericht wird zu einer dem Willen des Erblaſſers 
widerſprechenden Auseinanderſetzung ſeine Mitwirkung zu verſagen haben. Um aber die 
Ausführung ſeiner Anordnung wirkſam zu ſichern, wird der Erblaſſer gut tun, einen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker zu ernennen, wodurch die Auseinanderſetzung unter den Erben ſelbſt rechtlich 
und tatſächlich verhindert wird. Doch ſoll nach KH RIA 16, 323 ff. ſowie im Recht 1919 
Nr 1524 der Teſtamentsvollſtrecker an die Anordnung nicht gebunden ſein, falls ein „wich⸗ 
tiger Grund“ vorliege, was jedoch nur zutreffen dürfte, wenn die Anorduung des Erb. 
laſſers in dieſem Sinne ausgelegt werden kann. — Nach dem Wortlaute („letztwillige Ver⸗ 
fügung“) könnte die Anordnung nur durch Teſtament oder einſeitig in einem Erbver⸗ 
trage ($ 2299) getroffen werden; doch wird angenommen werden können, daß die Aus⸗ 
drucksweiſe ungenau iſt und die Anordnung, da ſie entweder ein Vermächtnis oder eine 
Auflage darſtellt, auch vertragsmäßig im Erbvertrage getroffen werden kann (8 2278 
Abſ 2). — Die Anordnung kann ſich auf den geſamten Nachlaß, auf einzelne Erbſtränge, 
aber auch auf einzelne Nachlaßgegenſtände oder einen Inbegriff von ſolchen (8 260), z. B. 
den Grundbeſitz (RG 110, 271), erſtrecken; auch im letzteren Falle bleibt in Auſehung dieſer 
einzelnen Gegenſtände die Erbengemeinſchaft als ſolche beſtehen und wird nicht zur Bruch⸗ 
teilsgemeinſchaft (§ 2042 A 1; a. M. Dernburg 5 8 178 A 13). Aus dem Rechte des Erb. 
laſſers, die Auseinanderſetzung auszuſchließen, folgt als minderes das Recht, ſie durch 
Anordnungen zu erſchweren, z. B. durch die Beſtimmung, daß nicht der einzelne Mit- 
erbe, ſondern nur die Mehrheit die Auseinanderſetzung des Grundbeſitzes verlangen konne 
(R 110, 273), oder daß nicht die Kinder, ſondern nur die miterbende Witwe Teilung der 
Grundſtücke oder Veräußerung zum Zwecke der Auseinanderſetzung fordern könne (RG 
Recht 1917 Nr 69); wegen Erleichterungen vgl. F 2048 A 1. — Die Anordnung ift als be- 
ſchwerende Teilungsanordnung unwirkſam gegenüber einem als Miterbe berufenen Pflicht. 
teilsberechtigten, wenn der ihm hinterlaſſeue Erbteil die Hälfte des geſetzlichen Erbteils 
nicht überſteigt (§ 2306); ferner gegenüber der Konkursmaſſe eines Miterben (816 
Ab} 2 Satz 2 KO). 

2. Ebenſo wie auf die Vereinbarung der Miterben über Ausſchließung der Auseinander- 
ſetzung ($ 2042 A 2), find auch auf die vom Erblaſſer getroffene Anordnung der Ausſchließung 
die für die Gemeinſchaft geltenden Vorſchriften der SS 749 Abſ 2, 3, 750, 751 als anwend⸗ 
bar erklärt. Die Anwendung ſoll aber hier nur eine entſprechende ſein, weil nicht eine 
Vereinbarung, ſondern die Anordnung eines Dritten in Frage ſteht. Danach kann unge⸗ 
achtet der Anordnung die Auseinanderſetzung verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt ($ 749 Abſ 2), eine Vorausſetzung, über deren Vorhandenſein im Streitfalle das 
Prozeßgericht zu entſcheiden hat, die aber auch von dem um die Vermittlung angegangenen 
Nachlaßgerichte zu prüfen ſein wird, falls die Anordnung eine der Außerkraftſetzung durch Ver⸗ 
einbarung der Erben entzogene Auflage (J. A 1) darſtellt (a. M. Planck 3. Aufl. Erl 2a). Eine 
nur auf Zeit getroffene Anordnung tritt mit dem Tode eines Miterben außer Kraft ($ 750). 
Die Anordnung wirkt auch für und gegen den „Sondernachfolger“, d. h. den Übertrags⸗ 
nehmer des Erbanteils eines Miterben (5 2033), nicht aber gegenüber dem mit endgültigem 
Vollſtreckungstitel verſehenen Gläubiger eines Miterben, der deſſen Erbanteil gepfändet hat, 
auch nicht gegenüber der Konkursmaſſe eines Miterben (KO $ 16 Abſ 2). Außer den ge⸗ 
nannten Paragraphen iſt aber hier auch der § 1010 Abſ 2 für entſprechend anwendbar erklärt, 
der eine Sondernachfolge in den Anteil an einzelnen Nachlaßgegenſtänden, und zwar 
an Grundſtücken, vorausſetzt, ſo daß er nur zur Anwendung kommen kann, wenn der 
Erblaſſer die Umwandlung der Erbengemeinſchaft in Anſehung der in Betracht kommenden 
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Grundſtücke in Bruchteilsgemeinſchaft zwar geſtattet, die Teilung der letzteren aber ausge ⸗ 
ſchloſſen hat; in dieſem Falle wird durch die Anordnung dem Sondernachfolger in den Anteil 
eines Miterben an dem Grundſtücke das Recht, die Teilung zu verlangen, nur dann entzogen, 
wenn fie als Belaſtung des Anteils im Grundbuche eingetragen iſt. 

3. Abſ 2 zieht der Wirkſamkeit des letztwilligen Teilungsverbots ähnliche zeitliche Grenzen, 
wie für die Nacherbfolge ($ 2109), das bedingte oder betagte Vermächtnis (88 2162, 2163) 
und die Verwaltung eines Teſtamentsvollſtreckers ($ 2210) geſteckt find. Das beſtimmte 
Ereignis kann irgendwelchen Inhalts ſein, wenn es nur die Perſon eines Miterben be⸗ 
trifft, z. B. Verheiratung, Erreichung eines gewiſſen Alters, Tod (vgl. $ 2109 A 3a). Die 
dreißigjährige Friſt verlängert ſich deshalb möglicherweiſe bis zum Tode des längſtlebenden 
Miterben. Iſt aber der Miterbe, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, eine juriſtiſche 
Perſon (3. B. eine Stiftung, bis zu deren Erlöſchen die Auseinanderſetzung ausgeſchloſſen 
fein jolf), fo bewendet es bei der dreißigjährigen Friſt. Das Verbot bleibt ferner über die 
dreißigjährige Friſt hinaus in den Grenzen der $$ 2109, 2162, 2163 wirkſam, wenn die 
Teilung bis zum Eintritt einer Nacherbfolge (8 2139) oder dem Anfall eines Vermächt ; 
niſſes (§ 2177) hinausgeſchoben iſt. 


8 2045 


Jeder Miterbe kann verlangen, daß die Auseinanderſetzung bis zur Be⸗ 
endigung des nach § 1970 zuläſſigen Aufgebotsverfahrens oder bis zum Ab⸗ 
laufe der im § 2061 beſtimmten Anmeldungsfriſt aufgeſchoben wird!). Iſt das 
Aufgebot noch nicht beantragt oder die öffentliche Aufforderung nach § 2061 
noch nicht erlaſſen, ſo kann der Aufſchub nur verlangt werden, wenn unver⸗ 
züglich der Antrag geſtellt oder die Aufforderung erlaſſen wird?). 

E II 1919; P 5 881, 882 


n 1. Das Recht jedes Miterben, den Auſſchub der Auseinanderſetzung nach Maßgabe 
des § 2045 zu verlangen, ſteht in Zuſammenhang mit der ihm in den 88 2060, 2061 gewährten 
Möglichkeit, durch gerichtliches Aufgebot der Nachlaßgläubiger gemäß § 1970 oder durch 
private Aufforderung der Gläubiger zur Anmeldung feine Haftung gegenüber den im Auf- 
gebotsverfahren ausgeſchloſſenen oder auf die Aufforderung hin nicht anmeldenden Gläu⸗ 
bigern nach der Teilung auf den ſeinem Erbanteile entſprechenden Teil jeder einzelnen 
Nachlaßverbindlichkeit zu beſchränken, und zwar auch dann, wenn er unbeſchräukt (d. h. nicht 
mehr beſchränkbar mit feinem eigenen Vermögen) haftet (ZPO 8 997 Abi 2; vgl. näheres 
zu 88 2060, 2061). — Beendigung des Aufgebotsverfahrens § 2015 A 2, 3. Auch der 
der Beendigung gleichſtehende Fall der Verſäumnis des Aufgebotstermins und der Friſt 
zur Beantragung eines neuen oder gegebenen Falles auch des neuen Termins ($ 2015 
Abſ 2) wird das Aufſchubsrecht des Miterben ausſchließen (a. M. Planck 3. Aufl. Erl; au. 
ſcheinend auch 4. Aufl. Erl 1). 
. 2. Wird das Verlangen der Auseinanderſetzung vor der Stellung des Antrags auf ge- 
richtliches Aufgebotsverfahren oder vor Erlaß einer Aufforderung zur Anmeldung 
geſtellt, ſo kann der Miterbe eine angemeſſene Friſt verlangen, um unverzüglich, d. h. ohne 
ſchuldhaftes Zögern ($ 121), den Antrag zu ſtellen oder die Aufforderung zu erlaſſen. Nach 
Ablauf der Friſt kann er ſich der Auseinanderſetzung nicht mehr widerſetzen. Iſt das Ver ⸗ 
langen im Wege der Auseinanderſetzungsklage geſtellt, fo wird der Aufſchubsein⸗ 
wand, wenn er erſt im Laufe des Rechtsstreits erhoben wird, nicht zur Abweiſung der Klage 
als verfrüht, ſondern nur zu einer Ausſetzung der Verhandlung bis zum Ablauf einer vom 
Gerichte zu beſtimmenden Friſt zur Stellung des Antrags oder zum Erlaſſen der Aufforderung 
zu führen haben; $ 148 ZPO wird wenigſtens entſprechende Anwendung finden können 
(Stein, ZPO zu $ 148 I Abſ 2). 


8 2046 


Aus dem Nachlaſſe ſind zunächſt die Nachlaßverbindlichteiten zu be⸗ 
richtigen!). Iſt eine Nachlaßverbindlichkeit noch nicht fällig oder iſt fie 
ſtreitig, ſo iſt das zur Berichtigung Erforderliche zurückzubehälten?). 

Fällt eine Nachlaßverbindlichkeit nur einigen Miterben zur Laſt, ſo 
können dieſe die Berichtigung nur aus dem verlangen, was ihnen bei der 
Auseinanderſetzung zukommt“). 

Zur Berichtigung iſt der Nachlaß, ſoweit erforderlich, in Geld umzu⸗ 
ſetzen “). 

E II 1920; P 5 885 886 


156 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


1. Nachlaßverbindlichkeiten 8 1967 A 1. Die Berichtigung der gemeinſchaftlichen 
Nachlaßverbindlichkeiten, für welche die Miterben den Nachlaßgläubigern als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften (§ 2058 A 1), kann nach 88 755, 2042 Abſ 2 bei der Auseinanderſetzung 
aus dem Nachlaſſe (dem gemeinſchaftlichen „Gegenſtande“ im Sinne des $ 755) verlangt werden 
(vgl. $ 2042 A 3). Weitergehend beſtimmt § 2046, daß ſämtliche Nachlaßverbindlichkeiten 
(wegen der nicht gemeinſchaftlichen vgl. aber Abſ 2 A 3) „zunächſt“ zu berichtigen ſind, alſo 
bevor die Aktiva verteilt werden. Die Vorſchrift iſt dispofitiver Natur ($ 2042 A 3); die Mit- 
erben können auch die Verteilung aller oder einzelner Aktiva vor Berichtigung aller oder 
einzelner Nachlaßverbindlichkeiten vereinbaren. Feſtſtellungsklage wegen einer ſolchen 
Vereinbarung RG IW 09, 22315. Auch der Erblaſſer kann Abweichendes anordnen 
(§ 2048 A 1). Iſt das nicht geſchehen, ſo hat der Teſtamentsvollſtrecker die Vorſchrift 
zu beobachten (§ 2204; RG 95, 329). Auch das Nachlaßgericht hat ihr nachzukommen, falls 
nicht ſämtliche Miterben abweichende Anträge ſtellen. — Die Nachlaßgläubiger haben 
kein Recht auf Beobachtung der Vorſchrift; fie können aber nach $ 2059 Abſ 2 in deu unge⸗ 
teilten Nachlaß vorgehen und nötigenfalls Sicherungsmaßregeln ergreifen. Für die ord⸗ 
nungsmäßige Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten ſind ihnen außerdem die Miterben, 
auch wenn ſie im übrigen beſchränkt haften, im Falle von Nachlaßverwaltung oder Nachlaß ⸗ 
konkurs oder bei dürftigem Nachlaſſe nach Maßgabe der $$ 1978—1980, 1990—1992 mit 
ihrem eigenen Vermögen verantwortlich. — Auch die Forderung eines Miterben, der 
Nachlaßgläubiger ift, muß, da Konfuſion nicht eingetreten (8 2032 A 2), auf fein Verlangen 
vor der Teilung der Aktiva berichtigt und zu dieſem Zwecke der Nachlaß, ſoweit nötig, in 
Geld umgeſetzt werden (Abſ 3); die entgegenſtehende Praxis des PrALN (ZW 1896, 32634; 
1897, 35646), die den Miterben, der Gläubiger iſt, auf Befriedigung bei der Auseinander- 
ſetzung verweiſt, findet im BGB keine Stütze; doch kann unter befonderen Umſtänden, nament- 
lich wenn keine bereiten Zahlungsmittel vorhanden find, das Verlangen der Vorwegbefriedi⸗ 
gung Treu und Glauben, die unter Miterben zu berückſichtigen find (vgl. RG 65, 10), 
widerſprechen und deshalb ausgeſchloſſen fein (NG 93, 197). In dieſem Sinne hat das 
Reichsgericht ausgeſprochen, daß ein Miterbe wegen einer Forderung gegen den Nachlaß 
gegenüber einem auf Eigentum gegründeten Grundbuchsberichtigungs⸗ oder Herausgabe⸗ 
anſpruch der Miterben ein Zurückbehaltungsrecht (§ 278) nicht ausüben dürfe, ſofern die 
Berichtigung oder Herausgabe die Miterben erſt in den Stand ſetzen würde, den Nachlaß 
zur Auseinanderſetzung gemäß §§ 2042, 2046, 2047 und dabei auch zur Berichtigung der 
Nachlaßforderung des Miterben zu verwerten (RG 30. 6. 24 IV 965/23; vgl. auch Warn 
1910 Nr 141; 1913 Nr 233). Auch der Miterbe, dem ein Vorausvermächtnis ($ 2150) 
zugewendet iſt, kann grundſätzlich die Vorwegbefriedigung verlangen, ſofern nicht ein an⸗ 
derer Wille des Erblaſſers erſichtlich iſt (NG 93, 197). Nach dem gemäß $ 2042 Abſ 2 an⸗ 
wendbaren § 756 find auch Forderungen eines Miterben gegen einen andern, die 
ſich auf die Miterbengemeinſchaft gründen, bei der Auseinanderſetzung zu berichtigen, und 
zwar aus dem auf den oder die Miterben, die Schuldner ſind, ent allenden, Überſchuſſe. 
Dieſer Überſchuß wird alſo inſoweit dem oder den Miterben, die Gläubiger ſind, zuzuweiſen 
ſein. Zu dieſen Forderungen gehören nicht nur ſolche, die ausſchließlich in der Gemein⸗ 
ſchaft ihre Grundlage haben, wie diejenigen, die aus der Verwaltung des Nachlaſſes einem 
Miterben gegen einen anderen entftanden find (vgl. $ 2038 A 2), oder Erſatzforderungen eines 
Miterben, der von einem Nachlaßgläubiger auf Grund des § 2058 (vgl. A 2 dazu) auf mehr als 
jeinem Erbteile entſpricht, in Anſpruch genommen worden iſt, gegen die übrigen Miterben, 
ſondern auch ſolche Forderungen, die ſich auf ein zwiſchen dem Erblaſſer und einem 
Miterben entſtandenes Schuldverhältnis gründen; vgl. näheres § 2042 A 3. — Eutſprechende 
Beſtimmungen für die Auseinanderſetzung des Geſellſchaftsvermögens 9 733, des Ge⸗ 
ſamtgutes der ehelichen Gütergemeinſchaft $ 1475. 

2. Es genügt, daß auch nur unter den Erben die Verbindlichkeit ſtreitig iſt. Der 
Gläubiger⸗Miterbe darf ſchon vor der Teilung gegenüber den anderen Erben die Feſtſtellung 
der ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden Forderung beauſpruchen (RG 18. 5. 05 IV 1/05). 
Der Gläubiger hat auf die Zurückbehaltung keinen Anſpruch, kann deshalb auch nicht (wie 
im Falle des 952 Abs 2) Sicherheit verlangen; doch können die Miterben die Zurückbehaltung 
und Hinterlegung beſtinnnter Nachlaßbeſtandteile oder Sicherheitsleiſtung mit ihm vereinbaren, 
um ihn von einem Vorgehen in den ſonſtigen Nachlaß abzuhalten. — In entſprechender An⸗ 
wendung der Vorſchrift wird auch bei Streitigkeiten über eine Ausgleichungspflicht (58 2050 ff.) 
das Erforderliche zurückzubehalten fein (OLG 9, 389). An den zurückbehaltenen Gegen⸗ 
ſtänden dauert die Erbengemeinſchaft fort (8 2042 A 1). 

3. Eine Nachlaßverbindlichkeit fällt nur einem oder einigen Miterben zur Laſt, wenn 
der Erblaſſer bei Anordnung von Vermächtniſſen oder Auflagen (88 2147, 2148, 2192) nur 
einen oder einige Miterben damit beſchwert hat; in dieſem Falle haften auch dem Gläubiger 
(Vermächtnisnehmer oder Auflageberechtigten) gegenüber nur die beſchwerten Miterben. 
Aber auch Nachlaßverbindlichkeiten, für weiche dem Gläubiger gegenüber ſämtliche Miterben 
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gemäß § 2058 als Geſamtſchuldner haften, können im Berhältniffe unter den Mit⸗ 
erben nur einem oder einigen von ihnen zur Laſt fallen; ſo namentlich, wenn der Erblaſſer 
eine dahingehende Teilungsanordnung ($ 2048; RG 95, 328) getroffen hat. In beiden 
Fallen können diejenigen Miterben, welchen die Verbindlichkeit zur Laſt fällt, ihre Berich ⸗ 
tigung nicht aus dem Geſamtnachlaſſe, ſondern nur aus demjenigen verlangen, was ihnen 
bei der Auseinanderſetzung zukommt, alſo aus dem ihnen zuzuweiſenden Überſchuſſe (8 2047 
Abſ 1). Auch in dieſem Falle findet aber $ 2046 Abſ 1 grundſätzlich Anwendung, da Abſ 2 
ſich nicht auf die Zeit der Berichtigung, ſondern nur auf die Mittel bezieht, aus denen ſie 
zu erfolgen hat. Wenn daher einzelnen Miterben durch eine Teilungsanordnung des Erb⸗ 
laſſers (8 2048) beſtimmte Nachlaßgegenſtände, die mit Schulden belaſtet ſind (insbeſondere 
Grundſtücke, auf denen Hypotheken laſten, aber auch mit Fauſtpfandrechten belaſtete beweg⸗ 
liche Sachen), auf ihren Erbteil zugewieſen ſind mit der Maßgabe, daß die darauf laſtenden 
Schulden ihnen allein zur Laſt fallen ſollen, ſo können ſie verlangen, daß vor Zuteilung 
der Nachlaßgegenſtände an fie (insbeſondere vor Entgegennahme der Auflaſſung durch ſie) 
die darauf laſtenden Schulden aus den Gegenſtänden berichtigt, dieſe alſo zu dieſem Zwecke 
nötigenfalls in Geld umgeſetzt werden; ſie brauchen ſich nicht darauf verweiſen zu laſſen, 
die Schulden ſelbſt zu berichtigen (RG 95, 327). Im übrigen wird die Auseinanderſetzung 
ſo vorzunehmen ſein, daß zunächſt der den für die Schuld haftenden Miterben zukommende 
Überſchuß berechnet und, ſoweit nötig, durch Verſilberung von Nachlaßgegenſtänden, bereit⸗ 
geſtellt und dann aus ihm, ſoweit er reicht, die Schuld berichtigt wird. — Diejenigen Mit⸗ 
erben, welchen die einzelne Nachlaßverbindlichkeit im Verhältniſſe unter den Miterben nicht 
zur Laſt fällt, können ihre Berichtigung gemäß 88 755, 2042 Abf 2 aus dem Nachlaſſe nur 
dann verlangen, wenn fie dem Gläubiger gemäß $ 2058 als Geſamtſchuldner dafür haften; 
nicht aber im andern Falle, alſo bei Vermächtniſſen und Auflagen, da ſie an deren Be⸗ 
richtigung kein Intereſſe haben. — Werden bei der Auseinanderſetzung einer Gruppe von 
Miterben, die mit einer Nachlaßverbindlichkeit als Geſamtſchuld beſchwert ſind, einzelne 
Nachlaßgegenſtände unverteilt zur weiteren Teilung unter ihnen zugewieſen, ſo kann jeder 
Angehörige dieſer Gruppe die Berichtigung der Verbindlichkeit vor der Unterteilung dieſer 
Gegenſtände verlangen. 

4. Soweit zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten Mittel beſchafft werden müſſen, 
unterbleibt die Teilung in Natur ($ 752) und iſt der Nachlaß auf dem Wege der §8 753, 754, 
alſo, ſoweit die Miterben nicht anderes vereinbaren, durch Einziehung der bereits einziehbaren 
Nachlaßaußenſtände, im übrigen durch gerichtlichen Verkauf zu verſilbern. Welche Gegen ⸗ 
ſtände nach $ 753 zunächſt zum Verkaufe zu ftellen find, kann, da es ſich hierbei nicht um einen 
Verwaltungsakt handelt (8 2038), nicht durch Stimmenmehrheit ($ 745), ſondern im Streitfalle 
nur vom Prozeßrichter ae werden. Ein Miterbe darf die Verſilberung nicht durch 
Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts wegen feiner Anſprüche auf Erſtattung von Aus⸗ 
lagen für den Nachlaß verhindern (RG Warn 1910 Nr 141). 


S 2047 
Der nach der Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten verbleibende 
überſchuß!) gebührt den Erben nach dem Verhältniſſe der Erbteile?). 
Schriftſtücke, die ſich auf die perſönlichen Verhältniſſe des Erblaſſers, auf 
deſſen Familie oder auf den ganzen Nachlaß beziehen, bleiben gemein⸗ 


ſchaftlich“). 


E I 2155 II 1921; M 5 691, 692; P 5 886, 887. 


1. Der überſchuß (ebenfo bei Auflöſung der Geſellſchaft $ 734 und der Gütergemein 
ſchaft $ 1476) beſteht in den nach Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten (8 2046), ein- 
ſchließlich der Forderungen einzelner Miterben als Nachlaßgläubiger (vgl. § 2046 A 1), übrig: 
bleibenden Nachlaßgegenſtänden, dem reinen Aktivbeſtande des Nachlaſſes, zu welchem rech⸗ 
neriſch gemäß § 2055 Abj 1 Satz 2 der Wert der ſämtlichen zur Ausgleichung zu bringenden 
Zuwendungen hinzuzufügen iſt. Der Überſchuß ift zunächſt noch gemeinſchaftliches (Ge⸗ 
ſamthands⸗) Vermögen der Miterben und nunmehr nach den Grundſätzen der 88 752—754, 
alſo ſoweit möglich durch Teilung in Natur, in Sondervermögen der einzelnen Miterben 
umzuwandeln. Auf Mitwirkung zu dieſer Umwandlung durch Vollzug der erforderlichen 
dinglichen Übereignungsakte (Einigung und Beſitzübertragung bei beweglichen Sachen, Auf; 
laſſung bei Grundſtücken, Einigung und Eintragung bei Rechten an ſolchen, Abtretungs⸗ 
vertrag bei Forderungen) haben die Gemeinſchaftsteilhaber (Miterben und Übertragsnehmer 
von Erbanteilen) gegenſeitig einen ſchuldrechtlichen Anſpruch. Wegen der Übertragung 
des Anſpruchs auf das Auseinanderſetzungsguthaben und deren Wirkung gegenüber Gläu⸗ 
En Se Miterben, die deſſen Erbanteil gepfändet haben, vgl. Reh 60, 126 und dazu 

A 1. 
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2. Das Beteiligungsverhältnis der einzelnen Miterben an dem Überſchuſſe (A 1)’ be- 
ſtimmt ſich nach dem Verhältniſſe der Erbteile. Die Erbteile (vgl. § 1922 A 10, 8 1997 
A 3, § 1951 A 1) find die durch Verfügung des Erblaſſers oder Geſetz beſtimmten, in der 
Regel nach Bruchteilen (Quoten) ausgedrückten Anteilsberechtigungen am Nachlaſſe (a. M. 
Planck Erl 1, der hier einen anderen Erbteilsbegriff als den „nominellen Erbteil“ zugrunde 
legen will). Nach dieſen Quoten erfolgt die Verteilung des Überſchuſſes, aljo 3: B. bei 
geſetzlicher Erbfolge erhält A (Sohn) ½, B und C (Enkel) je ½ des Überſchuſſes. Jedem 
von ihnen wird der Wert der von ihm zur Ausgleichung zu bringenden Zuwendungen auf 
a a an dem Überſchuſſe angerechnet ($ 2055 Abſ 1 Satz 1; vgl. näheres A Affe 
zu 8 2055). 


3. Daß die fortdauernde Gemeinſchaftlichkeit der Schriftſtücke keine Erbengemeinſchaft, 
ſondern eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen ſei (ſo Prot II 5, 887 und die zweite Auflage 
dieſes Kommentars), iſt im Geſetze nicht zum Ausdruck gekommen. Vielmehr wird an⸗ 
zunehmen ſein, daß, falls nicht etwas anderes im Auseinanderſetzungsvertrage beſtimmt iſt, 
die Gemeinſchaft als Geſamthandsverhältnis fortdauert ($ 2032 A 2), zumal da dieſes 
Verhältnis die Erhaltung der Schriftſtücke in einer Hand und die Einheitlichkeit der Ver⸗ 
fügung über ſie, an der ein weſentliches Intereſſe beſtehen kann, am beſten verbürgt. Die 
Vorſchrift bedeutet übrigens nur, daß ein Anſpruch auf Teilung dieſer Schriftstücke (8 2042 
A 3) ausgeſchloſſen iſt; einer Verfügung über fie durch ſämtliche Miterben, fei es im 
Sinne der Begründung einer Bruchteilsgemeinſchaft oder der Zuteilung an einen Miterben 
oder auch der Veräußerung an Dritte, ſei es bei der Auseinanderſetzung oder nachträglich, 
ſteht die Vorſchrift nicht entgegen. Sie gilt aber auch von ſolchen Schriftſtücken, die Ver⸗ 
mögens oder Verkehrswert haben, namentlich von perſönlichen, nicht zur Veröffentlichung 
beſtimmten Lebenserinnerungen des Erblaſſers, die literariſche oder hiſtoriſche Bedeutung 
beſitzen; zu ihrer Veröffentlichung oder der Abtretung des Urheberrechts an ihnen wird 
deshalb in der Regel das Einverſtändnis aller Miterben erforderlich ſein. Auch zur Über⸗ 
weiſung der Familienpapiere (nicht der Familienbilder, $ 2373 Satz 2) an die Familie 
des Erblaſſers wird grundſätzlich die Zuſtimmung ſämtlicher Miterben erforderlich ſein; ein 
dieſe Zuſtimmung erſetzender Wille des Erblaſſers (vgl. Planck Erl 2) wird nicht ohne weiteres 
anzunehmen ſein, wenn er die geſetzliche Erbfolge ſeiner Verwandten ausgeſchloſſen und 
Fremde als Erben eingeſetzt hat, ohne Beſtimmung über die Familienpapiere zu treffen. 

Als Schriftſtücke, die ſich auf den ganzen Nachlaß beziehen, kommen hauptlächlich 
die Rechnungen und Belege über die Verwaltung des Nachlaſſes, die Urkunde über die Ans. 
einanderſetzung, ferner Urkunden über Verfügungen von Todes wegen und gemeinſchaftliche 
Erbausweiſe in Betracht. 


8 2048 


Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung Anordnungen für die 
Auseinanderſetzung treffen!). Er kann insbeſondere anordnen, daß die Aus⸗ 
einanderſetzung nach dem billigen Ermeſſen eines Dritten erfolgen joll?). 
Die von dem Dritten auf Grund der Anordnung getroffene Beſtimmung iſt 
für die Erben nicht verbindlich, wenn ſie offenbar unbillig iſt; die Beſtim⸗ 
mung erfolgt in dieſem Falle durch Urteils). 

E I 2152 II 1922; M 5 688; P 5 885. 


1. Teilungsanordnungen können durch Teſtament oder einſeitig im Erbvertrag (8 2299), 
und zwar auch ohne Erbeinſetzung, nicht aber, ſoweit fie nicht ein Vermächtnis oder eine 
Auflage enthalten, vertragsmäßig ($ 2278) getroffen werden. Sie können die Art der Ver- 
waltung (8 2038) wie die eigentliche Auseinanderſetzung, insbeſondere die Art der Teilung, 
namentlich die Zuweiſung beſtimmter Nachlaßgegenſtände an einzelne Erben mit der Maß- 
gabe, daß dieſe ſich die Gegenſtände nach ihrem Werte oder zu vom Erblaſſer feſtgeſetzten 
Preiſen auf ihren Erbteil anrechnen laſſen ſollen, zum Gegenſtande haben. Iſt die An⸗ 
rechnung vom Erblaſſer nicht ausdrücklich vorgeſchrieben, ſo iſt es Auslegungsfrage, ob eine 
Teilungsanordnung oder eine nicht anrechnungspflichtige Zuwendung, alſo ein Voraus⸗ 
vermächtnis ($ 2150), vorliegt (RG SeuffA 68, 404; RG 18. 6. 18 IV 386/17). Auch 
eine in Anrechnung auf den Erbteil erfolgte Zuweiſung beſtimmter Nachlaßgegenſtände kaun 
eine Begünſtigung entweder desjenigen Miterben, dem die Gegenſtände zugewieſen ſind, 
zu Laſten der übrigen oder umgekehrt dieſer zu Laſten jenes enthalten, je nachdem der Über⸗ 
nahmepreis zu niedrig oder zu hoch angeſetzt iſt, und demnach ein Vermächtnis (Zuwendung 
eines Vermögensvorteils, § 1939 A J) darſtellen (Mb SeuffA 63, 404; Warn 1908 
Nr 326; 29. 6. 22 IV 766/21; RG 108, 84). Anderſeits ift aber daraus, daß ein zu niedriger 
oder zu hoher lÜÜbernahmepreis feſtgeſetzt ift, nicht zu entnehmen, daß es ſich um ein Vor⸗ 
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ausvermächtnis (§ 2150) handelt, alſo die zugewendeten Gegenſtände nicht auf den Erbteil an⸗ 

erechnet werden ſollen (RG SeuffA a. a. O.). Der in einer Teilungsanordnung beſtimmte 
Abe nmepreis, insbeſondere für ein Grundſtück, unterliegt gegebenenfalls der Aufwertung 
nach den über dieſe in der Rechtſprechung (vgl. H 242 A 5d Abſ 8) entwickelten Grundſätzen 
(RG 108, 85; Warn 1926 Nr 6). Auch die in einer letztwilligen Verfügung getroffene Anord⸗ 
nung, daß eine Zuwendung zur Ausgleichung gebracht werden ſoll (§ 2050 
A 1), hat den Charakter einer Teilungsanordnung. — In der Beſtimmung einer letztwilligen Ver⸗ 
fügung, daß eine als „Erbe“ bezeichnete Perſon als Erbteil“ einen beſtimmten Betrag er⸗ 
halten ſoll, kann eine Erbeseinſetzung dieſer Perſon (vgl. § 2087 A 2) und zugleich eine Teilungs⸗ 
anordnung des Inhalts gefunden werden, daß eine Auseinanderſetzung mit ihr nicht ſtattfinden, 
fie vielmehr den beſtimmten Betrag als Abfindung erhalten ſoll (RG 24. 10. 21 IV 147/21), 
in dieſem Falle iſt die Zahlbarkeit der Abfindung regelmäßig nicht von der Durchführung 
der Auseinanderſetzung abhängig (RG 2. 3. 22, IV 516/21). — Die Teilungsanordnung hat 
in der Regel die Bedeutung, daß jedem Miterben das Recht zuſtehen ſoll, von den andern die 
Vornahme der Auseinanderſetzung nach Maßgabe der Anordnung zu verlangen; in dieſem 
Falle können ſich die Miterben in allſeitigem Einverſtändniſſe über die Anordnung hinweg⸗ 
ſetzen, ſofern nicht ein Teſtamentsvollſtrecker vorhanden iſt, der ſür ihre Ausführung Sorge 
zu tragen hat. Aber auch wenn ein Teſtamentsvollſtrecker nicht beſtellt iſt, kann der Wille 
des Erblaſſers dahin gehen, daß die Anordnung unabhängig von dem Willen der Miterben 
zur Ausführung gelangen ſoll; in dieſem Fall hat die Anordnung den Charakter einer Auf- 
lage ($ 1940) und gilt hinſichtlich ihrer Vollziehung das zu § 2044 A 1 hinſichtlich der Aus- 
ſchließung der Auseinanderſetzung durch den Erblaſſer Geſagte. — Die Teilungsanordnung 
gilt als nicht erfolgt, ſoweit durch ſie ein pflichtteilsberechtigter Erbe, dem nicht mehr 
als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils hinterlaſſen ift, beſchränkt wird (88 2306, 2311 Abſ 2 
Satz 2). — Sowenig wie durch ein Vermächtnis ($ 1939 A 2), kann durch eine Teilungs⸗ 
anordnung dingliche Wirkung erzielt werden; ſie begründet lediglich ſchuldrechtliche 
Verpflichtungen der Miterben gegeneinander zur Vornahme der ihr entſprechenden dinglichen 
Übertragungsakte. 


2. Billiges Ermeſſen eines Dritten entſprechend § 317. Mit der Berufung des Dritten 
kunn auch feine Ernennung zum Teſtamentsvollſtrecker unter Beſchränkung auf die Aufgaben 
des 9 2204 gewollt fein (8 2208 Abſ 1; vgl. A 4 zu $ 2208). Soweit er nicht Vollſtrecker iſt, 
kann der Dritte die Teilung nicht ſelbſt vornehmen, ſondern nur für die Erben verbindliche Be⸗ 
ſtimmungen treffen. Die nach billigem Ermeſſen zu treffende Entſcheidung über die Art 
der Auseinanderſetzung, insbeſondere auch über die Veräußerung eines Nachlaßgrundſtücks 
auf andere Weiſe als durch Zwangsverſteigerung, kann der Erblaſſer auch einem Mit- 
erben oder der Mehrheit der Miterben übertragen; den übrigen Miterben wird da⸗ 
durch nicht die dingliche Befugnis zur Teilnahme an der Verfügung über den Nachlaß. 
gegenſtand ($ 2040) entzogen; ſondern fie werden nur untereinander ſchuldrechtlich ver⸗ 
pflichtet, die Auseinanderſetzung in der durch das billige Ermeſſen der dazu berufe ⸗ 
110 2 hein > a en nach § 137 Satz 2 zuläſſig iſt (RG 

} . — Letztwillige Anordnung eines Schiedsgerichts AR 1048; 
100, 77; vgl. $ 1937 A 1 A 


3. Offenbar unbillig (88 319, 660) iſt die Beſtimmung, wenn ſie eine handgreifliche 
auch dem einfachen Rechtsgefühl ohne verſtandesmäßige Erwägung ae een 
enthält (manifesta iniquitas $ 319). Sie braucht, wenn die Erben hierüber einig find, von 
ihnen nicht beachtet zu werden. Des Urteils bedarf es nur im Streitfalle. Die Klage 
iſt nicht gegen den Dritten (außer wenn er Teſtamentsvollſtrecker iſt), ſondern gegen die 
widerſprechenden Miterben zu richten. Iſt die Beſtimmung des Dritten unverbindlich, ſo 
trifft ſie das Gericht an Stelle des Dritten durch Urteil, und zwar, entſprechend dem Willen 
des Erblaſſers, gleichfalls nach billigem Ermeſſen (a. M. Planck Erl 1 Abſ 2 und die 2. Aufl. 
dieſes Kommentars). Der Fall, daß der Dritte die Beſtimmung nicht treffen kann 
oder will oder ſie verzögert, iſt hier dem Falle, daß ſeine Entſcheidung offenbar un⸗ 
billig iſt, nicht, wie in 8319 Abſ 1 Satz 2, ausdrücklich gleichgeſtellt; doch wird man nicht 
anzunehmen brauchen, daß das abſichtlich geſchehen und deshalb die entſprechende An- 
wendung dieſer Vorſchrift hier ausgeſchloſſen ſei; vielmehr wird, um dem Willen des Erb- 
laſſers im Sinne des Geſetzes möglichſt zu entſprechen, auch in dieſem Falle die Entſchei⸗ 
dung durch das Gericht, und zwar nach billigem Ermeſſen, zu treffen ſein (a. M. die vorige 
Auflage dieſes Kommentars; wie hier Planck Erl 1 Abſ 2 anſcheinend mit der Abweichung, 
daß er das billige Ermeſſen des Gerichts ausſchließt, vgl. oben). — Offenbar unbillig iſt die 
durch eine Mehrheit der Erben getroffene Beſtimmung auch, wenn den übrigen zugemutet 
wird, auf Grund einer von jenen mit einem Dritten früher getroffenen Vereinbarung das 
Grundſtück an den Dritten gegen einen gänzlich entwerteten Papiermarkpreis ohne Auf⸗ 
wertung zu verkaufen (RG 110, 274). 
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8 2049 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß einer der Miterben das Recht haben 
ſoll, ein zum Nachlaſſe gehörendes Landgut zu übernehmen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß das Landgut zu dem Ertragswert angeſetzt werden ſoll!). 

Der Ertragswert beſtimmt ſich nach dem Reinertrage, den das Landgut 
nach ſeiner bisherigen wirtſchaftlichen Beſtimmung bei ordnungsmäßiger 
Bewirtſchaftung nachhaltig gewähren kann'). 

% 5 860, 861; 6 330—335, 448ff. 


1. Begriff des Landguts, im Gegenfa zum landwirtſchaftlichen Grundſtücke (88 592, 
1421, 1663, 2130), ſ. $ 98, auch 88 1515, 2312. Das Geſetz ſtellt eine Auslegungsregel auf, 
„im Zweifel“, die durch den Nachweis eines andern Willens des Erblaſſers entkräftet wird. 
Sie beruht auf der Vermutung, der Erblaſſer habe durch die Beſtimmung ermöglichen 
wollen, daß das Landgut, ohne verkauft zu werden, von dem Miterben in der ſeiner bis⸗ 
herigen wirtſchaftlichen Beſtimmung entſprechenden Weiſe weiterbewirtſchaftet werde. Die 
Auslegungsregel wird deshalb nicht zutreffen, wenn, wie es unter den heutigen Verhält⸗ 
niſſen vielfach der Fall fein dürfte, der Ertragswert höher iſt als der Verkaufswert (Schätzungs⸗ 
wert; vgl. 82312 Abſ 1 Satz 3; auch von Haufen in DZ 1926 Sp. 1489). 

2. Der Ertragswert, im Gegenſatze zum Verkehrs (Verkaufs- Werte. Die Art der Er: 
mittlung des Ertragswertes iſt nach Art 137 Ech in erſter Linie den Landesgeſetzen über 
laſſen; 8 2049 Abf 2 tritt nur hilfsweiſe ein. Nach Pra BGB Art 83 wird der Ertrags- 
wert durch Kapitaliſierung des jährlichen Reinertrags (d. h. des Bruttoertrags unter Abzug 
der Bewirtſchaftungskoſten ſowie der Laſten und Abgaben, jedoch nicht der Hypothekzinſen) 
zum verkehrsüblichen Zinsfuße ermittelt. Ahnlich nach bayr. ABGB Art 103 (Kapitali- 
ſierung in der Regel nach dem 25 fachen Betrage des jährlichen Reinertrags, ſofern nicht 
durch Verordnung eine andere Verhältniszahl beſtimmt wird, was durch VO v. 31. 7. 26 
geſchehen iſt, wonach zur Zeit der 18 fache Betrag maßgebend iſt); ferner nach badiſchem 
AGB in der Faſſung v. 13. 10. 25 Art 38 und Ausf VO v. 11. 11. 1899 88 38ff.; nach 
heſſiſchem ABGB Art 106, 130). — Die bisherige wirtſchaftliche Beſtimmung des Land» 
guts als ſolchen iſt maßgebend; doch wird anderſeits wee IG. Be wirtſchaf⸗ 
tung, auch wenn ſolche bisher nicht ſtattgefunden hat, unterſtellt. Danach konnen zweck. 
mäßige Anderungen der Bewirtſchaftungsweiſe im einzelnen, die ohne Anderung der 
wirtſchaftlichen Beſtimmung des Ganzen durchgeführt werden können, bei der Bemeſſung 
des Reinertrags berückſichtigt werden (z. B. Ausübung des Gartenbaues auf dazu geeignetem 
Boden an Stelle bisherigen Getreidebaues), nicht aber ſolche, durch welche die wirtſchaftliche 
Beſtimmung als Landgut verändert wird, z. B. Ausnutzung einer Fläche als Bauplatz für 
andere als zum Landgute gehörige Gebäude (RG Warn 09 Nr 411), oder bergmänniſche 
Aufſchließung. — Die gleichen Grundſätze gelten für die Berechnung des Pflichtteils (8 2312); 
ebenſo im Falle des § 1515 Abſ 2. 

§ 2050 

1) Abkömmlinge, die als geſetzliche Erben zur Erbfolge gelangen)), ſind 
verpflichtet, dasjenige, was ſie von dem Erblaſſer bei deſſen Lebzeiten als 
Ausftattung?) erhalten haben, bei der Auseinanderſetzung untereinander zur 
Ausgleichung zu bringen, ſoweit nicht der Erblaſſer bei der Zuwendung ein 
anderes angeordnet hat“). 

Zuſchüſſe, die zu dem Zwecke gegeben worden ſind, als Einkünfte ver⸗ 
wendet zu werden“), ſowie Aufwendungen für die Vorbildung zu einem Be⸗ 
rufes) ſind inſoweit zur Ausgleichung zu bringen, als ſie das den Vermögens⸗ 
verhältniſſen des Erblaſſers entſprechende Maß überſtiegen habens). 

Andere Zuwendungen unter Lebenden ſind zur Ausgleichung zu bringen, 
wenn der Erblaſſer bei der Zuwendung die Ausgleichung angeordnet Hat?) s). 

E I 21572159, 2164 Abſ 3 II 19235 M 5 698—704, 710, 711; P 5 889—891. 

1. Die Ausgleichungspflicht beruht auf dem Gedanken, daß bei gewiſſen Zuwendungen 
unter Lebenden, die der Erblaſſer feinen zur Zeit der Zuwendung als vorausſichtliche Erben 
in Betracht kommenden Abkömmlingen gemacht hat, im Zweifel nicht angenommen werden 
kann, daß er dadurch die gleichheitliche Stammeserbfolge der Abkömmlinge (88 1924ff.) 


habe durchbrechen wollen, vielmehr anzunehmen iſt, daß die Zuwendung nur eine durch 
die Verhältniſſe gebotene Vorausgabe auf den künftigen Erbteil enthalten ſoll. Eine ſolche 
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Vermutung ſtellt das Geſetz auf für Kapital zuwendungen zur Ausſtattung (8 2050 Abſ 1); 
für Zuſchüſſe, die zur Verwendung als Einkünfte oder Vorbildung für einen Beruf gegeben 
kind, im Falle der Übermäßigkeit im Verhältniſſe zu dem Vermögen des Erblaſſers (§ 2050 
Ab] 2); für audere Zuwendungen bedarf es einer beſonderen Anordnung des Erblaſſers, um fie 
ausgleichungspflichtig zu machen ($ 2050 Abſ 3). Die Vermutung greift in der Regel nur Platz 
bei geſetzlicher Erbfolge der Abkömmlinge, bei gewillkürter nur unter den beſonderen Voraus- 
ſetzungen des $ 2052. Sie gilt nur für Zuwendungen an Abkömmlinge, nicht an andere Ver⸗ 
wandte oder an den Ehegatten. — Die Vorſchriften über die Ausgleichung ſind nicht zwin⸗ 
gender Natur und hindern nicht eine anderweite Regelung durch die Miterben bei der Aus⸗ 
einanderſetzung in allſeitigem Einverſtändniſſe (RG 30. 5. 07 IV 524/06); die Ausgleichungs⸗ 
pflicht kaun auch durch ſelbſtändigen Vertrag der Miterben (Anerkenntnisvertrag) begründet 
werden (RG Bayz 08, 19 und 20. 11. 19 IV 246/19). — Die Ausgleichungspflicht iſt 
kein geſetziches Vermächtnis zugunſten der ausgleichungsberechtigten Miterben; ſie be ⸗ 
gründet daher keine Nachlaßverbindlichkeit (8 1967), auch nicht, wenn ſie durch den Erblaſſer 
bei der Zuwendung angeordnet iſt. — Die Ausgleichung erfolgt nicht durch Rückgewähr 
(Rückbringen) des zugewendeten Gegenſtandes in Natur oder dem Werte nach in die Erb⸗ 
maſſe (Realkollation), ſondern lediglich durch Anrechnung und Minderempfang auf den 
Erbteil (ſog.Idealkollation). Die zur Ausgleichung zu bringenden Vorempfänge ſtehen im 
freien Vermögen des Zuwendungsempfängers und bilden rechtlich keinen Beſtandteil des 
Nachlaſſes; ihre Zugehörigkeit zu dieſem wird durch die Anordnung der Ausgleichungspflicht 
von ſeiten des Erblaſſers nicht begründet; auch nicht durch den Vollzug der Ausgleichung, 
der lediglich ein rechneriſcher Vorgang ift; eine angeordnete fideitkommiſſariſche Subſtitution 
in den Nachlaß (Nacherbfolge) erſtreckt ſich deshalb nicht auf die Vorempfänge und begründet 
keinen Anſpruch auf deren Herausgabe; nur im Wege des Verſchaffungsvermächtniſſes (88 2169 
A 1, 2170 A 1) kann der Erblaſſer den Zuwendungsempfänger oder deſſen Erben damit be⸗ 
ſchweren, das Zugewendete an den Nachlaß herauszugeben. Dieſe für das gemeine Recht 
vom RG (25. 11. 20 IV 191/20) ausgeſprochenen Rechtsſätze werden auch für das Recht des 
BGB zutreffen. Auch nach der Geſtalt, welche die Ausgleichungspflicht ſchließlich in dem 
Geſetzbuche erhalten hat (vgl. $ 2055 U 4, erfolgt kein Einbringen der Vorempfänge in Natur 
in den Nachlaß, ſondern lediglich eine rechneriiche Berückſichtigung ihres Wertes bei der Aus⸗ 
einanderſetzung. — Die Erbengemeinſchaft als ſolche wird durch das Beſtehen von Aus⸗ 
gleichungspflichten nicht berührt, auch nicht, wenn ein Miterbe infolge ihrer aus der 
Erbſchaft nichts zu erhalten hat; er bleibt gleichwohl Teilhaber der Erbengemeinſchaft mit 
den Rechten und Pflichten eines ſolchen (Anteil an Verwaltung und Benutzung § 2038, 
ſowie an Verfügungsberechtigung 8 2040; Schuldenhaftung 88 2058, 2059 A 4, 2060 A 1, 
ogl. aber $ 2058 A 2). Auch der Erwerber eines Miterbenauteils ($ 2033) tritt in die Rechte 
und Pflichten auf Ausgleichung ein. Dem Erbſchaftskäufer kommt der Vorteil aus der 
e eines Miterben zugute ($ 2372), anderſeits iſt ihm für eine beſtehende 
Ausgleichungspflicht des Verkaufers dieſer gewährleiſtungspflichtig (§ 2376). — Iſt der Erb» 
fall nach Inkrafttreten des BGB eingetreten, ſo ſind die Ausgleichungsvorſchriften des 
neuen Rechtes auch dann anzuwenden, wenn die Zuwendung unter früherem Rechte erfolgt 
iſt (RG SeuffA 67, 409 a. E. und Warn 1910 Nr 245; vgl. aber A 7 a. E.). — Ausgleichung 
19 a sung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 8 1503, bei Berechnung des Pflichtteils 

2. Nur die Abkömmlinge des Erblaſſers ſelbſt und nur ſoweit ſie als geſetzliche Erben 
(vgl. aber § 2052) zur Erbfolge gelangen, alſo die geſetzlichen Erben der erſten Ordnung 
($ 1924 A 2), find an der Ausgleichung beteiligt. Nicht alſo die Abkömmlinge der Eltern, 
Großeltern, Urgroßeltern und entfernteren Voreltern des Erblaſſers (§8 1925 ff.), auch nicht 
der Ehegatte. Abkömmlinge, die wegen Verzichts, Ausſchließung, Erbunwürdigkeit oder 
infolge Ausſchlagung nicht zur Erbfolge gelangen, bleiben außer Betracht. Doch ſind nach 

2051 die an ihre Stelle tretenden entfernteren Abkömmlinge (ſ. aber auch $ 2053) aus⸗ 
gleichungspflichtig. 5 . 

3. Die Ausſtattung iſt zu verſtehen im Sinne von 8 1624, einſchließlich der Ausſteuer 
der Tochter (88 1620 ff.), begreift aber, ſoweit nicht 8 2053 einſchlägt, auch die unmittelbar 
einem entfernteren Abkömmlinge gewährte Austattung in ſich. Ob der Erblaſſer zu ihrer 
Gewährung rechtlich verpflichtet war, wie im Falle des § 1620, ob ſie den Verhältniſſen 
entſpricht oder übermäßig iſt, ob ſie bereits gewährt oder nur erſt verſprochen und dem⸗ 
gemäß zugleich als Nachlaßverbindlichkeit einzuſtellen iſt, macht keinen Unterſchied. „Doch 
unterliegt der Ausgleichungspflicht ohne Beſchränkung nur diejenige Ausſtattung, die be⸗ 
ſümmt iſt, das Kapitalvermögen des Abkömmlings, ſei es das Betriebs. oder bloße 
Nutzungsvermögen, zu vermehren, und die deshalb in Form einmaliger Leiſtung von Geld 
oder ſonſtigen dauernde Nutzung gewährenden Gegeuſtänden 1 wird; eine in Form 
von Rente gegebene Ausſtattung wird in der Regel als Zuſchuß zu den Einkünften beſtimmt 
ſein und deshalb unter Abf 2 fallen. Auch Aufwendungen für Berufsvorbildun 
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fallen unter den Begriff der Ausſtattung, unterliegen aber der Ausgleichungspflicht nur 
unter der Vorausſetzung des Abſ 2. Näheres in A 6. 

4. Wegen des Begriffs der Zuwendung vgl. A 7. — Da die Ausgleichung auf dem 
zu vermutenden Willen des Erblaſſers beruht, jo findet fie nicht ſtatt, ſoweit fie der Exb- 
laſſer durch beſondere Anordnungen ganz oder teilweiſe erlaſſen oder von Bedingungen 
abhängig gemacht oder ſonſt abweichend geregelt hat. Dies kann formlos, auch ſtillſchwei⸗ 
gend (vgl. A 7), muß aber ſchon bei der Zuwendung geſchehen fein, kann alfo durch 
ſpäteres einſeitiges oder vertragsmäßiges Rechtsgeſchäft unter Lebenden, auch durch Erlaß 
vertrag, nicht nachgeholt werden. Wohl aber durch Verfügung von Todes wegen, und 
zwar einſeitig durch Vermächtnis in der Weiſe, daß die Miterben zugunſten des Ab. 
kömmlings, dem die Zuwendung gemacht ift, damit beſchwert werden, ihn von der Aus- 
gleichungspflicht freizuſtellen, oder aber durch einen mit dem Abkömmlinge abzuſchließenden 
Erbvertrag (RG 90, 422). Zum Nachteil von Pflichtteilsberechtigten kann der 
Erblaſſer eine der Ausgleichung nach § 2050 Abj 1 oder 2 unterliegende Zuwendung weder 
bei ihrer Hingabe noch nachträglich von der durch § 2316 gebotenen Verückſichtigung bei 
Feſtſtellung desjenigen, was auf den geſetzlichen Erbteil eines Abkömmlings fallen würde, 
behufs Beſtimmung feines Pflichtteils ausſchließen; § 2316 Abſ 3, vgl. A 6 dazu 

5. Zuſchüſſe ſind, auch ſofern ſie zun Begründung oder Erhaltung der Wirtſchaft eines 
verheirateten Kindes oder einer felbftändigen Lebensſtellung beſtimmt waren und deshalb 
unter den Begriff der Ausſtattung fallen (A 3; R 67, 206), nicht ausgleichungspflichtig, 
wenn ſie als Einkünfte dienen ſollen und das den Bermögensverbältniffen des Erblaſſers 
entſprechende Maß nicht überſteigen (RG 79, 266). Die Beſtimmung als Einkünfte ſetzt 
voraus, daß ſie zur Beſtreitung des fortlaufenden Verbrauchs beſtimmt find und daß des⸗ 
halb eine Wiederholung in gewiſſen Zeitabſchnitten in Ausſicht genommen iſt, ohne daß 
aber eine Verpflichtung dazu, insbeſondere in Form einer Leibrente (8 759), übernommen 
zu fein braucht (vgl. RG im Recht 1910 Nr 2578, 2580). Ein nur als einmalige Zuwendung 
gedachter Zuſchuß zu einer Badereiſe fällt deshalb nicht darunter (RG Warn 1910 Nr 288; 
a. M. Leonhard IV C zu § 2050). Auch Zuſchüſſe, die als Einkünfte dienen ſollen, aber 
1 Ausſtattung darſtellen, find ausgleichungspflichtig, wenn fie das bezeichnete Maß 
überſteigen. 

6. Die Aufwendungen müſſen für die Vorbildung zu einem Berufe, im Gegenſatze zu 
der durch Volksſchulen oder höhere Lehranſtalten vermittelten allgemeinen Ausbildung, ge⸗ 
macht fein. Hierher gehören Lehrgelder, die Koſten des Beſuchs von Fachſchulen, Studien. 
und Promotionskoſten, einſchließlich der Beſchaffung der Lernmittel, nicht aber Aufwendungen 
für die Berufsausübung ſelbſt (Anſchaffung von Inſtrumenten u. dgl.). Solche Aufwen⸗ 
dungen fallen meiſt unter den Begriff der Ausſtattung (A 3), find aber trotzdem ausgleichungs⸗ 
pflichtig nur, ſoweit ſie das bezeichnete Maß überſteigen. Auch Aufwendungen für die 
Berufsausbildung, die nicht in Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht er- 
folgen und deshalb nicht unter 8 1610 Abſ 2 in Verbindung mit § 1602 fallen (z. B. weil 
der Abkömmling eigenes Vermögen beſitzt, vgl. A 1 zu § 1602), find nur unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des Ab] 2, nicht unbeſchränkt als Ausſtattung nach Abſ 1 zur Ausgleichung zu 
bringen (RG 114, 53). Die Berufsausbildung iſt regelmäßig beendet, wenn durch Ab⸗ 
legung der Prüfungen die Befähigung zur Bekleidung der betreffenden Berufsſtellung nach⸗ 
gewieſen iſt (RG Warn 1913 Nr 237). Doch iſt nicht ausgeſchloſſen, daß unter Umſtänden 
nach Abſchluß der erſten Berufsausbildung ein neuer Beruf ergriffen wird, und die Auf⸗ 
wendungen für die Vorbildung zu dieſem neuen Berufe fallen alsdann gleichfalls unter 
Abſ 2, nicht unter Abſ 1 des § 2050 (RG 114, 54). Der Unterhalt während des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes fällt unter die Zuwendungen zur Erlangung einer) Lebensſtellung, 
iſt aber als Zuſchuß zu Einkünften, wie auch für die Vorbildung zu einem Berufe, nur nach 
Abi 2 ausgleichungspflichtig. - 

6a. Ob das bezeichnete Übermaß vorliegt, richtet ſich nicht danach, ob die Zuſchüſſe 
oder Aufwendungen zur Erreichung des Zweckes erforderlich waren, und auch nicht nach 
den Standesverhältniſſen des Erblaſſers oder des Abkömmlings, ſondern lediglich nach 
den Vermögensverhältniſſen des Erblaſſers. Bei ihrer Beurteilung wird zu berück⸗ 
fihrigen ſein, für wieviel Kinder der Erblaſſer zur Zeit der Zuwendung zu ſorgen hatte und 
mit welchen Veränderungen der Kinderzahl oder ſeiner Vermögensverhöltniffe er als vor; 
ſichtiger Familienvater für die Zukunft noch rechnen mußte. Ob der Erblaſſer die Beträge 
aus ſeinen Einkünften oder aus dem Stamme feines Vermögens entnommen hat, iſt nicht 
entſcheidend, aber für die Frage des Übermaßes immerhin zu beachten. 

7. Der Erblaſſer kann Zuwendungen jeder Art durch eine bei der Zuwendung ſorm⸗ 
los getroffene Anordnung ausgleichungspflichtig machen. Die Zuwendung (vgl. auch 
§ 1939 A 4) erfordert kein Rechtsgeſchäft zwiſchen dem Erblaſſer und dem Abkömmling; fie 
kann in rein wirtſchaftlichen Maßnahmen des Erblaſſers oder Rechtsgeſchäften zwiſchen ihm 
und Dritten zum Ausdruck gekommen ſein, durch die dem Abkömmling bei Lebzeiten des 
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Erblaſſers ein Vermögensvorteil aus deſſen Vermögen zugefloſſen iſt; z. B. 
Zahlung von Schulden des Abkömmlings, Aufwendungen für ſeine Berufsvorbildung oder 
Lebensſtellung. Rechtsgeſchäftliche Zuwendungen können in der Übereignung von Ver⸗ 
mögensgegenſtänden (Eigentumsübertragung an beweglichen Sachen, Geldzahlungen, Auf- 
laſſung von Grundſtücken) oder in ſonſtigen dinglichen Verfügungen zu ſeinen Gunſten (Erlaß 
einer Forderung, Aufgabe eines dinglichen Rechtes) beſtanden haben; aber auch ſchon in 
der Begründung eines ſchuldrechtlichen Anſpruchs des Abkömmlings gegen den Erblaſſer 
(Schenkungsverſprechen, $ 516, konſtitutives Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis, 
89 780, 781) wird der Begriff der Zuwendung erfüllt. Auch Leiſtungen, durch die einer geſetz⸗ 
lichen Pflicht genügt wird, können unter den Begriff der Zuwendung fallen (R 73, 377). 
Nicht erforderlich iſt vollſtändige Uneutgeltlichkeit der Leiſtung (RG 73, 377); auch in der Aus⸗ 
bedingung einer abſichtlich zu geringwertig bemeſſenen Gegenleiſtung bei einem Kauf⸗ 
oder ſonſtigen gegenfeitigen Vertrage, ferner in der Zinsfreiheit oder dem geringen Zins. 
fuße eines Darlehns kann eine Zuwendung liegen lentſprechend der gemiſchten Schenkung, 
$ 516 A 4). Einigkeit beider Teile über die Unentgeltlichkeit, wie bei der Schenkung 
( 516) iſt nicht erforderlich (RG 18. 4. 10 IV 88/10). Soweit eine Leiſtung aber mit 
der Verpflichtung zur vollen Rückgewähr (credendi causa) oder zur Erfüllung einer Ver. 
bindlichkeit (solvendi causa) gemacht iſt, enthält fie keine Zuwendung (RG JW 02 Beil 
266 Nr 198 und 13. 6. 10 IV 537/09; RG 67, 308). Auch ein Betrag, der mit der Be⸗ 
ſtimmung hingegeben wird, daß die Hauptſumme nicht zurückbezahlt, aber Zinſen davon 
entrichtet werden ſollen, kann eine Zuwendung enthalten und ausgleichungspflichtig ſein, 
wenn er als Ausſtattung gegeben worden ift (RG 30. 10. 16 IV 193/16). Die bei Hin- 
gabe oder ſpäter getroffene Beſtimmung, daß ein als „Darlehen“ hingegebener Betrag 
nicht zurückgezahlt, ſondern nur nach dem Tode des Erblaſſers von dem Abkömmlinge 
zur Ausgleichung gebracht werden ſoll, enthält eine Zuwendung. Es muß ſich aber um eine 
Zuwendung unter Lebenden handeln; ein Vermächtnis, das auf den Erbteil angerechnet 
werden ſoll ($ 2048 A 1), fällt nicht darunter; demnach auch nicht eine Anordnung, daß ein 
als Darlehen geſchuldeter Betrag, wenn er bis zum Tode des Erblaſſers noch nicht zurück ⸗ 
bezahlt ſei, nunmehr nicht mehr zurückbezahlt, ſondern zur Ausgleichung gebracht werden 
ſolle; eine ſolche Anordnung bedarf der Form der letztwilligen Verfügung; ſie ſchließt dann 
das Verlangen der Rückzahlung des Darlehens vor der Auseinanderſetzung aus ($ 2089 
A 2). Für Beträge, die ein Abkömmling dem Erblaſſer ſchuldet, können die Miterben auch 
ohne beſondere Anordnung des Erblaſſers ſtatt der Zahlung Ausgleichung bei der Ausein⸗ 
anderſetzung nach Maßgabe der Auseinanderſetzungsregeln (88 2042 ff., 756; vgl. $ 2042 
A3, 8 2046 A 1) fordern (RG JW 02 Beil 266 Nr 198). Die Ausgleichungspflicht ſetzt 
ferner voraus, daß aus dem Vermögen des Erblaſſers in das Vermögen des Abkömmlings 
etwas in ſolcher Weiſe übergeführt iſt, daß dadurch der Nachlaß eine Verringerung erfahren 
hat; fie findet deshalb z. B. nicht ſtatt, wenn der Erblaſſer zugunſten eines Abkömmlings 
in einem Geſellſchaftsvertrage für dieſen ein Eintrittsrecht in eine Geſellſchaft bedungen 
hat, au der ſeine Teilhaberſchaft mit ſeinem Tode erloſch, weil dadurch die Erbanſprüche der 
übrigen Miterben nicht beeinträchtigt worden ſind, es ſei denn, daß feſtgeſtellt würde, daß 
der Erblaſſer für die Ausbedingung des Eintrittsrechts beſondere Aufwendungen aus ſeinem 
Vermögen gemacht habe (RG 29. 11. 26 IV 137/26). — Die Anordnung der Ausgleichung 
kann nur bei der Zuwendung erfolgen, und zwar formlos, ſofern nicht die Zuwendung 
elbſt ein formbeduürftiges Rechtsgeſchaft bildet, deſſen Beſtandteil die Anordnung iſt. Sie 
wird aber nur von Bedeutung ſein können, wenn ſie dem Abkömmlinge gegenüber erklärt 
tft und dieſer ſich, ausdrücklich oder ſtillſchweigend durch Annahme der Zuwendung, mit 
ihr einverſtanden erklärt hat (MG 67, 308). Sie kann auch auf Vertrag beruhen (RG 
20. 11. 19 IV 246/19). Die Anordnung braucht nicht ausdrücklich getroffen zu ſein; ſie 
kann ſich auch aus den Umſtänden als ſtillſchweigend gewollt ergeben, z. B. wenn ein 
Erblalfer fein Vermögen in beſtimmter Weiſe unter die Abkömmlinge bei Lebzeiten verteilt 
hat; auch kann bei einer unter dem alten Rechte gemachten Zuwendung die Abſicht des Erb⸗ 
laſſers, daß fie ausgeglichen werden ſoll, aus den damals geltenden Ausgleichungsvorſchriften 
gefolgert werden (Warn 1910 Nr 245). — Eine nachträgliche Anordnung der Ausgleichung 
kann nicht durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden (OLG 21, 318), ſondern nur in der Form 
einer Verfügung von Todes wegen erfolgen; ſie enthält ein Vermächtnis, mit welchem der 
Abkömmling, der die Zuwendung erhalten hat, zugunſten ſeiner Miterben beſchwert wird, 
und iſt für ihn bindend, ohne daß jedoch ſein Pflichtteil dadurch beeinträchtigt wird, weil 
dieſer nur nach dem geſetzlichen Erbteile zu berechnen ift (§ 2316 Abs 1; RG 67, 309; 
71, 185). Der Pflichtteil des Abkömmlings kann durch die nachträgliche Anordnung der 
Ausgleichungspflicht nur dann beeinträchtigt werden, wenn dieſe in einem zwiſchen dem 
Erblaffer und dem Abkömmlinge abgeſchloſſenen Erbverzichtsvertrage ($ 2346) verein- 
bart iſt (RG 67, 307; 71, 136; 90, 422; vgl. auch A 4). — Daß der Erblaſſer auch bei; Zu⸗ 
wendungen an andere vorausſichtliche Erben als Abkömmlinge (z. B. an Geſchwiſter) eine 
11* 
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Ausgleichungspflicht gemäß § 2050 anordnen könne, iſt aus Abſſ3 nicht zu entnehmen (fo 
Planck, 3. Aufl., Erl 4k; a. M. die 2. Aufl. dieſes Kommentars); eine ſolche Anordnung kann 
aber, wenn fie in der Form der letztwilligen Verfügung getroffen iſt, als Teilungsanord⸗ 
nung ($ 2048) aufrechterhalten werden und es wird eine entſprechende Anwendung der 
Ausgleichungsvorſchriften (88 2055, 2056) zuläſſig fein. Auch im übrigen kann der Erblaſſer 
durch letztwillige Verfügung die Ausgleichung von Zuwendungen zugunſten und zu Laſten ge⸗ 
ſetzlicher oder eingeſetzter Erben, die Abkömmlinge ſind, wie anderer Erben beliebig anordnen, 
ſolange er dodurch den Pflichtteil keines von ihnen verletzt (R 80. 10. 16 IV 193/16). Mit der 
gleichen Einſchränkung kann er auch entfernteren Abkömmlingen, die er unmittelbar zu Erben be- 
ruft, die Anrechnung eines durch den näheren Abkönumling, von dem fie abſtammen, ihm gefchul- 
deten Betrags auferlegen (RG 13. 6. 10 IV 537/09). — Iſt die Auseinanderſetzung ohne 
Boerückſichtigung der Ausgleichungspflicht eines Abköͤmmlings vorgenommen, jo wird 
im Zweifel ein Bereicherungsanſpruch (condietio indebiti) der Miterben gegen ihn begründet 
fein, falls nämlich nicht erhellt, daß dieſe in Kenntnis der Ausgleichungspflicht die Ausein⸗ 
anderſetzung vollzogen haben ($ 814; NG 20. 11. 19 IV 246/19). — Ausgleichungspflicht 
nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1503, bei Berechnung des Pflicht⸗ 
teils 88 2815 ff. Iſt der Erbfall nach 31. 12. 99 eingetreten, jo beſtimmt ſich die Ausgleichung 
auch bezüglich der unter altem Rechte gemachten Zuwendungen grundſätzlich nach dem 
Rechte des BGB (NG SeuffA 67 Nr 231 a. E.). 

8. Die Beweislaſt für das Beſtehen einer Ausgleichungspflicht trifft grundſätzlich den, 
der Anrechnung der betreffenden Zuwendung auf den Erbteil verlangt. Behauptet der 
Erbe in den Fällen der Abſ 1 u. 2, daß ihm die Ausgleichung durch Anordnung des Erb⸗ 
laſſers erlaſſen ſei, fo iſt er für die Einrede beweispflichtig. Gegenleitige Auskunftspflicht 
der Miterben § 2057. 


8 2051 


Fällt ein Abkömmling, der als Erbe zur Ausgleichung verpflichtet ſein 
würde, vor oder nach dem Erbfalle weg), jo iſt wegen der ihm gemachten 
Zuwendungen der an ſeine Stelle tretende Abkömmling zur Ausgleichung 
verpflichtete). 

Hat der Erblaſſer für den wegfallenden Abkömmling einen Erſatzerben 
eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß dieſer nicht mehr erhalten ſoll, 
als der Abkömmling unter Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht er⸗ 
halten würde). 

E I 2160 II 1924; M 5 704-706; P 5 892, 808; 6 340, 842. 


1. Wegfall eines Abkömmlings durch Tod vor dem Erbfalle (8 1924), Ausſchließung 
($ 1938), Ausſchlagung ($ 1953), Erbunwürdigkeit ($ 2344), Erbverzicht (§ 2346). 


2. In allen dieſen Fällen treten an Stelle des ausgleichungspflichtigen Abkömmlings, 
aber kraft eigenen Erbrechts ($ 1924 A 4) ſeine Abkömmlinge nach Verhältnis ihrer Erb- 
teile, falls ſie nicht durch die Ausſchließung ($ 1938 A 2) oder den Verzicht ($ 2349) gleich- 
falls ausgeſchloſſen ſind. Sie treten dann auch in die Ausgleichungspflicht ein, da dieſe 
andernfalls durch Ausſchlagung oder Verzicht des Empfängers der Zuwendung vereitelt 
werden könnte. Iſt der Abkömmling mit W ſeines Vorfahren vom Erblaſſer durch 
Verfügung von Todes wegen unmittelbar als Erbe eingeſetzt, ſo iſt er nicht an die Stelle 
eines andern getreten und 8 2051 leidet keine Anwendung (RG Warn 1913 Nr 238). Darauf, 
ob die Abkömmlinge Erben des Weggefallenen geworden ſind und ob ihnen der Vorempfang 
ſelbſt zugute gekommen iſt, kommt nichts an. Nicht erforderlich iſt, daß der an die Stelle tretende 
Abkömmling des Erblaſſers auch Abkömmling des urſprünglich Ausgieichungsverpflich⸗ 
teten iſt; fällt z. B. der mit einer Zuwendung bedachte Enkel des Erblaſſers (der nach § 2058 
ausgleichungspflichtig war) weg, ohne Abkömmlinge zu haben, ſo erhöht ſich dadurch der 
Erbanteil feiner Geſchwiſter; dieſe treten alſo auch hinſichtlich der Ausgleichungspflicht 
an ſeine Stelle. Ihre Ausgleichungspflicht beſchränkt ſich aber auf den Erbanteil des Emp⸗ 
fängers der Zuwendung; ihr eigener urſprünglicher Erbanteil wird davon nicht berührt 
(5 1935). Iſt anderſeits der Erbanteil eines Abkömmlings des Erblaffers mit einer Aus⸗ 
ene ee belaſtet und kommt zu ihm der Erbanteil eines andern, weggefallenen Ab⸗ 
ömmlings hinzu, ſo wird dieſer durch die auf dem urſprünglichen Erbanteile laſtende Aus. 
gleichungspflicht nicht betroffen. Stirbt der ausgleichungspflichtige Abkömmling, nachdem 
er die Erbſchaft ang enommen hat fo geht die Ausgleichungspflicht mit der Erbſchaft 
auf ſeine Erben über, gleichviel, ob ſie Abkömmlinge des Erblaſſers ſind oder nicht. Stirbt 
er por der Annahme und feine Erben nehmen die Erbſchaft an, fo trifft fie natürlich gleich 
falls die in der Perſon ihres unmittelbaren Erblaffers begründete Ausgleichungspflicht. — 
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§ 2051 Abſ 1 trifft auch zu, wenn an die Stelle des ausgleichungspflichtigen ein anderer 
Abkömmling des Erblaſſers nicht als deſſen geſetzlicher Erbe, fondern infolge Erbeinſetzung 
nach Verhältnis der geſetzlichen Erbteile tritt ($ 2052). Sit dagegen der kraft ſolcher Erb⸗ 
einſetzung eintretende Erbe nicht ein Abkömmling, fo kann nur Abf 2 des § 2051 (vgl. A 2) 
latz greifen. . 
v ee (58 2096ff., 2102). Der Erſatzerbe kann eingeſetzt fein ſowohl für den 
Fall des Wegfallens eines als geſetzlicher Erbe, wie für den Fall des Wegfallens eines 
nach dem Verhältniſſe der geſetzlichen Erbteile durch Erbeinſezung ($ 2052) berufenen 
Abkömmlings. Ein ſolcher Erſatzerbe ſoll, auch wenn er nicht Abkömmling des Erblaſſers 
iſt (andernfalls trifft Ab] 1 zu; vgl. A 2), nach dem zu vermutenden Willen des Erblaſſers 
(„im Zweifel“) nicht mehr erhalten, als der weggefallene Abkömmling unter Berückſichti⸗ 
gung der Ausgleichungspflicht erhalten haben würde. Damit iſt ausgedrückt, 
daß bei Berechnung des Erbteils des fremden Erſatzerben einerſeits die zu Laſten des 
weggefallenen Abkömmlings wegen der dieſem gemachten Zuwendungen begründet ge⸗ 
weſene Ausgleichungspflicht, anderſeits aber auch das für ihn begründet geweſene Recht, 
von andern Abkömmlingen Ausgleichung wegen der dieſen gemachten Zuwendungen zu 
verlangen, Berückſichtigung finden ſoll; was der Weggefallene danach erhalten haben würde 
(alſo das Geſamtergebnis der Auseinanderſetzung für ihn), bildet die Höchſtgrenze deſſen, 
was der Erſatzerbe erhält. Einen abweichenden Willen des Erblaſſers nach der einen oder 
anderen Richtung hat der Erſatzerbe zu beweiſen. 


8 2052 


Hat der Erblaſſerte) die Abkömmlinge auf dasjenige als Erben eingeſetzt, 
was ſie als geſetzliche Erben erhalten würden, oder hat er ihre Erbteile ſo 
beſtimmt, daß ſie zueinander in demſelben Verhältniſſe ſtehen wie die geſetz⸗ 
lichen Erbteitet), jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge nach 
den 88 2050, 2051 zur Ausgleichung verpflichtet ſein jollen?). 

E II 19256; P 5 891, 892. 


1. Die an ſich nur für die geſetzliche Erbfolge (§ 2050 A 2) vorgeſchriebene Ausgleichung 
unter den Abkömmlingen ſoll „im Zweifel“ auch eintreten, wenn der Erblaſſer durch Erb⸗ 
einſetzung entweder den gleichen Erfolg herbeigeführt hat, wie er im Falle der geſetzlichen 
Erbfolge eingetreten ſein würde, indem er die Abkömmlinge auf dasjenige eingeſetzt hat, 
was ſie als geſetzliche Erben erhalten würden (was auch dadurch geſchehen kann, daß er 
fie ohne nähere Beſtimmung einfeßt, § 2066), oder wenn er ſie wenigſtens durch entſprechende 
Beſtimmung ihrer Erbteile im Verhältnis zueinander ſo geſtellt hat, wie ſie bei geſetzlicher 
Erbfolge ſtehen würden. Im letzteren Falle können die den Abkömmlingen zugewieſenen 
Erbteile abſolut kleiner oder größer ſein als die geſetzlichen, indem neben ihnen noch andere, 
und zwar Nichtabkömmlinge, als Erben berufen oder ſolche, die als geſetzliche Erben neben 
ihnen berufen wären (Ehefrau), ausgeſchloſſen find. Dagegen wird $ 2052 nach Wortlaut 
(„die Abkömmlinge“) und Sinn keine Anwendung finden können, wenn ein oder mehrere 
Abkömmlinge von der Erbſchaft ausgeſchloſſen oder einzelnen Abkömmlingen andere als 
die geſetzlichen Erbteile zugewieſen ſind, da in dieſem Falle der Wille des Erblaſſers, die 
Abkömmlinge gleichzuſtellen, nicht erhellt (a. M. NG 90, 420; Staudinger § 2050 Erl III 3 
unter nicht zutreffender Berufung auf Prot II 5, 892). Iſt aber einem Abkömmling ein 
Vorausvermachtnis ausgeſetzt, fo ſteht das der Anwendbarkeit des § 2052 nicht ent⸗ 
gegen, da das Verhältnis der Erbteile zueinander dadurch nicht berührt wird. auch 
keineswegs ohne weiteres dadurch der Wille des Erblaſſers erhellt, daß der durch ein ſol⸗ 
ches, auf den Erbteil nicht anzurechnendes Vermächtnis begünſtigte Abkömmling noch weiter 
dadurch begünſtigt werden ſollte, daß er auch die ihm unter Lebenden gemachten Zuwen⸗ 
dungen nicht zur Ausgleichung zu bringen habe (R& 13. 1. 10 IV 150/09 und RG 90, 
422). Anderſeits wird in der Zuwendung eines Vorausvermächtniſſes an einen Abkömm. 
ling, wenn andere Abkömmlinge an ſich ausgleichungspflichtige Zuwendungen unter Leben. 
den erhalten haben, nach Lage der Sache unter Umſtänden der Wille des Erblaſſers ge- 
funden werden können, daß dieſen die Ausgleichung erlaſſen fein ſoll (RGS 90, 421). 

1a. Obwohl im Regelfalle des $ 2269 die in dem gemeinſchaftlichen Teſtamente zu 
Erben eingeſetzten Abkoͤmmlinge grundſätzlich nur als Erben des zuletzt verſtorbenen Ehe ⸗ 
gatten angeſehen werden können, ſo muß doch ihnen gegenüber als „Erblaſſer“ im Sinne 
des $ 2052 (und ebenſo im Sinne der 98 2066.—2069) auch der zuerſt verſtorbene Ehegatte 
gelten; die im Verhältnis der geſetzlichen Erbteile gemäß $ 2052 eingeſetzten Abkömmlinge 
haben deshalb die ihnen von dem zuerſt verſtorbenen Ehegatten oder aus deſſen Nachlaß 
von dem überlebenden gemachten Zuwendungen nach dem Tode des zuletzt verſtorbenen 
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bei der Auseinanderſetzung von deſſen Nachlaß nach Maßgabe der 88 2050, 2051 zur Aus⸗ 
gleihung zu bringen (RG 26. 3. 14 IV 686/13; vgl. auch $ 2269 A 2). — Entſprechende 
eſtimmung für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft $ 2054 Abſ 2 (A 3). 

2. Liegen die Vorausſetzungen des § 2052 vor, ſo tritt eine geſetzliche Vermutung 
(„im Zweifel“) für den Willen des Erblaſſers, alſo eine Auslegungsregel, dahin ein, 
daß der Erblaſſer die Ausgleichung unter den Abkömmlingen nach Maßgabe der SS 2050, 2051 
gewollt habe, nämlich ſowohl zu Laſten derjenigen Abkömmlinge, die Bei eine Zuwendung 
erhalten haben ($ 2050), wie auch derjenigen, die kraft geſetzlicher Erbfolge oder als Erſatz⸗ 
erben an ihre Stelle getreten find ($ 2051 Abſ 1, 2). Im Falle der Erhöhung des Erbteils 
eines Abkömmlings durch Anwachſung (§ 2095) gilt auch hier das in A 2 zu § 2051 hin⸗ 
ſichtlich der Erhöhung des geſetzlichen Erbteils Geſagte. — Die Vermutung kann der Ab⸗ 
kömmling, der bei ihrem Zutreffen ausgleichungspflichtig ſein würde, durch den Nachweis 
eines gegenteiligen Willens des Erblaſſers widerlegen. 


8 2053 


Eine Zuwendung, die ein entfernterer Abkömmling vor dem Wegfalle 
des ihn von der Erbfolge ausſchließenden näheren Abkömmlinges!) oder ein 
an die Stelle eines Abkömmlinges als Erſatzerbe tretender Abkömmling?) von 
dem Erblaſſer erhalten hat, iſt nicht zur Ausgleichung zu bringen!), es ſei 
denn, daß der Erblaſſer bei der Zuwendung die Ausgleichung angeordnet 
hats). 

Das gleiche gilt, wenn ein Abkömmling, bevor er die rechtliche Stellung 
eines ſolchen erlangt hatte, eine Zuwendung von dem Erblaſſer erhalten hat“). 

E I 2161 II 1926; M 5 706, 707; P 5 892, 898. 


1. Wegfall des näheren Abkömmlings 8 2051 A 1, ſ. auch 82069. Die Ausgleichungs⸗ 
pflicht entſpricht dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers in der Regel nur dann, wenn er 
ſich den mit einer Zuwendung bedachten Abkömmling dabei als ſeinen unmittelbaren geſetz⸗ 
lichen Erben vorgeſtellt hat, dem er gewiſſermaßen einen Teil der Erbſchaft vorausgewähre. 
Dieſe Abſicht iſt regelmäßig ausgeſchloſſen, wenn die Zuwendung an einen entfernteren 
Abkömmling vor Wegfall des näheren, z. B. dem Enkel bei Lebzeiten des Vaters, gemacht 
wird. Daher find unter dieſer Vorausſetzung auch ſolche Zuwendungen, die nach $ 2050 Abſ 1,2 
zur Ausgleichung zu bringen ſein würden (Ausſtattung, übermäßige Zuſchüſſe und Aufwen⸗ 
dungen der dort bezeichneten Art) nicht ausgleichungspflichtig, vorbehaltlich der beſonderen 
Anordnung ihrer Ausgleichungspflicht (A 3). Da hiernach die Vorſtellung des Erblaſſers 
das Entſcheidende iſt, jo wird die Ausgleichungspflicht auch den mit der Zuwendung bedach- 
ten Abkömmling, deſſen Vorfahr zu dieſer Zeit bereits weggefallen war, dann nicht treffen, 
wenn der Erblaſſer den Vorfahren irrig noch am Leben glaubte, obwohl der Wortlaut des 
Geſetzes dieſen Fall nicht trifft. Umgekehrt wird im Zweifel Ausgleichung als gewollt an⸗ 
zunehmen ſein, wenn er den Bedachten zur Zeit der Zuwendung irrig ſchon für ſeinen ge⸗ 
ſetzlich berufenen Erben hielt. 

2. Die gleiche Erwägung (A 1) trifft auch zu, wenn ein vom Erblaſſer als Erſatzerbe 
(38 2096 ff., 2102) eingeſetzter Abkömmling, und zwar (wie in Ergänzung des Wortlauts 
des Geſetzes hinzugefügt werden muß) zu einer Zeit, zu der ſein als geſetzlicher oder 
gemäß § 2052 eingeſetzter Erbe in erſter Linie berufener Vormann noch nicht weg⸗ 

efallen war, eine Zuwendung erhalten hat. Bei einem Erſatzerben, der nicht Abkömm⸗ 
ing iſt, kommt eine Ausgleichungspflicht wegen von ihm perſönlich erhaltener Zuwen⸗ 
dungen (wegen der feinem Vormanne gemachten Zuwendungen vgl. $ 2051 Abſ 2 u. A 3) 
überhaupt nicht in Frage. 

3. Abweichend von $ 2050 bedarf es in den Fällen des $ 2053 auch für ſonſt ausgleichungs 
pflichtige Zuwendungen einer beſonderen Anordnung des Erblaſſers, die bei der Zu⸗ 
wendung erfolgt fein muß. Näheres vgl. $ 2050 A 7. Die Beweislaſt, daß eine ſolche 
Anordnung erfolgt ſei, trifft die Miterben, welche die Ausgleichung des Vorempfangs ver- 


langen. 

4. Abſſ 2 bezieht ſich auf die Legitimation durch nachfolgende Ehe ($ 1719), durch Ehe 

lichkeitserklärung (88 1723ff.) und auf die Annahme an Kindes Statt (88 1741ff., 1762). 
8 2054 


Eine Zuwendung, die aus dem Geſamtgute der allgemeinen Gutergemein⸗ 
ſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft er⸗ 
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folgt, gilt als von jedem der Ehegatten zur Hälfte gemacht!). Die Zuwendung 
gilt jedoch, wenn ſie an einen Abkömmling erfolgt, der nur von einem der 
Ehegatten abſtammt, oder wenn einer der Ehegatten wegen der Zuwendung 
zu dem Geſamtgut Erſatz zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten gemacht“). 
Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Geſamtgute der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung!). 
E I 2162 II 1927; M 5 707, 708; P 5 893. 


1. Nach der Regel der 88 1443, 1519, 1549 empfangen Abkömmlinge Zuwendungen 
aus dem Geſamtgute vom Manne als dem Verfügungsberechtigten, auch wenn die Frau 
zu Schenkungen ihre Zuſtimmung erteilt (8 1446) oder wenn fie in Vertretung des Mannes 
Handelt ($ 1450). An ſich würden daher die Abkömmlinge nur gegenüber dem Nachlaſſe 
des Mannes ausgleichungspflichtig fein. Da dieſes Ergebnis dem Weſen der Gütergemein- 
ſchaft und dem Gedanken der Ausgleichungspflicht nicht entſprechen würde, ſo ſchreibt das 
Geſetz die Ausgleichung der an gemeinſchaftliche Abkömmlinge gemachten Zuwendungen 
gegenüber den Nachläſſen beider Ehegatten je zur Hälfte vor. Die Ausgleichung hat 
deshalb, wenn ſie nicht bis zur Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hinaus: 
geſchoben ift ($$ 1483, 1557, 1497), regelmäßig zweimal, je zur Hälfte, ſtattzufinden. 

2. Die Zuwendung an einen Abkömmling, der nur von einem der Ehegatten ab⸗ 
ſtammt, gilt als nur von dieſem Ehegatten; ebenſo eine Zuwendung, für die einer der Ehe ⸗ 
gatten dem Geſamtgute Erſatz zu leiſten hat, als nur von dieſem Ehegatten gemacht. 
Entſcheidend iſt nicht, welcher Ehegatte die Zuwendung gemacht hat, ſondern die Abſtammung 
bzw. die Erſatzpflicht. NG 94, 262 legt die Vorſchrift — und ebenſo die gleichlautende 
des § 2331 — unter Einſchräukung ihres Wortlauts, aber wohl in zutreffender Begrenzung 
ihres Sinnes und Zweckes dahin aus, daß die Zuwendung nur inſoweit als von dem 
betreffenden Ehegatten gemacht gilt, als die auf ihn treffende Hälfte des Geſamt⸗ 
gutes reicht, wobei nicht der Zeitpunkt der Zuwendung, ſondern derjenige der Been · 
digung der Giltergemeinfchaft maßgebend fein ſoll (vgl. auch 9 2331 A 1). Die Erſatz⸗ 
pflicht beſteht für den Mann, ſoweit er eine Ausſtattung verſpricht oder gewährt, die das 
dem Geſamtgut entſprechende Maß überſteigt (§§ 1465, 1467, 1476 Abſ 2, 1538, 1549). 
Bei Zuwendungen anderer Art (8 2050 Abſ 2, 3) kann er erſahpflichtig werden durch Vor⸗ 
nahme in in 8 Abſicht oder ohne Zuſtimmung der Frau (88 1456, 1446) oder durch in 
bezug auf ſein Vorbehaltsgut eingegangene, aber demnächſt aus dem Geſamtgute berichtigte 
Verbindlichkeiten ($ 1466). Die Frau wird erſatzpflichtig, ſoweit fie in Vertretung des 
Maunes handelt (8 1450) oder ſonſt das Geſamtgut wirkſam verpflichtet ($ 1460), nach Maß. 
gabe der Vorſchriften über Geſchäftsführung oder Auftrag. Soweit es nach 88 2050 — 2053 
für die Ausgleichungspflicht auf Anordnungen oder auf den Willen des Erblaſſers an⸗ 
kommt, iſt die Perſon des Ehegatten maßgebend, der als Geber der Zuwendung zu gelten hat. 

3. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft SS 1483 ff., 1557. Der überlebende Ehegatte hat hierbei 
die rechtliche Stellung des Mannes, die beteiligten Abkömmlinge haben diejenige der Frau, 
81487. Die Ausſtattung gemeinſchafllicher Abkömmlinge gilt hiernach als zur Hälfte aus 
dem Anteile des überlebenden Ehegatten, zur Hälfte aus demjenigen der übrigen Abkömm⸗ 
linge, ſoweit aber der Überlebende erſatzpflichtig iſt, als nur aus deſſen Vermögen ge 
währt. Der Überlebende iſt nach $ 1499 Nr 3 erſatzpflichtig, wenn die Ausſtattung im Ver⸗ 
hältnis zu dem Geſamtgute übermäßig oder einem infolge Verzichts (§ 1491) oder Aus⸗ 
ſchließung (§ 1511) oder als nicht gemeinſchaftlich (8 1483) nicht anteilsberechtigten Abkömm⸗ 
ling gewährt iſt. Iſt die Zuwendung an einen nicht gemeinſchaftlichen Abkömmling 
gemacht, ſo kann demnach zweifelhaft ſein, ob ſie als von demjenigen Ehegatten, von dem 
der Abkömmling abſtammt (vgl. Abſ 1 Satz 2 Halbſatz 1 und A 2) oder von dem Über⸗ 
lebenden, der erſatzpflichtig iſt (vgl. Abſ 1 Satz 2 Halbſatz 2 ſowie $ 1499 Nr 3) gemacht zu 
gelten habe. Die Erſatzpflicht wird wohl in erſter Linie maßgebend ſein müſſen. Hat alſo 
der überlebende Ehemann einem Abkömmlinge feiner Frau eine Zuwendung aus dem Ge⸗ 
ſamtgute gemacht, für die er dieſem Erſatz leiſten muß, jo wird die Ausgleichung zum Nach⸗ 
laſſe des Mannes zu erfolgen haben. Dusfelbe gilt von anderen Zuwendungen ($ 2050 
Abſ 2, 3), durch die ſich der überlebende Ehegatte, wenn die übrigen Abkömmlinge nicht 
zuſtimmen, regelmäßig erſatzpflichtig macht, $ 1456. — Entſprechende Beſtimmungen beim 
Pflichtteilsergänzungsanſpruch $ 2331. 


§ 2055 
Bei der Auseinanderſetzuns wird jedem Miterben der Wert der Zur 


wendung, die er zur Ausgleichung zu bringen hat, auf ſeinen Erbteil angerech⸗ 
net!). Der Wert der ſämtlichen Zuwendungen, die zur Ausgleichung zu bringen 
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ſind, wird dem Nachlaſſe hinzugerechnet, ſoweit dieſer den Miterben zu⸗ 
kommt, unter denen die Ausgleichung jtattfindet?) ). 
Der Wert beſtimmt ſich nach der Zeit, zu der die Zuwendung erfolgt ift?), 


E I 2163 II 1928; M 5 708, 709; P 5 898, 894. 


1. § 2055 regelt die Durchführung der Ausgleichung nach den Grundſätzen der Ideal⸗ 
kollation, unter Ausſchluß des Rückbringens in Natur (§ 2050 A 1). Die Ausgleichung voll⸗ 
zieht ſich danach erſt bei Gelegenheit der Auseinanderſetzung, nur rechneriſch und lediglich 
innerhalb des Kreiſes der hiervon betroffenen Abkömmlinge. Dieſelben Grundſätze gelten 
für Berechnung des Pflichtteils (88 2315, 2316). Der Wert der Zuwendung (maßgebender 
1 Abſ 2) beſtimmt ſich nach Vereinbarung der Beteiligten, ſonſt nach freier Schätzung. 

er einen höheren als den vom Ausgleichungspflichtigen zugegebenen Wert behauptet, iſt 
hierfür beweispflichtig. Der Wert kann bei der Zuwendung von dem Erblaſſer formlos, 
nachher nur im Wege der Verfügung von Todes wegen feſtgeſetzt werden. Die Feſtſetzung 
iſt für die Beteiligten maßgebend, ſoweit fie nicht den Pflichtteil der Ausgleichungsberech⸗ 
tigten oder des Ausgleichungsverpflichteten beeinträchtigt (vgl. A 4, 7 zu $ 2050). 

2. Sind neben den an der Ausgleichung beteiligten Abkömmlingen noch andere geſetz⸗ 
liche oder letztwillig berufene Erben vorhanden (z. B. der überlebende Ehegatte, eingeſetzte 
Fremde), fo iſt von der ermittelten Teilungsmaſſe zunächſt der Betrag der Erbteile zu be⸗ 
rechnen, die auf die an der Ausgleichung nicht beteiligten Erben entfallen. Zu dem ver⸗ 
bleibenden Reſte wird der ziffermäßige Geſamtbetrag der Zuwendungen hinzugerechnet. 
Von der ſo gefundenen Maſſe werden die Erbteile der an der Ausgleichung beteiligten Ab» 
kömmlinge berechnet. Von dieſem rechnungsmäßigen Erbteil wird jedem ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Abkömmling der Wert der empfangenen Zuwendung abgezogen. Der Reſt bildet 
den ihm wirklich auszuſchüttenden Erbteil. Beiſpiel: Nachlaß 2000. Erben Witwe W (/¼), 
3 Abkömmlinge X, Y, 2 (je ¼). Vorweg Erbteil der W 500, verbleibt Teilungsmaſſe für die 
Abkömmlinge 1500. Es haben vorempfangen und einzuwerfen X 500, X 300, 2 100, zus 
ſammen 900. Es entfallen mithin von 1500 + 900 = 2400 auf jeden Abkömmling n 
In Wirklichkeit erhalten X 800 — 500 = 300, Y 800 — 300 = 500, 7 800 — 100 = 700, 
zuſammen 1500, womit (zuzüglich der vorweg der Wüberwieſenen 500) der Nachlaß aufgeht. 

3. Die Zeit der Zuwendung bleibt maßgebend, auch wenn inzwiſchen Wertserhöhungen 
oder Wertsverminderungen ſtattgefunden haben oder die zugewendeten Gegenſtände unter- 
gegangen fein ſollten. Zinſen, Nutzungen u. dgl. kommen nicht in Betracht. Etwaige ab- 
weichende Anordnungen des Erblaſſers ſind nur mit der oben (A 1) angegebenen Veſchrän⸗ 
kung wirkſam. Doch bezieht ſich die Maßgeblichkeit der Zeit der Zuwendung nur auf den 
Sachwert; ſpäter eingetretene ſcheinbare Wertänderungen, die in Wirklichkeit nur Ver⸗ 
änderungen des Wertmeſſers, in welchem der Sachwert ausgedrückt iſt, nämlich des Geldes, 
bedeuten, ſind wie bei ſonſtigen Auſprüchen auf Erſatz des Sachwertes, z. B. bei der Ent⸗ 
eignung (vgl. 8242 A 54d 888), fo auch bei der Ausgleichungspflicht zu berückſichtigen (RG 
108, 340). — Die Vorſchriften des Geſetzes find nicht zwingenden Rechtes, die Ve⸗ 
teiligten können deshalb die Ausgleichung auch in anderer Weiſe (ſo durch Einbringen in 
Natur) durchführen (vgl. $ 2050 A 1). Iſt die Ausgleichung bei der Auseinanderſetzung 
unterblieben, fo iſt unter den Vorausſetzungen der 88 812ff. der Bere icherungsanſpruch 
gegeben (vgl. $ 2050 A 7) 

4. Sehr beſtritten iſt die Frage, in welcher Art eine beſtehende Ausgleichungspflicht auf 
die Stellung des ausgleichungspflichtigen und der ausgleichungsberechtigten Miterben 
in der Erbengemeinſchaft und die ſich aus ihr ergebenden rechtlichen Beziehungen einwirkt. 
Nach dem E I zum BGB ($$ 2157, 2163) ſollte die Ausgleichungspflicht von der Ausein⸗ 
anderſetzung losgelöſte, rein ſchuldrechtliche Beziehungen unter den beteiligten Miterben 
erzeugen, für die dingliche Geſtaltung des Miterbenrechts aber nicht in Betracht kommen. 
Dieſer Standpunkt hat eine von der zweiten Kommiſſion (Prot 5, 893) ausdrücklich als grund ⸗ 
ſätzlich bezeichnete Anderung erfahren dadurch, daß die Ausgleichung in die Auseinander⸗ 
ſetzung eingegliedert worden iſt in der Weiſe, daß die Auteilsberechtigung an der Teilungs⸗ 
maſſe durch ſie eine von dem Verhältniſſe der Erbſchaftsquoten (Erbteile, $ 1922 A 10) 
abweichende Geſtaltung erhält. Dieſe Wirkung tritt aber erſt bei der Auseinander- 
febung ein. Bis zur Auseinanderſetzung hat die Ausgleichungspflicht grundsätzlich 
keinen Einfluß auf die Geſtaltung der Erbengemeinſchaft, weder im inneren Verhältniſſe 
noch nach außen: die Miterben find nur nach Maßgabe der den einzelnen zuſtehenden Erb⸗ 
ſchaftsauoten an der Verwaltung und Verfügung über die Erbſchaft beteiligt und dabei 
fimmberechtigt ($ 2038 A 4); auch ein durch ausgleichungspflichtige Zuwendungen bereits 
vollſtändig gedeckter Miterbe iſt von der Teilnahme nicht ausgeſchloſſen; nur im Falle ein⸗ 
tretender Gefährdung der bei der ſpäteren Auseinanderſetzung zu berückſichtigenden Aus⸗ 
gleichungspflicht werden im Wege der einſtweiligen Verfügung” Sicherungsma nahmen er⸗ 
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griffen werden können (jo Planck Strohal Erl 3; a. M. Dernburg 5 8 182 II; Leonhard 
zu $ 2055 IV C, der fo weit geht, ein „Erbrecht ohne reellen Anteil“ für ein Unding zu er⸗ 
klären). Die Teilung der Früchte erfolgt nach § 2038 Abſ 2 Satz 2 erſt bei der Aus ⸗ 
einanderſetzung; etwa dennoch ſchon vorher nach Maßgabe der Erbquoten erfolgte Früchte⸗ 
verteilungen werden bei dieſer in der Weiſe zu berückſichtigen ſein, daß der ausgleichungs⸗ 
pflichtige Miterbe die nach Maßgabe ſeiner Ausgleichungspflicht zuviel bezogenen Früchte 
zu erſtatten hat (ſo Planck a. a. O.). — Den e gegenüber bewirkt die 
Ausgleichungspflicht vor der Auseinanderſetzung keine Anderung der geſamtſchuldneriſchen 
Haftung nach Maßgabe der 88 2058, 2059 (vgl. A 4 zu § 2059). Nach der Auseinander- 
ſetzung haften die Miterben untereinander für etwa noch nicht berichtigte Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten, die bei der Auseinanderſetzung nicht berückſichtigt ſind, nach Maßgabe der Be- 
reicherungsgrundſätze unter Verückſichtigung der Ausgleichungspflicht. Den Nachlaß⸗ 
gläubigern gegenüber haften ſie auch jetzt grundſätzlich als Geſamtſchuldner, jedoch, falls 
fie das Beſchränkungsrecht nicht verloren haben, unter Vorbehalt der Beſchränkung auf 
das, was ſie wirklich, unter Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht, aus dem Nachlaſſe 
erhalten haben. Wegen der Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht bei der in den Aus⸗ 
nahmefällen des § 2060 eintretenden anteiligen Haftung vgl. $ 2060 A 1. — Der Er⸗ 
werber des Anteils eines Miterben ($ 2033) und der Gläubiger eines Miterben, der deſſen 
Anteil am Nachlaſſe pfändet, ſowie der Nachlaßgläubiger, der die Zwangsvollſtreckung in 
den Anteil des Miterben vor der Teilung betreibt ($ 2059 Abſ 1 Satz 1) erlangen dadurch 
hinſichtlich der Ausgleichungspflicht die gleiche Stellung wie der Miterbe ſelbſt. 


8 2056 


Hat ein Miterbe durch die Zuwendung mehr erhalten, als ihm bei der 
Auseinanderſetzung zukommen würde, ſo iſt er zur Herauszahlung des Mehr⸗ 
betrags nicht verpflichtet!). Der Nachlaß wird in einem ſolchen Falle unter 
die übrigen Erben in der Weiſe geteilt, daß der Wert der Zuwendung und 
der Erbteil des Miterben außer Anſatz bleiben?). 


E I 2164 II 1929; M 5 709, 710; P 5 893. 


1. Der Ausgleichungspflichtige iſt nicht oder doch nur rechnungsmäßig Schuldner des 
Nachlaſſes. Die Zuwendung verbleibt dem Abkömmling ganz, auch wenn ſie rechneriſch 
den Betrag des auf ihn entfallenden Auseinanderſetzungsguthabens überſteigt. Auch ein 
pflichtteilsberechtigter Abkömmling hat auf Grund der bei Berechnung ſeines Pflichtteils 
zu berückſichtigenden Ausgleichungspflicht ($ 2316) keinen Anſpruch auf Herauszahlung 
einer ausgleichungspflichtigen Zuwendung (R 77, 282). Der Pflichtteilsergänzungs⸗ 
anſpruch (8 2825) erſtreckt ſich nur auf eigentliche Schenkungen; andere ausgleichungs— 
pflichtige Zuwendungen (fo eine Ausſtattung, ſoweit fie nicht als Schenkung gilt, § 1624) 
find bei Berechnung der Pflichtteilsergänzung dem Nachlaſſe nicht hinzuzurechnen (RG 
5 = En nn ne en ee bei der Auseinander- 
etzung leer aus, ohne daß dadur rigens ſeine Erbeneigenſchaft beeinträchtigt wird (vgl. 
9 2055 4.4). Schuldenhaftung ſ. $ 2058 A 2. 8 

2. Der hierdurch entſtehende Ausfall läßt zwar die ideellen Erbteile der ausgleichungs⸗ 
berechtigten Miterben unberührt, führt aber zu einer Verringerung des auf ſie entfallenden 
realen Erbteils. Der leer ausgehende Miterbe ſcheidet ſowohl mit der ihn treffenden Ein- 
werfungspoſt, als auch mit dem Erbteile für die Auseinanderſetzung aus. Es mindert ſich 
mithin die Teilungsmaſſe (durch Streichung der Einwerfungspoſt), es ändert ſich aber auch 
(infolge Wegfalls eines Bruchteils) der Teilungsquotient, indem die Bruchteile auf einen 
andern Nenner zu bringen find. Dabei müſſen jedoch die Bruchteile der bei der Auseinander⸗ 
etzung beteiligt bleibenden Miterben zueinander in dem gleichen Verhältniſſe verbleiben 
wie vorher, da ſich ſouſt große Unbilligkeiten ergeben würden. Der Wortlaut des Geſetzes, 
demzufolge der Erbteil des Miterben außer Anſatz bleibt, trägt dem allerdings nicht voll. 
ſtändig Rechnung. Beiſpiel: Nachlaß 2000, Erben 3 Abkömmlinge X mit ½, Y und 2 
mit je . Es Haben vorempfangen und einzuwerfen X 400, Ynicht3, Z 1000, zuſammen 1400. 
Es würden ſonach an ſich entfallen von 2000 + 1400 = 8400 auf X ½ = 1700 — 400 = 
1800, auf Y / = 850 — 0 = 850, auf 2 850 — 1000 = 0, da er den Mehrempfang von 
150 nicht herauszuzahlen hat. Es bleibt deshalb 2 ſowohl mit feinem ½¼ Erbteil als mit 
ſeinem Vorempfang von 1000 außer Anſatz. Bleiben bei der Auseinanderſetzung beteiligt X 
mit / = J,, Y mit ¼ oder im Verhältnis ihrer Erbteile zueinander X mit %,, X mit ½ 
von 2000 Nachlaß + 400 Einwerfungspoſt des X = 2400. Hiervon erhalten X / = 
1600 — 400 = 1200, Y ½ = 800, womit der Nachlaß aufgeht. Auch bei Berechnung des 
Pflichtteils eines Abkömmlings ($ 2316 Abſ 1 Satz 1) darf die Zuwendung, die einem 
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wegen zu hohen Vorempfangs für die Auseinanderſetzung ausſcheidenden Miterben ge- 
macht iſt, dem Nachlaſſe nicht hinzugerechnet werden; der Pflichtteil iſt vielmehr nur von 
dem wirklich vorhandenen Nachlaſſe zu berechnen, zuzüglich des Wertes von ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Zuwendungen, die an die beteiligt bleibenden Miterben gemacht find (M& 
3. 7. 11 IV 619/10). Infolge Verminderung der Teilungsmaſſe kann ſich das Ausſcheiden 
von Miterben, die mehr als ihren rechnungsmäßigen Erbteil zugewendet erhalten haben, 
und erneute Berechnung der wirklichen Erbteile wiederholt notwendig machen. Darüber, 
daß im Falle der Erhöhung des geſetzlichen Erbteils durch Wegfall eines geſetzlichen 
Erben ($ 1935) die; den einen Erbteil überſchwerende Ausgleichung von dem andern Erbteil 
nicht zu tragen ift, |. § 1935 A 5. Dasſelbe gilt von dem Falle der Anwachſung ($ 2095) 
und von der Berufung zu mehreren Erbteilen durch mehrfache Verwandtſchaft (8 1927 
oder Teſtament ($ 2066). 


8 2057 


Jeder Miterbe iſt verpfliamet, den übrigen Erben auf Verlangen Aus⸗ 
kunft über die Zuwendungen zu erteilen, die er nach den SS 2050 bis 2053 zur 
Ausgleichung zu bringen hat!). Die Vorſchriften der SS 260, 261 über die 
Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseids finden entſprechende An⸗ 
wendung'?). 

E II 1930; P 5 8 


1. Das Auskunftsverlangen iſt kein zum Nachlaſſe gehörender Anſpruch ($ 2089), kann 
vielmehr von den „übrigen Erben“ (vgl. auch § 2034) und ſomit, da die gebrauchte Mehr- 
heitsform dem nicht entgegenſteht, von jedem Miterben für ſich gegen einen andern 
Miterben geſtellt und weiter bis zur Eidesleiſtung durchgeführt werden. Das Auskunftsrecht 
aus $ 2057 ſteht grundsätzlich nur den Miterben zu; doch erſtreckt ſich das dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten, der nicht Erbe iſt, in $ 2314 gegebene Recht auf Auskunft über den Be⸗ 
ſtand des Nachlaſſes auch auf die bei Lebzeiten des Erblaſſers gemachten ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Zuwendungen ſowie auf die an Dritte gemachten Schenkungen, wegen deren 
ein Pflichtteilsergänzungsanſpruch (§ 2825) geltend gemacht werden kann (RG 73, 371, 2. 3 S), 
während R 73, 374, 4. 3S, den § 2057 finngemäß auch auf den Pflichtteilsberechtigten, 
der nicht Erbe iſt, anwenden will. Das Recht auf Auskunft muß neben den Erben auch dem 
mit der Auseinanderſetzung beauftragten Teſtamentsvollſtrecker (5 2204) zuſtehen; a. M. 
Staudinger Erl 2. Der Nachlaß und Nachlaßkonkursverwalter wird das Verlangen nur 
beim Nachweis eines beſonderen Intereſſes ftellen dürfen. Bezüglich des Auskunftspflich⸗ 
tigen muß feſtſtehen, daß er zu den von der Ausgleichungspflicht nach 98 2050 2088 be: 
troffenen Perſonen gehört, insbeſondere alſo, daß die geſetzliche Erbfolge oder § 2052 Platz 
greift. Gegenſtand der Auskunftspflicht ſind nur die ausgleichungspflichtigen Zu 
wendungen; der Auskunftspflichtige braucht deshalb nicht (wie R 58, 91 ausgeführt hatte) 
alle Zuwendungen anzugeben, die er jemals von dem Erblaſſer empfangen hat, zum Zwecke 
der auf Grund dieſer Angaben zu treffenden Feſtſtellung, ob fie ausgleichungspflichtig sind 
(Ach 73, 376; a. M. anſcheinend Staudinger Erl 3). Wegen der dementſprechenden Formel 
des Offeubarungseides vgl. A 2. — Handelt es ſich um ein bereits feſtſtehendes Rechtsgeſchäft, 
das ſich äußerlich nicht als Zuwendung darſtellt, ſo hat der die Auskunft verlangende Miterbe 
nachzuweiſen, daß es, ganz oder zum Teile, eine Zuwendung (5 2050 A 7) enthält (MS 
JW 06, 3582). Durch die Angabe, daß er keine ausgleichungspflichtigen Zuwendungen 
erhalten habe, genügt der Auskunftspflichtige zunächſt feiner Auskunftspflicht, vorbehaltlich 
des Offenbarungseides (A 2). Nötigenfalls iſt der Auskunftspflichtige im Prozeßwege und 
durch Zwangsvollſtreckung (§ 888 ZPO) zur Erteilung der Auskunft anzuhalten. — Wegen 
der Auskunftspflicht der Miterben als ſolcher untereinander im Übrigen ſ. $ 2038 U 7. 


2. Nach § 260 iſt ein Beſtandsverzeichnis jedenfalls dann vorzulegen, wenn die Bu: 
wendung einen Inbegriff von Gegenſtänden umfaßt hat. Im übrigen ift für die 
Auskunft die Form des Verzeichniſſes nicht vorgeſchrieben; doch wird fie in ordnungsmäßiger 
Form, regelmäßig ſchriftlich und unter Angabe der für die Feſtſtellung der Art und des 
Wertes ſowie der Ausgleichungspflicht erforderlichen Einzelheiten zu erteilen ſein. Dor 
Mangel ſolcher Form wird ohne weiteres den Verdacht, daß die Auskunft nicht mit der 
erforderlichen Sorgfalt erteilt, und damit gemäß $ 260 Abſ 2 die Verpflichtung zur 
zeiltung des Offenbarungseides begründen. Die Vorſchrift des 8 259 Abſ 3 iſt nicht 
für anwendbar erklärt und wird daher nicht anzuerkennen ſein, daf der Offenbarungseid nicht 
verlangt werden könnte, wenn es ſich um Zuwendungen von geringer Bedeutung 
handell (a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars). Nach 8 261 iſt der Offenbarungseid, 
falls der Miterbe im Prozeßwege dazu verurteilt ift, vor dem Prozeßgericht erſter Inſtanz 
(8889 3 O), andernfalls vor dem Amtsgerichte des Wohnſitzes des ſchwurpflichtigen Miterben, 


Mehrheit von Erben 88 2056— 2058 171 


der für die Verpflichtung Erfüllungsort iſt ($ 269), zu leiſten. Über die Form der Eides⸗ 
a 3 5 die 88 163, 79 FGG. Der Inhalt des Eides wird, entſprechend dem 
Inhalte der Auskunftspflicht (A 1), nur dahin zu gehen haben, daß der Schwurpflichtige die 
zur Ausgleichung zu bringenden Zuwendungen ſo vollſtändig angegeben habe, als er 
dazu imſtande fei, wobei es ſich nach RG 73, 377 (vgl. 374) empfiehlt, die Faſſung an die 
zur Bezeichnung der Ausgleichungsfälle vom Geſetze (88. 2050 —2053) gebrauchten Aus 
drücke anzuſchließen, um auch rechtsunkundige Schwurpflichtige über die Bedeutung des 
Eides möglichſt aufzuklären. Im Übrigen muß es dem Schwurpftlichtigen unter eigener 
Verantwortung überlaſſen bleiben, ſich zu erkundigen, welche Zuwendungen er anzugeben 
hat, und im Zweifel zur Wahrung ſeines Gewiſſens eine Zuwendung unter Vorbehalt als 
empfangen zu benennen. Eine den Umſtänden entſprechende Anderung der Eides form 
(8 261 Abſ 2) wird namentlich etwaige Behauptungen des Auskunftsberechtigten über 
beſtimmte Zuwendungen zu berückſichtigen haben. Die Koſten fallen nach § 261 Abf 3 
dem die Eidesleiſtung verlangenden Auskunftsberechtigten zur Laſt. — Liegt der Erbfall 
vor 1. 1. 00, ſo iſt auch für die Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides das 
frühere Recht maßgebend (EG Art 213; RG JW 04, 57 und 29. 2. 04 IV 326/09). 


II. Nechtsverhältnis zwiſchen den Erben und den Nachlaßgläubigern 


1. Soweit nicht die 88 2058—2063 Abweichungen enthalten, kommen auch bei Vor. 
handenſein mehrerer Erben die Vorſchriften des zweiten Titels über die Haftung des 
Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten (88 1967—2017) zur Anwendung; ebenſo die er. 
gänzenden Verfahrensvorſchriften der ZPO (88 780— 785). Auch ein Miterbe kann nicht 
verklagt werden, bevor er die Erbſchaft angenommen hat ($ 1958). Nach der Annahme 
ſtehen jedem Miterben die aufſchiebenden Einreden der 88 2014, 2015 zur Seite. Nachlaß 
verwaltung und Nachlaßkonkurs, von denen jedoch jene nur gemeinſchaftlich von allen Mit. 
erben und nur bis zur Teilung beantragt werden kann ($ 2062; wegen des Nachlaßkonkurſes 
vgl. KO 8 217), ſichern auch den Miterben die beſchränkte Haftung (§8 1975 ff.). Auf Antrag 
jedes noch nicht unbeſchränkt haftenden Miterben (BRD 8 991) kann das Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger durchgeführt und dadurch die Haftung der Miterben gegenüber ausge⸗ 
ſchloſſenen Gläubigern beſchränkt werden (88 1970ff.); auch die Verſpätung gemäß § 1974 
kann jeder Miterbe geltend machen. Die Unzulänglichkeitseinrede der $$ 1990ff. 
ohne amtliche Nachlaßabſonderung ſteht jedem nicht unbeſchränkt haftenden Miterben zu, 
und zwar bis zur Teilung auch dann, wenn die Vorausſetzungen dieſer Paragraphen (Dürftig 
keit des Nachlaſſes oder Beruhen der Überſchuldung auf Vermächtniſſen und Auflagen) nicht 
vorliegen ($ 2059 Abſ 1 Satz 1). Der Verluſt der Beſchränkbarkeit der Haftung durch 
Verſäumung der ihm geſetzten Inventarfriſt, ungetreues Inventar und Nichtleiſtung des 
Offenbarungseides (88 1994 Abſ 1, 2005 Abſ 1, 2006 Abf 3) ſowie durch Nichtvorbehalt 
im Prozeſſe ($ 780 Abſ 1 ZPO) allen oder einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber tritt 
für diejenigen Miterben ein, in deren Perſon die Vorausſetzungen dafür vorliegen, jedoch 
vorbehaltlich der Vorſchrift des § 2063 Abſ 1 (A l dazu) Gegenüber einem Miterben, 
20 ls ift, tritt unbeſchränkte Haftung der übrigen Miterben nicht ein ($ 20068 

2 1 5 

2. Unabhängig davon, ob die mehreren Erben beſchränkt oder unbeſchränkt haften, d. h. 
mit welchen Mitteln — ob nur mit dem ererbten oder auch mit dem eigenen Vermögen — 
ſie für die Nachlaßverbindlichkeiten aufzukommen haben, iſt die Frage, ob jeder von ihnen 
den Gläubigern für den ganzen Schuldbetrag (geſamtſchuldneriſch) haftet oder ob 
die Schuld nach Verhältnis ihrer Erbquoten geteilt iſt (anteilige Haftung). Sowohl 
die geſamtſchuldneriſche wie die anteilige Haftung kann ſich auf den Nachlaß beſchränken 
oder auch auf das eigene Vermögen des Milerben erſtrecken. Das Geſetz ſtellt die 
geſamtſchuldneriſche Haftung als Regel auf ($ 2058), es durchbricht aber dieſen 
Grundſatz zugunſten der anteiligen Haftung nach der Teilung unter den beſonderen Voraus, 
ſetzungen der 88 2060, 2061, für die unbeſchränkte Haftung eines Miterben ſchon vorher 
($ 2059 Abſ 1 Satz 2). Hiernach iſt, wie Planck hervorhebt, eine vierfach verſchiedene 
Haftung der Miterben denkbar: a) anteilig und beſchränkbar, b) geſamtſchuldneriſch, aber 
beſchränkbar, e) anteilig, aber unbeſchränkt, d) geſamtſchuldneriſch und unbeſchränkt. — 
Haftung bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1489. Für Schulden des Handelsgeſchäfts 
GB SS 27, 139. 

§ 2058 


Die Erben haften für die gemeinſchaftlichen Nachlaßverbindlichkeiten!) 
als Geſamtſchuldner'). 
E 1 20511 Satz 2 II 1982; M 5 526— 530; B 5 867—871. 
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1. Nachlaß verbindlichkeiten $ 1967 A 1. — Gemeinſchaftliche Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten ſind zunächſt diejenigen, die im Verhältniſſe zu den Nachlaßgläubigern allen Miterben 
zur Laſt fallen (val. § 2046 A 8); nicht gemeinſchaftlich unter allen alſo diejenigen aus Ver⸗ 
mächtniſſen und Auflagen, mit denen nur einer oder mehrere einzelne Miterben beſchwert 
ſind, ferner die Verbindlichkeit der Miterben eines Pflichtteilsberechtigten dieſem gegenüber 
zur Vervollſtändigung oder Ergänzung des Pflichtteils (58 2805, 2826); für ſolche Verbind⸗ 
lichkeiten haben die nicht beſchwerten Miterben überhaupt nicht einzuſtehen. Sind zwar 
nicht alle, aber mehrere Miterben mit einer Nachlaßverbindlichkeit belaſtet, ſo iſt ſie unter 
dieſen gemeinſchaftlich, und es wird nichts im Wege ſtehen, den $ 2058 auf fie in der 
Bil zur Anwendung zu bringen, daß die mit ihr belasteten Miterben für fie als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften. So mit Recht Planck Strohal Erl 1; Leonhard Erl III; a. M. die früheren 
Auflagen von Planck und die zweite Auflage dieſes Kommentars unter Berufung auf $ 2046 
Abf 2, der jedoch nur das innere Verhältnis unter den Erben betrifft. Es iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, aus welchem Grunde das Geſetz, das die geſamtſchuldneriſche Haftung der Miterben 
als Regel aufſtellt, eine nur anteilsmäßige Haftung gemäß 8 420 gewollt haben ſollte, wenn 
nicht alle, ſondern nur einige Miterben für ſie als Haftpflichtige in Betracht kommen; auch 
der Wortlaut nötigt keineswegs zu einer ſolchen Annahme. — Die Anſprüche der Nachlaß ⸗ 
gläubiger gegen alle oder einzelne Miterben wegen ſchuldhaften Gebarens mit dem Nach⸗ 
laſſe im Falle eintretender Nachlaßabſonderung (88 1978ff.) find keine Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten, ſondern perſönliche Verbindlichkeiten der Miterben; ſie gelten als zum Nachlaß gehörig 
und find alſo Nachlaßaktiva (vgl. A 4 zu $ 1978); $ 2058 kann daher auf ſie keine Anwendung 
finden; doch kann eine geſamtſchuldneriſche Haftung aus der gemeinſchaftlichen Führung 
der Verwaltung, die einer Auftragsübernahme gleichſteht (88 1978, 427), oder aus gemein- 
ſchaftlicher unerlaubter Handlung ($ 880) begründet fein. 

2. Die geſamtſchuldneriſche Haftung entſteht mit der Erbengemeinſchaft (8 2082 A 2) und 
dauert grundfätzlich auch nach deren Beendigung fort. Nur im Falle des §S 2059 Abſ1 
Satz 2 (A4 dazu) und nachder Teilung unter den beſonderen Vorausſetzungen der 88 2060, 
2001 verwandelt ſich die geſamtſchuldneriſche in eine bloß anteilige Haftung. — Die Nachlaß⸗ 
gläubiger können die geſamtſchuldneriſche Haftung ſchon vor der Auseinanderſetzung gegen ⸗ 
über den Miterben geltend machen, jedoch nur mit der aus $ 2059 Abf 1 Satz 1 ſich ergebenden 
Haftungsbeſchränkung. Auch der Gläubiger, der Miterbe iſt, ift hieran in der Regel (vgl. 
aber § 2046 A 1) nicht gehindert. RG 93, 197 will freilich die Geſamtſchuldklage eines 
Miterben als Gläubigers gegen ſeine Miterben überhaupt ausſchließen, weil im Innen⸗ 
verhältnis unter den Miterben keine geſamtſchuldneriſche Haftung ſtattfinde; doch iſt die 
Begründung nicht überzeugend, da der Miterbe, der den Anfpruch erhebt, nicht als Miterbe, 
0 0 als Gläubiger in Betracht kommt. Den auf den Gläubiger nach dem Verhältniſſe 
eines Erbteils als Miterbe entfallenden Anteil an der Verbindlichkeit muß er ſich abziehen 
laſſen; auch werden im Falle beſtehender Ausgleichungspflicht des Gläubigers als Miterben 
die übrigen Miterben berechtigt ſein, einen entſprechenden Betrag bis zur Auseinanderſetung 
zurüctzubehalten (vgl. 9 2055 A 4). Die Geſamtſchuldklage braucht nicht gegen ſämtliche 
Miterben erhoben zu werden und es beſteht keine notwendige Streitgenoſſenſchaft (BRO 
$ 62) unter den als Geſamtſchuldner verklagten Miterben (RG 25. 1. 09 IV 297/08 und 
29. 9. 19 IV 156/19; 23 1915, 11006, 970 68, 222; 71, 370; Warn 1926 Nr 216); anders bei 
der Geſomthandklage aus $ 2059 Abſ 2 (A 5), die gegen ſämtliche Miterben gerichtet werden 
muß (6 71, 370). Doch kann der Gläubiger das Klagbegehren, daß ein Miterbe ſich die 
Befriedigung des Klägers aus dem ungeteilten Nachlaſſe gefallen zu laſſen habe, gegen 
dieſen im Wege der Einzelklage richten (RG Gruchot 57, 158). Auch die Feſtſtellung 
der Forderung kann der Gläubiger gegenüber einzelnen Miterben, die ſie beſtreiten, be⸗ 
treiben (RG 29. 9. 19 IV 156/19), denn das Urteil erzeugt nur Wirkung unter den 
Prozeßparteien (RG Warn 08 Nr 487). Zur Vollſtreckung in den ungeteilten Nachlaß be⸗ 
darf aber der Gläubiger eines gegen alle Miterben, wenn auch auf Einzelklagen, ergangenen 
Urteils; andernfalls kann er nur die Anteile der verurteilten Miterben in Anſpruch nehmen 
(BROS 747; Rc 68, 221; 71, 371). — Der Erwerber des Erbteils ($ 2033) tritt, und 
aivar neben dem veräußernden Miterben, in die geſamtſchuldneriſche Haftung ein (A 1 zu 
3 2083). — Die Miterben untereinander ſind zunächſt nur verpflichtet, zu der Berich⸗ 
tigung der Forderung eines Nachlaßgläubigers, der Befriedigung vor der Auseinanderſetzung 
verlangt, mitzuwirken und bei der Auseinanderſetzung für die Berichtigung der Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe Sorge zu tragen ($$ 2038 Abſ 1 Satz 2, 2046). Iſt 
die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichteit bei der Auseinanderſetzung unterblieben und 
ſie nachträglich von dem Gläubiger gegen einen Miterben auf Grund der geſamtſchuldneriſchen 
Haſtung beigetrieben worden, ſo kann dieſer von den übrigen Miterben anteilsmäßige Er⸗ 
ſtattung, aber nicht nach gleichen Anteilen (8 426), ſondern nach dem Verhältniſſe der Erbanteile 
verlangen. Handelt es ſich dabei um ausgleichungspflichtige Miterben (88 2050ff.), 
ſo konimen für den Erſtattungsanſpruch nicht die quotenmäßigen Erbteile, ſondern das⸗ 
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jenige, was unter Verüdjichtigung der Ausgleichungspflicht bei der Auseinanderſetzung den 
einzelnen Miterben zugefloſſen iſt (ihr reeller Erwerb aus der Erbſchaft), in Betracht (vgl. 
82055 A 4). — Beſouderer Gerichtstand der Erbſchaft nach ZPO 8 28 auch wegen an⸗ 
derer als der in § 27 aufgezählten Nachlaßverbindlichkeiten, ſolange die mehreren Erben 
noch als Geſamtſchuldner haften. 


8 2059 

1) Bis zur Teilung des Nachlaſſes?) kann jeder Miterbe die Berichtigung 
der Nachlaßverbindlichteiten aus dem Vermögen, das er außer ſeinem An⸗ 
teil an dem Nachlaſſe hat, verweigern?). Haftet er für eine Nachlaßverbind⸗ 
lichkeit unbeſchränkt, jo ſteht ihm dieſes Recht in Anſehung des ſeinem Erb⸗ 
teil entſprechenden Teiles der Verbindlichkeit nicht zu“). 

Das Recht der Nachlaßgläubiger, die Befriedigung aus dem ungeteilten 
Nachlaſſe von ſämtlichen Miterben zu verlangen, bleibt unberührte) e). 

E II 1983; P 5 868—875. 


1. Die geſamtſchuldneriſche Haftung der mehreren Erben ($ 2058) entſteht zwar, vorbehalt⸗ 
lich $ 1958, ſchon mit dem Erbfall. Sie iſt aber dadurch gemildert, daß die Nachlaßgläubiger, 
wenn ſie Befriedigung aus dem noch ungeteilten Nachlaſſe verlangen, gleichzeitig oder 
nacheinander (NG 68, 222) gegen ſämtliche Miterben vorgehen mitffen (Ab 2) und die Zwangs- 
vollſtreckung in den Nachlaß nur auf Grund eines gegen alle Erben erlangten Urteils betreiben 
können (3 PO 8 747). Der Gläubiger des Erblaſſers, der ſelbſt zur Erbengemeinſchaft gehört, 
braucht die Klage nur gegen die übrigen Miterben zu richten (RG Warn 08 Nr 221; vgl. auch 
A 5). Wenden ſich die Nachlaßgläubiger gegen einen einzelnen Miterben, ſo ſteht ihnen nur 
der Zugriff in ſeinen Anteil am Nachlaß offen (Abſ 1 Satz 1). In dem einen wie dem 
andern Falle ſind die Miterben berechtigt, bis zur Teilung die Befriedigung aus ihrem 
Privatvermögen zu verweigern, und zwar ohne daß, auch wenn der Nachlaß nicht dürftig 
(88 1990, 1992) iſt, der Miterbe eine Haftungsbeſchränkung durch Nachlaßverwaltung oder 
Nachlaßkonkurs herbeizuführen braucht. Solange durch das Beſtehen der geſamthandlich 
gebundenen Erbengemeinſchaft (8 2032 A 2) die Zuſammengehörigkeit des Nachlaſſes als 
eines Ganzen und die Trennung von dem eigenen Vermögen der Miterben gewahrt iſt, 
erſchien die Beſchränkung der Haftung auf den Anteil am Nachlaſſe auch ohne amtliche 
Nachlaßabſonderung für die Jutereſſen der Nachlaßgläubiger unbedenklich (Planck Erl 2a; 
Prot II 5 S. 871). Und ſelbſt weun ein Miterbe unbeſchräukt haftet, braucht er vor 
der Teilung dem Nachlaßgläubiger aus feinem Privatvermögen zunächſt nicht geſamt ; 
ſchuldneriſch, ſondern nur für die ſeinem Erbteil entſprechende Quote der Nachlaßverbind⸗ 
lichkeit aufzukommen (Abſ 1 Satz 2). Die Nachlaßgläubiger find ſonach, falls fie nicht nach 
Abſ 2 in den ungeteilten Nachlaß vorgehen wollen, darauf angewieſen, den ungeteilten 
Anteil des Miterben an dem Nachlaſſe zu pfänden und ſich überweiſen zu laſſen oder im 
Zwangswege zu veräußern (88 859, 857 Abſ 5 ZPO; vgl. aber auch A 2). — Haftung nach 
der Teilung 9 2060. r 

2. Die Teilung des Nachlaſſes iſt vollzogen, wenn durch Vereinbarung der Erben oder 
deklarative Entſcheidung des Richters die Erbengemeinſchaft des § 2032 aufgehoben und 
die Nachlaßgegenſtände den einzelnen Miterben überwieſen ſind. Gleichgültig iſt, ob nach 
Vorſchrift des 9 2046 Ab] 1 zuvor die Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt find. Der Nachlaß 
iſt im Sinne des Geſetzes auch dann geteilt, wenn die Erbengemeinſchaft nur in Anſehung 
einzelner Nachlaßgegenſtände (Grundſtück, Handelsgeſchaft), ſei es nach Vereinbarung der 
Erben (5 2042 A 1 a. E.) oder auf Anordnung des Erblaſſers (8 2044 A 1), fortgeführt wird. 
Anderſeits bedeutet die Verteilung einzelner, auch wertvoller Nachlaßgegenſtände noch nicht 
ohne weiteres die Teilung des Nachlaſſes als ſolchen (RG 89, 407). Entſcheidend wird 
nicht ſowohl die ſubjektive Auffaſſung der Beteiligten (fo die zweite Auflage dieſes Kont- 
mentars), als vielmehr der Umſtand fein, ob bereits ein fo erheblicher Teil der Nachlaßgegen⸗ 
Hände aus der Erbengemeinſchaft in das Einzelvermögen der Miterben übergeführt iſt, daß 
die Erbengemeinſchaft in ihren weſentlichen Beſtandteilen als Ganzes aufgelöſt erſcheint 
und das, was in ihr zurückgeblieben iſt, ſich als etwas von dem urſprünglichen Gemeinſchafts⸗ 
vermögen Verſchiedenes darſtellt. Wann das der Fall, wird eine nicht immer leicht zu 
entſcheidende Tatfrage fein. Bedenklich erſcheint es aber, wenn RG 89, 408 (gegen Hagen 
in IheringsJ 42, 135 A 95 und Kretſchmar ZBIFG 15, 337) die vor der endgültigen Nach- 
laßteilung einzelnen Miterben zugewieſenen Nachlaßgegenſtände dem unmittelbaren Zu⸗ 
griffe der Gläubiger entziehen will, weil fie nicht zu dem „Anteile des Miterben am Nach» 
laſſe“, ſondern zu dem Vermögen gehörten, das der Miterbe außer ſeinem Anteile am Nach⸗ 
laſſe habe. Wenn das Geſetz von dem „Anteile am Nachlaſſe“ vor der Teilung ſpricht, fo 
denkt es dabei wohl zunächſt an den Regelfall, daß der geſamte Nachlaß noch in der Ge⸗ 
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meinſchaft der Miterben ſteht und das Recht der Miterben ſich in einem Anteile an dieſer 
Gemeinſchaft erſchöpft. Soweit aber bereits einzelne Nachlaßgegenſtande aus der Erben⸗ 
gemeinſchaft ausgeſchieden und Sonderrechte einzelner Miterben an ihnen begründet find, 
muſſen dieſe Sonderrechte, alſo im Falle des Eigentums die Gegenſtände felbft, an die Stelle 
des Anteils am Nachlaſſe treten und dem Zugriffe der Gläubiger auch vor der endgültigen 
Teilung des Nachlaſſes unterworfen ſein. Zu dem Eigenvermögen des Miterben, das 
vor dem Zugriffe der Gläubiger geſchützt werden ſoll, gehören fie nicht, zumal, wie die ange⸗ 
führte Reichsgerichtsentſcheidung ſelbſt annimmt, gemäß 88 1978 Abj 2, 1991 Abſ 1 eine 
Verpflichtung des Miterben beſteht, fie auf Verlangen der Gläubiger zum Nachlaſſe zurück⸗ 
zugewähren. Die Gläubiger auf dieſen Anſpruch, deſſen Begründung und Durchſetzung 
nicht unzweifelhaft erſcheint (vgl. A 5), zu verweiſen, würde eine erhebliche Gefährdung 
ihrer Forderungen durch derartige Vorausteilungen bedeuten. — Die Teilung kann auch 
in der Überlaſſung des ganzen Nachlaſſes an einen Miterben gegen Abfindung der übrigen 
durch Zuweiſung von Nachlafgegenftänden beſtehen. Dagegen iſt es nicht Teilung, wenn 
ein Miterbe die Anteile der ſämtlichen übrigen Miterben gegen ein nicht aus dem Nachlaſſe 
entnommenes Entgelt erwirbt und dadurch die Erbſchaft als Ganzes in feiner Hand ver- 
einigt (RG 27. 9. 07 VII 504/06). In dieſem Falle wird aber weder dem Erwerber der 
ſämtlichen Anteile noch den übrigen Miterben das Verweigerungsrecht aus § 2059 Abſ 1 
noch zuſtehen, da die Vorausſetzung dafür, das Beſtehen einer Erbengemeinſchaft (A 1), 
weggefallen iſt. Ebenſo liegt die Sache, wenn infolge Ausgleichung bei der Aus⸗ 
einanderſetzung der geſamte Aktivnachlaß einem Miterben zugefallen oder wenn er zur 
Tilgung von Schulden verbraucht worden iſt. Wegen der Art der Haftung in dieſen Fällen 
(ob geſamtſchuldneriſch oder anteilig) vgl. $ 2060 A 1; wegen der Zuläſſigkeit der Nachlaß⸗ 
verwaltung § 2062 A 2. Wirkung der Teilung auf die Pflichtteilslaſt § 2319. 

3. Verweigerungsrecht entſprechend 88 1990 Abſ 1, 1992, aber nur mit aufſchiebender 
Wirkung bis zur Teilung. Die Verurteilung des Miterben als Geſamtſchuldner wird da⸗ 
durch nicht gehindert. Das Verweigerungsrecht ſtellt ein Mittel zur Beſchränkung der Haf- 
tung des Erben auf den Nachlaß (hier: Nachlaßanteil) dar und lann daher in der Zwangs- 
vollſtreckung nur geltend gemacht werden, wenn es den als ſolcher verurteilten Miterben 
in dem Urteile vorbehalten iſt (3 PO $ 780; ein dieſe Beſtimmung einſchränkender Zuſatz, 
deu die zweite Kommiſſion — Prot 5, 875 — beſchloſſen hatte, iſt vom Bundesrat geſtrichen 
worden). Der allgemeine Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung genügt; es bedarf nicht 
des beſonderen Ausſpruchs, daß die Beſchräukung auf den Anteil, und zwar bis zur Teilung, 
vorbehalten wird (RG 71, 371). Sit nur auf Leiſtung „aus dem Erbteile“ geklagt und verurteilt, 
ſo kann auch ohne Vorbehalt nur in dieſen vollſtreckt werden. Im übrigen hat der Mit⸗ 
erbe auf Grund des Vorbehalts gegen eine in ſein Eigenvermögen gerichtete Zwangsvoll. 
ſtrecung im Wege der 88 781, 785, 767, ZPO Einwendung zu erheben. Erfolgt die Zwangs ⸗ 
vollſtreckung auf Grund der vollitredbaren Ausfertigung eines gegen den Erblaſſer ergangenen 
Urteils, die gemäß § 727 ZPO erteilt iſt, fo bedarf es zur Erhebung der Einwendung eines 
Vorbehalts im Urteile nicht. 

4. Der unbeſchränkt haftende Miterbe hätte an ſich als Geſamtſchuldner ($ 2058) dem 
Nachlaßgläubiger für deſſen ganze Forderung ſchon vor der Teilung mit feinen Privat 
vermögen aufzukommen. Zur Milderung der hierin liegenden Härte gibt ihm aber das 
Geſetz bis zur Teilung das beneficium divisionis: er braucht bis dahin die Befriedigung des 
Gläubigers aus feinen Privatvermögen nur für einen ſeinem Erbteil entſprechen⸗ 
den Bruchteil der Forderung zu dulden. Und zwar iſt hierfür die ideelle Erbquote, nicht 
der reale Erbteil maßgebend, der ſich aus einer etwaigen Ausgleichungspflicht ergibt, die 
vor der Teilung noch gar nicht durchgeführt fein kann (vgl. 88 2055 A 4, 2060 A 1). Es 
handelt ſich auch hier, ungeachtet der im übrigen bereits beſtehenden Unbeſchränkbarkeit, 
um eine, freilich eigenartige, Beſchränkung der Haftung des Erben (8 780 ZPO) in der Form 
des Verweigerungsrechts ohne Herbeiführung amtlicher Nachlaßabſonderung (A 1, 3). Die 
Verurteilung des Miterben als Geſamtſchuldner zur Zahlung des ganzen Betrags wird 
dadurch nicht gehindert. Der allgemeine Vorbehalt des § 780 genügt auch in dieſem Falle; 
doch wird, wenn die im übrigen unbeſchränkte Haftung bereits feſtſteht, auf Antrag des 
Glaubigers der Vorbehalt entſprechend einzuſchränken ſein, alſo z. B. wenn die Forderung 
3000, der Erbteil ½ beträgt, dahin, daß dem Beklagten bis zur Teilung die Beſchränkung 
der Haftung für mehr als 1000 M. auf feinen Anteil am Nachlaſſe vorbehalten wird. Hat 
der Miterbe überhaupt keinen Vorbehalt im Urteile erwirkt, ſo wird er, auch wenn er im 
allgemeinen noch nicht unbeſchränkt haftet, gegenüber der Zwangsvollſtreckung desjenigen 
Gläubigers, der das Urteil erwirkt hat, auch die Haftungsbeſchränkung aus § 2059 Abi 1 
Satz 2 nicht mehr geltend machen können (a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars). — 
Eine auf eine unteilbare Leiſtung (8 431) gerichtete Nachlaßverbindlichkeit wird für die Bei⸗ 
treibung aus dem eigenen Vermögen des Miterben nur ihrem Geldwerte nach in Betracht kom⸗ 
men können und in dieſer Geſtalt der Teilung nach Maßgabe des Erbanteils unterworfen ſein. 
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5. Die Nachlaßgläubiger können vor der Teilung ſtatt gegen die einzelnen Miterben als 
Geſamtſchuldner (88 2058, 2059 Abs 1 Satz 1 u. 2) auch gegen den ungeteilten Nachlaß 
vorgehen. Das Recht zu dieſem Vorgehen wird, wie Ab 2 ausdrücklich hervorhebt, durch 
die in Abſ 1 Satz 1 u. 2 vorgeſehenen Beſchrän kungen des Vorgehens gegen die einzelnen 
Miterben nicht berührt. Erforderlich und genügend dazu iſt das Vorhandenſein von voll⸗ 
ſtreckbaren Titeln gegen ſämtliche Miterben ($ 747 3 PO). Als ſolche können die gegen 
die einzelnen Miterben als Geſamtſchuldner in einem oder mehreren Prozeſſen erwirkten 
Urteile dienen, ſofern nicht etwa die Verurteilung ausdrücklich nur auf Leiſtung aus dem 
Erbteile lautet; der Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung ſteht nicht entgegen. Der Gläu- 
biger kaun aber auch zum Zwecke des Vorgehens gegen den ungeteilten Nachlaß die gegen 
die Erbengemeinſchaft als ſolche gerichtete Geſamthandklage erheben. Dieſe Klage muß gegen 
ſämtliche Teilnehmer der Erbengemeinſchaft (Miterben, Übertragsnehmer von Erbteilen) 
einheitlich gerichtet werden und begründet unter ihnen notwendige Streitgenoſſenſchaft 
(BRD $ 62; f 71, 371 und 23. 6. 20 V 353/19). Ob die eine oder die andere Klage erhoben 
iſt, wird, wenn es nicht ausdrücklich gefagt iſt, im Wege der Auslegung zu ermitteln ſein. 
Nach RG 7. 11. 16 III 208/16 foll die Klage eines Nachlaßgläubigers, auch wenn ſie gegen 
ſamtliche Miterben erhoben iſt, als Geſamthandklage nur angeſehen werden können, wenn 
ſie unzweideutig auf Befriedigung nur aus dem ungeteilten Nachlaß, ihr Antrag dem- 
entſprechend auf Verurteilung zur Zahlung zur Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in 
dieſen gerichtet iſt. Nicht genügend für die Annahme einer Geſamthandklage ſoll die! Klage⸗ 
behauptung ſein, daß der Nachlaß noch ungeteilt feı, da auch bei ungeteiltem Nachlaß eine 
Geſamtſchuldklage gegen fänttliche Miterben erhoben werden kann. Doch dürfte bei un⸗ 
geteiltem Nachlaß keine Vermutung für eine Geſamtſchuldklage ſprechen, vielmehr die An⸗ 
nahme, daß aus dem Nachlaß Befriedigung verlangt werde, näher liegen. Ein Übergang 
von der Geſamtſchulptlage zur Geſamthandklage ſoll nicht als Klageänderung, ſondern 
als Einſchränkung des Klageautrags (268 Nr 2 ZPO) gelten: RG 93, 198. Auch der 
Miterbe, der Gläubiger iſt, kann die Geſamthandklage erheben; er braucht fie nur gegen 
die anderen Miterben zu richten und kann ſodann nach § 747 ZPO in den Nachlaß voll: 
ſtrecken (RG Gruch 57, 158; RG 13. 6. 18 IV 386/17). — Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker 
beſtellt, jo kann die Zwangsvollſtreckung in Nachlaßbeſtandteile, die ſeiner Verwaltung unter⸗ 
ſtellt find, nur auf Grund eines gegen ihn ergangenen Urteils erfolgen. Auch gegenüber 
der Geſamthandklage können die Miterben, ſofern ſie nicht ausdrücklich nur auf Leiſtung 
aus dem Nachlaſſe gerichtet ift, den Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung verlangen, da andern⸗ 
falls auch das auf eine ſolche Klage ergangene Urteil zum Vorgehen gegen ihre Anteile am 
Nachlaſſe und gegen ihr Ei envermogen dienen könnte. Wenn Nachlaßverwaltung oder Nachlaß⸗ 
konkurs herbeigeführt iſt, kann während ihrer Dauer weder die Klage auf Grund des Geſamt⸗ 
ſchulbverhältniſſes noch die Geſamthandklage gegen die Miterben erhoben werden. Zum unge⸗ 
teilten Nachlaſſe gehören auch die Forderungen gegen die Miterben aus der von ihnen ge⸗ 
führten Verwaltung des Nachlaſſes, falls amtliche Nachlaßabſonderung herbeigeführt iſt 
(8 1978) oder ein Miterbe von dem Rechte aus $ 1991 Gebrauch gemacht hat. Daß ſolche 
Auſprüſche auch geltend gemacht werden könnten, wenn ohne amtliche Nachlaßabſonderung 
und ohne Vorliegen der Vorausſetzungen der 58 1990, 1992 die Miterben nur das Ver⸗ 
weigerungsrecht aus § 2059 Abf 1 geltend gemacht haben (fo anſcheinend RG 89, 408), 
kann in Ermanglung einer geſetzlichen Grundlage nicht anerkannt werden. 

6. Bemeislaſt. Steht seht, daß die von dem Nachlaßgläubiger in Anſpruch genommenen 
Perſonen Miterben find. fo ſtellt ſich die Klage gegen fie als Geſamtſch 


1 | huldner zunächſt als 
begründet dar (88 1967, 2058); deshalb wird der Miterbe, der das Verweigerungsrecht aus 


5 2059 Abf 1 geltend machen will, deſſen Vorausſetzungen darzutun, alſo zu beweiſen haben, daß 
eine Teilung noch nicht ftattgefunden hat (NRG Warn 1914 Nr 300; dahingeſtellt RG 13. 1. 12 
V 276/11, wo jedoch anerkannt iſt, daß der Miterbe die Ungeteiltheit behaupten muß; 
a. M. Planck Erl zu 82058 und die dort Angeführten). Iſt im Urteil der allgemeine Vor“ 
behalt des § 780 ZPO erfolgt, fo kann der Beweis der beſonderen Vorausſetzungen des Ver⸗ 
weigerungsrechts nach § 2159 Ubf 1 noch in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz Ba! werden. 
Behauptet der Gläubiger, daß der Miterbe unbeſchränkt hafte und deshalb nur Satz 2 
zur Anwendung kommen könne, ſo hat er den Eintritt der Unbeſchränkbarkeit der Haftung 
nachzuweiſen. Die Höhe der Erbquote, die nach Satz 2 in Betracht kommt, wird, wenn 
ſie beſtritten iſt, der Miterbe zur Darlegung des Umfangs ſeines Verweigerungsrechts gleich 
falls zu beweiſen haben (a. M. Jaeger, Erbenhaftung 26). 


8 2060 


Nach der Teilung des Nachlaſſes haftet jeder Miterbe nur für den ſeinem 
Erbteil entſprechenden Teil einer Nachlaßverbindlichkeit!): 
1. wenn der Gläubiger im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſen ift?); das 
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Aufgebot erſtreckt ſich inſoweit auch auf die im 8 1972 bezeichneten Gläu⸗ 
biger ſowie auf die Gläubiger, denen der Miterbe unbeſchränkt haftet“); 


2. wenn der Gläubiger ſeine Forderung ſpäter als fünf Jahre nach dem 
im § 1974 Abſ 1 beſtimmten Zeitpunkte geltend macht, es ſei denn, 
daß die Forderung vor dem Ablaufe der fünf Jahre dem Miterben 
bekannt geworden oder im Aufgebotsverfahren angemeldet worden 
iſt); die Vorſchrift findet keine Anwendung, ſoweit der Gläubiger 
nach § 1971 von dem Aufgebote nicht betroffen wird!); 


3. wenn der Nachlaßkonkurs eröffnet und durch Verteilung der Maſſe 
oder durch Zwangsvergleich beendigt worden iſte) 7). 


E II 1934; P 5 875— 879. 


1. Der Grundſatz geſamtſchuldneriſcher Haftung mehrerer Erben ($ 2058) bleibt auch 
nach vollzogener Teilung des Nachlaſſes (§ 2059 A 2) in Kraft. Er wird nur in den Aus⸗ 
nahmefällen der Nr 1—3 des § 2060 und des 82061 inſofern durchbrochen, als der ein⸗ 
zelne Erbe nicht für den ganzen Betrag der Nachlaßverbindlichkeit, ſondern nur für den 
feinem Erbteil entſprechenden Bruchteil der Schuld haftet. Der in den 882059 Abſ 1 
Satz 2 (vgl. A 4), 2060 und 2061 gleichlautend wiederkehrende Ausdruck kaun nicht ver⸗ 
ſchieden gemeint fein. Auch hier iſt deshalb im Verhältnis zu den Nachlaßgläubigern 
wie in § 2059 (A 4) die ideelle Erbquote, nicht der durch etwaige Ausgleichungen 
verſchobene reale Erbteil maßgebend; nur im Verhältniſſe der Miterben untereinander 
kommt das Ergebnis der Ausgleichung in Betracht (vgl. $ 2055 A 4). A. M. auch 
in dieſer Beziehung Leonhard § 2055 III C 2a. Freilich wird dadurch das Ergebnis ge⸗ 
ſchaffen, daß, wenn die Miterben ihre Haftung noch auf den Nachlaß beſchränken können, 
der Gläubiger, hinſichtlich deſſen die Vorausſetzungen der S$ 2060, 2061 zutreffen, von dem 
Miterben, der infolge der Ausgleichung aus dem Nachlaſſe nichts erhalten hat, nichts und 
von den Miterben, die den ganzen Nachlaß erhalten haben, nur einen ihren ideellen Erb⸗ 
anteilen entſprechenden Bruchteil feiner Forderung erlangen kann, fo daß er mit dem Bruch- 
teile, der dem Erbteile des leer ausgegangenen Miterben entſpricht, ungeachtet vorhandener 
Zulänglichkeit des Nachlaſſes ausfällt. Beiſpiel: Nachlaß 3000, Miterben A, B, C je zu ¼; 
Chat bei der Auseinanderſetzung infolge Ausgleichung nichts, A und B je 1500 erhalten. 
Ein ausgeſchloſſener Gläubiger, der 1500 zu fordern hat, kann von C nichts, von A und B 
nur je / = 500, zuſammen 1000, erlangen, fällt alſo mit 500 aus. Dieſes Ergebnis ſuchen 
Planck und Strohal (bei Planck 3. Aufl zu § 2061 Erl 6) auf zwei verſchiedenen Wegen zu ver⸗ 
meiden, die beide nicht zum Ziele führen können: Planck, indem er annimmt, daß wegen 
des im inneren Verhältuiſſe der Miterben zu berückſichtigenden Ergebniſſes der Ausgleichungs⸗ 
pflicht der leer ausgegangene Miterbe den Erſtattungsanſpruch, den er gegen ſeine Miterben 
haben würde, falls er an den Gläubiger einen feinem ideellen Erbteile entſprechenden Be, 
trag zahlen müßte (den er aber in Wirklichkeit nicht hat, da er dem Gläubiger nichts zu zahlen 
hat!), dem Gläubiger abzutreten verpflichtet fei; Strohal, indem er die Grundſätze von 
der Haftung des Übernehmers eines Vermögens für die Schulden (88 419, 1086 uſw.) auf 
die Haftung der Miterben, die den Nachlaß erhalten haben, eutſprechend anwenden will, 
obwohl dieſe nicht von dem leer ausgegangenen Miterben deſſen Erbteil übernommen, 
ſondern nur das, was ihnen zuſtand, aus dem Nachlaſſe erhalten haben. Es wird richtiger 
fein, ſich mit dem Ergebniſſe abzufinden, das übrigens nicht mit Leonhard a. a. O. als durch- 
aus „unannehmbar“ bezeichnet werden kaun, wenn man bedenkt, daß es ſich bei Zuläng⸗ 
lichkeit des Nachlaſſes nur um ſolche Gläubiger handeln kann, die ihre ungünſtige Stellung 
der Verſäumung rechtzeitiger Meldung zuzuſchreiben haben (88 2060 Nr 1 u. 2, 2061). 
Die Frage der Teilhaft, d. h. der Haftung mehrerer Erben je nur für einen Bruchteil 
der Nachlaßverbindlichkeiten (pro rata crediti), iſt von der Frage der beſchränkten Haf⸗ 
tung, d. h. der Haftung nur mit den Mitteln des Nachlaſſes (cum viribus hereditatis) ſtreng 
zu ſondern (Vorbem 2 zu § 2058). — Neben dem Erwerber eines Erbteils bleibt auch der 
veräußernde Miterbe im Falle der 88 2060, 2061 anteilig haftbar, und zwar find beide 
für den dem Erbteile entſprechenden Bruchteil der Forderung Geſamtſchuldner ($ 421). — 
Hat ein Miterbe den ganzen Nachlaß erhalten, ohne daß Teilung ſtattgefunden hat (vgl. 
§ 2059 A 2), jo wird dieſer jedenfalls auch ausgeſchloſſenen und verſpätelen Gläubigern 
(88 2060, 2061) geſamtſchuldneriſch für die ganze Forderung haften müſſen, während bei 
den übrigen Miterben, obwohl der Wortlaut des Geſetzes („nach der Teilung“) nicht zu⸗ 
trifft, nur anteilige Haftung anzunehmen ſein wird, da ſie nicht ſchlechter geſtellt werden 
können, als wenn ſie etwas aus dem Nachlaſſe erhalten hätten (für nur anteilige Haftung 
aller Miterben wegen § 2007 Planck Erl 6). Praktiſch kommt allerdings die Haftung der⸗ 


Mehrheit von Erben § 2060 ver) 


jenigen Miterben, die aus dem Nachlaſſe nichts erhalten, nur in Betracht, wenn ſie nicht 
mehr in der Lage find, fie auf den Nachlaß zu beſchräuken. N BD - 

2. Aufgebot der Nachlaßgläubiger 588 1970— 1974; entiprechende Wirkung des Privatauf- 
gebots $ 2061. Der von einem Erben geſtellte Antrag und das von ihm erwirkte Ausſchlußurteil 
kommen mit dem nach ZPO 8 997 Abſ 1 Satz 2 dem Gläubiger beſonders anzudrohenden Rechts 
nachteil der anteiligen Haftung auch den übrigen Erben zuſtatten, vorbehaltlich der Vorſchriften 
des BGB über die unbeſchränkte Haftung, denen zufolge das Verweigerungsrecht gegenüber 
einem ausgeſchloſſenen Gläubiger ($ 1973) einem Miterben, der unbeſchränkt haftet, nicht 
zusteht (8 2013). Der Antrag begründet zugleich die aufſchiebende Einrede aus $ 2015. 
Auffchub der Auseinanderſetzung (8 2045) kommt hier „nach Teilung des Nachlaſſes“ nicht mehr 
in Frage. Ob der Miterbe die Forderung des ausgeſchloſſenen Gläubigers gekannt hat oder 
nicht, iſt hier ebenſo gleichgültig wie nach 5 1973 (A 4 dazu). Anders unten A 4. Daß 
das Aufgebot vor der Teilung durchgeführt ſein müßte, iſt weder in 8 2060 Nr 1 noch 
in § 997 ZPO geſagt, und es wird daher angenommen werden müſſen, daß die Miterben, 
auch wenn ſie bereits geteilt haben, doch noch nachträglich die bloß anteilige Haftung durch 
das Aufgebot herbeiführen können (a. M. Leonhard II A). Vgl. auch A 6. 5 

3. Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen werden, was das Verweigerungs⸗ 
recht aus § 1973 und die damit verbundene Beſchränkung der Erbenhaftung auf den Nach ⸗ 
laß angeht, nach $ 1972, Glaubiger, denen der Erbe unbeſchränkt haftet, nach $ 2018 
von dem Aufgebote der $$ 1970 ff. nicht betroffen. Dagegen kann die Teilhaftung der 
Miterben auch ſolchen Gläubigern gegenüber durch ein derartiges Aufgebot herbeige- 
geführt werden. Zu dieſem Zwecke iſt auch der unbeſchränkt haftende Miterbe zu dem An⸗ 
trage auf Erlaß des entſprechenden Aufgebots (A 2) berechtigt (ZPO $ 997 Abſ 2). — Nur 
den in § 1971 genannten dinglich berechtigten Gläubigern kann, auch wenn 
ſie im übrigen durch Ausſchlußurteil im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſen ſind, ſoweit ſie 
ſich auf die Befriedigung aus den ihnen verhafteten Gegenſtänden be— 
ſchränten, die Teilhaftung ebenſowenig wie die Haftungsbeſchränkung aus 9 1978 entgegen- 
gehalten werden, was wohl als ſelbſtverſtändlich hier (anders im Falle der Nr 2, vgl. A 5) 
nicht beſonders hervorgehoben ift. 

4. Dem Ausſchluſſe eines Gläubigers im Aufgebotsverfahren (Nr 1, A 2) ſteht, wie für 
die Begründung der Erſchöpfungseinrede nach 88 1973, 1974, ſo auch für den Eintritt der 
nur anteiligen Haftung des Miterben die verſpätete Geltendmachung der Forderung gleich. 
Sie gilt als verſpätet und der Miterbe haftet daher nur noch anteilig, wenn fie ſpäter als 
fünf Jahre nach dem Erbfalle ($ 1922 A 2, 4) erfolgt, jedoch mit der Abweichung, daß 
im Falle der Todeserklärung die Friſt zur Geltendmachung nicht mit dem Zeitpunkte 
beginnt, der in dem die Todeserklärung ausſprechenden Urteil als Zeitpunkt des Todes 
feſtgeſtellt iſt ($ 18), ſondern früheſtens mit dem Erlaffe dieſes Urteils (8 1974 U 6). Die 
die Friſt wahrende Geltendmachung kann auch außergerichtlich, durch Mahnung uſw., er ⸗ 
folgen. Die geſamtſchuldneriſche 2 — bleibt aber, auch wenn keine Geltendmachung 
innerhalb der Friſt erfolgt iſt, be ehen, wenn der Miterbe innerhalb der Friſt von der 
Forderung Kenntnis erhalten hat oder die Forderung in einem von einem der Mit ⸗ 
erben veranlaßten Aufgebotsverfahren angemeldet war; in letzterem Falle kommt 
es auf die perſönliche Kenntnis des in Frage ſtehenden Miterben nicht an ($ 1974 A 4, 5). 

m übrigen iſt aber perſönliche Kenntnis des Miterben erforderlich und kann deshalb 

r die gleiche Forderung ein Miterbe geſamtſchuldneriſch, 


f e der andere nur noch anteilig 
haften. — Die Anmeldung auf eine nach § 2061 ergangene Aufforderung hin 
ee n in einem Aufgebotsverfahren nicht gleich; über ihre Wirkung vgl. 


5. Daß den in § 1971 genannten dinglich Berechtigten, ſoweit lie ſich auf die Befrie⸗ 
digung aus den ihnen verhafteten Gegenſtänden beſchränken, wie der Ausſchluß im Aufgebots- 
verfahren (vgl. A 3), jo auch die verſpätete Geltendmachung ihrer Forderungen nicht entgegen- 
gehalten werden kaun, um eine Teilhaftung der Miterben zu begründen, iſt vom Geſetze hier 
(anders wie in jenem Falle) beſonders hervorgehoben. — Dagegen wird gegenüber Pflicht⸗ 
teils, Vermächtnis und Auflageberechtigten dadurch, daß ſie erſt nach Ablauf der in 91974 
Abſ 1 beſtimmten Friſt ihre Forderungen geltend machen, wie gegenüber andern Nachlaß⸗ 
glaubigern (vgl. A 4), die Teilhaftung der Miterben nach der Teilung begründet; eine der 
Nr 1 Halbſatz 2 (vgl. A 3) entſprechende, dies ausſchließende Beſtimmung hätte befonderer 
Hervorhebung in Nr 2 bedurft. Gleiches muß gegenüber den Nachlaßgläubigern gelten, 
Vorſch 11 Erbe unbeſchränkt haftet, in Ermangelung einer dem $ 2013 entſprechender 
orſchrift. 

6. Das Geſetz läßt die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes (im Gegenſatze zur Nachlaß 
verwaltung, $ 2062 Halbſatz 2) auch nach der Teilung des Nachlaſſes zu (KO $ 216 Abſ 2) 
und gewährt ſogar dem unbeſchränkt haftenden Miterben das Recht, die Konkurseröffnung 
zu beantragen (KO $ 217 Abf 1). § 2060 Nr 3 muß deshalb auch dieſen nachträglichen Nach. 


GB, Kommentar von Neichsgerichtsräten. V. Bd. 6. Aufl. (Michaelis, Seyffarth.) 12 


178 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


laßkonkurs im Auge haben. Da das Geſetz ſelbſt nicht unterſcheidet, iſt es unzuläſſig, die Teil⸗ 
haftung nur für den Fall eintreten zu laſſen, daß der Konkurs bereits vor der Teilung er⸗ 
öffnet worden iſt (anders die herrſchende Meinung; vgl. Planck 3. Aufl Erl 20; Staudinger 
Erl He und die dort Angeführten). Es wäre auch unbillig, wenn bei einem infolge nachträglich 
bekannt gewordener Forderungen nach der Teilung eintretenden Konkurſe die Miterben die 
aus dem Nachlaſſe empfangenen Überſchüſſe herausgeben müßten, aber der Rechtswohltat 
der anteiligen Haftung verluſtig gingen, die ſogar dem unbeſchränkt haftenden Miterben 
zuſteht, wenn der Konkurs vor der Teilung eröffnet worden iſt. Für Verzögerungen des 
Eröffnungsantrags bleiben die Erben aus § 1980 daneben verantwortlich. Ob die Maſſe 
unter die Gläubiger aufgeteilt oder ob hiervon etwas für die Erben übriggeblieben iſt, 
macht keinen Unterſchied. Auch im erſteren Falle liegt „Teilung des Nachlaſſes“ vor ($ 2059 
A 2). Die Teilhaftung tritt im Falle des Zwangsvergleichs (KO 8 280) nur ein, ſo⸗ 
weit der Vergleich ſelbſt nichts anderes beſtimmt. 8 

7. Beweislaſt. Wird ein Miterbe als Geſamtſchuldner auf die ganze Forderung ver⸗ 
klagt, ſo hat er, wenn er geltend macht, daß er nach 88 2060, 2061 nur anteilig hafte, 
zunächſt zu beweiſen, daß die Teilung erfolgt iſt (entſprechend im Falle des $ 2059, A 6). 
Sodann hat er darzutun, zu Nr 1: daß der Gläubiger ausgeſchloſſen iſt, zu Nr 2: daß 
die Fünfjahrefriſt verſtrichen iſt, wogegen dem Gläubiger der Nachweis früher erlangter 
Kenntnis des Miterben oder Anmeldung offenſteht, zu Nr 3: Beendigung des Nachlaßkonkurſes 
in der dort angegebenen Weiſe. Sind die Umſtände, welche die nur anteilige Haftung begrün- 
den, zur Zeit der Verhandlung des Rechtsſtreits bereits eingetreten, ſo iſt der Miterbe 
auf ſeine Einwendung hin nur zur Zahlung eines feinem Erbteile entſprechenden Teiles 
der Forderung zu verurteilen. Iſt er als Geſamtſchuldner verurteilt, ſo kann er, falls 
nachträglich ſolche Umſtände eintreten, die nur anteilige Haftung noch im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren im Wege des $ 767 (Abſ 2) ZPO geltend machen. Wegen vorher 
eingetretener Umſtände iſt eine ſolche Einwendung im Zwangsvollſtreckungsverfahren aus⸗ 
geſchloſſen. Der Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung im Urteile ($ 780 ZPO, |. § 2059 
A 8) greift hier nicht durch, da es ſich nicht um Abſonderung des Eigenvermögens vom 
Nachlaſſe handelt. 


§ 2061 

Jeder Miterbe kann die Nachlaßgläubiger öffentlich auffordern, ihre 
Forderungen binnen ſechs Monaten bei ihm oder bei dem Nachlaßgericht 
anzumelden!). Iſt die Aufforderung erfolgt, ſo haftet nach der Teilung 
jeder Miterbe nur für den ſeinem Erbteil entſprechenden Teil einer Forde⸗ 
rung, ſoweit nicht vor dem Ablaufe der Friſt die Anmeldung erfolat oder 
die Forderung ihm zur Zeit der Teilung bekannt ift?). 

Die Aufforderung iſt durch den Deutſchen Reichsanzeiger und durch das 
für die Bekanntmachungen des Nachlaßgerichts beſtimmte Blatt zu ver⸗ 
öffentlichen. Die Friſt beginnt mit der letzten Einrüdung?). Die Koſten fallen 
dem Erben zur Laſt, der die Aufforderung erläßt“) ). 

E II 1985; P 5 877—879. 


1. Durch das Privataufgebot ſichert der einzelne Miterbe ſich und zugleich den übrigen 
Erben die Teilhaftung. Für die davon verſchiedene Frage der Haftungsbeſchränkung (Vor⸗ 
bem 2 vor 8 2058) iſt dagegen nur das förmliche Aufgebotsverfahren (85 1970ff.) von Be; 
deutung. Auch der unbeſchränkt haftende Erbe tft zum Privataufgebot berechtigt. Der An⸗ 
drohung eines Rechtsnachteils, wie in ZPO 8 997, bedarf es nicht. — Aufſchub der Aus⸗ 
einanderſetzung § 2045. 

2. Aufforderung, Friſtablauf und Teilung ($ 2059 A 2) zuſammen erſt bewirken den Ein- 
tritt der Teilhaftung (88 2059 A 4, 2060 A 1), auch zugunſten der unbeſchränkt haftenden 
Erben. War die Teilung ſchon vor Friſtablauf vorgenommen, ſo tritt der Erfolg erſt mit 
dem Friſtablauf ein. Daß die Aufforderung vor der Teilung erfolgen müſſe, iſt auch hier 
nicht geſagt und wird deshalb nicht angenommen werden können (vgl. 8 2060 A 2, 6; a. M. 
Leonhard III und die zweite Auflage dieſes Kommentars; auch Standinger Erl 5d). Es 
verbleibt bei der geſamtſchuldneriſchen Haftung der Erben ($ 2058), wenn der Nachlaß 
gläubiger ſeine Forderung bei dem das Aufgebot erlaſſenden Miterben oder bei dem Nachlaß⸗ 
gericht — nicht bei einem beliebigen Miterben — anmeldet. Die ordnungsmäßige An- 
meldung wirkt gegen alle Erben. Dagegen macht Kenntnis der Forderung nur ben- 
jenigen Erben der Teilhaftung verluftig, in deſſen Perſon fie, und zwar zur Zeit der 
Teilung, vorhanden war. Dieſer Zeitpunkt bleibt entſcheidend, wenn die Teilung auch 
erſt geraume Zeit nach Ablauf der Friſt vollzogen wird. Dagegen kann die verfrühte 
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Teilung dem Erben nicht zugute kommen, wenn er noch vor Friſtablauf Kenntnis erlangt. 
So abweichend vom gerichtlichen Aufgebotsverfahren, bei dem die Kenntnis oder Un⸗ 
kenntnis des Erben bedeutungslos iſt (§ 2060 A 2). Das Privataufgebot wirkt auch gegen 
die Pflichtteilsberechtigten uſw. ($ 1972), läßt aber die dinglich Berechtigten ($ 1971) hin- 
ſichtlich der Befriedigung aus den ihnen verhafteten Gegenſtänden ſelbſtverſtändlich un⸗ 
berührt, obgleich das hier nicht, wie in $ 2060 Nr 2 (vgl. A 5 und 3 zu § 2060) ausdrücklich 
geſagt iſt. Wegen der Falle, in denen eine Teilung überhaupt nicht ſtattfindet, vgl. 8 2060 A 1. 

3. Friſtberechnung SS 187, 188, 193. Nur die Koſten des gerichtlichen Aufgebots⸗ 
verfahrens ſind von vornherein Nachlaßverbindlichkeiten (§ 1967 A 3), nicht auch diejenigen 
des privaten Aufgebots. Ein Erſtattungsanſpruch des Miterben, der das Privataufgebot 
erlaſſen hat, kann jedoch nach den Grundſätzen der Geſchäftsführung (§ 683) gegeben ſein. 

4. Beweislaſt. Vgl. § 2060 A 7. Der nach erfolgter Teilung auf Teilhaftung aus 
$ 2061 ſich berufende Erbe hat außer der Teilung den ordnungsmäßigen Erlaß der Aufforde⸗ 
rung, der Gläubiger ſeine rechtzeitige Anmeldung nder die Kenntnis des betreffenden Erben 
zur Zeit der Teilung zu beweiſen. 


3 2062 
Die Anordnung einer Nachlaßverwaltung kann von den Erben nur ge⸗ 
meinſchaftlich beantrant werden!); ſie iſt ausgeſchloſſen, wenn der Nachlaß 
geteilt ijt2). 
P 6 342—344. 


1. Der Antrag auf Anordnung der Nadıla verwaltung ($ 1981) fteht den Miterben nur 
gemeinſchaftlich, nicht, wie der Antrag auf Eröffnung des Aach (KO 8 217) jedem 
Miterben zu. Der Antrag iſt deshalb unzuläſſig, wenn auch nur ein Miterbe allen (nicht 
bloß einzelnen) Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftbar geworden iſt und dadurch 
das Antragsrecht nach $ 2013 verloren hat. Ein Mehrheitsbeſchluß iſt nicht bindend, da es 
ſich nicht um einen Akt der Verwaltung handelt (8 2038 A 8). Die hiernach unzuläſſig erfolgte 
Anordnung kann von den widerſprechenden Miterben trotz FGG $ 76 Abſ 1 mit Beſchwerde 
angefochten werden (Denkſchrift zum F S. 40, 46). Zu einem Antrage der Nachlaß 
= ubiger gemäß $ 1981 Abf 2 kann ſchon das Verhalten eines einzelnen Miterben Anlaß 
en. 

2. Sie iſt ausgeſchloſſen nach Teilung des Nachlaſſes (8 2059 A 2), abweichend von 
& 1981. der für den Alleinerben feine zeitliche Schranke enthält und von KO 8 216 Ubi 2, 
der auch nach der Teilung den Nachlaßkonkurs zuläßt. Die Nachlaßverwaltung kann jetzt auch 
von einem Nachlaßgläubiger nicht mehr beantragt werden. Iſt die Erbengemeinſchaft ohne 
Teilung aufgehoben, 3. B. durch Vereinigung ſämtlicher Erbteile in der Hand eines Mit. 
erben ($ 2059 A 2), fe iſt die Nachlaßverwaltung nicht ausgeſchloſſen (RG 27. 9. 07 VII 504/06). 
Über einen Erbteil kann weder Nachlaßverwaltung angeordnet no Nachlaßkonkurs eröffnet 
werden (KO 8 235). Wohl aber iſt Pfändung des Erbteils zuläſſig (8 2038 A 8). Nach 
der Teilung können hiernach die Miterben die beſchränkte Haftung nur durch Vorgehen 
nach 88 1970 ff., Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes oder mit der Unzulänglichkeitseinrede 
aus $$ 1990— 1992 verwirklichen. Wegen Herbeiführung der nur anteiligen Haftung 
nach der Teilung vgl. 88 2060 A 2, 4, 6, 2061 A 2. 


§ 2063 

Die Errichtung des Inventars durch einen Miterben kommt auch den 
übrigen Erben zuſtatten, ſoweit nicht ihre Haftung für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten unbeſchränkt iſt!). 

Ein Miterbe kann ſich den übrigen Erben gegenüber auf die Beſchränkung 
ſeiner Haftung auch dann berufen, wenn er den anderen Nachlaßgläubigern 
gegenüber unbeſchränkt haftet?). 

E I 2146 II 1936; M 5 676, 677; P 5 741, 747, 805. 

1. Inventarerrichtung § 1993ff. Ebenſo im Verhältnis zwiſchen Ehegalten 8 2008 
Abſ 1 Satz 3, Vor- und Nacherben 8 2144 Abſ 2, Erbſchaftskäufer und Verkäufer § 2383 
Abs 2, beim Antrag auf Erlaß des Aufgebots ZPO 8 997. Die Beſtimmung der Inventar⸗ 
friſt muß gegenüber jedem Miterben beſonders und braucht nicht einheitlich zu erfolgen. 
Das auch nur von einem Erben, jedoch über den ganzen Nachlaß ($ 2001 A 1) rechtzeitig und 
getreu errichtete Inventar wendet, ohne daß es erſt noch der Bezugnahme gemäß 8 2004 
bedarf, von allen Miterben die un beſchränkte Haftung ab, ſoweit ſie nicht dem einen 
oder dem andern durch Friſtablauf (§ 1994) oder ungetreue Errichtung (8 2005) oder Eides. 
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verweigerung ($ 2006 Abf 3) oder endlich durch vorbehaltsloſe Verurteilung (ZPO $ 780) 
bereits verlorengegangen iſt. 

2. Der unklar gefaßte Abſ 2 betrifft den Fall, daß ein Miterbe oder mehrere von 
ihnen (als „die übrigen Erben“ bezeichnet) eine Forderung gegen den Nachlaß haben, 
ſei es eine vor dem Erbfalle gegen den Erblaſſer oder eine nachher entſtandene, z. B. einen 
Erſatzanſpruch wegen Aufwendungen für den Nachlaß ($ 1978 Abſ 3). Ein wegen einer 
ſolchen Nachlaßverbindlichkeit in Anſpruch genommener Miterbe ſoll ſich demgegenüber auf 
die Beſchränkung ſeiner Haftung auf den Nachlaß auch dann berufen können, wenn er 
die Möglichkeit dazu gegenüber der Geſamtheit der Gläubiger („den anderen Nachlaß⸗ 
gläubigern“) bereits durch Verſäumung der ihm geſetzten Inventarfriſt oder ungetreues 
Inventar (58 1994, 2005) verloren hat. Das bedeutet nicht, daß er einem Miterben, der 
Nachlaßgläubiger iſt, ohne weiteres nur mit dem Nachlaſſe hafte; ſondern nur, daß der ein ⸗ 
getretene Verluſt der Beſchränkungsmöglichkeit dieſem gegenüber nicht in Betracht kommt. 
Somit hat er, ſolange der Nachlaß noch ungeteilt iſt, gegenüber einem Miterben, der wegen 
einer Nachlaßforderung in ſein Eigenvermögen vorgeht, die Verweigerungseinrede aus 
82059 Abſ 1, und zwar nicht nur für den feinen Erbteil überſteigenden Teil (ebenda Satz 2), 
ſondern für die ganze Forderung; er kann jedoch in der Zwangsvollſtreckung von dieſer 
Einrede nur Gebrauch machen, wenn fie ihm im Urteile vorbehalten iſt, da $ 780 3PO 
durch $ 2063 Abſ 2 nicht berührt wird. Nach der Teilung kann er, wenn der Nachlaß 
zur Zeit der Teilung (8 1990 A 2) dürftig oder unzulänglich war, von den Einreden aus 
58 1990, 1992 Gebrauch machen, auch ſich auf ein vorher durchgeführtes Aufgebotsverfahren, 
bei dem der Miterbe als Gläubiger ausgeſchloſſen worden ($$ 1973, 1974), eine vorher an- 
geordnete Nachlaßverwaltung oder durchgeführten Nachlaßkonkurs (§§ 1975 A 1, 1989 A 1) 
berufen. Er kann aber auch jetzt noch Konkurseröffnung über den Nachlaß (KO $ 216 Abſ 2) 
nicht mehr dagegen Nachlaßverwaltung ($ 2062 A 2) herbeiführen; ferner Antrag auf Auf⸗ 
gebot der Nachlaßgläubiger (88 1970 ff.) ſtellen, der aber nur zum Ziele führt, wenn der 
Gläubiger ſich in dem Aufgebotsverfahren nicht meldet. Macht er von keinem dieſer Be⸗ 
ſchränkungsmittel Gebrauch, To haftet er auch dem Gläubiger, der Miterbe iſt, mit feiner eige- 
nen Vermögen. Ob geſamtſchuldneriſch oder anteilig, beſtimmt ſich nach $$ 2060, 2061. Haftet 
er als Geſamtſchuldner, fo kann er dem Gläubiger, der Miterbe iſt, den nach Maßgabe der 
Auseinanderſetzung, unter Berückſichtigung etwaiger Ausgleichungspflichten, auf dieſen ent- 
fallenden Anteil an der Nachlaßverbindlichkeit abziehen, auch von den übrigen Miterben 
Erſtattung des nach dieſer Maßgabe zu viel Geleiſteten verlangen (8 2058 A 2). In Reh 110, 96 
iſt freilich angenommen, daß die Haftung der Miterben untereinander von vornherein und 
endgültig eine beſchränkte ſei; ebenſo anſcheinend ſchon Rh 98, 197. Hat der Erblaſſer über 
einen Gegenſtand, hinſichtlich deſſen einer oder mehrere oder auch ſämtliche Miterben ver- 
fügungsberechtigt ſind, unberechtigterweiſe zugunſten eines Miterben verfügt, 
fo tritt danach durch die Beerbung eine Konvaleszenz der unwirkſamen Verfügung auf Grund 
des $ 185 Abſ 2 nicht ein, da keine unbeſchränkte Haftung der Miterben untereinander und in- 
folgedeſſen keine Vereinigung von Recht und Pflicht ſtattfindet; der oder die verfügungs⸗ 
berechtigten Miterben können deshalb den Gegenſtand aus dem Nachlaſſe dinglich zurück. 
fordern (RG 110, 94). Das gilt auch dann, wenn der Erblaſſer als Vorerbe unentgeltlich 
über einen Erbſchaftsgegenſtand in ſolcher Weiſe verfügt hat, in welchem Falle die Ver 
fügung zwar zunächſt wirkſam iſt, aber mit dem Eintritt des Falles der Nacherbſchaft gemäß 
§ 2113 unwirkſam wird (RG a. a. O.). 


Dritter Abſchnitt 


Teſtament 


Erſter Titel 


Allgemeine Vorſchriften 


Das Teſtament oder die letztwillige Verfügung iſt im Gegenſatz zum Erbvertrag (8 1941) 
einfeitige Verfügung von Todes wegen, $ 1937. Sein möglicher Inhalt iſt zu §88 19371940 
erörtert. Daß es eine Erbeinſetzung enthalte, iſt nicht notwendig. Von den verſchiedenen 
Arten des Teſtaments, den Vorausſetzungen und Formen der Errichtung und Aufhebung 
handeln §§ 2229—2254, von den gemeinſchaftlichen Teſtamenten 88 2265—2273. Hier be⸗ 
ſchränkt fi) das BG darauf, die ſtreng perſönliche Natur der letztwilligen Erklärungen her⸗ 
vorzuheben (88 2064, 2065), eine Reihe von Vorſchriften, meiſt Auslegungsregeln, zur Be⸗ 
ſtimmung der Perſon des „ (88 2066— 2073) und für gewiſſe bedingte Zuwendungen 
aufzuftellen (88 20742076). Eine beſondere ſich auf Zuwendungen an den Ehegatten oder 
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Verlobten beziehende Beſtimmung enthält § 2077. Die Anfechtung der letztwilligen Ver⸗ 
fügung wegen Irrtums oder Drohung iſt in 8s 20782083 geregelt. 8 2084 nimmt den 
Grundſatz der wohlwollenden Auslegung des Teſtaments auf; 88 2085, 2086 beſchäftigen 
ſich mit der teilweiſen Unwirkſamkeit oder der möglichen Unvollſtändigkeit letztwilliger Ver⸗ 
ügungen. 

| 9 ie auf dem Gebiete des Familienrechts zugelaſſenen letztwilligen Verfügungen betreffen 
das eheliche Güterrecht (88 1369, 1509, 1511 ff.), das Elternrecht (88 1598, 16881640, 1651, 
16875.) und das Vormundſchaftsrecht (88 1777, 1782, 1792, 1797, 1803, 1856, 1868, 1880, 
1909, 1917). 


8 2064 


Der Erblaſſer kann ein Teſtament nur perſönlich errichten). 
E I 1911 II 1987; M 5 246, 247; P 5 817. 


1. Die gleiche Beſtimmung gilt auch für den Erbvertrag (8 2274) und den Erbverzicht 
($ 2347). Die Notwendigkeit perſönlicher Errichtung des Teſtaments beſagt, daß der Erb- 
laſſer die von ihm gewollten letztwilligen Verfügungen ſchlechterdings nur mit eigenem Mund 
ober eigener Hand erklären, daß er ſich hierbei weder im Willen ſelbſt noch in der Erklärung 
des Willens von anderen (Boten oder irgendwelchen Mittelsperſonen, auch nicht von ſeinem 
geſetzlichen Vertreter) vertreten laſſen kann. Er kann deshalb den Erben nicht wirkſam er- 
mächtigen, ſeinerſeits ein das Erbpermögen belaſtendes Vermächtnis anzuordnen (RG Warn 
1911 Ur 42). Dies ſchließt nicht aus, daß er ſich bei ſeinen letztwilligen Verfügungen beraten 
läßt (FGG 8 13) und daß er ſich insbeſondere zur Beurkundung oder zur vorbereitenden 
Niederſchrift der letztwilligen Erklärungen (§ 2238 Abſ 1) fremder Hilfe bedient. Durch 
$ 2064 iſt das Pupfllar- und Quaſipupillarteſtament des gemeinen Rechts und der 88 521ff. 
II 2 PrasL R beſeitigt; ein ſolches früher errichtetes Teſtament iſt unwirkſam, wenn das 
teſtierunfähige Kind nach dem 31. 12. 99 ſtirbt (RG 88, 152; 106, 392; 22 1922, 4651 
mit Folgerungen für die Auslegung eines Teſtaments gegen § 2102 Abi 2 im Sinne der An- 
ordnung nicht nur der Erfah, ſondern auch der Nacherbfolge). 


8 2065 


) Der Erblaſſer kann eine letztwillige Verfügung nicht in der Weiſe treffen, 
daß ein anderer zu beſtimmen hat, ob ſie gelten oder nicht gelten joll2). 
Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon, die eine Zuwendung er⸗ 


halten ſoll, ſowie die Beſtimmung des Gegenſtandes der Zuwendung nicht 
einem anderen überlaſſens). 


E 11765, 1770 Satz 1, 1777 Satz 1 11 1938; M 5 80, 34—36, 41, 42; P 5 15— 21, 23, 34, 80, 89, 40. 


1. Ubf 1 ſetzt eine in ſich vollſtändige Willenserklärung voraus, deren Gültigkeit aber 
von der Beſtimmung eines Dritten abhängig gemacht wird. Abf 2 handelt von der Ergänzung 
einer an ſich unvollſtändigen Willenserklärung durch Dritte. In beiden Fällen iſt die 
letztwillige Verfügung, ohne daß es einer Anfechtung bedarf, unwirkſam. Als der „andere“ 
(im Gegenſatze zum Erblaſſer) kommt insbeſondere auch der Beſchwerte in Betracht. 

2. Beſtimmung eines andern über Geltung der letztwilligen Verfügung. Hierunter 
fällt die in das nackte Wollen (si voluerit) oder auch das verſtändige Wollen oder das billige 
Ermeſſen eines andern geſetzte Bedingung. Ebenſo der Vorbehalt der Zuſtimmung, z. B. des 
Gewalthabers, oder die Anordnung einer Teſtamentsvollſtreckung für den Fall, daß ſie von 
einem Dritten verlangt werden ſollte (Kg 42, 223). Der überlebende Ehegatte kann im ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtamente nicht wirkſam ermächtigt werden, letztwillige Anordnungen des Zu⸗ 
erſtverſtorbenen, die ſich auf deſſen Nachlaß beziehen, zu ändern oder zu widerrufen (RG 79, 32), 
Um eine unzuläſſige Vertretung im Willen des Erblaſſers handelt es ſich auch, wenn dieſer 
dem Teſtamentsvollſtrecker oder ſonſt einem andern die für die Beteiligten und den Richter 
maßgebende Auslegung des letzten Willens überträgt (RG 66, 103). Grundſätzlich ift 
hiervon, trotzdem die Abgrenzung in der Praxis Schwierigkeiten machen kann, der Fall zu 
unterſcheiden, daß im Teſtament zur Eutſcheidung von Streitigkeiten über die Auslegung des 
Teſtaments ein Schiedsgericht angeordnet wird, das nicht an die Stelle des Erblaſſers, 
ſondern des ordentlichen Richters tritt (ZPO 88 1048, 1040). Einer ſolchen Anordnung ſteht 
$ 2065 nicht entgegen; zum Schiedsrichter kann auch ein Teſtamentsvollſtrecker beſtellt werden 
(ME 100, 76). Es iſt ferner möglich, die Gültigkeit der Verfügung von dem Handeln oder 
Unterlaſſen eines Dritten abhängig zu machen, auch wenn es in ſeine Willkür geſtellt iſt 
(Poteſtativbedingung); es ſei denn, daß das Handeln nur auf eine Vertretung des Erblaſſers 
im reinen Wollen hinauslaufen ſoll. So kann ein Nacherbe unter der aufſchiebenden oder 
auflöſenden Bedingung, daß der Vorerbe nicht anders über den Nachlaß von Todes wegen 
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verfüge, eingeſetzt oder dem Nacherben unter einer derartigen Bedingung ein Vermächtnis 
auferlegt werden (M& 95, 278 = JW 1920, 286° mit zuſtinmender Anmerkung von Kipp; 
SW 1910, 820°; 1925, 21214 mit zuſtimmender Anmerkung von Siber; Recht 1916 Nr 253: 
Seuff A 76 Nr 163; BayoOb sc 17 A 18; 22 A 275; dagegen Maenner 28 1025, 572574). 
Ebenſowenig iſt es zu beanſtanden, wenn dem Dritten bloß die Entſcheidung darüber über⸗ 
tragen iſt, ob eine vom Erblaſſer geſetzte Bedingung der Gültigkeit eingetreten iſt (NG JW. 
00, 765°), z. B. ob der bedingt Bedachte ſich wohlverhalten habe (OLG 43, 394). So iſt 
an ſich auch ein Vermächtnis gültig, wenn der Erbe nur für einen beſtimmten nicht einge» 
tretenen Fall, deſſen nähere Vorausſehungen der Erblaſſer ſelbſt beſtimmt hatte, nach ſeinem 
Gutbefinden von der Auszahlungspflicht entbunden war (NS 6. 6. 07 IV 529/06). Nicht 
hierher gehört, wenn dem Teſtamentsvollſtrecker für gewiſſe Zuwendungen ein gewiſſer 
Spielraum gelaſſen it (RG Warn 1912 Nr 174). 

3. Beſtimmung eines anderen rückſichtlich der Zuwendung. Die Zuwendung von Todes 
wegen umfaßt die Erbeinſetzung, das Vermächtnis und das Schenkungsverſprechen (8 2301 
Abſ 1). Die Vorſchrift des § 2065 iſt durch § 2192 auch auf die Auflage übertragen. Sie 
greift auch dann ein, wenn der Erblaſſer einen andern, z. B. den Teſtamentsvollſtrecker über 
jeinen Willen mündlich unterrichtet hat (JW 1925, 21475). Nicht hierher gehört der Fall, 
daß nach dem Willen des Erblaſſers die Perſon des Bedachten erſt durch den Eintritt 
gewiſſer Umſtände (Geburt eines Sohnes, vgl. auch § 2105) beſtimmt werden foll oder 
wenn die Beſtimmung erſt im Wege der Auslegung zu ermitteln it. Ausnahmsweise 
kann bei Vermächtniſſen und gemäß §8 2192, 2193 bei Auflagen die Beſtimmung der Perſon 
des Bedachten oder doch die Auswahl unter gewiſſen mehreren Bedachten (88 2151—2153, 
auch $ 2072) und ebenſo unter gewiſſen Vorausſetzungen die Beſtimmung des Gegenſtandes 
der Zuwendung (§8 2154—2156) gewiſſen Dritten überlaſſen fein. Während daher die Erb- 
einjegung „irgendeiner“ für Kriegsbeſchädigte gegründeten Stiftung als gegen 8 2065 Abſ 2 
verſtoßend nichtig iſt (RIA 16, 257), könnte ein Vermächtnis an eine ſo bezeichnete Stiftung 
gemäß § 2152 gültig ſein. Beſtimmung der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers 88 2198 
bis 2200. Erbauseinanderſetzung nach billigem Ermeſſen eines Dritten § 2048. 


8 2066 

Hat der Erblaſſer ſeine gejeglichen Erben ohne nähere Beſtimmung be- 
dacht, ſo ſind diejenigen, welche zur Zeit des Erbfalls ſeine geſetzlichen Erben 
ſein würden, nach dem Verhältnis ihrer geſetzlichen Erbteile bedacht). Iſt 
die Zuwendung unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung 
eines Anfangstermins gemacht und tritt die Bedingung oder der Termin 
erſt nach dem Erbfall ein, ſo ſind im Zweifel diejenigen als bedacht an⸗ 
zuſehen, welche die geſetzlichen Erben ſein würden, wenn der Erblaſſer zur 
Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Termins geſtorben wäre?). 

E I 1771 Abſ 2 II 1939: M 5 37; P 5 32, 33, 


1. Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer die Perſonen der Bedachten als „ſeine geſetzlichen 
Erben“ oder doch mit einem gleichwertigen Ausdruck (Inteſtaterben, Erben ſchlechthin, falls 
er überhaupt noch keine Erben berufen hat) bezeichnet. Sie ſind ohne nähere Beſtimmung 
bedacht (ſo auch in den folgenden Paragraphen), wenn es an jeder Angabe des Namens, 
Wohnorts oder ſonſtiger Merkmale beſtimmter Perſonen oder an einem Anhalte für Be⸗ 
meſſung der Erbteile fehlt. Dann gelten nach poſitiver, den Willen des Erblaſſers ergänzen: 
der Vorſchrift diejenigen Perſonen, und zwar als Teſtamentserben berufen, die ohne 
Teſtament nach der geſetzlichen Erbfolge gemäß 88 1924ff. berufen fein würden, vgl. aber 
auch § 2078 A 7. Die Zeit des Erbfalls — nicht der Teſtamentserrichtung — iſt ſchon 
nach $ 1923 maßgebend. Ahnlich bei der Ausgleichungspflicht $ 2052. Bei Anderung 
der geſetzlichen Erbfolge zwiſchen Teſtamentserrichtung und Erbfall beſtimmt ſich der Kreis 
der vom Erblaſſer bedachten „geſetzlichen Erben“ nach neuem Recht, es ſei denn, daß das 
Teſtament eine, auch durch Auslegung ermittelbare, „nähere Beſtimmung“ enthält, die den 
Willen des Erblaſſers kundgibt, die von ihm eingeſetzten geſetzlichen Erben ſeien nach dem 
zur Zeit der Teſtamentserrichtung geltenden Rechte zu beſtimmen (RG 2 1917, 74619. 
Recht 1923 Nr 53). 

2. In Übereinftimmung mit 88 158 Abſ 1, 163, 2074 gilt bei bedingter oder befriſteter 
Erbeinſetzung als mutmaßlicher und bis zum Beweiſe des Gegenteils („im Zweifel“) maß⸗ 
geblicher Wille des Erblaſſers, daß für die Erbfolge die künftige Geſtaltung der Verhältniſſe 
zur Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Anfangstermins maßgebend ſein 
ſoll. So auch bei der Nacherbfolge § 2104. — Sind die geſetzlichen Erben eines Dritten 
bedacht, ſo entſcheidet freie Auslegung. 
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8 2067 


Hat der Erblaſſer ſeine Verwandten oder ſeine nächſten Verwandten ohne 
nähere Beſtimmung bedacht, ſo ſind im Zweifel diejenigen Verwandten, 
welche zur Zeit des Erbfalls ſeine geſetzlichen Erben ſein würden, als nach dem 
Verhältnis ihrer geſetzlichen Erbteile bedacht anzuſehen!). Die Vorſchrift des 
S 2066 Satz 2 findet Anwendung?). 

E I 1771 II 1940; M 5 36, 37; W 5 82, 38, 


1. Geſetzliche Erbfolge der Verwandten 88 1924—1930. Der überlebende Ehegatte und 
die Verſchwägerten ſind ſomit „im Zweifel“ nicht bedacht. Auch die Bezeichnung „nächſte 
Verwandte“ ſchließt die Verwandten der entfernteren Ordnungen an ſich nicht aus. Doch iſt 
Auslegungsfrage, ob und inwieweit der Kreis der Bedachten mit Rücksicht auf Gradesnähe 
etwa enger gezogen werden ſollte. Sind gewiſſe Verwandtengruppen genannt (Geſchwiſter, 
Vettern), ſo entſcheidet freie Auslegung, insbeſondere auch, ob und wie halbbürtige Geſchwiſter 
und Geſchwiſterkinder bedacht ſind. Ebenſo, wenn den Verwandten eines Dritten etwas zu⸗ 
gewendet iſt. 8 2067 will für dieſen Fall keine Beſtimmung treffen (RG Gruch 50, 386). 
Ohne nähere Beſtimmung |. 8 2066 A 1. * 

2. Maßgebend Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Anfangstermins. 


§ 2068 


Hat der Erblaſſer ſeine Kinder ohne nähere Beſtimmung!) bedacht und 
iſt ein Kind vor der Errichtung des Teſtaments mit Hinterlaſſung von Ab⸗ 
kömmlingen geſtorben, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge 
inſoweit bedacht ſind, als ſie bei der geſetzlichen Erbfolge an die Stelle des 
Kindes treten würden?). 

E I 1772 II 1941; M 5 37, 88; P 5 38—35. 


1. Ohne nähere Beſtimmung 8 2066 A 1. 

2. Es handelt ſich im Gegenſatze zu § 2070 um die eigenen Kinder des Erblaſſers und im 
Gegenſatze zu § 2069 darum, daß das Kind vor der Teſtamentserrichtung, und zwar durch 
den Tod weggefallen iſt. Ob der Erblaſſer hierbei den Tod des betreffenden Kindes gekannt 
hat oder nicht, macht keinen Unterſchied. „Im Zweifel“ (Auslegungsregel) denkt der Erb 
laffer, wenn er von Kindern ſpricht, nicht bloß an Söhne und Töchter, ſondern an Abkömmlinge 
ſchlechthin. An Stelle des verſtorbeuen Kindes treten dann ſeine Abkömmlinge nach Stämmen 
($ 1924 Abſ 3). Uneheliche Abkömmlinge des Erblaſſers kommen bei der Erbfolge nach dem 
Vater nicht in Betracht. Sind die Kinder eines Dritten bedacht, ſo iſt nach allgemeinen 
Auslegungsregeln zu enticheiden, ob hiermit auch deren Abkömmlinge gemeint ſind (RG Gruch 
50, 386; § 2069 A 1). Die Vorſchrift gilt nicht, wenn das Erbrecht eines Kindes vor der Teſta⸗ 
mentserrichtung in anderer Weiſe als durch den Tod erledigt ift (Ausſchließung § 1938, Erb. 
verzicht $ 2340). Anfechtungsrecht übergangener pflichtteilsberechtigter Abkömmlinge 8 2079. 


8 2069 


Hat der Erblaſſer einen ſeiner Abkömmlinge bedacht!) und fällt dieſer 
nach der Errichtung des Teſtaments weg)), jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß 
deſſen Abkömmlinge inſoweit bedacht ſind, als ſie bei der geſetzlichen Erb⸗ 
ſolge an deſſen Stelle treten würden. 

E I 1773 II 1942; M 5 37, 88; P 5 33—35 


1. Der eigene Abkömmling des Erblaſſers kann namentlich bedacht ſein oder durch 
Auslegung ($ 2068) als bedacht ermittelt werden. Für dieſen Fall wird eine Auslegungs⸗ 
regel (R 90, 86; L. 1923, 451°) des Inhalts gegeben, daß der Erblaſſer ſtillſchweigend 
eme Erſatzberufung ($$ 2069, 2190) zugunſten derjenigen Abkömmlinge des Bedachten er- 
klart habe, welche nach § 1924 Ahſ 3 geſetzlich an deſſen Stelle berufen wären, mögen ſie 
auch zur Zeit der Teſtamentserrichtung noch nicht geboren, ihr im Teſtament bedachter 
Elternteil damals vielleicht noch gar nicht verheiratet geweſen fein (RG SeuffA 77 Nr 191). 
Bei einer Nacherbfolge gilt die Regel in dem Sinne, daß, wenn der als Nacherbe eingeſetzte 
Abkömmling wegfällt, diejenigen feiner Abkömmlinge Erſatznacherben werden, welche zur 
Zeit des Nacherbfalls (nicht des Erbfalls) nach $ 1924 Abſ 3 an ſeine Stelle treten würden 
REG 1, 154 gegen KJ 31 K 124). Auch wenn die Abkömmlinge eines Dritten, ins- 
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beſondere eines nahen Angehörigen, bedacht ſind, kann in der Einſetzung dieſer Perſonen 
die Grundlage gefunden werden, von der aus im Wege der Auslegung unter Zuhilfe⸗ 
nahme anderweitiger, außerhalb des Teſtaments liegender Umſtände ein weitergehen⸗ 
der, auf Erſatzberufung der Abkömmlinge der Bedachten gerichteter Wille des Erblaſſers 
als im Teſtament enthalten ermittelt wird (RG JW 1911, 5442“; Gruch 61, 324; SeuffA 75 
Nr 87); dies ſelbſt dann, wenn der Erblaſſer an die Möglichkeit des Wegfalls des Bedachten 
nicht gedacht hat (RG 99, 82; vgl. 8 2084 A 2). 


2. Im Gegenſatz zu § 2068 iſt vorausgeſetzt, daß der unmittelbar Bedachte erſt nach 
der Teſtamentserrichtung, vielleicht erſt nach dem Erbfall wegfällt, ſei es durch Tod (wie 
in 8 2068), Erbverzicht oder auf eine der andern in § 2094 A 1 (RG 956, 98f.) bezeichneten 
Arten (Ic 2, 166f.: Eintritt des Falles einer Verwirkungsklauſel § 2074 A 1). Die Vor ⸗ 
ſchrift iſt auch anwendbar, wenn der näher bezeichnete Abkömmling zwar ſchon vor der 
Teſtamentserrichtung geſtorben iſt, aber wenigſtens nach der Vorſtellung des Erblaſſers noch 
gelebt hat ($ 2053 A 1, § 2107). Sie gilt auch beim Erbvertrag (8 2270) und dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtament, auch wenn es ſich um Abkömmlinge des zuerſt verſterbenden Ehegatten 
handelt (RIA 4, 27; KG 51, 101). Ein nach 8 2069 Berufener iſt nicht übergangen und daher 
nicht nach § 2079 anfechtungsberechtigt (RG Seuffa 77 Nr 191; IW 1925, 27567). 


8 2070 


Hat der Erblaſſer die Abkömmlinge eines Dritten ohne nähere Beſtimmung 
bedacht), jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß diejenigen Abkömmlinge nicht 
bedacht ſind, welche zur Zeit des Erbfalls oder, wenn die Zuwendung unter 
einer aufſchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung eines Anfangs⸗ 
termins gemacht iſt und die Bedingung oder der Termin erſt nach dem Erb» 
fall eintritt, zur Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Termins noch 
nicht erzeugt ſind ?). 

E I 1774 II 1948; M 5 88, 39; P 5 35. 


1. Ohne nähere Beſtimmung 8 2066 UA 1. Abkömmlinge eines Dritten im Gegen- 
ſatze zu eigenen Abkömmlingen in 88 2068, 2069. Letzterenfalls kann es dem durch freie Aus- 
legung zu ermittelnden Willen des Erblaſſers entſprechen, die zu den betreffenden Zeitpunkten 
nach nicht erzeugten Abkömmlinge wenigſtens zu Nacherben zu berufen (§ 2101 U 1: 


2. Die Auslegungsregel des Geſetzes („im Zweifel“) geht davon aus, daß die Abſicht 
des Erblaſſers, der Abkömmlinge eines Fremden bedenkt, nicht auf Begründung einer 
Nacherbfolge oder eines Nachvermaͤchtniſſes (8 2191) gerichtet iſt, wenn ſolche Abkömm⸗ 
linge zu den betreffenden Zeitpunkten nicht mindeſtens erzeugt waren (§ 1923 Abf 2). 
Die Hinausſchiebung bis zur Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Anfangstermins 
entſpricht 8 2066 A 2. 


8 2071 


Hat der Erblaſſer ohne nähere Beſtimmung eine Klaſſe von Perſonen 
oder Perſonen bedacht, die zu ihm in einem Dienſt⸗ oder Geſchäftsverhält⸗ 
niſſe ftehen!), jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß diejenigen bedacht find, 
welche zur Zeit des Erbfalls der bezeichneten Klaſſe angehören oder in 
dem bezeichneten Verhältniſſe jtehen?). 


E 1 1775 II 1944; M 5 39, 42: P 5 35, 36. 


1. Perſonenklaſſe, z. B. die Schüler einer von dem Erblaſſer als Lehrer geleiteten Klaſſe 
oder die Mitglieder eines Vereins. Solche Mitglieder können im Wege der Auslegung, ins» 
beſondere bei fehlender Rechtsfähigkeit des Vereins, auch dann als bedacht angeſehen werden, 
wenn die Zuwendung auf den Verein ſelbſt lautet (8 2084; RG JW 1911, 115ꝰ). Als 
Perſonen, die zu dem Erblaſſer in einem Dienſt⸗ oder Geſchäftsverhältniſſe ſtehen, kommen 
Hausgehilfen, Gewerbegehilfen, Privatbeamte u. dgl. in Betracht. Ohne nähere Be⸗ 
ſtimmung 8 2066 A 1. Immerhin muß der Kreis der Bebachten fo feſt umgrenzt fein, daß 
die Einordnung beſtimmter Perſonen möglich iſt. 


2. Die Zeit des Erbfalls gilt, und zwar in Abweichung von den Fällen 88 2066 A 2, 
2070 A 2 auch bei bedingter oder befriſteter Zuwendung, als der maßgebende Zeitpunkt (Aus⸗ 
legungsregel „im Zweifel“), wenn nicht ein anderer z. B. auf frühere Angeſtellte hinweiſen⸗ 
der Wille des Erblaſſers bewieſen werden kann. 
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8 2072 


Hat der Erblaſſer die Armen ohne nähere Beſtimmung bedacht, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß die öffentliche Armenkaſſe der Gemeinde, in deren 
Bezirk er ſeinen letzten Wohnſitz gehabt hat, unter der Auflage bedacht iſt, 
das Zugewendete unter Arme zu verteilen!). 

E 1 1776 II 1945; M 5 39, 40; P 5 36, 37. 


1. Erbeinſetzung und Vermächtnis zugunſten der „Armen“ ſchlechthin werden umgedeutet 
in die Zuwendung an eine beſtimmte öffentliche Kaſſe (VO über die Fürſorgepflicht v. 13. 2. 24, 
RG Bl 1 100, 5 1 Abſ 2, 88 2, 3, 5) mit der Auflage, das Zugewendete nach ihrem Ermeſſen 
unter beliebige Arme — nicht bloß der letzten Wohnſitzgemeinde — zu verteilen, 9 2193. Eigene 
verfolgbare Rechte erwachſen daher den Armen nicht, die Vollziehung kann nur gemäß $ 2194 
verlangt werden. Ohne nähere Beſtimmung $ 2066 A 1. Wohnſitz 88 7—11. Auch wenn 
die Armen nur auf die Zinſen angewieſen ſind, kann das Kapital ſelbſt als der Armenkaſſe 
zugewendet gelten (RG 52, 283). 


8 2073 


Hat der Erblaſſer den Bedachten in einer Weiſe bezeichnet, die auf mehrere 
Perſonen paßt, und läßt ſich nicht ermitteln, wer von ihnen bedacht werden 
ſollte, jo gelten ſie als zu gleichen Teilen bedacht). 

E I 1768 II 1946; M 5 32, 33; P 5 22. 


1. Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer einen beſtimmten Bedachten im Auge gehabt, ihn 
auch unter irgendeiner näheren Beſtimmung ($ 2066 A 1) an ſich genügend bezeichnet 
hat, daß aber, weil die Merkmale auf mehrere Perſonen paſſen, eine Ungewißheit des Be⸗ 
dachten beſtehenbleibt, z. B. mein Enkel Karl, die Luiſenſtiftung, wenn mehrere Enkel, mehrere 
Stiftungen dieſes Namens beflehen. Die Bezeichnung „paßt“ nur dann auf mehrere, wenn 
für ſie die gleichen, nicht bloß ähnliche Vorausſetzungen zutreffen (RG 1. 10. 06 IV 80/06). 
Zunächſt find die gewöhnlichen Auslegungsmittel zu erſchöpfen (8 133). Erſt wenn ſie ver⸗ 
ſagen, greift das Geſetz im Widerſpruch mit der wahren Abſicht des Erblaſſers mit der Fiktion 
ein, daß Teilung der Zuwendung unter die mehreren gewollt ſei. Verſchieden 
hiervon der Fall, daß der Erblaſſer von vornherein mehrere wahlweiſe bedacht hat, 88 2151, 
2152. Iſt der Bedachte fo unvollkommen bezeichnet, daß feine Perſönlichkeit ſchlechterdings 
nicht zu ermitteln iſt, ſo iſt die Zuwendung wirkungslos (KGJ 42, 136). 


8 2074 
) Hat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter einer aufſchie⸗ 
benden Bedingung gemacht, jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Zu⸗ 


wendung nur gelten ſoll, wenn der Bedachte den Eintritt der Bedingung 
erlebte). 


E 1 1761 II 1947; M 5 24, 25; P 5 11-13. 


1. Die allgemeinen Vorſchriften über Bedingung und Zeitbeſtimmung (88 158168) 
gelten grundſatzlich auch für Verfügungen von Todes wegen. Insbeſondere ſind Erbeinſetzungen 
und Vermächtniſſe unter aufſchiebenden wie auflöſenden Bedingungen, unter Beſtimmung 
eines Anfangs- wie eines Endtermins zuläſſig. Bei Erbeinſetzungen kommt dann Nacherbfolge 
in Frage (88 2103—2105, 2139), Anfall des Vermächtniſſes &8 2174, 2176, 2177. fiber 
gewiſſe Arten von Bedingungen enthält das Geſetz auch für das Erbrecht keine beſonderen 
Vorſchriften (M 5, 16— 23). So nicht über uneigentliche Bedingungen (notwendige, weil 
auf Gegenwart oder Vergangenheit abgeſtellte oder condieiones juris) oder unmögliche, wider⸗ 
ſinnige und unerlaubte Bedingungen. Eine unerlaubte Bedingung wird, mag ſie als auf« 
ſchiebende oder auflöſende geſetzt fein, nach 88 134, 138 regelmäßig die ganze letztwillige 
Verfügung, wiewohl unter Vorbehalt des $ 2085 nichtig machen. Über die vom nackten 
Wollen oder vom Handeln eines Dritten abhängig gemachten Zuwendungen vgl. § 2065 
A 2. Endlich find Zuwendungen unter der Bedingung, daß der Bedachte dem Erblaſſer 
von Todes wegen oder unter Lebenden etwas zuwende (kaptatoriſche Verfügungen) an ſich 
nicht verboten. Die Verwirkungsklauſel Eutziehung des Zugewendeten oder Beſchränkung 
auf den Pflichtteil, falls die Verfügung angegriffen werde) iſt zuläſſig. Wie im allgemeinen 
durch freie richterliche Auslegung zu ermitteln iſt, ob überhaupt eine Vedingung geſetzt 
iſt und welche Wirkung ihr nach dem Willen des Erblaſſers zukommen ſoll, ſo gilt dies 
auch für die Frage, welche Handlungen durch die Verwirkungsklauſel getroffen werden 
ſollen (NS IM 1924, 171750); insbeſondere dafür, ob die Klauſel nur auf Fälle zu beziehen 
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iſt, in denen der Bedachte einen Nichtigkeitsgrund (§ 2078 A 1) oder Anfechtungsgrund 
(8 2078 A 2, 4) geltend macht oder ob ſie auch ſolche Fälle treffen ſoll, in denen er die Be⸗ 
ſtimmungen des Teſtaments zwar formell unaugetaſtet läßt, ihnen aber materiell zuwider⸗ 
handelt (RG LZ 1922, 1977), z. B. dadurch, daß er das Zugewendete oder einen Teil davon 
auf einen vom Erblaſſer Ausgeſchloſſenen überträgt. Der Streit über die Echtheit oder 
(RG 10. 7. 22 IV 692/21) den Sinn des Teſtaments oder den Beſtand des Nachlaſſes (NG 
JW 1924, 1718: Klage gegen einen Miterben auf Leiſtung des Offenbarungseides hinſichtlich 
des Nachlaßverzeichniſſes) fällt nicht ohne weiteres unter die Klauſel. Regelmäßig iſt be⸗ 
wußter Ungehorſam gegen den letzten Willen zu erfordern; ſolcher liegt nicht vor, wenn ein 
mit der Klage gegen die Miterben aus einem andern Grunde beauftragter Rechtsauwalt 
die Anfechtung ohne Wiſſen und Willen des unter der Verwirkungsklauſel ſtehenden Erben 
erklärt (RG JW 1916, 119312). Dagegen macht es regelmäßig keinen Unterſchied, ob die gegen 
den Beſtand der Verfügung gerichteten Angriffe im Wege der Klage oder zur Eutkräftung 
eines auf das Teſtament geſtützten Anſpruchs im Wege der Einrede erhoben werden (RG. 
Recht 1916 Nr 1549). Auslegungsfrage iſt es auch, ob der Erblaſſer durch eine Verwirkungs⸗ 
klauſel nur den unzufriedenen Erben ſelbſt oder auch deſſen Stamm von der Erbfolge hat 
ausſchließen wollen (RG Warn 1917 Nr 181). Wird durch eine Anfechtung die Verwirkungs⸗ 
klauſel ſelbſt vernichtet, was nach § 2085 auch eine Folgeerſcheinung der Anfechtung anderer 
Verfügungen des Teſtaments fein kann, jo kann die Klauſel ſelbſtverſtändlich keine Wirk 
e F. er Über die Verwirkungsklauſel im gemeinſchaftlichen Teſtament vgl. § 2271 
A 4 a. E. 

2. Aufſchiebende Bedingung § 158 Abſ 1. Daß der Erbe jedenfalls den Erbfall erlebt 
haben muß, beſtimmt ſchon das Geſetz ($ 1923 Abſ 1). Iſt er zu dieſem Zeitpunkt nur auf ⸗ 
ſchiebend bedingt berufen, ſo würde ſich die ihm hierdurch eröffnete Anwartſchaft, Erbe oder 
doch Nacherbe zu werden (§ 2105 Abſ 1), gemäß § 1952 auf feine Erben vererben. Da dies 
regelmäßig nicht dem Willen des Erblaſſers entſpricht, fo legt ihn das Geſetz dahin aus („im 
Zweifel“), daß der Bedachte, um Erbe zu werden, nicht bloß den Erbfall, ſondern auch den 
Eintritt der Bedingung erlebt haben müſſe. Erſt damit vollzieht ſich der Anfall der 
Erbſchaft im Sinne von $ 1942. Stirbt er vor dieſem Zeitpunkte, fo gilt die Bedingung 
als ausgefallen und von einem Übergang der erloſchenen Anwartſchaft auf ſeine Erben kann 
nicht mehr die Rede ſein. Auch der nur bedingt eingeſetzte Erbe kann unerwartet des Ein⸗ 
tritts der Bedingung annehmen oder ausſchlagen, ſobald der Erbfall eingetreten iſt ($ 1946). 
Unter einer aufſchiebenden Bedingung: Wegfall des Bedachten iſt an ſich auch der Erſatzerbe 
berufen (8 2096). Allein daß der zuerſt Bedachte wegfällt, iſt ein geſetzliches Begriffserfordernis 
jeder Erſatzberufung, die ja gerade für den Weggefallenen einen Erſatz ſchaffen will. Der 
Wegfall des zuerſt Bedachten kann deshalb nicht als aufſchiebende Bedingung im Sinne des 
§ 2074 aufgefaßt werden. Hierzu kommt, daß im Falle der Ausſchlagung oder Erbunwürdigkeit 
des erſtberufenen Erben der Anfall an den Erſatzerben auf die Zeit des Todes des Erblaſſers 
zurückbezogen wird (88 1953 Abſ 2, 2344 Abſ 2). Der Erſatzerbe braucht mithin nicht notwendig 
den Wegfall des zuerſt Bedachten erlebt zu haben, vielmehr genügt es — wenn kein anderer Wille 
des Erblaſſers erhellt —, daß er den Erbfall erlebt hat (hierzu RIA 12, 23). Stirbt er, während die 
Erſatzerbfolge noch ungewiß iſt, ſo gehen ſeine bedingten Erbrechte im Zweifel auf ſeine Erben 
über. Die Auslegungsregel des § 2074 gilt auch für den unter einer aufſchiebenden Bedingung 
eingeſetzten Nacherben ($ 2108 Abſ 2). Auch das Erſatzvermächtnis ($ 2190) gilt entgegen 
der Regel des $ 2177 als dem Erſatzvermächtnisnehmer ſchon mit dem Zeitpunkte angefallen, 
wo es der zunächſt Bedachte, wenn er nicht ausgeſchlagen hätte, erworben haben würde ($ 2180 
Abſ 3). Jedenfalls muß der Vermächtnisnehmer den Erbfall erlebt haben (8 2160). — Iſt 
für die Zuwendung ein Aufangstermin beſtimmt (§ 163), ſo handelt es ſich bei der Erbein⸗ 
ſetzung immer um den Fall der Nacherbfolge (§ 2105 Abſ 1). Das Erbrecht geht dann im Falle 
des § 2108 Abſ 2 Satz 1 regelmäßig auf die Erben des Berufenen über. Bei Vermächtniſſen 
it damit nach § 2177 (A 2) auch der Anfall hinausgeſchoben. Ob der dies incertus der Be⸗ 
dingung gleichzuſtellen ſei, iſt Tatfrage. 


8 2075 


Hat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter der Bedingung 
gemacht, daß der Bedachte während eines Zeitraums von unbeſtimmter 
Dauer etwas unterläßt oder fortgeſetzt tut!), ſo iſt, wenn das Unterlaſſen 
oder das Tun lediglich in der Willkür des Bedachten liegt, im Zweifel ans 
zunehmen, daß die Zuwendung von der auflöſenden Bedingung abhängig 
ſein ſoll, daß der Bedachte die Handlung vornimmt oder das Tun unter⸗ 
läßt). 
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1. Iſt das Unterlaſſen oder Tun als Bedingung der Zuwendung für beſtimmte Dauer 
vorgeſchrieben (drei Jahre nicht Alkohol trinken), ſo iſt der Fall des 8 2074 gegeben. Bei un⸗ 
beſtimmter Dauer (wenn der Bedachte ſich nicht ſcheiden läßt, ſich nicht verheiratet, allfonn- 
täglich zur Kirche geht, dem Teſtamente nicht zuwiderhandelt) wäre die Zuwendung nach 
3 2074 auf unabſehbare Zeit, vielfach bis zum Tode des Bedachten hinausgeſchoben. Dies 
entſpricht regelmäßig nicht dem Willen des Erblaſſers. 


2. Das Geſetz deutet deshalb mittels einer Auslegungsregel („im Zweifel“) die auf⸗ 
ſchiebende in eine auflöſende Bedingung entgegengeſetzten Inhalts um, jedoch nur, wenn 
die Erfüllung der Bedingung in die Willkür des Bedachten geſtellt iſt (Boteſtativbedingung * 
Die Zuwendung fällt nach $ 2075 dem Bedachten ſogleich mit dem Erbfall an, ihre Wirkung 
endigt aber gemäß $ 158 Abſ 2 mit dem Eintritte der auflöſenden Bedingung, d. h. mit dem 
Augenblicke des Zuwiderhandelns oder des Nichtmehrhandelns. Unter § 2075 kann auch der 
Fall zu bringen fein, daß der Erblaſſer feine Kinder zu Erben ernannt, fie bei einer Zuwider 
handlung gegen das Teſtament aber auf den Pflichtteil geſetzt hat. Die Kinder haben dann, 
trotz $ 2306 Abſ 1 Satz 2 auch nach der Annahme der Erbſchaft, die Wahl, ob fie unter den 
angeordneten Beſchwerungen Erben bleiben oder durch Herbeiführung des Eintritts der auf 
löſenden Bedingung ihre Erbeneigenſchaft beſeitigen und ſich mit dem Pflichtteil begnügen 
wollen (RG SeuffA 70 Nr 18). Sicherheit für Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes, 
Herausgabe der Zuwendung (cautio Muciana) hat der Bedachte nicht zu leiſten. Darüber, 
ob der Bedachte auch die in der Zwiſchenzeit gezogenen Nutzungen herauszugeben hat 
($ 159), entſcheidet der zu ermittelnde Wille des Erblaſſers. 


8 2076 


Bezweckt die Bedingung, unter der eine letztwillige Zuwendung ge⸗ 
macht iſt, den Vorteil eines Dritten, ſo gilt ſie im Zweifel als eingetreten, 
wenn der Dritte die zum Eintritte der Bedingung erforderliche Mitwirkung 
verweigerth. 

E 1 1763 II 1949; M 5 27, 28; U 5 18, 14. 

1. Bedingung zum Vorteil eines Dritten. Der allgemeine Grundſatz des § 162, wonach 
böswillige Vereitelung der Bedingung als Eintritt der Bedingung gilt, findet auch bei den 
Verfügungen von Todes wegen Anwendung. Im übrigen wird der wirkliche Eintritt der 
Bedingung durch bloße Erfüllungsbereitſchaft des Bedachten nicht erſetzt, wenn fie nicht 
nach freier Auslegung vom Erblaſſer als genügend erachtet worden iſt. Eine den Willen des 
Erblaſſers ergänzende, aber widerlegbare Vorſchrift gibt $ 2076 nur für den Fall, daß die 
Zuwendung nicht bloß wie jede Zuwendung unmittelbar den Vorteil des Bedachten, ſondern 
zugleich mittelbar den Vorteil eines Dritten bezweckt (X ſoll 100 erhalten, wenn er 
dem 7 die Benutzung feiner Giebelmauer geitattet). Dieſer Zweck darf regelmäßig als gewollt 
gelten, wenn der Vorteil ſelbſt außer Zweifel ſteht. Verſchieden von dem hier vorausgeſetzten 
Tatbeſtand iſt die Zuwendung an X unter einer Auflage zugunſten des 7 ($$ 1940, 2195). 
Die an den Dritten zur Erfüllung einer Bedingung gemachte Leiſtung iſt nicht ſelbſt Zuwendung 
( 1939 A 4). Fit ſie als Vermächtnis gewollt (5 1939), fo geht der hiermit beſchwerte zunächſt 
Bedachte dadurch, daß der Dritte das Vermächtnis ablehnt, der ihm gemachten Zuwendung 
überhaupt nicht verluſtig (8 2085). 


§ 2077 

Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen Ehegatten 
bedacht hat, iſt unwirtſam, wenn die Ehe nichtig oder wenn ſie vor dem 
Tode des Erblaſſers aufgelöſt worden iſt!). Der Auflöſung der Ehe ſteht 
es gleich, wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung wegen 
Verſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war und die Klage auf 
Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erhoben hatte?). 

Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen Verlobten 
bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn das Verlöbnis vor dem Tode des Erb⸗ 
laſſers aufgelöſt worden iſts). 

Die Berfügung iſt nicht unwirkſam, wenn anzunehmen iſt, daß der Erb⸗ 


laſſer ſie auch für einen ſolchen Fall getroffen haben würde!). 
E I 1783 II 1950; M 5 59-55; P 5 58, 59. 
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1. Die Unwirkſamkeit der Verfügung zugunſten des Ehegatten wird auf den mutmaß⸗ 
lichen Willen des Erblaſſers zurückgeführt, bedarf deshalb nicht der Anfechtung, tritt aber 
nach Abf 3 nicht ein, wenn ein gegenteiliger Wille erhellt. Der Ehegatte oder Verlobte braucht 
nicht ausdrücklich in dieſer Eigenſchaft bedacht zu ſein. Auch muß es genügen, wenn er in 
Erwartung des Zuſtandekommens der Ehe bedacht und die Zuwendung nach Eheſchließung 
nicht widerrufen iſt. Nichtigkeit der Ehe nach 88 13231828 oder infolge wirkſamer Anfechtung 
nach 8 1343 Abſ 1. Geltendmachung der Nichtigkeit $ 1329, der Anfechtung 88 1341, 1342. 
Auflöſung der Ehe infolge von Scheidung $ 1564, der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
gleichſteht (88 1575, 1586), oder durch Wiederverheiratung nach vorausgegangener Todes- 
erklärung (§ 1348). Iſt die Ehe oder das Verlöbnis bereits vor dem Erbfall durch Tod des 
Bedachten aufgelöſt, ſo werden die ihm gemachten Zuwendungen ſchon nach §8 1923, 2108, 
2160 hinfällig. Entziehung des Pflichtteils § 2335. 

2. Satz 2 entſpricht wörtlich dem $ 1933, wonach unter den gleichen Vorausſetzungen 
das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten ausgeſchloſſen iſt. 

3. Verlöbnis 88 1297ff. Auch der ungerechtfertigte Rücktritt bewirkt Auflöſung. Für bie 
hierdurch vereitelten Erbausſichten iſt nur im Rahmen des § 1298 Erſatz möglich. Hat das 
Verlöbnis zur Ehe geführt, jo bleibt A1 anwendbar. — Auf „eheähnliche“ oder Freund⸗ 
ſchaftsverhältniſſe iſt $ 2077 auch nicht entſprechend anzuwenden (RG SW 1927, 120219). 

4. Die Beweislaſt trifft den früheren Ehegatten oder Verlobten, der behauptet, die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Zuwendung entſpreche dem Willen des Erblaſſers. War der Ehegatte aus⸗ 
drücklich auch für den Fall der Scheidung mit geringen und bedingten Zuwendungen bedacht, 
ſo iſt Tatfrage, ob der Erblaſſer nur die bei Errichtung der Verſügung ihm bekannten oder 
allgemein auch ſpätere Eheverfehlungen verzeihen wollte (RG 14. 6. 06 IV 532/05). — 
Ahnliche Beſtimmungen beim gemeinſchaftlichen Teſtament § 2268 und beim Erbvertrag 
8 2279. 


8 2078 


1) Eine letztwillige Verfügung?) kann angefochten werden, ſoweit der Erb⸗ 
laſſer über den Inhalt ſeiner Erklärung im Irrtume war oder eine Erklärung 
dieſes Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte?) und anzunehmen iſt, daß 
er die Erklärung bei Kenntnis der Sachlage nicht abgegeben haben würdes). 

Das gleiche gilt, ſoweit der Erblaſſer zu der Verfügung?) durch die irrige 
Annahme oder Erwartung des Eintritts oder Nichteintritts eines Umſtandes 
oder widerrechtlich durch Drohung beſtimmt worden iſt“). 

Die Vorſchriften des § 122 finden keine Anwendung ®)?). 


E 1 1779—1781 II 1951; M 5 45—50; P 5 44—52, 62, 63. 


1. Von der Anfechtbarkeit zu unterſcheiden iſt die Nichtigkeit letztwilliger Verfügungen. 
Sie kann darauf beruhen, daß der Erblaſſer der Teſtierfähigkeit ermangelt (88 2229, 2230; 
vgl. über die Nichtigkeit eines im Zuſtande vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit auf 
Grund falſcher Vorſtellungen errichteten Teſtaments RG 23 1920, 2995), daß die geſetzliche 
Form nicht beobachtet iſt (§ 125), daß die Verfügung ihrem Inhalte nach etwas völlig 
Unbeſtimmtes, Widerſinniges, rechtlich oder tatſächlich Unmögliches, Unerlaubtes oder Un⸗ 
ſittliches (S 2171 A 1) anordnet. Auch der Mangel der Ernſtlichkeit der Verfügung (das 
fertige Teſtament bedeutet nur eine Schreibübung, iſt einem Dritten nur erſt zur Begut⸗ 
achtung vorgelegt, 8 118) bewirkt Nichtigkeit, während die Nichtigkeitsgründe des § 116 Satz 2 
(Vorbehalt) und des § 117 (Scheingeſchäft) nicht in Frage kommen, weil bei der letztwilligen 
Verfügung kein Erklärungsempfänger vorhanden iſt (RG 104, 322). In allen dieſen Fällen 
tritt die Nichtigkeit ohne weiteres ein und kann jederzeit von jedem Beteiligten, ſo auch in 
Form der Feſtſtellungsklage (§ 256 ZPO), geltend gemacht werden. Durch Vergleich der 
Beteiligten können nichtige Verfügungen nicht mit erbrechtlicher Wirkung in Kraft geſetzt 
oder durch andere dergleichen erſetzt, ſondern nur ſchuldrechtliche Verbindlichkeiten begründet 
werden (RG 72, 210; auch ZW 1911, 8045: Wirkung eines Anerkenntnisvertrags, $ 781, 
auf ſolche nichtige letztwillige Verfügungen, die, wie die Teilungsanordnung, dem Erben nur 
eine ſchuldrechtliche Verpflichtung auferlegen). 

25 Die Willensmängel des Irrtums und der Drohung führen nur zur Anfechtbarkeit 
und erſt im Erfolge (8 142 Abſ 1) zur Nichtigkeit der letztwilligen Verfügung. In wörtlicher 
Übereinſtimmung mit $ 119 Abf 1 unterſcheidet das Geſetz beim Irrtum — dem Unkenntnis 
gleichſteht — zwiſchen Irrtum über den Inhalt der Erklärung, insbeſondere über das Weſen 
der Erklärung als einer Verfügung von Todes wegen (der Erblaſſer kleidet unverbindliche 
briefliche Wünſche in die Form des Privatteſtaments) und Irrtum, der zur Abgabe einer Er⸗ 
klärung anderen als des gewollten Inhalts veranlaßt (ſich Verſchreiben, Verſprechen). Wegen 
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Irrtums über den Inhalt der Erklärung läßt RG 23 1920, 3405 die Aufechtung eines nota- 
riellen Teſtaments zu, in dem ein Nießbrauchvermächtnis ſtatt der gewollten Vorerbfolge 
angeordnet war, RG 6. 11. 05 IV 229/05 die Anfechtung eines unter Zuziehung eines Dol⸗ 
metſchers aufgenommenen gerichtlichen Teſtaments, in dem nur die geſetzlichen Erben des 
Mannes als Nacherben berufen waren, während Erblaſſerin die beiderfeitigen Verwandten 
als ſolche einſetzen wollte. Für Anfechtung iſt jedoch kein Raum, wenn es ſich lediglich um 
eine ungenaue oder unrichtige, aber im Wege der Auslegung richtigzuſtellende Ausdrucks, 
weiſe des Erblaſſers handelt (falsa demonstratio non nocet); Auslegung geht der Anfechtung 
vor (RE SeuffA 76 Nr 145; IW 1925, 35912 1927, 120317). Dagegen iſt es für die Anwendung 
des § 2078, namentlich auch in den Fällen des Ab] 2, ohne Bedeutung, wodurch der Erb: 
laſſer, insbeſondere ob er durch Täuſchung in den Irrtum verſetzt worden (RG 59, 40: Ver⸗ 
hältnis zu $ 2339 Nr 3) und ob der Irrtum dem tatſächlichen oder dem Rechtsgebiet au: 
gehört (RG Gruch 67, 667: irrige Vorſtellung eines rechtlichen Erfolgs). Immer wird die 
letztwillige Verfügung durch Anfechtung nur beſeitigt, ſoweit ſie vom Irrtum oder von der 
Drohung beeinflußt war. Es iſt deshalb zugleich in Hinblick auf § 2085 von Amts wegen 
zu prüfen, ob die Tragweite einer gegen die ganze Verfügung gerichteten Anfechtung nicht 
auf einzelne darin enthaltene Sonderverfügungen zu beſchräuken iſt (RG Gruch 48, 982). 
Eine aufs 2079 gegründete Anfechtung ſchließt nicht zugleich auch die Anfechtung wegen 
Irrtums aus $ 2078 in ſich (RG JW 1911, 65651; Recht 07 Nr 1171; 28. 3. 23 IV 239/22); 
über die Möglichkeit der Verbindung der beiden Anfechtungsgründe |. § 2079 A 1 a. E. 

3. Abweichend von $ 119 Abſ J ift die irrtümlich getroffene Verfügung nicht darauf zu prüfen, 
ob jie der Erblaſſer „bei verſtändiger Würdigung des Falles“ abgegeben haben würde. Das Ge⸗ 
leg läßt keinen objektiven Maßſtab, ſondern nur die ſubjektive Denk⸗ und Anſchauungsweiſe 
des Erblaſſers entſcheiden. Daß ihm ein Irrtum in der Perſon des Bedachten gleichgültig 
geweſen ſei, wird nicht leicht nachzuweiſen ſein. Unbedeutende Irrungen in der Summe und 
dem Gegenſtande der Zuwendung, bei Teilungs⸗ und anderen Anordnungen, werden die 
Wirkſamkeit der Verfügung kaum beeinträchtigen. Hierbei kann das Verhalten des Erblaſſers 
ſelbſt, der von dem Aufechtungsgrunde noch Kenntnis erhalten hat, von Bedeutung ſein 
(RS 77, 170). Daß er den Widerruf der Verfügung unterlaſſen hat, ſchließt jedoch die An⸗ 
fechtung nicht aus. 

4. Als Anfechtungsgrund läßt das Geſetz auch den Irrtum im Beweggrund gelten, 
dem es ſonſt grundsätzlich die Anerkennung verſagt. Es iſt gleichgültig, ob der Irrtum von 
ſelbſt aufgetreten oder von einem Dritten durch argliſtige Täuſchung hervorgerufen iſt (A 2). 
Er kann den Erblaſſer dazu verleitet haben, einen vermeintlich der Vergangenheit oder Gegen- 
wart angehörenden Umſtand zur Zeit der Verfügung als eingetreten anzunehmen (Tod eines 
früher eingeſetzten Erben, beſondere Bedürftigkeit des Bedachten). Oder einen Umſtand 
als künftig, ſei es noch zu feinen Lebzeiten oder ſpäter (NG 86, 210 Abſ 2; 23 1923, 603), 
eintretend oder nicht eintretend in Betracht zu ziehen, der ſich wider fein Erwarten 
demnächſt nicht verwirklicht oder verwirklicht, vielleicht, ohne daß er hiervon weiß, ſich ſchon 
zur Zeit der Errichtung der Verfügung verwirklicht oder nicht verwirklicht hatte (daß ſich der 
Bedachte mit der X verheiraten oder nicht verheiraten werde; daß die von dem Vater oder 
Ehemann auf den Nießbrauch oder ein Vorerbrecht an ihren Erbteilen beſchränkten Kinder 
oder die Witwe von den Erträgniſſen dieſes Vermögens allein oder in Verbindung mit ihren 
ſonſtigen Einkünften ihren ſtandesmäßigen Unterhalt würden beſtreiten können, vgl. Neukirch 
in 3% 1922, 19). Dabei kommen nur Umſtände in Betracht, die unabhängig vom Willen 
des Erblaſſers eintreten, nicht dagegen ſolche, die, wie feine Heirat, in ſeinem Belieben ſtehen 
(RE Recht 1910 Nr 1270; JW 1927, 120317). Daß der Erblaffer ſich hinſichtlich derjenigen 
Sachlage, die entgegen ſeiner Erwartung ſpäter tatſächlich eingetreten iſt, eine beſtimmte 
Vorſtellung gemacht habe, iſt nicht erforderlich (Rh JW 1925, 35610). Hat er den ſpäter 
eingetretenen Umſtand überhaupt nicht bedacht, ſo ſteht dies der irrigen Annahme, d. h. der 
poſitiven Vorſtellung von dem Nichteintritte des Umſtandes nicht gleich (RG 86, 206 gegen 
77, 174). Deswegen läßt ſich aber nicht ſagen, daß die vom Erblaſſer nicht vorausgeſehene 
Geldentwertung die Anfechtung nicht zu begründen vermöchte. Denn im allgemeinen 
muß davon ausgegangen werden, daß jemand, der in der Zeit vor merkbarer Kırflation für 
die Zukunft Anordnungen vermögensrechtlicher Art traf, mit dem Fortbeſtehen der bis⸗ 
herigen Wertverhältniſſe rechnete, alſo den Nichteintritt einer weſentlichen Veränderung in 
dieſer Hinſicht erwartete (RG LZ 1923, 603°; vgl. § 242 A5 dy Abſ 3). Irrtum im Beweggrund 
(Abſ 2, falſche Vorſtellung über die Höhe des Nachlaſſes) kann zugleich einen Irrtum über 
den Inhalt (Abſ 1) herbeiführen (RG Warn 1912 Nr 88). Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer 
durch derartige irrtümliche Gründe zur letztwilligen Verfügung überhaupt oder zu einzelnen 
darin getroffenen Anordnungen beſtimmt oder doch weſentlich mitbeſtimmt iſt, daß alſo zwiſchen 
Irrtum und Verfügung ein urſächlicher Zuſammenhang beſteht (R 50, 240, bei. 59, 38; 
ferner Warn 1914 Nr 125: Mitberufung eines zu erwartenden, ſpäter totgeborenen Kindes; 
JFG 3, 144: Irrtum über die Fortdauer der Vermögenslage; RS JW 1927, 120317: 
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Irrtum über den Fortbeſtand der Währung). Der Beweis für den urſächlichen Zuſammen⸗ 
hang wird erleichtert, wenn der Erblaſſer in der Verfügung ſelbſt ſeinen Beweg⸗ 
grund, etwa in der Form der Vorausſetzung angegeben hat (expressa causa nocet). 
Er kann aber auch, wenn dies nicht geſchehen, durch andere Umſtände erbracht werden. 
Die Anfechtbarkeit der durch Drohung erzwungenen letztwilligen Verfügung entſpricht 
den allgemeinen Grundſätzen (§ 123 Abſ 1). Erbunwürdigkeit des Drohenden $ 2339 
Nr 3. Widerrechtlichkeit des mit der Drohung verfolgten Zweckes genügt, ſo die Drohung 
der Haushälterin, den hilfsbedürftigen Erblaſſer zu verlaſſen, wenn er nicht teſtiere 
(RG IW 02, 2862). 

5. Als anfechtbare letztwillige Verfügung kommt auch der Widerruf einer letztwilligen 
Verfügung in Betracht, mag er durch Teſtament (8 2254) oder in anderer Weile (88 2255, 
2256) vorgenommen fein (RG 102, 69; RG NIA 11, 180f.; dagegen für andere Fälle als 
die des § 2254 Maenner LZ 1925, 509). 

6. Kein Anſpruch des Bedachten, der infolge der Anfechtung die ihm gemachte Zu⸗ 
wendung verliert, auf Erſatz des negativen Intereſſes. 

7. Die Wirkung der Anfechtung erſchöpft ſich in der Nichtigkeit der angefochtenen Ver⸗ 
fügung (8 142 Xbf 1). Die Anfechtung kann deshalb nicht dem wahren, nicht erklärten Willen 
des Erblaſſers zur Wirkſamkeit verhelfen (RG LZ 1920, 340%. Sie kann insbeſondere nicht 
demjenigen, welchen der Erblaſſer aus Irrtum zu bedenken unterlaſſen und deshalb gar 
nicht erwähnt oder ausgeſchloſſen hat, nachträglich die ihm eigentlich zugedachte Zuwendung 
verſchaffen (RG 15. 10. 06 IV 111/06). Er könnte nur kraft geſetzlicher Erbfolge Erbe werden 
und auch dieſe iſt ausgeſchloſſen, wenn der ganze Nachlaß gültig vergeben bleibt (RG Bayg 
06, 15). Doch kann die vom Erblaſſer gebrauchte zu allgemeine Bezeichnung der Erben 
(meine geſetzlichen Erben“) auf den wirklich gewollten engeren Kreis dieſer Erben (nur die 
vollbürtigen, nicht auch die halbbürtigen Geſchwiſter) beſchränkt und die Erbeinſetzung inſoweit 
aufrechterhalten werden (RG 70, 391). Ebenſo wird gegenüber der Geldentwertung häufig 
durch die der Anfechtung vorgehende Auslegung geholfen werden können (RG JW 1925, 35912; 
1927, 120317; vgl. A 2 und § 2084 A 2). Eine Beſtätigung der anfechtbaren Verfügung 
($ 144) durch den Erblaſſer, der ſelbſt nicht Anfechtungsberechtigter iſt, kommt nicht in 
Frage. Doch kann er ſich in einer neuen letztwilligen Verfügung darauf beſchränken, die 
ältere trotz ihrer Anfechtbarkeit aufrechtzuerhalten. Der Anfechtungsberechtigte kann auf die 
Anfechtung verzichten; ob der Verzicht nur zugunſten eines oder aller Anfechtungsgegner 
gilt, iſt Tatfrage. Vergleich und Urteil wirken nach allgemeinen Grundſätzen nur unter 
den Parteien. — Perſon des Anfechtungsberechtigten § 2080 Abſ 1, 2. Anfechtung des 
Erbvertrags 88 2281ff. Der dort vorgeſehene Verluſt des Anfechtungsrechts (8 2285) gilt 
auch für Anfechtung gemeinſchaftlicher Teſtamente (RG 77, 165). 


8 2079 


Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, wenn der Erb⸗ 
laſſer einen zur Zeit des Erbfalls vorhandenen Pflichtteilsberechtigten über⸗ 
gangen hat!), deſſen Vorhandenſein ihm bei der Errichtung der Verfügung 
nicht bekannt war oder der erſt nach der Errichtung geboren oder pflicht⸗ 
teilsberechtigt geworden iſtz). Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, ſoweit 
anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sachlage die Ver⸗ 


fügung getroffen haben würde!). 
E I 1782 II 1952; M 5 50-58; P 5 52—58, 


1. Übergehung des Pflichtteils berechtigten (§ 2303) liegt vor, wenn ihm im Teſtament, 
und zwar unabſichtlich, keine Zuwendung gemacht wird (RG Lg 1928, 451°). Die Über- 
gehung fteht im Gegenſatz zur Ausſchließung ($ 1938). Die Ausſchließung ſetzt die 
Abſicht des Erblaſſers voraus, dem Pflichtteilsberechtigten nichts zuzuwenden. Bei 
der Übergehung fehlt es an dieſer Abſicht, der Übergangene geht aber infolge ander 
weiter Vergebung des Nachlaſſes tatſächlich leer aus und behält nur den Pflichtteils⸗ 
anſpruch (R 59, 62). Dieſer Erfolg pflegt gegenüber nahen Angehörigen dem Willen 
des Erblaſſers nicht zu entſprechen. Das Geſetz gewährt deshalb mit dem Anfech⸗ 
tungsrecht dem Übergangenen ein Mittel, ſich mehr als den Pflichtteil, regelmäßig 
den vollen geſetzlichen Erbteil zu verſchaffen. Er muß jedoch zur Zeit des Erbfalls, 
wenn auch nur als Erzeugter, und zwar als Pflichtteilsberechtigter (bezüglich der entfernteren 
Abkömmlinge und der Eltern vgl. $ 2309) vorhanden geweſen ſein. lt er zu dieſer Zeit 
wieder verſtorben oder noch nicht einmal erzeugt, ſo ſtehen ihm oder ſeinen Erben nach 88 1923, 
9803 weder Erb⸗ noch Pflichtteilsrechte zu. Iſt ein Abkömmling erſt infolge Wegfalls eines 
Vorfahren pflichtteilsberechtigt geworden, ſo wird er meiſt nach § 2069 als bedacht und 


Allgemeine Vorſchriften 88 2078—2080 191 


deshalb nicht übergangen zu gelten haben ($ 2069 A 2 a. E.). Nicht übergangen it nach 
R 50, 238 ſowie IW 1925, 27567 eine Ehefrau, die bereits vor der Verheiratung mit dem 
Erblaſſer ſeine Wirtſchafterin und während dieſer Zeit von ihm mit einer letztwilligen Zu- 
wendung bedacht worden war. Ebenſowenig das Kind des vorverſtorbenen Sohnes, wenn 
der Erblaſſer dem ganzen Sohnesſtamm nur den Pflichtteil zugewendet hatte (RG 2. 7. 06 
IV 40/06). 8 2079 ſchließt übrigens das Recht des Pflichtteilsberechtigten nicht aus, eine 
letztwillige Verfügung auch aus § 2078 anzufechten, wenn deſſen beſondere Vorausſetzungen 
gegeben find (KJ 38 A 121; RG JW 1925, 2756). 

2. Das Anfechtungsrecht iſt weiter davon abhängig, daß der Pflichtteilsberechtigte, aus 
Irrtum oder Unkenntnis des Erblaſſers übergangen, nicht bedacht iſt. Sonſt könnte nur 
bewußte Übergehung, d. h. Ausſchließung (A 1) in Frage kommen. Die Unkenntnis kann 
darauf beruhen, daß der Erblaſſer vom Vorhandenſein des Pflichtteilsberechtigten überhaupt 
nichts gewußt oder ihn bereits verſtorben geglaubt hat. Daß der Erblaſſer von einer be- 
ſtimmten Vorſtellung hierüber beherrſcht geweſen ſei, iſt nicht nötig. Die Bemerkung „da 
mein Ehemann vor 25 Jahren nach Amerika ausgewandert und vorausſichtlich nicht mehr 
am Leben iſt“ ſchließt als bloße Mutmaßung die Unkenntnis der Erblaſſerin davon, daß er 
noch am Leben war, nicht aus (RG JW 07, 208°). Die Anfechtung iſt auch möglich, wenn 
der Erblaſſer zwar die Perſon des Pflichtteilsberechtigten, vielleicht ſogar ſeine das Pflichtteils⸗ 
recht begründenden verwandtſchaftlichen Beziehungen zu ihm gekannt, aber aus tatſächlichem 
oder aus Rechtsirrtum (OLG 34, 318; RG Warn 1927 Nr 35) ſein Pflichtteilsrecht als nicht 
beſtehend oder, z. B. infolge der Annahme eines Verzichts (§ 2346), als wieder erloſchen 
angeſehen hat. Unkenntnis wird vom Geſetz immer vermutet, wenn das Pflichtteils⸗ 
recht des Übergangenen erſt nach Errichtung der letztwilligen Verfügung entſtanden 
iſt. So insbeſondere, wenn er erſt nach dieſer Zeit geboren oder legitimiert (88 1719, 
1723, 1786), oder an Kindes Statt angenommen (88 1741, 1757), oder Ehegatte des Erblaſſers 
geworden ijt (§ 2303 Abſ 2). Laßt der Erblaſſer in Kenntnis der neuen Sachlage das nun? 
mehr anfechtbar gewordene Teſtament auch jetzt noch bei Kräften, ſo kann nach Satz 2 die 
Anfechtung ausgeſchloſſen ſein (RG 77, 170 u. Warn 1918 Nr 212). 

3. Beweislaſt. Der Tatbeſtand des Satz 1 iſt vom Aufechtungskläger (§ 2080 Ubi 9) 
zu beweiſen. Hiergegen ſteht dem Anfechtungsgegner nicht nur der Gegenbeweis offen, 
daß der Erblaſſer nicht geirrt, ſondern den Pflichtteilsberechtigten habe ausſchließen wollen. 
Vielmehr kann er, auch wenn er die Unkenntnis zugeben muß, die Anfechtungsklage ſchon 
durch den Nachweis zu Falle bringen, daß der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sachlage 
nicht anders verfügt hätte. Für Feſtſtellung dieſer allein maßgebenden Willensmeinung 
des Erblaſſers lommen alle begleitenden oder nachfolgenden Umſſände in Betracht, die für 
die Vorſtellungen des Erblaſſers in Beziehung auf den Pflichtteilsberechtigten erheblich find, 
dagegen nicht ſouſtige Veränderungen der Sachlage, die etwa auf feinen Willen eingewirkt 
haben möchten (RG Warn 1912 Nr 117; 336 1, 168). Dabei iſt zu prüfen, ob der unterrich · 
tete und alle Möglichkeiten bedenkende Erblaſſer die angefochtene Verfügung vollinhaltlich 
ebenſo oder nur in einem zugunſten des Pflichtteilsberechtigten beſchränkten Umfange 
(„toweit‘‘) getroffen haben würde; je nach der Sachlage kann es deshalb genügen, die den 
Pflichtteilsberechtigten verkürzenden Anordnungen nicht ganz zu ſtreichen, ſondern nur ent 
ſprechend zu mindern (RG 59, 63; KG Recht 1923 Nr 1247). — Die Anfechtungsgrundſätze 
des BGB gelten nicht bloß hinſichtlich der Formen und Friſten, ſondern auch hinſichtlich der 
materiellrechtlichen Wirkung der Anfechtung auch gegenüber letztwilligen Verfügungen (ge- 
meinſchaftlichen Teſtamenten), die vor 1. 1. 00 errichtet worden find, wenn der Anfechtungs⸗ 
grund unter dem neuen Recht entſtanden oder bekannt geworden iſt (RGS 77, 173; Vorbem 3 
vor § 1922). Pflichtteilsrecht der Witwe ſ. $ 1981 A 5. 


8 2080 

Zur Anfechtung iſt derjenige berechtigt, welchem die Aufhebung der letzt⸗ 
willigen Verfügung unmittelbar zuſtatten kommen würde!). 

Bezieht ſich in den Fällen des § 2078 der Irrtum nur auf eine beſtimmte 
Perſon und iſt dieſe anfechtungsberechtigt oder würde ſie anfechtungs⸗ 
berechtigt ſein, wenn ſie zur Zeit des Erbfalls gelebt hätte, ſo iſt ein anderer 
zur Anfechtung nicht berechtigt?). 

Im Falle des § 2079 ſteht das Anfechtungsrecht nur dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten zus). 

E 1 1784 II 1953; M 5 55—57; P 5 59—868. 


1. Anfechtungsberechtigte. Der Erblaſſer ſelbſt bedarf bei der freien Widerruflichkeit 
letztwilliger Verfügungen (§ 2253) der Anfechtung nicht. Dritte find hierzu nur berechtigt, 
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ſoweit ihnen die Aufhebung unmittelbar, alſo nicht erſt „beim Wegfall eines anderen“ ($ 2341) 
zuſtatten kommt. Hiernach find — in Anſehung der ganzen oder nur eines Teiles der letztwilligen 
Verfügung (58 2078 A 2, 2079 A 3) — anfechtungsberechtigt: die geſetzlichen Erben, ſoweit 
Fremde; der frühere Berufene, ſoweit ein ſpäter eingeſetzter Erbe; der Erſatzerbe, ſoweit der 
Haupterbe; der Alleinerbe und die Miterben, ſoweit Miterben überhaupt oder foweit fie zu 
höheren Anteilen anfechtbar berufen ſind. Bei Vermächtniſſen kommt die Aufhebung dem 
Beſchwerten, bei anfechtbarem Widerruf dem Bedachten zuſtatten. Die durch Verbot der 
Auseinanderſetzung (§ 2044), durch Teilungsanordnungen ($ 2048), durch Beſtellung eines 
Teſtamentsvollſtreckers Beſchwerten, die im Pflichtteil Beſchränkten (88 2305, 2336) ſind an 
der Beſeitigung ſolcher anfechtbaren Beſchränkungen, der beſtellte Teſtamentsvollſtrecker iſt an 
der Aufhebung des Widerrufs ſeiner Beſtellung unmittelbar intereſſiert. Die nächſten Inter⸗ 
eſſenten an den in familienrechtlicher Beziehung getroffenen Anordnungen (Vorbem vor $ 2004) 
ergeben ſich von ſelbſt. Maßgebend für das Intereſſe iſt die Zeit des Erbfalls. Da aber 
die Wirkung der Ausſchlagung auf dieſen Zeitpunkt zurückverlegt wird ($ 1953 A 1), ſo 
muß bezüglich der Erbeinſetzung und des Vermächtniſſes (§ 2180 Abſ 3), wenn der eigent- 
lich Anfechtungsberechtigte ausſchlägt, auch der ſtatt ſeiner Berufene als unmittelbar beteiligt 
und deshalb anfechtungsberechtigt gelten. Ob der zunächſt Berechtigte ſogleich ausgeſchlagen 
oder erſt angefochten und dann ausgeſchlagen hat (ſoweit die Anfechtung nicht als Annahme 
zu gelten hat, § 1943 oder ſoweit die hierin zu findende Annahme nicht mit Erfolg an- 
gefochten iſt, $ 1954), macht keinen Unterſchied. Jedenfalls bricht mit der Ausſchlagung auch 
ſeine Legitimation zur Anfechtung nachträglich, aber mit Rückbeziehung auf die Zeit des 
Erbfalls zuſammen. Das gleiche hat zu gelten, wenn der Nächſtberechtigte für erbunwürdig 
erklärt wird (8 2344). Die Anfechtung der letztwilligen Verfügung kann dem hierdurch Be- 
nachteiligten nur dann zuſtatten kommen, wenn ſie den erlittenen Nachteil auch wirklich 
auszugleichen vermag. Dies iſt nicht der Fall, wenn der Erblaſſer zwar dem Fremden X eine 
Zuwendung machen wollte, ſich aber durch Irrtum oder Drohung hiervon hat abhalten 
laſſen. Die Anfechtung (des X) kann niemals den Erfolg haben, einem zwar gehegten, aber 
überhaupt nicht erklärten Willen des Erblaſſers Geltung zu verſchaffen (RG LZ 1920, 340°). 


2. Wenn der Erblaſſer aus Irrtum feinen Bruder A nur deshalb nicht bedacht hat, weil 
er ihn verſtorben glaubte, ſo iſt nur A und wenn er nach dem Erblaſſer ſtirbt, ſo ſind nur 
A's Kinder und Erben aus 8 2078 anfechtungsberechtigt. Sie find es aber nicht, wenn A 
ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben iſt, obwohl ſie im Falle erfolgreicher Anfechtung un⸗ 
mittelbar als geſetzliche Erben in Betracht kämen. Denn auf die Kinder hatte ſich der Irrtum 
des Erblaſſers nicht bezogen. Im Fall der Drohung gilt die Beſchränkung des Ubf 2 nicht. 
Doch iſt nach Abſ 1 nur anfechtungsberechtigt, wem die Anfechtung zuſtatten kommt (A 1 a. E.). 


3. Daß nur der Pflichtteilsberechtigte als anfechtungsberechtigt erklärt iſt, will beſagen, 
daß im Falle des § 2079 lediglich Pflichtteilsberechtigte, nicht auch ſonſtige Dritte als Per⸗ 
ſonen in Betracht kommen, denen nach Abſ 1 die Aufhebung unmittelbar zuſtatten kommen 
würde. Das eigene Anfechtungsrecht des Erblaſſers gegenüber einem für ihn 
bindend gewordenen gemeinſchaftlichen Teſtamente wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen (8 2271 
A 6). Das einmal entſtandene Anfechtungsrecht iſt Vermögensrecht und deshalb vererblich. 
Dagegen iſt das nackte Recht unter Lebenden nicht übertragbar, da die Entſcheidung darüber, 
ob hiervon Gebrauch zu machen ſei, nur demjenigen zufteht, auf deſſen Perſon die Voraus ⸗ 
ſetzungen des § 2080 zutreffen. Nur nach feiner Perſon beſtimmt ſich auch der Mere 
Wohl aber kann es der Ausübung nach einem Dritten überlaſſen werden. Hat der Berechtigte 
das im Wege der Anfechtung erſt zu verwirklichende Recht (das Recht auf den Nachlaßanteil 
§ 2033, die Vermächtnisforderung) übertragen, jo muß auch das hierzu dienende Anfechtungs⸗ 
recht als mit übertragen gelten. Umgekehrt kann mit Abtretung des Anfechtungsrechts zu- 
gleich die Abtretung des damit erſt zu erſtreitenden Rechtes gemeint ſein. Zuſammen mit 
dieſem Recht iſt das Anfechtungsrecht auch pfändbar. Doch kann der Schuldner nicht wider 
feinen Willen zur Anfechtungserklärung genötigt werden. — Von mehreren Berech 
tigten iſt jeder für ſich zur Ausübung des Anfechtungsrechts befugt, ſoweit die Vorausſetzung 
des Abſ 1 auf ihn zutrifft. 


§ 2081 
Die Anfechtung einer letztwilligen Verfügung, durch die ein Erbe ein⸗ 
geſetzt, ein geſetzlicher Erbe von der Erbfolge ausgeſchloſſen, ein Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker ernannt oder eine Verfügung ſolcher Art aufgehoben 
wird, erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte!). 
Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtungserklärung demjenigen mitteilen, 
welchem die angefochtene Verfügung unmittelbar zuſtatten kommt. Es 
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hat die Einſicht der Erklärung jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Inter⸗ 
eſſe glaubhaft macht!). 

Die Vorſchrift des Abſ 1 gilt auch für die Anfechtung einer letztwilligen 
Verfügung, durch die ein Recht für einen anderen nicht begründet wird, 
insbeſondere für die Anfechtung einer Auflage“). 

E II 1954; 5 5 66—68, 70—72; 6 844. 


1. Abweichend von der Regel des § 143 Ubl 1, wonach die Anfechtung dem jeweiligen 
Anfechtungsgegner gegenüber zu erklären iſt, ſchreibt das Geſetz in den Fällen des Abſ 1 u. 8 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht vor (fo auch $ 1955). Daß der Grund der Anfech⸗ 
tung angegeben werde, fordert das Geſetz weder in dem Sinne, daß abſtrakt die einzelnen 
Fälle der 88 2078, 2079 unterſchieden, noch in dem Sinne, daß die konkreten Tatſachen, auf 
die die Anfechtung gegründet wird, angegeben werden müſſen (vgl. RG 65, 88); es iſt des. 
halb auch, wenn in der Erklärung nur ein Grund oder nur ein „Umſtand“ (§ 2078 Abſ 2) 
vorgebracht wird, das Vorbringen weiterer Gründe oder Umſtände im Prozeß nicht ausge. 
ſchloſſen (RG 25. 2. 24 IV 100/23). Die Erklärung bedarf keiner beſonderen Form, muß 
aber, um wirkſam zu werden, dem Nachlaßgericht zugegangen ſein (§ 130). Erbein⸗ 
ſetzung 88 2087ff. einſchließlich der Einſetzung eines Nacherben § 2100, Ausſchließung § 1938, 
Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers und Beſtimmung ſeines Wirkungskreiſes 88 2197ff., 
Aufhebung ſolcher Verfügungen 88 2253 ff. (RG Gruch 65, 480: Anwendung des $ 2081 auf 
den Fall des $ 2255). 

2. Mitteilungspflicht übereinſtimmend mit 88 1953, 1957 u. a. Die Wirkſamkeit der 
Anfechtung ſelbſt iſt hiervon nicht abhängig. Die Mitteilung an den Antragsgegner kann 
aber eine Anfechtung erſetzen, die nach der Regel des § 143 unmittelbar dieſem Gegner gegen ⸗ 
über abzugeben geweſen wäre. 

3. Nur Verpflichtungen, keine Rechte werden begründet durch die Auflage ($ 1940), 
durch das Verbot der Auseinanderſetzung (§ 2044) und durch familienrechtliche Anordnungen 
(Vorbem vor § 2064). Auch durch die Aufhebung derartiger Verfügungen wird kein Recht 
begründet. Dasſelbe gilt von Beſchränkungen und Entziehung des Pflichtteils (59 2305, 2336). 
Auch hier geſchieht in Ermangelung eines Berechtigten die Anfechtung gegenüber dem Nach⸗ 
laßgerichte. Die Regel des § 143 Abſ 1 bleibt deshalb in der Hauptſache nur beſtehen, wenn 
es ſich um die Anfechtung von Vermächtnis und (Rechte begründenden) Teilungsanordnungen 
( 2048) oder um Aufhebung ſolcher Anordnungen handelt. 


8 2082 
Die Anfechtung kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen!). 
Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungsberech⸗ 
tigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den Lauf der Friſt 


finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der SS 203, 206, 207 
entſprechende Anwendung?). 


Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit dem Erbfalle dreißig Jahre 
verſtrichen ſind s). 
E 1 1785 II 1955; M 5 68, 69; 6 896 


1. Die (abweichend von & 121 Abſ 1 beſtimmte) Jahresfriſt iſt als geſetzliche Ausſchluß⸗ 
friſt ſowohl dem Anfechtungsgegner im Falle des § 143 als dem Nachlaßgerichte gegenüber 
($ 2081) maßgebend. Friſtberechnung 88 187, 188. 

2. Kenntnis erlangen, wie im Falle des 8 1944 Abſ 2. Der Anfechtungsgrund ift 
mit dem Erbfall, dem Vorhandenſein und dem Inhalt der letztwilligen Verfügung in Ver⸗ 
bindung mit den einen Irrtum des Erblaſſers oder einen gegen ihn ausgeübten Zwang und 
ſeine Beſtimmung durch den Irrtum oder Zwang ergebenden Tatumſtänden der 88 2078, 
2079 entſtanden. Von allen dieſen Umſtänden muß der Anfechtungsberechtigte ausreichende 
Kenntnis erlangt, d. h. lie in zuverläſſiger Weiſe erfahren haben (RG Gruch 59, 481; 65, 480). 
Im Falle des $ 2079 fehlt es an der Kenntnis des Anfechtungsgrundes, ſolange der An⸗ 
fechtungsberechtigte ein ſpäteres, ihn berückſichtigendes Teſtament, wenn auch aus Rechts⸗ 
irrtum, für rechtswirkſam (KJ 40, 47) oder das ihn übergehende Teſtament für ungültig 
hält (RG 107, 192; 115, 30) Kenntnis vom Anfechtungsrecht und von der Notwendigkeit 
der Anfechtung iſt zum Friſtbeginn nicht erforderlich (RG 107, 194; a. M. Dresden IF 
1, 163 für die entſprechende Vorſchrift in $ 2283 Abſ 2). Der Friſtbeginn iſt nicht wie in 91944 
Abſ 2 auf die Verkündung der Verfügung abgeſtellt. Es genügt, daß der Anfechtungsberechtigte 
irgendwie von ihrem Inhalt unterrichtet worden iſt (RG 66, 31). $ 203: Stillſtand der 
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Rechtspflege und höhere Gewalt, 8206: Mangel der Vertretung des Geſchäftsunfähigen uſw., 
§ 207: wenn das Anfechtungsrecht zu einem Nachlaſſe gehört oder gegen den Nachlaß des 
Anfechtungsgegners zuſteht. 

3. Die dreißigjährige Friſt (entſprechend 8 195) greift ohne Rückſicht auf erlangte Kennt⸗ 
nis durch. Den Beweis, daß er die Jahresfriſt eingehalten habe, hat der Anfechtende zu 
führen. Dem Gegner ſteht der Gegenbeweis ſchon früher erlangter Kenntnis offen. — 
Geltendmachung nach Friſtablauf § 2083. 


8 2083 


Iſt eine letztwillige Verfügung, durch die eine Verpflichtung zu einer 
Leiſtung begründet wird, aufechtbar, jo kann der Beſchwerte die Leiſtung. 
verweigern, auch wenn die Anfechtung nach § 2082 ausgeſchloſſen iſt!). 

E II 1956; P 5 70. 


1. Der wegen Friſtablaufs nicht mehr verfolgbare Anfechtungsanſpruch kann zeitlich 
unbeſchränkt noch durch Einrede geltend gemacht werden, wenn dem Berechtigten durch an- 
fechtbare Verfügung eine Leiſtung (Vermächtnis, Auflage, Einwerfung eines Vorempfangs) 
auferlegt iſt (ähnlich 88 821, 853). Einer beſonderen Anfechtungserklärung nach 88 2081, 148 
bedarf es in dieſem Falle nicht. Auf Erbeinſetzungen oder Teilungsanordnungen iſt die Vor⸗ 
ſchrift nicht anwendbar, da es ſich hierbei nicht um Leiſtungen handelt. — Übertragen auf den 
Fall der Erbunwürdigkeit $ 2345. 


8 2084 


Läßt der Inhalt einer letztwilligen Verfügung verſchiedene Auslegungen 
zu, jo iſt im Zweifel diejenige Auslegung vorzuziehen, bei welcher die Ver⸗ 
fügung Erfolg haben kann!) 3). 

E I 1778 II 1957; M 5 48— 45; P 5 43, 44. 


1. Wohlwollende Auslegung. § 2084 gibt die allgemeine Auslegungsregel des 8 133 
in beſonderer Beziehung auf das Erbrecht wieder. Er gilt nur für den Zweifelsfall, alſo 
nicht, wenn den Richter zuläſſige Willenserforſchung (A 2) in den Stand ſetzt, die eine von 
zwei ſich darbietenden Auslegungen für zutreffend oder unzutreffend zu erklären (RG Recht 
1919 Nr 1527; vgl. auch R Warn 1916 Nr 111: einer ihrem Wortlaute nach für einen 
beſtimmten, nicht eingetretenen Fall getroffenen Verfügung wird nach dem Geſamtinhalte 
des Teſtaments weitergehende Bedeutung beigelegt). Die Vorſchrift geht nicht darauf aus, 
den Bedachten zu begünſtigen, ſondern hat den Sinn, daß, wenn einerſeits eine Auslegung 
möglich ift, nach der die letztwillige Verfügung hinfällig werden würde, anderſeits eine Aus- 
legung, nach der ſie aufrechterhalten werden könnte, der zweiten Auslegung der Vorzug zu 
geben ſei (RG Gruch 53, 97; Warn 1919 Nr 198); für die Anwendung der Vorſchrift ift des⸗ 
halb kein Raum, wenn die Verfügung ſowohl nach der einen als auch nach der andern Aus⸗ 
legung einen, nur mehr oder minder weitgehenden Erfolg hat (RG SeuffA 75 Nr 107: Streit 
über die Erſtreckung des Vermächtniſſes eines „Schreibtiſchs mit Inhalt“ auf die Brief- und 
Buchhypotheken, über die die Hypothekenbriefe und Eintragungsbenachrichtigungen im Schreib⸗ 
tiſch aufbewahrt wurden; RG 18. 11. 24 IV 70/24: Streit über die Einſetzung des über— 
lebenden Ehegatten zum Vollerben oder bloßen Vorerben). § 2084 kann entſprechend auch 
dann angewendet werden, wenn die rechtliche Natur der Verfügung ſelber zweifelhaft iſt 
(RG Recht 1919 Nr 602, 603; L 1924, 1612: Privatſchenkungsurkunde oder eigenhändiges 
Teſtament). Er gibt aber keinen Anhalt für die Auslegung, wenn darüber Streit beſteht, 
ob eine Erklärung des Erblaſſers eine Verfügung oder nur einen unverbindlichen Wunſch, 
enthält (RG 23 1927, 5235). Daneben kommt der Grundſatz der Umgeſtaltung, § 140, in 
Betracht (§ 140 A 2). Je nach der Lage des Falles kann die eine oder die andere dieſer 
beiden Vorſchriften die Grundlage dafür geben, die Anordnung einer geſetzlich nicht zu⸗ 
läſſigen Pflegſchaft in die Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers (RG Warn 1913 Nr 289 
und 24. 10. 21 IV 147/21), die Anordnung einer nach § 137 unwirkſamen dinglichen Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung in die Anordnung einer Vor- und Nacherbfolge oder einer Teſtaments⸗ 
vollſtreckung (RG SeuffA 78 Nr 3), die Zuwendung an einen nicht rechtsfähigen Verein 
in eine Zuwendung an deſſen einzelne Mitglieder umzudenten (RG JW 1911, 11558). 

2. Sonſtige Auslegungsgrundſätze. Im allgemeinen iſt die Auslegung vom Geſetze 
nicht eingeengt. Sie findet nur darin ihre Grenze, daß ſie einmal an der vorliegenden 
Willenserklärung irgendeinen, wenn auch noch ſo geringen Anhalt finden muß, anderſeits 
dem völlig unzweideutig ausgedrückten Willen nicht geradezu zuwiderlaufen darf. Innerhalb 
dieſer Grenzen können auch ſonſtige formloſe, ſogar wegen Formmangels oder aus anderen 
Gründen nichtige Außerungen des Erblaffers und andere außerhalb des Teſtaments liegende 
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Umſtände für die Willenserforſchung verwertet werden (RG IW 1913, 99120; 1918, 1728; 
Recht 1920 Nr 419, 422; 1925 Nr 900), unter Umſtänden ſelbſt Beſtimmungen eines früheren, 
aufgehobenen Teſtaments (RG LZ 1916, 129515). Beſondere Fälle: RG Warn 1927 Nr 35 
(durch Auslegung ermittelte Anordnung im Sinne des § 2324) und 5315 (eigenhändiges 
Teſtament in Briefform ohne namentliche Bezeichnung des Empfängers, aber mit einem 
Hinweis auf ihn, der durch Umſtände außerhalb der Urkunde ergänzt werden kann). Auch in 
einem formgerechten Teſtament mitenthaltene ſtillſchweigende Willenserklärungen ſind wirk⸗ 
ſam, und zwar unabhängig davon, ob der Wille des Erblaſſers dem das Teſtament be- 
urkundenden Richter oder Notar erkennbar war und ihm bewußt geworden iſt; immerhin 
kann die Auffaſſung, die die Urkundsperſon von der Willensrichtung des Erblaſſers gewonnen 
hat, für den Beweis dieſer Willensrichtung bedeutungsvoll fein (RH JW 1910, 614; 
27. 10. 24 IV 718/28). Der Rücksicht auf Treu und Glauben und Verkehrsſitte ($ 157) 
kommt bei Auslegung von Teſtamenten neben § 133 keine ſelbſtändige Bedeutung zu 
(RG JW 1912, 344° und Bayg 1920, 208). Da die letztwillige Verfügung nicht vor 
dem Erbfalle wirkſam wird, können in der Zwiſchenzeit hinſichtlich des Perſonenkreiſes 
der Bedachten oder hinſichtlich eines vermachten Gegenſtandes Anderungen vorkommen. 
Das 511 gibt für einzelne ſolche Fälle Auslegungsregeln (88 20672071, 2169 Abf 3, 
2172 Abſ 2, 2173). In den durch dieſe Regeln gewieſenen Richtungen iſt auch in 
anderen Fällen fachlicher oder perſönlicher Veränderung durch Auslegung zu ermitteln, was 
nach der Willensrichtung des Erblaſſers zu der Zeit, als die Verfügung von ihm getroffen 
wurde, als von ihm gewollt anzuſehen iſt, ſofern er vorausſchauend das ſpätere Ereignis 
bedacht haben würde (RG 99, 82; 110, 306; Gruch 62, 250; 4. 1. 23 IV 100/22). Unter 
dieſem Geſichtspunkt kann auch der Geldentwertung ($ 242 A 5 dy Abſ 3) durch Aus⸗ 
legung Rechnung getragen werden, insbeſondere wenn in einer Teilungsanordnung 
($$ 2048, 2049) einein Miterben das Recht eingeräumt iſt, einen Nachlaßgegenſtand zu einem 
in Mark beſtimmten Preiſe zu übernehmen (NG 108, 83; JW 1925, 3592), oder wenn ein 
Summen. oder Rentenvermächtnis in Mark ausgeſetzt ift ($ 2174 A 3); vgl. auch § 2134 A 3, 
$ 2192 A 2. Beim Vorhandenſein mehrerer, nebeneinander geltender Teſtamente (vgl. 
$ 2258) läßt ſich die Frage, ob und welche Rechte beſtimmten Perſonen am Nachlaſſe zu⸗ 
ſtehen, nur auf Grund ſämtlicher Teſtamente beurteilen, die in ihrer Geſamtheit den 
letzten Willen enthalten; bei der Ermittlung des letzten Willens iſt der Richter in 
bieſem wie in ſonſtigen Fällen an die Auffaſſung der einen oder der andern Partei nicht ge⸗ 
bunden (RG JW 1916, 405°; 8. 3. 20 IV 432/19). Auch die Auslegung durch Teſtaments⸗ 
vollſtrecker iſt für den Richter nicht maßgebend (8 2065 A 2). 

3. Die Auslegungsregeln des BGB gelten, wenn der Erbfall unter feiner Herrſchaft ein- 
getreten iſt, auch für die Auslegung der vor 1. 1. 00 errichteten Teſtamente. Doch iſt auf 
die dem Erblaſſer etwa bekannten Auslegungsregeln und die Sprachweiſe des älteren Rechtes 
inſofern Bedacht zu nehmen, als er ſich dem anpaſſen und den Inhalt jenes Rechtes zum Be⸗ 
ftandtefl feines Willens machen wollte (RG 59, 83; 79, 38; IRdſch 1927 Nr 482; vgl. für 
gemeinſchaftliche Teſtamente 9 2269 A 3 a. E.). Iſt der Erblaſſer bereits vor 1. 1. 00 verſtorben, 
Ip bleibt für die Teſtamentsauslegung ausſchließlich das ältere Recht maßgebend (RG 76, 20). 
Bei Auslegung einer von einem Deutſchen im Ausland errichteten Verfügung von Todes 
wegen kommen, obwohl hierfür nach Eh Art 24 an ſich deutſches Recht gilt, doch die Be⸗ 
ſonderheiten der ausländiſchen Sprache und des ausländiſchen Rechtsgebrauchs in Betracht 
RG 23 1924, 741%; 24. 5. 16 IV 38/16). 


8 2085 


Die Unwirkſamkeit einer von mehreren in einem Teſtament enthaltenen 
Verfügungen hat die Unwirkſamkeit der übrigen Verfügungen nur zur 
Folge, wenn anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer dieſe ohne die unwirkſame 
Verfügung nicht getroffen haben würde y. 

E 1 1787 II 1958; M 5 60; P 5 69. 


1. Der Grundſatz des § 139, daß teilweiſe Nichtigkeit in der Regel das ganze Rechtsgeſchäft 
zuchtig mache, iſt für das Verhältnis der mehreren in einem Teſtament getroffenen Verfügungen 
in das Gegenteil verkehrt: grundſätzliche Selbſtändigkeit der Einzelverfügungen. Steht hier- 
nach die Unwirkſamkeit der einen Verfügung feſt, ſo iſt derjenige, welcher die Unwirkſamkeit 
auch der übrigen Verfügungen behauptet, beweispflichtig dafür, daß ſie der Erblaſſer ohne die 
unwirkſame Verfügung nicht getroffen haben würde (RG 63, 29; 116, 151). Beſondere Anwen⸗ 
dung des Grundsatzes beim Vermächtnis $ 2161, bei der unter einer Auflage gemachten Zuwen⸗ 
dung § 2195, bei Zuwendungen an Urkundsperſonen 82235, bei Beurteilung der Tragweite 
des Widerrufs $ 2258. Zuwendung und Auflage find im Verhältnis zueinander ſelbſtändige 

erfügungen. Teilweiſe Unwirkſamkeit der Zuwendung hat deshalb nicht notwendig den 
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Wegfall der damit verknüpften Auflage zur Folge, wenn nicht vom Erblaſſer die Abhängig ⸗ 
keit der Auflage vom Beſtande der Zuwendung gewollt war (RG Gruch 52, 1087). Ein 
Nachtragsteſtament kann trotz Nichtigkeit des erſten Teſtaments bei Kräften bleiben (RG Warn 
08 Nr 74). Die Unwirkſamkeit begreift in ſich nicht bloß die Nichtigkeit, z. B. wegen Form- 
mangels (RG 63, 23: von fremder Hand, oder RG Recht 1921 Nr 582: mit der Maſchine 
geſchriebene Verfügung in einem ſonſt eigenhändigen Teſtament), ſondern auch das Hinfällig⸗ 
werden der Verfügung aus andern Gründen: Ausſchlagung, Ausfall der Bedingung uſw. 
(testamentum destitutum). Handelt es ſich nicht um mehrere Verfügungen oder An⸗ 
ordnungen, ſondern um die mehreren Beſtandteile, aus denen ſich eine Verfügung zu- 
ſammenſetzt, fo iſt $ 2085 nicht anwendbar, möglicherweiſe aber 8 139. Aus dieſem Geſichts⸗ 
punkt kann unter Umſtänden ein mehreren Erben auferlegtes Vermächtnis ($ 2148), das einem 
Teile der Belaſteten gegenüber unwirkſam iſt, den anderen gegenüber teilweiſe aufrechterhalten 
werden (RG SeuffA 75 Nr 36). Anderſeits hat die vom Erblaſſer gewollte, aber anders als 
eigenhändig bewirkte Niederſchrift einzelner Worte oder Zahlen in einer in einem Privat 
teſtament getroffenen Verfügung regelmäßig die Nichtigkeit dieſer Verfügung zur Folge 
(RO Seuff Bl 78, 210). — Wegen der wechſelbezüglichen Verfügungen in einem gemein. 
ee Teſtament f. $ 2270, wegen der beiderſeitigen vertragsmäßigen Verfügungen 
2298. 


8 2086 


Iſt einer letztwilligen Verfügung der Vorbehalt einer Ergänzung bei⸗ 
gefügt, die Ergänzung aber unterblieben, ſo iſt die Verfügung wirkſam, 
ſofern nicht anzunehmen iſt, daß die Wirkſamkeit von der Ergänzung ab⸗ 
hängig ſein ſollte n. 

E 1 1767 II 1859; M 5 81, 82; P 5 21. 


1. Während Unvollſtändigkeit der Einigung im Zweifel das Zuſtandekommen des Ver ⸗ 
trags hindert ($ 154), gilt im Gegenteil die letztwillige Verfügung als jetzt ſchon wirkſam, 
obgleich der Erblaſſer durch einen Vorbehalt in der Verfügung ſelbſt angedeutet hat, daß 
ſie in der vorliegenden Geſtalt ſeinen endgültigen letzten Willen noch nicht enthalte. Dies 
gilt auch dann, wenn der Erblaſſer den Vorbehalt nicht ausdrücklich gemacht, aber in ſeinem 
en Teſtament Raum freigelaſſen hat, um ergänzende Anordnungen ſpäter hinein⸗ 
zuſchreiben (RG 23 1914, 11161). Unter Umſtänden kann bloßen Unvollſtändigkeiten 
der Verfügung durch Auslegung nachgeholfen werden (Offenlaſſen der Summe bei einem Ver⸗ 
mächtnis RG JW 1912, 89). Der Beweis, daß die letztwillige Verfügung als jetzt ſchon 
wirkſam nicht gewollt fei, liegt demjenigen ob, welcher ſich auf die Unwirkfamkeit beruft. — 
Der Vorbehalt von Nachzetteln (Kodizillarklauſel) iſt für das BGB bedeutungslos, da 
auch die „Ergänzung“ immer an die Formen der letztwilligen Verfügung gebunden iſt. 
Dasſelbe gilt von den im Teſtament in Bezug genommenen Urkunden, ſoweit fie das Teſta⸗ 
ment ergänzende Willenserklärungen, nicht bloß genauere Bezeichnungen und Erläuterungen 
des Erklärten enthalten (testamentum mysticum). 


Zweiter Titel 
Erbeinſetzung 


8 2087 


Hat der Erblaſſer ſein Vermögen oder einen Bruchteil ſeines Vermögens 
dem Bedachten zugewendet, ſo iſt die Verfügung als Erbeinſetzung anzuſehen, 
auch wenn der Bedachte nicht als Erbe bezeichnet iſt!). 

Sind dem Bedachten nur einzelne Gegenſtände zugewendet, ſo iſt im 
Zweifel nicht anzunehmen, daß er Erbe ſein ſoll, auch wenn er als Erbe 
bezeichnet ijt2). 

E 11788 II 1960; M 5 61; P 5 72, 78; 6 847, 848, 

1. Es kommt lediglich auf den gemäß $ 2084 (f. dort) zu ermittelnden, ſachlichen und recht · 
lichen Inhalt der letztwilligen Verfügung, nicht auf die geſetzestechniſche Bezeichnung oder 
auf ſakramentale Worte an (8 188). Für die Erbeinſetzung ($ 1937) iſt deshalb entſcheidend, 
ob nach dem Willen des Erblaſſers ſein Vermögen als Ganzes oder nach Bruchteilen des 
Ganzen auf eine oder mehrere andere Perſonen übergehen ſoll (8 1922). Eine unter der 
Herrſchaft des code civil im Rheinland errichtete Verfügung, daß dem Ehegatten alles, was 
ihm geſetzlich geſchenkt und vermacht werden könne, dem Eigentume wie der Nutznießung 
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nach geſchenkt und vermacht werde, kann danach, bei Eintritt des Erbfalls nach dem 31. 12. 99, 
im Sinne der Einſetzung des Ehegatten zum Alleinerben ausgelegt werden, wenn ſich aus 
den Umſtänden (§ 2084 A 2) ergibt, daß der Erblaſſer dem Gatten alles das hat zuwenden 
wollen, was er ihm nach dem zur Zeit ſeines Todes geltenden Rechte nur irgend zuwenden 
könnte (KG Ru 16, 70 und Rhein Not Z 1926, 42; RG 23. 9. 20 IV 126/20). Über die im 
früheren Gebiet des Bayeriſchen Landrechts in Erbverträgen zwiſchen gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Eheleuten häufige Beſtimmung, daß der Überlebende den Kindern das Vater⸗ oder 
Muttergut auszuzeigen habe, vgl. Bay Obs 22 A 255; 23 A 17. Bedingte und befriſtete 
Erbeinſetzung $ 2074. Ob und mit welchem Inhalt eine alternative Erbeinſetzung (die Ein⸗ 
ſetzung mehrerer Perſonen in der Weiſe, daß nur die eine oder die andere Erbe werden ſoll) 
wirkſam iſt, unterliegt freier Auslegung. Die Erbeinſetzung kann als unbedingt gewollt auch 
in einen Bedingungsſatz eingekleidet ſein (positus in condicione). Daß fie die ganze Erb 
ſchaft vergebe, iſt nicht erforderlich ($ 2088). 


2. Mit Zuwendung einzelner Gegenſtände (Sachew oder Rechte § 90) oder mit Zu⸗ 
wendung des Pflichtteils (RG 61, 15) will der Erblaſſer, wenn er ſich über die rechtliche Be ⸗ 
deutung feiner Verfügung klar iſt, nur Forderungen an feinen Nachlaß begründen (88 1939, 
2174, 2304, 2317). So legt das Geſetz feinen Willen „im Zweifel“ ſogar dann aus, wenn er 
ſich hierbei der techniſchen Bezeichnung „Erbe“ bedient hat. Es kann ſich aber hinter dem un⸗ 
genauen nur einzelne Gegenſtände hervorhebenden Ausdruck auch wahrer Erbeinſetzungswille 
verbergen. So wenn das ganze Vermögen nur nach beſonders wichtigen Vermögensſtücken 
bezeichnet wird (mein Hof, mein Geſchäft, meine Wertpapiere, OLG 44, 88) oder wenn das 
Vermögen nach Gruppen von Gegenſtänden ganz oder doch vermeintlich ganz aufgeteilt wird 
(bewegliches, unbewegliches Vermögen), Bay Obs 11, 172. Auch die Zuwendung einer 
Summe kann unter Umſtänden als Bruchteil der zu einem gewiſſen Wert veranſchlagten Erb- 
ſchaft gemeint ſein. Inſoweit iſt auch nach BGB Erbeinſetzung ex re certa möglich. Ge⸗ 
gebenenfalls ſind dann die Bruchteile nach dem Wertsverhältnis der einzelnen Gegenſtände 
zu beſtimmen (RG Warn 1918 Nr 240; KJ 52, 65); es kann auch Erbeinſetzung unter 
gegenfeitiger Beſchwerung mit Vermächtniſſen oder Teilungsanordnungen gewollt fein. Hat 
der Erblaſſer den Erbteil eines Miterben im Wege der Teilungsanordnung auf eine beſtimmte 
Summe beſchränkt, ſoll dieſer Miterbe alſo durch Zahlung der Summe abgefunden werden, 
jo ift die Fälligkeit dieſer Abfindung regelmäßig nicht von der Durchführung der Auseinander⸗ 
ſetzung abhängig (RG 24. 10. 21 IV 147/21 und Seuffel 77 Nr 149). Zuwendung einer 
dem Erblaſſer ſelbſt angefallenen Erbſchaft oder des Bruchteils einer ſolchen Erbſchaft oder 
des Anteils an einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ift regelmäßig Vermächtnis (NG Warn 
1817 Nr 122); Erbeinſetzung kann aber 3. B. dann gewollt fein, wenn der Erblaſſer außer 
dem Gegenſtande der Zuwendung kein weiteres Vermögen hinterläßt oder dieſen Gegenſtand 
doch bei Errichtung des Teſtaments im weſentlichen als feinen vorausſichtlichen ganzen Nadı- 
laß betrachtet hat (RG 1. 7. 20 IV 82/20; Bay Obsch 19 A 146). Auch die Zuwendung 
eines Bruchteils vom Reinertrage des Nachlaſſes ſtellt ſich als ein Vermächtnis dar (legatum 
partitionis). Dagegen ift es Nacherbfolge, wenn dem Erben auferlegt iſt, die ganze Erbſchaft 
an einen Dritten herauszugeben, 8 2103. 


8 2088 


Hat der Erblaſſer nur einen Erben eingeſetzt und die Einſetzung auf einen 
Bruchteil der Erbſchaft beſchränkt, ſo tritt in Anſehung des übrigen Teiles 
die geſetzliche Erbfolge ein. 

Das gleiche gilt, wenn der Erblaſſer mehrere Erben unter Beſchränkung 
eines jeden auf einen Bruchteil eingeſetzt hat und die Bruchteile das Ganze 
nicht erſchöpfen!). 

E 11790 II 1961; M 5 63, 64; P 5 78, 74. 

1. Das BGB lehnt hiermit den Satz ab: nemo pro parte testatus pro partefintestatus 
ecedere potest. Vorausgeſetzt iſt, daß der oder die mehreren eingeſetzten Erben auf — für 
jeden beſonders oder gemeinſchaftlich — ausgeworfene Bruchteile beſchränkt ſind, die den 
Nachlaß nicht erſchöpfen und nach der Anſicht des Erblaſſers nicht erſchöpfen ſollten. Sonſt 
ſchlägt $ 2089 ein. Gehört der eingeſetzte zugleich zu den geſetlichen Erben, fo iſt es Auslegungs⸗ 
rage, ob und wieweit er in letzterer Eigenſchaft nochmals zur Erbfolge gelangen oll 


8 2089 


Sollen die eingeſetzten Erben nach dem Willen des Erblaſſers die alleini⸗ 
gen Erben ſein, ſo tritt, wenn jeder von ihnen auf einen Bruchteil der Erb⸗ 
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ſchaft eingeſetzt iſt und die Bruchteile das Ganze nicht erſchöpfen, eine ver⸗ 
hältnismäßige Erhöhung der Bruchteile ein!). 
E I 1794 II 1964; M 5 65, 66; P 5 74. 


1. Die Berufenen ſind die alleinigen Erben, wenn ſie nach dem Willen des Erblaſſers 
nicht, wie im Falle des § 2088 auf Bruchteile beſchränkt find. Das Verhältnis der beſtimmten 
Bruchteile zueinander, nicht Kopfteile find maßgebend. Es find eingeſetzt A zu ½, B zu ½, 
C zu ½¼ oder auf den gemeinſchaftlichen niedrigſten Nenner gebracht A zu /, B zu %, 
C zu ®/g Sie erben (8+6+3=17) je /, / ½ und %/ 17. Ebenſo beim Vermächtnis $ 2157. 
Gemeinſchaftlicher Erbteil $ 2093. 


8 2090 


Iſt jeder der eingeſetzten Erben auf einen Bruchteil der Erbſchaft ein⸗ 
geſetzt und überſteigen die Bruchteile das Ganze, ſo tritt eine verhältnis⸗ 
mäßige Minderung der Bruchteile ein!). 

@ I 1798 II 1968; M 5 65; P 5 74. . 

1. Es find A zu 1/2, B zu ½, O zu ¼ eingelegt oder auf den gemeinſchaftlichen niedrigſten 
Nenner gebracht A zu / B zu ¼13, O zu 12. Sie erben (6 +4 7 3 = 18) je ½¼8, Yın 
und ½1. Ebenſo beim Vermächtnis $ 2157. Gemeinſchaftlicher Erbteil $ 2098. S. auch 
§ 2092 Abſ 2. Daß die Auslegung zu einem andern Ergebnis führt, iſt nicht ausgeſchloſſen. 
Wird der Nachlaß nach und nach in aufeinander folgenden Teſtamenten vergeben, ſo kommt 
auch § 2258 in Betracht. 


8 2091 


Sind mehrere Erben eingeſetzt, ohne daß die Erbteile beſtimmt ſind, 
jo ſind fie zu gleichen Teilen eingeſetzt, ſoweit ſich nicht aus den SS 2066 
bis 2069 ein anderes ergibt). 

E I 1792 II 1962; M 5 64, 686; P 5 74. 


1. Sind die Erbteile unbeſtimmt gelaſſen und kann durch Auslegung ein anderer Wille 
des Erblaſſers nicht ermittelt werden (ſo insbeſondere aus der Gruppierung der Erben nach 
Stämmen, RG Warn 1918 Nr 128, „Frau und Kinder“ oder auderen auf das geſetzliche 
Erbrecht deutenden Bezeichnungen), ſo ergänzt ihn das Geſetz dahin, daß Teilung nach 
Köpfen gewollt ſei (ſo insbeſondere, wenn die Erben hintereinander namentlich aufgeführt 
ſind). Hat der Erblaſſer mehrere Erben ohne Angabe von Bruchteilen eingeſetzt, aber den 
Nachlaß erſchöpfend unter fie verteilt, fo iſt $ 2091 unanwendbar; die Erbteile beſtimmen ſich 
vielmehr nach dem Verhältniſſe der Werte der den einzelnen Erben zugewieſenen Vermögens⸗ 
ſtücke zum Werte des Geſamtnachlaſſes (KGJ 52, 65; § 2087 A 2). Es behandeln § 2066; 
Einſetzung der „geſetzlichen Erben“, § 2067: der „Verwandten“, § 2068: der „Kinder“, 
92069: der „eigenen Abkömmlinge“. Für Einſetzung der Enkel ſtellt das BB keine Regel 
auf. Ebenſo beim Vermächtnis 8 2157. Gemeinſchaftlicher Erbteil § 2093. Unbeftimmt- 
heit infolge eines nicht ergänzten Vorbehalts § 2086. 


8 2092 


Sind von mehreren Erben die einen auf Bruchteile, die anderen ohne 
Bruchteile eingeſetzt, ſo erhalten die letzteren den freigebliebenen Teil der 
Erbſchaft!). 

Erſchöpfen die beſtimmten Bruchteile die Erbſchaft, ſo tritt eine ver⸗ 
hältnismäßige Minderung der Bruchteile in der Weiſe ein, daß jeder der 
ohne Bruchteile eingeſetzten Erben ſo viel erhält wie der mit dem geringſten 
Bruchteile bedachte Erbe). 

E I 1795 II 1965; M 5 6668; P 5 74, 75. 

1. Eingeſetzt find A zu /, B zu ½, C und D ohne Bruchteile. Es erhalten C und D die 
freigebliebenen /, und zwar gemäß 8 2091 zu gleichen Teilen, ſomit jeder /, der Erbſchaft. 

2. Eingeſetzt ſind A zu ¼, B zu ¼, C und D ohne Bruchteile. Es erhalten zunächſt 
C und D jeder ſoviel wie B, alſo je /. Gemäß $ 2090 find ſodann die auf /, ½, ½ und ½ 
anzunehmenden Erbteile in 7/1, 12, 12, „1g oder /i, Ji, Vel, ei = i umzuwandeln. 
ind die Erben ausdrücklich auf den nach Abzug der beſtimmten Bruchteile verbleibenden 
Uberreſt eingeſetzt, fo iſt die Erbeinſetzung imz Falle des Abſi 2 widerſinnig und könnte nur 
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gehalten werden, wenn damit Erſatz⸗ oder Nacherbenberufung gewollt iſt. Ebenſo beim Ver⸗ 
mächtnis § 2157. Das Vorausvermächtnis gilt für den damit bedachten Erben als reines Ver⸗ 
mächtnis ($ 2150) und erleidet deshalb keine Minderung. Gemeinſchaftlicher Erbteil § 2093. 


§ 2093 

Sind einige von mehreren Erben auf einen und denſelben Bruchteil der 
Erbſchaft eingeſetzt (gemeinſchaftlicher Erbteil) !), jo finden in Anſehung 
des gemeinſchaftlichen Erbteils die Vorſchriften der SS 2089 bis 2092 ent⸗ 


ſprechende Anwendung?). 
E 1 1796 II 1966; M 5 68, 69; B 5 75. 


1. Der gemeinſchaftliche Erbteil, deſſen Begriffsbeſtimmung hier gegeben wird, be⸗ 
gründet nach dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers eine beſondere Gemeinſchaft der darauf 
berufenen Erbengruppen oder Untergruppen, die vermöge des Anwachſungsrechts (88 2094, 
2095) und der Bevorzugung in der Erſatzerbfolge (8 2098 Abſ 2) auch beim Wegfall einzelner 
daran beteiligter Erben aufrechterhalten bleibt. Ob der Erblaſſer die mehreren Erben auf 
einen und denſelben Erbteil berufen wollte, iſt durch freie Auslegung zu ermitteln. 
Die bloße Zuſammenfaſſung mehrerer in einem Satze (A, B und C ſollen ¼ erben) oder 
unter einer Geſamtbezeichnung (meine Brüder ſollen die Hälfte erben) wird in der Regel 
nicht genügen (verbis conjuncti). Eher wird die Zuſammenfaſſung verſchiedener Erben- 
gruppen unter gemeinſamen laufenden Ziffern einen Anhalt bieten. Dagegen wird gemein. 
ſchaftlicher Erbteil anzunehmen fein, wenn mehrere als wahre Erben (8 2087 A 2) auf den. 
ſelben Gegenſtand (A und B auf das Gut, C und D auf das Kapitalvermögen) berufen find 
(re et verbis conjuncti). Gemeinſchaftlichkeit des Erbteils kann auch beabſichtigt ſein, wenn 
der Erblaſſer daneben noch die auf die einzelnen entfallenden Unterbruchteile beſtimmt hat 
(A, B und C follen zuſammen ein Drittel, und zwar A /, B und C je ½18 erben). 

2. Die Unterbruchteile der mehreren auf denſelben Bruchteil eingeſetzten Erben ſind, 
wenn der Erblaſſer nicht anders verfügt hat, oder wenn nicht 88 2066—2069 eingreifen, unter 
ſich gleich (5 2091). In den beſonderen Fällen der 88 2089, 2090, 2092 beſtimmen fie ſich 
nach den dort gegebenen Vorſchriften. — Gemeinſchaftliches Vermächtnis § 2157. 


8 2094 


Sind mehrere Erben in der Weiſe eingeſetzt, daß ſie die geſetzliche Erb⸗ 
folge ausſchließen, und fällt einer der Erben vor oder nach dem Eintritte 
des Erbfalls weg!), jo wächſt deſſen Erbteil den übrigen Erben nach dem 
Berhältnis ihrer Erbteile an?). Sind einige der Erben auf einen gemein⸗ 
nen Erbteil eingeſetzt, ſo tritt die Anwachſung zunächſt unter ihnen 
ein“). 

Iſt durch die Erbeinſetzung nur über einen Teil der Erbſchaft verfügt 
und findet in Anſehung des übrigen Teiles die geſetzliche Erbfolge ſtatt, 
ſo tritt die Anwachſung unter den eingeſetzten Erben nur ein, ſoweit ſie auf 
einen gemeinſchaftlichen Erbteil eingeſetzt ſind“). 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließens). 

E 1 1797, 1798 Abſ 1 II 1967; M 5 69—72; P 5 75, 76. 


1. Das BGB ſpricht von Anwachſung im techniſchen Sinne nur bei der gewillkürten 
Erbfolge, wendet aber den Grundſatz des § 2094 auch auf den Fall der Erhöhung des 
Erbteils bei der geſetzlichen Erbfolge an ($ 1935). Vorausſetzung iſt, daß die geſetzliche 
Erbfolge ausgeſchloſſen iſt (§ 1938), ſei es, daß der Erblaſſer die Erbſchaft ganz vergeben 
oder bei nicht erſchöpfender Vergebung doch fo viel zu erkennen gegeben hat, daß die ein- 
geſetzten feine alleinigen Erben fein follten ($ 2089). Ferner daß einer der eingeſetzten Erben 
vor dem Erbfall (durch Tod § 1923, auch Totgeburt eines erwarteten Kindes RG Warn 
1914 Nr 125, Erbverzicht 8 2352) oder nach dem Erbfall (durch Ausſchlagung § 1953, 
Erbunwürdigkeitserklärung § 2344, Nichterleben der aufſchiebenden Bedingung 8 2074 oder 
Nichterteilnng der nach Art 86, 87 Ech erforderlichen ſtaatlichen Genehmigung, RG 95, gsf.) 
weggefallen iſt. Wegfall durch Eintritt der auflöſenden Bedingung |. § 2104 A 1. Auch 
Wegfall infolge durchgeführter Anfechtung 88 2078 ff. gehört hierher (R a. a. O.), während 
eine von vornherein, z. B. nach § 2235 Abf 2, nichtige Erbeinſetzung (gegen OLG 
43, 394) als nicht geſchrieben zu behandeln iſt. Iſt dieſer Wegfall vom Erblaſſer nicht 
bereits vorgeſehen, ſo ergänzt das Geſetz ſeinen mutmaßlichen Willen dahin, daß auch 
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in den Erbteil des Weggefallenen die geſetzliche Erbfolge ausgeſchloſſen, dieſer frei⸗ 
gewordene Erbteil vielmehr den übrigen eingeſetzten Erben zugewendet ſein ſolle. Der 
in dieſer Weiſe anwachſende Erbteil gilt nach § 1953 Abſ 2 als bereits mit dem Erb⸗ 
fall angefallen und geht, wenn einer der eingeſetzten Erben nach dem Erblaſſer verſtirbt, 
zuſammen mit dem urſprünglichen Erbteil auf deſſen Erben über (§ 1952). Beide Erbteile, 
der urſprüngliche und der angewachſene bilden, abgeſehen von den Sondervorſchriften der 
88 2007, 2095, zuſammen einen einheitlichen Erbteil: portio portioni acerescit. Die An- 
nahme oder Ausſchlagung des urſprünglichen ergreift mit Notwendigkeit auch den erſt 
ſpäter anwachſenden Erbteil ($ 1951 Abſ 2). 

2. Verhältnis der Erbteile. Es find eingeſetzt A zu /, B zu ½, C zu /. A fällt weg. 
Von feinem Erbteil (½) wachſen an ¼ (oder 1/, der ganzen Erbſchaft) dem B, ½ (oder 
/ der ganzen Erbſchaft) dem C. Es erben ſomit BY + Y %, 0 ½ ＋ ½ 3 ½ ôder 
ne B und © teilen mithin die Erbſchaft, wie wenn A überhaupt nicht bedacht wäre 

089). 

3. Gemeinſchaftlicher Erbteil $ 2093. Es find eingeſetzt A zu ¼, B zu /, C und D 
gemeinſchaftlich auf 5/12. Es fallen weg erſt D, ſodann C. Der Anteil des D (%) wächſt 
zunächſt an dem C, deſſen Erbteil ſich hierdurch auf 5/1, der Erbſchaft erhöht. Dieſe / 
wachſen demnächſt mit / K Y = Yaı dem A, mit / X ½ ½½is dem Ban. Es erben 
ſomit A ½ + / = Yu 4 ＋ / = %/, der Erbſchaft. 

4. Im Falle des Abſ 2 (§ 2088 Abſ 2) Zuſammentreffen der gewillkürten und der 
geſetzlichen Erbfolge gilt die Anwachſung in der Regel nicht als gewollt. Der durch Wegfall 
eines eingeſetzten Erben frei werdende Erbteil vererbt ſich weiter nach der geſetzlichen Erb⸗ 
folge. Nur innerhalb der auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil (8 2093) berufenen 
Erbengruppe findet Anwachſung ſtatt. Ob und inwieweit ſchon in der Beſchränkung der ein⸗ 
geſetzten Erben auf einen Teil der Erbſchaft die Berufung dieſer Erben auf einen gemeinſchaft⸗ 
lichen Erbteil zu finden ſei, iſt Auslegungsfrage. 

5. Der Erblaſſer kaun die Anwachſung ausſchließen nur durch letztwillige Verfügung, 
es muß aber nicht mit ausdrücklichen Worten geſchehen (RG Warn 1914 Nr 125). Sie 
iſt immer ausgeſchloſſen im Falle der Berufung von Erſatzerben (§ 2099), zu denen nach 
§ 2069 A 2 auch die nachrückenden Abkömmlinge gehören, oder eines Nacherben (8 2102) 
Die Anwachſung kann auch nur bezüglich eines einzelnen Miterben ausgeſchloſſen ſein. 
Sei es, daß er ausdrücklich auf den ihm zugewendeten Erbteil beſchränkt vder, was dem 
regelmäßig gleichzuſtellen fein wird, nur auf den Pflichtteil eingeſetzt iſt ($ 2804). Oder 
daß ſein Erbteil ausdrücklich von der Anwachſung ausgenommen und damit für den Fall 
des Freiwerdens den geſetzlichen Erben zugewendet iſt. — Der anwachſende Erbteil iſt 
auch Beſtandteil der Nacherbſchaft ($ 2110), gilt aber beim Erbſchaftskauf im Zweifel als 
nicht mit veräußert (§ 2373). Anwachſung bei Vermächtniſſen $$ 2158, 2159, beim Erb⸗ 
vertrag $ 2279 A 1. 


8 2095 


Der durch Anwachſung einem Erben anfallende Erbteil gilt in Anſehung 
der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen dieſer Erbe oder der weg⸗ 
fallende Erbe beſchwert ift!), ſowie in Anſehung der Ausgleichungspflicht?) 
als beſonderer Erbteils). 

E I 1799 II 1968; M 5 73, 74; ® 5 76; 6 90. 


J. Wörtlich übereinſtimmend mit § 1935 (Erhöhung des geſetzlichen Erbteils). Der 
Grundſatz der Einheitlichkeit beider Erbteile (8 2094 A 1) iſt inſofern ſtreng durchgeführt, als 
die Annahme oder Ausſchlagung des einen ſtets auch den andern Erbteil ergreift und als der 
Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten im allgemeinen unterſchiedslos mit beiden Erbteilen 
haftet (8 1935 A 4). Es würde aber zu unbilliger Beſchwerung des Erben führen, wenn er 
genötigt wäre, zur Tilgung der nur auf dem einen Erbteil ruhenden, dieſen überſchwerenden 
Verbindlichkeiten auch den andern freien Erbteil mit zu verwenden. Dies verhütet § 2095, 
wiewohl nur in Beziehung auf Vermächtniſſe und Auflagen, die nach 88 2161, 2192 auch 
bei Wegfall des damit zunächſt Beſchwerten wirkſam bleiben. Vorausſetzung iſt nach § 2007 
ferner, daß die mehreren Erbteile verſchied en beſchwert find (Sonderfall bei Planck A 1). 
Die beſonderen Haftungsgrundſätze bei Vermächtniſſen und Auflagen ſ. § 1992. Die Vor 
ſchrift iſt namentlich dann von Bedeutung, wenn der Erbe mit beiden Erbteilen nur beſchräukt 
oder mit dem einen beſchränkt, mit dem andern unbeſchränkt haftet. Aber auch der ſchlecht 
hin unbeſchränkt haftende Erbe kann in den Fällen des § 2060 vermöge des beneficium 
divisionis wenigſtens fo viel erreichen, daß ſich nach der Teilung feine Leiſtungspflicht bezüg · 
lich der auf dem urſprünglichen und dem anwachſenden Erbteil ruhenden Vermächtniſſe und 
Auflagen nur auf einen nach der Quote eines jeden dieſer Erbteile zu bemeſſenden Betrag 
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beſchränkt. Nur in Höhe dieſer Quote haftet er ſodann unbeſchränkt auch mit dem eigenen 
Vermögen ($ 2060 A 1). 

2 Das Anden gilt nur für die gewillkürte, die Ausgleichungspflicht nur 
für die geſetzliche Erbfolge. Es kann ſich deshalb hier nur um die letztwillige Berufung von 
Abkömmlingen nach § 2052 handeln. Daß zugleich mit dem Erbteile des Wegfallenden auch 
ſeine Ausgleichungspflicht dem andern Erben anwächſt, ergibt 8 2051. Aus 8 2056 folgt, 
daß ungeachtet der Vereinigung beider Erbteile in einer Hand bei der Auseinanderſetzung 
ſowohl der mit der Ausgleichungspflicht überſchwerte (urſprüngliche oder anwachſende) Erb⸗ 
teil, wie auch die darauf laſtenden Vorempfängniſſe ganz außer Betracht zu bleiben haben. 

3. Der Erblaſſer kann abweichende Anordnungen treffen. Er kann zugunſten von Ver⸗ 
mächtniſſen und Auflagen beſtimmen, daß ſie nicht bloß von dem urſprünglichen, ſondern 
auch von dem durch etwaige Anwachſung vergrößerten Erbteile zu tragen ſeien. Ebenſo 
bezüglich der Ausgleichungspflicht. Der Erbe darf jedoch hierdurch nicht im Pflichtteil ver · 
kürzt werden (88 2306 Abf 1, 2318, 2316) und kann ſelbſtverſtändlich die Beſchränkung ſeiner 
Haftung dagegen geltend machen (§ 2007). — Gleiche Grundſätze beim Vermächtnis § 2159. 
Entſprechende Anwendbarkeit beim Verkauf unter Miterben § 2034 Abſ 1. 


8 2096 


Der Erblaſſer kann für den Fall, daß ein Erbe vor oder nach dem 
Eintritte des Erbfalls wegfällt, einen anderen als Erben einſetzen (Erſatz⸗ 
erbe) ). 

E I 1800 II 1969; M 5 74, 75, 77—79; P 5 76. 


1. Die Einſetzung eines Erſatzerben ift an ſich Erbeinſetzung unter der aufſchiebenden Be · 
dingung des Wegfalls des zunächſt Berufenen ($ 2094 A 1), würde alſo nach $ 2074 an ſich 
vorausſetzen, daß der Erſatzerbe den Wegfall erlebt. Allein um eine eigentliche, d. h. um eine 
willkürlich und rechtsgeſchäftlich vom Erblaſſer geſetzte Bedingung handelt es ſich bei der Be 
rufung eines Erſatzerben überhaupt nicht (vgl. § 2074 A 2). Da überdies die Wirkung des Unfalls 
auf die Zeit des Erbfalls zurückbezogen wird (. unten), fo genügt, daß der Erſatzerbe den 
Erbfall wenigſtens als Erzeugter erlebt hat (8 1923). Stirbt er erſt nach dem Erbfall, aber vor 
Wegfall des zunächſt Berufenen, jo geht das Erſatzerbrecht auf die Erben des Erſatzerben über 
(8 1952), wenn nicht ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt. Dagegen iſt kein 
Raum für die Erſatzerbfolge, wenn der zunächſt Berufene nach dem Erblaſſer, aber vor Ablauf der 
Ausſchlagungsfriſt verſtirbt. Die Erbſchaft (das Ausſchlagungsrecht) geht dann auf die Erben 
des zunächſt Berufenen über, § 1952. Erſt wenn dieſe ausſchlagen, tritt die Erſatzberufung 
in Kraft. Kraft geſetzlicher Vermutung gelten die Abkömmlinge eines vom Erblaſſer ein. 
eden eigenen Abkömmlings, falls dieſer nach der Teſtamentserrichtung wegfällt, ſtets als 

ſatzerben berufen, 8 2069. Ebenſo gilt der Nacherbe zugleich zum Erſatzerben für den Vor. 
erben berufen, $ 2102. Der Erblaſſer kann mehrere Erſatzerben neben- oder hinter⸗ 
einander berufen. Der an zweiter oder ſpäterer Stelle berufene Erſatzerbe rückt auch dann 
ein, wenn ſeine nächſten Vordermänner ſchon vor dem zuerſt Berufenen weggefallen waren 
(substitutus substituto est substitutus instituto). Der Erſatzerbe kann Fremder oder Mit- 
erbe, er kann auf den ganzen Nachlaß oder einen Nachlaßanteil, an Stelle eines gewillkürten 
oder eines geſetzlichen Erben (8 2051 Abſ 2) berufen fein. Es kann unter Umſtänden auch 
nur gewollt ſein, daß der Subſtitut an Stelle eines Pflichtteilsberechtigten in den dieſem 
zugewendeten Pflichtteil einrücken ſolle (RG 2. 7. 06 IV 40/06). Die Erbſchaft fällt ihm 
an mit dem Wegfall des Erben, jedoch nicht vor Eintritt des Erbfalls. Fällt der Erbe 
erſt ſpäter weg, ſei es infolge Ausſchlagung § 1953, Erbunwürdigkeitserklärung § 2344, 
Todes vor Eintritt der mit der Wirkung der Unvererblichkeit des Erbrechts geſetzten Be⸗ 
dingung $ 2074, erfolgreicher Anfechtung der Erbeinſetzung § 2078 A 2 oder Nichterteilung 
der nach Artt 86, 87 EG erforderlichen ſtaatlichen Genehmigung, fo wird doch der Ver⸗ 
luſt des Erbrechts auf den Zeitpunkt des Erbfalls zurückbezogen; es wird in allen dieſen 
Fällen fo angeſehen, als ob der zunächſt Berufene bereits vor dem Erbfalle geſtorben wäre 
(N 95, 98). Die Erſatzberufung kann auch auf den Fall beſchränkt fein, daß der zunächſt 
Berufene nur aus einem beſtimmten Grunde wegfällt. Dann kann es ſich um eine echte 
Bedingung mit der Wirkung aus $ 2074 handeln. Die dem zunächſt Berufenen auferlegten 
Beſchwerungen gehen auf den Erſatzerben über (88 2161, 2192). Ebenſo die Aus⸗ 
gleichungspflicht (8 2051 Abſ 2). Auch an Teilungsanordnungen ($ 2048) iſt er gebunden. 
Ob ſeine Berufung von derſelben Bedingung abhängig ſein ſoll, die dem zunächſt Berufenen 
geſetzt war, iſt Auslegungsfrage. Das Vorausvermächtnis (§ 2150) fällt dem Erſatzerben 
an, wenn es vom zunächſt Bedachten nicht ſchon erworben war und nach § 2190 als dem Erſatz⸗ 
erben zugewendet anzuſehen iſt (ſ. auch 88 2110 Abſ 2, 2373). Auf den Voraus des über: 
lebenden Ehegatten (§ 1932) hat der an feiner Statt berufene Erbe mangels des hierfür 
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vorausgeſetzten perſönlichen Verhältniſſes zum Erblaſſer int Zweifel keinen Anſpruch. — 
Erſatznacherbe § 2108 A 3, Erſatzerbe beim Erbvertrag § 2279. Erſatzvermächtnis 8 2190. 
Über das Verhältnis des § 2096 zu § 2108 Abf 2 f. § 2108 A 2. 


8 2097 


Iſt jemand für den Fall, daß der zunächſt berufene Erbe nicht Erbe 
ſein kann, oder für den Fall, daß er nicht Erbe ſein will, als Erſatzerbe 
eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß er für beide Fälle einge⸗ 
jest iſt!). 


E I 1801 II 1970; M 5 75; P 5 76. 
J. Auslegungsregel. Ebenſo beim Erſatzvermächtnis § 2190. 


8 2098 


Sind die Erben gegenſeitig oder ſind für einen von ihnen die übrigen 
als Erſatzerben eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie nach dem 
Verhältnis ihrer Erbteile als Erſatzerben eingeſetzt ſind !). 

Sind die Erben gegenſeitig als Erſatzerben eingeſetzt, ſo gehen Erben, 
die auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil eingeſetzt ſind, im Zweifel als 
Erſatzerben für dieſen Erbteil den anderen vor). 

E 1 1808 II 1971: M 5 76, 77; P 5 77. 


1. Erben als Erſatzerben. A, B, C find zu /, ½ und Y/, eingeſetzt und gegenſeitig, 
oder es find B und C für A als Erſatzerben berufen. A fällt weg. B und C rücken (wie im 
Falle der Anwachſung $ 2094) in die Hälfte des A nach Verhältnis ihrer eigenen Erbteile 
(2: 1) ein. Sie erben deshalb B / + (% von ½ =) ½ = ½, C0 ½¼ + (½ don Ya =) 
/s = "/, ber Erbſchaft. Sind nur einige der übrigen Miterben für einen oder mehrere Mit⸗ 
erben als Erſatzerben eingeſetzt (A und B für C und D), fo rücken A und B gemäß § 2091 zu 
gleichen Teilen in die freiwerdenden Erbteile des C oder D ein. Das Geſetz gibt nur eine 
Auslegungsregel (im Zweifel). Waren z. B. für A feine Miterben B und C ſowie der 
Fremde X berufen, ſo käme in Frage, ob alle drei nach Kopfteilen, oder ob A und B nach 
Verhältnis ihrer Erbteile in den einen, X in den andern Kopfteil einrücken ſollen. 

2. Gemeinſchaftlicher Erbteil § 2093. A iſt zu /, B, C und D find zuſammen auf Sy 
alle vier find gegenfeitig als Erſatzerben eingeſetzt. B fällt weg. Dann rücken (wie im Falle 
der Anwachſung $ 2094) nur C und D in deu freiwerdenden Erbteil des B ein. A iſt nicht be · 
teiligt. Seine Erſatzberufung wird erſt wirkſam, wenn auch C und D weggefallen ſind. — 
Den Erbteil anzunehmen, den Erſatzerbteil aber auszuſchlagen oder umgekehrt iſt nur geſtattet, 
wenn beide Berufungen auf verſchiedenen Gründen (z. B. Teſtament und Erbvertrag) 
beruhen oder wenn der Erblaſſer eine verſchiedenartige Erklärung zugelaſſen hat (8 1951 
Abſ 1, 2 u. 3). Abweichend vom Anwachſungsrecht ($ 2095) gilt der Erſatzerbteil in allen 
Stücken, nicht bloß bezüglich der Vermächtniſſe, Auflagen und der Ausgleichungspflicht als 
beſonderer Erbteil (§ 2007). Erſatzvermächtnis § 2190. 


S 2099 


Das Recht des Erſatzerben geht dem Anwachſungsrechte vor)). 

E J 1798 Abſ 2 II 1972; M 5 78; B 5 76. 

1. Erſatzerbe § 2096, Anwachſungsrecht § 2094. Die Einſetzung eines Erſatzerben be- 
deutet deshalb immer Ausſchließung der Anwachſung (§ 2094 Abs 8). Ob der für mehrere 
Erben berufene Erſatzerbe bei Wegfall ſchon eines oder erſt aller Miterben einrücken ſoll, iſt 
Auslegungsfrage. Erſatzvermächtnis § 2190. 


Dritter Titel 
Einſetzung eines Nacherben 
Dem BOB iſt der Satz: semel heres, semper heres unbekannt. Es läßt deshalb geichehen, 


daß mehrere Perſonen, Vorerbe und Nacherbe, hintereinander Erben einer und derſelben Erb. 
ſchaft werden, 88 2100, 2139. Dieſe Geſtaltung der Erbfolge kann nur durch den Willen des 
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Erblaſſers geſchaffen werden, die 88 2101—2107, 2110 helfen, ſoweit dieſer Wille unvollkommen 
ausgedrückt iſt, mit ergänzenden und auslegenden Beſtimmungen nach. Das Geſetz zieht aber der 
Wirkſamkeit der Nacherbeinſetzung zugleich gewiſſe zeitliche Grenzen ($ 2109). Dem Nacherben 
wird ſchon mit dem Erbfalle eine Anwartſchaft auf die Nacherbfolge eröffnet, die ein Vermögens⸗ 
recht darſtellt und regelmäßig veräußerlich und vererblich iſt ($ 2108). In die wirkliche Erben⸗ 
ſtellung rückt er dagegen erſt mit „Eintritt des Falles der Nacherbfolge“ ein (§ 2139). Bis 
dahin iſt der Vorerbe Herr der Erbſchaft, dieſem ſteht daher grundſätzlich die freie Verfügung 
über die Erbſchaftsgegenſtände zu ($ 2112). Seine Verfügungsmacht iſt aber mit Rückſicht 
auf das Recht des Nacherben in wichtigen Beziehungen eingeſchränkt, 88 2113— 2115. Aus 
demſelben Grunde find ihm eine Reihe von Einzelpflichten auferlegt, die in der Ver⸗ 
pflichtung zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Nachlaſſes gipfeln ($ 2130). Dem Nach⸗ 
erben ſind ſchon vor Eintritt ſeiner Erbfolge gewiſſe Kontrollrechte eingeräumt, ſo insbeſondere 
in den 88 2121—2123, 21272130, anderſeits iſt er nach 8 2120 auch zur Einwilligung in 
notwendig werdende Verfügungen des Vorerben verpflichtet. Das Geſetz kennt eine be⸗ 
freite Vorerbſchaft und die Einſetzung des Nacherben auf den Überreſt (88 2136— 2188). 


8 2100 


1) Der Erblaſſer kann einen Erben in der Weiſe einſetzen, daß dieſer 
erſt Erbe wird, nachdem zunächſt ein anderer Erbe geworden iſt (Nach⸗ 
erbe) ). 

E I 1804 Satz 1 II 1978; M 5 81—88; P 5 78. 


1. Borerbe und Nacherbe find in zeitlicher Aufeinanderfolge wahre Erben, Geſamt⸗ 
rechtsnachfolger (8 1922) einer und derſelben Erbſchaft. Der Nacherbe iſt nicht etwa Erbe des 
Vorerben. Die Erteilung einer Vollmacht durch den Vorerben iſt deshalb unwirkſam, wenn 
fie erſt nach Eintritt der Nacherbfolge zur Geltung kommen foll (KJ 50, 159). Vorerbe 
und Nacherbe haften für die Nachlaßverbindlichkeiten (88 2144, 2145). Der Vorerbe iſt 
nicht bloß Nutzungsberechtigter am Nachlaß (88 2111 A 3, 2183), wie beim Nießbrauch an 
der Erbſchaft ($ 1089). Er hat vielmehr das Verfügungsrecht über die Erbſchaftsgegenſtände 
(85 2112, 2129, 2140), ſoweit er darin nicht zugunſten des Nacherben dinglich (88 2113ff.) 
oder ſchuldrechtlich (88 2116 ff.) beſchränkt iſt. Iſt er Miterbe, fo ſteht ihm die Verfügung 
über ſeinen Anteil an der Vorerbſchaft zu und auch die Pfändung dieſes Anteils iſt zuläſſig 
($ 2033 A 3), wiewohl unvorgreiflich dem Rechte des Nacherben ($ 2115, ZPO $ 773). Der 
pfändende Gläubiger bleibt deshalb praktiſch auf die Nutzungen des Erbteils oder, wenn der 
Vorerbe Alleinerbe iſt, des gepfändeten Erbſchaftsgegenſtandes beſchränkt (ZPO 88 857 
Abſ 4, 868; über die ſtr. Anwendbarkeit von § 850 Abf 1 Nr 3 vgl. JW 1919, 1195 mit A). 
Der Nacherbe wird erſt Erbe mit Eintritt des „Falles der Nacherbfolge“ (5 2139); ſtirbt 
der Vorerbe vor dem Nacherbfall, ſo geht ſein Recht auf ſeinen Erben über, bleibt dieſem 
aber nur bis zum Eintritt des Nacherbfalls (RG 24. 11. 27 IV 211/27). In der Zwiſchen⸗ 
zeit ſteht dem Nacherben aber bereits eine Anwartſchaft auf die Erbſchaft, ein „Recht“ zu, das 
auch ſchon vor dem Eintritt der Nacherbfolge gewiſſe Wirkungen äußert (RG 65, 145), auf 
ſeine Erben übergeht und Gegenſtand rechtsgeſchäftlicher Verfügungen und der Pfändung 
fein kann ($ 2108 U 2). 

2. Die Einſetzung des Nacherben kann, wie die Einſetzung jedes Erben, nur durch Ver⸗ 
fügung von Todes wegen erfolgen (§8 1937, 1941). Bleibt danach unklar, ob es fi um Vor⸗ 
und Nacherbſchaft, oder um Zuwendung des bloßen Nießbrauchs am Erbteil, z. B. der ein⸗ 
geſetzten Kinder handelt, ſo iſt entſcheidend, ob der in der Form des Nießbrauchs Bedachte, wenn 
auch unter weitgehenden Verfügungsbeſchränkungen, nicht dennoch Herr des Nachlaſſes und 
ein anderer erſt nach ihm Erbe ſein full (RG JW 1911, 28318; 1918, 434 mit A; Warn 1927 
Nr 57; Dresden IF 3, 156). Über Auslegungszweifel beim gemeinſchaftlichen Teſtament 
vgl. § 2269 A 2. Auch im Falle des $ 2104 wird die Einſetzung der geſetzlichen Erben vom 
Geſetze wenigſtens fingiert. Der Nacherbe kann auf das Ganze oder nur auf einen Bruchteil 
der Erbſchaft berufen fein (§ 2087). Mehrere Erben können, wiewohl mit der zeitlichen 
Grenze des 8 2109, als ſich nacheinander folgend beſtimmt werden. Der erſte Nacherbe ſteht 
dann nach Eintritt des erſten Falles der Nacherbfolge dem folgenden Nacherben wieder als 
Vorerbe gegenüber uſw. Erſatznacherbe § 2096. Auslegungsfrage iſt, ob in dem an den 
Erben gerichteten Verbote, letztwillig zu verfügen, eine Nacherbeneinſetzung ſeiner geſetz⸗ 
lichen Erben enthalten iſt (8 2103 A 1). Die Auferlegung der Verpflichtung, einen Bruch⸗ 
teil der reinen Erbſchaft herauszugeben, iſt regelmäßig nicht als Anordnung einer Nach- 
erbſchaft, ſondern eines Vermächtniſſes zu verſtehen (8 2087 A 2). Kommt es nicht zur Erb⸗ 
folge des Vorerben, weil er vor dem Erblaſſer verſtorben iſt, oder weil das ſein Erbrecht 
beendigende Ereignis ſchon vor dem Erbfall eintrat, ſo kommt es auch nicht zur Nacherbfolge. 
Wohl aber wird der Nacherbe dann regelmäßig als Erſatzerbe eintreten (§ 2102). 
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8 2101 


Iſt eine zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugte Perſon als Erbe ein⸗ 
geſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie als Nacherbe eingeſetzt iſt. 
Entſpricht es nicht dem Willen des Erblaſſers, daß der Eingeſetzte Nach⸗ 
erbe werden ſoll, ſo iſt die Einſetzung unwirkſam!). 

Das gleiche gilt von der Einſetzung einer juriſtiſchen Perſon, die erſt 
nach dem Erbfalle zur Entſtehung gelangt; die Vorſchrift des § 84 bleibt 
unberührt?) ). 

E I 1758 Abſ 2 II 1974; M 5 12, 18; P 5 7—10; 6 90; KB 817. 


1. Nach $ 1923 kann nicht Erbe werden, wer zur Zeit des Erbfalls nicht wenigſtens erzeugt 
war (anders beim Vermächtnis § 2178). Die Berufung einer ſolchen Perſon als Erbe (oder 
Erſatzerbe) muß deshalb unwirkſam bleiben, wenn ſie ſchlechterdings nur als Erbeinsetzung 
gewollt iſt. Das Geſetz wandelt aber durch Auslegungsvorſchrift („im Zweifel“) die äußerlich 
unwirkſame Erklärung in eine wirkſame um ($ 140), indem ſie in eine Nacherbeinſetzung 
umgedeutet wird, für deren Beſtand Leben oder Erzeugtſein des Bedachten zur Zeit des 
Erbfalls nicht Vorausſetzung iſt (§ 2108 A 1). Der Fall der Nacherbfolge, gegebenenfalls 
auch einer zweiten Nacherbfolge (RG Warn 09 Nr 80), tritt mit der Geburt des oder der 
mehreren ſolchergeſtalt Bedachten ein ($ 2106 Abſ 2). Die Frage der Nacherbfolge iſt mithin 
erſt dann erledigt, der Kreis der in Betracht kommenden Perfonen erſt dann geſchloſſen, wenn 

ewiß iſt, daß eine Geburt nicht mehr zu erwarten ſteht. Pflegſchaft für die noch unbekannten 
Rühr hen $ 1913, Teſtamentsvollſtrecker $ 2222. „Die Kſche Nachkommenſchaft“ kann 
hiernach als Nacherbe berufen ſein, auch die Eintragung oder Umſchreibung einer Hypothek 
auf ihren Namen iſt zuläſſig (RG 61, 355; 65, 277; JW 1911, 36210). . 

2. Entſtehung einer juriſtiſchen Perſon, d. h. Erlangung der Rechtsfähigkeit beim Verein 
58 21—23, bei der Stiftung $ 80. Mit der Entftehung tritt der Anfall der Nacherbſchaft ein 
($ 2106 Ab] 2). Bei einer Stiftung, die vom Erblaſſer in der Verfügung von Todes wegen 
ſelbſt begründet, aber erſt nach ſeinem Tode genehmigt iſt, fingiert das Geſetz, ſie ſei ſchon 
vor dem Tode entſtanden ($$ 88, 84). Da bis zur Genehmigung eine Stiftung, von der die 
Erbſchaft angenommen werden könnte, nicht vorhanden iſt, auch ein Vorerbe nicht eintritt, 
fo muß die Verwaltung des Nachlaſſes bis dahin gemäß 88 1960 ff. von einem Nachlaßpfleger 
geführt werden. — Halbſ 1 des Abſ 2 hat von Stiftungen nur ſolche im Auge, die auch 
vom Stifter noch nicht begründet oder die von anderen Perſonen als dem Stifter in Er⸗ 
wartung des Entſtehens eingeſetzt ſind. 

3. Beweispflichtig dafür, daß eine Nacherbeinſetzung nicht beabſichtigt war, iſt derjenige, 
welcher die Unwirkſamkeit der Einſetzung behauptet. Dieſer Beweis ift durch § 2084 noch er- 
ſchwert. Kein Beſchwerderecht des Vorerben gegen Anordnung der Pflegſchaft (A 1) OLG 

323. 


U 


8 2102 


Die Einſetzung als Nacherbe enthält im Zweifel auch die Einſetzung als 
Erſatzerbe ). 

Iſt zweifelhaft, ob jemand als Erſatzerbe oder als Nacherbe eingeſetzt 
iſt, jo gilt er als Erjaßerbe?), 


E I 1802 II 1975: M 5 75, 76; P 5 76, 77, 


1. Die Auslegungsregel („im Zweifel“) gibt der erllärten Berufung des Z zum Nach⸗ 
erben nach dem X als Vorerben den nicht erklärten Inhalt: 2 werde zugleich zum Erſatz⸗ 
erben für den etwa wegfallenden Erben X berufen. Dieſe Erſatzberufung iſt nur wirkſam, 
wenn 2 zur Zeit des Erbfalls mindeſtens erzeugt iſt (8 2096 A 1). Trifft dies nicht zu, fo könnte 
er nur Nacherbe werden, und zwar gemäß 8 2106 Abſ 2 mit feiner Geburt. Bis dahin 
oder bis zum Eintritt eines ſonſtigen die Nacherbfolge eröffnenden Ereigniſſes wären (da der 
Vorerbe X weggefallen iſt) die geſetzlichen Erben die Vorerben (§ 2105). Lebte 7 bereits 
zur Zeit des Erbfalls, jo wird er, wenn der Vorerbe X wegfällt, unmittelbar gewöhnlicher Erbe. 
War er als (Nach und nunmehr) Erſatzerbe eines Miterben berufen, jo ſchließt er das An⸗ 
wachſungsrecht der übrigen Miterben aus (§ 2099). Die Erſatzberufung enthält niemals um- 
gekehrt auch eine Nacherbeinſetzung. 

2. Der einmal zur Erbfolge kommende Erbe ſoll im Zweifel nicht mit einer Nacherbſchaft 
beſchwert ſein. Hat z. B. der Erblaſſer als Erben berufen den X und „an Stelle des X oder 
nach ihm“ die ſämtlichen Kinder des 7, ſo rücken, wenn X weggefallen iſt, nur die lebenden 
oder doch bereits erzeugten Kinder des 2 als Erſatzerben ein. Die noch nicht erzeugten gelten 
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hier nicht (wie nach § 2101 Abſ 1) als Nacherben, ſondern nur als Erſatzerben berufen, und 
dieſe ihre Berufung iſt nach $ 1923 unwirkſam. Iſt X wirklich Erbe geworden, fo iſt er, da die 
Kinder des Z nicht als Nacherben zu gelten haben, gewöhnlicher, unbeſchwerter Erbe, während 
die Erſatzberufung der Zichen Kinder durch den Erbantritt des X hinfällig geworden iſt. Über 
einen Fall, in dem eine „Subſtitution“ gegen die für Zweifelsfälle gegebene Regel aus dem 
Zuſammenhange des Teſtaments im Sinne der Anordnung nicht nur der Erſaßz⸗, ſondern 
auch der Nacherbfolge auszulegen war, weil ſich nur ſo der vom Erblaſſer verfolgte Zweck 
erreichen ließ, |. RG 23 1922, 4651. — Entſprechende Anwendung von Abs 1 u. 2 beim 
Nachvermächtnis § 2191. 


8 2103 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe mit dem Eintritt eines 
beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes die Erbſchaft einem anderen heraus- 
geben ſoll, ſo iſt anzunehmen, daß der andere als Nacherbe eingeſetzt iſt!). 

E 1 1805 II 1976; M 5 88, 84; P 5 78. 


1. Die Anordnung, die Erbſchaft oder einen Teil der Erbſchaft (8 1922) einem andern 
herauszugeben (8 2130), enthält nach ergänzender Beſtimmung des Geſetzes eine Nacherb⸗ 
einſetzung. Doch kann Auslegung im einzelnen Falle, insbeſondere dann, wenn nach dem 
wahren Willen des Erblaſſers nur ein Wertanteil der Erbſchaft herauszugeben iſt, zu der An⸗ 
nahme einer bloßen Vermächtnisanordnung führen ($ 2087 A 2, BayObLG 22 A 94). Die 
Herausgabe kann einem gewillkürten oder einem geſetzlichen Erben auferlegt ſein. Immerhin 
muß erkennbar ſein, daß der hiermit Beſchwerte wenigſtens vorübergehend Erbe (Vorerbe) 
fein ſoll (RG LZ 1928, 32110). Die Anordnung, A ſolle Erbe fein, habe aber die Erbſchaft ſofort 
an X herauszugeben, verneint damit zugleich das angebliche Erbrecht des A und iſt nichtig, 
wenn ſie nicht als unmittelbare Erbeinſetzung des X, möglicherweiſe in Verbindung mit 
der Ernennung des A zum Teſtamentsvollſtrecker, gehalten werden kann. Es iſt Auslegungs⸗ 
frage, ob in dem Verbot, über die Erbſchaft letztwillig zu verfügen oder in dem Gebot, einen 
beitimmten Dritten als Erben zu ernennen, eine Herausgabeverpflichtung und damit eine 
en zugunſten der geſetzlichen Erben oder des Dritten gefunden werden kann 


8 2104 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe nur bis zu dem Eintritt 
eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes Erbe ſein ſoll, ohne zu be⸗ 
ſtimmen, wer alsdann die Erbſchaft erhalten ſoll, ſo iſt anzunehmen, daß 
als Nacherben diejenigen eingeſetzt ſind, welche die geſetzlichen Erben des 
Erblaſſers ſein würden, wenn er zur Zeit des Eintritts des Zeitpunkts oder 
des Ereigniſſes geſtorben wäre!). Der Fiskus gehört nicht zu den geſetzlichen 
Erben im Sinne dieſer Vorſchrifte). 


E I 1807 II 1917; M 5 86, 87; P 5 79, 80. 


1. Beſchränkt ſich der Erblaſſer darauf, das Erbrecht des eingeſetzten Erben durch Be⸗ 
ſtimmung eines Anfangs- oder Endtermins, einer aufſchiebenden oder auflöſenden Bedingung 
zeitlich zu begrenzen, fo will er jedenfalls eine Vor- und Nacherbfolge. Seine Verfügung iſt aber 
unvollſtändig, wenn er entweder a) die Nacherben ($ 2104) oder b) die Vorerben (82105) weder 
ausdrücklich noch in ſonſtiger durch Auslegung (82084 A 2; OLG 43, 398) zu ermittelnder Weiſe 
i hat. Das Geſetz erganzt für beide Falle (a und b) ſeinen Willen dahin, daß damit die 
geſetzlichen Erben gemeint ſeien (konſtruktive Nacherbfolge). Kommen ſie als Nacherben in 
Betracht, ſo beſtimmen ſich ihre Perſonen und ihre Erbteile nicht nach dem ſonſt für die geſetz⸗ 
liche Erbfolge maßgebenden Zeitpunkt des Todes des Erblaſſers (§ 1922), ſondern auf Grund 
der Fiktion, daß der Erblaſſer ſelbſt den Eintritt der Nacherbfolge (8 2139) erlebt hätte. So 
auch im Falle des $ 2066. Es können mithin ſchließlich ganz andere, als die eigentlichen geſetz ⸗ 
lichen Erben des Erblaſſers Nacherben werden. Sie bleiben während der Schwebezeit un. 
bekannt und können deshalb ihre mit der Nacherbeneigenſchaft verbundenen Rechte und 
Pflichten nur durch einen Pfleger (5 1918) oder Teſtamentsvollſtrecker (8 2222) ausüben. 
Die Benennung eines Nacherben ſchließt die Anwendung des § 2104 auch dann aus, wenn 
der Benannte ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben iſt (RG JW 07, 25920). Sind zur Zeit des 
Eintritts der Nacherbfolge geſetzliche Erben überhaupt nicht vorhanden, oder iſt ihr Erbrecht 
durch Ausſchließung, Erbverzicht, Erbunwürdigkeit weggefallen, ſo verbleibt, da der Fiskus 
nicht in Frage kommt (A 2), die Erbſchaft dem Vorerben oder ſeinen Erben. Dagegen iſt der 
geſetzliche Erbe, der den Anteil an der Erbſchaft ausgeſchlagen hat, dadurch nicht gehindert, 
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demnächſt den Anteil an der Nacherbſchaft anzunehmen ($ 1951 Abf 1). Sind von mehreren 
anwachſungsberechtigten Miterben einer oder einige nur auf Zeit oder auflöſend bedingt 
als Erben eingeſetzt, jo wird ſowohl die entſprechende Anwendung des § 2094 wie die Auslegung 
des letzten Willens regelmäßig dazu führen, daß der erledigte Erbteil den übrigen Miterben 
als Nacherben anwachſen und nicht den geſetzlichen Erben zukommen ſoll. Haben ſich Ehe⸗ 
gatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtament als Vorerben eingeſetzt, aber nur für den 
Fall, daß aus der Ehe Kinder hervorgehen, beſtimmt, daß die Kinder Nacherben ſein ſollen, 
fo kommt $ 2104 nur in Betracht, wenn aus dem Teſtament der Wille der Erblaſſer hervor⸗ 
geht, daß der überlebende Ehegatte auf jeden Fall, alſo gleichviel ob Kinder aus der Ehe 
n nicht, die Erbſchaft nur bis zum feſtgeſetzten Zeitpunkt behalten ſoll 
2, 151). 

2. Kein Nacherbrecht des Fiskus ($ 1936). Wohl aber kann er nach $ 2105 Vorerbe werden. 

Vgl. für das Vermächtnis § 2149. 


8 2105 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der eingeſetzte Erbe die Erbſchaft 
erſt mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes er⸗ 
halten ſoll, ohne zu beſtimmen, wer bis dahin Erbe ſein ſoll, ſo ſind die 
geſetzlichen Erben des Erblaſſers die Vorerben!). 

Das gleiche gilt, wenn die Perſönlichteit des Erben durch ein erſt nach 
dem Erbfall eintretendes Ereignis beſtimmt werden ſolle) oder wenn die 
Einſetzung einer zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugten Perſon oder 
einer zu dieſer Zeit noch nicht entſtandenen juriſtiſchen Perſon als Erbe 
nach § 2101 als Nacherbeinſetzung anzuſehen iſts). 

E I 1808 II 1978, M 5 87, 88; P 5 80. 

1. Das Geſetz ergänzt die unterbliebene Beſtimmung der Vorerben, wie § 2104 die⸗ 
jenige der Nacherben, indem es die geſetzlichen Erben, aber abweichend von § 2104 nach 
dem hierfür allgemein geltenden Zeitpunkte des Erbfalls (8 1922) als berufen anſieht. Hierzu 
gehört auch der Fiskus $ 1986. Der Fall des Abs 1 ift namentlich gegeben, wenn der Erbe 
unter einer aufſchiebenden Bedingung eingeſetzt iſt (5 2074). Fehlt es für die Zeit des Schwebens 
der TEL an einem Erben, fo treten die geſetzlichen Erben inzwiſchen als Vorerben ein 
(8 1942 * 
£ 2. Durch ein künftiges Ereignis beſtimmt ift z. B. der künftige Ehemann der X. Tritt 
das Ereignis ſchon vor dem Erbfall ein, ſo kommt es ſogleich zur gewöhnlichen Erbfolge. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn der Erblaſſer bei der Erbeinſetzung eine beſtimmte, ihm jedoch unbekannt 
gebliebene Perſon im Auge hatte und dieſe nur nach einem der Vergangenheit angehörigen 
Ereignis beſtimmt hat, z. B. feinen Lebensretter (8 1960 Abf 1). Iſt von mehreren eingeſetzten 
Erben der X unter einer aufſchiebenden Bedingung oder von einem Anfangstermin ab als 
Erbe eingeſetzt, ſo kann als Wille des Erblaſſers auch ermittelt werden, daß nicht die geſetz 
lichen, ſondern die übrigen eingeſetzten Miterben Vorerben auf den Erbteil des X ſein ſollen. 

3. Die bereits erzeugte Perſon wird mit der Geburt (§ 1923 Abf 2), die vom Erblaſſer 
ſelbſt errichtete Stiftung mit der Genehmigung ($ 84) unter Rückbeziehung auf den Erbfall 
ſogleich gewöhnlicher Erbe. 

§ 2106 

Hat der Erblaſſer einen Nacherben eingeſetzt, ohne den Zeitpunkt oder 
das Ereignis zu beſtimmen, mit dem die Nacherbfolge eintreten ſoll, ſo 
fällt die Erbſchaft dem Nacherben mit dem Tode des Vorerben an)). 

Iſt die Einſetzung einer noch nicht erzeugten Perſon als Erbe nach 8 2101 
Abſ 1 als Nacherbeinſetzung anzuſehen, jo fällt die Erbſchaft dem Nach⸗ 
erben mit deſſen Geburt an. Im Falle des § 2101 Abſ 2 tritt der Anfall 
mit der Entſtehung der juriſtiſchen Perſon ein?). 

E I 1809 II 1979; M 5 88, 89; P 5 80, 81. 

1. Innerhalb der Grenzen des 8 2109 ſteht dem Erblaſſer frei, den Zeitpunkt des Anfalls 
der Erbſchaft an den Nacherben nach ſeinem Belieben zu beſtimmen. Iſt dies unterblieben, 
ſo beſtimmt ergänzend das Geſetz den Tod des Vorerben als den regelmäßigen Fall des 
Eintritts der Nacherbfolge ($ 2139). Dasſelbe gilt, wenn die Zeit der Herausgabe an den 
eingeſetzten Nacherben dem freien Belieben des Vorerben überlaſſen ift ($ 2181). Iſt zur 
Zeit des Todes des Vorerben der Fall der Nacherbfolge noch nicht eingetreten, ſo geht die 
Erbschaft, belaſtet mit der Pflicht zur künftigen Herausgabe an den Nacherben, zunächſt auf 
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die Erben des Vorerben über. Das Erleben eines Zeitpunkts oder der Eintritt eines Ereigniſſes 
kann aber auch in dem Sinne als Bedingung der Nacherbfolge beſtimmt ſein, daß hiervon 
zwar die Berufung als Nacherbe, nicht aber zugleich auch der Anfall der Nacherbſchaft ab⸗ 
hängig ſein ſoll, z. B. X ſoll Nacherbe werden, wenn er bis... ein Amt erlangt (aber — ſelbſt⸗ 
verſtändlich — die Erbſchaft erſt nach dem Tode des Vorerben erhalten). Vererblichkeit des 
Anwartſchaftsrechts ſchon vor dem Anfall § 2108 Abſ 2. N 

2. Abſ 2 ergänzt den Willen des Erblaſſers nur für den Fall, daß er die noch nicht erzeugte 
Perſon oder die noch nicht entſtandene juriſtiſche Perſon ſchlechthin als Erben eingeſetzt 
hat. Dieſe Einſetzung wird nach $ 2101 in eine Nacherbeinſetzung umgedeutet. Iſt der noch 
nicht erzeugte 2 ausdrücklich als Nacherbe nach dem X berufen, fo iſt nach Abſ 1 als 
Wille des Erblaſſers zu vermuten, daß 2 erſt nach dem Tode des X Nacherbe werden ſolle. 
Sicherungsrechte der noch nicht erzeugten Nacherben ſchon vor der Geburt RG 65, 283. Dieſe 
Rechte können nur im Rechtswege gegen den Vorerben, nicht durch Verwaltungsanordnungen 
des Vormundſchaftsgerichts gewahrt werden (OLG 32, 55). Vgl. auch § 2101 A 1. 


8 2107 

Hat der Erblaſſer einem Abkömmlinge, der zur Zeit der Errichtung der 
letztwilligen Verfügung keinen Abkömmling hat oder von dem der Erb- 
laſſer zu dieſer Zeit nicht weiß, daß er einen Abkömmling hat!), für die 
Zeit nach deſſen Tode einen Nacherben beftimmt2), ſo iſt anzunehmen, daß 
der Nacherbe nur für den Fall eingeſetzt iſt, daß der Abkömmling ohne 
Nachkommenſchaft jtirbt?). 

E I 1811 II 1980; M 5 89, 90; P 5 82, 88. 


1. Das Geſetz vermutet, ähnlich wie bei der unwiſſentlichen Übergehung eines Pflichtteils⸗ 
berechtigten ($ 2079, |. auch $ 2089), der Erblaſſer wolle ſeine entfernteren Abkömmlinge 
nicht hinter einem Fremden zurückſetzen. Es deutet deshalb die unbedingt erklärte in eine 
bloß bedingte Nacherbeinſetzung um. Begriff des Abkömmlings 8 1924 A 2. Maßgebend 
iſt die Zeit der Errichtung der letztwilligen Verfügung. Daraus allein, daß der 
Erblaſſer nach erlangter Kenntnis vom Vorhandenſein entfernterer Abkömmlinge ſeine Ver. 
fügung nicht geändert hat, kann mithin nicht der Wille gefolgert werden, die Nacherbeinſetzung 
aufrechtzuerhalten. Auch formloſe Erklärungen dieſes Inhalts reichen hierzu nicht aus, wenn 
ſie nicht einen Rückſchluß auf die Zeit der Teſtamentserrichtung zulaſſen. Unkenntnis vom 
Vorhandenſein eines Abkömmlings § 2079 A 2. Ob ſie dadurch ausgeſchloſſen wird, daß der 
Erblaſſor von der Schwangerſchaft eines weiblichen Abkömmlings weiß, ift Tatfrage (RG 
9. 6. 04 IV 504/03). 

2. Der Nacherbe muß ausdrücklich oder ſtillſchweigend (§ 2106 Abf 1) für die Zeit nach 
dem Tode des Vorerben beſtimmt ſein. Die „Annahme“ greift deshalb nicht Platz, wenn 
der Nacherbe für einen andern Zeitpunkt oder für den Fall des Eintritts eines beſtimmten 
Ereigniſſes ($ 2105) oder wenn eine noch nicht erzeugte Perſon oder eine noch nicht ent⸗ 
ſtandene juriſtiſche Perſon als Nacherbe eingeſetzt iſt, da dann der Zeitpunkt der Geburt des 
Nacherben uftv. entſcheidet (8 2106 Abſ 2). In dieſen Fällen gilt als genügend deutlich aus⸗ 
gedrückt, daß der etwa nachgeborene oder der unbekannte Abkömmling — unbeſchadet natürlich 
feines Pflichtteilsrechts — ganz von der Erbſchaft ausgeſchloſſen ſein ſoll. 

3. „Iſt anzunehmen“ bedeutet nicht, daß der eingeſetzte Nacherbe mit dem Gegenbeweis 
ausgeſchloſſen ſein ſolle, ſeine Berufung ſei vom Erblaſſer (zur Zeit der Teſtaments⸗ 
errichtung A 1) unbedingt gewollt. Hinterläßt der als Vorerbe eingeſetzte Abkömmling 

achkommen, ſei es auch, daß fie nur erſt erzeugt find (8 1923), fo kommt darauf nichts 
an, ob ſie auch ſeine Erben werden oder ob ſie die Erbſchaft des Vorerben ausſchlagen, hier- 
bon ausgeſchloſſen find, darauf verzichtet haben oder für erbunwürdig erklärt ſind. Die 
Berufung des fremden Nacherben wird vielmehr ipso jure und ohne daß es einer Anfechtung 
edarf, unwirkſam. Trotz der ſcheinbar entgegenſtehenden Faſſung iſt der eingeſetzte Nacherbe 
nicht aufſchiebend, ſondern auflöſend bedingt berufen. $ 2074 kommt deshalb nicht in 

rage. Jener erwirbt vielmehr das „Nacherbenrecht“ ſchon mit dem Erbfall als vererbliches 
Recht (§ 2108 A 2), geht aber, wenn der als Vorerbe eingeſetzte Abkömmling Nachkommen⸗ 
ſchaft hinterläßt, ſeiner Nacherbenſtellung wieder verluftig und ift, wenn er die Erbſchaft an⸗ 
genommen hat, dem Erbſchaftsanſpruch der Erben des Vorerben ausgeſetzt. 


8 2108 


Die Vorſchriften des § 1923 finden auf die Nacherbfolge entſprechende 
Anwendung!). 
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Stirbt der eingeſetzte Nacherbe vor dem Eintritte des Falles der Nach⸗ 
erbfolge, aber nach dem Eintritte des Erbfalls, ſo geht ſein Recht auf ſeine 
Erben über, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen 
iſte). Iſt der Nacherbe unter einer aufſchiebenden Bedingung eingeſetzt, ſo 
bewendet es bei der Vorſchrift des § 20749), 

E I 1810, 2026 Abſ 2 II 1981; M 5 89, 489; P 5 81, 82, 614. 


1. Die entſprechende Anwendung des $ 1928 führt dazu, daß Nacherbe nur werden 
kann, wer zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge ($ 2139), alſo beim Eintritt des hierfür 
beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes (88 2108—2105) oder beim Tode des Vorerben 
{8 2106) lebt oder doch mindeſtens erzeugt iſt, wenn er demnächſt lebend geboren wird. Nicht 
erforderlich iſt dagegen, daß er bereits zur Zeit des Erbfalls gelebt hat ($ 2101). Abſ 2 läßt 
es indeſſen vermöge der Vererblichkeit des erlangten Rechtes auch dann zur Nacherbfolge — 
zwar nicht des Nacherben ſelbſt, wohl aber ſeiner Erben — kommen, wenn der Nacherbe zur 
Zeit des Eintritts der Nacherbfolge nicht mehr lebt, jedoch nach dem Erbfall gelebt und die 
Anwartſchaft auf die Nacherbfolge bereits erworben hatte. Entſprechend § 1923 Abſ 2 gilt 
der zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge nur erſt erzeugte Nacherbe ſchon als vor dieſem 
Zeitpunkte geboren. Dagegen kommt eine Rückbeziehung nicht in Frage, wenn in dem Falle 
des 8 2101 nach 8 2106 Ab} 2 gerade mit der Geburt der Eintritt der Nacherbfolge begründet 
wird (Ebbecke, Recht 1914, 182 gegen Planck A 4 by). S. auch $ 2109 A 3 b. 


2. Stirbt der eingeſetzte Nacherbe vor dem Erblaſſer, jo wird feine Berufung von ſelbſt 
hinfällig; der eingeſetzte Erbe tritt nunmehr als Erbe zu vollem Rechte in die Erbfolge ein 
(RG JW 07, 25970). Hat er dagegen, gleichviel ob er als erſter oder ſpäterer Nacherbe ein · 
geſetzt iſt, den Erblaſſer überlebt, ſo hat er damit unentziehbare Rechte erworben, die vermöge 
des Grundſatzes der Vererblichkeit dieſer Anwartſchaft als Beſtandteil ſeines Nachlaſſes auf 
ſeine Erben übergehen (RG 65, 144; 103, 354, wo hieraus gefolgert iſt, daß der Nacherbe 
ſeine Erben auch in Anſehung des ihnen beim Eintritte des Nacherbfolgefalls anfallenden 
Vermögens durch die Anordnung einer weiteren Nacherbfolge oder einer verwaltenden Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung beſchränken kaun). Die Vererblichkeit iſt jedoch ausgeſchloſſen, wenn ein 
gegenteiliger Wille des Erblaſſers beſonders erklärt iſt oder aus den Winftänden 
erhellt. Abſ 2 ſtellt dauach keinen ergänzenden Rechtsſatz, ſondern eine bloße Aus⸗ 
legungsregel auf (RG 106, 355). Wer die Unübertragbarkeit der Anwartſchaft be 
hauptet, iſt für den darauf gerichteten Willen des Erblaſſers beweispflichtig. Der 
Übergang wird nicht ohne weiteres dadurch ausgeſchloſſen, daß der Erblaſſer für den 
Nacherben durch beſondere Anordnung ($ 2096) oder ſtillſchweigend ($ 2069) einen 
Erſatzerben ernannt hat; es iſt vielmehr nach dem übrigen Juhalte der Verfügung 
und auf Grund ſonſtiger zur Auslegung geeigneter Umſtände zu prüfen, ob der Erb- 
laſſer durch die Erſatzberufung hat zum Ausdrucke bringen wollen, daß die Erbanwartſchaft 
nicht auf die Erben des Nacherben, ſondern auf den Erſatzerben übergehen ſoll (RG 95, 97 
und 19. 2. 20 IV 446/19; a. M. in Übereiuftimmung mit der 2. Aufl. RG 1. 388 RJ 16, 240, 
gekürzt JW 1919, 5131 mit zuſtimmenden Bemerkungen von Herzfelder. Die Streitfrage iſt von 
keiner großen praktiſchen Bedeutung. Das Reichsgericht iſt ſowohl in den beiden angeführten 
Urteilen als auch in zwei Beſchlüſſen vom 11. 7. 21, Seuffu 77 Nr 39 und Recht 1922 
Nr 1429, in denen es die vom Kammergericht auf Grund FGO 8 28 Abſ 2 uachgeſuchte neue 
grundſätzliche Stellungnahme abgelehnt hat, dazu gelangt, daß Auslegung des Teſtaments 
die Vererblichkeit als nicht vom Erblaſſer gewollt ergebe). Entſprechendes gilt für das Ver ⸗ 
hältnis des Nacherbenrechts zum Anwachſungsrechte von Mitnacherben ($ 2094); die Vererb⸗ 
lichkeit geht, ſoweit kein entgegengeſetzter Wille des Erblaſſers erhellt (RG 106, 357), der 
Anwachſung vor (vgl. KG 3. 38 JW 1919, 8361 für preußiſches Recht und v. Blume daſ.). 
Im Falle des $ 2104 kann die Vererblichkeit begriffsmaßig nicht in Frage kommen, 
da die Perſon des Nacherben erſt mit dem Eintritt der Nacherbfolge feſtſteht. Mit der 
Möglichkeit eines Übergangs der Anwartſchaft von Todes wegen iſt zugleich auerkannt, 
daß ſie auch durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden übertragen (oder verpfändet) werden 
kann; die Verfügung bedarf der Form des auch bei Vorhandenſein nur eines Nacherben 
finngemäß anzuwendenden § 2033 Abs 1 (NG 101, 185 und 103, 358; Gruch 52, 680; KG 
RIA 16, 235f.). Überträgt der Nacherbe fein Recht dem Vorerben, ſo wird dieſer Vollerbe 
(KG a. a. O., R SeuffA 78 Nr 141). Für ſchuldrechtliche Vertrage gelten die $$ 2371, 2385, 
für die Pfändung ZPO $$ 851, 857 (hierzu KJ 42 S. 234 u. 242; OLG 26, 332). Sit das 
Nacherbenrecht im Grundbuch eingetragen (G80 $ 52), fo iſt auch das daran durch Ver⸗ 
pfändung oder Pfändung begründete Pfandrecht eintragbar (MG 88, 434). 

3. Unter der aufſchiebenden Bedingung iſt nicht die geſetzliche Bedingung jeder Nacherb⸗ 
einſetzung: Erleben des Eintritts der Nacherbfolge, ſondern der Fall verſtanden, daß das 
Nacherbewerden außerdem vom Eintritt oder Nichteintritt irgendeines Ereigniſſes abhängig 
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gemacht iſt. Deshalb läßt ſich auch die Berufung eines Erſatznacherben nicht im techniſchen 
Sinne als Einſetzung eines Nacherben unter einer aufſchiebenden Bedingung (Wegfall des 
zunächſt berufenen Nacherben) bezeichnen. (Vgl. § 2074 A2, § 2096 A 1.) Vielmehr hat auch 
der Erſatznacherbe, gleich dem Nacherben (A 2), im Zweifel ſchon mit dem Erbfall eine An⸗ 
wartſchaft auf die Nacherbſchaft erworben, die ſich auf ſeine Erben vererbt, wenn er vor Wegfall 
des zunächſt berufenen Nacherben verſtirbt (RIA 11, 147; 12, 22; OLG 32, 87 mit Folge ⸗ 
rungen aus dieſer Rechtsſtellung). Handelt es ſich dagegen um eine eigentliche, d. h. eine 
vom Erblaſſer willkürlich und rechtsgeſchäftlich geſetzte Bedingung, jo fällt gemäß § 2074 die 
Nacherbſchaft nur an, wenn die Bedingung bei Lebzeiten des Nacherben oder Erſatznacherben 
eingetreten iſt. Der Anfall kann deshalb unter Umſtänden bis zum Tode des berufenen 
Nacherben in der Schwebe bleiben. So namentlich, wenn es ſich um Poteſtativbedingungen 
handelt, z. B. Berufung des X für den Fall, daß er die 2 heirate oder nicht heirate. Im 
Falle der Einſetzung eines Nacherben unter der aufſchiebenden Bedingung, daß der Vorerbe 
nicht anders über den Nachlaß verfügt ($ 2065 A 2), bleibt der Anfall in der Schwebe, bis 
mit dem Tode des Vorerben gewiß wird, ob er eine die Nacherbſchaft beſeitigende Verfügung 
von Todes wegen getroffen hat. Während dieſes Schwebezuſtandes kann die Anwartſchaft, 
doppelt bedingt durch die geſetzliche wie durch die eigentliche Bedingung, zwar nicht Gegen ⸗ 
ſtand der Vererbung ſein; denn der Tod des Berufenen vor Eintritt der Bedingung macht 
ja ſein Recht nach 8 2074 hinfällig. Wohl aber kann er hierüber unter Lebenden für den Fall 
ſeiner Nacherbfolge wirkſam verfügen. — Iſt eine juriſtiſche Perſon als Nacherbe eingeſtellt, 
ſo muß ſie ſpäteſtens zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge beſtanden haben und noch be⸗ 
ſtehen. Doch genügt, daß die Stiftung erſt nach dieſem Zeitpunkt ſtaatlich genehmigt wird, 
wenn fie vom Erblaſſer ſelbſt errichtet iſt, $ 84. 


8 2109 


Die Einſetzung eines Nacherben wird mit dem Ablaufe von dreißig 
Jahren nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher der Fall der 
Nacherbfolge eingetreten iſt!). Sie bleibt auch nach dieſer Zeit wirkſam ): 


1. wenn die Nacherbfolge für den Fall angeordnet iſt, daß in der Perſon 
des Vorerben oder des Nacherben ein beſtimmtes Ereignis eintritt, 
und derjenige, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, zur Zeit 
des Erbfalls lebts); 

2. wenn dem Vorerben oder einem Nacherben für den Fall, daß ihm 
ein Bruder oder eine Schweſter geboren wird, der Bruder oder die 
Schweſter als Nacherbe beſtimmt ift?). 

Iſt der Vorerbe oder der Nacherbe, in deſſen Perſon das Ereignis eins 

3 4 ſoll, eine juriſtiſche Perſon, ſo bewendet es bei der dreißigjährigen 
Friſts). 


E 1 1818 II 1982; M 5 90—92; P 5 83—89, 214, 215, 237—240; 6 91, 92. 


I. Dem Willen des Erblaſſers ift er die Kraft abgeſprochen, durch Einſetzung 
eines Nacherben wirkſam Verfügungen zu treffen für den Fall des Eintritts von Umſtänden, 
die ſich nicht längſtens ein Menſchenalter, dreißig Jahre nach ſeinem Tode verwirklicht haben. 
Ebenſo bei Anordnung von Vermächtniſſen 88 2162, 2163, bei Beſtellung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers § 2210, beim Erlaß von Teilungsanordnungen $ 2044 (vgl. auch 88 567, 1202). 
In allen Fällen des § 2109 iſt gleichgültig, wie oft innerhalb des zuläſſigen Zeitraums der 
Fall der Nacherbfolge eintritt. Der einrückende Nacherbe tritt dann dem hinter ihm berufenen 
Nacherben als Vorerbe gegenüber. Haben ſich die vorgeſehenen Umſtände innerhalb des dreißig · 
jährigen oder des in den Fällen der Nr 1 u. 2 zuläſſigen längeren Zeitraums nicht verwirklicht, 
fo verbleibt der Nachlaß dem berufenen (oder letztberufenen) Vorerben zu vollem unbeſchränkten 
Erbrecht und vererbt ſich nach ihm auf ſeine Erben weiter. Die für einen (pkteren als den geſetzlich 
auläffigen äußerſten german angeordnete Nacherbeinſetzung iſt von vornherein — — 
müßte denn im Wege der Auslegung (8 2084) gelingen, eine Verkürzung der Friſt auf 
das zuläſſige Maß als aushilfsweiſe vom Erblaſſer gewollt zu ermitteln. — Friſtberechnun 
187, 188. Die landesrechtlichen Vorſchriften über Familienfideikommifſſe find burch 
& Art 59 aufrechterhalten; nach RB v. 11. 8. 19 Art 155 Ubf 2 find die Fideikommiſſe auf. 
zulöfen. Über die Rechtsgeſtaltung in Preußen, insbeſondere über die Möglichkeit der An- 
ordnung einer Vor- und Nacherbſchaft in dem das? ideikommiß auflöſenden Familienſchluß 
ſ. Stahl und Zwehl in XW 1921 S. 193, 199, 200. 
2. Die Vorausſetzungen der in Nr 1 u. 2 getroffenen Ausnahmebeſtimmungen von 
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der Regel des Satz 1 ſind von demjenigen zu beweiſen, welcher ſich auf die Wirkſamkeit 
der Nacherbeinſetzung beruft. 


3. Nr 1 ſtellt zwei Erforderniſſe auf, die beide zuſammentreffen müſſen. a) Die Nach⸗ 
erbfolge muß auf ein in der Perſon des jeweils in Betracht kommenden Vorerben oder Nach⸗ 
erben eintretendes Ereignis abgeſtellt ſein. Dies trifft zu, wenn das Ereignis in einem Tun 
oder Unterlaſſen oder Erleiden des Betreffenden beſteht. So vor allem Tod des Vorerben 
und Poteſtativbedingungen (2 ſoll Nacherbe fein, wenn er die N heiratet, wenn der Vorerbe X 
ſich wieder verheiratet). Jedenfalls muß das Ereignis die Perſon des Vor- oder Nacherben 
in irgendwelchen rechtlichen oder wirtſchaftlichen, z. B. in Familienbeziehungen zu beeinfluſſen 
geeignet ſein (Geburt eines Kindes). Die rein äußerliche Verbindung eines für den Betreffenden 
völlig gleichgültigen Ereigniſſes mit feiner Perſon (2 foll Nacherbe fein, wenn er den Ausbruch 
des Atna erlebt) kaun dem Geſetze nicht genügen (ähnlich Kipp § 91 II 2, a. M. Staudinger 
A 3 zu a und dort Angeführte). Das Ereignis braucht den Eintritt der Nacherfolge nicht un⸗ 
mittelbar herbeizuführen, es genügt, daß der Nacherbe damit nur die Auwartſchaft auf den 
künftigen (3. B. bis zum Tode des Vorerben hinausgeſchobenen) Anfall der Erbſchaft erlangen 
ſoll. b) Der betreffende Vor⸗ oder Nacherbe muß zugleich zur Zeit des Erbfalls gelebt haben. 
Nach 81923 genügt jedoch, daß er beim Tode des Erblaſſers bereits erzeugt war. Unter dieſer 
zweiten Vorausſetzung iſt gleichgültig, ob das als Bedingung der Nacherbfolge geſetzte Ereig: 
nis (a) ſich vor oder erſt nach Ablauf von dreißig Jahren nach dem Erbfall verwirklicht. Daß 
der erſte Vorerbe den Erbfall erlebt haben muß, folgt ſchon aus $ 1923. Sind mehrere Nach⸗ 
erben hintereinander berufen, ſo kann geſchehen, daß der für den betreffenden Nacherbfolgefall 
in Betracht kommende zweite oder ſpätere Vorerbe (früherer Nacherbe) erſt nach dem Tode 
des Erblaſſers erzeugt iſt (fo $ 2101). Dies iſt innerhalb von dreißig Jahren jedenfalls kein 
Hindernis dafür, daß er Nacherbe wird. Aber auch nach ihm (als nunmehrigem Vorerben) 
kann es zu einer weiteren Nacherbfolge kommen. Und zwar ſelbſt dann, wenn ſich das maß: 
gebende Ereignis auch erſt nach Ablauf von dreißig Jahren in der Perſon des jetzt einrücken 
den Nacherben verwirklicht, falls nur dieſer neue Nacherbe ſchon zur Zeit des Erbfalls 
gelebt hat. Die Grundſätze der Nr 1 treffen auch zu, wenn eine Erſatznacherbfolge ange⸗ 
ordnet iſt (8 2096). 


4. Nr 2 ſieht in dem behandelten Falle von jeder Friſtſetzung und auch davon ab, daß 
(außer dem erſten Vorerben) irgend eine der ſonſt in Betracht kommenden Perſonen (Nach⸗ 
erben, Nacherbengeſchwiſter) ſchon zur Zeit des Erbfalls gelebt haben müſſe (A 3 b). Die 
Geſchwiſter des Vorerben oder Nacherben müſſen mit ihm durch (eheliche oder uneheliche) 
Geburt verbunden ſein. Dies trifft auch zu auf Halbgeſchwiſter und Legitimierte (88 1719, 
1736), nicht aber auf angenommene Kinder ($ 1763). Der Wille des Erblaſſers ift dafür maß⸗ 
gebend, ob die als Nacherben beſtimmten Geſchwiſter ſogleich mit der Geburt des betreffenden 
Geſchwiſterteils ($ 2106 Abſ 2) einrücken ſollen oder nacheinander (je nach dem Tode des älteren 
Geſchwiſterteils) oder erſt mit dem Eintritte eines beſtimmten Ereigniſſes (Erreichung eines 
gewiſſen Lebensalters). Regelmäßig werden die lebenden Geſchwiſter den nachgeborenen 
nur den auf ſie entfallenden Anteil der Erbſchaft als Nacherben herauszugeben haben. 


5. Für die Zeit bis zu dreißig Jahren können auch juriſtiſche Perſonen bedingt oder un⸗ 
bedingt als Nacherben eingeſetzt werden, ſoweit nicht landesgeſetzliche Vorſchriften entgegen. 
ſtehen, EG Art 86. 

8 2110 


Das Recht des Nacherben erſtreckt ſich im Zweifel auf einen Erbteil, der 
dem Vorerben infolge des Wegfalls eines Miterben anfällt!) 

Das Recht des Nacherben erſtreckt ſich im Zweifel nicht auf ein dem Vor⸗ 
erben zugewendetes Borausvermächtnis?). 

E 1 1814 II 1983; M 5 92, 93; P 5 89, 90. 


1. Der Nacherbe rückt in den geſamten Erbteil des Vorerben ein, auch inſoweit er ſich 
infolge Wegfalls eines Miterben durch Erhöhung des geſetzlichen Erbteils (8 1985) oder durch 
Anwachſung ($ 2094) oder durch Berufung des Vorerben zum Erſatzerben eines Miterben 
(8 2096) erweitert hat. Ob der Miterbe vor oder nach Eintritt des Falles der Nacherbfolge 
(82139) weggefallen iſt, macht keinen Unterſchied. Rückbeziehende Wirkung der Ausſchlagung 
$ 1953, der Erbunwürdigkeitserklärung § 2344, des Nichterlebens der aufſchiebenden Be⸗ 
dingung 8 2074 ſowie in den Fällen des § 2078 und des EG Art 86 Satz 2 Halbſ 2, Art 87 
Abſ 2 Satz 2 ($ 2096 A 1; Nc 95, g8f.). 


2. Borausvermächtnis $ 2150. — Abſ 1 u. 2 geben nur Ausleg ungsregeln (im Zweifel“). 
Ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers iſt von dem zu beweiſen, der hieraus Rechte ableitet. 
Zum Teil abweichend beim Erbſchaftskauf § 2373. 
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8 2111 


Zur Erbſchaft gehört!), was der Vorerbe auf Grund eines zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung 
oder Entziehung eines Erbſchaftsgegenſtandes oder durch Rechtsgeſchäft 
mit Mitteln der Erbſchaft erwirbt?), ſofern nicht der Erwerb ihm als Nutzung 
gebührt). Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forde⸗ 
rung zur Erbſchaft hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, 
wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der 
SS 406 bis 408 finden entſprechende Anwendung‘). 

Zur Erbſchaft gehört auch, was der Vorerbe dem Inventar eines erb⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks einverleibte). 


E 1 1825 II 1984; M 5 109—111; P 5 100, 114, 115; 6 168, 319, 824-826. 


1. Dingliche Surrogation wie beim Erbſchaftsanſpruch ($ 2019) und bei der Erben⸗ 
gemeinſchaft (§ 2041). Die näher bezeichneten Erwerbungen werden, auch im Falle befreiter 
Vorerbſchaft RG Warn 1920 Nr 203), ohne weiteres Beſtandteile der Erbſchaftsmaſſe, unter: 
liegen je nach ihrer Art aus den 95 2112ff. ſich ergebenden Verfügungsbeſchränkungen, ſowie 
gegebenenfalls der Eintragungspflicht nach GBO $ 52 und gehen ſeinerzeit mit auf den 
Nacherben über (RG Warn 1913 Nr 427). Dagegen kann der Vorerbe nicht Gegenſtände ſeines 
freien Vermögens mit dinglicher Wirkung der Erbſchaft zuweiſen (KG J 40, 188; vgl. RG 
92, 142 zu 8 1870 und 25. 10. 20 IV 116/20 für preußiſches Recht). 

2. Von den drei Gruppen der Surrogate ſtimmen die beiden erſten überein mit 8 2041. 
Zum Erwerb auf Grund eines Rechtes gehört Verbindung, Vermiſchung (88 946ff.), 
die Schatzhälfte (8 984), die Anlandung (EG Art 65), die Erſitzung vermöge des zur Erbſchaft 
gehörigen Beſitzes (88 857, 987ff.) die Annahme einer dem Erblaſſer angefallenen Erbſchaft 
(8 1952), nicht aber Erwerb des Eigentums am Grundſtücke des Erblaſſers auf Grund eines 
Ausſchlußurteils nach $ 927 (RG 76, 300). Erwerb durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der 
Erbſchaft wie § 2019 A 2. Um ein Surrogat dieſer Gruppe handelt es ſich, wenn eine Eigen: 
tümergrundſchuld dadurch entſteht, daß eine auf dem Nachlaßgrundſtück ruhende Hypothek 
mt Erbſchaftsmitteln bezahlt wird. Erfolgt die Zahlung aus eigenen Mitteln des Vorerben, 
10 fällt die Eigentümergrundſchuld dann als ein Surrogat der erſten Gruppe in den Nachlaß, 
venn ihr Erwerb durch den Vorerben weſentlich darauf beruht, daß er infolge der Vor⸗ 
erbfolge Eigentümer des Grundſtücks geworden it: die erforderlich geweſene Aufwendung 
hat ihm der Nacherbe zu erſeten (Planck 9 2126 A 2; a. M. KG RJ A 16, 118 mit der in 
Ig 2, 159 feſtgehaltenen, nicht zu billigenden Begründung, daß auf Grund eines zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Rechts nur ein Erwerb gemacht ſei, der auf Grund des Rechts ohne ver⸗ 
mittelndes Rechtsgeſchaft des Vorerben erzielt worden ſei; desgl. Hamburg JG 2, 481). 
Wird ein Erwerb teilweiſe mit Mitteln der Erbſchaft gemacht (3. B. dem Vorerben bei der 
Auseinanderſetzung mit ſeinen Miterben auf ſeinen Erbteil ein Nachlaßgrundſtück mit der 
Beſtimmung zugeteilt, daß er die auf dem Grundſtücke laſtenden Hypotheken als Selbſt⸗ 
ſchuldner übernimmt), fo gehört der Erſverb zu dem entſprechenden Teile zur Erbſchaft 
(NG 89, 53; 90, 97). Werden Erbſchaftsgegenſtände in eine Geſellſchaft eingebracht, ſo fällt 
ein entſprechender Anteil on dem Anſpruch auf das künftige Auseinanderſetzungsguthaben 
in den Nachlaß (MG Warn 1920 Nr 203) Nicht erforderlich iſt es, daß ſich das Rechts- 
geſchäft auf den Nachlaß bezieht“ ($ 2041 U 1). Der Vorerbe kann mithin, ſobalb er urſprüng ⸗ 
liche Exbſchaftsgegen fände oder deren Surrogate, auch verbrauchbare Sachen zum Zwecke des 
Erwerbs aufwendet, die Zugehörigkeit des Erworbenen zur Erbſchaft durch ſeinen Willen 
überhaupt nicht hindern. ies trifft auch auf bedingte Erwerbungen zu. Hierzu gehört der 
Verſicherungsanſpruch, wenn die Prämie aus Mitteln der Erbschaft bezahlt if. Auch wenn 
dies nicht geſchieht, wird die Verfiherung von Erbſchaftsſachen als zugunſten auch des Nach⸗ 
erben genommen zu gelten haben. Erſatzfrage |. § 2124. Fällige Verſicherungsanſprüche 
gehören zu dem als Erſatz für die Zerſtörung uſw. gemachten Erwerbe. 

8, Im Gegenſatze zum Erbſchaftsbeſitzer (82020) gebührt dem Vorerben als wahrem Erben 
und Träger der zur Erbſchaft gehörigen Rechte endgültig der Bezug der Nutzungen (§ 100). 
Dem entſpricht, daß er auch die gewöhnlichen Erhaltungskoſten zu tragen hat (8 2124). Nutzung 
eines Waldes § 2123, ordnungswidriger und übermäßiger Fruchtbezug § 2188. Das Recht 
auf die Nutzungen beginnt mit dem Erbfall und endet mit Eintritt der Nacherbfolge. Es ver⸗ 
bleibt dem Vorerben, auch wenn ihm durch Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers die Ver. 
waltung sogen ift (8 2209). Der Erblaſſer kann jedoch durch Anordnung von Vermächtniſſen 
zugunſten des acherben oder durch Auflagen den Vorerben — unbeſchadet feines Pflichtteils⸗ 
rechts — ſchuldrechtlich verpflichten, dem Nacherben ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge die 
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Nutzungen herauszugeben (RG Warn 1912 Nr 174). Für eine etwaige Verteilung iſt § 101 
maßgebend, ſoweit nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erhellt. So bei Dividenden und Ge⸗ 
winnanteilen R Warn 08 Nr 71. Darüber, ob Bezugsrechte bei Kapitalerhöhungen einer 
Aktiengeſellſchaft oder Geſellſchaft m. b. H. zu den Nutzungen gehören, vgl. § 99 A 10, 8 100 
A 5, § 1068 A 3; JFG 2, 159. Obwohl freies Eigentum des Vorerben, gelten die Früchte 
den Nachlaßgläubigern gegenüber doch als Beſtandteile des Nachlaſſes. 

4. Wörtlich übereinſtimmend mit § 2019, ſ. dort A 3. Vgl. auch 88 2129 A 3, 2140 A 1. 

5. Entſprechend bei der Pacht 8 588, beim Nießbrauch § 1048 und bei der Nutznießung 
des Mannes § 1378. Dabei iſt vorausgeſetzt, daß der Vorerbe die Einverleibung in das In⸗ 
ventar aus eigenen Mitteln vornimmt, da ſonſt ſchon Ab] 1 einſchlägt. Inwieweit er Erſatz 
verlangen kann, beſtimmen 88 2124, 2125. Eine „Einrichtung“ und damit das Recht der Weg: 
nahme kommen nicht in Frage, da es ſich hier nur um den Erſatz oder die Vermehrung eines 
bereits vorhandenen Inventars handelt. 


8 2112 
Der Vorerbe kann über die zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtände ver⸗ 
fügen, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften der SS 2113 bis 2115 ein an⸗ 
deres ergibt!) 


E I 1815, 1828 Abſ 1, 2 II 1985; M 5 93, 94, 114116; P 5 97—99. 


1. Der Vorerbe iſt wahrer Erbe. Er kann deshalb grundſätzlich gleich dem gewöhnlichen 
Erben über die Erbſchaftsgegenſtände verfügen. Doch ſind ihm dabei im Intereſſe des hierdurch 
gefährdeten Nacherben dingliche (58 21132115) und ſchuldrechtliche (58 2116ff., 2130) Be- 
ſchränkungen auferlegt. Zwiſchen Vor. und Nacherben beſteht inſoweit ein geſetzliches Schuld- 
verhältnis (RG 59, 202). Von den meiſten dieſer Beſchränkungen kann ihn der Erblaſſer 
befreien (§ 2136). Anderſeits kann ihm die Verwaltung und damit die Verfügungsmacht 
durch gerichtliche Anordnung auch ganz entzogen werden ($ 2129). Verfügung im Sinne 
von 8 185 im Gegenſatz zur Begründung eines bloß ſchuldrechtlichen Verhältniſſes. Der Vor⸗ 
erbe behält mithin die Befugnis, ſich in bezug auf die feiner Verfügung entzogenen Gegen ; 
ftände z. B. durch Abſchluß von Kaufverträgen wirkſam zu verpflichten (RG JW 1912, 
188° und Recht 1921 Nr 1631). Bloß tatſächliche Verfügungen (Zerſtörungen, Beſchädigungen) 
machen den Vorerben nach § 2130 erſatzpflichtig. Seine Verfügungsmacht iſt nur beſchränkt 
in Anſehung einzelner zur Erbſchaft gehörender Gegenſtände, Sachen und Rechte (§ 90). 
Nicht alſo, wenn er Miterbe iſt, in Anſehung des Vorerbteils ſelbſt, das er vielmehr gemäß 
$ 2033 frei veräußern kann, jedoch unbeſchadet des Rechtes des Nacherben, mit dem es auch 
in der Hand des Erwerbers belaftet bleibt ($ 2100 A 1; ſ. auch § 2376 Abſ 1). Als Miterbe 
kann er, gleichviel ob er allein oder ob auch andere Miterben mit der Nacherbſchaft belaſtet 
find, jederzeit Auseinanderſetzung verlangen (§ 2042). Vgl. hierzu RG 75, 866. Nur ſoweit 
bei der Durchführung der Auseinanderſetzung Verfügungen im Sinne von 88 2113ff. nötig 
werden, bedarf er der Mitwirkung des Nacherben. Ihm allein ſteht unbeſchadet feiner Ber- 
antwortung aus § 2130 die Entſchließung zu über Annahme einer dem Erblaſſer angefallenen 
Erbſchaft (8 1952). Ebenſo über Fortführung eines Handelsgeſchäfts (HGB 88 22, 31, OLG 
4, 456). Auch durch Verfügung von Todes wegen kann der Vorerbe die Erbſchaft und 
damit die Vorerbenſtellung für ſich allein oder zuſammen mit ſeinem eigenen Vermögen 
einem Dritten zuwenden. Dieſe Verfügung wird gegenſtandslos, wenn der Eintritt der Nach- 
erbfolge mit dem Tode des Vorerben zuſammentrifft. Sie bleibt jedoch unbeſchadet aller 
Rechte des Nacherben in der Zwiſchenzeit auf ſo lange wirkſam, als der Anfall der Nacherbſchaft 
noch weiter hinausgeſchoben iſt (8 2106 A 1). Die Prozeßführung iſt an ſich und abgeſehen 
von der verfügenden Wirkung gewiſſer Urteile, die zur Abgabe von Willenserklärungen ver ⸗ 
pflichten (ZPO 88 894, 895), nicht Verfügung, der Vorerbe iſt an ſich hierin nicht beſchränkt 
(RG JW 1918, 4345). Das ergangene rechtskräftige Urteil kommt nach ZPO $ 326 auch 
dem Nacherben zugute, wenn es zu ſeinen Gunſten ausgefallen iſt und über eine Nachlaß ⸗ 
verbindlichkeit oder über einen der Nacherbfolge unterliegenden Gegenſtand ergeht. Nur 
wenn der Vorerbe über einen ſolchen Gegenſtand ohne Zuſtimmung des Nacherben zu ver⸗ 
fügen befugt iſt, wirkt es auch gegen den Nacherben (vgl. auch § 1380). Unterbrechung 
des Verfahrens bei Eintritt der Nacherbfolge ZPO 88 242, 246 (hierzu RG 75, 368), voll 
ſtreckbare Ausfertigung $ 728 Abſ 1. — Verfügungsbeſchränkungen des Vorerben infolge der 
Beſtellung eines verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers 88 2211ff. (ſ. auch § 2222). Ein⸗ 
tragungen im Grundbuch GBO 8 52 (8 2118 U 2) 


8 2113 
Die Verfügung des Vorerben über ein zur Erbſchaft gehörendes Grund⸗ 
ſtück oder über ein zur Erbſchaft gehörendes Recht an einem Grundſtück!) 
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iſt im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als ſie das 
Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde!). 

Das gleiche gilt von der Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, 
die unentgeltlich oder zum Zwecke der Erfüllung eines von dem Vorerben 
erteilten Schenkungsverſprechens erfolgt?). Ausgenommen ſind Schen⸗ 
kungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprochen wird“). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung’). 

€ I 1828, 1839 II 1986; M 5 114—116, 129, 130; P 5 97—104, 109—112, 130; 6 129, 130. 


Zu Abſ1 Befreiung zuläſſig 8 2136. 


1. Den Grundſtücken find gleichgeſtellt Erbbaurechte (VO v. 15. 1. 19 8 11) und die EG 
Artt 63, 196 erwähnten Rechte. Rechte an Grundſtücken 8 873 A 6. Wegen der Hypotheken 
forderungen, Grundſchulden und Rentenſchulden j. auch § 2114 Wi. Gleichgültig iſt, ob das 
Grundſtück uſw. ſchon von Anfang an zur Erbſchaft gehört oder erſt im Wege der Surrogation 
(8 2111) Beſtandteil geworden iſt. Verfügung über ein Grundſtück (vgl. auch 88 1445, 1821 
Nr 1) iſt Übertragung des Eigentums, Dereliktion (§ 928) und Belaſtung mit einem Rechte 
($ 873); Verfügung über ein Recht am Grundſtück iſt Aufhebung des Rechtes, Übertragung, 
Belaſtung mit einem Rechte, Anderung des Rechtsinhalts (88 873877). nicht aber Ver. 
mietung und Verpachtung (§ 2135). 

2. Die Unwirkſamkeit der Verfügung beruht nicht auf einem geſetzlichen Veräußerungs⸗ 
verbot (5 135). Sie ift bedingt (durch den Fall des Eintritts der Nacherbfolge) und zugleich 
ihrem Umfang nach begrenzt (ſoweit ſie das Recht des Nacherben vereiteln oder be⸗ 
einträchtigen würde). Die Verfügung iſt deshalb von Anfang an wirkſam, wenn ſie auf 
die Dauer des Rechtes des Vorerben beſchränkt iſt. Sie wird ferner voll wirkſam, fobald feft- 
2 daß es überhaupt nicht zur Nacherbfolge kommen wird. Auch Zuſtimmung des Nach⸗ 
erben macht die Verfügung voll wirkſam (8 185; R& 65, 219; Warn 1914 Nr 126). Derſelbe 
Erfolg tritt ein, wenn der Vorerbe das mit dem Rechte des Nacherbenf belaſtete Grundſtück 
oder Recht zum freien Eigentum erwirbt oder, wenn der Nacherbe unbeſchränkter Erbe des 
Vorerben wird ($ 185 Ab} 2); hat der Vorerbe die Verfügung indeſſen zugunſten eines der 
mehreren Mitnacherben getroffen und wird er von allen dieſen beerbt, ſo wird die Verfügung 
nach § 185 Abſ 2 Satz 1 Halbſatz 3 nicht wirkſam, weil dann im Verhältnis der Miterben 
untereinander die unbeſchränkte Haftung ausgeſchloſſen iſt (RG 110,94). Zur Einwilligung 
kann der Nacherbe unter Umſtänden gezwungen werben (8 2120). Der Nacherbe kann die Unwirk⸗ 
ſamkeit der ihn benachteiligenden Verfügung unter Umſtänden ſchon vor Eintritt der Nacherb⸗ 
folge durch Feſtſtellungsklage gegen den Vorerben geltend machen. So in einem landrecht⸗ 
lichen Falle anerkannt RG 24. 6. 07 IV 551/06. Die Vereitelung oder Beeinträchtigung 
des Nacherbenrechts (88 161 Abf 1, 883 Abſ 2) wird im Falle der Veräußerung oder Be⸗ 
laſtung eines Grundſtücks immer gegeben ſein, wenn ſie nicht in Erfüllung einer bereits vom 
Erblaſſer eingegangenen Verbindlichkeit (Auflaſſung eines von ihm verkauften Hauſes) vorge⸗ 
nommen wird. Ebenſo bei der Verfügung über ein Recht am Grundſtück, es müßte denn damit 
eine bloß formale Rechtsänderung (Verwandlung der Buchhypothek in Briefhypothek) oder fo- 
gar eine Beſſerung z. B. in der Rangſtellung ($ 880) herbeigeführt werden. Jedenfalls wird die 
Beeinträchtigung dadurch nicht beſeitigt, daß wirtſchaftlich angeſehen die Lage des Nacherben 
durch die Verfügung nicht verſchlechtert wird, daß z. B. der Vorerbe für das veräußerte Grund⸗ 
ſtück den vollen Geldwert gezahlt erhält. Immerhin geht ihm das ihm zugedachte Grundſtück 
dadurch verloren. Nur für die Fälle des Abſ 2 kommt die Entgeltlichkeit in Betracht. Mit dem 
Eintritt der Nacherbfolge endigt die Wirkung der dem Abſ 1 zuwiderlaufenden Verfügun 
und tritt der frühere Rechtszuſtand wieder ein (88 163, 158). Mit dieſem Zeitpunkt kann deshalb 
die Umwirkſamkeit von jedem, nicht bloß vom Nacherben geltend gemacht werden (RG Warn! 
1914 Nr 126; a. M. Dernburg V § 58 A 2), jedoch unbeſchadet der während der Schwebe ⸗ 
zeit von Dritten erlangten Rechte (Abſ 3). Das Recht des Nacherben und, ſoweit der Vor⸗ 
erbe von Beſchränkung feines Verfügungsrechts befreit iſt, auch die Befreiung ſind, wenn 
der Nacherbe nicht hierauf verzichtet hat (RG 61, 232), von Amts wegen im Grundbuch 
einzutragen (GBO 8 52). Verzicht des Nacherben auf die Eintragung oder die von ihm 
— * Löſchung der Eintragung des Nacherbenrechts hat nicht den Verluſt dieſes Rechtes 
zur Folge, ſondern nur, daß er den ſich aus der Eintragung nach $ 892 Abf 1 Satz 2 ergeben- 
den Schutz gegen beeinträchtigende Verfügungen des Vorerben egenüber einem gutgläubigen 
Erwerber einbüßt (RG 26. 5. 21 IV 574/20; KG Nel 17, 64). Durch die Eintragung des 
Nacherbenrechts entſteht kein Recht am Grundſtück oder an dem zur Erbſchaft gehörenden 
Rechte am Grundſtück (RG 83, 436), auch keine dingliche Belaſtung im Sinne von 38O 8 24 
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(N 102, 103). Iſt das Nacherbenrecht eingetragen, fo ſteht der grundbücherlichen Eintragung 
von Verfügungen des Vorerben, da eine Sperre des Grundbuchs nicht eintritt (8 892), nichts 
entgegen (SeuffA 69 Nr 253); ausgenommen wenn es ſich um Löſchungen auf Grund einer 
Verfügung des Vorerben handelt (RG 65, 219; 102, 338; dagegen Maenner Lg 1925, 13ff.). 
Iſt die Eintragung nicht geſchehen, ſo darf das Grundbuchamt auf Grund einer Verfügung 
auch des befreiten Vorerben keine Rechtsänderung in das Grundbuch eintragen, es ſei 
denn, daß die Einwilligung des Nacherben in die Verfügung gemäß GBO S 29 ihm nad): 
gewieſen oder offenkundig oder daß ihre Notwendigkeit durch die ganze Sachlage aus 
geſchloſſen iſt. So geeignetenfalls auch, wenn es ſich um eine Löſchungsbewilligung des 
befreiten Vorerben handelt (RG 69, 260; über die Notwendigkeit der Zuſtimmung des 
Nacherben zur Löſchung im Falle nichtbefreiter Vorerbſchaft |. KG RIA 16, 145). Von 
den im vorletzten Satze angeführten Fällen abgeſehen, läßt ſich mit den im Grundbuch: 
verfahren zuläffigen Veweismitteln, außer durch eine beglaubigte Erklärung des Nacherben, 
nicht mit Sicherheit feſtſtellen, ob die Verfügung des Vorerben eine entgeltliche oder 
unentgeltliche und ob fie deshalb nach Abſ 2 auch dem befreiten Vorerben verboten iſt. 
So ausführlich RG 61, 228; 65, 214 u. 70, 333; dagegen Plauck $ 2136 A 3. Die neuere 
Rechtſprechung ſieht die Uneutgeltlichkeit einer Verfügung des befreiten Vorerben regel: 
mäßig als durch die Sachlage ausgeſchloſſen an, wenn die Eintragungsbewilligung des Vor⸗ 
erben Beſtandteil eines zweiſeitigen entgeltlichen Geſchäfts iſt (KJ 38 A 223; 40, 174) 
oder die von ihm erklärte Auflaſſung auf einem zweiſeitigen entgeltlichen Geſchäfte beruht 
(RIA 11, 123; 16, 330; RG SeuffA 78 Nr 192), läßt auch eine einſeitige Erklärung eines 
ſolchen Vorerben zum Nachweiſe der Entgeltlichkeit genügen, wenn die Richtigkeit dieſer 
Erklärung durch andere in der Form von GBO 8 29 nachgewieſene Unmſtäude beſtätigt wird 
(KJ 40, 180; 41, 176; OLG 30, 201; noch weitergehend Bay obs JW 1923, 10361; der 
Grundbuchrichter werde einer Erklärung des Vorerben, daß die Verfügung entgeltlich ſei, 
Vertrauen ſcheuken dürfen, wenn nicht beſondere Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit der 
Erklärung gegeben ſeien). Die Frage iſt gegenſtandslos, wenn der Nacherbe, ſei es auch ver⸗ 
treten durch den Vorerben, die Veräußerung des Grundſtücks ſelbſt mit vorgenommen hat 
RG Warn 1912 Nr 399). Aufhebung einer Eigentümergrundſchuld durch den befreiten Vor. 
erben KGJ 43, 263; IFG 2, 481. 

3. Die unentgeltliche Verfügung über Erbſchaftsgegenſtände jeder Art, Sachen und 
Rechte (8 90), nicht bloß Grundſtücke, iſt auch dem befreiten Vorerben nicht geſtattet (A 2) 
und macht ihn nach 8 2138 Abf 2 gegenüber dem Nacherben ſchadenserſatzpflichtig. Sie wird 
ſtets eine Vereitelung des Rechtes des Nacherben enthalten und kann deshalb nur Wirkſamkeit 
behalten, wenn der Nacherbe einwilligt oder wenn es überhaupt nicht zur Nacherbfolge kommt. 
Sie iſt nicht notwendig Schenkung ($ 516). Es genügt, daß ohne Gegenleiſtung, vielleicht nur 
in Erwartung einer ſolchen verfügt iſt. Die Verfügung iſt indeſſen nicht ſchon dann ganz 
oder teilweiſe unentgeltlich, wenn der Vorerbe für das, was er aus der Erbſchaft opfert, 
bei objektiver Betrachtung kein oder kein volles Entgelt erhält, ſondern es muß hinzukommen 
entweder, daß er auch nach ſeiner eigenen Einſchätzung kein oder kein volles Entgelt erhält, 
oder daß er unter dem für ihn (wie für den Teſtamentsvollſtrecker $ 2216 Abſ 1, 8 2205 A 4) 
maßgebenden Geſichtspunkt der ordnungsmäßigen Verwaltung (88 2120, 2130) bei Rück⸗ 
ſichtnahme auf ſeine künftige Herausgabepflicht das von der andern Seite Geleiſtete nicht 
als entſprechenden Gegenwert hätte anſehen dürfen (RG 81, 364; 105, 248; KG SW 
1925, 375). Von dieſem Standpunkt aus iſt auch der Verkauf eines Hauſes zu einem den 
niedrigen Grundſtückspreiſen der Juflationszeit eutſprechenden Preiſe (RG Igidſch 1926 
Pr 940; KG JW 1925, 3797 und ITS 3, 278) ſowie der in zahlreichen Entſcheidungen (fo 
JW 1924, 20431; 1925, 396% u. 5039; ORG 44, 56; 356 2 S. 388, 433, 436) behandelte 
Fall zu beurteilen, daß der Vorerbe (oder Teſtamentsvollſtrecker) in der Juflatiouszeit über 
eine Hypothek gegen Auszahlung in Papiermark durch vorbehaltlose Quittung, Löſchungs⸗ 
bewilligung oder Abtretung verfügt; vgl. auch NG 117, 97. Dem an die Anforderungen 
einer orduungsmäßigen Verwaltung gebundenen Ermeſſen des Vorerben kommt aber nur 
für die Einſchätzung einer Leiſtung als Gegenwert einer andern Leiſtung Bedeutung zu. 
Dagegen wird eine Leiſtung, für die der Leiſtende gar keine Gegenleiſtung erhält, nicht da⸗ 
durch entgeltlich, daß fie in dem irrigen Glauben an eine Gegenleiſtung bewirkt wird (RG 
105, 246; Gruch 68, 67: Erfüllung einer vermeintlichen Nachlaßverbindlichkeit). Keine unent— 
geltliche Verfügung iſt die Verſäumnis eines Erwerbs, Ausſchlagung einer dem Erblaſſer 
angefallenen Erbſchaft, Duldung der Verjährung. 

4. Erlaubte Schenkungen ſ. $ 534 (auch 88 1446, 1641, 1804, 2205, 2330). Der Satz 
bezieht ſich nur auf Verfügungen unter Lebenden (Bay obs 25 A 4). Keine ſittliche oder 
Anſtandspflicht des zum Vorerben berufenen überlebenden Elternteils, eine Ausgleichung 
unter den Kindern wegen ihrer bereits empfangenen Ausſtattungen (vgl. §§ 2050, 2052) 
ſchon durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden vorzunehmen (RG LA 1922, 410°). 

5. Übereinſtimmend mit § 161 Abſ 3, dort A3 und ZPO 8 325 Abſ 2. Der gutgläubige 
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Erwerber muß darüber in Unkenntnis ſein, daß der vom Vorerben veräußerte Gegenſtand 
zur Erbſchaft gehört oder den Vorerben irrig für befreit gehalten haben. Der Schutz kommt 
auch dem Empfänger der unentgeltlichen Leiſtung zugute (A 3), doch bleibt er dem Be⸗ 
reicherungsanſpruch aus § 816 Abſ 1 ausgeſetzt. Noch weitergehender Schutz des Erwerbers 
bei Erteilung eines Erbſcheins an den Vorerben, worin die Nacherbfolge unerwähnt ge⸗ 
blieben iſt, 88 2366, 2363. 


8 2114 


Gehört zur Erbſchaft eine Hypothekenforderung, eine Grundſchuld oder 
eine Rentenſchuld, ſo ſteht die Kündigung und die Einziehung dem Vor⸗ 
erben zu!). Der Vorerbe kann jedoch nur verlangen, daß das Kapital an 
ihn nach Beibringung der Einwilligung des Nacherben gezahlt oder daß 
es für ihn und den Nacherben hinterlegt wird?). Auf andere Verfügungen 
über die Hypothekenforderung, die Grundſchuld oder die Rentenſchuld 
finden die Vorſchriften des S 2113 Anwendung). 

E I 1818—1821, 1828 II 1987; M 5 96—98, 114—116; P 5 104. 

Befreiung zuläſſig $2136. 

1. Hypothek 88 1113 ff., Grundſchuld SS 1191 ff., Rentenſchuld 88 1199ff. find Rechte 
am Grundſtück. Die Verfügung hierüber, wozu auch Kündigung und Einziehung gehören, 
unterliegt deshalb an ſich den Beſchränkungen des $ 2113. Der Vorerbe iſt jedoch (in weiterem 
Maße als der Nießbraucher §8 1077, 1080) inſofern freier geſtellt, als ihm die Kündigung 
unter der aus § 2181 ſich ergebenden Verantwortung ſelbſtändig überlaſſen it. Demgemäß 
iſt auch die vom Schuldner dem Vorerben gegenüber erklärte Kündigung voll wirkſam. 

2. Auch die Einziehung iſt nicht (wie beim Nießbrauche § 1078) von der Mitwirkung des 
Nacherben abhängig. Das Zahlungsverlangen iſt aber inhaltlich in der Weiſe beſchränkt, daß 
den Rechten des Nacherben kein Abbruch geſchehen kann. Seine Einwilligung, d. h. vor⸗ 
herige Zuſtimmung ($ 183) iſt auf Verlangen und regelmäßig ſchon im Hinblick auf GBO 
$ 29 in öffentlich beglaubigter Form zu erteilen, 8 2120. Sie kann zum Zwecke der Befreiung 
auch vom Schuldner beanſprucht werden. Hinterlegung § 372. Der hinterlegte Betrag wird 
im Falle des § 378 Surrogat der Erbſchaft ($ 2111); zur Verfügung hierüber iſt die Zu⸗ 
ſtimmung des Nacherben erforderlich (§ 2116 Abſ 2). Die Vorſchrift trifft auch gegenüber 
dem perfönlichen Schuldner zu, der nicht Eigentümer ift (§ 1143) und findet auch Anwendung, 
wenn der Schuldner freiwillig leiſtet (hierzu KJ 50, 217). Dagegen iſt der Vorerbe in An⸗ 
ſehung anderer Forderungen, insbeſondere auf Zinsrückſtände nach 8 2112 nicht beſchränkt. 
3. Andere Verfügungen als Kündigung und Einziehung 8 2113 A 1. Hierzu gehört auch 
die Aufrechnung, wenn ſie vom Vorerben erklärt wird. 


8 2115 


Eine Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, die im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung!) oder durch den Konkurs⸗ 
verwalter erfolgte), iſt im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit 
unwirkſam, als ſie das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen 
würde). Die Verfügung iſt unbeſchränkt wirkfam, wenn der Anſpruch 
eines Nachlaßgläubigers oder ein an einem Erbſchaftsgegenſtande be⸗ 
ſtehendes Recht geltend gemacht wird, das im Falle des Eintritts der Nach⸗ 
erbfolge dem Nacherben gegenüber wirkſam ift?). 

E 1 1829 II 1988; M 5 117; P 5 112—114; 6 92, 98. 


1. Wie die vom Vorerben vorgenommenen Verfügungen im Falle des § 2113, fo find 
auch die gegen ihn ergehenden Verfügungen unwirkſam, wenn fie im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder Arreſtvollziehung ſtattfinden. Und zwar auch wenn der Vorerbe nach 
88 2136, 2137 befreit iſt, ſowie rückſichtlich aller Arten von Erbſchaftsgegenſtänden, alſo 
auch beweglicher Sachen und Rechte, die zur Erbſchaft gehören. ZPO 8 773 verbietet dem. 
gemäß die Veräußerung und Überweiſung der zu einer Vorerbſchaft gehörenden Gegenſtände 
und gibt dem Nacherben ein Widerſpruchsrecht. Nur um Verwirklichung einer rechtsgeſchäft⸗ 
lichen (urteilsmäßigen), nicht um eine im Wege der Zwangsvollſtreckung ergehende Verfügung 
handelt es ſich in den Fallen der Verurteilung zur Abgabe einer Willenserklärung nach ZPO 
58 894, 895 u. 897. Der Zwangsvollſtreckung muß folgerichtig auch die Aufrechnung 


216 Erbrecht Teſtament 


als eine Form der Selbſtbefriedigung gleichgeſtellt werden. In Fortbildung des $ 39a iſt 
deshalb dem Nachlaßſchuldner, der zugleich perſönlicher Gläubiger des Vorerben iſt, verwehrt, 
mit dieſer Forderung gegen ſeine Nachlaßſchuld aufzurechnen (RG 80, 32). 

2. Im Konkurs über das Vermögen des Vorerben iſt das dem Konkursverwalter zuſtehende 
Verfügungsrecht (KO 8 6 Abſ 2) mit Bezug auf die Erbſchaftsgegenſtände beſchränkt. Freie 
Verfügung iſt ihm auch nicht zur Erfüllung eines zweiſeitigen Vertrags (KO 8 17) eingeräumt. 
Die Veräußerung der Erbſchaftsgegenſtände iſt ihm durch KO 8 128 noch beſonders unterſagt. 
Der Nacherbe kann hiergegen den Schutz des Konkursgerichts anrufen (KO 8 88), hat aber 
kein Ausſonderungsrecht aus KO 8 43, da der Erbſchaftsgegenſtand immerhin bis zum Eintritt 
der Nacherbfolge dem Gemeinſchuldner als wahrem Erben gehört (a. M. Dernburg V8 58 A 11). 

3. Die Unwirkſamkeit der Verfügung iſt eine bedingte und begrenzte wie § 2113 A 2. 
Jedenfalls iſt die Vornahme der Zwangsvollſtreckung zuläſſig und ſteht auch dem Nacherben 
inſoweit kein Widerſpruchsrecht zu, als es ſich um die Begründung von Pfandrechten gemäß 
3 PO SS 804, 829, 846 ff., 857ff., 930 oder um Eintragung einer Sicherungshypothek nach 
88 866 ff. (RIA 4, 59) oder nur um Beſchlagnahme des Grundſtücks nach ZVG 85 20 ff. handelt. 
Nicht betroffen durch § 2115 find Vollſtreckungshandlungen, die ſich auf die dem Vorerben 
zuſtehenden Nutzungen (8 2111 A 3) beſchränken (RG 80, 7). S. jedoch ZPO $ 863. So auch 
die Zwangsverwaltung nach ZUG 88 146 ff. Nur die Veräußerung und Überweiſung ift aus⸗ 
geſchloſſen (ZPO 8 773). Erſt wenn es zur Nacherbfolge kommt, kann der Nacherbe Beſeitigung 
aller Vollſtreckungsmaßregeln verlangen. Vorher hat er nach § 2128 gegebenenfalls das 
Recht auf Sicherheitsleiſtung. 

4. Das Recht des Nacherben wie jedes andern Erben muß unbedingt den Anſprüchen 
der Nachlaßgläubiger weichen ($ 1967). Auch dann iſt ohne Rückſicht auf den Nacherben 
die völlige Durchführung der Zwangsvollſtreckung zuläſſig, wenn ſie auf Grund eines Rechtes 
an einem Erbſchaftsgegenſtande vorgenommen wird, das entweder bereits vom Erblaſſer 
(ſomit zugunſten eines Nachlaßgläubigers) oder auch erſt vom Vorerben begründet worden 
iſt, vorausgeſetzt, daß das Recht auch gegenüber dem Nacherben wirkſam iſt. So bei allen 
Verfügungen, zu denen der Nacherbe eingewilligt hat ($ 2120) oder die der Vorerbe in Be- 
ziehung auf Grundſtücke oder Rechte an Grundſtücken ohne Benachteiligung des Nacherben 
(82113 Abſ 1) oder in Beziehung auf andere Gegenſtände entgeltlich vorgenommen hat ($ 2113 
Abſ 2). Ebenſo bei Hypothekenzinſen und Reallaſten, die der Vorerbe unbefriedigt gelaſſen 
hat (88 1107, 1108, 1118). Iſt das Recht am Erbſchaftsgegenſtand erſt im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Vorerben erlangt (Pfandrecht), ſo iſt ſeine fernere Geltendmachung 
durch Satz 1 (A 3) ausgeſchloſſen. Unter den gleichen Vorausſetzungen ſind die Verfügungen 
des Konkursverwalters unbeſchränkt wirkſam. — Die Vorſchrift zum Schutze der Nicht- 
berechtigten (82113 A 5) iſt hier nicht aufgenommen. Hiernach erlangt auch der gutgläubig, 
d. h. ohne Kenntnis des Nacherbenrechts mit der Zwangsvollſtreckung vorgehende Gläubiger 
oder mit dem Konkursverwalter verhandelnde Dritte durch die betreffenden Verfügungen 
keine gegen den Nacherben wirkſamen Rechte. Kommt es jedoch zu einer wirklichen Veräuße⸗ 
rung, ſo wird der Erwerber nach 98 1244, 932 ff., 892 geſchützt. Bei der Zwangsverſteigerung 
gilt dies ſogar dann, wenn dem Erſteher das Nacherbenrecht bekannt war, ſofern es nicht 
eingetragen oder rechtzeitig angemeldet war (ZVG $ 87 Nr 4, 5, 88 44f., 52, 90f.). — Ahn⸗ 
liche Vorſchriften in 88 185, 161, 184, 853, 499, 888. 


8 2116 


Der Vorerbe hat auf Verlangen des Nacherben die zur Erbſchaft ge⸗ 
hörenden Inhaberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei einer Hinter⸗ 
legungsſtelle oder bei der Reichsbank mit der Beſtimmung zu hinterlegen, 
daß die Herausgabe nur mit Zuſtimmung des Nacherben verlangt werden 
kann!). Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nach § 92 zu den ver⸗ 
brauchbaren Sachen gehören, ſowie von Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinn⸗ 
anteilſcheinen kann nicht verlangt werden?). Den Inhaberpapieren ſtehen 
Orderpapiere gleich, die mit Blanko indoſſament verſehen ſind!). 

Über die hinterlegten Papiere kann der Vorerbe nur mit Zuſtimmung 
des Nacherben verfügen‘). 

E I 1822 II 1989; M 5 98—100; P 5 99, 106—109; 6 98, 94. 

Befreiung zuläſſig 82136. 

1. Der Vorerbe ift bezüglich der Inhaberpapiere (58 793 ff., 1195; Inhaberaktien HGB 


88 179, 320) und Erneuerungsſcheine ($ 805) nur ſchuldrechtlich und nur inſoweit gebunden, 
als der Nacherbe das Verlangen nach Hinterlegung geſtellt hat. Schadenserſatzpflicht 
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nach $ 2130. Legitimationspapiere ($ 808), z. B. Sparkaſſenbücher gehören nicht zu den 
Inhaberpapieren. Hinterlegungsſtellen nach Landesgeſetz EG Artt 144—146. Die gleiche 
Art der Hinterlegung ift vorgeſchrieben beim Nießbrauch § 1082, geſetzlichen Güterrecht $ 1392 
und für die vormundſchaftliche Verwaltung § 1814. 

2. Die Inhaberpapiere ſind verbrauchbare Sachen, wenn ihr beſtimmungsmüßiger 
Gebrauch in dem Verbrauch oder in der Veräußerung beſteht, z. B. Banknoten, das Betriebs 
kapital eines Bankgeſchäfts (ſ. auch § 1084). 

3. Orderpapiere HG 8368, Blankoindoſſament WO Art 12. Der Vorerbe kann lich mithin 
der Hinterlegungspflicht dadurch entziehen, daß er das Papier an Order indoſſiert, WO Art 18. 

4. Iſt es einmal zur Hinterlegung gekommen, ſo iſt, ſolange ſie dauert, jede ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Nacherben (§8 182—184) vorgenommene Verfügung von Anfang an und 
nicht bloß wie im Falle der 88 2113 A 2, 2115 A s bedingungsweiſe unwirkſam. Verpflichtung 
des Nacherben zur Zuſtimmung § 2120. 


8 2117 

Der Vorerbe kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach § 2116 zu hinter⸗ 
legen, auf ſeinen Namen mit der Beſtimmung umſchreiben laſſen, daß er 
über ſie nur mit Zuſtimmung des Nacherben verfügen kann. Sind die 
Papiere von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgeſtellt, ſo kann er 
ſie mit der gleichen Beſtimmung in Buchforderungen gegen das Reich oder 
den Bundesſtaat umwandeln laſſen“). 

E I 1822 Abſ 1 II 1990; M 5 99, 106—108; 6 98, 94. 

Befreiung zuläſſig $2186. 


1. Umſchreibung auf den Namen 8 806, EG Art 101. RSchuldb v. 31. 5. 10 §8 1, 4, 
10, 18; Staatsſchuldbuch EG Art 97. Gleiche Vorſchriften für die Verwaltung des Manne 
und des Vormundes 88 1893, 1815. 


8 2118 


Gehören zur Erbſchaft Buchforderungen gegen das Reich oder einen 
Bundesſtaat, jo iſt der Vorerbe anf Verlangen des Nacherben verpflichtet, 
in das Schuld buch den Vermerk eintragen zu laſſen, daß er über die Forde⸗ 


rungen nur mit Zuſtimmung des Nacherben verfügen kann!). 
E II 1181; P 5 99, 106— 108; 6 98, 94. 


Befreiung zuläſſig 8 2186. 


1. Wie beim Vormund $ 1816. RSchulbb& v. 31. 5. 10 88 3, 10, 18. Trifft auch zu, 
wenn die Buchforderungen erſt nachträglich zur Erbſchaft erworben find (8 2111). 


8 2119 


Geld, das nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft dauernd 
anzulegen iſt, darf der Vorerbe nur nach den für die Anlegung von Mündel⸗ 
geld geltenden Vorſchriften anlegen!). 

E II 1992; P 5 104, 105. 


Befreiung zuläſſig § 2136. 


1. Der Vorerbe iſt etwas freier geſtellt als der Mann, der Vater oder der Vormund 
(88 1377, 1642, 1806), indem er nicht verpflichtet ift, Geld dauernd anzulegen, ſoweit es 
nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereitzuhalten iſt. Immerhin ſind hierfür nicht ſeine 
eigenen Gepflogenheiten (8 2131), ſondern die Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft (8 2038 A 2) maßgebend. Jedenfalls aber hat er, wenn er einmal eine dauernde 
Anlage vornimmt, hierbei auf mündelmäßige Sicherheit (§8 1807, 1808, EG Artt 144, 
212) Bedacht zu nehmen, hierzu RG 78, 4. Die Genehmigung des Nacherben zur Erhebung 
des Geldes wie in § 1809 braucht er bei der Anlegung nicht auszubedingen. Auch feine Zu⸗ 
ſtimmung zur Anlegung wie in 8 1810 braucht er nicht einzuholen (ſ. jedoch § 2128). In 
der Anlegung von Geldern zu bloß vorübergehenden Zwecken (Bankguthaben, Anſammlung 
von Betriebsmitteln) iſt er nur nach Maßgabe der 88 2131, 277 beſchränkt. Keinesfalls ift er 
e vom Erblaſſer überkommene unſichere Anlagen in mündelmäßige umzuwandeln. — 

hnlich beim Nießbrauch § 1079 und beim Pfandrecht an Forderungen § 1288. 
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8 2120 


Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung, insbeſondere zur Berichtigung 
von Nachlaßverbindlichkeiten, eine Verfügung erforderlich, die der Vorerbe 
nicht mit Wirkung gegen den Nacherben vornehmen kann, ſo iſt der Nacherbe 
dem Vorerben gegenüber verpflichtet, ſeine Einwilligung zu der Verfügung 
zu erteilen“). Die Einwilligung iſt auf Verlangen in öffentlich beglaubigter 
Form zu erklären?). Die Koſten der Beglaubigung fallen dem Vorerben 
zur Laſté). 

E I 1823, 1828 Abſ 8, 1881 II 1998; M 5 107, 108, 116, 117, 120; P 5 10%, 112; 6 94. 


1. Ordnungsmäßige Verwaltung $ 2038 A 2. Gedacht ift vorzugsweiſe an die 
Notwendigkeit einer Verſilberung von Nachlaßgegenſtänden, um Mittel zur Bezahlung von 
Nachlaßſchulden zu gewinnen. Dieſe Verſilberung iſt mit Wirkung gegen den Nacherben 
dem Vorerben allein nicht geſtattet, wenn es ſich handelt um Grundſtücke oder Rechte an 
Grundſtücken (88 2113 Abſ 1, 2114) oder um die Verfügung über Papiere oder Buchforde⸗ 
rungen, die gemäß 8$ 2116—2118 hinterlegt oder umgeſchrieben find. Die Einwilligung 
des Nacherben oder des für ihn beſtellten Teſtamentsvollſtreckers (8 2222), die gemäß 88 188 
im voraus zu erklären iſt, aber auch als Genehmigung (8 184) die Verfügung nachträglich wirf- 
ſam macht, iſt in ſolchen Fällen unentbehrlich und darf nicht verweigert werden; anders 
auch im Falle befreiter Vorerbſchaft, wenn die Maßregel (Einziehung einer Hypothel) er- 
weislich zur Vereitelung des Nacherbenrechts erfolgt (RG 70, 332). Beſteht die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit unmittelbar in der Vornahme einer Verfügung nach 8 2113 Abſ 1, z. B. in der 
Auflaſſung eines bereits vom Erblaſſer veräußerten Grundſtücks, fo bedarf es zwar materiell 
der Einwilligung des Nacherben nicht, immerhin muß fie formell dem Grundbuchamte nad) 
gewieſen werden (8 2113 A 2). Die Verpflichtung beſteht nur gegenüber dem Vorerben, 
nicht alſo auch gegenüber dem Dritten, der an der Wirkſamkeit der Verfügung intereſſiert 
iſt. Der Vorerbe iſt aber an der Abtretung ſeines Anſpruchs auf Einwilligung nicht gehindert. 
Macht der Nacherbe gegen den dritten Erwerber eines Erbſchaftsgegenſtandes die Unwirkſam⸗ 
keit geltend ſo darf ihm der Dritte, falls er nicht ohnedies durch § 2113 Abſ 3 in feinem 
Erwerbe geſchützt ift, mit der Einrede (exceptio doli) begegnen, daß er gemäß 8 2120 die Ver⸗ 
fügung nachträglich zu genehmigen habe (a. M. Leonhard IV). Ebenſo kann, wer ein Grund; 
ſtück vom befreiten Vorerben entgeltlich erworben hat und geltend machen will, daß der 
Nacherbenvermerk ($ 52 GBO) dadurch gegenſtandslos geworden ſei, gegen den einen gegen 
teiligen Standpunkt vertretenden Nacherben unmittelbar auf Einwilligung in die Löſchung 
klagen (RG IRdſch 1926 Nr 939). Der Beweis, daß der Nacherbe zur Einwilligung ver- 
pflichtet jet, iſt vom Vorerben (oder gegebenenfalls dem dritten Erwerber) zu führen. — 
Die Vorſchrift gilt in dem ic 90, 96 dargelegten Sinne entſprechend, wenn zur ordnungs · 
mäßigen Verwaltung die Eingehung einer Nachlaßverbindlichkeit erforderlich iſt. 

2. Beglaubigung § 129, FGG 88 167, 18 191. 

3. Die Koſten gehören alſo nicht zu den Nachlaßverbindlichkeiten § 1967, ſondern zählen 
zu den Erhaltungskoſten 8 2124 Abſ 1. 


8 2121 


Der Vorerbe hat dem Nacherben auf Verlangen ein Verzeichnis der zur 
Erbſchaft gehörenden Gegenſtände mitzuteilen. Das Verzeichnis iſt mit 
der Angabe des Tages der Aufnahme zu verſehen und von dem Vorerben 
zu unterzeichnen; der Vorerbe hat auf Verlangen die Unterzeichnung öffent⸗ 
lich beglaubigen zu laſſen!). 

Der Nacherbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Verzeich⸗ 
niſſes zugezogen wird?). 

Der Vorerbe iſt berechtigt und auf Verlangen des Nacherben verpflichtet, 
das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen zuſtändigen 
Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſens). 

Die Kojten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen der Erbſchaft 
zur Zajtt), 

E I 1815, 993, 1042 IL 1994; M 5 108; P 5 93, 94, 98; 3 394—398. 

1. Befreiung nach § 2136 nicht zuläſſig. Das Verzeichnis der Erbſchaftsgegenſtände 


(ſo auch beim Nießbrauche $ 1035 und geſetzlichen Güterrechte $ 1372) umfaßt nur die Aktiven 
der Erbſchaft, Sachen und Rechte (5 90) nach dem Beſtande zur Zeit des Erbfalls (OLG 82, 57) 
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und braucht nicht, wie das Inventar ($ 2001 Abſ 2) eine Beſchreibung und Wertsangabe zu 
enthalten. Seine Beweiskraft iſt, da die Vermutung des $ 2009 hier nicht gilt, nach all- 
gemeinen Grundſätzen zu beurteilen. Es ift mitzuteilen, nur auf Verlangen des Nacherben, 
das im Prozeßwege durchzuſetzen iſt (OLG 8, 274) und nur während der Dauer der Vorerb 
ſchaft, nicht mehr nach Eintritt des Nacherbfalls geſtellt werden kann (RG 98, 25). Sind 
mehrere Nacherben nebeneinander oder nacheinander eingeſetzt, ſo kann jeder einzelne 
dieſes Recht, wie die Rechte aus 98 2127, 2128, ſelbſtändig geltend machen (fo für den erſten 
Fall RG 98, 26 und SeuffA 74 Nr 34). Iſt der Vorerbe zugleich Gewalthaber des Nach: 
erben, fo iſt er ſchon nach 88 1640, 1686 zur Aufnahme und Einreichung des Verzeichniſſes 
an das Vormundſchaftsgericht verpflichtet (RG 65,142). Das Verzeichnis braucht nur einmal 
aufgeſtellt zu werden. Über ſpätere Veränderungen im Beſtande der Erbſchaft (Anfall eines 
Miterbenanteils $ 2110, Surrogation $ 2111) hat der Vorerbe nur im Falle des § 2127 Aus- 
kunft zu erteilen und nur inſoweit ift er nach § 260 zum Offenbarungseide verpflichtet (OLG 
21, 825; 26, 837; 32, 57). Beglaubigung $ 129, FGG 88 167, 183, 193. 

2. Der Nacherbe iſt zur Anweſenheit nur berechtigt, nicht aber, auch auf Verlangen des 
Vorerben nicht, dazu verpflichtet. Ebenſowenig zur Mitwirkung oder auch nur zur Außerung 
über die Richtigkeit und zur Mitunterzeichnung. 

3. Die Zuſtändigkeit beſtimmt ſich nach Landesrecht. Der Nacherbe kann ſich auch damit 
begnügen, daß der Vorerbe die Behörde nur zuzieht ($ 2002). 

4. Die Koſten find Nachlaßverbindlichkeit $ 1967. Dies ſchließt nicht aus, daß fie den 
Vorerben im Verhältnis zu Dritten als eigene Verbindlichkeit treffen. Hat der Vorerbe das 
Verzeichnis aus eigener Bewegung aufgeſtellt, ſo können die Koſten als Verwendungen nach 
88 2124, 2125 in Betracht kommen. 

8 2122 


Der Vorerbe kann den Zuſtand der zur Erbſchaft gehörenden Sachen auf 
ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. Das gleiche Recht 
ſteht dem Nacherben zu!). 

E 1 1815, 992 II 1995; M 5 103; P 5 94, 99. 

1. Befreiung nach § 2136 nicht zuläſſig. Wie beim Nießbrauch § 1034, dem geſetzlichen 
Güterſtande 8 1872 und der Errungenſchaftsgemeinſchaft 8 1528. Die Feſtſtellung des Zu⸗ 
ſtandes der Sachen (§ 2111) kann (aber immer nur während der Dauer der Vorerbſchaft, 
RE 98, 26) auch wiederholt und ohne die Vorausſetzungen der 88 2127, 2128 verlangt werden, 


ſolange das Verlangen nicht in Schikaue ausartet (8 226). Vorzeigungspflicht des Vorerben 
5 809. Verfahren FGG 88 15, 164. 


8 2123 

Gehört ein Wald zur Erbſchaft, ſo kann ſowohl der Vorerbe als der 
Nacherbe verlangen, daß das Maß der Nutzung und die Art der wirtſchaft⸗ 
lichen Behandlung durch einen Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt werden. Tritt 
eine erhebliche Anderung der Umſtände ein, ſo kann jeder Teil eine ent⸗ 
ſprechende Anderung des Wirtſchaftsplans verlangen. Die Koſten fallen 
der Erbſchaft zur Laſt. 

Das gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Gewinnung 
von Bodenbeſtandteilen gerichtete Anlage zur Erbſchaft gehört!). 

E II 1996; P 5 127, 128; 6 844. 

re zuläſſig $ 2186. 

„ Wald» und Bergwerksnutzung wi i i x Di i 
Nachlaßverbindlichkeit 5 1967. ul u ĩ 
8 2124 

Der Vorerbe trägt dem Nacherben gegenüber die gewöhnlichen Erhal⸗ 
tungskoſten!). 

Andere Aufwendungen, die der Vorerbe zum Zwecke der Erhaltung von 
Erbſchaftsgegenſtänden den Umſtänden nach für erforderlich halten darf, 
kann er aus der Erbſchaft bejtreiten?). Beſtreitet er ſie aus ſeinem Ver⸗ 
mögen, ſo iſt der Nacherbe im Falle des Eintritts der Nacherbfolge zum 
Erſatze verpflichtete). 


E I 1815, 997-999 II 1997; M 5 108, 104; P 5 100, 115—121. 
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J. Die gewöhnlichen Erhaltungskoſten ſind in Gegenſatz geſtellt zu anderen Aufwen⸗ 
dungen zum Zwecke der Erhaltung (Abſ 2), zu Verwendungen ($ 2125) und zu den außer. 
ordentlichen Laſten (§ 2126). Es fallen deshalb darunter, obſchon nicht eigentlich der Er⸗ 
haltung, ſondern der Verwaltung der Erbſchaft dienend (Prot 5, 119), die gewöhnlichen Laſten 
wie Abgaben, Renten, Zinſen der Nachlaßſchulden, die üblichen Verſicherungsprämien uſw. 
Eigentliche Erhaltungskoſten ſind Aufwendungen für Erhaltung der Sache in ihrem wirt 
ſchaftlichen Beſtande einſchließlich der zur gewöhnlichen Unterhaltung gehörenden Ausbeſſe⸗ 
rungen und Erneuerungen ($ 1041, auch $$ 582, 601), ſomit auch die zur Fortführung eines 
gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betriebs im bisherigen Umfange notwendigen 
Ausgaben. Der Vorerbe hat dieſe Koſten als Gegenſatz für die ihm gebührenden Nutzungen 
(§ 2111 A 3) — jedoch regelmäßig ohne Rückſicht darauf, ob er hierin volle Deckung findet 
oder nicht — auf die Dauer feines Rechts ſelbſt zu tragen (§ 108). Immerhin kann im Einzel 
fall auch der Umſtand, ob Erhaltungskoſten aus den regelmäßigen jährlichen Nutzungen be⸗ 
ſtritten werden können, für ihre Unterordnung unter die gewöhnlichen oder die außerordent⸗ 
lichen Erhaltungskoſten erheblich ſein; ſo können Koſten der Ausbeſſerung einer Hausfaſſade 
als außerordentliche Aufwendungen angeſehen werden, wenn infolge der Zwangswirtſchaft 
die Hauserträgniſſe für diefe Koſten auch bei Zugrundelegung eines mehrjährigen Bewirt⸗ 
ſchaftungszeitraums nicht ausreichen (OL Frankfurt und Herzfelder, JW 1924, 987). Daß 
der Vorerbe die Koſten dem Nacherben gegenüber zu tragen hat, bedeutet, daß er hierfür 
nicht Erſatz oder Befreiung nach $ 257 verlangen kann und daß er auch nach Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge dafür aufzukommen hat ($ 2145 Ab] 1), ſoweit nicht nach $$ 2130, 592, 593 für das 
letzte Jahr ein Ausgleich ſtattfindet. Vernachläſſigt er die Erhaltung der Erbſchaft, ſo macht 
er ji gemäß $$ 2130, 2131 ſchadenserſatzpflichtig. Der Erblaſſer kaun ihn von der Verpflich⸗ 
tung nach Abſ 1 nicht befreien ($ 2136). Dagegen kann er ſich vom Nacherben ermächtigen 
n die nicht unter Abſ 2 fallen, aus der Erbſchaft zu beſtreiten (Bay Obe 
21 A 5). 8 


2. Zu den anderen Aufwendungen gehören außergewöhnliche Ausbeſſerungen und 
Erneuerung von Erbſchaftsgegenſtänden (88 1042, 1043), wobei auch an Sachinbegriffe (Land- 
gut, Herde, Handelsgeſchäft) zu denken iſt. Auch die Koſten des im Intereſſe der Erbſchaft 
über einen Erbſchaftsgegenſtand nicht leichtfertig geführten Rechtsstreits fallen (abweichend 
$ 1387 Nr 1) der Erbſchaft zur Laſt. Über Notwendigkeit und Umfang der Aufwendungen zu 
entſcheiden, ſteht wie beim Beauftragten (8 670) in dem gutgläubig ausgeübten Ermeſſen 
des Vorerben. Er kann die Aufwendungen aus der Erbſchaft oder ihren Surrogaten (8 2111) 
beſtreiten, ſomit auch Erbſchaftsgegenſtände hierzu in Geld umſetzen und in den Fällen des 
$ 2120 die erforderliche Einwilligung des Vorerben erzwingen. 

3. Aus ſeinem Vermögen beſtreitet der Vorerbe die Aufwendungen auch dann, 
wenn er hierzu die Nutzungen der Erbſchaft verwendet (8 2111 A 3). Die Erſatzpflicht des 
Nacherben entſteht erſt mit der Nacherbfolge (8 2139). Bis dahin verbleiben dem Vor⸗ 
erben die Nutzungen der Erbſchaft, er kann deshalb auch erſt von dieſem Zeitpunkt ab Ver 
zinſung verlangen (§ 256). Anſpruch auf Befreiung von Verbindlichkeiten $ 257. Der Erſatz⸗ 
anſpruch iſt nicht wie gegenüber dem Eigentumsanſpruch ($ 1001) davon abhängig, daß der 
Nacherbe den betreffenden Erbſchaftsgegenſtand erlangt. Auch Verwendungen auf unter- 
gegangene Gegenſtände ſind zu erſetzen (. jedoch $ 2138 A 2). Die Erſatzpflicht iſt aber Nach. 
laßverbindlichkeit und unterliegt deshalb in jedem Falle der Beſchränkung der Haftung, auch 
EN 92 Nacherbe ſonſt unbeſchränkt haftet, § 2144 Abſ 3. Zurückbehaltungsrecht des Vor⸗ 
erben 73. 


8 2125 

Macht der Borerbe Verwendungen auf die Erbſchaft, die nicht unter die 
Vorſchrift des § 2124 fallen!), jo iſt der Nacherbe im Falle des Eintritts 
der Nacherbfolge nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag zum Erſatze verpflichtete). 

Der Vorerbe iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er eine zur Erb⸗ 
ſchaft gehörende Sache verſehen hat, wegzunehmen?). 

E I 1815, 1010 II 1998; M 5 108, 104; P 5 100, 115—121. 

1. Die Verwendungen find hier in Gegenſatz geſtellt zu den gewöhnlichen und außer- 
gewöhnlichen Erhaltungskoſten des 8 2124. Im übrigen iſt die Beſtimmung dem Nießbrauch 
nachgebildet § 1049. Es handelt ſich ſomit a) um Ausgaben im Intereſſe der Erbſchaft, die 
über den Erhaltungszweck hinausgehen, z. B. Verbeſſerungen in der Kulturart, Um⸗ und Er⸗ 
weiterungsbauten, Vermehrung des Betriebskapitals, oder b) um Ausgaben, die zwar dem 


Erhaltungszwecke dienen, aber (wie die Ausbeſſerung einer veralteten Maſchinenanlage) vom 
Vorerben nicht hätten für erforderlich erachtet werden dürfen. Die Verwendungen können 


Einſetzung eines Nacherben 8s 2124—2127 221 


auf einzelne Gegenſtände, aber auch auf die Erbſchaft im ganzen gemacht ſein, z. B. die Koſten 
eines Rechtsstreits, der zur Feſtſtellung des Erbrechts geführt wird. 

2. Der Nacherbe ift, wie nach § 2124 Abi 2 nicht vor Eintritt der Nacherbfolge, jedoch 
nicht gleich dem Auftraggeber, ſondern nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag erſatzpflichtig. Danach ſteht dem Vorerben wie nach $ 2124 Abſ 2 bei den Verwen⸗ 
dungen zu Erhaltungszwecken der volle Erſatzanſpruch aus 88 683, 670 zu, ſoweit die Ver 
wendungen dem Intereſſe und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Nacherben 
entſprechen oder ſoweit dem Vorerben 8 679 zur Seite ſteht. Trifft dies nicht zu, ſo haftet der 
Nacherbe nach $ 684 jedenfalls ſoweit er bereichert iſt. Im übrigen gilt von dem Erſatzanſpruch 
das § 2124 A 3 Geſagte. 

3. Das Wegnahmerecht (8 258) ſteht dem Geſchäftsführer an ſich nicht zu, it deshalb 
dem 1 5 beſonders eingeräumt. Der Vorerbe iſt zun Wegnahme nur berechtigt, nicht 
verpflichtet. 


§ 2126 
Der Vorerbe hat im Verhältniſſe zu dem Nacherben nicht die außer⸗ 
ordentlichen Laſten zu tragen, die als auf den Stammwert der Erbſchafts⸗ 
gegenſtände gelegt anzuſehen ſind!). Auf dieſe Laſten finden die Vor⸗ 
ſchriften des S 2124 Abſ 2 Anwendung.) 


E I 1815, 1008 Nr 1 II 1999; M 5 103, 104; P 5 100, 115—120 


1. Indem der Vorerbe von Tragung der außerordentlichen Laſten (SS 995, 1047, 1385 
Nr 1) befreit wird, iſt mittelbar zugleich feine Verpflichtung anerkannt, die ordentlichen 
öffentlichen oder privatrechtlichen Laſten (§ 103) als Gegenſatz für die ihm zufließenden 
Nutzungen ſelbſt zu tragen ($ 2124 A 1). Dies gilt auch von den außerordentlichen Laſten, 
ſoweit ſie, wie z. B. die Einquartierungslaſt, nicht auf den Stammwert gelegt find. Dagegen 
kommen als ſolche den Stammwert ergreifende Laſten (M 3, 516) in Betracht: a) fällig 
werdende Hypotheken und Grundſchulden, Zwangsaufwendungen für Neu- und Umbauten, 
Adiazentenbeiträge u. dgl.; b) die der Erbschaft als Ganzem — nicht dem Vorerben für ſeine 
Perſon — auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen (RG Recht 09 Nr 694: Auslegungsfrage, 
ob ein Rentenvermächtnis im Verhältniſſe zwiſchen dem Vorerben und dem Nacherben nur 
die Einkünfte oder das Stammvermögen belaſten ſoll); e) die Beſitzſteuer nach dem Beſ⸗ 
Std v. 3. 7. 13; der Wehrbeitrag nach dem WehrbG v. 8. 7. 13 und die außerordentlichen 
Kriegsabgaben, ſoweit ſie vom Vermögen und nicht vom Einkommen erhoben wurden (KG 
und Herzfelder JW 1920, 5642); das Reichsnotopfer nach dem Gef v. 31. 12. 19 § 54; der 
Zuſchlag zur Vermögenſteuer nach dem Gef v. 8. 4. 22 $ 32, jetzt die Vermögenſteuer nach 
dem Gef v. 10. 8. 25 § 19; die Induſtriebelaſtung nach dem Gef v. 30. 8. 24; die Erbſchaft 
Re nach dem Erbſchstc᷑ in der Faſſung v. 22. 8. 25 88 7, 15 Abi 4 (über das frühere 

echtfvgl. Hirſchwald und Kretzſchmar JW 1921 S. 73, 569, 570). Die Abgaben nach den 
Geſetzen über die Beſteuerung der Betriebe und über die Erhebung einer Rhein⸗Ruhr⸗Abgabe 
2 > follten vom Ertrag erhoben werden und gehören deshalb nicht hierher (Bay Obs 

2. Der Vorerbe kann derartige Laſten aus der Erbſchaft beſtreiten und hat, inſowei 

fie aus feinem Vermögen beftreitet. den Erſatzanſpruch (8 21258 2/3). I 


§ 2127 


Der Nacherbe iſt berechtigt, von dem Vorerben Auskunft über den Be⸗ 
ſtand der Erbſchaft zu verlangen!), wenn Grund zu der Annahme beſteht, 
daß der Vorerbe durch ſeine Verwaltung die Rechte des Nacherben erheb⸗ 
lich verletzt?). 


E II 2000; P 5 96, 97. 
Befreiung zuläſſig 8 2136. 


1. Das Recht, Auskunft zu verlangen, ſchließt nach § 260 das Recht in ſi 
eines (privatſchriftlichen) Verzeichniſſes des derzeitigen Beſtandes 110 ee lr 
Offenbarungseid zu verlangen. Hat der Vorerbe bereits nach 8 2121 Verzeichnis gelegt, ſo 
genügt Angabe der ſeitdem eingetretenen Veränderungen. Die Auskunft kann, wenn ein 
neuer Grund gegeben iſt, wiederholt verlangt werden. Von mehreren, auch nacheinander 
berufenen Nacherben ſteht das Recht jedem beſonders zu (§ 2121 A 1). Für den noch un⸗ 
bekannten Nacherben hat fein nach $ 1913 beſtellter Pfleger zu ſorgen. Iſt nach $ 2222 ein 
Teſtamentsvollſtrecker beſtellt, ſo iſt dieſer zu dem Auskunftsverlangen ausſchließlich berechtigt. 


2. Das Recht des Nacherben beſteht in dem Anſpruch auf Herausgabe der Erbſchaft in 
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der 8 2130 vorausgeſetzten Beſchaffenheit. Daraus folgt, daß nicht ordnungsmäßige Verwal⸗ 
tung, auch wenn ſie nicht böswillig iſt, das Verlangen rechtfertigt, wenn ſie zugleich eine 
erhebliche Verletzung der Rechte des Nacherben (auf ſorgſame Verwaltung) enthält. Immer⸗ 
hin muß die Beſorgnis durch die Art der Verwaltung begründet fein. Ungünſtige Vermögens ⸗ 
lage des Vorerben (8 2128 A J) reicht für fi allein nicht aus. — Das Verlangen iſt nötigen ⸗ 
falls im Klagewege geltend zu machen. Es kann nur während der Dauer der Vorerbſchaft 
geſtellt werden, nach deren Beendigung dem Nacherben das Recht aus $ 260 ohne weiteres 
zuſteht (RG 98, 26). Für die Vorausſetzungen iſt der Nacherbe beweispflichtig. 


8 2128 


Wird durch das Verhalten des Vorerben oder durch ſeine ungünſtige 
Vermögenslage die Beſorgnis einer erheblichen Verletzung der Rechte des 
Nacherben begründet!), jo kann der Nacherbe Sicherheitsleiſtung ver⸗ 
langen). 

Die für die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Sicherheitsleiſtung 
geltenden Vorſchriften des § 1052 finden entſprechende Anwendung!). 


E I 1815, 1005, 1006 II 2001; M 5 104; P 5 100, 121— 125. 


Befreiung zuläſſig § 2136. 

1. Der Vorerbe iſt, wie der Nießbraucher ($ 1051) oder der Ehemann ($ 1891, hierzu 
R 60, 182 und Warn 1916 Nr 228) nicht allgemein, ſondern nur unter den beſonderen 
Vorausſetzungen des § 2128 zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet. Ahnlich § 1981 Abs 2. Da⸗ 
neben bleibt das Recht des Nacherben beſtehen, auf Befolgung des § 2119 zu dringen (RG 
73, 7). Das Verhalten des Vorerben braucht weder argliſtig noch überhaupt pflichtwidrig zu 
fein (RG SeuffA 74 Nr 34), muß aber objektiv die vom Geſetz erforderte Beſorgnis recht ⸗ 
fertigen. So insbeſondere bei unordentlicher Verwaltung des der Nacherbſchaft unterliegenden 
Vermögens (88 2127, 2130), bei unrichtigen Augaben in einem Nachlaßverzeichniſſe, das 
der Vorerbe mit oder ohne geſetzlichen Zwang aufgeſtellt hat (RG Recht 1922 Nr 86), oder 
bei eigenmächtiger Vornahme der durch 89 2113ff. ihm unterſagten Verfügungen; unter 
Umſtänden aber auch bei ſchlechter Verwaltung eines anderen Vermögens, das der Vorerbe 
in Händen hat, insbeſondere ſeines eigenen freien Vermögens (RG JW 1920, 88070 und 
Warn 1922 Nr 17). Ob die ungünſtige Vermögenslage ſchon bei Anfall der Erbſchaft vor⸗ 
handen war oder erſt ſpäter eintritt, iſt gleichgültig. Sie allein genügt aber nicht. Es muß 
auch hier dazukommen, daß, etwa wegen drohenden Zugriffs der Gläubiger des Vorerben 
oder zu befürchtender Veräußerung von Nachlaßgegenſtänden eine, und zwar erhebliche 
Verletzung der Nacherbenrechte zu beſorgen ſteht. 

2. Das Verlangen kann (bei einer Mehrheit von Nacherben von jedem einzelnen, 
§ 2121 A 1) unmittelbar auf Sicherheitsleiſtung gemäß sg 232 ff. gerichtet werden und 
ſetzt nicht voraus, daß der Vorerbe hierzu bereits rechtskräftig verurteilt oder daß ihm zuvor 
nach § 2129 die Verwaltung entzogen tft (RG 59, 200). Die Sicherheit iſt vom Vorerben 
nicht bloß mit der Erbſchaft, ſondern auch mit dem eigenen Vermögen zu leiſten. 

3. Der Anſpruch gegen den Vorerben ſteigert ſich gemäß § 1052 bis zur Entziehung der 
Verwaltung und Beſtellung eines Verwalters mit den weiteren Folgen des § 2129, wenn 
es zur rechtskräftigen Verurteilung dazu gekommen iſt, die Sicherheit zu leiſten, und wenn 
die ihm hierfür zu beſtimmende Friſt (3 PO 8 255 Abſ 2) verftrichen iſt. Die Entziehung der 
Verwaltung erfolgt im Klagewege, die Beſtellung des Verwalters durch das Prozeßgericht. 
Die Entziehung iſt aufzuheben, wenn die Sicherheit nachträglich geleiſtet wird. — Allgemeine 
Sicherungsmaßregeln zugunſten des Nacherben im Wege des Arreſtes oder der einſt⸗ 
weiligen Verfügung find durch $ 2128 nicht ausgeſchloſſen. Sie können ſich bis zur vor⸗ 
läufigen Entziehung der Verwaltung ſteigern, und zwar ſelbſt dann, wenn der Erblafſer Be⸗ 
freiung angeordnet oder den Nacherben nur auf den Überreſt eingeſetzt hat (88 2136, 2137). 


§ 2129 

Wird dem Vorerben die Verwaltung nach den Vorſchriften des 8 1052 
buen h. ſo verliert er das Recht, über Erbſchaftsgegenſtände zu ver⸗ 
fügen!). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung?). Für die zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Forderungen iſt die Entziehung der Verwaltung dem 
Schuldner gegenüber erſt wirkſam, wenn er von der getroffenen Anord- 
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nung Kenntnis erlangt oder wenn ihm eine Mitteilung von der Anordnung 
zugeſtellt wirds). Das gleiche gilt von der Aufhebung der Entziehung“). 
E II 2002; P 5 124, 126; 6 819. 


Befreiung zuläſſig § 2136. 

1. Die Entziehung der Verwaltung (§ 2128 A 3) hat ſchlechthin den Verluſt des Verfügungs⸗ 
rechts zur Folge. Zugleich iſt der Vorerbe dem beſtellten Verwalter zur Herausgabe der Erb- 
ſchaft verpflichtet, behält aber den Anſpruch auf die Nutzungen (§ 2111 A 3). Die erforder⸗ 
lichen Verfügungen, wo nötig mit Zuſtimmung des Nacherben, ſind vom Verwalter zu treffen. 
Doch erlangt auch eine vom Vorerben getroffene Verfügung durch Genehmigung des hieran 
allein intereſſierten Nacherben Wirkſamkeit (8 185 Abſ 2). Die Entziehung tritt ein mit der Voll ⸗ 
ſtreckbarkeit der ſie anordnenden Entſcheidung. Die Verfügungsbeſchränkung iſt, wenn auch 
nicht von Amts wegen wie GBO 8 52, fo doch auf Antrag des Nacherben oder des beſtellten 
Verwalters im Grundbuch einzutragen (GBO 88 22, 13). 

2. Vgl. § 2113 A 5. 

3. Entſprechend dem Nießbrauch § 1070 Abſ 2 und dem Pfandrecht an Rechten § 1275. 
Die regelmäßig vom Verwalter oder vom Nacherben ausgehende Mitteilung an den Schuldner 
iſt, wenn fie erfolgt in Form der Zuſtellung, auch der Erſatzzuſtellung (ZPO 88 181—184), 
ohne Rückſicht auf erlangte Kenntnis wirkſam. Nicht geſchützt iſt der Dritte, der vom Vor⸗ 
erben eine Forderung durch Abtretung erwirbt, ſoweit ihm nicht 88 892, 893 zuſtatten kommen. 
Auch auf Erbſchein kann er ſich nicht berufen (§ 2366), da der Erbſchein über das Fortbeſtehen 
des Verfügungsrechts nicht Auskunft zu erteilen beſtimmt iſt. 

4. Entſprechend § 1070 Schlußſatz. Die Entziehung der Verwaltung iſt aufzuheben, 
wenn der Vorerbe nachträglich Sicherheit leiſtet, 8 1052 Abf 3. 


8 2130 > 


Der Vorerbe iſt nach dem Eintritte der Nacherbfolge verpflichtet, dem 
Nacherben die Erbſchaft in dem Zuſtande herauszugeben, der ſich bei einer 
bis zur Herausgabe fortgeſetzten ordnungsmäßigen Verwaltung ergibt!). 
Auf die Herausgabe eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks findet die Vor⸗ 
ſchrift des 8 592, auf die Herausgabe eines Landguts finden die Vorſchriften 
der SS 592, 593 entſprechende Anwendung?). 

Der Borerbe hat auf Verlangen Rechenſchaft abzulegens). 


E 1 1816, 1007 II 2008; M 5 101, 102; P 5 95, 96, 100, 128. 
Befreiung zuläſſig 8 2186. 


1. Die Herausgabepflicht iſt wie bei der Pacht ($ 591) nach Inhalt und Umfang dur 
einen objektiven Maßſtab beſtimmt: das Ergebnis einer bis 2 ns el 151 
nungsmäßigen Verwaltung. Was dem Vorerben hiernach im einzelnen obliegt (8 2088 
A2), beſtimmt ſich nach allgemeinen Lebensanſchauungen. Jedenfalls kann der Nacherbe nicht 
eine einzelne Verwaltungshandlung des Vorerben herausgreifen, ſondern muß auf das Geſamt⸗ 
ergebnis der Verwaltung ſehen (Prot 5, 96). Anderſeits kann ſich der Vorerbe von der objektiv 
gegen ihn begründeten Haftung durch den Nachweis befreien, daß er auch in eigenen An⸗ 
gelegenheiten nicht ſorgfältiger zu verfahren pflege (8 2131), wenn ihm nicht grobe Fahrläſſig⸗ 
keit zur Laſt fällt (5 277). Der Herausgabeanſpruch umfaßt auch die Surrogate der Erbſchaft 
(§ 2111), iſt aber feiner Natur nach ſchuldrechtlich und entiteht erſt mit Eintritt der Nacherb- 
folge ($ 2139). Nimmt der Vorerbe darüber hinaus die Erbenſtellung in Anſpruch, ſo iſt er 
nunmehr auch dem Erbſchaftsanſpruch des Nacherben ausgeſetzt (88 2018ff.). Auch im 
Falle ber Befreiung ($ 2136) kann der Vorerbe von der Herausgabeverpflichtung ſelbſtver 
ſtändlich nicht ganz entbunden werden. Sie beſchränkt ſich nach 8 2138 nur auf die noch vor⸗ 
handenen Erbſchaftsgegenſtände. Die Prüfung der Empfangsberechtigung iſt Sache des big. 
herigen Vorerben. Gibt er die Erbſchaft einem Nichtberechtigten heraus, ſo kann er ſich 
dem wahren Nacherben gegenüber nicht etwa auf § 2140 berufen (NG Warn 1918 Nr 213). 
Erſatzanſpruch des Vorerben wegen ſeiner Verwendungen 88 2124, 2125, Zurückbehaltungs⸗ 
recht $ 273, Verpflichtung zum Wertserſatz § 2134, Verteilung der Früchte und Laſten 
88 101—103. Schutz des Vorerben gegen ordnungswidrige Verwaltung vor Eintritt der 
Nacherbfolge 88 2127—2129. Tritt die Nacherbfolge durch den Tod des Vorerben ein, ſo 
trifft die Herausgabepflicht an feiner Stelle feinen Erben (RG Recht 1920 Nr 421). 

2. Entſprechend dem Nießbrauch, vgl. § 1055 Abſ 2. i 

3. Die Rechenſchaftspflicht umfaßt nach 8 259 und ebenſo die Herausgabepflicht nach 
$ 260 ge ebenenfalls die Pflicht zur Leiſtung des Offenbarungseides. Bei der Rechnungs⸗ 
legung ſcheiden die Einnahmen aus, ſoweit fie Nutzungen find (§ 2111 A 3). Ebenſowenig 
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kommen unter den Ausgaben die vom Vorerben zu tragenden gewöhnlichen Erhaltungskoſten 
in Frage ($ 2124 Abs 1). Überhaupt dürfen an die Rechnung des Vorerben, der Herr der 
Erbſchaft iſt und nur nach Art eines Verwalters beurteilt wird, nicht gleich ſtrenge Anforde ⸗ 
rungen wie an den eigentlichen Verwalter fremden Gutes geſtellt werden. 


8 2131 


Der Vorerbe hat dem Nacherben gegenüber in Anſehung der Berwal- 
tung nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen Angelegen⸗ 
heiten anzuwenden pflegt!). 

E I 1815, 991 II 2004; M 5 108; P 5 96, 99. 


Befreiung zuläſſig § 2136. 

1. Der ſubjektive Maßſtab der Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten (vgl. auch 88 690, 
708, 1359, 1664) kommt von vornherein nicht in Betracht, ſoweit das Geſetz dem Vorerben 
beſtimmte Verhaltungsmaßregeln vorſchreibt (88 2116—2119, 2123, 2133, auch RG 73, 6), oder 
ihn ſchlechthin zum Wertserſatz verpflichtet (8 2134). Ferner nicht, wenn es ſich um ein grob 
fahrläſſiges (8 277) oder gar um ein argliſtiges, auf Benachteiligung des Nacherben abzielendes 
Verhalten handelt. Für letzteren Fall kann ihm auch vom Erblaſſer die Haftung nicht erlaſſen 
werden (8 2138 Abſ 2). Im übrigen ſteht dem aus 8 2130 an ſich haftpflichtigen Vorerben der 
een offen, daß er auch in eigenen Angelegenheiten nicht anders zu verfahren 
pflege. 

8 2132 


Veränderungen oder Verſchlechterungen von Erbſchaftsſachen, die durch 
ordnungsmäßige Benutzung herbeigeführt werden, hat der Vorerbe nicht 
zu vertreten !). 

E I 1815, 1007 Ab 1 II 2006 Abj 23 M 5 98; B 5 101, 128. 


1. Übereinſtimmend mit dem Grundſatze des $ 2180, auch bei der Miete 8 548, der Leihe 
$ 602 und dem Nießbrauch $ 1050. Damit iſt zugleich anerkannt, daß der Vorerbe für Ver⸗ 
änderungen und Verſchlechterungen einzuftehen hat, ſoweit er den Beweis nicht führen 
kann, daß ſie durch ordnungsmäßige oder doch mindeſtens ſeinen ſonſtigen Gepflogenheiten 
entſprechende Benutzung (8 2131) verurſacht find. Für den befreiten Vorerben (§ 2136) ent- 
fällt jede Beweispflicht. 


§ 2133 
Zieht der Vorerbe Früchte den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft zuwider oder zieht er Früchte deshalb im Übermaße, weil dies infolge 
eines beſonderen Ereigniſſes notwendig geworden ijt!), jo gebührt ihm der 
Wert der Früchte nur inſoweit, als durch den ordnungswidrigen oder den 
übermäßigen Fruchtbezug die ihm gebührenden Nutzungen beeinträchtigt 
werden und nicht der Wert der Früchte nach den Regeln einer ordnungs⸗ 


mäßigen Wirtſchaft zur Wiederherſtellung der Sache "u verwenden ift?). 
E I 1815, 988 Abſ 2 II 2005; M 5 101; P 5 127, 128. 


Befreiung zulällig $ 2186. 


1. Der entſprechenden Beſtimmung beim Nießbrauch ($ 1039) nachgebildet. Daß dem 
Vorerben die bei ordnungsmäßiger Verwaltung (§ 2180 A 1) gezogenen Nutzungen eigen · 
tümlich gehören, ergibt 8 2111 (A 3). Hier iſt vorausgeſetzt, daß im Vergleich zu den gewöhn⸗ 
lichen Nutzungen ein Übermaß von Früchten gezogen wird, entweder infolge ordnungs⸗ 
widriger Bewirtſchaftung (Raubbau, Verkauf des zur Fortführung der Wirtſchaft nötigen 
Strohes uſw.) oder notgedrungen infolge eines beſonderen zufälligen Ereigniſſes (Wind. 
bruch uſw.). Auch dieſe übermäßigen Früchte würden nach 88 100, 953 an ſich dem Vorerben 
gebühren, wenn das Geſeß nicht einen Ausgleich träfe. 8 

2. Der Vorerbe bleibt auf die tatſächlich im Übermaß gezogenen Früchte nur inſoweit 
berechtigt, als ſie dem Ergebnis der gewöhnlichen, ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ent⸗ 
ſprechen. Den Mehrertrag hat er bei Eintritt der Nacherbfolge mit der Erbſchaft grundſätzlich 
an den Nacherben herauszugeben oder zu erſetzen. Hiervon kürzt ſich jedoch der Ausfall 
an Früchten, den er infolge ordnungswidrigen oder übermäßigen Fruchtbezugs erleidet. (Der 
Morgen Wald trägt normal 100, hat infolge Windbruchs getragen im 1. Jahre 1000, im 
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2., 3. und 4. Jahre nur 25. Dem Vorerben gebühren auf 4 Jahre 400, er hat gezogen 1075 
und hat dem Nacherben deshalb herauszugeben 675.) Dieſe Kürzung iſt jedoch („und nicht“) 
inſoweit ausgeſchloſſen, d. h. der übermäßige Fruchtbezug (1000 infolge Windbruchs) iſt an 
den Nacherben inſoweit unverkürzt herauszugeben, als er zur Wiederherſtellung der Sache 
zu verwenden iſt. Beträgt ſomit der Aufforſtungsaufwand 900, ſo hat der Vorerbe ohne An⸗ 
ſpruch auf Erſatz wegen des Fruchtausfalls im 2. bis 4. Jahre dem Nacherben die vollen 900 
herauszugeben. Hat der Vorerbe die Wiederherſtellung ſelbſt vorgenommen, ſo hat er inſo⸗ 
weit, als er durch die mehr gezogenen Früchte nicht gedeckt iſt, den Erſatzanſpruch wegen Ver. 
wendungen aus 88 2124, 2125. Beruht der übermäßige Fruchtbezug auf einem nach 88 2130 
bis 2132 vom Vorerben zu vertretenden Verſchulden, ſo iſt er dem Nacherben (wie in § 2134) 
für den hiernach nicht ausgeglichenen Schaden erſatzpflichtig. Zur Sicherheitsleiſtung (wie 
in § 1039) iſt er nicht verbunden, wenn nicht § 2128 einſchlägt. 


8 2134 


Hat der Vorerbe einen Erbſchaftsgegenſtand für ſich verwendet, ſo iſt 
er nach dem Eintritte der Nacherbfolge dem Nacherben gegenüber zum 
Erſatze des Wertes verpflichtet!). Eine weitergehende Haftung wegen 
Verſchuldens bleibt unberührt?)?), 

E 1 1815, 1007 Abſ 1 II 2006 Abi 1; M 5 93; P 5 100, 128, 129. 

Befreiung zuläſſig $ 2136. 


1. Vorausgeſetzt iſt die Verwendung eines Erbſchaftsgegenſtandes (oder eines dafür 
erlangten Surrogats 8 2111), die dem Vorerben die ihm durch § 2130 auferlegte Verpflichtung 
zur Herausgabe des Gegenſtandes unmöglich macht. An die Stelle des Gegenſtandes tritt in 
dieſem Falle, wie bei der Surrogation eine Forderung gegen den Vorerben auf Wertserſatz. 
Der Erbſchaftsgegenſtand kann auch in einem z. B. vom Vorerben zur Aufrechnung mit einer 
eigenen Schuld benutzten Rechte (§ 90) beſtehen. Hauptfall iſt die Verwendung von Geld 
und anderen verbrauchbaren Sachen (88 92, 1877 Ab] 2). Auch andere Sachen können durch 
Verbindung oder Vermiſchung mit eigenen Sachen des Vorerben oder durch eine von ihm 
vorgenommene Verarbeitung (88 946, 948, 950) vom Vorerben verwendet und dadurch unter⸗ 
gegangen fein. Maßgebend für die Höhe des Wertserſatzes iſt die Zeit der Verwendung. 
Er kann nicht vor Eintritt der Nacherbfolge gefordert werden. 

2. Die Schadenserſatzpflicht wegen Verſchuldens im Umfange der 88 280, 249ff. iſt ſchon 
durch die Tatſache der Verwendung begründet, wenn hierin ein Akt ordnungswidriger Ver 
waltung zu finden ift, 8 2130, und der Erbe ſich auch nicht mit der Einrede aus § 2181 be⸗ 
freien kann. Böswillige Verminderung der Erbſchaft § 2188 Abſ 2. Auch die Art der Verwen⸗ 
dung kann eine ſchuldhafte fein, z. B. Schädigung des Nachlaßgrundſtücks durch Herausnahme 
und Verwendung eines Balkens. 

3. Iſt ein nichtbefreiter Vorerbe, insbeſondere die Witwe des Erblaf ſers, durch die von 
dieſem nicht vorhergeſehene Wirtſchaftskataſtrophe (Geldentwertung) in Not geraten, fo 
kann ergänzende Teſtamentsauslegung ($ 2084 A 2) den Vorerben unter Umſtänden trotz 
$$ 2130, 2134 berechtigt erſcheinen laſſen, das Kapital anzugreifen oder von dem es ver⸗ 
waltenden Teſtamentsvollſtrecker die zur Abwendung der Notlage erforderlichen Zuſchüſſe 
zu fordern; es kommt für die Auslegungsfrage darauf an, ob der Erblaſſer in erſter Linie 
den Vorerben ſicherſtellen oder dem Nacherben das Kapital erhalten wollte (val. einerſeits 
3Bl§ G 22, 346, auch JW 1922, 134316 u. 13461, anderſeits Seuffa 78 Nr 38). 


8 2135 
Hat der Vorerbe ein zur Erbſchaft gehörendes Grundſtück vermietet 
oder verpachtet, jo finden, wenn das Miet- oder Pachtverhältnis bei dem 
Eintritte der Nacherbfolge noch beſteht, die Vorſchriften des § 1056 ent⸗ 
ſprechende Anwendung!). 
€ I 1815, 1008 JI 2007; M 5 104, 105; P 5 101, 129. 

1. Ebenſo bei der ehemännlichen und väterlichen Nutznießung 88 1423, 1663. Da nach 
tritt der Nacherbe mit Eintritt der Nacherbfolge an Stelle des Vorerben in die aus dem Miet⸗ 
oder Pachtverhältnis ſich ergebenden Pflichten des Vermieters oder Verpächte rs ein, der 
Vorerbe bleibt aber innerhalb der Grenzen des § 571 als Bürge haftbar. Dem Nach erben 
kommt die vom Mieter oder Pachter geleiſtete Sicherheit zugute, 8 572. Verfügungen des 
Sorerben über den Miet- oder Pachtzins find im Umfange des $ 573 Satz 1, Rechtsgeſchäf te 
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zwiſchen Mieter oder Pächter und dem Vorerben und Aufrechnung gegen die Miet- oder 
Pachtzinsforderung des Nacherben mit einer dem Mieter oder Pächter gegen den Bor- 
erben zuſtehenden Forderung nach Vorſchrift der 88 574, 575 wirkſam. Die Anzeige des 
Vorerben an den Mieter oder Pächter, daß die Nacherbfolge eingetreten ſei, iſt für den Vor⸗ 
erben bindend, 8 576. Die gleichen Wirkungen treten in Beziehung auf den Nacherben ein, 
der das vermietete Grundſtück einem folgenden Nacherben herauszugeben hat, § 579. 
Kündigungsrecht des Nacherben gegenüber dem Mieter oder Pächter 88 1056 Abſ 2, 
565, 566, Recht des Mieters oder Pächters, den Nacherben hierüber zur Erklärung aufzufor- 
dern § 1056 Abs 3. — Nach $ 2120 kann der Nacherbe dazu angehalten werden, in eine 
über den Eintritt der Nacherbfolge hinaus wirkſame Verlängerung des Pacht- oder Miet- 
vertrags einzuwilligen, wenn ſie durch die Umſtände geboten iſt. 


8 2136 


Der Erblaſſer kann den Vorerben von den Beſchränkungen und Ver⸗ 
pflichtungen des $ 2113 Abſ 1 und der SS 2114, 2116 bis 2119, 2123, 2127 
bis 2131, 2133, 2134 befreien !). 

E I 1824 II 2008; M 5 103, 109; P 5 109. 


1. Die Zuläſſigkeit einer Befreiung des Vorerben von den hier erwähnten Beichrän- 
kungen und Verpflichtungen, die nicht ausdrücklich erklärt zu fein braucht (RG 69, 259 OLG 
26, 338), iſt bereits bei den einzelnen Paragraphen hervorgehoben und erläutert. S. auch 
5 2137. Daraus ergibt ſich, daß auch bei weiteſtgehender Befreiung der Vorerbe nicht unent- 
geltlich über Erbſchaftsgegenſtände verfügen darf ($ 2113 Abſ 2), daß der Erblaſſer Verfügungen 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter nicht für wirkſam erklären 
kann (§ 2115), den Vorerben nicht von der Inventarpflicht (88 2121, 2122), nicht von der 
Verpflichtung zur Tragung der gewöhnlichen Erhaltungskoſten ($ 2124 Abf 1) befreien kann. 
Doch kann er ihm in letzterer Beziehung die aus $$ 2130, 2131, 2134 ſich ergebende Vertretungs. 
pflicht erlafſen. Völlige Befreiung des Vorerben von allen Schranken iſt auch dadurch nicht 
zu erreichen, daß er unzuläſſigerweiſe zum Teſtamentsvollſtrecker für den Nacherben ( 2222) 
oder vom Erblaſſer für ſich und feine Erben zum Bevollmächtigten in allen feinen Ange 
legenheiten beſtellt wird (RG 77, 177; KG 43, 157; 52, 78; 8 2222 A 1). Daß dem Vor- 
erben die Haftung für Argliſt nicht erlaſſen werden kann, iſt in 9 2131 A 1 ſchon erwähnt, vgl. 
auch $ 2138 Abſ 2. Die Befreiung kann ſich auf alle (9 2137 Abſ 1) oder nur auf einzelne 
Beſchränkungen und Verpflichtungen erſtrecken. Umgekehrt ift der Erblaſſer nicht gehindert, 
durch Anordnung von Vermächtniſſen und Auflagen die geſetzlichen Verpflichtungen des 
Vorerben, insbeſondere den Umfang feiner Herausgabepflicht ($ 2130) z. B. durch Erſtreckung 
auf gezogene Nutzungen und gemachte Erſparniſſe noch über die geſetzlichen Vorſchriften 
hinaus zu ſteigern. Er kann auch die Verwaltung ganz einem Teſtamentsvollſtrecker über ⸗ 
tragen (58 2205, 2209, 2338 Abſ 1). — Im Grundbuch iſt neben dem Rechte des Nach⸗ 
erben auch die Befreiung des Vorerben von Amts wegen einzutragen, GBO 8 52 ($ 2118 
A 2). Im Erbſchein iſt nicht nur völlige Befreiung des Vorerben, ſondern auch eine Teil⸗ 
befreiung zu beurkunden ($ 2363 U 4). 


8 2137 


Hat der Erblaſſer den Nacherben auf dasjenige eingeſetzt, was von 
der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge übrig ſein wird, ſo gilt 
die Befreiung von allen im § 2136 bezeichneten Beſchränkungen und Ver⸗ 
pflichtungen als angeordnet!). 

Das gleiche iſt im Zweifel anzunehmen, wenn der Erblaſſer beſtimmt 
hat, daß der Vorerbe zur freien Verfügung über die Erbſchaft berechtigt 
ſein ſoll'). 

E I 1839, 1841 II 2009; M 5 129, 180, 132; ® 5 150— 1658. 

1. Einſetzung auf den Überreſt (fideicommissum ejus quod supererit). Iſt ſie erklärt, 
ſo iſt kraft ergänzender, aber eine andere Auslegung nicht zulaſſender Beſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes vom Erblaſſer auch Befreiung von allen Beſchränkungen und Verpflichtungen gewollt. 
Soweit jedoch dem Erblaſſer die Möglichkeit einer Befreiung des Vorerben überhaupt ent⸗ 
zogen iſt (§ 2136 A 1), bleibt er auch bei der Einſetzung auf den Überreſt gebunden. Ebenſo 
verbleibt es bei dem Grundſatze der Surrogation nach § 2111 (. 8 2138 A 1). 

2. Räumt der Erblaſſer dem Vorerben „freie Verfügung“ ein (ſ. über dieſen Begriff 
KJ 44, 77), fo ſtellt das Geſetz nur eine Auslegungsregel auf. Der Wille des Erblaſſers 
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kann insbeſondere auf Befreiung bloß von den eigentlichen Verfügungsbeſchränkungen 
(88 2113 Abſ 1, 2114) gerichtet fein. — Eintragung im Grundbuch GBO $ 52, Angabe im 
Erbſchein § 2363. 


8 2138 


Die Herausgabepflicht des Vorerben beſchränkt ſich in den Fällen des 
§ 2137 auf die bei ihm noch vorhandenen Erbſchaftsgegenſtänden). Für 
Berwendungen auf Gegenſtände, die er infolge dieſer Beſchränkung nicht 
herauszugeben hat, kann er nicht Erſatz verlangen?). 

Hat der Vorerbe der Vorſchrift des S 2113 Abſ 2 zuwider über einen 
Erbſchaftsgegenſtand verfügt oder hat er die Erbſchaft in der Abſicht, den 
Nacherben zu benachteiligen, vermindert), jo iſt er dem Nacherben zum 
Schadenserſatze verpflichtet⸗). 


E I 1840 II 2010; M 5 180—132; P 5 150—158. 


1. Für den Umfang der Herausgabepflicht mit den aus § 260 ſich ergebenden weiteren 
Verpflichtungen iſt nicht, wie nach § 2130 der bei ordnungsmäßiger Verwaltung ſich ergebende, 
ſondern der tatſächliche Zuſtand der Erbſchaft, der „Überreſt“ in der Hand des Vorerben bei 
Eintritt der Nacherbfolge maßgebend. Selbſtverſtändlich find auch die nach 8 2111 an Stelle 
der urſprünglichen Erbſchaftsgegenſtände getretenen und noch vorhandenen Surrogate 
herauszugeben. Ein geſetzliches Recht des Vorerben, irgend etwas von der Erbſchaft für ſich 
zurückzubehalten (quarta Falcidia), beſteht nicht. 

2, Der Erſatzanſpruch wegen Verwendungen (88 2124 Abſ 2, 2125) ſteht dem Vorerben 
nur zu, ſoweit es wirklich zur Herausgabe der Erbſchaft (wenn hierauf im ganzen Verwen⸗ 
dungen erfolgt find, 8 2125 A 1) oder der einzelnen von der Verwendung betroffenen Erb. 
chaftsgegenſtände kommt. Sein Erſatzanſpruch bleibt jedoch beſtehen, ſoweit die Gegen- 
ſtände etwa durch Zufall untergegangen find („infolge dieſer Beſchränkung“). Für Gegen ⸗ 
fände, die der Vorerbe, ſei es auch ſchuldvoll (jedoch nicht argliftig Abſ 2) für ſich verwendet 
hat, braucht er vermöge der Befreiung von $ 2134 nicht aufzukommen. 5 
. Auch der auf den Überreft eingeſetzte Vorerbe iſt nicht zu unentgeltlichen Verfügungen 

ober zu Verfügungen ermächtigt, die zum Zwecke der Erfüllung eines ſelbſt erteilten Schen 
kungsverſprechens erfolgen, § 2113 Abs 2. Ebenſowenig kann ihm die Haftung für Argliſt 
erlaſſen werden (88 276 Abs 2, 226; ebenſo bei der Gütergemeinſchaft § 1456). 
. Schadenserſatz 88 249ff., 280. Schon vor Eintritt der Erbfolge beſteht unter Um⸗ 
ſtänden der Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung, $ 2128 A 1, auch iſt der Schutz durch einſtweilige 
Verfügungen ($ 2128 A 8) und ſelbſt die Erhebung der Feſtſtellungsklage (8 2113 A 2) nicht 
ausgeſchloſſen. Der Schadenserſabanſpruch, für deſſen Umfang die Zeit des Eintritts der 
Nacherbfolge maßgebend iſt, ſteht nicht bloß aushilfsweiſe zu. Soweit der Nacherbe die Un- 
wirkſamkeit der unentgeltlichen Verfügung auch gegen den dritten Erwerber geltend machen 
kann, iſt er nicht gehindert, bis zum völligen Ausgleich des Schadens (8 251) neben- oder 
nacheinander ſowohl gegen den Dritten als gegen den Vorerben vorzugehen. 


8 2139 


Mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge!) hört der Vorerbe auf. 
Erbe zu ſein, und fällt die Erbſchaft dem Nacherben an?). 


E 1 1804 Satz 2 II 2011; M 5 82, 83; P 5 78. 


1. Darüber, wann der Fall der Nacherbfolge eintritt, oder die Erbſchaft dem Nach⸗ 
erben „anfällt“, beſtimmt zunächſt der Wille des Erblaſſers (5 2100), aushilfsweiſe das Geſetz 
(Tod des Vorerben, Geburt des Nacherben oder Entſtehung der juriſtiſchen Perſon, § 2106). 
Einſetzung des Nacherben unter einer aufſchiebenden Bedingung 8 2108 A 3. Vorausgeſetzt 
iſt, daß der Nacherbe oder daß doch ſeine Erben den Eintritt der Nacherbfolge erlebt (8 2108 A 1) 
und die Nacherbſchaft nicht bereits ausgeſchlagen haben ($ 2142). 

2. Der Anfall der Erbſchaft tritt wie im Falle der gewöhnlichen Erbfolge (88 1922 A 2, 
1042 A 1) unmittelbar kraft des Geſetzes ein, d h. das Vermögen des Erblaſſers — 
nicht des Vorerben — geht nunmehr mit einem Rechtsakt als Ganzes (RG 65, 144) auf den 
Nacherben über. Er erwirbt damit alſo, vorbehaltlich des Ausſchlagungsrechts, ſchon vor der 
Herausgabe ($ 2130 A 1) das Eigentum an den zur Erbſchaft gehörigen Sachen, die damit 
verbundenen Gläubigerrechte und tritt in die Nachlaßverbindlichkeiten ein (§ 2144). Auch der 
Beſitz geht nach § 857 grundſätzlich ohne weiteres auf den Nacherben über. Soweit jedoch 
der Vorerbe den Beſitz ſchon tatſächlich ausgeübt hatte, iſt hierzu Beſitzübertragung durch den 
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Vorerben oder feine Erben erforderlich. Vor Eintritt der Nacherbfolge kann ſich der Vorerbe 
feiner Erbenſtellung und damit der Schuldenhaftung (§ 2145) auch nicht durch Rechtsgeſchäft 
mit dem Nacherben zu deſſen Gunſten entäußern (Rin ZW 1923, 1382). Doch kann er 
dem Nacherben gegenüber auf die Ausübung des Vorerbrechts verzichten und ihm den 
Nachlaß herausgeben (RG Recht 1916 Nr 831). Auch iſt ihm die ſchuldrechtliche Veräuße⸗ 
rung an den Nacherben durch Erbſchaftskauf §§ 2371 ff. oder die dingliche Übertragung 
ſeines Nachlaßanteils (§ 2033) nicht verwehrt. Dagegen kaun nicht nur der Mitnacherbe, 
ſondern auch der Alleinnacherbe feine Anwartſchaft vor Eintritt der Nacherbfolge mit ding⸗ 
licher Wirkung veräußern, und zwar auch an den Vorerben (8 2108 A 2). — Prozeſſual 
bewirkt der Eintritt der Nacherbfolge Unterbrechung des zwiſchen dem Vorerben und 
einem Dritten anhängigen Rechtsſtreits, ZPO 88 242, 246. Der Nacherbe kann den 
Rechtsſtreit aufnehmen, ift aber vor der Annahme zur Fortſetzung nicht verpflichtet, ZPO 
8 239 Abſ 5. Wirkſamkeit des ergangenen Urteils ZPO 88 326, 728. Vgl. hierzu § 2112 
A 1. Im Nachlaßkonkurſe KO S 231. Anſpruch des Nacherben auf Herausgabe des dem 
Vorerben erteilten Erbſcheins § 2363 Abſ 2. 


8 2140 


Der Vorerbe iſt auch nach dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge zur 
Verfügung über Nachlaßgegenſtände in dem gleichen Umfange wie vorher 
berechtigt, bis er von dem Eintritte Kenntnis erlangt oder ihn kennen muß. 
Ein Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei 
der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts den Eintritt kennt oder kennen muß!). 

RB 817, 

1. Die Vorſchrift ift dem ehelichen Güterrecht (88 1424, 1472, 1497, 1546, 1549), der 
elterlichen ($ 1682) und vormundſchaftlichen Verwaltung ($ 1893) entlehnt. Ahnlich bei der 
Vollmacht § 169, dem Auftrage 8 674, der Geſellſchaft $ 729. Das Verfügungsrecht des 
gutgläubigen Vorerben (88 2112ff.) bleibt auch nach Eintritt der Nacherbfolge zu feinen 
eigenen Gunſten (in Anſehung der Verantwortlichkeit gegenüber dem Nacherben) und bei 

utem Glauben des Dritten auch zu deſſen Gunſten (Wirkſamkeit der Verfügung) beſtehen. 
tenntnis erlangen $ 1944 A 2, Kennenmüſſen $ 122. Iſt der Vorerbe in böſem Glauben, 
fo iſt auch der gutgläubige Erwerber nicht geſchützt, es ſei denn, daß er ſich auf den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs (88 892, 893), bei beweglichen Sachen auf 8 932 oder auf 
einen die Vorerbeneigenſchaft nicht kennzeichnenden Erbſchein (§ 2366) berufen kann. Augen⸗ 
ſcheinlich hat das Geſeh nicht bloß dingliche Verfügungen im techniſchen Sinne (§ 2112 A J), 
ſondern (vgl. Satz 2) auch rechtsgeſchäftliche, bloß ſchuldrechtliche Verpflichtungen im 
Auge. Dies führt zur entſprechenden Anwendbarkeit auch der zum Schutze des Schuldners 
getroffenen Beſtimmungen der 88 406—408, 412. Jedoch wird inſoweit (mit Planck A 2) 
überall das Kennenmüſſen des Schuldners der Kenntnis gleichzuſtellen fein, Verfügt, nach⸗ 
dem mit dem Tode des Vorerben der Fall der Nacherbfolge eingetreten iſt, ſein Erbe über 
einen Gegenſtand, ohne zu wiſſen, daß dieſer zu einer Nacherbſchaft gehört, fo iſt $ 2140 auch 
nicht entſprechend anwendbar (RG Warn 1918 Nr 213); ſ. auch $ 2130 A 1. 


8 2141 
Iſt bei dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge die Geburt eines 
Nacherben zu erwarten, ſo finden auf den Unterhaltsanſpruch der Mutter 
die Vorſchriften des § 1963 entſprechende Anwendung!). 
E I 2027 II 2014; M 5 489, 490; P 5 618. 
1. Iſt eine noch nicht erzeugte Perſon als Erbe eingeſetzt, ſo iſt, ſtrenggenommen, der 
Fall der Nacherbfolge nicht vor ihrer Geburt eingetreten (§ 2106 Abſ 2). Augenſcheinlich 


will aber das Geſetz den Unterhaltsanſpruch der Mutter ſchon zulaſſen, wenn der berufene 
Nacherbe auch nur als Erzeugter vorhanden iſt. Im übrigen vgl. $ 1968. 


8 2142 
Der Nacherbe kann die Erbſchaft ausſchlagen, ſobald der Erbfall ein⸗ 
getreten iſt!). a 
Schlägt der Nacherbe die Erbſchaft aus, jo verbleibt fie dem Vorerben)), 
ſoweit nicht der Erblaſſer ein anderes beſtimmt hat“). 
E I 1882 II 2012; M 5 120—123; P 5 181. 
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1. Was Abſ 1 für die Ausſchlagung beſonders ausſpricht, folgt für dieſe und die Annahme 
bereits aus 8 1946. Der Nacherbe kann danach vom Erbfall an ($ 1922 U 4), ſchon bevor 
die Erbſchaft ihm angefallen iſt ($ 2139), Ausſchlagung oder Annahme mit bindender Wirkung 
erklären. Iſt die Gleichſtellung beider nach der Faſſung des Geſetzes auch zweifelhaft, ſo 
ſprechen für ſie doch überwiegende Gründe, insbeſondere der Billigkeit und des Verkehrs, ſo 
das Bedürfnis, denjenigen, welchem der Nacherbe ſeine Anwartſchaft veräußert oder ver⸗ 
pfändet hat (8 2108 A 2), gegen eine ſpätere Ausſchlagung des Nacherben zu ſichern (RG 
80, 377; dagegen 2. Aufl. und Mantey, Gruch 60, 937; gegen dieſen Predari ebenda 959). 
Auch der unter aufſchiebender Befriſtung oder Bedingung (88 2105, 2108) oder der erſt an 
zweiter und fernerer Stelle berufene Nacherbe kann ſogleich nach dem Erbfall ausſchlagen 
oder annehmen. Die Annahme kann nach allgemeinen Grundſätzen (§ 1943 A 1) auch 
durch pro herede gostio erfolgen. Eine ſolche liegt in der Veräußerung oder Verpfändung 
der Anwartſchaft durch den Nacherben, dagegen für ſich allein noch nicht in der Wahrnehmung 
von Rechten und Pflichten, die unabhängig davon, ob der Nacherbe die Erbſchaft bereits 
angenommen hat, während der Dauer der Vorerbſchaft zwiſchen dem Nacherben und dem 
Vorerben beſtehen, §8 2116 ff., 2127f., 2120 (RG 80 S. 383, 385). Die Ausſchlagungsfriſt 
beginnt nach $ 1944 mit dem Zeitpunkte, zu welchem der Nacherbe von dem Anfall und 
dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt hat, alſo nicht früher als der Fall der Nach⸗ 
erbfolge eingetreten iſt; in dem beſonderen Falle des § 2306 iſt der Friſtbeginn zugunſten 
des Pflichtteilsberechtigten, der als Nacherbe eingeſetzt iſt, ſogar noch weiter hinausge⸗ 
ſchoben (RG 59, 341; 23 1925, 107119. Für den Friſtenlauf bleibt gemäß § 1944 Abſ 3 
der letzte Wohnſitz des Erblaſſers, nicht etwa des Vorerben maßgebend. Ob der Nacherbe 
von dem Rechte der Ausſchlagung ſchon nach Eintritt des Erbfalls Gebrauch machen will, 
fteht bei ihm. Doch kann er durch § 2306 und die ihm drohende dreijährige Verjährung 
des Pflichtteilsunſpruchs (§ 2332) als Pflichtteils berechtigter genötigt an ſchon vor 
Eintritt der Nacherbfolge auszuſchlagen (RG 59, 846). Da RG 66, 30 den Beginn der Ver⸗ 
jährung nicht von der amtlichen Verkündung der beeinträchtigenden Verfügung abhängig 
fein läßt, kann der Pflichtteilsberechtigte der Regel des § 1944 Abſ 2 zuwider ſogar ſchon 
vor der Verkündung ſich zur Ausſchlagung gezwungen ſehen. 

2. Die Ausſchlagung des Nacherben macht die Nacherbfolge hinfällig, wie wenn ſie 
nicht angeordnet wäre. Dasſelbe gilt, wenn der Nacherbe ſchon vor dem Erbfall durch Tod 
($ 2108 A 2) oder Erbverzicht (8 2852) oder nach dem Erbfall, ſei es vor oder nach. Eintritt 
der Nacherbfolge, durch Erbunwürdigkeitserklärung (88 2340 Abſ 2, 2344) oder ſonſt mit rück⸗ 
beziehender Wirkung (8 2110 A 1) weggefallen iſt. Unter mehreren Nacherben greift in den 

ällen des $ 2094 das Auwachſungsrecht Platz. Vertragsmäßiger Verzicht auf die Nacherb⸗ 

Haft zwiſchen Vor⸗ und Nacherben ift nur ſchuldrechtlich wirkſam; ſ. aber über die Möglich 
keit und die Wirkung der Übertragung der Anwartſchaft des Alleinnacherben auf den Vor⸗ 
erben § 2139 A 2, § 2108 A 2. 

3. Eine anderweitige Beſtimmung des Erblaſſers liegt insbeſondere in der Beruſung eines 
Erſatznacherben (§ 2096), auch in der ſtillſchweigenden Berufung der Abkömmlinge eines weg⸗ 
gefallenen Abkömmlings ($ 2069; RG Warn 1913 Nr 241). Sind die Nacherben im Falle 
des § 2104 durch das Geſetz beſtimmt, ſo rücken im Falle der Ausſchlagung der zunächſt 
Berufenen gemäß 8 1953 die entfernteren geſetzlichen Erben nach. Erſt wenn alle aus- 
geſchlagen haben, iſt die Nacherbfolge vereitelt, da der Fiskus als Nacherbe nicht in Frage 
kommt. St ein beſtimmter Nacherbe eingeſetzt, aber bereits vor dem Erblaſſer verſtorben, 
fo kommt § 2104 überhaupt nicht in Frage (RG IW 07, 259%), 


8 2143 


Tritt die Nacherbfolge ein, ſo gelten die infolge des Erbfalls durch 
Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung 
erloſchenen Rechtsverhältniſſe als nicht erloſchen!). 

E I 1833 II 2013; M 5 107, 123; P 5 131. 


1. Der Vorerbe erlangt mit dem Aufhören feines Erbrechts ($ 2139) feine frühere Rechts · 
ſtellung als Gläubiger oder Schuldner des Erblaſſers gegenüber der nun in der Hand 
des Nacherben befindlichen Erbſchaft, und zwar ohne weiteres zurück (88 158 Abſ 2, 163). Auch 
die damit verbunden geweſenen Nebenrechte (Pfand, Bürgſchaft) leben im vollen Umfange 
wieder auf. Die Verjährung der in Betracht kommenden Anſprüche iſt während der Dauer 
des Vorerbenverhältniſſes nach 8 202 Abſ 1 gehemmt. Dies gilt auch dann, wenn der Vorerbe 
dem Nacherben nur einen Bruchteil der Erbſchaft herauszugeben hat. Denn die damit ent⸗ 
ſtehende Erbengemeinſchaft hat zur Folge, daß ſich Erbſchaft und eigenes Vermögen des Vor. 
erben nun geſondert gegenüberſtehen, $ 2032 A 2. Vgl. auch 88 1976, 1991, 2175, 2377. 
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8 2144 


Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung des Erben für die 
Nachlaßverbindlichkeiten gelten auch für den Narherben!); an die Stelle 
des Nachlaſſes tritt dasjenige, was der Nacherbe aus der Erbſchaft erlangt, 
mit Einſchluß der ihm gegen den Vorerben als ſolchen zuſtehenden An⸗ 


jprüche?). 

Das von dem Vorerben errichtete Inventar kommt auch dem Nacherben 
zuſtattens). 

Der Nacherbe kann ſich dem Vorerben gegenüber auf die Beſchränkung 
ſeiner Haftung auch dann berufen, wenn er den übrigen Nachlaßgläubigern 
gegenüber unbeſchränkt haftet“). 

E I 1886 II 2015; M 5 126; P 5 149, 829. 


1. Haftung des Nacherben für die Nachlaßverbindlichteiten. Da Vorerbe und Nach⸗ 
erbe beide wahre Erben find, ſo haften beide für die Nachlaßverbindlichkeiten. Die Grund⸗ 
füge über Beſchränkung der Haftung des Erben (85 1975—1992) leiden daher, ſoweit nicht 
88 2144, 2145 Abweichendes beſtimmen, auf beide unmittelbare Anwendung. Insbeſondere 
iſt der Nacherbe berechtigt, auch ſeinerſeits das Aufgebotsverfahren zu beantragen (8 1970 
A 2) und die vom Vorerben daraus bereits erlangten Rechte geltend zu machen (ZPO 88 998, 
997). Die Fünfjahrsfriſt des § 1974 beginnt jedoch auch hier mit dem Erbfall. Der Nachlaß ⸗ 
konkurs kann jetzt nicht mehr vom Vorerben, der aufgehört hat Erbe zu fein (KO 8 217), aber 
jederzeit vom Nacherben, von einem Nachlaßgläubiger nur innerhalb zweier Jahre ſeit dem 
endgültigen Erwerbe der Erbſchaft durch den Nacherben beantragt werden (KO 8 220; a. M. 
Jaeger, KOs 88 217—220 A 23, der die Friſt ſchlechthin mit der Annahme der Erbſchaft durch 
den Vorerben beginnen läßt). Befand ſich bei Eintritt der Nacherbfolge die Erbſchaft unter 
Nachlaßverwaltung, ſo dauert ſie fort, wenn ſie von einem Nachlaßgläubiger beantragt 
war und die Gründe des § 1981 A 3 auch für den Nacherben zutreffen. Sie iſt dagegen 
aufzuheben, wenn der Antrag vom Vorerben geſtellt war ($ 1988 A 3). Seinerſeits kann 
der Nacherbe die Anordnung der Verwaltung jederzeit auch von neuem (8 1981 A 1), die 
Nachlaßgläubiger können fie innerhalb zweier Jahre ſeit dem endgültigen Erwerbe der Erb⸗ 
ſchaft durch den Nacherben beantragen ($ 1981 A 4). Bei Geltendmachung der Un zu 
länglichkeitseinrede (88 1990-1992) bleiben die dem Vorerben nur für feine Perſon 
oder aus den Nutzungen der Erbſchaft auferlegten Beſchwerungen ganz außer Betracht. Sie 
find im Verhältnis zum Nacherben überhaupt nicht Nachlaßverbindlichkeiten. Ebenſowenig 
gehören hierzu die Koſten der Beerdigung des Vorerben und der ſeinen Angehörigen ge⸗ 
bührende Dreißigſte (SS 1968, 1969), die vielmehr den Erben des Vorerben zur Laſt fallen. 
Im übrigen hat der Nacherbe alle Nachlaßverbindlichkeiten im Sinne des § 1967, und zwar 
in dem durch etwaige Säumnis oder durch Verſchulden des Vorerben geſteigerten Umfange 
(Zinſen, Vertragsſtrafen) vorbehaltlich feines Rückgriffs aus 88 2180, 2131 zu vertreten. 
Beſchränkte Wirkung des gegen den Vorerben ergangenen Urteils ZPO 8 326 (2112 A 1). 

2. Der Nacherbe haftet nicht mit dem urſprünglichen, ſondern nur mit dem gemäß 8 2130 
ihm herauszugebenden Nachlaſſe. Als aus der Erbſchaft erlangt gelten dieſer Herausgabe⸗ 
anſpruch ſelbſt (. auch $ 2383 A 3) ſowie etwaige gegen den Vorerben aus 88 2180-2134, 
2138 Abſ 2 zu erhebende Schadenserſatzanſprüche, gegebenenfalls gekürzt durch die Erſatz⸗ 
anſprüche des Vorerben wegen Verwendungen aus 88 2124, 2125. Nur derartige Anſprüche 
ſtehen dem Nacherben gegen den Vorerben „als ſolchen“ zu. Sonſtige zwiſchen beiden be⸗ 
ſtehende Schuldverhältniſſe kommen den Nachlaßgläubigern gegenüber nicht in Betracht. 

3. Das Inventar des Vorerben kann dem Nacherben in Wahrheit nur dann „zuſtatten 
kommen“, wenn feine Inventarpflicht mit derjenigen des Vorerben inhaltlich identiſch iſt. 
So auch im Falle des 8 2008 A 5. Schon hieraus ergibt ſich, daß das vom Nacherben zu legende 
Juventar in Übereinſtimmung mit $ 2001 die beim Eintritt des Erbfalls vorhandenen 
Nachlaßgegenſtände, nicht das aus der Erbſchaft Erlaugte (A 2) anzugeben hat (ſtr.; vgl. 
Planck A 5b, Staudinger II 2). Für dieſe Augaben gewährt das nach § 2121 vom Vor⸗ 
erben mitzuteilende Verzeichnis einen guten Anhalt. Dem berechtigten Jutereſſe der Nach⸗ 
laßgläubiger, von den ſeitdem vorgekommenen Anderungen und dem dermaligen Stande 
des Nachlaſſes Kenntnis zu erhalten, wird durch die nach 88 1978 A 2, 1991 A! dem Nach⸗ 
erben obliegende Auskunftspflicht genügt. Die Unterlagen hierfür ſtehen ihm in der vom 
Vorerben gelegten Rechenſchaft (§ 2130 A 3) oder, wenn dieſer befreit war, in der von 
ihm nach $ 260 zu erteilenden Auskunft (8 2188 A 1) zu Gebote. Hat der Vorerbe ordnungs⸗ 
mäßiges Inventar errichtet, jo darf dem Nacherben die Inventarfriſt aus § 1994 überhaupt 
nicht beſtimmt werden. Nur die neue Inventarfriſt aus 8 2005 Abj 2 könnte in Frage kommen, 
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ſie kann aber damit allein, daß ſich der Beſtand der Erbſchaft ſeit dem Erbfall verändert habe, 
nicht begründet werden. Hatte der Vorerbe durch ungetreue Inventarerrichtung nach § 2005 
Abf 1 die Haftungsbeſchränkung verwirkt, fo kaun das nicht einmal dem Vorerben nützende 
Inventar auch dem Nacherben nicht „zuſtatten kommen“. Da der Nacherbe nicht wiſſen kann, 
ob nicht das Juventar des Vorerben an dem Mangel des § 2005 Abſ 1 leidet und deshalb für 
ihn nutzlos iſt, ſo gebietet die Vorſicht, ſich nicht auf das Inventar des Vorerben zu verlaſſen, 
vielmehr eigenes Inventar zu errichten oder ſich mindeſtens auf das Inventar des Vorerben 
zu berufen, und damit, ſofern er gutgläubig iſt, der Inventarpflicht gemäß § 2004 zu genügen. 
Hatte der Vorerbe überhaupt kein Inventar gelegt, ſo iſt die ſelbſtändige Inventarpflicht des 
Nacherben aus 8 1994 begründet. 

4. Auch die dem Vorerben gegenüber dem Nacherben aus 88 2124 Abſ 2 bis 2126, 2121 
Abſ 4 zuſtehenden Erſatzanſprüche find Nachlaßverbindlichkeiten. Ebenſo die gemäß $ 2143 
wieder aufgelebten Forderungen des Vorerben gegen den Nachlaß. Inſoweit kann der Nacherbe, 
gleich dem Miterben, der beſchränkten Haftung niemals verloren gehen. Immerhin hat er ſie 
Nes geltend zu machen und den Vorbehalt im Urteil nach ZPO 8 780 zu erwirken 

2063 A 2). 


8 2145 


Der Vorerbe haftet nach dem Eintritte der Nacherbfolge für die Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten noch inſoweit, als der Nacherbe nicht haftet“). Die 
Haftung bleibt auch für diejenigen Nachlaßverbindlichkeiten beſtehen, welche 
im Verhältniſſe zwiſchen dem Vorerben und dem Nacherben dem Vorerben zur 
Laſt fallen?). 

Der Vorerbe kann nach dem Eintritte der Nacherbfolge die Berichtigung 
der Nachlaßverbindlichkeiten, ſofern nicht ſeine Haftung unbeſchränkt iſt, 
inſoweit verweigern, als dasjenige nicht ausreicht, was ihm von der Erb» 


ſchaft gebührts). Die Vorſchriften der SS 1990, 1991 finden entſprechende 
Anwendung“). 


E 1 1887 Abſ 1 II 2016; M 5 126, 127; P 5 149, 150, 829. 


1, Die Haftung des Vorerben ift mit dem Aufhören feiner Vorerbeneigenſchaft ($ 2139) 
grundſätzlich erloſchen. Er verliert damit für die gegen den Nachlaß zu erhebenden An⸗ 
ſprüche die Paſſivlegitimation und kann noch im Zwangsvollſtreckungsverfahren geltend 
machen, daß ſie nicht mehr vorhanden iſt (3 PO 88 767, 769). Die Haftung bleibt ausnahms⸗ 
weiſe auf ihm liegen, ſoweit fie nicht gemäß 8 2144 auf den Nacherben über ⸗ 
gegangen iſt. Daß und inwieweit der Nacherbe nicht haftet, iſt von dem gegen den Vor⸗ 
erben Hagenden Gläubiger zu beweiſen. Der Nacherbe haftet nicht a) für Eigenver- 
bindlichkeiten des Vorerben, wofür dieſer von vornherein nur mit ſeinem Vermögen 
haftet. Hierher gehören die Anſprüche wegen Verletzung der Verwaltungspflicht nach § 1978 
(A 4). Ferner die dem Nacherben aus Verſchulden des Vorerben (88 2131, 2134, 2138) ent- 
ſtandenen Anſprüche. Endlich rechtsgeſchäftliche Verpflichtungen, die der Vorerbe, wenn auch 
in Beziehung auf den Nachlaß, fo doch als perſönlicher Schuldner eingegangen iſt (8 1967 A 3), 
ohne daß der Nachlaß auch nur mit der Verpflichtung, ihn hiervon zu befreien, belaſtet wäre 
(ſo 3. B. aus Rechtsgeſchäften zu Zwecken der gewöhnlichen Erhaltung $ 2124 Abſ 1, Be⸗ 
glaubigungskoſten $ 2120, Sachverſtändigenkoſten § 2122). Die Haftung des Nacherben kann 
b) ausgeſchloſſen ſein, weil der Nacherbe nur beſchränkt haftet und der Nachlaßgläubiger 
infolge der Erſchöpfung des Nachlaſſes in der Hand des Nacherben ganz oder teilweiſe leer 
ausgeht. „Inſoweit“ dies der Fall iſt, kann der Vorerbe auch nach vollſtändiger Herausgabe 
des Nachlaſſes mit dem Betrage der hiervon gezogenen Nutzungen ($ 2111 A 3) haftbar ge- 
macht werden (A 8). Haftete der Vorerbe ſelbſt unbeſchränkt, ſo erſtreckt ſich ſeine 
Haftung, ohne daß hieran durch den Eintritt der Nacherbfolge etwas geändert würde, nach 
wie vor auf die ganze betreffende Nachlaßſchuld, alſo ohne Rücksicht darauf, wieviel davon 
aus der Erbſchaft in der Hand des Nacherben beizutreiben wäre. Sie mindert ſich nur um 
dasjenige, was tatſächlich vom Nacherben erlangt iſt. Ganz dasſelbe hat aber auch dann zu gelten, 
wenn außer dem Vorerben auch der Nacherbe unbeſchränkt haftbar geworden iſt. 
So unter näherer Begründung Planck A 8; a. M. Dernburg V 60, IVa, Staudinger II 4, 
Kipp § 96 A 11. Gegenüber den Erſatzauſprüchen des Vorerben kommt dem Nacherben auch 
in dieſem Falle die Ausnahmevorſchrift des § 2144 Abſ 3 zuſtatten. e) Endlich kommt eine 
Haftung des Nacherben von vornherein nicht in Frage, ſoweit es ſch um letztwillige 
Beſchwerungen lediglich des Vorerben handelt ($ 2144 A 1). 

2. Es muß ſich auch hierbei um Nachlaßverbindlichkeiten handeln (8 1967). Eigenverbind⸗ 
lichkeiten des Vorerben im Sinne von A 1 a kommen von vornherein für den Nacherben nicht 
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in Frage. Im Verhältniſſe zwiſchen Vorerben und Nacherben hat der Vorerbe allein, als 
Gegenſatz für die ihm gebührenden Nutzungen, für Zinſen, Laſten als gewöhnliche Erhaltungs⸗ 
koſten aufzukommen ($ 2124 A 1). Sie können aber, ſoweit fie rückſtändig gelaſſen find, auch 
vom Nacherben, je nachdem unter ſeiner beſchränkten oder unbeſchränkten Haftung beige⸗ 
trieben werden. Die Vorſchrift ergibt, daß ſich die betreffenden Nachlaßgläubiger auch 
nach Eintritt der Nacherbfolge unmittelbar an den Vorerben halten dürfen. Hat der Nach⸗ 
erbe geleiſtet, ſo bleibt ſein Erſtattungsanſpruch an den Vorerben unberührt. 

3. Der Vorerbe hat nach Eintritt der Nacherbfolge den Nachlaß an den Nacherben heraus⸗ 
zugeben und kann deshalb, ſoweit er für Nachlaßverbindlichkeiten noch in Anſpruch genommen 
werden darf, ſeine Haftungsbeſchränkung nicht mehr dadurch geltend machen, daß er die 
Gläubiger auf den Nachlaß und damit auf den Nacherben verweiſt. Statt deſſen haftet er mit 
dem, was ihm von der Erbſchaft gebührt. Dies ſind vor allem die von der Erbſchaft ge⸗ 
zogenen und die etwa noch vorhandenen Nutzungen (8 2111) und im Falle der befreiten Vorerb⸗ 
ſchaft Verwendungen, die er aus der Erbſchaft feinem eigenen Vermögen zugeführt hat (8 2134). 

4. Bei Geltendmachung der beſchränkten Haftung iſt der Vorerbe, da für ihn Nachlaß. 
konkurs und Nachlaßverwaltung nicht mehr in Frage kommen (§ 2144 A 1), ohne Rückſicht 
auf den Umfang des Nachlaſſes auf die Unzulänglichkeitseinrede der 88 1990, 1991 
beſchränkt. Die Bezugnahme auf § 1991 und damit §8 1978, 1979 ergibt zugleich, daß der 
Vorerbe, ſelbſt der befreite Vorerbe auch inſoweit für die Nachlaßverbindlichkeiten, und zwar 
aus eigenem Vermögen aufzukommen hat, als er für ordnungswidrige Verwaltung, ins⸗ 
beſondere für Verſchleuderung des Nachlaſſes verantwortlich geworden ift (8 1978, A 2). Dieſe 
Anſprüche werden zugunſten der Gläubiger als ein noch bei dem Vorerben vorhandenes Aktivum 
des Nachlaſſes behandelt ($ 1978 A 4). Damit identiſche Anſprüche können unter den Geſichts⸗ 
punkten der 88 21302134, 2138 Ab] 2 auch dem Nacherben gegen den Vorerben zuſtehen 
und inſofern auch Beſtandteile des in der Hand des Nacherben befindlichen Nachlaſſes bilden. 
Die Nachlaßgläubiger ſind aber nicht genötigt, ſich auf dem Umwege der Pfändung beim 
Nacherben an dieſe Anſprüche zu halten, ſondern können ſich, ſoweit ihnen der Vorerbe über⸗ 
haupt haftet und bis zum Belaufe dieſer Haftung, auch unmittelbar an ſeinem Vermögen 
erholen. Auch der Vorerbe hat ſich die Geltendmachung der beſchränkten Haftung gemäß 
BROS 780 zu ſichern, wenn er den Nachweis feiner Befreiung nicht ſchon im Prozeſſe führen 
will — Haftung des Vorerben für die Verbindlichkeiten eines von ihm fortgeführten Handels- 
geſchäfts HGB 8 27. 

§ 2146 


Der Vorerbe iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, den Ein⸗ 
tritt der Nacherbfolge unverzüglich dem Nachlaßgericht anzuzeigen. Die 
Anzeige des Vorerben wird durch die Anzeige des Nacherben erſetzt!). 

Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der Anzeige jedem zu geſtatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaubhaft machte). 

E II 2017; P 5 149, 150. 

1. Die Anzeigepflicht iſt dem Vorerven, nach feinem Tode feinen Erben auferlegt. 
Verſtoß hiergegen macht ihn den Nachlaßgläubigern ſchadenserſatzpflichtig. Unverzüglich 
$ 121. Nachlaßgericht FGG 88 72, 73, EG Art 147. 

2. Das Nachlaßgericht ift nicht wie in 8 1953 Abſ 3 zur Mitteilung an die Intereſſenten 
verpflichtet. Zu dieſen gehören die Nachlaßgläubiger, aber mit Rückſicht auf 88 2111, 2129 
Vor 1 und Dritte ($ 2140). Ahnlich § 2010 und die dort A angeführten 

orſchriften. 


Vierter Titel 
Vermächtnis 


8 2147 


Mit einem Vermächtniſſe!) kann der Erbe oder ein Vermächtnisnehmer 
beſchwert werden?). Soweit nicht der Erblaſſer ein anderes beſtimmt hat, 
iſt der Erbe beſchwertz). 

E 11756 Abſ 2, 1842 II 2018; M 5 10, 136, 137; P 5 6, 180, 161. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Die Anordnung des Vermächtniſſes (Begriff § 1939) kann nur durch Teſtament oder 
Erbvertrag erfolgen. Im Erbvertrage ſowohl durch vertragsmäßige Verfügung, die ſich auch 
auf das Vermächtnis beſchränken kann, Vermächtnisvertrag (§ 2278), als durch einſeitige 
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Verfügung (8 2299). Auch die nicht ſogleich vollzogene Schenkung von Todes wegen wird als 
Vermächtnis behandelt, § 2301. 

Über die Aufwertung von Geldanſprüchen aus Vermächtniſſen |. § 2174 A 8. 

2. Der Beſchwerte iſt Schuldner, der Bedachte Gläubiger in dem durch das Vermächtnis 
begründeten Schuldverhältnis, 8 2174. Es entſteht hiermit eine Nachlaßverbindlichkeit, 
8 1967 A 4. Nur der Erbe oder der Vermächtnisnehmer kann beſchwert werden. Der 
Erbe, gleichviel ob gewohnlicher, geſetzlicher oder gewillkürter, Teſtaments⸗ oder Vertrags⸗ 
erbe (f. jedoch § 2289 Abſ 1), Erſatzerbe, Vor oder Nacherbe — jeder für ſeine Perſon oder 
ſchlechthin die Erbſchaft (RG 14. 4. 21 IV 562/20) mit der Wirkung, daß der das Vermächtnis 
erfüllende Vorerbe dieſerhalb dem Nacherben einen Abzug machen kann (8 2126 A 1). Sind 
dem Nacherben Leiſtungen auferlegt, die er ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge bewirken ſoll, 
ſo kann es ſich nur um die Setzung einer Bedingung für das Nacherbrecht oder um einen 
unverbindlichen Wunſch des Erblaſſers handeln (RG a. a. O.). Nicht beſchwert werden kann 
der Erbeserbe, obſchon er in die Lage kommen kann, ein erſt beim Tode des Erben fällig 196 
wordenes Vermächtnis aus der ihm angefallenen Erbſchaft zu entrichten (8 2181 A 1, R 
Warn 1919 Nr 198). Beſchwerung des als Erbe berufenen Pflichtteilsberechtigten $ 2306. Sit 
der Vermächtnisnehmer ſelbſt wiederum mit einem Vermächtnis beſchwert (83 2186 bis 2188), 
ſo ſpricht man von einem Untervermächtnis. Nachvermächtnis § 2191, ſog. geſetzliche Ver⸗ 
mächtniſſe 8 1939 A 5. Der von Todes wegen Beſchenkte kann nur, ſoweit er als Ver 
mächtnisnehmer zu gelten hat, mit einem Vermächtnis beſchwert werden, alſo nicht der 
Empfänger einer bereits vollzogenen, wenn auch unter Vorbehalt des Widerrufs erklärten 
Schenkung (§ 2301). Hier kann nur eine Auflage im Sinne von $ 525 in Frage kommen. 
Ferner kann mit einem Vermächtnis nicht beſchwert werden, wer nur mittelbar aus der Erb» 
ſchaft etwas erlangt. So der Empfänger einer Leiſtung, die condicionis implendae causa 
bewirkt iſt (8 1939 A 4), oder der Ehemann oder Gewalthaber, dem die Nutznießung an den 
der Frau oder den Gewaltunterworfenen gemachten Zuwendungen zuſteht. Im Falle des 
$ 831 kaun der Verſprechensempfänger die für den Dritten ausbedungene Leiſtung zwar 
vertragsmäßig von anderweiten erſt durch den Dritten zu erfüllenden Leiſtungen abhangig 
machen. Dies kann nach $ 332 auf Grund vertragsmäßigen Vorbehalts auch einſeitig 
in einer Verfügung von Todes wegen geſchehen. Eine eigentliche Beſchwerung des Dritten 
mit einem Vermächtnis liegt aber auch hierin nicht. 

. Der Erbe iſt beſchwert kraft verfügender, den Willen des Erblaſſers ergänzender Be⸗ 
ſtimmung. Der abweichende Wille braucht jedoch nicht ausdrücklich erklärt zu fein. Das Ver⸗ 
mächtnis bleibt regelmäßig auch nach Wegfall des Beſchwerten wirkſam, 8 2161 


8 2148 


Sind mehrere Erben oder mehrere Vermächtnisnehmer mit demſelben 
Vermächtniſſe beſchwert, ſo ſind im Zweifel die Erben nach dem Verhält⸗ 
niſſe der Erbteile, die Vermächtnisnehmer nach dem Verhältniſſe des Wertes 
der Vermächtniſſe beſchwert!). 


E I 1843 II 2019; M 5 137: P 5 161. 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage $ 2192. 


1. Gegenüber der geſetzlichen Auslegungsregel fteht der Nachweis offen, daß der Erb⸗ 
laſſer insbeſondere mit Rückſicht auf die Art der Vermächtnisleiſtung und die perſönlichen 
Verhältniſſe der mehreren Beſchwerten eine andere Verteilung gewollt habe. Ob er bei der 
Anordnung die mehreren Beſchwerten namentlich oder nur in ihrer Erben⸗ uſw. Eigenſchaft 
bezeichnet hat, macht keinen Unterſchied. Die mehreren Erben ſind, wenn ſie ſämtlich be⸗ 
ſchwert ſind, dem Bedachten gegenüber Geſamtſchuldner, 88 2058ff. Die Erbteile ſind nur 
im Verhältniſſe der Miterben zueinander maßgebend (8 426). Sind nur einige von mehreren 
Miterben (8 2046 Abſ 2) oder find mehrere Vermächtnisnehmer beſchwert, ſo ſind ſie im 
Zweifel (aber 88 421, 431) dem Bedachten von vornherein nur anteilig verpflichtet (8 420). 
Für Ermittlung des Wertes der Vermächtniſſe ift die Zeit des Erbfalls gegebenenfalls 
unter Berückſichtigung der Zwiſchenzinſen (88 272, 813 Abſ 2) maßgebend. Die alternative 
Beſchwerung (A oder B fol zahlen) wird in der Regel als Auferlegung eines geſamtſchuld⸗ 
neriſchen Vermächtniſſes aufzufaſſen fein (8 421). Uber die Möglichkeit, ein Vermächtnis, 
8 1 einem Teile der mehreren Belaſteten unwirkſam iſt, teilweiſe aufrechtzuerhalten, 
. 0 85 

§ 2149 


Hat der Erblaſſer beſtimmt, daß dem eingeſetzten Erben ein Erbſchafts⸗ 
gegenſtand nicht zufallen ſoll, ſo gilt der Gegenſtand als den geſetzlichen 
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Erben vermacht). Der Fiskus gehört nicht zu den geſetzlichen Erben im 
Sinne dieſer Vorſchrifte). 
E I 1791 II 2020; M 5 64; P 5 74, 79, 80. 


1. Der nur verneinend ausgedrückte Wille des Erblaſſers wird zu einer Zuwendung an 
die geſetzlichen Erben (88 1924ff.), und zwar nach Verhältnis ihrer Erbteile ergänzt. Ahnlich, 
wenn es lic) um unvollſtändige Vergebung des Nachlaſſes ($ 2088) oder um die unterbliebene 
Bezeichnung der Nach, oder Vorerben handelt (88 2104, 2105). Die fo gefaßte Beſtimmung 
iſt unwirkſam, wenn die geſetzlichen Erben ſelbſt eingeſetzt find (8 2066). — Ein Verbot des 
Erblaſſers, über einen Nachlaßgegenſtand unter Lebenden oder von Todes wegen zu ver⸗ 
fügen, iſt regelmäßig unwirkſam, wenn es nicht als Nachvermächtnis aus 88 2191, 2338 
aufrechtzuerhalten iſt. Ebenſowenig ſteht es in der Macht des Erblaſſers, eine Zuwendung 
an den Bedachten dem Zugriffe der Gläubiger des Bedachten zu entziehen, wenn der Be⸗ 
dachte nicht zugleich ſelbſt in der Verfügung wirkſam beſchränkt iſt. Ein durch Pfändung, 
z. . 975 vermachten Rente, auflöſend bedingtes Vermächtnis iſt zuläſſig (RG Lg 1915, 
109717). 

2. Ausſchluß des Fiskus (§ 1936) wie bei der Nacherbfolge § 2104 a. E. Beim Mangel 
geſetzlicher Erben verbleibt mithin der ausgenommene Gegenſtand dem eingeſetzten Erben. 


8 2150 


Das einem Erben zugewendete Vermächtnis (Vorausvermächtnis) gilt 
als Vermächtnis auch inſoweit, als der Erbe ſelbſt beſchwert iſt!). 


E 1 1845 Ubf 1, 2 II 2021; M 5 139, 140; P 5 162, 168. 


1. Vorausvermächtnis (Prälegat). Handelt es ſich um einen Alleinerben, fo iſt die An⸗ 
ordnung, er ſolle einen Erbſchaftsgegenſtand im voraus als Vermächtnis erhalten, an ſich 
bedeutungslos. Sie iſt aber wirkſam, inſofern ſie dem Erben in der Eigenſchaft als Vermächtnis⸗ 
nehmer eine günſtigere Stellung gewährt (RG Z Bl§ 14, 236; Warn 1913 Nr 428). So hat die 
Unwirkſamkeit der Erbeinſetzung regelmäßig nicht auch die Unwirkſamkeit des Vermächtniſſes 
zur Folge ($ 2085). Schlägt er die Erbſchaft aus, fo kann er doch das Vermächtnis annehmen, 
wenn er nicht mit dieſem nur unter der Bedingung, daß er Erbe werde, bedacht iſt. Im Falle 
der Nacherbfolge verbleibt das Vorausvermächtnis dem Vorerben, § 2110, beim Erbſchaftskaufe 
gilt es als nicht mitverkauft, $ 2373. In allen Fällen, wo auch ſonſt die durch Vereinigung von 
Rechten und Verbindlichkeiten erlöſchenden Rechtsverhältniſſe nicht erlöſchen, kann der Bedachte 
feine Rechtsſtellung als Nachlaßgläubiger ($ 1967) unbeſchränkt geltend machen. So im Falle der 
Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes (88 1976, 1984; KO 8 226 Nr 5), der Unzulänglich 
keitseinrede (8 1991 Abſ 2), beim Erbſchaftskauf ($ 2377). Ebenſo gegen den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker ($ 2213). Dies tritt beſonders hervor, wenn einer von mehreren Erben im voraus 
bedacht und zugleich ſelbſt mit beſchwert iſt. Er kann ſeine Vermächtnisforderung gegen 
die Miterben, wie jeder andere Miterbengläubiger, mit der Geſamthandsklage aus 8 2059 
Abſ 2 geltend machen, muß ſich aber unter Umſtänden, 8 2046 A 1, darauf verweiſen laſſen, 
feine Befriedigung bei der Auseinanderſetzung zu ſuchen (RG 93, 196). Iſt mehreren Mit- 
erben dasſelbe Vorausvermächtnis vermacht, ſo gelten fie nach 88 2157, 2091 im Zweifel 
nicht als nach Verhältnis ihrer Erbteile, ſondern nach gleichen Teilen bedacht. Anrechnung des 
Vorausvermächtniſſes auf den Pflichtteil § 2307. Iſt der mit dem Vermächtnis bedachte Mit. 
erbe ſelbſt nicht mit beſchwert, iſt es vielmehr lediglich den anderen Miterben auferlegt, ſo gelten 
die allgemeinen Grundſätze ($ 2046 A 3). So namentlich auch dann, wenn ſich hinter einer 
Teilungsanordnung eine Bevorzugung des einen Erben auf Koſten der übrigen Erben 
verbirgt und in Wahrheit damit ein Vermächtnis gewollt iſt (vgl. § 2048 A 1). Gegenſtand 
eines Vorausvermächtniſſes kaun auch ein einem Miterben an einem Nachlaßgrundſtück zu 
beſtellendes dingliches Vorkaufsrecht ſein (NG 108, 84). Die letztwillige Anordnung über 
die Ausgleichung einer Schenkung kann als ein den Gegenſtand der Schenkung betreffendes 
Vorausvermächtnis ausgelegt werden, wenn die Schenkung unter Lebenden unwirkſam war 
RG 82, 149). — Ob in der Einſetzung als Erſatzerbe zugleich eine Erſatzberufung auf 
das Voraus vermächtnis ($ 2190) liegt, ift eine (nicht aus den 98 2110 Abſ 2, 2373 zu 
entſcheidende) Auslegungsfrage (OL 34, 283). 


8 2151 


Der Erblaſſer kann mehrere mit einem Vermächtnis in der Weiſe be⸗ 
denken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu beſtimmen hat, wer von den 
mehreren das Vermächtnis erhalten joll). 
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Die Beſtimmung des Beſchwerten erfolgt durch Erklärung gegenüber 
demjenigen, welcher das Vermächtnis erhalten ſoll; die Beſtimmung des 
Dritten erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten?). 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, ſo 
find die Bedachten Geſamtgläubigers). Das gleiche gilt, wenn das Nach⸗ 
laßgericht dem Beſchwerten oder dem Dritten auf Antrag eines der Be⸗ 
teiligten eine Friſt zur Abgabe der Erklärung beſtimmt hat und die Friſt 
verſtrichen iſt, ſofern nicht vorher die Erklärung erfolgt“). Der Bedachte, 
der das Vermächtnis erhält, iſt im Zweifel nicht zur Teilung verpflichtet?) ö). 

E 1 1770 Satz 2, 1769 Abſ 2 II 2022; M 5 33—36; P 5 23—30, 42, 43. 


1. Mehrere Bedachte. Abweichung von dem Grundſatze des $ 2065 Abſ 2, wonach der 
Erblaſſer die Beſtimmung einer Perſon, die eine Zuwendung erhalten ſoll, nicht einem andern 
überlaſſen darf. Vorausgeſetzt iſt, daß der Kreis der mehreren — mindeſtens zwei — Perſonen, 
unter denen zu wählen iſt, vom Erblaſſer wenigſtens ſo weit umgrenzt iſt, daß es nicht an einem 
Anhalt für Beſtimmung des Bedachten fehlt. Wo die Grenze liegt, iſt Tatfrage. RG 96, 15 
hat die nach dieſer Stelle erforderliche Umgrenzung bei einer Verfügung vermißt, nach der 
eine beſtimmte Geldſumme „an verſchiedene Vereine und wohltätige oder gemeinnützige 
Anſtalten ſowie bedürftige Perſonen“ einer Stadt verteilt werden ſollte, die Verfügung aber 
als die Anordnung einer Auflage nach § 2193 gelten laſſen; ſ. auch IW 1925, 21475. 

2. Die Auswahl kann dem Beſchwerten (8 2147) oder einem Dritten, insbeſondere dem 
Teſtamentsvollſtrecker, auch mehreren Perſonen gemeinſam übertragen ſein. Sie ſind in ihrer 
Entſcheidung nicht, auch nicht, wie in den Fällen der 88 2155 Abſ 3, 2156 oder § 319 durch 

zerweiſung auf Billigkeit beſchränkt. Ihre Beſtimmung iſt deshalb, ſelbſt wenn der Erblaſſer 
für die Auswahl gewiſſe Weiſungen erteilt hätte und hiergegen verſtoßen wäre, jeder An⸗ 
fechtung entzogen (a. M. Dernburg 8 67 III c), es müßte denn argliſtig verfahren fein. Die 
Beſtimmung iſt eine einem andern gegenüber abzugebende Willenserklärung und unwider⸗ 
ruflich (88 130132). Iſt fie mehreren übertragen, jo gilt $ 317 Abſ 2, bei mehreren Teſta⸗ 
mentsvollſtreckern 8 2224. 

3. Die Bedachten find Geſamtgläubiger 88 428 ff. abweichend von 8 2157, wonach die 
mehreren regelmäßig nach Bruchteilen bedacht find. Der Schlußſatz des $ 2151 ſchließt die 
aus 8 430 folgende Verpflichtung eines Berechtigten aus, das ausgezahlte Vermächtnis den 
Mitberechtigten anteilig zukommen zu laſſen. Vielmehr ſichert ihm der erſte Zugriff das ganze 
Vermächtnis. Anderſeits lann der Beſchwerte gemäß $ 428 nach feinem Belieben an jeden 
Berechtigten leiſten. Gegenüber einer mehrfachen Verurteilung iſt er durch ZPO 8 767 mit 
dem Nachweiſe geſchützt, daß er inzwiſchen die Beſtimmung getroffen oder geleiſtet habe. 

4. Im Falle der Verzögerung durch die Wahlberechtigten ſteht den möglichen Bedachten 
kein Klagerecht zu, vielmehr ſetzt auf ihren Antrag das Nachlaßgericht Friſt nach FG 8 80. 
Als Beteiligter kommt, wenn die Beſtimmung einem Dritten übertragen iſt, auch der Be- 
ſchwerte in Betracht. Die ſofortige Beſchwerde des 8 80 kann rügen, daß der Aufgeforderte 
überhaupt nicht zur Erklärung verpflichtet ſei oder daß er ſich bereits erklärt habe, oder fie kann 
die Art der Friſtſetzung betreffen. Gegen Ablehnung der Verfügung einfache Beſchwerde 
nach FGG 88 19ff. Hat der Dritte die eilt verſtreichen laffen, fo kann der Beſchwerte nach 
ſeinem Belieben leiſten (A 8). Eine nach Friſtablauf, ſei es auch vor der Leiſtung abgegebene 
Erklärung des Dritten bindet ihn nicht. 

5. Beweislaſt. Wer das Vermächtnis fordert, hat zu beweiſen, daß er als Berechtigter 
beſtimmt ift. Klagt er als Geſamtgläubiger, fo hat er zu beweiſen, daß die Beſtimmung (z. B. 
wegen Todes oder Geſchäftsunfähigkeit des hierzu Berufenen) nicht erfolgen kann oder daß 
die Friſt beſtimmt und verſtrichen iſt. Der Beſchwerte kann einwenden, daß die Friſt gewahrt 
ſei, oder, wenn er ſelbſt wahlberechtigt ift, jetzt noch die Wahl treffen (Koſten 30 § 93). 


8 2152 
Hat der Erblaſſer mehrere mit einem Vermächtnis in der Weiſe be⸗ 
dacht, daß nur der eine oder der andere das Vermächtnis erhalten ſoll, jo 
iſt anzunehmen, daß der Beſchwerte beſtimmen ſoll, wer von ihnen das 
Vermächtnis erhält!) 
E 1 1769 Abſ 2 II 2028; M 5 34; P 5 28—26, 42, 43. 
1. Sind (zwei oder) mehrere alternativ bedacht, ſo ergänzt das Geſetz in Übereinſtimmung 


mit § 262 den Willen des Erblaſſers dahin, daß die Beſtimmung gemäß $ 2151 Abſ 2, 3 durch 
den Beſchwerten erfolgen ſoll. — Alternative Beſchwerung § 2148 A 1. 
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8 2153 


Der Erblaſſer kann mehrere mit einem Vermächtnis in der Weiſe be⸗ 
denken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu beſtimmen hat, was jeder 
von dem vermachten Gegenſtand erhalten ſoll. Die Beſtimmung erfolgt 
nach § 2151 Abſ 2). 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, ſo 
ſind die Bedachten zu gleichen Teilen berechtigt. Die Vorſchrift des 8 2151 
Abſ 3 Satz 2 findet entſprechende Anwendung?). 

E 1 1777 Saß 2 II 2024; M 5 41, 42; P 5 89—42. 


1. Abweichend von dem Grundſatze des § 2065 Abs 2 läßt das Geſetz zu, die Beſtimmung 
der Anteile an einem vermachten Gegenſtande (Summe, Sache, Recht $ 90) einem an⸗ 
dern zu überlaſſen. Die Anteile können körperlich, oder, ſo bei unteilbaren Sachen (Landgut), 
nach ideellen Bruchteilen beſtimmt werden. Nach § 2151 Abſ 2 erklärt der Beſchwerte die Be⸗ 
ſtimmung gegenüber dem, der das Vermächtnis erhalten ſoll, der Dritte gegenüber dem Be⸗ 
ſchwerten. Der Beſtimmungsberechtigte kann nach dem Willen des Erblaſſers auch als er⸗ 
mächtigt gelten, ungleich zu teilen, ſogar einen der Bedachten ganz zu übergehen. Die Be⸗ 
ſtimmung braucht nicht gleichzeitig, ſie kann aber, weil einen Teilungsausſpruch enthaltend, 
nur einheitlich in dem Sinne erfolgen, daß ſie für die Beteiligten erſt dann verbindlich wird, 
wenn die völlige Aufteilung des Gegenſtandes durchgeführt iſt (a. M. Strohal I § 29 A 24; 
Dernburg V8 67 A 7; Leonhard, II). Verzögerungen wird durch Friſtſetzung nach 8 2151 
Abſ 3 Satz 2 abgeholfen. Iſt die vollzogene Aufteilung in ſich widerſpruchsvoll, ſind z. B. 
mehr Zeile vergeben als das Ganze hergibt, fo ift fie im vollen Umfange nichtig. Nach Abs 2 
Satz 1 find dann die Bedachten nach gleichen Teilen berechtigt. 

2. Die einmal vollzogene Verteilung iſt für den Beſtimmenden unwiderruflich und für 
die Bedachten, außer im Falle der Argliſt unanfechtbar (8 2151 A 2). Kommt es nicht zur 
Verteilung, ſo werden die mehreren Bedachten abweichend von § 2151 A 3 nicht als Geſamt⸗ 
gläubiger, ſondern als Bruchteilsgläubiger zu gleichen Teilen auf den Gegenſtand des 
Vermächtniſſes berechtigt. 8 2151 Abſ 3 Satz 2 behandelt die Friſtſetzung durch das Nachlaß⸗ 
gericht. Die 38 2151 u. 2153 können verbunden anwendbar werden, wenn der Erblaſſer es 
dem Beſchwerten oder einem Dritten überlaſſen hat, ſowohl die Empfänger aus einem Kreiſe 
mehrerer Perſonen als auch die ihnen zuzuwendenden Vermächtnisanteile zu beſtimmen 
(RG 96, 17). Kommt es in dieſem Falle nicht zur Beſtimmung, ſo kann jeder Angehörige 
des bedachten Perſonenkreiſes den Gegenſtand als Geſamtgläubiger fordern (§ 2151 A B), 
muß aber jedem Mitbedachten den ihm gebührenden gleichen Anteil zukommen laſſen. 


8 2154 


Der Erblaſſer kann ein Vermächtnis in der Art anordnen, daß der Be⸗ 
dachte von mehreren Gegenſtänden nur den einen oder den anderen er— 
halten ſoll!). Iſt in einem ſolchen Falle die Wahl einem Dritten übertragen, 
ſo erfolgt ſie durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten?). 

Kann der Dritte die Wahl nicht treffen, ſo geht das Wahlrecht auf den 
Beſchwerten über. Die Vorſchrift des § 2151 Abſ 3 Satz 2 findet entſprechende 
Anwendung“). 

E I 1862 II 2025; M 5 170—172; P 5 193—198, 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Wahlvermächtnis. Gleichgültig iſt, ob die mehreren Gegenſtände individuell oder 
nur der Gattung nach ($ 2155) beſtimmt find, ob fie bereits zur Erbſchaft gehören oder dem 
Bedachten erſt noch zu verſchaffen ſind (88 2169, 2170). Die Vorausſetzung des Geſetzes iſt 
auch gegeben, wenn der Erblaſſer das Vermächtnis in einer Weiſe bezeichnet hat, die auf mehrere 
in der Erbſchaft vorhandene Gegenſtande zutrifft. Dagegen handelt es ſich um ein bedingtes 
Vermächtnis, wenn die Beſtimmung des Gegenſtandes von einem Ereignis abhängig gemacht 
iſt (Losziehung, das gewinnende Pferd). 

2. Für das durch das Wahlvermächtnis entſtehende alternative Schuldverhältnis (§ 2174) 
gelten, ſoweit nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erhellt, die Vorſchriften der 88 262—265. 
Danach ſteht die Wahl im Zweifel dem Beſchwerten zu. Sie kann auch dem Bedachten oder 
F übertragen ſein. Erklärung des Dritten gegenüber dem Beſchwerten wie 
3 2 
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3. Wird die Wahl durch den Dritten unmöglich, jo wird die Regel des § 262, Wahlrecht 
des Schuldners wiederhergeſtellt. Wird ſie verzögert, ſo greift die Friſtſetzung durch das 
Nachlaßgericht ($ 2151 A 4), nach verſtrichener Friſt wiederum das Wahlrecht des Beſchwerten 
ein. Wird die Wahl durch den Beſchwerten oder den Bedachten verzögert, fo findet 8 264 
Anwendung. Sind hüben oder drüben mehrere Wahlberechtigte vorhanden, ſo können ſie 
regelmäßig (§ 747, bei beſchwerten Miterben auch $ 2040 Abf 1) die Wahl nur gemeinſchaftlich 
vornehmen. Iſt in verſchiedenen letztwilligen Verfügungen das Wahlrecht nacheinander 
verſchiedenen Perſonen übertragen, ohne daß die jüngere die ältere Verfügung aufhebt, ſo 
ſind alle wahlberechtigt und die zuerſt ausgeübte Wahl entſcheidet. Die Pflicht zur Vorzeigung 
900 15 die Wahl in Betracht kommenden Gegenſtände liegt dem Beſchwerten nach 58 242, 

ob. 


8 2155 


Hat der Erblaſſer die vermachte Sache nur der Gattung nach beſtimmt, 
jo iſt eine den Verhältniſſen des Bedachten entſprechende Sache zu leiſten !). 

Iſt die Beſtimmung der Sache dem Bedachten oder einem Dritten über⸗ 
tragen, jo finden die nach § 2154 für die Wahl des Dritten geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung?). 

Entſpricht die von dem Bedachten oder dem Dritten getroffene Beſtim⸗ 
mung den Verhältniſſen des Bedachten offenbar nicht, ſo hat der Beſchwerte 
ſo zu leiſten, wie wenn der Erblaſſer über die Beſtimmung der Sache keine 
Anordnung getroffen hätte?) ). 

EI 1868 II 2026; M 5 178, 174; P 5 193—201. 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage $ 2192. 


1. Gattungsvermächtnis. Die vermachte (körperliche) Sache kann ſchlechthin nur der 
Gattung nach beſtimmt ($ 243), das Vermächtnis kann aber auch auf eine im Nachlaß vorhandene 
Gattungsſache beſchränkt ſein (gemiſchtes Gattungsvermächtnis). Im letzteren Falle kann es 
ſich auch um ein Wahlvermächtnis nach 8 2154 handeln. Die individuelle Sachleiſtung beſtimmt 
ſich nach den Verhältniſſen (nicht den Bedürfniſſen) des Bedachten. Iſt z. B. dem X 
und dem 2 je ein Pferd vermacht und find im Nachlaſſe ein Reit- und ein Wagenpferd vor⸗ 
handen, ſo gebührt dem Kavalleriſten X das Reitpferd, dem lahmen 2 das Wagenpferd. Wenn 
dieſer Maßſtab verſagt, hat der Beſchwerte nach § 243 Sachen von mittlerer Art und Güte 
zu leiſten. Hat der Erblaſſer dem Bedachten eine Sache der vermachten Art in der Abſicht, 
das Vermä nis im voraus zu erfüllen, ſchon unter Lebenden zugewendet, jo wird das 
858 K . s dadurch allein noch nicht hinfällig (RG Gruch 68, 476f.; 88 2174 A 1, 


2. Die Beſtimmung der Sache liegt nach § 243 grundſätzlich dem Beſchwerten ob. Iſt 
fie dem Bedachten oder einem Dritten übertragen, ſo hat ſich der Beſtimmungsberechtigte 
nach $ 2154, gegebenenfalls nachdem ihm auf Antrag des Beſchwerten gemäß § 2151 A 4 
Friſt geſetzt iſt, gegenüber dem Beſchwerten zu erklären. Im Falle der Unmöglichkeit einer 
en oder des Verſtreichens der Friſt fällt das Beſtimmungsrecht an den Beſchwerten 
zurück. 

3. Offenbare Unbilligkeit. Auch für die von dem Bedachten oder dem Dritten zu treffende 
Beſtimmung find nach Abf 1 die Verhältniſſe des Bedachten maßgebend. Die von ihnen 
getroffene Beſtimmung iſt zwar unwiderruflich, aber abweichend von 88 2151 A 2, 2153 A 2, 
2154 U 2 nicht unanfechtbar. Offenbare Unbilligkeit der getroffenen Beſtimmung (8 319 A 1, 
vgl. auch 88 2048, 2217), gemeſſen wiederum an den Verhältniſſen des Bedachten, hat viel. 
mehr den Rückfall des Beſtimmungsrechts an den Beſchwerten zur Folge (der mit einem 
Pferde bedachte Gutsverwalter wählt aus dem auch mit Gebrauchspferden beſetzten Stalle 
das teuerſte Rennpferd). Gewährleiſtungspflicht 88 2182 Abſ 1, 2183. 

4. Beweislaſt. Der Bedachte hat zu beweiſen, daß die von ihm beanſpruchte Sache ſeinen 
Verhältniſſen entſpricht oder nach Abſ 2 vom Dritten beſtimmt iſt. Will der Beſchwerte hier- 
von abweichen, fo hat er die offenbare Unbilligkeit der getroffenen Beſtimmung zu beweiſen. 


8 2156 


Der Erblaſſer kann bei der Anordnung eines Vermächtniſſes, deſſen 
Zweck er beſtimmt hat, die Beſtimmung der Leiſtung dem billigen Ermeſſen 
des Beſchwerten oder eines Dritten überlaſſen!). Auf ein ſolches Ver⸗ 
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mächtnis finden die Vorſchriften der SS 315 bis 319 entſprechende An⸗ 
wendung). 
E 11777 Satz 1 II 2037; M 5 41; P 5 39, 43. 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Zweckbeſtimmung. Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer die Vermächtnisanordnung 
ſelbſt getroffen (nicht bloß einen Dritten hierzu ermächtigt hat, RG Warn 1911 Nr 42), daß 
die Perſon des Bedachten beſtimmt oder doch nach 88 2151, 2152 beſtimmbar iſt (weitergehend 
bei Auflagen § 2193), daß aber der Gegenſtand der Leiſtung nur aus dem angegebenen Zwecke 
ermittelt werden kann. Inwieweit dieſe Zweckangabe ausreicht, iſt Tatfrage (Vermächtnis 
an X zur Beſtreitung ſeiner Studienkoſten, zu einer Reiſe nach Indien). 

2. Billiges Ermeſſen des Beſchwerten $ 315, eines Dritten 88 317, 319. Bei Wegfall 
des Dritten kann die Billigkeit ſchlechthin entſcheidend ſein (RG Ni 01, 85648). Beſtimmung 
durch den Beſchwerten gegenüber dem Bedachten ($ 315 Abſ 2), durch den Dritten gegen; 
über dem Beſchwerten oder dem Bedachten (8318 Abs 1). Anfechtung der Beſtintmung 
$ 318 Abſ 2, offenbare Unbilligkeit, Unmöglichkeit oder Verzögerung der Beſtimmung durch 
den Dritten $ 319 Abf 1 (Abf 2 kommt nicht in Frage). 


8 2157 


Iſt mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, ſo finden die Vorſchriften 
der SS 2089 bis 2093 entſprechende Anwendung!). 
E I 1846 II 2028; M 5 140, 141; P 5 163. 


1. Gemeinſchaftliches Vermächtnis. Derſelbe Gegenſtand kann den mehreren in der⸗ 
ſelben oder in mehreren nacheinander errichteten Verfügungen (. jedoch 8 2258) vermacht 
ſein. Nach den für die Einſetzung mehrerer Erben geltenden Vorſchriften ſind die mehreren 
Vermächtnisnehmer, ſoweit ſich nicht aus $$ 2066, 2069 (geſetzliche Erben, Abkömmlinge) ein 
anderes ergibt, zu gleichen Teilen bedacht (58 2091 ‚, 2093). Es entſteht mithin unter ihnen 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen, 88 741 ff. Sind die Bruchteile oder Summen beſtimmt und 
überfteigen ſie das den mehreren zugewendete Ganze oder erſchöpfen ſie das Ganze nicht, ſo 
tritt entſprechende Verminderung oder Erhöhung der Teile ein (88 2089, 2090) Buiven- 
dung teils nach Bruchteilen, teils ohne Bruchteile 8 2092. Ob beim Vermächtnis einer teilbaren 
Leiſtung, insbeſondere beim Summenvermächtnis, ein gemeinſchaftliches oder ob mehrere 
Vermächtniſſe anzunehmen find (§ 420), ift Auslegungsfrage. 


8 2158 


Iſt mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, ſo wächſt, wenn einer von 
ihnen vor oder nach dem Erbfalle wegfällt, deſſen Anteil den übrigen 
Bedachten nach dem Verhältnis ihrer Anteile an. Dies gilt auch dann, 
wenn der Erblaſſer die Anteile der Bedachten beſtimmt hat!). Sind einige 
der Bedachten zu demſelben Anteile berufen, ſo tritt die Anwachſung zu⸗ 
nächſt unter ihnen ein?). 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließens). 


E I 1870, 1871 II 2029; M 5 184— 186; P 5 215, 216. 


1. Das Anwachſungsrecht beim Vermächtnis entſpricht der Anwachſung der Erbteile 
in SS 2004, 2095. Vorausſetzung iſt a) ein gemeinſchaftliches Vermächtnis im Sinne 
von $ 2157. Es iſt immer gegeben bei Unteilbarkeit der Leiſtung. Es iſt aber bei teilbaren 
Leiſtungen auch dann nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer die Anteile nach 
Bruchteilen oder Summen beſtimmt hat. Sind 1000 oder iſt eine Forderung von 1000 dem 
A, B. C mit ½/0. /10, %/10 oder auch mit 500, 300, 200 vermacht, fo iſt es Auslegungsfrage, ob 
ein Vermächtnis zu 1000 oder ob drei Einzelvermächtniſſe zu 500, 300 und 200 vorliegen. 
b) Wegfall eines Mitbedachten, ſei es vor dem Erbfalle durch Tod, Verzicht (§8 2160, 
2352) oder nach dem Erbfalle, aber mit Rückbeziehung auf den Zeitpunkt des Erbfalls durch 
Ausſchlagung, Unwürdigkeit (58 2180, 2345), Unwirkſamwerden der Zuwendung infolge An⸗ 
fechtung (8 2078 A 2), Ausfalls der Bedingung (88 2074, 2177), insbeſondere auch nach 
98 2162, 2163 oder infolge Nichterteilung der nach Artt 86, 87 Ec erforderlichen ſtaatlichen 
Genehmigung. Fällt der Mitbedachte erſt nach der Annahme durch Eintritt einer auflöſen⸗ 
den Bedingung weg, ſo wird mit Planck A 5 gegen Strohal $ 29 A 27 anzunehmen fein, daß 
die übrigen Bedachten fur dieſen Fall aufſchiebend mitbedacht find. Über die ſonſtigen Wir- 
kungen der Anwachſung vgl. § 2094 A 1. 
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2. Engere Gruppe der gemeinſchaftlich Bedachten wie $ 2094 A 8. 


3. Ausſchließung der Anwachſung wie § 2094 A 5, ſei es durch Berufung eines Erſatz⸗ 
vermächtnisnehmers (88 2190, 2099) oder dadurch, daß der Erblaſſer zu erkennen gibt, das 
Vermächtnis ſolle beim Wegfall des Bedachten hinfällig werden, d. h. dem Beſchwerten zu⸗ 
gute kommen. 


8 2159 


Der durch Anwachſung einem Vermächtnisnehmer anfallende Anteil 
gilt in Anſehung der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen dieſer oder 
der wegfallende Vermächtnisnehmer beſchwert iſt, als beſonderes Ver⸗ 
mächtnis!). 

E I 1872 II 2030; M 5 186; P 5 215, 216. 


1. Selbſtändigkeit der Vermächtnisanteile. Wörtlich übereinſtimmend (bis auf die 
hier nicht in Betracht kommende Ausgleichungspflicht) mit § 1935, Erhöhung des geſetzlichen 
Erbteils und 8 2095, Anwachſung der Erbteile. Der Vermächtnisnehmer, dem durch An⸗ 
wachſung ein Anteil anfällt, kann deshalb von dem Unterbedachten nur bis zum Werte des 
beſchwerten Anteils in Anſpruch genommen werden (§ 2187). Kommt der Wegfall des Be⸗ 
dachten infolge Ausſchließung der Anwachſung dem Erben oder ſonſtigen Beſchwerten zuſtatten 
(8 2158 A 3), fo haftet auch dieſer für das auf dem frei gewordenen Anteil ruhende Unter- 
vermächtnis oder die Auflage nur mit der gleichen Beſchränkung (§ 2187 Abſ 2). 


8 2160 


Ein Bermächtnis iſt unwirkſam, wenn der Bedachte zur Zeit des Erb⸗ 
falls nicht mehr lebt!). 


E 1 1868 II 2031; M 5 181; P 5 212. 


1. Erleben des Vermächtnisanfalls (88 2176, 2177) iſt für den Bedachten (ſo gut wie 
für den Erben 88 1923 Abi 1, 2074) Bedingung der Wirkſamkeit der Zuwendung. Im Gegen⸗ 
ſatze zum Erben (§ 1923 Abf 2), aber entſprechend der Nacherbfolge (88 2101 A 1, 2108 A 1), 
braucht jedoch der Vermächtnisnehmer zur Zeit des Erbfalls nicht bereits erzeugt oder ſonſt 
beſtimmt zu fein (§ 2178). Die Unwirkſamkeit tritt nur ein, wenn kein Erſatzvermächtnis⸗ 
nehmer (§ 2190, auch nicht ſtillſchweigend 8 2069 A 1) berufen iſt und keine Anwachſung 
(8 21658) ſtattfindet. Sie kommt dem Beſchwerten zugute, nicht etwa dem geſetzlichen Erben 
(vgl. § 2149) oder beim Untervermächtniſſe dem eingeſetzten Erben. 


8 2161 


Ein Vermächtnis bleibt, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers 
anzunehmen iſt, wirkſam, wenn der Beſchwerte nicht Erbe oder Vermächt⸗ 
nisnehmer wird!). Beſchwert iſt in dieſem Falle derjenige, welchem der 
Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar zuſtatten kommt?). 

E 1 1876 II 2032; M 5 189—191; P 5 221. 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 


1. Wegfall des Beſchwerten. Entſprechend dem Gedanken des 8 2085 bleibt die Wirk- 
ſamkeit des Vermächtniſſes von dem Wegfall des damit beſchwerten Erben oder Ver⸗ 
mächtnisnehmers grundſätzlich unberührt. Dies gilt auch dann, wenn infolge Wegfalls des 
beſchwerten Erben der mit dem Vermächtniſſe Bedachte geſetzlicher Miterbe wird (8 2150; 
RG Recht 1913 Nr 1615). Ein anderer Wille des Erblaſſers braucht nicht notwendig in 
der letztwilligen Verfügung erklärt zu ſein, er kann ſich auch aus den Umſtänden, insbeſondere 
aus einem Inhalt des Vermächtniſſes ergeben, der nur von dem eigentlich Beſchwerten ge⸗ 
leiſtet werden kann (Erteilung von Unterricht). 


2. Der Wegfall des zunächſt Beſchwerten kommt zuſtatten (rechtlich, wenn auch nicht 
notwendig wirtſchaftlich), je nachdem an Stelle des Erben oder Vermächtnisnehmers, dem 
Erſatzberufenen, dem Anwachſungsberechtigten, an Stelle des eingeſetzten Erben dem geſetz⸗ 
lichen, an Stelle des nächſtberufenen dem entfernteren geſetzlichen Erben, wie dem Fiskus. 
Der Bedachte ſoll aber aus dem Wegfall auch keinen Vorteil haben. Der nachrückende Ver⸗ 
n feder haftet deshalb nach 8 2187 Abſ 2 nicht weiter, als der Weggefallene gehaftet 

aben würde. 
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8 2162 


Ein Vermächtnis, das unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter 
Beſtim mung eines Anfangstermins angeordnet iſt, wird mit dem Ablaufe 
von dreißig Jahren nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher die 
Bedingung oder der Termin eingetreten iſt!). 

Iſt der Vedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt oder wird 
ſeine Perſönlichkeit durch ein erſt nach dem Erbfall eintretendes Ereignis 
beſtimmt, jo wird das Vermächtnis mit dem Ablaufe von dreißig Jahren 
nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher der Bedachte erzeugt oder 
das Ereignis eingetreten iſt, durch das ſeine Perſönlichkeit beſtimmt wird?). 

E I 1869 II 2033; M 5 182, 183; P 5 212—215. 

1. 88 2162, 2163 beſchränken die zeitliche Wirkſamkeit der Vermüchtniſſe in demſelben 
Maße, wie § 2109 diejenige der Nacherbſchaft. Bedingtes und betagtes Vermächtnis 88 2177, 
2074. Auch das Untervermächtnis (5 2186) und das Nachvermächtnis ($ 2191) fallen hierunter. 

2. Nach $ 2178 fällt in den Fällen des Abſ 2 das Vermächtnis an mit der Geburt des 
Bedachten oder mit Eintritt des maßgebenden Ereigniſſes. Die dreißigjährige Friſt kann ſich 
deshalb noch um die Empfängniszeit verlängern. 


8 2163 

Das Vermächtnis bleibt in den Fällen des § 2162 auch nach dem Ab⸗ 
laufe von dreißig Jahren wirkſam: 

1. wenn es für den Fall angeordnet iſt, daß in der Perſon des Be⸗ 
ſchwerten oder des Bedachten ein beſtimmtes Ereignis eintritt, und 
derjenige, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, zur Zeit des 
Erbfalls lebt; 

2. wenn ein Erbe, ein Nacherbe oder ein Vermächtnisnehmer für den 
Fall, daß ihm ein Bruder oder eine Schweſter geboren wird, mit 
einem Vermächtniſſe zugunſten des Bruders oder der Schweſter be⸗ 
ſchwert iſt. 

Iſt der Beſchwerte oder der Bedachte, in deſſen Perſon das Ereignis 
eintreten ſoll, eine juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der dreißig⸗ 
jährigen Friſt!). 

E II 2034; P 5 212—215, 225, 23 —240; 6 91, 92. 


1. Die beiden hier zugelaſſenen Ausnahmen von der Regel des 8 2162 entſprechen wörtlich 
den für die Nacherbſchaft gegebenen Vorſchriften des § 2109, ſ. dort. 


§ 2164 

Das Vermächtnis einer Sache erſtreckt ſich im Zweifel auf das zur Zeit 
des Erbfalls vorhandene Zubehör!). 

f Hat der Erblaſſer wegen einer nach der Anordnung des Vermächt⸗ 
niſſes erfolgten Beſchädigung der Sache einen Anſpruch auf Erſatz der 
Mind erung des Wertes, ſo erſtrectt ſich im Zweifel das Vermächtnis auf 
dieſen Anipruch?). 

E I 1859 II 2035; M 5 163, 164; P 5 179, 180. 

1. Zubehör 88 97, 98, auch 58 314, 926. Die Vorſchrift enthält nur eine Auslegungs. 
regel. Danach iſt maßgebend für den Umfang der Leiſtung der tatſächliche Zuſtand zur Zeit 
des Erbfalls. Hinſichtlich des Zubehörs auch dann, wenn im Falle des bedingten oder be- 
tagten Vermächtniſſes der Anfall hinausgeſchoben iſt, § 2177 (a. M. Planck A 1, Leonhard, 
II, C). Der Wortlaut des Abſ 1 iſt unzweideutig, 8 2177 ſtellt den Anfall ausdrücklich in Gegen 
ſatz zum Erbfall, ein Überſehen ſcheint deshalb ausgeſchloſſen. Auch innere Gründe ſprechen 
dafür, hinſichtlich des Zubehörs den bedingt Beſchwerten ſchon vom Erbfall ab als gebunden 
zu behandeln (vgl. auch SS 160 Abf 1 u. 2179). Was Zubehör iſt, entſcheidet das Geſetz, 
nicht die Meinung des Erblaſſers (a. M. Dernburg V 76 A 5), es ſei denn, daß die An⸗ 
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ordnung des Vermächtuiffes eine über das Geſetz hinausgehende Tragweite enthalten ſoll. 
Gleichgültig iſt, ob die tatſächlich vorhandenen wirklichen Zubehörſtücke zur Erbſchaft gehören 
48 2170) oder ob fie vorübergehend von der Hauptſache getrennt find (8 97 Abf 2). 


2. Erſatzanſprüche wegen Beſchädigung. Sie können hervorgehen aus ſchon beſtehenden 
Schuldverhältniſſen (gegen den Mieter) oder ſonſtwie aus Rechtsgeſchäft (Verſicherung) oder 
aus unerlaubter Handlung. Erſatzanſprüche wegen Untergangs oder Entziehung der Sache 
88 2169, 2172. Zu beachten iſt, daß der Entſchädigungsanſpruch (88 249ff.) bereits bei Leb⸗ 
zeiten des Erblaſſers, aber erſt nach Anordnung des Vermächtniſſes entſtanden ſein 
muß, wenn die Auslegungsregel Platz greifen ſoll. Nach 8 2174 ſteht ferner dem Bedachten 
der Anſpruch auf Abtretung des Erſatzanſpruchs nur dem Beſchwerten gegenüber zu. Er 
kann ihn nicht ohne weiteres gegen den Dritten geltend machen. Im Sinne des Geſetzes 
dürfte liegen, auch die Gewährleiſtungsanſprüche wegen Mängel der Sache (88 459 ff.) zu 
den hier gemeinten Anſprüchen zu zählen. Nur der Wandlungsanſpruch iſt, weil nicht auf 
Erſatz einer Wertminderung gerichtet hiervon auszunehmen. Erſatzanſpruch des Beſchwerten 
wegen Verwendungen $ 2185. = 


8 2165 


Iſt ein zur Erbſchaft gehörender Gegenſtand vermacht, jo kann der Ver⸗ 
mächtnisnehmer im Zweifel nicht die Beſeitigung der Rechte verlangen, 
mit denen der Gegenſtand belaſtet iſt!). Steht dem Erblaſſer ein Anſpruch 
auf die Beſeitigung zu, ſo erſtreckt ſich im Zweifel das Vermächtnis auf 
dieſen Anſpruch'e). 

Ruht auf einem vermachten Grundſtück eine Hypothek, Grund ſchuld oder 
Rentenſchuld, die dem Erblaſſer ſelbſt zuſteht, ſo iſt aus den Umſtänden zu 
entnehmen, ob die Hypothek, Grund ſchuld oder Rentenſchuld als mitver⸗ 
macht zu gelten hats) ). 

E I 1861 II 2036; M 5 166—169; P 5 181—188. 


1. Im Zweifel (Auslegungsregel) kein Anſpruch des Vermächtnisnehmers auf Be⸗ 
ſeitigung dinglicher Rechte. Vorausgeſetzt iſt Zugehörigkeit des Vermächtnisgegenſtandes 
(Sache oder Recht $ 90) zur Erbſchaft. Die Vorſchrift ift daher nicht anwendbar auf das 
Verſchaffungsvermächtnis § 2170. Die Zuwendung des Erbſchaftsgegenſtandes muß ferner 
unmittelbar den Inhalt des Vermächtniſſes bilden. Ware nur das Recht vermacht, einen ſolchen 
Gegenſtand aus der Erbſchaft zu kaufen, ſo käme die Gewährleiſtung des Beſchwerten nach 
88 434 ff. in Frage (RG Warn 1913 Nr 242). Als Grundſatz gilt, daß der Gegenſtand auf den 
Vermächtnisnehmer übergeht in derjenigen nicht bloß tatſächlichen (8 2164 A 1), ſondern 
auch rechtlichen Beſchaffenheit, in welcher er ſich zur Zeit des Anfalls befindet, alſo auch mit 
den dem Erblaſſer etwa entſtandenen Einreden (88 1137, 1211, 1254): res transit cum suo 
onere. In Betracht kommen nur dingliche Belaſtungen, bei denen auch der Beſchwerte 
der Berechtigte fein kann, $ 2175. Handelt es ſich um Rückſtände von wiederkehrenden ding⸗ 
lichen Leiſtungen, ſo wird meiſt Befreiung des Bedachten von der nachträglichen Erfüllung 
gewollt fein. Gleichgültig iſt, ob der Erblaſſer die Belaſtung gekannt hat. Trifft dies zu, fo 
iſt um ſo mehr anzunehmen, daß der Bedachte die Belaſtung tragen ſolle (Wegen Hypotheken 
und Grundſchulden vgl. auch 88 2166— 2168.) Zu den dinglichen Belaſtungen gehört nicht 
das Miet- und Pachtrecht. Der Vermächtnisnehmer tritt vielmehr regelmäßig in den Vertrag 
ein (8 571) und muß die Verfügungen des Erblaſſers gegen ſich gelten laſſen (8.578). 


2. Im Falle des Satz 2 (wenn z. B. der Erblaſſer die Laſt ſelbſt abgelöft, den Pfandſchilling 
gezahlt hatte) gilt die entgegengeſetzte Vermutung: zugleich mit dem Vermächtnisgegenſtand 
geht auch der Beſeitigungsanſpruch auf den Bedachten über. Er ſelbſt hat ihn deshalb durch 
Klage oder Einrede geltend zu machen und kann die Beſeitigung regelmäßig nicht vom Be⸗ 
ſchwerten verlangen. 


3. Für den Fall der Belaſtung eines vermachten Grundſtücks mit einer Eigentümer⸗ 
hypothek oder Eigentumergrundſchuld (SS 1163, 1177, 1196 u. a.) ſtellt das Geſetz über. 
haupt keine Regel auf, ſondern läßt lediglich die Umſtände entſcheiden. 


4. Beweislaſt. Der Vermächtnisnehmer iſt dafür beweispflichtig, daß der Erblaſſer ſeine 
Befreiung von den Laſten gewollt habe. Beweiſt er, daß der Beſeitigungsanſpruch bereits 
dem Erblaſſer erwachſen war (A 2), ſo trifft den Beſchwerten der Gegenbeweis, daß dieſer 
Anſpruch gleichwohl nicht mit vermacht ſei. Der Bedachte iſt auch dafür beweispflichtig, daß 
ihm die Eigentümergrundſchuld vermacht ſei (A 3). 
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8 2166 


Iſt ein vermachtes Grundſtück, das zur Erbſchaft gehört, mit einer Hypo⸗ 
thek für eine Schuld des Erblaſſers oder für eine Schuld belaſtet, zu deren 
Berichtigung der Erblaſſer dem Schuldner gegenüber verpflichtet iſt, ſo 
iſt der Vermächtnisnehmer im Zweifel dem Erben gegenüber zur recht⸗ 
zeitigen Befriedigung des Gläubigers inſoweit verpflichtet, als die Schuld 
durch den Wert des Grundſtücks gedeckt wird!). Der Wert beſtimmt ſich nach 
der Zeit, zu welcher das Eigentum auf den Vermächtnisnehmer übergeht; 
er wird unter Abzug der Belaſtungen berechnet, die der Hypothek im Range 
vorgehen?). 

Iſt dem Erblaſſer gegenüber ein Dritter zur Berichtigung der Schuld 
verpflichtet, ſo beſteht die Verpflichtung des Vermächtnisnehmers im Zweifel 
nur inſoweit, als der Erbe die Berichtigung nicht von dem Dritten erlangen 
kanns). 

Auf eine Hypothek der im S 1190 bezeichneten Art finden dieſe Vor⸗ 
ſchriften keine Anwendung“). 

E II 2037; P 5 182, 183, 188— 192; 6 396. 


1. Auslegungsregeln betreffend die Verpflichtung des Vermächtnisnehmers zur Befriedi⸗ 
gung von Hypothekengläubigern. Sie beziehen ſich nicht auf das Verſchaffungsvermächtnis 
8 2170, das vermachte Grundſtück muß vielmehr (wie in § 2165) zur Erbſchaft gehören. 
Die Verpflichtung, im Zweifel die Geltendmachung dinglicher Rechte in das vermachte Grund⸗ 
ſtück geſchehen zu laſſen, ergibt ſich ſchon aus § 2165 A 1. Dieſe Verpflichtung ſteigert, ſich 
bis zu einem perſönlichen Schuldverhältnis des Vermächtnisnehmers gegenüber dem 
Erben (auch wenn er nicht der Beſchwerte iſt) des Inhalts, daß er rechtzeitig für Be⸗ 
friedigung des Gläubigers zu ſorgen hat und dem Erben aus der Verzögerung ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig wird. Der Gläubiger erwirbt dadurch (fo auch 8 829) keine unmittelbaren Rechte. 
Die geſteigerte Verpflichtung tritt jedoch nur unter der Vorausſetzung ein, daß der Erblaſſer 
entweder perſönlicher Schuldner der durch die Hypothek geſicherten Forderung war oder 
daß er, wenn die Hypothek für eine fremde Schuld beſtellt war (§ 1113), dem Schuldner per. 
ſönlich aufzukommen hatte. Nicht alſo, wenn der Erblaſſer überhaupt nur mit dem Grundſtück 
haftete. Zugleich vermindert ſich die Haftung des Vermächtnisnehmers inſofern, als ſie durch 
den Wert des Grundſtücks nach oben begrenzt iſt. Mit dem überſchießenden Betrage — aber 
auch nur mit dieſem ($ 1143) — geht deshalb die Forderung gegen den Erben auf den Ver⸗ 
mächtnisnehmer über, wenn er den Gläubiger voll befriedigt. Umgekehrt kann der Erbe, 
wenn er den Gläubiger befriedigt, vom Vermächtnisnehmer nur Erſatz bis zur Höhe des 
Grundſtückswerts verlangen, und nur inſoweit geht die Hypothek auf ihn über ($ 1164). 

2. Für die Wertsbeſtimmung iſt nicht die Zeit des Vermächtnisanfalls (88 21762178), 
ſondern der zufällige Zeitpunkt entſcheidend, wo das vermachte Grundſtück dem Bedachten 
aufgelaſſen worden iſt (88 873, 925). Gemäß Abſ 3 bleiben Höchſtbetragshypotheken auch bei An ⸗ 
rechnung der Belaſtungen außer Betracht. Der hiernach feſtgeſtellte Grundſtückswert bleibt 
im Verhältnis zwiſchen Erben und Vermächtnisnehmer maßgebend, auch wenn ſich bei der 
ſpäteren Zwangsverſteigerung ein höherer oder geringerer Wert herausſtellen ſollte. 

3. Im Falle des Abſ 2 iſt der Vermächtnisnehmer nur hilfsweiſe verhaftet und kann, 
wenn er den Hypothekengläubiger voll befriedigt, vom Erben inſoweit Abtretung feiner Nüd- 
griffsanſprüche an den Dritten verlangen. Der Erbe iſt jedoch nicht genötigt, bevor er den 
Vermächtnisnehmer in Anſpruch nimmt, den Dritten auszuklagen, wenn er ſonſt feine Zahlungs- 
unfähigkeit nachweiſen kann. 

4. § 1190: Höchſtbetragshypothek A2. — Die Beweispflicht liegt demjenigen ob, 
welcher aus der letztwilligen Anordnung des Erblaſſers weitergehende Rechte für ſich ableitet. — 
Sind bewegliche Sachen vermacht, ſo kann der Vermächtnisnehmer zwar nicht Beſeitigung 
des Pfandrechts verlangen (§ 2165), iſt aber auch nicht, wie bei der Hypothek zur Befriedigung 
des Gläubigers verpflichtet. Tut er es doch, fo erwirbt er gemäß SS 1249, 268 Abſ 3 deſſen 
Forderung gegen den Erben. 


§ 2167 
Sind neben dem vermachten Grundſtück andere zur Erbſchaft gehörende 


Grundſtücke mit der Hypothek belaſtet, jo beſchränkt ſich die im S 2166 be⸗ 
ſtimmte Verpflichtung des Vermächtnisnehmers im Zweifel auf den Teil 
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der Schuld, der dem Verhältniſſe des Wertes des vermachten Grundſtücks 
zu dem Werte der ſämtlichen Grundſtücke entſpricht. Der Wert wird nach 
§ 2166 Abſ 1 Satz 2 berechnet!). 


E II 2038; P 5 182, 183, 188—193; 6 896. 


1. Die Auslegungsvorſchrift des § 2166 iſt für den Fall näher ergänzt, daß eine Geſamt⸗ 
hypothek ſowohl auf dem vermachten, als auch auf anderen Nachlaßgrundſtücken eingetragen iſt. 
Der Vermächtnisnehmer iſt dem Gläubiger der Geſamthypothek ſelbſtverſtändlich mit dem 
Grundſtück unbeſchränkt verhaftet (8 1182 Abſ 1). Im Verhältnis zum Erben beſchränkt 
ſich aber feine Haftung auf den zu ermittelnden verhältnismäßigen Teilbetrag (vgl. auch $ 1172 
Abſ 2). Der Wert sämtlicher hierbei in Betracht kommender Grundſtücke iſt gemäß & 2166 
Abſ 1 Satz 2 nach dem Zeitpunkt einzuſtellen, in dem das Eigentum an dem vermachten Grund⸗ 
ſtück übergeht. Haftet die Hypothek noch auf anderen nicht zur Erbſchaft gehörenden Grund⸗ 
ſtücken, ſo kommen für das Rechtsverhältnis zwiſchen Erben und Vermächtnisnehmer dieſe 
Grundſätze überhaupt nicht in Betracht. Es verbleibt bei der Regel des § 2166. 


8 2168 


Beſteht an mehreren zur Erbſchaft gehörenden Grundſtücken eine Ge⸗ 
ſamtgrundſchuld oder eine Geſamtrentenſchuld und iſt eines dieſer Grund⸗ 
ſtücke vermacht, fo iſt der Vermächtnisnehmer im Zweifel dem Erben gegen⸗ 
über zur Befriedigung des Gläubigers in Höhe des Teiles der Grundſchuld 
oder der Rentenſchuld verpflichtet, der dem Verhältniſſe des Wertes des 
vermachten Grundſtücks zu dem Werte der ſämtlichen Grundſtücke entſpricht. 
Der Wert wird nach § 2166 Abj 1 Satz 2 berechnet!). 

Iſt neben dem vermachten Grundſtück ein nicht zur Erbſchaft gehörendes 
Grundſtück mit einer Geſamtgrund ſchuld oder einer Geſamtrentenſchuld 
belaſtet, ſo finden, wenn der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls gegenüber 
dem Eigentümer des anderen Grundſtücks oder einem Rechtsvorgänger des 
Eigentümers zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet iſt, die Vor⸗ 
ſchriften des S 2166 Abſ 1 und des § 2167 entſprechende Anwendung). 


E II 2039; P 5 182, 183, 188—193; 6 896. 


1. Die Auslegungsgrundſätze der 88 2166, 2167 find weiter ergänzt für den Fall, daß 
auf dem vermachten Grundſtück eine Geſamtgrundſchuld oder Geſamtrentenſchuld ein ⸗ 
eise t (88 1182, 1192, 1199). Abſ 1 ſetzt voraus, daß nur Nachlaßgrundſtücke damit 
elaſtet ſind. In dieſem Falle tritt der Vermächtnisnehmer, falls er nicht Beſeitigung der 
Grundſchuld verlangen kann (§ 2165 A 1), zu dem Erben in ein perſönliches Schuldverhältnis, 
kraft deſſen er dem Erben gegenüber — unbeſchadet feiner vollen Haftung gegenüber dem Glau⸗ 
biger — nur auf den verhältnismäßigen Teilbetrag der Grundſchuld (§ 2167), ſowie ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur mit dem nach 8 2166 Abſ 1 Satz 2 zu beſtimmenden Werte des Grundſtücks 
als verhaftet gilt. Nur innerhalb der hierdurch gezogenen Grenzen leidet $ 1173 in Verb. mit 
$ 1192 Anwendung. N 
2. Sind neben dem vermachten noch andere nicht zur Erbſchaft gehörende Grundſtücke 
belaſtet, ſo kommt es darauf an, ob der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls gegenüber dem Eigen- 
tümer des andern Grundſtücks oder einem Rechtsvorgänger des Eigentümers zur Befriedigung 
des Geſamtgrundſchuldgläubigers verpflichtet war (3. B. aus der Schuldübernahme im Falle 
des 8 415 Abſ 3, vgl. auch $ 1173). Trifft dies zu, fo wird, wie die Verweiſungen ergeben, 
der Vermächtnisnehmer dem Erben bis zum Werte des ihm zugewendeten Grundſtücks ver⸗ 
pflichtet, wenn nur dieſes allein mit der Geſamtgrundſchuld belaftet iſt (8 2166 Abſ 1). Sind 
daneben noch andere Nachlaßgrundſtücke belaſtet, ſo vermindert ſich ſeine Verpflichtung weiter 
bis zu dem auf das vermachte Grundſtück entfallenden Teilbetrag (§ 2167). Beſtand auf 
ſeiten des Erblaſſers keine Befriedigungsverpflichtung gegenüber den ſonſtigen, dermaligen 
oder früheren Grundſchuldnern, ſo entſtehen zwiſchen Erben und Vermächtnisnehmer über⸗ 
haupt keine beſonderen Verpflichtungen, der Bedachte iſt vielmehr von der Auflaſſung ab 
Geſamtgrundſchuldner neben den anderen Eigentümern 


8 2169 


Das Vermächtnis eines beſtimmten Gegenſtandes iſt unwirkſam, ſoweit 
der Gegenſtand zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört, es ſei 


16* 


244 Erbrecht Teſtament 


denn, daß der Gegenſtand dem Bedachten auch für den Fall zugewendet 
ſein ſoll, daß er nicht zur Erbſchaft gehört!). 

Hat der Erblaſſer nur den Beſitz der vermachten Sache, ſo gilt im Zweifel 
der Beſitz als vermacht, es ſei denn, daß er dem Bedachten keinen rechtlichen 
Vorteil gewährt?), 

Steht dem Erblaſſer ein Anſpruch auf Leiſtung des vermachten Gegen⸗ 
ſtandes oder, falls der Gegenſtand nach der Anordnung des Vermächt⸗ 
niſſes untergegangen oder dem Erblaſſer entzogen worden iſt, ein Anſpruch 
auf Erſatz des Wertes zu, jo gilt im Zweifel der Anſpruch als vermachte). 

Zur Erbſchaft gehört im Sinne des Abſ 1 ein Gegenſtand nicht, wenn 
der Erblaſſer zu deſſen Veräußerung verpflichtet ijt?). 


E I 1848 II 2040; M 5 142—148; P 5 165—170. 


1. Zur Wirkſamkeit eines Vermächtniſſes iſt grundſätzlich erforderlich, daß der vermachte 
Gegenſtand, Sache oder Recht (8 90), oder der Gegenſtand, an dem durch Vermächtnis ein 
Recht begründet werden ſoll, wenn auch nicht zur Zeit der Anordnung, ſo doch zur Zeit 
des Erbfalls ſich im Vermögen des Erblaſſers befindet. Dieſe Zugehörigkeit 
kommt jedoch von vornherein nicht in Frage beim Gattungsvermächtnis (§ 2155). Aber auch 
das Vermächtnis eines individuell beſtimmten Gegenſtandes kann trotz der Nicht 
zugehörigkeit zur Erbſchaft ausnahmsweiſe wirkſam ſein, wenn die Anordnung dahin aus⸗ 
zulegen iſt, daß ſie auch für dieſen Fall in Kraft treten ſolle (Begründung eines Inſitzrechts 
oder Nutzungsrechts an einem nicht zum Nachlaſſe gehörigen Hauſe oder landwirtſchaftlichen 
Grundſtücke, R Warn 1911 Nr 278, SeuffA 80 Nr 14). Es handelt ſich dann um das Ver⸗ 
ſchaffungsvermächtnis des § 2170. Rechtlich gleichgültig, aber regelmäßig von Bedeutung für 
die Auslegung der Vermächtnisanordnung iſt es, ob der Erblaſſer die Nichtzugehörigkeit ge⸗ 
kannt hat oder nicht. Es macht ferner keinen Unterſchied, ob der Gegenſtand dem Beſchwerten, 
dem Bedachten oder einem Dritten gehört. Der Beweis, daß der Gegenſtand nicht zur Erb» 
ſchaft gehört, iſt vom Beſchwerten, der Gegenbeweis, daß die Zuwendung auch für dieſen Fall 
gewollt war, vom Bedachten zu führen (RG Seuffel 80 Nr 14). Sind nur Teile des vermachten 
Gegenſtandes vorhanden, ſo bleibt das Vermächtnis „ſoweit“ in Kraft. Gehört der vermachte 
Gegenſtand zu dem noch ungeteilten Nachlaß eines Dritten, an dem der Erblaſſer als Miterbe 
beteiligt iſt, ſo gehört der Gegenſtand auch nicht zu einem Bruchteile zur Erbſchaft dieſes 
Ecblaſſers; ob das Vermächtnis des Gegenſtandes in das Vermächtnis eines Teiles des An- 
teils des Erblaſſers an dem Nachlaſſe des Dritten umzudeuten ift, iſt Auslegungsfrage (RG. 
105, 246). Iſt die in der Erbſchaft ſteckende Erbſchaft eines Dritten ſelbſt vermacht, fo 
betrifft das Vermächtnis eine Rechtsgeſamtheit, nicht beſtimmte einzelne Gegenſtände im 
Sinne der $$ 2169, 2170 (RG Warn 1917 Nr 122). — Hatte der Erblaſſer den Gegenſtand 
des Vermächtniſſes bereits vor Errichtung des Teſtaments durch Vertrag mit einem nicht- 
bevollmächtigten Vertreter des Dritten veräußert, ſo iſt das Vermächtnis nach der Regel des 
Abſ 1 auch dann unwirkſam, wenn der Vertrag durch den Dritten erſt nach dem Tode des 
Erblaſſers genehmigt wird; insbeſondere kann die das Vermächtnis enthaltende letztwillige 
Verfügung nicht aus $ 184 Abſ 2 aufrechterhalten werden, da dieſe Vorſchrift eine vor der 
Genehmigung von dem Genehmigungsberechtigten ſelbſt oder aus deſſen Recht zugunſten 
eines Dritten vorgenommene Verfügung vorausſetzt ($ 184 A 2; RG 25. 4. 21 IV 549/20). 

2. Auch der bloße Beſitz kann als Vermögensvorteil (§ 1939) vermacht werden. Ein 
auf Zuwendung des Gegenſtandes ſelbſt (des Hauſes, des Pferdes) lautendes Vermächtnis 
ſoll deshalb nach der Auslegungsregel des Geſetzes in eine Zuwendung des Beſitzes am 
Gegenſtande umgedeutet werden, wenn der Erblaſſer ſelbſt hieran nur den — mittelbaren 
oder unmittelbaren — Beſitz gehabt hat (der Erblaſſer hatte das Haus nur mietweiſe inne, 
das Pferd nur in Verwahrung). Auch hier kommt es auf die Vorſtellung des Erblaſſers über 
fein Recht an der beſeſſenen Sache nicht an. Der Beſchwerte kann ſich mit dem Gegen⸗ 
beweis befreien, daß der Beſitz dem Bedachten keinen rechtlichen Vorteil ge währe. 
Dies kann jedoch nur bei dem wiſſentlich unrechtmäßigen Beſitz zutreffen, da ſonſt ſchon 
die Tatſache des Beſitzes Rechte erzeugt (Beſitzſchutz 88 858 ff., Erſizung 88 937ff., Nutzungs⸗ 
rechte 88 987ff., Erſatz wegen Verwendungen 88 904 ff., Vermutung des Eigentums $ 1006). 

8, Erſatzanſprüche. Auch hier iſt Vorausſetzung, daß die Vermächtnisanordnung auf 
einen beſtimmten, zur Zeit des Erbfalls aber noch nicht oder nicht mehr im Nachlaß vorhandenen 
Gegenſtand lautet. Die Anordnung wird dann (ähnliche Surrogationsgrundſätze 98 2041, 
2111, 2164, 2374) in das Vermächtnis des betreffenden Erſatzanſpruchs umgedeutet. Dies 
hat auch zu gelten, wenn der Erſatzanſpruch bereits vor Anordnung des Vermächtniſſes ent- 
ſtanden, dem Erblaſſer aber hiervon nichts bekannt geworden war. War der Wertzserſatz ſchon 
vor Eintritt des Erbfalls geleiſtet, fo gilt nach S 2173 im Zweifel der geleiſtete Gegenſtaud 
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als zugewendet. Zu den Erſatzanſprüchen gehört auch der Bereicherungsanſpruch, wie für den 
beſonderen Fall des 8 951 in 8 2172 A 3 anerkannt iſt. Hat der Erblaſſer für den in der Ver⸗ 
mächtnisanordnung bezeichneten beſtimmten Gegenſtand (Zuchthengſt „Jupiter“) nachher 
ſelbſt Erſatz beſchafft (Zuchthengſt „Exzelſior“), ſo iſt es reine Auslegungsfrage, ob der Erſatz⸗ 
gegenſtand als zugewendet gelten darf. 

4. Die hinſichtlich eines Gegenſtandes beſtehende Veräußerungspflicht hebt ſeine Zu⸗ 
gehörigkeit zur Erbſchaft an ſich nicht auf, hat aber trotzdem die Unwirkſamkeit des den 
Gegenſtand betreffenden Vermächtniſſes grundſätzlich zur Folge. Das Vermächtnis wird 
auch dadurch nicht wirkſam, daß die Veräußerungspflicht nach dem Erbfall wieder wegfällt. 
Nach Abſ 2 kann auch an einer ſolchen Sache der Beſitz bis zur Herausgabe vermacht 
ſein und entſprechend Abſ. 3 kann die dem Erblaſſer für die Veräußerung gebührende 
Gegenleiſtung als vermacht gelten. 


8 2170 


Iſt das Vermächtnis eines Gegenſtandes, der zur Zeit des Erbfalls nicht 
zur Erbſchaft gehört, nach 8 2169 Ab} 1 wirkſam, jo hat der Beſchwerte 
den Gegenſtand dem Bedachten zu verſchaffen!). 

Iſt der Beſchwerte zur Verſchaffung außerſtande, ſo hat er den Wert 
zu entrichten. Iſt die Verſchaffung nur mit unverhältnismäßigen Auf⸗ 
wendungen möglich, ſo kann ſich der Beſchwerte durch Entrichtung des Wertes 
befreien?). 

E I 1849 II 2041; M 5 148, 149; P 5 170, 171. 


1. Verſchaffungsvermächtnis. Gehört der individuell beſtimmte Gegenſtand, der ſelbſt 
oder an welchem ein noch zu begründendes Recht vermacht ift (§ 2169 A 1; RG LZ 1923, 
4547), einem Dritten, jo hat ihn der Beſchwerte vom Dritten zu erwerben und nebſt 
dem Zubehör (8 2164) auf den Bedachten zu übertragen oder ihm das Recht vom Dritten 
zu verſchaffen. Gehört er dem Beſchwerten, fo iſt dieſer kraft $ 2174 dem] Bedachten un⸗ 
mittelbar zur Leiſtung verpflichtet. Seine Gewährleiſtungspflicht beſtimmt ſich nach § 2182 
Abſ 2, 8. Gehörte er bereits dem Bedachten, ſo erledigt ſich das Vermächtnis als gegen · 
ſtandslos, es müßte denn dahin umzudeuten ſein, daß der vom Erblaſſer daran ausgeübte 
Beſitz vermacht fei ($ 2169 A 2) oder daß der Beſchwerte die darauf ruhenden Belaſtungen zu 
beſeitigen habe, unter Umſtänden, daß er dem Bedachten ſeine etwaigen Anſchaffungskoſten, 
vielleicht auch den Wert des Gegenſtandes zu vergüten habe. War der Bedachte dem 
Erblaſſer zur Herausgabe verpflichtet, fo liegt Befreiungsvermächtnis vor. — Da zur Aus⸗ 
gleichung zu bringende Vorempfänge (88 2050, 2052) keinen Veſtandteil des Nachlaſſes bilden 
und ſich eine vom Erblaſſer angeordnete Nacherbfolge daher nicht auf fie erſtreckt, fo kann ein 
dem Nacherben zugedachtes Recht auf dieſe Gegenſtände nur im Wege des Verſchaffungsver⸗ 
mächtniſſes begründet werden (RG 25. 11. 20 IV 191/20). 

2. Wird dem Beſchwerten die Verſchaffung nach Eintritt des Erbfalls (zur Zeit 
des Erbfalls |. § 2171 A 1) und bevor feine Verpflichtung zur Entrichtung des Wertes ent 
ſtanden iſt (Abſ 2 Satz 1) objektiv unmöglich, z. B. durch Untergang der Sache, ſo wird er 
ſchon nach allgemeinen Grundſätzen von der Leiſtung völlig befreit, $ 275 Abs 1, und kann 
nur mit einem etwa erlangten Erſatz oder Erſatzanſpruch herausgabepflichtig werden, § 281. 
Hier iſt nur der Fall der ſubjektiven Unmöglichkeit behandelt, z. B. weil der Dritte die 
Hergabe der Sache ſchlechterdings verweigert. Steht dies feſt, ſo verwandelt ſich damit 
der urſprüngliche Vermächtnisanſpruch in eine Forderung auf Wertserſatz. Die ſpatere Bereit- 
willigkeit des Dritten zur Hergabe der Sache ändert hieran nichts. Der ſubjektiven Unmöglichkeit 
wird vom Geſetze die Notwendigkeit unverhältnismäßiger Aufwendungen gleich⸗ 
geſtellt (der Dritte fordert einen übermäßig hohen Preis). In dieſem Falle bleibt jedoch der 
urſprüngliche Verſchaffungsanſpruch beſtehen, bis ſich der Beſchwerte durch die Wertsentrichtung 
davon befreit (vgl. auch 88 251 Abſ 2, 633 Abſ 2). Zum Teil a. M. Planck A 2. Der Wert iſt 
nach objektivem durch die Verkehrsanſchauungen beſtimmten Maßſtabe für die Zeit des Ent⸗ 
ſtehens der Erſatzverpflichtung abzuſchätzen. — Bösliche Vereitelung des Vermächtniſſes beim 
Erbvertrag 8 2288. 

§ 2171 


Ein Vermächtnis, das auf eine zur Zeit des Erbfalls unmögliche Leiſtung 
gerichtet iſt oder gegen ein zu dieſer Zeit beſtehendes geſetzliches Verbot 


verſtößt, iſt unwirkſam. Die Vorſchriften des § 308 finden entſprechende 
Anwendung!). 


E 1 1858 II 2042; M 5 164—156; P 5 172, 173, 
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Entſprechend auwendbar auf die Auflage $ 2192. 

1. Das Vermächtnis iſt Rechtsgeſchäft. § 138 Abſ 1 ergibt deshalb ohne weiteres, daß 
ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Vermächtnis nichtig iſt. Für die Beurteilung der 
Sittenwidrigkeit iſt an und für ſich die Zeit der Vornahme des Geſchäfts, hier alſo der An⸗ 
ordnung des Vermächtniſſes maßgebend. Im Streitfalle hat aber der Richter lediglich die 
zur Zeit des Urteilserlaſſes herrſchende Anſchauung des vir bonus zugrunde zu legen und 
darf den hiernach als unſittlich erkannten Vermächtnisanſpruch nicht verwirklichen helfen. 
RG 2341922, 5562 billigt die Nichtigerklärung einer letztwilligen Zuwendung, die von 
einem Manne einem andern Manne nur deshalb gemacht war, um ihm für geleiſtete Dienſte 
widernatürlicher Unzucht ein Entgelt und eine Belohnung zu gewähren; RG IW 1910, 65 
u. 1911, 29° die Nichtigerklärung eines Vermächtniſſes, das von einem Ehemann einer 
Frauensperſon zur Belohnung für Geſchlechtsverkehr und um ſie zu deſſen Fortſetzung zu 
beſtimmen ausgeſetzt war. R Lig 1927, 5315 erklärt ein Vermächtnis zur Belohnung 
ehebrecheriſchen Verkehrs auch für den Fall, daß es nicht zugleich beſtimmt war, die Be⸗ 
dachte zur Fortſetzung des Verkehrs geneigt zu machen, mindeſtens dann für ſittenwidrig, 
wenn der Erblaſſer die Auszahlung des Vermächtniſſes ſeinen Kindern zumutet (vgl. RG 
111, 153f.). Anderſeits iſt nach RG Warn 1910 Nr 371 die Zuwendung eines Erblaſſers 
an die Mutter ſeiner im Ehebruch erzeugten Kinder nur unter beſonderen Umſtänden (z. B. 
bei gröblicher Benachteiligung der eigenen Angehörigen) ſittenwidrig. Ebenſo folgt ſchon 
aus $ 134 die Nichtigkeit des gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßenden Vermächtniſſes. 
19 55 iſt nur hinzugefügt, daß für die Beurteilung der Geſetzwidrigkeit (entgegen der regula 

atoniana) nicht die Zeit der Teſtamentserrichtung, ſondern die Zeit des Erbfalls maß⸗ 
gebend ſein ſoll. Derſelbe Grundſatz gilt in Übereinſtimmung mit den für den Vertrag 
getroffenen Vorſchriften S 306 bei dem auf eine unmögliche Leiſtung gerichteten Vers 
mächtnis. Iſt jedoch der Vermächtnisanfall über die Zeit des Erbfalls hinausgeſchoben 
($ 2177), fo iſt, wie die Bezugnahme auf $ 308 (und 8 309) ergibt, das Vermächtnis wirkſam, 
wenn die Geſetzwidrigkeit oder Unmöglichkeit wenigſtens zur Zeit des Anfalls gehoben und 
das Vermächtnis für dieſen Fall angeordnet iſt. Vorausgeſetzt iſt objektive, ſchon vor dem 
Erbfall vorhandene Unmöglichkeit der Leiſtung, gleichviel ob aus natürlichen oder aus Rechts⸗ 
gründen (Untergang der Sache, Verkehrsverbot, Unübertragbarkeit des vermachten Rechtes 
§ 399). Doch kann nach § 2169 A 3 ein dem Erblaſſer zuſtehender Erſatzanſpruch als vermacht 
gelten. Die Folgen einer erſt nach dem Erbfall eintretenden, auch der bloß ſubjektiven 
Unmöglichkeit der Leiſtung find in SS 275, 2170 A 2, 2179 geregelt. Iſt das Vermächtnis 
aufſchiebend oder auflöſend unter einer unmöglichen Bedingung (Verheiratung mit der 
Schweſter) angeordnet, ſo iſt nach allgemeinen Grundſätzen im erſteren Falle die Zuwendung 
als unwirkſam, die auflöſende Bedingung dagegen als nicht beigefügt zu behandeln. 


8 2172 


Die Leiſtung einer vermachten Sache gilt auch dann als unmöglich, wenn 
die Sache mit einer anderen Sache in ſolcher Weiſe verbunden, vermiſcht 
oder vermengt worden iſt, daß nach den SS 946 bis 948 das Eigentum an 
der anderen Sache ſich auf ſie erſtreckt oder Miteigentum eingetreten iſt, 
oder wenn ſie in ſolcher Weiſe verarbeitet oder umgebildet worden iſt, daß 
nach § 950 derjenige, welcher die neue Sache hergeſtellt hat, Eigentümer 
geworden iſt!). 

Iſt die Verbindung, Vermiſchung oder Vermengung durch einen anderen 
als den Erblaſſer erfolgt und hat der Erblaſſer dadurch Miteigentum er⸗ 
worben, jo gilt im Zweifel das Miteigentum als vermacht; ſteht dem Erb⸗ 
laſſer ein Recht zur Wegnahme der verbundenen Sache zu, ſo gilt im Zweifel 
dieſes Recht als vermacht). Im Falle der Verarbeitung oder Umbildung 
durch einen anderen als den Erblaſſer bewendet es bei der Vorſchrift des 
8 2169 Abſ 3°). 

E I 1854 II 2043; M 5 178, 174; 6 396. 

1. Die Verbindung beweglicher Sachen mit einem Grundſtück ($ 946) oder mit anderen 
beweglichen Sachen (§ 947) oder die Vermiſchung beweglicher Sachen miteinander (8 948) 
bewirkt Untergang der Sache im Rechtsſinn und deshalb Unmöglichkeit der Leiſtung. Das 
gleiche gilt, wenn die vermachte Sache im Wege der Berarbeitung oder Umbildung als Stoff 
zur Herſtellung einer neuen Sache benutzt worden iſt und der Wert des Stoffes nicht über⸗ 
wiegt (8 950). Hat der Erblaſſer ſelbſt oder hat mit feinem Willen ein Dritter nach An⸗ 
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ordnung des Vermächtniſſes die Verbindungen vorgenommen, fo gilt das Vermächtnis als 
erledigt. Doch kann unter Umſtänden der Vermächtniswille auch dahin ausgelegt werden, 
daß die neugebildete Sache oder daß Wertserſatz für die untergegangene Sache vermacht ſein 
ſollte. Auch Miteigentum oder ein Wegnahmeanſpruch gegen den Beſchwerten im Sinne von 
Abſ 2 kann als vermacht gelten, obwohl bei einer vom Erblaſſer ſelbſt vorgenommenen Um- 
geſtaltung einer eigenen Sachen von Rechten ſolchen Inhalts, die ſchon in ſeiner Perſon 
entſtanden wären, nicht eigentlich geſprochen werden kann. 

2. Sit die Verbindung durch einen andern als den Erblaſſer und ohne feinen Willen erfolgt, 
ſo verbleibt es zwar bei der Unmöglichkeit der Leiſtung und infolgedeſſen der Unwirkſamkeit 
dieſes Vermächtniſſes. Es wird aber nach geſetzlicher Auslegungsregel („im Zweifel“ bis 
zum Gegenbeweis des Beſchwerten) dahin umgedeutet, daß an Stelle des urſprünglichen 
Gegenſtandes die dem Erblaſſer aus 88 947, 948, 951 Abſ 2 entſtandenen Miteigentums⸗ und 
Wegnahmerechte als vermacht gelten. 

3. Soweit dem Erblaſſer, wie insbeſondere im Falle der Verarbeitung und Umbildung 
0 Bereicherungsanſpruch aus § 951 Abſ 1 zuſtand, gilt nunmehr dieſer als vermacht 
($ 2169 A 3). 


8 2173 

Hat der Erblaſſer eine ihm zuſtehende Forderung vermacht, ſo iſt, wenn 
vor dem Erbfalle die Leiſtung erfolgt und der geleiſtete Gegenſtand noch 
in der Erbſchaft vorhanden iſt, im Zweifel anzunehmen, daß dem Bedachten 
dieſer Gegenſtand zugewendet ſein ſoll. War die Forderung auf die Zah⸗ 
lung einer Geldſumme gerichtet, ſo gilt im Zweifel die entſprechende Geld⸗ 
ſumme als vermacht, auch wenn ſich eine ſolche in der Erbſchaft nicht vor⸗ 
findet!) 2). 


E I 1855 II 2044; M 5 157, 158; P 5 174176. 


1. Forderungsvermächtnis. Iſt die vermachte dem Erblaſſer zuſtehende Forderung 
durch Leiſtung an den Gläubiger erloſchen, fo kann fie auch nicht mehr Gegenſtand des Ver⸗ 
mächtniſſes fein und das Vermächtnis wäre inſoweit nach $ 2171 unwirkſam. Es wird aber, 
ähnlich wie in 8 2169 Abf 3 in ein Vermächtnis auf Leiſtung des Forderungsgegenſtandes 
umgedeutet, falls dieſer zur Zeit des Erbfalls noch in Natur in der Erbſchaft vorhanden 
iſt. Beim Geldforderungsvermächtnis — nicht auch beim Vermächtnis einer Forderung auf 
Leiſtung verbrauchbarer oder vertretbarer Sachen — wird auch von dieſem Erfordernis ab» 
geſehen. Das Geſetz erteilt jedoch nur Auslegungsregeln, läßt mithin dem Befchiverten 
den Gegenbeweis nach, daß das Vermächtnis nur auf die Forderung in dem zur Zeit des Erb⸗ 
falls beſtehenden Betrage gerichtet war. Iſt der Forderungsgegenſtand nicht mehr vorhanden, 
hat ihn namentlich der Erblaſſer ſelbſt ſchon weiterveräußert, ſo wird das Vermächtnis nur 
ſchwer als Verſchaffungsvermächtnis (8 2170) aufrechtzuerhalten fein. Ob die Forderung 
dem Erblaſſer ſchon bei Anordnung des Vermächtniſſes zuſtand, oder ob fie ihm ſurrogations⸗ 
weile erſt ſpater entſtanden iſt (88 2164 Abſ 2, 2169 Abſ 3), macht keinen Unterſchied. Ebenſo⸗ 
wenig, ob der Erblaſſer die Forderung eingezogen hat oder ob fie freiwillig vom Schuldner 
erfüllt iſt. Aufrechnung ſteht der Leiſtung gleich. Wenn der Beſchwerte nach dem Erb- 
fall über die Forderung verfügt, ſo wird er dem Bedachten erſatzpflichtig. Erliſcht ſie durch 
Aufrechnung von ſeiten des Schuldners, ſo haftet er dem Bedachten auf Bereicherung. Stand 
die Forderung nicht dem Erblaſſer, ſondern dem Beſchwerten oder einem Dritten 
zu und war ein Verſchaffungsvermächtnis gemeint, ſo iſt es Sache freier Auslegung, 
ob der vor dem Erbfall an den Glaubiger geleiſtete Gegenſtand als vermacht zu gelten hat. — 
Im übrigen kann das Forderungsvermächtnis auch durch das Vermächtnis der Schuldurkunde, 
des Sparkaſſenbuchs uſw. ausgedrückt fein (. aber auch RG Seuffa 75 Nr 107: Das Ver ⸗ 
mächtuis eines „Schreibtiſches mit Inhalt“ braucht nicht auf die Brief und Buchhypotheken 
bezogen zu werden, über die die Hypothekenbriefe und Eintragungsbenachrichtigungen im 
Schreibtiſch aufbewahrt wurden, $ 2084 A 1). Beſtehende Nebenrechte der Forderung (Pfand, 
Bürgfchaft) gelten im Zweifel als mitvermacht. Aus 8 2174 hat der Bedachte gegen den Be⸗ 
ſchwerten den Anſpruch auf Übertragung der Forderung nach 88 398 ff. mit Zinſen feit Anfall 
des Vermächtniſſes (5 2184). Sind verkehrsfähige Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
vermacht und hat der Erblaſſer durch Verkauf darüber verfügt, fo bildet im Zweifel der erzielte 
Erlös den nunmehrigen Gegenſtand des Vermächtniſſes (OLG 10, 302). 

2. Nicht beſonders geregelt, aber auch nach BGB zuläffig iſt a) das Befreiungsvermächtnis: 
Zuwendung der Befreiung von einer dem Bedachten gegen den Erblaſſer, den Beſchwerten 
oder einen Dritten obliegenden Schuld. Sie kann, wenn der Bedachte Schuldner des Erb⸗ 
laſſers iſt, auch in dem Vermächtnis der Forderung an den Bedachten ausgedrückt ſein. Sie 
verpflichtet den Beſchwerten in den! beiden erſten Fällen zum Schuld erlaß, zu Quittungs⸗ 
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leiſtung und Rückgabe des Schuldſcheins (88 368, 371), Freigabe ber beſtellten Sicherheiten 
und gewährt dem Bedachten eine Einrede, wenn er vom Beſchwerten auf Erfüllung belangt 
wird. Iſt der Gläubiger ein Dritter, ſo hat der Beſchwerte die Befreiung herbeizuführen 
(RG Lg 1914, 7605). Iſt die Schuld ſchon vor dem Erbfall von dem Bedachten zurückgezahlt, 
ſo kann die Auslegung zu der Annahme führen, daß ein Vermächtnis der Schuldſumme ge⸗ 
wollt iſt. So RG Gruch 62, 248 für einen Fall, in dem die Schuld des Bedachten an den 
Erblaſſer nicht von dieſem ſelbſt, ſondern von deſſen Pfleger ohne Kenntnis des Befreiungs⸗ 
vermächtniſſes eingezogen worden war. b) Das Schuldvermächtnis (legatum debiti): Ver⸗ 
mächtnis deſſen, was der Erblaſſer dem Bedachten ſchuldet oder ſchuldig zu fein erklärt. Darin 
kann die Beſtätigung eines ſchon beſtehenden, wenn auch vielleicht unwirkſamen Schuld⸗ 
verhältniſſes (gleich dem Schuldanerkenntnis § 781) oder die ſelbſtändige Begründung eines 
ſolchen (gleich dem Schuldverſprechen $ 780) enthalten fein. Beſtätigung einer unwirkſamen 
Schenkung RG 82, 149 (82150 A 1). Im erſten der beiden Fälle iſt, wenn die Schuld 
nicht beſtand, gegebenenfalls Anfechtung wegen Irrtums aus § 2078 möglich. War die 
Schuld zur Zeit des Erbfalls ſchon getilgt, ſo iſt das Vermächtnis nach § 2171 unwirkſam. 
Hat ein in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebender Ehemann verfügt, daß dem Gläubiger 
einer das Geſamtgut belaſtenden Forderung das ihm Zukommende ausgezahlt werden ſolle, 
ſo kann dies dahin verſtanden werden, daß die Schuld im Verhältniſſe zwiſchen den Ehe⸗ 
gatten bei Auseinanderſetzung der Gütergemeinſchaft nicht dem Geſamtgute, ſondern dem 
persönlichen Nachlaſſe des Mannes zur Laſt fallen ſolle (RG 21. 11. 21 IV 264/21). — Sind 
ſonſtige Rechte Gegenſtand des Vermächtniſſes, fo beſtimmt ſich fein Juhalt nach den be- 
ſonderen hierfür geltenden Vorſchriften (Inbegriff, Leibrente, Nießbrauch, Ausſtattung uſw.). 
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Durch das Vermächtnis wird für den Bedachten das Recht begründet, von 
dem Beſchwerten die Leiſtung des vermachten Gegenſtandes zu fordern!) 2) 5), 
E I 1865 II 2045; M 5 176; P 5 201—210; 6 844—846, 


1. Durch das Vermächtnis wird, wie auch beim Pflichtteil $ 2303, nur ein Forderungs⸗ 
recht des Bedachten gegen den Beſchwerten begründet. Der zugewendete Gegenſtand geht 
daher nicht, wie beim Vindikationslegat des gemeinen Rechtes unmittelbar kraft Geſetzes auf 
den Bedachten über. Vielmehr liegt dem Beſchwerten ob, die zur Verwirklichung der Ver⸗ 
mächtnisanordnung erforderlichen Rechtsakte vorzunehmen (Eigentumsübertragung, Ab⸗ 
tretung, Neubegründung von Rechten, Erlaß der Schuld beim Befreiungsvermächtnis 8 2178 
A 2 a uſw.). Im übrigen beſtimmen ſich die gegenſeitigen Rechte und Pflichten der Be⸗ 
ſchwerten und Bedachten nach den allgemeinen Vorſchriften über Schuldverhält— 
niſſe. So insbeſondere in der Frage der Vertretung eigenen und fremden Verſchuldens 
(83 276 ff.) und der Verzugsfolgen (59 286 ff.). Demgemäß find Zinſen von einem Geld⸗ 
vermächtnis regelmäßig nur als Verzugs⸗ oder Prozeßzinſen nach $$ 288, 291 zu entrichten 
(nch LZ 1917, 1918; Warn 1927 Nr 35). Die Bewirkung der Leiſtung auf die Vermächt⸗ 
nisſchuld unterſteht auch den Anforderungen des § 242 (NRG 11. 11. 20 IV 231/20; A 3). 
Auch ſchon vor Annahme der Erbſchaft oder des mit einem Untervermächtuis belaſteten Ver⸗ 
mächtniſſes darf der Beſchwerte der Verwirklichung des Vermächtnisanſpruchs nicht ent: 
gegenhandeln. Beim hinausgeſchobenen Vermächtnisanfall §§ 2179, 160. Beſondere Vor⸗ 
ſchriften für die Erfüllung 88 2181—2189. Die durch die Erfüllung entſtehenden Koſten 
find vom Beſchwerten zu tragen (RFinũ 1 A 126). Für die den Vermächtnisnehmer treffende 
Erbſchaftſteuer haftet der Erbe oder Teſtamentsbollſtrecker nach Maßgabe des 9 15 Erbſch⸗ 
EStG in der Faſſung v. 22. 8. 25 und der $$ 87 Abſ 2, 90, 95 RAbgd ; er darf deshalb ein 
Geldvermächtnis um den Steuerbetrag kürzen; bei andern Vermächtniſſen hat er bis zur 
Entrichtung oder Sicherſtellung der Steuer durch den Vermächtnisnehmer ein Zurückbe⸗ 
haltungsrecht. Die in der 5. Aufl angeführten Beſtimmungen des Reichsnotopfergeſetzes 
v. 31. 12. 19 852 und des ErbſchStGd v. 10. 9. 19 8 7 Abſ e 4 haben inzwiſchen ihre Bedeutung 
verloren. Als Leiſtungsort wird regelmäßig der letzte Wohnort des Erblaſſers in Frage 
kommen (8 269). Auch wenn dies gegebenenfalls nicht zuträfe, iſt für Klagen, welche An⸗ 
ſprüche aus Vermächtniſſen betreffen, das Gericht der Erbſchaft (ZPO 827) zuständig. 
Ein geſetzlicher Anſpruch auf Sicherſtellung ſteht dem Vermächtuisnehmer nicht zu. Doch 
kann ſich ein ſolcher Anſpruch für ihn unter Umſtänden aus der Vermächtnisanordnung er⸗ 
geben (RG Roh 1925 Nr 1526). Unter den Vorausſetzungen des § 1981 Abi 2 kann er 
als Nachlaßgläubiger die Nachlaßverwaltung beantragen. Ferner kann er ſich gegebenen- 
falls durch Arreſt oder einſtweilige Verfügung, insbelondere durch Eintragung einer Vor⸗ 
merkung (9 885) ſchützen laſſen. Einen Anſpruch auf Auskunfterteilung hat er gegen 
den Beſchwerten nur, wenn ihm der Anſpruch mitvermacht iſt, was als ſtillſchweigend ge⸗ 
ſchehen z. B. angenommen werden kann, wenn Gegenſtand des Vermächtniſſes „der halbe 
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Wert des Nachlaſſes“ oder ein beſtimmter Teil des ſich „bei günſtiger Verwertung der Im⸗ 
mobilien“ ergebenden Erlöſes iſt (OLG 26, 340; 42, 136). Hat der Erblaſſer dem Bedachten 
den Vermächtnisgegenſtand bereits unter Lebenden zugewendet (vgl. über die Mög 
lichkeit der Rechtsnatur einer ſolchen Zuwendung als Schenkung RG 95, 12), fo iſt das Ver⸗ 
mächtnis, wenn es ſich um eine Einzelſache handelt, nach $ 2169 Abf 1 unwirkſam. Das 
Gattungsvermächtnis (8 2155) bleibt an ſich in Kraft. Doch iſt Tatfrage, ob das Vermacht⸗ 
nis nicht unter der ſtillſchweigenden Bedingung angeordnet iſt, daß der Erblaſſer den Be⸗ 
dachten nicht ſelbſt noch befriedigen werde (RG Gruch 63, 476f.). Der in der Annahme 
der Zuwendung unter Lebenden regelmäßig enthaltene Verzicht des Bedachten auf das 
Vermächtnis bedarf, um wirkſam zu fein, der Form des $ 2348 ($ 2352). 

2. Die Vermächtnisſchuld ift, wenn der Erbe damit beſchwert ift, Nachlaßverbindlichkeit 
8 1967). Sie unterſcheidet ſich aber von anderen Verbindlichkeiten dadurch, daß fie — gleich 
dem Pflichtteil — zur Vorausſetzung hat, daß nach Tilgung der eigentlichen Nachlaßſchulden 
ein Nachlaßüberſchuß vorhanden iſt. Anderſeits hat der Erbe keinen Anſpruch darauf, daß 
ihm irgend etwas (Falzidiſche Quart) vom Nachlaß verbleibe. Hierauf und auf der Tat; 
ſache, daß dem Erben das Vermächtnis regelmäßig aus den letztwilligen Verfügungen des 
Erblaſſers bekannt iſt, beruhen folgende Beſonderheiten: Das Vermächtnis wird, außer 
nach Teilung des Nachlaſſes unter Miterben (§ 2060 A 3) durch das Aufgebot nicht betroffen, 
8 1972, hat aber ſogar hinter den ausgeſchloſſenen Gläubigern zurückzutreten (88 1973 A 4, 
1974 A 7). Im Verhältnis von Pflichtteilsrechten, Vermachtniſſen und Auflagen zueinander 
haben die Pflichteilsrechte den Vorrang, § 1974 A 7; KO 8 226. Im übrigen kann der Erb» 
laſſer den Rang ordnen, § 2189. In dieſem Verhältnis hat der Erbe auch im Falle der Un⸗ 
zulänglichkeitseinrede für die Berichtigung Sorge zu tragen, 8 1991 A 4, aber auch $ 1979. 
Beruht die Überſchuldung des Nachlaſſes auf Vermächtniſſen, fo iſt der Erbe deshalb allein 
nicht zum Antrag auf Eröffnung des Nachlaßkonkurſes verpflichtet, 88 1980, 1992. Inwieweit 
im übrigen Vermächtniſſe vom Pflichtteilsrechte beeinflußt werden, ergeben 88 2306, 2318, 
28212323. Beſonderheiten im Nachlaßkonkurſe KO 88 219, 222, 226, 227, 230. Haftung 
des Vorerben § 2145. Fälligkeit des Untervermächtniſſes, mit dem ein Vermächtnisnehmer 
beſchwert iſt und Beſchränkung ſeiner Haftung 88 2186—2188, Anfechtung des Vermächt⸗ 
niſſes wegen Erbunwürdigkeit des Bedachten $ 2345. 

. 3. Aufwertung. a) Darüber, ob ein in Mark ausgeſetztes Summen: oder Reutenver⸗ 
mächtnis aufzuwerten iſt, entfcheidet in erſter Linie der im Teſtament kundgegebene Wille 
des Erblaſſers. So kann ſich ergeben, daß jede Aufwertung zu unterbleiben hat (RG 7. 2. 27 
IV 702/26: Ein Hamburger Kaufmann hatte in feinen Teſtament vom 29. 6. 22 einer 
Perſon eine Jahresrente von 60000 4, dann in einem Nachtrage vom 21. 2. 23, ohne 
dieſes Marlvermächtnis zu ftreichen, eine Jahresrente von 4 Contos de reis, braſilianiſchem 
Rechuungsgeld, und ſchließlich in einem Nachtrage vom 11. 11. 23 noch von 4 weiteren 
Contos de reis vermacht). In der Regel wird, insbeſondere bei Markvermächtniſſen aus 
der Zeit vor merkbarer Juflation, Aufwertung geboten fein; und zwar, namentlich bei 
einem zum Unterhalt beſtimmten Reutenvermächtnis (wie in dem Falle RG 15. 12. 27 
IV 215/27), auch dann, wenn der Erblaſſer noch längere Zeit während der Inflation ge⸗ 
lebt hat, ohne fein Teſtament zu ändern. Es muß in dieſen Fallen im Wege ergänzen. 
der Teſtamentsauslegung ($ 2084 A 2) feſtzuſtellen verſucht werden, wie der Erblaſſer 
ſelbſt nach feiner aus dem Teſtament, gegebenenfalls unter Mitberückſichtigung von 
Umſtänden außerhalb des Teſtaments, zu entnehmenden Willensrichtung die Aufwertungs⸗ 
frage gelöſt haben würde, wenn er mit der Geldentwertung gerechnet hätte. Verſagt dieſes 
Hilfsmittel, fo ift über die Frage an der Hand des $ 242 zu entſcheiden (A 1; 8 242 A 5d 
Abſ 3). Unter dem einen wie unter dem andern Geſichtspunkt wird im allgemeinen nur 
in dem Maße aufzuwerten ſein, wie der Nachlaß bei der nach der Teſtamentserrichtung 
eingetretenen Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe feinen Wert behalten hat. Für 
die Beſlimmung dieſes Wertverhältniſſes ift grundſätzlich nicht der Zeitpunkt des Erbfalls 
(ſo KG JW. 1926, 1589), ſondern der Zeitpunkt maßgebend, in dem der Bedachte das ihm 
Zugewendete in die Hand bekommt; beruht eine Hinausſchiebung dieſes Zeitpunkts auf ver⸗ 
tretbaren Handlungen des einen oder des andern Beteiligten, ſo kaun ein früherer Zeitpunkt 
in Betracht kommen (RG 108, 86 Abſ 3; IW 1925, 36012; vgl. auch Bamberg Band 1925, 294 
über die Berechnung eines Quotenvermächtniſſes). Eine über das angegebene Maß hin⸗ 
ausgehende Aufwertung bedarf der Begründung aus den beſonderen Umſtänden des Falles 
RG Warn 1927 Nr 35: Teſtament, aus dem der Wille des Erblaſſers erhellte, hinſichtlich 
der Erhaltung des Wertes der Zuwendungen den Vermächtnisnehmer vor dem Erben zu 
bevorzugen; KG ZW 1926, 1846: Vermächtnis einer zum Unterhalt beſtimmten Rente 
1 5 den Stiefbruder zu Laſten der als Erbin eingeſetzten Stadtgemeinde; RG Warn 1926 
Nr 6: Vermächtnis einer zum Unterhalt beſtimmten Rente an die zweite Ehefrau gegen 
deren Verzicht auf ihr geſetzliches Erbrecht, nachdem der mit dem Vermächtnis als geſetz⸗ 
licher Erbe beſchwerte Sohn erſter' Ehe ſchon vorher durch die Überlaſſung des väterlichen 
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Geſchäfts verſorgt worden war; RG Warn 1927 Nr 85: Vermächtnis einer Penſion durch 
die Mutter eines damaligen Landesherrn an die Witwe ihres früheren Hofmarſchalls). Der 
Fall eines Reutenvermächtniſſes kaun auch fo liegen, daß es für die Aufwertung nicht ſo⸗ 
wohl auf das Maß der Erhaltung des Wertes der Subſtanz als vielmehr auf das Maß der 
Erhaltung der Erträge des Nachlaſſes ankommt (FW 1925, 26682; 1926, 8352; vgl. auch 
RG 23 1926, 11922 betreffend eine in einem Erbauseinanderſetzungsvertrage zur Abfindung 
eines Miterben feſtgeſetzte Rente). Bei der Aufwertung eines Summen- oder Renten- 
vermächtniſſes gegenüber einem Erben, der ſich den Nachlaß in ſeinem urſprünglichen Wert 
erhalten hat, braucht der ſog. Verarmungsfaktor (§ 242 A 5d Abſ 2) auf ſeiten des Ver: 
mächtnisnehmers jedenfalls dann nicht berückſichtigt zu werden, wenn das Vermächtnis nach 
dem Willen des Erblaſſers in einem beſtimmten Verhältniſſe zum Werte des Nachlaſſes 
ſtehen ſollte (RG IW 1927, 1833). Ob eine während der Juflation, wenn auch vor Mitte 
Auguſt 1922 (RG 113, 136), auf ein Geldvermächtnis geleiſtete Zahlung noch als Vollzah⸗ 
lung oder nur als ein durch einen Aufwertungsanſpruch auszugleichende Teilzahlung zu 
gelten hat, hängt von den nach Treu und Glauben zu beurteilenden Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles ab (RG 114, 404; 115, 205; JW 1927, 1833). 

b) Ju die Anwendung dieſer „allgemeinen Vorſchriften“ greift das Aufwertungs⸗ 
geſetz v. 16. 7. 25 grundſätzlich nicht ein (8 62). Es beſtimmt in § 63 Abſ 2 Nr 2 ſogar 
ausdrücklich, daß als Vermögensanlagen, deren Aufwertung 25 v. H. des Goldmarkbetrags 
nicht überſteigen darf, Anſprüche nicht gelten, die auf den Beziehungen zwiſchen Erben und 
Vermächtnisuehmern beruhen. Dieſe Beſtimmung erſtreckt ſich auch auf den Fall, daß eine 
Vermächtnisforderung nach § 607 Abſ 2 BGB in ein Darlehn umgewandelt oder zum 
Gegenſtand eines Vergleichs gemacht iſt (R ZW 1926, 11431; 1927, 18331). Nach $ 63 
Abſ 4 kann das Gericht über die Fälligkeit und die Verzinſung des Aufwertungsbetrags 
nach billigem Ermeſſen entſcheiden; es darf jedoch über das aus 88 25, 26, 28 Aufv& 
erſichtliche Maß hinaus ohne Zuſtimmung des Vermächtnisnehmers Stundung oder Zins⸗ 
ermäßigung nicht gewähren. Iſt die Vermächtnisforderung durch eine Hypothek geſichert, 
fo beſtimmt ſich die Aufwertung der Hypothek nach SS 4ff. und diejenige der perſönlichen 
Forderung, mit den ſich aus $$ 11, 12 ergebenden Einſchräukungen, nach § 10 Abſ 1 Nr 2 
AufwG. Hat der Bedachte auf das Vermächtnis eine zum Nachlaß gehörige Hypothekenforde⸗ 
rung an Erfüllungs Statt angenommen, fo iſt die Berechnung des der Aufwertung zugrunde 
zu legenden Goldmarkbetrags nach $ 3 Nr 2 Aufw, alſo ebenſo vorzunehmen, wie wenn die 
Hypothekenforderung vermacht worden wäre (K IW 1926, 26962; Bay Ob G 25 A 402). 
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Hat der Erblaſſer eine ihm gegen den Erben zupehende Forderung 
oder hat er ein Recht vermacht, mit dem eine Sache oder ein Recht des Erben 
belaſtet iſt, ſo gelten die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht 
und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsver⸗ 
hältniſſe in Anſehung des Vermächtniſſes als nicht erloſchen!). 


E I 1866 II 2046; M 5 176, 177; P 5 203, 210. 


1. Iſt eine zur Zeit des Erbfalls bereits beſtehende Forderung gegen den Erben oder 
ein gegen ihn zuſtehendes dingliches Recht Gegenſtand des Vermächtniſſes, ſo würde nach 
dem vom Br ſtillſchweigend angenommenen Grundſatz der Konfuſion oder Konſoli⸗ 
dation (Vorbem 2 vor $ 241) das Recht mit dem Erbfall erlöſchen und das Vermächtnis 
nach § 2169 A 1 unwirkſam werden. Dieſer Erfolg iſt unvermeidlich, wenn es ſich um nicht 
übertragbare (88 399f., 1059, 1092) oder um mit dem Tode des Erblaſſers erlöſchende Rechte 
handelt (88 1061, 1090). Das Geſetz verhindert aber im übrigen die Unwirkſamkeit dadurch, 
daß es (übereinſtimmend mit §§ 1976, 1991, 2143, 2377, für Grundſtücke vgl. $ 889) das 
vermachte Recht weiter beſtehen läßt. Damit find zugleich die hiermit verbundenen Neben⸗ 
und Sicherungsrechte mit Wirkung auch gegen Dritte aufrechterhalten. Die Vereinigung 
gilt nur in Anſehung des Vermächtniſſes als nicht erfolgt. Die Privatgläubiger des 
Erben können ſich deshalb nicht darauf berufen, um zum Schaden des Vermächtnisnehmers 
die ererbte (und zugleich vermachte) Forderung für ſich mit Beſchlag zu belegen. Im übrigen 
tritt die Vereinigung ein, ſo daß ſich die Nachlaßgläubiger nur unter den Vorausſetzungen 
der 88 1976, 1991 an die Forderung oder das gegen den Erben beſtehende Recht halten 
könnten. Beſtand die vermachte Forderung überhaupt nicht, ſo kann gleichwohl ein Ver⸗ 
ſchaffungsvermächtnis gewollt fein (8 2170). Iſt umgekehrt der vermachte Gegenſtand mit 
einem dem Erben gegen den Erblaſſer zuſtehenden Rechte, z. B. einem Pfandrechte belaſtet, 
fo folgt aus $ 2165 A 1, daß der Bedachte die Beſeitigung dieſes Rechtes im Zweifel nicht 
verlangen kann und daß ſchon deshalb die Vereinigung als ausgefchloffen zu gelten hat (8 1256). 
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8 2176 


Die Forderung des Vermächtnisnehmers kommt, unbeſchadet des Rechtes, 


das Vermächtnis auszuſchlagen, zur Entſtehung (Anfall des Vermächtniſſes) 
mit dem Erbfalle !). 


E I 1867 Ubi 1 II 2047 Satz 1; M 5 177, 178: P 5 210, 211. 


1. Anfall des Vermächtniſſes. Wie die Erbſchaft mit dem Tode des Erblaſſers, dem 
Erbfall auf den Erben übergeht (88 1922, 1942), fo entſteht mit demſelben Zeitpunkt, 
gleichfalls unmittelbar kraft des Geſetzes, auch der Vermächtnisanſpruch des 8 2174 als ein 
zum Vermögen des Bedachten gehöriger veräußerlicher und vererblicher Beſtandteil. Es ſei 
denn, daß der Anfall gemäß 88 2177ff. hinausgeſchoben iſt. Dabei iſt zwiſchen dem Anfall 
des Vermächtniſſes und der nach dem Teſtament, geeignetenfalls unter Berückſichtigung der 
Verkehrsſitte, zu beſtimmenden Fälligkeit des Vermächtnisanſpruchs (8 2181) wohl zu unter- 
ſcheiden (SeuffA 72 Nr 55). Der Anfall iſt nicht davon abhängig, daß der Erbe die Erbſchaft 
angenommen hat. Doch beſteht vorher kein Klagerecht, 8 1958. Ebenſo iſt der mit einem Unter- 
vermächtnis beſchwerte Bedachte nicht vor Fälligkeit des Hauptvermächtniſſes zur Erfüllung 
verpflichtet, 8 2186. Fallen Erbfall und Vermächtnisanfall zuſammen, fo muß der Vermächt⸗ 
nisnehmer (wie der Erbe) den Erbfall erlebt haben, 8 2160. Iſt der Vermächtnisanfall auf 
einen fpäteren Zeitpunkt hinausgeſchoben (88 2177ff.), fo genügt, daß der Vermächtnis⸗ 
nehmer wenigſtens zu dieſem Zeitpunkt gelebt hat, während die Erbeinſetzung des postumus im 
gleichen Falle nur als Nacherbfolge gehalten werden kann (88 2101 A 1). Dem Erleben ſteht 
jedoch bei der Erbfolge wie beim Vermächtnis gleich, daß der Bedachte wenigſtens als Er⸗ 
zeugter vorhanden iſt (58 1923 Abſ 2, 2178). Wegen der Rechte in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
Erbfall und Anfall vgl. § 2179. Der Anfall des Vermächtniſſes hat ebenſo wie der Erbſchafts 
anfall (8 1942 A 2) den vorläufigen Erwerb des Vermächtnisanſpruchs vorbehaltlich des Aus- 
ſchlagungsrechts zur Folge. Doch iſt abweichend von der Erbſchaft die Möglichkeit der Aus- 
ſchlagung regelmäßig an keine Friſt und keine Form gebunden, § 2180 A 1/2. Recht des Be 
dachten auf den Fruchtgenuß vom Anfall ab § 2184. Unwirkſamkeit des Vermächtniſſes durch 
Zeitablauf §8 2162, 2163. 


8 2177 


Iſt das Vermächtnis unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter 
Beſtimmung eines Anfangstermins angeordnet und tritt die Bedingung 
oder der Termin erſt nach dem Erbfall ein, ſo erfolgt der Anfall des Ver⸗ 
mächtniſſes mit dem Eintritte der Bedingung!) oder des Termins?) 

E 1 1867 Nr 1 II 8047 Satz 2: M 5 178—181; P 5 210—212. 


1. Handelt es ſich um ein aufſchiebend bedingtes Vermächtnis, fo iſt zunächſt zu unter⸗ 
ſuchen, ob die Zuwendung nach dem Willen des Erblaſſers nur gelten ſoll, wenn der Be⸗ 
dachte den Eintritt der Bedingung erlebt. a) Iſt dieſe Frage nach der Regel des 8 2074 zu 
bejahen, was insbeſondere dann zutrifft, wenn das als Bedingung geſetzte Ereignis zu der 
Perſon des Bedachten in Beziehung ſteht, ſo iſt die Zuwendung doppelt bedingt durch den 
Eintritt des Ereigniſſes und fein Erleben durch den Bedachten. b) ft die Frage zu ver⸗ 
neinen, ſo erhellt zugleich als wahrer Wille des Erblaſſers, daß die Zuwendung für den Fall 
des Eintritts der Bedingung entweder dem Bedachten ſelbſt oder wenn er zu dieſem Zeit. 
punkte nicht mehr lebt, ſeinen Erben gemacht ſein ſoll. Der Bedachte erwirbt aber nicht nur 
in dieſem Falle, ſondern auch im Falle a (anders 2. Aufl.) mit dem Erbfall eine Anwart ⸗ 
ſchaft, die gleich anderen bedingten Rechten ($ 2179) einen Beſtandteil feines Vermögens 
bildet, zum Gegenſtand einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung gemacht und gepfändet werden 
kann (RG RIA 16, 208 und Warn 1920 Nr 202). Der Vermächtnisanſpruch kommt jedoch 
nach der allgemeinen Vorſchrift des $ 158 Abſ 1 erſt mit Eintritt der Bedingung zur 
Entſtehung. Dies bringt das Geſetz dadurch zum Ausdruck, daß es bis dahin den Anfall des 

ermächtniſſes hinausſchiebt. 3 

2. Handelt es ſich um eine Zuwendung unter Beſtimmung eines Anfangstermins, ſo 
kommt $ 2074 von vornherein nicht in Frage; die Zuwendung iſt (falls freie Auslegung 
nicht etwa ergibt, daß ſie nach dem wahren Willen des Erblaſſers unter der Bedingung des 
Erlebens des beſtimmten Zeitpunkts durch den Bedachten gemacht ift) als vererbliche Anwart 
ſchaft erworben (RG Warn 1919 Nr 99; 1920 Nr 202). Aber auch hier ſoll der Vermächtnis⸗ 
anſpruch als künftiges Recht erſt mit dem Anfangstermin zur Eutſtehung kommen (8 168). 
Insbeſondere iſt nicht bloß die Fälligkeit des Anſpruchs (§ 2181), ſondern der Anfall ſelbſt 
hinausgeſchoben. Dies hat namentlich zur Folge, daß der Bedachte erſt vom Eintritte des 
Termins ab auf die Früchte Anſpruch hat (§ 2184). Doch iſt zuzuſehen, ob nach dem wahren 
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Willen des Erblaſſers nicht ſofortiger Anfall und nur Aufſchub der Fälligkeit gewollt iſt. So 
insbeſondere, wenn dem X 1000, zahlbar 10 Jahre nach dem Tode des Erblaſſers, mit der 
Beſtimmung vermacht ſind, daß der Beſchwerte bis dahin die Zinſen zu zahlen habe (ähnliche 
Fälle OLG 30, 206; RG Recht 1913 Nr 2883). Auch beim Vermächtnis wiederkehren ⸗ 
der Leiſtungen iſt Tatfrage, ob das Bezugsrecht als ſofort anfallendes einheitliches Recht, 
oder ob eine Reihe einzelner nach 8 2177 zu beurteilender Vermächtniſſe zugewendet iſt. So 
kann eine Jahresrente auf die Lebenszeit des Sohnes und Erben dieſem als Vorausvermächt⸗ 
nis, zugleich von feinen Tode ab aber dem Enkel vermacht fein (MG Recht 07 Nr 1128). 
Bei der Leibrente (§ 759) wird es ſich nach RG 67, 210 immer um ein derartiges in ſich 
geſchloſſenes einheitliches Recht handeln. In den Fällen des 8 2177 iſt das Vermächtnis 
nur wirkſam, wenn und ſoweit der Anfall innerhalb der zeitlichen Grenzen der 88 2162, 2168 
ſtattfindet. Hinausſchiebung des Vermächtnisaufalls beim gemeinſchaftlichen Teſtamente 
(8 2269 Abſ 2) und beim Erbvertrag (8 2280). Der Fall, daß der Gegenſtand der Zuwendung 
ſelbſt in einem bedingten oder betagten Rechte beſteht, hat nichts Beſonderes. Nur darauf 
kommt es an, ob die Zuwendung bedingt oder betagt gewollt iſt. 


8 2178 


Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt oder wird ſeine 
Perſönlichkeit durch ein erſt nach dem Erbfall eintretendes Ereignis be⸗ 
ſtimmt, ſo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes im erſteren Falle mit der 
Geburt, im letzteren Falle mit dem Eintritte des Ereigniſſes !). 

E I 1867 Nr 2, 8 II 2048; M 5 180, 181; P 5 210— 212. 


1. Abweichend von der Erbfolge (8 1923), aber übereinſtimmend mit der Nacherbfolge 
(88 2101, 2105) läßt das Geſetz ein Vermächtnis wirkſam werden, das einem bei Eintritt 
des Erbfalls noch nicht einmal erzeugten oder noch nicht beſtimmten Bedachten zugewendet 
ift, vorausgeſetzt, daß die zeitlichen Grenzen der 88 2162, 2168 innegehalten find. Der Anfall 
wird aber in dieſen Fällen bis zur Hebung der Unbeſtimmtheit hinausgeſchoben ($ 2106 Abſ 2). 
War der Bedachte bei Eintritt des Erbfalls bereits erzeugt, ſo wird der Anfall nach der ent⸗ 
ſprechend anzuwendenden Regel des § 1923 Abſ 2 von der Geburt auf den Zeitpunkt des 
Erbfalls zurückbezogen. Es bleibt mithin bei der Regel des $ 2176. Der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes deckt auch den Fall, daß eine noch nicht entſtandene juriſtiſche Perſon bedacht iſt. Iſt 
der Erblaſſer zugleich deren Stifter, fo gilt fie nach 8 84 im Falle ſpaterer Genehmigung als 
ſchon mit feinem Tode entſtanden und auch hier bleibt es bei der Regel des § 2176. 


8 2179 


Für die Zeit zwiſchen dem Erbfall und dem Anfalle des Vermächtniſſes 
finden in den Fällen der SS 2177, 2178 die Vorſchriften Anwendung, die für 
den Fall gelten, daß eine Leiſtung unter einer aufſchiebenden Bedingung 
geſchuldet wird!). 

E 1 1867 Abf 3 II 2049; M 5 179—181; P 5 211, 212. 


1. Wenn auch während des Schwebens der Bedingung, vor Eintritt des Anfangs- 
termins und ſolange die Unbeſtimmtheit des Bedachten andauert (88 2177, 2178) ein Schuld. 
verhältnis im Sinne von § 2174 noch nicht befteht, jo ſind doch nach Maßgabe der 88 158—168 
bereits für die Zwiſchenzeit Pflichten des Beſchwerten vorhanden. Insbeſondere macht er 
ſich nach 8 160 Abf 1 durch ſchuldhafte Vereitelung oder Beeinträchtigung des Vermächtniſſes 
dem Bedachten ſchadenserſatpflichtig und muß nach $ 162 Ab] 1, wenn er den Eintritt der 
Bedingung argliſtig verhindert, die Bedingung als eingetreten gelten laſſen. Der Bedachte 
kann die ihm aus Verſchulden des Beſchwerten entſtandenen Schadensersatz, und Surrogats⸗ 
anſprüche (§ 281) erſt nach Anfall des Vermächtniſſes geltend machen. Schon vorher iſt aber 
nicht ausgeſchloſſen, daß er ſich durch einſtweilige Verfügung ſichert oder im Konkurſe Siche- 
rung beanſprucht (ZPO 88 916 Abſ 2, 936, KO 8 67). Geeignetenfalls ſind die Rechte des 
Bedachten durch einen Pfleger wahrzunehmen (8 1913). Auch wenn er vor Annahme der 
Erbſchaft oder des mit einem Untervermächtnis beſchwerten Vermächtniſſes der Zuwendung 
argliſtig entgegenhandelt, macht ſich der Beſchwerte haftbar (8 2174 A 1). Entſprechende 
Verpflichtungen entſtehen nach § 160 Abſ 2 auf ſeiten des Bedachten, wenn ihm das Ver⸗ 
mächtnis unter einer auflöſenden Bedingung zugewendet war. Nach $ 159 endlich kann der 
Erblaſſer, innerhalb der Zeitgrenzen der 88 2161, 2162 die Rückbeziehung des] Anfalls auf einen 
früheren Zeitpunkt und damit zugleich die Herausgabe der Früchte von dieſem Zeitpunkt 
ab anordnen ($ 2184). 
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8 2180 


Der Vermächtnisnehmer kann das Vermächtnis nicht mehr ausſchlagen, 
wenn er es angenommen hat!). 

Die Annahme ſowie die Ausſchlagung des Vermächtniſſes erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem Beſchwerten?). Die Erklärung kann erſt nach 
dem Eintritte des Erbfalls abgegeben werden; ſie iſt unwirkſam, wenn 
ſie unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben wird“). 

Die für die Annahme und die Ausſchlagung einer Erbſchaft geltenden 
Vorſchriften des § 1950, des 8 1952 Abf 1, 3 und des 8 1953 Abſ 1, 2 finden 
entſprechende Anwendung“). 

E 1 1873 II 2050; M 5 186—189; P 5 216—220. 


1. Zum Erwerbe des Vermächtniſſes bedarf es an ſich (wie auch bei der Erbſchaft § 1943 
A 1) feiner Annahme. Der Vermächtnisanſpruch entſteht vielmehr unmittelbar kraft des 
Geſetzes (8 2176 A 1). Hat der Bedachte aber die Annahme (zu unterſcheiden von der An ⸗ 
nahme des geleiſteten Vermächtnisgegenſtandes) einmal erklärt, ſo iſt ſie und ebenſo iſt die 
einmal erklärte Ausſchlagung (wie bei der Erbſchaft 88 1943 A 1, 1945 A 1) unwiderruflich. 
Abweichend von der Erbſchaft (§ 1944 A 1) beſteht jedoch für das Vermächtnis keine Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt. Das — noch nicht angenommene — Vermächtnis kann mithin jederzeit, 
auch von den Erben des Bedachten (Abſ 8) noch ausgeſchlagen werden. Nur in dem be⸗ 
ſonderen Falle des § 2307 Abſ 2 darf der mit einem Vermächtniſſe beſchwerte Erbe dem be⸗ 
dachten Pflichtteilsberechtigten zur Erklärung Friſt ſetzen. 

2. Weder die Annahme, noch (abweichend von der Erbſchaft $ 1945) die Ausſchlagungs ⸗ 
erklärung iſt an eine Form gebunden. Beide können ſomit auch ſtillſchweigend abgegeben 
werden. So insbeſondere die Annahme durch Annahme der Vermächtnisleiſtung, die Aus⸗ 
ſchlagung durch deren Verweigerung oder dadurch, daß der Bedachte eine anderweite Ver⸗ 
fügung über den Vermächtnisgegenſtand geſchehen läßt. Beide können wirkſam nur gegen⸗ 
über dem Beſchwerten (88 130 —182), nicht alſo, wie für Ausſchlagung der Erbſchaft vor ⸗ 
geſchrieben (S 1945 A 2), gegenüber dem Nachlaßgericht abgegeben werden. Doch iſt die 
Ausſchlagung wirkſam, wenn ſie dem Nachlaßgericht zugegangen und von dieſem dem ver⸗ 
mutlichen Willen des Erklärenden gemäß dem Beſchwerten übermittelt ift (Rc 113, 237; 
19. 3. 06 IV 496/05). Die Erklärung gegenüber dem Nachlaßpfleger oder dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker (auch gegenüber einem nach § 2223 zur Fürſorge für die Ausführung eines Unter⸗ 
oder Nachvermächtniſſes beſtellten Teſtamentsvollſtrecker (RG Dig 1924, 475) iſt wirkſam, 
ſofern der Vermächtnisauſpruch gegen dieſe Perſonen geltend gemacht werden kaun (88 1960 
A 4, 1961 A 2; 82213). 

3. Die vor Eintritt des Erbfalls (9 1922) abgegebene Annahme⸗ oder Ausſchlagungs⸗ 
erklärung bindet den Bedachten nicht. Nur der Verzicht durch Vertrag mit dem Erblaſſer 
ift ſogleich wirkſam, $ 2352. Wohl aber können die Erklärungen ſchon vor Anfall des Ver⸗ 
mächtniſſes erfolgen, wenn der Anfall über den Zeitpunkt des Erbfalls hinausgeſchoben iſt 
(8 2176 A 1), insbeſondere alſo ſchon vor Eintritt der Bedingung oder des Anfangstermins 
(8 2177). Das Verbot der Bedingung und Zeitbeſtimmung entſpricht dem § 1947. 


4. Gemäß $ 1950 können Annahme und Aüsſchlagung nicht wirkſam auf einen Teil des 
Vermächtniſſes beſchränkt werden. Wohl aber kann grundſätzlich der mit mehreren Ver⸗ 
mächtniſſen Bedachte das eine annehmen und das andere ausſchlagen. Nach § 1952 Abs 1 
iſt das Annahme- und Ausſchlagungsrecht vererblich, nach Abſ 8 kann von mehreren Erben 
des Bedachten jeder den ſeinem Erbteil entſprechenden Teil des Vermächtniſſes ausſchlagen. 
Nach § 1958 Abf 1, 2 wird die Wirkung der Ausſchlagung auf den Zeitpunkt des Vermächtnis. 
anfalls zurückbezogen. Das Vermächtnis gilt in dieſem Falle, ſoweit nicht Anwachſung ein- 
tritt (58 2158, 2159), als ſogleich dem Erſatzbedachten (§ 2190) angefallen. Von der einmal 
erklärten Annahme oder Ausſchlagung wird zugleich auch das erſt künftig anwachſende Ver⸗ 
mächtnis mitergriffen. Der Erſatzbedachte braucht nicht, wie der Erſatzerbe, im Falle des 
8 1953 Abſ 2 ſchon zur Zeit des Erbfalls gelebt zu haben ($ 2160 A 1). Er muß aber auch 
nicht notwendig den Vermächtnisaufall ſelbſt erlebt haben, wenn deſſen Zeitpunkt nach 
88 2176—2178 hinausgeſchoben war. Fällt vielmehr der zunachſt Bedachte weg, nachdem 
er bereits eine Anwartſchaft auf das Vermächtnis erworben hatte ($ 2177 A 1), lo rückt der 
Erſatzbedachte in dieſes Anwartſchaftsrecht ein und vererbt es an ſeine Erben, wenn er ſelbſt 
vor dem eigentlichen Vermächtnisanfall verſtirbt. Das Untervermächtnis wird durch Aus⸗ 
ſchlagung des beſchwerten Hauptvermächtniſſes nicht berührt (§ 2161). — Im übrigen unter⸗ 
liegen Annahme und Ausſchlagung den allgemeinen Vorſchriften über Willenserklarungen 
88 116ff., fo insbeſondere über Vertretung und Vollmacht 88 164 ff., Einwilligung und Ge⸗ 
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nehmigung §§ 182ff. Die Frau bedarf nicht der Zuſtimmung des Mannes (88 1406 Nr 1, 
1453, 1519, 1549). Das Erfordernis vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung für Gewalt⸗ 
haber und Vormund iſt in §9 1643 Abſ 2, 1822 Nr 2 geregelt. Die Anfechtung unterliegt, 
außer in dem Sonderfalle des Pflichtteilsberechtigten (§ 2308), nicht den für die Erbſchaft 
gegebenen (88 1954—1957), ſondern den allgemeinen Vorſchriften der 88 142 ff. Die Aus⸗ 
ſchlagung iſt nicht Schenkung (8 517). Im Konkurs iſt nur der Gemeinſchuldner zur 
Annahme oder Ausſchlagung des vor Eröffnung des Verfahrens angefallenen Vermächtniſſes 
befugt, RO S 9. 
§ 2181 


Iſt die Zeit der Erfüllung eines Vermächtniſſes dem freien Belieben des 
Beſchwerten überlaſſen, ſo wird die Leiſtung im Zweifel mit dem Tode des 
Beſchwerten fällig!). 

E 1 1766 II 2051; M 5 81: P 5 21. 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Die Vorſchrift läßt den nach 88 2176 ff. ſich beſtimmenden Zeitpunkt des Vermächt⸗ 
nisanfalls unberührt, fie ſchiebt nur wie in $ 2186 „im Zweifel“ die Fälligkeit des bereits 
0 Anſpruchs hinaus ($ 271). Ob dem Bedachten die Früchte bis zum Tode des 
Beſchwerten gebühren ſollen ($ 2184), iſt Sache freier Auslegung. — Die Zuläſſigkeit der 
Anordnung, daß der mit einem Vermächtniſſe Bedachte dieſes erſt beim Tode des Beſchwerten 
erhalten ſolle, wird in $ 2181 vorausgeſetzt. Wenn in ſolchem Falle die Entrichtung des 
Vermächtniſſes auch erſt durch die Erben des beſchwerten Erben oder Vermächtnisnehmers 
erfolgen kann, ſo werden dieſe doch nicht ſelbſt mit dem Vermächtniſſe beſchwert, was nach 
8 2147 (A 2) unzuläſſig wäre; gegenüber dem Beſchwerten kann ſeine lediglich befriſtete Ver⸗ 
pflichtung auch durch Urteil feſtgeſtellt werden (RG Warn 1919 Nr 198). Die Anordnung 
enthält begrifflich nur eine Zeitbeſtimmung. Ob damit zugleich die Bedingung geſetzt ſein 
ſollte, daß der Bedachte den Zeitpunkt erlebe, iſt Auslegungsfrage (RG JW 1918, 5022). 


8 2182 

Iſt eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache vermacht, ſo hat der 
Beſchwerte die gleichen Verpflichtungen wie ein Verkäufer nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 433 Abſ 1, der SS 434 bis 437, des S 440 Abſ 2 bis 4 und 
der SS 441 bis 4441), 

Dasſelbe gilt im Zweifel, wenn ein beſtimmter nicht zur Erbſchaft ge⸗ 
hörender Gegenſtand vermacht iſt, unbeſchadet der ſich aus dem § 2170 
ergebenden Beſchränkung der Haftung'). 

Iſt ein Grundſtück Gegenſtand des Vermächtniſſes, ſo haftet der Be⸗ 
ſchwerte im Zweifel nicht für die Freiheit des Grundſtücks von Grund⸗ 


dienſtbarkeiten, beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten und Neallaiten?). 
E I 1879 II 2052; M 5 196—198; P 5 226— 230. 


1. Gewährleiſtung beim Gattungsvermächtnis (8 2155). Sie beſtimmt ſich beim Fehlen 
anderer Beſtimmungen des Erblaſſers nach den ergänzend anzuwendenden Vorſchriften 
für Rechtsmängel (Sachmängel vgl. $ 2183) wie folgt. § 483 Abſ 1: Der Beſchwerte hat 
dem Bedachten die Sache zu übergeben und ihm daran das Eigentum zu verſchaffen, und 
zwar nach § 434 frei von Rechten Dritter, nach $ 435 unter koſtenfreier Löſchung nicht 
beſtehender, im Grundbuch oder Schiffsregiſter eingetragener Rechte, jedoch gemäß 8 436 
ohne Haftung für Freiheit des Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und anderen nicht ein⸗ 
tragungsfähigen öffentlichen Laſten; $ 437 Abſ 2 (Abſ 1 kommt nur für das Verſchaffungs⸗ 
vermächtnis A 2 in Frage): beim Vermächtnis von Wertpapieren haftet der Beſchwerte 
dafür, daß fie nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten find. § 440 Abſ 2—4 
macht den Beſchwerten, wenn er die vermachte bewegliche Sache dem Bedachten übergeben 
hat, unter gewiſſen Vorausſetzungen wegen Entwährung ſchadenserſaßtzpflichtig, 8441 ebenſo, 
wenn Beſitzrechte vermacht find. § 442 erklärt den Bedachten für Mängel im Rechte beweis 
pflichtig, $ 443 ſpricht im Falle der Argliſt des Beſchwerten einer auf Erlaß oder Beſchränkung 
der Gewährleiſtungspflicht gerichteten Vereinbarung die Wirkſamkeit ab, § 444 endlich be ⸗ 
gründet eine Verpflichtung des Beſchwerten zur Auskunftserteilung und zur Herausgabe 
von Beweisurkunden. 4 

2. Beim Verſchaffungsvermächtnis (8 2170) gelten „im Zweifel“, ſomit nur als Aus⸗ 
legungsregel dieſelben Grundſätze, gleichviel ob es ſich um das Vermächtnis einer körper⸗ 


Vermächtnis Ss 2180—2184 255 


lichen Sache oder eines Rechtes handelt (8 90). Im letzteren Falle hat der Beſchwerte, wenn 
das vermachte Recht zum Beſitz der Sache berechtigt, dem Bedachten auch die Sache zu über⸗ 
geben (§ 433 Abs 1). Im übrigen haftet er nur für den rechtlichen Beſtand des Rechtes (8 487 
Abf 1), hat deshalb auch etwaige Mängel des verſchafften Rechtes zu beſeitigen. Jede Haf- 
tung entfällt, wenn der Beſchwerte gemäß 8 2170 Abſ 2 den Wert entrichtet hat. 


3. Beim Vermächtnis eines zu verſchaffenden Grundſtücks wird die aus § 434 ſich 
ergebende Verpflichtung des Beſchwerten, das Grundſtück frei von Rechten Dritter zu ver⸗ 
ſchaffen, außer durch § 436 noch dahin eingeſchränkt, daß der Beſchwerte nicht für die Freiheit 
von Grunddienſtbarkeiten (88 1018ff.), beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten (88 1090 ff.) 
und Reallaſten (88 1105 ff.) einzuſtehen hat. Wohl aber iſt er abweichend von § 2165 A 1 
beim Verſchaffungsvermächtnis im Zweifel zur Beſeitigung der darauf ruhenden Grund⸗ 
ſchulden und Hypotheken uſw. verpflichtet. — Aus dem Geſagten ergibt ſich für die Haftung 
des Beſchwerten im übrigen, daß er für Sachmängel, außer beim Gattungsvermächtnis 
in den Grenzen des $ 2183, überhaupt nicht, und daß er, wenn eine zur Erbſchaft gehörende 
Einzelſache vermacht iſt, auch nicht für Mängel im Rechte einzuſtehen hat (§ 2165 A 1). Beim 
Wahlvermächtnis ($ 2154) beſtimmt ſich der Umfang der Haftung nach der Natur des ge⸗ 
wählten Gegenſtandes. — Soweit der gutgläubige Vermächtnisnehmer durch § 932 geſchützt 
iſt, hat er gegen den Veſchwerten keinen Gewährleiſtungsanſpruch, auch nicht inſoweit er 
nach § 816 Abſ 1 Saß 2 zur Herausgabe der Bereicherung genötigt worden iſt. 


8 2183 


Iſt eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache vermacht, ſo kann der 
Vermächtnisnehmer, wenn die geleiſtete Sache mangelhaft iſt, verlangen, 
daß ihm an Stelle der mangelhaften Sache eine mangelfreie geliefert wird. 
Hat der Beſchwerte einen Fehler argliſtig verſchwiegen, ſo kann der Ver⸗ 
mächtnisnehmer ſtatt der Lieferung einer mangelfreien Sache Schadens- 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangen). Auf dieſe Anſprüche finden die 
für die Gewährleiſtung wegen Mängel einer verkauften Sache geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung?). 

E I 1879 II 2053; M 5 106-198; P 5 226260. 

1. Eine Gewährleiſtung für Sachmängel (Rechtsmängel $ 2182) findet nur beim 
Gattungsvermächtnis (J 2155) ſtatt. Der Bedachte iſt aber von den drei im Falle des 
Gattungskaufs ihm zur Verfügung geſtellten Anſprüchen des § 480 Abſ 1 nur auf den dritten: 
Lieferung einer mangelfreien Sache und entſprechend 8 480 Abi 2 auf Schadenserſatz 
wegen argliſtiger Verſchweigung eines Fehlers beſchränkt. Die Anſprüche auf Minderung 
und Wandlung kommen der Natur der Sache nach hier nicht in Frage. 

2. Die entſprechende Anwendung der Kaufvorſchriften 88 459 ff. ergibt insbeſondere, 
daß Kenntnis des Mangels auf ſeiten des Bedachten grundſätzlich die Haftung ausſchließt 
(89 460, 464) und daß die Anſprüche bei beweglichen Sachen in 6 Monaten verjähren ($ 477). 
Viehmängel 88 481ff. 

S 2184 


Iſt ein beſtimmter zur Erbſchaft gehörender Gegenſtand vermacht), 
ſo hat der Beſchwerte dem Vermächtnisnehmer auch die ſeit dem Anfalle 
des Vermächtniſſes gezogenen Früchte?) ſowie das ſonſt auf Grund des 
vermachten Rechtes Erlangte herauszugeben). Für Nutzungen, die nicht 
zu den Früchten gehören, hat der Beſchwerte nicht Erſatz zu leiſten“) ö). 


E I 1878 II 2054 Abf 1: M 5 194-196; P. 5 221— 225, 230— 232. 


1. Herausgabe der Früchte kommt nur in Frage, wenn ein beſtimmter zur Erbſchaft 
gehörender Gegenſtand, Sache oder Recht (8 90), vermacht iſt. Alſo nicht beim Gattungs⸗ 
vermächtnis (8 2155), wo es ſich nur um Verzugsfolgen nach 88 286 ff. handeln kann (8 2174 
A 1). Beim Wahlvermächtnis (8 2154) iſt vorgängige Beſtimmung des Gegenſtandes durch 
111 55 der Wahl vorausgeſetzt. Die Vorſchriften des § 2184 find übrigens nur ergän⸗ 
zender Natur. 


2. Herauszugeben find die natürlichen oder bürgerlichen Früchte ($ 99), die der Be⸗ 
ſchwerte ſeit Anfall des Vermächtniſſes (88 2176—2178) wirklich aus dem Gegenſtande 
des Vermächtniſſes gezogen hat, gleichviel ob auch der Bedachte bei ſofortiger Erfüllung die 
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Früchte gezogen haben würde. Iſt ein Wohnungsrecht Gegenſtand des Vermächtniſſes, ſo 
kommt Fruchtbezug aus dieſem Rechte nicht in Frage (OLG 6, 313). 


3. Auf Grund des vermachten Rechtes können erlangt fein die Schatzhälfte ($ 984), 
die Anlandung (EG Art 65), durch Verbindung der vermachten Sache hinzugefügte Beſtand⸗ 
teile (88 946, 947 Abſ 2), während der infolge Untergangs des Vermächtnisgegenſtandes 
erlangte Erſatz oder Erſatzauſpruch ſchon durch $ 281 von der Herausgabepflicht betroffen wird. 


4. Dagegen verbleiben dem Beſchwerten die Nutzungen, ſoweit ſie bloß in den Vor⸗ 
teilen beſtehen, welche der Gebrauch der Sache oder des Rechtes gewährt (8 100, z. B. Garten⸗ 
genuß, Wohnen in dem vermachten Haufe), auf ſo lange, als er mit Erfüllung des Vermächt⸗ 
nisanſpruchs nicht in Verzug gerät. 


5. Nach allgemeinen Grundſätzen haftet der Beſchwerte für die Früchte nur unter 
Abzug der Gewinnungskoſten (§ 102), gegebenenfalls nach den Teilungsgrundläßen des $ 101 
und ſoweit die Früchte in Natur nicht mehr vorhanden ſind, auf Bereicherung. Anderſeits 
fteigert ſich ſeine Herausgabepflicht durch Eintritt des Verzugs nach SS 286 ff. und von der 
Rechtshängigkeit ab nach den § 292 in Bezug genommenen Grundſäten. Nach 8 990 iſt die 
Kenntnis des Beſchwerten von ſeiner Erfüllungspflicht der Rechtshängigkeit gleichgeſtellt. 
Insbeſondere find von da ab auch die Nutzungen herauszugeben und iſt für verſäumte 
Nutzungen Erſatz zu leiſten ($ 987). 


8 2185 


Iſt eine beſtimmte zur Erbſchaft gehörende Sache vermacht!), jo kann 
der Beſchwerte für die nach dem Erbfall auf die Sache gemachten Ver⸗ 
wendungen ſowie für Aufwendungen, die er nach dem Erbfalle zur Be⸗ 
ſtreitung von Laſten der Sache gemacht hat, Erſatz nach den Vorſchriften 
verlangen, die für das Verhältnis zwiſchen dem Beſitzer und dem Eigen⸗ 
tümer gelten?). 

E 1 1880 II 2055; M 5 199—204; P 5 238— 286. 


1. Wie in 8 2184 iſt vorausgeſetzt, daß es ſich um einen beſtimmten zur Erbſchaft ge⸗ 
hörenden Gegenſtand handelt. Hier kommt aber nur eine Sache (8 90), nicht ein Recht in 
Betracht. Beim Wahl-, Gattungs⸗ und Verſchaffungsvermächtnis (88 2154, 2155, 2170) 
kann es ſich nur fragen, ob nach allgemeinen Grundſätzen ein Bereicherungsanſpruch des 
Beſchwerten gegeben iſt. 

2. Der Erſatzanſpruch des Beſchwerten wegen Verwendungen und Aufwendungen 
regelt ſich nach Vorſchrift der 88 994—1003. Er beſteht grundſätzlich ſchon wegen der vom 
Erbfall (8 2176), nicht exit von dem etwa hinausgeſchobenen Vermächtnisanfall ab (89 2177, 
2178) gemachten Verwendungen. Hierzu gehören nach Befinden auch die in Anſehung 
des Vermächtnisgegenſtandes entſtandenen Rechtsſtreitskoſten. Hinſichtlich der Laſten der 
Sache iſt nicht unterſchieden zwiſchen öffentlichen und privatrechtlichen, gewöhnlichen und 
außerordentlichen Laſten (fo 88 103, 1047, 2126). Doch iſt inſoweit gemäß 88 994 Ab] 1 Satz 2, 
995 Satz 2 der Erſahanſpruch eingeſchränkt für die Zeit, für welche dem Beſchwerten die 
Nutzungen der Sache verbleiben. Dies trifft nach 8 2184 regelmäßig zu für die Zeit vom Erb» 
I bis zum Vermächtnisanfall. Da aber nach $ 2184 U 4 dem Beſchwerten die Nutzungen, 
oweit ſie in Gebrauchsvorteilen beſtehen, noch darüber hinaus zukommen können, ſo hat 
er auch für diejenigen Verwendungen keinen Erſatzanſpruch, welche er zu eben dieſen Ge. 
brauchszwecken gemacht hat (Fütterung des von ihm benutzten Zug⸗ oder Reitpferdes). In 
demſelben Umfange iſt nach § 256 auch der Zinsanſpruch des Beſchwerten eingeſchränkt. 
Anſpruch auf Befreiung von Verbindlichkeiten 8 257. — Im einzelnen genügt hervor 
zuheben: Der Beſchwerte kann notwendige Verwendungen immer, jedoch ſoweit ſie nach 
erlangter Kenntnis vom eingetretenen oder für einen beſtimmten Zeitpunkt bevorſtehenden 
Vermächtnisanfall gemacht find ($ 990), nur nach den Vorſchriften über auftragsloſe 
Geſchäftsführung erſetzt verlangen, 88 994, 995. Inſoweit der beſchwerte Erbe gegen den 
Willen des Bedachten, aber in Ausübung feiner Verwaltungspflicht Aufwendungen bor- 
nimmt, ſteht ihm nach 8 1978 Abſſ 3 der Erſatzauſpruch nur gegen den Nachlaß, nicht gegen 
den Bedachten zu (8 683; a. M. Strohal I $ 33 A 27). Wegen anderer als notwendiger 
Aufwendungen beſteht der Erſatzanſpruch nur, ſoweit ſie vor Kenntnis des Vermächtnisanfalls 
gemacht ſind und der Wert der Sache hierdurch erhöht bleibt, $ 996. Der Beſchwerte kann 
auch die Erſahanſprüche eines Rechtsvorgängers (Vorerben, Vorvermächtnisnehmers) geltend 
machen, $ 999, die von ihm verbundene Sache abtrennen, § 997 und ſeinen Erſatzanſpruch 
ſowohl klageweiſe als durch Ausübung des Zurückbehaltungsrechts verfolgen, 88 10001008, 
273. Der Bedachte kann ſich vom Erſahanſpruch durch Zurückgabe befreien, § 1001. 
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8 2186 


Iſt ein Vermächtnisnehmer mit einem Vermächtnis oder einer Auflage 
beſchwert, ſo iſt er zur Erfüllung erſt dann verpflichtet, wenn er die Er⸗ 
füllung des ihm zugewendeten Vermächtniſſes zu verlangen berechtigt iſt!) ?). 


E I 1877 II 2056; M 5 192, 198; P 5 221. 


1. Fälligkeit des Untervermächtniſſes (8 2147 A 2). Iſt das damit beſchwerte Haupt- 
vermächtnis ſelbſt noch nicht angefallen (85 2176.—2178), fo kann von Geltendmachung des 
Untervermächtniſſes regelmäßig nicht die Rede ſein. Vorausgeſetzt iſt vielmehr, daß beide 
Vermächtniſſe angefallen ſind, daß aber die Fälligkeit des Untervermächtniſſes vor 
derjenigen des Hauptvermächtniſſes eintritt, ſei es infolge letztwilliger Anordnung (X ſoll 
zu ihm beliebender Zeit dem Y 1000, Y aber der 2 bei ihrer Verheiratung 500 auszahlen, 
8 2181), ſei es weil ſich die Erfüllung des Hauptvermächtniſſes wegen Verzögerung der 
Erbſchaftsannahme (8 1958) oder durch Geltendmachung der aufſchiebenden Einreden hinaus⸗ 
zieht (88 2014, 2015). In dieſen Fällen wird auch die Fälligkeit des Untervermächtniſſes 
entſprechend hinausgeſchoben. — Fürſorge für Ausführung der auferlegten Beſchwerungen 
durch einen Teſtamentsvollſtrecker 8 2223. 

2. Beweislaſt. Der Untervermächtnisnehmer hat im Beſtreitungsfalle die Fälligkeit 
beider Vermächtniſſe nachzuweiſen. Dagegen gehört nicht zur Klagebegründung, daß das 
Hauptvermächtnis von dem damit Bedachten angenommen oder gar, daß es ſchon erfüllt ſei. 
Es genügt, daß er es „zu verlangen berechtigt iſt“. Behauptet der Beſchwerte das Haupt; 
vermächtnis ausgeſchlagen zu haben (8 2180), fo ift er damit beweispflichtig. Schlägt er erſt 
nach der Klageerhebung aus, ſo wird die Klage hinfällig, der Untervermächtnisnehmer trägt 
die Koften und wird nur ausnahmsweiſe aus § 826 Schadloshaltung fordern dürfen. 


8 2187 


Ein Vermächtnisnehmer, der mit einem Vermächtnis oder einer Auflage 
beſchwert iſt, kann die Erfüllung auch nach der Annahme des ihm zuge⸗ 
wendeten Vermächtniſſes inſoweit verweigern, als dasjenige, was er aus 
dem Vermächtnis erhält, zur Erfüllung nicht ausreicht!). 

Tritt nach § 2161 ein anderer an die Stelle des beſchwerten Vermächt⸗ 


nisnehmers, ſo haftet er nicht weiter, als der Vermächtnisnehmer haften 
würde?). 


Die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften des S 1992 finden 
entſprechende Anwendung?). 
E 1 1876 Abſ 2, 1881 II 2057; M 5 190, 191, 206, 207; P 5 221, 227, 884, 895. 


1. Entſprechend der beſchränkten Haftung des Erben (ähnlich auch bei der Schenkung 
$ 526) reicht die Haftung des mit einem Untervermächtnis beſchwerten Hauptvermächtnis⸗ 
nehmers nicht weiter als auf dasjenige, was er ſelbſt aus dem Hauptvermächtnis erhält. Ob 
er das letztere ſchon angenommen hat oder nicht, iſt gleichgültig. Sind dem X 100 vermacht 
und iſt er zugunſten des 2 mit 1000 beſchwert, fo hat 2 nur auf 100 Anſpruch. Der Be- 
ſchwerte kann deshalb einwenden und hat gegebenenfalls zu beweiſen, daß das Haupt- 
vermächtnis von vornherein oder z. B. weil er es nur zum Teil habe beitreiben können, zur 
Erfüllung des Untervermächtniſſes nicht ausreiche. Er bleibt jedoch durch das nach § 2174 
begründete Schuldverhältnis dem Untervermächtnisnehmer zur Sorgfalt in Geltendmachung 
feines eigenen Vermächtniſſes verpflichtet und kann ihm aus Verſchulden mit dem eigenen 
Vermögen haftbar werden. Keinesfalls iſt er genötigt, den Zweitbedachten vorſchußweiſe 
zu befriedigen. — Weiteres Kürzungsrecht § 2188. 

2. Auch wenn der durch Wegfall des Hauptvermächtniſſes frei werdende Erbe oder wenn 
ein Anwachſungsberechtigter oder der vielleicht auch ohnedies bedachte Erſatzvermächtnis⸗ 
nehmer (88 2159, 2161) zur Erfüllung des Untervermächtniſſes aus den ihm ſonſt gewordenen 
Zuwendungen an ſich imſtande wäre oder wenn der Erbe unbeſchränkt haftete, bleibt auch 
feine, des andern Haftung in gleichem Umfange beſchränkt wie nach Abs 1. 

3. Es gelten die Grundſätze der Unzulänglichkeitseinrede, wobei der Wert des Haupt- 
vermächtniſſes dem Nachlaß im Sinne von 88 1990—1992 entſpricht. Hiernach hat der Be 
ſchwerte, wenn er die Unzulänglichkeit nicht ſchon im Prozeſſe nachweiſt, nach ZPO 8 786 
den Vorbehalt der beſchränkten Haftung im Urteile zu erwirken und demnächſt in der Zwangs. 
vollſtreckung ſeine Einwendungen geltend zu machen. Er hat das aus dem Hauptvermächtnis 
Erlangte dem Zweitbedachten zum Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
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herauszugeben und kann ſich durch Abtretung des eigenen Vermächtnisanſpruchs (8 1900 Abſſ 1), 
aber auch durch Auszahlung des Wertes des Hauptvermächtniſſes (§ 1992 Satz 2) von 
jedem Anſpruch des Zweitbedachten befreien. Nach SS 1991, 1978, 1979 iſt er ihm für Ver⸗ 
eitelung feiner Befriedigung verantwortlich, anderſeits zu Erſatzanſprüchen noch über 8 2185 
hinaus berechtigt. Die Wirkung der Konfuſion tritt nicht ein (§ 1991 Abſ 2), die rechts 
kräftige Verurteilung des Beſchwerten zur Leiſtung eines Untervermächtniſſes wirkt anderen 
Zweitbedachten gegenüber wie Befriedigung ($ 1991 Abſ 3). Mehrere Untervermächtniſſe 
hat er in der Reihenfolge des $ 1991 Abſ 4 (vgl. aber auch § 2189) zu erfüllen. 


8 2188 


Wird die einem Vermächtnisnehmer gebührende Leiſtung auf Grund der 
Beſchränkung der Haftung des Erben, wegen eines Pflichtteilsanſpruchs 
oder in Gemäßheit des § 2187 gekürzt, ſo kann der Vermächtnisnehmer, 
ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt, die ihm auf⸗ 
erlegten Beſchwerungen verhältnismäßig kürzen !). 

E I 1882 II 2058; M 5 207; P 5 237. 


1. Verhältnismäßige Kürzung der Beſchwerungen. Zu einer Kürzung des beſchwerten 
Hauptvermächtniſſes kann es kommen a) auf Grund der Haftungsbeſchränkung des 
Erben, ſoweit das Vermächtnis im Nachlaßkonkurs (KO 8 226) oder infolge Geltendmachung 
der Unzulänglichkeitseinrede (88 1990—1992) ausfällt; b) wegen eines Pflichtteilsanſpruchs 
88 2318, 2322 —2324; e) gemäß § 2187, wenn der Beſchwerte ſelbſt ſchon als Unterver⸗ 
mächtnisnehmer eine Kürzung erfahren hatte und nun einem Drittbedachten gegenüber⸗ 
ſteht. In dieſen Fällen iſt er nach der zu vermutenden, aber durch den Bedachten widerleg⸗ 
baren Abſicht des Erblaſſers auch dann berechtigt, die erlittene Einbuße verhältnismäßig 
auf den Bedachten zu übertragen, wenn das Vermächtnis trotz der Kürzung an ſich zur vollen 
Befriedigung des Bedachten ausreichen würde. Sind ihm von 1000 Hauptvermächtnis 
250 = ½ gekürzt, jo kann er von 200 Untervermächtnis gleichfalls / = 50 abziehen. Iſt 
die Kürzung wegen Unteilbarkeit der Zuwendung ausgeſchloſſen und verſteht ſich der Nächſt⸗ 
bedachte nicht zur Abfindung, ſo braucht der Beſchwerte nur den entſprechend gekürzten Wert 
der Zuwendung zu leiſten 


8 2189 


Der Erblaſſer kann für den Fall, daß die dem Erben oder einem Ver⸗ 
mächtnisnehmer auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen auf Grund der 
Beſchränkung der Haftung des Erben, wegen eines Pflichtteilsanſpruchs 
oder in Gemäßheit der SS 2187, 2188 gekürzt werden, durch Verfügung 
von Todes wegen anordnen, daß ein Vermächtnis oder eine Auflage den 
Vorrang vor den übrigen Beſchwerungen haben ſoll)). 

E I 2117 Abſ 2 Nr 4 II 2059; M 5 638; P 5 770; 6 819. 


1. Hat X von den ihm zugewendeten 1200 an A, B und C je 100, 400 und 1000 zu ent- 
richten und iſt angeordnet, daß C den Vorrang haben ſoll, jo empfängt C volle 1000, in den 
Reſt von 200 teilen ſich A und B nach dem Verhältnis von 1: 4, es empfangen ſomit A 40, 
B 160. Eine derartige Ranganordnung bleibt auch im Nachlaßkonkurſe wirkſam, das dem 
Pflichtteil gleichkommende Vermächtnis rangiert jedoch vor den übrigen Beſchwerungen 
(KO 8 226 Abſ 3). 

§ 2190 

Hat der Erblaſſer für den Fall, daß der zunächſt Bedachte das Vermächt⸗ 
nis nicht erwirbt, den Gegenſtand des Vermächtniſſes einem anderen zu⸗ 
gewendet, ſo finden die für die Einſetzung eines Erſatzerben geltenden 
Vorſchriften der SS 2097 bis 2099 entſprechende Anwendung!). 

E 1 1871 Abf 2 Satz 2, 1888 II 2060; M 5 188, 207, 208; P 5 216, 287. 

1. Erſatzvermächtnis entſprechend der Berufung eines Erſatzerben § 2096. Die ent- 
ſprechend anwendbaren Vorſchriften ergeben nach $ 2097: es macht keinen Unterſchied, 
ob der Erſatzbedachte für den Fall berufen iſt, daß der Erſtbedachte das Vermächtnis nicht 


annehmen kann oder nicht annehmen will. § 2098: Die Gleichartigkeit mit der Erbeinſetzung 
iſt nur dann gegeben, wenn die mehreren Bedachten zu Bruchteilen auf denſelben Vermächt⸗ 
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nisgegenſtand berufen find. Sind fie fi) in dieſem Falle zugleich gegenſeitig oder ſind für 
einen die übrigen nacheingeſetzt, ſo rücken ſie nach Verhältnis des einem jeden zugewendeten 
Vermächtniſſes ein. Sind mehrere mit ſelbſtändigen Vermächtniſſen Bedachte ſich gegen · 
ſeitig nacheingeſetzt, fo rücken ſie nach Kopfteilen ein. 8 2098 Abſ 2 ergibt den Vorrang der 
zu einer Untergruppe vereinigten vor den übrigen Erſatzbedachten, S 2099 den Vorrang 
der Erſatzberufung vor dem Anwachſungsrecht (8 2158). Der Nachvermächtnisnehmer gilt 
zugleich als Erſatzbedachter, 88 2191 Abſ 2, 2102. Die Abkömmlinge eines bedachten eigenen 
Abkömmlings gelten immer zugleich als Erſatzbedachte, $ 2069. Darüber, ob der Erſatz ⸗ 
bedachte den Erbfall oder den Vermächtnisanfall erlebt haben müſſe, vgl. 5 2180 A 4. 


8 2191 


Hat der Erblaſſer den vermachten Gegenſtand von einem nach dem 
Anfalle des Vermächtniſſes eintretenden beſtimmten Zeitpunkt oder Er⸗ 
eignis an einem Dritten zugewendet, ſo gilt der erſte Vermächtnisnehmer 
als beſchwert!). 

Auf das Vermächtnis finden die für die Einſetzung eines Nacherben 
geltenden Vorſchriften des 8 2102, des § 2106 Abſ 1, des § 2107 und des 
§ 2110 Abſ 1 entſprechende Anwendung?). 

E I 1884, 1885 II 2061; M 5 208—211; P 5 237. 


1. Nachvermächtnis. Der Nachvermächtnisnehmer erwirbt den Anſpruch auf den Ver · 
mächtnisgegenſtand (Einzelſache oder vertretbare Sache, Geld,, nachdem zuvor ein anderer, 
der Vorvermächtnisnehmer, denſelben Gegenſtand gehabt hat (S 2100). Beſchwerter und 
ſomit Schuldner des durch $ 2174 begründeten Anſpruchs iſt der erſte Vermächtnisnehmer. 
Gegen dieſen und nicht gegen den Erben iſt daher auch eine Klage auf Feſtſtellung des Nach⸗ 
vermächtniſſes zu richten (NG Warn 1916 Nr 54). Schlägt der Berufene das Nachver⸗ 
mächtnis aus, ſo verbleibt es dem erſten Vermächtnisnehmer, es ſei denn, daß ein Anwach⸗ 
ſungsberechtigter (§ 2158) oder Erſatzbedachter (8 2190) vorhanden iſt (RG a. a. O.). 


2. 8 2102: Das Nachvermächtnis gilt im Zweifel zugleich, eine ihrer Art nach zweifel ⸗ 
hafte Berufung nur als Erſatzvermächtnis. § 2106 Abf 1: In Ermanglung anderer Be⸗ 
ſtimmungen fällt das Nachvermächtnis den ſpäteren Bedachten mit dem Tode des Vor⸗ 
vermächtnisnehmers an. 5 2107: Iſt ein Abkömmling, der zur Zeit der Vermächtnis, 
anordnung keinen Abkömmling hatte oder von dem der Erblaſſer zu dieſer Zeit nicht wußte, 
daß er einen Abkömmling habe, für die Zeit nach ſeinem Tode mit einem Nachvermachtniſſe 
belaſtet, ſo iſt anzunehmen, daß das Nachvermächtnis nur für den Fall angeordnet iſt, daß 
der zunächſt Bedachte ohne Nachkommenſchaft ſtirbt. 82110 Abſ 1: Das Nachvermächtnis 
erſtreckt ſich im Zweifel auf das dem Vorvermächtnisnehmer infolge Wegfalls eines Mit- 
bedachten angefallene Vermächtnis. — Von den auf das Nachvermächtnis nicht über⸗ 
tragenen Vorſchriften iſt hervorzuheben: Das Nachvermächtnis bewirkt keinen Übergang des 
Vermächtnisgegenſtandes kraft Geſetzes ($ 2139), ſondern erzeugt nur den ſchuldrechtlichen 
Anſpruch des 9 2174. Der Vorvermächtnisnehmer iſt nicht wie der Vorerbe (88 2112ff.) 
in der Verfügung über den Vermüchtnisgegenſtand dinglich beſchränkt, iſt aber dem Nach⸗ 
bedachten ſchon vorher ſchuldrechtlich verhaftet und kann deshalb nach Maßgabe der prozeß 
und konkursrechtlichen Vorſchriften unter Umſtänden auch zur Sicherung angehalten werden 
($ 2179 A 1), iſt jedoch nicht, entſprechend dem nicht mit angezogenen $ 2128, kraft bürger · 
lichen Rechtes zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet (RG Warn 1910 Nr 157). Die Surrogationg- 
grundſätze ($ 2111) kommen nur beſchränkt zur Anwendung (58 2164 A 2, 2169 A 3). Das 
Nachvermächtnis kann nacheinander beliebig vielen Bedachten anfallen, unterliegt aber der 
zeitlichen Beſchränkung der 88 2162, 2163. 


Fünfter Titel 
Auflage 


Die Begriffsbeſtimmung der Auflage iſt in 8 1940 gegeben. Vorausgeſetzt iſt ein Be⸗ 
ſchwerter wie beim Vermüchtnis, dagegen iſt kein Bedachter vorhanden, da demjenigen, welchem 
die Erfüllung der Auflage zuſtatten kommt, dem Begünſtigten, keinerlei Rechte zuſtehen. 
Soweit der Erbe beſchwert iſt, gehören die Verbindlichkeiten aus Auflagen zu den Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten, 8 1967. Gerichtsſtand ZPO 8 27. 


N 
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8 2192 


Auf eine Auflage finden die für letztwillige Zuwendungen geltenden 
Vorſchriften der SS 2065, 2147, 2148, 2154 bis 2156, 2161, 2171, 2181 ent⸗ 
ſprechende Anwendung!) ). 

E I 1886 II 2062; M 5 211, 212; P 5 240— 243, 805, 308. 


1. Die hier angezogenen Beſtimmungen über das Vermächtnis find bereits bei den 
einzelnen Paragraphen als auf die Auflage entſprechend anwendbar kenntlich gemacht. Sie 
betreffen: § 2065 die Unwirkſamkeit einer Auflage, bei der die Entſcheidung über die Gültig 
keit, den Gegenſtand oder die Perſon des Begünſtigten einem andern überlaſſen iſt (f. jedoch 
88 2156, 2193), §88 2147, 2148 die Perſon und den Verhältnisanteil des Beſchwerten, 88 2154 
bis 2156 die Beſtimmung des Gegenſtandes der Auflage nach Wahl des Beſchwerten oder 
eines Dritten, der Gattung nach, nach billigem Ermeſſen, K 2161 fortdauernde Wirkſamkeit 
der Auflage bei Wegfall des Beſchwerten, § 2171 Unwirkſamkeit der auf eine unmögliche oder 
verbotene Leiſtung gerichteten Auflage, § 2181 Fälligkeit der Auflage ſpäteſtens beim Tode 
des Beſchwerten. Sowohl vom Vermächtnis als von der Auflage handeln § 2159 (Fall der 
Anwachſung) und 88 2186—2189 (Hinausſchiebung der Fälligkeit der Auflage, beſchränkte 
Haftung, Kürzungsrecht des Beſchwerten, Rangverhältnis mehrerer Auflagen). Nicht an- 
wendbar find die auf den Bedachten bezüglichen Beſtimmungen, da ein mit Forderungs⸗ 
recht ausgeſtatteter Begünſtigter bei der Auflage nicht denkbar ift (. jedoch § 2193). Auch 
§ 2307 iſt auf Auflagen nicht entſprechend anwendbar (RG 5. 12. 27 IV 299/27). Zeitlich 
iſt der Wirkſamkeit der Auflage, wie die Nichtübernahme der 88 2162, 2163 ergibt, keine 
Grenze gezogen. 

2. Geldentwertung. Beſteht die Leiſtung, zu der der Erblaſſer den Erben oder Ver⸗ 
mächtnisnehmer durch die Auflage verpflichtet hat, in einer in Mark feſtgeſetzten Zahlung, 
fo güt für die Frage, ob und in welchem Maße eine Aufwertung ſtattzufinden hat, das für 
die Aufwertung von Geldvermächtniſſen $ 2174 A Za Ausgeführte ſiungemäß. Anderſeits 
kann, wenn Gegenſtand der Auflage ein Veräußerungsverbot (8 1940 A 4) iſt und dieſes 
Verbot durch die vom Erblaſſer nicht vorhergeſehene Wirtſchaftskataſtrophe den ihm vom 
Erblaſſer beigelegten Sinn verloren hat, ergänzende Teſtamentsauslegung unter Umſtänden 
zur Beſeitigung oder Einſchränkung der Auflage führen (vgl. § 2134 A 3). Hat die Geld 
entwertung das dem Beſchwerten vermachte oder auf ihn vererbte Kapital in dem Maße 
betroffen, daß ihn die Vollziehung der ihm auferlegten Sachleiſtung ärmer machen würde, 
als er ohne die letztwillige Zuwendung geweſen wäre, jo haftet er nach § 2187 und dem in 
$ 526 zu findenden allgemeinen Rechtsgedanken (RG 112, 213) nicht über den Wert des 
Empfangenen hinaus. Im Wege ergänzender Teſtamentsauslegung (8 2184 A 2) kann 
möglicherweiſe das nachträglich entſtandene Mißverhältnis zwiſchen der entwerteten Zu⸗ 
1 8 und der wertbeſtändigen Auflage noch in weitergehendem Maße ausgeglichen 
werden. 


8 2193 


Der Erblaſſer kann bei der Anordnung einer Auflage, deren Zweck er 
beſtimmt hat, die Beſtimmung der Perſon, an welche die Leiſtung erfolgen 
ſoll, dem Beſchwerten oder einem Dritten überlaſſen!). 

Steht die Beſtimmung dem Beſchwerten zu, ſo kann ihm, wenn er zur 
Vollziehung der Auflage rechtskräftig verurteilt iſt, von dem Kläger eine 
angemeſſene Friſt zur Vollziehung beſtimmt werden; nach dem Ablaufe 
der Friſt iſt der Kläger berechtigt, die Beſtimmung zu treffen, wenn nicht 
die Vollziehung rechtzeitig erfolgt). 

Steht die Beſtimmung einem Dritten zu, ſo erfolgt ſie durch Erklärung 
gegenüber dem Beſchwerten. Kann der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, 
jo geht das Beſtimmungsrecht auf den Beſchwerten übers). Die Vorſchrift 
des 8 2151 Abſ 3 Satz 2 findet entſprechende Anwendung; zu den Beteiligten 
im Sinne dieſer Vorſchrift gehören der Beſchwerte und diejenigen, welche 
die Vollziehung der Auflage zu verlangen berechtigt ſind“). 

E II 2068; P 5 30—82. 

1. Der Grundſatz des § 2065 Abſ 2 iſt beim Vermächtnis ſchon hinſichtlich des Gegen⸗ 
ſtandes der Leiſtung durchbrochen (§ 2156) und wird bei der Auflage noch weiter abgeſchwächt, 
inſofern auch die Perſon des Begünſtigten nicht vom Erblaſſer ſelbſt beſtimmt zu ſein 
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braucht. Nur die Zweckbeſtimmung der Auflage muß von dieſem ſelbſt ausgehen und 
zugleich genügend deutlich ſein, um danach dem Beſchwerten oder dem Dritten die Auswahl 
des Leiſtungsempfängers zu ermöglichen (10000 dem akademiſchen Senat zu X zu Reiſe⸗ 
ftivendien für Xſche Künſtler; vgl. auch RG 96, 15 — $ 2151 A 1 — ferner RG Recht 
1920 Nr 1531, wonach die nach der Ausſetzung von Vermächtniſſen getroffene Anordnung, 
daß der Reſt des Vermögens zu Wohltätigkeitszwecken nach dem Ermeſſen des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers Verwendung finden ſoll, dem $ 2193 genügt). Die Beſtimmungen der 88 2151 
Abſ 1, 2, 2152, 2153 Abs 1 — nur inſoweit konnten fie bei der Auflage in Frage kommen — 
find, weil durch § 2198 erſetzt, auch nichtlentſprechend anwendbar (a. M. Dernburg V 887 A 2, 
Leonhard, II). Für die Beſtimmung iſt, wenn feſtſteht, daß die Vorausſetzungen des Ab] 1 
gegeben ſind, freies, auch nicht durch Billigkeit beſchränktes Ermeſſen maßgebend, eine An⸗ 
fechtung deshalb wie im Falle des § 2151 A 2 nur wegen Argliſt ſtatthaft. 

2. Beſtimmung durch den Beſchwerten. Vorausgeſetzt iſt, daß einer der nach 8 2194 
Berechtigten oder daß der Teſtamentsvollſtrecker (88 2208 Abſ 2, 2223) die Vollziehung der 
Auflage betrieben hat und daß die Friſt entweder im Urteile (3 PO 8 255) oder daß ſie nad). 
mals vom Kläger ſelbſt beſtimmt iſt. Letzterenfalls iſt der Streit über Angemeſſenheit der 
Friſt nach 8PO 8 766 vor dem Vollſtreckungsgericht auszutragen. Die rechtzeitige Voll- 
ziehung der Auflage muß vor Friſtablauf erfolgt ſein. Nachträgliche Vollziehung befreit 
den Beſchwerten nicht, wenn er an eine andere als die nunmehr vom Kläger bezeichnete 
Perſon leiſtet. 

3. Beſtimmung durch einen Dritten. Unwiderrufliche Erklärung gegenüber dem Be⸗ 
ſchwerten wie in & 2151 Abſ 2, Übergang des Beſtimmungsrechts wie beim Wahlvermächtnis 
8 2154 Abſ 2, entweder ſogleich, wenn die Beſtimmung durch den Dritten unmöglich iſt oder 
115 7 u verzögert oder verweigert und die ihm vom Nachlaßgericht geſetzte Friſt ver · 

richen iſt. 

d T Das 0 5 80 00 5 kann nur dem Dritten, nicht auch dem Beſchwerten (hierüber A 2) 
die Friſt nach $ 80 F beitimmen. Beſchwerderecht § 2151 A 4. Beteiligte find der Be- 
ſchwerte, der Dritte ſowie die nach 88 2194, 2208 Abſ 2, 2223 zu dem Verlangen auf Voll⸗ 
ziehung der Auflage Berechtigten, nicht aber diejenigen, welchen die Erfüllung der Auflage 
zugunſten gereichen würde (die Xſchen Künſtler). 


8 2194 


Die Vollziehung einer Auflage können der Erbe, der Miterbe und der⸗ 
jenige verlangen, welchem der Wegfall des mit der Auflage zunächſt Be⸗ 
ſchwerten unmittelbar zuſtatten kommen würde!). Liegt die Vollziehung 
im öffentlichen Intereſſe, ſo kann auch die zuſtändige Behörde die Voll⸗ 
ziehung verlangen?). 

E 1 1888 II 2064; M 5 214—216; P 5 244— 246. 


1. Ein anderer, dem ein Recht auf die Leiſtung zuſtünde, ift bei der Auflage nach $ 1940 
nicht vorhanden. Insbeſondere hat derjenige, welchem die Erfüllung zugunſten gereichen 
würde, kein Klagerecht, z. B. nicht der 2, wenn dem X 100 mit der Auflage vermacht ſind, 
davon 50 dem 2 zu ſchenken, es ſei denn, daß ſich hinter der gewählten Form eine Vermächtnis⸗ 
anordnung (von 50 zugunſten des 2) verbirgt. Das Geſetz verleiht deshalb ein Klagerecht 
auf Vollziehung der Auflage jedenfalls dem Erben (gegen den beſchwerten Vermächtnis⸗ 
nehmer), jedem Miterben (gegen den beſchwerten Miterben oder Vermächtnisnehmer), 
ferner dem Teſtamentsvollſtrecker (88 2208 Abſ 2, 2228), endlich jedem, dem der 
Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar zugute kommen würde, da 
er nach 88 2161, 2192 in dieſem Falle ſelbſt zur Erfüllung der Auflage gehalten ſein würde. 
In Frage kommen die $ 2161 A 2 bezeichneten Perſonen. 
5 2. In zweiter Linie iſt das Klagerecht der zuſtändigen Behörde verliehen, wenn die 
0 ollziehung im öffentlichen Intereſſe liegt. Ein ſolches Intereſſe kann auf wirtſchaft⸗ 
ichem, religiöſem oder ideellem Gebiete (Kunſt und Wiſſenſchaft) liegen und ſteht im Gegen⸗ 
fat zum reinen Privatintereſſe. Welche Behörden zuſtändig ſind, beſtimmt ſich nach Landes⸗ 
1 155 Ahnlich bei der Schenkung $ 525 Abſ 2. — Das Klagerecht enthält keine Klagepflicht. 
. 0 von dem Berechtigten im eigenen Namen ausgeübt, er iſt Partei im Prozeſſe, 

noeh im Konkurſe ſowohl des Nachlaſſes (KO 8 226 Nr 5) als des Beſchwerten, kann 
19 er die Leiſtung nicht an ſich ſelbſt beanſpruchen und an ihrer Stelle nicht Schadenserſatz 

egen Nichterfüllung fordern. Das Recht iſt vererblich, ſoweit es ſich um Privatperſonen 
handelt (a. M. Kipp § 118 II), aber mangels eines Vermögenswerts nicht pfändbar. Von 
mehreren Berechtigten kann jeder die Vollziehung der ganzen Auflage ſelbſtändig fordern, 


aber er verlangt die Leiſtung nicht für ſich; die mehreren ſind deshalb nicht Geſamt läubi 
im Sinne ber 8 4258. g nicht fü ſich; hreren ſind deshalb nicht Geſamtgläubiger 
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8 2195 


Die Unwirkſamkeit einer Auflage hat die Unwirkſamkeit der unter der 
Auflage gemachten Zuwendung nur zur Folge, wenn anzunehmen iſt, daß 


der Erblaſſer die Zuwendung nicht ohne die Auflage gemacht haben würde!). 
E I 1887 II 2065; M 5 248, 245; 6 95. 


1. Selbſtändigkeit von Auflage und Zuwendung. Die Vorſchrift enthält einen be- 
ſonderen Anwendungsfall des in § 2085 aufgeſtellten Grundſatzes der Unabhängigkeit meh⸗ 
rerer in einem Teſtament aufgeſtellter letztwilliger Verfügungen (RG 28. 5. 06 1 565/05). 
Die Wirkſamkeit der Auflage bleibt ganz unberührt, wenn fie ohne jede Rückſicht auf eine 
Zuwendung angeordnet iſt. An Stelle des wegfallenden rückt dann einfach ein anderer Be- 
ſchwerter ein (88 2161, 2192). Aber auch wenn zwiſchen Zuwendung und Auflage ein Bu- 
ſammenhang beſteht, kommt mit der Unwirkſamkeit der Auflage nicht notwendig auch die 
Zuwendung zu Falle. Entſcheidend ift die frei zu ermittelnde Willensmeinung des Erblaſſers. 
Sie wird in der Regel nur dann zur Unwirkſamkeit der Zuwendung führen, wenn die Auf. 
lage als Zweck der Zuwendung erſcheint, ſo daß der Beſchwerte, ähnlich dem Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung, durch die Zuwendung in den Stand geſetzt oder doch dazu be⸗ 
wogen werden ſoll, die Auflage zu erfüllen. Der Beweis, daß eine derartige Abhängigkeit 
der Zuwendung von Erfüllung der Auflage gewollt ſei, iſt von demjenigen zu führen, welcher 
die Unwirkſamkeit der Zuwendung behauptet. Umgekehrt fällt auch nicht notwendig die 
Auflage weg, wenn ſich die Zuwendung (zu einem Teile) als unwirkſam erweiſt (RG Gruch 
52, 1087). Es macht keinen Unterſchied, ob die Unwirkſamkeit der Auflage ſchon von 
vornherein vorhanden war (3. B. Unmöglichkeit, Willensmängel der betreffenden Anordnung) 
oder ob ſie erſt nachträglich eintritt (Ausfall der Bedingung, Verweigerung der zur Vollziehung 
notwendigen Mitwirkung eines Dritten, wobei $ 2076 nicht anwendbar). Die Auflage iſt 
nicht ſchon dann unwirkſam, wenn es ſich bloß um eine durch die veränderten Umſtände ge- 
botene andere Art der Vollziehung handelt (NG 29. 4. 07 IV 506/06). Unmöglichkeit der 
Vollziehung ſ. auch $ 2196. 


8 2196 


Wird die Vollziehung einer Auflage infolge eines von dem Beſchwerten 
zu vertretenden Umſtandes unmöglich!), jo kann derjenige, welchem der 
Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar zuſtatten kommen würde, die 
Herausgabe der Zuwendung nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung inſoweit fordern, als die Zuwendung 
zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden müſſen?). 

Das gleiche gilt, wenn der Beſchwerte zur Vollziehung einer Auflage, 
die nicht durch einen Dritten vollzogen werden kann, rechtskräftig verurteilt 
iſt und die zuläſſigen Zwangsmittel erfolglos gegen ihn angewendet worden 
ſind d). 

E II 2066; P 5 246, 247; 6 95. 

1. Unmöglichteit der Vollziehung der Auflage kann nach § 2195 Unwirkſamkeit auch 
der Zuwendung zur Folge haben. Bleibt die Zuwendung bei Kräften, fo kommt die Unmög 
lichkeit der Vollziehung dem Beſchwerten zuſtatten (8 275). Er ſoll ſich jedoch nicht dadurch 
bereichern dürfen, daß er die Erfüllung ſchuldvoll unterläßt (88 276 ff.). 

2. Bereicherungsanſpruch. Ein Gläubiger, der wegen Nichterfüllung der Auflage aus 
88 280 ff. Schadenserſatz beanſpruchen könnte, iſt bei der Auflage nicht vorhanden, § 1940. 
Das Geſetz gibt ſtatt deſſen den gegebenenfalls nachrückenden Beſchwerten ($ 2161 A 2) — 
nicht aber auch dem Teſtamentsvollſtrecker und nicht den nach 8 2194 A 2 klageberechtigten 
Behörden — den Vereicherungsanſpruch inſoweit, als der Beſchwerte durch ſchuldvolle Nicht⸗ 
erfüllung der Auflage einen ungerechtfertigten Gewinn machen würde. Der Betrag der 
Bereicherung wird regelmäßig dem Betrage des erſparten Erfüllungsaufwandes ‚gleich. 
kommen und bemißt fich im übrigen nach § 818. Mehrere Beſchwerte haften, ſoweit jeder 
bereichert iſt. Entſprechender Anſpruch des Schenkers § 527. 

3. Fruchtloſe Zwangsvollſtreckung gegen den Beſchwerten ſteht der verſchuldeten Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung gleich, wenn es ſich bei der Auflage um unvertretbare Handlungen 
oder um Unterlaſſungen handelt. Klageberechtigte 8 2194. Die zuläſſigen Zwangs ; 
mittel ergeben ſich aus ZPO 88 888, 890. 8 887 (vertretbare Handlungen) kommt nicht 
in Frage. Erfordert die Erfüllung der Auflage überhaupt keine Aufwendungen (jährlicher 
10 des Grabes), fo iſt nach Erſchöpfung der Zwangsmittel auch kein Bereicherungsanſpruch 
gegeben. 
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Sechſter Titel 
Teſtamentsvollſtrecker 


Der Teſtameutsvollſtrecker des BOB ift im eigentlichen Sinne weder Vertreter des Erb⸗ 
laſſers noch des Nachlaſſes noch des Erben (RG 56, 380; 76, 125, wenn auch Vertreter des 
Nachlaſſes in dem weiteren Sinne des $ 207, RG 100, 281, und geſetzlicher Vertreter im 
Sinne gewiſſer Prozeßvorſchriften, 8 2212 A 1), vielmehr Träger eines Amtes ($ 2202 Abſ , 
das ſeinen hauptſächlichen Inhalt zwar durch die Anordnungen des Erblaſſers empfängt 
(Ack 75, 302), aber vom Geſetze mit ſelbſtändigen, auch gegen den Erben und Dritte wirk⸗ 
ſamen Befugniſſen (88 2208 Abſ 2, 2211, 2214), insbeſondere mit einem weitgehenden Ver⸗ 
waltungs und Verfügungsrecht ausgeſtattet iſt. 88 2203—2205 ſtellen als die drei Haupt · 
aufgaben des Teſtamentsvollſtreckers nebeneinander: die Ausführung der letztwilligen Ver⸗ 
fügungen, die Erbauseinanderſetzung unter mehreren Erben und die Verwaltung des Nach ⸗ 
laſſes, in deren Gefolge aber die beſchränkte oder unbeſchränkte Ermächtigung, Verbindlichkeiten 
für den Nachlaß einzugehen (88 2206, 2207) und die aktive wie paſſive Prozeßlegitimation 
(88 2212, 2213). Die Aufgaben und Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers können vom 
Erblaſſer eingeſchränkt namentlich auf bloße Verwaltungsaufgaben beſchränkt werden (88 2208, 
2209) und unterliegen der zeitlichen Begrenzung des $ 2210. Eine Erweiterung über das 
in den 99 2203—2210 zugelaſſene Höchſtmaß iſt unzuläſſig (5 2208 A 4). Die Rechtsverhalt · 
niſſe zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und dem Erben ſind unter Heranziehung gewiſſer 
Auftragsgrundſätze (§ 2218) und Anerkennung einer Schadenserſatzpflicht des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers im Falle der Verletzung der ihm obliegenden Verpflichtungen (8 2219) näher 
ausgeſtaltet (88 2215— 2220). 


8 2197 


Der Erblaſſer kann durch Teſtament einen oder mehrere Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker ernennen !). 

Der Erblaſſer kann für den Fall, daß der ernannte Teſtamentsvollſtrecker 
vor oder nach der Annahme des Amtes wegfällt, einen anderen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ernennen). 

E I 1889 II 20607; M 5 217—219; P 5248. 


1. Die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers muß durch Teſtament erfolgen, das keine 
Erbeinſetzung zu enthalten braucht (8 1988), ſich vielleicht ſogar auf die Ernennung beſchränkt. 
Anfechtung der Verfügung 8 2081 Abſ 1, ſelbſtändige Wirkſamkeit 8 2085. Dem Teſtament 
ſteht einſeitige Verfügung im Erbvertrage gleich ($ 2299), dagegen iſt eine erbvertrags⸗ 
mäßige Ernennung unſtatthaft (8 2278 Abſ 2). Eine Beſtellung des Teſtamentsvollſtreckers 
durch Vertrag mit dem Erblaſſer würde nur als Auftrag wirkſam fein und konnte nach 
8 671 vom Erblaffer wie vom Erben jederzeit widerrufen werden. Wohl aber kann ſich der 
Teſtamentsvollſtrecker durch Vertrag mit dem Erblaſſer zur Annahme des Amtes wirkſam 
verpflichten (8 2202 A 2). Die Teſtamentsvollſtreckung braucht nicht mit feierlichen Worten 
angeordnet zu werden, wenn nur über den Willen des Erblaſſers kein Zweifel beſteht. Dieſer 
Wille kann in die Form einer Hoffnung oder eines Wunſches gekleidet ſein; der Anordnung 
ſteht auch die Angabe des Beweggrundes einer Hilfe für den Erben oder die Bezeichnung als 
Pfleger nicht enigegen (RG 92, 72). Über die Möglichkeit, die Anordnung einer geſetzlich 
nicht zuläſſigen Pflegſchaft in die Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers umzudeuten, ſ. 8 2084 
A 1. Wer Verwaltungsbefugniſſe im Teſtament ausschließlich im eigenen Intereſſe übertragen 
erhält, ift nicht Teſtamentsvollſtrecker, möglicherweiſe aber Vorerbe (BayObLG Bay 1923, 
20; vgl. § 2100 A 2). Hinſichtlich der Perſon des Vollſtreckers beſtehen außer nach $ 2201 
keine Beſchränkungen. Auch Frauen, Ausländer, juriſtiſche Perſonen (wiewohl mit der zeit 
lichen Grenze des § 2210) können beſtellt werden. Ebenſo Miterben (RG 61, 139); der alleinig e 
Erbe oder Vorerbe kann zwar, von dem Falle des $ 2223 abgeſehen, da der Teftaments- 
vollſtrecker den Erben in ſeinen Befugniſſen beſchränken ſoll und eine ſolche Anordnung eine 
Mehrheit von Perſonen vorausſetzt, nicht zum alleinigen Teſtamentsvollſtrecker beſtellt werden 
(NG 77, 177; K RIA 17, 60), wohl aber zu einem von mehreren ihr Amt gemeinſchaftlich 
oder in Kollegialverfaſſung, $ 2224 A 1 u. 4, führenden Teſtamentsvollſtreckern (Bay Ob G 
20 A 242). Es iſt auch zuläſſig, den Nacherben als Teſtamentsvollſtrecker einzuſetzen, ſofern er 
als ſolcher nur den Vorerben beſchränken Toll (RGJ 52, 77); |. ferner 8 2222 A 1. Inwiefern 
eine Behörde als ſolche (im Gegenſatz zu dem jeweiligen Inhaber eines Amtes, z. B. eines 
bayriſchen Notariats, BayOb ech RIA 17, 55) beſtellt werden kann, iſt nach ihrer landes 
rechtlichen Verfaſſung zu beurteilen. Jedenfalls iſt das neben und über dem Zeftament3- 
vollſtrecker amtierende Nachlaßgericht hiervon ausgeſchloſſen. Die Ernennung kann auch bloß 
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für einen beſtimmten Erbteil oder ein Vermächtnis, oder nur einem beſtimmten Erben gegen⸗ 
über erfolgen, weiter unter der Beſtimmung eines Anfangs- oder Endtermins, unter einer 
auflöſenden oder (Abſ 2) einer aufſchiebenden Bedingung, ſo in einem gemeinſchaftlichen 
Teſtament durch den erſtverſterbenden Ehegatten für ſeinen Nachlaß unter der Bedingung, 
daß der überlebende Ehegatte für ſeinen eigenen Nachlaß einen Vollſtrecker ernenne (RG 
23 1921, 457%). Mehrere Teſtamentsvollſtrecker 8 2224, Ernennung durch andere als 
den Erblaſſer §88 21982200. 

2. Die Erſatzernennung gilt auch für den Fall, daß der Ernannte das Amt ablehnt. Es 
können mehrere Erſatzmänner nacheinander beſtellt ſein. — Miteintragung der Anordnung 
der Teſtamentsvollſtreckung bei der Eintragung des Erben im Grundbuch (GBO 8 58) und im 
Schiffsregiſter (FGG 8 118). Zeugnis über die Ernennung $ 2868, Angabe im Erbſchein 
$ 2364, Nachweis vor dem Grundbuchamt GBO 8 86 und zum Schiffsregiſter FGG 8 107. 
— Die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers zu dem Zwecke, daß dieſer das Geſamtgut 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in Beſitz und Verwaltung nehnie, iſt unwirkſam 
($ 1518: RG 23 1916, 4761). 

§ 2198 


Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers einem Dritten überlaſſen!). Die Beſtimmung erfolgt durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklärung iſt in öffentlich be⸗ 
glaubigter Form abzugeben“). 

Das Beſtimmungsrecht des Dritten erliſcht mit dem Ablauf einer ihm 


auf Antrag eines der Beteiligten von dem Nachlaßgerichte beſtimmten 
Friſts). 

E I 1890 II 2068; M 5 219; P 5 248-250; 6 95, 96. 

1. Die Beſtimmung des Teſtamentsvollſtreckers durch einen Dritten durchbricht wie 
beim Vermächtnis (88 2151ff.) den Grundſatz des § 2065. Die Ermächtigung des Dritten 
kann wie in $ 2197 Abj 1 nur durch Teſtament ausgeſprochen werden. In der Auswahl 
des Dritten, der jedoch ſelbſtverſtändlich geſchäftsfähig fein muß, iſt der Erblaſſer nicht be- 
ſchränkt, er kann die Beſtimmung auch mehreren Dritten oder einer Körperſchaft, ſogar (RG 
92, 68) dem Erben ſelbſt überlaſſen. Der Dritte beſtimmt den Teſtamentsvollſtrecker nach freiem 
Belieben, iſt im aligemeinen nicht gehindert, ſich auch ſelbſt zu beſtimmen und haftet 
außer im Falle der Argliſt nicht für ſchuldhafte Auswahl. Bei offenbaren Mißgriffen hilft 
das Entlaſſungsrecht des Nachlaßgerichts aus ($ 2227). Die Beſtimmung darüber, ob über. 
haupt eine Teſtamentsvollſtreckung ſtattfinden ſoll, kann einem Dritten nicht überlaſſen 
werden (RIA 12, 63). 

2. Die Beſtimmung erfolgt (wie bei der Ausſchlagung $ 1945 Ab} 1) durch unwiderrufliche 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht (88 130 ff.). Beglaubigung § 129, F 88 167, 
183, 184, 191, 200. Die Einſicht der Erklärung iſt jedem Intereſſenten zu geſtatten. 

3. Friſtſetzung wie beim Vermächtnis und der Auflage 5 2151 Abſ 3, 2193 Abſ 2). Be- 
teiligte ſind, wie in 88 2202 Abſ 3, 2216 Abſ 2, 2227 Ab} 1 außer dem Erben, Nacherben, 
Pflichtteilsberechtigten, Vermächtnisnehmer, Auflageberechtigten (§ 2194) auch die ſonſtigen 
Nachlaßgläubiger (8 2218, ZPO $ 748) und die Mitvollſtrecker. Hat der Erblaſſer eine Friſt 
geſetzt, ſo erliſcht das Beſtimmungsrecht des Dritten jedenfalls mit dem Ablaufe dieſer Friſt; 
die Setzung einer kürzeren Friſt durch das Nachlaßgericht wird dadurch aber nicht ausgeſchloſſen. 
Die Friſtbemeſſung durch das Nachlaßgericht unterliegt der ſofortigen Beſchwerde nach FGG 
$ 80, die Ablehnung einfacher Beſchwerde nach FG $$ 19, 20. Eine Verlängerung der 
Friſt iſt nicht ſtatthaft (FG 8 18 Abſ 2). Unterläßt der Dritte die Beſtimmung innerhalb 
der Friſt, ſo wird die Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers Überhaupt hinfällig. 


8 2199 


Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigen, einen oder 
mehrere Mitvollſtrecker zu ernennen!). 

Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigen, einen Nach⸗ 
folger zu ernennen?) 

Die Ernennung erfolgt nach § 2198 Abſ 1 Satz 2°). 

E I 2069; P 5 248—250. 

1. Die Ermächtigung des Teſtamentsvollſtreckers zur Ernennung von Mitvollſtreckern 


kann wie die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers ſelbſt nur durch Teſtament erfolgen (8 2197). 
Sie kann jedem der gemäß 88 2197, 2198, 2200 ernannten Vollſtrecker, auch mehreren gemein⸗ 
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ſam (Zuwahl) entweder fo, daß nur der übereinſtimmende Wille der bisherigen Vollſtrecker 
zur Ernennung eines Mitvollſtreckers führt (OLG 44, 96) oder mit Stichentſcheid des Nach⸗ 
laßgerichts (§ 2224 A 2) beigelegt werden. Der Teſtamentsvollſtrecker tann vom Erblaſſer 
in der Auswahl beſchränkt, aber zur Wahl auch förmlich verpflichtet ſein. Jedenfalls iſt er 
dem Erben für ſorgfältige Wahl durch §8 2218, 2219 verhaftet. Aus eigener Machtvoll- 
kommenheit kann er eine Wahl nicht vornehmen. Es iſt auch ausgeſchloſſen, daß der Erb⸗ 
laſſer, ftatt die Ermächtigung ſelbſt zu erteilen, einem andern das Recht einräumt, deu er⸗ 
u Teſtamentsvollſtrecker zur Ernennung eines Mitvollſtreckers zu ermächtigen (OLG 
44, 100). 

2. Die Ernennung des Nachfolgers kann der Teſtamentsvollſtrecker regelmäßig nur 
vornehmen, ſolange er ſelbſt noch im Amte iſt und nur für den Fall der Beendigung ſeines 
Amtes gemäß 88 2225— 2227, nicht indem er das Amt unmittelbar auf einen Dritten über⸗ 
trägt (a. M. Planck A 4). Das Kammergericht (RIA 12, 112) geſtattet ihm auch die 
Ernennung eines Nachfolgers mit abgegrenztem Wirkungskreiſe, während er im übrigen 
das Amt weiterführt, falls ſich ein dementſprechender Wille des Erblaſſers ermitteln läßt. 
Inwieweit er ſich in Ausübung des Amtes vertreten laſſen darf |. $ 2218 A 1. Die 
Ernennung ſetzt die Bezeichnung einer beſtimmten Perſon voraus, der Teſtamentsvollſtrecker 
kann mithin nicht ſchlechthin feine Erben zu Nachfolgern berufen ($ 2225 A 2). Durch Aus⸗ 
legung des Teſtaments iſt zu ermitteln, ob dem ernannten Nachfolger wiederum das Recht 
zur Ernennung ſeines Nachfolgers zuſtehen ſoll. 

3. Offentlich beglaubigte Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht, wenn der Erblaſſer 
nicht ein Mehr, z. B. Beurkundung nach § 128 vorgeſchrieben hat. Akteneinſicht § 2228. 


8 2200 


Hat der Erblaſſer in dem Teſtamente das Nachlaßgericht erſucht, einen 
Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen, ſo kann das Nachlaßgericht die Er⸗ 
nennung vornehmen!). 

Das Nachlaßgericht ſoll vor der Ernennung die Beteiligten hören, wenn 
es ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten ge⸗ 
ſchehen kann?). 


E II 2070; P 5 250252. 


1. Die Ernennung durch das Nachlaßgericht iſt in das pflichtmäßige Ermeſſen des Ge 
richts geſtellt; ſie kann nicht nur aus dienſtgeſchäftlichen Gründen, ſondern auch deswegen 
abgelehnt werden, weil eine Teſtamentsvollſtreckung mit Rückſicht auf die Lage des Nachlaff es 
und berechtigte Jutereſſen der Nachlaßbeteiligten nicht zweckmäßig erſcheint (KJ 45, 114). 
Sie kann niemals von Amts wegen erfolgen, ſeht vielmehr ein Erſuchen des Erblaſſers 
voraus, das im Teſtamente geſtellt ſein muß, aber durch freie Auslegung daraus ermittelt 
werden kann (vgl. OLG 40, 132; 42 S. 128 u. 139; 43, 401 A 1b). Ob ein die Ernennung 
rechtfertigendes Erſuchen vorliegt, iſt nur vom Nachlaßgericht und den ihm übergeordneten 
Beſchwerdeinſtanzen (A 2) zu prüfen; hat das Nachlaßgericht den Teſtamentsvollſtrecker er- 
nannt, ſo kann deſſen Legitimation nicht im Prozeßwege mit der Begründung angefochten 
werden, daß kein Erſuchen vorliege (Planck A 10, KG Recht 1925 Nr 2438; a. M. Leon⸗ 
hard ID, Schlegelberger FGG 8 81 A 4 und für das frühere preußiſche Recht KGJ 31 A 86; 
vgl. § 2227 A 2 a. E.). Das Erſuchen kann bedingungsweiſe geſtellt, auf Ernennung eines 
Mitvollſtreckers gerichtet fein, begreift regelmäßig auch die Beſtellung eines etwaigen Nach⸗ 
folgers in ſich und bleibt jedenfalls in Kraft, bis ein zur Annahme bereiter Teſtaments⸗ 
vollſtrecker gefunden oder der Verſuch der Beſtellung mißlungen iſt. Das Gericht hat völlig 
freie Wahl und kann auch ohne beſonderes Erſuchen mehrere Vollſtrecker ernennen. 

2. Beteiligte $ 2198 A 3. Sofortige Beſchwerde gegen die Ernennung Fh 8 81, deren 
jedoch der nach 8 2202 Abſ 2 ablehnungsberechtigte Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt nicht bedarf. 
Wird die Ernennung auf Beſchwerde aufgehoben, fo bleiben doch die inzwiſchen vom Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte wirkſam, FGG 8 32. 
Gegen die Ablehnung der Ernennung iſt einfache Beſchwerde nach FGG 88 19, 20 Abſ 1 
gegeben. Beſchwerdeberechtigt ſind die Erben, und zwar jeder einzelne Miterbe, auch in 
Anſehung einer vom Erblaſſer für den Erbteil eines andern Erben angeordneten Teſtaments⸗ 
vollſtreckung (RIA 11, 15), der Mitvollſtrecker und die Nachlaßgläubiger, insbeſondere auch 
Vermächtnisnehmer (RIA 8, 189) und Pflichtteilsberechtigte (OLG 40, 132 A 1b). Hat 
das Nachlaßgericht einen Teſtamentsvollſtrecker ernannt und dieſer das Amt angenommen, 
das Beſchwerdegericht aber die Ernennung aufgehoben, ſo hat der Ernannte die weitere 
Beſchwerde gegen die Aufhebung (KGJ 40, 42). Recht der Beteiligten auf Akteneinſicht 
und Ausfertigungen FGG $8 78, 85. 
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8 2201 


Die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers iſt unwirkſam!), wenn er zu 
der Zeit, zu welcher er das Amt anzutreten hat?), geſchäftsunfähig oder in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift?) oder nach § 1910 zur Beſorgung ſeiner 
Vermögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat“). 

E I 1891 II 2071: M 5 219, 220; P 5 252. 


1. Unwirkſamkeit der Ernennung. Die Ernennung verliert in allen Fällen (88 2197 
bis 2200) durch Mängel der Geſchäftsfähigkeit, die bis zu dem in A 2 angegebenen Zeit⸗ 
punkt eintreten, von ſelbſt ihre Kraft, ohne daß ſie, auch im Falle des § 2200, noch beſon⸗ 
ders aufgehoben zu werden braucht. 

2. Maßgebend iſt der Zeitpunkt, zu welchem er das Amt anzutreten hat, d. h. wo er, 
abgeſehen von der Geſchäftsfähigkeit, ſich über Annahme des Antes nach $ 2202 Abs 2 zu 
erklären in der Lage iſt (RIA 11, 92). Iſt die Ernennung unter Beſtimmung eines Anfangs⸗ 
termins oder unter einer aufſchiebenden Bedingung erfolgt (8 2197 A 1), fo iſt, wenn die 
Annahme ſchon vorher erklärt war ($ 2202 A 3), der Eintritt des Termins oder der Bedingung 
entſcheidend. Erfolgt die Aufhebung der Entmündigung oder der vorläufigen Vormund 
ſchaft erſt nach dem hiernach maßgebenden Zeitpunkte, ſo hat ſie (abweichend von dem Grund⸗ 
ſatze des § 115 und FG 8 61) keine rückwirkende Kraft. Erlöſchen des Amtes infolge ſpäter 
eintretender Unfähigkeit § 2225. 

3. Geſchäftsunfähigkeit § 104, beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Minderjährigen 
8 106, des wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigten oder nach 
§ 1906 unter vorläufige Vormundſchaft Geſtellten § 114. 

4. 51910: Pflegſchaft wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen. Doch iſt der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker nicht unfähig, dem ein Pfleger nur für feine Perſon oder für einzelne Ver⸗ 
mögensangelegenheiten beſtellt if. — Der Gemeinſchuldner iſt an ſich nicht unfähig zum 
Teſtamentsvollſtrecker. Doch kann die Konkurseröffnung, und zwar ſchon vor Antritt des Amtes 
einen Grund zur Entlaſſung bilden (8 2227). Dasſelbe gilt vom Ehrverluſt. — Die Ernennung 
au ag gu jede letztwillige Verfügung, nach allgemeinen Grundſätzen angefochten 
werden, 5 


8 2202 

Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Ernannte das Amt annimmt!). 

Die Annahme ſowie die Ablehnung des Amtes erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte?). Die Erklärung kann erſt nach dem Ein⸗ 
tritte des Erbfalls abgegeben werden; ſie iſt unwirkſam, wenn ſie unter 
einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben wirds). 

Das Nachlaßgericht kann dem Ernannten auf Antrag eines der Betei⸗ 
ligten eine Friſt zur Erklärung über die Annahme beſtimmen. Mit dem 
Ablaufe der Friſt gilt das Amt als abgelehnt, wenn nicht die Annahme 
vorher erklärt wird). 

E 1 1892 II 2072; M 5 220— 222; P 5 252, 253. 


1. Der Beginn des Amtes fällt mit der Annahmeerklärung nur der Regel nach zuſammen. 
Ausnahme |. A 3. Rechtsgeſchäfte, die der Teſtamentsvollſtrecker vor Amtsantritt vor⸗ 
nimmt, find unwirkſam und können auch durch den bloßen Amtsantritt nicht wirkſam werden. 
Wohl aber dadurch, daß der Teſtamentsvollſtrecker den von ihm geſchloſſenen Vertrag oder 
das vorgenommene einſeitige Rechtsgeſchäft gemäß 88 177, 180 nach dem Amtsantritt ge 
nehmigt. Denn er kann hierbei nur als Vertreter des künftigen Teſtamentsvollſtreckers — 
allerdings feiner felbft — gehandelt haben. Nimmt er Verfügungen vor, fo find es Verfügungen 
eines Nichtberechtigten, die gemäß $ 185 Abſ 2 dadurch wirkſam werden, daß er ſie nach Amts. 
antritt als nunmehr Berechtigter genehmigt. 

2. Die Annahme oder Ablehnung iſt nur wirkſam, wenn ſie dem Nachlaßgericht gegen⸗ 
über abgegeben wird (8 130 Abſ 3). Eine Annahme durch ſchlüſſige Handlungen, entſprechend 
der pro herede gestio ($ 1943 A 1) ift deshalb ausgeſchloſſen. Immerhin iſt die Erklärung 
an keine Form gebunden, kann privatſchriftlich (RG JW 1910, 8035), auch durch Bevollmäch- 
tigte abgegeben werden und in anderen an die Behörde gerichteten Anträgen oder Außerungen 
ſtillſchweigend enthalten fein (RG 81, 171; Warn 1914 Nr 63). Annahme und Ablehnung find 
unwiderruflich, doch verbleibt dem Annehmenden das Kündigungsrecht. Die Frau bedarf zur 
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Annahme nicht der Zuſtimmung des Mannes (8 1399 Abſ 1). Da es ſich bei der Amtsüber⸗ 
nahme nicht um die Verpflichtung zu einer Leiſtung im Sinne des § 1358 handelt, iſt das 
Kündigungsrecht des Mannes ausgeſchloſſen (a. M. Planck A 10, Crome 8 674 A 37, Leonhard, 
VII). Hatte ſich der Ernannte durch Vertrag mit dem Erblaſſer zur künftigen Annahme 
des Amtes verpflichtet, fo kann er hierauf oder auf Zahlung einer etwa bedungenen Vertrags⸗ 
ſtrafe oder wegen Nichterfüllung auf Schadenserſatz verklagt werden. Der Zwangsvollſtreckung 
aus dem auf Annahme oder Wahrnehmung des Amtes lautenden Urteil könnte der wider⸗ 
ſtrebende Schuldner jederzeit mit der Kündigung begegnen (§ 2226). Iſt dem in Ausſicht 
genommenen Teſtamentsvollſtrecker eine Zuwendung mit der Auflage gemacht, das Amt zu 
übernehmen, ſo entſcheiden 88 2194, 2195. Die unter einer Bedingung gleichen Inhalts 
gemachte Zuwendung wird mit der Ablehnung ohne weiteres hinfällig. — Zeugnis über 
die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers S 2368. Es dient dem Grundbuchamt gegenüber 
zugleich als Nachweis der geſchehenen Annahme (RG ZW 06, 132%). Angabe im Erbſchein 
8 2364, Akteneinſicht $ 2228, Vergütung 8 2221. 

3. Wenn die Annahme oder Ablehnung auch nicht vor dem Erbfall, oder falls es ſich um 
Teſtamentsvollſtrecker für die Nacherbſchaft handelt, nicht vor Eintritt der Nacherbfolge (3 2139) 
erllärt werden kann, fo iſt doch der Ernannte nicht notwendig ſchon von dieſem Zeitpunkte 
ab verpflichtet ſich zu erklären. Insbeſondere kann er, wenn er unter Beſtimmung eines ſpäteren 
Anfangstermins oder unter einer aufſchiebenden Bedingung ernannt iſt, nicht vor Eintritt des 
Termins oder der Bedingung durch Friſtſetzung (Abſ 3) zur Erklärung angehalten wer- 
den. Keinesfalls kann in dieſem Falle die etwa ſchon vorher erklärte Annahme den Beginn 
des Amtes (Abs 1) zur Folge haben. Die Unwirkſamkeit der bedingten oder betagten 
Erklärung der Annahme oder Ablehnung ſelbſt (wie SS 1947, 2180) iſt kein Hindernis, ſich 
ſogleich nach dem Erbfall endgültig über Annahme oder Ablehnung des nur erſt bedingt oder 
befriſtet angetragenen Amtes zu erklären. Iſt der Ernannte zur Zeit dieſer Erklärung in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo kann er die Annahme nach allgemeinen Grundſätzen (88 107, 
114) unter Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters erklären. § 2201 fordert Geſchäfts⸗ 
fähigkeit nur für die Zeit des Amtsantritts (a. M. Planck A 10). 

4. Von der Friſtbeſtimmung durch das Nachlaßgericht und dem Beſchwerderecht gilt 
das 8 2198 U 8 Geſagte. Die Friſt läuft auch gegen den über feine Ernennung in Rechts. 
irrtum befindlichen Teſtamentsvollſtrecker und ungeachtet der gegen die Friſtbeſtimmung 
eingelegten Beſchwerde (KGJ 48, 86). Ablehnung der Friſtbeſtimmung im Falle befriſteter 
oder bedingter Ernennung, |. oben A 8. 


8 2203 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat die letztwilligen Verfügungen des Erb⸗ 
laſſers zur Ausführung zu bringen!). 
E I 1897 Abf 1 II 2078; M 5 226—228; P 5 261—272, 283. 


1. Die Ausführung der letztwilligen Verfügungen ift die vornehmſte, wenn auch nicht 
die einzige Aufgabe des Teſtamentsvollſtreckers (88 2204 ff.). Die Aufgabe liegt grundſätzlich 
auch dem zum Teſtamentsvollſtrecker beſtellten Miterben ob (RG 61, 142) und betrifft Ver 
fügungen aller Art, auch familienrechtlichen Inhalts, ſofern der Teſtamentsvollſtrecker recht⸗ 
lich und tatſächlich zu der Ausführung imſtande und nicht vom Erblaſſer ſelbſt beſchränkt iſt. 
Auch mit der Ausführung einer Beſtattungsanordnung, ſelbſt als einziger Aufgabe, kann ein 
Teſtamentsvollſtrecker betraut werden (RG JW 1912, 54015; Joſef in Gruch 65 S. 308—810 
gegen Kipp $ 113 A 5). Wenn der Teſtamentsvollſtrecker Verfügungen nicht unmittelbar 
ausführen kann, kann er im Zweifel die Ausführung, insbeſondere die Erfüllung einer Auf: 
lage vom Erben verlangen ($ 2208 Abf 2). Er kann auch zur Fürſorge für Ausführung der 
einem Vermächtnisnehmer auferlegten Beſchwerungen berufen fein (8 2223). Nach 8 88 
hat er die Genehmigung einer vom Erblaſſer errichteten Stiftung nachzuſuchen. Der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker handelt bei der Ausführung kraft eigenen, ihm vom Erblaſſer über⸗ 
tragenen Rechtes (RG 56, 330; 59, 365), iſt deshalb von den Weiſungen des Erben unab⸗ 
hängig und kann auch durch den übereinſtimmenden Willen der Miterben nicht gebunden 
oder zur Vornahme ihm unterſagter Handlungen, z. B. unentgeltlicher Verfügungen ermäch⸗ 
tigt werden (RG 74, 215; 105, 249f.). So insbeſondere bei der Enterbung in guter Abſicht 
(8 2338 Abſ 1). Das Rechtsverhältnis zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker und Erben regelt im 
übrigen § 2218. Der Erbe kann auch ſeinerſeits den Teſtamentsvollſtrecker auf Ausführung 
der letztwilligen Verfügungen, z. B. Auszahlung von Vermächtniſſen in Anſpruch nehmen. 
Entſteht Streit über Gültigkeit oder Tragweite einzelner Verfügungen, z. B. einer Ver 
mächtnisanordnung, fo ſteht beiden gegeneinander die Feſtſtellungsklage zu. Das recht⸗ 
liche Intereſſe des Erben beſteht darin, daß er Träger der Verpflichtungen bleibt, dasjenige 
des Teſtamentsvollſtreckers in der nach § 2219 ihn treffenden Verantwortlichkeit (hierzu RG 
Warn 1912 Nr 174, 8). Die Erfüllung einer Verbindlichkeit muß der Erbe zwar gelten laſſen, 
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doch ſteht ihm unter Umſtänden nach 8 812 der Bereicherungsanſpruch, z. B. gegen den 
Empfänger eines dieſem nicht gebührenden Vermächtniſſes zu (RG 1. 10. 06 IV 80/06). Ge⸗ 
eignetenfalls kann der Erbe einſtweilige Verfügungen gegen den Teſtamentsvollſtrecker aus⸗ 
bringen. Über Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Erbrechts kann zwiſchen einem Exb- 
anſprecher und dem Teſtamentsvollſtrecker grundſätzlich nicht geſtritten werden; es folgt dies 
daraus, daß der Teſtamentsvollſtrecker weder einen beſtimmten Erben vertritt, noch die Rechte 
der Erben am Nachlaſſe, ſondern gegebenenfalls (§ 2205) den Nachlaß ſelbſt für den wahren 
Erben zu verwalten hat (RG Warn 1919 Nr 186). Beſondere Umſtände können eine Aus. 
nahme von dem Grundſatze begründen; fo, wenn von der mit der Klage begehrten Feſt⸗ 
ſtellung, daß ein unter der Verwirkungsklauſel (8 2074 A 1) zugewendetes Erbrecht verwirkt 
oder nicht verwirkt ſei, die Art der vom Teſtamentsvollſtrecker vorzunehmenden Erbteilung 
oder ſonſt die Vollziehung einer letztwilligen Verfügung abhängt (RG 106, 47f.; Gruch 62, 681; 
LZ 1922, 1977). Die Frage des Erbrechts kaun auch, wenn der Teſtamentsvollſtrecker aus An⸗ 
laß der ihm obliegenden Geſchäftsführung klagt oder verklagt wird, als bloße Vorfrage in den 
Urteilsgründen oder gemäß ZPO S 280 zur Entſcheidung kommen (RG ZW 09, 52186; 18. 11. 
19 IV 218/19). Daß in dem Prozeſſe mit dem Teſtamentsvollſtrecker insbeſondere die Gültig⸗ 
keit des ſeine Ernennung enthaltenden Teſtaments zu prüfen iſt, ergibt ſich aus der Bedeutung 
dieſes Punktes für feine Sachhefugnis (RG ZW 1919, 72411; vgl. auch RG L 1922, 513°), 
Das Anfechtungsrecht (8 2078) hat der Teſtamentsvollſtrecker nur gegenüber Verfügungen, 
die ſeine Rechte aufheben oder beſchränken. Gegen den dritten Erbſchaftsbeſitzer ſteht auch 
dem Teſtamentsvollſtrecker der Erbſchaftsanſpruch zu ($ 2018 A 1/2). Im übrigen ſ. wegen 
der Prozeßführung 88 2212, 2218. Antrag auf Erteilung des Erbſcheins § 2353 A 8, auf 
Einziehung des unrichtigen Erbſcheins § 2364 Ab] 2. — Darüber, daß der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker vom Erblaſſer nicht zur authentiſchen Auslegung des letzten Willens ermächtigt 
werden, dagegen zum Schiedsrichter beſtellt werden kann, ſ. 8 2065 A 2. 


8 220% 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat, wenn mehrere Erben vorhanden ſind, 
die Auseinanderſetzung unter ihnen nach Maßgabe der SS 2042 bis 2056 
zu bewirken). 

Der Teſtamentsvollſtrecker hat die Erben über den Auseinanderſetzungs⸗ 
plan vor der Ausführung zu hören?). 

E I 1898, 2156 II 2074; M 5 228—231; P 5 272—276; 6 96—98, 348, 849. 


1, Die Anseinanderjegung unter Miterben gehört ohne weiteres zu den Aufgaben 
des Teſtamentsvollſtreckers, wenn fie ihm nicht nach 88 2208, 2209 entzogen iſt. Eine gericht⸗ 
liche Auseinanderſetzung findet deshalb überhaupt nicht, auch auf übereinſtimmenden Antrag 
aller Beteiligten nicht ſtatt, wenn ein hierzu berechtigter Teſtamentsvollſtrecker vorhanden 
iſt, Fc 5 86 Ab] 1. Wie die in Bezug genommenen Beſtimmungen ergeben, hat fich der 
Teſtamentsvollſtrecker der Auseinanderſetzung zu enthalten, ſolange der Vornahme einer 
der Gründe der 88 2043 —2045 entgegenſteht; ihn bindet auch eine Vereinbarung der Erben, 
die Erbengemeinſchaft fortzuſetzen (88 2042, 749 ff.). Jedoch haben dieſe Beſchränkungen 
nur ſchuldrechtliche Bedeutung, eine im Widerſpruche mit ihnen vorgenommene Verfügung 
des Teſtamentsvollſtreckers ift wirkſam (KJ 52, 113). Für die Auseinanderſetzung ſelbſt 
ſind zunächſt die Anordnungen des Erblaſſers bindend. Wenn ſie dem billigen Ermeſſen des 
Teſtamentsvollſtreckers anheimgeſtellt iſt (§ 2048), iſt dieſes Ermeſſen, ſonſt find die geſetzlichen 
Vorſchriften der angezogenen 98 2042 ff. maßgebend (vgl. für einen Fall der Anwendung des 
$ 2046 RG 95, 325). Kraft feiner Verfügungsmacht über den Nachlaß (5 2205) kann 
er den Erben einzelne Erbſchaftsgegenſtände unmittelbar übertragen, z. B. Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke an fie auflaſſen, und Rechte für fie begründen. Er muß auch trotz § 753 zum freihändigen 
Verkauf zu Zwecken der Teilung als berechtigt gelten, und zwar nicht nur nach außen hin, 
ſondern auch im ſchuldrechtlichen Innenverhältniſſe zu den Erben (RG 108, 289; zuſtim⸗ 
mend Endemann JW 1925, 785 zu 38; vgl. KJ 52, 119). ft der Teſtamentsvollſtrecker 
zugleich Miterbe, ſo kann er regelmäßig das zu teilende Nachlaßgrundſtück zu dem ihm zu⸗ 
kommenden Bruchteil nuch an ſich ſelbſt auflaſſen (RG 61, 142). Der Teſtamentsvollſtrecker 
hat auch die Ausgleichung der Miterben herbeizuführen, bleibt aber bei der nachgiebigen 
Natur der 88 2050—2056 an eine etwaige abweichende Regelung der Ausgleichungspflicht 
durch Vertrag der Erben gebunden. Das Auskunftsverlangen des (nicht mit angezogenen) 
82057 ſteht ihm außer in Vollmacht eines Erben nicht zu. Im übrigen braucht der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker Vereinbarungen der Erben über eine von den Anordnungen des Erblaſſers oder 
den geſetzlichen Vorſchriften abweichende Auseinanderſetzung nicht zu berückſichtigen (ME 61, 
145). Vielmehr bindet feine Auseinanderſetzung die Erben. Vormundſchaftsgerichtlicher 
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Genehmigung gemäß 8 1822 Nr 2 bedarf fie nicht, da es ſich dabei nicht um einen Vertrag 
handelt. Der nur für einen Erbteil oder einen beſtimmten Erben ernannte Teſtaments⸗ 
vollſtrecker kann die Auseinanderſetzung betreiben und vertritt hierbei den Erben, er kann 
ſie aber nicht ſelbſt vornehmen. 

2. Ein Auseinanderſetzungsplan iſt zwar im allgemeinen nicht erforderlich, aber durch 
Abſ 2 iſt dem Teſtamentsvollſtrecker (wie nach $ 93 FG dem Nachlaßgericht) die Anfertigung 
ſtillſchweigend um Sie iſt erſt dann geboten, wenn die Nachlaßverbindlichkeiten 
getilgt find und der Überſchuß (8 2047 A 1) zur Verteilung reif iſt. Der Plan bedarf nicht der 
Genehmigung der Erben, die nur zu hören ſind. Die Planfeſtſtellung hat keine dingliche 
Wirkung. Sie verpflichtet die Erben, einander die ihnen zugeteilten Nachlaßgegenſtände zu 
übertragen. Kraft feiner Verfügungsmacht (A 1) kann der Teſtamentsvollſtrecker dieſe Ver⸗ 
pflichtung trotz eines etwaigen Widerſpruchs der Verpflichteten erfüllen; zur Übertragung auf 
den berechtigten Miterben iſt aber deſſen Mitwirkung erforderlich (RG IW 1916, 15865). 
Der Nachweis, daß die Erben gehört ſind, braucht gegenüber dem Grundbuchamt nicht erbracht 
zu werden (KG 31 A 299). Die Erben bleiben berechtigt, die Ausführung des Planes 
durch einſtweilige Verfügung zu hemmen und klagend anderweite Auseinanderſetzung zu 
verlangen, wenn ſie Verletzung der letztwilligen oder geſetzlichen Teilungsvorſchriften oder 
im Falle des § 2048 A 2/3 offenbare Unbilligkeit nachweiſen können. 


8 2205 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat den Nachlaß zu verwalten !). Er iſt ins⸗ 
beſondere berechtigt, den Nachlaß in Beſitz zu nehmen?) und über die Nach⸗ 
laßgegenſtände zu verfügen?). Zu unentgeltlichen Verfügungen iſt er nur 
berechtigt, ſoweit ſie einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Auſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprechen“). 

E I 1899 Abſ 1 Satz 1, 1900 II 2076; M 5 231—233; P 5 276— 282, 527, 258. 


1. Zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Nachlaſſes ($ 2038 A 1/2) iſt der Teſtaments · 
vollſtrecker kraft ſeines Amtes ohne weiteres ſowohl berechtigt als verpflichtet ($ 2216). Sie 
endet, wenn mehrere Erben vorhanden ſind, regelmäßig mit Vollzug der Auseinander⸗ 
ſetzung (8 2204). Wie lauge fie fonft zu dauern hat, beſtimmt ſich nach den Anordnungen 
des Erblaſſers. Sie iſt regelmäßig nicht als Selbſtzweck, ſondern als Mittel zur Ausfüh⸗ 
rung der letztwilligen Verfügungen und zur Auseinanderſetzung ſowie zur Erfüllung fon- 
ſtiger dem Teſtamentsvollſtrecker zugewieſenen Aufgaben (§ 2209 A 2) gedacht, kann ihm 
aber auch als einzige Aufgabe übertragen fein, $$ 2209, 2210. Sie beſteht vor allem in der 
Beſitzergreifung (A 2) und Sicherung des Nachlaſſes, in der Aufſtellung des Nachlaßver⸗ 
zeichniſſes ($ 2216), ferner in der Inſtandhaltung der Erbſchaftsgegenſtände, Bewirtſchaf⸗ 
tung, Fruchtziehung uſw. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt zur Entgegennahme empfangs⸗ 
bedürftiger Willenserklärungen, die der Durchführung oder Vorbereitung der Auseinander⸗ 
ſetzung dienen, befugt (R IV 283/23, in JW 1924, 97014 mit unrichtigem Aktenzeichen). Er 
kaun Prokuriſten für das zum Nachlaſſe gehörige Handelsgeſchäft beſtellen (RIA 11, 271). 
Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten iſt nicht (wie bei der Nachlaßverwaltung $ 1985 
Abſ 1) Ziel der Verwaltung. Dieſe bringt aber von ſelbſt mit ſich, daß fällige Schulden 
bezahlt und läſtige abgeſtoßen werden. Jedenfalls darf die Auseinanderſetzung nicht vor 
Berichtigung oder Sicherung der Verbindlichkeiten vorgenommen werden ($ 2046 Abſ 1). 
Auch für die Berichtigung der Steuern, die der Erblaſſer ſchuldig geblieben iſt, und der aus 
dem Nachlaß als ſolchem zu entrichtenden Steuern hat der Teſtamentsvollſtrecker unter per: 
ſönlicher Verantwortung zu forgen (RAbgO $$ 84, 85, 87, 90 in Verbindung mit Erbſch StG 
v. 10. 9. 19 88 17, 19, 30 Abſ 3, in der Faſſung v. 7. 8. 22 818 Abſ 4, 6 und in der 
Faſſung v. 22. 8. 25 § 15 Abf 3, 5; vgl. auch RErbſchStcd v. 3. 6. 06 $ 32). Die Vertretung 
des Erben im Steuerprozeß gehört nicht zu den regelmäßig einem Teſtamentsvollſtrecker 
obliegenden Aufgaben (RFinßd ZW 1923, 622°). Klagerecht auch des einzelnen Miterben 
gegen den Teſtamentsvollſtrecker auf Erfüllung ſeiner Obliegenheiten RG 73, 26. Für die 
Dauer der Nachlaßverwaltung geht das Verwaltungsrecht im vollen Umfange auf den Nach⸗ 
laßverwalter über ($ 1985 Abſ 1). Der Teſtamentsvollſtrecker kann aber ſelbſt zum Verwalter 
beſtellt werden (8 1981 A 5). Beſchränkung und Ausdehnung der Verwaltungsbefugniſſe 
88 2208—2210, Unübertragbarkeit 8 2218 A 1, Prozeßführung 88 2212, 2213 (f. auch 
8 2203 A 1), Verantwortlichkeit $ 2219. Der Teſtamentsvollſtrecker kann die Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes (KO § 217), das Aufgebot der Nachlaßgläubiger (5 1970 A 2), die Zwangs⸗ 
verſteigerung der Nachlaßgrundſtücke beantragen (3G 8 175), ſich auch für den Erben 
den Erbſchein (8 2353 A 3) und für ſich ſelbſt ein beſonderes Zeugnis des Nachlaßgerichts 
erteilen laſſen ($ 2868). 
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2. Der Beſitz geht nach § 857 nur auf den Erben, nicht auf den Teſtamentsvollſtrecker über. 
Hat der Erbe vom Nachlaſſe bereits tatſächlich Beſitz ergriffen, ſo kann der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker von ihm wie von jedem Dritten Übertragung des Beſitzes und Auskunft nach 8 260 
verlangen, ſoweit er dem Erben nicht einzelne Gegenſtände gemäß § 2217 zu überlaſſen hat. 
Der Erbe iſt, wenn der Teſtamentsvollſtrecker den tatſächlichen Beſitz erlangt, mittelbarer Be⸗ 
liter (8 868). 

3. Die Verfügungsmacht ift dem Teſtamentsvollſtrecker zwar nur zur Verwirklichung 
ſeiner Aufgaben eingeräumt, ſie ſteht ihm aber (abgeſehen von Satz 3) unbeſchränkt und 
ausſchließlich zu ($ 2211) mit der Wirkung, daß die von ihm (und ihm gegenüber) vorge⸗ 
nommenen dinglichen und rechtsgeſchäftlichen Akte im Bereiche des Nachlaßvermögens für 
(und gegen) den Erben oder die Erbengemeinſchaft rechtlich wirkſam ſind (RG 59, 866; 68, 259). 
Dies gilt von dem zum Teſtamentsvollſtrecker beſtellten Miterben auch dann, wenn die Ver⸗ 
fügungen zugleich feinem eigenen Intereſſe dienen (Auflaſſung zu Bruchteilen an ſich ſelbſt); 
$ 181 ſteht nicht entgegen (RG 61 S. 139, 145). Liegt ein Widerſtreit der perſönlichen 
Intereſſen des Teſtamentsvollſtreckers mit denen ſeines Amtes vor, wie in der Regel beim 
Verkauf eines Nachlaßgegenſtandes an ihn, ſo kann er nicht verfügen, gleichviel ob er Miterbe 
iſt oder nicht (RG 61, 143); das Verfügungsrecht ſteht dann (wenn nicht etwa Mitvollſtrecker 
vorhanden |ind, |. hierüber 8 2224 A 8/4) dem oder den Erben zu (KG RAU 16, 139; $ 2225 
A 1 a. E.). Rechtsgeſchäfte, die der Teſtamentsvollſtrecker mit Dritten unter Mißbrauch 
ſeines Amtes abſchließt, ſind für die Erben nicht verbindlich, wenn der Dritte den Mißbrauch 
erkannte oder infolge von Fahrläſſigkeit nicht erkannte (RG 75, 301; 83, 348). Ein für den 
Nachlaß gemachter Erwerb kommt zwar dem Erben zu, unterliegt aber ſogleich wieder der 
Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers. Sein guter Glaube iſt hierbei entſcheidend. Das 
Verfügungsrecht (Inhalt Vorbem 7 vor 8 104) erſtreckt ſich auf alle Nachlaßgegenſtände, 
Sachen und Rechte ($ 90), ſoweit fie dem Erben nicht als höchſtperſönliche zuſtehen. Der 
Teſtamentsvollſtrecker kann deshalb das in 8 1477 Abſ 2 beſtimmte Übernahmerecht ausüben 
(RG 85, 1). Dagegen kann er eine Schenkung des Erblaſſers nicht widerrufen ($ 580 Abf 2), 
ſich nicht über Annahme oder Ausſchlagung einer dem Erblaſſer vererbten Erbſchaft erklären 
(8 1952), nicht wegen Erbunwürdigkeit anfechten (8 2840). A. M. Strohal I § 40a A 14; 
Leonhard, III C 3. Das Recht am Namen (8 12) kann er auch dann, wenn es vom Erblaſſer 
zum Gegenſtand einer vertraglichen Abrede gemacht iſt, wegen der auch dann fortbeſtehenden 
höchſtperſönlichen Natur des Rechtes nicht wahrnehmen (RG Recht 1921 Nr 2319). Iſt 
der Erbe minderjährig, ſo ſteht dem Vormund oder Gewalthaber keine Anteilnahme an der 
Verwaltung, nur die Vertretung des Erben gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker zu; die 
Beſtimmungen, welche die geſetzlichen Vertreter Minderjähriger an die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts binden, greifen gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker nicht Platz; 
(SeuffA 78 Nr 142). In der Verfügung über Nachlaßgrundſtücke und grundbücherlich F 
oder im Schiffsregiſter eingetragene Rechte ift er, auch beim Vorhandenſein eines Nacherben 
(83 1916, 962°), gleichfalls nur durch Satz 8 beſchränkt. Seine Eintragungsbewilligung 
genügt ohne Zwiſcheneintrag des Erben (GBO g 41 Abſ 2, FG 5 111 Abſ 2). Über die 
Miteintragung der Anordnung der Teſtamentsvollſtreckung bei Eintragung des Erben und 
den Nachweis der Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers f. § 2197 A 2. Das Recht, über 
ſeinen Anteil am Nachlaſſe zu verfügen ($ 2033), verbleibt dem Miterben, ändert aber nichts 
an dem Umfange des dem Teſtamentsvollſtrecker zuſtehenden Verfügungsrechts (vgl. 82208 U 4). 

4. Nur unentgeltliche Verfügungen (mit der dem § 584 eutſprechenden Ausnahme) 
find dem Teſtamentsvollſtrecker verwehrt und, wenn ſie dennoch vorgenommen ſind, ohne 
Rückſicht auf die Kenntnis des Empfängers und ſelbſt mit Zuſtimmung des Erben (RG 74, 218; 
105, 249f.) unwirkſam. Das Grundbuchamt kann ſich jedoch hier, wo es ſich anders als 
beim Vorerben (§ 2113 A 2) lediglich um eine Frage der Legitimationsprüfung des Ver⸗ 
walters eines fremden Vermögens handelt, bei den Erklärungen der Beteiligten begnügen, 
daß die Verfügung keine unentgeltliche ſei, es ſei denn, daß beſondere Umſtände einen be · 
ſtimmten Anhalt für die Annahme des Gegenteils bieten (RG 65, 223). Der Satz iſt für 
normale wirtſchaflliche Verhältniſſe aufgeſtellt und gilt deshalb nicht für die Inflationszeit 
mit ihrer erfahrungsmäßigen Wertverſchleuderung (Iich 3, 280). Begriff der unentgelt 
lichen Verfügung § 2113 A 3. 


8 2206 
Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, Verbindlichkeiten für den Nach⸗ 
laß einzugehen, ſoweit die Eingehung zur ordnungsmäßigen Verwaltung 
erforderlich ijt!). Die Verbindlichkeit zu einer Verfügung über einen Nach⸗ 
laßgegenſtand kann der Teſtamentsvollſtrecker für den Nachlaß auch dann 
eingehen, wenn er zu der Verfügung berechtigt iſte). 
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Der Erbe iſt verpflichtet, zur Eingehung ſolcher Verbindlichkeiten ſeine 
Einwilligung zu erteilen®), unbeſchadet des Rechtes, die Beſchränkung ſeiner 
Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten geltend zu machen“). 


E I 1902 II 2076; M 5 234, 235; P 5 528—530, 544, 545. 


1. Die Befugnis des Teſtamentsvollſtreckers zur Eingehung von Verbindlichkeiten für 
den Nachlaß beſteht nicht wie feine Verfügungsmacht nach $ 2205 unbeſchränkt. Sie reicht 
nur fo weit, als zur ordnungsmäßigen Verwaltung (vgl. § 2216 A 1) erforderlich iſt. 
Auch Wechſelverbindlichkeiten können in dieſen Rahmen fallen (RG 60, 30). Das Erfor⸗ 
dernis iſt nicht in objettivem Sinne zu verſtehen; es genügt vielmehr, wenn der Gläubiger 
die Übernahme der Verbindlichkeit nach den 1 1 ohne Fahrläſſigkeit als geboten 
angeſehen hat (RG 83, 348; a. M. Staudinger A 1). Soweit die Grenze weder objektiv 
noch nach der entſchuldbaren Auffaſſung des Gläubigers eingehalten iſt, erwirbt dieſer gegen 
den Nachlaß keine Rechte, er kann ſich gemäß § 179 nur an den Teſtamentsvollſtrecker halten. 
Dafür, daß die Grenze eingehalten ſei, iſt der Gläubiger beweispflichtig. Die Befugnis 
kann dem Teſtamentsvollſtrecker vom Erblaſſer entzogen, inhaltlich oder gegenſtändlich be⸗ 
5 1 N ) 2208), er kann auch umgekehrt von jeder Beſchränkung entbunden fein (88 2207, 
2209 5 

2. Die Beſchränkung der A 1 entfällt auch dann, wenn der Teſtamentsvollſtrecker zur 
Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand berechtigt iſt und eine Verbindlichkeit zu eben 
dieſer Verfügung eingeht. Da die Verfügungsmacht des Teſtamentsvollſtreckers grund⸗ 
ſätzlich und abgeſehen von § 2205 A 4 und 8 2208 A unbeſchraͤnkt iſt, fo braucht der Gläubiger, 
der z. B. mit dem Teſtamentsvollſtrecker einen Kaufvertrag über einen Nachlaßgegenſtand 
abſchließt, nicht zu prüfen, ob das Rechtsgeſchäft zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich 
ſei, ſondern nur, ob dem Teſtamentsvollſtrecker hierüber die Verfügung zuſteht (KGJ 27 A 192, 
vgl. auch 58 1445, 1821 Nr 3, 1822 Nr 1). re: 

3. Die im Rahmen des Abſ 1 eingegangenen („lolche”) Verbindlichkeiten verpflichten 
zwar den Erben ohne weiteres („für den Nachlaß“). Die Einwilligung des Erben ($ 183) 
ſchützt aber den Teſtamentsvollſtrecker vor Schadenserſatzanſprüchen aus $ 2219, den Vertrags⸗ 
gegner vor Einwendungen des Erben aus Abſ 1. Sie entbindet ihn jedoch nicht von der Ver- 
pflichtung, die letztwilligen Verfügungen zur Ausführung zu bringen (§ 2203) und deckt nicht 
unentgeltliche ($ 2205) oder zu eigenem Nutzen vorgenommene Verfügungen des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers (RG 74, 215). Die Einwilligung kann ferner notwendig werden, wenn der Erbe 
3. B. durch Eintragungen im Grundbuche als alleiniger Verfügungsberechtigter ausgewieſen 
iſt. Der Teſtamentsvollſtrecker (nicht auch der Dritte) kann gleich dem Vorerben (§ 2120) die 
Einwilligung des Erben im Klagewege herbeiführen. Umgekehrt ſteht dem Erben frei, gegen 
den Teſtamentsvollſtrecker oder den Dritten auf Unverbindlichkeit des Geſchäfts Feſtſtellungs⸗ 
klage zu erheben. 

4. Die vom Teſtamentsvollſtrecker eingegangenen Verbindlichkeiten ſind, weil den Erben 
als ſolchen treffend, Nachlaßverbindlichkeiten, § 1967. Im Nachlaßkonkurſe gehören fie 
zu den Maſſeſchulden, KO 8 224 Nr 5. Sie unterliegen deshalb auch den Grundſätzen von der 
Beſchränkung der Haftung des Erben. Darf er lich hierauf nicht berufen (Vorbem 3, 4 vor 
$ 1967), fo haftet er auch für die hier fraglichen Verbindlichkeiten unbeſchränkt. Doch bedarf 
das wegen einer Nachlaßverbindlichkeit gegen den verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker er⸗ 
gehende Urteil keines Vorbehalts (ZPO 8 780 Abſ 2). 


8 2207 


Der Erblaſſer kann anordnen, daß der Teſtamentsvollſtrecker in der 
Eingehung von Verbindlichkeiten für den Nachlaß nicht beſchränkt ſein 
ſoll!). Der Teſtamentsvollſtrecker iſt auch in einem ſolchen Falle zu einem 
Schenkungsverſprechen nur nach Maßgabe des § 2205 Satz 3 berechtigte). 


E I 1902 II 2077; M 5 234, 235; P 5 528530, 542, 548. 


1. Befreiung von den Beſchränkungen des § 2206 durch letztwillige Anordnung, wie 
fie in § 2136 auch gegenüber den Beſchränkungen des Vorerben zugelaſſen iſt. Sie gilt im 
Falle des 8 2209 als ſtillſchweigend ausgeſprochen. Der Teſtamentsvollſtrecker bleibt gleich⸗ 
wohl zur orduungsmäßigen Verwaltung verpflichtet (88 2220, 2216), kann deshalb auch in 
dieſem Falle zu feiner Entlaſtung die Einwilligung des Erben nach $ 2206 Abſ 2 verlangen 
(a. M. Staudinger). 

2. Zu Sthenkungsverſprechen kann der Teſtamentsvollſtrecker (ebenſowenig wie der 
Vorerbe 88 2136, 2113 Abſ 2) allgemein auch vom Erblaſſer nicht ermächtigt werden. Vgl. 
auch § 2205 A 4. 
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8 2208 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat die in den SS 2203 bis 2206 beſtimmten 
Rechte nicht, ſoweit anzunehmen iſt, daß ſie ihm nach dem Willen des Erb⸗ 
laſſers nicht zuſtehen ſollen!). Unterliegen der Verwaltung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers nur einzelne Nachlaßgegenſtände, jo ſtehen ihm die im § 2205 
Satz 2 beſtimmten Befugniſſe nur in Anſehung dieſer Gegenſtände zu?). 

Hat der Teſtamentsvollſtrecker Verfügungen des Erblaſſers nicht ſelbſt 
zur Ausführung zu bringen, ſo kann er die Ausführung von dem Erben ver⸗ 
langen, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen ijt?) ). 

E 1 1905 II 2078; M 5 241; P 5 802, 809, 810, 528, 542, 548, 545. 


1. Die Beſchränkung der Rechte des Teſtamentsvollſtreckers oder die völlige Entziehung 
einzelner Rechte braucht nicht ausdrücklich angeordnet zu ſein, kann ſich vielmehr auch aus 
den Umſtänden ergeben. Daß ſie als Ausnahme von der Regel der 88 2208—2206 gewollt 
ſei, hat zu beweiſen, wer ſich hierauf beruft (RG 61, 142). Die Beſchränkung iſt auch gegen 
Dritte wirkſam. Sie ift in dem Zeugnis des $ 2368 anzugeben, ſoweit fie ſich auf das Ver 
waltungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers bezieht. Iſt dies unterblieben, fo iſt der Dritte gemäß 
8 2366 durch den öffentlichen Glauben des Zeugniſſes geſchützt. Hiervon abgeſehen kann er 
ſich auf Unkenntnis der Beſchränkung nicht berufen. 

2. Iſt das Verwaltungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers gegenſtändlich beſchränkt, ſo 
hat er nur in Anſehung der einzelnen Nachlaßgegenſtände (Sachen, Rechte, auch! Inbegriffe 
von Gegenſtänden, z. B. Handelsgeſchäft) das Recht auf Beſitzergreifung und das Verfügungs⸗ 
recht, jedoch inhaltlich im vollen Umfange des § 2205. Insbeſondere iſt er ermächtigt, in Be- 
ziehung auf dieſen Gegenſtand nach § 2206 für den Nachlaß Verbindlichkeiten einzugehen. 
Die nur in Beziehung auf einen Erbteil angeordnete Vollſtreckung berechtigt den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker nicht zur Verfügung nach $ 2033 (vgl. die folgende A 4), ſondern nur zur Ver⸗ 
tretung dieſes Miterben und Mitwirkung bei der Auseinanderſetzung. Ob ihm auch die Ver⸗ 
wallung an den dem Miterben zugeteilten Gegenſtänden zuftehen ſoll, iſt Auslegungsfrage. 

3. Dem Teſtamentsvollſtrecker verbleibt das Aufſichtsreiht über Ausführung der letzt⸗ 
willigen Verfügungen, wenn ihm, gegen § 2203, die Ausführung ſelbſt nicht zuſteht. Kraft 
deſſen kann er gegen den Erben oder nach 8 2223 gegen den beſchſverten Vermächtnisnehmer 
im Klagewege vorgehen, wenn der Beſchwerte nicht einen andern Willen des Erblaſſers nach: 
weiſt. Ein Teſtamentsvollſtrecker kann auch mit der Beſtimmung ernannt werden, daß ledig⸗ 
lich ſeine Zuſtimmung zu Verfügungen des Erben über Nachlaßgegenſtände erforderlich ſein 
ſoll (KGJ 44, 81). 

4. Eine Erweiterung der Machtbefugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers über dio Grenzen 
der §8§ 2208—2210 hinaus, insbeſondere die allgemeine Ermächtigung zu Schenkungen iſt 
ungültig (8 2207 A 2). Auch die Befugnis, über einen Erbteil zu verfügen oder bei einer 
ſolchen Verfügung des Miterben ($ 2038) mitzuwirken, kann ihm nicht mit dinglicher Wir⸗ 
kung eingeräumt werden (RG JWZ1915, 2457). Ebenſo kann zur Eingehung einer perſön⸗ 
lichen Verpflichtung durch den Erben, mag ſich dieſe Verpflichtung auch auf einen Nachlaß⸗ 
gegenſtand beziehen, die Zuſtimmung des Teſtamentsvollſtreckers uicht mit Wirkung gegen⸗ 
über dem anderen Vertragsteile für erforderlich erklärt werden (ROY 44, 86). Keine authen- 
tiſche Auslegung des Teſtaments durch den Teſtamentsvollſtrecker $ 2065 A 2. Überall da, 
wo einem Dritten vom Erblaſſer gewiſſe Befugniſſe übertragen werden dürfen (jo 58 2048, 
2151, 21532156, 2193), kann auch der Teſtamentsvollſtrecker als dieſer Dritte beſtimmt 
werden. Soweit dem Teſtamentsvollſtrecker „ſonſtige Aufgaben“ zugewieſen find (§ 2209 A 2), 
erwachſen ihm daraus keine ſelbſtändigen Befugniſſe. 


8 2209 


Der Erblaſſer kann einem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung des 
Nachlaſſes übertragen, ohne ihm andere Aufgaben als die Verwaltung 
zuzuweiſen!); er kann auch anordnen, daß der Teſtamentsvollſtrecker die Ver⸗ 
waltung nach der Erledigung der ihm ſonſt zugewieſenen Aufgaben fort⸗ 
zuführen hate). Im Zweifel iſt anzunehmen, daß einem ſolchen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker die im § 2207 bezeichnete Ermächtigung erteilt ift?). 

E II 2079; P 5 302, 303, 305—307, 529, 530, 543, 546. 


1. Iſt dem Teſtamentsvollſtrecker nur die Verwaltung als einzige oder doch die beiden 
anderen Hauptaufgaben (88 2203, 2204) überdauernde Verrichtung zugewieſen, fo iſt die Wirk⸗ 
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ſamkeit einer folgen Anordnung nach $ 2210 zeitlich begrenzt. Die Verwaltung kann ſich auf 
den ganzen Nachlaß erſtrecken (§ 2205) und wird dann regelmäßig ein Teilungsverbot in ſich 
begreifen ($ 2044). Sie kann nach § 2208 auch inhaltlich oder gegenſtändlich beſchränkt fein. 
Die Anordnung ermöglicht dem Erblaſſer, den Erben auf geraume Zeit, insbeſondere über 
die Volljährigkeit hinaus von der Verfügung über den Nachlaß auszuſchließen, § 2211 Abſ 1, 
fo insbeſondere bei der Enterbung in guter Abſicht, § 2338 A 4, und zugleich den Zugriff der 
Gläubiger des Erben auf den Nachlaß zu verhindern, § 2214. Sie iſt ferner ein Mittel, das 
geſetzliche Verwaltungsrecht des elterlichen Gewalthabers oder des Vormundes (58 1638, 
1686, 1794) auszuſchließen. Die Beſtellung eines Pflegers nach $ 1909 Abſ 1 Satz 2, die 
von Amts wegen zu erfolgen hat, wird allerdings durch die Anordnung nicht entbehrlich 
gemacht (Kg 38 A 73). Dieſe kann auch dazu dienen, dem Gewalthaber (3. B. der Witwe) 
die Verwaltung in der Eigenſchaft als Teſtamentsvollſtrecker und deshalb frei von den ſonſt 
beſtehenden geſetzlichen Beſchränkungen zu übertragen. Von den hierin liegenden Beſchrän⸗ 
kungen ſeines Erbrechts kann ſich der Erbe nur gemäß $ 2306 (Pflichtteil) frei machen. Für 
das Rechtsverhältnis zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker und Erben bleiben während der Dauer 
der Verwaltung die §8 2215—2219 maßgebend. 

2. Der Kreis der dem Teſtamentsvollſtrecker zuzuweiſenden ſonſtigen Aufgaben (z. B. 
Erziehung der Kinder, Herausgabe des literariſchen Nachlaſſes, Leiſtung von Rechtsbeiſtand) 
iſt vermöge der Teſtierfreiheit an ſich unbeſchränkt, der Erblaſſer kann ſich hierzu auch der 
Auflage ($ 1940) oder der bedingten Zuwendung an den Teſtamentsvollſtrecker bedienen. 
Die geſetzlichen Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers vermag er aber hierdurch nicht zu er⸗ 
weitern ($ 2208 A 4). 

3. Unbeſchränkte Ermächtigung zur Eingehung von Nachlaßverbindlichkeiten, in Be⸗ 
ziehung fei es auf den ganzen Nachlaß ($ 2207) oder auf einzelne feiner Verwaltung zuge⸗ 
wieſene Nachlaßgegenſtände ($ 2208 A 2). 


8 2210 


Eine nach § 2209 getroffene Anordnung wird unwirkſam, wenn ſeit dem 
Erbfalle dreißig Jahre verſtrichen ſind. Der Erblaſſer kann jedoch an⸗ 
ordnen, daß die Verwaltung bis zum Tode des Erben oder des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers oder bis zum Eintritt eines anderen Ereigniſſes in der Perſon 
des einen oder des anderen fortdauern ſoll!). Die Vorſchrift des § 2163 
Abſſ 2 findet entſprechende Anwendung?). 


E II 2080; P 5 808, 805, 808; 6 91, 9%. 


1. Nur die beſondere Verwaltung des $ 2209 iſt, wie die Nacherbſchaft (8 2109), das 
Vermächtnis ($ 2162) und das Teſlungsverbot (§ 2044), zeitlich begrenzt. Die zur Erfüllung 
der nach 38 2203, 2204 dem Teſtamentsvollſtrecker obliegenden oder der ihm ſonſt zugewieſenen 
Aufgaben ($ 2209 A 2) erforderliche Verwaltungsbefugnis unterliegt dieſen Grenzen nicht. 
Ein Wechſel in der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers während dieſes Zeitraums iſt ohne Be- 
deutung, wenn die Verwaltungsdauer nicht auf Lebenszeit des Teſtamentsvollſtreckers ab- 
geſtellt iſt. Dem Erblaſſer iſt eine Verlängerung des Zeitraums unter den gleichen Voraus⸗ 
ſebungen wie in $$ 2109 Nr 1, 2163 Nr 1 (.. dort) geſtattet. Soll die Verwaltung bis zum 
Tode eines Nachfolgers des Teſtamentsvollſtreckers (§ 2199 A 2) oder big zum Eintritt eines 
Ereigniffes in der Perſon dieſes Nachfolgers dauern, jo muß der betreffende Nachfolger, wenn 
eine Umgehung des Geſetzes verhütet werden ſoll, vor Ablauf von 30 Jahren mindeſtens er⸗ 
nannt fein. — Lebenszeit des Abkömmlings als Zeitgrenze im Falle des § 2338 (A 2). 
= it. Sit der Teſtamentsvollſtrecker eine juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der 30 jährigen 
Fri 

Ss 2211 

Über einen der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden 
Nachlaßgegenſtand kann der Erbe nicht verfügen )). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung). 

E I 1901 II 2081 Mbf 1 Satz 1, Abſ 2: M 5 233, 284; W 5 286, 287, 581, 582; 6 129, 180. 

1. Kein Verfügungsrecht des Erben. Das durch $ 2205 dem Teſtamentsvollſtrecker über · 
tragene und nicht gemäß § 2208 entzogene Verfügungsrecht über die Nachlaßgegenſtände 
ſchließt, ſolange der Nachlaß im ganzen oder ein einzelner Nachlaßgegenſtand der Verwaltung 
des Teſtamentsvollſtreckers unterliegt (88 2205 A 1, 2209, 2217 A 1; vgl. auch 82225 A 1 a. E.), 
das Verfügungsrecht des Erben gänzlich aus. Und zwar ſogleich vom Erbfall, nicht erſt vom 

BGB, Kommentar von Reichegerichtsräten. V. Bd. 6. Auil Seyffarth.) 18˙ 


274 Erbrecht Teſtament 


Amtsantritte des Teſtamentsvollſtreckers ab ($ 2202; KG 40, 196). So iſt der Erbe des 
Mieters nicht berechtigt, das Mietverhältnis zu kündigen (RG JW 1910, 820%). Zum Schutze 
des Teſtamentsvollſtreckers dient die Eintragung im Grundbuche und Schiffstegiſter (GBO 
858, 366 $ 118). Nicht gehindert iſt der Erbe, gemäß § 2083 über feinen Anteil am Nach⸗ 
laſſe zu verfügen, ohne daß jedoch die Fortdauer der dem Teſtamentsvollſtrecker zuſtehenden 
Rechte hierdurch beeinträchtigt wird (§ 2208 A 2). Verfügung iſt gemeint als dingliche 
im Gegenſatze zur tatſächlichen Verfügung und zur bloß ſchuldrechtlichen Verpflichtung 
(Vorbem 7 vor 8 104). Der Erbe iſt daher durch das Verfügungsrecht des Teſtamentsvollſtrecers 
an der Eingehung von Schuldverhältniſſen in Beziehung auf einen Nachlaßgegenſtand (RG 
Recht 1921 Nr 1894), auch am Abſchluß des Erbſchaſtskaufs (8 2876 A 3) nicht gehindert, 
lann aber nicht erfüllen, ſolange ihm das Verfügungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers ent- 
gegenſteht oder wenn der Teſtamentsvollſtrecker anderweit verfügt hat. Die dennoch vor 
genommene Verſügung des Erben iſt nicht, wie bei einem Veräußerungsverbote im Sinne 
des § 185, nur relativ, d. h. nur gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt und denjenigen 
Perſonen, in deren Intereſſe die Teſtamentsvollſtreckung angeordnet iſt (ſo Planck A 4 und 
2. Aufl. dieſes Werkes ſowie beiläufig RG Warn 1919 Nr 71), ſondern, da die Beſchran⸗ 
kungen des Erben bei vorhandemer Teſtamentsvollſtreckung über den Mangel der Ver- 
äußerungsbefugnis hinausgehen, ſchlechthin unwirkſam; fie kann aber nach $ 185 Abſ2 
dadurch wirkſam werden, daß der Teſtamentsvollſtrecker ſie genehmigt oder daß ſein Recht 
wegfällt (RG 87, 482). Eine bedingt oder betagt — für den Fall der Erlangung des 
freien Verfügungsrechts — vom Erben vorgenommene Verſügung wird mit Eintritt der 
Bedingung oder des Termins ohne weiteres wirkſam und erzeugt gemäß $ 160 ſchon vorher 
eine Bindung der Beteiligten. — Gebührt ein Nachlaßgegenſtand auf Grund der letztwilligen 
Verfügung dem Teſtamentsvollſtrecker für ſeine Perſon (z. B. ein ihm vermachtes Grund 
ſtück), fo kann er gegen den Erben auf die Leiſtung (Auflaſſung) klagen. Er begibt ſich damit 
in Anſehung dieſer Leiſtung der eigenen Verfügung über den Gegenſtand und überläßt ihn 
zum Zwecke der Erfüllung der Verbindlichkeit dem Erben (RG 82, 149). Er Tann aber 
auch die Verbindlichkeit an ſich ſelbſt erfüllen (vgl. RG 61, 189; § 2205 A 3). 

2. Der Schutz des guten Glaubens ſteht dem Erwerber eines Grundſtücks oder eines 
eingetragenen Rechtes (88 892, 898), einer beweglichen Sache (88 982ff.), eines Nießbrauchs 
oder Pfandrechts (88 1082, 1207) dann zur Seite, wenn er ſich unverſchuldet in Unkenntnis 
darüber befindet, daß die Sache überhaupt zum Nachlaß gehört oder daß ein Teſtaments⸗ 
vollſtrecker beſtellt ift oder wenn er irrig glaubt, daß die Sache der Verwaltung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers nicht unterliege. Dagegen iſt Irrtum über die allgemeinen Schranken, die den 
Verwaltungsbefugniſſen des Teſtamentsvollſtreckers gezogen find, für den Dritten kein Ent- 
ſchuldigungsgrund (RG 74, 219). 


8 2212 


Ein der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegendes Recht 
kann nur von dem Teſtamentsvollſtrecker gerichtlich geltend gemacht werden!). 
E I 1908 Abſ 1 II 2082; M 5 235, 236; P 5 287—291, 582, 


1. Die gerichtliche Geltendmachung eines Rechtes iſt dem Teſtamentsvollſtrecker ebenſo 
ausſchließlich vorbehalten wie das Verfügungsrecht (88 2205, 2211), wenn und inſoweit das 
betreffende Recht ſeiner Verwaltung unterliegt (88 2205 A 1, 2208, 2209, 2217 A 1), gleichviel 
ob die Geltendmachung vor den ordentlichen oder vor Verwaltungsgerichten, im Schiedsver⸗ 
fahren, im Wege der Klage, Einrede, Widerklage oder durch Aufrechnung im Prozeſſe oder 
im Verfahren der ſreiwilligen Gerichtsbarkeit, z. B. mit dem Antrag auf Berichtigung des 
Grundbuchs durch Eintragung des Erben als Berechtigten, erfolgt (RG 61, 145; KG RA 
16, 232). Der Erbe iſt von der Geltendmachung gänzlich ausgeſchloſſen, nur der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker iſt Partei (RG SW 1912, 1475). Da dieſer für die Koſten eines Prozeſſes nur mit 
dem Nachlaſſe haftet, kann ihm mangels der Vorausſetzungen des § 114 ZPO das Armenrecht 
nicht bewilligt werden (RG 81, 292; g. M. OL München JW 1925, 21551/ u. Sternberg 
daj. zu 14). Die Eigenart feiner Parteiſtellung kraft Amtes bringt es mit ſich, daß vielfach und 
insbeſondere da, wo die materiellen Wirkungen entſcheiden, nicht die für Parteien, ſondern 
die für geſetzliche Vertreter geltenden Prozeßvorſchriften, fo bei dem Wechſel der Perſon des 
Teſtamentsvollſtreckers (ZPO 8 241) ſinngemäß anzuwenden find (RG Warn 1918 Nr 880; 1915 
Nr 84). Er iſt mit Bezug auf einen Nachſaßanſpruch, der nur von ihm geltend gemacht werden 
kann, auch Vertreter des Nachlaſſes in dem weiteren Sinne des 8 207; die Verjährung eines 
ſolchen Anſpruchs vollendet ſich deshalb nicht vor Ablauf von ſechs Monaten oder des für die 
Verjährung beſtimmten kürzeren Zeitraums von dem Zeitpunkt an, in dem er ſein Amt gemäß 
$ 2202 angenommen hat (RG 100, 279). Lehnt der Teſtamentsvollſtrecker die Führung 
eines Prozeſſes ab, fo kann der Erbe nur feine Entlaſſung beantragen ($ 2227) oder ihn 
nach § 2218 im Klagewege dazu anhalten (RG Gruch 50, 887). Da jedoch das Urteil für 
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und gegen den Erben wirkt (3PO $ 327), jo kann er als Nebenintervenient beitreten 
und gilt dann als Streitgenoſſe des Teſtamentsvollſtreders (ZPO 88 66, 69). Durch 88 2216 
Ubf 1, 2219 kann der Teſtamentsvollſtrecker auch verpflichtet ſein, ihm den Streit zu verkünden 
(ZPO SS 72cf.). Hauptintervention des Erben (ZPO 8 64) iſt denkbar, wenn er dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker ſeine Vollſtreckereigenſchaft oder wenn er beſtreitet, daß das betreffende Recht 
ſeiner Verwaltung unterliege. Aufnahme des durch den Tod des Erblaſſers unterbrochenen 
Verfahrens ZPO 8 243. Erledigung der Teſtamentsvollſtreckung während des Prozeſſes be · 
wirkt, im Gegenſatze zum Wechſel der Perſon des Vollſtreckers, keine Unterbrechung. Voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung für und gegen den Erben ZPO 8 728. Auch zur Erhebung des Erb. 
ſchaftsanſpruchs gegen den dritten Erbſchaftsbeſißer iſt der Teſtamentsvollſtrecker ausſchließ · 
lich legitimiert (8 2018 A 1), ebenſo zur Erhebung der erbſchaftlichen Einzelanſprüche nach 
§ 2029; desgleichen zur Geltendmachung eines zum Nachlaſſe gehörigen Erbanſpruchs an 
dem Nachlaß eines vor dem Erblaſſer geſtorbenen Dritten (RG Warn 1919 Nr 136). Da⸗ 

egen iſt es ausgeſchloſſen, daß der Teſtamentsvollſtrecker gegen den durch Verfügung von 

odes wegen ernannten Erben unter der Behauptung, daß er nicht Erbe ſei, den Erbſchafts. 
anſpruch erhebt (8 2203 A 1). Wird in einem Prozeſſe mit dem Teſtamentsvollſtrecker, was 
gemäß 8 2203 A 1 unter Umftänden allerdings möglich iſt, das Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
eines Erbrechts feſtgeſtellt, fo ſchafft dieſe nicht unter ABO 8 327 fallende Entſcheidung keine 
Rechtskraft unter den mehreren Erbauſprechern (RG IW 09, 5218; 1919, 72410. Anderſeits 
bindet auch eine unter den ewe ern ergehende Entſcheidung den Teſtamentsvollſtrecker 
nicht; die Leiſtung an die ſiegreiche Partei wird ihn aber regelmäßig befreien. — Der ver⸗ 
waltende Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, das Aufgebot (30 8 991), die Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes (KO 8 217) und die nordnung der Nachlaßverwaltung zu beantragen 
($ 1881 A 1). Paſſivprozeß 8 2218. 


8 2218 


Ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann ſowohl gegen 
den Erben als gegen den Teſtamentsvollſtrecker gerichtlich geltend gemacht 
werden!). Steht dem Teſtamentsvollſtrecker nicht die Verwaltung des Nach⸗ 
laſſes zu, ſo iſt die Geltendmachung nur gegen den Erben zuläſſig). Ein 
Pflichtteilsanſpruch kann, auch wenn dem Teſtamentsvollſtrecker die Ver⸗ 


waltung des Nachlaſſes zuſteht, nur gegen den Erben geltend gemacht 
werden!). 


Die Vorſchrift des 
Anwendung“). 


Ein Nachlaßgläubiger, der ſeinen Anſpruch gegen den Erben geltend 
macht, kann den Anſpruch auch gegen den Teſtamentsvollſtretker dahin 
geltend machen, daß dieſer die Zwangsvollſtreckung in die feiner Verwal⸗ 
tung unterliegenden Nachlaßgegenſtände duldes). 


E 1 1903 Abs 2, 1904 11 2088 Ubf 1, 2; M 5 286, 297; P 5 287—289, 291 — 
5421 6 849, 350, 898, 897. u u n 


§ 1958 findet auf den Teſtamentsvollſtreder keine 


} 5 Nr 1395). Ander⸗ 
eits kann z. B. der Anſpruch auf Leiſtung eines vermachten Gegenſtandes auch Bau Be 
den Teſtamentsvollſtrecker erhoben werden, wenn dieſer den Nachlaß 


1 I noch nicht in Beſitz ge⸗ 
nommen hat (HanſchZ 1920 Beibl 190). Das gegenüber dem ene ll 


en Erben, ſelbſt wenn biefer 
unbeſchränkt haftet. Dagegen wirkt das gegen den Erben allein ergebende Urteil nicht gegen 


en Teſtamentsvollſtrecker, zur Zwangsvollſtreckung in den von ihm verwalteten Nachlaß iſt 
mach ZPO 8 748 ein gegen ihn ergehendes Urteil erforderlich. Aus einem nur gegen den 
Erben erlaſſenen Schiedsſpruch kann daher auch das die Zwangsvollſtreckung erſt 


7 0 ermög⸗ 
lichende Vollſtreckungsurteil des § 1042 30 nicht ergehen (RG 56, 827). Iſt die Klage 
18* 
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nur gegen den Teſtameuntsvollſtrecker oder nur gegen den Erben erhoben, ſo kaun jeder dem 
andern als Nebenintervenient beitreten (ZPO 88 66ff.), der Erbe wird dadurch Streit ⸗ 
genoſſe des verflagten Teſtamentsvollſtreckers, nicht aber umgekehrt der Teſtamentsvollſtrecker 
Streitgenoſſe des verklagten Erben (ZPO 8 69). Die Streitverkündung an den andern ſteht 
dem Teſtamentsvollſtrecker immer, gegebenenfalls auch dem Erben zu (3 PO S 72). Iſt ein 
gegen den Erblaſſer anhängig geweſener Rechtsſtreit durch deſſen Tod unterbrochen, ſo kann 
das Verfahren gemäß ZPO 8 243 durch den Teſtamentsvollſtrecker oder gegen ihn, nach 
Beginn ſeines Amtes (§ 2202), aufgenommen werden. Neben der ſo herbeigeführten Be⸗ 
endigung der Unterbrechung, aber auch ohnedies kaun das Verfahren gemäß 3 PO 8 239 von 
dem Erben aufgenommen oder die Aufnahme gegen ihn vom Gegner erzwungen werden; 
der Teſtamentsvollſtrecker und der Erbe ſind, wenn beide freiwillig oder gezwungen den 
Prozeß fortſetzen, Streitgenoſſen. Wegfall der Teſtamentsvollſtreckung während des Rechts. 
ſtreits bewirkt keine Unterbrechung. Bei einem Wechſel in der Perſon des Vollſtreckers wird 
das ihm gegenüber anhängige Verfahren gemäß ZPO 8 241 unterbrochen (8 2212 A 1). 
Vollſtreckbare Ausfertigung des gegenüber dem Teſtameutsvollſtrecker ergangenen Urteils für 
und gegen den Erben ZPO 8 728 Abf 2, desgleichen des gegen den Erblaſſer ergangenen 
Urteils für und gegen den Teſtamentsvollſtrecker ZPO 8 749, |. auch $ 779 Abſ 2. Das gegen 
den Teſtamentsvollſtrecker erlaſſene Urteil bedarf nicht des Vorbehalts, ZPO 8 780 Abſ 2. 
Neben dem Gerichtsſtande der Erbſchaft (ZPO SS 27, 28) kommt, da der Teſtamentsvollſtrecker 
ſelbſt Partei iſt (8 2212 A1), auch ſein allgemeiner Gerichtsſtand nach ZPO SS 13ff. in Be- 
(200 — 510 Teſtamentsvollſtrecker iſt gegen den Erbſchaftsanſpruch paſſiv nicht legitimiert 
(RG 81, 151). 

2. Vorausſetzung für die Paſſivlegitimation des Teſtamentsvollſtreckers iſt, daß ihm die 
Verwaltung des ganzen Nachlaſſes zuſteht (8 2205 A 1), mag er auch einzelne Nachlaßgegen · 
ſtände dem Erben nach § 2217 zur freien Verfügung überlaſſen haben. Es ſei denn, daß ſich 
gerade hierauf der Rechtsstreit bezieht. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt überhaupt nicht legitimiert, 
wenn ihm die Verwaltung völlig entzogen iſt, er kann dann auch der Zwangsvollſtreckung nicht 
widerſprechen. ft die Verwaltung auf einzelne Nachlaßgegenſtände beſchränkt ($ 2208 A 2), 
ſo iſt der Anſpruch ſelbſt dann gegen den Erben zu verfolgen, wenn er ſich, wie z. B. bei den 
dinglichen Klagen des $ 24 ZPO, auf eben dieſen Gegenſtand bezieht. Doch iſt nach ZPO 
§ 748 Abf 2 die Zwangsvollſtreckung in den Gegenſtand nur zuläſſig, wenn zugleich der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker zur Duldung verurteilt iſt. Es genügt deshalb nicht, die Hypothekenklage 
auf Zahlung aus dem Grundſtück (88 1113, 1191) nur gegen den Teſtamentsvollſtrecker zu 
richten, obwohl die Urteilsformel in dieſem Falle der Faſſung des Abſ 3 zu entſprechen pflegt. 

3. Der Pflichtteilsanſpruch SS 2303 ff., einſchließlich des Verlangens auf Auskunfts. 
erteilung nach § 2314 (fo RG 50, 224), kann zwar nur gegen den Erben geltend gemacht 
werden, doch bedarf es nach ZPO $ 748 Abſ 3 auch in dieſem Falle, ſoweit der Berech 
tigte ſich an den der Teſtamentsvollſtreckung unterliegenden Nachlaß oder die einzelnen 
vom Teſtamentsvollſtrecker verwalteten Nachlaßgegenſtände halten will, des Urteils gegen 
den Teſtamentsvollſtrecker auf Duldung der Zwangsvollſtreckung (A 5). Nicht hierher ge⸗ 
hört der Fall, daß der Pflichtteilsberechtigte anf Grund von § 2306 die Unwirkſamkeit einer 
ihn beſchränkenden Teſtamentsvollſtreckung behauptet und deshalb negative Feititellungs- 
klage gegen den Teſtamentsvollſtrecker erhebt, ſowie der Fall, daß über den Beſtand des 
Pflichtteilsrechts nur als eine Vorausſetzung eines andern Auſpruchs geſtritten wird. 

4. Der Anſpruch kann vor Annahme der Erbſchaft nach 8 1958 nicht gegen den Erben, 
wohl aber gegen den Teſtamentsvollſtrecker, ſoweit er paſſiv legitimiert iſt erhoben werden. 
9 4000 is iſt, daß fein Amt nach § 2202 begonnen hat. Entſprechend beim Nachlaßpfleger 

1960 . 

5. Steht dem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung zu (A 2) und handelt es ſich nicht 
um einen Pflichtteilsanſpruch (A 3), fo ſteht es im Belieben des Nachlaßgläubigers, ob er Erben 
und Teſtamentsvollſtrecker — als Streitgenoſſen oder in beſonderen Prozeſſen — beide auf 
Leiſtung (a. M. OLG 3, 12), oder ob er nur den Erben auf Leiſtung, den Teſtamentsvollſtrecker 
auf Duldung der Zwangsvollſtreckung verklagen will. Auf dieſen Anſpruch iſt er beſchränkt, 
wenn das Verwaltungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers ſich nur auf einzelne Nachlaßgegen⸗ 
ſtände bezieht oder wenn der Pflichtteil verlangt wird. Iſt der Klageantrag gegen den Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker gleichwohl auf Leiſtung gerichtet, ſo iſt doch darin der Anſpruch auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung als das Mindere mit enthalten und dementſprechend ſogar in der 
Reviſionsinſtanz zu erkennen (RG 24. 6. 07 IV 121/07), Ohne ein Urteil dieſes Inhalts kann 
der Kläger nach ZPO § 748 Abſſ 2, 3 die Zwangsvollſtreckung nicht betreiben. Daraus 
folgt aber nicht, daß die Klage gegen den Teſtamentsvollſtrecker mit derjenigen gegen den 
Erben verbunden werden muß, oder daß der Teſtamentsvollſtrecker nur verurteilt werden 
kann, wenn vorher der Erbe zur Leiſtung verurteilt it (RG 109, 166; vgl. für den ähnlichen 
Fall von ZPO $ 739: R 59, 234; ZW 1919, 3192). Der auf Duldung belangte Teſtaments⸗ 
vollſtrecker iſt nicht gehindert, gegen den geltend gemachten Auſpruch, auch den Pflichtteils⸗ 
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anſpruch, alle dem Erben zuſtehenden materiellen Einreden geltend zu machen. Daß gegen 
den Erben bereits rechtskräftiges Leiſtungsurteil ergangen iſt, ſteht ihm ebenſowenig ent⸗ 
gegen, wie dem Erben ein gegen den Teſtamentsvollſtrecker ergangenes rechtskräftiges Dul⸗ 
dungsurteil. Wohl aber kann der Teſtamentsvollſtrecker ſich auf die Rechtskraft eines den 
Anſpruch gegen den Erben abweiſenden Urteils berufen. 


8 2214 


Gläubiger des Erben, die nicht zu den Nachlaßgläubigern gehören, 
können ſich nicht an die der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unter⸗ 
liegenden Nachlaßgegenſtände halten!). 

E II 2088 Abſ 8; P 5 297, 298, 542; 6 398. 


1. Die Stellung der Nachlaßgläubiger regelt 8 2213. Durch Beſtellung eines verwaltenden 
Teſtamentsvollſtreckers (88 2205, 2209) und auf die Dauer dieſer Verwaltung (8 2210) werden 
die Privatgläubiger des Erben ausgeſchloſſen vom Zugriff auf den Nachlaß überhaupt 
oder doch, wenn die Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers gegenſtändlich beſchränkt iſt 
(8 2208 A 2), vom Zugriff auf die ihr unterliegenden Gegenſtände. Eine Zwangsvollſtreckung 
in dieſe Gegenſtände zu ihren Gunſten iſt nicht ſtatthaft (RG LZ 1916, 14736). Dieſer Rechts 
zuſtand iſt eine Folge der dem Teſtamentsvollſtrecker eingeräumten ausſchließlichen Ver⸗ 
fügungsmacht und tritt (wie § 2211 A 1) ſogleich mit dem Erbfall, nicht erſt mit dem Amts⸗ 
beginn des Teſtamentsvollſtreckers ein. Er wirkt praktiſch wie eine zugunſten der Nach- 
laßglaubiger eintretende Abſonderung des Nachlaſſes vom Privatvermögen des Erben, ver⸗ 
hindert aber mangels einer poſitiven dem § 1976 entſprechenden Vorſchrift nicht das Er⸗ 
löſchen durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit (a. M. Strohal $ 40a A 44). Wer 
ein dingliches Recht an einem Erbſchaftsgegenſtande hat, kann den Gegenſtand trotz des 
Verwaltungsrechts des Teſtamentsvollſtreckers in Auſpruch nehmen; auch der Inhaber der 
elterlichen Gewalt über den Erben kann die ihm auf Grund ſeines geſetzlichen Nutznießungs⸗ 
rechts zuſtehenden Anſprüche gegen den Teſtamentsvollſtrecker erheben (RG JW 1913, 
740100. — Die Vorſchrift des $ 2214 gehört dem materiellen Recht an, ſie kommt deshalb 
trotz KO 8 18 auch im Konkurſe des Erben voll zur Wirkung. Sie iſt von Amts wegen zu be⸗ 
achten und wo nötig auf dem Wege des § 766 ZPO zur Geltung zu bringen. Die Pfändung 
107 Re eines Miterben ($ 2033 A 3) iſt dem Privatglänbiger des Miterben nicht ver- 

ehrt. 


8 2215 

Der Teſtamentsvollſtrecker hat dem Erben unverzüglich nach der An⸗ 
nahme des Amtes ein Verzeichnis der ſeiner Verwaltung unterliegenden 
Nachlaßgegenſtände und der bekannten Nachlaßverbindlichkeiten mitzu⸗ 
teilen!) und ihm die zur Aufnahme des Inventars ſonſt erforderliche Bei⸗ 
hilfe zu leiſten?). 

Das Verzeichnis iſt mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu ver⸗ 
ſehen und von dem Teſtamentsvollſtrecker zu unterzeichnen; der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker hat auf Verlangen die Unterzeichnung öffentlich beglaubigen 
zu laſſens). 

Der Erbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Verzeichniſſes 
zugezogen wird!). 

Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt und auf Verlangen des Erben 
verpflichtet, das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen 
zuſtändigen Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſens). 

Die Koſten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen dem Nachlaſſe 
zur Laſte). 

E I 1906 II 2084; M 5 241, 242; P 5 310—312. 

Befreiung unzuläſſig § 2220. 

1. Der Teſtamentsvollſtrecker hat dem Erben das Nachlaßverzeichnis unverzüglich 
($ 121) nach Annahme des Amtes ($ 2202) und unverlangt mitzuteilen. Doch kann ihm 
der Erbe — nicht auch der Erblaſſer — die Mitteilung erlaſſen (LZ 1924, 2392). Die Ver⸗ 


pflichtung beſteht nur gegenüber dem Erben, erſtreckt ſich aber, wenn mehrere Erben vor⸗ 
handen ſind, jedem gegenüber auf den ganzen Nachlaß. Der Vermächtnisnehmer hat als 
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ſolcher darauf keinen Anſpruch. Iſt er jedoch mit dem Nießbrauche am Nachlaſſe bedacht, ſo 
ergibt ſich die Pflicht des Teſtamentsvollſtreckers zur Mitwirkung und Auskunft aus 88 1035, 
1068 (RG JW 04, 3387). Gegebenenfalls hat der Teſtamentsvollſtrecker nach 8 260 Abi 1 
den Offenbarungseid zu leiſten. Das Verzeichnis dient als Grundlage der dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker obliegenden ordnungsmäßigen Verwaltung ($ 2216 Abſ 1) und iſt für ſeine 
Schadenserſatzpflicht von Bedeutung (§ 2219). 

2. Die Pflicht zur Beihilfe des Teſtamentsvollſtreckers bei Aufnahme des Inventars 
beſteht ſelbſtandig neben der Verzeichnispflicht des Teſtamentsvollſtreckers, wenn der Erbe 
freiwillig ($ 1993) oder weil ihm Inventarfriſt beſtimmt iſt ($ 1994), damit vorgeht. Dem 
Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt kann die Friſt nicht beſtimmt werden. Die Beihilfe beſteht ins⸗ 
beſondere in Auskunftserteilung über die Nachlaßſchulden, die in feinem Beſitze befindlichen 
Nachlaßgegenſtände und in deren Vorzeigung. Die für das Inventar erforderliche Be» 
ſchreibung und Wertsangabe (§ 2001 Abſ 2) iſt zweckmäßig, aber für das Verzeichnis des 
Teſtamentsvollſtreckers nicht vorgeſchrieben. Hat der Erbe gemäß § 2314 auf Verlangen 
eines Pflichtteilsberechtigten ein Verzeichnis der Nachlaßgegenſtände unter Zuziehung des 
Pflichtteilsberechtigten herzuſtellen und dabei auch den Wert der Gegenſtände ermitteln zu 
laſſen, ſo hat der Teſtamentsvollſtrecker ſeinerſeits entſprechende Verpflichtungen gegenüber 
dem Erben. Dies folgt aus der Beihilfepflicht nach $ 2215 Abſ 1, auch aus § 2218 mit $ 666 
(RG IW 1916, 673%. Genügt das Verzeichnis des Teſtamentsvollſtreckers den Anforde⸗ 
rungen des Inventars, fo kann ſich der Erbe nach $ 2004 hierauf berufen. Der Erbe iſt feiner- 
ſeits dem Teſtamentsvollſtrecker nur im Umfange des § 2205 A 2 auskunftspflichtig. 

3. Das privatſchriftliche Verzeichnis genügt wie beim Vorerben (8 2121). Beglaubigung 
( 129) kann vom Erben verlangt werden. 

4. Verlangen der Zuziehung wie beim Nacherben § 2121 A 2. Ein Verzicht auf die 
Vorlegung eines 5 Verzeichniſſes kann nicht ohne weiteres daraus gefolgert werden, 
daß der Erbe ſich jahrelang bei dem ihm mitgeteilten Privatverzeichniſſe beruhigt hat (RG 
JW 1916, 673%), 

5. Entſprechend den Vorſchriften beim Inventar $ 2002. 

6. Die Koſten jind im Konkurſe Maſſeſchulden, RO $ 224 Nr 5. Enutſprechend $ 2121 Abs 4. 
— Zur Sicherheitsleiſtung iſt der Teſtamentsvollſtrecker durch das Geſetz nicht verpflichtet. 
Schadenserſatzpflicht 8 2210. 


8 2216 


Der Teſtamentsvollſtrecker iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des 
Nachlaſſes verpflichtet!). 

Anordnungen, die der Erblaſſer für die Verwaltung durch letztwillige 
Verfügung getroffen hat, ſind von dem Teſtamentsvollſtrecker zu befolgen“). 
Sie können jedoch auf Antrag des Teſtamentsvollſtreckers oder eines anderen 
Beteiligten von dem Nachlaßgericht außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre 
Befolgung den Nachlaß erheblich gefährden würde). Das Gericht ſoll vor 


der Entſcheidung ſoweit tunlich die Beteiligten hören!). 
E 1 1899 Abſ 1 Satz 1 II 2085; M 5 231 P 5 276—279, 288, 284, 531. 


Befreiung unzuläſſig 8 2220. 


1. Be riff der ordnungsmäßigen Verwaltung 88 2038, 276. Der Juhalt der Verwaltungs. 
pflicht beſtmmt ſich näher danach, ob dem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung nur als 
Mittel zur Ausführung der letztwilligen Verfügungen und zur Erbauseinanderſetzung (88 2203, 
2204), oder ob ſie ihm für längere Dauer, in größerem oder geringerem Umfange, als Selbft⸗ 
zweck oder zur Erfüllung ſonſtiger Aufgaben übertragen iſt (S8 2205, 2208, 2209). Zur ord« 
nungsmäßigen Führung einer ſolchen Verwaltung kann es gehören, daß nicht nur dem Erben 
— die Beſtreitung eines ſtandesmäßigen Unterhalts ermöglicht (RG Recht 1922 Nr 615), 
ondern er auch in den Stand geſetzt wird, feinen Unterhaltspflichten zu genügen (RG 23 
1918, 126819). Für die Behandlung von Nachlaßgeldern und Wertpapieren durch den Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker gelten die 88 2116ff. auch dann nicht, wenn ein Nacherbe vorhanden iſt 
(REF 44, 87). Eingehung von Verbindlichkeiten aus Anlaß der Verwaltung 88 2206, 2207. 
Der Teſtamentsvollſtrecker iſt für feine Verwaltung den Erben, von denen die Vornahme 
einer pflichtmäßigen Verwaltungshandlung auch durch Klage erzwungen werden kann (RG 
a. a. O. und insbeſ. RG 73, 26) und etwaigen Vermächmisnehmern (§ 2219), nicht aber, 
wie der Nachlaßverwalter (§ 1985 A 3) unmittelbar auch ſonſtigen Nachlaßgläubigern verant- 
wortlich. Doch verſteht ſich von ſelbſt, daß er ihre Intereſſen gleich dem Erben ſelbſt (8 1978 A 2) 
vorzugsweiſe mit im Auge zu behalten hat. Grobe Pflichtverletzung und Unfähigkeit als Ent« 
laſſungsgrund § 2227 Abſ 1 
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2. Anordnungen des Erblaſſers verpflichten den Teſtamentsvollſtrecker nur, wenn lie 
letztwillig getroffen find, dann aber derart, daß er auch bei Einigkeit der ſämtlichen Be · 
teiligten über ihre Nichtbefolgung nicht von ihnen abgehen darf. Der Wirkſamkeit von Ver⸗ 
fügungen, die er ihnen zuwider vorgenommen hat, ſtehen fie nicht entgegen (RIA 10, 114). 
Weiſungen, die ihm im Wege eines Auftrags unter Lebenden erteilt ſein folien können vom 
Erben jederzeit widerrufen werden ($ 2197 A 1). Soweit letztwillige Anordnungen feine 
Rechte aufheben oder beſchränken, iſt er gegebenenfalls zur Anfechtung berechtigt ($ 2203 
A 1). Der Dritte, dem die Anordnung zuſtatten kommt, kann aus ihr kein Recht für ſich 
herleiten, ſo auch in dem Falle, daß dem Teſtamentsvollſtrecker aufgegeben iſt, dem zu ſeiner 
Unterſtützung anzunehmenden Rechtsanwalt eine beſtimmte Vergütung zu zahlen (RG, 
Recht 07 Nr 2334). 

3. Außerkraftſetzung durch das Nachlaßgericht ſetzt einen Antrag des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers oder anderer Beteiligter (wie in & 2198 A 3, aber mit Ausſchluß einfacher Nachlaß ⸗ 
gläubiger) und die Beſorguis einer erheblichen Gefährdung des Nachlaſſes voraus (ähnlich 
bei der Verwaltung des Vormundes und des Gewalthabers, 8§ 1803 Abſ 2, 1639 Abſ 2). 
Hierher gehörte in der Zeit fortſchreitender Geldentwertung z. B. der Fall, daß der Erb- 
laſſer die Anlegung des Nachlaſſes in mündelſicheren Staatspapieren angeordnet hatte (Hanſ⸗ 
G3 1923 Bbl 61). Eine Anordnung kann nicht mehr außer Kraft geſetzt werden, wenn 
eine Gefährdung des Nachlaſſes durch fie bereits dadurch beſeitigt iſt, daß der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ihr eigenmächtig zuwidergehandelt hat (RIA 10, 114; a. M. Kipp § 123 A 6). 
Bloße Unzweckmäßigkeit genügt nicht, auch die Abänderung wird möglichſt im Sinne des 
Erblaſſers zu erfolgen haben. Teilungsanordnungen (8 2048) kann das Nachlaßgericht 
nur aufheben, ſoweit ſie mit Verwaltungsanordnungen zuſammenfallen, z. B. die übertrieben 
hohe Preisfeſtſetzung für ein zu veräußerndes Grundſtück. 

4. Gehör der Beteiligten, insbeſondere auch des Teſtamentsvollſtreckers ſelbſt (wie in 
88 1826, 1827, 2200, 2227, 2860), ſoweit dies tunlich, d. h. ohne übermäßigen Aufwand an 
Zeit und Koſten ausführbar iſt. Gegen die Eutſcheidung iſt die einfache Beſchwerde 

egeben; beſchwerdeberechtigt iſt im delle der Zurückweiſung des Antrags nur der Antrag⸗ 
Heller ſonſt jeder in feinem Rechte Beeinträchtigte, von mehreren ihr Amt gemeinſchaftlich 
führenden Teſtamentsvollſtreckern jeder einzelne (FGG 88 19, 20, 82). — Der Erblaſſer kann 
den Teſtamentsvollſtrecker von der Pflicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung weder befreien 
noch das Maß der von ihm zu vertretenden Sorgfalt ($ 276) herabmindern (a. M. Strohal 
8 40a A 37), noch die Unabänderlichkeit feiner Anordnungen beſtimmen. 


8 2217 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat Nachlaßgegenſtände, deren er zur Er⸗ 
füllung ſeiner Obliegenheiten offenbar nicht bedarf, dem Erben auf Ver⸗ 
langen zur freien Verfügung zu überlaſſen!). Mit der überlaſſung erliſcht 
ſein Recht zur Verwaltung der Gegenjtände?). 

Wegen Nachlaßverbindlichkeiten, die nicht auf einem Vermächtnis oder 
einer Auflage beruhen, ſowie wegen bedingter und betagter Vermächtniſſe 
oder Auflagen kann der Teſtamentsvollſtrecker die überlaſſung der Gegen⸗ 
ſtände nicht verweigern, wenn der Erbe für die Berichtigung der Verbind⸗ 
lichkeiten oder für die Vollziehung der Bermächtniſſe oder Auflagen Sicher: 
heit leiſtete). 


E I 1907 II 20865 M 5 212, 2135 ® 5 812—314, 543, 


1. Der Teſtamentsvollſtrecker hat ſchon vor Beendigung feines Amtes Nachlaßgegen⸗ 
ſtände dem Erben zu Überlaſſen, ſoweit offenbar, d. h. ohne weitläufige Beweiserhebungen 
(Prot 5, 313, f. auch 88 319, 1591, 1717, 2048) erhellt, daß er ihrer nicht bedarf. Beſchränken 
ſich die Obliegeuheiten des Teſtamentsvollſtreckers auf Ausführung letztwilliger 
Verfügungen und Auseinanderſetzung (88 2203, 2204), fo bedarf er der Nachlaßgegenſtände 
nur inſoweit, als er fie Dritten herauszugeben, oder, um Mittel zur Tilgung der Nachlaß 
verbindlichkeiten zu gewinnen, zu verſilbern hat. Iſt er dagegen ſchlechthin und auf längere 
Dauer mit der Verwaltung beauftragt ($ 2209), fo werden hiervon regelmäßig alle Nachlaß⸗ 
gegenſtände betroffen, an denen fremde Verwaltung möglich iſt ($ 2205 A 3); für die An⸗ 
wendung des § 2217 iſt dann kein Raum (RG 19. 3. 23 IV 313/22). ft die Verwaltung 
auf einzelne Nachlaßgegenſtände beſchränkt (§ 2208 A 2), z. B. auf ein Landgut, Handels⸗ 
zeſchäft, ſo iſt Tatfrage, welche einzelne Gegenſtände dem Teſtamentsvollſtrecker hierfür 
entbehrlich ſind. Er iſt nur auf das nötigenfalls im Klagewege geltend zu machende Ver⸗ 
langen des Erben (bei mehreren Erben der Geſamtheit der Erben, RG 2. 3. 22 IV 516/21) 
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zur Überlaffung verpflichtet. Dies ſchließt nicht aus, daß er, unter feiner Verantwortung aus 
§ 2219, die Gegenſtände auch unverlangt dem Erben überläßt (KGJ 40, 210). Jeden⸗ 
falls hat er ihm, wenn er die Gegenſtände herauszugeben oder von vornherein im Beſitze des 
Erben zu belaſſen hat ($ 2205 A 2), die freie Verfügung darüber zu verſchaffen, ſonach ihn 
beſchränkende Eintragungen (GBO $ 53, FGG 8 118) löſchen zu laſſen. 

2. Mit der Überlaſſung erliſcht das Verwaltungsrecht, zugleich aber das hiervon un⸗ 
zertrennliche Verfügungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers (88 2205 A 3, 2211 A 1), ebenſo 
das Recht, in Beziehung auf dieſe Gegenſtände Nachlaßverbindlichkeiten einzugehen (8 2206 A 1) 
und darüber Prozeß zu führen (88 2212 A 1, 2213 A 2). Sit der Gegenſtand einmal dem Erben 
zur freien Verfügung überlaſſen, ſo kann ihn der Teſtamentsvollſtrecker nicht mehr, auch wegen 
Irrtums nicht zurückfordern. 

3. Durch Sitherheitsleiſtung nach 88 232 ff. kann der Erbe die Herausgabe immer dann 
erzwingen, wenn der Teſtamentsvollſtrecker die Nachlaßgegenſtände zurückhalten will, um 
fie zum Zwecke der Tilgung gewöhnlicher Nachlaßverbindlichkeiten einſchließlich der Pflichtteilg- 
anſprüche zu verſilbern, oder wenn er beſtimmte Gegenſtände beim Eintritt einer Bedingung 
oder eines Termins an beſtimmte Bedachte oder Auflageberechtigte auszuhändigen hat. Nicht 
dagegen kann er die Überlaſſung von Gegenſtänden fordern, die zur Vollziehung bereits fälliger 
Vermächtniſſe und Auflagen beſtimmt find. Die Sicherheit iſt dem Teſtamentsvollſtrecker 
zu beſtellen und kann von dem beteiligten Gläubiger nur in Anſpruch genommen werden, 
wenn ſie ihm abgetreten oder im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen iſt. — Der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker kann durch den Erblaſſer von der Überlaſſungspflicht befreit werden, 
in $ 2220 iſt § 2217 nicht mit angezogen. Haftung des Teſtamentsvollſtreckers bei vorzeitiger 
Ausantwortung von Nachlaßgegenſtänden gegenüber dem Steuerfiskus gemäß den 8 2205 A 1 
angeführten Steuergeſetzen. 


8 2218 


Auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und dem 
Erben finden die für den Auftrag geltenden Vorſchriften der SS 664, 666 
bis 668, 670, des § 673 Satz 2 und des S 674 entſprechende Anwendung!). 

Bei einer länger dauernden Verwaltung kann der Erbe jährlich Rech⸗ 
nungslegung verlangen?). 

E I 1908 Abſ 1, 2 II 2087; M 5 244; P 5 268, 314—316. 


Befreiung unzuläflig $ 2220. 

1. Das Rechtsverhältnis zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker und Erben iſt nicht ſelbſt Auf. 
trag, ſondern nur in gewiſſen Beziehungen dem Auftrage nachgebildet. Es ergeben $ 664: 
Der Teſtamentsvollſtrecker kann fein Amt zwar jederzeit niederlegen (8 2226), auch im Falle 
des § 2199 Abſ 2 einen Nachfolger ernennen, darf es aber, auch nicht mit Zuſtimmung 
des Erben, im ganzen nicht einem Dritten übertragen (RG 81, 170), auch nicht in dem 
Sinne einen Dritten oder einen Mitvollſtrecker zum Generalbevollmächtigten beſtellen, daß er 
dieſen frei ſchalten läßt. Die Beſtellung von Prokuriſten für das zum Nachlaß gehörige 
A iſt als Verwaltungsmaßregel ($ 2216 A 1) nicht ausgeſchloſſen (RJ A 11, 
271). Überträgt er dem Dritten einzelne Verrichtungen, wozu er regelmäßig als ermächtigt 
gelten darf, im Falle der Verhinderung ſogar verpflichtet ſein kann, ſo haftet er für Ver⸗ 
ſchulden in der Auswahl ſowie für Verſchulden eines Gehilfen. Umgekehrt kann auch der 
Erbe ſeine ihm aus 88 22152217 gegen den Teſtamentsvollſtrecker zuſtehenden Anſprüche 
ſelbſt nicht übertragen, wohl aber die auf dieſem Grunde entſtandenen Herausgabe und 
Erſatzanſprüche. Der Teſtamentsvollſtrecker tritt jedoch im Falle der Veräußerung des Erb- 
anteils ($ 2033) zu dem Erwerber ohne weiteres in Beziehungen. Die Auskunftspflicht be- 
ſteht bloß gegenüber dem Vorerben, gegenüber dem Nacherben nur unter den beſonderen 
Vorausſetzungen des § 2127 (RG Recht 1913 Nr 221). $ 666: Benachrichtigungs. und 
Auskunftspflicht (vgl. $ 2215 A 2). Rechenſchaftsablegung, ſobald der Teſtamentsvollſtrecker 
die ihm obliegende Aufgabe im weſentlichen erfüllt hat; |. auch Abſ 2 und 8 259 (Erſtreckung 
des Offenbarungseids darauf, daß der Nachlaßbeſtand nicht durch die Anſetzung von Ausgaben, 
die nicht zu Nachlaßzwecken gemacht worden find, als zu niedrig hingeſtellt wird, NG JW. 
1913, 1150). Unter Umſtänden auch ſchon vor der Durchführung des Amtes einerſeits 
Anſpruch gegen den Teſtamentsvollſtrecker auf Schlußrechnung, z. B. dann, wenn die zur 
Ausführung des letzten Willens dienende Verwaltungstätigkeit im Sinne des § 2205 beendigt 
iſt und eine ſelbſtändige Verwaltungstätigkeit im Sinne des § 2209 beginnt (RG LZ 1919, 
124310); anderſeits Anſpruch des Teſtamentsvollſtreckers auf Entlaſtung wegen eines einzelnen 
Geſchäfts (RG Warn 09 Nr 245) oder Klage auf Feſtſtellung eines künftigen Empfangs⸗ 
berech tigten (RG Warn 1912 Nr 174, 3). 8 667: Herausgabe der Erbſchaft nach, im Falle 
des § 2217 ſchon vor Endigung des Amtes. 8 668: Verzinſung vom Teſtamentsvollſtrecker 


Teſtamentsvollſtrecker 88 2217—2219 281 


für ſich verwendeten Geldes. § 670: Erſatzpflicht des Erben für Aufwendungen des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers innerhalb der Grenzen ſeiner Haftung für Nachlaßverbindlichkeiten (ſ. auch 
KO § 224 Nr 6). Zurückbehaltungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers § 273, aber kein Recht 
auf Vorſchuß ($ 669 nicht anwendbar). 8 673 Satz 2: Anzeige- und vorläufige Befor- 
gungspflicht der Erben des Teſtamentsvollſtreckers, wenn das Amt nach 8 2225 durch feinen 
Tod endete. 8 674: Das ohne Willen des Teſtamentsvollſtreckers, z. B. durch Eintritt einer 
auflöſenden Bedingung (Verheiratung des Erben) oder gemäß § 2210 Satz 2 erlöſchende Amt 
gilt zugunſten des Teſtamentsvollſtreckers als fortbeſtehend, bis er vom Erlöſchen Kenntnis 
erlangt oder das Erlöſchen kennen muß. Unter dieſen Vorausſetzungen iſt auch der vom Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker abgeleitete Erwerb des gutgläubigen Dritten geſchützt ($ 169). Nicht aber, 
wenn der Teſtamentsvollſtrecker in böſem oder wenn er fahrläſſigerweiſe in falſchem Glauben 
war. Auch der Vorweis des Zeugniſſes deckt in dieſem Falle den Dritten nicht (§ 2368 A 7). 
Nur der öffentliche Glaube des Grundbuchs (88 892, 893) kann ihm aufhelfen. 

2. Abweichung von $ 666 in beſonderem Hinblick auf 99 2209, 2210. Das Recht des 
Erben auf Rechnungslegung iſt ein vermögensrechtlicher Anſpruch, der bei Pfändung des 
Erbteils auf den Pfändungsgläubiger mit übergeht; einer Erſchwerung der Verpflichtung 
des Teſtamentsvollſtreckers bei dem Vorhandenſein mehrerer Pfändungsgläubiger iſt durch 
entſprechende Anwendung des $ 432 zu begegnen (RG LZ 1916, 1478). — Zu anderen Be- 
teiligten als dem Erben ſteht der Teſtamentsvollſtrecker von § 2219 A 2 abgeſehen überhaupt 
in keinem Rechtsverhältnis. Insbeſondere iſt er dem Pflichtteilsberechtigten und regel- 
mäßig auch dem Vermächtnisnehmer nicht zur Auskunft verpflichtet (RG 50, 224 und JW 
04, 3387). In den beſonderen Fällen, in denen ein Anſpruch auf Auskunftserteilung als 
mitvermacht anzusehen iſt ($ 2174 A 1), kann dieſer Anſpruch aber gemäß $ 2213 auch gegen 
den verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker geltend gemacht werden. 


8 2219 

Verletzt der Teſtamentsvollſtrecker die ihm obliegenden Verpflichtungen, 
jo iſt er, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den daraus entſtehen⸗ 
den Schaden dem Erben!) und, ſoweit ein Vermächtnis zu vollziehen iſt, 
auch dem Vermächtnisnehmer verantwortliche). 

Mehrere Teſtamentsvollſtrecker, denen ein Verſchulden zur Laſt fällt, 
haften als Geſamtſchuldners). 

E 1 1908 Abſ 1 II 2088; M 5 244; P 5 263, 916. 

Befreiung unzuläſſig 8 2220. 

1. Der Teſtamentsvollſtrecker ſteht nur zum Erben, gegebenenfalls auch dem Vor- oder 
Nacherben, in einem geſetzlichen Schuldverhältnis (§ 2218) und ift deshalb grundſätzlich nur 
dem Erben ſchadenserſatzpflichtig, ausnahmsweiſe auch dem Vermächtnisnehmer. Sämtliche 
dem Teſtamentsvollſtrecker obliegende Verrichtungen (88 2203—2209, 2212—221 8, 2226 Satz 3) 
unterſtehen danach dem Grundſatze des $ 276, wonach er Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten 
hat. Hat er das in ſeiner Verwaltung befindliche, von ihm nach den bisher maßgebenden 
Grundſätzen angelegte Vermögen in der Juflationszeit der Entwertung verfallen laſſen, ſo 
kann ihm dies nicht ohne weiteres zum Verſchulden angerechnet werden (RG 11. 11. 26 
IV 216/26; vgl. Aufivd 8 79). Klagerecht des einzelnen Miterben gegen den Teſtaments · 
vollſtrecker auf Einhaltung der Grenzen ſeiner Verwaltungsbefugnis und Vornahme einer 
pflichtmäßigen Verwaltungshandlung RG 73, 28 ($ 2216 A 1). Iſt, wie bei der Auskunfts⸗ 
pflicht oder der Herausgabepflicht (8 2218 A ), eine Leiſtung an den Erben zu bewirken, 
fo beſtimmt ſich beim Vorhandeuſein einer Erbengemeinſchaft das Klagerecht des einzelnen 
Miterben zwar, da der Auſpruch nicht zum Nachlaſſe gehört, ſondern erſt in der Perſon der 
Erben entſteht, nicht nach § 2039, wohl aber nach der entſprechenden Vorſchrift des § 432 (vgl. 
RG 86, 68; Herzfelder in JW 1925, 2147 zu 5). Soweit der Erblaſſer den Teſtaments. 
vollſtrecker von der Erfüllung feiner Obliegenheiten nicht befreien kann ($ 2220), kann er auch 
das Maß ſeiner Vertretungspflicht nicht herabmindern (a. M. Strohal § 40a A 36). Seine 
Haftung für Vertreter und Gehilfen ergibt 5 664 (§ 2218 A 1). Steht ihm die Ernennung eines 
Mitvollſtreckers oder des Nachfolgers zu (§ 2199), fo hat er ein bei der Auswahl ihn treffendes 
Verſchulden gleichfalls zu vertreten. Ebenſo haftet im Falle des $ 2200 nach $ 839 der Nachlaß⸗ 
richter. Schadenserſatz 88 249ff. Strafrechtliche Verantwortung des Teſtamentsvollſtreckers 
StEB 8 266 Nr 1, Haftung für die Erbſchaftsſteuer und für Steuern, die der Erblaſſer ſchuldig 
geblieben iſt, 8 2205 A 1. Die Haftung des Erben für Handlungen des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers erſtreckt ſich ſoweit, als dadurch Nachlaßverbindlichkeiten begründet werden (5 1967). 
Dies trifft zu, ſoweit der Teſtamentsvollſtrecker innerhalb des durch die letztwillige Verfügung 
des Erblaſſers und die geſetzlichen Vorſchriften beſtimmten Rechtskreiſes tätig wird, nicht aber 
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ſoweit er aus Veranlaſſung feines Amtes Dritten Schaden zufügt (Streitfrage, vom RG 
Warn 1914 Nr 127 dahingeſtellt gelaſſen). 


2. Die Haftung des Teſtamentsvollſtreckers iſt durch poſitive Vorſchrift auch gegenüber 
dem Bermächtnisnehmer begründet, und zwar auch wenn es ſich, wie im Falle des 8 2223, 
um ein Untervermächtnis handelt. Die Schadenserſatzpflicht tritt nur ein, ſoweit der Bedachte 
vom Beſchwerten Befriedigung nicht erlangen kann. Überdies, wenn der Erbe beſchwert iſt, 
9 111. Umfange in dem dieſer nach 88 1991 Abſ 4, 1992 zur Entrichtung des Vermächtniſſes 
verbunden war 


3. Die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Vollſtrecker (88 421 ff.) — vorausgeſetzt, 
daß jeden ein Mitverſchulden trifft — entſpricht der Haftung mehrerer Vorſtandsmitglieder 
und Liquidatoren (88 42, 53) oder mehrerer Vormünder ($ 1833). Sie beſteht nur, ſoweit 
lie das Amt gemeinſchaftlich führen (8 2224). Iſt jedem ein beſonderer Wirkungskreis zu- 
gewieſen, ſo haftet er für ſich allein, wenn den übrigen auch kein Aufſichtsrecht zuſteht. Im 
Verhältnis zueinander ſind fie nach $ 426 zu gleichen Teilen erſatzpflichtig. Der bloß 
aufſichtsführende Teſtamentsvollſtrecker ( 2208 A 3) kann jedoch entſprechend § 1833 Abſ 2 
von den übrigen nicht mit in Anſpruch genommen werden. Verjährung § 195. Haftung aus 
unerlaubter Handlung §s 840, 852. 


8 2220 


Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker nicht von den ihm nach 
den SS 2215, 2216, 2218, 2219 obliegenden Verpflichtungen befreien. 


E 1 1906 Abf 1, 1908 Abſ 3 II 2089; M 5 241, 242, 244; P 5 263, 310, 314, 316; 6 98. 
Bei den betreffenden Vorſchriften bereits berückſichtigt. 


8 2221 


Der Teſtamentsvollſtrecker kann für die Führung ſeines Amtes eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung verlangen, ſofern nicht der Erblaſſer ein anderes be⸗ 
ſtimmt hat!). 

E 1 1909 Satz 1 II 2090; M 5 244, 245: P 5 316, 317. 

1. Vergütung. Hat der Erblaſſer letztwillig ſelbſt eine Vergütung ausgeworfen oder 
hat er jede Vergütung ausgeſchloſſen, ſo bleibt dieſe Beſtimmung maßgebend, wenn ſie nicht 
durch Vertrag mit dem Erben geändert wird. Ob darin, daß dem Teſtamentsvollſtrecker eine 
Zuwendung gemacht iſt, der Ausſchluß eines beſonderen Vergütungsanſpruchs liegt, iſt 
Auslegungsfrage. Die Vergütung iſt, auch wenn ſie letztwillig zugeſprochen iſt, kein Ver 
mächtnis, ſondern eine gewöhnliche Nachlaßverbindlichkeit. Es ſei denn, daß aus der un- 
angemeſſenen Höhe der zugebilligten Vergütung ein Vermächtniswille erhellt ($ 1939). Die 
Vergütung iſt im Nachlaßkonkurſe Maſſeſchuld (KO 8 224 Nr 6) und ſelbſt dann aus dem 
ganzen Nachlaſſe zu entrichten, wenn der Teſtamentsvollſtrecker nur für einen Erbteil beſtellt 
iſt. Dem Nachlaßgericht ſteht (anders beim Nachlaßpfleger 88 1960 A 4, 1836) die Feſtſetzung 
nicht zu (RIA 4, 140). Es kann die Befugnis, da feine Zuſtändigkeit geſetzlich umgrenzt iſt, 
auch nicht durch eine letztwillige Verfügung erhalten; eine ſolche Verfügung kann aber unter 
Umſtänden dahin ausgelegt werden, daß die mit den Verrichtungen des Nachlaßgerichts 
betraute Perſon die Vergütung entſprechend den 89 317, 2156 feſtſetzen ſolle; die Feſtſetzung 
kann dann, wenn fie der Billigkeit nicht entſpricht, auf Klage geändert werden (SeuffA 78 
Nr 143). Im allgemeinen hat der Teſtamentsvollſtrecker den Vergütungsauſpruch, nötigen 
falls im Prozeſſe, gegen den Erben geltend zu machen, der die beichräntte Haftung vor 
ſchützen kann. Es kann auch zu einer negativen Feſtſtellungsklage des Erben gegen den 
Teſtamentsvollſtrecker darüber kommen, daß dieſer nicht mehr als den vom Kläger bezeich⸗ 
neten Betrag als Vergütung verlangen dürfe. Zur Führung eines ſolchen Prozeſſes bedarf 
eine Ehefrau als Erbin nicht der Zuſtimmung ihres Mannes, wenn ihr die Erbſchaft gemäß 
$ 1869 als Vorbehaltsgut zugewendet iſt (RG 29. 10. 17 IV 241/17). Der Richter kann die 
Vergütung in Hundertteilen der Nachlaßmaſſe oder als runde Summe feſtſetzen; er braucht 
dabei, unter gebotener Würdigung der beſonderen Verhältniſſe des Einzelfalls, nur den Wert 
der Geſamtarbeit, nicht den jeder einzelnen Arbeit des Teſtamentevollſtreckers zu berückſichtigen 
(RG 1. 11. 18 VII 219/18). Neben der Vergütung hat der Teſtamentsvollſtrecker Anſpruch 
auf Erſatz feiner Auslagen (88 2218, 670) ſowie auf Bezahlung der berufsmäßigen, regel ⸗ 
mäßig nur gegen Entgelt geleilteten Dienſte (Rechtsanwalt), ſoweit auch der Laien Teſta · 
mentsvollſtrecker derartige Dienſte innerhalb feines Amtes nicht ſelbſt verrichtet haben würde 
(8 1835 Abſ 2). OLG 25, 16 will ihm nicht Erfah der Koſten geſtatten, die er für Auf- 
ftellung des Teilungsplans durch einen Rechnungsverſtändigen gezahlt hat. Leiſtung von 
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Vorſchüſſen (8 669, in 8 2218 nicht mitangezogen) kaun er vom Erben nicht verlangen, um 
lo weniger, als er gewöhnlich über den Nachlaß verfügen und ſich daraus wegen feiner Auf- 
wendungen und der ihm zuſtehenden Vergütung ſelbſt befriedigen kann (Seuffu 75 Nr 227). 
Die Vergütung iſt regelmäßig nach Beendigung des Amtes (über abweichende Übung in 
Hamburg vgl. HanſGg 1918 Beibl 82), bei länger andauernder Verwaltung periodiſch (8 2218 
Abſ 2) zu entrichten. Im Falle vorzeitiger Beendigung des Amtes iſt der an ſich angemeſſene 
Say entſprechend zu mindern (vgl. auch § 628). Verjährung $ 195 (SW 1918, 7415). 


8 2222 
Der Erblaſſer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch zu dem Zwecke er⸗ 
nennen, daß dieſer bis zu dem Eintritt einer angeordneten Nacherbfolge 


die Rechte des Nacherben ausübt und deſſen Pflichten erfüllt). 
E II 2091; P 5 309; 6 99. 


1. Teſtamentsvollſtrecker im Intereſſe des Nacherben. Der Wirkungskreis des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers erſtreckt ſich regelmäßig auf eine durch Erbfall oder Eintritt der Nacherbfolge bereits 
eröffnete Erbſchaft. § 2222 geſtattet, für die Zeit vor Anfall der Nacherbſchaft ($ 2139) 
zur Wahrnehmung der Rechte des Nacherben (88 2116—2119, 2121—2123, 21272129 
3 PO 5 773) und zur Erfüllung feiner Pflichten (88 2120, 2123) einen Teſtamentsvollſtrecker 
zu beſtellen. Innerhalb der hierdurch gezogenen Grenzen gelten für den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere feine ausſchließliche Verfügungsmacht und 
Prozeßlegitimation (88 2211—2213). Die hierin liegende Beſchränkung der Rechte des 
Nacherben macht es notwendig, auch in der Eintragung nach GBO § 52 die Beſtellung des 
Teſtamentsvollſtreckers mit zu erwähnen (KJ 40, 198). Vermerk im Erbſchein § 2368 
A 3. Durch die Ernennung eines ſolchen Teſtamentsvollſtreckers kann ſich die ſonſt nach 
88 1912, 1913 gebotene Beſtellung eines Pflegers für den Nacherben erledigen. Iſt dem 
Vorerben ein Teſtamentsvollſtrecker beſtellt, ſo ſteht an und für ſich nichts im Wege, dem ⸗ 
ſelben Teſtamentsvollſtrecker auch die Fürſorge für den Nacherben zu übertragen. So ins ⸗ 
beſondere im Falle des $ 2338. Denn mit der Beſtellung einer gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
trauensperſon für Vor- und Nacherben ift nicht notwendig ein Intereſſenwiderſtreit geſchaffen 
(a. M. OLG 10, 305; Dernburg V $ 142 A 1). Dies wäre nur dann der Fall, wenn der 
Vorerbe ſelbſt zum Teſtamentsvollſtrecker für den Nacherben beſtellt würde. Eine ſolche 
Beſtellung hat deshalb als unwirkſam zu gelten (RS 77, 177; KGJ 52, 78; a. M. Kipp 
9 95 VI, § 126 10), außer wenn der Vorerbe und Teſtamentsvollſtrecker nur Miterbe oder 
wenn er nur einer von mehreren ihr Amt gemeinſchaftlich oder in Kollegialverfaſſung 
führenden Teſtamentsvollſtreckern iſt (vgl. $ 2197 A 1). Das Amt des gemäß 8 2222 be⸗ 
ſtellten Teſtamentsvollſtreckers erledigt ſich durch Ausſchlagung des Vor- oder Nacherben 
und endigt mit Eintritt der Nacherbfolge. Eine hiermit erſt wirkſam werdende Teſtaments⸗ 
vollſtreckung für den Nacherben unterliegt den allgemeinen Vorſchriften. 


8 2223 


Der Erblaſſer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch zu dem Zwecke er⸗ 
nennen, daß dieſer für die Ausführung der einem Vermächtnisnehmer auf⸗ 
erlegten Beſchwerungen ſorgt!). 

E 1 1910 II 2092: M 5 245, 246: B 5 317. 


1. Dem Teſtamentsvollſtrecker iſt zwar durch § 2203 allgemein die Ausführung letztwilliger 
Verfügungen übertragen. Da er jedoch grundſätzlich nur zum Erben in einem Rechtsverhältnis 
ſteht (58 2218 A 2, 2208 A 3), ſo bedurfte es einer beſonderen Vorſchrift, um ihn auch dem 
beſchwerten Vermächtnisnehmer gegenüber zur Fürſorge für Untervermächtniſſe und Auf 
lagen, auch Nachvermächtniſſe (8 2191) zu ermächtigen. Der hierfür maßgebende Wille des 
Erblaſſers kann durch Auslegung aus der allgemeinen Beſtellung des Teſtamentsvollſtreckers 
ermittelt werden. Die Fürſorge kann ihm aber auch als einzige Aufgabe übertragen ſein. Auch 
für die fo beſchränkte Teſtamentsvollſtreckung gelten, ſoweit anwendbar, die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, wobei der Erbſchaft das beſchwerte Vermächtnis gleichzuſtellen iſt. Daraus folgt 
insbeſondere, daß der Vermächtnisnehmer, ſoweit die Verwaltung dem Teſtamentsvoll 
ſtrecker zufteht, von der Verfügung über den Vermächtnisgegenſtand und deſſen gerichtlicher 
Einforderung ausgeſchloſſen iſt (58 2211, 2212) und daß der Teſtamentsvollſtrecker gegen 
die Klage des Zweitbedachten und der Auflageberechtigten ($ 2194) im Umfange des $ 2213 
paſſiv legitimiert iſt (R Dig 1924, 475). Anderſeits ſteht dem Teſtamentsvollſtrecker, 
doweit er die Beſchwerung nicht ſelbſt ausführen kaun, nach § 2208 Abſ 2 die Klage gegen 
fen Befch'werten zu. 
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§ 2224 

Mehrere Teſtamentsvollſtrecker führen das Amt gemeinſchaftlicht!); bei 
einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Nachlaßgerichte). Fällt einer 
von ihnen weg, jo führen die übrigen das Amt allein?). Der Erblaſſer 
kann abweichende Anordnungen treffen“). 

Jeder Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, ohne Zuſtimmung der anderen 
Teſtamentsvollſtrecker diejenigen Maßregeln zu treffen, welche zur Er⸗ 
haltung eines der gemeinſchaftlichen Verwaltung unterliegenden Nachlaß⸗ 
gegenſtandes notwendig ſinds). 

E 1 1893 II 2093; M 5 222, 223; 5 5 255—257. 


1. Mehrere Teſtamentsvollſtrecker (88 2197, 2199, 2200 A 1) führen das Amt gemein- 
ſchaftlich ſowohl nach innen, indem ſie ihre Beſchlüſſe nur einſtimmig faſſen können, wie 
nach außen, indem fie (abweichend von HGB 8 115 Abf 1) grundſätzlich ſämtlich bei einem 
Rechtsgeſchäfte tätig zu werden haben. Doch können ſie unbeſchadet ihrer Haftung nach 
88 2218 A 1, 664 die Ausführung einem aus ihrer Mitte oder einem Dritten übertragen. In⸗ 
ſoweit mehreren von ihnen ein Verſchulden zur Laſt fällt, haften ſie als Geſamtſchuldner, 
§ 2219 Abſ 2. Eigenmächtige Teilung des Wirkungskreiſes entbindet fie nicht von der ge- 
meinſchaftlichen Verantwortung, |. aber A 4 u. 5. Das Auskunfts- und Rechenſchafts⸗ 
verlangen kann auch gegen einen einzelnen Teſtamentsvollſtrecker geltend gemacht werden 
(RG FW 1913, 49517). Die Steuerbehörde ($ 2205 A 1) kann bis zur Höhe des von mehreren 
Teſtamentsvollſtreckern verwalteten Nachlaſſes jeden von ihnen in Anſpruch nehmen und es 
ihm überlaſſen, die nach dem bürgerlichen Recht etwa erforderliche Mitwirkung des oder 
der Mitvollſtrecker ſeinerſeits herbeizuführen (NFINH JW 1925, 2038). 

2. Das Nachlaßgericht iſt zur Entſcheidung von Meinungsverſchiedenheiten wie im 
Falle des § 1797 Abf 1 das Vormundſchaftsgericht berufen. Die Entſcheidung kann nicht 
nur von jedem Teſtamentsvollſtrecker, ſondern auch von ſonſtigen Beteiligten beantragt werden 

RIA 13, 94). Der Prozeßweg unter den Teſtamentsvollſtreckern zur Schlichtung einer 

einungsverſchiedenheit über eine gemeinſchaftlich auszuführende Amtshandlung iſt aus⸗ 
geſchloſſen (OLG 1, 196). Steht aber nicht feſt, daß die in Rede ſtehende Amtshandlung den 
mehreren Vollſtreckern gemeinſchaftlich obliegt, beſteht vielmehr Streit darüber, wer von ihnen 
ſie vorzunehmen hat oder ob ſie gemeinſchaftlich vorzunehmen iſt, ſo entſcheidet hierüber das 
Prozeßgericht (OLG 26, 357). Eine Meinungsverſchiedenheit im Sinne des $ 2224 liegt 
auch nicht vor, wenn unter zwei Teſtamentsvollſtreckern, von denen der eine zugleich Nachlaß 
ſchuldner ift, Streit darüber beſteht, ob dieſer auf Grund feiner Schuld eine Leiſtung an den 
Nachlaß zu bewirken hat. In ſolchem Falle iſt der zweite Teſtamentsvollſtrecker gemäß A 3, 
unter Umſtänden auch A 5 für ſich allein zur gerichtlichen Geltendmachung der Nachlaß⸗ 
forderung befugt (RG 98, 173; KGJ 46, 134). Die auf Vornahme eines Rechtsgeſchafts 
lautende Entſcheidung des Nachlaßgerichts tritt nach FGG 88 82 Abf 2, 58 Abf 1, vorbehaltlich 
8 53 Abſ 2 erſt mit der Rechtskraft in Wirkſamkeit. Die Beſchwerde ſteht, und zwar als ſofortige 
jedem Teſtamentsvollſtrecker ſelbſtändig, überdies aber den ſonſtigen Beteiligten, Erben, Bedach⸗ 
ten und Auflageberechtigten aus 8 2194 zu (FGG 88 60 Nr 6, 20, 82 Abſ 1). Das Nachlaßgericht 
darf ſich nicht inſofern an die Stelle der Teſtamentsvollſtrecker ſetzen, als es eine von keinem 
derſelben vertretene Meinung zur Geltung bringt. Anderſeits kaun es nicht gezwungen werden, 
einer der Meinungen beizutreten, wenn es ſämtliche Meinungen verwirft. Es hat deshalb, 
wenn es ihm nicht gelingt, einen der Teſtamentsvollſtrecker zur entſprechenden Antragſtellung 
zu beſtimmen, die Entſcheidung abzulehnen und in wichtigen Angelegenheiten den Beteiligten 
zu überlaſſen, die Entlaſſung des oder der widerſpenſtigen Teſtamentsvollſtrecker nach 8 2227 
herbeizuführen (fo Schaub in Dig 08, 700; a. M. Dernburg V 138 A 2). > 

3. Der Wegfall eines Teſtamentsvollſtreckers kann in der Ablehnung des Amtes oder in 
der Beendigung nach 88 2225, 2227, aber auch darin ſeinen Grund haben, daß er im einzelnen 
Falle durch rechtliche in ſeiner Perſon liegende Gründe an der Mitwirkung an 
einem Rechtsgeſchafte (RG 58, 300; 61, 139) oder an einer Prozeßhandlung (RG 98, 178) 
dauernd verhindert iſt. Vorübergehende Verhinderung durch Krankheit u. dgl. iſt kein Wegfall. 

4. Der Erblaſſer kann letztwillig abweichende Anordnungen inſofern treffen, als er jedem 
der mehreren Teſtamentsvollſtrecker einen beſonderen Wirkungskreis mit eigener Verant- 
wortung anweiſt, jeden nach außen zur vollen Vertretung ermächtigt (A 1), Mehrheitsbeſchlüſſe 
zuläßt (Kollegialverfaſſung), die Entſcheidung des Nachlafgerichts ausſchließt, fie einem Dritten 
oder auch einem der Teſtamentsvollſtrecker überträgt (A 2), mit Wegfall des einen auch das 
Amt der anderen erlöſchen läßt oder nach § 2197 Abſ 2 für Erſatz ſorgt (A 8) u. dgl. Die 
abweichenden Anordnungen find im Vollſtreckerzeugnis ($ 2368) mit anzugeben. Unzuläſſig 
iſt, die Wirkſamkeit von Rechtshandlungen des Teſtamentsvollſtreckers von der Genehmigung 
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des Nachlaßgerichts abhängig zu machen, da der Erblaſſer über den Wirkungskreis von Be⸗ 
hörden nicht beſtimmen kann. 


5. Ohne Zuſtimmung der anderen zu handeln iſt der Teſtamentsvollſtrecker, wie bei der 
Gemeinſchaft (8 744 Abſ 2) und der Erbengemeinſchaft ($ 2088 Ab] 1) nur unter der Voraus 
ſetzung ermächtigt, daß es ſich um dringliche Erhaltungsmaßregeln handelt. Dazu kann auch 
die Klage auf Feſtſtellung einer Nachlaßforderung oder ihre gerichtliche Beitreibung gehören 
(RS 98, 173; ZW 02 Beil 244135). Nimmt ein Teſtamentsvollſtrecker ein Rechtsgeſchäft oder 
eine dingliche Verfügung vor, ohne durch Abſ 2 gedeckt zu fein, fo kann die Handlung nach 

$ 177 ff., 185 nur durch Genehmigung der übrigen oder durch beifällige Entſcheidung des 
achlaßgerichts (A 2) wirkſam werden. Abweichende Anordnungen des Erblaſſers ſind auch 
in dieſer Hinſicht zuläſſig (A 4; a. M. Planck A 10). 


8 2225 


Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers erlifcht!), wenn er ftirbt?) oder 


wenn ein Fall eintritt, in welchem die Ernennung nach § 2201 unwirkſam 
ſein würde“). 
E I 1894 II 2094; M 5 223; P 5 257—259. 


1. Die Beendigung des Amtes des Teſtamentsvollſtreckers tritt immer von ſelbſt ein, 
ohne daß es (wie bei der Nachlaßpflegſchaft 8 1960 A 4) einer förmlichen Aufhebung oder 
einer Anzeige der Amtsniederlegung an das Nachlaßgericht bedarf. So durch Erledigun 
aller dem Teſtamentsvollſtrecker zugewieſenen Aufgaben (RG 81, 166). Ebenſo dur 
Eintritt der auflöſenden Bedingung oder des Endtermins, fo insbeſondere im Falle 
des § 2210. Das dem Teſtamentsvollſtrecker erteilte Zeugnis wird mit Beendigung des 
Amtes von ſelbſt kraftlos, 8 2868 Abſ 3, die Vermerke im Grundbuch und Schiffsregiſter 
GBO 8 53, FGG 8 118) find auf Antrag des Erben zu löſchen. Herausgabe⸗ und Rechen⸗ 
ſchaftspflicht & 2218 A 1, 666, 667, Wirkſamkeit einer nach Beendigung des Amtes vorgenomme⸗ 
nen Verfügung § 674. Eine vom Teſtamentsvollſtrecker erteilte Vollmacht erliſcht mit Ber 
endigung des Antes (KJ 41, 79). Auf den Gang eines ſchwebenden Prozeſſes iſt die Be⸗ 
endigung des Amtes ohne Einfluß (88 2212 A 1, 2218 A 1). Nicht beendet wird das Amt 
des Teſtamentsvollſtreckers dadurch, daß er zum Vormunde des Alleinerben beſtellt wird 
(K J 48, 141). Auch nicht durch Eröffnung des Nachlaßkonkurſes oder der Nachlaßverwaltung 
(RG Gruch 63, 617). Konkurseröffnung über das Vermögen des Teſtamentsvollſtreckers kann 
nur einen Eutlaſſungsgrund nach § 2227 bilden. — Der Wegfall der Teſtamentsvollſtreckung 
hat zur Folge, daß die Ausſchließung des Erben von dem Verfügungsrechte (5 2211 A 1) auf- 
hört. fe Folge tritt auch dann ein, wenn der Teſtamentsvollſtrecker durch rechtliche, in 
ſeiner Per on liegende Gründe an einer beſtimmten Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand 
verhindert iſt (vgl. 9 2224 A 3). Auch in einem ſolchen Falle ſteht das Verfügungsrecht dem 
Erben zu (KG RIA 16, 139). 


2. Tod des Teſtamentsvollſtreckers. Das Amt geht nicht auf ſeine Erben über, ſoweit nicht 
der Erblaſſer einen beſtimmten Erben nach $ 2197 Abſ 2 als Nachfolger ernannt hat. Die Be- 
rufung des oder der Erben ſchlechthin iſt keine „Ernennung“. Anzeigepflicht und vorläufige 
Fortführung des Amtes durch die Erben des Teſtamentsvollſtreckers 88 2218 A 1, 673 Satz 2. 


. Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit oder der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit, Beſtellung 
eines Pflegers nach 8 1910 zur Beſorgung der Vermögensangelegenheiten. Eine Wieder⸗ 


aa 5 der Entmündigung oder der Pflegſchaft läßt das einmal erloſchene Amt nicht wieder 
aufleben. 


8 2226 


Der Teſtamentsvollſtrecker kann das Amt jederzeit kündigen!). Die Kün⸗ 
digung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichtez). Die 
Vorſchriften des § 671 Abſ 2, 3 finden entſprechende Anwendung!). 

E I 1895 II 2095; M 5 223, 224; P 5 259, 260. 


1. Das Kündigungsrecht ſteht dem Teſtamentsvollſtrecker gleich dem Beauftragten (8 671 
Abſſ 1) jederzeit zu, und zwar ohne daß er dabei über den Grund Rechenſchaft zu geben hätte. 
Doch darf er, außer wenn ein wichtiger Grund vorliegt, nicht zur Unzeit kündigen (8 671 
Abi 2). Hatte er durch Vertrag mit dem Erblaſſer oder dem Erben auf das Kündigungsrecht 
verzichtet, ſo darf er nur aus wichtigen Gründen kündigen (§ 671 Abſ 3). Aber auch die 
unzeitige oder grundloſe Kündigung bringt das Amt zum Erlöſchen und kann den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker nur ſchadenserſatzpflichtig machen. RIA 12, 112 ($ 2199 A 2) läßt die Beſchrän⸗ 
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kung der Kündigung auf einen Teil des Amtes zu, wenn ſich ein entſprechender Wille des 
Erblaſſers feſtſtellen läßt. Dem Ehemann ſteht aus 8 1358 fein Kündigungsrecht zu (8 2202 A 2). 

2. Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht, jedoch ohne Formzwang wie 82202 A 2 
Wirkſamkeit $ 180. Einſicht der Akten § 2228. 


8 2227 


Das Nachlaßgericht kann den Teſtamentsvollſtrecker auf Antrag eines 
der Beteiligten entlajjen!), wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein ſolcher 
Grund iſt insbeſondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ord⸗ 
nungsmäßigen Geſchäftsführung '). 


Der Teſtamentsvollſtrecker ſoll vor der Entlaſſung wenn tunlich gehört 
werdend). 


E I 1896 II 2096: M 5 224—226; P 5 260, 261. 


rechtigt, dagegen nicht der Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt, dem vielmehr nach 8 2226 das Kün⸗ 
digungsrecht zuſteht. Die nach Dienſtordnungen zur Verſagung der Erlaubnis berechtigte 
Behörde ($ 1888) hat kein eigenes Antragsrecht, ſie kann den Beamten nur zur Kündigung 
anhalten. Das Nachlaßgericht wird im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit tätig, der 
Prozeßweg iſt damit ausgeſchloſſen. Eigentliche Aufſichtsrechte ſtehen dem Nachlaßgerichte 
nicht zu, auch nicht bei darauf gerichteten Anordnungen des Erblaſſers (OLG 40, 136 A 1). 
Eine zeitweilige Entlaffung tft unſtatthaft; desgleichen eine einſtweilige Anordnung des 
Nachlaßgerichts auf vorläufige Amtsenthebung (IFG 3, 172). 


2. Was als wichtiger Grund zu gelten habe, iſt dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Nach⸗ 
laßgerichts anheimgeſtellt. Pflichtverletzung (grober Art, z. B. durch eine von den Umſtän⸗ 
den nicht gebotene Bevorzugung der eigenen r N Intereſſen vor denen der Erben, 
OL 44, 98) und Unfähigkeit find (wie in $ 27 Ubf 2) nur beiſpielsweiſe aufgeführt. Ver⸗ 
ſchulden des Teſtamentsvollſtreckers iſt nicht vorausgeſeht (KJ SC A 74); es genügt, daß 
er durch ſein perſönliches Verhalten oder die bei ihm tatſächlich beſtehenden Verhältniſſe 
begründeten Anlaß zu der Annahme gibt, ſein Verbleiben im Amte werde die Ausführung 
des letzten Willens beeinträchtigen oder die berechtigten Intereſſen der Beteiligten ge⸗ 
fährden (OLG 30, 210). Unter dieſem Geſichtspunkte ſind auch Feindſchaft zwiſchen dem 
Vollſtrecker und dem Erben (OLG 26 S. 357 u. 358; 40, 137) oder zwiſchen Mitvolljtredern 
(RIA 14, 25) und längere Abweſenheit des Vollſtreckers (KJ 47, 92) als Entlaſſungs⸗ 
gründe zu . Die Verhinderung des Vollſtreckers, bei einer einzelnen Nachlaß⸗ 
angelegenheit, z. B. infolge ſeiner Eigenſchaft als Nachlaßſchuldner, mitzuwirken, iſt an 
ſich und vorbehaltlich einer beſonderen Sachlage (wie in dem Falle Ich 3, 169) noch kein 
wichtiger Grund zu ſeiner Entlaſſung (RG 98, 174; vgl. 88 2224 A 2/3, 2225 A 1 a. E.). 
Dagegen wird die Klarſtellung des Umſtandes, daß das Nachlaßgericht den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ohne ein die Ernennung rechtfertigendes Erſuchen des Erblaſſers ernannt habe 
($ 2200 A 1), als ein wichtiger Grund für die Entlaſtung angeſehen werden müſſen, die 
aber auch in dieſem Falle nur auf Antrag erfolgen darf (Recht 1925 Nr 2438). 


3. Gehör wie § 2216 A 4. Dem Teſtamentsvollſtrecker ſteht gegen feine Entlaſſung ſo⸗ 
fortige Beſchwerde (FGG 8 81 Abs 2) den Beteiligten gegen die Ablehnung einfache Be- 
ſchwerde zu (5G@ 88 19ff.). Akteneinſicht und Ausfertigungen cc 88 78, 85. — Anwend⸗ 
barkeit des älteren Rechtes R 46, 70. 

8 2228 


Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der nach 8 2198 Abſ 1 Satz 2, 8 2199 
Abſ 2, § 2202 Abſ 2, § 2226 Sat 2 abgegebenen Erklärungen jedem zu 
geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glanbhaft macht!). 

® 6 338, 889 


1. Akteneinſicht wie § 1953 A 5. Es betreffen $ 2198: Die Beſtimmung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers durch einen Dritten, $ 2199: Beſtimmung des Mitvollſtreckers oder Nachfolgers 
durch den Teſtamentsvollſtrecker, 8 2202: Annahme- oder Ablehnungserklärung, § 2226: 
Kündigung. Vgl. auch FG 88 34, 78, 85. 
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Siebenter Titel 
Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments 


Das BB unterſcheidet zwiſchen der ordentlichen und außerordentlichen Teſtaments⸗ 
form. Als ordentliche Teſtamente kennt es das vor Richter oder Notar errichtete (88 2231 
Nr 1, 2232—2246) und das eigenhändige Privatteſtament (88 2231 Nr 2, 2247, 2248). Als 
außerordentliche Teſtamentsformen das Gemeinde, Seuchen. und Seeteſtament (88 2249 
bis 2252). Daneben kommt das privilegierte Militärteſtament in Betracht. Es war 
früher in § 44 RMilG v. 2. 5. 74 mit 9 20 EGMStGO v. 1. 12. 98 geregelt; dieſe Be- 
ſtimmungen waren nach Ec Art 44 auf das Marineteſtament entſprechend anwendbar (pal. 
über dieſen früheren Rechtszuſtand: Schlegelberger, Gruch 59 S. 240—248, 245 f. und Leon⸗ 
hard, JW 1919 S. 479—482; ferner zu $ 44 Nr 1 Abſ 1 NMIG: RG SW 1920, 78411 
und zu Nr 2b daf.: RIA 16, 214). Jetzt hat das Militärteſtament, von dem das Marine- 
teſtament dem Namen nach nicht mehr unterſchieden wird, in $ 38 RWehrG v. 20. 3. 21 eine 
mit dem früheren Recht im weſentlichen übereinſtimmende Regelung gefunden. Es kann 
in Kriegszeiten oder in Friedenszeiten in ſolchen Bezirken, in denen Maßnahmen gemäß 
R Verf Art 48 unter Heranziehung der Wehrmacht getroffen ſind, von Angehörigen der Wehr⸗ 
macht und den nach dem Militärſtrafgeſetz den Militärgeſetzen unterworfenen Perſonen, 
auch von Kriegsgefangenen und Geiſeln, ſolange ſie ſich in der Gewalt des Feindes befinden, 
in den in $ 38 Nr 3a bis e angegebenen Formen errichtet werden. Dieſelben erleichterten 
Formen ſtehen Perſonen der Beſatzung eines in Dienſt geftellten Fahrzeugs der, Reichs⸗ 
marine ſowie andern an Bord genommenen und dort befindlichen Perſonen auch zu anderen 
Zeiten als denen eines Krieges oder einer Maßnahme nach Nerf Art 48 ſo lange offen, als 
ſich das Fahrzeug außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet. Als Notteſtament verliert 
das Militärteſtament mit dem Ablaufe eines Jahres nach dem Aufhören des die erleichterte 
Form zulaſſenden Zustandes feine Gültigkeit (§ 88 Nr 3g). Ein ordentliches öffentliches 
Teſtament mit unbeſchränkter Gültigkeitsdauer kann im Felde oder während des Aufent⸗ 
Dr eines Fahrzeugs der Reichsmarine außerhalb eines inländiſchen Hafens vor militäri- 
chen Urkundsperſonen (Kriegs, oder Oberkriegsgerichtsrat mit dem jetzt als Urkunds⸗ 
beamter der Geſchäftsſtelle des Militärgerichts bezeichneten Militärgerichtsſchreiber) errichtet 
werden nach Maßgabe des Milgchch v. 28. 5. 01, 88 1, 2; JG $ 184; Bek v. 4. 1. 15, 
RGBl 18, 88 1, 2, 6 (Schlegelberger a. a. O. 243f., 246 ff.) und Bek v. 8. 3. 17, RGBl 29, 
$$ 1, 8 (Ortsangabe in den Protokollen militäriſcher Urkundsperſonen mit rückwirkender 
Kraft v. 1. 8. 14 an für entbehrlich erklärt). Teſtamente vor Reichskonſuln in den Konſular⸗ 
gerichtsbezirken Konſch v. 7. 4. 00 882,7 Nr 2, 19 Nr 1 (vgl. auch $ 38), in den ſonſtigen 
Konſularbezirken KonſOcö v. 8. 11. 67 § 16 und EG Art 38; in den Schu gebieten vor 
den zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten mit Ausſchluß von Notaren 
(Schutzgebch v. 10. 9. 00 88 2, 3; BO v. 9. 11. 00 $ 11). Beſonderheiten wegen des An⸗ 
erbenrechts EG Art 64, der Hausverfaſſungen der ehemals ſouveränen Häuſer und 
des hohen Adels EG Art 57, 58 (durch RVerf Art 109 nicht beſeitigt RG 101, 185; 
108, 192 f.). — Internationales Recht über die Teſtierfähigkeit EG Artt 7, 24 Abſ 3, die 
Teſtamentsform Art 11 Abſ 1. Übergangsvorſchriften EG Artt 214, 215. 


8 2229 


) Wer in der Geſchäftsfähigteit beſchränkt iſt, bedarf zur Errichtung eines 
Teſtaments nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters). 

Ein Minderjähriger kann ein Teſtament erſt errichten, wenn er das 
ſechzehnte Lebensjahr vollendet hat“). 

Wer wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmün⸗ 

digt iſt, kann ein Teſtament nicht errichten). Die Unfähigkeit tritt ſchon 
mit der Stellung des Antrags ein, auf Grund deſſen die Entmündigung 
erfolgt ö) e). 

E I 1912 II 2097; M 5 247-258; P 5 817—325; 6 73, 

1. Nach den allgemeinen Vorſchriften über die Wirkſamkeit der Rechtsgeſchäfte find von 
der Teſtamentserrichtung ſchlechthin ausgeſchloſſen: a) Geſchäftsunfahige, d. h. nach 
$ 104 Nr 1 Perſonen unter 7 Jahren, Nr 2 dauernd Unzurechnungsfähige (RG DIE 1021, 78 
über den Unterſchied zwiſchen einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande 


der Geiſtesſtörung und einem auf bloßer Willensſchwäche beruhenden Zuſtande leichter Be⸗ 
einflußbarkeit), Nr 3 wegen Geiſteskrankheit Entmündigte, ſolange die Entmündigung formell 
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zu Recht beſteht. Iſt der Krankheitszuſtand der § 104 unter Nr 2 Genannten in lichten 
Zwiſchenräumen behoben, ſo ſind ſie, falls ſie nicht entmündigt ſind (Nr 3), während dieſer 
Zeit auch geſchäftsfähig und können wirkſam teſtieren (RG 8. 3. 06 IV 420/05, 18. 5. 08 
IV 367/07). Auch die Entmündigung (Nr 3) ſteht unter den beſonderen Vorausſetzungen 
des § 2230 der Gültigkeit des Teſtaments nicht entgegen; b) Perſonen, die ſich während der 
Errichtung im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder vorübergehenden Störung der 
Geiſtestätigkeit befinden, § 105 Abſ 2. Der vorliegende Paragraph entzieht die Teſtier⸗ 
fähigkeit: e) den Minderjährigen unter 16 Jahren Abſ 2, d) den wegen Geiſtesſchwäche, Ver⸗ 
ſchwendung oder Trunkſucht Eutmündigten Abf 3, ſ. jedoch §88 2230, 2258 Abſ 2. Daß der 
Teſtierunfähige auch nicht durch feinen geſetzlichen Vertreter teſtieren kann, folgt aus § 2064, 
wonach der Erblaſſer ein Teſtament wur perſönlich errichten kann. Nachträglicher Erwerb 
29 n c ei macht das Teſtament nicht gültig (JW 1916, 6071; RG 111, 252; vgl. aber 

5 m 5 

2. Von den in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten (88 106, 114) ſcheiden die A 1 unter 

o und d Genannten aus. Die vorläufige Bevormundung nach 8 1906 ift an ſich kein Hindernis 
der Teſtamentserrichtung. Ebenſowenig die Pflegſchaft wegen Gebrechlichkeit nach § 1910. 
S. jedoch beim Erbvertrag 88 2290 Abſ 3, 2292. Auch wenn die vorläufige Bevormundung 
auf Grund eines Entmündigungsantrags wegen Geiſteskrankheit erfolgt, bleibt für die Frage 
der Teſtierfähigkeit maßgebend, ob der Bevormundete im Augenblicke der Teſtamentserrichtung 
nach § 104 Nr 2 wirklich unzurechnungsfähig war. Nur in den Fällen des Ab] 3 (Geiſtes⸗ 
ſchwäche uſw.) hat die Antragſtellung zurückbeziehende Wirkung (RG JW 1919, 72410). 
Jedenfalls entfällt, ſoweit der beſchränkt Geſchäftsfähige überhaupt teſtierfähig iſt, die 
ſonſt durch § 107 gebotene Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. 
3. Der Minderjährige unter 16 Jahren (Berechnung des Lebensalters § 187 Abſ 2) 
ift ſchlechthin teſtierunfähig (A 1). Von da ab fteht er nach Abſ 1 dem Volljährigen gleich, 
ausgenommen, daß er während der ganzen Dauer der Minderjährigkeit ſich des eigenhändige 
Teſtaments nicht bedienen ($ 2247) und das öffentliche Teſtament nur durch mündliche Er⸗ 
klärung errichten ($ 2238 Abſ 2), alſo, wenn er ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert 
iſt, überhaupt nicht teſtieren kann. Für den Erbvertrag ſ. 59 2275, 2290, 2292. Die 95 2288 
Abs 2, 2247 enthalten fachlich eine Beſchränkung der perſönlichen Fähigkeit zur Teſtaments⸗ 
errichtung (vgl. RG 111, 252), werden aber im Zuſammeuhauge des Geſetzes, anders als die 
dem $ 2238 Abs 2 eutſprechende Vorſchrift des Pr ALR 1 12 5 17, als Formvorſchrifteu be⸗ 
handelt. Daraus wird gemäß EG Art 11 Ab] 1 Satz 2 zu folgern ſein, daß das von einem 
minderjährigen Deutſchen über 16 Jahre im Ausland durch Übergabe einer Schrift oder 
privatſchriftlich errichtete Teſtament gültig iſt, wenn ihm das dortige Recht ſolche Errichtung 
geltattet. Um nichts anderes als um eine Beſchränkung der Teſtierfähigkeit handelt es ſich 
bei der durch EG Art 200, Pra Art 48 aufrechterhaltenen Beſtimmung des PrGeſ v. 16. 4. 60 
$ 6, wonach Eheleute in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft bei beſtehender beerbter Ehe 
über das gemeinſchaftliche Vermögen nur gemeinſchaftlich von Todes wegen verfügen können, 
alſo von einſeitigen letztwilligen Verfügungen ausgeſchloſſen find (RG 2. 6. 21 IV 622/20; 
dal. auch RG 111, 249 ff. und dagegen Endemann JW 1926, 548, der die Gültigkeit einer 
einſeitigen letztwilligen Verfügung eines weſtfäliſchen Ehegatten nur nach der Rechtslage 
entſchieden ſehen will, die zur Zeit ſeines Todes beſtanden habe, damit aber dem in den Mot 
zu 8 6 des Münſterſchen Entwurfs ausgeſprochenen, dem § 6 des Gef von 1860 zugrunde 
liegenden Gedanken nicht gerecht wird, daß in einer für den Zuſammenhalt der Familie ſo 
wichtigen Angelegenheit ein Zuſammeuwirken beider Ehegatten zu fordern ſei). 

4. Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht für ſich allein heben die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit und damit die Teſtierfähigkeit nicht auf. Nur die deshalb ausgeſprochene Ent- 
mündigung, obwohl ſie nach § 114 nur zur beſchränkten Geſchäftsfähigkeit führt, hat zu⸗ 
gleich den Verluſt der Teſtierfähigkeit zur Folge (A 1). Doch bleibt der Entmündigte nach 
§ 2253 Abſ 2 auch jetzt noch zum Widerruf eines vor der Entmündigung errichteten Teſtaments 
befugt. S. auch $ 2230. 

5. Kommt es überhaupt nicht zur Entmündigung, fo bleibt das während des Verfahrens 
errichtere Teſtament wirkſam, auch wenn eine vorläufige Vormundſchaft nach § 1906 angeordnet 
war. Dagegen wird die Wirkung der einmal ausgeſprochenen Entmündigung (ZPO 88 661, 
683) zurückbezogen auf den Zeitpunkt der Antragſtellung (ZPO 88 647, 680). Nicht aber auch 
im Falle der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit (A 2) 

6. Beweislaſt. Der Mangel der Teſtierfähigteit iſt gegenüber einem ordnungsmäßig 
errichteten Teſtamente für die Zeit der Teſtamentserrichtung von demjenigen zu beweiſen, 
welcher Nichtigkeit des Teſtaments behauptet (R Warn 1913 Nr 243). Im Falle des 
$ 104 Nr 2 genügt nicht der Nachweis, daß ſich der Erblaſſer „um“ dieſe Zeit in dem dort voraus⸗ 
geſetzten Zuſtande befunden hat (RG Warn 1919 Nr 179; anders 2. Aufl.). Iſt die Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit für den Zeitpunkt der Teſtamentserrichtung durch öffentliche Urkunde bezeugt, 
to trifft nach ZPO 8 418 die Beweislaſt für die Unrichtigkeit der bezeugten Tatſache, wenn der 
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Beweis landesgeſetzlich überhaupt zuläſſig iſt, unter allen Umſtäuden den dies Behauptenden 
(RG 18. 5. 08 IV 367/07). Im Falle des Abſ 3 braucht der Beweis nur darauf gerichtet zu 
werden, daß das Teſtament nach der Antragſtellung errichtet iſt (ſ. jedoch 8 2230). — Sonſtige 
Beſchränkungen der Teſtierfähigkeit find dem BGB unbekannt. Gütergemeinſchaftliche 
Ehegatten $ 1516. 


8 2230 

Hat ein Entmündigter ein Teſtament errichtet, bevor der die Entmündi⸗ 
gung ausſprechende Beſchluß unanfechtbar geworden iſt, ſo ſtebt die Ent⸗ 
mündigung der Gültigkeit des Teſtaments nicht entgegen, wenn der Ent⸗ 
mündigte noch vor dem Eintritte der Unanfechtbarkeit ſtirbt!). 

Das gleiche gilt, wenn der Entmündigte nach der Stellung des Antrags 
auf Wiederaufhebung der Entmündigung ein Teſtament errichtet und die 
Entmündigung dem Antrage gemäß wiederaufgehoben wird?). 

6 II 2098; P 5 320, 321, 820. 


I, Die Teſtſerunfähigteit des Entmündigten (88 104 Nr 3, 2229 Abſ 8) tritt nach ZPO 
5 661, 688 mit Buftellung des Entmündigungsbeſchluſſes in Wirkſamkeit und wird in den 
üllen des § 2229 Nbf 8 ſogar auf den Zeitpunkt der Antragſtellung zurückbezogen. Der Be⸗ 
ſchluß wird unanfechtbar, wenn die Monatsfriſt der 88 664, 684 ABO abgelaufen oder wenn 
die rechtzeitig erhobene Klage rechtskräftig abgewieſen oder wenn ſie zurückgenommen iſt. 
Solange hiernach die Anfechtung möglich oder ein Erfolg der unternommenen Anfechtung 
nicht ausgeſchloſſen iſt, bildet die Tatſache der Entmündigung für ſich allein kein Hindernis 
wirkſamer Teſtamentserrichtung, wenn der Entmündigte innerhalb dieſes Zeitraums 
tirbt. Vielmehr hat derjenige, welcher Unwirkſamkeit des vom Entmündigten errichteten 
eſtaments behauptet, nach allgemeinen Grundſätzen den Mangel der Geſchäftsfähigkeit aus 
$ 104 Nr 2 oder $ 105 (andere Fälle können hier nicht in Frage kommen) für die Zeit der 
Teſtamentserrichtung zu beiveifen. 


2. Selbſt Unaufechtbarkeit der Entmündigung ſteht der Teſtamentserrichtung nicht ent⸗ 
egen, wenn ſie in die Zeit nach Stellung des Wiederaufhebungsantrags fällt (8 PO 
$ 675, 686) und wenn es demnächſt wirklich zur Wiederaufhebung der Entmündigung 
kommt (ARD 88 672, 679 Abſ 4, 686 Abf 4). Damit iſt zugleich ausgeſprochen, daß zur Zeit 
des die Wiederaufhebung anordnenden Beſchluſſes oder Urteils ein Grund zur Entmündigung 
nach $ 6 nicht mehr vorgelegen habe. Demjenigen, welcher die Ungültigkeit des Teſtaments 
behauptet, iſt jedoch der Beweis nicht abge chnitten, daß der Erblaſſer gleichwohl zur as 
ber ge willensunfrei im Sinne von 88 104 Nr 2, 105 geweſen fei. Da. 
gegen iſt nach Abſ 2 der Beweisantritt ausgeſchloſſen, daß der Erblaſſer wegen Gei tesſchwäche, 
Verſchwendung oder Trunkſucht damals noch mit Recht entmündigt geweſen 5 Das in 
der Zeit nach Zustellung des unangefochtenen oder erfolglos angefochtenen Entmündigungs⸗ 
beſchluſſes bis zur Stellung des Wiederaufhebungsantrags errichtete Teſtament iſt und bleibt 
dagegen nichtig. — Übergangsbeſtimmung E Art 215 Abſ 2. 


8 2231 

Ein Teſtament kann in ordentlicher Form!) errichtet werden: 

1. vor einem Richter oder vor einem Notar2); 

2. durch eine von dem Erblafjer?) unter Angabe des Ortes und Tagess) 

eigenhändig gejchriebenet) und unterſchriebenes) Erklärung“). 

EI 1914, 1918 Abs 1 Satz 1 II 2099 Abf 1; M5 261; W 5 326-330; MB 318321; RT Verh 726—741. 

1. Als ordentliche Teſtamentsformen kennt das BGB das (vorzugsweiſe ſo genannte) 
öffentliche Teſtameut (Nr 1) und das Privatteſtament (Nr 2), das vom Geſetz im allgemeinen, 
aber doch nicht in jeder Hinſicht (. A 7 a. E.) als dem öffentlichen Teſtamente aleichwertig 
behandelt wird. Dem ſtehen als außerordentliche Formen mit beſchränkter Gültigkeits⸗ 


dauer ($ 2252) gegenüber das Gemeinde-, Seuchen und Seeteſtament der 88 2249—2251. 
Über ſonſtige neben dem BGB in Kraft gebliebene Teſtamentsformen f. Vorbem vor 8 2229. 


2. Zur Beurkundung des öffentlichen Teſtaments (88 2232 —2246) können landesgeſetzlich 
entweder nur die Gerichte oder nur die Notare für zuſtändig erklärt werden (EG Art 141). 
Zur Aufnahme des richterlichen Teſtaments iſt nur der verfaſſungsmäßig (GVG 88 2ff.) 
beſtellte Einzelrichter („vor einem Richter“), ſonach der Amtsrichter befugt (FGG 8 167 


BB, Kommentar von Relchsgerichtsräten. V. Bd. 8. Aufl. (Seyffarth. ) 19 
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Abſ 1). Inwieweit der Richter hierbei durch einen im Vorbereitungsdienſt ſtehenden Rechts⸗ 
kundigen vertreten werden kann, beſtimmen die Landesgeſetze. Nach dem durch FG 2 für 
anwendbar erklärten 8 167 GVG darf zwar der Richter Amtshandlungen außerhalb ſeines 
Bezirks ohne Zuſtimmung des Amtsgerichts des Ortes nur vornehmen, wenn Gefahr im Ver⸗ 
zug obwaltet, und er hat in dieſem Falle dem zuſtändigen Amtsgericht nachträglich hiervon 
Anzeige zu machen. In ähnlicher Weiſe iſt landesgeſetzlich die Zuſtändigkeit der Notare ab- 
gegrenzt. Allein die Gültigkeit eines Teſtaments kann wegen Verletzung dieſer örtlichen Zu ⸗ 
ſtändigkeitsvorſchriften niemals in Frage geſtellt werden. Selbſt dann nicht, wenn Richter 
oder Notar außerhalb der einzelſtaatlichen Landesgrenzen tätig geworden wären (366 8 7). 
Denn das Geſetz erklärt ohne jede Einſchränkung „einen Richter oder einen Notar“ für zu⸗ 
ſtändig, wobei als ſelbſtverſtändlich nur ſo viel vorausgeſetzt iſt, daß es ſich um innerhalb des 
Deutſchen Reichs tätig werdende, gemäß Ech Art 141 fachlich zuſtändige deutſche Richter 
oder Notare handelt (a. M. Planck A 8 a). 


3. Privatteſtament. Die vom Geſetz erforderten Formen ſind ſo einfach und leicht er- 
füllbar, daß kein Erblaſſer Nichtigkeit aus § 125 zu beſorgen hat, wenn er ſeinen letzten Willen 
ſo, wie er ihn im Augenblicke der Errichtung wirklich hegt, ohne Benutzung eines Vordrucks 
mindeſtens mit der Sorgfalt niederſchreibt, die jedermann an einen Brief geſchäftlichen In 
halts zu wenden pflegt. Läßt er ſich auf Abſonderlichkeiten in der Wahl der Schriftzeichen, 
des Schreibmaterials, im Gebrauche von Abkürzungen, in der räumlichen Anordnung des 
Schriftſtücks uſw. ein, ſo ſetzt er die Gültigkeit des Teſtaments in einer mit dem Ernſt des 
Aktes nicht verträglichen Weiſe aufs Spiel. Die Form eines an einen Bedachten, einen Be⸗ 
ſchwerten, einen Teſtamentsvollſtrecker oder eine ſonſtige Vertrauensperſon gerichteten 
Briefes genügt. Iſt die Perſon des Bedachten im Texte des Briefes nicht genannt, enthält 
der Brief aber Anhaltspunkte zur Beſtimmung ſeiner Perſönlichkeit, ſo können auch äußere 
Umſtände, insbeſondere die auf dem Umſchlage des Briefes ſtehende Auſchrift zu ſeiner näheren 
Kennzeichnung herangezogen werden ($ 2084 A 2; R L 1927, 581°; wegen der Unter ⸗ 
ſchrift eines in Briefform errichteten Teſtaments vgl. A 6, wegen der Möglichkeit der Ver ⸗ 
bindung des Teſtaments mit anderen brieflichen Mitteilungen A 4). Iſt der Verfaſſer eines 
den Erforderniſſen des Privatteſtaments entſprechenden Schriftſtücks der Überzeugung, daß 
auf dieſe Weiſe kein rechtsgültiges Teſtament zuſtande gekommen ſei, ſo kann der Inhalt 
des Schriftſtücks nicht als rechtsgeſchäftliche Willenserklärung aufgefaßt werden; bloße 
Zweifel an der Gültigkeit ſchaden jedoch nicht (MG Lg 1922, 2935). Ebenſo iſt zu 
entſcheiden, wenn der Erblaſſer die Möglichkeit, ein Teſtament in mehreren Urſchriften her 
zuſtellen (A 4 gegen E.), nicht kennt und deshalb eine von ihm nach der Urſchrift gefertigte, 
überall den Erforderniſſen des eigenhändigen Teſtaments genügende Abſchrift für kein 
gültiges Teſtament hält (R LZ 1923, 322%). 


4. Haupterfordernis iſt eigenhändige Niederſchrift des Teſtaments in ſeinem geſamten 
Wortlaute, alſo einſchließlich der Angabe des Ortes und Tages. Der Erblaſſer muß ſich (wenn 
er nicht als Krüppel auf den Gebrauch eines andern Körperteils angewieſen iſt) zum Schreiben 
unmittelbar der Hand bedienen. Deshalb iſt mechaniſche Herſtellung mit Hilfe von 
Typen (Druck, Maſchinenſchrift) oder durch mittelbare Kraftanwendung (Durchpauſen) aus⸗ 
geſchloſſen. Schreiben mit fremder Unterſtützung (geführter Feder) iſt fo lange eigenhändiges 
Schreiben, als der Schreibende dabei ſelbſt noch die Geſtalt der Schriftzüge beſtimmt; nicht 
wenn die Hand des Erblaſſers bei der Niederſchrift, ſei es auch nur einzelner Worte oder 
Zahlen, völlig unter fremder Herrſchaft und Leitung ſteht (RG Warn 09 Nr 81; 1911 Nr 336; 
KJ 48, 82; Bay Obs JW 1921, 276%. Der Stoff, auf welchem (Papier, Holz, Metall, 
Stein) und mittels deſſen (Tinte, Bleiſtift, Pinſel, Griffel, Meißel) die Niederſchrift bewirkt 
wird, iſt gleichgültig. In RG JW 1910, 2912“ iſt die Niederſchrift mittels Griffels auf 
der Schiefertafel für einfache ländliche Verhältniſſe nicht beanſtandet, aber hervorgehoben, 
daß die Benutzung beſonders raſch vergänglicher Stoffe dem Weſen des Teſtaments wider. 
ſpricht und feine Ernſtlichkeit in Frage ſtellen kann. Die Wahl der Sprache — einer 
toten oder lebendigen — ſteht dem Erblaſſer frei, falls er ſich darin genügend verſtändlich 
machen kann. Ebenſo die Wahl der Schriftzeichen (der benutzten oder einer andern 
Sprache), insbeſondere der Stenographie, wenn die Möglichkeit der Entzifferung nicht 
bloß auf einen engen Kreis von Sachkennern beſchränkt iſt. War der Erblaſſer ſelbſt nicht 
imſtande, das von ihm Geſchriebene zu leſen, ſo 0 das Teſtament nach $ 2247 nichtig. 
Der Zufatz einzelner Verfügungen, den der Erblaſſer bei der Abfaſſung des Teſtaments 
von fremder Hand fertigen läßt oder in Maſchinenſchrift fertigt, macht nicht notwendig 
das ganze Teſtament nichtig, vielmehr iſt hierüber nach § 2085 zu entſcheiden (RG 63, 28 
und Recht 1921 Nr 582). Nicht erforderlich iſt, daß die Niederſchrift eine in ſich geſchloſſene 
ſelbſtändige Urkunde bildet, dafern fie nur nach dem Willen des Erblafſers eine ſogleich wirk. 
fame Verfügung von Todes wegen (nicht bloß ein Entwurf, die Mitteilung des Vorhabens 
zu teftieren u. dgl.) fein ſoll. Das Teſtament kann deshalb auch einem Brief (RG JW 07, 
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14825; A 8) oder dem Antrag an eine Behörde (RWirtſch JW 1923, 1972) einverleibt fein. 
Ebenſo kann es mehrere loſe Blätter umfaſſen, wenn deren Zuſammengehörigkeit feſtſteht. 
Es kann endlich auch in mehreren urſchriftlichen Exemplaren hergeſtellt werden, wozu beſon⸗ 
derer Anlaß vorliegt, wenn (3. B. bei einer Errichtung im Felde) der Verluſt einer Teſtaments⸗ 
ſchrift zu befürchten iſt (RG LZ 1928, 32211). Unzuläſſig iſt die Verweiſung auf eine Urkunde, 
die ihrerſeits der Teſtamentsform entbehrt, testamentum mysticum (RG Warn 1915 Nr 210; 
1917 Nr 59, 1925 Nr 29; vgl. aber A 7 über den Fall, daß die frühere Erklärung zum Be⸗ 
ſtandteil einer neuen formgerechten Verfügung gemacht iſt). 

5. Die Angabe des Ortes und Tages iſt Beſtandteil der Teſtamentserklärung und muß 
deshalb gleichfalls eigenhändig geſchrieben ſein. Die Benutzung eines Vordrucks oder 
eines Stempelaufdrucks oder der Maſchinenſchrift für die Orts- oder Zeitangabe genügt nicht 
(RG 115, 113; IW 08, 336°; 1915, 4487; 1920, 7851; |. aber auch KG RIA 10, 172 und 
Dresden L8 1920, 728°, wonach die Beſchaffenheit der Teſtamentsurkunde und damit auch ein 
auf ihr befindlicher Vordruck zwar nicht zum Erfah einer fehlenden, wohl aber zu Erläuterung 
einer unklaren eigenhändigen Ortsangabe „Nürnberger Straße 21“ oder ſelbſt „in meiner 
Wohnung“ dienen kann). Das Datum muß ſich ferner auf der Teſtamentsurkunde ſelbſt, 
ſei es auch auf der aufgeklebten Stempelmarke (RG JW 1910, 23719) befinden. Steht es 
nur auf dem das Teſtament enthaltenden Umſchlag, ſo iſt Tatfrage, ob die Aufſchrift auf dem 
Umſchlag in Vollziehung des Teſtamentsakts oder zu einem andern Zwecke (Hinweis auf den 
Inhalt des Umſchlags) bewirkt worden iſt (RG a. a. O. und ZW 02 Beil 2862˙8, vgl. A 6). 
Ein beſtimmter Platz auf der Teſtamentsurkunde — am Kopfe, im Text oder am Ende — 
iſt dem Datum nicht zugewieſen. Wenn nach Beſchaffenheit des Falles an der Zugehörigkeit 
des Datums zur Verfügung kein Zweifel ift, kann es räumlich auch unter der Unterſchrift 
Platz finden (RG 52, 277; Warn 1919 Nr 70). In beſtändiger Rechtſprechung hält das Reichs⸗ 
gericht an dem Erfordernis des wahrheitsgetreuen Datums feſt. So RG 51, 166; 52, 282; 
64, 428; 109, 372; JW 02 Beil 282; 07, 86615. 1914, 59210; 1923, 594°; dagegen Planck A 11 4f 
und die dort Zitierten. Das Datum iſt im Unterſchied von der eigentlichen teſtamentariſchen 
Verfügung nicht Willenserklärung, ſondern Zeugnis („Angabe“). Und zwar ein Zeugnis, 
deſſen Erteilung — mit Beweiskraſt bis zum Nachweiſe des Gegenteils — zugleich mit der 
Ermächtigung, einen geſetzlichen Formalakt zu vollzichen, ausnahmsweiſe dem Auesſteller einer 
Privaturſunde übertragen iſt. Sowenig den fonft hierzu berufenen öffenilichen Organen frei. 
fieht, den von ihnen vorgenommenen Akt willlürſich zu datieren (8 2241 Nr 1), ſowenig ſieht 
es auch im Velieben des Crrichters eines Privatteſtaments. Hierzu kommt, daß das Datum 
für die Beurteilung der Teſtierſähigkeit, ſür das Verhältnis zu anderen Verfügungen von Todes 
wegen und für Auslegung des Teſtamentsinhalts ſtets von größter Bedeutung iſt. (Beweis; 
ferenz fiir das Datum Pr§cG Artt 58, 59). Die verſehentlich falſche Datierung 
ift nur dann für den Beſtand des Teſtaments unſchädlich, wenn das gewollte Datum ohne 
weiteres aus dem ſouſtigen Inhalte des Teſiaments erlannt werden kann; auch die Verwertung 
offentundiger Tatſachen ift hierbei nicht grundſätlich ausgeſchloſſen. Dagegen kann dem 
Jormmongel nicht dadurch abgeholſen werden, daf demnachſt im Prozeſſe und mit Hilfe 
der gewöhnlichen Beweismittel die wirklich gewollte Datierung ermittelt wird. So hat G 
64, 428 ein am 18. April 1904 errichtetes, aber irrtümlich vom 18. April 1804 datie rtes Teſta. 
ment als gültig anerkannt, ebenſo Rh JW 1917, 925° ein vom 7. Dezember 1813 ftatt 1913 
datiertes Teſtament. Von ſolchen Fällen abgeſehen, beſteht fir den Ciblaſſer die Meglich leit, 
ein falſches Datum nachträglich zu berichtigen, nur in demſelben Einne, in dem er auch ſonſt 
ein wegen Formmangels nichtiges Teſtament wirkſam machen kann (A 7). Um wahrheits⸗ 
getreu zu ſein, muß die Datierung grundſätzlich auf den Zeitpunkt der Fertigſtellung des 
Teſtaments, regelmäßig alſo der unterſchriftlichen Vollziehung abgeſtellt werden. Jeden ⸗ 
falls enthalten ſachlich abändernde Zuſätze zu dem bereits abgeſchloſſenen Teſta⸗ 
mente, auch ſpätere Ausfüllung ſachlicher Lücken immer einen neuen ſelbſtändigen Tefta- 
mentsakt, der in ſich den Erforderniſſen des $ 2231 genügen muß (RG 71, 302; 111, 262; 
JW 1917, 9252; Warn 1919 Nr 70). Das Geſetz nötigt jedoch nicht dazu, eine ſonſt im Rechts 
leben ungewöhnliche Peinlichkeit der Datierung zu erfordern. Hat z. B. der von Berlin am 
12. 12. 26 um 10 Uhr abends im Schnellzug abreiſende Erblaſſer die Niederſchrift ſeines 
Teſtaments, das mit dem Datum „Berlin, den 12. 12. 26“ überſchrieben iſt, noch innerhalb 
oder alsbald nach dem Verlaſſen des Berliner Weichbildes begonnen und kurz vor Leipzig 
nach 12 Uhr nachts abgeſchloſſen, ſo braucht die Gültigkeit des Teſtaments nicht beanſtandet 
zu werden. Darüber hinaus kann geſagt werden, daß, wenn ſich die Errichtung eines eigen⸗ 
händigen Teſtameuts in einheitlichem Rechtsgeſchäft, z. B. wegen des Umfangs der nieder⸗ 
zuſchreibenden Anordnungen oder wegen Erſchöpfung des Erblaſſers, über mehrere Tage 
erſtreckt, die Datierung vom erſten dieſer Tage eine zwar ungenaue, aber deshalb noch nicht 
formverletzende Zeitangabe iſt (Ic 1, 170). Die richtige Begrenzung ift weſentlich Sache 
tatſächlicher Beurteilung. Im Falle mehrfacher Datierung ſchließt das jüngſte durch Unter⸗ 
ſchrift gedeckte Datum das Teſtament ab (RG 115, 112); wird aber durch die mehrfache 
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Orts⸗ oder Zeitangabe unkenntlich, an welchem Orte oder zu welcher Zeit das Teſta⸗ 
ey 1 iſt, jo ſteht das dem gänzlichen Fehlen der Angabe gleich (KGG 37 A 119; 
SU 16, 247). 

Die Angabe des Ortes erfordert eine nach den Anſchauungen des Verkehrs hinlänglich 
deutliche Bezeichnung des Teiles der Erdoberfläche, auf dem das Teſtament errichtet wird. 
Daß der etwa hiervon verſchiedene Wohnort des Erblaſſers im Ortsdatum angegeben wird, 
genügt grundſätzlich nicht (NG Warn 1925 Nr 29; JW 1923, 5942 gegen Hanſchg 1921 Bei⸗ 
blatt 204). Wieweit in den Anforderungen au Genauigkeit der Ortsbezeichnung zu gehen ſei, 
iſt Tatfrage (J. Abſ 1 dieſer Anmerkung gegen Ende). Es iſt klar, daß die Bezeichnung „Deutſch⸗ 
land“ ungenügend, „Leipzig, Zeitzer Straße 29 III l.“ dagegen übertrieben peinlich wäre. Die 
Angabe „Berlin W“ bei Errichtung in dem poſtamtlich zu Berlin gehörigen Teile eines du- 
mals noch uicht eingemeindeten weſtlichen Vororts reicht aus (RJ ZW 1915, 1945; Necht 
1923 Nr 757; |. aber auch RG Gruch 63, 100). Verkehrsübliche Abkürzung der Ortsbezeich⸗ 
nung ſind nicht unſtatthaft („Blu.“ = Berlin RO JW 07, 14326; „Pob.“ = Paderborn Roß 
87, 113; „Rbg.“ für den „Rummelsburg“ genannten Ortsteil der damaligen Stadtgemeinde 
Berlin-Lichtenberg KJ 47, 96). Ebenſowenig Ortsbezeichnungen, wie Fraukfurt, Freiburg, 
Königsberg, Neuſtadt, trotz fehlenden Unterſcheidungsmerkmals von gleichnamigen Orten 
(RE IW 07, 14325). Dagegen genügt⸗die bloße Angabe von Straße und Hausnummer im 
Datum nicht, es ſei denn, daß aus ihr wegen ihrer Beſonderheit oder aus dem ſonſtigen Ju: 
halte des Teſtaments oder aus der Beſchaffenheit der Teſtamentsurkunde (vgl. Saß 2 des 
vorigen Abſatzes) die Ortſchaft, zu der die Straße gehört, entnommen werden könnte. Wird 
das Teſtament während einer See oder Luftreiſe errichtet, ſo genügt eine Ortsangabe, wie 
die „an Bord des Dampfers Nordland auf der Fahrt von Stettin nach Riga“ oder „an Bord 
des Luftſchiffs 2K III auf der Fahrt von Friedrichshafen nach New Pork“. 

Die Angabe des Tages muß nicht unbedingt kalendermäßig erfolgen, doch fo, daß ſich 
der Kalendertag der Errichtung für die Teſtamentsbeteiligten aus der Urkunde ergibt. Daher 
reicht die Angabe „im Juli 1915“ nicht aus (RG St Lg 1916, 246%), ebenſowenig die keine 
Jahreszahl enthaltende Angabe „den 15. Juli 72° nachm.“ in dem Teſtament eines am 16. Juli 
erhängt Aufgefundenen, auch wenn das Teſtament auf die Abſicht, in den Tod zu gehen, 
hinweist (RG JW 1923, 604%). Dagegen genügt „Palmſonntag 1909“ oder die Bezugnahme 
auf allgemein bekaunte oder ſich im Leben des Erblaſſers zeitlich hervorhebende Ereigniſſe 
„Kaiſers Geburtstag 1910“ „am 40. Jahrestage der Schlacht von St. Privat“, „1914 am 
Tage des Kaiſerlichen Mobilmachungsbefehls“ (vgl. OS 30, 211) oder „an meinen 70. Ge⸗ 
burtstage“, „an meinem goldenen Hochzeitstage“. Unzweideutige verkehrsübliche Abkür⸗ 
zungen (23. 11. 07) ſind zuläſſig. 

6. Die Unterſchrift bildet den eigentlichen Abſchluß des Teſtaments, gehört deshalb 
richtigerweiſe als unterſte Zeile unter die Urkunde und deckt jedenfalls den ganzen darlber 
ſtehenden Teſtamentsinhalt. Doch kann auch eine auf ein woll beſchriebenes Blatt oder auf 
die voll beſchriebene Vorderſeite eines Blattes quer geſetzte Unterſchrift genügen (RG Lg 
1920, 16110. Auch ift das der Unterſchrift erſt nachfolgende Datum nicht notwendig 
ungültig (A 5 Abſ 1). Befindet fie ſich lediglich auf dem die letztwillige Verfügung ent⸗ 
haltenden verſchloſſenen Briefumſchlag, ſo kommt es darauf an, ob ſie der äußeren Erſcheinung 
nach als Fortſetzung des im Umſchlag befindlichen Schriftſtücks deſſen Inhalt oder ob ſie nur 
einen ſelbſtändigen, auf den Umſchlag gebrachten Vermerk deckt; der durch Umſtände außer⸗ 
halb der Urkunde, d. h. des Umſchlags mit der Einlage, nachweisbare Wille des Erblaſſers, 
durch die Unterſchrift auf dem Umſchlage die letztwillige Verfügung zu vollziehen, erſetzt 
nicht die Erfüllung des Formerforderniſſes, daß die Unterſchrift die Verfügung der äußeren 
Erſcheinung nach decken muß RG 61, 7; 110, 166). Die Unterſchrift erfordert eigenhändige 
Namensunterſchrift ($ 126; dahingeſtellt gelaſſen RG 87, 110f., ausgeſprochen RG 
110, 168). Sie wird verſtändigerweiſe ſo geleiſtet, daß ſie in Verbindung mit dem 
Inhalte des Teſtameuts oder offenkundigen Tatſachen die Identität des Erblaſſers 
außer Zweifel ſtellt. Inwieweit hierzu der bloße Familienname genügt, oder auch Vor⸗ 
und Zuname oder eine ſonſtige nähere Bezeichnung nötig iſt, ift Tatfrage. Die Form⸗ 
vorſchrift wird aber durch die Unterzeichnung mit dem bloßen Familiennamen ſtets erfüllt. 
Der Gebrauch eines unrichtigen, aber tatſächlich vom Erblaſſer geführten Vornamens iſt un⸗ 
ſchädlich (RG Warn 4913 Nr 300), ebenfo eine Verſtümmelung des Naniens, wenn fie deſſen 
Erkennbarkeit nicht ausſchließt (f. einerſeits KJ 50, 79, anderen RGSt 48, 231). Keines⸗ 
falls reicht die Bezeichnung des Erblaſſers mit einer bloßen Eigenſchaft, ſei es auch einer 
Familienbeziehung aus, wie z. B. „Euer Vater“ (a. M. Dernburg V 29 A 12), auch dann 
nicht, wenn die Perſon des „Vaters“ in einer auch für Dritte erkennbaren Weile aus dem 
Teſtament, z. B. aus einer genügend deutlichen Bezeichnung der „Kinder“ entnommen 
werden könnte (RIA 16, 220; anders in dieſer Hinſicht 2. Aufl.). Bei Teſtamenten in 
Briefform genügt die im brieflichen Verkehr übliche Unterſchrift mit dem Vornamen (Kc 
48. 85; 50, 80; JW 1916, 9781 nach dem Vorgange von Rc 87, 109, wo dieſe Unter⸗ 
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zeichnung bei Erklärungen an nahe Angehörige mindeſtens für den Fall zugelaſſen ift, daR 
ſich aus dem durch die Unterſchrift gedeckten Texte die Perſon des Ausſtellers für jeden 
Dritten mit Sicherheit ergibt; ſ. auch RG Warn 1918 Nr 62 und LZ 1922, 2935). Sonſt 
kann der bloße Vorname genügen, wenn ſein alleiniger Gebrauch, wie ſeinerzeit in Deutſch⸗ 
land bei fürſtlichen Perſonen oder wie bei kirchlichen Würdenträgern üblich it. Auch das 
Pſeudonym eines unter dieſem Namen bekannten Schriftſtellers oder Künſtlers. Ebenſo 
die Unterzeichnung eines Einzelkaufmanns mit der ihm zuſtehenden Firma. Das Hand⸗ 
zeichen, auch das beglaubigte ($ 126 Abſ 1), kaun die Unterſchrift nicht erſetzen. Die Mit- 
ünterſchrift von Zeugen iſt nicht notwendig, aber unſchädlich. 

7. Das Geſetz erfordert keine Einheit der Errichtungshandlung. Es iſt deshalb 
gleichgültig, wann der Text des Teſtaments und ob er etwa im Zuſtande der abſoluten oder 
relativen Teſtierunfähigkeit (§ 2229 A 1, 3) niedergeſchrieben fit, wofern nur das Hindernis 
im Augenblicke des Teſtamentsabſchluſſes durch Datum und Unterſchrift gehoben war; der 
Erblaſſer kann auch das von ihm zu einem anderen Zwecke oder als früheres Teſtament 
Niedergeſchriebene dazu benutzen, um es durch eigenhändige Ergänzung mit neuer Datierung 
ſo zu vollenden, daß es ſein nunmehr gewolltes Teſtament darſtellt; ob das frühere Teſtament 
gültig oder aus dem ſchon angegebenen Grunde fehlender Teſtierfähigkeit oder wegen eines 
Formverſtoßes nichtig war, macht dabei keinen Unterſchied (RG 111, 247; 115, 111; Warn 1919 
Nr 70). Durchſtreichungen, Radierungen, Einſchaltungen beeinträchtigen an ſich und 
vorbehaltlich der Entſcheidung aus ZPO $ 419 die Gültigkeit des Teſtaments nicht. Eine nach 
Abſchluß des Teſtaments vorgenommene Durchſtreichung wirkt regelmäßig als Widerruf 
(8 2255). Eine jetzt erſt hinzugeſetzte ſachlich neue Einſchaltung erfordert, um als Verfügung 
(nicht bloße Erläuterung) wirkſam zu fein, von neuem Wahrung der Teſtamentsform (A 5). 
Über die Deckung eines Randvermerks durch das am Kopfe der Urkunde ſtehende Datum 
. RG 83 1914, 11171. Der Beweis der Formgültigkeit des Teſtaments iſt im 
Beſtreitungsfalle von dem zu führen, der ſich auf das Teſtament beruft (auch gegenüber 
der Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit, RG Seuffel 74 Nr 141); ebenſo ſteht es mit der 
Veweislaſt bei einem Streite darüber, ob eine Urkunde den letzten Willen des Erblaſſers 
enthält oder nur einen Entwurf darſtellt (RG Lg 1922, 4661). Zu der Frage, ob ſich 
hierbei der auf Grund des Teſtaments mit dem Erbſchein ausgeſtattete Erbe auf die Ver⸗ 
mutung des § 2365 berufen darf, vgl. dort A 2. Iſt die Echtheit der Unterſchrift dargetan, 
ſo wird bis zum Nachweis des Gegenteils auch vermutet, daß die Orts: und Zeitangabe der 
Wahrheit entſpricht (RG 64, 428; Warn 1919 Nr 70; 28. 6. 27 IV 11/27). Dagegen iſt mit der 
Echtheit der Unterſchrift nur bewieſen, daß das Darüberſtehende vom Erblaſſer erklärt, nicht aber 
daß es eigenhändig geſchrieben ſei. Die Eigenhändigkeit dieſer Niederſchrift iſt vielmehr 
von dem, der ſich auf das Teſtament beruſt, noch beſonders zu beweiſen (RG SeuffA 74 
Nr 141; a. M. Dernburg V $ 80 A 7). — Minderjährige und Perſonen, die Geſchriebenes 
nicht zu leſen vermögen, können ſich des Privatteſtaments nicht bedienen, § 2247. Amtliche 
Verwahrung 88 2248, 2256 Abſ 3, Ablieferungspflicht $ 2259. Gemeinſchaftliches Privat- 
teſtament § 2267. In Grundbuchangelegenheiten (EBD 8 86), beim Schiffspfandrecht 
(FGG 8 107 Abſſ 2) ſund nach RSchuldbG v. 81. 5. 10 8 16 iſt das Privatteſtament als 
Beweismittel für die Erbfolge und für die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers nicht 
zugelaſſen, ſo daß dieſer Beweis durch einen Erbſchein oder ein ihm gleichgeſtelltes Zeugnis 
geführt werden muß, anders ZVG 8 17 Abf 8. 


8 2232 
Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem 


Notar gelten die Vorſchriften der 88 2233 bis 22461). 
RB 321. 


1. Neben den hier angezogenen und dieſe Vorſchriften ergänzend („unbeſchadet“ FGG. 
§ 168) kommen die Beſtimmungen des JG §§ 169—182 über gerichtliche und notarielle 
Urkunden in Betracht, insbeſondere $ 176 Abſ 3 (Feſtſtellung der Perſonenidentität) und $ 182 
(Ausfertigungen und Auszüge). Im übrigen beſteht zwiſchen BOB und FG meiſt wörtliche 
Übereinſtimmung. Inſoweit ſie verſchieden find (88 2234—2237) iſt das BGB maßgebend 
(KJ 51, 91). Außerdem greifen ergänzend ein etwaige Vorſchriften der Landesgeſetze 
(368 8 200), doch iſt ein Verſtoß (hiergegen ohne Einfluß auf die Gültigkeit der Verfügung 
von Todes wegen (Ech Art 151, RG 53, 152). Nur die Verletzungllandesgeſetzlicher Vorſchriften 
über die fachliche Zuſtändigkeit (3. B. der Richter oder Notare EG Art 141, auch Art 57, 68), 
nicht auch von Vorſchriften über die örtliche Zuſtändigkeit ($ 2281 A 2) hat Nichtigkeit der 
Beurkundung zur Folge. Haftung für Verſehen des Richters oder Notars (8839, EO Art 77, 
RVerf Art 131), insbeſondere auch gegenüber denjenigen Perſonen, zu deren Gunſten das 
ungültige Teſtament errichtet wurde (RG 58, 296; 95, 219; Warn 1917 Nr 243). 
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8 2233 


Zur Errichtung des Teſtaments muß der Richter einen Gerichtsſchreiber 
oder zwei Zeugen!), der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen?) 
zuziehen). 

E I 1915 Abſ 1 Satz 2, Abf 2 II 2099 Abſ 2; M 5 261—263; P 5 830—332. 


1. Der Gerichtsſchreiber iſt identiſch mit der durch das Gel. v. 9. 7. 27, RG Bl I 175, 
als Urkundsbeamter der Geſchäftsſtelle bezeichneten Amtsperſon (des Amtsgerichts) in 
GVG 8 153, FGG 88 11, 21, 169 ff. Seine Beſtellung erfolgt ausſchließlich nach Laudes⸗ 
recht. Ob die Niederſchriften von ihm oder vom Richter ſelbſt vorgenommen werden, iſt gleich 
gültig. Die Zeugen find Soleunitätszeugen. Sie werden nicht beſonders in Pflicht genommen 
und erfüllen ihr Amt durch bloße Anweſenheit während des Errichtungsaktes ($ 2239) und 
Mitvollziehung des Protokolls (8 2242 Abſ 8). Unfähigkeitsgründe 88 2234—2237. An Stelle 
des Gerichtsſchreibers oder der Zeugen kann der Richter (nicht der Notar) nach Landesrecht 
eine beſonders dazu beſtellte Urkundsperſon zuziehen (EG Art 149, SächſGeſ. v. 18. 6. 98 $ 40). 

2. Notar. Das Notariat iſt nur landesgeſetzlich geordnet. Dem nur als Solennitäts⸗ 
perſon amtierenden „zweiten Notar“ ($ 2236) ſteht der die Teſtamentsverhandlung leitende 
und die Niederſcheift deſorgende als „beurkundender Notar“ (88 2236, 2237 Nr 4) gegenüber. 

3. Gerichtsſchreiber, Zeugen und zweiter Notar müſſen vom Richter oder vom be⸗ 
urkundenden Notar (nicht vom Erblaſſer RG ZBIFG 14, 168 mit Folgerungen für die Regreß⸗ 
pflicht des Richters oder Notars) zugezogen, d. h. in irgendeiner Form zur Anweſenheit 
bei der Teſtamentserrichtung veranlaßt und in die Lage gebracht werden, dabei „mitzu- 
wirken“ (8 2242 Abſ 3). Bloß zufällige Anweſenheit genügt nicht. 


8 2234 


Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kaun bei der Errichtung 
des Teſtaments nicht mitwirken !): 

1. der Ehegatte des Erblaſſers, auch wenn die Ehe nicht mehr beſtehte); 

2. wer mit dem Erblaſſer in gerader Linie oder im zweiten Grade der 

Seitenlinie verwandt oder verſchwägert iſts). 

E I 1916 Abſ 1 IT 2100; M 5 208, 264; P 5 88234. 

1. Die Ausſchließungsgründe der 88 2234—2236 find im Gegenſatz zu § 2237 zwingen ⸗ 
den Rechtes („kann nicht“). Sie beziehen ſich ſowohl auf den beurkundenden wie auf den 
zweiten Notar ($ 2233 A 2). Die trotzdem erfolgende Mitwirkung hat Nichtigkeit des Tefta- 
ments zur Folge. Entſprechend anwendbar auf den Dolmetſcher ($ 2244), die landesgeſeßlich 
zugelaſſene Urkundsperſon (EG Art 149 Abſ 2) und bei den außerordentlichen Teſtaments 
formen der 88 2249—2251, ſowie beim Erbvertrag $ 2276. Die Ausſchließungsgründe für den 
Richter nach FGG 8 6 kommen daneben nicht in Betracht. 

2. Ehegatte wie FGG 8 170 Nr 2, nicht auch der Verlobte. 

3. Verwandte ($ 1589) und Verſchwägerte (§ 1590) wie FGG 8 170 Nr 3. Die Schtväger- 
ſchaft dauert auch nach Auflöſung der Ehe fort, 8 1590 Abſ 2. Legitimation und Ehelichkeits 
9 1705. 88 1719, 1736 ff., Annahme an Kindes Statt 88 1757, 1762 ff., uneheliche Kinder 

1705. 


8 2235 


Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann bei der Errich- 
tung des Teſtaments nicht mitwirken!), wer in dem Teſtamente bedacht 
wird oder wer zu einem Bedachten in einem Verhältniſſe der im § 2234 
bezeichneten Art ſtehte). 

Die Mitwirkung einer hiernach ausgeſchloſſenen Perſon hat nur zur 
Folge, daß die Zuwendung an den Bedachten nichtig iſts). 

E I 1916 Abſ 2 II 2101; M 5 265, 266; 5 5 392—884. 

1. Zwingenden Rechtes (8 2234 A 1) ſ. aber Abſ 2. Bezieht fich ſowohl auf den be 
urkundenden wie auf den zweiten Notar (§ 2233 A 2). 

2. Bedachte find der Erbe (auch der Nach- und Erſatzerbe), Vermächtnisnehmer, nicht 
aber der durch eine Auflage Begünſtigte ($ 2192 A 1). Auch nicht der im Teſtament als 
Vormund oder Pfleger Benannte (88 1776 Abſ 1 Nr 1 u. 2, 1777, 1915—1917; RIA 16, 167). 
Ebenſowenig der zum Teſtamentsvollſtrecker Ernaunte (88 2197ff.; Bay Obe 19 A 113), 


Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments 8s 2238—2237 295 


ſelbſt wenn ihm eine Vergütung nach 9 2221 ausgeſetzt iſt. Überſteigt ſie das übliche Maß, 
fo iſt fie infoweit nach Abj 2 zu ſtreichen. Die Unfähigkeit mit der Folge des Abſ 2 iſt auch 
dann vorhanden, wenn der bedachte Richter, weil das Teſtament verſchloſſen übergeben wird, 
von der Zuwendung keine Kenntnis erlangt (KJ 51, 93). Sie bleibt aber gültig, wenn 
das übergebene Teſtament als Privatteſtament aufrechterhalten werden kann ($ 2288 A 8). 
Für den Beſtand der Zuwendung iſt es unſchädlich, wenn der Richter uſw. nicht perſönlich, 
ſondern nur als geſetzlicher Vertreter (der Gemeinde, RG Warn 1911 Nr 279) bedacht 
iſt, oder wenn er zu dem Bedachten erſt nach der Teſtamentserrichtung in ein Verhältnis 
der bezeichneten Art tritt. a u 

3. Nur relative Nichtigkeit im Gegenſatz zu der abſoluten Wirkung der Unfähigkeits · 
gründe 88 2234, 2236. Ob die Nichtigkeit der betreffenden Zuwendung die Unwirkſamkeit 
des ganzen Teſtaments zur Folge hat, iſt nach § 2085 zu beurteilen. — Der Schreiber 
des übergebenen Teſtaments (8 C Libonianum) kann gültig bedacht werden. Gegebenenfalls 
Anfechtung aus § 2078. 


8 2236 
Als Gerichtsſchreiber oder zweiter Notar oder Zeuge kann bei der Er⸗ 
richtung des Teſtaments nicht mitwirken, wer zu dem Richter oder dem 
beurkundenden Notar in einem Verhältniſſe der im § 2234 bezeichneten 
Art ſteht!). 
E I 1917 Abs 1 II 2102; M 5 266; P 5 834, 335. 


1. Zwingenden Rechtes $ 2234 A 1. 8 2284: Ehe, Verwandtſchaft, Schwägerſchaft' 
Ob die Sollennitätsperſonen untereinander in einem derartigen Verhältnis ſtehen, iſt ohne 
Bedeutung. Ebenſo FGG 8 172. 


8 2237 


Als Zeuge ſoll bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken“): 

1. ein Minderjähriger; 

2. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, während 
der Zeit, für welche die Aberkennung der Ehrenrechte erfolgt iſt; 

3. wer nach den Vorſchriften der Strafgeſetze unfähig iſt, als Zeuge 
eidlich vernommen zu werden; 

4. wer als Geſinde oder Gehilfe im Dienſte des Richters oder des be- 


urkundenden Notars ſteht. 
E 1 1017 Abſ 2, B II 2108; M 5 266— 270; P 5 334—336. 


1. Das „Soll“ im Gegenſatze zu Muß“ ($ 2288) oder „kann nicht“ (88 2234 — 2236) will 
die Untauglichkeitsgründe der Nr 1—4 nur als Ordnungsvorſchriften kennzeichnen, deren Ver ⸗ 
letzung Ungültigkeit des Teſtaments nicht zur Folge hat. Ebenſo GG 8 178. Dagegen folgt 
aus der Natur der Sache, daß als Zeuge nur mitwirken kann, wer die Fähigkeit beſitzt, die 
einzelnen Vorgänge des Teſtamentsakts wahrzunehmen, ſollte er auch in Wahrheit nicht 
darauf geachtet oder das Gehörte nicht erfaßt und verſtanden haben. Hiernach find ſelbſt⸗ 
verſtändlich als Zeugen ausgeſchloſſen Blinde, Taube und (außer im Falle des 
$ 2245) der deutſchen Sprache Unkundige ($ 2240). Ebenſo dauernd oder auch vorübergehend 
Geſchäftsunfähige (88 104, 105). Stumme wenigſtens dann, wenn ſie ſich nicht genügend 
verſtändlich machen können. Endlich Zeugen, die nicht wenigſtens ihren Namen ſchreiben können 
(8 2242 Abſ 8). Die Zuziehung ſolcher Zeugen macht das ganze Teſtament nichtig. Frauen 
und Ausländer find unbeſchränkt zeugenfähig. Ebenſo JGG 8 178. Weitergehende landes · 
geſetzliche Vorſchriften find auf die Gültigkeit des Teſtaments ohne Einfluß (Ech Art 151). 

Zu Nr: Minderjährige (und nicht für volljährig Erklarte) §88 2, 8. Dagegen find die 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung und Trunkſucht Entmündigten oder vorläufig Be 
vormundeten den Minderjährigen nur in Anſehung der Geſchäftsfähigkeit gleichgeſtellt (§ 114), 
ſonach zur Mitwirkung als Sollennitatszeugen an ſich nicht untauglich. Beim Feldteſtament 
können auch Minderjährige als Zeugen mitwirken, wenn ſie dem aktiven Heere angehören 
(Mild GG v. 28. 5. 01 8 2). Für das Militärteſtament beſtehen nach RWehrG § 88 Nr 3 
(Vorbem vor $ 2229) wie früher nach RMIG v. 2. 5. 74 $ 44 Nr 2, 3 überhaupt keine be- 
fonderen Anforderungen an die Fähigkeit oder Tauglichkeit der Zeugen. 

Zu Nr 2: Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte StGB 88 82—38. Die nach $ 34 Nr 5 
eintretende Unfähigkeit, Zeuge zu fein, iſt durch die Sollvorſchrift des BGB (EG Art 82) 
für Teſtamente entſprechend abgeſchwächt. 


45 1 3: Unfähigkeit zum Zeugnis StGB 8 161 als Folge der Verurteilung wegen 
eineid.. 
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Zu Nr 4: Geſinde oder Gehilfe. Über das Geſindeverhältnis beſtinnnte das Laudes⸗ 
recht (Ech Art 95). Nach der Aufhebung der Geſindeordnungen durch Nr 8 VO v. 12. 11. 18 
(RGBl 1803) wird der Begriff lediglich aus den Lebensverhältnifſen zu entnehmen und, 
unter Ausſchließung des früheren Landgeſindes, auf ſolche Augeſtellte zu beſchränken ſein, 
welche untergeordnete häusliche oder perſönliche Dienſte verrichten. Gehilfen im Dienſte 
des Richters können nicht in Betracht kommen, da Richter wie Gehilfe beide im Dienſte des 
Staates ſtehen. Zu den Gehilfen des Notars gehören nur die zur dauernden Dienſtleiſtung im 
Berufe, gleichviel ob zu juriſtiſchen oder rein mechaniſchen 12 angenommenen Hilfs, 
perſonen, nicht bloß vorübergehend Beſchäftigte (Gepäckträger). Ob die Zeugen zum Erb⸗ 
laſſer oder zum zweiten Notar (8 2233 A 2) oder zueinander im Dienſt⸗ oder Gehilfen 
verhältnis ſtehen, iſt gleichgültig — Anwendbarkeit auf den Dolmetſcher § 2244, auf das 
Gemeindeteſtament 8 2249, den Erbvertrag § 2276 und mit Ausnahme von Nr 4 auf das 
Seuchen und Seeteſtament 88 2250, 2251. 


8 2238 

Die Errichtung des Teſtaments erfolgt in der Weiſen), daß der Erb— 
laſſer dem Richter oder dem Notar ſeinen letzten Willen mündlich erklärte) 
oder eine Schrift mit der mündlichen Erklärung übergibt, daß die Schrift 
ſeinen letzten Willen enthalte). Die Schrift kann offen oder verſchloſſen 
übergeben werden). Sie kann von dem Erblaſſer oder von einer anderen 
Perſon geſchrieben feind), 

Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, kann 
das Teſtament nur durch mündliche Erklärung errichten®). 

E I 1918, 1922 II 2104; 5 270, 271, 277; P 5 686, 889. 


1. Die eigentliche Errichtung des Teſtaments beſteht in der mündlichen Erklärung des 
letzten Willens oder in der Übergabe der Schrift und der fie begleitenden Erklärung (RG 
61, 149). Im Sinne des Geſetzes gehört aber zu dem Teſtamentsakt auch die Herſtellung 
des „über die Errichtung“ aufzunehmenden Protokolls (8 2240), der ſich zufolge einer Ord- 
nungsvorſchrift (§ 2246) die Verſiegelung und Verwahrung des Protokolls anſchließen ſoll. 
Ein Verſtoß gegen die Formvorſchriften des § 2288 wirkt immer Nichtigkeit ($ 125). Der 
Erblaſſer kann vor Richter oder Notar (§ 2231 Nr 1) in der einen oder der andern Form 
nur perſönlich teſtieren, $ 2064. Teſtierfahigkeit $$ 2229, 2280 (1. auch unten A 6). 

2. Die mündliche Erklärung des letzten Willens richtet ſich an den amtierenden Richter 
oder Notar. Sie allein iſt maßgebend, darauf ob ſie von der Amtsperſon richtig verſtanden 
iſt, kommt nichts au (RG IW 1910, 61%; 27. 10. 24 TV 713/23; § 2084 A 2). Sie kann nur 
durch das Mittel der Sprache, auch einer freunden Sprache (RG 85, 308), alſo nur durch die 
lautliche Bildung von Worten, die von den mitwirkenden Perſonen ($$ 22833, 2230) müſſen 
verſtanden werden können (MG 108, 400 f.), niemals durch bloße Zeichen oder Gebärden 
(Kopfnicken) erfolgen (RG 85, 125 f.). Stumme find deshalb auf ſchriftliche Übergabe des Tefta- 
ments beſchränkt ($ 2243), wenn fie ſich nicht in der Lautſprache verſtändlich machen können. 
Der Erblaſ 5 braucht ſich nicht in ausführlicher oder zuſammenhängender Rede zu äußern, die 
Erklärung kann vielmehr auch im Wege der Rede und Gegenrede, Frage und Antwort zwiſchen 
dem verhandelnden Beamten und dem Erblaſſer zum Ausdruck gelangen (MG Gruch 65, 99). 
Auch die Benutzung von Niederſchriften ift hierbei nicht ausgeſchloſſen (RG 68, 87). Niemals 
aber kann das bloße Verleſen des Protokolls und deſſen Genehmigung durch den Erblaſſer 
( 2242) die mündliche Erklärung erſetzeu; denn derſelbe Vorgang kann nicht die Bedeutung 
der Abgabe einer Erklärung und gleichzeitig die der Genehmigung einer bereits abgegebenen 
Erklärung haben (RG 85, 120; 86, 391; JW 1920, 8417; Gruch 65, 99). Ebenſowenig iſt 
die Bezugnahme auf eine Schrift gemäß FGG 8 176 Abſ 2 ausreichend, wenn ſie nicht von der 
beſonderen hierfür vorgeſchriebenen Erklärung (A 3) begleitet iſt (FG 8 168; RG 61, 149; 
Recht 1918 Nr 736). Indeſſen hat R (3. 35) 92, 27 für die Erklärung, daß die über ⸗ 
gebene Schrift den letzten Willen enthalte, den Erſatz durch die Genehmigung des Protokolls 
zugelaſſen (ſ. dagegen Herzfelder JW 1918, 368 zu 7). RM 

8, Übergabe des letzten Willens. Für die zu übergebende Schrift gilt hinſichtlich des 
Stoffes, der Sprache, der Schriftzeichen das beim Privatteſtament Geſagte (8 2281 U 4). 
Dagegen iſt Eigenhändigkeit der Niederſchrift nicht erforderlich (A 5), die Benutzung von 
Typen (Druck, Maſchinenſchrift) zuläſſig, Datierung und Unterſchrift gauz entbehrlich. Mehrere 
gleichzeitig überreichte Willenserklärungen, auch wenn ſie verſchieden datiert ſind, gelten als 
einbeitlich im Augenblicke der Übergabe abgegeben. Inſoweit ſie ſich widerſprechen, heben 
ſie ſich gegenſeitig auf. Erfüllt die übergebene Schrift ſämtliche Erforderniſſe des § 2281 Nr 2, 
ſo bleibt ſie als Privatteſtament in Kraft, auch wenn der öffentliche Errichtungsakt 
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aus irgendeinem Grunde ungültig fein oder gemäß $ 2252 werden ſollte (KJ 50, 81). Es 
müßte denn bewieſen werden, daß der Erblaſſer die fertiggeſtellte Schrift bis zur Übergabe 
in Amtshand nur als unverbindlichen Entwurf behandelt wiſſen wollte (vgl. aber § 2086). 
Die Übergabe erfordert ſchon zur Beſeitigung von Identitätszweifeln, daß der Erblaſſer 
ſelbſt die Schrift dem Richter oder Notar körperlich, wenn auch nicht gerade von Hand zu Hand 
aushändigt. Es genügt deshalb nicht, daß er ein Schriftſtück als ſein Teſtament bezeichnet, 
das ſich überhaupt nicht mehr in feinen Beſitz, vielleicht bereits in der Hand einer der mit- 
wirkenden Perſonen befindet (RG 81, 34). Dagegen genügt es, wenn der Richter oder Notar 
das in ſeinem Beſitze befindliche Schriftſtück dem Erblaſſer in greifbare Nähe hinlegt und 
dann in Gegenwart der übrigen mitwirkenden Perſonen mit erklärter Zuſtimmung des Erb⸗ 
laſſers an ſich nimmt (MG Warn 1914 Nr 88; OLG 44, 99). Die den Übergabeakt begleitende 
mündliche Erklärung erfordert nicht den Gebrauch feierlicher Worte. Es genügt, wenn 
der Erblaſſer die Frage des Teſtameutsbeamten, ob die übergebene Schrift feinen letzten 
Willen enthalte, mit „Ja“ beautwortet (A 2); es genügt auch, daß der Teſtamentsbeamte 
dem Erblaſſer jagt, wenn er wolle, daß die Schrift als ſein Teſtament gelten folle, jo müſſe 
er ihm die Worte „das iſt mein Teſtament“ nachſprechen, und daß der Erblaſſer, der etwa 
infolge einer Krankheit nur mühſam ſprechen kann, darauf die vier ihm einzeln vorgeſprochenen 
Worte einzeln nachſpricht; auch auf ſolche Weiſe kann, wie durch die Antwort „Ja“ auf eine 
entſprechende Frage, ein auf eigenem Willensentſchluß⸗beruhendes Bekenntnis zum Inhalte 
der Schrift als letztem Willen kundgegeben werden (RG 108, 400). Im übrigen gilt das 
A 2 Geſagte. Durch die Überreichung und durch Aufnahme des Protokolls wird das über- 
reichte Schriftſtück ſelbſt Beſtandteil der öffentlichen Urkunde (MG 84, 165 f.). Die mündliche 
Erklärung kann ſich zugleich auf Zuſätze, Anderungen oder Berichtigungen zu dem ſachlichen 
Inhalt des übergebenen Teſtaments erſtrecken. Geſetzlich beſteht kein Hindernis, in dieſer 
Weile beide Formen der Teſtamentserrichtung zuſammenzufaſſen (RG 82, 149). 

4. Das verſchloſſen übergebene Schriftſtück darf vom Richter oder Notar nicht geöffnet, 
das offen übergebene nicht gegen den Willen des Erblaſſers eingeſehen werden. Auf offenbare 
Mängel wird ex officio nobili aufmerkſam zu, machen fein. Übergabevermerk auf der Urkunde 
ſelbſt iſt zweckmäßig, aber geſetzlich nicht vorgeſchrieben. . 8 
5. Das übergebene Teſtament braucht nicht eigenhändig geſchrieben zu fein (A 8). Der 
jenige, welcher es niedergeſchrleben hat, iſt von der Mitwirkung bei der Teſtamentserrichtung 
Ri ausgeſchloſſen. Soweit nicht 8 2285 entgegenfteht, kann er darin auch wirkſam bedacht 
werden. 

6. Minderjährige, ſoweit fie nicht für volljährig erklärt find (8 3), find wie vom Privat 
teſtament (8 2247), jo auch vom Öffentlichen Teſtament in Form der Übergabe, auch in den 
Fällen der 88 2249, 2250 Abſſ 1, ausgeſchloſſen (82229 A 3). Dasſelbe gilt von dem, der Ge» 
ſchriebenes nicht zu leſen vermag, gleichviel ob er hieran durch dauerndes körperliches Un⸗ 
vermögen wie der Blinde oder in ſehr hohem Grade Schwachſichtige (RG 86, 886; JW 03, 
18035) oder durch vorübergehende Beeinträchtigung der Sehkraft, oder wegen Verſtaudes⸗ oder 
Erziehungsmängeln (Analphabet) verhindert iſt. Das Leſevermögen muß auch in bezug auf 
das überreichte Schriftſtück wenigſtens inſoweit vorhanden ſein, daß der Erblaſſer Geſchriebenes 
dieſer Art im allgemeinen zu leſen vermag (RG 76, 94, zugleich über die Beweispflicht deſſen, 
der Leſeunvermögen behauptet). Das Teſtament iſt deshalb ungültig, wenn der Erblaſſer die 
gebrauchten Schriftzeichen (Stenographie uſw.) nicht entziffern kann oder die benutzte fremde 
Sprache nicht verſteht. Bloßes Schreibunvermögen iſt unſchädlich. Stumme ſind umgekehrt 
auf das ſchriftlich übergebene Teſtament beſchränkt (§ 2243) und deshalb von der Teſtaments⸗ 
errichtung ganz ausgeſchloſſen, ſolange ſie minderjährig oder des Leſens unvermögend ſind. 


8 2239 


Die bei der Errichtung des Teſtaments mitwirkenden Perſonen!) müſſen 
während der ganzen Verhandlung zugegen ſein?). 
E I 1915 Abſe8 II 2105; M 5 268; P 5 331, 382. 


1. Die mitwirkenden Perſonen find die in § 2233 Genannten. Der Erblaſſer gehört 
dazu nicht, braucht mithin der Vollziehung des Teſtamentsprotokolls durch die Mitwirkenden 
(8 2242 Abs) nicht notwendig beizuwohnen (RG 85, 128; JW 05, 242°), Er iſt vielmehr in 
S 2241 Nr 2, 2242, 2245 zu den Mitwirkenden ausdrücklich in Gegenſatz geſtellt. Ebenſo. 
wenig der Dolmetſcher ($ 2244 Abs 1, wo § 2239 nicht mit angezogen iſt; Näheres 
$ 2244 A 7). ö PR: 

2. Die ganze Verhandlung begreift nicht nur die eigentliche Teſtamentserklärung und 
den Akt der Schriftübergabe nach § 2288, ſondern auch die in 88 2242— 2245 erwähnten Er⸗ 
klärungen und ſonſtigen Vorgänge, demgemäß auch die Verleſung, Genehmigung und Unter 
zeichnung des Protokolls in ſich. Insbeſondere genügt nicht, daß die Zeugen nur dieſem letzten 
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Teile der Teſtamentsverhandlung beigewohnt haben (RG 63, 86; vgl. § 2238 A 1/2) oder 
daß der Gerichtsſchreiber nur das Diktat des Richters zu hören bekommt (RG ZW 09, 46121). 
Abweſenheit eines Mitwirkenden auch nur bei einem dieſer Vorgänge macht das ganze Teſta⸗ 
ment nichtig ($ 125). Inſofern enthält das BGB eine bewußte Abweichung von FGG 8 174. 
Die Unterſchrift eines Mitwirkenden kann, ſoweit das überhaupt noch zuläſſig iſt (§ 2242 A 5), 
nur in Gegenwart der übrigen Mitwirkenden rechtswirkſam nachgeholt werden (RIA 14, 270). 
Zugegenſein ſetzt voraus, daß die Mitwirkenden den Erblaſſer während der Verhandlung, 
ſoweit dieſe in ſeiner Gegenwart ſtattzufinden hat (vgl. A 1), fehen und hören können. Ob 
die Zeugen der Verhandlung auch tatſächlich gefolgt ſind, iſt nicht entſcheidend. Die Mit⸗ 
wirkung bei der Verſiegelung und Verwahrung des Teſtaments iſt nur durch die Orduungs⸗ 
vorſchrift des $ 2246 angeordnet. Bei vorbereitenden Geſprächen iſt die Anweſenheit der 
übrigen Mitwirkenden nicht erforderlich, ebenſowenig während der Abfaſſung und Nieber- 
ſchrift des Protokolls, die (als vorbereitender Entwurf) der eigentlichen Teſtamentsverhandlung 
ſogar vorausgegangen fein darf (RG 85, 124; JW 1915, 58115; Gruch 50, 115 und 65, 99). 
Überhaupt erfordert das Geſetz keine Einheit der Errichtungshandlung. Unter⸗ 
brechungen ſelbſt von längerer Dauer machen den Akt nicht ungültig, wenn zugleich das 
Protokoll über etwaige Veränderungen des Ortes und Tages der Verhandlung wahrheits⸗ 
getreuen Aufſchluß gibt ($ 2241 Nr 1). Zeitweilige Entfernung eines Mitwirkenden iſt 
ohne Bedeutung, wenn in feiner Abweſenheit nicht verhandelt worden iſt (RG Warn 1918 
Nr 207 u. 244). Ein Wechſel der mitwirkenden Perſonen vor Abſchluß des Teſtamentsakts 
iſt dagegen ſchon mit Rückſicht auf $ 2242 Abſ 3 unzuläſſig. — 8 2239 findet auf die 
e Teſtamentsformen ($$ 2249, 2250 Abf 1) und den Erbvertrag Anwendung 
(8 2276). 


8 2240 


Über die Errichtung des Teſtaments muß ein Protokoll in dentſcher 
Sprache aufgenommen werden!). 
E I 1919 Abſ 1 II 2106; M 5 271: B 5 836, 387. 


. Das Protokoll (88 2240—2242) ift weſenklicher Beſtandteil des'Errichtungsakts, ebenſo 
bei den außerordentlichen Teſtamentsformen der 8 2249—2251 und beim Erbvertrag 8 2276. 
Die deutſche Sprache iſt auch bei Zuziehung eines Dolmetſchers ($ 2244), im Falle des 8 2245 
iſt wenigſtens deutſche Überſetzung vorgeſchrieben. Für ſonſtige Förmlichkeiten des Protokolls 
bleiben Ir dem Vorbehalt aus EG Art 151 die Landesgefetze maßgebend. Entſprechend 


8 2241 


Das Protokoll muß enthalten!): 

1. Ort und Tag der Verhandlung; 

2. die Bezeichnung des Erblaſſers und der bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkenden Perſonen; 

3. die nach S 2238 erforderlichen Erklärungen des Erblaſſers und im 
Falle der Übergabe einer Schrift die Feſtſtellung der übergabe. 

E I 1919 Abſ 2 II 9107; M 5 271, 372; P 5 386— 3g. 


1. Die hier und in den folgenden 88 2242—2245 aufgeftellten Erforderniſſe des Teſtaments⸗ 
protokolls find weſentlich (muß.), ſo daß ihre Verletzung Nichtigkeit des Teſtaments zur 
Folge hat (§ 125). Zugleich ſind ſie erſchöpfend. Insbeſondere bleibt die Verletzung weiter⸗ 
gehender landesgeſetzlicher Vorſchriften auf die Gültigkeit ohne Einfluß (EG Art 151). Die 
Beweiskraft der danach hergeſtellten öffentlichen Urkunde iſt nach AWO 88 415, 418, 
419 zu beurteilen. 

Zu Nr 1: Die Angaben über Ort und Tag der Verhandlung müſſen, wie beim Privat- 
teſtament ($ 2231 A 5) der Wahrheit entſprechen. So NG (4. 36) 81, 95; JW 1917, 4660 
und RG (5. 35) 109, 868 gegen RG (3. 38) 74, 421, wo die Form auch bei verfehentlich 
falſcher Datierung als gewahrt und die Gültigkeit des Teſtaments hierdurch nicht als be 
einträchtigt angeſehen wird; dieſen Standpunkt hat der 8. 35 jeh aufgegeben (RG 109, 371). 
Offenbare Verſehen find unſchädlich, wenn fie aus dem Protokoll ſelbſt (OLG 44, 99) oder 
auch, wie der 4. 38 a. a. O. und in RG 84, 163 zuläßt, aus gleichzeitigen mit dem Teſtaments⸗ 
akt unmittelbar zuſammenhängenden amtlichen Beurkundungen berichtigt werden können; 
insbeſondere kann hierzu die amtliche Aufſchrift des Protokolls (§ 2246) verwertet werden. 
Es genügt, wenn ſich Verhandlungsort und «zeit aus dem Texte des Protokolls ergeben 
(Rs JW 1911, 58976). Nur die ausgeſchriebene kalendermäßige Bezeichnung des Tages 
entſpricht der Bedeutung der öffentlichen Urkunde, wenn auch der Gebrauch üblicher Ab- 
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kürzungen die Gültigkeit nicht beeinträchtigen mag (RG 53, 152). Für die Ergänzung einer 
mangelhaften Angabe („Verhandelt in Leipzig am ... Mai 1920”) gilt dasſelbe, wie für 
die Berichtigung eines offenbaren Verſehens (KJ 50, 76; ſ. auch RG Warn 1917 Nr 243). 
Eine im Protokoll gänzlich fehlende oder nur mit „hier“ (ohne Bezug auf eine ſonſtige Orts⸗ 
bezeichnung) oder „heute“ gemachte Orts⸗ oder Zeitangabe kann aber nicht auf andere Weiſe 
erſetzt werden (RI JW 1917, 926%. Erſtreckt ſich die Teſtamentsverhandlung ſelbſt (im 
Gegenſatz zu vorbereitenden Beſprechungen oder einer vorbereitenden Niederſchrift § 2230 
A 2) über mehrere Tage, fo muß das Protokoll hierüber Aufſchluß geben. Die für das Privat⸗ 
teſtament $ 2231 A 5 (mit Ich 1, 170) vertretene mildere Auffaſſung kann auf das öffent⸗ 
liche Teſtament nicht übertragen werden. Immerhin wird eine bald nach Mitternacht ab- 
geſchloſſene Teſtamentsverhandlung wegen fehlender Protokollierung des neuen Kalender⸗ 
tags nicht file nichtig erklärt zu werden brauchen (dahingeſtellt gelaſſen RG 109, 369 f.). 

Zu Nr 2: Die Bezeichnung muß nicht notwendig eine namentliche, aber doch ſo beſtimmt 
ſein, daß ſie die Perſonen der Beteiligten ergibt. Bezüglich der Perſon des Erblaſſers kaun 
auch ein regelmäßig geführtes Pſeudonym genügen ($ 2231 A 6). Eine beſondere Auf: 
führung der Mitwirkenden als Richter, beurtundender Notar, zweiter Notar ($ 2233 A 2), 
Rennen iſt ratſam, aber entbehrlich, wenn hierüber nach dem Geſamtinhalt des Protokolls 
kein berechtigter Zweifel möglich ift (vgl. zu JW 1925, 38719 einerſeits Herzfelder ebenda 
andererſeits Joſef daf. 754). Die Personen brauchen nicht feierlich als „bei der Verhand⸗ 
lung mitwirkend“ genannt zu werden (RG JW 09, 2018). Die Bezeichnung gehört ordnungs 
mäßig in den Text des Protokolls, es kann aber, falls an der Einheitlichkeit der Beurkundung 
lein Zweifel beſteht, unter Umſtänden genügen, wenn ſich die Bezeichnung am Rande des 
Protokolls befindet, oder wenn ſie (RG 50, 16) erſt aus der Unterſchrift erſichtlich wird, 
während im Texte nur von „den unterzeichneten Gerichtsperſonen“ die Rede iſt. Die 
Aufnahme einer Feſtſtellung über die Identität des Erblaſſers (FGG 8 176 Abſ 3) und über 
ſeine Geſchäftsfähigkeit iſt wünſchenswert, aber nicht notwendig. 

Zu Nr 3: Erklärung des Teſtamentsinhalts ſelbſt oder, bei Übergabe einer Schrift, 
die Tatſache der Übergabe und der ſie begleitenden Erklärung. Die Feſtſtellung dieſer Tat⸗ 
ſache kann auch in der protokollierten Erklärung: „Wir überreichen hiermit ...“ gefunden 
werden (RG Warn 08 Nr 74). Ob die Schrift offen oder d übergeben war, muß 
nicht notwendig protokolliert werden. — Verſiegelung, Aufſchrift und Verwahrung $ 2246. 


8 2242 


Das Protokoll muß vorgeleſen, von dem Erblaſſer genehmigt und von 
ihm eigenhändig unterſchrieben werden!). Im Protokolle muß feſtgeſtellt 
werden, daß dies geſchehen iſte). Das Protokoll ſoll dem Erblaſſer auf 
Verlangen auch zur Durchſicht vorgelegt werden“). 

Erklärt der Erblaſſer, daß er nicht ſchreiben könne, ſo wird ſeine Unter⸗ 
ſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll erſetzt“). 

Das Protokoll muß von den mitwirkenden Perſonen unterſchrieben 
werden'). 

EI 1919 Abs 8, 4, 1920 IT 2108; M 5 278—275; U 5 886339. 


1. Satz 1 hat nur das Protokoll im engeren Sinne, d. h. alle nach $ 2241 Nr 1—3 weſent ; 
lichen Beſtandteile im Auge, nicht die in $ 2241 Nr 3 bezeichnete Schrift, auch wenn fie offen 
übergeben wird (RG 84, 165), ebenſowenig die nach Satz 2 (RG 79, 368), nach Abſ 2 (RG 
68, 31; 86, 891) und nach 89 2243 Abſ 2, 2244 Abſ 8, 2245 Abſ 2 dem Protokoll einzuverleiben⸗ 
den Feſtſtellungen und Verſicherungen. Insbeſondere ift auch die Beurkundung über Ort und 
Tag der Verhandlung vorzuleſen und zu genehmigen (RG 50, 215); ebenſo die Bezeichnung 
der bei der Verhandlung mitwirkenden Perſonen (RG JW 1911, 804°). Es iſt aber zuläffig, 
daß zunächſt der die einleitenden Angaben des § 2241 Nr 1 u. 2 enthaltende Teil des Pro- 
tokolls vorgeleſen, dann erſt der nach $ 2288 erforderliche eigentliche Errichtungsvorgang 
vollzogen, gemäß $ 2241 Nr 3 protokolliert und darauf dieſer Teil des Protokolls vorgeleſen 
wird (RS 108, 408). Die Vorleſung, gleichviel von welchem der Mitwirkenden ſie 
vorgenommen wird, iſt auch bei Taubheit des Erblaſſers weſentlich, unverzichtbar und 
wird weder durch lautes Diktat, noch durch die Durchſicht des Protokolls (A 3), er. 
ſetzt. Für die Genehmigung iſt mündliche Erklärung ($ 2238 A 2) nicht vorgeſchrieben, ſie 
kann deshalb auch ſtillſchweigend ausgedrückt werden (Kopfnicken; RG 108, 403), iſt 
aber nicht ſchon in der Unterſchrift enthalten. Über die Unmöglichkeit, die mündliche Er. 
klärung, durch die das Teſtament errichtet wird, mit der Vorleſung und une des 
Protokolls in einen einzigen Verhandlungsvorgang zuſammenzuziehen, |. S 2238 A 2. Die 
Unterſchrift muß eine eigenhändige fein und den Erforderniſſen des § 2231 A 6 ent⸗ 
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sprechen. Dies iſt nicht deshalb ausgeſchloſſen, weil eine zweite Perſon mitbeſtimmend an 
der Herſtellung der Unterſchrift mitgewirkt hat (RG Warn 1911 Nr 386; § 2231 A 4). Die 
Unterſchrift kann nicht durch Handzeichen erſetzt werden, muß nicht notwendig mit der im 
Protokoll enthaltenen Bezeichnung des Erblaſſers (8 2241 Nr 2) übereinſtimmen und muß 
räumlich zu dem vorangehenden Protokoll einſchließlich des Vermerks über Vorleſung und 
Genehmigung in einem Verhältnis ſtehen, daß deſſen Inhalt hierdurch als gedeckt angeſehen 
werden kann. Auch der Blinde hat, wenn er dazu imſtande iſt, zu unterzeichnen; andernfalls 
muß der Erſatzformvorſchrift des Ab 2 genügt werden (RG 86, 385). 

2. Die Feſtſtellung iſt eine von den mitwirkenden Perſonen ausgehende Bezeugung, 
die einer beſonderen Vorleſung und der Genehmigung des Erblaſſers nicht bedarf, aber durch 
ſeine Unterſchrift auch nicht erſetzt wird. Sie muß ſich auf alle drei Erforderniſſe: Vorleſung, 
Genehmigung, Unterzeichnung erſtrecken (JF 1, 355; R JW 04, 208%, über die Grenzen 
der Möglichkeit, etwaige Zweifel oder Unklarheiten der protokollariſchen Feſtſlellung aus 
Vorgängen außerhalb des Protokolls aufzuhellen, ſ. A 5 a. E.). Der Feſtſtellnugsvermerk 
muß nicht notwendig dem geſamten Protokoll räumlich nachfolgen und kann auch einen 
nun erſt beginnenden, vom Erblaſſer unterſchriebenen Zuſatz decken, wenn dem Protokolle 
zu entnehmen iſt, daß ſich der Vermerk auch hierauf beziehen ſoll (RG JW 1911, 76628). 
Der Gebrauch der üblichen Abkürzung: „V. g. u.“ kann als genügend angeſehen werden (RG 
53, 150). Ebenſo die Feſtſtellung, „das Teſtament“ (ſtatt Protokolls) ſei vorgeleſen worden 
RG Bay 08, 19). . 

3. Die Vorlegung zur Durchſicht (für den Fall eines Verlangens des Erblaſſers durch 
bloße Ordnungsvorſchrift angeordnet) braucht nicht notwendig beurkundet zu werden, kann 
aber die unterbliebene Vorleſung auch dann nicht erſetzen, wenn ſie allen Mitwirkenden 
gegenüber erfolgt wäre (Pr GG Art 41). 

4. Die Unterſchrift iſt entbehrlich, wenn ein Doppeltes vorliegt: Erklärung des Erb- 
laſſers und Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll. a) Die Erklärung des Erblaſſers 
muß dahin gehen, daß er nicht ſchreiben könne. Die Erklärung, nicht ſchreiben zu wollen 
oder nur Schlecht ſchreiben zu können, genügt nicht. Die Erklärung iſt die einzige vom Geſetz 
zugelaſſene Erkenntnisquelle für die Schreibensunfähigkeit. Darauf, ob ſie der Wahrheit 
entſpricht und auf welchen Gründen ſie beruht, kommt nichts au. Der beurkundende Be⸗ 
amte darf hierüber gar keine Erörterungen anſtellen. Die Erklärung kann deshalb niemals 
durch das bloß obzektive Zeugnis der Urkundsperſonen erſetzt werden, der Erblaſſer ſei 
(weil infolge von Schlaganfällen gelähmt) zur Unterzeichuung außerſtande geweſen. Auch 
durch eine Auslegung, als beruhe das Zeugnis auf der Erklärung des Erblaſſers, kann in 
ſolchen Fällen nicht nachgeholfen werden (MG 69, 79 gegen 65, 875 a. E.; ſ. aber auch KG 
FG 4, 155). Dagegen iſt die Erklärung an eine Form nicht gebunden. Sie kann auch in der 
Genehmigung des eine objektive Feſtſtellung des Schreibunvermögens enthaltenden Protokoll⸗ 
textes (RG 56, 368; 69, 83; 75, 374; JW 09, 3142), regelmäßig auch in der Unterkreuzung des 
Protokolls mit dem Handzeichen gefunden werden (RG 69, 83; JW 08, 55617; Warn 1917 
Nr 243; KJ 37 A 126 und Kc IRdſch 1925 Nr 1527). b) Feſtſtellung der Erklärung im Proto⸗ 
toll. Sie iſt auch hier lediglich Zeugnis der Urkundsperſonen (A 2) und bildet keinen Beſtandteil 
des vorzuleſenden, vom Erblaſſer zu genehmigenden und zu unterzeichnenden Protokolls 
(A 1). Eine Vorleſung und Genehmigung dieſes Feſtſtellungsvermerks durch den Erblaſſer 
iſt deshalb überflüſſig. Wohl aber iſt fie, wie ſchon unter a bemerkt, eine genügende Grund- 
lage dafür, die in dem Vermerk enthaltene objektive Beurkundung des Schreibunvermögens 
nun auch als die vom Geſetz erforderte ſubjektive Erklärung des Erblaſſers, er könne nicht 
schreiben, aufzufaſſen. Im übrigen reicht es aus, wenn die Feſtſtellung irgendwie auf die 
Erklärung des Erblaſſers Bezug nimmt, fo wenn vermerkt wird: der Erblaſſer habe nicht 
unterſchrieben, weil er des Schreibens unkundig „ſei“, oder: er habe, weil des Schreibens 
unkundig (wegen Schwäche ſchreibensunfähig), das Protokoll nur mit dem Handzeichen ver⸗ 
ſehen (RG 65, 375; 69, 83; Warn 1917 Nr 248) oder: er habe erklärt, blind zu fein, und 
mit Rückſicht auf ſeine Blindheit nicht unterſchrieben (RG 86, 385). 

5. Die Unterſchrift der mitwirkenden Perſonen (8 2239 A 1) muß ſich zu dem Pro- 
tokoll auch räumlich in einem Verhältnis befinden, daß dadurch ſein geſamter Inhalt, ein⸗ 
ſchließlich etwaiger Randvermerke, des Vermerks über Vorleſung und Genehmigung, der 
Unterſchrift des Erblaſſers und der ſouſt vorgeſchriebenen Feſtſtellungen gedeckt wird. Die 
Unterſchriften brauchen jedoch nicht notwendig die letzten Worte des Protokolls zu bilden 
(NG 68, 297: Vermerk „unterſchrieben“ erſt unter der Namenszeichnung, vgl. auch KJ 
43, 100). Die Unterzeichnung muß eine eigenhändige fein und kann weder durch Hand⸗ 
zeichen noch durch Feſtſtellung des Schreibunvermögens erſetzt werden. Iſt fie ganz unter 
blieben, ſo wird ſie durch einen beſonders zu beurkundenden Akt nachgeholt werden dürfen, 
ſolange noch res integra, d. h. ſolange das Teſtament noch nicht eröffnet iſt (KJ 88 A 141, 
aber auch RG 79, 366). Nicht weſentlich ift, daß auch der Erblaſſer, der ſelbſt zu den mit ⸗ 
wirkenden Perſonen nicht gehört, der Unterzeichnung beiwohne ($ 2289 A 1). Es iſt deshalb 
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der Gültigkeit des Teſtaments unſchädlich, wenn der Erblaſſer ſtirbt oder geſchaftsunfahig 
wird, nachdem er das verleſene Protokoll genehmigt und unterzeichnet oder die Erklarung 
abgegeben hat, daß er nicht ſchreiben könne (a. M. Staudinger A IV; Kipp $ 14 bei A 40; 
Leonhard VI). — Die Beobachtung der weſentlichen Förmlichkeiten muß aus dem Protokolle 
ſelbſt hervorgehen oder aus Vorgängen, die mit ſeiner iich ung in unmittelbarem Zuſammen⸗ 
hange ſtehen (RG 86, 390; 97, 298; JW 1927, 120512; § 2241 A 1 zu Nr 1) und kaun nicht 
1 1 Ermittlungen entnommen werden (RG SW 04, 20887). Entſprechend FGG 
177. 


8 2243 

Wer nach der Überzeugung des Richters oder des Notars ſtumm oder 
ſonſt am Sprechen verhindert iſt, kann das Teſtament nur durch Übergabe 
einer Schrift errichten). Er muß die Erklärung, daß die Schrift ſeinen 
letzten Willen enthalte, bei der Verhandlung eigenhändig in das Protokoll 
oder auf ein beſonderes Blatt ſchreiben, das dem Protokoll als Anlage 
beigefügt werden muß!). 

Das eigenhändige Niederſchreiben der Erklärung ſowie die Überzeugung 
des Richters oder des Notars, daß der Erblaſſer am Sprechen verhindert 
iſt, muß im Protokolle feſtgeſtellt werden?). Das Protokoll braucht von 
dem Erblaſſer nicht beſonders genehmigt zu werden“ )). 

E 1 1921 II 2109; M 5 276, 277: P 5 339. 


1. Darüber, wer ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert ſei, entſcheidet lediglich die 
pflichtmäßige, nach freier Prüfung gewonnene Überzeugung des beurkundenden 
Beamten (nicht wie in § 2242 A 4 a die Erklarung des Erblaſſers). Das Teſtament kann 
deshalb nicht mit der Behauptung angefochten werden, der Erblaſſer hätte ſprechen können; 
es könnte nur u den nach ZPO § 418 Abſ 2 zuläſſigen Beweis entkräftet werden, daß 
der Beamte jene Überzeugung nicht gehabt habe (RG 108, 402). Kann ſich der Stumme 
in der Lautſprache verſtäudlich machen, fo it er auch zu mündlichen Erklärungen im Sinne 
von 8 2288 befähigt. Dagegen iſt die Zeichenſprache für Kundgebung des letzten Willens 
ausgeſchloſſen. Wer am Sprechen und gleichzeitig am Schreiben (A 2) verhindert iſt, kann 
deshalb überhaupt nicht teftieren (RJA 17, 70). Ebenſo derjenige am Sprechen Verhinderte, 
welcher minderjährig oder leſeusunvermögend iſt ($ 2238 A 6). Ob die Verhinderung ant 
Sprechen dauernd oder nur vorübergehend iſt, z. B. auch nur auf einem ärztlichen Verbote 
beruht, macht keinen Unterſchied. Übergabe einer Schrift § 2288 A 3. 

2. Die eigenhändige ſchriftliche Erklärung (8 2231 A 4) erſetzt die mündliche Erklarung 
nach 8 2288 A 3. Sie muß deshalb gleich dieſer bei ber Verhaudlung abgegeben, d. h. 
vor den Augen der mitwirkenden Perſonen (8 2239) niedergeſchrieben werden, darf nicht 
ſchon vorher hergeſtellt ſein, braucht aber nicht unterſchrieben zu werden und dem Geſetze 
nicht wörtlich zu entſprechen. Da das Protokoll oder ein beſonderes als Anlage bei- 
zufügendes Blatt vorgeſchrieben iſt, wird der Umſchlag des verſchloſſen übergebenen 
Schriftſtücks zur Niederſchrift nicht benutzt werden dürfen. 

3. Neben den hier vorgeſchriebenen beſonderen Feſtſtellungen iſt die Feſtſtellung der 
Schriftübergabe (§ 2241 A 1 zu Nr 3), ferner die Feſtſtellung der Protokollvorleſung und 
Unterzeichnung, wenn auch nicht der Genehmigung ($ 2242 A 2), gegebenenfalls auch die 
Feſtſtellung nach § 2244 Abſſ 3 geboten. Darüber, daß es der Vorleſung dieſer Feſtſtellungen 
nicht bedarf, ſ. 8 2242 A 4 b. 4 

4. Das Protokoll bedarf zwar nicht der Genehmigung, die nur ſchriftlich erfolgen könnte, 
wohl aber der Vorleſung — einſchließlich der niedergeſchriebenen Erklärung — und der 
Unterſchrift des Erblaſſers nach $ 2242 A 1, ſelbſt dann, wenn die eigenhändige Erklärung 
(A 2) von ihm bereits unterſchrieben worden wäre. — $ 2243 gilt auch für das Gemeinde. 
teſtament (J 2249), nicht aber für das Seuchen- und Seeteſtament vor Zeugen, da hier nur 
mündliche Erklärung ſtatthaft iſt (58 2250, 2251). Entſprechend FGG $ 178. 

5. Blinde ſind auf das öffentliche, mündlich erklärte Teſtament beſchränkt (§ 2238 A 6). 
Taube find unbeſchränkt teſtierfähig. Zur Kontrolle des Protokolls können ſie Durchſicht 
verlangen (8 2242 A 3). Taubſtumme können, wenn ſchreibkundig nach § 2248, wenn die 
Lautſprache beherrſchend auch nach § 2238 teſtieren. 


8 2244 


Erklärt der Erblaſſer, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſeil), 
ſo muß bei der Errichtung des Teſtaments ein vereideter Dolmetſcher zu⸗ 


302 Erbrecht Teſtament 


gezogen werden?). Auf den Dolmetſcher finden die nach den 88 2234 bis 2237 
für einen Zeugen geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung“). 

Das Protokoll muß in die Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, 
überſetzt werden‘), Die Überſetzung muß von dem Dolmetſcher angefertigt 
oder beglaubigt und vorgeleſen werden; die Überjegung muß dem Proto⸗ 
koll als Anlage beigefügt werden“). 

Das Protokoll muß die Erklärung des Erblaſſers, daß er der dentſchen 
Sprache nicht mächtig ſei, ſowie den Namen des Dolmetſchers und die Feſt⸗ 
ſtellung enthalten, daß der Dolmetſcher die Überſetzung angefertigt oder 
beglaubigt und ſie vorgeleſen hate). Der Dolmetſcher muß das Protokoll 


unterſchreiben “). 

E 1 1928 Abf 1—3 II 2110; M 5 278, 279: P 5 839—342. 

1. Dafür, ob der Erblaſſer der deutſchen Sprache nicht mächtig fei, ift, wie im Falle 
des § 2242 A 4 einzige Erkenntnisquelle die Erklärung des Erblaſſers. Auch dann, 
wenn ſie nach Überzeugung des beurkundenden Beamten wahrheitswidrig iſt, darf er die 
Aufnahme des Teſtaments nicht ablehnen (a. M. OLG 1, 409). Sie iſt auch im Falle des 
8 2243 an keine Form gebunden. Deutſche iſt nicht gleich hochdeutſcher Sprache. Verſteht 
der Beamte die vom Erblaſſer gebrauchte Mundart nicht, jo ift er in der Wahl der Mittel, 
um eine gegenſeitige Verſtändigung herbeizuführen, nicht beſchränkt. 

2. Der Dolmetſcher muß vereidet ſein. Die Beteiligten können hierauf nicht wie nach 
FGG 8 verzichten. Iſt der Dolmetſcher nicht im allgemeinen vereidet, ſo hat der Richter 
oder Notar nach Landesrecht, ev. nach GVG 8 191 die Vereidung vorzunehmen. Er ift 
förmlich zuzuziehen, § 2258 A 8, und zwar neben den dort genannten Perſonen. Der 
Dolmetſcher kann deshalb nicht gleichzeitig als Gerichtsſchreiber (RIA 2, 59, abweichend 
GVG $ 192), Notar oder Zeuge mitwirken. 

3. § 2284: Ausſchließung des Ehegatten, gewiſſer Verwandter und Verſchwägerter des 
Erblaſſers, 8 2285: Nichtigkeit der dem Dolmetſcher oder feinen Angehörigen gemachten 
Zuwendungen, § 2236: Ausſchließung wegen der Beziehungen zum Richter oder. be- 
urkundenden Notar, $ 2287: Sollvorſchriften wegen gewiſſer Untauglichkeitsgründe. 

4. Der eigentlichen Teſtamentserrichtung nach 88 2238, 2248, die von ſeiten des Erb⸗ 
laſſers in der fremden Sprache erklärt und vom Dolmetſcher deutſch wiedergegeben wird, 
folgt die Niederſchrift des Protokolls in deutſcher Sprache, im Falle des § 2243 zugleich 
die Entgegennahme der die Übergabe begleitenden fremdſprachlichen Erklärung und deren 
Überſetzung. Das deutſche Protokoll ift demnächſt in die fremde Sprache ſchriftlich zu 
überſetzen. Kein Nebenprotokoll in der fremden Sprache, |. jedoch 8 2245. 

5. Ob die Überſetzung vom Dolmetſcher ſelbſt oder einer andern, vielleicht gewandteren 
Perſon vorgenommen wird, iſt gleichgültig. Jedenfalls muß fie vom Dolmetſcher | elbſt 
vorgeleſen und wenn er ſie nicht ſelbſt angefertigt hat, mit ſeiner Namen sunterſchrift 
beglaubigt werden (§ 129). Sie bedarf nicht der Genehmigung des Erblaſſers. Als eigent 
licher maßgebender Inhalt der Teſtamentserklaͤrung gilt das deutſche Protokoll. Die Be. 
handlung der Überſetzung als Anlage (8 2246) erfordert nicht förmliche Verbindung mit 
dem Protokoll. 

6. Die Erklärung, der deutſchen Sprache nicht mächtig zu ſein, iſt unmittelbarer Be; 
ſtandteil des Protokolls. Sie bedarf deshalb der Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift 
des Erblaſſers und kann nicht, wie im Falle des 8 2242 A 4 b durch eine entſprechende Feſt⸗ 
ftellung erſetzt werden (a. M. Planck A 6). Wohl aber gilt das dort Geſagte von den ſonſtigen 
Feſtſtellungen, insbeſondere von der namentlichen Aufführung oder einer ſonſt genügenden 
Bezeichnung des Dolmetſchers (KJ 35 A 83). Weſentlich iſt auch, daß der Dolmetſcher 
im Protokoll als derjenige genannt iſt, der die Überſetzung angefertigt oder beglaubigt und 
fie vorgeleſen habe (KJ 89 A 75; RG JW 1915, 58216; aber auch R 97, 295, wonach in 
dem Protokoll eine genügende Feſtſtellung der Anfertigung oder Beglaubigung der Über 
ſetzung durch den Dolmetſcher gefunden werden kann, wenn darin geſagt ilt, daß der Dol- 
metſcher die Verhandlung in der „beigefügten“ Überſetzung vorgeleſen habe, und wenn dieſe 
Überſetzung mit einem vom Dolmelſcher unterſchriebenen, die Richtigkeit der Überſetzung 
bezeugenden Vermerk abgeſchloſſen il). 

7. Geziemenderweiſe hat der Dolmetſcher dem ganzen Errichtungsakte beizuwohnen. 
Da er jedoch nicht zu den mitwirkenden Perſonen gehört ($ 2289), jo genügt die Anweſenheit 
des Dolmetſchers, ſolange er gebraucht wird. Insbeſondere iſt ſie unerläßlich während der 
ihm allein obliegenden Vorleſung der Überſetzung. Seine Unterſchrift hat er in Gegenwart 
der Mitwirkenden, nicht notwendig auch des Erblaſſers, unter das Protokoll zu ſetzen. 
Daraus folgt, daß er die Anfertigung der Überſetzung oder deren Beglaubigung ſowie ihre 
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Beifügung als Anlage ſpäter nicht nachholen kann. — Nichtigkeit bei Verletzung der Form⸗ 
vorſchriften 8 125. Sie gelten auch für den Erbvertrag (8 2276) ſowie für das Gemeinde, 
nicht aber für das vor Zeugen errichtete Seuchen und Seeteſtament (88 2249— 2251). Ent- 
ſprechend FG 88 179, 180. 


8 2245 


Sind ſämtliche mitwirkende Perſonen ihrer Verſicherung nach der Sprache, 
in der ſich der Erblaſſer erklärt, mächtig!), jo iſt die Zuziehung eines Dol⸗ 
metſchers nicht erforderlich?). 

Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetſchers, ſo muß das Protokoll in 
der fremden Sprache aufgenommen werdens) und die Erklärung des Erb⸗ 
laſſers, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, ſowie die Verſiche⸗ 
rung der mitwirkenden Perſonen, daß ſie der fremden Sprache mächtig 
feien, enthalten“). Eine deutſche Überſetzung ſoll als Anlage beigefügt 
werdens). 

E 1 1923 Wbf 4 II 2111; M 5 279, 280; P 5 339-842, 


1. Teſtament in fremder Sprache. Erſte Vorausſetzung iſt, daß der Erblaſſer ſeiner 
— formloſen — Erklärung zufolge der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt (A 4). Gibt er 
dieſe Erklärung nicht ab, ſo verbleibt es bei der deutſchen Geſchäftsſprache. Ferner müſſen 
lämtliche mitwirkende Perſonen (J 2239) der betreffenden fremden Sprache mächtig 
ſein. Hierzu iſt ihre Verſicherung erforderlich, aber auch genügend, ſelbſt wenn ſie der 
Wahrheit nicht entſpräche. Der Erblaſſer ſelbſt hat die gleiche Verſicherung nicht abzugeben. 

2. Die Zuziehung des Dolmetſchers iſt „nicht erforderlich“, der leitende Beamte iſt aber 
daran nicht gehindert, auch wenn die Vorausſetzung des Abſ 1 äußerlich gegeben iſt, ins⸗ 
beſondere, wenn er den abgegebenen Verſicherungen mißtraut. Wird der Dolmetſcher zu⸗ 
gezogen, ſo ſind lediglich die Formvorſchriften des § 2244 maßgebend. 

3. Im Gegenſatz zu § 2244 A 5 iſt das fremdſprachliche Protokoll maßgebend. Es 
muß ſelbſtverſtändlich allen ſonſtigen für das Protokoll erteilten Formvorſchriften entſprechen. 
Deutſche Überſetzung A 5. 

4. Die Erklärung des Erblaſſers iſt, wie im Falle des 8 2244 A 6, unmittelbar 
Beſtandteil des Protokolls, deshalb vorzuleſen, vom Erblaſſer zu genehmigen und zu unter 
zeichnen. Dagegen enthält die Verſicherung der Mitwirkenden lediglich eine Feſtſtellung 
im Sinne von § 2242 A 4 b. (Nicht unterſchieden in RG JW 03 Beil 3050). 

5. Die Beifügung einer deutſchen Uberſetzung als Anlage (8 2246) iſt nur ordnungs 
halber vorgeſchrieben. Es iſt gleichgültig, von wem ſie angefertigt iſt, ſie bedarf auch nicht 
wie im Falle des 8 2244 A der Vorleſung und Beglaubigung. — Anwendbar auf die aufer- 
990 3 150 Teſtamentsformen [88 2249— 2251 und den Erbvertrag § 2276. Entſprechend 
FGG 8 179. 


8 2246 


Das über die Errichtung des Teſtaments aufgenommene Protokoll ſoll 
nebſt Anlagen, insbeſondere im Falle der Errichtung durch übergabe einer 
Schrift nebſt dieſer Schrift!), von dem Richter oder dem Notar in Gegen⸗ 
wart der übrigen mitwirkenden Perſonen und des Erblaſſers?) mit dem 
Amtsſiegel verſchloſſen, mit einer das Teſtament näher bezeichnenden Auf⸗ 
ſchrift, die von dem Richter oder dem Notar zu unterſchreiben iſt, verjehen?) 
und in beſondere amtliche Verwahrung gebracht werden‘). 

Dem Erblaſſer ſoll über das in amtliche Verwahrung genommene Teſta⸗ 
ment ein Hinterlegungsſchein erteilt werden“). 

E 1 1999 Abf 1, 2 II 2112; M 2 295, 296; P 5 881. 

1. Amtliche Verwahrung und Verſchließung des Teſtaments. Der Teſtamentsakt geht 
mit Unterzeichnung des Protokolls nach § 2242 Ubi 8 zu Ende. Nichtbefolgung der hier er- 
teilten Ordnungsvorſchriften iſt deshalb auf die Gültigkeit des Teſtaments ohne Einfluß. 
Als Anlagen kommen in Frage die übergebene Schrift § 2238 Abſ 1, das beſondere Blatt 
§ 2243 Abſ 1, die Überſetzung 88 2244, 2245. Die Aufnahme ſonſtiger Anlagen ift unſtatt⸗ 
haft, aber unſchädlich. 

2. Die zwingende Vorſchrift des 8 2239 über die Gegenwart der Mitwirkenden wird 
infolge der bloß reglementariſchen Natur der Vorſchriften über Verſchluß und Aufſchrift in⸗ 


304 Erbrecht Teſtament 


ſoweit von ſelbſt zur Ordnungsvorſchrift. Die Auweſenheit des Erblaſſers iſt gleichfalls 
nicht weſentlich ($ 2242 A 5). 

3. Nähere Anweiſungen über Verſchluß uſw. nach Landesrecht. Das Amtsſiegel wird 
durch Trocken ⸗ oder Farbenſtempel, die einen Verſchluß nicht herzuſtellen vermögen, nicht 
erſetzt. Mitverſchluß durch ſein Privatſiegel iſt dem Erblaſſer nicht verwehrt. 

4. Beſondere amtliche Verwahrung im Gegenſatz zu der gewöhnlichen Akteuverwahrung 
(RG 48, 99). Nähere Beſtimmungen über die Verwahrungsſtelle, die mit dem Nachlaß ⸗ 
gericht nicht zuſammenzufallen braucht (RG 53, 308), insbeſondere über die Zuſtändigkeit der 
Notare zur eigenen Verwahrung nach Landesrecht. Die Worte „in Gegenwart der übrigen 
mitwirkenden Perſonen und des Erblaſſers“ (A 2) find auf die Verwahrung nicht zu beziehen. 
Amtliche Verwahrung des Privatteſtaments § 2248, Rücknahme aus der Verwahrung $ 2256, 
Einſicht $ 2264. Anwendbar auf das Gemeindeteſtament § 2249, im Zweifel anch auf den 
Erbvertrag § 2277. 

5. Der Hinterlegungsſchein iſt von Amts wegen und trotz etwaigen Verzichts zu er⸗ 
teilen. Die Teſtamentsurſchrift darf dem Erblaſſer niemals überlaſſen werden. 


8 2247 

Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, kann ein 
Teſtament nicht nach §S 2231 Nr 2 errichten !). 

KW 321. 

1. Minderjährige und Leſensunfähige ($ 2238 A 6) find nicht bloß ausgeſchloſſen vom 
Privatteſtament ($ 2231 Nr 2), ſondern nach $ 2238 Abſ 2 auch vom ſchriftlich übergebenen 
Teſtament, deshalb beſchränkt auf das mündlich erklärte Teſtament vor Richter oder Notar 
(8 2238) oder Gemeindevorſteher ($ 2243) oder drei Zeugen (88 2250, 2251). Sind fie ſtumm 


oder am Sprechen verhindert ($ 2243), fo können ſie überhaupt nicht teſtieren. Über die 
rechtliche Natur der Beſtimmung f. § 22209 A 3. 


S 2248 


Ein nach § 2231 Nr 2 errichtetes Teſtament iſt auf Verlangen des Erb⸗ 
laſſers in amtliche Verwahrung zu nehmen!). Die Vorſchrift des § 2246 
Abſ 2 findet Anwendung). 

KB 321. 

1. Die amtliche Berwahrung des Privatteſtaments macht es nicht, wie die Übergabe 
der Schrift nach 8 2238, zum öffentlichen Teſtament. Sie findet nur auf Verlangen 
des Erblaſſers ſtatt, das formlos und regelmäßig auch durch einen Vertreter geſtellt 


werden kann (RIA 1, 146). Nücknahme iſt zuläſſig, ſie gilt nicht as Widerruf, § 2256 Abf 8 
Ablieferungspflicht nach dem Erbfall 8 2259. 


2. Hinterlegungsſchein. 
§ 2249 


Iſt zu beſorgen, daß der Erblaſſer früher ſterben werde, als die Er- 
richtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem Notar möglich 
iſt!), jo kann er das Teſtament vor dem Vorſteher der Gemeinde, in der 
er ſich aufhält, oder, falls er ſich in dem Bereich eines durch Landesgeſetz 
einer Gemeinde gleichgeſtellten Verbandes oder Gutsbezirkes aufhält, vor 
dem Vorſteher dieſes Verbandes oder Bezirkes errichten?), Der Vorſteher 
muß zwei Zeugen zuziehen?). Die Vorſchriften der SS 2234 bis 2246 finden 
Anwendung; der Vorſteher tritt an die Stelle des Richters oder des Notars“). 

Die Beſorgnis, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter 
oder vor einem Notar nicht mehr möglich ſein werde, muß im Protokolle 
feſtgeſtellt werden?). Der Gültigkeit des Teſtaments ſteht nicht entgegen, 
daß die Beſorgnis nicht begründet war“). 

E 1 1925, 1932 Abf 1, 2 TE 2113; M 5 281, 282, 295, 208; P 5 342—345, 36 1; KB 322. 

1. Gemeindeteſtament. Die hier vorausgeſetzte Beſorgnis, auf deren objektive Be⸗ 


grünbetheit es nach Abſ 2 nicht ankommt, wird regelmäßig nur in Land⸗ oder kleineren Stadt⸗ 
gemeinden gegeben ſein. Doch iſt die Art der Gemeinde (t. ruri conditum) nicht entſcheidend. 
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Auch wenn ein Amtsgericht oder ein Notar darin ſeinen Sitz hätte, iſt das Gemeindeteſtament 
nicht ausgeſchloſſen. Weder der Richter noch der Notar dürfen rechtzeitig erreichbar 
fein, die Feſtſtellung (A 5) muß ſich daher auf beide Alternativen erſtrecken (RG Warn 1917 
Nr 243, KG IRdſch 1925 Nr 1689; offengelaſſen JW 08 Beil 641%, Unerreichbarkeit des 
Amtsrichters bei der beſonderen Sachlage für genügend erklärt JW 02 Beil 21665, als Tat- 
frage behandelt JW 05, 242%), Beſondere Vorausſetzung der Abſperrung § 2250 Abf 1. 


2. Aufenthalt des Erblaſſers in der Gemeinde, ſei es auch bloß vorübergehender Art 
(Durchreiſe) genügt. Wohnſitz iſt nicht erfordert. Wer als Vorſteher der Gemeinde, des 
Verbandes oder Gutsbezirks und wer als ſein Stellvertreter zu gelten habe, beſtimmt ſich 
nach Landesrecht. EG Art 150 geſtattet dem Landesgeſetz, an Stelle des Vorſtehers oder 
neben ihm andere Perſonen (Orts-, Dorfgerichtsperſonen) zu beſtellen. 


3. Zuziehung von zwei Zeugen wie im Falle des § 2233. Ihre Bezeichnung mit einem 
Amtscharakter iſt unſchädlich (Schöffen RG IW 05, 242%). Die Mitwirkung eines Gemeinde 
ſchreibers findet nicht oder doch nur in der Eigenſchaft eines Zeugen ftatt (vgl. RIA 14, 278). 


4. Die angezogenen 88 2234 —2246 ergeben, daß alle für das ordentliche öffent⸗ 
liche Teſtament erlaſſenen Vorſchriften (Unfähigkeit des Vorſtehers oder eines Zeugen, 
Art der Errichtung durch mündliche Erklärung oder Schriftübergabe, Beſchränkung der 
Minderjährigen und Leſeunfähigen auf mündliche Erklärung, ſtändige Anweſenheit, Inhalt 
des Protokolls, die beſonderen Beſtimmungen bei Sprechunvermögen und Unkenntnis der 
deutſchen Sprache, endlich über die Art der Verwahrung) auf das Gemeindeteſtament 
unmittelbar anwendbar ſind, nur daß der Vorſteher an Stelle des Richters oder Notars 
tritt. Die Verletzung einer dieſer Vorſchriften bewirkt deshalb Nichtigkeit, ſoweit dies beim 
ordentlichen öffentlichen Teſtament der Fall ift ($ 125). Anderſeits hat auch das Gemeinde 
teſtament die Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde (§ 2241 A 1), jedoch unter Be⸗ 
ſchränkung der Gültigkeitsdauer auf drei Monate ($ 2252). 


5. Die Feſtſtellung erfordert nicht förmliche Wiedergabe der Geſetzesworte, es genügt, 
daß ſie ſonſt dem Protokollinhalte zuverlaſſig zu entnehmen iſt (RG JW 03 Beil 641%: OLG 
40, 189). Dies ift nicht der Fall, wenn das Protokoll hierzu nicht mehr enthält als die Er- 
klärung des Erblaſſers, er habe den Gemeindevorſteher mit der Niederſchrift ſeines letzten 
Willens beauftragt, weil es ihm nicht möglich ſei, einen Richter oder Notar nach ſeinem Auf⸗ 
enthaltsort zu beordern (JJ 3, 164). Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift des Erb. 
laſſers find nicht erforderlich (RIA 5, 45, § 2242 A 4 b). 

6. Über das Vorhandenſein der Beſorgnis entſcheidet das pflichtmäßige Ermeſſen des 
Vorſtehers, ſo daß dieſer die Aufnahme des Teſtaments abzulehnen hat, wenn er bei gewiſſen⸗ 
hafter Prüfung zu der Überzeugung gelangt, daß die Beſorgnis nicht begründet ſei (Bay- 
Verwhß IW 1921, 11481). Würde er die Beſorgnis feſtſtellen, trotzdem fie von ihm in 
Wahrheit nicht empfunden wurde, ſo wäre das Teſtament nichtig. Die ordnungsmäßige 
Feſtſtellung der Beſorgnis iſt (wie nach 9 2243 die Feſtſtellung der berzeugung des Richters 
nach § 2244 die Erklärung des Erblaſſers, nach § 2245 die Verſicherung der Beteiligten) 
ohne Rückſicht auf den wirklichen Sachverhalt maßgebend. ane Grund für dieſe 
keinen Analogieſchluß auf ſonſtige Urkundserforderniſſe zuloſſende Vorſchrift: RG 109, 372. — 
Haftung des Vorſtehers oder der Gemeinde für Verſehen (NG 58, 296; JW 04, 14416; Warn 
1917 Nr 243; Recht 1924 Nr 1682; $ 2232 A 1). Gemeinſchaftliches Teſtament § 2266. Der 
Erbvertrag kann nur in ordentlicher Form errichtet werden, § 2276 A 1. Unter den Voraus- 
ſetzungen des $ 2249 Errichtung vor drei Zeugen in Konſulargerichtsbezirken und den Schutz⸗ 
gebieten KonſchG v. 7. 4. 00 § 38 und Schußgeb® v. 10. 9. 00 8 3. 


§ 2250 


Wer ſich an einem Orte aufhält!), der infolge des Ausbruchs einer Krank⸗ 
heit oder infolge ſonſtiger außerordentlicher Umftände?) dergeſtalt ab⸗ 
geſperrt iſt, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor 
einem Notar nicht möglich oder erheblich erſchwert ift?), kann das Teſtament 
in der durch den § 2249 Abſ 1 beſtimmten Form oder durch mündliche Er⸗ 
klärung vor drei Zeugen errichten“). 

Wird die mündliche Erklärung vor drei Zeugen gewählt, ſo muß über 
die Errichtung des Teſtaments ein Protokoll aufgenommen werdend). Auf 
die Zeugen finden die Vorſchriften der SS 2234, 2235 und des S 2237 Nr 1 
bis 3e), auf das Protokoll finden die Vorſchriften der SS 2240 bis 2242, 2245 
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Anwendung?). Unter Zuziehung eines Dolmetſchers kann ein Teſtament in 
dieſer Form nicht errichtet werden“). 
E I 1927 II 2114; M 5 288— 286; P 5 346; KB 822. 


1. Seuchenteſtament. Unter dem Orte, deſſen Abſperrung vorausgeſetzt iſt, wird nicht 
bloß eine Niederlaſſung (Gemeinde), ſondern im weiteſten Sinne jeder Punkt der Erdober⸗ 
fläche, zu Waſſer oder zu Lande, z. B. auch ein Haus, eine Wohnung, Schiff, Stück freies 
Feld uſw. verſtanden. 

2. Die Krankheit braucht keine anſteckende zu ſein (t. tempore pestis conditum) und 
nicht den Erblaſſer ſelbſt zu betreffen. Auch Tierkrankheiten fallen darunter. Ebenſo iſt der 
Kreis der ſonſtigen gußerordentlichen Umſtände unbeſchränkt (polizeiliche, militäriſche Maß⸗ 
nahmen, Aufruhr, Überſchwemmungen, Wegezerſtörungen uſw.). 

3. Die Abſperrung iſt vorhanden, nicht bloß wenn die Möglichkeit des Verkehrs nach 
allen Seiten aufgehoben iſt, ſondern auch wenn der Verkehr mit Richter oder Notar (durch 
die Notwendigkeit beträchtlicher Umwege) erheblich erſchwert iſt. Zur Gültigkeit des 
Teſtaments, die nach 8 2252 Abſ 1 ohnedies auf drei Monate beſchränkt iſt, wird jedoch 
erfordert, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen auch wirklich vorgelegen haben. Es genügt 
nicht, daß fie, wie in den Fällen der 88 2243 A 1, 2249 A 6 als vorhanden angenommen 
worden ſind. Für das Vorhandenſein iſt beweispflichtig, wer ſich auf die Gültigkeit des 
Seuchenteſtaments beruft. 

4. Das Geſetz ſtellt zur Wahl des Erblaſſers die Form des Gemeindeteſtaments 
nach § 2249 Abſ 1, fordert aber ſelbſtverſtändlich damit nicht, daß außer den beſonderen 
Umſtänden der A 1—3 auch noch die dort vorausgeſetzte Beſorgnis früheren Verſterbens 
gegeben ſein müſſe. Oder als beſondere Form das Teſtament durch mündliche Erklärung 
vor drei Zeugen. 

5. Das Protokoll iſt weſentlich. Von welchem der drei Zeugen oder ob es von einer 
vierten Perſon abgefaßt wird, iſt gleichgültig. Es muß grundſätzlich in deutſcher Sprache 
(S 2240), kann aber im Falle des § 2245 auch in der betreffenden fremden Sprache auf 
genommen werden und hat den einzelnen Formvorſchriften der 88 2241, 2242 zu genügen. 
Das Protokoll braucht eine Feſtſtellung darüber, daß die beſonderen Vorausſetzungen des 
Seuchenteſtaments gegeben geweſen ſeien, nicht notwendig zu enthalten. Sie iſt aber rätlich. 
Im übrigen iſt das Protokoll nur als Privaturkunde nach ZPO 88 416, 440 beweiskraftig. 

6. Für die Zeugen gelten die allgemeinen Unfähigkeits⸗ und Untauglichkeitsgründe der 
88 2234, 2237 Nr 1—8. Zuwendungen an die Zeugen und ihre Angehörigen find nach $ 2285 
nichtig. Die nicht angezogenen 88 2236, 2237 Nr 4 kommen der Natur der Sache nach nicht in 
Betracht. Aus der Nichterwähnung des $ 2239 darf nicht gefolgert werden, daß die Anweſen⸗ 
heit der Zeugen nicht während der ganzen Verhandlung nötig wäre. „Vor drei Zeugen“ ift 
nicht gleich „nacheinander vor je einem Zeugen“, die Erklärung des Erblaſſers muß vielmehr 
gleichzeitig an alle drei gerichtet fein. § 2242 Abſſ 3 ergibt ferner, daß ihre gemeinſchaftliche 
„Mitwirkung“ auch bei Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift des Protokolls (oder bei 
der die Unterſchrift ablehnenden Erklärung des Erblaſſers) nötig iſt. Erſt mit Unterſchrift 
der Zeugen iſt der Teſtamentsakt beendet. Zutritt der Urkundsperſon Seuchench v. 30. 6. 00 8 14. 

7. Das Seuchenteſtament iſt ausgeſchloſſen, wenn die Errichtung durch Übergabe einer 
Schrift erfolgen ſoll ($ 2238 A 3) oder (wegen Sprechunvermögens nach § 2243) nur in 
diefer Form erfolgen kann, ferner wenn die Zuziehung eines Dolmetſchers nach 8 2244 er. 
forderlich wäre. Für das fremdsprachliche Teſtament bleibt mithin nur der Weg des $ 2245. 


8 2251 


Wer ſich während einer Seereiſe!) an Bord eines deutſchen, nicht zur 
Kaiſerlichen Marine gehörenden Fahrzeugs außerhalb eines inländiſchen 
Hafens befindet:), kann ein Teſtament durch mündliche Erklärung vor drei 
Zeugen nach 8 2250 errichten“). 

E I 1929 II 2115; M 5 287; P 5 849. 


1. Seeteſtament. Die Seereiſe erfordert kein feſtes Reiſeziel (8 16 Abſ 2), ſteht aber 
im Gegenſatz zur bloßen Seefahrt zu Zwecken der Fiſcherei oder zu kurzen Sport. und Ver⸗ 
gnügungsfahrten. Die Seereiſe iſt auch angetreten, wenn zur Gewinnung der hohen See 
vorerſt die Benutzung eines Binnengewäfſers nötig iſt. Für die Teſtamentserrichtung während 
einer Luftreiſe beſtehen noch keine Sondervorſchriften (vgl. Goldmann in Dig 1925, 101). 

2. Das Teſtament kann nur an Bord des Schiffes, nicht während eines vorübergehenden 
Landaufenthalts und nur auf deutſchen Fahrzeugen errichtet werden. Dazu gehört grund 
ſätzlich, daß fie im ausſchließlichen Eigentum eines Reichsangehörigen ſtehen (Flaggen 
v. 22. 6. 99 88 2, 3, aber auch Schutzgebch v. 10. 9. 00 § 10), ſelbſt wenn fie im Schiffsregiſter 
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nicht eingetragen ſind oder Flaggenzeugnis nicht beſitzen (Flaggen 88 10—12 und RGeſ. 
v. 29. 5. 01). Zu den inländiſchen Häfen gehören diejenigen der Schutzgebiete 
nicht. Für die zur Reichsmarine gehörigen Fahrzeuge gilt die Form des Militär⸗ 
teftaments (RWehrc $ 38 Nr 2c und Nr 3; Vorbem vor § 2229). Deutſche auf fremden 
Schiffen EG Art 11 Abſ 1. 


3. Unter den Zeugen muß ſich nicht notwendig der Schiffsführer befinden. 


8 2252 


Ein nach S 2249, § 2250 oder § 2251 errichtetes Teſtament gilt als nicht 
errichtet, wenn ſeit der Errichtung drei Monate verſtrichen ſind und der 
Erblaſſer noch lebt!). 

Beginn und Lauf der Friſt ſind gehemmt, ſolange der Erblaſſer außer⸗ 
ſtande iſt, ein Teſtament vor einem Richter oder vor einem Notar zu er⸗ 
richten?). 

Tritt im Falle des § 2251 der Erblaſſer vor dem Ablaufe der Friſt eine 
neue Seereise an, jo wird die Friſt dergeſtalt unterbrochen, daß nach der 
Beendigung der neuen Reiſe die volle Friſt von neuem zu laufen beginnt). 

Wird der Erblaſſer nach dem Ablaufe der Friſt für tot erklärt, ſo behält 
das Teſtament ſeine Kraft, wenn die Friſt zu der Zeit, zu welcher der Erb⸗ 
laſſer den vorhandenen Nachrichten zufolge noch gelebt hat, noch nicht 
verſtrichen war“) ö). 

& I 1926, 1928, 1980 II 2116; M 5 282, 288, 286, 288; 5 5 845, 346, 349. 


1. Die Gültigkeitsdauer der außerordentlichen Teſtamente iſt auf drei Monate 
beſchränkt. Friſtberechnung 88 187, 188. Das Teſtament verliert mit Friſtablauf von ſelbſt 
ſeine Kraft, und zwar vermöge geſetzlicher Fiktion unter Rückbeziehung auf den Zeitpunkt 
der Errichtung. Es behält ſomit auch nicht die Wirkung des Widerrufs (SS 2254, 2258). 
Über den Fall, daß eine dem Gemeindevorſteher nach $ 2249 Abſ 1 oder 8 2250 Abſ 1 mit 
$ 2238 Abſ 1 übergebene Schrift den Erforderniſſen des 8 2231 Nr 2 entſpricht, vgl. 8 2238 
A 3. Ein eigenhändiges, von dem Gemeindevorſteher beglaubigtes Teſtament, von dem der 
Erblaſſer bei der Errichtung angenommen hat, daß er ein Notteſtament im Sinne der 88 2249, 
2252 errichte, iſt weder von vornherein nichtig, noch wird ſeine Fortgeltung dadurch beeinflußt, 
daß der Erblaſſer die Vernichtung der Teſtamentsurkunde (8 2253) oder die Errichtung eines 
neuen Teſtaments (88 2254, 2258) nur deshalb unterläßt, weil er des Glaubens iſt, das als 
Notteſtament angeſehene Teſtament ſei mit Ablauf von drei Monaten ſeit dem Errichtungstage 
kraftlos geworden; das Teſtament kann auch nicht durch Anfechtung (8 2078) entkräftet werden, 
falls der Erblaſſer ſo, wie geſchehen, auch dann verfügt haben würde, wenn er gewußt hätte, 
daß er ein unbeſchränkt gültiges Privatteſtament errichte (RG 104, 820) 

2. Hemmung der Friſt 88 202—205. Gleichgültig iſt, aus welchen Gründen der Erb⸗ 
laſſer außerſtande iſt, d. h. ſich in der Unmöglichkeit befindet, vor einem (deutſchen) Richter 
oder Notar in der Form des § 2238 zu teſtieren, ob wegen Fortdauer der Abſperrung, der 
Seereiſe, oder wegen in ſeiner Perſon eingetretener Umſtände (ſchwere Krankheit). Erheb⸗ 
liche Erſchwerung für ſich allein genügt nicht, wenn fie nicht mit der Fortdauer der Ab, 
ſperrung zuſammentrifft ($ 2250 A 8). Anderſeits kommt die Möglichkeit, im Auslande (fei 
es auch vor einem deutſchen Konſul, Vorbem vor § 2229) oder durch Privatteſtament oder 
in einer der außerordentlichen Teſtamentsformen zu teſtieren, überhaupt nicht in Betracht. 

3. Beim Seeteſtament kann der Erblaſſer auf ein und derſelben Reiſe ſo oft und ſo lange 
in deutſchen Zwiſchenhäfen verweilt haben, daß die Dreimonatsfriſt noch vor beendeter 
Reiſe abgelaufen ift. Dagegen kommt infolge Antritts einer neuen Reiſe die bis dahin 
verſtrichene und noch nicht abgelaufene Friſt überhaupt nicht mehr in Betracht. Ob es ſich 
um Fortſetzung der alten oder Antritt einer neuen Reiſe handelt, iſt Tatfrage. 

4. Der nach der Todeserklärung maßgebende Zeitpunkt des Todes (§ 18 Abſ 2) wird 
regelmäßig ſo weit hinausgeſchoben, daß die Dreimonatsfriſt meiſt verſtrichen, aber keine 
Gewißheit darüber zu erlangen wäre, ob etwa eine Hemmung eingetreten ſei (A 2). Im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung der außerordentlichen Teſtamente wird deshalb die Lebens⸗ 
vermutung des 8 18 Abſ 1 beſeitigt und der Tod auf den Zeitpunkt zurückverlegt, an welchem 
nach den letzten positiven Nachrichten (88 14, 16) der Erblaſſer noch gelebt hat. 

56. Die Beweislaſt dafür, daß das Teſtament aus den beſonderen Gründen des Abſ 2—4 
noch über die Dreimonatsfriſt hinaus gegolten habe, trifft denjenigen, welcher aus der Gültig ⸗ 
keit Rechte ableitet. 
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8 2253 


Ein Teſtament ſowie eine einzelne in einem Teſtament enthaltene Ver⸗ 
fügung kann von dem Erblaſſer jederzeit widerrufen werden!). 

Die Entmündigung des Erblaſſers wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwen⸗ 
dung oder Trunkſucht ſteht dem Widerruf eines vor der Entmündigung er⸗ 


richteten Teſtaments nicht entgegen!). 

E 1 1758 Abſ 2 II 2121 Abs 1; M 5 8; P 5 5, 851-368, 

1. Es gehört zum Weſen der einſeitigen Verfügung von Todes wegen ($ 1937), daß fie 

jederzeit frei widerruflich iſt. Der vertragsmäßige Verzicht hierauf iſt nichtig, S 2302 und 
auch im Teſtamente ſelbſt kann ſich der Erblaſſer des Widerrufsrechts nicht wirkſam begeben 
oder dafür erſchwerte Formen beſtimmen (derogatoriſche Klauſel). Der Widerruf iſt eine 
Willenserklärung des Inhalts, daß dasjenige, was vorher erklärt iſt, nicht gelten ſolle; er 
richtet ſich gegen den Inhalt des vorher Erklärten, nicht gegen den Fortbeſtand der Urkunde 
über dieſe Erklärung; danach rechtfertigt ſich die folgende Entſcheidung: Ein Erblaſſer hatte 
in einem teils gültig (eigenhändig geſchriebenen), teils ungültig errichteten (mit Maſchinen⸗ 
ſchrift gefertigten) Teſtament ſein früheres Teſtament in gültiger Form widerrufen, in der 
irrtümlichen Annahme, daß das neue Teſtament ſeinem ganzen Inhalte nach gültig war. Da 
in dem neuen Teſtament der Wille zum Ausdruck kam, Beſtimmungen des früheren Teſta⸗ 
ments ſachlich aufrechtzuerhalten, dieſe nur formell ungültig in das neue Teſtament über⸗ 
nommen waren, iſt ein Widerruf inſoweit als nicht gewollt und das alte Teſtament inſoweit 
als in Kraft geblieben angeſehen (RG Recht 1921 Nr 584, 585). Hat der Widerruf nicht das 
ganze Teſtament, ſondern nur eine einzelne Verfügung zum Gegenſtande, ſo iſt nach 
8 2085 zu beurteilen, inwieweit hiervon die Wirkſamkeit anderer Verfügungen beeinflußt 
wird. Auch teilweiſer Widerruf einer einzelnen Verfügung (Herabſetzung einer ausgeſetzten 
Zuwendung) und bedingter Widerruf iſt zuläſſig. Er wirkt als Hinzufügung einer auflöfenden 
Bedingung zu einer Zuwendung (Widerruf der dem X vermachten 1000 für den Fall, daß 
er die 2 heirate). Verwirkungsklauſel ſ. $ 2074 A 1. Beſchränkte Widerruflichkeit des 
egenfeitigen Teſtaments $ 2271. Auf andere Weiſe als in den 98 2258 —2258 beſtimmt 
ann eine letztwillige Verfügung nicht aufgehoben werden (RG 104, 323; Gruch 63, 477). 
Rücktritt vom Erbvertrage 88 2293—2297. — Der Widerruf eines vor 1. 1. 00 errichteten 
Teſtaments kann nur in den Teſtamentsformen des BGB, demgemäß aber auch durch Privat⸗ 
teſtament erklärt werden. Dies gilt auch von der Form, in der ein unter PrA LR errichte⸗ 
tes wechſelſeitiges Teſtament gemäß dem früheren Rechte durch einſeitige Verfügung von 
Todes wegen widerrufen werden kann; die 88 2271, 2296 find auf einen folhen Widerruf 
nicht anwendbar; vgl. Vorbem 3 vor $ 1922. 

2. Die wegen Geiſtesſchwäche uſw. Entmündigten find nach § 2229 Abſ 3 nicht teſtier 
fähig, jedoch ausnahmsweiſe, und zwar ohne Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters zum 
Widerruf in einer der Formen der 88 2254—2256, inſoweit alſo auch zur Errichtung eines 
Teſtaments (§ 2254) befähigt. Nicht aber auch zum ſtillſchweigenden Widerruf gemäß $ 2258 
Ubi 1, da hier ein wirkſamer, neuer und abweichender Teſtamentsinhalt vorausgeſetzt ift. 
Die Möglichkeit zu widerrufen beſchränkt ſich ferner auf vor der Entmündigung er⸗ 
richtete Teſtamente. Der Entmündigte kann deshalb zwar ein erſtes Teſtament wirkſam 
machen, indem er einen noch vor der Entmündigung erklärten Widerruf dieſes Teſtaments 
(8 2257) oder ein noch vor der Entmündigung errichtetes zweites abweichendes Teſtament 
widerruft (8 2258). (A. M. Strohal $ 42 A 3.) Nicht aber kann er den erſt nach der Ent⸗ 
mündigung erklärten Widerruf durch einen zweiten Widerruf beſeitigen und dadurch das 
einmal widerrufene Teſtament wieder in Kraft ſetzen (a. M. Kipp 8 21 A 20). Der Ein- 
tritt von Geiſteskrankheit (§ 104 Nr 2/8) ſchließt jede Möglichkeit des Widerrufs aus. 


8 2254 


Der Widerruf erfolgt durch Teſtament!). 

E 1 1998 Abſ 1 II 2121 Abſ 2 Satz 1; M 5 297, 298; P 5 361-858; 6 73. 

1. Der Widerruf kann durch jede Form des Teſtaments erfolgen (vgl. $ 2253 A 1 a. E.), 
gleichviel in welcher Form das widerrufene Teſtament errichtet war. Doch bleibt das wider 
rufende Teftament, wenn [ich der Erblaſſer hierzu der außerordentlichen Form bedient (88 2249 
bis 2251), gemäß § 2252 nur drei Monate wirkſam. Selbſtverſtändlich kann nur ein gültiges 
Teſtament die Widerrufswirkung äußern. Bloßer brieflicher Widerruf gegenüber dem Be- 
dachten genügt nicht (RG JW 1910, 225), wenn er ſich nicht als ein gültiges Teſtament in 
Briefform darſtellt (§ 2231 A 3). Anfechtung 88 2078 ff. Widerruf des Widerrufs § 2257, 
ſtillſchweigender Widerruf durch neues, mit dem früheren inhaltlich in Widerſpruch ſtehen⸗ 
des Teſtament § 2258. Widerruf im Erbvertrag § 2299 Abſ 1, ſ. auch § 2289. 
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§ 2255 


Ein Teſtament kann auch dadurch widerrufen werden!), daß der Erb» 
laſſer in der Abſicht, es aufzuheben?), die Teſtamentsurkunde vernichtet 
oder an ihr Veränderungen vornimmt, durch die der Wille, eine ſchriftliche 
Willenserklärung aufzuheben, ausgedrückt zu werden pflegte). 

Hat der Erblaſſer die Teſtamentsurkunde vernichtet oder in der bezeich⸗ 
neten Weiſe verändert, ſo wird vermutet, daß er die Aufhebung des Teſta⸗ 
ments beabſichtigt habe“). 


E I 1934 II 2122; M 5 299—302; P 5 858; 6 78. 


1. Der Widerruf durch ſchlüſſige Handlungen (88 2255, 2256) iſt ſachlich letztwillige 
Verfügung (RG 102, 69), ſetzt deshalb Teſtierfähigkeit ($ 2229 A 1, bezüglich der Ent- 
mündigten § 2253 A 2) und perſönliches Handeln voraus (8 2064). Dies ſchließt nicht 
aus, daß ſich der Erblaſſer hierzu der Hand eines Dritten als ſeines Werkzeugs bedient. 
Nach dem Tode des Erblaſſers kann aber der Dritte nicht mehr als Werkzeug tätig werden 
(RE SeuffA 70 Nr 248). Es genügt auch nicht, daß der Erblaſſer der von einem Dritten 
eigenmächtig vorgenommenen Vernichtung oder Veränderung nachträglich zuſtimmt. Da es 
ſich auf ſeiten des Dritten um eine bloß tatſächliche, nicht rechtsgeſchäftliche Verfügung 
handelt, kommt § 185 überhaupt nicht in Frage. Für Anfechtung der ſtillſchweigenden 
Widerrufserklärung find 88 2078 ff. maßgebend (85 2078 A 5, 2081 A 1). 


2. Nur das Vernichten uſw. in Aufhebungsabſicht iſt als Widerruf wirkſam. Korrekturen 
zur Vorbereitung eines neuen Teſtaments, aber mit der Abſicht, das errichtete Teſtament 
vorerſt weiter beſtehen zu laſſen, kommen nicht in Betracht (RG 71, 301). Ebenſo iſt der Fall 
zu beurteilen, daß der Erblaſſer die Summenzahl eines Geldvermächtniſſes nachträglich aus⸗ 
ſtreicht und die doppelte Zahl an den Rand ſetzt, wenn dies nicht in der Abſicht geſchieht, das 
bisherige Vermächtnis aufzuheben, ſondern in der Abſicht, es beſtehen zu laſſen und durch 
ein gleichartiges Vermächtnis von gleicher Höhe zu ergänzen; die beabſichtigte Ergänzung 
kommt dann zwar nicht zuſtande (8 2231 A 5 Abſ 1), aber die Vermächtnisanordnung bleibt 
in ihrer urſprünglichen Faſſung gültig (RG 111, 261). Vermutete Abſicht Ab] 2. Die Abjicht 
muß ſchon während des Handelns vorgelegen haben. Anders § 2256 A 1. Ob die Abſicht 
einen den Formerforderniſſen des eſetzes (A 3) entſprechenden Ausdruck gefunden 
hat, unterliegt der freien Beurteilung des Reviſionsgerichts (RG 69, 414; 111, 265 f.). 


5. Vernichten iſt Zerſtörung des Stoffes der Urkunde durch Verbrennen, Zerreißen, 
Zerſchneiden, nicht bloßes Wegwerfen. Veränderungen der Teſtamentsurkunde wirken 
nur dann als Widerruf, wenn ſie nach Verkehrsgewohnheiten („pflegt“) zum Aus⸗ 
drucke des Willens, eine ſchriftliche Willenserklärung (nicht gerade eine letztwillige Ver⸗ 
fügung, RG Warn 1915 Nr 90) aufzuheben, objektiv geeignet ſind. Deshalb kommen bloße 
einſchränkende Randbemerkungen überhaupt nicht in Betracht (RG JW 1911, 590%”). Ebenſo 
wenig eine nur auf das Datum beſchränkte Durchſtreichung mit Bleiſtift (RG JW 1918, 410) 
oder bloße unweſentliche Faſſungsänderungen (RG 71, 303). In der Regel wird es ſich 
um Durchſtreichungen der ganzen Urkunde, der Unterſchrift, des Textes oder von Teilen 
des Textes, ſei es auch nur mit Bleiſtift (R Warn 1915 Nr 90), Radierungen, Ein- 
klammerungen usw. handeln. Über den ungewöhnlichen Fall einer mit Tintenſtift nach 
Art einer Schraffierung bewirkten Durchſtrichelung der Unterſchrift und eines wichtigen 
Textwortes |. RG Warn 1928 Nr 15. Eiureißen der Urkunde, insbeſondere in Verbindung 
mit der Entfernung eines aufgedrückten Privatſiegels kann genügen (RG 69, 413). Ebenſo 
beſonders charakteriſtiſche Stichworte und Zeichen, wie ein augenfälliges „annulliert“ (RG 
JW 1911, 54525) oder cessat, . (deleatur), wenn der Entwertungsvermerk auf die Teſta 
mentsurkunde ſelbſt geſetzt ift, nicht nur auf den Umſchlag, in dem ſich das in ſich abgeſchloſſene 
Teſtament befindet (NG JW 1925, 4751). Datierung iſt nicht erforderlich. Ob auf ſolche 
Weiſe nur einzelne Verfügungen oder ob der ganze Teſtamentsinhalt widerrufen werden 
ſollte, iſt Tatfrage. Jedenfalls kann ſich der Widerruf auch auf einzelne Verfügungen be⸗ 
ſchränken ($ 2085; R& 71, 302). Sind mehrere Urſchriften vorhanden, fo iſt es, nament- 
lich wenn fie der Erblaſſer ſämtlich in Gewahrſam hat, Soche freier durch die Vermutung 
des Abſ 2 nicht gedeckter Beurteilung, ob er mit der Vernichtung (RG LZ 1923, 322%) oder 
mit der Veränderung (IRdſch 1925 Nr 1529) nur eines oder einiger Exemplare die Auf- 
hebungsabſicht verfolgte, oder ob er z. B. nur die Zahl der Urſchriften vermindern wollte. 
Als ſelbſtverſtändlich iſt vorausgeſetzt, daß dem Erblaſſer die Teſtamentsurkunde zugänglich 
iſt. Dies trifft regelmäßig zu beim Privatteſtament (f. aber 88 2248, 2256 Abſ 3), beim 
Seuchen. und Seeteſtament 88 2250 Abſ 2, 2251 und beim Militärteſtament (Vorbem vor 
$ 2229). Die Anwendung des 8 2255 iſt aber auch gegenüber dem amtlich verwahrten 
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Teſtament (88 2246, 2249) nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen. Bei dem in ſchlüſſiger Form er⸗ 
klärten Widerruf verbleibt es endgültig. Wiederzuſammenſetzen der zerſtückelten Urkunde, 
Unterpunktieren der durchſtrichenen Stellen iſt kein wirkſamer Widerruf des Widerrufs. 

4. Beweislaſt. Dafür, daß die Vernichtung uſw. vom Erblaſſer vorgenommen worden 
ſei, beſteht keine Vermutung. Sie iſt von dem zu beweiſen, der hieraus Rechte ableitet (RG 
JW 1912, 79810). Steht dies feſt, fo hat, wer die fortdauernde Wirkſamkeit eines vernichteten 
oder veränderten Teſtaments behauptet, die Rechtsvermutung des Abſ 2 zu widerlegen 
(BRD $ 292) und nachzuweiſen, daß eine Aufhebungsabſicht nicht beſtanden habe (RG 
JW 1911, 2831). Bei mehreren Urſchriften f. jedoch A 8. Iſt die Urkunde vernichtet, fo hat 
er außerdem mit den gewöhnlichen Beweismitteln den von ihm behaupteten Teſtaments⸗ 
inhalt nachzuweiſen (RG ZW 07, 36015; Eid IW 1910, 29126, auch Lg 1920, 887°). Dasſelbe 
gilt auch, wenn die Teſtamentsurkunde etwa ſonſt aus Verſehen vernichtet oder durch Zufall 
untergegangen iſt. 

§ 2256 

Ein vor einem Richter oder vor einem Notar oder nach $ 2249 errich⸗ 
tetes Teſtament gilt als widerrufen), wenn die in amtliche Verwahrung 
genommene Urkunde dem Erblaſſer zurückgegeben wird?). 

Der Erblaſſer kann die Rückgabe jederzeit verlangen?). Die Rütkgabe 
darf nur an den Erblaſſer perſönlich erfolgen“). 

Die Vorſchriften des Abſ 2 gelten auch für ein nach § 2248 hinterlegtes 
Teſtament; die Rückgabe iſt auf die Wirkſamkeit des Teſtaments ohne 
Einfluß“). 

E I 1930 II 2123; M 5 302, 803; P 5 869, 854; 6 78; KB 822. 


1. Der Widerruf durch Rücknahme kommt nur bei dem öffentlichen Teſtament des 
$ 2238 und bei dem Gemeindeteſtament des § 2249 (und § 2250 Abf 1) in Frage, weil nur 
bei dieſen Teſtamenten eine amtliche Verwahrung gemäß 8 2246 ſtattfindet. Wegen der 
übrigen Teſtamentsformen |. A 5. Das Geſetz legt der Rücknahme (der auf Verlangen des 
Erblaſſers erfolgten Rückgabe) die Widerrufswirkung zwingend bei („gilt als wider⸗ 
rufen“) ohne Rücksicht darauf, ob fie mit dem Aufhebungswillen erfolgt iſt ($ 2255 A 2) oder 
nicht. Der Widerruf kann alſo nicht durch die Erklärung ausgeſchloſſen werden, das Teſtament 
ſolle beſtehenbleiben, eine mit dieſem Vorbehalt geforderte Rückgabe ift abzulehnen, neue 
Hinterlegung des einmal zurückgegebenen Teſtaments kann ihm nicht wieder zu Kräften 
helfen. Die bloße Vorlegung zur Einſicht iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Im übrigen iſt auch 
hier Teſtierfähigkeit, und zivar im Zeitpunkte der Rückgabe erforderlich ($ 2255 A 1, ber 
züglich des Entmündigten 8 2253 A 2). Anfechtung nach §8 2078ff. (8 2078 A 5) iſt wegen 
Mängel im Willen, das Teſtament zurückzunehmen, möglich, z. B. wenn der Erblaſſer zu der 
Rücknahme durch die irrige Annahme der Gültigkeit eines ſpäteren Teſtaments beſtimmt 
worden iſt; auf den bloßen Mangel des Aufhebungswillens kann die Anfechtung aber niemals 
geſtützt werden (M 5, 802; RIA 11, 180 f.). 

2. Die Tatſache der Rückgabe an den Erblaſſer wirkt unmittelbar kraft Geſetzes als 
Widerruf, vorausgeſetzt, wie aus Abſ 2 zu ergänzen, daß fie auf Verlangen des Erblaſſers 
und an ihn perſönlich erfolgt. Ferner, daß es bereits zur amtlichen Verwahrung nach 
$ 2246 gekommen iſt. Hat z. B. der Notar nach Landesrecht das von ihm aufgenommene 
Teſtament an das Amtsgericht abzuliefern, ſo wäre die vorher von ihm bewirkte Aushändigung 
an den Erblaſſer kein Widerruf (RG Warn 1913 Nr 245). Gegenſtand der Rückgabe 
ſind alle nach § 2246 unter Verſchluß gebrachten Schriftſtücke, ſowohl das übergebene als das 
mündlich erklärte Teſtament, das hierüber aufgenommene Protokoll und ſonſtige Anlagen 
(9 2246 A 1). Zur Offnung des Siegels iſt der herausgebende Beamte nicht befugt. Proto- 
kollariſche Beurkundung der Rückgabe iſt nicht weſentlich. 

3. Das Verlangen des Erblaſſers bewirkt erſt in Verbindung mit der geſchehenen Rück⸗ 
gabe den Widerruf. Es iſt an keine Form gebunden, bedarf nicht notwendig der Beurkundung 
und ergibt ſich regelmäßig ſchon aus der Annahme der Schriftſtücke. Dem Verlangen iſt 
auch dann ſtattzugeben, wenn das zurückverlangte Teſtament bereits anderweit widerrufen 
0 n aus anderen Gründen, z. B. durch Zeitablauf nach $ 2252 unwirkſam ge- 
vorden iſt. 21 

4. Entſprechend dem § 2064 kann auch in Form der Rücknahme der Erblaſſer nur 
perſönlich, alſo nicht durch Vertreter widerrufen. Er hat mithin dem Verwahrungsbeamten 
feine Identität nachzuweiſen (FGG 8 176 Abf 3). Rückgabe des Hinterlegungsſcheins (5 2246 
Abſ 2) genügt nicht, fie iſt aber auch nicht weſentlich. Bei erheblicher Entfernung von der 
Berwahrungsſtelle greift die Rechtshilfe ein, nötigenfalls durch Erſuchen eines deutſchen 
Konſuls (RIA 13, 91). 
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5. Die Hinterlegung des Privatteſtaments iſt in 8 2248 nur freigeſtellt. Dem entſpricht 
es, daß einer Wiederabforderung des Teſtaments von der Verwahrungsſtelle die zwingende 
Wirkung des Widerrufs nicht beigelegt iſt. Hierfür dienen die einfachen Formen des § 2255. 
Entſprach die nach § 2238 (A) übergebene Schrift den Erforderniſſen des Privatteſtaments, 
fo bewirkt die in den Formen der Abſätze 1,2 vollzogene Rückgabe vermöge der vom Geſetz ihnen 
beigelegten zwingenden Wirkung den endgültigen Widerruf des Teſtaments auch in der 
möglichen Eigenſchaft eines Privatteſtaments (a. M. Strohal 8 42 A 18; Crome 8 649 U 75). 
Will der Erblaſſer die Schrift gleichwohl als Privatteſtament bei Kräften erhalten wiſſen, 
fo wird er fie mindeſtens neu zu datieren haben ($ 2231 A 5 u. 7). Keinesfalls genügt 
hierzu, daß er fie von neuem, nunmehr auf Grund von $ 2248 in amtliche Verwahrung 
bringen läßt. Die Widerrufswirkung als Folge der Rückgabe ift auch bei dem Zeugen⸗ 
teſtament der 88 2250 Abſ 2, 2251, ſowie beim Militärteſtament ausgeſchloſſen, da auch 
hier die amtliche Verwahrung vom Geſetze nicht vorgeſchrieben iſt. — Widerruf des gemein ; 
ſchaftlichen Teſtaments § 2272. 


8 2257 


Wird der durch Teſtament erfolgte Widerruf einer letztwilligen Ver⸗ 
fügung widerrufen!), ſo iſt die Verfügung wirkſam, wie wenn ſie nicht 
widerrufen worden wäre?). 

E I 1938 Abſ 2 II 2194; M 5 298, 299; P 351358. 


1. Der Widerruf des Widerrufs (nicht deſſen Anfechtung, 8 2078 A 5) iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der erſte Widerruf durch Vernichtung oder Veränderung der Teſtamentsurkunde (8 2255 
A 3) oder durch Rücknahme aus der amtlichen Verwahrung erfolgt war ($ 2256 A 1). In 
beiden Fällen iſt vielmehr zur Wiederherſtellung des Teſtaments Neuerrichtung notwendig. 
War dagegen der Widerruf nach § 2254 durch Teſtament erklärt, jo kann dieſes wider- 
rufende Teſtament ſeinerſeits in allen drei Formen der 88 2254—2256 und überdies nach 
§ 2258 widerrufen werden. f 

2. Die Wirkſamteit des zweiten Widerrufs wird auf den Zeitpunkt des erſten Wider⸗ 
rufs zurüctbezogen. Das erſte Teſtament bleibt ſomit regelmäßig in Kraft, wie wenn es über- 
haupt nicht widerrufen wäre. Dies ſetzt voraus, daß es noch unverſehrt vorhanden, namentlich 
nicht in der Zwiſchenzeit nach 88 2255, 2256 vernichtet, verändert oder zurückgenommen iſt. 
Wäre es durch Zufall untergegangen, ſo müßte ſein Inhalt mit den gewöhnlichen Beweismitteln 
feſtgeſtellt werden (8 2255 A 4). Da der Widerruf Willenserklärung iſt, fo kann für ihre Trag ⸗ 
weite der wahre Wille des Erblaſſers nicht ohne Bedeutung bleiben. War dieſer durch Aus⸗ 
legung ermittelbare Wille beim zweiten Widerrufe darauf gerichtet, daß die urſprüngliche 
ansich Verfügung nicht wieder in Kraft treten ſollte, dann bleibt ſie trotz des doppelten 
Widerrufs unwirkſam, ſo wenn der Erblaſſer im erſten Teſtamente den A, im zweiten das 
erſte widerrufenden Teſtamente den B als Alleinerben eingeſetzt und in einem dritten Teſta⸗ 
mente das zweite in der erkennbaren Abſicht widerrufen hat, daß die geſetzliche Erbfolge ein 
treten ſolle. In den Widerrufsſormen des $ 2255 oder, wie OLG 20, 431 angenommen hat, 
des & 2256 kann eine ſolche Abſicht nicht zur Geltung kommen. Der Entmündigte kann den 
erſt nach der Entmündigung erklärten Widerruf nicht zum zweiten Male widerrufen (8 2258 
A 2). Auch teilweiſer oder beſchränkter Widerruf des Widerrufs iſt zuläſſig ($ 2253 A 1). 


§ 2258 
„Durch die Errichtung eines Teſtaments wird ein früheres Teſtament 
inſoweit aufgehoben, als das ſpätere Teſtament mit dem früheren in Wider⸗ 
ſpruch ſteht!). 

Wird das ſpätere Teſtament widerrufen, jo iſt das frühere Teſtament 
in gleicher Weiſe wirkſam, wie wenn es nicht aufgehoben worden 
wäre?). 

E 1 1986 II 2126; M 5 808—305; P 5 654, 865. 

1. Stillſchweigende Aufhebung des früheren durch ein ſpäteres Teſtament. Voraus. 
geſetzt iſt, daß beim Erbfall mehrere zeitlich aufeinander folgende Teſtamente des Erblaſſers 
vorhanden ſind, die an ſich gleichmäßig gültig und wirkſam ſind, inhaltlich aber miteinander in 
Widerſpruch ſtehen, ohne daß das ſpätere Teſtament einen ausdrücklichen Widerruf des früheren 
Teſtaments enthielte (§ 2254). Grundſätzlich (vgl. auch 8 2085) bleiben die mehreren Teſtamente 
nebeneinander in Kraft (RG JW 1916, 405° und 8. 3. 20 IV 482/19; § 2084 A 2 gegen Ende). 
Nur inſoweit ſie ſich widerſprechen, legt das Geſetz der ſpäteren Verfügung ausſchließ⸗ 
liche Wirkung bei. Daraus folgt, daß die bloße Tatſache einer zweiten Teſtamentserrich 
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tung die Wirkſamkeit des erſten Teſtaments nicht beeinträchtigt, daß aber, ſoweit wider⸗ 
ſprechend verfügt iſt, ein beſonderer Aufhebungswille auf ſeiten des Erblaſſers nicht vor⸗ 
handen zu ſein braucht. Die Widerrufswirkung tritt ein, auch wenn er z. B. das erſte Teſtament 
ganz vergeſſen hätte. Inwieweit ſich die mehreren letztwilligen Verfügungen widerſprechen, iſt 
in freier Auslegung ($ 133) unter Berückſichtigung auch außerhalb des Teſtaments liegender 
Umſtände zu ermitteln (RG JW 1913, 991% in Anwendung auf den Fall, daß in einem 
älteren und in einem neueren Teſtamente derſelben Perſon dieſelbe Summe vermacht iſt). 
Der durch Auslegung zu ermittelnde Wille des Erblaſſers kann auch dahin zu verſtehen 
ſein, daß das ſpätere Teſtament allein und ausſchließlich maßgebend ſein ſoll, demnach auch 
diejenigen älteren Verfügungen aufhebe, die hiermit an ſich vereinbar wären. Die auf 
hebende Wirkung des ſpäteren Teſtaments bleibt auch dann beſtehen, wenn es z. B. infolge 
Ausfalls der Bedingung, Vorverſterbens des eingeſetzten Erben, Ausſchlagung gegenſtandslos 
(deſtitut) werden ſollte. Dem Entmündigten iſt der Widerruf gemäß § 2258 nicht möglich 
($ 2253 A 2). Mehrere gleichzeitig errichtete Teſtamente heben ſich, ſoweit ſie ſich wider⸗ 
ſprechen, gegenſeitig auf. 

2. Der Widerruf des ſpäteren Teſtaments kann in allen Formen der 88 2254-2256 
erfolgen. Damit fallen die darin getroffenen widerſprechenden Verfügungen und das ältere, 
formell überhaupt nicht aufgehobene Teſtament bleibt auch inhaltlich voll bei Kräften. Die 
Abſicht des Erblaſſers, die frühere Verfügung nicht wiederherzuſtellen, es vielmehr bei der 
Widerrufswirkung des zweiten Teſtaments zu belaſſen, kann nur in einem widerrufenden 
Teſtamente ($ 2254) erklärt werden. Die Widerrufsformen der 88 2255, 2256 bieten hierfür 
keine Möglichkeit. Vgl. 8 2257 A 2. — Aufhebung durch ſpäteren Erbvertrag § 2289. 


8 2259 


Wer ein Teſtament, das nicht in amtliche Verwahrung gebracht iſt, im 
Beſitze hat!), iſt verpflichtet, es unverzüglich, nachdem er von dem Tode 
des Erblaſſers Kenntnis erlangt hat, an das Nachlaßgericht abzuliefern?). 

Befindet ſich ein Teſtament bei einer anderen Behörde als einem Ge⸗ 
richt?) oder befindet es ſich bei einem Notar in amtlicher Verwahrung“), 
ſo iſt es nach dem Tode des Erblaſſers an das Nachlaßgericht abzulieferns). 
Das Nachlaßgericht hat, wenn es von dem Teſtamente Kenntnis erlangt, 
die Ablieferung zu veranlaſſené). 

E I 1937 II 2126; M 5 305, 306; ® 5 855, 356. 


1. Die Ablieferungspflicht liegt jeder Privatperſon ob, die ein nicht nach 88 2246, 2248 
oder ſonſt in amtliche Verwahrung gebrachtes Teſtament, auch dasjenige eines im In⸗ 
lande verſtorbenen Ausländers (KJ 36 A 85) aus irgendeinem Grunde in Beſitz hat In 
Betracht kommt vor allem das Privatteſtament, ferner das einer Verwahrung nicht 
unterliegende Seuchen oder Seeteſtament (88 2250, 2251), ſowie das Militarteſtament. 
Das einmal abgelieferte Privatteſtament hat mit Nüdficht auf § 2264 urſchriftlich beim 
Nachlaßgericht zu verbleiben, der Erbe kann nicht Rückgabe verlangen (KJ 38 A 145), 
auch ein naher Angehöriger ſelbſt dann nicht, wenn es ſich um das letzte Andenken an einen 
Kriegsgefallenen handelt (RIA 15, 118). Es genügt, daß das (offene oder verſchloſſene) 
Schriftſtück ſich äußerlich als Teſtament kennzeichnet. Ob es Formmängel aufiveift, nur 
eine Erbeinſetzung des Verwahrenden felbft enthält, ſachlich gegenſtandslos geworden oder 
widerrufen iſt, macht keinen Unterſchied. Iſt es überhaupt noch vorhanden, ſo können auch 
Durchſtreichungen uſw. ($ 2255) nicht von der Ablieferungspflicht befreien (a. M. Planck 
A 2 und Zit.; Staudinger A 3). | 

2. Die Ablieferung an das Nachlaßgericht (ZUG 88 72, 73, 83, Ech Art 147) iſt un 
verzüglich (8 121) und unverlangt zu bewirken. Die Unterlaffung kann ſtrafbar fein (StGB 
$ 274 Nr 1) und jedenfalls den Intereſſenten gegenüber ſchadenserſatzpflichtig machen, die 
Se von ihnen auch mit Klage gefordert werden (RG Warn 1913 Nr 246). 

. au k 

3. Die Ablieferungspflicht der Behörden gilt auch für Gerichtsbehörden, die nicht zur 
beſonderen amtlichen Verwahrung und demgemäß zur Eröffnung des Teſtaments berechtigt 
find ($ 2261), fo für die Kollegialgerichte, ſoweit ſie nicht nach EG Art 57 zuſtändig find, ins 
beſondere auch für das Prozeßgericht (RG 14. 2. 27 IV 766/26). Im übrigen kommen in 
Betracht die vorgeſetzte Militärbehörde beim Militärteſtament (R Milch $ 44 Nr 4 Abſ 8; 
NWehr® g 38 Nr 35), der Gemeindevorſteher im Falle des § 2249, Polizeibehörden und 
Staatsanwaltſchaften auf Grund einer Beſchlagnahme (a. M. Dernburg $ 38 A 12) u. dgl. 

4. Die Notare haben das Teſtament (und zwar in der Urſchrift) nicht bloß dann abzuliefern, 


Errichtung und Aufhebung eines Teſtamenis 88 22582260 3 


wenn ihnen landesgeſetzlich die „beſondere Verwahrung“ im Sinne von $ 2246 übertragen 
iſt, ſondern ſchlechthin, ſolange ſie es in Verwahrung haben, alſo auch wenn es zur Zeit des 
Todes noch nicht in die beſondere Verwahrung hat gebracht werden können, oder wenn 
es nach dem zur Zeit der Teſtamentserrichtung in Geltung geweſenen Recht einer derartigen 
Hinterlegung gar nicht bedurft hatte (RG 48, 99). Ob das abgelieferte Teſtament nach ge⸗ 
ſchehener Eröffnung dem Notar zurückzugeben iſt, beſtimmt ſich nach Landesrecht (RG 53, 390; 
NJ 27 A 41; dagegen Planck A 3 ſowie LG Roſtock und Rausnitz JW 1925, 216150. Im 
übrigen vgl. A 1. Die Beſtimmung iſt gegenſtandslos, wenn der Notar nach Landesrecht 
zugleich zur Eröffnung des Teſtaments berufen iſt. 

5. Über die Art der Ablieferung und deren Beurkundung, Quittungsleiſtung beſtehen 
reichsgeſetzlich keine Vorſchriften. Die Koſten gehören, weil den Erben als ſolchen treffend, 
zu den Nachlaßverbindlichkeiten, § 1967. 

6. Die Veranlaſſung geſchieht Behörden gegenüber durch Erſuchen, Privatperſonen 
können auch im Wege der Rechtshilfe hierüber befragt (RG 69, 271) und gemäß 88 83, 33 J 
durch Ordnungsſtrafen und Abforderung des vor dem Nachlaßgerichte (RIA 11, 95) zu 
leiſtenden Offenbarungseides zur Ablieferung angehalten werden. Landesrechtlich (Pr GG 
Art 17) iſt auch gewaltſame Wegnahme zuläſſig. Gegenüber dem Notar findet ein ſolches 
Ordnungsſtraf⸗ oder Zwangsverfahren nicht ſtatt (RIA 14, 135). — Ablieferung des Erb⸗ 
vertrags § 2300. Nach EG Art 213 findet $ 2259 auch auf früher errichtete Teſtamente An⸗ 
wendung, wenn der Erblaſſer nach 31. 12. 99 verſtorben iſt (RG 48, 101). 


8 2260 

Das Nachlaßgericht hat, ſobald es von dem Tode des Erblaſſers Kennt 
nis erlangt, zur Eröffnung eines in ſeiner Verwahrung befindlichen Teſta⸗ 
ments einen Termin zu beſtimmen!). Zu dem Termine ſollen die geſetzlichen 
Erben des Erblaſſers und die ſonſtigen Beteiligten ſoweit tunlich geladen 
werden?). 

In dem Termin iſt das Teſtament zu öffnen, den Beteiligten zu ver 
künden und ihnen auf Verlangen vorzulegen. Die Verkündung darf im 
Falle der Vorlegung unterbleiben“). 

über die Eröffnung iſt ein Protokoll aufzunehmen. War das Teſtament 
verſchloſſen, jo iſt in dem Protokolle feſtzuſtellen, ob der Verſchluß unver⸗ 
ſehrt war“). 

E I 1988 Ab 1 II 2127; M 5 306, 807; P 5 966. 


1. Die Erüffnung des Teſtaments durch das Nachlaßgericht oder das nach 8 2261 hierzu 
berufene andere Gericht umfaßt die Offnung und die Verkündung (Abſ 2). Sie ſetzt voraus, 
daß das Gericht durch eine ihm nach Landesrecht erſtattete Todesanzeige oder durch Vor · 
legung einer Sterbeurkunde oder einer Todeserklärung vom Tode des Erblaſſers Kenntnis 
erlangt hat. Auch eine zuverläſſige nicht amtliche Nachricht vom Tode eines Kriegsteilnehmers 
kann ausreichen (RIA 14, 141). Vorausgeſetzt wird ferner, daß ſich das zu eröffnende 
Teſtament, ſei es von vornherein, ſei es nach geſchehener Ablieferung (8 2259) in Verwahrung 
des Gerichts befindet. Die Gültigkeit des ſich äußerlich als Teſtament kennzeichnenden Schrift⸗ 
ſtücks (8 2259 A 1) iſt vor der Eröffnung nicht zu prüfen; dieſe darf auch nicht wegen vermeint⸗ 
licher Zweckloſigkeit unterbleiben (RIA 18, 82; auch OLG 40, 141 ſowie IF 1, 174, wonach 
ein angeblich widerrufenes Teſtament jedenfalls dann zu eröffnen iſt, wenn Zweifel darüber 
beftehen können, ob ein Widerruf vorliegt). Befindet ſich die Urſchrift des öffentlichen Teſta⸗ 
ments eines Deutſchen im Ausland und kann ihre Ablieferung mit Rückſicht auf das 
ausländiſche Recht nicht durchgeſetzt werden, ſo kann eine Ausfertigung eröffnet werden 
(RIA 13, 87). Auch ſonſt kann eine öffentlich beglaubigte Abſchrift eröffnet werden, 
wenn die Urſchrift verloren gegangen iſt (RIA 15, 25). Die einfache Abſchrift eines 
verloren gegangenen Teſtaments hat KO (RJA 16, 239 unter Widerſpruch von Herz⸗ 
felder in JW 1919, 586 zu 1) nicht zur Eröffnung zugelaſſen. Zur Eröffnung des Teſta · 
ments eines Ausländers find die deutſchen Gerichte zultändig, wenn hinſichtlich irgend⸗ 
welchen Vermögens, insbeſondere Grundvermögens, die Erbfolge nach deutſchem Rechte ſtatt ⸗ 
findet (RJA 16, 215). 8 

2. Die Beſtimmung des Termins und die Ladung erfolgen von Amts wegen. Zuſtellung 
iſt nicht vorgeſchrieben, das Erſcheinen der Beteiligten kann nicht erzwungen werden (§ 2262). 
Erſcheinen fie freiwillig, fo ift nicht ausgeſchloſſen, auch ohne Ladung und förmliche Termins. 
beſtimmung ſogleich die Eröffnung vorzunehmen. Beibringung des Hinterlegungsſcheins 
($ 2246 Abſ 2) iſt nicht weſentlich. Weitläufigere Ermittlungen der geſetzlichen Erben 
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der Terminsbeſtimmung vorangehen zu laſſen, liegt nicht im Sinne des Geſetzes („ſoweit 
tunlich“; KJ 45, 134). Zu den Beteiligten gehören Bedachte, auch bedingt Bedachte, 
ſelbſt wenn als Bedingung ein vom freien Belieben des Belaſteten abhängiges Ereignis ne- 
ſetzt iſt (NG RIA 16, 207ff.), Auflageberechtigte (8 2194), Teſtamentsvollſtrecker, Perſonen, 
bezüglich deren familienrechtliche Anordnungen getroffen ſind (Vormünder, Gewalthaber, 
Ehegatten), ſoweit ſie aus dem offen vorliegenden Teſtament oder aus bereits eröffneten 
Teſtamenten des Erblaſſers dem Nachlaßgerichte bekannt find. Sie können auch durch 
Vertreter erſcheinen. Eröffnung im Wege der Rechtshilfe kann vom Nachlaßgericht, auch 
su ER der Beteiligten, nicht herbeigeführt werden (BayObL& 5, 516; ANdfch 1926 
Nr 811). 

3. Die Offnung hat ſich auf den amtlichen wie auf den vom Erblaſſer ſelbſt bewirkten 
Verſchluß, die Verkündung auf den geſamten Inhalt der zum Teſtament gehörigen offen 
(n 48, 99) oder verſchloſſen überreichten Schriftſtücke einſchließlich der Protokolle und deren 
Anlagen (8 2246 A 1) zu erſtrecken. Es ziemt dem Richter, auch ſolche Schriftſtücke zu ver- 
künden, die nach der Meinung des Erblaſſers letztwillige Verfügungen enthalten ſollten, aber 
den geſetzlichen Erforderniſſen, insbeſondere beim Privatteſtament ſo wenig genügen, daß ſie 
überhaupt nicht Teſtamente ſind. Auch widerrufene, durch Friſtablauf erloſchene (8 2252) 
und gegenſtandslos gewordene Teſtamente find zu verkünden (A 1). Die Verkündung beſteht 
regelmäßig in der Verleſung der Schriftſtücke, doch iſt nach pflichtmäßigem Ermeſſen des 
Richters auch inhaltliche Mitteilung genügend. Sie iſt weſentlicher Formalakt (§ 1944 A 8) 
und darf auch dann nicht unterbleiben, wenn im Termin niemand erſchienen wäre (vgl. 
BRD $ 312 Ab] 1; IRdſch 1926 Nr 811) oder wenn die Erſchienenen auf Verkündung ver⸗ 
zichtet hätten (OLG 6, 179). Nur die Vorlegung, wenn ſie im Termin verlangt wird 
(ſ. auch § 2264), macht die Verkündung entbehrlich. Zu irgendwelchen Erklärungen über 
die Echtheit des Teſtaments, Annahme der Erbſchaft u. dgl. ſind die Beteiligten nicht ver ⸗ 
pflichtet, der Richter wird im Gegenteil hiervon abzuraten haben. 

Über die Form des Protokolls beſtehen reichsgeſetzlich keine Vorſchriften. Ebenſo⸗ 
wenig iſt Zuziehung eines Gerichtsſchreibers vorgeſchrieben. Da es ſich nicht um Beurkundung 
eines Rechtsgeſchäfts handelt, find 88 167ff. Fc nicht unmittelbar maßgebend. Weſentlich 
iſt mit Rückſicht auf 8 1944 A 3 Beurkundung des Tages der Verkündung. Die in Satz 2 
vorgeſchriebene weitere Feſtſtellung bezieht ſich auf alle, den äußeren ſowohl ($ 2246 A 3) 
wie auf etwaige innere Verſchlüſſe der Urkunden. Beanſtanden die Beteiligten die Feſt⸗ 
ſtellung, ſo ſind auch ihre Erklärungen zu Protokoll zu nehmen. Iſt das Teſtament ver ⸗ 
ſehentlich bei Lebzeiten des Erblaſſers eröffnet worden, ſo wird ſelbſwerſtändlich feine 
fortdauernde Gültigkeit dadurch nicht beeinträchtigt. Der Verſchluß iſt dann zweckmäßig 
unter ſeiner Mitwirkung wieder herzuſtellen. Über Eröffnung alter Teſtamente be⸗ 
ſtimmen die Landesgeſeze. Die Koſten der Teſtamentseröffnung find Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten ($ 1967) und im Konkurſe Maſſeſchuld (KO 8 224 Nr 4). Die Möglichkeit, ein öffent⸗ 
liches Teſtament mit Eröffnungsprotokoll in Grundbuchangelegenheiten, beim Schiffspfand⸗ 
recht und beim Reichsſchuldbuch zum Nachweiſe der Erbfolge oder der Ernennung eines Tefta- 
mentsvollſtreckers zu verwenden, regeln GBO 8 86, FGG 8 107 Abſ 2, RSchuldbG v. 31. 5. 
10 8 16. — Eröffnung gemeinſchaftlicher Teſtamente § 2273, der Erbverträge $ 2300. Iſt 
der Erblaſſer nach 31. 12. 99 verſtorben, fo findet $ 2260 auch auf früher errichtete Teſta⸗ 
mente Anwendung, EG Art 218. 

§ 2261 

Hat ein anderes Gericht als das Nachlaßgericht das Teſtament in amt- 
licher Verwahrung, ſo liegt dem anderen Gerichte die Eröffnung des Teſta⸗ 
ments ob!). Das Teſtament iſt nebſt einer beglaubigten Abſchrift des über 
die Eröffnung aufgenommenen Protokolls dem Nachlaßgerichte zu über⸗ 
ſenden; eine beglaubigte Abſchrift des Teſtaments iſt zurückzubehalten?). 

E I 1938 Abſ 2 II 2128; M 5 807; P 5 356, 867, 

1. Das Gericht, das gemäß 88 2246, 2248 das Teſtament in (beſondere) amtliche Ver⸗ 
wahrung genommen hatte, wird mit dem Nachlaßgerichte (F G6 88 72, 73) vielfach nicht ideutiſch 
fein. Um eine ÜUberſendung der noch uneröffneten Teſtamentsurſchrift zu vermeiden, ift 
deshalb dieſem andern Gericht die Eröffnung, und zwar im vollen Umfange des § 2260 über⸗ 
tragen. Dagegen liegt die Benachrichtigung nach $ 2262 lediglich dem Nachlaßgericht ob. 

2. Die Urſchrift des Teſtaments nebſt den einen Beſtandteil des Errichtungsakts bildenden 
Protokollen und Anlagen (8 2246) iſt nach Eröffnung dem — in- oder ausländiſchen — Nachlaß ⸗ 
gericht zu überſenden und von dieſem offen aufzubewahren. Lehnt das Nachlaßgericht die 
Annähme ab, ſo ſteht dem überſendenden Gerichte hiergegen nicht die Beſchwerde zu, da ihm 
die Sorge dafür, daß das eröffnete Teſtament von der zuſtändigen Stelle verwahrt werde, 
nicht obliegt (RIA 15, 289). — Gemeinſchaftliches Teſtament $ 2278. Erbvertrag 8 2300. 
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§ 2262 
Das Nachlaßgericht hat die Beteiligten, welche bei der Eröffnung des 
Teſtaments nicht zugegen geweſen ſind, von dem ſie betreffenden Inhalte 


des Teſtaments in Kenntnis zu ſetzen!). 
E I 1939 Abſ 1 II 2129; M 5 307, 308; P 5 857. 


1. Die Benachrichtigung der Beteiligten ($ 2260 A 2) liegt auch im Falle des § 2261 
lediglich dem Nachlaßgericht ob. Die geſetzlichen Erben kommen nicht allgemein, ſondern nur 
ſoweit in Betracht, als fie ausgeſchloſſen (8 1938) oder enterbt (§ 2836) oder augenſcheinlich 
im Pflichtteil verletzt find. Die Beteiligten find, ſoweit fie dem Nachlaßgericht, und zwar nach 
Einziehung gehöriger Erkundigungen (RG 69, 274) bekannt geworden ſind, ſämtlich, nicht 
bloß „ſoweit tunlich“ (§ 2260 A 2) in Kenntnis zu ſetzen, können aber auf Nachricht wirkſam 
verzichten. Iſt eine unvertretene oder zukünftige Nachkommenſchaft bedacht, ſo hat das 
Nachlaßgericht beim Vormundſchaftsgerichte die Beſtellung eines Pflegers anzuregen und, 
wenn ein Pfleger beſtellt wird, diefen zu benachrichtigen; gegen die Ablehnung der Anregung 
ſteht ihm aber die Beſchwerde nicht zu (RJA 15, 26). Die Pflicht zur Benachrichtigung iſt 
von der Rechtswirkſamkeit des Teſtaments im ganzen oder der einzelnen darin getroffenen 
Verfügungen unabhängig (RG RIA 16, 212). Eine Form der Benachrichtigung iſt nicht 
vorgeſchrieben. Regelmäßig genügt einfache Abſchrift, nach Umſtänden auch kurze inhalt⸗ 
liche Mitteilung mit dem Anheimſtellen der Einſicht nach $ 2264. Bekanntmachung im Wege 
der Rechtshilfe iſt nicht ausgeſchloſſen (IRdſch 1926 Nr 811). Benachrichtigung der Steuer⸗ 
behörde Erbſch St in der Faſſung v. 22. 8. 25 § 27 Abſ 2. Die Koſten gehören zu den 
Koſten der Eröffnung (§ 2260 A 4). 


S 2263 
Eine Anordnung des Erblaſſers, durch die er verbietet, das Teſtament 


alsbald nach ſeinem Tode zu eröffnen, iſt nichtig“). 
E. 1 1088 Abſ 8 II 2180; M 5 807; P 5 867. 


1. Ebenſo das Verbot der Benachrichtigung nach $ 2262 (RG 23 1919, 1241“ und RJA 
16, 213) oder der Einſicht nach 8 2264. Beſonderheiten beim gemeinſchaftlichen Teſtament 
und beim Erbvertrag 88 2273, 2800. 


8 2264 
Wer ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht!), iſt berechtigt, von einem 
eröffneten Teſtament Einſicht zu nehmen ſowie eine Abſchrift des Teſta⸗ 
ments oder einzelner Teile zu fordern; die Abſchrift iſt auf Verlangen zu 
beglaubigen?). 


E 11939 Abſ 2 II 2131: M 5 808: P 5 857. 


1. Rechtliches Intereſſe, wie $ 1953 Abſ 3 und FGG 5 85, im Gegenſatz zum berechtigten 
Intereſſe F $$ 34, 78, G50 $ 11, Glaubhaftmachung F666 8 15 Abſ 2. Intereſſiert ſind 
jedenfalls die Beteiligten $ 2200 A 2, nach Umſtänden auch Nachlaßgläubiger und ſelbſt Privat- 
gläubiger des Erben. Wiſſenſchaftliche, hiſtoriſche u. dgl. Jutereſſen können nach 8 34 FGG 
Berückſichtigung finden. 


2. Die Einſicht an der amtlichen Verwahrungsſtelle, auch derjenigen des „andern Gerichts“ 
($ 2261) darf den Berechtigten nicht verweigert werden. In dem Recht auf Einſicht iſt 
die Befugnis enthalten, ſich ſelbſt Aufzeichnungen oder Abſchriften anzufertigen; KG (RIA 
12, 205) geftattet, wenigſtens im allgemeinen, auch die Herſtellung einer Photographie. In: 
wieweit das rechtliche Jutereſſe des Betreffenden die Kenntnisnahme vom ganzen Teſtament 
oder nur von einzelnen Teilen rechtfertigt, iſt unter Abwägung etwa entgegenſtehender 
anderer rechtlicher Intereſſen nach den Umſtänden zu entſcheiden. Wem das Teſtament zu 
verkünden iſt, der darf auch, und zwar vom ganzen Teſtament Einſicht nehmen und Abſchrift 
fordern (RIA 9, 70). Beſchwerde nach ZOG 8s 19ff. Das Teſtament iſt auch hier mit 
Einſchluß der Protokolle und Anlagen verſtanden (5 2261 A 2). Beglaubigung der Abſchrift 
nach Landesrecht. Von einem öffentlichen Teſtament kann gemäß FGG 8 182 und den 
Vorſchriften des Landesrechts auch eine Ausfertigung verlangt werden. Die Koſten gehen 
zu Laſten des betreffenden Intereſſenten. Recht der Steuerbehörden auf Einſicht RAbg 
v. 13. 12. 19 $ 191. — Dem Erblaſſer ſelbſt kann das Recht auf Einſicht in das nach 
88, 2246, 2248 in beſondere Verwahrung genommene Teſtament oder auf Abſchrifter⸗ 
teilung (auch ohne Glaubhaftmachung eines rechtlichen Intereſſes K FG 4, 159) nicht 
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verſagt werden. Da § 2246 nur Ordnungsvorſchrift 0 ſo muß es genügen, wen 
der geöffnete Verſchluß unter der bloßen Mitwirkung des ( blaſſers, unter Umſtänden ſelbſt 
nn 8225 wiederhergeſtellt und hierüber ein Vermerk gemacht wird (OLG 9, 411; JW 
1922, 5229). 


Achter Titel 
Gemeinſchaftliches Teſtament 
8 2265 
Ein gemeinſchaftliches Teſtament!) kann nur von Ehegatten errichtet 


werden?). 
E I 1913 II 2132; M 5 253—257; P 5 424—427. 


1. Das Teſtament iſt gemeinſchaftlich (t. mere simultaneum), wenn zwei Erblaſſer in einer 
einheitlichen Teſtamentsurkunde, die aus mehreren Bogen oder Blattern beſtehen kann, letzt. 
willige Verfügungen treffen (RG 50, 309; 72, 204; JW 1917, 9252). Es ift gegenſeitig 
(t. reciprocum), wenn ſich beide darin gegenſeitig bedenken oder einer um des andern willen 
einen Dritten bedenkt. Es iſt gegenſeitig in dem engeren Sinne des $ 2270, wechſelbezüglich 
(t. correspectivum), wenn nach dem Willen beider Erblaſſer die Wirkſamkeit der Ver⸗ 
fügungen der einen Seite von der Wirkſamkeit der gegneriſchen Verfügungen abhängig 
ſein ſoll. In allen Fällen ſind die beiderſeitigen Verfügungen grundſätzlich einſeitig 
und abgeſehen von dem beſondern Falle des § 2271 Abſ 2 frei widerruflich. Umgekehrt 
haben ſich mit Abſchluß des Erbvertrags beide Erblaſſer oder der Erblaſſer und ein 
Dritter gegenſeitig gebunden und dürfen nur in den beſondern Fällen der 88 2293 ff. hier- 
von einſeitig zurücktreten. Das gemeinfchaftliche Teſtament kann in allen vom Geſeßz zur Ver⸗ 
fügung geſtellten ordentlichen und außerordentlichen Formen (88 2231—2251) errichtet werden. 
Beſonderheiten beim Gemeindeteſtament § 2266, beim Privatteſtament $ 2267. Bezüglich 
der Teſtierfähigkeit gelten die allgemeinen Vorſchriften (§ 2229 A 1 5, anders beim Erb» 
vertrag $ 2275). Aus der Notwendigkeit einheitlicher Beurkundung folgt, daß ſich beide Erb⸗ 
laſſer derſelben Teſtamentsform bedienen müſſen, daß z. B. nicht der eine vor dem Richter 
oder Gemeindevorſteher, der andere privatſchriftlich teſtieren kann. Beim öffentlichen Teſta⸗ 
ment (88 2238, 2249) können beide Teile ihren letzten Willen gemeinſchaftlich mündlich 
erklären oder eine Schrift oder auch je eine Schrift mit der mündlichen Erklärung über- 
geben, daß die Schrift oder die Schriften ihren gemeinſchaftlichen letzten Willen enthalten 
(23 1917, 888˙ᷣ u. A). Der letzte Wille kann auch von dem einen Teile durch Übergabe einer 
Schrift, vom andern mündlich erklärt werden. Dagegen iſt unzuläſſig, daß ein Teil den letzten 
Willen zu Protokoll erklärt, während der ſtumme oder am Sprechen verhinderte andere 
Teil eine dem § 2243 A 2 entſprechende ſchriftliche Erklärung übergibt, daß dieſes Protokoll 
auch ſeinen letzten Willen enthalte; die Bezugnahme auf das Protokoll könnte die in 8 2248 
geforderte Übergabe einer eigenen Teſtamentsſchrift nicht erſetzen (a. M. Strohal § 43 A 8). 
Iſt ferner der eine Teil, weil er minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, 
auf mündliche Erklärung des letzten Willens zu Protokoll beſchränkt (58 2238 Abſ 2, 2247), 
fo muß fich notwendig auch der andere Teil dieſer Erklärungsform bedienen, da feine ſchrift⸗ 
liche Erklärung dem leſeunkundigen Partner überhaupt nicht, dem minderjährigen wenig⸗ 
ſtens nach der Annahme des Geſeßes nicht verſtändlich ſein würde. Iſt ein Teil an der ſchrift 
lichen, der andere an der mündlichen Erklärung verhindert, ſo können ſie gemeinſchaftlich über⸗ 
haupt nicht teſtieren. 

2. Nur Ehegatten in ſtehender Ehe können gemeinſchaftlich teſtieren. Nicht Verlobte, 
denen jedoch der Erbvertrag offen ſteht (88 2275 Abſ 3, 2276 Abs 2) und nicht Ehegatten, deren 
eheliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt ($$ 1586, 1587). Unwirkſamkeit des Teſtaments im 
Falle der Nichtigkeit oder Auflöſung der Ehe $ 2208. Beſondere Vorſchrift für die allgemeine 
Gütergemeinſchaft $ 1516 Abſ 3. Das, von Nichtehegatten gemeinſchaftlich errichtete 
Teſtament iſt ſeinem ganzen Inhalte nach nichtig. Die darin enthaltenen Verfügungen 
können auch dann, wenn fie den für ein Einzelteſtament beſtehenden Formerforderniſſen ge⸗ 
nügen, nicht als ein oder zwei Einzelteſtamente aufrechterhalten werden (RIA 9, 12; R 
87, 33). Immerhin iſt zu beachten, daß auch eine bloß äußerliche Vereinigung mehrerer 
Einzelteftamente auf demſelben Blatte Papier möglich iſt (R® 72, 205). Wird aber über 
das Teſtament zweier Verlobter nur eine Urkunde in einem notariellen Protokoll auf- 
genommen, das von jedem der beiden, dem Notar und den Zeugen nur einmal unterſchrieben 
wird, ſo liegt ein gemeinſchaftliches, wegen fehlender Ehe nichtiges Teſtament vor (RG JW 
1911, 766). — Gemeinſchaftliche unter der Herrſchaft des älteren Rechts von Nichtehegatten 
errichtete Teſtamente bleiben wirkſam (NG JW 1911, 76620). 
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8 2266 


Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach S 2249 auch dann errichtet 
werden, wenn die Vorausſetzung des § 2249 nur auf ſeiten eines der Ehe⸗ 
gatten vorliegt!). 

E II 2133; P 5 428, 429. 


1. Das gemeinſchaftliche Gemeindeteſtament nach § 2249 iſt zuläſſig, wenn auch nur 
für einen Ehegatten Gefahr im Verzug obwaltet. Es bleibt auch dann in vollem Umfang, 
alſo auch hinſichtlich der nicht wechſelbezüglichen Beſtimmungen, wirkſam, wenn nur der 
lebensgefährlich erkrankte Ehegatte innerhalb der Friſt des § 2252 ſtirbt (RJ A 16, 216). Die 
in den früheren Auflagen vertretene Meinung, daß in Anſehung des. § 2252 das gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtament für jeden Gatten als ſelbſtändiges Teſtament gelte, wird danach auf 
gegeben. Beim Seuchen⸗ und Seeteſtament (88 2250, 2251) liegt in der Natur der Sache, 
ad dort aufgeſtellten Erforderniſſe immer für beide gleichzeitig teſtierende Erblaſſer zu · 
treffen. 


8 2267 


Zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments nach §S 2231 Nr 2 
genügt es!), wenn einer der Ehegatten das Teſtament in der dort vor⸗ 
geſchriebenen Form errichtet und der andere Ehegatte die Erklärung bei⸗ 
fügt, daß das Teſtament auch als ſein Teſtament gelten ſolle?). Die Erklärung 
muß unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig geſchrieben und unter⸗ 
ſchrieben werdens). 

E II 2184; P 5 425—429. 


1. Beim gemeinſchaftlichen Privatteſtament entſpricht der Regel des § 2231 Nr 2, daß 
beide Ehegatten ihre letztwilligen Erklärungen, jeder die ſeine, in einer die beiden Erklärungen 
zu einer Einheit zuſammenfaſſenden Urkunde ($ 2265 A 1) eigenhändig niederſchreiben, datieren 
und unterſchreiben (vgl. die Fälle in OLG 80, 225; 82, 68 A 1; Bay 1927, 325). Dieſe Art 
der Errichtung iſt durch § 2267, der die Form nur erleichtern will („genügt es“), nicht ausge ⸗ 
ſchloſſen. Gleichzeitigkeit der Errichtung iſt dabei nicht erforderlich, ebenſowenig Identität des 
Errichtungsorts. 

2. Die Formerleichterung beſteht darin, daß ſich das Geſetz mit einmaliger eigenhändiger 
Niederſchrift des Teſtamentsinhalts bloß durch einen Ehegatten begnügt und vom andern 
Teil nur die der Niederſchrift in derſelben Urkunde beizufügende Erklärung verlangt, 
daß das Teſtameut auch als fein Teſtament gelten ſolle. Die Einheitlichkeit der Urkunde 
(8 2265 A 1) wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die von dem einen Ehegatten nieder ⸗ 
geſchriebene Verfügung auf einem durch ſie nicht voll ausgenutzten Blatte und die Erklärung 
des andern auf einem beſondern Blatte ſteht, ſofern ſich nur die Erklärung auf dem zweiten 
Blatte als eine Fortſetzung der Niederſchrift auf dem erſten Blatte darſtellt (RIA 17, 58). 
Der Gebrauch der Geſetzesworte iſt für die Erklärung des zweiten Ehegatten nicht wefentlich. 
Der Vermerk: „einverſtanden, genehmigt“ kann genügen, wenn der Teſtamentstext ſelbſt 
ſchon die Gemeinſchaftlichkeit der Verfügungen andeutet, insbeſondere beide Ehegatten 
als redend aufführt („Wir beſtimmen“). Die bloße Mitunterſchrift kann jedoch die von dem 
andern Ehegatten „beizufügende Erklärung; auch in dieſem Falle nicht erſetzen (RG 
72, 205). Demgemäß ſind zwei gleichlautende, eine gegenſeitige Erbeinſetzung enthaltende 
Teſtamente, von denen das eine vom Ehemann geſchrieben und von ihm und der Frau unter ⸗ 
ſchrieben, das andere auf einer beſonderen Urkunde von der Frau geſchrieben und von ihr 
und dem Mann unterſchrieben iſt, als gemeinſchaftliches Teſtament ungültig; ſie können 
aber als Einzelteſtamente gültig fein (RG LZ 1927, 12065). Das von dem zuerſt teſtierenden 
Ehegatten niedergeſchriebene Teſtament iſt in der durch § 2231 Nr 2 vorgeſchriebenen Form erſt 
dann errichtet, wenn es mit Datum und Unterſchrift verſehen iſt. Die „Erklärung“ des andern 
Ehegatten iſt deshalb unwirkſam, wenn ſie vor Abſchluß des Teſtaments, insbeſondere wenn ſie 
unter einem früheren Datum als demjenigen des Teſtaments erfolgt. Dagegen iſt auch hier 
(wie A 1) nicht weſentlich, daß fie gerade an demſelben Orte und Tage abgegeben wird (vgl. 
MS 72, 206). Sie kann vielmehr, ſowohl örtlich als zeitlich nachfolgen, allerdings immer 
nur bei Lebzeiten des Ausſtellers der erſten Erklärung (RIA 16, 224). 

3. Eigenhändigkeit iſt ſowohl für die Erklärung als für das Datum und die Unterſchrift — 
die durch Aufführung des Namens im Text der Erklärung nicht erſetzt wird — erforderlich. 
Das gemeinſchaftliche Privatteſtament muß alſo auch in der erleichterten Form jedenfalls 
zwei eigenhändige Angaben des Ortes und Tages enthalten. Im übrigen gilt bezüglich des 
wahrheitsgetreuen Datums und der ſonſtigen Erforderniſſe das § 2231 A 3ff. Geſagte. Etwaige 
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Zuſätze und Anderungen müſſen gleichfalls den Mindeſterforderniſſen des $ 2267 genügen 
(8 2231 A 5). Doch wird für den Fall, daß ein unterſchriebener, aber nicht beſonders datierter 
Bufaß zu dem von dem einen Ehegatten geſchriebenen erſten Teile des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments zwiſchen dieſem Teile und der von dem gleichen Tage wie der erſte Teil datierten 
Beitrittserklärung des anderen Ehegatten ſteht, die Gültigkeit des Zuſatzes regelmäßig daraus 
hergeleitet werden können, daß ſich das erſte Datum auf ihn miterſtrecken ſoll (RG KW 
1917, 9252). Formfehler in der Niederſchrift, Datierung und Unterſchrift des vorangehenden 
Teſtaments machen das gemeinſchaftliche Teſtament in vollem Umfange, Fehler der Nach⸗ 
ſchrift regelmäßig nur dieſe Nachſchrift nichtig, wenn ſich nicht aus 8 2270 Abſ 1 auch in dieſem 
Falle Nichtigkeit des ganzen Teſtaments ergibt. Das gemeinſchaftliche Privatteſtament iſt 
ne wenn auch nur ein Teil minderjährig oder leſensunvermögend iſt (88 2247, 


8 2268 


Ein gemeinſchaftliches Teſtament iſt in den Fällen des § 2077 ſeinem 
ganzen Inhalte nach unwirkſam !). 

Wird die Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöſt oder liegen 
die Vorausſetzungen des § 2077 Abſ 1 Satz 2 vor)), jo bleiben die Ver⸗ 
fügungen inſoweit wirkſam, als anzunehmen iſt, daß ſie auch für dieſen 
Fall getroffen ſein würden“). 

E II 2135; P 5 446—448. 


1. Die Regel des Abſ 1: völlige Unwirkſamkeit aller in dem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
mente getroffenen Verfügungen, gleichviel ob ſie wechſelbezüglich ſind oder überhaupt 
nicht miteinander in Verbindung ſtehen, greift nur durch, wenn die Ehe nach 88 1323—1328 
von vornherein oder nach $ 1343 Ab} 1 infolge wirkſamer Anfechtung nichtig iſt. Im übrigen 
wird ſie durch die Ausnahmebeſtimmung des Abſ 2 durchbrochen. 

2. Im Falle der Auflöſung der Ehe vor dem Tode durch Scheidung, Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft, Wiederverheiratung nach vorausgegangener Todeserklärung oder 
auch nur der Erhebung begründeter Scheidungsklage wegen Verſchuldens des andern Ehe⸗ 
gatten ($ 2077 Abſ 1 Satz 2) iſt zuzuſehen, ob die Verfügungen eines jeden der beiden Erblaſſer 
nach ſeinem zu ermittelnden Willen auch für dieſen Fall Geltung behalten ſollten (ſo auch 
8 2077 Abſ 3). Inſoweit bleiben fie bei Kräften. Dieſe Annahme iſt bei wechſelbezüglichen Ver⸗ 
fügungen im Sinne von $ 2270 Abſ 1 u. 2 regelmäßig ausgeſchloſſen, wird aber bei anderen 
mit dem ehelichen Verhältnis der Erblaſſer nicht im Zuſammenhang ſtehenden Verfügungen 
regelmäßig begründet ſein. Sind ſie einmal unwirkſam geworden, ſo lebt das gemeinſchaftliche 
Teſtament auch durch Wiederverheiratung der Ehegatten oder durch Wiederherſtellung der 
ehelichen Gemeinſchaft (§ 1587; a. M. Leonhard, II, B) nicht wieder auf. Dasſelbe hat 
auch zu gelten, wenn der mit begründeter Scheidungsklage verfolgte Ehegatte vor dem 
klagenden Teile verſtirbt. Auch in dieſem Falle bleiben insbeſondere die wechſelbezüglichen Ver- 
fügungen beider Teile, wiewohl unbeſchadet des geſetzlichen Erbrechts des überlebenden Ehe⸗ 
gatten unwirkſam (a. M. Strohal 843 A 23; Dernburg V8 91 A 2; Staudinger A 1; 
Leonhard, II, C). Handelt es ſich in Wahrheit um zwei ſelbſtändige Teſtamente der Ehe⸗ 
gatten, fo bleibt lediglich 8 2077 anwendbar. Beim Erbvertrage § 2279 Abſ 2. — Die 
Beweislaſt trifft denjenigen, welcher fortdauernde Gültigkeit der gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
fügungen behauptet. 


8 2269 


Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, durch das 
ſie ſich gegenſeitig als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nach dem Tode des 
Überlebenden der beiderſeitige Nachlaß an einen Dritten fallen ſoll!), fo 
iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Dritte für den geſamten Nachlaß als 
Erbe des zuletzt verſterbenden Ehegatten eingeſetzt iſt?). 

Haben die Ehegatten in einem ſolchen Teſtament ein Vermächtnis an⸗ 
geordnet, das nach dem Tode des Überlebenden erfüllt werden ſoll, ſo iſt 
im Zweifel anzunehmen, daß das Vermächtnis dem Bedachten erſt mit dem 
Tode des überlebenden anfallen joll?). 

E II 2136; P 5 406, 407, 459. 


1. Vorausgeſetzt iſt ein mindeſtens reziprokes, wenn auch nicht notwendig korreſpektives 
Teſtament (82265 A 1), in dem ſich die Ehegatten gegenſeitig jeder den anderen als alleinigen 
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Erben des Zuerſtverſterbenden — nicht auch andere Perſonen neben dem Überlebenden — 
einſetzen (RG Bayg 07, 64; 83 1919, 124115). Der Dritte (oder mehrere Dritte) muß ferner 
erſt nach dem Tode des Überlebenden, nicht ſchon für den Eintritt eines beſtinumten 
Zeitpunkts oder Ereigniſſes (8 2104), und zwar auf den beiderſeitigen Nachlaß als Erbe 
berufen fein (ſog. Berliner Teſtament). Eine Berufung von Dritten auf den beiderſeitigen 
Nachlaß kann in der Beſtimmung gefunden werden, daß das Vermögen beider Ehegatten 
nach dem Tode des Überlebenden in zwei gleiche Teile geteilt werden und die eine Hälfte 
den Verwandten des Mannes, die andere Hälfte denen der Frau zukommen ſoll (RG 79, 278; 
Recht 1923 Nr 757). Dagegen gehört nicht hierher der Fall, daß als beim Tode des über ⸗ 
lebenden Ehegatten eintretende Erben die Verwandten des Mannes auf den Nachlaß des 
Mannes und die Verwandten der Frau auf deren Nachlaß berufen ſind (RG 79, 277); 
anders, wenn das beiderſeitige Vermögen kraft Gütergemeinſchaft bereits zu einer Einheit 
verbunden war und jeder Erblaſſer unter ſeinem Nachlaſſe nur die Hälfte des beim Tode des 
8 vorhandenen geſamten Vermögens verſtanden wiſſen wollte (RG 23 1914, 
186110. 

2. In den von der Vorausſetzung des Abſ 1 betroffenen Fällen (A 1) iſt deulbar, jeder 
Ehegatte habe den andern in erſter Linie zu ſeinem Erben berufen, aber zugleich den Dritten 
für den Fall, daß der andere Gatte zuerſt ſterben ſollte, als Erſatzerben und für den Fall, daß 
der andere Gatte zuletzt ſterben ſollte, als Nacherben eingeſetzt. Der Dritte erhält dann 
beim Tode des überlebenden Ehegatten den „beiderſeitigen Nachlaß“ aus verſchiedenen Be⸗ 
rufungsgründen, nämlich den Nachlaß des Zuerſtverſtorbenen als deſſen Nacherbe und den 
Nachlaß des Überlebenden als deſſen Erſatzerbe. Das Geſetz behandelt dieſe Geſtaltung der 
Erbfolge als zuläſſig, ſtellt aber eine davon abweichende Auslegungsregel auf („im Zweifel“), 
die denjenigen beweispflichtig macht, welcher einen auf Vor- und Nacherbfolge gerichteten 
Willen der Erblaſſer behauptet (RG 60, 117). Zufolge der aufgeſtellten Regel wird, wenn 
nach Prüfung aller Umſtände begründete, auf anderem Wege nicht zu löſende Zweifel über 
die Willensmeinung der Erblaſſer beſtehenbleiben (RG 59, 85 und R 10. 7. 22 IV 692/21; 
Berückſichtigung der Vermögensverhältniſſe beider Erblaſſer RG 79, 278, aber auch Recht 
1914 Nr 044), der „beiderſeitige Nachlaß“ als einheitlicher, als „geſamter Nachlaß“ behandelt. 
Es wird angenommen, jeder Ehegatte habe lediglich für den Fall, daß er zuerſt ſterben ſollte, 
den andern Gatten und für den Fall, daß er dieſen überleben ſollte, den Dritten als Erben 
eingeſetzt. Der Überlebende wird demgemäß Vollerbe des Vorverſtorbenen. Die beiden 
Einzelvermögen, das ererbte und das eigene, verſchmelzen in feiner Haud zu einem Ver⸗ 
mögen. Dieſes einheitliche Vermögen erhält der Dritte nur als Erbe des Überleben | 
den und kraft der von dieſem ausgeſprochenen Berufung. Die teſtamentariſche Bezeichnung 
des Dritten als „Nacherbe des zuletzt verſterbenden Ehegatten“ iſt danach in jedem Falle 
unzutreffend; der Ausdruck ſteht einer Auslegung des Teſtaments in dem zuletzt dargelegten 
Sinne nicht entgegen (Rs Idſch 1925 Nr 1016). Iſt das Teſtament in dieſem Sinne aus⸗ 
zulegen, ſo folgt daraus, daß dem Dritten mit dem Tode des Zuerſtſterbenden im Gegen⸗ 
ſatze zu § 2108 Abſ 2 noch keinerlei vererbliche oder veräußerliche Rechte erwachſen, 
daß eine ihm gemachte Zuwendung vorbehaltlich des 8 2069 hinfällig wird, wenn er 
vor dem Überlebenden verſtirbt, und daß im Rechtsſinne nur der als 
Erblaſſer des Dritten in Betracht kommt. Dies ſchließt zwar nicht aus, bei Auslegung 
des Teſtaments, insbeſondere von Anordnungen, die zugunſten der geſetzlichen Erben, 
der Verwandten oder der Abkömmlinge des Zuerſtverſtorbenen getroffen ſind (88 2066 
bis 2009), dieſem die Stellung eines Erblaſſers zuzuſchreiben. Sind jedoch mehrere Dritte, 
insbeſondere Verwandte beider Erblaſſer ohne Beſtimmung von Anteilen bedacht, ſo haben ſie 
vermöge der Einheitlichkeit des Nachlaſſes im Zweifel als gleichmäßig, d. h. ohne Unterſchied 
auf die Herkunft des Vermögens als ſämtlich auf den ungetrennten Nachlaß berufen zu 
gelten. Sind ſie am Nachlaſſe des Zuerſtverſtorbenen pflichtteilsberechtigt, ſo ſind ſie 
nach dem erſten Erbfall nicht gehindert, den Pflichtteil geltend zu machen (RG 30. 6. 04 
IV 516/03). Eine Abſicht der Ehegatten, dem Überlebenden die unbeſchränkte Verfügung 
über das geſamte Vermögen zu gewähren, iſt daher gegen den Willen Pflichtteilsberechtigter 
nicht durchführbar; dies darf nicht unbeachtet bleiben, wenn beim Streite darüber, ob das 
Teſtament im Sinne des 8 2269 oder im Sinne der Berufung des Überlebenden zum Vor⸗ 
erben und der Kinder zu Nacherben auszulegen ſei, für die Auslegung im erſten Sinne das 
Vorhandenſein jener Abſicht geltend gemacht wird (MG Recht 1923 Nr 1023). Die Pflichtteils⸗ 
berechtigten find im Falle des $ 2269, weil auf den Nachlaß des Zuerſtverſtorbenen überhaupt 
nicht als Erben berufen, zu einer Ausſchlagung gemäß $ 2306 Ab 1 Satz 2 nicht genötigt (OLG 
44, 106; a. M. Dernburg V 04 A 3). Vielmehr bleiben fie trotz Abforderung des Pflichtteils 
nach dem zweiten Erbfall auf den geſamten Nachlaß erbberechtigt. Dagegen iſt Sache der 
Auslegung, ob ſie nach dem Willen der Erblaſſer, der auch ſtillſchweigend erklärt ſein kann, zur 
Anrechnung des empfangenen Pflichtteils auf den demnächſtigen, tatſächlich aus beiden 
Nachläſſen ihnen zufließenden Erbteil verpflichtet ſein ſollen. Wäre freilich der Pflichtteils⸗ 


— 
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berechtigte, ſei es von vornherein, ſei es vermöge des § 2306 auf den Pflichtteil am Nach⸗ 
laſſe des Zuletztverſtorbenen beſchränkt, fo braucht er ſich hierauf den aus dem Nachlaſſe 
des Zuerſtverſtorbenen geforderten Pflichtteil nicht anrechnen zu laſſen (Kipp 9 27 bei 
A 8, 9). Der Überlebende iſt als Vollerbe von den dem Vorerben obliegenden Verfügungs⸗ 
beſchränkungen (88 2112 ff.) frei; er darf im Falle des § 2270 die Verfügungen des gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments nur nicht durch bösliche Schenkungen vereiteln (RG 58, 65; 77, 113; 
Warn 1926 Nr 188). Es iſt indeſſen möglich, daß mit der im Sinne des § 2269 ausgeſprochenen 
Erbeinſetzung eine bedingte Nacherbeinſetzung, z. B. der Kinder für den Fall der Wieder⸗ 
verheiratung des überlebenden Ehegatten verbunden wird; die Nacherbeinſetzung wird dann 
regelmäßig nur auf den Überreſt ($ 2137) zu beziehen fein (KGJ 42, 109). 

Dem $ 2269 Abſ 1 liegt, wie ſich aus Obigem ergibt, der Gedanke zugrunde, daß Ehe 
gatten, die in der dort vorgefehenen Weiſe gemeinſchaftlich teftieren, das beiderſeitige Ver 
mögen als eine Einheit betrachten und daher regelmäßig ſowohl ein verſchiedenes Rechtsver 
hältnis während der Lebensdauer des überlebenden Ehegatten als auch die Möglichkeit einer 
Trennung der beiden Vermögensmaſſen bei deſſen Tode ausſchließen wollen (RG 79, 277; 
113, 240). Für die Entſcheidung darüber, ob ein einſeitiges Teſtament eines Ehegatten 
die Einſetzung des andern Ehegatten zum Vollerben oder zum bloßen Vorerben enthält, kann 
jener Gedanke nicht analog verwertet werden (RG 13. 11. 24 IV 70/24; OLG Düſſeldorf 
und Kipp JW'ü 1925, 21486). 

3. Als Folge des in Abſ 1 aufgeſtellten Satzes, wonach die Anordnungen des gemeinſchaft 
lichen Teſtaments im Zweifel den beiderſeitigen, beim Tode des Überlebenden vor⸗ 
handenen Geſamtnachlaß zum Gegenſtand haben, ergibt ſich, daß im Zweifel auch rn 
mächtnisanordnung erſt mit dieſem Zeitpunkte wirkſam wird. Der Bedachte muß deshal 
den Tod beider Ehegatten erlebt haben ($ 2160), die Vermächtnisforderung kommt jetzt erſt 
zur Entſtehung fee vor dem Tode des Überlebenden ſtehen ihm, da es ſich nicht um einen 
Fall des § 2177 handelt, auch nicht die Rechte des § 2179 zu. Auch hier handelt es ſich jedoch 
nur um eine Auslegungsregel, der Bedachte kann ihr gegenüber den Nachweis führen, 
daß ihm das Vermächtnis nach dem Willen der Erblaſſer ſchon beim Tode des Zuerſtſterbenden 
anfallen ſollte. — Iſt auch nur ein Ehegatte vor dem 1. 1. 00 geſtorben fo kommt § 2269 
nicht in Frage, die Wirkungen des gemeinſchaftlichen Teſtaments find vielmehr nach älterem 
Recht zu beurteilen (NG 76, 20; JW 1911, 71710. Sind beide Ehegatten erſt nach dem 
81. 12. 99 geſtorben, fo iſt $ 2269 auch auf ein früher errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament 
anzuwenden, es ſei denn, daß die Erblaſſer die Beſtimmungen des Teſtaments den Vorſchriften 
des älteren Rechtes angepaßt und dadurch den Willen zu erkennen gegeben haben, daß ihre 
Beſtimmungen im Sinne dieſer Vorſchriften zu verſtehen ſeien (RG JW 1911, 22027 
Warn 1913 Nr 331; Dig 1924, 906 ſowie Rc 1A 121; 8 2084 A 3). — Entſprechende An. 
wendung beim Erbvertrag § 2280. Über die Behandlung des Falles des $ 2269 im Erbſchafts. 
ſteuerrechte |. Erbſch StG in der Faſſung v. 22. 8. 25 § 9 Abſ 3. 


8 2270 


Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente Ber- 
fügungen getroffen, von denen anzunehmen iſt, daß die Verfügung des 
einen nicht ohne die Verfügung des anderen getroffen fein würde“), jo hat 
die Nichtigkeit oder der Widerruf der einen Verfügung die Unwirkſamkeit 
der anderen zur Folge!). 

Ein ſolches Verhältnis der Verfügungen zueinander iſt im Zweifel an- 
zunehmen, wenn ſich die Ehegatten gegenſeitig bedenken?) oder wenn dem 
einen Ehegatten von dem anderen eine Zuwendung gemacht und für den 
Fall des Überlebens des Bedachten eine Verfügung zugunſten einer Perſon 
getroffen wird, die mit dem anderen Ehegatten verwandt iſt oder ihm ſonſt 
nahe ſteht“). 

Auf andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder Auf⸗ 
lagen findet die Vorſchrift des Abſ 1 keine Anwendung). 

E II 2137; P 5 448—459; 6 897. 

1. Als wechſelbezügliche Verfügungen kommen nach Abſ 3 nur Erbeinſetzungen, Bermächt- 
niſſe und Auflagen in Betracht. Die Fälle des Abſ 2 find nicht erſchöpfend. Weſenllich iſt 
nur, daß zwiſchen beiden Verfügungen „Zuſammenhang des Motivs“ (Prot 5, 451) in dem 


Sinne beſteht, daß jeder der beiden Ehegatten eine auf ſeiner Willensentſchließung beruhende 
Anordnung getroffen hat, die ohne die Verfügung des anderen nicht gewollt ſein würde, 
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oder, anders ausgedrückt, daß jede der beiden Verfügungen mit Rückſicht auf die andere 
getroffen iſt und nach dem Willen der Erblaſſer mit ihr ſtehen und fallen ſoll (RG 116, 149). 
Ein ſolcher Zuſammenhang kann auch dann vorliegen, wenn die beiderſeitigen Anordnungen 
in eine ſprachlich einheitliche Verfügung zugunſten desſelben Dritten zuſammengefaßt ſind 
(RG 88, 330; Warn 1920 Nr 18). Gleichheit des mit den beiderſeitigen Anordnungen ver⸗ 
folgten Zweckes iſt weder erforderlich noch für ſich allein unbedingt genügend, kann aber einen 
Auhalt dafür bieten, daß beide Verfügungen nach dem Willen der Erblaſſer voneinander 
abhängig fein ſollen (RG Recht 1921 Nr 1633). Zwiſchen gleichlautenden Verfügungen wird 
der Zuſammenhang meiſt ohne weiteres gegeben ſein, auch wenn ſich die Ehegatten nicht gegen 
ſeitig bedenken (8 2269), vielleicht weil ſie inſoweit der geſetzlichen Erbfolge nach 3 1931 
Abſ 2 freien Lauf laſſen wollen. Er kann auch bei verſchiedenartigen Verfügungen vorliegen, 
3. B. wenn ein Ehegatte ſeinen Nachlaß nur ſeinen Verwandten — nicht an Fremde oder 
einen beſtimmten Fremden — zuwendet, weil auch der andere Ehegatte nur feine Ver. 
wandten — keine Fremden, keinen beſtimmten Fremden bedenkt, oder wenn er ſich mit einer 
Auflage beſchweren läßt, weil er auch ſeinerſeits dem andern Teil eine Auflage macht. Da⸗ 
gegen iſt das Abhängigkeitsverhältnis für die Zeit nach dem Tode des Zuerſtſterbenden als 
verneint anzusehen, wenn ein Erblaſſer dem anderen ausdrücklich geſtattet, ſpätere abweichende 
Verfügungen zu treffen (RG 79, 34 u. 23 1920, 705 12). Vorausſetzung iſt, daß die Ver⸗ 
fügungen in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente ausgeſprochen find. Stehen die in ge⸗ 
trennten Teſtamenten getroffenen Verfügungen zweier Erblaſſer, die nicht Ehegatten zu ſein 
brauchen, in dem hier angenommenen gegenſeitigen Abhängigkeitsverhältnis, fo kann, wenn 
eine von ihnen unwirkſam geworden it, die andere geeignetenfalls wegen Irrtums im Beweg⸗ 
grunde angefochten werden ($ 2078 Abſ 2). 

2. Nichtigkeit wegen eines materiellen oder formellen Mangels, ſei es, daß ſie von 
Anfang an vorliegt oder als Erfolg der Anfechtung eintritt (8 142 Abſ 1). Widerruf 8 2271 
A 1. In beiden Fällen tritt die Unwirkſamkeit der anderen Verfügung unmittelbar 
kraft Geſetzes ein. Es iſt deshalb gleichgültig, ob der andere Teil die Nichtigkeit oder 
den Widerruf gekannt, oder dem Widerruf ſogar zugeſtimmt hat. Die Unwirkſamkeit be- 
schränkt ſich jedoch, wenn der andere Teil mehrere Verfügungen getroffen hatte, auf die⸗ 
jenigen ſeiner Verfügungen, welche zu der nichtigen oder widerrufenen Verfügung im Ab. 
hängigkeitsverhältnis geſtanden hatten; ob die ſo beſchränkte Unwirkſamkeit denmächſt auch 
Unwirksamkeit der ſonſtigen Verfügungen des andern Teiles zur Folge hat, iſt nach § 2085 
zu beurteilen (R 116, 140; Warn 1913 Nr 247). Iſt die Verfügung des einen Ehegatten 
aus anderen Gründen als wegen Nichtigkeit oder Widerrufs unwirkſam, z. B. infolge Aus⸗ 
ſchlagung des von ihm eingeſetzten Erben, fo bleibt die Wirkſamkeit der anderen Verfügung 
hiervon unberührt (a. M. Dernburg V 93 VI, 4), wenn ſie nicht als durch Verwirklichung 
der erledigten Verfügung bedingt zu gelten hat. Darüber, ob und inwieweit auch teil ⸗ 
weiſer Widerruf der einen Verfügung (Herabſetzung eines Vermächtuiſſes) die Unwirk⸗ 
ſamkeit der auderen Verfügung nach ſich zieht, iſt nach dem zu ermittelnden Willen der 
Erblaſſer zu enticheiden. 

3. Auch für die in Abſ 2 hervorgehobenen hauptſächlichſten Fälle ſtellt das Geſetz nur 
die Auslegungsregel auf, daß die Wechſelbezuglichkeit „im Zweifel“ gewollt ſei. Die Regel 
kommt nicht zur Anwendung, wenn pflichtmäßige Willenserforſchung ($ 133, § 2084 A 2) 
dazu führt, daß die eine von den beiden ſich darbietenden Willens möglichkeiten, nämlich die 
von den Erblaſſern gewollte Abhängigkeit oder die von ihnen gewollte Unabhängigkeit der 
beiderſeitigen Verfügungen, für zutreffend oder unzutreffend erklärt werden kann; für dieſe 
Willenserforſchung können auch Umſtände außerhalb des Teſtaments, fo frühere oder ſpatere 
Auſzerungen der Erblaſſer und ihre beiderſeitigen Vermögensverhältniſſe in Betracht kommen 
(KGJ 42, 119; RG 116, 150). Für gegenſeitige Unabhängigkeit der Verfügungen iſt in 
den Fällen des Abſ 2, ſoweit bei der Urkundenauslegung überhaupt von einer Be⸗ 


weispflicht geſprochen werden kann, derjenige beweispflichtig, welcher im Falle der 
Nichtigkeit oder des Widerrufs der einen die fortdauernde Gültigkeit der andern Verfügung 
behauptet. Beim Fehlen der Vorausſetzungen des Abſ 2 gilt nicht etwa eine Vermutung 
gegen die Wechſelbezüglichkeit, vielmehr iſt dann über ihr Vorhandenſein nach freiem richter⸗ 
lichen Ermeſſen zu entſcheiden (BayObLG 21 A 90). Die Ehegatten können ſich gegen⸗ 
ſeitig bedenken nur durch Erbeinſetzungen oder Vermächtniſſe. Eine Auflage (8 1940), 
die dem andern Teil zugute kommt, genügt nicht. Doch fteht der Erbeinſetzung gleich und iſt 
als Zuwendung aufzufaſſen, wenn die Ehegatten im Teſtamente der gegenſeitigen geſetz⸗ 
lichen Erbfolge (8 1931) auch nur ſtillſchweigend freien Lauf laſſen. In dem häufigen Falle, 
daß kinderloſe Eheleute ſich gegenſeitig als Erben einſetzen und beſtimmen, nach dem Tode 
des Letztlebenden ſolle das beiderſeitige Vermögen teils an Verwandte des Mannes, teils an 
Verwandte der Frau fallen, find regelmäßig wechſelbezuglich die Einſetzungen ber Gatten 
im Verhältniſſe zueinander, außerdem die Einſetzung jedes Gatten im Verhältniſſe zu der 
von ihm ausgeſprochenen Einſetzung der Verwandten des andern Gatten, alſo, wenn der 
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Mann zuerſt ſtirbt, die Einſetzung der Frau durch ihn mit der Einſetzung ſeiner Verwandten 
durch die Frau, dagegen nicht ohne weiteres mit der von der Frau ausgeſprochenen Einſetzung 
ihrer Verwandten. Möglich iſt aber die Erſtreckung der Wechſelbezüglichkeit auch hierauf, 
ſo wenn ſich die Ehegatten über die Auswahl der zu bedenkenden beiderſeitigen Verwandten, 
auf deren Bedenkung nicht nur der mit dem einzelnen verwandte Erblaſſer, ſondern beide 
Gatten Wert legten, verſtändigt haben (RGS SchleswHolſtAnz 1920, 33; auch Bay Obe 
a. a. O. und Dresden IFG 2, 162). 

4. Die Ehegatten bedenken ſich nicht gegeuſeitig. In dem gemeinſchaftlichen Teſtament 
wird vielmehr nur dem einen Ehegatten (A) von dem andern eine Zuwendung gemacht. 
Der andre (B) erlangt aber gewiſſermaßen als Gegenleiſtung, daß für den Fall des Über⸗ 
lebens des Bedachten (A) von dieſem eine Verfügung zugunſten einer Perſon getroffen wird, 
die mit dem andern (B) verwandt iſt oder ihm ſonſt naheſteht, was auch für einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Abkömmling der beiden Ehegatten oder eine beiden in gleichem Maße durch Freund⸗ 
ſchaft oder dergleichen verbundene Perſon zutrifft (RG 116, 149f.). In der Denkſchrift (Hey⸗ 
mannſche Ausgabe 433) hat der Tatbeſtand des Geſetzes keinen zutreffenden Ausdruck ge⸗ 
funden. Der dort angeführte Fall, daß die Verfügung zugunſten des Dritten gerade von 
demjenigen Ehegatten (5) getroffen wird, welcher auch die Zuwendung an den überlebenden 
Ehegatten macht, wird von der Auslegungsregel nicht getroffen, die nur für Fälle beſtimmt 
iſt, in denen ſich Verfügungen beider Ehegatten gegenüberſtehen (Planck A 4b; ſ. auch RG 
JW 09, 5218; a. M. die früheren Auflagen dieſes Kommentars). Verwandtſchaft $ 1589. 
Naheſtehende Perſonen: Verſchwägerte, Freunde, Hausgenoſſen uſw. 

5. Andere Verfügungen, wie familienrechtliche Anordnungen (Vorbem Abſ 2 vor 8 2064), 
Ausſchließung ($ 1938), Entziehung des Pflichtteils (8 2336), Teilungsanordnungen ($ 2048), 
Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers ($ 2197, KJ 48, 99), werden kraft Geſetzes (A 2) 
auch dann nicht unwirkſam, wenn ſie mit der nichtigen oder widerrufenen Verfügung BEE 
bezüglich find. Dagegen ift ihre Anfechtung aus § 2078 nicht ausgeſchloſſen. — Ent⸗ 
ſprechend dem § 2270 beim Erbvertrag § 2208. 


8 2271 


Der Widerruf einer Verfügung, die mit einer Verfügung des anderen 
Ehegatten in dem im § 2270 bezeichneten Verhältniſſe ſteht, erfolgt bei 
Lebzeiten der Ehegatten nach den für den Rücktritt von einem Erbvertrage 
geltenden Vorſchriften des § 22961). Durch eine neue Verfügung von Todes 
wegen kann ein Ehegatte bei Lebzeiten des anderen ſeine Verfügung nicht 
einſeitig aufheben?). 

Das Recht zum Widerruf erliſcht mit dem Tode des anderen Ehegatten’); 
der überlebende kann jedoch ſeine Verfügung aufheben, wenn er das ihm 
Zugewendete ausjchlägt?). Auch nach der Annahme der Zuwendung iſt der 
Überlebende zur Aufhebung nach Maßgabe des § 2294 und des § 2336 be⸗ 
rechtigts). 

Iſt ein pflichtteilsberechtigter Abkömmling der Ehegatten oder eines 
der Ehegatten bedacht, jo findet die Vorſchrift des § 2289 Abſ 2 entſprechende 
Anwendung). 

E II 2138; P 5 451—458. 


1. Widerruf. Von ſelbſt verſteht ſich, daß die Ehegatten gemeinſchaftlich jederzeit das 
gemeinſchaftliche Teſtament in allen Formen der 88 2253—2258 widerrufen können. Nach 
8 2289 kann dies auch durch Erbvertrag geſchehen. § 2271 hat nur den einſeitigen Widerruf 
eines Ehegatten im Auge. Auch dieſer iſt unbeſchränkt zuläſſig in allen Formen, auch durch 
Streichung der eigenen Niederſchrift gemäß § 2255, jedoch mit Ausnahme des $ 2256 (vgl. 
$ 2272), ſoweit es ſich um nicht wechſelbezügliche Verfügungen des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments, insbeſondere um andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und 
Auflagen handelt (8 2270 Abſ 8). Und ſelbſt die wechſelbezüglichen Verfügungen ſind 
bis zum Tode des Zuerſtverſterbenden für jeden Teil frei widerruflich, der Widerruf iſt 
jedoch neben dem Erfordernis mindeſtens beſchränkter Geſchäftsfähigkeit an die Form- 
vorſchrift des § 2296 gebunden: perſönlich abgegebene und gerichtlich oder notariell beur- 
kundete Erklärung gegenüber dem anderen Ehegatten. Hat der widerrufende Teil alles 
getan, was von ſeiner Seite geſchehen muß, damit die Erklärung an den anderen Teil gelangt, 
jo iſt der Widerruf wirkſam, auch wenn er erſt nach dem Tode des Widerrufenden dem an ⸗ 
deren Ehegatten zugeht ($ 130 Abi 2; R 65, 270). Der einſeitige Widerruf der wechlel- 
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bezüglichen Verfügung iſt deshalb unwirkſam (f. jedoch A J), wenn er erklärt wird durch Teſta⸗ 
ment ($ 2254), durch Vernichtung oder Veränderung der Teſtamentsurkunde ($ 2255; über 
den Beweis von Inhalt und Formgültigkeit des vernichteten Teſtaments vgl. RG Lz 1920, 
3875), durch eine trotz 8 2272 etwa doch erfolgte einſeitige Rücknahme aus amtlicher Ver⸗ 
wahrung (8 2256) oder durch Errichtung eines neuen (ſei es auch nur teilweiſe, z. B. durch 
die Hinzufügung von Beſchränkungen oder Beſchwerungen, RG Warn 1920 Nr 18) wider⸗ 
ſprechenden Teſtaments (8 2258 und A 2). Anderſeits können in der Form des $ 2296 auch 
nur die wechſelbezüglichen, nicht auch die ſonſtigen Verfügungen des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments widerrufen werden. Der Ehegatte, der ſowohl wechſelbezügliche als auch an⸗ 
dere Verfügungen einſeitig widerrufen will, muß ſich deshalb ſowohl der Form des § 2296 
als auch einer der Formen der 88 2258—2258 bedienen. Wirkung des Widerrufs § 2270 A 2. 
Der in der Form des § 2296 erklärte Widerruf iſt ſelbſt unwiderruflich (8 2257 kaun nicht in 
Frage kommen). Er hat zur Folge, daß eine vorher errichtete widerſprechende letztwillige 
Verfügung nunmehr Gültigkeit erlangt (RG 65, 275). 

2. Satz 2 beſtätigt die Regel des Satz 1 auch für den Fall des $ 2258, der eine förmliche 
Widerrufserklarung nicht vorausſetzt. Er bezieht ſich deshalb gleichfalls nur auf wechſol⸗ 
bezügliche Verfügungen. Davon abgeſehen verbleibt beiden Ehegatten die unbeſchränkte 
Teſtierfreiheit. Gemeinſam können ſie auch das wechſelbezügliche Teſtament durch ein neues 
Teſtament beſeitigen (A 1). Dagegen reicht die Zuſtimmung des einen Teiles zu dem ein⸗ 
ſeitigen Teſtament des anderen Ehegatten hierzu nicht aus (JW 1919, 516° mit Anm.). — 
Widerruf eines unter PrALR errichteten gegenſeitigen Teſtaments § 2253 A 1 a. E. 

3. Mit dem Tode des anderen Ehegatten tritt diejenige Gebundenheit des Überlebenden 
an die im gemeinſchaftlichen Teſtament von ihm ſelbſt getroffenen Verfügungen ein, die 
beim Erbvertrag grundſätzlich von vornherein beſteht (S 2278 A 1) und in 8 2298 Abſ 2 
auch bei Vorbehalt des Rücktritts für den Fall aufrechterhalten wird, daß von dem Rücktritts⸗ 
recht bei Lebzeiten der Vertragſchließenden kein Gebrauch gemacht worden ift. Dieſe Ge⸗ 
bundenheit hat zur Folge, daß letztwillige Anordnungen des Überlebenden, ſoweit und ſolauge 
ihnen die wechſelbezüglichen Verfügungen des gemeinſchaftlichen Teſtaments entgegenſtehen 
— außer im Rahmen von Abſ 2 Satz 2 und Abſ3 —, nicht wirkſam ſind. Damit iſt zugleich 
ausgeſchloſſen, daß der Überlebende die Verfügungen zwar formell beſtehen läßt, ſie aber 
durch Hinzufügung von Beſchwerungen oder Beſchränkungen, z. B. durch die Belaſtung des 
eingeſetzten Erben mit einem Vermächtnis (Seuffa 78 Nr 145) oder durch die Ernennung 
eines Teſtamentsvollſtreckers (RJ 12, 18; BayobLG& 19 A 171; aber auch RIA 16, 208) 
weſentlich abändert (vgl. Riß Warn 1920 Nr 18). 

J. Die Gebundenheit des Überlebenden tritt kraft Geſetzes mit dem Tode des Zuerſt— 
ſterbenden ein, nicht, wie nach Pro II 1 8 492 (Me 31, 240) und nach gemeinem Recht 
(Seuffü 78 Nr 1455 ING 3, kon, vgl. auch RE 6, 174; 41, 169) erſt mit Annahme der ihm 
etwa a Zuwendung; ſie tritt ſelbſt dann ein, wenn er überhaupt nicht bedacht wäre. 
Der Überlebende wird von ſelbſt befreit, wenn ſich die von ihm zugunſten eines Dritten ge. 
troffene wechſelbezügliche Verfügung durch Wegfall des Bedachten erledigt (BayObs 
22 K 120). Er kaun ſich aber auch von der Gebundenheit befreien dadurch, daß er das ihm 
Zugewendete ausſchlägt. Er kann dann feine Verfügung aufheben. Die Ausſchlagung des ihm 
Zugewendeten für ſich allein macht die übrigen Verfügungen des gemeinſchaftlichen Teita- 
ments nicht hinfällig (NOS 48, 99). Das Seleh eriorher! jedoch nicht, daß die Ausſchlagung der 
Aufhebung der Verfügung vorangehe. Der vom Überlebenden ſchon bei Lebzeiten des andern 


Ehegatten in den Formen der $$ 2254 — 2256 erklärte und deshalb an ſich unwirkſame 


Widerruf (vgl. A 1), insbeſondere ein den wechſelbezüglichen Verfügungen widerſprechendes 
Teſtament (8 2258) erlangt deshalb nach dem Tode des Zuerſtverſtorbenen volle Wirkſamkeit, 
ſobald die Ausſchlagung des Überlebenden hinzutritt (BayObs 22 A 120; vgl. auch RG 
65, 275). Die Aufhebung der Verfügung begreift den eigentlichen Widerruf (88 2254— 2256) 
und die Errichtung eines neuen widerſprechenden Teſtaments ($ 2258) in ſich. Sie ſetzt Teſtier⸗ 
fähigkeit des Überlebenden voraus, iſt mithin ausgeſchloſſen, wenn er geſchäftsunfähig ge- 
worden iſt ($ 104); ſ. jedoch $ 2253 A 2. In dieſem Falle bleibt nur Anfechtung des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments aus 8 2078 Abſ 2 möglich. Gegenſtand der Aufhebung iſt unmittel⸗ 
bar nur die eigene vom Überlebenden getroffene oder mitgetroffene Verfügung. Sie hat 
aber gemäß 8 2270 Abſ 1 ohne weiteres auch Unwirkſamkeit der vom anderen Teil getroffenen 
(wechſelbezüglichen) Verfügungen zur Folge. Die Ausſchlagung des Zugewendeten ſetzt vor- 
aus, daß der Überlebende im gemeinſchaftlichen Teſtamente vom Zuerſtverſtorbenen als Erbe 
oder Vermächtnisnehmer bedacht iſt. Dem iſt der Fall gleichzuſtellen, daß beide Ehegatten 
zwar nur an Dritte Zuwendungen gemacht, im Verhältnis zueinander aber der geſetzlichen Erb» 
folge bewußt freien Lauf gelaſſen haben (8 2270 A 1). Dann befreit ſich der Überlebende 
durch Ausſchlagung des ihm anfallenden geſetlichen Erbteils. Empfinge der Überlebende aus 
dem Nachlaſſe des Zuerſtverſterbenden überhaupt nichts, hätte er ſich aber gleichwohl im Sinne 
der Wechſelbezüglichkeit gebunden (z. B. wenn er im Falle des 8 2270 A4 der Überlebende 
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wäre), ſo könnte er nichts ausſchlagen und deshalb auch nicht wirkſam widerrufen. Anfechtung 


der Annahme und Ausichl 1954 —1956. Hatte der Überlebende die Verfügung auf. 
gehoben, iſt er aber vor Ablar Usſchlagungsfriſt verſtorben, fo vererbt ſich zwar ge⸗ 


mäß 88 1952, 2180 Abf 3 das Ausſchlagungsrecht auf ſeine Erben. Ihre Ausſchlagung 
kann aber die Gebundenheit des Überlebenden nicht mehr beſeitigen, wenn ſie ihr Erbrecht, 
mie die Regel bildet, ſelbſt erſt aus dem wechſelbezüglichen Teſtamente herleiten. Denn die 
Ausſchlagung wirkt gemäß 88 1953 Abſ 1, 2180 Abſs auf die Zeit des erſten Erbfalls zurück, 
ihr Erbrecht und ſomit auch das Ausſchlagungsrecht hätte mithin als von Anfang an nicht 
vorhanden geweſen zu gelten. Fällt dagegen der Nachlaß des Überlebenden an feine ne 
ſehlichen Erben, und ſchlagen dieſe die darin einbegriffene Erbſchaft des Zuerſtverſtorbenen 
aus, ſo ſind nunmehr alle geſetzlichen Vorausſetzungen erfüllt, um die Gebundenheit zu 
beſeitigen (z. T. a. M. Planck A IV 1 a, Strohal § 43a A 28ff.). Keinesfalls kann jedoch 
die Ausſchlagung des Zugewendeten durch den in einem neuen widerſprechenden Teſtamente 
eingeſetzten Erben dieſen Erfolg haben (RG 95, 214). Auch nach Annahme der Zuwendung 
bleibt der Überlebende oder ſeine Erben berechtigt, die Verfügungen des Zuerſtverſtorbenen 
aus den allgemeinen Gründen der §8 2078, 2079 anzufechten, damit deren Nichtigkeit und 
als Folge hiervon ($ 2270 Abſ 1) auch die Unwirkſamkeit der eigenen Verfügungen herbei⸗ 
zuführen (fo auch beim Erbvertrag § 2281); vgl. A 6. 

Abſ 2 Satz 1 enthält nachgiebiges Recht. Dem überlebenden Ehegatten kann daher im 
gemeinſchaftlichen Teſtament die Befugnis eingeräumt werden, feine eigenen, den Charakter 
der Wechſelbezüglichkeit tragenden Verfügungen noch nach dem Tode des Zuerſtverſterbenden 
(formell oder ſachlich, ganz oder teilweiſe A 3) zu widerrufen; auch ein derartiger Widerruf 
zieht nach § 2270 die Unwirkſamkeit der eniſprechenden Verfügungen des Zuerſtverſtorbenen 
nach ſich (RG SeuffA 76 Nr 163 ſowie Recht 1923 Nr 54, wo es gebilligt ift, daß die Ein⸗ 
raͤumung der gedachten Befugnis in der Beſtimmung der Erblaſſer gefunden iſt: „Wir be⸗ 
halten uns vor, in betreff unſeres Vermögens Abänderungen durch Nachzettel zu treffen“; 
Roſtock Seuffl 78 Nr 145; K Ifdſch 1925 Nr 1640). Beſtimmt ein gemeinſchaftliches 
Zejtament, daß ein als Erbe des letztlebenden Ehegatten bedachtes Kind, wenn es das Teſta⸗ 
ment anfechte, nur den Pflichtteil erhalte, ſo kann dieſer Beſtimmung die Bedeutung zu: 
kommen, daß, ſofern das Kind vom Nachlaſſe des Erſtverſtorbenen den Pflichtteil fordere 
und damit dem Teſtamente zuwiderhandle, der Überlebende ihm gegenüber an feine Ver⸗ 
fügungen nicht mehr gebunden fein ſolle (OLG 40, 143). Die Wirkſamkeit von Abänderungen, 
die der überlebende Ehegatte nicht an feinen eigenen Verfügungen, ſondern auf Grund einer 
Ermächtigung des andern Ehegatten an deſſen Verfügungen vornimmt, richtet ſich nicht 
nach § 2271 Abſ 2, fie hängt vielmehr ausſchließlich davon ab, ob und inwieweit eine Er 
mächtigung zu ſolchen Abänderungen mit § 2065 vereinbar it (R JW 1925, 21211, 
§ 2065 A 2). 


5. Der Überlebende darf nach 8.2294 auch nach Annahme der ihm ſelbſt im gemein | 


chaftlichen Teſtamente gemachten Zuwendung ſeine zugunſten eines Dritten gereichende 
vechſelbezügliche Verfügung aufheben, wenn ſich der Bedachte gegen einen der beiden Erblaſſer 
iner Verfehlung ſchuldig gemacht hat, die zur Entziehung des Pflichtteils berechtigen 
ürde. Nach $ 2336 kann er dem bloß noch t der d 
uch dieſen Pflichtteil entziehen. Die Gültigkeit der dem Überlebenden ſelbſt gemachten 
Zuwendung bleibt hiervon, wie auch im Falle des Abſ 3, unberührt. 


6. § 2289 Abſ 2. Enterbung in guter Abſicht unter den in $ 2338 aufgeſtellten Vor: 
ausſetzungen. Sie iſt ſowohl bei Lebzeiten beider Ehegatten, als nach dem Tode des Buerit- 
verſtorbenen zuläffig. — Der Überlebende darf, wenn er nicht als Vorerbe eingeſeßt ift, 
unter Lebenden über das von dem Quer[twerftorbeiten-Timtafineftenhete wie über fein 
eigenes Vermögen frei verfügen, nur bösliche Schenkungen find ihm gemäß dem entſprechend 
auwendbaren § 2287 unterſagt (RG 58, 64; 77, 113; Warn 1926 Nr 188). Entſtehen, wie 
3. B. im Falle der Wiederverheiratung des Überlebenden, auf deſſen Nachlaß Pflichtteils⸗ 
berechtigte, ſo können ſie das gemeinſchaftliche Teſtament gemäß 8 2079 auch in feinen wechſel⸗ 
bezüglichen Verfügungen jedenfalls inſoweit aufechten, daß ihnen der geſetzliche Erbleil am 
Nachlaß des Überlebenden zukommt. Regelmäßig wird dann infolge Zuſammenbruchs aller 
wechſelbezüglichen Verfügungen die geſetzliche Erbfolge nachträglich auch in den Nachlaß des 
ben feen Platz greifen. Auch der Überlebende ſelbſt iſt in dieſem Falle, wie in 
den Fallen des § 2078, wenn er das ihm Zugewendete nicht ausgeſchlagen hat (A 4 Ubi 1 
a. E.), auf Grund und nach Maßgabe der eutſprechend anwendbaren LE 2281 ff. anfechtun 88. 
erechtigt; auch § 2285 gilt entſprechend (RG 77, 165; 87, 95; Warn 1918 Nr 213 ſowie 

echt 1920 Nr 424, wonach der Lauf der Anfechtungsfriſt gegen den Erblaſſer dadurch nicht 
gehindert wird, daß er lediglich aus Rechtsunkenntnis von der Möglichkeit, das gemeinſchaft ⸗ 
liche Teſtament aus den §s 2079, 2281 anzufechten, nichts gewußt hat). Die Anfechtung 
eines vor dem Inkrafttreten des BG errichteten gemeinſchaftlichen Teſtaments unterſteht, 


tigten Dritten gegebenenfalls 


Gemeinſchaftliches Teſtament 89 22712273 325 


gleichviel ob der erſte Erbfall vor oder nach dieſem Zeitpunkt eingetreten iſt, nicht nur in 
formeller, ſondern auch in materieller Hinſicht dem neuen Rechte, ſofern der Anfechtungs · 
grund erſt unter deſſen Herrſchaft entſtanden oder dem Anſechtungsberechtigten bekannt ge⸗ 


worden iſt (RG 77, 165; KJ 44, 92; Vorbem 3 vor § 1922). 


8 2272 


Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach § 2256 nur von beiden Ehe⸗ 
gatten zurückgenommen werden!). 
E II 2189; P 5 459. 


1. Die Vorſchrift bezieht ſich auf Rücknahme ſowohl des öffentlichen als des nach $ 2248 
hinterlegten Privatteſtaments, obwohl dieſe Rücknahme keine Widerrufungswirkung hat. 
Sie gilt auch nach Scheidung der Ehe, gleichviel inwieweit das Teſtament nach $ 2268 un- 
wirkſam geworden iſt (RIA 14, 266). Nach dem Tode des Zuerſtverſtorbenen kann das 
gemeinſchaftliche Teſtament überhaupt nicht mehr ausgehändigt werden. Durch eine trotz 
8 2272 geſchehene Rückgabe an einen Ehegatten wird die Gultigkeit des Teſtaments nicht 
beeinträchtigt. — Über Widerruf gemäß § 2255 f. § 2271 M I 


8 2273 


Bei der Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments ſind die Ver⸗ 
fügungen des überlebenden Ehegatten, ſoweit ſie ſich ſondern laſſen, weder 
zu verkünden noch ſonſt zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen!). Von 
den Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten iſt eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift anzufertigen?). Das Teſtament iſt wieder zu verſchließen und in die 
beſondere amtliche VBerwohrung zurückzubringen. 

E II 2140; P 5 424, 459. 


1. Für Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments gelten, ſoweit § 2273 nicht 
anders beſtimmt, die allgemeinen Vorſchriften der SS 2260-2264. Sie erfolgt nach dem 
Tode des Zuerſtverſtorbenen, beichräntt ſich aber grundſätzlich auf die von dieſem getroffenen 
Verfügungen. Vorausſetzung iſt, daß die beiderſeitigen Verfügungen ſich ſondern laſſen. 
Dies iſt der Fall, ſoweit ſie in ſelbſtändigen, auch äußerlich auseinander gehaltenen Satzen 
enthalten ſind, dagegen regelmäßig ausgeſchloſſen, ſoweit die Ehegatten in der Pluralform 
gemeinſchaftlich Mt oder ausdrücklich auf Verfügungen des andern Teiles Bezug nehmen. 
In Zweifelsfällen ſind beide Verfügungen zu verkünden. Jedenfalls erſtreckt ſich die Ver ⸗ 
kündungspflicht des Richters auf alle von dem betreffenden Erblaſſer herrührenden oder 
mitherrührenden Verfügungen, einerlei ob er ſie für noch wirkſam oder für gegenſtandslos 
geworden erachtet (a. M. KJ 35 A 109). Er hat deshalb die von dem Erſtverſtorbenen für 
den eigenen Überlebensfall getroffenen Verfügungen ſelbſt dann zu verkünden, wenn ſie zu⸗ 
gleich nicht ſonderungsfahige Verfügungen des Überlebenden enthalten (a. M. RIA 1, 45; 
OLG 16, 56; 11, 250). Wollen die Beteiligten vom Inhalt des Teſtaments durch Vor ⸗ 
legung Kenntnis nehmen (8 2260 A 3, $ 2264 A 2), jo ſind die ihnen vorzuenthaltenden 
Stellen zu verdecken, in der Benachrichtigung nach $ 2262 find dieſe Stellen nicht zu erwähnen, 
und in den nach $ 2264 zu erteilenden Abſchriften find fie wegzulaſſen. Liegt nach $ 2261 
die Eröffnung des Teſtaments einem anderen Gericht als dem Nachlaßgericht ob, ſo iſt 
dem Nachlaßgericht, wenn nur eine Teileröffnung ſtattgefunden hat, nur der eröffnete Teil 
des Teſtaments in beglaubigter Abſchrift zu überſenden. Doch darf ihm im Falle des Er- 
ſuchens die Einſicht des ganzen Teſtaments nicht vorenthalten werden. Sind für den erſten 
und zweiten Erbfall verſchiedene Nachlaßgerichte zuſtändig, ſo iſt das zweite Nachlaßgericht 
nach 8 2261 zur endgültigen Aufbewahrung der Urſchrift des Teſtaments berufen (OLG 
21, 386; 35, 378; |. aber auch 26, 365). Näheres nach Landesrecht. 

2. Die beglaubigte Abſchrift der (verkündeten) Verfügungen bleibt in gewöhnlicher, 
nicht beſonderer amtlicher Verwahrung. CA N 

8. Die Wlederverſchließung und das Zurückbringen in die beſondere amtliche Ver⸗ 
wahrung einſchließlich Siegelung und entſprechender durch den Verkündungsvermerk ver- 
vollſtändigter Aufichrift uſw. vollzieht ſich gemäß § 2246, jedoch iſt die Mitwirkung von 
Urkundsperſonen reichsgeſetzlich hierbei nicht erfordert. Die Erteilung eines neuen Hinter 
legungsſcheins an den überlebenden Erblaſſer iſt zweckmäßig. Das nach $ 2259 an das Nachlaß⸗ 
gericht abgelieferte und von dieſem teilweiſe verkündete gemeinſchaftliche Privatteſtament darf 
dem Überlebenden keinesfalls zurückgegeben werden und wird auf ſein Verlangen in beſondere 
amtliche Verwahrung zu nehmen fein. — Die beſonderen Vorſchriften des § 2273 erledigen 
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ſich, wenn das gemeinſchaftliche Teſtament für den Fall des Todes des überlebenden Teiles 
überhaupt keine Beſtimmungen trifft. Ebenſo wenn der hieran allein intereſſierte Überlebende 
der Eröffnung des gemeinſchaftlichen Teſtaments nach ſeinem ganzen Inhalte zuſtimmt 
(a. M. KGJ 35 A 109; Planck A2 a). Iſt in dieſem Falle oder weil eine Sonderung der Ver⸗ 
fügungen unmöglich war (Seuffl 78 Nr 194 1; IF 2, 160), das Teſtament bereits nach 
dem erſten Erbfall an alle Beteiligten verkündet worden, ſo iſt eine nochmalige Verkündung 
nach dem Tode des Überlebenden zwecklos und überflüſſig, es müßten denn beim zweiten 
Erbfall andere Beteiligte (ſo insbeſondere geſetzliche Erben des Überlebenden) in Betracht 
kommen. Das gleiche gilt für ein ſchon vor 1900 ſeinem ganzen Inhalte nach verkündetes 
gemeinſchaftliches Teſtament bei ſpäterem Tode des überlebenden Ehegatten, ſofern die alt- 
rechtlichen Beſtimmungen über die Teſtamentseröffnung mit dem neuen Rechte im weſent⸗ 
lichen übereinſtimmen; trifft dies nicht zu, ſo iſt die nochmalige Eröffnung ſchlechthin er⸗ 
forderlich (KJ 53, 82). — Entſprechend anwendbar beim Erbvertrag 8 2300. 


Vierter Abſchnitt 
Erbvertrag 
Über Begriff und möglichen Inhalt des Erbvertrags ſ. die Anmerkungen zu § 1941. 
S 2274 


Der Erblaſſer!) kann einen Erbvertrag nur perſönlich ſchließen?). 
E 1 1941 II 2141 M 5 314; P 5 374, 377. 


1. Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen dem Erblaſſer als demjenigen Teile, welcher im 
Erbvertrag Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder Auflagen aus ſeinem Vermögen anordnet, 
und dem „anderen Vertragſchließenden“, der ſich nur auf Annahme der vom Erblaſſer 
abgegebenen Erklärungen beſchränkt, aber nicht notwendig ſelbſt bedacht zu ſein braucht 
(einfeitiger Erbvertrag). Es können aber auch beide Teile als Erblaſſer auftreten (zweiſeitiger 
Erbvertrag). Endlich können auf der einen Seite mehrere Erblaſſer (RG 67, 65), auf der 
anderen mehrere Vertragſchließende vorhanden ſein. Auch das für beide Teile als unwiderruflich 
ertlärte gemeinſchaftliche Teſtament kann in Wahrheit einen Erbvertrag enthalten (RG 
ne re ſelbſt wenn die Unwiderruflichkeit nicht ausdrücklich erklärt ift (vgl. RG 

3 1019, 2 

2. Der Erblaffer kann, wie das Teſtament ($ 2064), fo auch den Erbvertrag nur perſönlich 
errichten. Dasſelbe gilt bei Anfechtung des Erbvertrags, wenn der Erblaſſer nicht geſchäfts. 
unfähig iſt (§ 2282), bei Beſtätigung ($ 2284), Aufhebung des Vertrags ($ 2290 Abſ 2) und 
bei Erklärung des Rücktritts (8 2296 Abſ 1). Dagegen kann der andere Vertragſchließende, 
wenn er nicht ſelbſt Erblaſſer iſt, auch durch Vertreter handeln. So mit Notwendigkeit, wenn 
er juriſtiſche Perſon iſt. 

§ 2275 


Einen Erbvertrag kann als Erblaſſer nur ſchließen, wer unbeſchränkt 
geſchäftsfähig iſt!). 

Ein Ehegatte kann als Erblaſſer mit ſeinem Ehegatten einen Erbvertrag 
ſchließen, auch wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt?). Er bedarf 
in dieſem Falle der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters; iſt der geſetz⸗ 
liche Vertreter ein Vormund, ſo iſt auch die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderlich?). 

Die Vorſchriften des Abſ 2 gelten auch für Verlobte“). 


E I 1942 II 2142; M 5 314, 815; P 5 374978, 
1. Unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit iſt nur auf ſeiten des Erblaſſers (8 2274 A 1) er 


forderlich. Der andere nur vertragſchließende Teil braucht nicht geſchäftsfähig zu ſein und 
bedarf, da er durch den Erbvertrag in dieſem Falle nur einen rechtlichen Vorteil erlangen 
kann, nicht einmal der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters ($ 107). Der trotz Mangels 
unbeſchränkter Geſchäftsfähigkeit des Erblaſſers geſchloſſene Vertrag iſt als Erbvertrag 
nichtig und kann, außer wenn es ſich um Ehegatten oder Verlobte handelt (Abſ 2, 3) auch 
nachträglich nicht Beſtand erlangen. Nach $ 140 iſt aber nicht ausgeſchloſſen, den Erbvertrag, 
falls den Vorausſetzungen des § 2229 Abſ 1, 2 genügt iſt, als Teſtament aufrechtzuerhalten. 

2. Eine Ausnahme zugunſten von Ehegatten und Verlobten, auch ohne daß zugleich 
ein Ehevertrag gefchloffen wird (§ 2276 Abſ 2), macht das Geſetz, inſofern es auf der Erblaſſer⸗ 
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ſeite auch beſchränkte Geſchäftsfähigkeit (88 106, 114) genügen läßt. Danach können ſelbſt 
eine noch nicht 16jährige Verlobte oder eine von der Altersſchranke befreite Frau (8 1303) 
und im Gegenſatze zu § 2229 Abj 3 auch ein wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder 
Trunkſucht Entmündigter zwar kein Teſtament errichten, wohl aber mit Zuſtimmung ihrer 
geſetzlichen Vertreter als Erblaſſer Erbverträge ſchließen. Die Beſtätigung iſt jedoch aus⸗ 
geſchloſſen (8 2284). 

3. Die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (Vater, Mutter, Vormund, Pfleger) 
macht die perſönliche Mitwirkung des erblaſſeriſchen Teils ($ 2274) nicht entbehrlich. Sie 
kann als Einwilligung vorher oder als Genehmigung nachträglich erklärt werden (88 188, 
184). Sie wird dadurch erſetzt, daß der Erblaſſer nach Erlangung der unbeſchränkten Ge · 
ſchäftsfähigkeit den Erbvertrag durch eine wenn auch nur ſtillſchweigende Erklärung gegenüber 
dem anderen Ehegatten genehmigt ($ 108 Abs 3). Nach dem Tode des anderen ebenfalls 
als Erblaffer aufgetretenen Ehegatten aber kaun die Genehmigung nicht mehr erfolgen (KJ 
47, 100). In der Zwiſchenzeit gilt der Erbvertrag als hinkendes Geſchäft im Sinne von 
58 108, 109. Die Zustimmung oder Genehmigung it an die Beobachtung der für den Erb- 
vertrag vorgeſchriebenen Form ſelbſt nicht gebunden ($ 182 Abſ 2). Nach alledem iſt nicht 
weſentlich, daß die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters ſchon bei Abſchluß des Erbvertrags 
vorliege (a. M. bei Planck A 2b Angeführte). Genehmigung des Vormundſchaftsge 
richts 88 1828ff. Sie iſt für den Gewaltinhaber nicht erforderlich. 

4. Verlöbnis § 1297. 


§ 2276 
Ein Erbvertrag kann nur vor einem Richter oder vor einem Notar bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile geſchloſſen werden'). Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 2233 bis 2245 finden Anwendung; was nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften für den Erblaſſer gilt, gilt für jeden der Vertragſchließenden ?) ). 
Für einen Erbvertrag zwiſchen Ehegatten oder zwiſchen Verlobten, der 
mit einem Ehevertrag in derſelben Urtunde verbunden wird, genügt die für 
den Ehevertrag vorgeſchriebene Form“). 
E 1 1943, 1944 II 2143; M 5 315—319; P 5 379— 8381. 


1. Dadurch, daß die Schließung des Erbvertrags nur vor Richter oder Notar — nach 
Landesgeſetz auch nur vor dem einen oder dem anderen (EG Art 141) — geſtattet iſt, ſind die 
Form des Privatteſtaments ($ 2231 Nr 2) und die außerordentlichen Teſtamentsformen der 
$8 2249 bis 2251 ausgeſchloſſen. Das Erfordernis der gleichzeitigen Anweſenheit beider 
Teile, wie bei der Auflaſſung § 025, beim Ehevertrag 8 1434 und beim Annahmevertrag 
§ 1750 macht ferner die Form des 8 128 unauwendbar. Der Erblaſſerteil muß immer in 
eigener Perſon, der bloß vertragſchließende Teil kann auch in der Perſon eines Vertreters an ⸗ 
weſend fein (8 2274 A 2). Dagegen iſt die Anweſenheit des bloß zuſtimmenden geſetzlichen 
Vertreters nicht erforderlich ($ 2275 A 8). Im übrigen bleiben nach EG Art 151 mit dem 
dort gemachten Vorbehalte die allgemeinen Vorſchriften der Landesgeſetze über die Er- 
richtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden unberührt. 

2. Die (außer im Falle des Abſ 2) anzuwendenden Formvorſchriften für das öffentliche 
Teſtament ergeben im einzelnen 8 2233: Zuziehung des Gerichtsſchreibers oder zweier Zeugen 
oder eines zweiten Notars. 88 2234 — 2237: Gründe der Unfaͤhigkeit oder Untauglichkeit zur 
Mitwirkung als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge. $ 2238: Der Erbvertrag kann 
grundſätzlich ſowohl durch mündliche Erklärung als auch durch Übergabe einer offenen oder vers 
ſchloſſenen, von den Vertragſchließenden ſelbſt oder von einer anderen Perſon geſchriebenen 
Schrift geſchloſſen werden. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß ſich der eine Teil mündlich, der andere 
(wenn er nicht minderjährig oder leſensunvermoͤgend iſt) ſchriftlich erklart mit dem Hinzufügen, 
daß die von ihm übergebene Schrift ſeine Vertragserklarung enthalte. $ 2239: Anweſenheit 
der mitwirkenden Perſonen während der ganzen Verhandlung. 88 2240-2242; Form und 
Inhalt des Protokolls, das auch von dem bloß annehmenden Teile mit zu unterzeichnen iſt. 
8 Die Erklärung des ſtummen oder am Sprechen verhinderten Teiles kann nur durch 

bergabe einer Schrift nebſt eigenhändig niedergeſchriebener Erklärung erfolgen, während ſich 
der andere Teil nach 8 2238 beliebig erklären kann. Iſt ein Teil taub, ein Fall, der für die 
Teſtamentserrichtung nicht beſonders geregelt zu werden brauchte, ſo iſt es Sache des Richters 
oder Notars, ſoie er ſich im Falle beiderſeitiger mündlicher Erklärungen des Einverjtänd- 
niſſes des Tauben mit den Erklärungen des anderen Teiles vergewiſſert (Fc 5 169) 
$ 2244: Erklärt auch nur ein Teil, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, ſo iſt 
die Zuziehung eines Dolmetſchers nötig. § 2245: Fremdſprachliche Verhandlung iſt nur 
nd wenn alle Beteiligten, alſo auch beide Vertragſchließenden, dieſer Sprache mach⸗ 
ig ſind. 
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3. Die Erklärung des anderen lediglich vertragſchließenden Teiles beſchränkt ſich beim 
einſeitigen Erbvertrag auf die Annahme der gegneriſchen Erklärungen. Trotzdem iſt er, auch 
wenn er durch Vertreter handelt, damit an die Form des öffentlichen Teſtaments gebunden. 
Nach ſeiner Perſon — nicht auch nach der Perſon des Vertreters (fo Strohal 8 44 A 17) — 
find die Unfähigkeits⸗ und Untauglichkeitsgründe der 88 2234—2237 zu beurteilen. Dagegen 
iſt ſelbſtverſtändlich die Perſon des Vertreters entſcheidend, wenn das Geſetz je nach gefvillen 
perſönlichen Eigenſchaften des Erklärenden (Minderjährigkeit, Sprech, Leſeunvermögen uſw.) 
die Einhaltung beſonderer Formen vorſchreibt. 


4. Die erleichterte Form des Ehevertrags fordert nach $ 1434 zwar ebenfalls gleich. 
zeitige Anweſenheit beider Teile vor Gericht oder Notar, dagegen iſt, außer im Falle des 
5 169 FGG (Taube, Blinde, Stumme oder ſonſt am Sprechen Verhinderte), die Zuziehung 
von Urkundsperſonen nicht notwendig. Die Verſtändigung mit dem Stummen iſt auch durch 
Dolmetſcher möglich (FGG 8 178). Anderſeits iſt die Protokollaufnahme nur in deutſcher 
Sprache und, wenn auf eine Schrift Bezug genommen wird, ohne daß im übrigen die Teſta⸗ 
mentsform eingehalten iſt, nur deren offene Übergabe zuläſſig (FG Ss 175, 176 Abſ 2). 
Die materiellrechtliche Vorſchrift des 8 2274, daß der Erblaſſerteil den Vertrag nur 
perſönlich ſchließen kann, bleibt auch hier in Kraft. Selbſtverſtändlich muß es ſich um 
einen wahren Ehevertrag im Sinne von 8 1432 handeln. Beide Verträge ſind in derſelben 
Urkunde verbunden nicht bloß dann, wenn ſie in einem Protokoll beurkundet ſind. 
Auch die bloß äußerliche Verbindung genügt ($ 2277 A 4). Sind die Vorausſetzungen für 
die erleichterte Form einmal gegeben, ſo iſt der ſo beurkundete Vertrag auch Erbvertrag in 
voller Bedeutung des Wortes. Insbeſondere können darin einſeitig auch andere, ſonſt nur 
durch Teſtament zu treffende Verfügungen getroffen werden ($ 2299). — Die gleiche Vor⸗ 
ſchrift gilt für Aufhebung des Erbvertrags (8 2290 Abf 4). 


Seh 


Die über einen Erbvertrag aufgenommene Urkunde ſoll nach Maßgabe 
des 5 2246 verſchloſſen!), mit einer Aufſchrift verjehen?) und in beſondere 
amtliche Verwahrung gebracht werden, ſofern nicht die Parteien das Gegen⸗ 
teil verlangen?). Das Gegenteil gilt im Zweifel als verlangt, wenn der Erb⸗ 
vertrag mit einem anderen Vertrag in derſelben Urkunde verbunden wird). 

Über einen in beſondere amtliche Verwahrung genommenen Erbvertrag 
ſoll jedem der Vertragſchließenden ein Hinterlegungsſchein erteilt werdens). 

E 1 1945 Satz 1, 2 II 2144; M 5 310; P 5 381, 882. 


J. Verſchluß mit dem Amtsſiegel, Aufſchrift und Verwahrung der über den Erbver⸗ 
trag, ſei es auch in den Formen des Ehevertrags ($ 2276 Abf 2) aufgenommenen Urkunde 
„nebſt Anlagen“ — etwaigen Vertreternachweiſen, der vormundſchaftsgerichtlichen Geneh⸗ 
migung, wenn fie ſogleich erteilt iſt uſw. — geſchehen wie beim öffentlichen Teſtament nach 
§ 2246 in Gegenwart der mitwirkenden Perſonen und im unmittelbaren Anſchluß an den 
Errichtungsakt. Nachträgliche Hinterlegung iſt deshalb nicht ſtatthaft. 


2. Die Aufſchrift ſoll den Erbvertrag „näher bezeichnen“. Dazu gehört die Angabe des 
Tages der Errichtung und der Perfonen der Vertragſchließenden. Damit für die ſpätere 
Eröffnung ein Anhalt gegeben wird, iſt auch die Angabe zweckmäßig, ob beide Teile oder 
wer von ihnen als Erblaſſer verfügt hat. War der Vertrag nach $ 2238 verſchloſſen über⸗ 
geben, ſo kann der Richter oder Notar allerdings nur die ihm hierüber von den Vertrag⸗ 
ſchließenden gemachte Mitteilung wiedergeben. 


3. Beſondere amtliche Verwahrung 8 2246 A 4. Wenn die Parteien das Gegenteil 
verlangen, was fie jedoch ſogleich zu erklären haben, ſo wird der Vertrag nicht verſchloſſen und 
nur in gewöhnliche Verwahrung genommen. Auf Antrag iſt ihnen in dieſem Falle Aus⸗ 
fertigung des Erbvertrags zu erteilen. Einſicht in die in beſondere amtliche Verwahrung 
genommene, zu dieſem Zwecke wieder zu öffnende Urkunde oder Abſchrifterteilung (§ 2264 
A 2 a. E.) kann von jeder der Parteien jederzeit verlangt werden (KG IFG 4, 159; dagegen 
nicht vom Notar KJ 38 A 150). Die Rücknahme aus der beſonderen amtlichen Verwahrung 
ſteht den Parteien nur gemeinſchaftlich zu (vgl. § 2272 A 1). Sie wirkt abweichend von 
§ 2256 nicht als Widerruf. Hierfür ſind vielmehr die Formen der § 2290 bis 2292 aus: 
ſchließlich maßgebend. 


4. Der andere Vertrag, mit welchem der Erbvertrag in derſelben Urkunde verbunden 
iſt, wird regelmäßig, muß aber nicht notwendig ein Ehevertrag fein (§ 2276 Abſ 2). Iſt 
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er nicht Ehevertrag, ſo beſtehen für den damit verbundenen Erbvertrag keine Form⸗ 
erleichterungen, es müſſen vielmehr inſoweit die Formen des öffentlichen Teſtaments ein- 
gehalten fein (8 2276 Abſ 1). Daraus folgt, daß auch eine bloß äußerliche Verbindung 
der mehreren vielleicht in verſchiedenen Formen geſchloſſenen Verträge genügt (Erbvertrag 
und Leibrentenvertrag § 2295), wenn fie nur z. B. durch Zuſammenheften eine Urkunde 
geworden ſind. 


5. Der Hinterlegungsſchein (8 2246 Abf 2) iſt jedem, alſo auch dem bloß annehmenden 
Vertragſchließenden zu erteilen. 


8 2278 


In einem Erbvertrage kann jeder der Vertragſchließenden vertrags⸗ 
mäßige Verfügungen von Todes wegen treffen!). 

Andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen 
können vertragsmäßig nicht getroffen werden?). 

E I 1940 Abf 8, 1956 Abſ 4 II 2145; M 5 318, 333—337; P 5 366, 373, 400—405. 


1. Das Geſetz geſtattet, im Erbvertrage und unter den Vorausſetzungen des § 2276 Abſ 2 
auch im Ehevertrage nicht bloß vertragsmäßige, ſondern auch einſeitige Verfügungen zu 
treffen (8 2299). Nur bezüglich der vertragsmäßigen Verfügungen von Todes wegen tritt 
Gebundenheit der Vertragſchließenden ein. Sie hat indes nur erbrechtliche Wirkungen, läßt 
das Verfügungsrecht unter Lebenden grundſätzlich unbeſchränkt (S 2286) und hindert auch 
den Bedachten nicht, die ihm vertragsmäßig gemachten Zuwendungen nach Eintritt des 
Erbfalls auszuſchlagen, ſelbſt wenn er ausdrücklich hierauf verzichtet hätte (§ 2279 A 1). Bei 
Lebzeiten des anderen Vertragſchließenden kann ſich jeder Teil durch Aufhebung mit Zu. 
ſtimmung des anderen Teiles (88 2200 ff.), gegebenenfalls auch durch Anfechtung (88 2281 ff.) 
und einſeitigen Rücktritt (88 2298 ff.) von dieſer Gebundenheit befreien. Damit wird regel⸗ 
mäßig zugleich der ganze Vertrag hinfällig ($ 2298). 


2. Die vertragsmäßigen Verfügungen find, wie beim wechſelbezüglichen Teſtament ($ 2270 
Abſ 3) gegenſtändlich beſchränkt. Danach können die Ausſchließung eines geſetzlichen Erben 
($ 1938), die Entziehung des Pflichtteils (88 2333 ff.), reine Teilungsanordnungen (§ 2048), 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (88 2197ff.), familienrechtliche Anordnungen 
aller Art (Vorbem Abf 2 vor 8 2064), Widerruf älterer letztwilliger Verfügungen (8 2254) immer 
nur einſeitig gemäß $ 2299 angeordnet werden. Doch ſteht nichts im Wege, eine vertrags⸗ 
mäßige und inſoweit unwirkſame Verfügung ſolchen Inhalts gemäß 8 140 als einſeitige auf- 
rechtzuerhalten. Anderſeits find Erbeinſetzungen uſw. nicht ſchon deshalb vertragsmäßige 
Verfügungen von Todes wegen, weil ſie in einem Erbvertrage getroffen ſind. Vielmehr 
iſt nach dem frei zu ermittelnden Willen der Vertragſchließenden zu entſcheiden, ob und inwie⸗ 
weit gegenſeitige Bindung oder freie Widerruflichkeit der einzelnen Verfügungen beabſichtigt 
iſt (RG Warn 1917 Nr 91); bei Zuwendungen eines Erblaſſers an einen Dritten kommt das 
Intereſſe, auch bloß moraliſche Intereſſe, das der andere Vertragsteil an der Verfügung 
hat, als Auslegungsmerkmal in Betracht (RG 116, 321). Im Erbeinſetzungsvertrage 
können ſich die Vertragſchließenden gegenſeitig, oder nur der eine den andern oder auch 
Dritte (§ 1941 Abſ 2; R 67, 65) zu „Vertragserben“ — gewöhnlichen Erben, Vor, Nach⸗ 
oder Erſatzerben — berufen, ſei es auf die ganze Erbſchaft oder nur auf einen Bruchteil 
neben den geſetzlichen oder neben teſtamentariſchen Erben. Stehen ſich beide Teile als 
geſetzliche Erb, oder Pflichtteilsberechtigte gegenüber, fo iſt Auslegungsfrage, ob der Erb⸗ 
vertrag zugleich den Verzicht auf den geſetzlichen Erbteil oder auf den Pflichtteil enthält. 
Der nach § 2302 unzuläſſige Verzicht auf Errichtung eines Teſtaments kann unter Umſtänden 
in vertragsmäßige Einſetzung der geſetzlichen Erben umgedeutet werden. Beim Vermächt⸗ 
nisvertrage konnen ebenſogut die Vertragſchließenden wie Dritte als Beſchwerte ($ 2147) 
oder Bedachte in Betracht kommen. Das vertragsmäßig angeordnete Vermächtnis hat gemäß 
$ 2289 den Vorrang, ſoweit ein einſeitig angeordnetes daneben nicht beſtehen kann. Kein 
Vermächtnisvertrag iſt es, wenn der Erblaſſer unter Lebenden eine Verpflichtung übernimmt, 
deren Erfüllung nur bis nach ſeinem Tode hinausgeſchoben iſt (RG 8. 4. 07 IV 424/06). Auch 
die einem Kaufvertrag beigefügte Abrede, Übergabe, Auflaſſung und Zahlung des Kaufpreiſes 
ſollten erſt nach dem Tode des Verkäufers erfolgen und der Beſtand des Vertrags durch 
das Überleben des Kaufers bedingt ſein, macht den Vertrag nicht zu einem Geſchäft von Todes 
wegen (RG SeuffA 79 Nr 13). Die Vollziehung der im Auflagevertrag gemachten Auf⸗ 
lage kann nur von den nach $ 2194 Berechtigten verlangt werden, auch wenn ſich der andere 
Teil zu der Leiſtung vertragsmäßig verpflichtet hätte. Die Grundſätze vom Vertrag zugunsten 
Dritter (88 328ff.) kommen nicht in Betracht (RG Warn 1917 Nr 91). — Errichtung einer 
Stiftung durch Erbvertrag § 83. 
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8 2279 
Auf vertragsmäßige Zuwendungen und Auflagen finden die für letzt⸗ 
willige Zuwendungen und Auflagen geltenden Vorſchriften entſprechende 
Anwendung!). 
Die Vorſchriften des § 2077 gelten für einen Erbvertrag zwiſchen Ehe⸗ 
gatten oder Verlobten auch inſoweit, als ein Dritter bedacht ift?). 
E I 1946, 1948 Abſ 2 II 2146; M 5 320, 321, 323; P 5 373, 362, 888, 886. 


1. Die entſprechende Anwendung der teſtaments rechtlichen Vorſchriften auf vertragsmäßige 
Zuwendungen, d. h. Erbeinſetzungen und Vermächtniſſe ſowie Auflagen (8 2278 Abſ 2) bezieht ſich 
nach RG 67, 66 auf den zuläſſigen Inhalt, die notwendige Beſtimmtheit, die Auslegung ſolcher 
Verfügungen, auf Anfall und Erwerb des Zugewendeten und die Verpflichtung zur Erfüllung 
einer Auflage (88 2064 — 2076, 20872093, 2096—2098, 2100-2107, 21472156, 2189 
bis 2193, ferner 19371959, 2094, 2095, 2176— 2180), nicht aber auf 8 2265, der das gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtament nur für Ehegatten zuläßt. Insbeſondere iſt der Überlebende, ſelbſt wenn 
er hierauf im Erbvertrage verzichtet hätte, nicht daran gehindert, nach dem Erbfall das ihm 
Zugewendete auszufchlagen (8 2278 A 1). Auch die allgemeinen Vorſchriften über Willeus⸗ 
erklärungen kommen nur in dem für letztwillige Verfügungen geltenden Umfange in 
Betracht (§ 2078 A 1). Doch wird die Willensübereinſtimmung und die daraus hervorgehende 
gegenſeitige Gebundenheit ausgeſchloſſen, wenn Scheingeſchäft oder geheimer Vorbehalt im 
Sinne von 88 117, 116 Satz 2 vorliegen. Die Anfechtung des Erbvertrags iſt in 88 2281ff. 
beſonders geregelt. 

2. Haben ſich Ehegatten oder Verlobte in dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Erbvertrage 
oder hat ein Ehegatte uſw. in dem mit einem Dritten geſchloſſenen Erbvertrage den anderen 
Ehegatten uſw. letztwillig bedacht, fo folgt aus Abſ 1 verbunden mit §2077, daß die Zuwendung 
unwirkſam iſt, wenn die Ehe nichtig, vor dem Tode des Zuwendenden aufgelöſt iſt, oder wenn 
auch nur begründete Scheidungsklage von ihm erhoben war. Handelt es ſich um einen zwei⸗ 
ſeitigen Vertrag der Ehegatten uſw. ſelbſt, fo hat die Unwirkſamkeit der Zuwendung 
ſchon nach 8 2298 Abſ 1 die Unwirkſamkeit des ganzen Erbvertrags und damit auch etwaiger 
an Dritte gemachter Zuwendungen zur Folge. Dies gilt wie im Falle des § 2268 A 2 grund» 
ſätzlich auch dann, wenn der ſchuldige mit der Scheidungsklage verfolgte Teil bereits vor dem 
klagenden Teile verſtorben iſt. Abſ 2 hat dagegen den einſeitigen Erbvertrag im Auge, 
bei dem nur ein Ehegatte uſw. als Erblaſſer auftritt, während ſich der andere auf die Annahme 
der an Dritte gemachten Zuwendungen beſchränkt. Auch derartige Zuwendungen an Dritte 
werden in den Fällen des $ 2077 nach poſitiver Vorſchrift des Abſ 2 den Zuwendungen an 
den Ehegatten uſw. gleichgeſtellt. Da jedoch in dem hier vorausgeſetzten Falle auf ſeiten 
des bloß annehmenden Teiles keine Verfügungen in Frage kommen, deren Unwirkſamkeit 
auch die Unwirkſamkeit der Verfügungen des anderen Erblaſſers zur Folge haben könnte, ſo 
iſt es abweichend von § 2268 A 2 dem Dritten unſchädlich, wenn der mit der Scheidungsklage 
belangte ſchuldige Vertragſchließende vor dem Erblaſſer verſtirbt (a. M. Plauck A 3, 
Kretzſchmar 8 52 A 1, Crome § 659 A 13). Eheverfehlungen des Erblaſſerteils können im 
Falle des einſeitigen Erbvertrags dem bedachten Dritten niemals ſchädlich werden. Zu be⸗ 
achten iſt jedoch, daß es ſich hierbei überall nur um geſetzliche Auslegungsregeln handelt 
(85 2077 Abſ 3, 2085, 2298 Abſ 3). Stehen die dem Dritten gemachten Zuwendungen 
mit dem ehelichen oder Verlobtenverhältnis der Vertragſchließenden in keinerlei Zu 
ſammenhange, ſo werden ſie ſowohl im Falle des zweiſeitigen wie des einſeitigen Erb⸗ 
vertrags auch bei Nichtigkeit uſw. der Ehe leicht aufrechtzuerhalten ſein. 


§ 2280 
Haben Ehegatten in einem Erbvertrage, durch den ſie ſich gegenſeitig 
als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nach dem Tode des Überlebenden der 
beiderſeitige Nachlaß an einen Dritten fallen ſoll, oder ein Vermächtnis an⸗ 
geordnet, das nach dem Tode des überlebenden zu erfüllen iſt, ſo finden die 
Vorſchriften des § 2269 entſprechende Anwendung!). 
E II 2147; P 5 406, 407, 
1. Vgl. 8 2269 A 1—3. 
8 2281 
1) Der Erbvertrag kann auf Grund der SS 2078, 2079 auch von dem Erb⸗ 
laſſer angefochten werden?); zur Anfechtung auf Grund des S 2079 iſt er⸗ 
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forderlich, daß der Pflichtteilsberechtigte zur Zeit der Anfechtung vor⸗ 
handen ijt?). 

Soll nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden eine zugunſten 
eines Dritten getroffene Verfügung von dem Erblaſſer angefochten werden, 
io iſt die Anfechtung dem Nachlaßgerichte gegenüber zu erklären). Das 
Nachlaßgericht ſoll die Erklärung dem Dritten mitteilen“). 

E I 1948 Abſ 1 II 2148 Abſ 1, 8; M 5 322, 828; P 5 585, 586, 395—397, 418 —420. 


1. Die Nichtigkeit des Erbvertrags, z. B. wegen Formmangels, kann ohne weiteres 
von jedermann geltend gemacht werden. Beruht ſie nur auf dem Mangel der Willensüber⸗ 
einſtimmung, ſo laſſen ſich die vermeintlich vertragsmäßigen Verfügungen unter Umſtäuden 
als einſeitige aufrechterhalten ($ 2299). Nichtigkeit der einzelnen Verfügung hat, wenn ſie 
eine vertragsmäßige iſt, im Zweifel Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags (8 2298), wenn fie 
einfeitig getroffen war, im Zweifel nur Unwirkſamkeit eben dieſer Verfügung zur Folge 
(5 2085). 

2. Daß die Anfechtung des Erbvertrags mit dem Erfolge der Nichtigkeit aus 8 142 
Abſ 1 wegen Irrtums und Drohung oder wegen Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten 
(88 2078, 2079) jedem zuſteht, dem die Aufhebung des Vertrags unmittelbar zuſtatten kommen 
würde ($ 2080 f. aber auch $ 2285), folgt ſchon aus § 2279 Abs 1. 8 2281 dehnt das Anfech- 
tungsrecht unter den gleichen Vorausſetzungen auch auf denjenigen Vertragstel aus, der 
als Erblaſſer in Betracht kommt (8 2274 A 1). Damit iſt ihm ein Mittel zur Wiederbeſeiti⸗ 
gung feiner Gebundenheit gewährt, deſſen der gewöhnliche Erblaſſer vermöge der freien 
Widerruflichkeit einſeitiger Verfügungen von Todes wegen nicht bedarf. Form und Friſt 
88 2282, 2283. Widerruf beim gemeinſchaftlichen Teſtament $ 2271. Der andere bloß an: 
nehmende Vertragſchließende könnte ſich der Anfechtung, an der er regelmäßig kein Intereſſe 
hat, nur nach den allgemeinen Grundſätzen über Willenserklärungen bedienen (88 119ff.). 
Die an der Aufrechterhaltung des Erbvertrags „Intereſſierten“ konnen nach erklärter An⸗ 
fechtung unter Umſtänden Feſtſtellungsklage auf Unwirkſamkeit der Anfechtung erheben 
(RG 13. 10. 04 IV 172/04). 

3. Das Anfechtungsrecht wegen Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten iſt nach 
8 2079 A 3 von vornherein ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sach⸗ 
lage zu deſſen Nachteil verfügt haben würde. Auf das Aufechtungsrecht aus dieſem Grunde 
kann deshalb im Erbvertrage ſelbſt wirkſam verzichtet werden. Hat der Erblaſſer dem Pflicht ⸗ 
teilsberechtigten im Erbvertrag den Pflichtteil entzogen, jo erwächſt ihm dadurch kein An⸗ 
fechtungsrecht, daß das Entziehungsrecht gemäß 88 2336, 2337 nachträglich wieder erloſchen 
iſt (Prot 5, 412). Das Anfechtungsrecht beſteht nur, ſolange der übergangene Pflicht: 
teilsberechtigte als folder vorhanden tft. Die einmal erklärte Anfechtung bleibt jedoch 
wirkſam, auch wenn demnächſt der Pflichtteilsberechtigte vor dem Erbfall weggefallen, ein 
eigenes Aufechtungsrecht des Übergangenen aus $ 2079 ſomit gar nicht entſtanden iſt. Über 
den Fall, daß ein Kindesannahmevertrag lediglich zu dem Zwecke geſchloſſen iſt, die Anfechtung 
eines Erbvertrags zu ermöglichen, vgl. $ 1741 A 3 (RG JW 1917, 536°). 

4. Bei Lebzeiten der Vertragſchließenden erfolgt die Anfechtung nach der 
Regel des 8 143 gegenüber dem anderen Teile, wiewohl unter Beobachtung der in 8 2282 
Abf 3 erteilten Formvorſchrift. Mit dem Tode des einen Vertragsteils iſt ſein höchſt. 
perſönliches Anfechtungsrecht erloſchen, kann daher von ſeinen Erben nur inſoweit, als ſie 
zu den in § 2080 bezeichneten Perſonen gehören und nur kraft eigenen Rechtes geltend gemacht 
werden. Auf ſeiten des überlebenden Teiles kommt eine Anfechtung der zu ſeinen Gunſten 
getroffenen Verfügungen des Zuerſtverſtorbenen nicht in Frage. Seine eigenen Der. 
fügungen zugunſten des anderen Teiles haben ſich durch deſſen Tod erledigt. Es kann ſich alſo 
nur noch um die Anfechtung vertragsmäßiger Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen 
(8 2278 Abi 2) zugunſten Dritter handeln, gleichviel ob dieſe Verfügungen von ihm ſelbſt 
oder von dem anderen Teile herrühren. In dieſem Falle hat der Überlebende (wie nach 
$ 2081) die Anfechtung dem Nachlaßgerichte gegenüber, d. h. dem für den Todesfall des 
Zuerſtverſtorbenen zuſtändigen Gerichte zu erklären. 

5. Die Mitteilungspflicht des Nachlaßgerichts gilt nur gegenüber dem Dritten, nicht 
auch gegenüber den ſonſtigen Intereſſenten, insbeſondere den Erben des Vertragsgegners 
(vgl. § 2081 A 2). 


8 2282 
Die Anfechtung kann nicht durch einen Vertreter des Erblaſſers erfolgen!). 


Iſt der Erblaſſer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er zur 
Anfechtung nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters“). 
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Für einen geſchäftsunfähigen Erblaſſer kann ſein geſetzlicher Vertreter 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts den Erbvertrag anfechtens). 

Die Anfechtungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung ). 

E 1 1948 Abſ 4 IT 2148 Abs 2, 2149 Ubf 1, 2; M 5 324; P 5 885, 686. 

1. Das Anfechtungsrecht iſt höchſtperſönlich, wie auch die Schließung (8 2274), die 
Beſtätigung ($ 2284), die Aufhebung des Erbvertrags ($ 2290 Ubf 2) und der Rücktritt (8 2296 
Abſ 1) dem Erblaſſer nur perſönlich zufteht. 

2. Auch der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Erblaſſerteil (88 106, 114) muß per⸗ 
ſönlich anfechten. Er kann aber nicht beſtätigen ($ 2284) und ift, abweichend von der ihm 
ausnahmsweiſe nachgelaſſenen Schließung des Erbvertrags (§ 2275 A 2) bei der Anfechtung 
nicht an die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung des Vormund⸗ 
1880 28% (81831) gebunden (ebenſo 88 2290 Abſ 2, 2296 Abs 1; vgl. auch §8 1336 Abſ 1, 
1595 Abſ 1). 

3. Zugunſten des geſchäftsunfähigen Erblaſſerteils wird, wie in den Fällen der 88 1336 
Abſ 2, 1595 Abſ 2 die Regel des Abſ 1 durchbrochen, außerdem aber Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erfordert. Anfechtung nach Wiedererlangung der Geſchäftsfähigkeit 
§ 2283 Abi 3. 

4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung (8 128) iſt ſowohl bei der Anfechtung 
unter Lebenden (ebenſo beim Rücktritt § 2296 Abj 2) gegenüber dem anderen Teile als auch 
nach dem Tode eines Vertragsteils gegenüber dem Nachlaßgericht erforderlich (§ 2281 A 4). 
Beurkundung vor einer nicht gerichtlichen Nachlaßbehörde (EG Art 147) genügt nicht. Auf 
die Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments durch den überlebenden Ehegatten (8 2271 
A 6) findet auch dieſe Formvorſchrift entſprechende Anwendung (RG 87, 95). 

§ 2283 

Die Anfechtung durch den Erblaſſer kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen). 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört, in den übrigen Fällen mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Erblaſſer von dem Anfechtungsgrunde Kennt⸗ 
nis erlangt. Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden 
Vorſchriften der SS 203, 206 entſprechende Anwendung). 

Hat im Falle des § 2282 Abf 2 der geſetzliche Vertreter den Erbvertrag 
nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann nach dem Wegfalle der Geſchäfts⸗ 
unfähigteit der Erblaſſer ſelbſt den Erbvertrag in gleicher Weiſe anfechten, 
wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäres). 

E 1 1948 Abs 5 II 2150; M 5 824, 825; P 5 385, 386. 

1. Einjährige Ausſchlußfriſt wie in § 2082 |. dort A 1. Sie läuft auch dem in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Erblaſſer ($ 2282 A 2). 

2. Friſtbeginn und Friſtenlauf uͤbereinſtimmend mit § 1954 f. dort A 2, 3, jedoch ohne 
daß bei feinen Lebzeiten dem Anfechtungsberechtigten eine zeitliche Schranke (dort 30 Jahre) 
gezogen wäre. Vgl. auch 88 124, 2082 A 2 und 2271 A 6 (RG Recht 1920 Nr 424). 

3. Die Friſt läuft an und für ſich auch gegen den geſetzlichen Vertreter. Ab] 8 durch⸗ 
bricht aber den Grundſatz zugunſten des Vertretenen dann, wenn dieſer nach Friſtablauf die 
— wenn auch nur beſchräukte — Geſchäftsfähigkeit wiedererlangt. In dieſem Falle wird 
ihm gemäß dem Abf 2 angezogenen § 206 eine ſechsmonatige Nachfriſt eingeraͤumt (ebenſo 
88 1340, 1595 Abſ 2). — In allen Fällen handelt es ſich um die Anfechtung durch den Erb- 
laſſer. Für diejenige des bloß annehmenden Teiles (§ 2281 A 2 a. E.) gelten die Friſten der 
88 121, 124, für ſonſtige Anfechtungsberechtigte 88 2080, 2082. 


a 8 2284 
Die Beſtätigung eines anfechtbaren Erbvertrags kann nur durch den 
Erblaſſer perſönlich erfolgen!). Iſt der Erblaſſer in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt, ſo iſt die Beſtätigung ausgeſchloſſen?). 
E I 1948 Abſ 4 II 2149 bj 3; M 5 328, 324; P 5 885, 886. 


1. Wie mit Anfechtung des Erbvertrags vornehmlich Beſeitigung der vertragsmäßigen 
Gebundenheit bezweckt wird (§ 2281 A 2), ſo kommt umgekehrt mit Beſtätigung des an⸗ 
ſechtbaren Erbvertrags der Wille zum Ausdruck, trobdem gebunden zu bleiben. Es handelt 
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ſich mithin nicht ſowohl um Beſtätigung der im Erbvertrag getroffenen Verfügung von 
Todes wegen, die, wenn § 2279 Abf 1 Anwendung fände, nur als erneute Verfügung von 
Todes wegen denkbar wäre (§ 2078 A 7), ſondern um Beſtätigung des mit dem Erbvertrag 
zuſtande gekommenen Rechtsgeſchäfts. Gemäß 8 144 Abſ 2 iſt deshalb die Beſtätigung an 
keine Form gebunden, ſie kann auch ſtillſchweigend erfolgen und braucht nicht gegenüber 
dem anderen Teil oder dem Nachlaßgericht erklärt zu werden (a. M. Strohal 1 8 45 A 16, Leon⸗ 
bard, III). Der Erblaſſer kann aber nur perſönlich beſtätigen, wie er auch nur perſönlich, nicht 
durch Vertreter den Erbvertrag ſchließen (8 2274), anfechten (8 2282), aufheben (8 2290) und 
davon zurücktreten kann (8 2296; vgl. auch 88 1337 Abf 3, 1598 Abſ 3). Eine Beltätigung des 
wegen Formmangels nichtigen Erbvertrags durch die Erben des Vertragserben iſt ausgeſchloſſen 
(NG 2. 4. 07 IV 424/06). 

2. Dem in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Erblaſſer (88 106, 114) iſt zwar als Ehe⸗ 
gatten oder Verlobten nachgelaſſen, den Vertrag zu ſchließen (§ 2275 Abſ 2), nicht aber auch 
ihn zu beſtätigen. Um ſo mehr iſt dies für den Geſchäftsunfähigen ausgeſchloſſen. Die Be⸗ 
ſtätigung ſelbſt iſt nach allgemeinen Grundſätzen anfechtbar. 


§ 2285 
Die im § 2080 bezeichneten Perſonen können den Erbvertrag auf Grund 
der SS 2078, 2079 nicht mehr anfechten), wenn das Anfechtungsrecht des 
Erblaſſers zur Zeit des Erbfalls erloſchen ift?). 


E I 1949 Abſ 2 II 2151; M 5 325, 326; P.5 386,887. 


1. Außer dem Erblaſſerteil (88 2281—2283) ſteht gemäß 8 2279 Abſ 1 das Anfechtungs⸗ 
recht auch dritten Perſonen zu, ſoweit ihnen nach 8 2080 die Aufhebung des durch Irrtum, 
Zwang oder nicht gewollte Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten beeinflußten Erbver⸗ 
trags (88 2078, 2070) unmittelbar zuſtatten kommen würde. Form und Friſt der Anfechtung 
beſtimmen ſich lediglich nach 88 2081, 2082. Daher keine Beurkundung der Aufechtungs⸗ 
erklärung, kein Verbot der Vertretung ($ 2282), aber 30 jahrige Ausſchlußfriſt (8 2082 Abs 3) 
und darüber hinaus Verweigerungsrecht des Veſchwerten (8 2083). Die Anfechtung iſt nach 
Maßgabe des § 2081 entweder dem Nachlaßgericht oder gegenüber dem Anfechtungsgegner, 
bei Anfechtung einer Vermächtnisanordnung alſo in entſprechender Anwendung von 8 148 
Abſ 4 gegenüber dem Bedachten, nicht gegenüber dem überlebenden Vertragſchließenden 
oder feinen Erben zu erklären (a. M. Staudinger A 1). 

2. Das Anfechtungsrecht des Dritten iſt zwar ein eigenes ſelbſtändiges Recht mit be- 
ſonderem Friſtenlauf nach $ 2082 Abſ 2, kann aber keine ſtarkere Wirkung äußern als das 
Anfechtungsrecht des Erblaſſers ſelbſt, wenn es dieſem bereits bis zu ſeinem Tode zu. 
ſtand. War des Erblaſſers Recht zu dieſem Zeitpunkt durch Ablauf der Jahresfriſt (8 2283) 
oder durch Beſtätigung (8 2284) erloschen, fo kann auch der Dritte nicht mehr anfechten. 
Eine Beſtätigung durch den am Erbvertrage ſelbſt nicht beteiligten Dritten kann überhaupt 
nicht in Frage kommen. § 2285 gilt auch für die Anfechtung gemeinſchaftlicher 
Teſtamente (RG 77, 167; Warn 1918 Nr 218). 


8 2286 


Durch den Erbvertrag wird das Recht des Erblaſſers, über ſein Ver⸗ 
mögen durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden zu verfügen, nicht beſchränkt!). 


E 1 1951 II 2152; M 5 327, 328; P 5 888, 389. 


1. Grundſätzlich iſt der Erblaſſer durch den Erbvertrag in der Verfügung unter Lebenden 
ebenfowenig beſchränkt, wie durch ſouſtige Verfügungen von Todes wegen. Nur bösliche 
Schenkungen ($ 2287) und die Vereitelung von Vermächtniſſen (§ 2288) find ihm unterſagt. 
Beſchränkungen in der Errichtung neuer Verfügungen von Todes wegen § 2289. Der im 
Erbvertrage Bedachte erlangt mithin als ſolcher vor dem Erbfall kein Recht, wie der Nach⸗ 
erbe nach SS 2108ff., gegen tatſächliche oder rechtliche Beeinträchtigungen durch den Erb⸗ 
laſſer etwa mit Hilfe einſtweiliger Verfügungen geſchützt zu werden (OLG 21, 363). Eben 
ſowenig iſt er als ſolcher zu dem Antrag auf Entmündigung wegen Verſchwendung berech⸗ 
tigt. — Bindung des Erblaſſers nach den bisherigen Geſetzen, wenn der Erbvertrag vor 
1. 1. 00 errichtet iſt (EG Art 214 Abſ 2). 


8 2287 


Hat der Erblaſſer in der Abſicht, den Vertragserben zu beeinträchtigen“), 
eine Schenkung gemacht!), ſo kann der Vertragserbe, nachdem ihm die Erb⸗ 
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ſchaft angefallen ift?), von dem Beſchenkten die Herausgabe des Geſchenkes 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung fordern). 


Der Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Anfalle der Erbſchaft ans). 
C 1 1952 Abſ 1, 2 II 2158 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2; M 5 328-380; P 5 389—394; 6 351. 


1. Unbefchadet feiner Verfügungsfreiheit unter Lebenden (8 2286) darf der Erblaſſer 
den Vertragserben nicht durch bösliche Schenkungen beeinträchtigen. Hierzu gehört auch 
die gemiſchte Schenkung (§ 516 A 7), das Schenkungsverſprechen ($ 518) und die vollzogene 
Schenkung auf den Todesfall (8 2301 Abf 2), während das Schenkungsverſprechen von Todes 
wegen ohne weiteres unwirkſam ift (88 2301 Abſ 1, 2289 Abſ 1). Dagegen iſt die Hingabe, 
ſei es auch des ganzen Vermögens, gegen Entgelt (z. B. gegen eine Leibrentenverpflichtung) 
niemals Schenkung. Sie könnte nur „in eklatanten Fallen“ (Prot 5, 392) einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch aus § 826 begründen. Der Erblafler kann die Anwendbarkeit des § 2287 da⸗ 
durch ausſchließen, daß er ſich im Erbvertrag (fo gut wie den Rücktritt nach § 2293) völlige 
Freiheit in der Vornahme von Schenkungen vorbehält (ſtr., vom RG Warn 1918 Nr 124 
dahingeſtellt gelaſſen). In der Vereinbarung, daß der Vertragserbe nur den Überreſt er⸗ 
halten ſolle, iſt eine ſolche Ausſchließung aber nicht zu finden; vgl. § 2187 Abs 1 mit § 2113 
Abſ 2 (RG LZ 1919, 11874; Warn 1926 Nr 188). 


2. Die Abſicht, den Vertragserben zu beeinträchtigen, wird nicht durch das Bewußt⸗ 
jein davon erſetzt, daß die aus anderen unverfänglichen Beweggründen, z. B. aus idealen, 
ſittlichen oder Anſtandsrückſichten vorgenommene Schenkung den Vertragserben verkürzen 
werde. Gerade die Entziehung der Vorteile der Erbeseinſetzung muß als der zu erreichende 
Erfolg bezweckt ſein. Sind mehrere Beweggründe im Spiele, ſo kommt es darauf an, 
welcher der eigentlich treibende und beſtimmende geweſen iſt (RG 77,111; JW 1912 S. 1428, 
46714; Recht 1921 Nr 1398). 


3. Der Herausgabeanſpruch eutſteht erſt in der Perſon des Vertragserben. Er gehört 
mithin nicht zum Nachlaß, und kann deshalb nicht vom Teſtamentsvollſtrecker geltend ge⸗ 
macht werden (RG 77, 5; Recht 1921 Nr 1397; RG 24. 6. 20 IV 144/20). Auch die 
Nachlaßgläubiger ſind zu dem Herausgabeverlangen nicht berechtigt. Doch bleibt ihr aus 
KO Ss 29ff. oder Anf® SS 3ff. abgeleiteter ſelbſtändiger Anfechtungsanſpruch unberührt. 
Vertragserbe iſt der von dem Zuerſtverſtorbenen im Erbvertrag eingeſetzte Erbe, gleich— 
viel ob er den Vertrag ſelbſt mit geſchloſſen oder darin nur als Dritter bedacht iſt. Dem 
bloß annehmenden Vertragſchließenden (§ 2274 A 1) erwachſen aus der Vornahme der Schen— 
kung überhaupt keine Rechte. Mehreren Vertragserben ſteht der Herausgabeanſpruch, 
weil nicht zum Nachlaß und deshalb auch nicht zum Geſamthandvermögen der Erben. 
gemeinſchaft nach § 2032 A 2 gehörig, nach den Grumdfäßen der §8 741ff. jedem für ſich 
zu dem feinem Erbteil entſprechenden Bruchteile zu (RG 77, 7; JW 1912, 1421s, Warn 
1926 Nr 188). Nur bei Unteilbarkeit der Leiſtung iſt ein Geſamtgläubigerverhällnis gegeben 
($ 432). Der Anſpruch des Vertragserben entſteht erſt mit dem Anfall der Erbſchaft, 
regelmäßig alſo mit dem Tode des Erblaſſers (8 1942 A 2). Schlägt er die Erbſchaft aus, fo 
gilt der Anfall als nicht erfolgt (81953 A 1), damit iſt aber auch ſeinem Herausgabeanſpruch 
der Boden entzogen (a. M. Strohal 8 45 A 43; Deruburg VS 99 A 5). Vor dem Anfall hat 
auch der Vertragserbe keine Rechte, weder gegen den Erblaſſer noch gegen den Beſchenkten 
(a. M. Strohal 8 45 A 40; Dernburg § 99 A 10). Insbeſondere kann er wegen ſeines 
bloß möglichen künftigen Anſpruchs nicht durch einſtweilige Verfügungen geſchützt werden 
(3 PO SS 916 Abſ 2, 986). 


4. Der Herausgabeanſpruch iſt nur gegen den Beſchenkten gewährt. Er ſteht mithin 
abweichend von § 2288 Abſ 2 nicht zu gegen teſtamentariſche oder geſetzliche Erben, wenn ſie 
neben dem Vertragserben berufen ſind. Der Beſchenkte iſt zur Herausgabe nach den für 
die ungerechtfertigte Bereicherung geltenden Grundſätzen, ſomit zur Herausgabe des Ge⸗ 
ſchenkes ſelbſt oder des dafür erlangten Surrogats oder zum Wertserſatz im Umfange des 
8818 verpflichtet. Handelt es ſich um ein Schenkungsverſprechen, fo geht der Anſpruch auf 
Befreiung von der Schenkungsverpflichtung. Auf die Kenntnis des Beſchenkten von der 
Beeinträchtigungsabſicht kommt es an ſich nicht an, wohl aber ſteigert ſich in dieſem Falle 
der Umfang der Herausgabepflicht gemäß $ 819. 


5. Dreijährige Verjährungsfriſt wie beim Pflichtteilsergänzungsanſpruch nach 8 2332 
Abſ 2. Es entſcheidet lediglich der Zeitpunkt des Erbſchaftsanfalls ($ 1942), gleichviel wann 
der Vertragserbe von der Schenkung Kenntnis erlangt hat und (abweichend von 8 2825 Abſ 3) 
gleichviel, wie lange die Schenkung vor dem Erbfall zurückliegt. Handelt es ſich um ein bloßes 
Schenkungsverſprechen des Erblaſſers, ſo kann der Vertragserbe gegenüber dem Erfüllungs. 
verlangen des Beſchenkten nach § 821 auch nach Ablauf der Verjährungsfriſt die Leiſtung 
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verweigern. — $ 2287 leidet auch auf den Überlebenden beim gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ment Anwendung (s 2271 A 6). Doch iſt dieſer aus einem unter der Herrſchaft des PrA gt 
errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente in bezug auf Schenkungen unter Lebenden nicht 
beſchränkt R Warn 1912 Nr 314; 1918 Nr 124; Dig 1924, 906). 


8 2288 


Hat der Erblaſſer den Gegenſtand eines vertragsmäßig angeordneten 
Vermächtniſſes in der Abſicht, den Bedachten zu beeinträchtigen, zerſtört, bei⸗ 
ſeite geſchafft oder beſchädigt !), jo tritt, ſoweit der Erbe dadurch außerſtande 


geſetzt iſt, die Leiſtung zu bewirken, an die Stelle des Gegenſtandes der 
Wert?). 


Hat der Erblaſſer den Gegenſtand in der Abſicht, den Bedachten zu be⸗ 
einträchtigen, veräußert oder belaſtet, ſo iſt der Erbe verpflichtet, dem Be⸗ 
dachten den Gegenſtand zu verſchaffen oder die Belaſtung zit bejeitigen?); 
auf dieſe Verpflichtung finden die Vorſchriften des S 2170 Abſ 2 entſprechende 
Anwendung‘). Iſt die Veräußerung oder die Belaſtung ſchenkweiſe erfolgt, 
ſo ſteht dem Bedachten, ſoweit er Erſatz nicht von dem Erben erlangen kann, 


der im § 2287 beſtimmte Anſpruch gegen den Beſchenkten zus). 
G 1 1956 beg Satz 2 II 2154; M 5 337; P 5 400, 401, 404, 405. 


1. Iſt das vertragsmäßige Vermächtnis (8 2278 A 2) auch für den Fall angeordnet, 
daß ſein Gegenſtand nicht zur Erbſchaft gehört, ſo bleibt der Beſchwerte ſchon nach 88 2169 
Abf 1, 2170, 2182 Abi 2 zur Leiſtung verpflichtet, ſofern der Gegenſtand überhaupt noch 
vorhanden ift (Verſchaffungsvermächtnis). Abf 1 macht darüber hinaus den Erben auch dann 
erſatzpflichtig, wenn er den Vermächtnisgegenſtand, weil vom Erblaſſer zerstört, beiſeite 
geſchafft oder beſchädigt, nicht oder doch nicht unverſehrt verſchaffen kann (88 2171, 2172). 
Wenn es ſich ferner um das Vermächtnis eines beſtimmten in der Erbſchaft vorhandenen 
Gegenſtandes handelt, Io wird gegen die Regel des 8 2169 A1 das Vermächtnis nicht ſchon 
dadurch unwirkſam, daß dieſer Gegenſtand zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört. 
Allgemeine Vorausſetzung iſt jedoch, daß der Erblaſſer, indem er das Vermächtnis in dieſer 
Weiſe vereitelte, dabei gegenüber dem Bedachten in Beeinträchtigungsabſicht gehandeit 
hat (88 2287 A 2). 

2. An Stelle des eigentlichen Leiſtungsgegenſtandes (§ 2174) und ſoweit er ſich nicht 
mehr verſchaffen läßt, tritt die Verpflichtung des Erben zum Wertserſatz, und zwar des ge⸗ 
meinen Verkehrswerts im Zeitpunkte des Vermächtnisanfalls (8 2176). Die Erſatzleiſtung 
liegt als Nachlaßverbindlichkeit in allen Fällen dem Erben (Vertrags- oder gewöhnlichen 
Erben) ob, auch wenn er mit dem urſprünglichen und von der Leiſtung freigewordenen Be⸗ 
ſchwerten nicht identiſch iſt. 

3. Abſ 2 handelt im Gegenſatz zu den bloß tatſächlichen von rechtlichen Verfügungen, 
böslichen Veräußerungen und Belaſtungen eines beſtimmten Vermächtnisgegenſtandes, 
gleichviel ob ohne oder gegen Entgelt. Das Vermächtnis wird im Falle der Veräußerung 
durch den Erblaſſer dem Verſchaffungsvermächtnis auch dann gleichgeſtellt, wenn es von 
vornherein nicht als ſolches gemeint war (§8 2169 Abſ 1, 2170). Ebenſo entſteht im Falle 
der Belaſtung dem Vermächtnisnehmer ſtets der Anſpruch auf Beſeitigung der Rechte, der 
ihm ſonſt nach $ 2165 grundſätzlich verſagt iv 
15 Wertserſatz an Stelle der Verſchaffung in Natur oder der Beſeitigung der Ber 
aſtung. 

5. Während der Anſpruch aus 8 2287 von vornherein nur gegen den Beſchenkten zuſteht 
(A 4), haftet in den Fällen des Abſ 1, tatſächlicher böslicher Vereitelung des Vermächtniſſes, 
überbaupt nur der Erbe, in den Fällen des Abi 2 gleichfalls der Erbe, aber aushilfsweiſe 
innerhalb dreijähriger Verjährungsfriſt auch der Beſchenkte. Dem Bedachten liegt deshalb 
der Beweis ob, daß und inwieweit er Erſatz vom Erben, der damit nur eine Nachlaß verbindlich 
keit ſchuldet, nicht habe erlangen können. — Gegen Vereitelung von Auflagen iſt kein Schutz 


gegeben. 
§ 2289 


Durch den Erbvertrag wird eine frühere letztwillige Verfügung des 
Erblaſſers aufgehoben, ſoweit ſie das Recht des vertragsmäßig Bedachten 
beeinträchtigen würde!). In dem gleichen Umfang iſt eine jpätere Verfügung 
von Todes wegen unwirkſam, unbeſchadet der Vorſchrift des § 22972), 
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Iſt der Bedachte ein pflichtteilsberechtigter Abkömmling des Erblaſſers, 
jo kann der Erblaſſer durch eine ſpätere letztwillige Verfügung die nach 
§ 2338 zuläſſigen Anordnungen treffen?). 

6 11953 Abſ 1 Satz 1, Ubi 2 IT 2155; M 5 331, 222; P 5 893, 396, 422; 6 851653. 

1, Eine frühere letztwillige Verfügung wird nach § 2258 durch ein ſpäteres Teſtament 
inſoweit aufgehoben, als dieſes mit der früheren Verfügung in Widerſpruch tritt. Dieſe 
Wirkung äußert auch der Erbvertrag. Sie geht aber infofern weiter, als der rechtswirkſame 
Erbvertrag auch frühere Verfügungen aufhebt, die rechtlich neben den neuen vertragsmäßigen, 
nach $ 2278 Abi 2 auf Erbeinſetzungen, Vermächtniffe und Auflagen beſchränkten Verfügungen 


kann, ſoweit hiervon Gebrauch gemacht wird, eine Beeinträchtigung des Bedachten nicht 
in Frage kommen. In dem bloßen Vorbehalt des Rücktritts ($ 2298) iſt der Vorbehalt der 


Bedachten auf Grund von $ 2333 erſt nach Erklärung des Rücktritts vom Erbvertrage (8 2294), 
nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden aber gemäß $ 2297 berechtigt. 


8 2290 


Ein Erbvertrag ſowie eine einzelne vertragsmäßige Verfügung kann 
durch Vertrag von den Perſonen aufgehoben werden, die den Erbvertrag 
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geſchloſſen haben!). Nach dem Tode einer dieſer Perſonen kann die Auf⸗ 
hebung nicht mehr erfolgen!). 

Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließens). Iſt er in 
der Geſchäftsfähigteit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines 
geſetzlichen Vertreters“). 

Steht der andere Teil unter Vormundſchaft, ſo iſt die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich). Das gleiche gilt, wenn er unter 
elterlicher Gewalt ſteht, es ſei denn, daß der Vertrag unter Ehegatten oder 
unter Verlobten geſchloſſen wird“). 

Der Vertrag bedarf der im § 2276 für den Erbvertrag vorgeſchriebenen 
Form“) s). 

E 1 1957 II 2156; M 5 339—342; P 5 407, 408; 6 100. 

1. Die von der einſeitigen Anfechtung aus 88 2281 ff. wohl zu unterſcheidende Aufhebung 
de; Erbvertrags, d. h. der Geſamtheit oder einzelner der darin getroffenen vertragsmäßigen 
Verfügungen (Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe, Auflagen § 2278 Abſ 2) kann bei Lebzeiten 
der Vertragſchließenden nur durch Vertrag derſelben Perſonen erfolgen, mutuus dissensus. 
Inwieweit hiervon zugleich einſeitige im Erbvertrag getroffene Verfügungen betroffen werden, 
beitimmt § 2299 Abſ 3. Durch die Aufhebung werden auch die zugunſten Dritter getroffenen 
Verfügungen hinfällig. Ihrer Zuſtimmung bedarf es nicht, da ſie durch den Vertragsabſchluß 
eigene Rechte nicht erlangt haben. Wohl aber können ſie ſchon vor dem Erbfall einen Verzichts⸗ 
vertrag mit dem Erblaſſer ſchließen ($ 2352 A 2). Der Aufhebungsvertrag kann ſich auch auf 
die gegenſeitige Gebundenheit beſchränken und die Verfügungen als einſeitige inhaltlich be⸗ 
ſtehen laſſen. Der zweite Vertrag ift nicht deshalb ſittenwidrig ($ 138 Abſ 1), weil mit ihm 
bezweckt wird, den im erſten Vertrage dem Sohne des Erblaſſers zugedachten Erbteil dadurch 
dem Zugriffe feiner Gläubiger zu entziehen, daß er nunmehr ſeinen Abkömmlingen zugewendet 
wird; ein ſolcher Zweck entfpricht dem Grundgedanken des $ 2338 Abſ 1 (RG SeuffA 74 Nr 55). 
Erleichterte Form bei Aufhebung von Vermächtniſſen und Auflagen 8 2291, Aufhebung durch 
gemeinſchaftliches Teſtament $ 2292. 5 

2. Nach dem Tode eines Vertragſchließenden iſt die Aufhebung des Erbvertrags nur 
im Falle des $ 2297, alſo nicht durch Vertrag mit den Erben des Zuerſtverſtorbenen möglich. 
Auch nicht (wie beim e eee Teſtamente $ 2271 und in dem beſondern Falle des 
8 2298 Abſ 2) wenn der Überlebende ausſchlägt. Die ihm auferlegten Beſchwerungen gehen 
vielmehr auf den nachrückenden Bedachten über (88 2161, 2192). 

3. Für den Erblaſſerteil iſt wie bei der Schließung (8 2274), Beſtätigung ($ 2284), beim 
Rücktritt (§ 200) und grundfägfich bei der Anfechtung (8 2282) perſönliches Handeln unerläßlich. 
Der geſchäftsunfähig gewordene Erblaſſerteil kann deshalb den Erbvertrag überhaupt uicht 
wieder aufheben. 

4. Auch der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Erblaſſer (SS 106, 114) muß perſönlich 
aufheben, bedarf aber hierzu weder der Zuſtimmung ſeines Vertreters noch der Genehmigung 
des a Ebenſo bei der Anfechtung und beim Rücktritt 8$ 2282 A 2, 
2296 A l. 

5. Der bloß annehmende Teil kann bei dem Aufhebungsvertrag auch durch Vertreter 
fehle, l Iſt er gefchäftsunfähig, fo muß er dabei vertreten werden. Iſt er beſchränkt geſchäfts⸗ 
ähig, fo bedarf er, da er einen rechtlichen Vorteil aufgibt, nach 55 107, 108, 114 der Zu⸗ 
ſtimmung feines geſetzlichen Vertreters. Für dieſe Zuſtimmung gilt das zu $ 2275 A 3 Ge⸗ 
ſagte. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts SI 1828 ff. Pflegſchaft 8 1915. 

6. Abweichend von der Schließung des Erbvertrags ($ 2275 A 1) iſt bei der Aufhebung 
Zuſtimmung des Gewalthabers (88 1630, 1686) des anderen Teiles und ſogar vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Genehmigung notwendig. Nur die letztere — nicht auch die Zuſtimmung 
des Gewalthabers — iſt entbehrlich, wenn es ſich um einen Aufhebungsvertrag zwiſchen 
Ehegatten und Verlobten handelt. 

7. Form des $2276: Schließung vor Richter oder Notar unter gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Teile. Wird der Aufhebungsvertrag mit einem Ehevertrag oder mit Aufhebung oder 
Anderung eines Ehevertrags verbunden (§ 1432), fo genügt die erleichterte Form des $ 2276 
Abſ 2. Verwahrung der über Aufhebung des Erbvertrags aufgenommenen Urkunde (§ 2277) 
kommt nicht in Frage. Anderſeits iſt Aufhebung durch Rücknahme des Erbvertrags aus der 
amtlichen Verwahrung ($ 2256) ausgeſchloſſen ($ 2277 A 8). 

8. Anfechtung des Aufhebungsvertrags iſt nur nach den allgemeinen Grundſätzen über 
Anfechtung von Rechtsgeſchäften möglich (88 119 ff., 142 ff.). Die beſonderen für Anfechtung 
letzwilliger Verfügungen erteilten Vorſchriften der 55 2078 ff. könnten nur auf Grund von 
8 2279 (A 1) Anwendung finden, auf den Erblaſſerteil überdies nur dann, wenn der Auf⸗ 
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hebungsvertrag im Sinne von 8 2281 dem Erbvertrage gleichzuſtellen wäre. Allein Gegen⸗ 
ſtand der Anfechtung iſt in dem hier vorausgeſetzten Falle nicht eine vertragsmä ige Zu⸗ 
wendung oder Auflage, ſondern das Gegenteil davon, die Beſeitigung einer ſolchen Zuwendung 
uſw., ſomit ein rein verneinendes Ergebnis, das nicht einmal äußerlich, wie im Falle des 8 2081, 
in Form einer letztwilligen Verfügung, fordern lediglich auf rechtsgeſchaftlichem Wege her⸗ 
eſtellt iſt (a. M. Planck A 4, Kipp § 36 V). Nach erfolgreich durchgeführter Anfechtung 
ebt der aufgehobene Erbvertrag wieder auf (8 142 Abf 1). Auch die Aufhebung des aufhebenden 
Vertrags, wenn ſich die Beteiligten hierauf beſchranken, kann nur den Sinn haben, den 
Erbvertrag wiederherzuſtellen. Sie erfordert gleichfalls Beobachtung der Form (Abſ 4). 


8 2291 


Eine vertragsmäßige Verfügung, durch die ein Vermächtnis oder eine 
Auflage angeordnet iſt, kann von dem Erblaſſer durch Teſtament aufgehoben 
werden!). Zur Wirkſamkeit der Aufhebung iſt die Zuſtimmung des anderen 
Vertragſchließenden erforderlich; die Vorſchriften des § 2290 Abi 3 finden 
Anwendung?). 

Die Zuſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung; die Zuſtimmung iſt unwiderruflich). 

E II 2157; P 5 415—417; 6 397. 


1. Gegenüber $ 2290 iſt für die Aufhebung eine erleichterte Form nachgelaſſen, ſoweit 
es ſich um vertragsmäßige Bermächtniſſe oder Auflagen, nicht alſo um Erbeinſetzungen 
handelt (8 2278 Abf 1). Jede der nach 88 2231—2251 zulaſſigen Teſtamentsformen genügt. 
Ob die Aufhebung ſchlechthin (8 2254) oder durch Errichtung eines inhaltlich abändernden 
Teſtaments erfolgt ($ 2258 Abſ 1), ift gleichgültig. Der Widerruf des aufhebenden Teſtaments 
macht nach 88 2258 Abſ 2, 2279 die aufgehobene Verfügung, und zwar als vertragsmäßige 
von neuem wirtſam, auch wenn die damit gegenſtandslos gewordene Zuſtimmung des anderen 
Teiles Ba war. 

2. Die Züſtimmung des anderen Vertragſchließenden, auch wenn er ſelbſt nicht bedacht 
oder beſchwert iſt, iſt als Einwilligung oder Genehmigung gegenüber dem Erblaſſerteile 
(88 182—184) in der Form des Abs 2, doch ohne das Erfordernis gleichzeitiger Auweſenheit, 
wie nach 88 2276, 2290 zu erklären. Sie iſt unwiderruflich (Abs 2), kann auch durch Vertreter 
abgegeben werden und bedarf unter den Vorausſetzungen des 82290 Ab ſa der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts. Sie iſt auch wirkſam, wenn fie ſchon im Erbvertrage ſelbſt 
erklärt iſt, liegt aber nicht ſchon darin ausgeſprochen, daß dem Erblaſſer der Rücktritt gemäß 
8 2293 geſtattet iſt. Aus § 2290 (A 2) iſt zu entnehmen, daß die Zuſtimmung nach dem Tode 
des anderen Vertragſchließenden durch ſeine Erben nicht mehr nachgeholt werden kann. 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung wie bei der re ee beim 
Rücktritt 95 2282, 2296. Im übrigen vgl. $ 128, EG Art 141, FG 88 167ff. Ahnlich bei 
letztwilligen Verfügungen in betreff der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1516. 


8 2292 
Ein zwiſchen Ehegatten geſchloſſener Erbvertrag kann auch durch ein 
gemeinſchaftliches Teſtament der Ehegatten aufgehoben werden!); die Vor⸗ 
ſchriften des § 2290 Abj 3 finden Anwendung). 
E II 2158; P 5 446. 


1. Aufhebung des Erbvertrags durch gemeinſchaftliches Teſtament iſt zuläſſig, wenn 
die Vertragſchließenden zur Zeit der Aufhebung Ehegatten find (§ 2265), mögen ſie auch 
den Erbvertrag seinerzeit als Fremde oder als Verlobte geſchloſſen haben (RIA 9, 18). Wie im 
Falle des $ 2291 A 1 genügt jede Teſtamentsform (beim Privatteſtament vgl. § 2267), und auch 
hier iſt gleichgultig, ob ſich das gemeinſchaftliche Teſtament auf den Widerruf (ſämtlicher oder 
einzelner Verfügungen) beſchränkt oder inhaltlich neue Anordnungen trifft. Abweichend 
von 8 2291 können auf dieſem Wege auch vertragsmäßige Erbeinſezungen aufgehoben werden. 
Eine Vertretung iſt ſchon durch § 2064 ausgeſchloſſen. Die Errichtung zweier ſelbſtändiger 
Teſtamente durch die Gatten reicht zur Aufhebung des Erbvertrags auch dann nicht aus, wenn 
fie in beiderſeitigem Einverſtändniſſe geſchieht (BayObLG 20 A 117). 

2. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit hindert jedenfalls den Erblaſſerteil nicht, 
den Erbvertrag durch widerrufendes Teſtament aufzuheben, weder nach Teſtamentsgrundſätzen 
(88 2229, 2253) noch unter dem Geſichtspunkt des Aufhebungsvertrags (§ 2290 A 4). Dagegen 
handelt es ſich auf ſeiten des anderen bloß annehmenden Teiles nicht um den Widerruf 
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eigener Verfügungen, ſondern um die Entlaſſung des Erblaſſerteils aus der vertragsmäßigen 
Gebundenheit. Er könnte deshalb, wenn er wegen Geiſtesſchwäche uſw. entmündigt iſt, nach 
8 2229 Abſ 3 als an der Teſtamentserrichtung verhindert angefehen werden. Allein die Bezug ⸗ 
nahme auf 8 2290 A bſ 3 ergibt, daß das Geſetz die Fähigkeit des bloß annehmenden Teiles 
zur teſtamentariſchen Aufhebung des Erbvertrags lediglich nach den Grundſätzen über den 
Aufhebungsvertrag beurteilt wiſſen und dafür ſogar erleichterte eh anf ſchaffen will. Auch 
der beſchränkt geſchäftsfähige Ehegatte iſt deshalb, inſoweit er ſich auf die Aufhebung des 
Erbvertrags beſchränkt, trotz $ 2229 Abf 3 teſtamentsfähig. Doch bedarf er, wie die Bezug ⸗ 
nahme auf § 2290 Abſ 3 weiter ergibt, zu der aufhebenden Verfügung des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments als Minderjähriger oder ſonſt in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkter der Ein ⸗ 
willigung feines geſetzlichen Vertreters und zugleich, wenn er unter Vormundſchaft (oder Pfleg- 
ſchaft) ſteht, vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung. Die letztere kommt jedoch 
nicht in Frage, wenn er der elterlichen Gewalt unterworfen iſt, da es ſich ſtets um Ehegatten 
handelt (8 2290 A 6). Sie beſchränkt ſich auf den aufhebenden Teil des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments, wenn darin zugleich andere Verfügungen getroffen ſind. Eine nachträgliche 
Genehmigung der teſtamentariſchen Aufhebung nach erlangter unbeſchränkter Geſchäftsfähigkeit 
kann den mangelhaften Teſtamentsakt nicht wirkſam machen. 


8 2293 


Der Erblaſſer kann von dem Erbvertrage zurücktreten, wenn er ſich den 
Rücktritt im Vertrage vorbehalten hat!). 
E I 1058 Abſ 1 Satz 1 II 2159; M 5 342, 843; P 5 409. 


1. Vorbehalt des Rücktritts. Der Rücktritt iſt einfeitige, von der Zuſtimmung des an⸗ 
deren Teiles ($$ 2290 — 2292) unabhängige Aufhebung des Erbvertrags. Form Hl 2296, 2297. 
Der Vorbehalt, wie demnächſt auch die Erklärung des Rücktritts können ſich auf den ganzen 
Erbvertrag oder nur auf einzelne vertragsmäßige Verfügungen beziehen. Inwieweit im 
letzteren Falle auch die anderen Verfügungen hiervon betroffen werden, beſtimmt ſich nach 
$$ 2298, 2299. Das Geſetz ſpricht nur von einem Vorbehalt zugunſten des Erblaſſers. 
Ein Rücktrittsvorbehalt des „anderen Vertragſchließenden“ iſt nur dann rechtlich möglich, 
wenn er eine Leiſtung bewirkt oder eine Verpflichtung übernommen hat und hiervon will 
zurücktreten können; ein ſolches Rücktrittsrecht fteht, auch hinſichtlich der Form ſeiner Aus ⸗ 
übung, unter den allgemeinen Vorſchriften der 89 346 ff.; die Ausübung hebt die Leiſtungs⸗ 
pflicht auf und begründet eine Forderung auf Rückgewähr des Geleiſteten (Kipp $ 37 V; 
anders die früheren Auflagen dieſes Kommentars, die ein vorbehaltenes Rücktrittsrecht des 
Mitkontrahenten des Erblaffers in dem Sinne zulaffen, daß durch feine Ausübung die Ver⸗ 
fügungen des Erblaſſers ihren Vertragscharakter verlieren, aber als letztwillige Verfügungen 
wirkſam bleiben; einen Rücktritt dieſer Art kennt aber das Geſetz nicht). Im übrigen wird 
durch den bloßen Vorbehalt des Rücktritts die Gebundenheit des Erblaſſers nicht beſeitigt, 
fie bleibt vielmehr mit ihren aus 88 2287—2289 ſich ergebenden Wirkungen beſtehen, bis 
der Rücktritt wirklich erklärt iſt. Kein Vorbehalt des Rücktritts iſt es, wenn der Erblaſſer 
ſich vorbehält, dem vertragsmäßig Bedachten einſeitig noch Beſchränkungen oder Beſchwerungen 
aufzuerlegen. Iſt der Erbvertrag unter einer auflöſenden Bedingung, ſei es auch eigenes 
Handeln des Erblaſſers (Wiederverheiratung) geſchloſſen, ſo wird er mit Eintritt der Bedingung 
ohne weiteres hinfällig. Die Ausübung des vorbehaltenen Rücktrittsrechts iſt an keine Friſt 
gebunden. Nach dem Tode des anderen Teiles greift § 2297 Platz. 


8 2294 


Der Erblaſſer kann von einer vertragsmäßigen Verfügung zurücktreten, 
wenn ſich der Bedachte einer Verfehlung ſchuldig macht, die den Erblaſſer 
zur Entziehung des Pflichtteils berechtigt!) oder, falls der Bedachte nicht zu 
den Pflichtteilsberechtigten gehört, zu der Entziehung berechtigen würde, 
wenn der Bedachte ein Abkömmling des Erblaſſers wäre)). 

E II 2160 Abf 1; b 3 395—8697, 411—418; 6 351—858. 

1. Der Erblaſſer kann wegen einer Verfehlung des Bedachten, gleichviel ob es der 
undere Vertragſchließende oder ein Dritter iſt, einſeitig von einer einzelnen zugunſten des 
Bedachten gereichenden vertragsmäßigen Verfügung (Erbeinſetzung, Vermächtnis § 2278 
Abs 2) zurücktreten, wenn ihn die Verfehlung gegenüber dem Bedachten als Abkömmling 
($ 2333), als Elternteil (8 2334) oder als Ehegatten ($ 2335) zur Entziehung des Pflichtteils 
berechtigen würde. Auf dieſes Rücktrittsrecht kann im Erbvertrage nicht verzichtet (§ 138 
Abſ 1), es kann auch nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden ausgeübt werden (8 2297). 
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Verfehlungen des nicht bedachten anderen Teiles kommen nicht in Betracht. Ebenſowenig 
Verfehlungen des Bedachten, die vor Abſchluß des Vertrags begangen ſind. Waren ſie dem 
Erblaſſer unbekannt, fo kann nur die Anfechtung aus 88 2281, 2078 begründet fein (a. M. 
Strohal 846 A 40). Sit das Entziehungsrecht durch Verzeihung oder Beſſerung des Lebens⸗ 
wandels erloſchen ($$ 2337, 2336 Abſ 4), jo kann auch das Rücktrittsrecht nicht mehr ausgeübt 
werden. Doch wird der einmal erklärte Rücktritt durch nachträgliche Verzeihung oder Beſſerung 
nicht unwirkſam (a. M. Strohal 8 46 A 42). Daß der Grund des Rücktritts in der gegenüber 
dem anderen Teil bei Lebzeiten abzugebenden Erklärung angegeben werden müſſe (wie im Falle 
des $ 2297 nach § 2336 Abſ 2, jo Strohal 8 46 A 46a), ſchreibt das Geſetz nicht vor. Doch 
iſt ſelbſtverſtändlich für den Grund beweispflichtig, wer ſich auf die Wirkſamkeit des Rück⸗ 
tritts beruft. Daneben bleibt der Erblaſſer gemäß $ 2289 Abſ 2 zur Enterbung in guter Ab⸗ 
ſicht berechtigt. 

2. Nichtpflichtteilsberechtigten Bedachten gegenüber kommen nur die Verfehlungen des 
8 2333 in Betracht. — Ebenſo beim gemeinſchaftlichen Teſtament $ 2271 A b. 


8 2295 


Der Erbtaſſer kann von einer vertragsmäßigen Verfügung zurücktreten, 
wenn die Verfügung mit Nüdjicht auf eine rechtsgeſchäftliche Verpflichtung 
des Bedachten?), dem Erblaſſer für deſſen Lebenszeit wiedertehrende 
Leiſtungen zu entrichten, insbeſondere Unterhalt zu gewähren !), getroffen 
iſt und die Verpflichtung vor dem Tode des Erblaſſers aufgehoben wird“). 

E II 2161; P 5 410, 411; 6 358. 


1. Der Erblaſſer kann, wie im Falle des § 2291 von einer einzelnen vert agsmäßigen Ver⸗ 
fügung (Erbeinſetzung, Vermächtnis § 2278 Abſ 2) zurücktreten, wenn der im Erbvertrag 
Bedachte (der andere Vertragſchließende oder ein Dritter) zu wiederkehrenden Leiſtungen 
auf Lebenszeit verpflichtet war und dieſe Verpflichtung weggefallen iſt. Dieſe Leiſtungen 
§ 197 A 2) werden meiſt in Gewährung von Leibrente, Ausgedinge, Verſorgung in einer 
Anſtalt (Verpfründungsvertrag) u. dgl. beſtehen. Die Unterhaltsgewährung iſt nur 
beiſpielsweiſe erwähnt. Wenn es ſich auch nicht um Leiſtung und Gegenleiſtung im eigent⸗ 
lichen Sinne handelt (88 320Ff.), fo müſſen doch die vertragsmäßige Verfügung und die 
ee in einem gewiſſen urſächlichen Zuſammenhange ſtehen (mit Rück- 
icht auf“). 

2. Weſentlich iſt, daß der Bedachte rechtsgeſchäftlich, unter Lebenden oder von Todes 
wegen (z. B. durch letztwillige Verfügung eines Dritten) zu der Leiſtung verpflichtet iſt. Das 
Beſtehen einer geſetzlichen, z B. einer Unterhaltspflicht genügt nicht. Verpflichtet ſich der 
Bedachte vertragsmäßig, ſo kann es auch im Erbvertrage ſelbſt geſchehen. Doch ſind auch in 
dieſem Falle die Verfügung von Todes wegen (im Erbvertrag) und die ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung unter Lebenden ſtreng auseinanderzuhalten. 

3. Das Rücktrittsrecht iſt nur bei Aufhebung gegeben, nicht auch bei Nichterfüllung 
der Verpflichtung, deshalb auch nicht bei Unterlaſſung der nach 88 133, 157 oder 8242 
(RG ZW 1921, 1080; 1928, 454; Warn 1926 Nr 6; LZ 1926, 11922 u. a.; vgl. auch $ 2174 
A Za) gebotenen Aufwertung einer von der Geldentwertung betroffenen Unterhaltsrente. 
Ebenſowenig, wenn die Verpflichtung nicht entſtanden, oder wenn fie nichtig iſt. Wohl 
aber kann in dieſen Fällen der Erblaſſer zur Anfechtung gemäß 88 2281, 2078 Abſ 2 
berechtigt ſein. Die Aufhebung kann vertragsmäßig erfolgen oder durch Eintritt von Be⸗ 
dingungen, Unmöglichkeit der Leiſtung (8 275) u. dgl. herbeigeführt werden. In jedem Falle 
entſteht mit dem Rücktritte des Erblaſſers für den Verpflichteten der Anſpruch auf Rück⸗ 
gabe des Geleiſteten aus § 812 Abſ 1 Satz 2. Handelt es ſich auf ſeiten des Bedachten um 
andere als wiederkehrende oder um zeitlich begrenzte Leiſtungen, fo iſt das Rücktritts⸗ 
recht aus § 2295 nicht gegeben. Der Erblaſſer kann aber den Erbvertrag, gerade weil er kein 
gegenſeitiger Vertrag iſt (Kipp § 37 A 3, Leonhard IV), jedenfalls anfechten, auf Grund 
des § 812 auch Befreiung von der eingegangenen vertragsmäßigen Bindung beanſpruchen 
(a. M. Planck A 4). War die vertragsmäßige Zuwendung von vornherein durch das Fort ⸗ 
beſtehen der Leiſtungspflicht des Bedachten bedingt, ſo wird ſie durch den Wegfall dieſer 
Verpflichtung ohne weiteres hinfällig. 


8 2296 
Der Rücktritt kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. Iſt der Erb⸗ 


laſſer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung 
feines geſetzlichen Vertreters!). 
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Der Nücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Vertrag⸗ 
ſchließenden?). Die Ertlärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urtundung?). 

E I 1958 II 2162 Abſ 1, 2; M 5 848, 844; P 5 409, 410. 


1. Abſ 1 entſpricht wörtlich der für die Anfechtung erteilten Vorſchrift, ſ. 8 2282 A 1/2. 
Der geſchäftsunfähige Erblaſſer kann überhaupt nicht zurücktreten. 

2. Die Milcktrittserklärung erfolgt in allen Fällen der 88 2293 —2295 gegenüber dem 
anderen Vertragſchließenden, und zwar regelmäßig durch Übermittlung der betreffenden 
Urkunde gemäß 88 180 ff. (MG 65, 272). Auch dann, wenn der andere Teil mit dem Bedachten, 
aus deſſen Perſon der Rücktrittsgrund abgeleitet wird, nicht identiſch iſt. Nach dem Tode 
des anderen Teiles vgl. $ 2297. Der Rücktritt iſt einſeitig nicht widerruflich. Nur wenn er 
vertragsmäßig, und zwar unter Beobachtung der Form (§ 2290 Abſ 4) wieder rückgängig 
gemacht wird, lebt der Erbvertrag wieder auf. 

A. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 8 128; EG Art 141; EB 88 167ff. Andere 
Formen des Rücktritts können auch im Erbvertrage nicht wirkſam vereinbart werden. — Ebenſo⸗ 
wenig beim Widerruf wechſelbezuglicher Verfügungen im gemeinſchaftlichen Teſtament 
§ 2271 A 1. 

8 2297 


Soweit der Erblaſſer zum Rücktritte berechtigt iſt, kann er nach dem 
Tode des anderen Vertragſchließenden die vertragsmäßige Verfügung durch 
Teſtament aufheben!). In den Fällen des § 2294 finden die Vorſchriften 
des S 2336 Auf 2 bis 4 entſprechende Anwendung?). 

E I 1961 II 2163; M 5 348, 349; % 5 897, 421, 422. 


1. Nach dem Tode des anderen Bertragſchließenden iſt die Ausübung des Rücktrittsrechts 
(88 2293— 2295) nur durch Teſtament zuläſſig. Und zwar gleichviel, ob der Rücktrittsgrund 
nach dem Tode oder ſchon bei Lebzeiten des anderen Teiles eingetreten iſt. Doch verliert der 
Vorbehalt des Rücktritts beim zweiſeitigen Erbvertrag mit dem Tode des Zuerſtverſterbenden 
ſeine Kraft, die Aufhebung iſt jetzt nur noch unter Ausſchlagung des Zugewendeten möglich 
(8 2298 A 4). Die vertragsmäßige Verfügung (Erbeinſetzung, Vermächtnis, Auflage $ 2278 
Abf 2) kann im Teſtament ſchlechthin (8 2254) oder auch mittelbar durch Errichtung eines 
der Verfügung widerſprechenden Teſtaments aufgehoben werden (8 2258). Wird das auf- 
hebende Teſtament widerrufen, fo tritt nach 8 2257 der Erbvertrag, wieder in Kraft. Eine 
Mitteilung an die Erben des anderen Vertragſchließenden iſt nicht erforderlich, der bloß ihnen 
gegenüber erklärte Rücktritt wäre unwirkſam. 

2. Beruht der Rücktrittsgrund nach § 2204 auf einer Verfehlung des Bedachten, ſo iſt 
der Erblaſſer — abweichend von der Rücktrittserklärung unter Lebenden, § 2294 A 1 — purd) 
8 2336 Abſ2 genötigt, den Grund der Entziehung im Teſtament anzugeben. Dieſer Grund 
muß ferner zur Zeit der Teſtamentserrichtung noch beſtehen, er dar mithin weder verziehen 
(8 2337), noch darf im Falle des 8 2333 Nr 5 Beſſerung des Lebenswandels eingetreten ſein. 
Der Beweis des Rücktriktsgrundes liegt demjenigen ob, welcher die Aufhebung der Verfügung 
geltend macht. Auch nachträgliche Beſſerung macht nach § 2336 Ab 4 die Aufhebung hin- 
fällig. Dagegen beſeitigt nachträgliche Verzeihung, ebenſo wie beim Rücktritt unter Lebenden 
($ 2294 A 1) die einmal erklärte Aufhebung nicht (a. M. Strohal § 46 A 47; Leonhard, E). 
Für den nicht mit angezogenen § 2337 gewährt die Möglichkeit Erfah, das aufhebende 
Teſtament zu widerrufen. 

S 2298 


5 Sind in einem Erbvertrage von beiden Teilen vertragsmäßige Ver⸗ 
fügungen getroffen, ſo hat die Nichtigkeit einer dieſer Verfügungen die Un⸗ 
wirtſamkeit des ganzen Vertrags zur Folge!). 

Iſt in einem ſolchen Vertrage der Rücktritt vorbehalten, ſo wird durch 
den Rücktritt eines der Vertragſchließenden der ganze Vertrag aufgehoben“). 
Das Rücttrittsrecht erliſcht mit dem Tode des anderen Vertragſchließendens). 
Der Überlebende kann jedoch, wenn er das ihm durch den Vertrag Zuge⸗ 
wendete ausſchlägt, ſeine Verfügung durch Teſtament aufheben“). 

Die Vorſchriften des Abſ 1 und des Abſ 2 Satz 1, 2 finden keine An⸗ 
wendung, wenn ein anderer Wille der Vertragſchließenden anzunehmen iſts). 

E I 1959, 1961 II 2164; M 5 344—346, 848, 349; P 5 413, 414, 421, 422. 
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1. 8 2298 hat zur Vorausſetzung einen zweiſeitigen Erbvertrag, bei dem beide Vertrag⸗ 
ſchließende als Erblaſſer — ſei es zugunſten des anderen Teiles oder von Dritten — vertrags- 
mäßige Verfügungen (Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder Auflagen § 2278 Abſ 2) 
getroffen haben. Soweit eine derartige gegenſeitige Bindung vorliegt, nimmt das Geſetz 
ohne weiteres, wiewohl unter Vorbehalt des Gegenbeweiſes nach Abſ 3, ein Abhängigkeits⸗ 
verhältnis zwiſchen mehreren Verfügungen an. Es läßt deshalb ebenſo wie gemäß § 2270 
Abf 1 beim wechſelſeitigen Teſtamente, bei Nichtigkeit auch nur einer Verfügung den 
ganzen Erbvertrag, d. h. ſämtliche darin getroffenen vertragsmäßigen Verfügungen un⸗ 
wirkſam werden. Die Nichtigkeit der Verfügung kann von Anfang an gegeben fein oder 
als Erfolg der Anfechtung eintreten (8 142 Abſ 1). Bloßes Unwirkſamwerden infolge Wegfalls 
des darin Bedachten (durch Ausſchlagung uſw.) genügt nicht. Inwieweit Nichtigkeit einer 
vertragsmäßigen Verfügung auch den Beſtand einſeitiger im Erbvertrag getroffener Ver⸗ 
fügungen ($ 2299) beeinflußt, ift nach § 2085 zu beurteilen. 

2. Entſprechend dem Widerruf im Falle des § 2270 wirkt auch der Rücktritt Aufhebung 
des ganzen Erbvertrags im Sinne von Abſ 1. Auch hier ift vorausgeſetzt, daß es ſich um 
einen zweiſeitigen Erbvertrag handelt. Ferner, daß ſich der eine oder der andere Teil 
gemäß $ 2293 den Rücktritt vorbehalten hatte. Nicht getroffen werden deshalb die Fälle 
des Rücktritts wegen einer Verfehlung des Bedachten (8 2294) und wegen Wegfalls einer 
ihm auferlegten Verpflichtung ($ 2295). Auch hier iſt lediglich 8 2085 entſcheidend. Dasſelbe 
gilt, wenn der Rücktritt nur in bezug auf eine einzelne vertragsmäßige Verfügung ausgeübt 
wird. Für einſeitige Verfügungen vgl. § 2299 Abſ 3. 

3. Das Erlöſchen des Rücktrittsrechts mit dem Tode des anderen Vertragſchließenden 
(1. jedoch A 4) iſt gleichfalls eine Befonderheit, die weder für den einſeitigen Erbvertrag (. $ 2297 
A J) noch für die Rücktrittsfälle der 88 2294, 2295 Geltung hat. Hat ſich der Überlebende 
im Erbvertrage den Rücktritt nicht ſowohl vom Vertrage, als nur von einer einzelnen Ver⸗ 
fügung vorbehalten, ſo kann er im Rahmen dieſes Vorbehalts auch nach dem Tode des Zuerſt 
verſtorbenen abweichende Verfügungen treffen (a. M. Planck A 3 b). Kein Erlöſchen des 
Anfechtungsrechts § 2281 Abſ 2. 

4. Ebenſo wie im Falle des wechſelbezüglichen Teſtaments ($ 2271 A 4) kann der Über⸗ 
lebende von dem im Erbvertrage vorbehaltenen Rücktritt auch dann noch Gebrauch machen, 
wenn er die ihm ſelbſt gemachten vertragsmäßigen — nicht notwendig auch die ein · 
ſeitigen — Zuwendungen ausſchlägt. Es beſteht mithin kein Rücktrittsrecht, wenn nur 
Dritte im Erbvertrag bedacht waren. Eine etwaige Ausſchlagung des Dritten iſt ohne Be⸗ 
deutung (a. M. Kipp 8 38 bei A 4). Der Rücktritt geſchieht jetzt im Wege des Teſtaments, 
ſei es, daß darin ſchlechthin widerrufen wird (§ 2254), oder daß inhaltlich vom Erbvertrag 
abweichende Verfügungen getroffen werden ($ 2258). Im einzelnen gilt auch hier das 92271 
A 4 Geſagte. 

5. Das Geſetz gibt nur Auslegungsregeln. Insbeſondere iſt der Nachweis zugelaſſen, 
daß der eine der beiden Erblaſſer die ſelbſtändige Geltung ſeiner Verfügung gewollt habe 
und ſie im Sinne von 88 2085, 2270 A 1 auch ohne die nichtige oder widerrufene Verfügung 
des anderen Teiles getroffen haben würde. Die in 8 2270 Abi 2 in dieſer Beziehung aufgeſtellten 
Rechtsvermutungen find hier nicht ohne weiteres maßgebend. Der Wille der Vertrag ⸗ 
ſchließenden ſoll entſcheiden, auch wenn er nicht im Erbvertrage ſelbſt Ausdruck gefunden hat. 
Das Rücktrittsrecht ſelbſt wurzelt im Falle des Vorbehalts nur im Parteiwillen. Es kann 
deshalb jedenfalls wirkſam bedungen ſein, das vorbehaltene Rücktrittsrecht ſolle mit dem Tode 
des Zuerſtverſtorbenen nicht erlöſchen. Von der für den Rücktritt erteilten Formvorſchrift: 
Gebrauch der Teſtamentsform, kann der Überlebende allerdings nicht entbunden werden. 
Dagegen iſt nicht abzuſehen, warum er nicht von der materiellrechtlichen Verpflichtung: 
Ausſchlagung des Zugewendeten als Vorbedingung des Rücktritts, vertragsmaäßig befreit 
werden könnte. Umgekehrt kann der Rücktrittsvorbehalt aus $ 2293 wirkſam dahin eingeſchränkt 
werden, daß der Rücktritt nur bei Lebzeiten des anderen Teiles zuläſſig, nach ſeinem Tode 
aber ſelbſt mit dem Opfer der Ausſchlagung nicht geftattet fein ſolle. Es iſt daher ohne 
ſachliche Bedeutung, wenn Abſ 2 Satz 3 in Abſ 3 nicht mit angezogen ift (a. M. Staudinger 
A 6). Der Beweis, daß ein anderer Vertragswille vorliege, iſt von dem zu führen, der 
ſich hierauf beruft. 

§ 2299 


Jeder der Vertragſchließenden kann in dem Erbvertrag einſeitig jede 
Verfügung treffen, die durch Teſtament getroffen werden kann!). 

Für eine Verfügung dieſer Art gilt das gleiche, wie wenn ſie durch Teſta⸗ 
ment getroffen worden wäre?). Die Verfügung kann auch in einem Ver⸗ 
trag aufgehoben werden, durch den eine vertragsmäßige Verfügung auf⸗ 
gehoben wird!). 


Erbvertrag S8 2298 —2300 343 


Wird der Erbvertrag durch Ausübung des Rücktrittsrechts oder durch 
Vertrag aufgehoben, ſo tritt die Verfügung außer Kraft, ſofern nicht ein 
anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen ijt?). 

E I 1955, 1956 Abſ 1, 1960 II 2165; M 5 833, 847, 848; P 5 898—404, 415—418. 


1. Einſeitige Verfügungen (8 1937) im Gegenſatze zu den vertragsmäßigen können 
gelegentlich des Erbvertrags oder Ehevertrags ($ 2276 Abſ 2) in demſelben Rechtsakte von 
dem einen oder dem anderen Vertragſchließenden, auch von dem bloß annehmenden Teile 
getroffen werden. Sie können zum Gegenſtand haben ſowohl Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe, 
Auflagen, wenn vertragsmäßige Gebundenheit (8 2278 Abſ 2) nicht beabſichtigt iſt, als 
auch letztwillige Anordnungen jeder anderen Art (vgl. $ 2278 A 2). Vorausſetzung iſt, 
daß ſie in einem gültigen Erbvertrag getroffen ſind. Iſt dieſer wegen Formmangels, 
infolge durchgeführter Anfechtung oder aus anderen Gründen nichtig, ſo fallen damit auch 
die einen Beſtandteil des Erbvertrags bildenden einſeitigen Verfügungen zuſammen. 

2. Die Anwendung der Teſtamentsvorſchriften bezieht ſich zwar nicht auf die Teſtaments⸗ 
form. Wohl aber wird perſönliche Errichtung (§ 2064) und Teſtierfähigkeit gemäß 8 2229 
erfordert. Die verminderten Erforderniſſe des Erbvertrags im Falle des 8 2275 A 2 genügen 
nicht. Umgekehrt können, wenn der Erbvertrag als ſolcher z. B. wegen verweigerter Zu⸗ 
ſtimmung des geſeßzlichen Vertreters (8 2275 A 3) unwirkſam, aber den Teſtamentsvorſchriften 
entſprochen iſt, die einſeitigen Verfügungen als gemeinſchaftliches Teſtament wenigſtens 
dann aufrechterhalten werden, wenn der Vertrag unter Ehegatten geſchloſſen iſt ($ 2265). 

3. Daß die einſeitige Verfügung von dem Verfügenden (ſelbſtverſtändlich nicht auch vom 
anderen Teile) durch Teſtament jederzeit frei widerrufen werden kann, ergeben 88 2253, 
2254, 2258. Es kann aber auch durch aufhebenden Vertrag gemäß $ 2900 geſchehen, wenn 
er ſich nicht auf die einſeitige Verfügung beſchränkt, ſondern zugleich mindeſtens eine vertrags⸗ 
mäßige Verfügung aufhebt. Daß die aufzuhebende einſeitige und die vertragsmäßige Ver. 
fügung in einem und demſelben Erbvertrag getroffen ſein müßten, fordert das Geſetz nicht 
(a. M. Planck A3 b; Staudinger A 2 a). 

4. Die Aufhebung des ganzen Erbvertrags durch Rücktritt (88 2293—2297), wenn 
er von dem Urheber der Verfügung ausgeht, oder durch Vertrag ($ 2290), wirkt im Zweifel 
auch als Aufhebung der darin enthaltenen einſeitigen Verfügung. Einen anders gearteten 
Willen des Erblaſſers hat zu bewelſen, wer die fortdauernde Geltung der einſeitigen Ver⸗ 
fügung behauptet (vgl. auch § 2298 Abſ 3). Beſchränkt ſich der Rücktritt oder die Aufhebung 
auf eine einzelne vertragsmäßige Verfügung, ſo tritt Unwirkſamkeit der übrigen einſeitigen 
Verfügungen nur unter den Vorausſetzungen des $ 2085 ein. 


8 2300 


Die für die Eröffnung eines Teſtaments geltenden Borjchriften der 
88 2259 bis 2263, 2273 finden auf den Erbvertrag entſprechende Anwendung!), 
die Vorſchriften des $ 2273 Satz 2, 3 jedoch nur dann, wenn ſich der Erbver⸗ 
trag in beſonderer amtlicher Verwahrung befindet!). 

E I 1945 Satz 8 II 2166; M 5 819; P 5 381, 382, 459. 


1. Entsprechende Anwendung von $ 2259: Pflicht zur Ablieferung des urſchriftlichen 
Erbvertrags an das Nachlaßgericht (GJ 36 A 91). Sie kann von den Beteiligten durch Klage 
erzwungen werden (RG Warn 1913 Nr 246), trifft auch die Notare, und zwar ohne Unter⸗ 
ſchied, ob ſich der Vertrag offen oder verſchloſſen bei ihnen in gewöhnlicher oder in beſonderer 
amtlicher Verwahrung befindet. Auch dann, wenn der Vertrag vor 1. 1. 00 errichtet, der eine 
oder der andere Erblaſſer aber nach dieſem Zeitpunkt verſtorben tft (RG 48, 96). Ob der ab- 
gelieferte Vertrag bei dem Nachlaßgericht zu verbleiben hat oder dem Notar nach geſchehener 
Eröffnung zurückzugeben iſt, beſtimmt ſich nach Landesrecht ($ 2259 A 4). 82260: Er⸗ 
öffnungstermin und Verkündung durch das Nachlaßgericht oder $ 2261: durch ein anderes 
Gericht. Beſchwerderecht des Nachlaßgerichts gegen verweigerte Überſendung der Urſchrift 
KJ 37 A 127. 82262: Benachrichtigung der nicht erſchienenen Beteiligten. $ 2263: 
Nichtigkeit des Eroffnungsverbots. Das Recht auf Einſicht und Erteilung von Abſchriften 
ſteht den Intereſſenten zu (RG 53, 393), zwar nicht auf Grund des nicht mit angezogenen 
$ 2264, wohl aber nach FGG 8 34. ' 

2. Die Verfügungen des überlebenden Vertragſchließenden ſind, ſoweit ſie ſich ſondern 
laſſen, nach $ 2273 Satz 1 nicht zu verkünden. Es bedarf aber keiner Abſchrift von den Ver⸗ 
fügungen des Erſtverſtorbenen und keiner neuen amtlichen Verwahrung ($ 2273 Satz 2, 3), 
wenn der Erbvertrag gemäß $ 2277 U 3/4 von vornherein nur in gewöhnliche amtliche Ver⸗ 
wahrung genommen war. 


344 Erbrecht 


8 2301 


Auf ein Schenkungsverſprechen, welches unter der Bedingung erteilt 
wird, daß der Beſchenkte den Schenker überlebt!), finden die Vorſchriften 
über Verfügungen von Todes wegen Anwendung?). Das gleiche gilt für 
ein ſchenkweiſe unter dieſer Bedingung erteiltes Schuldverſprechen oder 
Schuldanerkenntnis der in den SS 780, 781 bezeichneten Artz). 

Vollzieht der Schenker die Schenkung durch Leiſtung des zugewendeten 
Gegenſtandes ), jo finden die Vorſchriften über Schenkungen unter Lebenden 
Anwendung?). 

E 1 1963 II 2167; M 5 350—352; P 5 460—462. 


1. Schenkung von Todes wegen. Das Schenkungsverſprechen ſteht im Gegenſatz 
zu der vollzogenen Schenkung des Abſ 2. Der bloß Verſprechende will nicht, daß der Gegen⸗ 
ſtand der Schenkung jetzt ſchon aus ſeinem Vermögen ausſcheide. Will er aber jetzt ſchon dem 
Beſchenkten oder ſeinen Erben endgültig zur Leiſtung verpflichtet ſein, ſo handelt es ſich lediglich 
um Schenkung unter Lebenden, auch dann, wenn die Erfüllung bis nach dem Tode des Schenkers 
hinausgeſchoben iſt; es kommt mithin nur 8 518 zur Anwendung (RG 538, 296; 9. 11. 21 
V 23/21). Anders dagegen, wenn der Schenker an ſein Verſprechen nur unter der aus⸗ 
drücklich erklärten oder ſich aus den Umſtänden ergebenden Bedingung gebunden ſein 
will, daß ihn der Beſchenkte überlebt (was auch mit Beſchränkung auf den Fall bedungen 
werden kann, daß der Schenker in einer beſtimmten Lebensgefahr umkommt). Der Ein⸗ 
tritt gerade dieſer Bedingung (des Erlebens des Todes des Schenkers durch den Beſchenk⸗ 
ten) bildet nach $$ 1923, 2074, 2160 die allgemeine Vorausſetzung einer Zuwendung von 
Todes wegen. Deshalb find nach folgerichtiger Vorſchrift auch die hierfür geltenden Formen 
zu 9 5 (A 2). Die Form des 8 518 A 2 (gerichtliche oder notarielle Beurkundung) 
genügt nicht. 

Von dem gegenüber dem Begünſtigten abgegebenen Schenkungsverſprechen von Todes 
wegen iſt der Fall zu unterſcheiden, daß jemand als Dritter durch einen zwiſchen zwei anderen 
Perſonen geſchloſſenen Vertrag in der Weiſe begünſtigt wird, daß an ihn eine Leiftung nach 
dem Tode desjenigen erfolgen ſoll, welchem ſie verſprochen wird. Aus einem derartigen 
Vertrag zugunſten eines Dritten, z. B. aus der Vereinbarung mit einer Bank oder Spar⸗ 
kaſſe, daß eine bereits früher oder gleichzeitig eingelegte Geldſumme nach dem Tode des Ein» 
legers an den Dritten ausgezahlt werden ſoll, kann der Dritte gemäß 88 828, 881 mit dem 
Todesfall unmittelbar das Recht erwerben, die Leiſtung zu fordern. Auch eine ſolche Zu⸗ 
wendung kommt in ihrem Endziel einer Verfügung von Todes wegen nahe, hat aber die 
Eigentümlichkeit, daß ſich das ſo Zugewendete mit dem Tode des Verſügenden von ſeinem 
Vermögen trennt und nicht zu ſeinem Nachlaffe gehört. Die Form der Verfügungen von 
Todes wegen oder überhaupt eine Form iſt für dieſes Geſchäft nicht vorgeſchrieben (RG. 
88, 137; 106, 1, wo die hiergegen in RG 98, 281 geäußerten Bedenken fallen gelaſſen find). 


2. Nach den Vorſchriften über Verfügungen von Todes wegen gefteltet ſich das Schen⸗ 
kungsverſprechen, je nachdem das ganze Vermögen oder nur einzelne Gegenſtände zuge⸗ 
wendet werden, als Erbeinſetzung oder Vermächtnis. Der Entw I 8 1963 erklärte dem⸗ 
gemäß „die Vorſchriften über den Erbeinſetzungsvertrag oder den Vermächtnisvertrag“ für 
anwendbar. Dadurch, daß an die Stelle dieſer Worte die Worte „Vorſchriften über Ver⸗ 
fügungen von Todes wegen“ geſetzt ſind, ſollte nach Prot 5, 461 keine ſechliche Anderung 
herbeigeführt werden. Dem eutſpricht die Stellung des § 2301 in dem Abſchnitt „Erbver⸗ 
trag“. Einem einſeitigen Schenkungsverſprechen legt das Geſetz hier ebenſowenig wie in 
den 88 516ff. rechtliche Bedeutung bei. Danach iſt ein Schenkungsverſprechen von Todes 
wegen nur bei Einhaltung der für den Erbvertrag geltenden Vorſchriften bindend. Anders 
in einer beiläufigen Bemerkung RG (7. 35) 83, 227 und die früheren Auflagen dieſes Kom⸗ 
mentars, von denen ein einſeitiges Schenkungsverſprechen in Teſtamentsform zugelaſſen 
wird. Das kann nur in dem Sinne aufrechterhalten werden, daß eine in Teſtamentsform 
abgegebene Erklärung, mit der den Worten nach eine „Schenkung“ von Todes wegen ge⸗ 
macht iſt, in Zweifelsfällen ($ 2084 A 1) als eine letztwillige Verfügung zur Geltung ge⸗ 
bracht werden kann (RG LZ 1924, 1622). Ein Widerruf des Schenkungsverſprechens von 
Todes wegen nad) §§ 530 ff. findet nicht ftatt; es gelten lediglich die 58 2200 ff., 2293 ff. über 
Aufhebung und Rücktritt vom Erbvertrag. 


3. Entſprechend § 518 Abſ 1 Satz 2 find das Schuldverſprechen (§ 780) und das Schuld⸗ 
anerkenntnis (8 781) unter die gleichen Vorſchriften geſtellt, wenn der abſtrakte Vertrag 
an: bus zum Rechtsgrunde hat und durch das Überleben des Beſchenkten be⸗ 
ingt iſt. 


Erbvertrag 88 2301, 2302 245 


4. Die Schenkung iſt vollzogen durch Bewirkung der verſprochenen oder der im Schuld⸗ 
verſprechen oder Schuldanerkenntnis übernommenen Leiſtung (ſ. 8518 A 4). Hierzu genuat 
weder die Übergabe des Schenkungsgegenſtandes an einen Boten, der die Sache erſt nach 
dem Tode des Schenkers dem Beſchenkten überbringt (RG 83, 223), oder ein entſprechender, 
erſt noch dem Tode des Schenkers ausgeführter Auftrag (RG Recht 1924 Nr 169) noch die 
bloße Übergabe eines Schuldſcheins an den Beſchenkten, ſei es auch mit der Ermächtigung, den 
Schenkungsgegenſtand nach dem Tode des Schenkers von dem dritten Schuldner in Empfang zu 
nehmen (RG JW 04, 337°), noch der Vermerk auf einem vom Beſchenkten ausgeſtellten Schuld⸗ 
ſchein, der Schein werde mit dem Tode des Erblaſſers ungültig (NG Warn 08 Nr 302), noch die 
Vollmacht, das Bankguthaben des Schenkers im Falle ſeines Todes abzuheben, jelbit wenn 
ſie mit der Erklärung erteilt wird, das Geld ſolle dem Bevollmächtigten gehören (RG X 
1919, 6920. Dagegen genügt Abtretung des Herausgabeanſpruchs gemäß § 931 (RG Warn 09 
Nr 33). Ebenſo Übergabe eines Sparkaſſenbuchs im Sinne der Abtretung des Sparkaſſen⸗ 
guthabens (RG Gruch 50, 651; Warn 1915 Nr 142); eine ſolche Abtretung an den von Todes 
wegen zu Beſchenkenden kann auch darin gefunden werden, daß ihm ein an die Sparkaſſen⸗ 
verwaltung gerichtetes Erſuchen um Umſchreibung des Guthabens übergeben wird (RG 
23. 6. 19 IV 108/19). Ein ſchenkweiſe erfolgender Schulderlaß (8 397) trägt auch dann, 
wenn er an die Bedingung geknüpft iſt, daß der Schuldner den Gläubiger überlebt, die Voll ⸗ 
ziehung der Schenkung in ſich (ch 53, 294; Warn 1921 Nr 95). Überall macht es keinen 
Unterſchied, ob die Leiſtung gleichzeitig mit der Schenkung oder erſt hinterher, mit der 
Abſicht, das vorausgegangene Schenkungsverſprechen zu erfüllen, bewirkt wind (R Warn 
1913 Nr 249; 1915 Nr 142). 


5. Nach den Vorſchriften über Schenkungen unter Lebenden ($ 518 Abſ 2) macht die 
Vollziehung der Schenkung zugleich die Beobachtung der Form überflüſſig. Damit entfällt 
auch die Form der Verfügung von Todes wegen. Der Vorbehalt des Widerrufs iſt auch bei 
der vollzogenen Schenkung zuläſſig. Im übrigen beſtimmt ſich der Widerruf nach 88 530—533 
(RG JW 1914, 3015). Auch die vollzogene Schenkung von Todes wegen ſteht unter der 
Bedingung des Überlebens des Beſchenkten (RG Warn 1921 Nr 95). Sie wird 
regelmäßig als auflöfende aufzufaſſen fein, in dem Sinne, daß die Schenkung mit dem 
früheren Tode des Beſchenkten an den Schenker zurückfallen ſoll. Sie kann aber auch auf⸗ 
ſchiebend gewollt ſein ($ 158). Anrechnung der Scheukung auf den Pflichtteil $ 2815; Er⸗ 
gänzung des Pflichtteils $ 2325. — Im Erbſchaftsſteuerrecht wird die Schenkung von 
Todes wegen, wenn ſie unter Lebenden vollzogen iſt, als Schenkung, ſonſt als Erwerb von 
Todes wegen behandelt (Erbſch StG in der Faſſung v. 22. 8. 25 88 1, 2 Abſ 1 Nr 3, 8 3). 


8 2302 

Ein Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, eine Verfügung von 
Todes wegen zu errichten oder nicht zu errichten, aufzuheben oder nicht 
aufzuheben, iſt nichtig). 

E 1 1754 II 2168; M 5 8 P 5 5, 462. 


1. Das Geſetz kennt zwar eine erbrechtliche Bindung des Erblaſſers durch Erbvertrag 
(8 2278 A 1) und im Falle des $ 2271 Abſ 2 durch Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments, erklärt aber darüber hinaus zur Wahrung völliger Teſtierfreiheit jede vertragsmäßige 
Beſchränkung des Erblaſſers in Beziehung auf Verfügungen von Todes wegen ($ 1937 A 1) 
für nichtig. Dies gilt auch von Beſchränkungen, zu denen ſich der Erblaſſer unter dem älteren 
Rechte verpflichtet hatte (RG 75, 34; KO Igidſch 1927 Nr 246). Dieſe von jedermann 
eltend zu machende Nichtigkeit ergreift auch etwa bedungene Vertragsſtrafen ($ 344). 
Ebenſowenig begründet der Bruch ſolchen nichtigen Vertrags eine Schadenserſatpflicht 
(MG 28 4. 27 IV 579/26). Auch im Erbvertrage können die Vertragſchließenden auf das 
Recht der Aufhebung gemäß 88 2290.—2292 oder des Rücktritts gemäß 88 2294, 2295 
nicht wirkſam verzichten. Die Verpflichtung, keine Verfügung von Todes wegen zu 
errichten, kann ſchon nach § 2278 Abſ 2 nicht vertragsmäßig eingegangen werden. Sie 
wäre nur zu halten, wenn ſie ſich in eine Erbeinſetzung der geſetzlichen Erben umdeuten 
läßt. Die Verpflichtung, eine ältere Verfügung von Todes wegen nicht aufzuheben wäre 
nur wirkſam, wenn dieſe Verfügung, einen dem $ 2278 Abſ 2 entſprechenden Inhalt 
(Erbeinſetzung, Vermächtnis, Auflage) vorausgeſetzt, inhaltlich oder in überreichter Urſchrift 
auf dem Wege des 8 2238 (vgl. 8 2276 A 2) zum Beſtandteil des Erbvertrags gemacht würde. 
Die bloße Bezugnahme auf eine ältere Verfugung kann ſchon wegen Unzuläfligfeit des myſtiſchen 
Teſtaments nicht genügen (8 2086 A 1). Noch weniger kann ſich der Erblaſſer einſeitig in 
der Teſtierfreiheit beſchranken oder die Gültigkeit ſpäterer Verfügungen von der Einhaltung 
felbſt geſetzter Formen abhängig machen (derogatoriſche Klauſel 8 2253 A 1). Bei Nicht: 
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beobachtung dieſer Formen kann jedoch der Zweifel entſtehen, ob die errichtete Verfugung 
von Todes wegen als fertige und gültige gewollt ſei. 

Iſt eine Bedenkung durch letztwillige Verfügung als Vergütung für Dienſtleiſtungen od. dgl. 
verſprochen, ſo kann in Frage kommen, ob das Verſprechen ausſchließlich dieſe Bedenkung 
zum Gegenſtande hatte und deshalb nach der vorliegenden Vorſchrift nichtig iſt oder ob die 
Vergütung in allgemeiner Weiſe verſprochen wurde und die in Ausſicht geſtellte letztwillige 
Verfügung nur den Gegenſtand einer unſchädlichen Nebenabrede über die Art der Erfüllung 
bildet (RG 18. 5. 16 VI 82/16). 


Fünfter Abſchnitt 
Pflichtteil 


Das BOB gibt auch den nächſten Angehörigen kein Recht darauf, Erbe zu werden, kennt 
alſo kein formelles Noterbrecht. Es gewährt aber den Abkömmlingen, den Eltern und dem 
Ehegatten des Erblaſſers ein materielles Pflichtteilsrecht auf den halben Geldwert des geſetz⸗ 
lichen Erbteils. Dieſes Recht iſt verſchieden ausgeſtaltet, je nachdem der Pflichtteilsberechtigte 
ganz von der Erbfolge ausgeſchloſſen (§ 2303), auf einen hinter der Hälfte des geletzlichen 
Erbteils zurückbleibenden oder auf einen beſchränkten oder beſchwerten Erbteil eingeſetzt 
(8$ 2305, 2306) oder mit einem Vermächtniſſe bedacht iſt ($ 2307). Im Falle des § 2306 
Abſ 1 Satz 1 wird das Pflichtteilsrecht unmittelbar dadurch gewahrt, daß die Beſchränkungen 
oder Beſchwerungen des den Pflichtteil nicht überſteigenden Erbteils als nicht angeordnet 
gelten. Sonſt entſpringt aus dem Pflichtteilsrecht ein perſönlicher Anſpruch auf eine Geld: 
zahlung. Unter Umſtänden ($ 2306 Abf 1 Satz 2, 8 2307) muß der Pflichtteilsberechtigte 
das ihm Zugewendete ausſchlagen, um den Pflichtteil fordern zu können. Anfechtung dieſer 
Ausſchlagung § 2308. Das Pflichtteilsrecht nachrückender Abkömmlinge und der Eltern wird 
durch dasjenige des weggefallenen Vorberechtigten beeinflußt (8 2309). Die Grundſätze über 
die Berechnung des Pflichtteils find in 88 2310—2313, mit Rückſicht auf die Ausgleichungs⸗ 
pflicht unter Abkömmlingen in § 2316 enthalten. Sie verwickeln ſich, wenn zugleich nach 
$ 2315 die Anrechnung einer unter Lebenden gemachten Zuwendung auf den Pflichtteil 
angeordnet iſt. Schuldner des Pflichtteilsanſpruchs (§ 2817) ift grundſätzlich der Erbe, der 
nach $ 2314 auch auskunftspflichtig iſt. Er kann aber nach näherer Vorſchrift der 88 2318 
bis 2324 durch entſprechende Kürzungen auch Vermächtnisnehmer und Auflagenbekeiligte 
zur Tragung der Pflichtteilslaſt mit heranziehen. Als außerordentliches, wiewohl mit in 
den Rahmen des Pflichtteilsanſpruchs fallendes Rechtsmittel ſteht endlich dem durch Schen- 
kungen unter Lebenden verkürzten Pflichtteilsberechtigten nach 88 2325—2331 der Anſpruch 
auf Ergänzung des Pflichtteils (querela inofficiosae donationis) grundſätzlich gegen den Erben, 
ausnahmsweiſe auch unmittelbar gegen den Beſchenkten zu ($ 2329). Verjährung des 
Pflichtteilsanſpruchs $ 2332. Entziehung des Pflichtteils nur unter den Vorausſetzungen 
der 89 2333—2337. Enterbung in guter Abſicht § 2838. Auslegungsregel über die Be- 
deutung einer letztwilligen Zuwendung des Pflichtteils § 2804. 

Über den Unterſchied zwiſchen Pflichtteilsrecht und Pflichtteilsanſpruch vgl. $ 2317 A 1, 4; 
über die Aufwertung diefes Anſpruchs § 2317 A 2. 


8 2303 


Iſt ein Abkömmling!) des Erblaſſers durch Verfügung von Todes wegen 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen?), jo kann er von dem Erben den Pflichtteil 
verlangen?). Der Pflichtteil beſteht in der Hälfte des Wertes des geſetzlichen 
Erbteils⸗). 

Das gleiche Recht ſteht den Eltern und dem Ehegatten des Erblaſſers 
zu, wenn ſie durch Verfügung von Todes wegen von der Erbfolge ausge⸗ 
ſchloſſen ſind! ). 

E I 1975 Abſ 1, 1976 Abſ 2, 1978; M 5 882—391; W 5 497-500, 

1. Das Pflichtteilsrecht ſteht nur zu den Abkömmlingen (8 1924 A 2, beim Suan 
treffen mit der märkiſchen Witwe R 65, 249), den Eltern ($ 1928 A 2, beim Yulammen- 
treffen mit dem überlebenden Ehegatten, der in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt hat, 
RG 82, 264) und dem Ehegatten (88 19311933), nicht auch den Geſchwiſtern, Voreltern 
und ſonſtigen Verwandten des Erblaſſers. Beſchränkung der entfernteren Abkömmlinge und 
der Eltern § 2309, Voraus des Ehegatten § 2311 A 2. Abfindung des unehelichen Kindes 
‚nit dem Pflichtteilsbetrage durch den Erben des Vaters $ 1712 Ubi 2. 
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2. Vorausſetzung des hier gegebenen Anſpruchs auf den vollen Pflichtteil iſt, daß der 
Pflichtteilsberechtigte durch Verfügung von Todes wegen von der Erbfolge ausgeſchloſſen 
worden iſt. Und zwar von jeder, nicht bloß von der geſetzlichen Erbfolge, ſei es politiv durch 
die Zuwendung des ganzen Nachlaſſes an andere als Erben, ſei es negativ durch die An⸗ 
ordnung, daß er nicht Erbe fein ſolle ($ 1938). Iſt ein zur Zeit des Erbfalls vorhandener 
Pflichtteilsberechtigter unabſichtlich übergangen, fo kann er nach 88 2079, 2281 Ab| 1 die 
Verfügung von Todes wegen anfechten und ſich damit das volle geſetzliche Erbrecht verſchaffen. 

3. Der ausgeſchloſſene Pflichtteilsberechtigte erwirbt mit dem Erbfall als Nachlaßgläubiger 
(8 1967 A 4) den ordentlichen Pflichtteilsanſpruch auf eine der Hälfte ſeines geſetzlichen 
Erbteils gleichkommende Geldſumme als perſönlichen Anſpruch gegen den Erben (8 2317); 
bei Vor und Nacherbfolge kann er bis zum Eintritt des Nacherbfalls nur den Vorerben, 
nicht auch gleichzeitig den Nacherben belangen (RG 113, 50). Daneben ſteht ihm nach 
88 2325— 2331 als außerordentliches Rechtsmittel der Ergänzungsanſpruch zu, ſoweit der 
Nachlaß innerhalb der letzten 10 Jahre vor dem Erbfall durch Schenkungen vermindert 
worden iſt. Iſt der Pflichtteilsberechtigte als Erbe eingeſetzt, ſo vermindert ſich der Pflicht⸗ 
teilsanſpruch, ſoweit er als Erbe bedacht iſt (8 2305). Eutſprechend beim Vermächtnis, wenn 
es nicht ausgeſchlagen wird, § 2307 Abſ 1. Beschränkungen und Beſchwerungen des (gegen 
Bln des § 2304 zugewendeten) Pflichterbteils werden nach 8 2306 ohne weiteres 
infällig. 

4. Der Pflichtteil iſt regelmäßig nicht ſelbſt Erbteil, ſondern bemißt ſich nur wirtſchaftlich 
und ziffermäßig nach der Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils. Dieſer „Erbteil“ 
it identiſch mit dem ganzen Nachlaß, wenn der Pflichtteilsberechtigte der einzige geſetzliche 
Erbe fein würde. Berechnungsgrundſätze 88 2311ff. Und zwar iſt der Erbteil zugrunde zu 
legen, der dem betreffenden Pflichtteilsberechtigten gebührt hätte, wenn er im Augenblicke 
des Erbfalls aus eigenem Rechte geſetzlicher Erbe des betreffenden Erblaſſers geworden ware, 
ſei es auch, daß ihm vorgehende Pflichtteilsberechtigte erſt nach dem Erbfall weggefallen 
find (val. aber auch 88 2309, 2310). Verzicht auf den Pflichtteil $ 2346 Abſ 2, Entziehung 
des Pflichtteils 89 2833 2337. Aufwertung des Pflichtteilsanſpruchs § 2317 A 2. 


8 2304 
Die Zuwendung des Pflichtteils iſt im Zweifel nicht als Erbeinſetzung 
anzuſehen !). 
E I 1977 II 2170; M 5 891; P 5 499, 500. 


1. Auslegungsregel, wonach die Zuwendung des Pflichtteils dem Bedachten im Zweifel 
nicht die Erbenſtellung ($ 2087), ſondern nur ein Forderungsrecht gegen den Nachlaß 
(8 2317) verſchaffen will. Ob ihm dies orderungsrecht ſchlechthin, oder als Gegenſtand 
eines Vermächtniſſes zukommen ſoll, fo daß § 2307 und auf die Verjährung des Anſpruchs 
nicht § 2332, ſondern 88 195, 198 auwendbar wären, ift ebenfalls Auslegungsfrage, deren 
Entſcheidung davon abhängt, ob der Erblaſſer dem Pflichtteilsberechtigten etwas zuwenden 
oder ihn nur von allem ausſchließen wollte, auf das er keinen unentziehbaren geſetzlichen 
Anſpruch habe; haben Eltern ein Kind für den Fall, daß es die von ihnen mit Bezug auf 
ſeinen Erbteil getroffene Regelung nicht anerkennen würde, auf den Pflichtteil „beſchränkt“, 
ſo liegt es nahe, darin nur die Verweiſung auf den geſetzlichen Pflichtteilsanſpruch zu finden 
(RG 113, 237; OLG 44, 106). Auch die Einſetzung des Pflichtteilsberechtigten zum „Erben“ 
ſchließt die Annahme nicht aus, daß er gleichwohl nur ein Forderungsrecht haben ſoll, falls 
dies nach den zu § 2084 A 2 dargelegten Auslegungsgrundſätzen als der wahre, wenngleich 
unvollkommen ausgedrückte Wille des Erblaſſers ermittelt werden kann (RG Warn 1913 
Nr 428; 1914 Nr 220). Den Beweis, daß Erbeinſetzung gewollt ſei, hat zu führen, wer 
daraus Rechte herleitet z. B. der Gläubiger, der den Pflichtteilsberechtigten wegen einer 
Nachlaßverbindlichkeit in Anſpruch nimmt. 


§ 2305 

Iſt einem Pflichtteilsberechtigten ein Erbteil hinterlaſſen, der geringer 
iſt als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils!), jo kann der Pflichtteilsberechtigte 
von den Miterben als Pflichtteil den Wert des an der Hälfte fehlenden 
Teiles verlangen?). 

E I 1979 II 2171; M 5 891, 392; P 5 500—503. 

1. Vorausgeſetzt iſt, daß der Pflichtteilsberechtigte durch Verfügung von Todes wegen 
oder kraft der inſoweit unberührt gebliebenen geſetzlichen Erbfolge zwar als Erbe berufen, 


gleichwohl aber im Pflichtteil geſchmalert iſt, ſei es, daß er ausdrücklich auf weniger als 
die Hälfte des geſetzlichen Erbteils eingeſetzt iſt, oder daß ihm infolge der ſonſtigen Ver⸗ 
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gebungen des Nachlaſſes nicht einmal dieſe Hälfte verbleibt. Iſt er als Vermächtuisnehmer 
bedacht, ſo gilt § 2307, im Falle der Beeinträchtigung des hinterlaſſenen Erbteils durch Bes 
ſchränkungen und Beſchwerungen $ 2306. 

2. Der Bedachte bleibt jedenfalls Erbe zu dem ihm zugewendeten Bruchteil der 
Erbſchaft. Daneben ſteht ihm, inſoweit als Nachlaßgläubiger, der Geldanſpruch des § 2817 
auf den Fehlbetrag zu, der ſich als Unterſchied zwiſchen dem Schätzungswerte des ihm aus⸗ 
geſetzten und der Hälfte des geſetzlichen Erbteils ergibt. Auf dieſen Geldanſpruch bleibt er 
auch dann beſchränkt, wenn er als Erbe ausſchlagen ſollte (RG 93, 9; 113, 48). Nament- 
lich iſt er in dieſem Falle nicht berechtigt, etwa den vollen geſetzlichen Erbteil ($ 1948 A 1) 
oder auch nur den vollen Pflichtteilsanſpruch geltend zu machen. Auch der ſo beſchrankte 
Pflichtteilsanſpruch begründet eine Nachlaßverbindlichkeit und iſt gemäß § 2046 bei der 
Auseinanderſetzung zu erledigen, an der ja der Pflichtteilsberechtigte als Miterbe gleichfalls 
teilnimmt. Beſchränkte Haftung der übrigen Erben § 2063 A 2, Pflichtteilslaſt 8 2319. Von 
einer „Ergänzung“ des Pflichtteils im techniſchen Sinne ſpricht das Geſetz nur, wenn eine 
Beeinträchtigung durch Schenkung unter Lebenden eingetreten iſt (88 2325 ff.). 


8 2306 


Iſt ein als Erbe berufener Pflichtteilsberechtigter!) durch die Einſetzung 
eines Nacherben, die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers oder eine 
Teilungsanordnung beſchränkt oder iſt er mit einem Vermächtnis oder einer 
Auflage beſchwert'), jo gilt die Beſchränkung oder die Beſchwerung als nicht 
angeordnet, wenn der ihm hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils nicht überſteigt?). Iſt der hinterlaſſene Erbteil größer, jo kann der 
Pflichtteilsberechtigte den Pflichtteil verlangen, wenn er den Erbteil aus⸗ 
ſchlägt“); die Ausſchlagungsfriſt beginnt erſt, wenn der Pflichtteilsberechtigte 
von der Beſchränkung oder der Beſchwerung Kenntnis erlangt’). 

Einer Beſchränkung der Erbeinſetzung ſteht es gleich, wenn der Pflicht⸗ 
teilsberechtigte als Nacherbe eingeſetzt iſte). 

557 0 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2, 2084 Abs 1 II 2172; M 5 394— 399, 504, 505; P 5 506— 510, 514516, 

1. Wie im Falle des § 2305 iſt vorausgeſetzt, daß der Pflichtteilsberechtigte als Erbe 
berufen iſt. Seine Berufung kann auch hier entweder auf Verfügung von Todes wegen 
oder darauf beruhen, daß inſoweit geſetzliche Erbfolge eintritt (RG Recht 1924 Nr 1002; 
12. 1. 25 IV 480/24). Iſt er mit einem Vermächtnis bedacht, ſo gilt § 2307. 


2. Beſchränkungen und Beſchwerungen des dem Pflichtteilsberechtigten ausgeſetzten Erb⸗ 
teils werden vom Geſetz verſchieden behandelt, je nachdem dieſer Erbteil, d. h. die 
Erbquote ohne Rückſicht auf den durch die Beſchränkungen oder Beſchwerungen geminderten 
Wert des Hinterlaſſenen (RG 93, 8; Seuffül 74 Nr 107; JW 1925, 359? ſowie RH 3, 63), 
größer iſt als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils oder dieſe nicht überſteigt (ihr gleich- 
kommt oder dahinter zurückbleibt). Das Geſetz hat dabei nur den Regelfall des § 2303 
Abſ 1 Satz 2 im Auge. Iſt der Pflichtteil, weil eine Anrechnung ($ 2315) oder Ausgleichung 
($ 2316) oder beides ftattzufinden hat, größer oder geringer als die Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils, ſo iſt an deren Stelle der rechneriſche Betrag des Pflichtteils in dem Sinne maß⸗ 
gebend, daß der Wert, den der Berechtigte unter Berückſichtigung der Anrechnung und 
Ausgleichung als Pflichtteil erhalten würde, zu vergleichen iſt mit dem Rohwert des hinter⸗ 
laſſenen Erbteils, ohne Abzug der Veſchränkungen und Beſchwerungen (RG 93, 3; 113, 48; 
Recht 1925 Nr 462). Als Beſchränkungen kommen nur in Betracht: a) Einsetzung 
eines Nacherben hinter dem als Vorerben berufenen Pflichtteilsberechtigten ($ 2100). 
So insbeſondere, wenn der überlebende Ehegatte als Vorerbe, die Kinder als Nach⸗ 
erben berufen find. Dagegen kommt $ 2306 nicht in Frage, wenn die Kinder durch 
gemeinſchaftliches Teſtament nach dem Überlebenden ſchlechthin als Erben des geſaniten 
beiderſeitigen Nachlaſſes berufen und damit zugleich von der Erbfolge in den Nachlaß des 
Zuerſtverſtorbenen ausgeſchloſſen ſind. Aus dieſem Nachlaſſe ſogleich den Pflichtteil zu 
fordern bleibt ihnen unverwehrt (§ 2269 A 2). Den Fall, daß der Pflichtteilsberechtigte 
ſelbſt als Nacherbe eingeſetzt iſt, behandelt Abſ 2 (A 6). b) Ernennung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers. Sie beſchränkt den Erben ſowohl in der Richtung der 88 2203, 2204, als 
insbeſondere dadurch, daß er über einen der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers 
unterliegenden Gegenſtand nicht verfügen kann (8 2211). c) Teilungsanordnungen 
§ 2048 A 1. Hierzu gehört auch die Anordnung, der Pflichtteilsberechtigte habe ſich 
Zuwendungen unter Lebenden anrechnen zu laſſen, deren Kürzung er nach den Grundſätzen 
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der 88 2315, 2316 nicht zu dulden braucht (RG 67, 309; 113, 46). Die Aufzählung der 
für den Pflichtteilsberechtigten nicht verbindlichen Beſchrankungen iſt erſchöpfend. Es ge- 
hören deshalb nicht hierher die ſog. familienrechtlichen Anordnungen, z. B. Beſtimmung 
des Pflichtteils zum Vorbehaltsgut 88 1369, 1638 u. dgl. Ebenſowenig die Erbeinſetzung 
unter einer aufſchiebenden Bedingung. Für den maßgebenden Zeitpunkt des Erbfalls 
(82317) iſt der fo Bedachte jedenfalls ausgeſchloſſen. Ob ihm auch nur die Nccherben- 
ſtellung gemäß $ 2105 zukommt, bleibt ungewiß. Er iſt deshalb auch nicht im Sinne von 
Abſ 2, d. h. unbedingt als Nacherbe eingeſetzt (a. M. Kipp 8132 A 10). Daraus folgt, daß 
er ſogleich den Pflichtteil fordern kann, ohne zur Ausſchlagung genötigt zu ſein. Nimmt er 
aber nach Eintritt der Bedingung den Erbteil an, ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß er ſich den 
bereits empfangenen Pflichtteil hierauf anrechnen zu laſſen oder ihn zurückzugeben hat. Das 
felbe gilt, wenn der Pflichtteilsberechtigte nur zum Erſatzerben berufen iſt ($ 2096). War der 
Erblaſſer nach 88 2333 ff. zur Entziehung des Pflichtteils berechtigt, hat er aber ſtatt deſſen in 
den Formen des $ 2306 Beſchränkungen und Beſchwerungen des Pflichtteilsberechtigten an⸗ 
geordnet, oder hat er unter den Vorausſetzungen des § 2338 in guter Abſicht verfügt, fo 
kann ſich der Bedachte hiervon nicht durch Berufung auf 82306 befreien. Beſchraͤnkungen uſw., 
die ſchon vor dem Erbfall oder durch Ausſchlagung des Bedachten mit Wirkung auf die Zeit 
des Erbfalls weggefallen find (88 1953 Ab] 1, 2180 Abf 3), kommen überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht, der nachträgliche Wegfall kaun aber den Pflichtteilserben berechtigen, gemäß $ 2308 
die Ausſchlagung des Erbteils anzufechten. Iſt er unbeſchränkt und unbeſchwert gerade auf 
den Pflichtteil als Erbe eingeſetzt, ſo kann er nicht ausſchlagen und ſtatt deſſen den Pflicht⸗ 
teilsanſpruch als Nachlaßgläubiger geltend machen ($ 2305 A 2). 

3. Iſt der ausgelehte Erbteil geringer als der Pflichtteil oder gleich dem Pflichtteil 
(A 2 a. A.), jo fallen die der Erbeinfetzung hinzugefügten Beſchränkungen und Beſchwerungen 
im Verhältnis zu dem Pflichtteilsberechtigten kraft Gefches weg (RG JW 1911, 370%), 
Die Darlegung von Martin Wolff (Gruch 67, 261), daß ſich der Pflichtteilserbe die Freiheit 
von den angeordneten Beſchränkungen und Beſchwerungen nicht aufdrängen zu laſſen 
brauche, erſcheint mit dem geltenden Geſetz unvereinbar. Anders liegt es, wenn der Erb: 
laſſer den Pflichtteilsberechtigten ausdrücklich vor die Wahl geſtellt hatte, unter gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen oder Beſchwerungen Pflichtteilserbe oder nur gewöhnlicher Pflichtteilsgläubiger 
zu werden. Schlägt er in dieſem Falle nicht rechtzeitig aus, jo bleibt er, obwohl nur Pflicht 
teilserbe, auch an die hinzugefügten Beſchränkungen gebunden (R Warn 1913 Nr 250). 
Von dieſem Falle abgeſehen, bleibt ihm, wenn der Erbteil noch hinter dem Pklichtteil zurück⸗ 
bleibt, der Anſpruch auf Vervollſtändigung nach $ 2305; auch bei Ausſchlagung des Erbteils 
hat er nur dieſen Anſpruch, nicht den Auſpruch auf den vollen Pflichtteil (RG 93, 3; 113, 48). 
Schlägt er aus, fo kommt dem nach $ 2161 nachrückenden Beſchwerten § 2322 zugute. Die 
Beſchränkungen uſw., z. B. eine Teilungsauordnung; daß ſich der Pflichtteilsberechtigte eine 
unter Lebenden empfangene Zuwendung auf den Pflichtteil aurechnen zu laſſen habe, ſind 
auch dann zu ſtreichen, wenn der Pflichtteilsberechtigte nicht als Erbe berufen, ſondern von 
der Erbfolge ausgeſchloſſen und dadurch lediglich Nachlaßgläubiger auf den Pflichtteilsan⸗ 
ſpruch geworden iſt (Reh 67, 809). 

4, Iſt der Erbteil größer als der Pflichtteil (A 2 a. A.), fo entſteht dem Erben das Wahl- 
recht, entweder den Erbteil auszuſchlagen, ſich hierdurch von allen Beſchränkungen uſw. zu 
befreien und ſich auf Geltendmachung des Forderungsrechts aus 88 2303, 2317 zu beſchränken, 
oder anzunehmen und ſich damit den ihm auferlegten Beſchränkungen uſw. auf die Gefahr 
hin zu unterwerfen, daß ihm daraus eine Beeinträchtigung im Pflichtteil erwächſt, gegen die 
er ſich nur im Rahmen der 88 2318 ff. ſchützen kann. Die Regelung entſpricht dem Sad): 
ſtande, wie wenn der Erblaſſer mit der gemeinrechtlichen cautela Soeini verfügt hätte. Auch 
heute noch kann der Erblaſſer in entſprechender Weiſe verfügen, auch außerhalb des eigent- 
lichen Pflichtteilsrechts. So kann er anordnen, daß ein Abkömmling die Verwaltung ſeines 
Anteils an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch einen Dritten zu dulden habe, widrigen⸗ 
falls ſein Anteil auf die Hälfte herabgeſetzt fein ſolle ($ 1512); eine ſolche Anordnung hat zwar 
keine dingliche Wirkung, nötigt aber den Abkömmling, wenn er ſich nicht mit der Hälfte be⸗ 
gnügen will, ihr nachzukommen (RG 22 1915, 16571). Vgl. auch über die Verwirkungs⸗ 
klauſel 8 2074 A 1. Anfechtung der Ausſchlagung 8 2308. — Verhältnis zu $ 2338 |. dort A 3. 

5. Die Ausſchlagungsfriſt beginnt regelmäßig mit erlangter Kenntnis von dem 
Erbanſall und dem Grunde der Berufung und nicht vor Verkündung der die Erbeinſetzung 
enthaltenden Verfügung von Todes wegen (8 1944 A 1—3). Dieſe allgemeinen Voraus. 
ſetzungen müſſen auch gegeben ſein, damit die Friſt gegen den Pflichtteilserben zu laufen 
beginnt (RG 59, 341; Warn 1914 Nr 26). Fällt bei ihm mit der Kenntnis von jenen Um⸗ 
ſtänden die Kenntnis von der Beſchränkung oder Beſchwerung nicht zuſammen, ſo wird zu 
feinen Gunſten der Friſtbeginn auf ſolange hinausgeſchoben. Daraus, daß ihm das Geſetz 
je nach der Größe des Erbteils zwei verſchiedenartige Rechtsbehelfe an die Hand gibt, folgt 
ferner, daß ihm die Friſt auch nicht eher laufen kann, als bis er davon Kenntnis erlangt, daß 
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ihm mehr als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils hinterlaſſen iſt. Iſt er deshalb zwar als Erbe, 
aber auf Summen oder einzelne Gegenſtände eingeſetzt ($ 2087 A 2), fo beginnt die Friſt 
erſt, wenn er das Wertsverhältnis der Zuwendung zum ganzen Nachlaß und damit den auf 
ihn entfallenen Bruchteil der Erbſchaft zu überſehen vermag (RG 113, 48). Iſt der Pflicht⸗ 
teilserbe unmittelbar auf einen Bruchteil eingeſetzt, jo ift mit der Kenntnis dieſes Bruch⸗ 
teils in der Regel auch die Kenntnis davon gegeben, ob der hinterlafjene Erbteil die Hälfte 
des geſetzlichen Erbteils überſteigt; auf die Kenntnis vom Beſtande des Nachlaſſes kommt 
es dann nicht an. Von dieſer Regel iſt aber für die Fälle eine Ausnahme zu machen, in 
denen bei der Berechnung des Pflichtteils Anrechnungs⸗ oder Ausgleichungspflichten zu berück⸗ 
ſichtigen find (A 2). In dieſen Fällen beginnt die Ausſchlagungsfriſt erſt, wenn der Pflicht- 
teilserbe weiß, ob ſein Erbteil den ihm bei Berückſichtigung der geſetzlichen Anrechnungs⸗ 
Ei a unsepilichten zukommenden Pflichtteilsbetrag überſteigt (RG 113, 45; 12. 1. 25 
2 

6. Iſt der Pflichtteilsberechtigte lediglich als Nacherbe eingeſetzt und überſteigt dieſer 
Nacherbteil nicht den Pflichtteil, ſo verwandelt ſich die Nacherbeinſetzung ſogleich in die ge⸗ 
wöhnliche Erbeinſetzung und es gilt das A 3 Geſagte (RG 22. 11. 06 IV 186/06). Iſt der 
Nacherbteil größer als der Pflichtteil, ſo hat er gemäß A 4 das Wahlrecht, ob er die ihm an⸗ 
getragene Nacherbſchaft annehmen, oder ob er ſie ausſchlagen und ſtatt deſſen den Pflicht- 
teil fordern will. Zur Erklärung hierüber iſt er jedoch grundſätzlich nicht vor Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge verpflichtet ($ 2142 A 1). Auch dieſer Zeitpunkt ſetzt die Friſt nicht in Lauf, ſolange 
er nicht Kenntnis von der in ſeiner Nacherbeinſetzung liegenden Beſchränkung erhalten hat 
(RS 59, 345). Freilich läuft ihm unabhängig hiervon die dreijährige Verjährungsfriſt des 
Pflichtteilsanſpruchs aus § 2332 Abſ 2, 3. Er iſt alſo, wenn er ſich den Pflichtteilsanſpruch 
ſichern will, der wiederum von der vorgängigen Ausſchlagung der Nacherbſchaft abhängig 
iſt, ſchließlich doch genötigt, von der in 8 2142 Abſ 1 ihm nur wahlweiſe nachgelaſſenen Aus⸗ 
ang unter Umſtänden bereits vor Eintritt der Nacherbfolge Gebrauch zu machen (RG 
a. a. O.). 


§ 2307 

Iſt ein Pflichtteilsberechtigter mit einem Vermächtniſſe bedacht, jo kann 
er den Pflichtteil verlangen, wenn er das Vermächtnis ausſchlägt!). Schlägt 
er nicht aus, ſo ſteht ihm ein Recht auf den Pflichtteil nicht zu, ſoweit der Wert 
des Vermächtniſſes reichte); bei der Berechnung des Wertes bleiben Be— 
ſchränkungen und Beſchwerungen der im § 2306 bezeichneten Art außer Bes 
trachts). 

Der mit dem Vermächtniſſe beſchwerte Erbe kann den Pflichtteilsberech⸗ 
tigten unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung über die 
Annahme des Vermächtniſſes auffordern“). Mit dem Ablaufe der Friſt gilt 
das Vermächtnis als ausgeſchlagen, wenn nicht vorher die Annahme erklärt 
wirds). 

E a 1982 II 2178; M 5 392—894, 399—401; P 5 508—506, 510, 511. 


1. Der Pflichtteilsberechtigte iſt niemals genötigt, ſich wegen feines Pflichtteilsanſpruchs 
in der Form des Vermächtniſſes befriedigen zu laſſen, gleichviel ob es dem Pflichtteil gleich⸗ 
kommt, oder ihn überſteigt oder dahinter zurückbleibt ($ 2306 A 3, 4). Doch gehört zur Ber 
A 10 Pflichtteilsanſpruchs, daß der Bedachte zuvor das Vermächtnis ausgeſchlagen 

at ($ 2180). 

2. Schlägt er aus, fo fteht ihm der Pflichtteilsanſpruch in voller Höhe zu, wie wenn 
ihm nichts zugewendet wäre. Pflichtteilslaſt desjenigen, welchem die Ausſchlagung zuſtatten 
kommt 88 2321 ff. Anfechtung der Ausſchlagung $ 2308. Schlägt er nicht aus, jo kann er, 
wie un alte des § 2305 A 2 neben dem Erbteil, fo auch neben dem Vermächtnis, falls fein 
durch Schätzung zu ermittelnder Wert hinter dem Pflichtteil zurückbleibt, Vervollſtandigung 
des Pflichtteils mit dem Geldanſpruch des $ 2317 fordern. Inſoweit er lich das Vermächtnis 
auf den Pflichtteil anrechnen zu laſſen hat, ſteht es nach KS § 226 Ab| 3 dem Pllichtteils⸗ 
rechte gleich. 

3. Beim Vermächtnis find Beſchränkungen im Sinne von $ 2806 A 2 denkbar ent- 
ſprechend der Nacherbeinſetzung durch Anordnung eines Nachvermächtniſſes nach § 2191. 
Ferner durch Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers in Beziehung auf den Gegenſtand 
des Vermächtniſſes (88 2211, 2212) und zur Ausführung der dem Vermächtnisnehmer auf⸗ 
erlegten Beſchwerungen (8 2223). Auch Teilungsanordnungen können in Frage kommen. 
Beſchwerungen in Form von Untervermächtniſſen und dem Vermächtnisnehmer gemachten 
Auflagen (85 2147, 2192). Alle derartigen Beſchränkungen und Veſchwerungen bleiben, 
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wenn der Pflichtteilsberechtigte nicht ausſchlägt, abweichend von $ 2306 A 3 auch dann für 
ihn bindend, wenn der Wert des Vermächtniſſes den Pflichtteil nicht erreicht. Trotzdem darf 
er die hieraus ſich ergebenden Einbußen vom Werte des Vermächtniſſes nicht abſetzen, kann 
inſoweit auch vom Erben keine Vervollſtändigung mit Hilfe des Pflichtteilsanſpruchs ver⸗ 
langen und gebt unter Umſtänden leer aus, wenn ihm nach Erfüllung der auf dem Ver⸗ 
mächtnis liegenden Beſchwerungen nichts übrigbleibt (8 2187). Die Annahme des Ver⸗ 
mächtniſſes anzufechten iſt er nur nach den allgemeinen Grundſätzen der §§ 119ff. berechtigt. 
Befriſtungen und Bedingungen der Vermächtniszuwendung gehören nicht zu 
den „Beſchränkungen und Beſchwerungen“ im Sinne des Geſetzes (8 2306 A 2), ſoweit damit 
nicht ein Nachvermächtnis nach $ 2191 angeordnet iſt. Der Pflichtteilsberechtigte muß nach 
Satz 1 auch ſolche Vermächtniſſe ausſchlagen, wenn er den vollen Pflichtteil verlangen will. 
Iſt das Vermächtnis aufſchiebend befriſtet oder bedingt (8 2177), fo kann er zwar nicht vor 
dem Eintritte der Bedingung oder des Termins zur Erklärung nach Abſ 2 aufgefordert 
werden. Will er jedoch nicht ausschlagen, ſondern ſich vorbehalten, neben dem Vermächtnis 
den Anſpruch auf Vervollſtändigung des Pflichtteils zu erheben (A 2), ſo kann er durch die 
Rückſicht auf die dreijährige Verjährungsfriſt (8 2332 Abf 3) genötigt ſein, noch vor Eintritt 
der Bedingung oder des Termins die Annahme des noch ſchwebenden Vermächtniſſes zu 
erklären und damit die Gefahr der völligen Vereitelung desſelben zu übernehmen. 

4. Da beim Vermächtnis eine geſetzliche Ausſchlagungsfriſt nicht läuft ($ 2180 A 1), ſo 
darf der beſchwerte Erbe — nicht ein etwa beſchwerter Vermächtnisnehmer —, um ſich Ge⸗ 
wißheit darüber zu verſchaffen, ob er das Vermächtnis oder den Pflichtteil zu leisten hat, 
dem Bedachten eine angemeſſene Friſt zur Erklärung ſetzen. Eine Form iſt hierfür nicht 
vorgeſchrieben. Mehrere Erben können die Friſt nur gemeinſchaftlich ſetzen. Sie iſt nicht 
angemeſſen, wenn ſie früher abläuft, als eine Inventarfriſt, die dem Erben ſelbſt gemäß 8 1994 
auf Antrag des Pflichtteilsberechtigten beſtimmt worden iſt (RG Recht 08 Nr 350). Friſt⸗ 
ſetzung bei aufſchiebend befriſteten und bedingten Vermächtniſſen ſ. A 3. 

5. Friſtablauf gilt als Ausſchlagung mit der Wirkung A 1, auch ohne daß ſie gemaß 
8 2180 dem Beſchwerten gegenüber erklärt worden iſt. Ob in der Erhebung des Pflichtteils⸗ 
anſpruchs gegen den Erben, zumal wenn er mit dem Beſchwerten identiſch iſt, zugleich die 
Ausſchlagung enthalten ſei, iſt Tatfrage. Will der Bedachte das Vermächtnis fordern, ſo hat 
er zu beweiſen, daß er noch vor Ablauf der geſetzten (angemeſſenen) Friſt angenommen 
habe. — Iſt der Pflichtteilsberechtigte ſowohl als Erbe eingeſetzt wie als Ver ⸗ 
mächtnisnehmer bedacht, ſo hat er ſich, wenn er das Vermächtnis nicht ausſchlägt, 
jedenfalls deſſen Wert auf den Pflichtteil anrechnen zu laſſen. Sei es, daß er den die Halfte 
des geſetzlichen Erbteils überſteigenden Erbteil ausſchlägt ($ 2306 A 4) und nur den reinen 
Pflichtteilsanſpruch erhebt. Sei es auch, daß er neben dem zu geringen Erbteil (8 2306 U 3) 
bloß Vervollſtändigung des Pflichtteils fordert. Erlangt er auf dieſem Wege den vollen 
Pflichtteil, oder kommt der Erbteil von vornherein dem Pflichtteil gleich, und macht er daruber 
hinaus noch das Vermächtnis geltend, ſo ſtellt er ſich damit auf den Boden des mit mehr 
als dem Pflichtteil bedachten Erben. Er kann deshalb in dieſem Falle nicht verlangen, daß 
die dem Erbteil beigefügten Beſchränkungen und Beſchwerungen geſtrichen werden. 


8 2308 


Hat ein Pflichtteilsberechtigter, der als Erbe oder als Vermächtnis ⸗ 
nehmer in der im § 2306 bezeichneten Art beſchränkt oder beſchwert iſt, die 
Erbſchaft oder das Vermächtnis ausgeſchlagen, ſo kann er die Ansſchlagung 
anfechten, wenn die Beſchränkung oder die Beſchwerung zur Zeit der Aus⸗ 
ſchlagung weggefallen und der Wegfall ihm nicht bekannt war!). 

Auf die Anfechtung der Ausſchlagung eines Vermächtniſſes finden die 
für die Anfechtung der Ausſchlagung einer Erbſchaft geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegen⸗ 
über dem Bejrhwerten?). 

E 1 2040 Abſ 1 II 2174; M 5 510512; P 5 681; 6 819, 820, 828. 

1. Die Kenntnis des Pflichtteilsberechtigten von den dem Erbteil oder dem Vermächtnis 
beigefügten Beſchränkungen und Beſchwerungen iſt für Ausübung des durch SS 2806, 2307 
ihm verliehenen Wahlrechts ſo weſentlich (fo auch 8 2306 A 5), daß ihm das Geſetz geſtattet, 
die Ausſchlagung anzufechten nicht bloß unter den allgemeinen Vorausſetzungen der SS 119ff., 
ſondern ſchon ar Grund der Tatjache, daß die Beſchränkungen uſw. zur Zeit der Ausſchlagung 
weggefallen und der Wegfall ihm nicht bekannt war. Für beides tft der Anfechtende be⸗ 
weispflichtig. Die Anfechtung ſelbſt vollzieht ſich in den Formen und Friſten der 
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$$ 1954, 1955. Sie gilt nach $ 1957 Abſ 1 zugleich als Annahme des Erbteils und 
hat demgemäß den Verluſt des Pflichtteilsanſpruchs zur Folge. Daraus folgt aber nicht, 
daß die Anfechtung als Verzicht auf den Pflichtteil aufzufaſſen wäre und vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung nach 8 1822 Nr 2 erforderte. Vielmehr handelt es ſich ſachlich nur 
um eine veränderte Ausübung des Wahlrechts. § 2308 ſpricht nur von Anfechtung der Aus⸗ 
ſchlagung. Ob auch eine irrtümlich, d. h. in Unkenntnis angeordneter Beſchränkungen uſw. 
erklarte Annahme anfechtbar ſei, iſt nach § 119 zu beurteilen. Jedenfalls iſt die An⸗ 
fechtung ſowohl der Ausſchlagung als der Annahme ausgeſchloſſen, wenn ſich der Bedachte 
nur über die Tragweite der Beſchränkungen uſw. und den wirtſchaftlichen Wert der Zu⸗ 
wendung getäuſcht hat (vgl. RG 103, 21). Maßgebend für den Wegfall der Beſchränkung uſw. 
ſelbſt und der Kenntnis hiervon ift die Zeit der Ausſchlagung. Iſt ſie erſt nach dieſer Zeit, 
3. B. durch Ausſchlagung eines Bedachten, Erbunwürdigkeit, weggefallen, fo ift die Anfech⸗ 
tung nicht gegeben, obſchon der Wegfall nach 88 1953 Abſ 2, 2344 Abſ 2 auf die Zeit des 
Erbfalls zurückdatiert wird. 

2. Für Anfechtung der Bermächtnisausſchlagung gelten ſonſt keine beſonderen Be- 
ſtimmungen. Die entſprechende Übernahme der für die Erbſchaftsausſchlagung geltenden 
Vorſchriften ergibt Unanwendbarkeit der 88 1955 u. 1957 Abſ 2, da an Stelle des Nachlaß, 
gerichts der Beſchwerte tritt. Die Anfechtung bedarf deshalb auch keiner Form. Anfechtbar 
iſt auch die fingierte Ausſchlagung des § 2307 A 5. — Vererblichkeit des Anfechtungsrechts 
9 2317 A 2. 


8 2309 


Entferntere Abkömmlinge und die Eltern des Erblaſſers ſind injomweit‘) 
nicht pflichtteilsberechtigt!), als ein Abkömmling, der ſie im Falle der ge⸗ 
jeglichen Erbfolge ausſchließen wirde?), den Pflichtteil verlangen kann“) 
oder das ihm Hinterlaſſene annimmt'). 

E I 1988 II 2175; M 5 401—403; P 5 511—513, 


1. Leitender Gedanke iſt: „Demſelben Stamme darf nicht zweimal ein Pflichtteil gewährt 
werden“ (M 5, 401; Prot 5, 512). Jedoch befreit die Auszahlung des Pflichtteils an ein 
unberechtigtes Stammesmitglied nicht von der Verpflichtung zur Zahlung an den Berechtigten 
(N 93, 193). Das Nachrlicken entfernterer Abkömmlinge und der Eltern des Grblaflers 
in die Stellung des nächſten Pflichtteilsberechtigten ($ 2303 A 4) ſoll nicht zur Erhöhung 
der Pflichtteilslaſt führen. Anderſeits kommt es dem Erben und nicht den entfernteren 
Berechtigten zugute, wenn der nächſte Berechtigte von ſeinem Pflichtteilsrechte nicht oder 
nicht rechtzeitig Gebrauch macht. Das ſelbſtändige Pflichtteilsrecht des Ehegatten (§ 2303 
A J) wird hiervon nicht berührt. Der entferntere Berechtigte (E) kommt hier nur in 
der Eigenſchaft eines Pflichtteilsberechtigten aus eigenem Rechte in Betracht. 
Es iſt alſo vorausgeſetzt, daß er an ſich unmittelbar zur geſetzlichen Erbfolge als Abkömm⸗ 
ling oder Elternteil berufen ware, aber im Einzelfalle durch Verfügungen von Todes wegen 
von der Erbſchaft ausgeſchloſſen iſt (§ 2303), oder daß er, weil ihm ein zu geringer Erb⸗ 
teil oder ein zu geringes Vermächtnis zugewendet iſt, auf Vervollſtändigung des Pflicht. 
teils Anſpruch hat (88 2305 A 2, 2307 A 2), oder daß er den hinterlaſſenen größeren, aber 
mit Beſchränkungen oder Beſchwerungen verbundenen Erbteil, oder daß er das Vermächtnis 
ausgeſchlagen hat (88 2300 A 4, 2307 A 1). Trifft eine diefer Vorausſezungen ſchon auf den 
Nächſtberechtigten (A) zu und hat A den Pflichtteilsauſpruch auch aus anderen Gründen 
5 ſo kann & den Pflichtteil verlangen und ſchließt damit allein ſchon den E 
aus (A 2). 

2. Ein Pflichtteil des entfernteren Berechtigten E kommt nur in Frage, wenn das Erb⸗ 
oder Pflichtteilsrecht des ihm vorgehenden 4 weggefallen iſt. Der Fall der geſetzlichen 
Erbfolge iſt in Anlehnung an § 1924 Abſ 2 nur hypothetiſch herangezogen. Keineswegs iſt 
vorausgeſetzt, daß A ausdrücklich oder ſtillſchweigend von der geſehlichen Erbfolge ausgeſchloſſen 
wäre ($ 1938). Im Gegenteil erwächſt ihm gerade durch die Ausſchließung ein Pflicht 
1 (5.2303). Ob im übrigen der Nachlaß, gegen ben ber Pllichtteilsanſpruch zusteht, 
nach der geſetzlichen der der gewillkürten Erbfolge vererbt wird, iſt ohne Bedeutung. 

er nachrückende Berechtigte E iſt nur inſoweit pflichtteilsberechtigt, als der ihm vor ⸗ 
gehende Berechtigte A den Pflichtteil nicht verlangen kann. Der Fall, daß A bereits vor 
dem Erblaſſer verſtorben war, iſt hierbei gänzlich auszuſcheiden, da er nach § 1923 Abs 1 
nicht Erbe werden und daher auch keinen Pflichtteilsanſpruch erwerben konnte. Es kommen 
vielmehr nur folgende vier Wegfallsgründe in Betracht. a) Ausſchlagung: Bildet fie die ge⸗ 
ſetliche Vorausſetzung für Geltendmachung feines Pflichtteilsrechts (SS 2306 A 4, 2307 A 1), fo 
kann A in dieſem Falle den Pflichtteil fordern und ein Pflichtteilsrecht des E kommt inſoweit 
nicht in Frage. Hat dagegen A ausgeſchlagen, ohne daß hierdurch der Pflichtteilsanſpruch (ganz 
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oder zum Teil) für ihn ausgelöſt worden wäre, ſo iſt, da A inſoweit den Pflichtteil nicht 
verlangen kann, der gemäß 8 1953 Abf 2 (. auch $ 2069) nachrückende E ſeinerſeits an der Ein⸗ 
forderung des Pflichtteils nicht gehindert. So wenn A ausgeſchlagen hat, ſei es den zu geringen 
Erbteil (8 2305 A 2), oder den beſchränkten oder beſchwerten zu geringen oder dem Pflicht⸗ 
teil gleichkommenden Erbteil ($ 2306 A 3), oder endlich den unbeſchränkten oder unbeſchwerten 
den Pflichtteil überſteigenden Erbteil. b) Erbunwürdigkeit: Iſt der Nächſtberechtigte A 
für erbunwürdig erklärt, ſo gilt er als bereits vor dem Erbfall verſtorben und Tann jelbit- 
verſtändlich den Pflichtteil nicht verlangen (8 2344). Dagegen iſt der nachrückende E daran 
nicht gehindert. Steht dem Verlangen des & die Einrede aus 8 2345 Abſ 2 entgegen, Jo iſt 
vorerſt ungewiß, ob er den Pflichtteilsanſpruch hat. Erſt wenn der Erbe von der Einrede 
wirkſam Gebrauch gemacht hat, iſt fein Verlangen hinfällig. c) Erbverzicht: Hat A auf 
das geſetzliche Erbrecht verzichtet und gilt der Verzicht gemäß der Vermutung des $ 2350 
Abſ 2 nicht zugunſten der Eltern des Erblaſſers, fo bleibt ihm, wenn ſonſt ein Elternteil nach⸗ 
rücken würde, das geſetzliche Erbrecht und als Ausfluß deſſen unter den Vorausſetzungen 
A 1 a. E. auch der Pftichtteilsanſpruch gewahrt. Pflichtteilsanſprüche der Eltern können 
deshalb nicht in Frage kommen. Beſchränkte ſich der Verzicht des A, ſein geſetzliches Erbrecht 
unberührt laſſend, auf das Pflichtteilsrecht ($ 2346 Ab] 2), ſo wird er gegenſtandslos, wenn es 
demnächſt wirklich zur geſetzlichen Erbfolge kommt. War jedoch A bei Eintritt des Erbfalls 
tatſächlich auf den Pflichtteil gewieſen (A 1 a. E.), fo kann er kraft ſeines Verzichts den Pflicht ⸗ 
teil nicht verlangen und der nachrückende E kann deshalb ſeinerſeits den Pflichtteil fordern. 
Erſtreckte ſich der von A auf ſein gefetzliches Erbteil erklärte Verzicht nach der Vermutung 
des § 2349 zugleich auf feine Abkömmlinge, fo iſt damit ſowohl fein eigenes wie das Pflicht: 
teifrecht der Abkömmlinge ausgeſchloſſen (§ 2340 A 3) während dasjenige der nachrückenden 
Eltern unberührt bleibt. Hat endlich A nur für ſeine Perſon, aber ſchlechthin, ſei es auf das 
geſetzliche Erbrecht oder auf das Pflichtteilsrecht verzichtet, ſo kann er keinesfalls den Pflicht 
teil verlangen und eben deshalb ſteht der Pflichtteilsauſpruch nunmehr dem nachrückenden 
Abkömmling oder Elternteil zu. d) Entziehung des Pflichtteils nach § 2333 macht 
den Nächſtberechtigten A des Pflichtteilsanſpruchs verluſtig, beeinträchtigt aber nicht den 
Anſpruch des entfernteren Abkömmlings oder des Elternteils. Beſchränkung des Pflicht- 
teilsrechts in guter Abſicht (8 2338) läßt einen Pflichtteilsanſpruch weder auf ſeiten des in 
dieſer Weiſe Beſchränkten, noch der entfernteren Berechtigten entſtehen. — Beginn der 
Verjährungsfrist vgl. 8 2332 A 1. Ein zwiſchen dem nicht pflichtteilsberechtigten näheren 
Abkömmling und dem Erben ergangenes rechtskräftiges Urteil oder ein zwiſchen dieſen über 
den Pflichtteil geſchloſſener Vergleich hat auf das Pflichtteilsrecht des entfernteren Abkömm⸗ 
lings keinen Einfluß (RG 93, 193). 


4. Inſoweit. Der eutferntere Berechtigte E ift niemals in höherem Umfange pflichtteils⸗ 
berechtigt, als es der Nächſtberechtigte A geivefen wäre. E. muß ſich deshalb auf feinen Pflicht- 
teil anrechnen laſſen, was A darauf verlangen konnte, auch wenn A von feinem Rechte, ſo 
insbeſondere auf Vervollſtändigung des Pflichtteils nach 88 2305 A 2, 2306 A 3, 2307 A 2 
nicht Gebrauch gemacht hat. Er muß ſich aber auch ſchlechthin anrechnen laſſen, was A als 
ihm hinterlaſſen angenommen hat. Die allgemeine Faſſung berechtigt nicht, nach der Art 
der Hinterlaſſung von Todes wegen oder nach den verſchiedenen Wegfallsgründen A 3 a —d 
zu unterſcheiden. Waren derartige Zuwendungen mit Beſchränkungen oder Beſchwerungen 
verbunden, ſo iſt der hierdurch verminderte Wert durch Schätzung zu ermitteln. Eine 
Streichung der Beſchränkungen nach den Sondervorſchriften der §88 2306 A 3 oder 2307 A 3 
kommt hier nicht in Frage. Anrechnung von Vorempfängen auf den Pflichttell |. 88 2315 A8, 
2316 A 7. (Näheres über vielfach widerſtreitende Meinungen zu 8 2309 bei Planck und 
Staudinger.) 


8 2310 


Bei der Feſtſtellung des für die Berechnung des Pflichtteils maßgebenden 
Erbteils werden diejenigen mitgezählt, welche durch letztwillige Verfügung 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen ſind oder die Erbſchaft ausgeſchlagen haben 
oder für erbunwürdig erklärt ſind!). Wer durch Erbverzicht von der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, wird nicht mitgezählt). 

E I 1984 II 2176; M 5 403, 405; P 5 513, 514, 516—518, 

1. Für die Berechnung des Pflichtteils als Halfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils 
(8 2303 A 4) iſt derienige Erbteil maßgebend, welcher auf den betreffenden Pflichtteils⸗ 
berechtigten entfallen wäre, wenn es ohne Rückſicht auf die tatſächlich erfolgte Ausſchließung 
(8$ 2303 A 2, 2333), Ausſchlagung (8$ 1953, 2306 A 4) oder Erbunwürdigkeitserklärung (8 2344) 
zur regelmäßigen geſetzlichen Erbfolge aller im Einzelfall berufenen geſetzlichen Erben ge⸗ 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. V. Band. 6. Aufl. (Seyffarth. 23 
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kommen wäre. Nur der Verzichtende ift und bleibt auch bei dieſer bloß fiktiven Erbfolge 
ausgeſchloſſen, wie wenn er zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebte (A 2). Dies hat 
zur Folge, daß der Wegfall eines Erben durch Ausſchließung uſw. den Diviſor nicht ver⸗ 
mindert, alſo den Erbteil und damit den Pflichtteil der übrigen nicht vergrößert, daß vielmehr 
die Ausſchließung uſw. lediglich dem Erben zuſtatten kommt. Rücken gemäß § 2309 ent- 
ferntere Abkömmlinge des Erblaſſers als Pflichtteilsberechtigte ein, ſo verſteht ſich ſchon nach 
dem Grundſatze des § 1924 Abſ 2 von ſelbſt, daß der weggefallene nähere Abkömmling und 
der Stamm der an ſeine Stelle tretenden entfernteren Abkömmlinge nicht zweimal gezählt 
werden. Auch ſonſt iſt vorausgeſetzt, daß eine geſetzliche Erbfolge der mehreren in Betracht 
kommenden Pflichtteilsberechtigten nebeneinander überhaupt möglich iſt. Stünde den 
Eltern wegen des Vorhandenſeins wenigſtens eines pflichtteilsberechtigten Abkömmlings kein 
geſetzliches Erbrecht zu (8 1930), fo haben fie auch kein Pflichtteilsrecht (8 2309). Erſt wenn 
ſämtliche Abkömmlinge durch Ausſchlagung, wirkſame Entziehung des Pflichtteils, Erb⸗ 
unwürdigkeit oder Erbverzicht weggefallen find, kommt ein geſehliches, aber zugleich auch aus- 
ſchließliches geſetzliches Erbrecht und demgemäß auch Pflichtteilsrecht der Eltern in Frage. 
Daneben auch die weggefallenen Abkömmlinge mitzuzählen, iſt begrifflich unmöglich. Treffen 
nach den Grundſatzen der geſetzlichen Erbfolge (88 1925, 1931) die Eltern oder der überlebende 
Ehegatte des Erblaſſers mit anderen Verwandten zuſammen, die als geſetzliche, wenn auch 
nicht als pflichtteilsberechtigte Erben in Betracht kommen oder kommen würden, ſo beſtimmt 
ſich der Pflichtteil des Elternteils oder Ehegatten wiederum ſo, als kämen neben ihnen die 
mitzuzählenden ausgeſchloſſenen uſw. Verwandten wirklich zur geſetzlichen Erbfolge. Der 
Pflichtteil des Ehegatten bleibt mithin / von / = 7s des Nachlaſſes, auch wenn an Stelle 
des ausſchlagenden Kindes nunmehr die Eltern des Erblaſſers (mit je /) pflichtteilsberechtigt 
werden, obgleich der Ehegatte gemäß § 1931 neben den Eltern an ſich zu / von / = 1, 
pflichtteilsberechtigt wäre. 

2. Im Falle des Erbverzichts, dem in der Regel eine anderweite Abfindung aus dem 
Vermögen des Erblaſſers zugrunde liegt, bleibt es auch für die Berechnung des Pflichtteils 
bei dem Grundsatze des § 2346 A 3. Und zwar gleichviel, ob der Verzicht gegen oder ohne 
Entgelt erklärt war. Der Verzichtende wird jedoch gezählt, vermindert ſomit den Pflicht. 
teil der übrigen Berechtigten, wenn ſein Verzicht gemäß § 2346 Abſ 2 auf das Pflichtteils⸗ 
recht beſchränkt war. Daß neben ihm die an ſeine Stelle tretenden Abkömmlinge nicht noch 
beſonders gezählt werden, iſt ſelbſtverſtändlich. — Ebenſo § 2316 A 4. Soweit die Erbteile 
wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben uſw. nicht beſtimmbar ſind (8 2043), muß 
vorerſt auch die Feſtſtellung des Pflichtteils unterbleiben. 


8 2311 


Der Berechnung des Pflichtteils wird der Beſtand und der Wert des 
Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls zugrunde gelegt!), Bei der Berechnung 
des Pflichtteils der Eltern des Erblaſſers bleibt der dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten gebührende Voraus außer Anjag?). 

Der Wert iſt, ſoweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. Eine 
vom Erblaſſer getroffene Wertbeſtimmung iſt nicht maßgebend? ). 

E I 1988, 1986 Abſ 1, 2, 1987; M 5 405—407, 409; P 5 518. 


1. Für die Wertsermittlung tft wie beim Inventar ($ 2001) der Beſtand zur Zeit des 
Erbfalls maßgebend, auch wenn der dem Pflichtteilsberechtigten in Ausſicht geſtellte Erb. 
teil ſchon unter Lebenden an ihn ausgekehrt worden wäre (RG 67, 307). Spätere Werts. 
ſteigerungen kommen dem Pflichtteilsberechtigten nicht zugute. Erhebliche Wertsverminde⸗ 
rungen ändern nichts am Betrage des ermittelten Pflichtteils (RG JW 1910, 23810), doch 
kann der Erbe nach allgemeinen Grundſätzen die beſchränkte Haftung geltend machen. Da- 
egen nimmt der als Erbe eingeſetzte Pflichtteilsberechtigte an den Wertsveränderungen des 
Nachlaſſes teil. Der Beſtand ergibt ſich nach Abzug der Nachlaßverbindlichkeiten von den 
Aktiven des Nachlaſſes; Rechtsverhaltniſſe, die infolge des Erbganges durch Vereinigung von 
Recht und Verbindlichkeit erloſchen ſind, gelten hierbei eutſprechend den 88 1976, 2143, 
2377 u. a. als nicht erloſchen (OLG 30, 234). Die Nachlaßverbindlichkeiten find nur in 
dem Umfange anzuſetzen, wie wenn es zur reinen geſehlichen Erbfolge gekommen wäre. Danach 
ſind zwar allgemeine, zur Feſtſtellung und Sicherung des Nachlaſſes aufgewendete oder noch 
aufzuwendende Koſten unter den Paſſiven einzuſtellen, fo die Koſten der Nachlaßverwaltung 
(RG IWW 06, 114; OLG 40, 152). Es bleiben aber die durch Errichtung der Verfügung 
von Todes wegen, Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers (a. M. Seuffa 62 Nr 42) uſw. 
verurſachten Koſten grundſatzlich außer Betracht. Ebenſo die Koſten der Nachlaßverteilung, 
die den einzelnen Erben treffende Erbſchaftsſteuer (wegen der inzwiſchen aufgehobenen 
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Nachlaßſteuer val. ErbſchStG v. 10. 9. 19 8 17 Abſ 4) und die lediglich auf Anerkenntnis der 
Erben beruhenden Schulden. Vermächtniſſe und Auflagen, einſchließlich ber Anſprüche auf 
den Dreißigſten (§ 1969 A 7) ſtehen, und zwar nicht bloß im Konkurſe (KO & 226 Nr 5), 
dem Pflichtteilsanſpruche nach, kommen deshalb bei Berechnung des Pflichtteils nicht in 
Frage (ſ. aber 8 2318 A 1). Pflichtteilsauſprüche ſelbſt kommen nicht in Abzug, da ſie einen 
Nachlaßüberſchuß vorausſetzen, wohl aber als reine Nachlaßverbindlichkeit die Abfindung 
eines unehelichen Kindes mit dem Pflichtteilsbetrage nach $ 1712 A 2 (n 90, 202). Ob 
eine dem Erblaſſer augefallene Erbſchaft oder ein ihm angefallenes Vermächtnis endgültig 
dem Nachlaß zugeführt oder durch Ausſchlagung (88 1952, 2180 Abſſ 3) aus ihm ausgeſchieden 
werden ſoll, hängt von der freien, durch den Pflichtteilsberechtigten nicht angreifbaren Ent⸗ 
schließung des Erben ab (a. M. Planck Strohal A 2b a, wonach durch willkürliche Aus: 
ſchlagung des Erben der Pflichtteil uicht ſoll verkürzt werden können). 


2. Der Voraus (8 1932) kommt bei Ermittlung des Pflichtteils von Abkömmlingen 
als Nachlaßvermögen beſonderer Art nicht in Frage. Gegenüber dem elterlichen Pflicht- 
teil wird der überlebende Ehegatte dadurch begünſtigt, daß die zum Voraus gehörigen Haus: 
haltungsgegenſtände uſw. von vornherein aus den Alliven des Nachlaſſes ausſcheiden. Jedoch 
nur dann, wenn der Voraus dem Ehegatten gebührt. Dies trifft nach § 1932 nur dann 
zu, wenn der Ehegatte neben Verwandten der zweiten Ordnung oder neben Großeltern 
geſetzlicher Erbe geworden iſt; der Fall, daß die in 81932 angeführten Gegenſtände um 
deswillen an ihn gelangen, weil er durch Verfügung von Todes wegen zum Alleinerben 
eingeſetzt iſt, gehört darum nicht hierher (81932 A 1; a. M. Kaſſel Recht 1925 Nr 463). 
Ebenſowenig „gebührt“ der Voraus dem Ehegatten, wenn er ihm entzogen oder wenn der 
Ehegatte für erbunwürdig erklärt iſt. Dagegen gebührt er ihm auch dann, wenn er dem⸗ 
nächſt ausgeſchlagen wird. Jedenfalls hat der Voraus nicht ſelbſt auch Pflichtteilseigenſchaft. 
Vielmehr werden bei Ermittlung des Pflichtteils des Ehegatten die zum Voraus gehören ⸗ 
den Gegenftände zuſammen mit den übrigen Nachlaßgegenſtänden unter den Nachlaßaktiven 
eingeſtellt. 


3. Ermittlung durch Schätzung ſoweit erforderlich, z. B. nicht bei kurshabenden Wert . 
papieren, wohl aber bei einem Hauſe ohne Rückſicht auf den nachmals in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung ermittelten Erlös (RG IW 1910, 23816). Bei einem Landgut iſt im Falle des 
$ 2812 der Ertragswert maßgebend. Dieſe Vorſchrift ſteht dem nicht entgegen, daß der 
Ertragswert auch in anderen Fällen berückſichtigt wird, z. B. bei der Schätzung eines Land⸗ 
guts für die Juflatiouszeit mit ihren unverhaltnismäßig niedrigen Verkaufspreiſen (RG 
L 1926, 11329). Auch ſonſt kann für die Juflationszeit außer dem Verkaufswert auch der 
junere Wert in Betracht kommen c Joldſch 1927 Nr 1119). Eine wirtſchaftliche Ein⸗ 
heit, z. B. ein gewerbliches Unternehmen, kann einen anderen Wert haben als die einzelnen 
Gegenſtände. Dann eutſcheidet der Wert der wirtſchaftlichen Einheit, und zwar nicht nur, 
wenn er höher iſt als der Wert der einzelnen Gegenſtände (BaySbesch 22 A 188: Konzeſ⸗ 
ſionsapotheke), ſondern auch, wenn bei Einſtellung des Unternehmens, das der Erbe fort- 
feht, und Verkauf der dem Betriebe gewidmeten Gegenſtände mehr herausgekommen ware, 
als das Unternehmen zur Zeit des Erbfalls wert war (Kipp $ 131, 2a). Ungewiſſe Rechte 
uſw. § 2313. Werts beſtim mungen des Erblaſſers ſind als Teilungsanordnungen maß⸗ 
gebend 8 2048), jedoch nur inſoweit, als ſie den Berechtigten nicht im Pflichtteil ver⸗ 
kürzen (val auch $ 2316 A 6). Er muß fie ſich unbeſchränkt gefallen laſſen, ſoweit ſie an Stelle 
gänzlicher Entziehung des Pflichtteil G 2333) angeordnet ind. Beſondere Wertsberechnung 
bei Vorempfängniſſen (88 2815, 2316) und erganzungspflichtigen Schenkungen (88 2325, 
2328). Auskunftspflicht des Erben § 2314. Pflichtteilsberechnung bei fortgeſetzter Güter ⸗ 
gemeinſchaft $ 1511. 


8 2312 


Hat der Erblaſſer angeordnet oder iſt nach 8 2049 anzunehmen, daß 
einer von mehreren Erben das Recht haben ſoll, ein zum Nachlaſſe gehörendes 
Landgut zu dem Ertragswerte zu übernehmen, ſo iſt, wenn von dem Rechte 
Gebrauch gemacht wird, der Ertragswert anch für die Berechunng des Pflicht» 
teils maßgebend!). Hat der Erblaſſer einen anderen Übernahmepreis be⸗ 
ſtimmt, ſo iſt dieſer maßgebend, wenn er den Ertragswert erreicht und den 
Schätzungswert nicht überſteigte). 

Hinterläßt der Erblaſſer nur einen Erben, jo kann er anordnen, daß 
der Berechnung des Pflichtteils der Ertragswert oder ein nach Abſ 1 Satz 2 
beſtimmter Wert zugrunde gelegt werden joll?). 


2b 
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Dieſe Vorſchriften finden unr Anwendung, wenn der Erbe, der das 
Landgut erwirbt, zu den im S 2303 bezeichneten pflichtteils berechtigten Per: 
ſonen gehörte). 

P 6 330—835, 448—450. 


1. Die Vorſchriften dienen dazu, dem bernehmer eines Land guts, Anerben, falls 
er ſelbſt zu den pflichtteilsberechtigten Perſonen gehört (Abf 3), auch hinſichtlich der 
Pflichtteilslaſt dadurch Erleichterung zu verſchaffen, daß ſich die ſonſtigen Pflichtteils⸗ 
berechtigten auf der Grundlage des Ertragswerts (§ 2040 A 2) ſtatt, wie ſie nach 8 2311 
verlangen könnten, des Schätzungswerts auf ihren Pflichtteil abfinden laſſen müſſen. Dies 
gilt jedoch nur, wenn es wirklich zu der vom Erblaſſer beabſichtigten Gutsübernahme kommt, 
nicht alſo wenn das Gut vorher au einen Fremden veräußert wird. Der Anerbe iſt nur 
als Berechtigter gedacht. Hätte ihn der Erblaſſer zur Übernahme verpflichtet, fo läge 
hierin eine Beſchränkung, von der er ſich gemäß § 2306 A 4 durch Ausſchlagung befreien 
dürfte, um den nach dem Schätzungswert zu bemeſſenden Pflichtteil zu fordern. 

2. Bei Beſtimmung eines andern Übernahmepreiſes würde ein Herabgehen unter 
den Ertragswert die übrigen Pflichtteilsberechtigten, ein Überſchreiten des Schätzungswerts 
dagegen den übernehmenden Anerben benachteiligen. Eine ſolche Beſtimmung iſt daher für 
die Pflichtteilsberechnung nicht maßgebend; ſie kann aber unter Umſtänden durch Auslegung 
auf das zuläſſige Maß zurückgeführt werden. 

3. Iſt nur ein Erbe eingeſetzt, fo gelten für Berechnung des Pflichtteils ſonſtiger Be. 
rechtigter die gleichen Grundſätze, wie ſie Abſ 1 für den Fall der Berufung mehrerer Erben 
aufstellt. Auch der Alleinerbe muß zu den Pflichtteilsberechtigten gehören und muß als 
fie 125 dem Grundſtücke bedacht ſein; dieſes darf alſo nicht Gegenſtand eines Vermächt⸗ 
niſſes ſein. 

4. Dem fremden Erben gegenüber gilt immer der Schätzungswert nach 8 2811. — 
Anerbenrecht nach Landesgeſetz Art 64 EG. 


§ 2313 

Bei der Feſtſtellung des Wertes des Nachlaſſes bleiben Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten, die von einer aufſchiebenden Bedingung abhängig ſind, außer 
Anſatz. Rechte und Berbindlichteiten, die von einer auflöſenden Bedingung 
abhängig ſind, kommen als unbedingte in Anſatz!). Tritt die Bedingung 
ein, ſo hat die der veränderten Rechtslage entſprechende Ausgleichung zu 
erfolgen?). 

Für ungewiſſe oder unſichere Rechte ſowie für zweifelhafte Verbindlich: 
keiten gilt das gleiche wie für Rechte und Verbindlichkeiten, die von einer 
aufſchiebenden Bedingung abhängig jind®). Der Erbe iſt dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten gegenüber verpflichtet, für die Feſtſtellung eines ungewiſſen 
und für die Verfolgung eines unſicheren Rechtes zu ſorgen, ſoweit es einer 
ordnungsmäßigen Verwaltung entjpricht?). 

E I 1986 Abſ 3, 4; II 2178; M 5 407-409; P 5 518, 

J. Bei der Schätzung des Wertes von bedingten Rechten und Verbindlichkeiten (8 2311 
A 3) iſt auf die größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit des Eintritts der Bedingung keine 
Rückſicht zu nehmen. Vielmehr kommen ſie vorläufig, je nachdem fie aufſchiebend oder auf. 
löſend bedingt ſind, entweder gar nicht, oder voll unter den Aktiven in Anſatz. Ebenſo für 


die auflöfende Bedingung KO § 66, anders für die aufſchiebende bei der Abſchlagsverteilung 
im Konkurſe KO 88 154, 168 Nr 2. 

2. Ausgleichung. Der Eintritt der aufſchiebenden Bedingung bei Rechten, der auf: 
löſenden bei Verbindlichkeiten erhöht nachträglich den Anſpruch des Pflichtteilsberechtigten. 
Der umgekehrte Fall vermindert den Anſpruch und verpflichtet zur Rückzahlung des zuviel 
Empfangenen ($ 159). Sicherheitsleiſtung (KO 8 67) kann weder vom Erben noch vom Pflicht. 
teilsberechtigten verlangt werden. Doch ſind gegebenenfalls Arreſt und Schadenserſatzanſpruch 
aus 8 160 zuläſſig. 

3. Ungewiſſe, d. h. in ihrem rechtlichen Beſtande, und unſichere, d. h. in der wirtſchaft⸗ 
lichen Verwertung zweifelhafte Rechte ſowie zweifelhafte Verbindlichkeiten nebſt den Koſten 
darüber geführter Prozeſſe (RG JW 06, 11413) bleiben zunächſt ganz außer Anſatz. Hierzu 
gehören auch dingliche Rechte und Belaſtungen, künftige Rücckgriffsanſprüche oder Verbind⸗ 
lichkeiten (RG Warn 1913 Nr 251), regelmäßig auch ein vom Erblaſſer gemäß § 2108 Abſ 2 
erworbenes Nacherbenrecht als bis zum Eintritte des Nacherbfalls unſicheres Recht (RG 
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83, 253), aber nicht wiederkehrende Hebungen, Neunten Rc 72, 381) u. dgl., deren Kapital 
wert ſich nach allgemeinen Grundſätzen ſchätzen läßt. Ebeuſowenig befriſtete Rechte und 
Verbindlichkeiten, bei deren Bewertung evtl. der Zwiſchenzins in Betracht kommt (vgl. auch 
KO 88 65, 70). 

4. Ordnungsmäßige Verwaltung wie § 2038 U 2. 


8 2314 


Iſt der Pflichtteilsberechtigte nicht Erbe, ſo hat ihm der Erbe auf Ver⸗ 
langen über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen !). Der Pflicht⸗ 
teilsberechtigte kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des ihm nach § 260 
vorzulegenden Verzeichniſſes der Nachlaßgegenſtände zugezogen und daß 
der Wert der Nachlaßgegenſtände ermittelt wird?). Er kann auch verlangen, 
daß das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen zu⸗ 
ſtändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird)). 

Die Koſten fallen dem Nachlaſſe zur Laſt⸗) s). 

E I 1988 Abſ 1 II 2179; M 5 409, 410; P 5 519—521. 


1. Iſt der Pflichtteilsberechtigte Miterbe, fo kann er ſich gemäß 88 2027, 2028, 2088 ſelbſt 
über den Beſtand des Nachlaſſes unterrichten (vgl. $ 2038 A 7). Sit er Nacherbe, fo gelten 
die 88 2121ff., 2127. Iſt er von vornherein oder infolge Ausſchlagung gemäß § 2306 A 4 
auf den Pflichtteilsauſpruch beſchränkt, ſo beſteht die in der vorliegenden Vorſchrift gegebene 
Auskunftspflicht des Erben. Aus ihr folgt nach 8 260, daß der Erbe auf Verlangen ein Ver ⸗ 
zeichnis des Beſtandes vorzulegen und gegebenenfalls den Offenbarungseid zu leiſten hat. 
Der „Beſtand“, für den Begriff und maßgebender Zeitpunkt aus $ 2311 (A 1) zu entnehmen 
iind, ergibt ſich aus der Vergleichung der Aktiven und Paſſiven des Nachlaſſes. Das Ver ⸗ 
zeichnis hat deshalb nicht nur die Aktiven (fo OLch 14, 283; Planck A 2), ſondern auch die 
Pafftven aufzuführen. Es hat ſich auch auf die bedingten, ungewiſſen und unſicheren Rechte 
und Verbindlichkeiten (§ 2318) und unter Umſtänden auch auf einen zweiten Nachlaß zu 
erſtrecken, an dem die den Pflichtteil ſchuldenden Erben als Erbeserben beteiligt find (RG 
72, 380). Ebenſo gehören in das Verzeichnis die möglicherweiſe zum Voraus gehörigen 
Gegenſtände, ſolange unter den Beteiligten noch nicht feſtſteht, daß fie gemäß 82311 A 2 
außer Auſatz zu bleiben haben (RG 62, 110). Neben dieſer den greifbaren (effektiven) Nach⸗ 
laß betreffenden Auskunftspflicht beſteht für den Erben unter Umſtäuden noch eine ſich auf 
die eutſprechende Auwendbarkeit der 88 2057, 2314 gründende Pflicht zur Auskunft über 
Faktoren des rechnungsmäßigen Beſtandes, nämlich über die nach § 2316 A 2 als Aus. 
gleichungspoſten in Betracht kommenden Zuwendungen (RG 73, 372; Warn 1912 Nr 173) 
und, wein es ſich um den Pflichtteilsergänzungsanſpruch handelt, über die in § 2325 bezeich- 
neten Schenkungen (RG 73, 369); ein Erbe, von dem nichts weiter als Auskunft über den 
Beſtaud des Nachlaſſes verlangt wird, kaun aber abwarten, ob in dieſen Beziehungen an 
ihn ein beſonderes Verlangen geſtellt wird (RG Warn 1913 Nr 378). 

Das „Verlangen“ der Auskunftserteilung iſt nötigenfalls im Klagewege zu ſtellen. 
Nach § 254 ZPO kann damit die Klage auf Zahlung des Pflichtteils verbunden werden. 
Von mehreren Pflichtteilsberechtigten kann jeder ſelbſtändig das Verlangen ſtellen. Die 
Auskunftserteilung iſt, obwohl zur Vorbereitung eines Anſpruchs gegen den Nachlaß dienend, 
keine eigentliche Nachlaßverbindlichkeit. Beim Vorhandenſein mehrerer Erben kann daher 
der einzelne nicht gemäß 5 2058, wohl aber gemäß 8431 in Anſpruch genommen werden. 
Als nur vom Auskuuftspflichtigen perſönlich, nicht aus feinem Vermögen erfüllbar fällt 
der Auſpruch im Nachlaßkonkurſe nicht unter die Konkursforderungen; er kann vielmehr auch 
während des Konkurſes gegen den Erben perſönlich verfolgt werden RG Bayg 1920, 78). 
RS 50, 225 läßt mit Rückſicht auf 9 2213 Abs Satz 3 den Anſpruch nicht zu gegen den 
Teſtamentsvollſtrecker (dagegen Planck A 3). Schon auf Grund § 2215 iſt der Erbe regel⸗ 
mäßig in der Lage, auch ohne den Teſtamentsvollſtrecker dem Verlangen zu genügen. — 
Iſt ein Verzeichnis, das auf dieſen Namen Anſpruch hat, einmal vorgelegt, ſo kann wegen 
augeblicher Mängel nicht deſſen Ergänzung oder Vorlegung eines neuen Verzeichniſſes ver 
langt werden; die Mängel ſind vielmehr im Verfahren der eidlichen Beſtärkung des Ver- 
zeichniſſes oder im Prozeß über den Hauptanſpruch auf den Pflichtteil zu erörtern (OLG 
23, 1; Sächſctpflal 07, 499; 1913, 202). — N 

2. Recht des Pflichtteilsberechtigten auf Zuziehung, wie im Falle des 8 2121 A 2. Die 
Wertsermittlung, geboten durch § 2303 A 4 geſchieht nur auf Grund beſonderen Ver⸗ 
langens. Dem Beſtandsverzeichniſſe (A 1) brauchen Wertangaben nicht beigefügt zu werden 
(RG 18. 11. 09 IV 34/09). Zum Zwecke der Wertsermittlung kann nach $ 809 Vorzeigung 
der Sachen beanſprucht werden, zur Ermittlung des Geſchäftswerts eines vom Erblaſſer 
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betriebenen Unternehmens unter Umſtänden auch neben einer auf den Todestag abgeſchloſſenen 
Bilanz die Vorlegung der Bilanzen und der Gewinn- und Verluſtrechnungen früherer Jahre 
(RG Warn 1918 Nr 229). 

3. Der Berechtigte kann ſich mit einem ihm mitgeteilten privatſchriftlichen Verzeichnis 
begnügen, verzichtet aber durch Stillſchweigen noch nicht auf das Recht, amtliche Aufnahme 
(wie 82003) zu verlangen (RG 72, 384). Auch dieſes Verlangen ift, nötigenfalls im Klage⸗ 
wege, gegenüber dem Erben zu ſtellen, der ſeinerſeits die amtliche Aufnahme zu veranlaſſen 
hat; unmittelbar beim Nachlaßgericht kaun ein Pflichtteilsberechtigter, der nicht Erbe iſt, 
die Aufnahme nicht beantragen (KGJ 27 A 51). 

4. Die Koſten, und zwar einſchließlich derjenigen der Zuziehung, der Wertsermittlung, 
der amtlichen Aufnahme, jedoch ausſchließlich der Eidesabnahme (§ 261 Abſ 8) gehören zu 
den Nachlaßverbindlichkeiten und find gemäß $ 2311 mit zu berückſichtigen. 

5. Der Erblaſſer kann dem Erben die Auskunftspflicht nicht wirkſam erlaſſen, ſoweit 
er nicht gemäß §§ 2333 ff. einem Pflichtteilsberechtigten gegenüber zur Entziehung des 
Pflichtteils berechtigt iſt. Ein vertragsmäßiger Verzicht erfordert, weil eine Minderung 
des Pflichtteilsrechts enthaltend, gegenüber dem Erblaſſer die Form des $ 2348. Gegen: 
über dem Erben it er an keine Form gebunden (RG 6. 7. 08 IV 585/07). — Unabhängig 
von 8 2314 kann der Pflichtteilsberechtigte in ſeiner Eigenſchaft als Nachlaßgläubiger nach 
91994 dem Erben eine Inventarfriſt ſetzen laſſen und von ihm gemäß § 2006 (FGG 
$ 79) die Leiſtung des Offenbarungseids verlangen. Dies Verlangen kann jedoch nicht in 
der Weiſe durchgeführt werden, daß der Erbe zur Errichtung des Inventars oder feiner Be- 
eidigung durch Urteil gezwungen wird; vielmehr beſteht die Folge der Nichterfüllung des 
Verlangens nach den $8 1994, 2006 lediglich in der beſchränkten Haftung des Erben. Hat 
dieſer auf Verlangen des Pflichtteilsberechtigten Inventar gelegt, jo kommen hinſichtlich 
feiner Pflicht zur Auskunft über den effektiven Beſtand des Nachlaſſes (A 1) uur noch An⸗ 
ſprüche gemäß A 2 (Wertsermittlung) in Frage. Der Eintritt unbeſchränkter Haftung nach 
§ 2005 erledigt nicht auch die Auskunftspflicht des Erben. 


8 2315 


) Der Pflichtteilsberechtigte hat ſich auf den Pflichtteil anrechnen zu 
laſſen?), was ihm von dem Erblaſſer durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden“) 
mit der Beſtimmung zugewendet worden ift?), daß es auf den Pflichtteil an⸗ 
gerechnet werden ſolls). 

Der Wert der Zuwendung wird bei der Beſtimmung des Pflichtteils 
dem Nachlaſſe hinzugerechnete). Der Wert beſtimmt ſich nach der Zeit, zu 
welcher die Zuwendung erfolgt iſt“). 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte ein Abkömmling des Erblaſſers, ſo findet 
die Vorſchrift des S 2051 Abſ 1 entſprechende Anwendungs). 

E I 1980 Abſ 1 Nr 2, Abſ 2—4, 1990 Abf 1 II 2180; M 5 410414; U 5 521-528; 6 102, 103; 
N 322. 

1. §.2315 ordnet die Berechnung und Verrechnung des Pflichtteils eines Abkömmlings, 
Elternteils oder Ehegatten auch für den Fall, daß er der einzige nächſte geſetzliche Erbe ſein 
würde, mit Rückſicht auf gewiſſe ihm unter Lebenden auf den Pflichtteil gemachte Zuwen⸗ 
dungen. 8 2316 beſchäftigt ſich mit dem Pflichtteil eines Abkömmlings, neben dem noch 
wenigſtens ein anderer Abkömmling vorhanden iſt, mit Rückſicht auf ausgleichungspflichtige 
Zuwendungen. § 2316 Abſ 4 handelt von der Möglichkeit, daß die Zuwendung ſowohl auf 
den Pflichtteil wie (als Ausgleichungspoſt) auf den Erbteil anzurechnen iſt. 

2. Die Anrechnung auf den Pflichtteil vollzieht ſich in der Weiſe, daß von dem nach 
Abſ 2 berechneten Pflichtteil der Wert der Zuwendung mit demſelben Betrage gekürzt wird, 
zu dem er dem Nachlaß hinzugerechnet war. Der Pflichtteilsberechtigte kann infolgedeſſen 
mit ſeinem Anſpruche leer ausgehen (RG 58, 61), hat aber niemals herauszuzahlen. 

3. Zum Begriffe der Zuwendung vgl. $ 2050 A 7. Die in 8 2050 Abf ! beſonders behandelte 
Ausſtattung des Kindes kaun auch inſoweit Zuwendung fein, als fie das den Vermögens ⸗ 
verhältniſſen entſprechende Maß nicht überſteigt und deshalb nicht als Schenkung gilt ($ 1624). 

4. Die Zuwendung muß durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden vermittelt ſein. Danach 
iſt ausgeſchloſſen, daß die Anrechnung auf den Pflichtteil wirkſam durch Verfügung von Todes 
wegen angeordnet werde (RG 67, 307; IRdſch 1927 Nr 1121). In übrigen kommen 
Rechtsgeſchäfte jeder Art, auch Vertrag zugunſten Dritter in Frage (8 328). Geſchieht die 
Zuwendung ohne den Willen des Pflichtteilsberechtigten (z. 8. durch Schuldenbezahlung), 
ſo iſt $516 Abſ 2 entſprechend anwendbar. 
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5. Die Zuwendung muß mit der Beſtimmung geſchehen, daß ſie auf den Pflicht ⸗ 
teil angerechnet werden ſoll. Die Beſtimmung iſt eine gegenüber dem Empfänger der 
Zuwendung abzugebende Willenserklärung, die dieſem nicht bloß zugehen (8 130), ſondern 
auch zu feinem Vewußtſein gebracht werden muß. Mit dem ſich hieraus ergebenden Er⸗ 
forderniſſe, daß die Umſtände das Bewußtsein des Empfängers von der Aurechnungspflicht 
in ihrer Richtung auf den Pflichtteil außer Zweifel ſtellen müſſen, kann die Beſtimmung auch 
ſtillſchweigend erklärt werden (RG SeuffA 76 Nr 57). In der Anordnung der Anrechnung 
auf den Erbteil iſt ſie nicht ohne weiteres enthalten; nur beſondere Umſtände können im 
Einzelfall zu der Annahme führen, daß eine ſolche Anordnung, über ihren nächſtliegenden 
Sinn (88 2055, 2316 Abf 1) hinausgehend, unmittelbar auf eine pflichtteilsrechtliche Wirkung 
abziele und daß dies dem Empfänger bewußt geworden ſei (RG a. a. O., Recht 04 Nr 1312 
und JW 1925, 21249). Die Beſtimmung ſetzt nicht notwendig voraus, daß der Erblaſſer 
von vornherein die Abſicht hat, den Empfänger der Zuwendung auf den Pflichtteil zu 
ſetzen, hat vielmehr auch dann Sinn und Berechtigung, wenn er ſich dadurch nur dieſe 
Möglichkeit offenhalten will (MG Recht 1921 Nr 149). Beſtimmung, Zuwendung und 
Rechtsgeſchäft (A 4) werden regelmaßig zeitlich zuſammentreffen („mit der Beſtimmung“). 
Es genügt jedoch, wenn die Beſtimmung der Zuwendung vorangeht, aber in Hinblick 
auf die bevorſtehende Zuwendung getroffen wird. Dagegen bindet die nachträgliche 
Beſtimmung den Empfänger ſelbſt dann nicht, wenn er ſich (formlos) damit einverſtanden 
erklärt hätte (RG Seuffu 76 Nr 57). Hat der einzige Abkömmling A aus dem 300 be⸗ 
tragenden Vermögen des Erblaſſers E eine mit Anrechnungspflicht nicht beſchwerte Zu⸗ 
wendung von 100 erhalten, und beträgt infolgedeſſen der Nachlaß des E nur noch 200, 
fo gebührt ihm als Pflichtteil / = 100. Er bekommt danach unter Lebenden und 
von Todes wegen zuſammen 200. Soll er ſich jedoch die vorempfangenen 100 auf 


den Pflichtteil anrechnen laſſen, ſo beträgt der Pflichtteil nur ER 2 40 —100 = 50. Er be. 


kommt dann zuſammen nur 150. Die (wie hier vorausgeſetzt) nachträglich auferlegte und 
übernommene Anrechnungspflicht verkürzt deshalb unter allen Umſtänden den Pflichtteil des 
A und enthält ſomit einen Erbverzicht, der nach 88 2346 Abſ 2, 2348 der öffentlichen Be⸗ 
urkundung bedarf (RG 71, 186). Der gleiche Erfolg tritt zwar auch dann ein, wenn die 
Anrechnungsbeſtimmung ſogleich mit der Zuwendung verbunden wird. Allein in dieſem Falle 
iſt die Beſtimmung des Zuwendenden das Entſcheidende. Die Zuwendung erhält damit 
eine beſondere rechtliche Beſchaffenheit und nur fo, wie ſie beſchaffen ift, alſo als auf den 
Pflichtteil aurechnungspflichtig, kann ſie der Pflichtteilsberechtigte annehmen oder ablehnen. 
Sein Widerſpruch gegen die Beſtimmung wäre, wenn er trotzdem annimmt, unwirkſam. Die 
Aunahme in Unkenntnis der Beſtimmung hätte Nichtigkeit der Zuwendung zur Folge und 
würde den Bereicherungsanſpruch des Erblaſſers oder des Nachlaſſes aus 8 812 entſtehen laſſen. 
Im übrigen iſt der Erblaſſer nicht gehindert, dem zum Erben eingeſetzten Pflichtteilsberech⸗ 
tigten die Anrechnung von Zuwendungen letztwillig zur Pflicht zu machen, ſoweit hier. 
durch nicht eine Schmälerung feines Pflichtteils eintritt (58 2050 A 7, 2306 A 20). 


6. Hinzurechnung. Der Wert der Zuwendung erhöht, wiewohl nur rechnungsmäßig 
und nur im Verhältnis zu demjenigen Pflichtteilsberechtigten, welcher die Zuwendung 
empfangen hat, den nach $ 2311 zugrunde zu legenden Wert des Geſamtnachlaſſes (anders 
bei 8 2316, wo es ſich um Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht und im Falle des Abſ 4 
zugleich um Anrechnung auf den Pflichtteil bei einer Mehrheit von pflichtteilsberechtigten 
Abkömmlingen handelt, vgl. auch 88 2825, 2327). Die Erb- oder Pflichtteile anderer Be⸗ 
teiligter werden hiervon grundſätzlich nicht berührt. Kommen verſchiedene lediglich auf den 
Pflichtteil anzurechnende Zuwendungen an verſchiedene Pflichtteilsberechtigte in Frage, ſo iſt 
der Berechnung eines jeden Pflichtteils auch ein verſchiedener Geſamtbeſtand des Nachlaſſes 
zugrunde zu legen. Haben z. B. an derartigen Zuwendungen empfangen bei einem Nachlaß ⸗ 
reinbeſtand von 2000 der überlebende Ehegatte E 200, der Abkömmling A 500, ſo iſt der 
Pflichtteil des E von 2200, des A von 2500 fiktivem Nachlaßbeſtand zu berechnen. 


7. Für die Wertsbeſtimmung iſt die Zeit der Leiſtung, nicht wie in § 2311 des Erb⸗ 
falls maßgebend. Spätere Veränderungen des Sachwerts und ſelbſt der Untergang der 
zugewendeten Sache kommen nicht in Betracht. Fällt eine anrechnungspflichtige Zuwendung 
in die Zeit vor der Inflation, der Erbfall in die Inflationszeit, ſo muß der Wert des Nach⸗ 
laſſes gemäß 82311 A 1 u. 3 für die Zeit des Erbfalls in Papiermark geſchätzt und der ſich 
nach der Zuwendungszeit beſtimmende Wert der Zuwendung, um die Zuſammenrechnung 
der beiden Werte zu ermöglichen, für die Zeit des Erbfalls in Papiermark umgerechnet werden; 
die ſo in Papiermark errechnete Pflichtteilsforderung iſt dann gemäß § 2317 A 2 aufzu⸗ 
werten (RG IRdſch 1927 Nr 1120). Hat der Erblaſſer bei der Anrechnungsbeſtimmung 
(A 5) den anzurechnenden Wert feſtgeſetzt, und zwar auf einen hinter dem wirklichen 
Werte zurückbleibenden Betrag, ſo iſt dieſe Feſtſetzung maßgebend (wenn von der Geldent⸗ 
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wertung betroffen, in dem für die Zeit des Erbfalls umzurechnenden Betrage). Sind da⸗ 
durch andere Pflichtteilsberechtigte benachteiligt, jo kann ihnen der Ergänzungsanſpruch nach 
§ 2325 zuſtehen. Die Feſtſetzung eines zu hohen, den Empfänger im Pflichtteil beuach⸗ 
teiligenden Wertes kann uur als Erbverzicht zur Geltung kommen (A 5). 

8. Die Anrechnungspflicht trifft auch den nachrückenden Abkömmling, der an Stelle 
des nächſtberechtigten, aber weggefallenen Abkömmlings pflichtteilsberechtigt geworden iſt. 
Was in § 2051 A 1/2 von der Ausgleichungspflicht geſagt iſt, gilt hier von der Anrechnungs⸗ 
pflicht. Entſprechende Anwendung iſt auch dann geboten, wenn ein Fremder als Erbe ein⸗ 
geſetzt und der nachrückende Abkömmling der einzige in Betracht kommende Pflichtteils- 
berechtigte iſt. Der Erblaſſer kann die Auwendung des § 2051 dadurch ausſchließen, daß er die 
Anrechnung dem Empfänger der Zuwendung nur für ſeine Perſon zur Pflicht macht. Der 
Nachrückende iſt hierfür beweispflichtig. Zu beachten iſt, daß der entferntere Abkömmling 
nach 8 2309 A 3/4 inſoweit nicht pflichtteilsberechtigt iſt, als der vorgehende Berechtigte den 
Pflichtteil verlangen kann oder das ihm Hinterlaſſene annimmt. Nun kaun zwar der Empfänger 
der anrechnungspflichtigen Zuwendung, ſoweit ſie anrechnungspflichtig ift, den Pflichtteil 
„nicht verlangen“. Aber doch nur deshalb nicht, weil er durch den Vorempfang hierauf ſchon 
bei Lebzeiten abgefunden worden iſt, ohne daß ihm die einmal empfangene Zuwendung 
wieder entzogen werden kann. Mit Planck A 8 b muß eine derartige Vorausgewährung 
dem Hinterlaſſen gleichgeſtellt werden. Die Annahme der Zuwendung als „des Hinterlaſſenen“ 
läßt es deshalb infoweit überhaupt nicht zum Nachrücken entfernterer Pflichtteilsberechtigter 
kommen. Soweit dennoch die Eltern des Erblaſſers nachrücken, z. B. wegen Erbunwürdigkeit 
des einzigen Abkömmlings, der durch anrechnungspflichtige Zuwendungen bereits teilweiſe 
auf den Pflichtteil abgefunden iſt, haben ſie praktiſch die Anrechnungspflicht ebenfalls gegen 
ſich gelten zu laſſen. Zwar nicht auf Grund von $ 2315 Abſ 3, der nur auf Abkömmlinge be⸗ 
rechnet iſt. Wohl aber auf Grund von 8 2309, der ein Pflichtteilsrecht der Eltern nur inſoweit 
entſtehen läßt, als der weggefallene Abkömmling nicht ſchon unter Lebenden hierauf ab- 
gefunden war. Iſt er ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben, ſo hat ſich damit die Anrech⸗ 
nungspflicht überhaupt erledigt. Die Eltern können dann kraft eigenen Rechtes ihren vollen 
Pflichtteil fordern (8 2309 A 3 Eing.). 


8 2316 


Der Pflichtteil eines Abkömmlinges beſtimmt ſich, wenn mehrere Abs 
kömmlinge vorhanden ſind!) und unter ihnen im Falle der geſetzlichen Erb⸗ 
folge eine Zuwendung des Erblaſſers zur Ausgleichung zu bringen ſein 
würde), nach demjenigen, was auf den geſetzlichen Erbteil unter Berüſk⸗ 
ſichtigung der Ausgleichungspflicht bei der Teilung entfallen würdes). Ein 
Abkömmling, der durch Erbverzicht von der geſetzlichen Erbfolge ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, bleibt bei der Berechnung außer Betracht‘). 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte Erbe und beträgt der Pflichtteil nach Abſ 1 
mehr als der Wert des hinterlaſſenen Erbteils, ſo kann der Pflichtteilsbe⸗ 
rechtigte von den Miterben den Mehrbetrag als Pflichtteil verlangen, auch 
wenn der hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des geſetzlichen Erbteils erreicht 
oder überſteigts). 

Eine Zuwendung der im 8 2050 Abſ 1 bezeichneten Art kann der Erb⸗ 
laſſer nicht zum Nachteil eines Pflichtteilsberechtigten von der Berückſich⸗ 
tigung ansſchließen“). 

Iſt eine nach Abſ 1 zu berückſichtigende Zuwendung zugleich nach 8 2315 
auf den Pflichtteil anzurechnen, ſo kommt ſie auf dieſen nur mit der Hälfte 
des Wertes zur Anrechnung“). 

E 1 1989 Abſ 1 Nr 3, Abs 4, 1990 Abf 2 II 2181; M 5 410416; B 5 521528, 892; 6 102, 103, 820, 
351: KB 323 ff. 5 

1. Es handelt ſich um die Berechnung des Pflichtteils eines Abkömmlings neben einem 
oder mehreren anderen Abrömmlingen, a wie in $ 2315 A 1 des Pflichtteilsbered)- 
tigten ſchlechthin, und zwar um die nähere Beſtimmung des nach 8 2808 A 4 hierfür maß- 
gebenden geſetzlichen Erbteils. Die anderen — näheren oder entfernteren — Abkömmlinge 
($ 2309) müſſen vorhanden ſein, d. h. zur Zeit des Erbfalls gelebt haben. Ob ſie, allein 
oder neben Fremden, Erben oder Pflichtteilsberechtigte geworden find, iſt gleichgültig, wofern 
ſie nur gemäß 8 2310 „mitgezählt werden“. Nur der Verzichtende bleibt außer Betracht (A 4). 

2. Ausgleichungspflicht im Falle der geſehlichen Erbfolge 88 2050 ff. In entſprechen⸗ 
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der Anwendung des 8 2057 ift der Erbe zur Auskunft über auszugleichende Zuwendungen 
auch dann verpflichtet, wenn ihm der Pflichtteilsberechtigte nicht als Miterbe, ſondern nur als 
Pflichtteilsgläubiger gegenüberſteht (RG 73, 372). Dieſe Auskunft hat ſich auf eine Ausſtattung 
zu erſtrecken, deren Ausgleichung ihm zum Nachteil des Pflichtteilsberechtigten (Abſ 3) vom 
Erblaſſer erlaſſen worden iſt (RG Warn 1912 Nr 173). Iſt der Erbe nach § 2056 von der 
Herauszahlungspflicht befreit, ſo braucht er auch den Pflichtteil nicht zu zahlen und könnte 
gegebenenfalls nur mit dem Pflichtteilsergänzungsanſpruch aus 88 2325ff. belangt werden 
(RE 77, 282). 

3. Auch wenn es nicht zur geſetzlichen Erbfolge und damit zur Durchführung der Aus⸗ 
gleichung kommt, wird doch die Ausgleichungspflicht rechnungsmäßig berädjichtigt, Die 
Hälfte des auf dieſer Grundlage ermittelten geſetzlichen Erbteils bildet den Pflichtteil. Dabei 
iſt feſtzuhalten, daß die Ausgleichung nur unter den Abkömmlingen und nur innerhalb des 
auf ſie entfallenden Nachlaßanteils ſtattfindet. Erb⸗ und Pflichtteil des überlebenden Ehe⸗ 
gatten werden hiervon nicht beeinflußt. Beiſpiel: Nachlaß 2000, Erben neben dem Ehegatten E 
die Abkömmlinge A mit 1250, B mit 0, C mit 250 ausgleichungspflichtigen Zuwendungen. 


Geſetzlicher Erbteil des E = = 500, hiervon ½ Pflichtteil = 250. Der geſetzliche Erbteil 


5 25 25 
jedes Abkömmlings beträgt den au = 1000, mit Anrechnung der Vorempfänge für 
A 1000 — 1250 = 0. Da ſomit 8 2056 einſchlägt (RG Warn 1913 Nr 252), berechnet ſich für 

I 


B und 0 der geſetziche Erbteil auf je OH 


2 — 875 und mit Anrechnung der Vor⸗ 


empfänge für B auf 875 — 0 = 875, für C auf 875— 250 = 625. Hiervon / Pflichtteil für 
A = 0, für B = 437½, für C 312 ¼. — Sind bei einem während der zuflationszeit 
erfolgten Erbfall Zuwendungen aus der Zeit vor der Inflation zu berlückſichtigen, ſo gilt 
für die Wertsberechnung Entſprechendes wie nach § 2315 A 7 (RG Indſch 1927 Nr 1120). 


4. Ini Falle des Erbverzichts wird der Verzichtende nach § 2310 A 2 nicht mitgezählt, 
wenn ſich der Verzicht auf das geſetzliche Erbrecht erſtreckke. In dieſem Falle kommt 
eine Hinzurechnung der ihm gemachten Zuwendungen zum Nachlaß ebenſowenig in Frage, 
wie wenn er vor dem Erblaſſer geſtorben wäre. Dasſelbe gilt von den Abkömmlingen des 
Verzichtenden, wenn der Verzicht nach § 2349 auch für ſie wirkſam iſt. War er dagegen auf 
die Perſon des Verzichtenden beſchränkt, ſo ſind die nachrückenden Abkömmlinge gemäß 
8 2051 A 2 an feiner Stelle zur Ausgleichung verpflichtet. Auf dieſer Grundlage iſt mithin 
auch ihr Pflichtteil zu berechnen. Hatte der Verzicht nur den Pflichtteil zum Gegen ⸗ 
ſtande (8 2346 A 4), fo wird der Verzichtende mitgezählt (8 2310 A 2). Kommt auch ſein 
eigener Pflichtteil nicht mehr in Betracht, ſo iſt doch derjenige der übrigen Abkömmlinge nach 
Ausgleichungsgrundſätzen (A 8), und zwar unter Einbeziehung des Verzichtenden zu berechnen. 
Rücken infolge des Pflichtteilsverzichts entferntere oder gleich nahe Abkömmlinge nach, jo be- 
rechnet ſich ihr Pflichtteil ebenfalls auf Grund des § 2051 A 2. 


5. Mehrbetrag des Pflichtteils. Die Hinzurechnung der Vorempfänge erhöht rechnungs⸗ 
mäßig den Veſtand des Nachlaßanteils der Abkömmlinge und Tann, verglichen mit dem reinen 
Nachlaß, auf Koſten des Erben als des Pflichtteilsſchuldners (a. M. Staudinger A VI), zu einer 
Vergrößerung des einen oder des anderen Pflichtteils führen. Dieſe Vergrößerung ſoll 
dem Pflichtteilsberechtigten auch daun zuftatten kommen, wenn er ſelbſt als Erbe eingeſetzt 
iſt. In dieſem Falle könnte er nach dem Wortlaute des § 2305 mit dem Pflichtteilsanſpruche 
Vervollſtändigung des zu niedrig bemeſſenen Pflichtteils nur nach dem Reinbeſtande 
des Nachlaſſes fordern. Und auch dieſer Auſpruch wäre ausgeſchloſſen, wenn er auf einen Bruch- 
teil des (reinen) Nachlaſſes eingeſetzt iſt, der der Hälfte feines geſetzlichen Erbteils gleich⸗ 
kommt oder fie überſteigt. Ab} 2 ſichert dem Pflichtteilserben in beiden Fällen das Recht, 
ſeinem Anſpruch auf Vervollſtändigung die in Ab] 1 angeordnete fiktive Wertsberechnung 
zugrunde zu legen. So könnte, wenn in dem Beiſpiele A 3 von den drei auf je ¼ pflicht. 
teilsberechtigten Abkömmlingen B auf 1/5 (alfo genügend hoch), C auf 1/0 (allo zu niedrig) 
eingeſetzt wäre, bei einem Reinbeſtande von 2000 der mit 400 Erbteil bedachte B überhaupt 
nichts, der mit 100 bedachte C nur den Unterſchied zwiſchen 1/0 und / = /o oder 150 zur 
Vervollſtändigung fordern. Nach Ausgleichungsgrundſätzen ſoll aber fordern dürfen B zu 
400 noch 37 = 437½, C zu 100 noch 212¼ = 312 ½ (A 8). 


6. Die Bezugnahme auf § 2050 Abſ 1 begreift zugleich den nur als Ergänzung hierzu 
dienenden Abs 2 in ſich. Der Erblaſſer kann einem Abkömmling, den er mit einer Aus⸗ 
ſtattung (8 2050 Abſ 1) oder ſolchen Zuſchüſſen oder Aufwendungen für die Vorbildung 
bedacht hat, welche das ſeinen Vermögensverhältniſſen entſprechende Maß überſteigen 
9 2050 Abſ 2), die Ausgleichungspflicht ſogleich bei der Zuwendung oder nachträglich durch 
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Verfügung von Todes wegen (8 2050 A c) erlaſſen. Der Erlaß iſt jedoch unwirkſam, 
ſoweit er anderen Pflichtteilsberechtigten zum Nachteil gereicht. Dieſe Unwirkſam⸗ 
keit folgt ſchon aus allgemeinen Grundſätzen, wonach die Bevorzugung eines Abkömmlings in 
dem Pflichtteilsrecht der übrigen ihre Grenze findet (Prot 5, 892). Haben die übrigen Ab⸗ 
kömmlinge im Falle des $ 2050 Abſ 3 durch eine bei der Zuwendung getroffene Anordnung 
des Erblaſſers einmal das Recht erlangt, Ausgleichung zu fordern und damit ihren Pflichtteil 
entſprechend zu erhöhen, ſo können ſie ſich dieſes Rechtes nur in der Form des Erbverzichts 
(8 2346 Abſ 2) begeben. Soweit es ſich bei den unter Erlaſſung der Ausgleichungspflicht 
gemachten Zuwendungen um Schenkungen handelt, iſt auch der Pflichtteilsergänzungs⸗ 
anſpruch nach §8 2325 ff. gegeben. Darüber, daß umgekehrt zum Nachteil des betreffenden 
Pflichtteilsberechtigten ihm die Ausgleichungspflicht nicht nachträglich auferlegt werden 
kann, es ſei denn, daß er ſich durch Erbverzichtsvertrag hiermit einverſtauden erklärt hat, 
vgl. Roß 67, 309; 71, 135; Seuffll 76 Nr 57. 


7. Zuſammentreffen von Ausgleichungspflicht und Anrechnungspflicht auf den Pflicht- 
teil nach $ 2315 Abſ 1. Durch Halbierung des nach Ausgleichungsgrundſätzen ermittelten 
geſetzlichen Erbteils (Beiſpiel A 3) iſt dem Pflichtteilsberechtigten die eine Wertshälfte der 
Zuwendung bereits auf den Pflichtteil angerechnet. Es verſteht ſich deshalb von ſelbſt und 
wird durch Abs 4 nur klargeſtellt, daß für nochmalige Anrechnung derſelben Zuwendung auf 
den Pflichtteil nur die andere Hälfte übrigbleibt. Die durchgeführte Anrechnung ergibt mithin, 
da eine Herauszahlung niemals in Frage kommen kann ($ 2315 A 2), in dem Beiſpiel A 3 für 
40-625 = 0, für B 487½— 0 = 437½, für C312 — 125 = 187½¼ ũ als endgültigen Pflicht 
teil. Dieſe Berechnungsweiſe iſt auch feſtzuhalten, wenn, wie in unſerem Beispiel, auf einen 
Nachlaß von 2000 Mark ſowohl Abkömmlinge als der überlebende Ehegatte E 
pflichtteilsberechtigt ſind. Zwar ſind die Zuwendungen, deren Anrechnung auf den 
Pflichtteil zu erfolgen hat, nach der Regel des § 2315 A 6 dem Geſamtnachlaſſe (2000) hinzuzu⸗ 
rechnen, während dieſelben Zuwendungen in ihrer Eigenſchaft als Ausgleichungspoſten gemäß 
$ 2055 A 2 nur zu der auf die Abkömmlinge entfallenden Sondermaſſe (1500) hinzutreten. 
Eine Löſung dieſes vom Geſetzgeber nicht bedachten Widerſpruchs iſt unmöglich. Man wird 
ſich deshalb entweder für die eine oder die andere Berechnungsweiſe zu entſcheiden haben. 
Dieſe Entſcheidung kann, da das Geſetz eine Ausgleichung unter anderen Erben als Abkömm⸗ 
lingen ſchlechterdings nicht keunt (88 2050 ff., 2055), nur dahin gehen, daß die ausgleichungs⸗ 
pflichtige Zuwendung auch inſoweit, als ſie zugleich auf den Pflichtteil anzurechnen iſt, immer 
nur der Sondererbmaſſe der Abkömmlinge hinzugerechnet werden darf. Anders, wenn es 
ſich nebeneinander um Ausgleichungspoſten im Sinne von $ 2050, zugleich aber auch 
um Zuwendungen handelt, die lediglich auf den Pflichtteil anzurechnen find (§ 2315 Abf 1). 
In dieſem Falle beſteht kein Hindernis, die letzteren dem Geſamtnachlaſſe hinzuzuzählen, 
von dem ſo ermittelten Beſtande die Sondererbmaſſe der Abkömmlinge abzuzweigen, dieſer 
die reinen Ausgleichungspoſten hinzuzufügen, danach für beide Gruppen geſondert die geſeh⸗ 
lichen Erbteile, die Pflichtteile und die hierauf anzurechnenden Vorempfänge einzuſtellen 
und hiernach den endgültigen Pflichtteil zu beſtimmen. Beiſpiel: Nachlaß 2000, ausgleichungs⸗ 
pflichtige Zuwendungen za, nur auf den Pflichtteil anzurechnende Zuwendungen 2p, aus- 
gleichungs⸗ und zugleich anrechnungspflichtige Zuwendungen zap. Es haben erhalten E 200 2p, 
A 1250 za und 300 2p, B 450 zp, C 250 zap und 50 2p. Der rechnungsmäßige Geſamtbeſtand 
des Nachlaſſes beträgt für ſämtliche Beteiligte, den überlebenden Ehegatten L wie die drei 
Abkömmlinge A, B, C zunächſt 2000 Reinbeſtand + der einem jeden von ihnen gemachten, 
nur auf den Pflichtteil anzurechnenden Zuwendungen 2p, mithin für 11 2000 + 200 = 2200, 
für A 2000 + 300 = 2300, für B 2000 ＋ 450 2450, für C 2000 + 50 = 2050 (8 2315 A 6). 
Hiervon kommen / als Sondermaſſe der drei Abkömmlinge in Betracht, die jedoch jedem 
gegenüber verſchieden, nämlich für A mit 1725, für B mit 1837½, für C mit 1537%/, einzuſetzen 
iſt. Jeder dieſer drei Sondermaſſen ſind wiederum die allen Abkömmlingen gemachten bloß 
ausgleichungspflichtigen Zuwendungen za, ebenſo aber auch die ſowohl ausgleichungs⸗ 
pflichtigen als auf den Pflichtteil anzurechnenden Zuwendungen zap hinzuzurechnen. Danach 
beſtimmt ſich 51 B. für C fein geſetzlicher Erbteil auf / von 1537½ + 1250 (A za) + 250 
(0 ap) 1012 ½, abzüglich 250 zap, alfo auf 762¼. Hiervon / = 381. 
Pflichtteil, darauf anzurechnen noch ½ von 250 zap = 125 und 50 2p, bleiben 381¼/ — 175 
= 206 / endgültiger Pflichtteil des C. Handelt es ſich nur um ausgleichungs⸗ und zugleich 
anrechnungspflichtige Zuwendungen (zap) und kommen bloß Abkömmlinge in Frage, fo iſt 
rechneriſch das Ergebnis dasſelbe, wenn man den Pflichtteil ſogleich von den um die Hin- 
zurechnungen vermehrten Nachlaß berechnet und hiervon die betreffende Zuwendung in 
voller Höhe abſetzt. Vielfach abweichende Berechnungsmethoden, |. bei Plauck A 8 a und b, 
auch Maenner Recht 1921, 145 — Auskunftspflicht der Beteiligten in entſprechender An⸗ 
wendung des § 2057 ſ. oben A 2. Zuwendungen aus dem Geſamtgute 8 2331. 
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8 2317 


Der Anſpruch auf den Pflichtteil entſteht mit dem Erbfalle!) 2). 
Der Anſpruch iſt vererblich und übertragbar?) )). 
E I 1992 II 2182; M 5 417—419; P 5 525—527. 


1. Der Pflichtteilsanſpruch begründet eine Nachlaßverbindlichkeit (81967 A 4). Der Erbe 
(82303 A 3) haftet dafür nach allgemeinen Grundſätzen. Indeſſen kann begriffsmaßig vom 
Pflichtteil nicht die Rede ſein, wenn der Nachlaß von vornherein überſchuldet iſt. Der An⸗ 
ſpruch folgt im Range erſt hinter den ſonſtigen Nachlaßverbindlichkeiten, jedoch vor Vermächt⸗ 
niffen und Auflagen (88 1973 A 4, 1974 A 7, 1991 A 4). Er wird durch das Aufgebot nicht be⸗ 
troffen (8 1972, f. aber $ 2060 A 3) und kann nur gegen den Erben oder den Miterben ($ 2805 
A 2), nicht gegen den Teſtamentsvollſtrecker geltend gemacht werden ($ 2213 A 3, aber auch 
ABO 8 748 Abſ 3). Für ihn gilt der Gerichtsſtand der Erbſchaft (8 PO 827). Er entſteht mit 
dem Erbfalle ($ 1922), unmittelbar kraft des Geſetzes. Daraus wurde unter der Herrſchaft 
des RErbſch StG v. 3. 6. 06 $ 1 mit Recht gefolgert, daß er der Erbſchaftsſteuer auch dann 
unterliege, wenn er gar nicht geltend gemacht werde (RG 77, 238); anders iſt die Rechtslage 
nach Erbſch StG v. 10. 9. 19 $ 20 Nr 1, 7 und in der Faſſung v. 22. 8. 25 8 2 Abſ 1 Nr 1, 
Ab 2 Nr 4. Hängt die Entſtehung des Anſpruchs von der Ausſchlagung des Erbteils oder 
des Vermächtniſſes ab (58 2300 A 4, 2307 A 1), fo gilt er vermöge der Fiktion der 88 1953 
A 1, 2180 A 4 gleichwohl als ſchon zur Zeit des Erbfalls entſtanden. Ebenſo im Falle des 
§ 2309 bei Wegfall des vorgehenden Berechtigten. Er entſteht überhaupt nicht im Falle 
eines mit dem Erblaſſer abgeſchloſſenen Erbverzichtvertrags ($ 2346). Einmal entſtanden 
kann er nicht, wie das Vermächtnis ($ 2176) einſeitig ausgeſchlagen werden. Wohl aber 
kann die Pflichtteilsſchuld dem Erben durch formloſen Vertrag erlaſſen werden (§ 397). 
Ein ſolcher Erlaß liegt aber regelmäßig noch nicht in der Anerkennung der Rechtswirkſamkeit 
eines den Pflichtteilsberechtigten von der Erbfolge ausſchließenden Teſtaments, aus dem 
ihm gerade der Pflichtteilsanfpruch erwachſen iſt (RG Recht 1913 Nr 532), und tft jedenfalls 
dann zu verneinen, wenn die Anerkennung nur gegenüber dem Nachlaßgericht erklart und 
von dieſem nicht an den Erben weitergegeben, deshalb vom Erben auch nicht angenommen 
worden iſt (RG Recht 1923 Nr 329). Die Frau bedarf zu Verzicht oder Erlaß nicht der Zu 
ſtimmung des Mannes (58 1406 Nr 1, 1453, 1519, 1549), wohl aber bedürfen Vater und 
Vormund der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung (88 1822 Nr 2, 1643 Abſ 2). Ein 
Vertrag, durch den ein von dem Erben über den Tod des Erblaſſers in Unkenntnis gehaltener 
Pflichtteilsberechtigter gegenüber dem Erben auf den Pflichtteil verzichtet, iſt wegen fehlen⸗ 
der Willenseinigung nichtig (RG 93, 297; 88 154 A 1, 312 A 1). Im übrigen unterſteht 
der Anſpruch als eine reine Geldforderung (RS 104, 196; 116, 7) den allgemeinen ſchuld 
rechtlichen Vorſchriften, ſo auch hinſichtlich der Verzinslichkeit, die demgemäß erſt bei Ver⸗ 
zug oder Rechtshängigkeit eintritt (R LZ 1915, 2230). 

2. Aufwertung. Als ein reiner Geldſummenanſpruch (kein ſog. Wertanſpruch in dem 
insbeſondere von 0 Aufwertungsrecht“ 320 vertretenen Sinne) iſt der Pflichtteils⸗ 
auſpruch, wenn der Erbfall in der Zeit vor Einführung der neuen Reichsmark eingetreten 
iſt, als eine Markforderung entſtanden. Dieſe iſt nach § 242 (A 5d) aufzuwerten; dabei 
ſind zur Herbeiführung eines billigen Ausgleichs zwiſchen den beiderſeitigen Belangen alle 
Umſtände des Falles, namentlich der Umſtand zu berückſichtigen, inwieweit ſich der Erbe 
den Wert des Nachlaſſes erhalten hat (RG 116, 5; IRdſch 1927 Nr 1119 u. 1120; Bay⸗ 
ObLG 24 A 256, auch 25 A 85). Der Berufung des Erben darauf, daß, wenn der Pflicht. 
teilsberechtigte alsbald nach dem Erbfall befriedigt worden wäre, das Geld in ſeinen Händen 
verbraucht oder entwertet fein würde, hat das RG (JW 1927, 14705) einen Erfolg verſagt, 
weil es mit § 242 unvereinbar ſei, daß der Erbe durch die bloße Unterlaſſung rechtzeitiger 
Zahlung ſeine Schuld zu einem Teile ſollte herabmindern können, zu dem ihm der Wert 
des Nachlaſſes verblieben ſei. Ob eine in entwertetem Gelde, wenn auch vor Mitte Auguſt 
1922 (RG 113, 136), auf eine Pflichtteilsſchuld geleiſtete Zahlung noch als Vollzahlung oder 
nur als eine durch einen Aufwertungsanſpruch auszugleichende Teilzahlung zu gelten hat, 
4405 wie die gleiche Frage bei der Auszahlung von Markvermächtniſſen (8 2174 A 3a 
a. E.), von den nach Treu und Glauben zu beurteilenden Umſtänden des Falles ab. Das 
Aufwertungsgeſetz v. 16. 7. 25 (88 62, 63 Abi 2 Nr 2, 5 10 Abſ 1 Nr 2) ſetzt der Auf- 
wertung von Pflichtteilsanſprüchen grundſatzlich keine Schranke. Es gilt auch für das Ein⸗ 
greifen dieſes Geſetzes hier dasſelbe, was (nach $ 2174 A 3b) bei Markforderungen aus Ver⸗ 
maächtniſſen Rechtens iſt. 5 

3. Der einmal entſtandene Anſpruch iſt vererblich und übertragbar gemäß 88 398ff. 
Mit dem Erbteil kann die Befugnis zur Ausſchlagung nach $ 2306, als höchſtperſönliches Recht 
des Erben (8 2033 A 3), nicht oder doch nur der Ausübung nach übertragen werden. Dagegen 
ſteht die Befugnis zur Ausſchlagung des Vermächtniſſes und Geltendmachung des Pflichtteils 


364 Erbrecht 


nach $ 2307 auch dem Erwerber des Vermächtniſſes zu, der damit nur eine Forderung durch 
eine andere erſetzt. Der Abtretung ſteht trotz $ 400 nicht entgegen, daß der Pflichtteilsanſpruch 
nach ZPO 8 852 nur pfänd bar ift, wenn er durch Vertrag anerkannt oder rechtshängig ge⸗ 
worden iſt (RG Seuff A 68 Nr 130). Nur unter dieſer Vorausſetzung iſt gegen den An⸗ 
ſpruch Aufrechnung zuläſſig ($ 394) und gehört er auch zur Konkursmaſſe (KO 8 1). Ver⸗ 
jährung 8 2332. 

4. Von dem Pflichtteilsanſpruch iſt das Pflichtteilsrecht als die Quelle, aus der jener 
Anſpruch unter gewiſſen Vorausſetzungen entſteht, zu unterſcheiden. Dieſes Recht äußert 
ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers rechtliche Wirkungen. Es ſchränkt ſeine Teftier- 
freiheit zugunften feiner Abkömmlinge, feiner Eltern und feines Ehegatten ein. Eine Aus⸗ 
nahme von der ihm kraft des Pflichtteilsrechts obliegenden Hinterlaſſungspflicht beſtimmen 
die 88 2333 ff. Das dort geordnete „Recht zur Entziehung des Pflichtteils“ (89 2835 Abſ 2, 
2337), durch deſſen Ausübung er ſich gegenuͤber dem Pflichtteilsberechtigten ſeine volle und 
unbeſchränkte Teſtierſreiheit verſchafft, iſt ein gegenwärtiges ſog. Recht des rechtlichen Könnens 
und kann daher auch bei Lebzeiten des Erblaſſers Gegenſtand einer Feſtſtellungsklage ſein 
(RG 92, 1). Auch nach dem Erbfall erſchöpfen ſich die Wirkungen des Pflichtteilsrechts nicht 
in dem Pflichtteilsanſpruch (vgl. 88 2306 A 3, 2318 Abſ 2 u. 3, 2319). 


§ 2318 


Der Erbe kann die Erfüllung eines ihm auferlegten Vermächtniſſes ſo⸗ 
weit verweigern, daß die Pflichtteilslaſt von ihm und dem Vermächtnis⸗ 
nehmer verhältnismäßig getragen wird. Das gleiche gilt von einer Auf⸗ 
lage!). 

Einem pflichtteilsberechtigten Vermächtnisnehmer gegenüber iſt die 
Kürzung nur ſoweit zuläſſig, daß ihm der Pflichtteil verbleibt). 

Iſt der Erbe ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er wegen der Pflicht⸗ 
teilslaſt das Vermächtnis und die Auflage ſoweit kürzen, daß ihm ſein 
eigener Pflichtteil verbleibt?), 


E I 1993 II 2183; M 5 420, 421; P 5 546—548. 


1. Die Pflichtteilslaſt: die Verbindlichkeit zur Leiſtung des Pflichtteils trifft grund: 
ſätzlich den Erben. Hiervon kann ihn auch der Erblaſſer nicht befreien. Das Geſetz gewährt 
ihm jedoch im Verhältnis zu Vermächtnisnehmern und Auflagebeteiligten 
einen Ausgleich dafür, daß der Pflichtteil nach dem Reinbeſtande des Nachlaſſes und ohne 
Rückſicht auf die hiervon noch zu entrichtenden Vermächtniſſe und Auflagen berechnet wird 
(8 2311 A 1). Der Erbe darf auch fie zur Tragung der Pflichtteilslaſt mit heranziehen, indem 
er den Betrag des Vermächtniſſes uſw. verhältnismäßig, d. h. um fo viel kürzt, als dem 
Werte des Vermächtniſſes uſw. im Verhältnis zum Reinbeſtande des Nachlaſſes entſpricht, 
3. B. 500 Vermächtnis: 2000 Nachlaß = 1:4. Daher trägt von 400 Pflichtteil der Vermächtnis⸗ 
nehmer 100, ſein Vermächtnis kürzt ſich von 500 auf 400, er kann ſich aber dafür gegebenenfalls 
durch verhältnismäßige Kürzung ihm etwa auferlegter Beſchwerungen erholen ($ 2188). 
Die Pflichtteilslaſt iſt auch von den ſog. geſetzlichen Vermächtniſſen mitzutragen, fo vom Recht 
auf den Dreißigſten ($ 1969), dagegen nicht von dem bloß auf den Erbteil des naseiturus 
gelegten Unterhaltsanſpruch des 8 1963. Der Voraus (8 1932) kann zwar zur Deckung des 
Pflichtteils der Abkömmlinge, nicht aber auch desjenigen der Eltern herangezogen werden, 
da er bei Berechnung des elterlichen Pflichtteils bereits voll abgezogen iſt (, 2311 A 2 
Abſ 1 enthält nur ergänzendes Recht. Der Erblaſſer kann zugunſten des Erben wie der 
Vermächtnisnehmer uſw. hiervon abweichende Anordnungen treffen ($ 2324), auch unter 
mehreren Vermächtniſſen uſw. das eine oder das andere von Mittragung der Laſt befreien 
$ 2189). Gegenüber dem Vermächtnisanſpruch iſt es Einrede, wenn der Erbe Kürzung 
auf Grund der Pflichtteilslaſt verlaugt (RG 1. 6. 22 IV 391/21). Für deren Vorausſetzungen 
iſt er beweispflichtig. — Ein im Sinne des § 2079 übergangener Pflichtteils⸗ 
berechtigter bleibt, wenn er von ſeinem Aufechtungsrecht keinen Gebrauch macht, pflicht⸗ 
teiläberechtigt; der Erbe hat das Recht zur Verteilung der Pflichtteilslaſt nach Mafgabe 
der 58 2318ff, auch dann, wenn ein ſolcher Pflichtteilsberechtigter den Pflichtteilsanſpruch 
geltend macht (RG Warn 1927 Nr 35). , . 

2. Die Abſätze 2 u. 3 enthalten zwingende Vorſchriften, durch die das Kürzungsrecht 
des Erben teils eingeſchränkt (Abſ 2), teils erweitert wird (Abſ 8). Der Erbe kann das Ver 
mächtnis gemäß Abj 1 nur bis auf den Belauf des dem Bedachten gebührenden Pflichtteils 
herabdrücken und muß es voll entrichten, wenn dem pflichtteilsberechtigten eee 
nehmer damit nicht mehr als fein Pflichtteil zugewendet iſt ($ 2307). Dagegen kann er ſich 
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gemäß Abf 1 wegen der hierdurch eintretenden Erhöhung feiner Pflichtteilslaſt an anderen 
ihm etwa auferlegten Vermächtuiſſen uſw. ſchadlos halten. 

3. Die Faſſung des Abſ 3 iſt im Hinblick auf 8 2306 wenig geglückt. Überſteigt der Exb- 
teil des ſelöſt pflichtteilsberechtigten Erben nicht feinen Pflichtteil, fo hat er Vermächtniſſe 
und Auflagen überhaupt nicht zu tragen; fie gelten als nicht angeordnet ($ 2306 A 3). Iſt 
fein Erbteil größer und hat er nicht ausgeſchlagen (8 2306 A 4), ſo hat er damit auch die Ver⸗ 
pflichtung zur Entrichtung der Vermächtniſſe uſw. ſelbſt auf Koſten des eigenen Pflichtteils 
übernommen (OLG 14, 308). Er kann mithin auf die Bedachten die Pflichtteilslaſt nur 
inſoweit übertragen, als es ſich um Befriedigung dritter Pflichtteilsberechtigter handelt. 
Der eigene Pflichtteil verbleibt ihm zwar nur in dem durch die Vermächtniſſe uſw. bereits 
geminderten Umfange, weitere Beeinträchtigungen, die ihm aus der Befriedigung dritter 
Pflichtteilsberechtigter entſtehen würden. braucht er jedoch (dies iſt die Bedeutung der vor⸗ 
liegenden Vorſchrift) nicht zu dulden. Er kann vielmehr die daraus entſtehende Pflichtteils⸗ 
laſt vollſtändig auf die Vermächtniſſe uſw. abwälzen. Nötigenfalls darf er auch das Vermächt⸗ 
nis eines Pflichtteilsberechtigten über die Grenze des Abſ 2 hinaus mit heranziehen, da 
das eigene Pflichtteilsrecht des Erben vor demjenigen des Vermächtnisnehmers jedenfalls 
den Vortritt hat. — In Abſ 3 iſt ein Alleinerbe vorausgeſetzt, beim Vorhandenſein meh⸗ 
rerer Erben f. § 2319. Beſondere Geſtaltungen der Pflichtteilslaſt in 88 2320 —2323. 


§ 2319 


Iſt einer von mehreren Erben ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er 
nach der Teilung die Befriedigung eines anderen Pflichtteilsberechtigten 
ſoweit verweigern, daß ihm ſein eigener Pflichtteil verbleibt). Für den 
Ausfall haften die übrigen Erben). 

E II 2184; P 5 546—548. 


1. Handelt es ſich um mehrere Erben, ſo werden die Pflichtteilsanſprüche gleich anderen 
Nachlaßverbindlichkeiten regelmäßig im Laufe der Auseinanderſetzung befriedigt (§ 2046 A 1). 
Bis zur Teilung ift der einzelne Miterbe durch § 2059 geſchützt. Nach der Teilung haftet 
er gegenüber dem noch unbefriedigten Pflichtteilsgläubiger grundſätzlich als Geſamtſchuldner, 
jedoch in den Fällen der 88 2060, 2061 nur für den feinen Erbteil entſprechenden Teil des 
Anſpruchs. Das Geſetz gewährt dem ſelbſt pflichtteilsberechtigten Miterben eine in § 2318 
Abſ 3 auch dem Alleinerben eingeräumte zerſtörende Einrede, durch die er ſich vom Pflicht⸗ 
teilsanſpruch inſoweit freimacht, als er im eigenen Pflichtteil verkürzt würde. Dieſe Ein⸗ 
rede, für die der Miterbe beweispflichtig iſt, ſteht ihm auch zu, wenn er unbeſchränkt haftet, 
da hiervon der Pflichtteilsauſpru ) ſelbſt in feinen Inhalte betroffen wird. Auch hier iſt der 
eigene Pflichtteil des Miterben im Falle des § 2306 A 4 nur in dem durch etwaige Beſchwerungen 
geminderten Umfange zu verſtehen (vgl. § 2318 A 3). 

2. Der oder die übrigen nichtpflichtteils berechtigten Erben haften für den Ausfall 
gemäß 88 2058, 2060 ff. Der Erblaſſer kann zwar im Verhältnis dieſer Erben zueinander 
die Pflichtteilslaſt regeln (5 2324), fie aber nicht ganz hiervon befreien. — Das gleiche beim 
Pflichtteilsergänzungsanſpruch $ 2328. 


8 2320 


Wer an Stelle des Pilichtteilsberechtigten geſetzlicher Erbe wird!), hat 
im Verhältniſſe zu Miterben die Pflichtteilslaſt?) und, wenn der Pflichtteils⸗ 
berechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtnis annimmt, das Vermächtnis 
in Höhe des erlangten Vorteils zu tragen“). 

Das gleiche gilt im Zweifel von demjenigen, welchem der Erblafjer 
den Erbteil des Pflichtteilsberechtigten durch Verfügung von Todes wegen 
zugewendet hat)). 

EI 1995, 1996 Abſ 1 II 2186; M 5 421424; P 5 548550, 

1. Als geſetzlicher Erbe an Stelle des Pflichtteilsberechtigten — aber ſo, daß letzterem 
der Pflichtteilsanſpruch verbleibt — kommt in Betracht, wer infolge Ausſchließung des Pflicht. 
teilsberechtigten von der Erbfolge (8 1938) oder infolge einer gemäß § 2306 A 4 erfolgenden 
Ausſchlagung nachrückt. e a N 

2. Der einrückende Erbe übernimmt damit nach außen die Haftung für den Pflichtteils⸗ 
anſpruch als Nachlaßverbindlichkeit. Da aber dieſelbe Tatſache, welche den Pflichtteilsanſpruch 
erzeugt, ihm den Vorteil der Erbenſtellung verſchafft, To entſpricht es der Billigkeit, daß er 
im Verhältniſſe zu Miterben inſoweit auch die Pflichtteilslaſt allein trägt. Dies hat auch 
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dann zu gelten, wenn er ſchon ohnedies Erbe iſt, aber infolge Wegfalls des Pflichtteilsberechtigten 
im Erbteil erhöht wird (§ 1985 A 3, RG Warn 1918 Nr 77). Die Pflichtteils⸗ oder Ver⸗ 
mächtnislaſt trifft ihn jedoch nur in Höhe des erlangten Vorteils. Dabei kommen die mit der 
Erbenſtellung überkommenen Beſchwerungen (f. auch 8 2322), insbeſondere die Haftung für 
ſonſtige Pflichtteilsanſprüche in Betracht. Aber auch der Vorteil, der darin liegt, daß z. B. 
der überlebende Ehegatte ſtatt neben Abkömmlingen nunmehr neben Eltern uſw. erbt und 
deshalb ſowohl durch Erhöhung des Erbteils als durch den Anſpruch auf den Voraus be⸗ 
günſtigt wird (88 1931, 1932). 

3. Ob das Vermächtnis dem Pflichtteilsberechtigten zur Abfindung auf den Pflichtteil 
(8 2307) oder trotz wirkſamer Entziehung des Pflichtteils, alſo ohne eine Hinterlaſſungspflicht 
zugewendet iſt, macht keinen Unterſchied. 

4. Der Grundſatz des Abſ 1 wird im Wege geſetzlicher Auslegungsregel auf die gewillkürte 
Erbfolge ausgedehnt, auch hier ohne Unterſchied, ob der vom Erblaſſer Begünſtigte durch die 
Verfügung von Todes wegen überhaupt erſt Erbe wird oder nur eine Erhöhung en geſetz⸗ 
lichen Erbteils erfährt (RG Warn 1918 Nr 77). Er gilt auch im Falle der Anwachſung nach 
$ 2094 und der Erſatzberufung 8 2096. Im übrigen braucht die Zuwendung nicht gerade als 
„Erbteil“ des Pflichtteilsberechtigten bezeichnet zu werden, wenn ſonſt die Abſicht erhellt, den 
an Stelle des Ausgeſchloſſenen oder Ausſchlagenden Berufenen in gleicher Weiſe zu bedenken. 
Nach § 2324 kann der Erblaſſer abweichende Anordnungen treffen, insbeſondere die Pflicht⸗ 
teilslaſt auch den Miterben auferlegen. 


8 2321 
Schlägt der Pflichtteilsberechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtnis 
aus, jo hat im Verhältniſſe der Erben und der Vermächtnisnehmer zueinander 
derjenige, welchem die Ausſchlagung zuſtatten kommt, die Pflichtteilslaſt in 


Höhe des erlangten Vorteils zu tragen!). 
E 1 1996 Abf 1 II 2186; M 5 422, 428; P 5 550, 551. 


1. Schlägt der Pflichtteilsberechtigte das Vermächtnis aus und fordert er dafür gemäß 
$ 2307 den Pflichtteil, fo entſpricht es der Billigkeit, daß die Pflichtteilslaſt, zu deren Erfüllung 
das Vermächtnis beſtimmt war, hiermit auch dann verbunden bleibt, wenn es einem anderen 
(Erſatzbedachten, Anwachſungsberechtigten) anfällt oder daß die Pflichtteilslaſt von dem 
getragen wird, der durch die Ausſchlagung befreit und ſomit um den Wert des Vermächtniſſes 
bereichert wird (dem beſchwerten Erben, R Warn 1914 Nr 168, oder Vermächtnisnehmer). 
Dies alles nur in Höhe des durch die Ausſchlagung erlangten Vorteils ($ 2320 A 2). 
Zwar ſteht der Pflichtteilsanſpruch ſelbſt nur gegen die Erben zu. Der Leiſtende hat aber 
einen ſchuldrechtlichen Ausgleichungsanſpruch gegen denjenigen, welchem das ausgeſchlagene 
Vermächtnis zuſtatten gekommen iſt (Kürzungsrecht desſelben $ 2322) und darf, ſoweit dieſer 
reicht oder ſoweit er ſelbſt der Gewinnende iſt, andere Vermächtnisnehmer nicht gemäß § 2318 
A! zur Pflichtteilslaſt heranziehen (§ 2323). War mit dem ausgeſchlagenen (Unter) Ver⸗ 
mächtnis ein anderer Vermächtnisnehmer beſchwert, ſo kann er dieſen, ſchon bevor er den 
Pflichtteil auszahlt, durch Zurückbehaltung des Hauptvermächtniſſes zur Erſtattung nötigen 
(8 273). Abweichende Anordnungen des Erblaſſers § 2324. 


8 2322 
Iſt eine von dem Pflichtteilsberechtigten ausgeſchlagene Erbſchaft oder 
ein von ihm ausgeſchlagenes Vermächtnis mit einem Vermächtnis oder einer 
Auflage beſchwert, ſo kann derjenige, welchem die Ausſchlagung zuſtatten 
kommt, das Vermächtnis oder die Auflage ſoweit kürzen, daß ihm der zur 
Deckung der Pflichtteilslaſt erforderliche Betrag verbleibt!). 
E 1 1996 Abf 2 II 2187; M 5 423, 424; P 5 549—551. 


1. Die Vorſchrift knüpft an 88 2320, 2321 an, wonach die Pflichtteilslaſt von dem an 
Stelle des ausſchlagenden Pflichtteilsberechtigten nachrückenden Erben oder von dem durch 
Ausſchlagung des Vermächtuiſſes Gewinnenden zu tragen iſt. Waren die ausgeſchlagenen 
Zuwendungen ſelbſt wieder mit Vermächtniſſen oder Auflagen beſchwert, ſo gehen außer 
der Pflichtteilslaſt nach 88 2161, 2192 auch dieſe Beſchwerungen auf den Nachrückenden oder 
Gewinnenden über. Bezüglich der Beſchwerungen iſt er als Erbe durch 88 1935, 2095 
und 1992, als Vermächtnisnehmer durch 88 2159, 2187 dagegen geſchützt, auf mehr als den 
Betrag der Zuwendung in Anſpruch genommen zu werden. § 2322 geſtattet ihm, und zwar 
mit Vorrang vor den Beſchwerungen, auch die Pflichtteilslaſt auf den Bedachten und 
Auflagebeteiligten abzuwälzen, wenn und ſoweit ihm hierfür nach Deckung der Beſchwerungen 
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nichts übrigbleibt. Reicht dagegen der Reſtbetrag der Zuwendung dazu aus, fo hat er auch 
die Pflichtteilslaſt allein zu tragen, ſelbſt wenn die Erbſchaft oder das Vermächtnis hierdurch 
ganz erſchöpft würde. Das Kürzungsrecht verbleibt dem Bedachten wie im Falle des $ 2319 
A 1, auch wenn er ſonſt unbeſchrankt haften ſollte. Der verkürzte Vermächtnisnehmer iſt gemäß 
8 2188 auch ſeinerſeits wieder zur Kürzung berechtigt. Der Erblaſſer kann abweichende An⸗ 
ordnungen treffen ($ 2324), auch durch Begünſtigung eines einzelnen Vermächtniſſes das 
Kürzungsrecht des Erben uſw. entſprechend einſchranken (§ 2189). Bezüglich des Voraus 
vgl. 8 2318 A 1. 
8 2323 


Der Erbe kann die Erfüllung eines Vermächtniſſes oder einer Auflage 
auf Grund des § 2318 Abſ 1 inſoweit nicht verweigern, als er die Pflicht⸗ 
teilslaſt nach den SS 2320 bis 2322 nicht zu tragen hat)). 

E 1 1997 II 2188; M 5 424. P 5 551. 

1. Die (nach § 2824 abänderungsfähige) Vorſchrift dient dem Vermächtnisnehmer und 
Auflagebeteiligten als Mittel, den Beſchwerten dazu zu zwingen, von den Befugniſſen der 
88 2320—2322 zur Abwälzung der Pflichtteilslaſt auch wirklich Gebrauch zu machen. 


82324 


Der Erblaſſer kann durch Verfügung von Todes wegen die Pflichtteilslaſt 
im Verhältniſſe der Erben zueinander einzelnen Erben auferlegen!) und 
von den Vorſchriften des § 2318 Abſ 1 und der SS 2320 bis 2323 abweichende 
Anordnungen treffen?). 

E 1 1994 Satz 2, 1998 II 2189; M 5 421, 424; P 5 548, 551. 


1. Die Pflichtteilsſchuld mehrerer Erben ift nach außen immer eine gemeinſchaftliche 
und grundſätzlich geſamtſchuldneriſche Verbindlichkeit gemäß 88 2058 ff. Nur im Verhältnis 
zueinander kann fie der Erblaſſer damit verſchieden beſchweren (8 2046 Abſ 2) und dadurch 
gegenſeitige ſchuldrechtliche Ausgleichungsanſprüche unter ihnen begründen. § 2189 geſtattet 
ihm, auch einem einzelnen Vermächtnisnehmer die Pflichtteilslaſt aufzuerlegen. Doch bleibt 
1 a edinte mit feinem Anſpruch in jedem Falle an den Erben gewieſen 

2. Dem Erblaſſer iſt jede anderweite Regelung der Pflichtteilslaſt geſtattet, durch die 
er nicht in das eigene Pflichtteilsrecht des Erben (8% 2318 A 3, 2319) oder des Vermächtnis⸗ 
nehmers ($ 2318 A 2) eingreift. Innerhalb dieſes Rahmens kann er das Recht des Erben 
zur verhältnismäßigen Kürzung der Vermächtniſſe und Auflagen nicht nur erweitern oder 
beſchränken, ſondern auch ausſchließen. Eine ſolche Anordnung braucht, wie auch ſonſt letzt⸗ 
willige Beſtimmungen, nicht ausdrücklich getroffen zu werden ($ 2084 A 2). So genügt es, 
wenn ſich aus dem Zuſammenhange des Teſtaments, nötigenfalls unter Mitberüdfichtigung 
von Umſtänden außerhalb des Teſtaments, als der Wille des Erblaſſers erkennen läßt: Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten irgendwelcher, auch unvorhergeſehener, Art ſollten im Verhältniſſe 
zwiſchen einem Vermächtnisnehmer und dem Erben nicht zu einer Kürzung der Zuwendung 
an jenen führen, ſondern zu Laſten des dieſem verbleibenden Nachlaſſes gehen. Es iſt dann 
unerheblich, ob der Erblaſſer um das Pflichtteilsrecht einer von ihm übergangenen Perſon 
gewußt und an die Möglichkeit einer Geltendmachung des Pflichtteilsanſpruchs durch ſie 
gedacht hat oder nicht (RG Warn 1927 Nr 35). 


8 2325 


Hat der Erblaſſer einem Dritten eine Schenkung gemacht), jo kann der 
Pflichtteilsberechtigte als Ergänzung des Pflichtteils!) den Betrag verlangen, 
um den ſich der Pflichtteil erhöht, wenn der verſchenkte Gegenſtand dem Nach⸗ 
laſſe hinzugerechnet wirds). 

Eine verbrauchbare Sache kommt mit dem Werte in Anſatz, den ſie zur 
Zeit der Schenkung hatte‘). Ein anderer Gegenſtand kommt mit dem Werte 
in Anſatz, den er zur Zeit des Erbfalls hat; hatte er zur Zeit der Schenkung 
einen geringeren Wert, jo wird nur dieſer in Anſatz gebrachte). 

Die Schenkung bleibt unberüttſichtigt, wenn zur Zeit des Erbfalls zehn 
Jahre ſeit der Leiſtung des verſchenkten Gegenſtandes verſtrichen ſind“); iſt 
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die Schenkung an den Ehegatten des Erblaſſers erfolgt, jo beginnt die Friſt 
nicht vor der Auflöſung der Ehe“). 


E I 2009, 2010 II 2190; RT Vorl 2298: M 5 581—588; P 6 104, 105. 


1. Der Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteils (nicht zu verwechſeln mit dem Auſpruch 
auf Vervollſtändigung des Pflichtteils aus 88 2305, 2307) unterliegt grundſätzlich den Vor⸗ 
ſchriften über den (ordentlichen) Pflichtteilsauſpruch (RG LZ 1925, 107110), fo auch bezug⸗ 
lich der Auskunftspflicht über die in Betracht konnnenden Schenkungen gemäß § 2314 A 1 
(R 73, 369). Er ſteht, wie nach § 2303 A 3, regelmäßig gegen den Erben und nur aus— 
nahnsweiſe gegen den Beſchenkten zu ($ 2329) und dient dazu, den Berechtigten gegen Ver: 
kürzungen ſeines Pflichtteils unter Lebenden zu ſchützen. Ob der Berechtigte bereits zur 
Zeit dieſer Verkürzung vorhanden und pflichtteilsberechtigt war, oder ob er es erſt ſpäter 
geworden, iſt gleichgültig. Ebenſo, ob er am Nachlaß als Pflichtteilserbe oder unr als Pflicht⸗ 
teilsgläubiger beteiligt iſt Res 80, 135). Liegt nur der Tatbeſtand der 88 2325 ff. vor, fo 
kommt eine Nichtigkeit des Vertrags wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten ($ 138) 
nicht in Frage. Es greifen hier die gleichen Grundſätze Platz, wie ſie für die Fälle der An⸗ 
fechtung wegen Täuſchung oder Drohung (RG 72, 218; 83, 112) und wegen Verſtoßes gegen 
KO I 31 Nr 1 oder AnfG 8 3 Nr 1 (RG 69, 143; 74, 226) aufgeſtellt find; beim Hinzu⸗ 
treten weiterer Umſtände kann auch eine den §§ 2325 ff. unterliegende Schenkung gegen 
die guten Sitten verſtoßen (RG 2. 2. 25 IV 531/24). 


2. Der Auſpruch wird durch Schenkungen jeder Art begründet ohne Rückſicht auf den 
Betrag und darauf, ob ſie aus dem Stammvermögen oder aus laufenden Einkünften oder ob 
fie in Benachteiligungsabſicht gemacht find (§ 2287). Der Begriff der Schenkung ergibt ſich 
aus 88 516 Ab] 1, 517. Für die Frage, ob und inwieweit in einem gegenſeitigen Vertrag 
eine Schenkung enthalten iſt, kommt es nicht auf die Verhältniſſe zur Zeit des Erbfalls (A 5), 
ſondern zur Zeit der Schenkung an (RG JW 1916, 11177). Unter Umſtänden kann eine 
Schenkung auch in der Begründung der allgemeinen Gütergemeinſchaft gefunden werden 
(RG 87, 301). Auch die gemiſchte Schenkung (8 516 A7, RG Warn 08 Nr 205), die das Maß 
überſteigende Ausſtattung (8 1624 Abs 1) und die vollzogene Schenkung von Todes wegen 
gehören hierher (§ 2301 Abſ 2). Ebenſo die Zuwendung an eine damit erſt begründete 
Stiftung (MG 54, 399). Grundſäflich auch die belohnende Schenkung (RG LZ 1918, 107623). 
Nur Anftands- uſw. Schenkungen find ausgenommen (§ 2330). Der beſchenkte Dritte kann 
ein Fremder, aber auch ein anderer Pflichtteilsberechtigter (Ehegatte in Abſ 8) fein (RG 
69, 390). Hat der Ergänzungskläger auch ſelbſt ein Geſchenk erhalten, fo gilt § 2327. Klage⸗ 
berechtigt iſt der Pflichtteilsberechtigte, d. h. wer zum Kreiſe der in § 2303 genannten 
nahen Angehörigen gehört ($ 2317 A 4, auch dann, wenn er geſetzlicher Erbe iſt (RG 58, 124; 
80, 135). 

3. Die Ausgleichung erfolgt auf Grund einer fiktiven Berechnung des Nachlaſſes, indem 
der verſchenkte Gegenſtand, d. h. der durch Schätzung ermittelte Wertbetrag der Schenkung 
ohne Abzüge (vgl. aber $ 2329 A 3) dem nach § 2311 maßgebenden Beſtande, und zwar wie 
im Falle des § 2315 A 6 des Geſamtnachlaſſes hinzugerechnet, nicht auch tatſächlich 
zugeführt wird. Der ſich hiernach herausſtellende Mehrbetrag des Pflichtteils bildet, ver⸗ 
glichen mit dem reinen Pflichtteil, die dem Berechtigten unmittelbar zukommende (RG 
JW 1911, 996°) „Ergänzung“. Iſt ein greifbarer Nachlaß nicht vorhanden, fo berechnet 
ſich der Ergänzungsanſpruch lediglich nach dem Betrage der Schenkung. Ausgleichungspflichtige 
Zuwendungen bleiben dabei außer Betracht, da fie nach $ 2316 bereits bei Berechnung 
des ordentlichen Pflichtteils zu berückſichtigen ſind (RG 77, 284). Doch wird der Erbe in dieſem 
Falle regelmäßig nur als Beſchenkter aus 8 2329 zu haften haben. Für einen Ergänzungs⸗ 
anſpruch, auch in der Richtung gegen den Beſchenkten, iſt überhaupt kein Raum, wenn der 
Nachlaß ſelbſt bei Hinzurechnung des verſchenkten Gegenſtandes nicht aktiv wird (RG L 
1928, 53). Auch das Schenkungsverſprechen iſt Schenkung im Sinne von Abſ 1. 
Sit es noch nicht erfüllt, fo iſt es — wenn die Fälligkeit hinausgeſchoben iſt, zum Zeitwerte 
(8.2313 A3) — ein Paſſivum und es wird, wenn der Ergänzungsauſpruch erhoben wird, 
(für die fiktive Berechnung) zugleich ein Aktivum des Nachlaſſes (NG Lg 1928, 53%). 
Gegenüber dem Empfänger des Schenkungsverſprechens kann der Erbe Erfüllung nur ver- 
weigern, ſoweit er ſelbſt pflichtteilsberechtigt iſt (§ 2328). 

4. Verbrauchbare Sachen § 92. Im Falle des Schenkungsverſprechens iſt die Zeit der 
Erteilung, nicht die der Leiſtung (A 6) maßgebend (a. M. Strohal bei Planck A 3a; Kipp 
836 III u. a.) Handelt es ſich um den ſchenkungsweiſen Erlaß einer Schild, fo kommt nach 
der Natur der Sache ebenfalls nur die Zeit der Schenkung in Betracht (RG 80, 137). Fällt 
eine hierher gehörige Schenkung in die Zeit vor der Juflation, der Erbfall dagegen in die 
Juflationszeit, ſo gilt für die Umrechnung des nach der Zeit der Schenkung anzuſetzenden 
Wertes Enutſprechendes wie nach § 2315 A 7. 
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5. Die Maßgeblichkeit der Zeit des Erbfalls für „andere Gegenſtände“, alſo für nicht 
verbrauchbare Sachen und für Rechte, entſpricht der Regel des § 2311. Die Gefahr der 
Wertsverringerung oder des Untergangs der Sache in der Zeit zwiſchen Schenkung und Erb⸗ 
fall hat ſonach der Ergänzungsberechtigte zu tragen, ſelbſt dann, wenn der Beſchenkte daran 
Schuld trüge. Doch tritt in den Fällen des $ 281 an Stelle des geſchenkten Gegenſtandes 
der Erſatz oder Erſatzanſpruch. Anderſeits kommt (zufolge Halb 2 der vorliegenden Vorſchrift) 
eine bis zum Erbfall eingetretene Wertsſteigerung dem Ergänzungsberechtigten nicht zu⸗ 
gute. Wertſchwankungen in der Zwiſchenzeit bleiben ganz außer Betracht. Ob ſich der ger 
ſchenkte Gegenſtand noch im Vermögen des Beſchenkten befindet, iſt im Verhältnis zum 
Erben gleichgültig. Beweispflichtig für den behaupteten Umfang der Schenkung und 
die behauptete Werthöhe iſt der Ergänzungskläger (RG ZW 1916, 11177: Fall der Schen⸗ 
kung eines Landguts mit Juventar). Wendet der Erbe gegenüber der auf den Wert zur 
Zeit des Erbfalls abgeſtellten Ergänzungsklage ein, der Wert ſei zur Zeit der Schenkung 
geringer geweſen, ſo liegt ihm der Beweis ob. Über den Umfang der Begründungs⸗ 
pflicht bei einer den Ergänzungsanſpruch vorbereitenden Feſtſtellungsklage vgl. RG JW 
1916, 67516. 


6. Die zehnjährige Ausſchlußfriſt (Berechnung 88 187, 188) beginnt, abweichend von 
A 4 auch beim Schenkungsverſprechen erſt mit Leiſtung des Gegenſtandes. Sie gilt nicht 
für die dem Ergänzungskläger ſelbſt zugewendeten Schenkungen ($ 2327 A 2), kommt aber 
a dent en zugute, wenn er gemäß $ 2239 an Stelle des Erben belangt wird 
NG 81, 204). 


7. Alle aun den Ehegatten gemachten Schenkungen find ohne zeitliche Beſchränkung an⸗ 
rechnungspflichtig. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Aufhebung der ehe- 
lichen Gemeinſchaft nach 88 1586f., Wiederverheiratung § 1348 Abſ 2. — Der Pflichtteils⸗ 
ergänzungsanſpruch iſt auch dann gegeben, wenn die Schenkung bereits vor 1. 1. 00 erfolgt, 
der Erbfall aber exit nach dieſer Zeit eingetreten iſt (R& 54, 241; 58, 128). Beſonderheiten, 
wenn die Schenkung von Ehegatten in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft vorgenommen worden 
iſt, R JW 1911, 99648. Zuſtändiges Gericht ZPO 8 27. 


8 2326 


Der Pflichtteilsberechtigte kann die Ergänzung des Pflichtteils auch 
dann verlangen, wenn ihm die Hälfte des geſetzlichen Erbteils hinterlaſſen 
ie), Iſt dem Pflichtteils berechtigten mehr als die Hälfte hinterlaſſen, jo 
iſt den Anſpruch ausgeſchloſſen, ſoweit der Wert des mehr Hinterlaſſenen 
reicht?). 

EI 2011 II 2101; M 5 461; P 5 589. 


1. Der Ergänzungsanſpruch ſteht auch dann zu, wenn der Pflichtteilsberechtigte wegen 
des ordentlichen, nach dem Reinbeſtande des Nachlaſſes gemäß $ 2303 A 4 berechneten Pflicht ⸗ 
teils gedeckt iſt und erſt infolge der Hinzurechnung des Geſchenks ($ 2325 A 3) ſich eine Er. 
höhung des Pflichtteils herausſtellt. So namentlich, wenn ſich erſt hierdurch der Nullbeſtand 
des reinen Nachlaſſes in einen Aktivbeſtand verwandelt ($ 2325 A 3). 


2. Iſt dem Pflichtteilsberechtigten, der auch als Alleinerbe berufen ſein kann, mehr als 
die Hälfte des geſetzlichen Erbteils hinterlaſſen, fo erwirbt er durch eine gemäß 8 2306 A 4 
erfolgende Ausſchlagung den ordentlichen Pflichtteilsanſpruch und zugleich den Ergänzungs⸗ 
anſpruch. Aber auch wenn er den ordentlichen Anſpruch nicht hat, ſei es, weil der ihm Hinter. 
laſſene Erbteil frei von Beſchränkungen oder Beſchwerungen iſt oder weil er ihn trotz Be⸗ 
ſchränkungen oder Beſchwerungen annimmt, kann er den Ergänzungsanſpruch erheben. Er 
muß ſich dann jedoch das Hinterlaſſene auf dieſen Anſpruch anrechnen laſſen, ſoweit es den 
Betrag des ordentlichen, nach dem wirklichen Nachlaßbeſtande berechneten Pflichtteils überſteigt, 
und hat keinen Auſpruch auf Ergänzung, wenn er dafür bereits durch das mehr Zugewendete 
gedeckt iſt. Dasſelbe gilt nach $ 2307 Abſ 1, wenn er mit einem Vermächtnis bedacht iſt. Die 
Beſchränkungen oder Beſchwerungen, mit denen ihm der größere Erbteil oder das größere 
Vermächtnis hinterlaſſen iſt, haben entſprechend 8 2307 A 3 außer Betracht zu bleiben, wenn 
es ſich um Ermittlung des Wertes des Hinterlaffenen handelt. Mit Strohal bei Planck A 4 und 
anderen dort Angeführten wird jedoch dem Ergänzungsberechtigten aus § 119 das Recht auf 
Anfechtung der Annahme zuzugeſtehen ſein, wenn er die beſchränkte oder beſchwerte Zuwen⸗ 
dung, Erbteil oder Vermächtnis, in Unkenntnis von der Schenkung angenommen hatte. Ob 
der Pflichtteilsberechtigte gewillkürter oder geſetzlicher Erbe geworden, macht wie für $ 2325 
(RG 58, 126), fo auch für § 2826 keinen Unterſchied. 
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8 2327 


Hat der Pflichtteilsberechtigte ſelbſt ein Geſchenk von dem Erblaſſer er⸗ 
halten!), ſo iſt das Geſchenk in gleicher Weiſe wie das dem Dritten gemachte 
Geſchenk dem Nachlaſſe hinzuzurechnen und zugleich dem Pflichtteilsberech⸗ 
tigten auf die Ergänzung anzurechnen‘). Ein nach § 2315 anzurechnendes 
Geſchenk iſt auf den Geſamtbetrag des Pflichtteils und der Ergänzung an⸗ 
zurechnens). 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte ein Abkömmling des Erblaſſers, ſo findet 
die Vorſchrift des § 2051 Abſ 1 entſprechende Anwendung ). 

E I 2012 II 2192; M 5 462, 463; P 5 589; 6 104, 105. 


1. Vorausgeſetzt iſt, daß neben dem als Ergänzungskläger gedachten ſelbſt beſchenkten 
Pflichtteilsberechtigten noch ein Dritter vom Erblaſſer Beſchenkter in Betracht kommt, 
der ein Fremder (§ 2329) oder Miterbe oder gleichfalls Pflichtteilsberechtigter fein kann. 

2. Wenn das Geſchenk in gleicher Weiſe dem Nachlaſſe hinzuzurechnen iſt wie das dem 
Dritten gemachte Geſchenk, fo wird damit nur auf Abſ 2 des 8 2325 Bezug genommen, der 
je nach der Art des Schenkungsgegenſtandes über den für den Wertsanſatz maßgebenden 
Zeitpunkt beſtimmt. Nicht aber kommt dem ſelbſt beſchenkten Ergänzungskläger auch die zehn⸗ 
jährige Ausſchlußfriſt des Abſ 3 zugute, er hat ſich vielmehr die ihm ſelbſt oder feinem Vor⸗ 
fahren gemachten Geſchenke ohne zeitliche Beſchränkung anrechnen zu laſſen (RG 69, 880). 
Soweit die mehreren Geſchenke zugleich ausgleichungspflichtige Zuwendungen darſtellen (8 2050) 
und deshalb bereits bei Berechnung des ordentlichen Pflichtteils eines Abkömmlings berück⸗ 
ſichtigt ſind ($ 2316 A 3), ſcheiden fie völlig aus und kommen für die Ergänzung nicht mehr 
in 19 vgl. auch RG 77, 284. Sind fie nicht ausgleichungspflichtig, fo werden fie dem 
Geſamtnachlaß hinzugerechnet; danach beſtimmt ſich der dem Betreffenden im ganzen ge⸗ 
bührende Pflichtteil. Der Unterſchied zwiſchen dieſem und dem ordentlichen Pflichtteil 
iſt der Betrag der Ergänzung. Nur auf dieſe Ergänzung hat ſich der Pflichtteilsberechtigte 
die ſelbſt empfaugene Schenkung anrechnen zu laſſen. Soweit ſie den Ergänzungsbetrag 
überſteigt, bleibt ſie ganz außer Betracht (f. jedoch A 8). 

3. Nur wenn der Erblaſſer gemäß § 2315 Abs 1 Aurechnung des Geſchenks auf den Pflicht⸗ 
teil angeordnet hatte, muß ſich der Ergänzungsberechtigte (entgegen A 2) die ſelbſt empfangene 
Schenkung, ſoweit ſie mehr beträgt als die Ergänzung, auch auf den ordentlichen Pflichtteils⸗ 
anſpruch anrechnen laſſen. Für die Wertsbeſtimmung iſt in dieſem Falle nicht $ 2825 Abſ 2, 
ſondern nach § 2315 A 7 immer nur die Zeit der Schenkung maßgebend. 

4. Übereinſtimmend mit $ 2315 Abſ 3 (Näheres dort A 8) hat ſich der in das Pflichtteilsrecht 
nachrückende Abkömmling auch bezüglich der feinem Vorfahren gemachten Schenkungen ſo 
behandeln zu laſſen, wie wenn er ſelbſt der Beſchenkte wäre. 


8 2328 


Iſt der Erbe ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er die Ergänzung des 
Pflichtteils ſoweit verweigern, daß ihm ſein eigener Pflichtteil mit Einſchluß 
deſſen verbleibt, was ihm zur Ergänzung des Pflichtteils gebühren würde. 

E 1 2018 II 2199; M 5 463—466; P 5 589—591; 6 105, 106. 


1. Aus den allgemeinen, nach $ 2325 A 1 auch hier anwendbaren Vorſchriften über die 
Pflichtteilslaſt folgt, daß der pflichtteilsberechtigte Erbe die Laſt auch inſoweit auf Ver⸗ 
mächtnisnehmer und Auflagebeteiligte abwälzen darf, als ſie durch die Ergänzungspflicht 
geſteigert ift ($ 2318). Entſprechend dem $ 2819 iſt ihm, und zwar gleichviel ob er Miterbe 
oder Alleinerbe iſt, jedoch nur gegenüber dem Ergänzungsanſpruche, ein im Wege 
der Einrede verfolgbares Verweigerungsrecht beigelegt, durch das er ſich im Genuſſe 
des eigenen nach Ergänzungsgrundſätzen ihm ſelbſt gebührenden Pflichtteils erhalten 
kann. Für den Ausfall haftet dem Ergänzungsberechtigten, ſoweit er ſich nicht an andere 
Erben halten kann, nach den Grundſätzen des § 2329 der Beſchenkte, und zwar auch dann, 
wenn er mit dem Erben wiederum identiſch iſt. 


8 2329 
Soweit der Erbe zur Ergänzung des Pflichtteils nicht verpflichtet ift!), 


kann der Pflichtteilsberechtigte von dem Beſchenkten die Herausgabe des 
Geſchenkes zum Zwecke der Befriedigung wegen des fehlenden Betrags?) 


Pflichtteil 88 23272329 371 


nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung fordern). Iſt der Pflichtteilsberechtigte der alleinige Erbe, jo ſteht 
ihm das gleiche Recht zu⸗). 

Der Beſchenkte kann die Herausgabe durch Zahlung des fehlenden Be⸗ 
trags abwenden’). 

Unter mehreren Beſchenkten haftet der früher Beſchenkte nur inſoweit, 
als der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet iſte) ?). 


E I 2014—2016 II 2194; M 5 466—468; P 5 592—595. 


1. Aushilfsweiſe tritt Haftung des Beſchenkten ein, ſoweit der Erbe zur Ergänzung 
nicht verpflichtet iſt (. auch A 4). Der Erbe iſt von vornherein nicht dazu verpflichtet, 
wenn der Nachlaß mit Null aufgeht oder überſchuldet iſt (88 2311 A 1, 2325 A 8). Ferner 
nicht, ſoweit er nach § 2328 die Ergänzung verweigern kann. Aber auch dann nicht, wenn und 
ſoweit er infolge von Wertsveränderungen des Nachlaſſes den entſtandenen Ergänzungsanſpruch 
nach den Grundſätzen der beſchränkten Haftung (88 1975ff., insbeſondere 1991 Abſ 4, 1992) 
nicht zu erfüllen braucht, ja ſogar nicht erfüllen darf (RG 58, 127; a. M. Planck A 05 
Alle derartigen Befreiungsgründe ſchließen es jedoch nicht aus, den als Erbe zur Ergänzung 
nicht verpflichteten Erben nunmehr perſönlich in ſeiner Eigenſchaft als Beſchenkter in Anſpruch 
zu nehmen (RG JW 1912, 9131). Dagegen kann der Ergänzungsberechtigte Ausfälle, die 
er infolge Zahlungsunfähigkeit des unbeſchränkt haftenden Erben erleidet, nicht gegen den 
Beſchenkten geltend machen. 


2. Der Ergänzungsanſpruch wird dadurch, daß er gegen den Beſchenkten verfolgt wird, 
nicht in feinem Grunde, ſondern nur nach Art und Umfang der Haftung verändert (RG 58, 128). 
Die Normen des Pflichtteilsrechts ſind auf ihn auch in dieſem Falle anwendbar, ſoweit dies 
mit den ſich aus der Richtung des Anſpruchs gegen den Beſchenkten ergebenden Eigentüm⸗ 
lichkeiten vereinbar iſt (RG 73, 370 f.; 23 1925, 107110). Namentlich braucht der Beſchenkte, 
ebenſo wie der Erbe (8 2325 A 6), eine länger als zehn Jahre zurückliegende Schenkung 
nicht herauszugeben (NG 81, 204). Der Anſpruch geht auf Geld, auf den fehlenden 
Betrag, deſſen Höhe ſich nach 88 2325— 2327 unter Abzug des vom Erben Erlangten 
oder zu Erlangenden berechnet. Gleichwohl iſt der Beſchenkte grundſatzlich nicht zur 
Zahlung, ſondern zur Herausgabe des Geſchenks zum Zwecke der Befriedigung ver⸗ 
pflichtet und gemäß Abf 2 nur zur Zahlung berechtigt. D. h. er iſt, wie in den Fällen 
der $$ 1973 A 6, 1990 A 4 verbunden, die Zwangsvollſtreckung in die Gegenſtände der 
Schenkung zu dulden. Dementſprechend hat unter Bezifferung des geforderten Geldbetrags 
auch die Verurteilung zu lauten. Nur wenn Geld geſchenkt war, ſind Herausgabe und Zahlung 
dasſelbe. Eine Auskunftspflicht des beſchenkten Dritten beſteht, abweichend von 8 2325 A 1, 
nur dann, wenn er nach $ 260 einen Inbegriff herauszugeben hat (RG 78, 871; 84, 204). 
10 ef if dabei in dem weiten R& 90, 189 dargelegten Sinne zu verſtehen (RS IRdſch 
1927 Nr. 1655). 

3. Wegen der Anwendung der Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung vgl. § 1973 A 5. Die Bereicherung wird durch die dem Beſchenkten entſtandenen 
Koſten des Schenkungsakts vermindert (RG Warn 08 Nr 205). Zur Kenntnis vom Mangel 
des rechtlichen Grundes ($ 819 Abſ 1) gehört regelmäßig Kenntnis vom Stande des Nachlaſſes 
und der Ergänzungsbedürftigkeit des Pflichtteils im Sinne von 88 2325 ff. Doch kann die Kennt⸗ 
nis auch ſchon zur Zeit der Schenkung gegeben fein, wenn dem Empfänger eine damit verbun- 
dene Benachteiligungsabſicht des Erblaſſers bekannt war (vgl. auch 88 818 Abſ 2, 826). Der 
fernere Empfänger, dem die Schenkung unentgeltlich zugewendet iſt, haftet nach 8822. Han 


delt es ſich um ein noch nicht erfülltes Schenkungsverſprechen, ſo iſt der Schenkungsanſpruch 
herauszugeben. 


4. Iſt der Pflichtteils berechtigte der alleinige Erbe, ſo kommt von vornherein nur der 
Ergänzungsanſpruch gegen den Beſchenkten in Frage. Er kann, wenn es ſich um ein Schenkungs⸗ 
verſprechen handelt, auch durch Verweigerung der Leiſtung ausgeübt werden. Iſt der Be⸗ 
ſchenkte Miterbe des Ergänzungsberechtigten, ſo haftet er jedenfalls als Beſchenkter, ſoweit 
er nicht ſchon als Erbe verpflichtet iſt (A 1). Der Pflichtteilsberechtigte, welcher der alleinige 
Erbe iſt, iſt zur Geltendmachung des Ergänzungsanſpruchs gegen den Beſchenkten auch dann 
befugt, wenn die Verfügung über den Nachlaß infolge der Eröffnung des Nachlaß 
bonkurſes dem Konkursverwalter zufteht. Jener Anſpruch und ein nach KO 8 32 beſtehender 
Anfechtungsanſpruch find keine Geſamtgläubigerforderungen, fondern fie ſtehen in dem Ver⸗ 
hältniſſe zueinander, daß mit der Durchführung der Anfechtung und in dem Maße dieſer 
Durchführung die Bereicherung des Beſchenkten und damit nach A 3 eine Vorausſetzung 
für die Verpflichtung zur Pflichtteilsergänzung fortfällt (R& 23 1928, 535). Ein dem 
Falle, daß der ergänzungsberechtigte Pflichtteilsberechtigte alleiniger Erbe iſt, entſprechen⸗ 
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der Tatbeſtand kann auch bei einer Erbeumehrheit vorliegen (wie in dem Falle Rg a. a. O., 
in dem die Kinder und der Ehegatte des Erblaſſers die geſetzlichen Erben des durch die 
Schenkung an einen Fremden geminderten Nachlaſſes geworden waren). 

5. Abwendung der Herausgabe durch freiwillige Zahlung des fehlenden Betrags 
(A 2), alſo nicht wie nach 88 1973 A 7, 1992 A 4 des Wertes der von der Zwangsvollſtreckung 
bedrohten oder ergriffenen Schenkungsgegenſtände. 

6. Reihenfolge der mehreren Beſchenkten: Der zuletzt Beſchenkte haftet zuerſt. Nur 
ſoweit er nicht verpflichtet iſt (nicht auch ſoweit er nicht zahlungsfähig), kann der nächſte 
früher Beſchenkte herangezogen werden. Die Verpflichtung erliſcht insbeſondere durch Weg⸗ 
fall der Bereicherung vor Eintritt der Rechtshängigkeit oder der erlaugten Kenntnis gemäß 
58 818 Abſ 4, 819. Oder durch Friſtablauf, während ſich ein früher beſchenkter Ehegatte 
hierauf nicht beziehen darf ($ 2325 A 7). 

7. Beweislaſt. Der Ergänzungskläger hat die Schenkung und im Falle A 1 ferner zu 
beweiſen, daß oder inwieweit der Erbe nicht verpflichtet iſt. Dieſe Beweislaſt trifft ihn auch 
dann, wenn er den Erben ſelbſt in der Eigenſchaft des Beſchenkten in Anſpruch nimmt (RG 
80, 136). Im Falle A 4 hat er zur Berechnung des ihm gebührenden Betrags den Beſtand 
des Nachlaſſes darzulegen (RG 84, 207). Der Beklagte iſt dafür beweispflichtig, daß er nicht 
bereichert oder daß ein zunächſt haftender ſpäterer Beſchenkter vorhanden iſt. Daß dieſer 
nicht verpflichtet ſei, iſt Replik des Klägers. Von mehreren Pflichtteilsberechtigten kann jeder 
klagen. Soweit der Beſchenkte an ihn herausgibt, mindert ſich ſeine Bereicherung. Ver⸗ 
jährung $ 2332 Abſ 2. 


8 2330 


Die Vorſchriften der SS 2325 bis 2329 finden keine Anwendung auf 
Schenkungen, durch dic einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird!). 

E 1 2018 II 2195; M 5 469; P 5 598. 

1. Anſtandsſchenkungen uſw. find nur ſo weit ergänzungspflichtig, als ſie das hiernach 
ſich beſtimmende Maß überſchreiten (vgl. auch $$ 584, 1446, 1641, 1804, 2113, 2205). Die 
Beweislaſt dafür, daß oder inwieweit es ſich um eine Anſlandsſchenkung uſw. handelt, trifft 
den, der ſich darauf beruft (RG LZ 1918, 107625). 


8 2331 


Eine Zuwendung, die aus dem Geſamtgute der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft 
erfolgt, gilt als von jedem der Ehegatten zur Hälfte gemacht. Die Zuwendung 
gilt jedoch, wenn ſie an einen Abkömmling, der nur von einem der Ehegatten 
abſtammt, oder an eine Perſon, von der nur einer der Ehegatten abſtammt, 
erfolgt oder wenn einer der Ehegatten wegen der Zuwendung zu dem Ge⸗ 
ſamtgut Erſatz zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten gemacht. 

Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Geſamtgute der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung!). 

E I 1991, 2017 II 2196; M 5 416, 468; P 5 525, 596. s 

1. Vgl. A 1—3 zu $ 2054, mit dem die Vorſchrift, bis auf den die Eltern eines Ehegatten 
betreffenden Zuſatz in Abſ 1, wörtlich übereinſtimmt. Sie bezieht ſich ſowohl auf den ordent⸗ 
lichen, wie auf den Pflichtteilserganzungsanſpruch (RG 94, 265). 


8 2332 


Der Pflichtteilsanſpruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, 
in welchem der Pflichtteilsberechtigte von dem Eintritte des Erbfalls und 
von der ihn beeinträchtigenden Verfügung Kenntnis erlangt!), ohne Rück⸗ 
ſicht auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritte des Erb⸗ 
falls an?). 

Der nach § 2329 dem Pflichtteilsberechtigten gegen den Beſchenkten zu⸗ 
ſtehende Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Eintritte des Erb⸗ 
falls ans). 
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Die Verjährung wird nicht dadurch gehemmt, daß die Anſprüche erſt 
nach der Ausſchlagung der Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes geltend ge⸗ 


macht werden können“). 
E I 1999 II 2197; M 5 425—428; P 5 551, 593, 594. 


1. Die Verjährung ſowohl des ordentlichen, als auch des Pflichtteilsergänzungsanſpruchs 
iſt in drei Jahren beendet. Sie beginnt, ſoweit der Anſpruch gegen den Erben zuſteht 
85 2303, 2305—2307, 23252328), mit der Kenntnis des Pflichtteilsberechtigten vom Erb- 
all und von der ihn beeinträchtigenden Verfügung. Eine den Pflichtteilsberechtigten im 
Sinne dieſer Vorſchrift in ſeiner Rechtsſtellung beeinträchtigende Verfügung von 
Todes wegen liegt immer dann vor, wenn die Verfügung einen nach $$ 2303, 2305, 2306 
A 4, 6 oder § 2307 einen Pflichtteilsanſpruch begründenden Inhalt hat, mag dieſer kraft 
Geſetzes beſtehende Pflichtteilsonſpruch auch in der Verfügung ausdrücklich anerkannt fein 
(RG 113, 234). Die vom Pflichtteilsberechtigten erlangte Kenntnis muß ſich auf den für 
ihn weſentlichen, ſeine Beeinträchtigung ergebenden Inhalt der Verfügung (RG 70, 362) 
ſowie auf ihre Gültigkeit erſtrecken. Hieran fehlt es z. B., ſolange er die Unterſchrift des 
Erblaſſers unter dem ihn von der Erbfolge ausſchließenden Teſtament für unecht hält; die 
Kenntnis iſt in dieſer Hinſicht, wie auch ſonſt (§ 1944 A 2, $ 2082 A 2), mit zuverläfſigem 
Erfahren der in Betracht kommenden Umſtände erlangt (M& 115, 27). Auf die Kenntnis vom 
Stande des Nachlaſſes kommt es für den Beginn der Friſt nicht an (RG 104, 195). Mit 
der „Verfügung“ iſt zunächſt gemeint die den Berechtigten von der Erbfolge aus. 
ſchließende oder ſonſt beeinträchtigende Verfügung von Todes wegen. Die Kenntnis 
hiervon muß nicht notwendig durch deren amtliche Verkündung erlangt ſein. Umgekehrt 
ſchließt die Tatſache der Verkündung nicht unbedingt Mangel der Kenntnis aus. Die Vor⸗ 
ſchrift des $ 1944 Abſ 2, wonach die Friſt nicht vor amtlicher Verkündung der letztwilligen 
Verfügung zu laufen beginnt, iſt nicht entſprechend anwendbar (RG 66, 30). In zweiter 
Linie kann unter der „Verfügung“ auch eine ſolche im Sinne von Vorbem 7 vor $ 104 ver- 
ſtanden werden. Demgemäß wird, ſoweit es ſich um den nach 88 2325—2328 gegen den Erben 
zu richtenden Ergänzungsanſpruch handelt (anders nach Abi 2 für den Anſpruch aus § 2329 
gegen den Beſchenkten), zum Beginn der Verjährung auch Kenntnis von Vornahme der 
beeinträchtigenden Schenkung zu erfordern ſein. Gegen eine pflichtteilsberechtigte Ehe⸗ 
frau läuft die Verjährung auch dann, wenn ſie nach güterrechtlichen Vorſchriften zur Verfügung 
über den Pflichtteilsanſpruch und zur Klageerhebung nicht befugt iſt (NG JW 1910, 820%). 
Wird durch ein von Ehegatten errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament oder durch eine von 
ihnen gemeinſchaftlich vorgenommene Schenkung ein pflichtteilsberechtigter Abkömmling be⸗ 
einträchtigt, fo entſteht der Pflichtteilsanſpruch Hinfichtlich des Nachlaſſes des Erft: 
verſtorbenen im allgemeinen ſchon mit deſſen Tode (8 2317 Abſ 1). Haben die Ehe⸗ 
gatten aber in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt, fo iſt der Auſpruch dadurch be: 
dingt, daß das Geſamtgut nicht während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft eine Ver 
mehrung erfährt, durch die die Pflichtteilsverletzung wieder ausgeglichen wird; die 
Verjährung beginnt deshalb nicht vor dem Tode des letztlebenden Ehegatten (RG 
JW 1911, 996%; 17. 3. 19 IV 457/18). Im übrigen gelten die allgemeinen Verjährungs⸗ 
grundſätze, fo insbeſondere $ 207 (Vollendung der Verjährung gegen den noch nicht an⸗ 
genommenen, unvertretenen oder in Konkurs geratenen Nachlaß). Die Vereinbarung, die 
ziffermäßige Berechnung des Pflichtteils ſolle bis nach beendeter Liquidation des Nachlaſſes 
ausgeſetzt bleiben, iſt Stundung nach § 202 (RG 10. 4. 11 IV 385/10). Durch die Klage des 
Pflichtteilsberechtigten auf Auskunftserteilung (§ 2314) wird die Verjährung des Pflicht. 
teilsanſpruchs nicht gemäß § 209 unterbrochen, da dieſer Anſpruch durch jene Klage nicht 
rechtshäugig wird (RG 115, 27 und für die entſprechende Vorſchrift des Pru LR II 2 8 440, 
RG 22. 4. 07 IV 474/06). Dagegen kann in dem Verhalten des Erben, der auf das Ver⸗ 
langen des Pflichtteilsberechtigten dieſem gemäß § 2314 über den Beltandfdes Nachlaſſes 
Auskunft erteilt oder gemäß $ 1994 mit $ 1967 Abſ 2 (§ 2314 A 5) dem Nachlaßgericht ein 
Inventar einreicht und in dem einen oder andern Falle gar noch dem weiteren Verlangen 
des Pflichtteilsberechtigten auf Leiſtung des Offenbarungseides gemäß § 260 oder § 2006 
entſpricht, eine nach $ 208 zur Unterbrechung der Verjährung geeignete Anerkennung 
des Pflichtteilsanſpruchs dem Grunde nach gefunden werden; es iſt dann Tatfrage, ob dieſe 
Anerkennung ſich auf den Pflichtteilsanſpruch im ganzen bezieht oder ob fie, bei Unvollſtändig⸗ 
keit des aufgeſtellten Verzeichniſſes, nur den Anſpruch auf denjenigen Pflichtteilsbetrag deckt, 
welcher ſich aus dem Verzeichnis entnehmen läßt (RG 113, 234). 

2. Regelmäßige Verjährungsfriſt $ 195. Sie kommt auch dem zugute, der auf 
einen den Pflichtteil entſprechenden Bruchteil der Erbſchaft als Erbe oder auf den Pflicht: 
teilsbetrag als Vermächtnisnehmer eingeſetzt iſt; wer fi) auf eine ſolche teſtamentariſche Anord⸗ 
nung ftübt, erhebt nicht den geſetzlichen Pflichtteils«, ſondern einen Erbauseinanderſetzungs⸗ 
oder Vermächtnisanſpruch (RG 118, 287; JW 1927, 2002; vol. aber auch § 2304 A 1). 
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3. Verjährung gegen den Beſchenkten ohne Rückſicht auf erlangte Kenntnis. 

4. Iſt der Pflichtteilsanſpruch von vorgängiger Ausſchlagung des dem Pflichtteilsberech⸗ 
tigten zugewendeten Erbteils oder Vermächtniſſes abhängig (88 2806 A 4, 2307 A 1), io 
könnte aus 8 198 gefolgert werden, daß die Verjährung nicht vor der Ausſchlagung beginnt. 
Dem tritt Abſ 3 entgegen, demzufolge Beginn und Lauf der Verjährung durch die Hinaus⸗ 
ſchiebung der Ausſchlagung nicht gehemmt werden. Damit wird dem Umſtande Rechnung 
getragen, daß der Berechtigte ſich den Anſpruch durch eine in ſeinem Belieben ſtehende Willens⸗ 
erklärung jederzeit verſchaffen kann (vgl. 88 199, 200). Freilich kann danach der zum Erben 
eingeſetzte Pflichtteilsberechtigte mit Rückſicht auf die drohende Pflichtteilsverjährung genötigt 
ſein, die Ausſchlagung ſchon zu einem Zeitpunkte zu erklären, wo mangels Verkündung 
der ihn berufenden Verfügung (8 1944 A 8) oder weil der Fall der Nacherbfolge noch 
nicht eingetreten iſt (§ 2142 A 1), die Ausſchlagungsfriſt gegen ihn noch gar nicht zu laufen 
begonnen hatte (RG 59, 346). Entſteht der Pflichtteilsanſpruch entfernterer Abkömmlinge 
oder der Eltern erſt mit dem Wegfall des nächſtſtehenden Abkömmlings (8 2309 A 2, 8), fo 
entſpricht es dem Grundgedanken des Abf 1, daß die Verjährung erſt beginnt, wenn der nad)- 
rückende Berechtigte auch von jenem Wegfall Kenntnis erlangt hat; beruht der Wegfall auf 
Entziehung des Pflichtteils, ſo läuft die Verjährung nicht, ſolange der Nachrückende die Ent. 
ziehungsgründe des § 2333 als nicht vorhanden angeſehen hat (RG JW 1912, 706; Warn 
1913 Nr 253). 

§ 2333 


Der Erblaſſer kann einem Abkömmlinge den Pflichtteil entziehen: 

1. wenn der Abkömmling dem Erblaſſer, dem Ehegatten oder einem 
anderen Abkömmlinge des Erblaſſers nach dem Leben trachtet; 

2. wenn der Abkömmling ſich einer vorſätzlichen körperlichen Mißhand⸗ 
lung des Erblaſſers oder des Ehegatten des Erblaſſers ſchuldig macht, 
im Falle der Mißhandlung des Ehegatten jedoch nur, wenn der Ab⸗ 
kömmling von dieſem abſtammt: 

3. wenn der Abkömmling ſich eines Verbrechens oder eines ſchweren vor⸗ 
ſätzlichen Vergehens gegen den Erblaſſer oder deſſen Ehegatten ſchuldig 
macht; 

4. wenn der Abkömmling die ihm dem Erblaſſer gegenüber geſetzlich ob⸗ 
liegende Unterhaltspflicht böswillig verletzt; 

5. wenn der Abkömmling einen ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel 
wider den Willen des Erblaſſers führt. 


E I 2000 Satz 1, 2001 II 2198; M 5 428—437; P 5 551—565, 649; 6 820, 821. 


Die Entziehung dez Pflichtteils gegenüber Abkömmlingen (Eltern § 2334, Ehegatten 
$ 2335) kann eine vollſtändige oder teilweiſe ſein, auch in der Zuwendung des Pflichtteils 
unter ſonſt unzuläſſigen Beſchränkungen und Beſchwerungen beſtehen (8 2306). Die Ent⸗ 
ziehungsgründe ſind erſchöpfend geregelt, eutſprechende Anwendung auf andere Tat⸗ 
beſtände iſt nicht geſtattet. Sie ſetzen ſämtlich Verſchulden und deshalb auch Zurechnungs⸗ 
fähigkeit des Täters voraus. Recht zur Entziehung des Pflichtteils möglicher Gegenſtand 
einer Feſtſtellungsklage § 2317 A 4. Anwendbarkeit des älteren Rechtes RG 63, 120. 

Zu Rr 1: Lebensnachſtellung, ſei es auch in Form der Anſtiftung oder Beihilfe oder 
bloß vorbereitender Handlungen. Unter Umſtänden kann ſogar wiſſentliches Geſchehenlaſſen 
genügen (vgl. auch § 1566). Darauf, ob der Erblaſſer ſich mit Lebensnachſtellung bedroht 
gefühlt hat, kommt es nicht an, ſondern nur darauf, daß der Pflichtteilsberechtigte den ernſt⸗ 
haften Willen gehabt hat, den Tod herbeizuführen (RG 81. 1. 18 IV 839/16). 

Zu Nr 2: Vorſätzliche körperliche Mißhandlung eines leiblichen Eltern⸗ oder Voreltern- 
teils, ohne daß es auf deren Schwere ankommt, im Sinne der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
SED 88 22BFF., nach denen auch die Notwehr zu beurteilen iſt (RG JW 1913, 207%), 
Notwehr ſchließt ein „lich ſchuldig machen“ aus ($ 227, Stn 8 53). Der Erbe iſt deshalb 
nach $ 2336 Abſ 3 auch dafür beweispflichtig, daß der vom Pflichtteilsberechtigten behauv⸗ 
tete Stand der Notwehr nicht vorgelegen habe (MG Warn 1913 Nr 402). Auch im Falle 
der Überſchreitung der Notwehr (Stchh 8 53 Abf 3) kann das Verſchulden zu verneinen ſein. 

Zu Nr 3: Verbrechen oder Vergehen im Sinne von StB $ 1, wenn es gegen den 
Erblaſſer oder ſeinen Ehegatten (als Verletzte) gerichtet iſt. Ob das vorſätzliche Vergehen 
als ein ſchweres aufzufaſſen fei, iſt nach Lage des Einzelfalles zu beurteilen. Daß eine ſtraf. 
gerichtliche Verurteilung ſtattgefunden habe, wird nicht gefordert. 

Zu Nr 4: Böswillige Verletzung der Unterhaltspflicht, ſoweit ſie dem Abkömmling 
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geſetzlich obliegt (§8 1601Ff.). Sie fest nicht bloß eigenes Leiſtungsvermögen, ſondern 
auch Kenntnis von der Bedürftigkeit und gefliſſentliche Vorenthaltung des Unterhalts aus 
verwerflicher Geſinnung voraus. 

Zu Nr 5: Ehrloſer und unſittlicher Lebenswandel (zu unterſcheiden von einzelnen, 
nicht auf einem feſtgewurzelten Hange beruhenden Handlungen: RG LZ 1923, 449°), wenn 
er, und zwar noch zur Zeit der die Entziehung anordnenden Verfügung (RG 77, 162), wider 
den Willen des Erblaſſers geführt wird; vgl. auch $ 2336 A 4. Daß der Erblaſſer ab- 
TRUE habe, iſt nicht erforderlich. Sein eigener Lebenswandel iſt aber von Bedeutung. 
Über fortgeſetztes ehebrecheriſches Verhalten als unſittlichen Lebenswandel vgl. R JW 
1914, 1081; über langdauerndes geſchlechtliches Zuſammenleben einer Verlobten mit ihrem 
fpäteren Manne RG 23 1923, 396°; über Verſchwendungsſucht, die an ſich nur zur Be⸗ 
ſchränkung des Pflichtteils gemäß § 2338 berechtgt, RG LZ 1918, 694°. — Die Verfehlungen 
berechtigen zugleich zum Rücktritt vom Erbvertrage ($ 2294) und zur Aufhebung einer gegen⸗ 
ſeitigen Verfügung nach § 2271 Abf 2. 


8 2334 


Der Erblaſſer kann dem Vater den Pflichtteil entziehen, wenn dieſer 
ſich einer der im § 2333 Nr 1, 3, 4 bezeichneten Verfehlungen ſchuldig macht. 
Das gleiche Recht ſteht dem Erblaſſer der Mutter gegenüber zu, wenn dieſe 
ſich einer ſolchen Verfehlung ſchuldig macht!). 

E I 2003 II 2199; M.5 442; P 5 579. 

1. Die Entziehung des Pflichtteils gegenüber einem Elternteil iſt nur wegen Lebens ⸗ 
nachſtellung ($ 2383 Nr 1), Verbrechen und Vergehen (Nr 3) und Verletzung der Unterhalts 
pflicht gegen den Erblaſſer (Nr 4), alſo nicht auch wegen Mißhandlung (Nr 2; vgl. auch 
§ 1631 Abſ 2), ſoweit fie nicht unter Nr 3 fällt, und wegen ſchlechten Lebenswandels (Nr 5) 
zuläſſig. Die Unterhaltspflicht kann auch durch ſchwere Vernachläſſigung der Erziehung und 
Ausbildung verletzt fein (8 1610 Abſ 2). Strafloſigkeit der Eltern gemäß St®B 88 247 Abſ 2, 
289 Abs 5 kommt nicht in Betracht. Der Pflichtteil kann nur dem ſchuldigen, nicht auch dem 
anderen Elternteil entzogen werden. 


8 2335 


Der Erblaſſer kann dem Ehegatten den Pflichtteil entziehen, wenn der 
Ehegatte ſich einer Verfehlung ſchuldig macht, auf Grund deren der Erb⸗ 
a nach den 88 1565 bis 1568 auf Scheidung zu klagen berechtigt 

Das Recht zur Entziehung erliſcht nicht durch den Ablauf der für die 
Geltendmachung des Scheidungsgrundes im § 1571 beſtimmten Frijt?). 

E I 2005 II 2200; M 5 444, 445; P 5 580. 

1. Entziehung des Pflichtteils gegenüber dem Ehegatten ſetzt eine ſchuldvolle Ver⸗ 
fehlung durch Ehebruch uſw. (8 1565), Lebensnachſtellung (8 1566), bösliche Verlaſſung 
($ 1567) oder ſchwere Pflichtverletzung uſw. ($ 1568) voraus, iſt mithin nicht zuläſſig, wenn 
ein Scheidungsrecht nur wegen Geiſteskrankheit beſteht (8 1569). Die Scheidungsklage braucht 


nicht, wie in den Fällen der 88 1933 A 3, 2077 A 2 bereits erhoben zu ſein. 

2. Kein Erlöſchen durch Friſtablauf, auch nicht durch Verwirkung des Scheidungsrechts 
nach ZPO 8 616, wohl aber durch Verzeihung (88 2337, 1570). Ob auch der Erblaſſer ſich 
eines Scheidungsgrundes ſchuldig gemacht hat, kommt nicht in Betracht. 


3 2336 


Die Entziehung des Pflichtteils erfolgt durch letztwillige Verfügung!). 

Der Grund der Entziehung muß zur Zeit der Errichtung beſtehen und in 
der Verfügung angegeben werden?). 

Der Beweis des Grundes liegt demjenigen ob, welcher die Entziehung 
geltend machts). 

Im Falle des S 2333 Nr 5 iſt die Entziehung unwirkſam, wenn Sich der 
Abkömmling zur Zeit des Erbfalls von dem ehrloſen oder unſittlichen Lebens⸗ 
wandel dauernd abgewendet hat“). 

E I 2000 Satz 2, 2006— 2008 II 2201 M 5 430 447—449 P 5 552, 553, 580, 581: 6 321, 328. 
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1. Die Entziehung des Pflichtteils umfaßt auch den Pflichtteilsergänzungsanſpruch 
(8 2325 A 1). Sie enthält regelmäßig zugleich die Kundgebung, der Betreffende ſolle über⸗ 
haupt nichts aus dem Nachlaß erhalten, alſo von der Erbfolge ausgeſchloſſen ſein und des⸗ 
halb, auch wenn der Entziehungsgrund nicht Stich hält, nach § 2303 keinesfalls mehr als den 
Pflichtteil erhalten. Umgekehrt enthält die Ausſchließung von der geſetzlichen Erbfolge nicht 
auch die Entziehung des Pflichtteils. Im übrigen kann ſie ſowohl ausdrücklich als ſtillſchweigend 
erklärt, unter den Vorausſetzungen des 8 2078 auch angefochten werden, und zwar mit dem 
Erfolge, daß der Enterbte den vollen geſetzlichen Erbteil erhält. Als letztwillige Verfügung 
G 1937) kann die Entziehung in allen Formen des Teſtaments und, wiewohl nur als einſeitige 
Verfügung gemäß § 2299 im Erbvertrag ausgeſprochen werden, auch wenn dieſer gemäß 
8 2276 Abſ 2 ohne Wahrung der Teſtamentsform abgeſchloſſen wird. 

2. Der Grund der Entziehung beſteht zur Zeit der Errichtung auch dann, wenn 
die Tatſachen der 88 2333 Nr 1—4, 2334, 2335 der Vergangenheit angehören. Sie müßten 
denn nach $ 2337 bereits verziehen ſein. Nur der ſchlechte Lebenswandel muß bis dahin und 
gemäß Abſ 4 ſogar bis zum Erbfall angedauert haben. Keinesfalls kann der Erblaſſer be- 
dingungsweiſe für den Fall etwa künftig eintretender Tatbeſtände die Entziehung anordnen. 
Wohl aber kann er, wenn der Grund ſchon gegeben iſt, die wirkliche Entziehung von ferneren 
Bedingungen abhängig machen. Die Angabe des Grundes erfordert nicht notwendig 
nähere Darlegung der einzelnen Tatumſtände, muß aber erkennen laſſen, auf welchen der 
verſchiedenen Entziehungsgründe ſich der Erblaſſer ſtützen will. Der Gebrauch der Worte 
des Geſetzes genügt auch im Falle des $ 2333 Nr 5 (NG 95, 24). 

3. Die Beweislaſt (über deren Umfang bei behaupteter Notwehr vgl. § 2833 zu Nr 2) 
trifft regelmäßig den Erben, im Falle des § 2329 den Beſchenkten. Die Führung des 
Beweiſes kann aber auch von den gemäß 88 2318Ff. zur Tragung der Pflichttellslaſt heran 
gezogenen Vermächtuisnehmern und Auflagebeteiligten übernommen werden. Der miß⸗ 
lungene Beweis des in der letztwilligen Verfügung angegebenen Grundes kann nicht durch 
den Nachweis eines andern nicht angegebenen Grundes erſetzt werden. 

4. Dauernde Abwendung vom ſchlechten Lebenswandel macht die darauf geſtützte 
Entziehung von ſelbſt hinfällig, wenn ſie nur bis zum Erbfall eingetreten iſt. Sie iſt 
vom Enterbten zu beweiſen (R& 77, 168). Sie muß eine gewiſſe Zeit ſchon angedauert 
haben und die Beſorgnis klinftiger Rückfälle auszuſchlieſſen geeignet ſein. Ahnlich 8 2338 
A 6. Auch in dieſem Falle verbleibt dem Enterbten im Zweifel (A 1) nur der Pflichtteil. — 
Entſprechende Anwendung des 8 2386 bei Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
$ 1509 und der Entziehung des Anteils am Geſamtgute § 1513, auch Pr AG. BGB Art 59 
§ 7. Aufhebung der im gemeinſchaftlichen Teſtament oder lim Erbvertrag gemachten Zu⸗ 
wendungen 88 2271 A 5, 2297 A 2. 

S 2337 


Das Recht zur Entziehung des Pflichtteils erliſcht durch Verzeihung!). 
Eine Verfügung, durch die der Erblaſſer die Entziehung angeordnet hat, 
wird durch die Verzeihung unwirkſam?). 

E I 2004 II 2202; M 5 443, 444; P 5 579, 580 


1. Berzeihung iſt nicht Rechtsgeſchäft, nicht empfangsbedürftige Willenserklärung, ſondern 
(wie 88 532, 1570, 2343) nur Kundgebung einer durch die Verfehlungen nach 88 2338ff. 
nicht mehr beleidigten Geſinnung. Sie ſetzt volle Kenntnis des Sachverhalts voraus, muß 
vom Erblaſſer ſelbſt, nicht von dem nach 88 2333 Nr 1—3, 2334 etwa betroffenen Ehegatten 
oder Abkömmling ausgehen und kann auch bedingt, jedoch nicht im voraus für künftige Ver⸗ 
fehlungen erklärt werden. Verzeihung unter Vorbehalt iſt regelmäßig keine Verzeihung. 
Die Beweislaſt trifft den Enterbten. 

2. Die Verzeihung ſchließt nicht nur eine künftige Entziehung des Pflichtteils aus, ſondern 
macht auch eine bereits angeordnete Entziehung unmittelbar kraft Geſetzes unwirkſam, läßt 
aber die Erbeinſetzung eines Dritten regelmäßig unberührt (8 2085; Sächſ OL 34, 231). 
Auch ohne Verzeihung kann die Entziehung gemäß 88 2253ff. widerrufen und, ſolange 
werde nicht erteilt ift, durch Widerruf des Widerrufs nach § 2257 wieder in Kraft geſetzt 
werden. 


8 2388 


Hat ſich ein Abkömmling in ſolchem Maße der Verſchwendung ergeben 
oder iſt er in ſolchem Maße überſchuldet, daß ſein ſpäterer Erwerb erheblich 
gefährdet wird!), ſo kann der Erblaſſer das Pflichtteilsrecht des Abkömm⸗ 
linges durch die Anordnung beſchränken, daß nach dem Tode des Abkömmlinges 
deſſen geſetzliche Erben?) das ihm Hinterlaſſene oder den ihm gebührenden 
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Pflichtteil als Nacherben oder als Nachvermächtnisnehmer nach dem Ver⸗ 
hältnis ihrer geſetzlichen Erbteile erhalten ſollen?). Der Erblaſſer kann auch 
für die Lebenszeit des Abkömmlinges die Verwaltung einem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker übertragen; der Abkömmling hat in einem ſolchen Falle An⸗ 
ſpruch auf den jährlichen Reinertrag“). 

Auf Anordnungen dieſer Art finden die Vorſchriften des § 2336 Abſ 1 
bis 3 entſprechende Anwendungs). Die Anordnungen ſind unwirkſam, wenn 
zur Zeit des Erbfalls der Abkömmling ſich danernd von dem verſchwende⸗ 
riſchen Leben abgewendet hat oder die den Grund der Anordnung bildende 
Überſchuldung nicht mehr bejteht®). 

E I 2002 Abf 1, 8 II 2203; M 5 487—442; P 5 565—579; 6 856, 857. 


1. Die Pflichtteilsbeſchränkung in guter Abſicht iſt nur gegenüber Abkömmlingen, 
nicht auch Eltern und Ehegatten zuläſſig. Sie iſt nicht Entziehung, vielmehr Zuwendung 
des Pflichtteils verbunden mit fürſorgenden Maßnahmen für den Abkömmling und ſeine 
Familie. Vorausgeſetzt iſt Verſchwendung (Begriff 8 6 A 4), und zwar ohne Rückſicht auf 
etwaige Gefahr des Notſtandes und darauf, ob ſie zur Entmündigung geführt hat, oder Über⸗ 
ſchuldung, und zwar in ſo hohem Maße, daß der ſpätere Erwerb erheblich gefährdet 
iſt. D. h. es muß die Beſorgnis begründet fein, das aus irgend welchen Erwerbsquellen, ins⸗ 
beſondere durch die Erbſchaft ſelbſt ihm zufließende Vermögen werde gleichfalls verſchwendet 
oder von den Gläubigern beſchlagnahmt werden. Dieſe Beſorgnis wird durch das Beſtehen 
der Entmündigung nicht notwendig ausgeſchloſſen. 

2. Die Beſchränkung iſt nur zugunſten der geſetzlichen Erben des Abkömmlings zur 
Zeit feines Todes geſtattet und nur jo, daß fie nach Verhältnis ihrer geſetzlichen Erb- 
teile bedacht werden ($ 2066). Dies trifft auch dann zu, wenn die Abkömmlinge zwar durch 
Verfügung von Todes wegen, aber im Sinne von § 2052 als Erben berufen ſind. Eine nähere 
Bezeichnung der Erben iſt unſchädlich, wenn ſie ſich beim Tode des Abkömmlings als ſeine 
geſehlichen Erben erweiſen. Erfolgt die Zuwendung an Fremde oder nach anderen Erbauoten, 
fo ift die Anordnung unwirkſam (8 2306 A 3). Der Erblaſſer ift jedoch nicht gehindert, die 
Berufung auf die Erben der erſten Ordnungen zu beſchränken (Prot 5, 573); auch einzelne 
von ihnen auszuschließen, denen gegenüber er zur Entziehung des Pflichtteils berechtigt iſt. 
Der Fiskus zählt auch hier nicht zu den geſetzlichen Erben (88 2104, 2149). 

3. Nacherbeinſetzung der geſetzlichen Erben ſetzt voraus, daß der Abkömmling zunächſt 
als Vorerbe berufen ift (8 2100). Die ihn als Vorerben treffenden Beſchränkungen 
ergeben ſich aus 88 2112ff. Unwirkſamkeit wegen Zeitablaufs iſt mit Rückſicht auf §8 2109 
Nr 1, 2163 Nr 1, 2210 ausgeſchloſſen. Über 88 2115 und 2214 hinaus entzieht $ 868 ZPO 
auch die Nutzungen des Pflichtteils der Pfändung, ſoweit ſie zum eigenen ſtandesmäßigen 
Unterhalt des Abkömmlings und zur Erfüllung gewiſſer Unterhaltspflichten erforderlich ſind. 
Iſt dem Abkömmling unter den hier fraglichen Beſchränkungen ein Erbteil hinter⸗ 
laſſen, der größer iſt als der Pflichtteil, ſo bleibt er, wie bei jeder andern dem 
92306 entſprechenden Beſchränkung oder Beſchwerung, jedenfalls daran gebunden, wenn 
er nicht ausſchlägt (RJA 15, 194). Schlägt er aus, fo erwirbt er zwar gemäß § 2306 A 4 
den Pflichtteilsanſpruch, aber vom Beweis der Tatſache der Verſchwendung oder Über⸗ 
ſchuldung hängt ferner ab, ob er dieſen Pflichtteil nur mit den Beſchränkungen des 8 2338 (unter 
Verwandlung der Nacherbeinſetzung in eine dem Nachvermächtnis ähnliche Beſchwerung) oder ⸗ 
ob er ihn unbeſchränkt erhält (RG 85, 347 und Seuff A 62 Nr 188). Keinesfalls werden die an 
Stelle des ausſchlagenden Abkömmlings nachrückenden Erben von den angeordneten Be⸗ 
ſchränkungen betroffen (KJ 40, 63). Dasſelbe gilt nach 8 2307 A 1, wenn dem Ablömm- 
ling ein — den Pflichtteil erfüllendes oder überſteigendes — Vermächtnis zugewendet, aber 
mit einem Nachvermächtnis (§ 2191) zugunſten der geſetzlichen Erben beſchwert iſt. Iſt er 
gerade auf den Pflichtteil als Erbe berufen, fo muß er ſich gegen die Regel des § 2306 A 3 
die aus $ 2338 begründete Beſchränkung gefallen laſſen. Iſt er weder als Erbe noch als 
Vermächtnisnehmer bedacht, ſondern nur auf den Plflichtteilsanſpruch verwieſen, fo ſind 
ſeine geſetzlichen Erben gleich Nachvermächtnisnehmern zu behandeln. Vererblichkeit des 
Nacherbenrechts kann, wie im Falle des § 2104, nicht in Frage kommen (§ 2108 A 2). 

4. Übertragung der Verwaltung an einen Teſtamentsvollſtrecker (88 2209, 2210) 
entzieht dem Abkömmling nach § 2211 jedes Verfügungsrecht und ſchließt zugleich gemäß 
§ 2214 feine Gläubiger vom Zugriff auf den Pflichtteil aus, beſchränkt dieſe auch nach Maß⸗ 
gabe des § 863 ZPO im Zugriff auf den Reinertrag. Sie kann mit der Nacherbeinſetzung 
verbunden ($ 2222), aber ebenſo dinglich wirkſam auch für ſich allein angeordnet werden. 
— Beſchränkende Anordnungen anderer Art braucht ſich der Abkömmling wegen Ber: 
ſchwendung oder Überſchuldung nicht gefallen zu laſſen, insbeſondere nicht eine Schmälerung 
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des Pflichtteilsbetrags (RG Recht 1914 Nr 645). Desgleichen nicht eine Anordnung, die dem 
Teſtamentsvollſtrecker auch die Verwaltung des Reinertrags des dem Abkömmlinge Hinter⸗ 
laſſenen, ſei es von vornherein und unbedingt, ſei es von einem gewiſſen Zeitpunkt ab oder 
unter gewiſſen Vorausſetzungen (Abtretung oder Pfändung des Hinterlaſſenen) zum Zwecke 
der Naturalverpflegung des Abkömmlings überträgt. Eine andere Frage iſt es, ob eine ſolche 
nee Bedachten in der Verfügung über die Erträgniſſe an ſich zuläſſig iſt. Dies 
bejaht RG Warn 1919 Nr 71, indem es annimmt, die Beſchränkung ſei kein ſelbſtändiges 
rechtsgeſchäftliches Veräußerungsverbot im Sinne des $ 187 Satz 1, ſondern die geſetzliche 
Rechtsfolge der dem Teſtamentsvollſtrecker eingeräumten Machtbefugniſſe und daher ein nach 
Maßgabe der 88 2211, 185 kraft Geſetzes eintretendes Veräußerungsverbot (f. aber gegen 
die Anwendbarkeit des § 185 RG 87, 482; § 2211 A I) 

5. Anordnung durch letztwillige Verfügung, Angabe des Grundes (Verſchwen⸗ 
dung oder Überſchuldung). Gegenüber dem Anſpruch auf unbeſchränkte Gewährung des 
Pflichtteils hat der Erbe, im Falle des § 2329 der Beſchenkte die Anordnung ſelbſt und ihre 
Vorausſetzungen zu beweiſen. 

6. Dauernde Abwendung uſw. wie im Falle des § 2836 A 4. Gleichgültig iſt, ob ſich der 
Abkömmling unter dem Zwange äußerer Verhältniffe. oder aus eigener beſſerer Einſicht 
heraus abgewendet hat (RG 24. 6. 07 IV 121/07). Die von ſelbſt eintretende Unwirkſam⸗ 
keit der Beſchränkung kann von jedermann, ſo auch von den Gläubigern des Abkömmlings 
geltend gemacht werden. — Beſchränkungsrecht aus § 2338 im Falle des Erbvertrags 8 2289 
Abſ 2, des gemeinſchaftlichen Teſtaments 8 2271 Abſ 3, für den Anteil des Abkömmlings 
bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1518 Abſ 2. 


Sechſter Abſchnitt 
Erbunwürdigkeit 


Das BGB kennt keine allgemeine Erbunwürdigkeit, ſondern nur eine ſolche gegenüber 
einem beſtimmten Erblaſſer, gegen den gewiſſe ſchwerſte Verfehlungen begangen ſind oder 


+ 


in deſſen Teſtierfreiheit eingegriffen iſt. Dem Erbunwürdigen wird nicht nur, worauf die 
SS 2339—2344 abgeſtellt find, fein Erwerb als Erbe, ſondern nach § 2345 auch ein Anſpruch 
als Vermächtnisnehmer oder Pflichtteilsberechtigter entzogen. Dazu bedarf es einer An⸗ 
fechtung, zu der nur beſtimmte Perſonen befugt ſind. Die durchgeführte Anfechtung wirkt 
aber abſolut. Die Vorſchriften gelten nach § 1506 auch für die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft. Auch ältere Unwürdigkeitsgründe ſind nach ihnen zu beurteilen, wenn der Erblaſſer 
nach 31. 12. 99 verſtorben iſt (Ech Art 213). 


§ 2339 

Erbunwürdig iſt: 

1. wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich getötet oder zu töten 
verſucht oder in einen Zuſtand verſetzt hat, infolgedeſſen der Erblaſſer 
bis zu ſeinem Tode unfähig war, eine Verfügung von Todes wegen zu 
errichten oder aufzuheben: 

2. wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich verhindert hat, eine 
Verfügung von Todes wegen zu errichten oder aufzuheben; 

3. wer den Erblaſſer durch argliſtige Täuſchung oder widerrechtlich durch 
Drohung beſtimmt hat, eine Verfügung von Todes wegen zu errichten 
oder aufzuheben: 

4. wer ſich in Anſehung einer Verfügung des Erblaſſers von Todes wegen 
einer nach den Vorſchriften der SS 267 bis 274 des Strafgeſetzbuchs 
ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht hat. 

Die Erbunwürdigkeit tritt in den Fällen des Abſ 1 Nr 3, 4 nicht ein, 
wenn vor dem Eintritte des Erbfalls die Verfügung, zu deren Errichtung 
der Erblaſſer beſtimmt oder in Anſehung deren die ſtrafbare Handlung be⸗ 
gangen worden iſt, unwirkſam geworden iſt, oder die Verfügung, zu deren 
Aufhebung er beſtimmt worden iſt, unwirkſam geworden ſein würde. 

E 1 2045 II 2204; M 5 517-520; B 5 634-612; KB 325. 


Erbunwürdigkeit 88 2889, 2340 379 


Wie die Entziehungsgründe des § 2333 find auch die Erbunwürdigkeitsfälle erſchopfend 
geregelt. Sie umfaſſen alle Formen der Teilnahme am Delikt (StGB 88 47ff.). Verſuch 
genügt nur im Falle Nr 1 (a. M. zu Nr 4 Staudinger A II, 4). 

Zu Nr 1: Tötung im Sinne von StGB 88 211—215, ebenſo vorſätzliche Tötung im 
Zweikampf (88 206, 207), nicht aber Tötung des Einwilligenden ($ 216), der dem Ver⸗ 
zeihenden nach $ 2348 gleichzuſtellen iſt. Notwehr ſchließt die Widerrechtlichkeit aus. Der 
Erfolg, den Erblaſſer teſtierunfähig zu machen, braucht auch im dritten Falle der Nr 1 nicht 
bezweckt zu fein, es genügt, daß er z. B. im Falle ſchwerer Körperverletzung in Siechtum 
verfällt. Der Vorerbe ift nicht Erblaſſer, ſeine Tötung durch den Nacherben macht dieſen 
nicht erbunwürdig. 

Zu Nr 2: Die Verhinderung ſetzt voraus, daß der Erblaſſer einen beſtimmten Errichtungs⸗ 
oder Aufhebungsakt beabſichtigt, ihn aber infolge der auf ihn, gleichviel mit welchen Mitteln 
ausgeübten Einwirkung unterlaſſen hat. Verſuch oder nur vorübergehende Einwirkung ge- 
nügt nicht. Eine etwaige Unwirkſamkeit des beabſichtigten Aktes, z. B. wegen Entmündigung 
(8 2229 Abſ 3) oder 1 Bindung an ein gemeinſchaftliches Teſtament (8 2271), iſt ohne 
Bedeutung. 

Zu Rr 3: Täuſchung und Drohung § 123. Der letzteren ſteht unmittelbare Gewalt⸗ 
anwendung gleich. Daneben bleibt die (weniger weittragende) Anfechtung aus 8 2078 Ab] 2 
unberührt (RG 59, 33). Täuſchung iſt angenommen, wenn eine Frau den Erblaſſer zur 
Heirat und zugleich zur Erbeinſetzung beſtimmte, unter Verſchweigung des Umſtandes, daß 
ſie mit en anderen ein unſittliches Verhältnis unterhielt und fortſetzen wollte (NG JW 
1912, 87122). 

Zu Nr 4: Urkundenfälſchung, insbeſondere auch fälſchliche Anfertigung einer angeb⸗ 
lichen Verfügung und Beſeitigung von Urkunden, vor oder nach dem Erbfalle. Doch muß 
auch die Fälſchung die Natur einer Verfehlung gegen den Erblaſſer haben. Erbunwürdigkeit 
tritt deshalb nicht ein, wenn der Fälſcher, wofür er beweispflichtig iſt, durch die Fälſchung 
den wahren letzten Willen des Erblaſſers zu verwirklichen beſtrebt war (RG 72, 207; 81, 413; 
dagegen Endemann III $ 107 bei A 30ff., Kipp § 141 A 10). N a 

Zu Nr 8 u. 4: Die mit Erbunwürdigkeit bedrohten Handlungen find praktiſch un. 
ſchädlich, wenn a) die erzwungene, erſchlichene oder verfälſchte Verfügung ſei es von Anfang 
an wegen Formmangels unwirkſam war, ſei es vor dem Erbfall (durch Widerruf, Wegfall 
des Bedachten uſw., Zeitablauf im Falle des § 2252) unwirkſam geworden iſt oder wenn 
b) die infolge von Täuſchung oder Drohung aufgehobene oder vermöge einer Urkundenfälſchung 
nur angeblich aufgehobene Verfügung aus gleichen Gründen ſchon ohnedies unwirkſam wäre 
oder geworden wäre. In allen dieſen Fällen tritt nach dem Wortlaut und Sinn des Abſ 2 
keine Erbunwürdigkeit ein. 

§ 2340 


Die Erbunwürdigkeit wird durch Anfechtung des Erbſchaftserwerbes 
geltend gemacht!). 

Die Anfechtung iſt erſt nach dem Anfalle der Erbſchaft zuläſſig?). Einem 
Nacherben gegenüber kann die Anfechtung erfolgen, ſobald die Erbſchaft dem 
Vorerben angefallen ift?). 

Die Anfechtung kann nur innerhalb der im S 2082 beſtimmten Friſten 
erfolgen‘). 

E 1 2046 Abſ 1, 2, 4—6 II 2205; M 5 520, 521; P 5 642, 648, 645: 6 867, 


1. Die Erbunwürdigkeit tritt nicht kraft Geſetzes, ſondern erſt nach rechtskräftig durch 
geführter Anfechtung (8 2342) mit der Wirkung des $ 2344 Abſ 1 ein. Der Erbunwürdige 
ſelbſt kann ſomit, da er nicht anfechtungsberechtigt iſt (S 2341), die Unwürdigkeit niemals 
geltend machen. 

2. Anfall der Erbſchaft 8 1942 A 2. Hängt der Anfall an den Erbunwürdigen davon 
ab, daß ein ihm vorgehender Berufener ausſchlägt oder aus anderen Gründen wegfällt, fo iſt 
die Anfechtung nicht vor dem Wegfall zuläſſig. Behauptet dagegen der nach § 2341 An- 
fechtungsberechtigte, daß ſämtliche vor ihm Berufenen erbunwürdig ſeien, ſo darf er ſich vor- 
läufig — ob mit Recht, wird das Urteil ergeben — auf den Standpunkt des § 2344 Abſ 2 
ſtellen und die Anfechtungsklage gleichzeitig gegen die mehreren auch bloß nacheinander 
berufenen Erbunwürdigen erheben (a. M. Planck A 2; Staudinger A 2; Leonhard, II, B). 
Auch für Ausübung des Anfechtungsrechts aus 88 2078ff. hat er in dieſem Falle ſogleich 
als Anfechtungsberechtigter zu gelten ($ 2080 A 1), wenn auch der Erfolg dieſer Anfechtung 
davon abhängt, daß er die Erbunwürdigkeitserklärung der vorgehenden Berechtigten durch 
Urteil herbeiführt ($ 2342). Die Anfechtung aus $ 2340 iſt niemals vor dem Erbfall, wohl 
aber gegen die Erben des Unwürdigen zuläſſig. 


380 Erbrecht 


3. Dem Nacherben gegenüber braucht der Anfall der Nacherbſchaft (8 2139) nicht ab⸗ 
gewartet zu werden. Die Klage kann, auch gegen mehrere nacheinander oder nur bedingt 
berufene unwürdige Nacherben zugleich, ſchon nach Anfall an den Vorerben, regelmäßig alſo 
ſchon nach dem Erbfall erhoben werden (vgl. auch § 2142). 


4. Die Anfechtungsfriſt betragt gemäß § 2082 ein Jahr nach erlangter Kenntnis vom 
Erbunwürdigkeitsgrunde. Gegenüber dem unwürdigen Nacherben (A 8) beginnt ſie jedoch 
erſt mit Anfall der Nacherbſchaft. Es gelten die Verjährungsgrundſätze 88 203, 206, 207. 
Mit Ablauf von 30 Jahren ſeit dem Erbfall iſt die Anfechtung ausgeſchloſſen. 


8 2341 


Anfechtungsberechtigt iſt jeder, dem der Wegfall des Erbunwürdigen, 
ſei es auch nur bei dem Wegfall eines anderen, zuſtatten kommt!). 
E I 2046 Qbf 3 II 2206; M 5 521; P 5 642— 645. 


1. Anfechtungsberechtigt iſt, abweichend von § 2080 Abſ 1, der auch nur mittelbar, 
bedingt oder exit an fpäterer Stelle am Wegfall des Erbunwürdigen Intereſſierte. So ins⸗ 
beſondere auch der Vorerbe gegenüber dem Nacherben (§ 2142 A 2), der Nacherbe gegen⸗ 
über dem Vorerben (§ 2102), endlich immer der Fiskus (§ 1986). Der Erfolg der Anfechtung 
braucht nicht dem Anfechtenden ſelbſt die Erbenſtellung uſw. zu verſchaffen, kann vielmehr 
nach 8 2344 Abſ 2 auch einem anderen zugute kommen. Der ſelbſt erbunwürdige Berechtigte 
iſt von der Anfechtung nicht ausgeſchloſſen, ſolange der auch gegen ihn gerichteten Klage (§ 2340 
A 2) nicht rechtskräftig ſtattgegeben iſt (§ 2342 Abſ 2). Als Vermögensrecht geht das An⸗ 
fechtungsrecht auf die Erben des Berechtigten über (vgl. auch 8 2080 A 3). Ebenſo ſteht es 
gegen die Erben des Unwürdigen zu. 

8 2342 


Die Anfechtung erfolgt durch Erhebung der Anfechtungsklage). Die 
Klage iſt darauf zu richten, daß der Erbe für erbunwürdig erklärt wird?). 
Die Wirkung der Anfechtung tritt erſt mit der Rechtskraft des Urteils eins). 


E I 2047 II 2207; M 5 521, 522; P 5 645. 


1. Die Anfechtungsklage muß die Anfechtung gerade wegen Erbunwürdigkeit, zum 
Unterſchied von der Anfechtung letztwilliger Verfügungen und das Verlangen auf Feſtſtellung 
(A 2) deutlich zum Ausdruck bringen (RG JW 1910, 2337) iſt gegen den erbunwürdigen Erben 
oder feine Erben, nicht auch gegen den Erwerber eines Erbteils (8 2033) oder den Erbſchafts⸗ 
käufer zu richten, gegebenenfalls auch als Widerklage gemäß ZPO 8 280. Jedoch genügt 
die gewöhnliche, auch in Form der Einrede geltend zu machende Anfechtung nach 8 143 Abſ 1 
gegenüber dem Vermächtnis-⸗ oder Pflichtteilsanſpruch des Unwürdigen (8 2345). Die 
Klagerhebung durch den Nächſtberufenen bedeutet nicht notwendig, wie im Falle des § 1957 
Abf 1 zugleich Annahme der Erbſchaft. 

2. Die Erbunwürdigkeitserklärung iſt Feſtſtellung nach ZPO 8 256. Deshalb iſt auch 
Klagerhebung im Gerichtsſtande der Erbſchaft zuläſſig (ZPO 8 27). 

3. Die Wirkung der zuerkannten Klage (8 2344) äußert ſich mit der Rechtskraft, ebenſo 
wie der Wegfall des Erben durch Ausſchlagung, gegenüber allen nach § 2341 Anfechtungs⸗ 
berechtigten. Dagegen Schafft die Klagabweiſung nur Recht unter den Parteien. Die Urteils» 
form iſt unentbehrlich und kann nicht durch öffentliche Urkunde nach ZPO 8 794 Nr z erſetzt 
werden (RA 7, 185). Vermöge der rückbeziehenden Wirkung des 8 2344 Abſſ 1 kann der im 
Falle der Erbunwürdigkeit nachrückende Erbe mit der Anfechtungsklage auch den Erbſchafts⸗ 
anſpruch aus 88 2018ff. verbinden (vgl. auch $ 2340 A 2; a. M. Planck A3; Staudinger A 1; 
Crome $ 665 A 55; Leonhard B III). 

— § 2343 


Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer dem Erbunwürdigen 
verziehen hat)). 

E I 2050 II 2208; M 5 524, 525; P 5 649. 

1. Verzeihung vgl. 8 2337 A 1. Sie wirkt auch bezüglich des Vermächtnis⸗ und Pflicht. 


teilsanſpruchs § 2345. Verzicht des nächſten Aufechtungsberechtigten iſt dem ſpäter Berech⸗ 
tigten nicht vorgreiflich. 


Erbverzicht 381 


S 2344 

Iſt ein Erbe für erbunwürdig erklärt, jo gilt der Anfall an ihn als nicht 
erfolgt. 

Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn 
der Erbunwürdige zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte; der Anfall gilt 
als mit dem Eintritte des Erbfalls erfolgt‘). 

E I 1972, 2048 Ab 1 II 2209; M 5 376, 522, 523; P 5 483, 647—649. 


1. Die Wirkungen der Erbunwürdigkeitserklärung ſind die gleichen wie diejenigen der 
Ausſchlagung. Es iſt deshalb auf den wörtlich übereinſummenden 8 1953 Abf 1 u. 2 (A 13) 
zu verweiſen. Gleich dem Ausſchlagenden wird auch der Unwürdige bei Berechnung des 
Pflichtteils mitgezählt (8 2310). Der erfolgreiche Anfechtungskläger kann, wenn im gegebenen 
Falle in der Klagerhebung nicht Annahme zu finden iſt (§ 2342 A 1), auch jeyt noch 
die Erbſchaft ausſchlagen. Iſt der Nacherbe bereits vor Eintritt der Nacherbfolge für 
unwürdig erklärt ($ 2340 A 3), jo kommt es überhaupt nicht zum Anfall nach § 2139, ein 
Übergang des Nacherbrechts auf die Erben des Unwürdigen ($ 2108 A 2) findet nicht ſtatt, 
die Erbſchaft verbleibt vielmehr nach 8 2142 A 2 endgültig dem Vorerben. Mit dem Wegfall 
des Erbunwürdigen werden auch Rechtsgeſchäfte unwirkſam, die in bezug auf die 
Erbſchaft von ihm oder ihm gegenüber vorgenommen worden ſind. Dritte ſind (abweichend 
vom Falle der Ausſchlagung) nicht geſchützt, ſoweit ſie ſich nicht auf gutgläubigen Erwerb oder 
Erbſchein berufen können (vgl. 8 1959 A 4). 


8 2345 


Hat ſich ein Vermächtnisnehmer einer der im § 2339 Ad 1 bezeichneten 
Verfehlungen ſchuldig gemacht, jo iſt der Anſpruch aus dem Vermächtnis 
anfechtbar. Die Vorſchriften der 88 2082, 2083, des 8 2339 Abſ 2 und der 
Sg 2341, 2343 finden Anwendung!). 

Das gleiche gilt für einen Pflichtteilsanſpruch, wenn der Pflichtteils⸗ 
berechtigte ſich einer ſolchen Verfehlung ſchuldig gemacht hat?). 


E 1 1874, 2049 II 2210; M 5 189, 528, 624; P 5 220, 649; 6 821. 


1. Vermächtnis⸗ und Pflichtteilsunwürdigkeit. Hierzu bedarf es zwar auch der Un- 
fechtung durch den nach § 2341 Berechtigten, in der Regel den Erben oder ſonſtigen Be⸗ 
ſchwerten, nicht aber förmlicher Klage nach $ 2342. Es genügt vielmehr die Anfechtungs⸗ 
erklärung gegenüber dem Unwürdigen nach 5 143 Abſ 4. Iſt der Bedachte zugleich Erbe 
(Vorausvermächtnis) oder iſt der Pflichtteilserbe zugleich nach 8 2305 auf Vervollſtändigung 
des Pflichtteils berechtigt, ſo iſt in dem Sachgeſuch nach § 2342 A 2 regelmäßig auch die An⸗ 
fechtung des Vermächtnis und Pflichtteilserwerbs enthalten. Auch hier gelten die Ausſchluß⸗ 
friſten des $ 2082. Im Wege der Einrede kann die Leiſtung des Vermächtniſſes oder Pflicht» 
teils zeitlich unbeſchränkt verweigert werden, § 2083. Der Anfechtungsgrund wird gemäß 
§ 2339 Abſ 2 und durch Verzeihung nach $ 2343 hinfällig. Als Vermächtnis kommen auch 
das Schenkungsverſprechen von Todes wegen (§ 2301 Abf 1), der Voraus ($ 1932) und der 
Dreißigſte in Betracht (8 1969). 

2. Der Pflichtteilsanſpruch umfaßt auch den Pflichtteilsergänzungsanſpruch (8 2325 
A 1). Iſt er gegen den Beſchenkten gerichtet (8 2329), jo iſt auch dieſer anfechtungsberechtigt. 
Ebenſo der gemäß 88 2818 ff. zur Tragung der Pflichtteilslaſt verpflichtete Dritte. 


Siebenter Abſchnitt 
Erbverzicht 


Der Erbverzicht begründet nicht wie der Erbvertrag einen erbrechtlichen Erwerb, ſondern 
ſchließt einen ſolchen, der ſonſt auf Grund des Geſetzes oder einer Verfügung von Todes 
wegen eintreten würde, im voraus aus (88 2346, 2352). Und zwar vermöge eines vor dem 
Erbfall zwiſchen dem Erblaſſer und dem künftigen Erben uſw. abgeſchloſſenen Vertrags (Form 
und ſonſtige Erforderniſſe 85 2347, 2348). Der Vertrag hat, da er unmittelbar eine Anderung 
der erbrechtlichen Verhältniſſe bewirkt, erbrechtlichen Charakter. — Entſprechende Anwend⸗ 
barkeit beim Verzicht eines Abkömmlings am Geſamtgute de. [fortgefegten Gütergemein⸗ 
ſchaft 8 1517 Abſ 2. Beurteilung eines vor 1. 1. 00 errichteten Erbverzichts und eines vor⸗ 
her geſchloſſenen aufhebenden Vertrags ($ 2351) nach älterem Recht EGG Art 217. 


382 Erbrecht 


§ 2346 
) Verwandte ſowie der Ehegatte des Erblaſſers können durch Vertrag 
mit dem Erblaſſer auf ihr geſetzliches Erbrecht verzichten?). Der Verzichtende 
iſt von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen, wie wenn er zur Zeit des Erb⸗ 
falls nicht mehr lebte; er hat kein Pflichtteilsrechts). 
Der Verzicht kann auf das Pflichtteilsrecht beſchränkt werden“). 


E I 1972, 2010 II 2211; M 5 3786, 472, 476; P 5 488, 598, 599. 


1. Der Erbverzicht iſt abſtraktes, unmittelbar den Verluſt des Erbrechts wirkendes Rechts. 
geſchäft. Sonſtige Vertragsbeziehungen beurteilen ſich nach dem Grundrechtsgeſchäft. Wird 
der Erbverzicht gegen eine Abfindung erklärt, ſo kann das Abfindungsgeſchäft ein Rechts⸗ 
geſchaft unter Lebenden oder eine vertragsmäßige Verfügung von Todes wegen ſein (vgl. 
über den Unterſchied R SeuffA 77 Nr 60, wo die Beſtimmung in einem Überlaſſungs⸗ 
vertrag, ein geſtundeter Teil des Preiſes ſolle dem Übernehmer als Erbabfindung unter der 
Bedingung zuſtehen, daß er beim Tode des Überlaſſers noch Eigentümer des Grundſtücks ſein 
werde, nicht als Vermächtnisvertrag, ſondern als bedingter Schulderlaß unter Lebenden auf⸗ 
gefaßt iſt). In dem einen wie in dem andern Falle it die Wirkſamkeit des Erbverzichts regel. 
mäßig durch diejenige des Abfindungsgeſchäfks mindeſtens ſtillſchweigend bedingt. Wenn 
nicht, ſo iſt doch bei Unwirkſamkeit dieſes Geſchäfts, ſolange der Erblaſfer noch lebt und 
deshalb der erbrechtliche Erfolg noch nicht eingetreten iſt, regelmäßig die Kondiktion des 
Erbverzichts aus $ 812 tatthaft Im übrigen gelten für den Erbverzicht mit den aus 
88 2347, 2348 ſich ergebenden Beſonderheiten die allgemeinen Vertragsgrundſätze. So 
wegen der Anfechtbarkeit nicht die 98 2281, 2078, ſondern die $$ 119, 123. Ein Irrtum 
Über die Grundlagen der gemeinſamen Berechnung der Abfindung von der Art, wie in dem 
Falle RG Recht 1913 Nr 2885, kann die Anfechtung des Grundrechtsgeſchäfts und auf dieſem 
Wege auch die Unwirkſamkeit oder die Rückforderung des Verzichts begründen. Unentgelt- 
en Verzicht iſt nicht Schenkung ($ 517), unterliegt deshalb auch nicht der Gläubiger⸗ 
anfechtung. 

2. Als Regel iſt behandelt der Verzicht der Verwandten und des Ehegatten auf das 

eſetzliche Erbrecht (oder auf Bruchteile desſelben). Verzicht auf letztwillige Zuwendungen 
5 2352. Der Fiskus kann auf ſein geſetzliches Erbrecht ebenſowenig verzichten, wie er aus⸗ 
ſchlagen oder davon ausgeſchloſſen werden kann (88 1942, 1988). Der Verzicht iſt wirkſam, 
auch wenn er vor Begründung des betreffenden Verwandtſchafts uſw. Verhältniſſes, aber 
in Hinblick darauf oder durch Ehevertrag erklärt iſt. Annahmevertrag § 1767 Abf 1. Nur 
der mit dem Erblaſſer geſchloſſene Vertrag iſt Erbverzicht im Sinne des Geſetzes (RG 63, 428). 
Der Verzicht auf eine bereits angefallene Erbſchaft hat, ſoweit er nicht Verfügung über den 
Erbteil iſt (8 2038), nur ſchuldrechtliche Wirkung. Über Ausſchlagung zugunſten eines Dritten vgl. 
$.1947 A 1. Auch der unter künftigen geſetzlichen Erben (Rh 98, 830) gemäß 8 312 Abſ 2 ver- 
einbarte Verzicht begründet bloß ſchuldrechtliche Beziehungen. 

3. Der Erbverzicht hat unmittelbar den gänzlichen Wegfall des Erbberechtigten zur 
Folge, gleich dem ſchon vor dem Erbfall eingetretenen Tode oder der Ausſchließung 
(88 1923, 1938). Erhöhung feines Erbteils gemäß § 1935 kann nicht mehr in Frage kom⸗ 
men. Er wird, wenn ein fremder Pflichtteil zu berechnen iſt, weder bei Feſtſtellung des 
dafür maßgebenden Erbteils ($ 2510 W 2) noch wegen etwaiger Ausgleichungspoſten mit 
gezahlt (8 2316 A 4). Die für den Erbverzicht erhaltene Abfindung käme auch von vornherein 
nicht als ausgleichungspflichtiger Vorempfang in Betracht. Der Verzicht auf den geſetz⸗ 
lichen Erbtell ergreift zwar an ſich auch den Pflichtteil als die Wertshälfte eben jenes Erb. 
teils. Es ſteht aber nichts entgegen, den Verzicht auf den geſetzlichen Erbteil zu beſchränken 
und (für den Fall letztwikliger Ausſchließung von der Erbfolge) den Pflichtteil vorzubehalten. 
Der Verzicht auf eine letztwillige Zuwendung ($ 2352) enthält nicht notwendig auch den 
Verzicht auf das geſetzliche Erbrecht und umgekehrt. Der gegenſeitige Verzicht von Eher 
leuten auf das geſetzliche Erbrecht ſchließt daher nicht aus, daß fie einander, auch in der⸗ 
ſelben Urkunde, letztwillig bedenken (RG 23 1919, 5945). 

4. Die Beſchränkung auf den Pflichtteil, und zwar einſchließlich des Pflichtteilsergänzungs⸗ 
anſpruchs ($ 2325 A 1), beläßt dem Verzichtenden für den Fall, daß es zur geſetzlichen Erb⸗ 
folge kommt, den vollen geſetzlichen Erbteil. Wirkung des ſo beſchränkten Verzichts auf die 
Berechnung der übrigen Pflichtteile SI 2810 A 2, 2316 A 4. Auch die Verminderung 
des Pflichtteils infolge der Anerkennung einer erſt nachträglich angeordneten Ausgleichungs⸗ 
pflicht (8 2050 A 7) kann nur durch formgerechten Erbverzicht herbeigeführt werden (RG 
71, 133). Verzicht auf bereits entſtandene Pflichtteilsanſprüche § 2317 A 1. Verzicht auf 
den Pflichtteil bei Lebzeiten des Erblaſſers iſt gegenüber ſeinen Verwandten oder ſeinem 
Ehegatten, auch wenn fie als Teftamentserben berufen find, nach $ 812 Abſ 2 zuläſſig (RG 
98, 830), hat aber nur ſchuldrechtliche Wirkung. 
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8 2347 


Zu dem Erbverzicht iſt, wenn der Verzichtende unter Vormundſchaft 
ſteht, die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich; ſteht er 
unter elterlicher Gewalt, jo gilt das gleiche, ſofern nicht der Vertrag unter 
Ehegatten oder unter Verlobten geſchloſſen wird). 

Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließen; iſt er in der 
Geſchäftsſähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. Iſt der Erblaſſer geſchäftsunfähig, ſo kann der Vertrag 
durch den geſetzlichen Vertreter geſchloſſen werden; die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts iſt in gleichem Umfange wie nach Abſ 1 erforder⸗ 
lich ). 


E I 2020 Abſ 1 II 2212; M 5 474, 476; P 5 599603; KB 325. 


1. Auf ſeiten des Verzichtenden muß denſelben Erforderniſſen genügt ſein, wie ſie 
§ 2290 Abf 3 für den bloß vertragſchließenden Teil bei Aufhebung des Erbvertrags aufſtellt. 
Vgl. dort A 5/6. Heilung etwaiger Mängel durch nachträgliche Genehmigung des Ver⸗ 
zichtenden (§ 108 Abf 3) iſt nur bis zum Tode des Erblaſſers möglich. 

2. Auf ſeiten des Erblaſſers iſt, wenn er unbeſchränkt geſchäftsfähig oder in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt (ebenfv wie beim Erbvertrag § 2274), perſönliches Handeln un⸗ 
erläßlich. Dagegen iſt (abweichend von 8 2275 Abſ 1) im Falle der Geſchäftsunfähigkeit 
des Erblaſſers (§ 104) feine Vertretung durch den geſetzlichen Vertreter nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen zulälfia; der Vertreter bedarf wiederum, gleichviel ob Vormund oder Gewalthaber (außer 
wenn es ſich um Ehegatten oder Verlobte handelt), der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts. Daß der beſchränkt geſchäftsfähige Erblaſſer ($$ 106, 114) ohne Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters den Verzicht entgegennehmen kann, entſpricht dem $ 107 und den 
88 2229 Abſ 1, 2253 Abſ 2, 2290 Abs 2, weicht aber ab von $ 2275 Abi 2. Die Ehefrau bedarf 
nicht der Zuſtimmung des Mannes. Alles dies gilt nur vom Erbverzicht felbft, nicht von dem 
damit etwa verbundenen Rechtsgeſchäft (8 2346 A 1), das nach feiner beſondern Natur (Ab- 
findungsvertrag uſw.) zu beurteilen iſt. 


8 2348 


Der Erbverzichtsvertrag bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung !). 
E I 2020 Abſ 1 II 2818; M 5 478, 474; P 5 599—601. 


1. Beurkundung $ 128, EG Art 141, FG 55 167ff., hierzu RG 69, 130. Sind beide 
Teile nicht gleichzeitig anweſend, ſo muß der Vertrag vor dem Tode des Erblaſſers zuſtande 
gekommen fein (§ 152). Ein mit dem Erbverzicht etwa verbundener anderer Vertrag unter 
liegt den hierfür geltenden beſonderen Vorſchriften. Inwieweit die Nichtigkeit des einen 
auch die Nichtigkeit des damit verbundenen anderen, Vertrags zur Folge hat, iſt nach $ 139 
zu beurteilen. Der Form, nicht aber zugleich den ſonſtigen Erforderniſſen des Erbverzichts 
wird auch durch einen protokollariſch beurkundeten prozeßgerichtlichen Vergleich genügt, 
ſelbſt wenn landesgeſetzlich für die Beurkundung bloß Notare zuſtändig find (RG 48, 183; 
Seuffu 79 Nr 80). 

§ 2349 


Verzichtet ein Abkömmling oder ein Seitenverwandter des Erblaſſers 
auf das geſetzliche Erbrecht, ſo erſtreckt ſich die Wirkung des Verzichts auf 
ſeine Abkömmlinge, ſofern nicht ein anderes beſtimmt wird!). 

E I 2029 II 2214; M 5 480—483; P. 5 604 609; 6 821. 


1. Der Verzicht eines Abkömmlings oder Seitenverwandten, nicht alſo auch des Vor⸗ 
ahren oder Ehegatten des Erblaſſers erſtreckt ſich auf die Abkömmlinge des Verzichtenden, 
die bereits vorhandenen wie die künftigen, auch wenn er nicht in ihrem Namen oder in ihrer 
geſetzlichen Vertretung (8 2347) erklärt iſt. Der ganze Stamm des Verzichtenden wird da⸗ 
durch ausgeſchloſſen (RG 61, 16), auch weun die Abkommlinge nicht ſeine Erben werden. 
Die Vorſchrift iſt jedoch nachgiebiger Art, betrifft nur das gesetzliche Erbrecht oder 
den Pflichtteil (8 2346), der nach § 2352 erklärte Verzicht auf letztwillige Zuwendungen iſt 
mithin für die Abkömmlinge nicht verbindlich (KJ 34 A 111). Will der Verzichtende den 
a erſt nachträglich auf feine Perſon beichränten, fo bedarf es der Aufhebung nach 
2351. 


384 Erbrecht 


§ 2350 
Verzichtet jemand zugunſten eines anderen auf das geſetzliche Erbrecht, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur für den Fall gelten ſoll, 
daß der andere Erbe wird y. 
Verzichtet ein Abkömmling des Erblaſſers auf das geſetzliche Erbrecht, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur zugunſten der anderen 
Abkömmlinge und des Ehegatten des Erblaſſers gelten ſoll'). 


E I 2022 II 2215; M 5 477480; P 5 603, 604, 


1. Relativer Verzicht eines zur geſetzlichen Erbfolge Berechtigten zugunſten eines anderen 
geſetzlichen Erben kommt dieſem vermöge des Wegfalls des Verzichtenden (8 2346 U 8) gemäß 
85 1930 oder 1935 unmittelbar zugute, wenn es bei der geſetzlichen Erbfolge bleibt. Iſt der 
andere ein Fremder, ſo bedarf es, um ihn zum Erben zu machen, noch der Erbeinſetzung. 
Unter Umſtänden aber und wenn zugleich die Form des $ 2276 beobachtet iſt, kann ſich dieſe 
Erbeinſetzung als eine vertragsmäßige ſchon mit dem Abſchluß des Erbverzichtsvertrags voll⸗ 
ziehen. Die Begünſtigung des anderen braucht nicht ausdrücklich erklärt zu ſein. Dem Erbe 
werdenden anderen muß nicht notwendig der volle und unbeſchwerte Erbteil des Verzichten 
den anfallen. Ob dies Vorausſetzung des Erbverzichts iſt, oder ob das Erbewerden zu einem 
geringeren Anteil oder unter Beſchränkungen und Beſchwerungen genügt, ift Auslegungs⸗ 
frage. Unter Umſtänden iſt der Verzicht nur zum Teil wirkſam. Iſt der Verzicht zugunſten 
mehrerer Perſonen erklärt, fo tritt im Zweifel feine Unwirkſamkeit erſt ein, wenn alle weg⸗ 
gefallen find; dies gilt insbeſondere auch im Falle des Abſ 2, ſo daß, wenn zugunſten der 
andern Abkömmlinge des Erblaſſers verzichtet und bei feinen Tode nur noch einer von ihnen 
vorhanden iſt, im Zweifel dieſem der Verzicht in vollem Umfange zugute kommt (RG LZ 
1926, 10065). Iſt der Verzicht auf den Pflichtteil beſchränkt, ſo kann er, da der Verzichtende 
trotzdem mitgezählt wird, andern Pflichtteilsberechtigten nicht zugute kommen ($ 2310 A 2). 
Ein ſolcher zugunſten des Erben erklärter Verzicht wird von Abs 1 überhaupt nicht getroffen. 

Der Erbverzicht eines Abkömmlings gilt als ſtillſchweigend bedingt dadurch, daß 
der freiwerdende geſetzliche Erbteil ſich innerhalb der erſten Ordnung (§ 1924) oder zugunſten 
eines Elternteils (auch Stiefelternteils) des Verzichtenden vererbt. Er iſt im Zweifel un⸗ 
wirkſam, wenn Verwandte ſpäterer Ordnungen oder der Fiskus zur Erbfolge kommen würden. 
Die Einſetzung eines Fremden zum Alleinerben ſchließt zwar den Verzichtenden zugleich von 
der Erbfolge endgültig aus, er behält aber im Zweifel wenigſtens den Pflichtteil ($ 2346 A 3). 
— Im Falle des Abf 1 hat zur Unwirkſamkeit feines Verzichts der Verzichtende zu bew eiſen, 
daß er nur zugunſten eines anderen verzichtet habe und daß dieſer nicht Erbe geworden ſei. 
Dafür, daß ein ſolcher ſowie der nach Abſ 2 erklärte Verzicht gleichwohl als unbedingter 
gewollt ſei, iſt (Auslegungsregel) beweispflichtig, wer hieraus Rechte für ſich ableitet. 
9 2350 handelt nur vom geſetzlichen Erbrecht, Verzicht auf letztwillige Zuwendungen 8 2362 A 1. 


S 2351 
Auf einen Vertrag, durch den ein Erbverzicht aufgehoben wird, findet 
die Vorſchrift des § 2348 und in Anſehung des Erblaſſers auch die Vorſchrift 
des § 2347 Abſ 2 Anwendung). 
E I 2020 Abſ 2 II 2216; M 5 476; P 5 599, 600; 6 822, 829, 380. 


1. Die Aufhebung des Erbverzichts, auch des Verzichts auf letztwillige Zuwendungen 
nach 8 2352 ift ſelbſtverſtandlich nur bis zum Tode des Erblaſſers möglich. Die Verweiſung 
auf § 2348 ſchreibt hierfür gerichtliche oder notarielle Beurkundung, die auf 8 2347 Abſ 2 
für den Erblaſſer das gleiche vor wie beim Abſchluß des Erbverzichtsvertrags. Für den 
durch die Aufhebung bloß gewinnenden Verzichtenden gilt, wenn er in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchrankt ift, lediglich 8 107. Durch die Aufhebung wird der vor Abgabe des Erbverzichts 
vorhanden geweſene Zuſtand wiederhergeſtellt. Der Verzichtende kann zwar auch ohne 
Aufhebung des Verzichts lehtwillig wirkſam bedacht, aber nur kraft der Aufhebung wieder 
geſetzlicher Erbe oder Pflichtteilsberechtigter werden. Der Einfluß der Aufhebung auf die 
mit non Erbverzicht verbundenen Abfindungs⸗ uſw. Verträge beurteilt ſich nach allgemeinen 
Grundſätzen. 


8 2352 
Wer durch Teſtament als Erbe eingeſetzt oder mit einem Vermächtniſſe 
bedacht iſt, kann durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf die Zuwendung ver⸗ 
zichten!). Das gleiche gilt für eine Zuwendung, die in einem Erbvertrag 
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einem Dritten gemacht iſt?). Die Vorſchriften der SS 2347, 2348 finden An⸗ 


wendung?). 
E I 2024 II 2217; M 5 488, 484; P 5 408, 609, 610; 6 100. 


1. Der Verzicht auf letztwillige Zuwendungen läßt die betreffenden Verfügungen an 
ſich beſtehen, entkleidet ſie aber der Wirkung, indem er, wie vorzeitiger Tod des Bedachten, 
den Anfall der Zuwendung an ihn von vornherein ausſchließt. Bei einem gemeinſchaft- 
lichen Teſtament beſteht danach für den überlebenden Ehegatten die Möglichkeit, ſich durch 
Abſchluß eines Erbverzichtsvertrags mit den durch ſeine wechſelbezugliche Verfügung be⸗ 
dachten Perſouen von ſeiner gemäß 8 2271 A 3, 4 eingetretenen Gebundenheit zu befreien 
(RG Warn 1918 Nr 124). 

2. Soweit Zuwendungen im Erbvertrag an den anderen Vertragſchließenden gemacht 
ſind, können ſie nur in den Formen der 88 2290—2292 aufgehoben werden. Einſeitige, bloß 
bei Gelegenheit des Erbvertrags getroffene Verfügungen ſtehen nach $ 2299 den teſtamen⸗ 
tariſchen gleich und werden deshalb durch Satz 1 mitgetroffen. Hier handelt es ſich um ver, 
tragsmäßige Zuwendungen zugunſten Dritter. Sie können ebenfalls gemäß 88 2290 
bis 2292, aber auch unbeſchadet der Fortdauer des Erbvertrags und ohne Zuziehung des 
anderen Vertragſchließenden durch Vertrag des Erblaſſers unmittelbar mit dem bedachten 
Dritten außer Wirtſamkeit geſetzt werden. So auch im Falle des § 2280 durch Vertrag des 
überlebenden Ehegatten mit dem Dritten (RJA 15, 180). Daß das BayObsch 24 A 232 
(JFG 3, 166) in einem ſolchen Falle dem zum Erben des Überlebenden eingeſetzten Sohne 
eines der beiden vertragſchließenden Ehegatten wegen ſeiner Teilnahme am Vertragsſchluſſe 
die . eines Dritten abgeſprochen hat, iſt bedenklich (ſ. Endemann SW 1925, 2791 
zu J). 
3. 8 2347: gleiche fachliche, § 2348: gleiche Formerforderniſſe wie für den Verzicht 
auf das geſetzliche Erbrecht nach § 2346. Die ergänzende Vorſchrift des $ 2349 ift durch Nicht⸗ 
erwähuung jedenfalls ausgeſchloſſen, fo daß ein teſtamentariſches Erſatzerbrecht von Ab. 
kömmlingen des Verzichtenden durch den Verzicht auf das teſtamentariſche Erbrecht nicht 
berührt wird (KJ 34 A 108; 53, 37). Auch die Auslegungsregel des $ 2350 iſt nicht zu über- 
tragen (a. M. für Abſ 1 Planck A 5), wiewohl freie Auslegung zu gleichen Ergebniſſen führen 
kann. § 2351 handelt dagegen von jeder Form des Erbverzichts und gilt deshalb auch für 
die Aufhebung des Verzichts auf letztwillige Zuwendungen. 


Achter Abſchnitt 
Erbſchein 


Dem geſetzlichen ſowohl als dem gewillkürten Erben iſt die Möglichkeit gegeben, ſich durch 
Angehen des Nachlaßgerichts einen Ausweis über ſein Erbrecht zu verſchaffen, dem im Ver ⸗ 
lehr mit Dritten beſondere Beweiskraft und öffentlicher Glaube innewohnt (88 23652367). 
Dem Erbſchein ähnliche Wirkungen kommen auch dem Teſtamentsvollſtreckerzeugnis zu (8 2368). 
Beſondere Erbausweiſe GBO 85 37, 38, 99, NSchuld BG v. 31. 5. 10 9 16 (KJ 45, 154; 
MJA 15, 19), FGG 88 188, Zeugnis über Fortſetzung der Gütergemeinſchaft $ 1507. Sit 
der Erbfall vor 1. 1. 00 eingetreten, jo bleibt auch für die Erbausweiſe nach EG Art 213 
das ältere Recht maßgebend. 

§ 2353 


Das Nachlaßgericht) hat dem Erben?) auf Antrag?) ein Zeugnis über 
ſein Erbrechte) und, wenn er nur zu einem Teile der Erbſchaft berufen iſt, 
über die Größe des Erbteils zu erteilen‘) (Erbſchein) s). 


E I 2068, 2078 II 2218; M 5 558, 559, 574; P 5 670-679, 691. 


1. Nachlaßgericht 8000 88 72ff., EG. BGB Art 147, KonſchG v. 7. 4. 00 8 7, Schubgeb& v. 
10. 9. 00 § 2. Ortliche Unzuſtändigkeit des Gerichts macht den von ihm erteilten Erbſchein 
nicht unwirkſam (FGG 8 7). Die Unzuftänbigfeit kann aber von einem Beteiligten im Be⸗ 
ſchwerdewege gerügt werden; der Erbſchein iſt dann ohne Rückſicht auf feine inhaltliche Richtig⸗ 
keit von demjenigen Gericht, das ihn erteilt hat, entſprechend dem 8 2361 einzuziehen (KGJ 
88, 88). Übertragung der Erteilung des Erbſcheins an ein anderes Gericht im Wege der 
Rechtshilfe ift nicht zuläffig. Wohl aber kann das Nachlaßgericht ein anderes Amts⸗ 
gericht erſuchen, den Antragſteller über die zur Begründung des Antrags nach 9 2354 
oder § 2355 anzugebenden tatſächlichen Verhältniſſe zu vernehmen und ihm die in § 2356 
Abf 2 vorgeſchriebene eidesſtattliche Verſicherung abzunehmen (dich 95, 286), ihm auch die 


BER Kommentar von Meichsgerichtsräten. V. Bd. 6. Aufl. (Seyffarth. 25 


386 Erbrecht 


Beibringung der in § 2356 Abſ 1 beſtimmten Urkunden aufzugeben (KGJ 44, 102). Das 
Beſchwerdegericht iſt nicht befugt, ſelbſt einen Erbſchein zu erteilen (RIA 16 S. 40 u. 66). 

2. Nur dem Erben im Sinne von 8 1922 Abf 1 darf der Erbſchein erteilt werden, gleich 
viel ob er durch Geſetz, Teſtament oder Erbvertrag berufen iſt, nicht alſo dem Erwerber des 
Erbteils im Sinne von $ 2083. Ein in viefer Beziehung gemachter, an ſich nicht unzuläſſiger 
Zuſatz nimmt an den Rechtswirkungen des Erbſche ins nicht teil (MG 64, 173). Ebenſowenig 
darf dem Erbſchaftskäufer (a. M. Endemann ZW 1910, 89), dem bloß forderungsberechtigten 
Vermächtnisnehmer und Pflichtteilsberechtigten ein Erbſchein erteilt werden. Dem Erſat⸗ 
erben nicht vor Anfall der Erbſchaft, dem Nacherben nicht vor Eintritt der Nacherbfolge 
(§ 2139; vgl. auch $ 2863), dem Vorerben nicht mehr nach Eintritt des Nacherbfolgefalls 
(8 BIF 20, 262). Weiter als der Kreis der Perſonen, denen der Erbſchein zu erteilen iſt, 
iſt der Kreis der Antragsberechtigten; ſ. hierüber A 8. 

3. Der Antrag (Erforderniſſe 88 2354— 2356) iſt auf einen beſtimmten, dem Erbſchein 
zu gebenden Inhalt zu richten (KGJ 42, 128; BayObLG 19 A 207); Anträge auf Erteilung 
eines Erbſcheins mit fachlich verſchiedenem Juhalt können auch nicht in der Weiſe mitein- 
ander verbunden werden, daß der eine als Haupt-, der andere als Hilfsantrag geſtellt wird 
(JFG 3, 155). Antragſtellung durch einen Bevollmächtigten iſt zuläſſig (RIA 17, 68). An⸗ 
tragsberechtigt iſt der Erbe (A 2), Allein⸗ oder Miterbe, nachdem ihm die Erbſchaft angefallen 
iſt; er gibt damit zugleich die Annahme der Erbſchaft zu erkennen (§ 1948). Der Fiskus erſt, 
nachdem die Feſtſtellung 88 1964 ff. getroffen iſt. An Stelle des verſtorbenen Erben 
ſind die Erbeserben, bei einer Mehrheit ſolcher jeder von ihnen ohne Mitwirkung der 
andern (RJA 13, 84), im Falle des § 2083 iſt der Rechtsnachfolger des Miterben be- 
rechtigt, die Erteilung des Erbſcheins, jedoch nur auf den Namen des unmittelbar 
Erbe Gewordenen zu beantragen (RG 64, 173; DLG 44, 106). Die gleiche Be⸗ 
fugnis muß mit Rücksicht auf das immer vorhandene Bedürfnis, einen Erbausweis vorlegen 
zu können, auch dem Teſtamentsvollſtrecker (trotz und neben dem § 2868, KJ 22 A 56), 
dem Nachlaß: und Nachlaßkonkursverwalter, dem Abweſenheits⸗ und dem nach FGG 8 88 
beitellten Auselnanderſetzungspfleger (NZA 13, 198; 16, 63), dem Erbſchaftskäufer und 
kraft feines geſetzlichen Verwaltungsrechts, wenn die Erbſchaft zum eingebrachten Gute 
gehört (§ 1380), dem Ehemann der Erbin zugeſtanden werden. Das Geſetz ſpricht 
ihnen das Antragsrecht jedenfalls nicht ab. Dagegen ſteht es nicht zu dem Nachlaßpfleger 
(5 1960), der konkrete Erben überhaupt nicht zu vertreten hat (RIA 10, 277). War dem 
Erben bereits ein Erbſchein erteilt, ſo haben die Genannten auf eine weitere Ausfertigung 
Anſpruch (FGG 8 85, Einſicht und Abſchrift $ 78). In den Fällen der 88 702, 896 8 PO 
kann die Erteilung des Erbſcheins auch vom Gläubiger des Erben beantragt werden. — 
Die vorangegangene Erteilung eines Erbſcheins ſteht dem Antrag eines anderen auf Ertei⸗ 
lung eines Erbſcheins abweichenden Inhalts nicht entgegen. Wird dem neuen Antrag ent- 
ſprochen, ſo iſt die Einziehung oder Kraftloserklärung des früheren unrichtigen Erbſcheins 
Sache des Nachlaßgerichts (KJ 48, 105; |. aber auch über den Fall, daß der neue Erbſchein 
bei einem andern Nachlaßgericht als demjenigen beantragt wird, welches den früheren Exb- 
ſchein erteilt hat, KJ 44, 105). 

4. Das Zeugnis über das Erbrecht des Erben beſtätigt die Tatſache der Geſamtrechts. 
nachfolge. Soweit deshalb das Geſetz ſelbſt keine Ausnahme zuläßt ($ 2369), iſt ein auf 
einzelne zur Erbſchaft gehörige Gegenſtände beſchränkter Erbſchein nicht zuläſſig (OLG 4, 397; 
6, 315; 7, 446; 21, 351). Hiervon geht auch das PrGͤK v. 28. 10. 22 aus, indem es in $ 78 
Abſ 5, 6 den Fallen, daß der Erbſchein nur zur Verfügung über einen einzelnen Gegenſtand 
gebraucht und zu dieſem Zwecke dem Grundbuchamt oder einer andern öffentlichen Behörde 
überſandt werden ſoll, durch beſondere koſtenrechtliche Vorſchriften Rechnung trägt. Da⸗ 
gegen ſtehen Bay Obs 2, 191; 14, 74 (R FA 13, 16) und die dort angeführten bayeriſchen 
Vorſchriften auf dem Standpunkt, daß ein gegenständlich beſchränkter Erbſchein allgemein 
erteilt werden darf; in BayObLG 18 KA 225 wird aber in Übereinſtimmung mit den früheren 
Entſcheidungen hervorgehoben, daß auch ein gegenſtändlich beſchränkter Erbſchein das Erb⸗ 
recht bezeugt und daher nicht für Gegenſtände erteilt werden kaun, die der Erbe aus dem 
Nachlaß durch Erbauseinauderſetzung oder als Vorausvermächtnis erlangt hat. Im übrigen 
gehören nicht in das Zeugnis Angaben über den Umfaug des Nachlaffes, auch nicht über 
Beſchwerungen des Erben durch Vermächtniſſe, Auflagen, Pflichtteilsauſprüche, Teilungs⸗ 
anordnungen, da fie das Erbrecht ſelbſt unberührt laſſen, oder (Bayobs G 18 A 225) über 
das Ergebnis der Erbauseinanderſetzung. Ebenfowenig Entſcheidungsgründe. Wohl aber 
Beſchränkungen, die, wie die Anordnung der Nacherbfolge oder Ernennung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers (88 2363, 2364) das Weſen des Erbrechts verändern. Im einzelnen hat das 
Zeugnis, wofür reichsgeſetzlich Formvorſchriften nicht erteilt ſind, Namen und Zeit des 
Todes des Erblaſſers und Namen und Wohnort der Erben ſo genau zu bezeichnen, daß 
Verwechſlungen ausgeſchloſſen find. Die Angabe des Berufungsgrundes iſt entbehrlich 
NIA 16 S. 45 u. 217; a. M. 2. Aufl.), es ſei denn, daß fie, bei der Berufung auf mehrere 
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Bruchteile aus verſchiedenen Gründen (8 1951 A 2), der Bezeichnung des Umfanges des 
Erbrechts dient. Alternative Angabe (Geſetz oder Teſtament) iſt nicht unſtatthaft, wenn 
bei zweifelhafter Gültigkeit des Teſtaments der Erbe durch das Geſetz in demſelben Um⸗ 
fange, wie durch das Teſtament berufen erſcheint (OLG 35, 879; JFG 3, 158; JW 1928, 
1181). In dem einem Nacherben erteilten Erbſchein iſt anch der Tag anzugeben, an dem 
ihm die Erbſchaft angefallen iſt (RIA 16, 44). Als Verfügungsausweis muß das Zeugnis 
ganz aus ſich verſtändlich fein; die Bezugnahme auf Urkunden iſt unzuläſſig (RJA 17, 56). 

5. Sind mehrere Erben vorhanden, jo kann der Erbſchein nach $ 2357 als gemeinſchaft 
licher, aber auch, und zwar auch neben dem gemeinſchaftlichen, nur für einen einzelnen und 
allein namhaft zu machenden Miterben erteilt werden. In beiden Fällen iſt die Größe des 
Erbteils, d. h. des dem Erben anfallenden Bruchteils der Erbſchaft anzugeben, wozu es 
unter Umſtänden noch der vorherigen Wertsbeſtimmung einzelner dem Erben zugewendeter 
Gegenſtände bedarf ($ 2087 A 2; OLG 18, 868). Die Angabe des durch Berufung zur Zeit 
des Erbfalls angefallenen Erbteils genügt, auch wenn Erhöhung nach §8 1935, 2094 noch 
möglich iſt. Solange die Höhe eines Erbteils wegen der zu erwartenden Geburt eines Mit⸗ 
erben oder aus anderen Gründen ungewiß iſt ($ 2043), iſt die Erteilung eines gemeinſchaft 
lichen Erbſcheins unzuläſſig. Teilerbſcheine können nach KGJ 42, 128 in der Form erteilt 
werden, daß den von der Ungewißheit betroffenen Erben bezeugt wird, ihr Erbteil ſei noch 
unbeſtimmt, z. B. weil infolge Schwangerſchaft der Witwe noch Perſonen geboren werden 
könnten, die neben ihnen zu gleichen Teilen erbberechtigt ſein würden; nach der Beſeitigung 
der Ungewißheit iſt ein ſolcher Erbſchein wieder einzuziehen. Unter Umſtänden, z. B. wenn 
ſich nicht ermitteln läßt, ob alle neben einem Miterben berufenen Erbanwärter den Erbfall 
erlebt haben, kann dem Miterben auf Antrag auch ein Teilerbſchein über einen Mindeſt⸗ 
erbteil erteilt werden (JJ 1, 176 gegen RIA 11, 14). 

6. Die Erteilung beſteht in der Aushändigung des Zeugniſſes, und zwar nach Maßgabe 
des Landesrechts in Urſchrift oder in Ausfertigung, an den Antragſteller oder den von ihm 
beſtimmten Dritten, der auch eine Behörde fein kann (fo in den Fällen des PrGKG v. 28. 10.22 
$ 78 Abſ 5, 6). Über den die Anwendbarkeit des $ 16 SGG auf den Erbſchein betreffenden 
Meinungsſtreit vgl. Schlegelberger, SOG 5 84 A 6. — Die Koſten des Erbſcheins trägt 
der Antragſteller; ſie ſind nicht Nachlaßverbindlichkeit. 


8 2354 


Wer die Erteilung des Erbſcheins als geſetzlicher Erbe beantragt, hat 

anzugeben: 

1. die Zeit des Todes des Erblaſſers; 

2. das Verhältnis, auf dem ſein Erbrecht beruht; 

3. ob und welche Perſonen vorhanden ſind oder vorhanden waren, durch 
die er von der Erbfolge ausgeſchloſſen oder ſein Erbteil gemindert 
werden würde; 

4. ob und welche Verfügungen des Erblaſſers von Todes wegen vor⸗ 
handen ſind; 

5. ob ein Rechtsſtreit über ſein Erbrecht anhängig iſt. 


Iſt eine Perſon weggefallen, durch die der Antragſteller von der Erb⸗ 
folge ausgeſchloſſen oder ſein Erbteil gemindert werden würde, ſo hat 


der Antragſteller anzugeben, in welcher Weiſe die Perſon weggefallen iſt. 
E I 2069 II 2219; M 5 559, 560; P 5 879; 6 357. 


Geſetzliche Erbfolge. Gewillkürte § 2355. Die nach $ 2354 oder $ 2855 erforderlichen 
Angaben brauchen nicht ſchon in dem Antrag auf Erteilung des Erbſcheins enthalten zu ſein; 
fehlen fie, fo hat das Nachlaßgericht nach 8 2358 ihre Nachbringung zu veranlaſſen (RG 
95, 287), geeignetenfalls im Wege der Rechtshilfe ($ 2353 U 1). 

Zu Nr 1: Zeit des Todes ſo genau wie zur Beurteilung der Erbfolge erforderlich. 
Todeserklärung F 18, Umkommen in gemeinſamer Gefahr $ 20. 

Zu Nr 2: Verwandtſchaftsverhältnis $ 1924—1930, eheliches Verhältnis 8 1981. 
Fiskus § 1936. In Zweifelsfällen iſt auch die Staatsangehörigkeit des Erblaſſers nachzu⸗ 
(weiſen (EG Artt 24ff.). . 

Zu Nr 3: Mit Rücksicht auf $ 1930 haben die Verwandten der erften und ferneren 
Ordnungen, mit Rückſicht auf 88 1931, 1932 hat der Ehegatte darzulegen, daß ihnen vorgehende 
oder neben ihnen berechtigte Erben entweder nie vorhanden waren, oder daß und wie 
Abſ 2) ſolche Perſonen vor oder nach Eintritt der Erbfolge weggefallen find. Wegfalls⸗ 
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gründe § 1935. A 2. Auch die Weggefallenen und deren Verwandtſchaftsverhältnis ſind näher 
zu bezeichnen. Eine Verſicherung, daß die Geburt eines Miterben nicht zu erwarten ſei (8 2043), 
braucht nicht verlangt zu werden. Entfernte Möglichkeiten (Vorhandenſein etwaiger unehelicher 
Kinder einer verheirateten Frau) ſind ohne beſonderen Anlaß nicht in Betracht zu ziehen 
(KJ 39 A 92). 

Zu Nr 4: Verfügungen von Todes wegen (8 1937) find, ſoweit vorhanden, 
nicht bloß anzugeben, ſondern auch vorzulegen, obwohl das letztere in 8 2356 nur für die das 
Erbrecht begründenden Urkunden vorgeſchrieben iſt. Ohne Einſicht und Prüfung der vor⸗ 
handenen Verfügungen, gleichviel welchen Inhalts, kann der Nachlaßrichter das geſetzliche 
Erbrecht nach der verneinenden Seite: daß ihm Verfügungen von Todes wegen nicht 
entgegenſtehen, nicht als feſtgeſtellt erachten (§ 2359). Noch vorhandene, aber gemäß 88 2255, 
2256 zweifellos widerrufene Urkunden ſtehen den nicht vorhandenen gleich. Ergibt eine vor⸗ 
handene Verfügung die Ausſchließung der geſetzlichen Erbfolge und wird deren Unwirkſamkeit 
behauptet, jo iſt auch dies darzulegen (Abſ 2). 

Zu Nr 5: Im Falle des Rechtsſtreits Gehör des Gegners (§ 2360 Abs 1). — Sit der 
Erbe ſelbſt der Antragſteller, jo liegt die Annahme der Erbſchaft regelmäßig ſchon im 
Antrage. Ein Antrag mit Vorbehalt der Ausſchlagung iſt unſtatthaft. Andere Antragsberech⸗ 
tigte ($ 2353 A 3) haben zu beweiſen, daß die Annahme erfolgt ſei (§ 1943 A 1; vgl. auch 
§ 2357 A 3). 


8 2355 


Wer die Erteilung des Erbſcheins auf Grund einer Verfügung von 
Todes wegen beantragt, hat die Verfügung zu bezeichnen, auf der ſein 
Erbrecht beruht!), anzugeben, ob und welche ſonſtigen Verfügungen des 
Erblaſſers von Todes wegen vorhanden jind?), und die im § 2354 Abſ 1 
Nr 1, 5, Abſ 2 vorgeſchriebenen Angaben zu machens). 

E 1 2078 II 2220; M 5 558, 578, 574; P 5 671, 681, 691. 

1. Gewillkürte Erbfolge. Die betreffende Verfügung von Todes wegen ($ 1937) 
t zu bezeichnen und nach § 2356 vorzulegen. S. auch $ 2360 Abſ 2, 3. Erſt nach der Eröffnung 
(8 2260) kann der Schein erteilt werden. 

2. Ob die ſonſtigen Verfügungen auf, das Erbrecht des Antragſtellers von Einfluß 
ſind und welchen ſonſtigen Inhalt ſie haben, iſt gleichgültig. 

3. 52354 Nr 1: Zeit des Todes, Nr 5; etwa anhängiger Rechtsſtreit. Abſ 2: Darlegung, 
inwiefern dem Erbrecht des Antragſtellers entgegenſtehende oder es ſchmälernde Berufene 
weggefallen ſind (der vor dem Erſatzerben zunächſt Berufene, Miterben, Nacherben). Nr 3 
iſt nicht mit angezogen. Der Antragſteller braucht deshalb nicht anzugeben, ob und welche 
Perſonen vorhanden ſind oder waren, die z. B. als ſtillſchweigend mitberufene Abkömmlinge 
eines Abkömmlings des Erblaſſers (8 2069) möglicherweise fein Erbrecht ſchmälern könnten, 
ſondern nur, daß und in welcher Weiſe die vorhandenen oder vorhanden geweſenen, vor oder 
neben ihm eingeſetzten Perſonen weggefallen find. Hält das Nachlaßgericht nach der erſten 
Richtung eine Feſtſtellung für erforderlich, fo hat es gemäß § 2858 von Amts wegen Ermitt⸗ 
lungen anzuſtellen (KJ 39 A 95). Die Angaben haben ſich auch nicht auf die Perſonen 
der geſetzlichen Erben (abgeſehen von 88 2066 ff.), Pflichtteilsberechtigten oder der übrigen 
Erben zu erſtrecken, wenn nicht gemeinſchaftlicher Erbſchein nach § 2857 verlangt wird. — 
Bei Erteilung eines neuen Erbſcheins nach Eintritt der Nacherbfolge bedarf es nicht unter 
allen Umſtänden einer neuen förmlichen Erbausweiserklärung (KJ 46, 146). 


§ 2356 

Der Antragſteller hat die Richtigkeit der in Gemäßheit des § 2354 Abſ 1 
Nr 1, 2, Abſ 2 gemachten Angaben durch öffentliche Urkunden nachzu⸗ 
weiſen!) und im Falle des § 2355 die Urkunde vorzulegen, auf der ſein 
Erbrecht beruhte). Sind die Urkunden nicht oder nur mit unverhältnis⸗ 
mäßigen Schwierigkeiten zu beſchaffen, ſo genügt die Angabe anderer Be⸗ 
tweismittel?), 

In Anſehung der übrigen nach den 85 2354, 2355 erforderlichen An⸗ 
gaben hat der Antragſteller vor Gericht oder vor einem Notar an Eides 
Statt zu verſichern, daß ihm nichts bekannt ſei, was der Richtigkeit ſeiner 
Angaben entgegenſteht). Das Nachlaßgericht kann die Verſicherung er⸗ 
laſſen, wenn es ſie für nicht erforderlich erachtet), 
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Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, ſoweit die Tatſachen bei 
dem Nachlaßgericht offenkundig jind®). 


E I 2070, 2078 Abf 8 II 2221; M 5 560— 562; P 5 679, 682, 691. 


1. Nachweis durch öffentliche Urkunden (ZPO 8 415). Für § 2354 Abs 1 Nr 1 (Zeit 
des Todes) Sterbeurkunde oder Todeserklärung (88 13ff.; ZPO § 970). Für Nr 2 (Ber- 
wandtſchafts⸗ uſw. Verhältnis) Geburtsurkunden; Heiratsurkunden, wenn das Erbrecht auf 
dem ehelichen Verhältniſſe beruht; für die ältere Zeit kirchliche Zeugniſſe, Legitimations⸗ 
urkunden u. dgl. Beruht das Erbrecht auf ehelicher Abſtammung, ſo braucht außer der 
Geburtsurkunde nicht noch die Heiratsurkunde der Eltern vorgelegt zu werden, da das Geburts⸗ 
regiſter nach PStc̃ 8 22 Nr 5 auch zur Beurkundung der ehelichen oder unehelichen Abſtam⸗ 
mung beſtimmt ift (KJ 36 A 97). Durch Geburtsurkunden ift auch das Vorhandenſein 
der die Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer vermittelnden Zwiſchenperſonen nachzuweiſen. 
Geburtsbeſcheinigungen mit begrenzter Gültigkeitsbeſtimmung (z. B. „gültig nur zum Zwecke 
der Taufe“) reichen zum urkundlichen Nachweis im Sinne von Satz 1 nicht aus (RIA 15, 290); 
ſie können aber, z. B. wenn das Standesamt im abgetretenen Gebiete liegt und neue Ur 
kunden von dort nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten (A 3) zu beſchaffen find, als 
„andere Beweismittel“ im Sinne von Satz 2 in Betracht kommen. Gleiches gilt von der einen 
Kriegsteilnehmer betreffenden Sterbenachricht des Zentral-Nachweiſe⸗Bureaus in Berlin 
(KGJ 49, 75). Durch die dem Perſonenſtandsgeſetz nach der VO v. 14. 2. 24 (RGBl I 116) 
eingefügten $$ 15a—1dc find als neue ſtandesamtliche Urkunden die kurzen Geburts-, 
Heirats⸗ und Todesſcheine zugelaſſen. Sie beweiſen, daß die Geburt, die Eheſchließung oder 
der Sterbefall im Regiſter beurkundet iſt. Die gleiche Beweiskraft haben nach $ 15a Abſ 2 
Eintragungen in ein Familienſtammbuch, wenn ſie den für den Schein vorgeſehenen Inhalt 
haben und mit der Unterſchrift und dem Siegel des Standesbeamten verſehen ſind. Hier⸗ 
nach kommt den ſtandesamtlichen Scheinen und den Eintragungen in das Familienſtammbuch 
hinſichtlich der in ihnen angeführten Perſonenſtandstatſachen wenigſtens eine mittelbare 
Beweiskraft zu. Demzufolge ſind die Todesſcheine regelmäßig geeignet, die Zeit des Todes 
des Erblaſſers (§ 2354 Nr 1) oder ſolcher Perſonen, durch welche der Antragſteller von der 
Erbfolge ausgeſchloſſen oder fein Erbteil gemindert werden würde ($ 2854 Ab] 1 Nr 3, Abſ 2), 
gemäß § 2356 Satz 1 nachzuweiſen (NG IRdſch 1927 Nr 137a, womit ältere Entſcheidungen 
desſelben Gerichts, insbeſondere KJ 58, 86 überholt find). Entſprechendes trifft für den 
Nachweis eines ehelichen Verhältniſſes (§ 2354 Nr 2) durch den Heiratsſchein zu. Dagegen 
ſind die Geburtsſcheine zum Nachweis eines Abſtammungsverhältniſſes ($ 2854 Nr 2) nicht 
verwertbar, da fie nach $ 15 b PSt& nur die Namen des Kindes ſowie den Ort und Tag feier 
Geburt enthalten (KG Indſch 1927 Nr 137 b). Hängt das in Anſpruch genommene Erbrecht 
davon ab, daß Zwiſchenperſonen wieder weggefallen ſind (§ 2354 Abſ 2), fo iſt je 
nachdem der Wegfall durch Sterbeurkunden (oder Todesſcheine), Todeserklärungen, durch 
Vorlegung der fie ausſchließenden Verfügung von Todes wegen (§ 1988), der Erb- 
verzichtsurkunde ($ 2346), der Ausſchlagungserklärung (8 1945), des rechtskräftigen die Erb- 
unwürdigkeit ausſprechenden (8 2342) oder des Scheidungsurteils darzutun. Wie die durch 
die Todeserklärung begründete Todesvermutung des § 18 (RIA 13, 97), fo gilt auch die 
Lebensvermutung des $ 19 für das Erbſcheinsverfahren (RAU 13, 211). Todeserklärung iſt 
entbehrlich, wenn das Gericht aus anderen Umſtänden die Überzeugung vom Wegfall eines 
Verſchollenen gewinnt (RIA 9, 84). Soweit ſich die betreffenden Urkunden bereits in der 
Hand des Nachlaßgerichts, ſei es auch einer anderen Geſchäftsabteilung desſelben Gerichts 
befinden, genügt es, hierauf Bezug zu nehmen (OLG 44, 106): Bezugnahme auf das bei den 
ſelben Gericht aufbewahrte ſtandesamtliche Nebenregiſter, wenn die in Betracht kommenden 
Daten fo genau angegeben werden, daß die Urkunden ohne weiteres zu ermitteln find). 

. 2. Die die Erbeinſetzung enthaltende Verfügung von Todes wegen muß ſich nach 88 2259 
bis 2261 ohnedies ſchon in der Verwahrung des Nachlaßgerichts befinden. Ob und inwieweit 
es den Nachweis der Echtheit des Privatteſtaments erfordern will, ſteht nach 8 2359 in 
ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen, |. jedoch 88 2360 Abſ 2, 2368 Abs 2. 

3. Im Gebrauche anderer Beweismittel (Zeugen, Sachverſtändige, z. B. Genealogen, 
Privaturkunden, z. B. Familienſtammbäume uſw.) find dem Gericht keine Schranken gezogen. 
Auch der Inhalt wirkſam gebliebener, aber verloren gegangener Verfügungen von Todes 
wegen (A 2) kann auf dieſem Wege feſtgeſtellt werden ($ 2255 A 4; RIA 11, 181). Unter 
unverhältnismäßigen Schwierigkeiten find ſolche jeglicher Art zu verſtehen, deren 
Überwindung dem Antragſteller nicht wohl zugemutet werden kann. Dies kann auch dann 
angenommen werden, wenn die Koſten der Beſchaffung einer Urkunde, iusbeſondere aus 
dem Ausland, gegenüber den unter gewöhnlichen Umſtänden aufzuwendenden Koſten un⸗ 
verhältnismäßig hoch ſind und einen erheblichen Teil des Nachlaſſes oder des in Betracht 
kommenden Erbteils verzehren würden (JF 1, 178). 

4. Die eidesſtattliche Verſicherung betrifft zumeiſt die Negative (Nichtvorhandenſein 
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aleich oder beſſer berechtigter Erben. entaegenſtehender Verfügungen von Todes wegen. Nicht⸗ 
anhängigſein eines Rechtsſtreits), legt dem zu ihr Verpflichteten nicht, wie $ 459 ZPO eine 
beſondere Prüfungs- und Erkundiaungspflicht auf (RGSt 39, 226), kann aber nach Lage des 
Falles auch auf beſtimmte einzelne Tatfachen abgeſtellt werden. Sie iſt vom Antragſteller, 
auch wenn er mit dem Erben nicht identiſch iſt (8 2353 A 3), insbeſondere auch vom Gläu⸗ 
biger des Erben, oder vom geſetzlichen Vertreter des Antragſtellers abzugeben, kann dagegen 
nicht von einem Bevollmächtigten abgegeben werden (RZA 13, 199); unter Umſtänden kann 
aber die Erklärung eines ſolchen dem Nachlaßgericht Anlaß geben, dem Erben die Verſiche⸗ 
rung zu erlaſſen (RAM 17, 68). Statt des gefetzlichen Vertreters kann der Erbe ſelbſt, wenn 
er eidesmündia iſt (ARD 8 473 Abſ 2, 3), zur eidesſtattlichen Verſicherung zugelaſſen werden 
(a. M. Staudinger A III Abſ 2 u. Zit.). Die örtliche Zuſtändigkeit von Gericht oder Notar 
— zwiſchen denen auch im Falle des Art 141 EG dem Antragſteller die Wahl bleibt — und 
die Form der Beurkundung beſtimmt ſich nach Landesrecht, da es ſich hierbei nicht um Be⸗ 
urkundung von Rechtsgeſchäften nach FGG 88 167ff. handelt (3 Bl 20, 337). 


5. Erlaß der Verſicherung nach Ermeſſen des Nachlaßrichters, deshalb auch kein Be⸗ 
ſchwerderecht aus FGG 8 20 gegen die Abforderung. Vgl. auch § 2357 Abf 4. 


6. Offenkundiakeit (ARO 8 291), ſei es, daß die Tatſachen nach allgemeinen Erfahrungs- 
ſätzen feſtſtehen (Ableben überalter Perſonen), oder dem Nachlaßgericht ſonſt amtlich bekannt 
find (Bay Obs 14, 550. — Nach Erteilung des Erbſcheins können die überreichten Ur: 
kunden (A 1, 3, 4 zurückverlangt werden. Es find dann aber vollftändige oder auszugs⸗ 
weiſe beglaubigte Abſchriften zurückzubehalten, foweit dies nicht nach Lage des Falles ent- 
behrlich iſt (RIA 15, 283). 


8 2357 


Sind mehrere Erben vorhanden, ſo iſt auf Antrag ein gemeinſchaft⸗ 
licher Erbſchein zu erteilen. Der Antrag kann von jedem der Erben geſtellt 
werden!). 

In dem Antrage ſind die Erben und ihre Erbteile anzugeben?). 

Wird der Antrag nicht von allen Erben geſtellt, ſo hat er die Angabe 
zu enthalten, daß die übrigen Erben die Erbſchaft angenommen haben. 
Die Vorſchriften des § 2356 gelten auch für die ſich auf die übrigen Erben 
beziehenden Angaben des Antragſtellerss). 

Die Verſicherung an Eides Statt iſt von allen Erben abzugfben, ſofern 
nicht das Nachlafgericht die Verſicherung eines oder einiger von ihnen für 
ausreichend erachtet“). 

E II 2222; P 5 678, 679. 


1. Gemeinſchaftlicher Erbſchein. Wird er von ſämtlichen Miterben, zu denen aber der 
Nacherbe neben dem Vorerben nicht gehört, oder für ſie von einem nach § 2353 A 3 Antrags- 
berechtigten beantragt, fo gelten bezüglich aller Erben die Beſtimmungen der 88 2854— 2356 
mit den Beſonderheiten der Abſätze 2—4. Der einzelne Miterbe hat die Wahl, ſich den Erb⸗ 
ſchein nur für feine Perſon und nur über feinen Erbteil (8 2353 A 5) oder als gemeinſchaftlichen 
über den ganzen Nachlaß erteilen zu laſſen, muß aber in dieſem Falle auch die ſonſt den Mit. 
erben obliegenden Angaben machen und Beweiſe erbringen (A 4). Ein auf eine Gruppe 
von Erben beſchränkter Erbſchein iſt dem Geſetze unbekannt und wäre nur in der Form eines 
das Erbrecht mehrerer Beteiligter bezeugenden, die Einzelzeugniſſe zuſammenfaſſenden Erb⸗ 
ſcheins denkbar, der nicht von einem einzelnen, ſondern nur von allen Beteiligten beantragt 
werden könnte (RA 11, 4). Auch ein Erbſchein nach mehreren Erblaſſern iſt nur in 
dem Sinne einer äußeren Zuſammenfaſſung mehrerer Einzelzeugniſſe über verſchiedene Exb- 
fälle möglich (KJ 44, 99). 

2. Angabe der Erbteile, d. h. beſtimmte Bezeichnung der in Anſpruch genommenen Bruch⸗ 
teile (RA 9, 6) ohne Rückſicht auf etwaige Ausgleichungspoſten. Soweit ſie auch nur bezüglich 
eines Miterben unbeſtimmbar find (fo im Kalle des § 2043 der Kinder neben der Witwe), 
iſt die Erteilung des gemeinſchaftlichen Erbſcheins über „ihre Erbteile“ ausgeſchloſſen, 
og. aber § 2855 A 5. 

3. Die Annahme der Erbſchaft (§ 1943 A 1) wird vom Antragſteller ſchon durch den 
Antrag erklärt. Bezüglich der übrigen Erben hat er ſie darzulegen und nach § 2356 nachzu⸗ 
weiſen. Beim Fehlen ausdrücklicher Annahmeerklärung iſt der Friſtbeginn, d. h. der Zeitpunkt 
der erlangten Kenntnis von dem Anfall und dem Grunde der Berufung (8 1944 A 2/3) und der 
Ablauf der Ansſchlagungsfriſt für jeden der beteiligten Erben nachzuweiſen. Alle Nachweiſe 
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find grundſätzlich durch öffentliche Urkunden und Verſicherung an Eides Statt zu führen ($ 2356) 
Über Schwierigkeiten, wenn es ſich um Erben unbekannten Aufenthalts handelt, vgl. OLG 
49 


4. Die eidesſtattliche Verſicherung iſt grundſätzlich von allen Erben abzugeben, auch 
wenn bloß einer von ihnen den gemeinſchaftlichen Erbſchein beantragt. Die Verpflichtung 
der übrigen, bierdurch zur Erteilung des Erbſcheins „mitzuwirken“, ergibt ſich aus 8 2038 A 2 
(a. M. Strohal II 8 67 A 24). Sie können, ſoweit fie nicht Gründe zur Verweigerung der Ver⸗ 
ſicherung beibringen, im Klagewege dazu angehalten werden, wenn auch die Verſicherung 
ſelbſt nicht erzwungen werden kann. Ob und inwieweit ſich der Nachlaßrichter an der Verſiche⸗ 
rung eines oder mehrerer Erben genügen laſſen oder ob er fie ganz erlaſſen will, ſteyt in 
feinem pflichtmäßigen Ermeſſen ($$ 2356 A 5, 2359). 


8 2358 


Das Nachlaßgericht hat unter Benutzung der von dem Antragſteller 
angegebenen Beweismittel von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tat⸗ 
ſachen erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet er⸗ 
ſcheinenden Beweiſe aufzunehmen!). 

Das Nachlaßgericht kann eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung 
der anderen Perſonen zuſtehenden Erbrechte erlaſſen; die Art der Bekannt⸗ 
machung und die Dauer der Anmeldungsfriſt beſtimmen ſich nach den für 
das Aufgebotsverfahren geltenden Vorſchriften?). 

& 1 2071 Abſ 1 Satz 2, 2072, 2078 Abi 3 II 2228; M 5 562, 563, 574; P 5 679— 689. 


1. Offizialtätigteit des Nachlaßgerichts gemäß FG 88 12, 15 (RG 95, 287). Es iſt 
nicht auf die angebotenen Beweismittel beſchränkt. Die Ermittlungen haben ſich nicht bloß auf 
das Vorhandenſein, ſondern gegebenenfalls auch auf die Echtheit, den Sinn und die Wirk. 
ſamkeit getroffener Verfügungen von Todes wegen, ferner auf Rechtzeitigkeit der Aus⸗ 
ſchlagung, Gebundenheit durch Erb- oder Ehevertrag (RIA 12, 17) oder gemeinſchaftliches 
Teſtament uſw. zu erſtrecken. Nach Bay Obs (RIA 17, 72) hat das Nachlaßgericht die 
erforderlichen Ermittlungen auch dann ſelbſt anzustellen, wenn ein Rechtsſtreit über das Erb⸗ 
recht anhängig iſt, während Kammergericht (RIA 9, 75; DRG 34, 818; 40, 155) das Nachlaß⸗ 
gericht für befugt erachtet, das Erbſcheinsverfahren bis zur Entſcheidung eines ſchon anhängigen 
Erbrechtsſtreits auszuſetzen. Die zweite Auffaſſung verdient mit Rückſicht auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des 8 2860 und aus Zweckmäßigkeitsgründen den Vorzug. Keinesfalls 
darf der Antragſteller zur Entſcheidung ſtreitiger Tat, oder Rechtsfragen auf den Weg eines 
erſt anhängig zu machenden Rechtsſtreits verwieſon werden (KG 35 A 110). Bedeutung 
eines bereits vorliegenden rechtskräftigen Urteils 8 2359 A 2. Anerkennung des Erbrechts 
durch die Beteiligten überhebt das Gericht nicht der Verpflichtung zu eigener Prüfung 
(KJ 34 A 112). Gehör der Beteiligten $ 2360. Keine Beſchwerde gegen die Vornahme 
non Ermittlungen aus ch 8 19. 

2. Offentliche Aufforderung entſprechend den Aufgebotsvorſchriften ZPO 88 948950, 
wiewohl ohne Androhung von Rechtsnachteilen, nach Ermeſſen des Gerichts. So insbeſondere 
wenn das Vorhandenſein beſſer berechtigter Erben (Kinder aus einer beſtimmten Ehe) wahr⸗ 
ſcheinlich iſt. Iſt ein Beſſerberechtigter verſchollen und nach Angabe des Antragſtellers ge⸗ 
ſtorben, Io kann das Nachlaßgericht die Beibringung einer Todeserklärung verlangen, falls 
ihrer Beſchaffung nicht unverhältnismäßige Schwierigkeiten entgegenſtehen (§ 2356 A 1, 8); 
es iſt in ſolchem Falle nicht verpflichtet, ſtatt der Auflage eine öffentliche Aufforderung zu 
erlaſſen (RIA 13, 97). 

§ 2359 


1) Der Erbſchein iſt nur zu erteilen, wenn das Nachlaßgericht die zur Be⸗ 
gründung des Antrags erforderlichen Tatſachen für feſtgeſtellt erachtet a, 


6E 1 2071 Abſ 1 Satz 2, 2078 Abſ 3 II 2224; M 5 562, 574; P 5 679, 682, 691. 


1. Das Nachlaßgericht hat, abgeſehen von den Fällen der 88 792, 896 ZPO ($ 2353 A 3), 
nicht zu prüfen, aus welchem Grunde und zu welchem Zwecke die Erteilung eines Erbſcheins 
beantragt wird, Sondern es hat gemäß 88 2853, 2359 den Erbſchein zu erteilen, wenn die 
Vorausſetzungen der ss 23542357 erfüllt find und es die zur Begründung des Antrags 
erforderlichen Taſſachen für feſtgeſtellt erachtet; es darf deshalb dem Erben die Erteilung 
auch nicht mit der Begründung verweigern, daß er keines Erbſcheins bedürfe (JF 3, 146). 

2. Feſtſtellung des Erbrechts. Das Gericht entſcheidet nach Abſchluß der Ermittlungen 
(8 2358) nach freier Überzeugung (BROS 286), welche Tatſachen es für feſtgeſtellt erachtet. 
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Be weisregeln insbeſondere auch bezüglich des Urkundenbeweiſes (BED 88 415ff.) beſtehen 
nicht. Eine Begründung iſt nicht zu erteilen. Aus den feſtgeſtellten oder offenkundigen Tat⸗ 
ſachen hat das Nachlaßgericht ſelbſtändig im bejahenden oder verneinenden Sinne beſtimmte 
Schlußfolgerungen in bezug auf das mit dem Antrage geltend gemachte Erbrecht zu ziehen. 
Ein Erbſchein andern als des beantragten Juhalts darf nicht erteilt werden, vielmehr iſt der 
Erbſchein entweder ſo, wie er beantragt iſt, zu erteilen oder zu verweigern (KGJ 42, 128: 
Bay Ob sch 19 A 207). Die Selbſtändigkeit, mit der das Nachlaßgericht im allgemeinen über 
die Begründetheit des Antrags befindet, gilt grundſätzlich auch gegenüber einem im Erbrechts⸗ 
ſtreit ergangenen rechtskräftigen Urteil. Iſt durch das Urteil das Erbrecht des Antrag⸗ 
ſtellers feſtgeſtellt, jo iſt das Nachlaßgericht, wenn nach feiner Auffaſſung der Sach und 
Rechtslage der unterlegene Prozeßgegner oder ein Dritter der wahre Erbe ift, nicht gezwungen, 
den Antragſteller mit der über die Rechtskraft unter den Prozeßparteien hinausreichenden 
Wirkung der 88 2365—2367 als Erben auszuweiſen. Anderſeits darf das Nachlaßgericht, 
falls durch das rechtskräftige Urteil gegen den Antragſteller das Erbrecht eines andern feſt⸗ 
geſtellt iſt, dem Antragſteller den Erbschein auch dann nicht erteilen, wenn es ihn für den 
wahren Erben hält. Denn ſonſt könnte der andere ſofort im Prozeßwege, geſtützt auf die 
Rechtskraft des Urteils, die Herausgabe des Erbſcheins an das Nachlaßgericht erzwingen und 
dadurch deſſen Kraftloſigkeit herbeiführen (8 2362 A 1). Die Erteilung unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden liegt, trotz der grundſätzlichen Unabhängigkeit des Nachlaßgerichts vom Prozeßgerichte, 
nicht im Sinne des Geſetzes. (Die Frage iſt umſtritten. Bis zur 4. Auflage iſt in dieſem Werke in 
Übereinſtimmung mit der vielleicht jetzt noch herrſchenden Meinung ſchlechthin geſagt, daß 
das zwiſchen mehreren Erbanſprechern ergangene rechtskräftige Urteil für das Nachlaßgericht 
formell nicht bindend ſei. Wie hier, Kipp 8 62 I 7 und Herold⸗Eichler, Bl 20, 206 
ſowie Warneyer § 2359 I. Für noch weitergehende Bindung des Nachlaßgerichts insbef. 
Kuttner, IheringsJ 59, 393 und 61, 107; Schlegelberger, FGG 8 12 A 18; Endemann III 
$ 146 V.) Einfluß eines anhängigen Rechtsſtreits 88 2358 A 1, 2360 A 1. Bloße Anfecht⸗ 
barkeit einer Verfügung von Todes wegen hindert die Erteilung des Erbſcheins nicht (a. M. 
Strohal II $67 A 17). Iſt jedoch die Anfechtung gemäß 8 2081 erklärt, ſo hat ſich das 
Nachlaßgericht auch über ihren Erfolg ſchlüſſig zu machen (KJ 38 A 118). Erbunwürdigkeit 
erſt mit Rechtskraft des Urteils (8 2342 Abf 2). Im Erbſchein iſt die Größe des Erbteils 
(88 2353 A 5, 2357 A 2) anzugeben. Im übrigen vgl. wegen des Inhalts des Zeugniſſes 
9 2858 A 4. 

3. Beſchwerde gegen Ablehnung des Erbſcheins nach FGG 85 19, 20. Sie ſteht im 
Falle des § 2357, wenn auch jeder Miterbe die Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins 
beantragen kann, gemäß FGG 8 20 Abſ 2 doch nur dem Antragſteller zu (OLG 40, 155 A 10). 
Nachträgliche Abhilfe, FGG $ 18 Abf 1, nur bei vorangegangener Ablehnung oder zwar au: 
geordneter, aber noch nicht ausgeführter Erteilung, dagegen keine nachträgliche Anderung 
eines bereits erteilten unrichtigen Erbſcheins (8 2861 A 1). Auch mit der Beſchwerde kann 
die Aufhebung der Anordnung eines erteilten Erbſcheins oder die Anderung ſeines Inhalts 
nicht erzielt werden, wohl aber, folange der Erbſchein noch nicht erteilt iſt, die Aufhebung 
oder Anderung der Anordnung und nach der Erteilung die Einziehung gemäß 8 2361 (RG 
61, 273; Bay Ob 19 A S. 207, 211 und RIA 16, 244). Ein Antrag auf luderung kann 
dahin ausgelegt werden, daß er ſich auf Einziehung des erteilten und Erteilung eines neuen 
Erbſcheins mit dem beantragten Inhalte richtet (NET 2A): 


§ 2360 

Iſt ein Rechtsſtreit über das Erbrecht anhängig, jo ſoll vor der Erteilung 
des Erbſcheins der Gegner des Antragſtellers gehört werden!). 

Iſt die Verfügung, auf der das Erbrecht beruht, nicht in einer dem Nach⸗ 
laßgerichte vorliegenden öffentlichen Urkunde enthalten, ſo ſoll vor der Er⸗ 
teilung des Erbſcheins derjenige über die Gültigkeit der Verfügung gehört 
werden, welcher im Falle der Unwirkſamkeit der Verfügung Erbe fein 
würde). . 

Die Anhörung iſt nicht erforderlich, wenn ſie untunlich iſts). 

E I 2071 Abſ 2, 2078 Abſ 3 II 2225; M 5 562, 574; P 5 679— 8682, 601. 

1. Anhängigkeit eines Rechtsſtreits über das Erbrecht (Erbſchaftsanſpruch, Feſtſtellungs⸗ 
klage, Erbunwürdigkeitsklage, auch Streitigkeiten über den Perſonenſtand als unmittelbare 
Vorausſetzungen des Erbrechts) ſchließt die Erteilung des Erbſcheins nicht aus. Erlangt aber 


das Nachlaßgericht aus dem Antrage (8 2354 Nr 5) oder ſonſt hiervon Kenntnis, fo „ſoll“ 
es den Gegner des Antragſtellers vorher mündlich oder ſchriftlich hören. Zweckmäßig wird 
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es auch die Prozeßakten beiziehen. Erachtet es auch unter Berückſichtigung der Prozeß 
ergebniſſe den Sachverhalt im Sinne des 8 2359 für feſtgeſtellt, ſo hat es krotz des ſchweben⸗ 
den Rechtsstreits über den Antrag zu entſcheiden; andernfalls kaun eine Ausſetzung erfolgen 
(8 2358 A 1). Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs find kein Hindernis, dem Erben (auch 
auf Antrag des Verwalters 8 2353 A 3) den Erbſchein zu erteilen. Der Prozeßrichter iſt 
nicht ermächtigt, dem Nachlaßgericht die Erteilung, d. h. Aushändigung des Erbſcheins durch 
einſtweilige Verfügung zu unterſagen. ‚ j 

2, Iſt die nach § 2356 vorzulegende Verfügung von Todes wegen ein Privatteſtament 
(8 2231 Nr 2) oder Not. oder Seeteſtament gemäß 88 2250, 2251, oder Militärteſtament (Vor⸗ 
bein vor § 2229), fo „ſoll“, auch wenn bezüglich der Echtheit und Wirkſamkeit keine Zweifel 
obwalten, das Nachlaßgericht die Beteiligten hören, die ohne die Verfügung, als in 
früheren Verfügungen eingeſetzte oder als geſetzliche Erben berufen wären. Dasſelbe gilt, wenn 
die errichtete — öffentliche oder nichtöffentliche — Verfügung untergegangen oder verloren 
iſt und ihr Inhalt nur durch andere Beweismittel feſtgeſtellt werden kann (8 2356 AB). 

3. Die Anhörung aller oder einzelner Beteiligter (A 2) iſt untunlich, nicht bloß wenn ſie 
unausführbar, ſondern auch wenn ſie unverhältnismäßig ſchwierig iſt oder mit erheblichen 
Verzögerungen und unverhältnismäßigen Koſten verbunden fein würde (OLG 34, 317; 
vgl. §§ 2200 Abſ 2, 2216 A 4, 2356 A 3). Pflichtmäßiges Ermeſſen entſcheidet. 


8 2361 


Ergibt ſich, daß der erteilte Erbſchein unrichtig ift!), jo hat ihn das 
Nachlaßgericht einzuziehen?). Mit der Einziehung wird der Erbſchein 
kraftloss). 

Kann der Erbſchein nicht ſofort erlangt werden, ſo hat ihn das Nach⸗ 
laßgericht durch Beſchluß für kraftlos zu erklären“). Der Beſchluß iſt nach 
den für die öffentliche Zuſtellung einer Ladung geltenden Vorſchriften der 
Zivilprozeßordnung bekanntzumachen?). Mit dem Ablauf eines Monats 
nach der letzten Einrückung des Beſchluſſes in die öffentlichen Blätter wird 
die Kraftloserklärung wirkſams). 

Das Nachlaßgericht kann von Amts wegen über die Richtigkeit eines 
erteilten Erbſcheins Ermittelungen veranſtalten“) ?). 

E I 2073, 2078 Ubi 8 II 2220; M 5 509, 563; P 5 688. 


1. Die Unrichtigkeit des Erbſcheins kann ſich durch den Ausgang eines über das Erb- 
recht geführten Rechtsſtreits oder durch neue dem Nachlaßggericht bekannt werdende Tatſachen 
(Ausſchlagung eines Miterben gegenüber der nach 8 2357 A 8 als bewieſen augeſehenen An⸗ 
nahme, RIA 12, 203, erfolgreiche Anfechtung, Erbunwürdigkeitserklärung, Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge, K 48, 112, uſw.) oder dadurch ergeben, daß das Gericht aus Tat- oder Rechts⸗ 
gründen zu einer abweichenden Auffaſſung kommt, ſei es auch, daß es den Nachweis des 
früher angenommenen Erbrechts jetzt nicht mehr als geführt erachtet (OL 37, 256), 
was nicht nur dann zutrifft, wenn nach ſeiner nunmehrigen Überzeugung das beſcheinigte 
Erbrecht nicht beſteht, ſondern ſchon dann, wenn es hinſichtlich dieſes Erbrechts nunmehr ein 
non liquet annimmt; bloße Zweifel, die an dem Nachweiſe des Erbrechts auftauchen, reichen 
aber nicht aus (KG IgRdſch 1925 Nr 1529). Auch der Foll gehört hierher, daß die be- 
ſchränkenden Angaben der 88 2363, 2364 zu Unrecht unterblieben oder inhel lich unrichtig 
ſind oder geworden find (OLG 32, 81; 35, 867). In allen ſolchen Fällen fachlicher Unrichtig⸗ 
keit, der Unverſtändlichkeit und Behaftung mit inneren Widerſprüchen gleichſteht (KGJ 
34 A 227; 42, 220; RJ A 17, 56), kann keine Abänderung oder Ergänzung des Erbſcheins, 
ſondern nur feine Einziehung oder Kraftloserklärung und gegebenenfalls die Erteilung eines 
neuen Erbſcheins erfolgen (RG 61, 277; BayObLG 14, 144; 24 A 299 = JW 1926, 823). 
Schreibfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten können dagegen auf dem Erbſchein ſelbſt 
und den erteilten Ausfertigungen berichtigt werden, da der Grundſatz des § 319 3 PO eben⸗ 
mäßig für das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit gilt (BayoObs G 24 A 149). Ver 
äußerung des Erbteils nach § 2033 macht den Erbſchein nicht unrichtig (RG 64, 173). 
Wenn ein Erbſchein zwar das Erbrecht richtig bezeugt, aber ohne Autrag oder abweichend 
vom Antrag erteilt iſt, ſo iſt 8 2361 entſprechend anzuwenden, es ſei denn, daß der 
Antragsberechligte oder auch nur einer von mehreren die Erteilung genehmigt hat (RIA 14 
S. 268 u. 272; 17 S. 56, 58). Auch ein von einem örtlich unzuständigen Gericht erteilter 
Erbſchein ift, aber nur auf Beſchwerde, einzuziehen (§ 2353 A 1). Über den Fall, daß 
eines von mehreren in derſelben Urkunde zuſammengefaßten Zeugniſſe ($ 2357 A 1 a. E.) 
unzuläſſigerweiſe erteilt oder unrichtig iſt, vgl. KGJ 50, 96. 
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2. Gemeint iſt das Nachlaßgericht, das den Erbſchein erteilt hat. Die Einziehung ſteht 
deshalb einem anderen, auch dem ſich mit Recht zur Erteilung für zuſtändig erachtenden Nach⸗ 
laßgericht nicht zu. Dies gilt ſowohl dann, wenn, insbeſondere wegen eines doppelten Wohn⸗ 
ſitzes des Erblaſſers, mehrere Gerichte als Nachlaßgericht örtlich zuſtändig find, als auch dann, 
wenn der Erbſchein von einem örtlich unzuſtändigen Gericht (§ 2853 A 1) erteilt iſt (KGJ 
44, 104; 53, 88). Die Einziehung iſt auch dann Sache des Nachlaßgerichts, wenn die Er- 
teilung vom Beſchwerdegericht (8 2359 A 2) angeordnet worden war; das Beſchwerdegericht 
(A 8) iſt niemals befugt, die Einziehung ſelbſt vorzunehmen (RIA 16 S. 48 u. 66). 

3. Die Einziehung erfolgt von Amts wegen. Inwieweit hierzu Zwangsmittel gegeben 
find, beſtimmt ſich nach Landesrecht. Sie iſt vollzogen dadurch, daß das Gericht den tat⸗ 
ſächlichen Beſih des ausgehändigten Erbſcheins (§ 2353 A 6) oder, bei einer Aushändigung in 
mehreren Ausfertigungen, der mehreren Scheine wieder erlangt hat. Die bloße Einforderung 
genügt nicht. Schon die Tatſache der Einziehung macht den Schein kraftlos, d. h. ſie entzieht 
ihm endgültig die Wirkungen der §§ 2365 ff., auch wenn er etwa verſehentlich wieder in 
Verkehr geſetzt, ſogar wenn er vom Nachlaßgericht ſelbſt, weil die Einziehung als ungerecht⸗ 
fertigt erkannt war, wieder ausgehändigt würde. Hier bleibt nur Erteilung eines neuen 
Erbſcheins übrig. 

4. Der die Kraftloserklärung ausſprechende Beſchluß iſt dem Antragſteller (8 2353 A 3) 
gemäß $ 16 FGG bekanntzumachen und wird ihm ſowie dem hiervon unterrichteten Dritten 
gegenüber ſchon hierdurch wirkſam (8 2366 A 7). 

5. Offentliche Zuſtellung ZPO 88 204206. 


6. Die Wirkſamkeit der Kraftloserklärung tritt nach Ablauf eines Monats (ZPO 8 206) 
von dem Ausgabetage des am ſpäteſten erſchienenen öffentlichen Blattes ab gerechnet gegen 
jedermann ein. Der Erbſchein verliert damit ſchlechthin den öffentlichen Glauben der 
$$ 23652367. Der neue richtige Erbſchein kann ſchon unerwartet des Friſtablaufs erteilt 
werden (vgl. § 2853 A 3 a. E.). Daneben bleibt die Einziehungspflicht (A 2) beſtehen. Ahnlich 
Kraftloserklärung der Vollmacht § 176. 

7. Die Ermittlungspflicht des Nachlaßgerichts ($ 2858 A 1) dauert auch nach Erteilung 
des Erbſcheins fort. 

8. Beſchwerde nach 88 19, 20 FGG iſt zuläſſig ſowohl gegen die die Einziehung anordnende 
als gegen die den Antrag auf Einziehung ablehnende Verfügung (ogl. A 2). Insbeſondere iſt 
der wirkliche Erbe nicht auf die Klage aus § 2362 beſchränkt (RG 61, 273). Dagegen keine 
Beſchwerde gegen die vollzogene Einziehung (BayOb sg 14, 144) oder den Beſchluß auf 
Kraftloserklärung des Erbſcheins (FGG 8 84). Der Antragſteller kann vielmehr alsbald neuen 
Erbſchein beantragen und gegen die Ablehnung Beſchwerde führen. Zum Beſchwerderecht 
eines Nachlaßgläubigers vgl. KG 49, 88. Kein Beſchwerderecht der Erbſchaftsſteuerbehörde 
RG RIA 15, 14. 


8 2362 


Der wirkliche Erbe kann von dem Beſitzer eines unrichtigen Erbſcheins 
die Herausgabe an das Nachlaßgericht verlangen !)). 

Derjenige, welchem ein unrichtiger Erbſchein erteilt worden iſt, hat dem 
wirklichen Erben über den Beſtand der Erbſchaft und über den Verbleib 
der Erbſchaftsgegenſtände Auskunft zu erteilen). 

E I 2074 II 2227 Abſ 1, 2; M 5 564, 565; P 5 683; 6 357, 858. 


1. Der wirkliche Erbe, dem der Nacherbe, der Teſtamentsvollſtrecker und der irrtüm⸗ 
lich für tot Erklärte gleichgeſtellt find (88 2363 Abſ 2, 2364 Abſ 2, 2370 Abſ 2), hat neben dem 
Rechte, die Einziehung zu beantragen (§ 2361 A 8), den durch Klage verfolgbaren Anſpruch 
auf Herausgabe des unrichtigen Erbſcheins an das Nachlaßgericht. Die Klage ſteht zu 
gegen den Beſitzer des Erbſcheins, auch des bereits für kraftlos erklärten Erbſcheins, mag er 
den Beſitzer ſelbſt oder einen Dritten als Erben ausweiſen. Auch mittelbarer Beſitz genügt 
(8 868). Der falſche Erbe iſt ohne Beſitz und deshalb allein, weil ihm der unrichtige Erb⸗ 
ſchein erteilt worden iſt, nicht paſſiv legitimiert. Jede Unrichtigkeit im Sinne von 8 2361 N J, 
auch Unvollſtändigkeit genügt zur Klagebegründung. Erſt mit der Herausgabe an das Nach⸗ 
aßgericht, die als Einziehung wirkt, wird der Erbſchein kraftlos (8 2361 A 3). 


2. Die Auskunftspflicht liegt, abweichend von Abſ 1 nicht dem Beſitzer des Erbſcheins 
als ſolchem, ſondern dem oder den mehreren darin fälſchlich als Erben ausgewieſenen Perſonen 
ob. Der Erbe oder Miterbe, deſſen Erbrecht uur dem Umfange nach unrichtig im Erbſchein 
bezeichnet iſt, iſt deshalb allein dem wirklichen Erben oder Miterben nicht auskunftspflichtig. 
Wohl aber trifft die Auskunftspflicht auch den Gläubiger des (falſchen) Erben und die ſonſtigen 
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nach § 2353 A 3 Antragsberechtigten, die ſich den falſchen Erbſchein haben erteilen laſſen und 
dadurch gleichfalls in die Lage gekommen ſind, über den Nachlaß zu verfügen, gleichviel ob 
ſie davon Gebrauch gemacht haben oder nicht. Vorlegung eines Beſtandsverzeichniſſes und 
Offenbarungseid § 260. Ebenſo der Erbſchaftsbeſitzer § 2027. 


8 2363 


In dem Erbſcheine, der einem Vorerben erteilt wird, iſt anzugeben, 
daß eine Nacherbfolge angeordnet iſt!), unter welchen Vorausſetzungen ſie 
eintritt?) und wer der Nacherbe ift?). Hat der Erblaſſer den Nacherben 
auf dasjenige eingeſetzt, was von der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nach⸗ 
erbfolge übrig ſein wird, oder hat er beſtimmt, daß der Vorerbe zur freien 
Verfügung über die Erbſchaft berechtigt ſein ſoll, ſo iſt auch dies anzu⸗ 
geben“). 

Dem Nacherben ſteht das im S 2362 Abſ 1 beſtimmte Recht zus). 

E 1 2075 II 2228 Abſ 1, 3: M 5 565, 566: P 5 683, 684. 


1. Der Erbſchein des Vorerhen muß zum Schutze der Rechte des Nacherben erkennen 
laſſen, daß die aus 88 2112 ff. ſich ergebenden Beſchränkungen in der Verfügung über Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände beſtehen oder — im Intereſſe des Vorerben — daß und inwieweit fie kraft 
letztwilliger Anordnung nicht beſtehen. Dagegen beweiſt der Erbſchein in der Hand des Vor⸗ 
erben nicht, daß ſein Verfügungsrecht noch fortbeſteht, d. h. daß es nicht durch Eintritt der 
Nacherbfolge (8 2139) oder ſchon vorher durch Entziehung der Verwaltung (8 2129) erloſchen 
iſt. Hat ſich die Nacherbfolge durch Zeitablauf (§ 2109) oder durch Wegfall des Nacherben 
(8 2108 A 2) ganz erledigt oder iſt der Nacherbfall eingetreten, ſo iſt der Erbſchein unrichtig 
geworden (§ 2861 A 1). Der Nacherbe hat auf Erteilung eigenen Erbſcheins erſt nach Ein⸗ 
tritt der Nacherbfolge Anſpruch (8 2353 A 2) 

2. Vorausſetzungen der Nacherbfolge 88 2103—2107, 2109. 

3. Die Bezeichnung des Nocherben, auch des Erſatznacherben (KGJ 49, 79) hat, wenn ſie 
keine namentliche fein kann (88 2101, 2104), nach anderen Merkmalen (künftige Nachkommen⸗ 
ſchaft des X) fo genau wie möglich zu geſchehen (RJA 11, 280). Die ſpatere Ergänzung 
eines ſolchen Erbſcheins durch namentliche Anführung der Nacherben iſt nicht unſtatthaft. 
Iſt gemäß $ 2222 für den Nacherben ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt, fo iſt zur Sicherung 
des Rechtsverkehrs mit dem Vorerben dieſe Ernennung, unter Klarſtellung ihrer begrenzten 
Zweckbeſtimmung, mit anzugeben (NZA 12, 121; a. M. 2. Aufl.). Die Angabe der Anteile 
der Nacherben gehört nicht in den dem Vorerben zu erteilenden Erbſchein (OLG 32, 81). 

4, Die Befreiung des Vorerben von Beſchränkungen feines Verfügungsrechts iſt nicht 
bloß dann anzugeben, wenn fie der Erblaſſer mit den in $ 2137 behandelten oder ſonſtigen 
Ausdrücken im vollen Umfange des § 2136 angeordnet hat, ſondern gemäß dem Zwecke des 
Erbſcheins, als Verfügungsausweis zu dienen, auch dann, wenn es ſich nur um die Befreiung 
von einzelnen geſetzlichen Beſchränkungen handelt; die Unterlaſſung dieſer Angabe macht den 
Erbſchein unrichtig (RJA 12, 204; 16, 62). Dagegen gehört die in § 2136 auch zugelaſſene 
Befreiung von geſetzlichen Verpflichtungen gegenüber dem Nacherben nicht in den Erb⸗ 
ſchein (DLG 34, 290; RIA 16, 62). Entſprechend bei der Eintragung des Vorerben im 
Grundbuche GBO 8 52. 

5. Der Herausgabeanſpruch des K 2362 Abſ 1 — daneben das Recht, Einziehung nach 
8 2361 zu betreiben — ſteht dem Nacherben gegen jeden Beſitzer des unrichtigen Erbſcheins, 
alſo, wenn darin Unrichtigkeiten im Sinne des erſten Abſatzes enthalten ſind, auch gegen den 
Vorerben zu, und zwar bereits vor Eintritt der Nacherbfolge. Dagegen iſt er zu dem Ver⸗ 
langen auf Auskunftserteilung nach 8 2362 Abſ 2 erſt nach Eintritt der Nacherbfolge, gegenüber 
dem Vorerben übrigens ſchon nach § 2130 A 3 berechtigt. 


8 2364 


Hat der Erblaſſer einen Teſtamentsvollſtrecker ernannt, ſo iſt die Er⸗ 
nennung in dem Erbſchein anzugeben!). 

Dem Teſtamentsvollſtrecker ſteht das im § 2362 Abſ 1 beſtimmte Recht zu?). 

E I 2075 Abſ 2, 8 II 2228 Abi 2, 8: M 5 568; P 5 683. 

1. Nur die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers (SS 2197ff.), nicht auch fein Name 


oder etwaige ihn in der Verwaltung beichränfendı oder befreiende Anordnungen (8 2368 
A 2/8) find im Erbſchein anzugeben (OL ch 40, 155 A 17). Die Angabe hat zu unterbleiben, 
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wenn der Teſtamentsvollſtrecker den Erben (oder den Erbeserben, KG 46, 141) nicht beſchränkt, 
jo in den Fällen 88 2208 Ab] 2, 2223 (dagegen nicht in dem Falle § 2222, in dem die Teſta 
mentsvollſtreckung die Art der Beſchränkung des Vorerben durch das Nacherbenrecht beein⸗ 
flußt, $ 2363 A 3). So ferner, wenn es ſich um den nur für einen Miterben auszuſtellen⸗ 
den Erbſchein handelt, deſſen Erbteil von der Beſtellung des Teſtamentsvollſtreckers nicht be⸗ 
troffen wird (RIA 12, 120; OLG 44, 107). Vgl. auch GBO 8 53. Ebenſo, wenn die Er⸗ 
nennung nach $ 2201 unwirkſam oder zur Zeit der Erteilung des Erbſcheins, z. B. durch Ab⸗ 
lehnung des Anites oder durch Eintritt einer auflöſenden Bedingung bereits hinfällig geworden 
iſt (KJ 48, 143 gegen RIA 8, 35). Das dem Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt zu erteilende 
Zeugnis behandelt § 2368. 

2. Der Teſtamentsvollſtrecker kann — neben dem Rechte, Einziehung nach 8 2361 zu be⸗ 
antragen (Bay Obe 13, 743 und RIA 16, 244) — Herausgabe des Erbſcheins ſowohl vom 
Erben verlangen, wenn darin die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers nicht angegeben iſt oder 
ſonſtige Unrichtigkeiten enthalten ſind, als auch von jedem dritten Beſitzer des unrichtigen 
Erbſcheins. Als Ausfluß ſeines Verwaltungsrechts gebührt ihm in dieſem Falle auch das 
Recht auf Auskunftserteilung aus § 2362 Ab] 2. Recht des Teſtamentsvollſtreckers, ſelbſtändig 
die Erteilung des Erbſcheins zu beantragen $ 2353 A 3. 


8 2365 


Es wird vermutet,) daß demjenigen, welcher in dem Erbſchein als 
Erbe bezeichnet iſt, das in dem Erbſchein angegebene Erbrecht zuftehe?) 
und daß er nicht durch andere als die angegebenen Anordnungen be⸗ 
ſchränkt jei?), 

EI 2076 II 2229; M 5 567, 568; P 5 68. 


1. Die durch den Erbſchein begründete Vermutung iſt durch alle Beweismittel wider⸗ 
legbar ($ 292 ZPO in entſprechender Anwendung); der Gegenbeweis kann unter Umſtänden 
demſelben Beweis und Tatſachenſtoff, der bereits bei der Erteilung des Erbſcheins vorgelegen 
hat, entnommen werden (RG 92, 71). Die Vermutung hängt ab von der Erteilung, d. h. 
regelmäßig von der Aushändigung des Erbſcheins an den Antragſteller (8 2353 A 6), fei 
es, daß ihm auch nur mittelbarer Beſitz daran verſchafft wird (§ 868). Doch iſt die Fortdauer 
der Vermutung von der Fortdauer des Beſitzes oder auch nur vom Vorhandenſein des Erb⸗ 
ſcheins nicht abhängig. Sie erliſcht erſt mit der Einziehung oder Kraftloserklärung (8 2361), 
denen die Herausgabe an das Nachlaßgericht gleichſteht (§ 2362 A 1), oder dadurch, daß von 
einem wenn auch unzuſtändigen Nachlaßgericht ($ 2353 A 1) ein zweiter widerſprechender 
Erbſchein erteilt wird. Eine Vermutung hebt dann die andere auf. Offentlicher Glaube des 
Erbſcheins 98 2366, 2367. 

2. Die Vermutung hat, wie bei der Eintragung im Grundbuche (8 891), unmittelbar 
das Erbrecht des oder der mehreren im Erbſchein bezeichneten Erben, insbeſondere auch die 
Größe des Erbteils (8 2353 A 5), nicht die dem zugrunde liegenden Tatſachen zum Gegen⸗ 
ſtande (RG Warn 1913 Nr 300). Sie wirkt ſowohl für den Erben, wenn er das Erbrecht 
ſelbſt, insbeſondere mit dem Erbſchaftsanſpruche oder einzelne zum Nachlaß gehörende An⸗ 
ſprüche geltend macht, als auch gegen ihn, wenn er wegen Nachlaßverbindlichkeiten belangt 
wird. Doch iſt der Erbe keineswegs genötigt, den Nachweis ſeines Erbrechts gegenüber den 
Nachlaßſchuldnern durch Erbſchein zu führen, und dieſe dürfen nicht Zahlung bis nach Vor⸗ 
legung des Scheines verweigern (MG 54, 348 u. Warn 08 Nr 75; $ 2367 A 2). Auderſeits ſoll 
nach RO (4. 36) Warn 1913 Nr 300 der im Erbrechtsſtreit gegenüber dem Erbf cheinserben als 
geſetzlicher Erbe auftretende Kläger ſeiner Pflicht zur Führung des Gegenbeweiſes dadurch 
genügen, daß er nach den die Beweislaſtverteilung bei der Erbſchaftsklage regelnden all⸗ 
gemeinen Grundſätzen die fein geſetzliches Erbrecht ergebenden Tatſachen beweiſt, während 
der Beklagte die zur Ausſchließung dieſes Erbrechts dienenden Tatſachen, deshalb auch die 
ſtreitige Echtheit eines vorhandenen Privatteſtaments ſoll beweiſen müſſen (zuſtimmend Kipp 
$63 A 4 und Zit.). Dagegen hat RG (5. 38) 92, 71 den für die Rechtsvermutung des $ 891 
(E dort A 4 Abs 3) ſtändig angenommenen Satz, daß zur Führung des Gegenbeweiſes die 
Ausräumung jeder Möglichkeit der Entſtehung des beurkundeten Rechtes gehöre, auch für 
$ 2365 anerkannt. Auch von dieſem Standpunkt wird aber (mit R 27. 4. 25 IV 518/24) 
anzuerkennen ſein, daß, wenn es ſich um die Auslegung eines in ſeiner Echtheit nicht beſtrittenen 
Teſtaments handelt, der Prozeßrichter gegenüber dem Erbſchein freie Hand hat. Gemäß 
$ 857 erſtreckt ſich die Vermutung auch darauf, daß der Erbe au den Nachlaßſachen Beſitz 
erlangt habe und daß ihm deshalb die Beſitzſchutzmittel zur Seite ſtehen. Er wird aber 
Da 9 des Scheines allein nicht ſchon Erbſchaftsbeſitzer im geſetzlichen Sinne des 
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3. Juhalt und Umfang des Erbrechts werden ſowohl nach der poſitiven als nach der 
negativen Seite bezeugt. Poſitiv dahin, daß es überhaupt und zugleich, daß es mit den an⸗ 
gegebenen Beſchränkungen beſteht. Negativ dahin, daß ſonſtige Beſchränkungen nicht an⸗ 
geordnet ſind. Als ſolche mögliche Beſchränkungen des Erben kommen jedoch nur in Frage: 
Anordnung einer Nacherbfolge und Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers gemäß §8 2363, 
2364, nicht auch Teilungsanordnungen, die nur ſchuldrechtliche Verpflichtungen zwiſchen den 
Erben begründen (§ 2048 A 1). Ebenſowenig befaßt ſich die Vermutung mit Umſtänden, die 
nicht auf Anordnung des Erblaſſers beruhen, wie etwaige Nachlaßverwaltung oder Nachlaß ⸗ 
konkurs oder Entziehung der Verwaltung nach § 2129. — Nachweis der Erbfolge durch Erb» 
ſchein nach GBO $$ 36, 37; FGG 8 107 Abſ 2; über die Grenzen der dem Grundbuchrichter 
(oder Schiffsregiſterrichter) gegenüber dem Juhalte des Erbſcheins obliegenden Prüfung 
vgl. Güthe⸗Triebel, EBD 8 36 A 17. 


8 2366 


Erwirbt jemand von demjenigen, welcher in einem Erbſchein als Erbe 
bezeichnet iſt!), durch Rechtsgeſthafte) einen Erbſchaftsgegenſtand“), ein 
Recht an einem ſolchen Gegenitand?) oder die Befreiung von einem zur 
Erbſchaft gehörenden Rechte“), jo gilt zu ſeinen Gunſten der Inhalt des 
Erbſcheins, ſoweit die Vermutung des 8 2365 reicht, als richtige), es ſei denn, 
daß er die Unrichtigkeit kennt“) oder weiß, daß das Nachlaßgericht die Rück⸗ 
gabe des Erbſcheins wegen Unrichtigteit verlangt hats) 9). 

E I 2077 II 2230; M 5 569— 572; P 5 684— 686; 6 222. 


1. Offentlicher Glaube des Erbſcheins, entiprecheud dem Inhalte des Grundbuchs 8 892, 
ſoweit es ſich um Erwerb von dem durch Erbichein ausgewieſenen Erben handelt. Leiſtung 
an den Erben 8 2367. Entſcheidend iſt lediglich, ob zur Zeit des Erwerbs ein ſolcher Erbſchein 
erteilt iſt und noch in Geltung ſteht. Nicht iſt erforderlich, daß ihn der Erbe bei Abſchluß des 
Geſchäfts beſitzt oder vorlegt oder daß er oder der Erwerber auch nur davon Kenntnis habe 
(NG ZUBIFG 8, 327). Ebenſowenig iſt zwiſchen entgeltlichem und unentgeltlichem Erwerb 
unterſchieden, doch haftet letzterenfalls der Erwerber dem wirtlichen Erben nach 38 816, 822 
auf Bereicherung. 

2. Der Erwerb muß durch dingliches Rechtsgeſchäft (Vorbem 5 vor 8 104), einſeitiges 
oder zweiſeitiges, vernuttelt fein. Demnach ſcheidet aus der Erwerb unmittelbar kraft Geſetzes 
(fo 8 412), insbeſondere durch Erbgang, mag er ſich auch auf Grund einer Verfügung von 
Todes wegen vollziehen, im Wege der Zwangsvollſtreckung oder des Arreſtes, ſoweit es ſich 
dabei nicht gemäß ZPO 88 894, 897 um die durch Urteil erzwungene Erfüllung eines Rechts⸗ 
geſchäfts handelt. Über verfügende Rechtsgeſchäfte anderer Art als Erwerbsgeſchäfte |. 8 2367 
A 3. Der dem Erbſcheinserben aus dem Nechtsgeſchäfte zufließende Erwerb (die Gegenleiſtung) 
wird als Surrogat nach $$ 2019 A 2, 2111 U 2 Beſtandteil der Erbſchaft, ſoweit er mit Mitteln 
der Erbſchaft gemacht iſt. Im übrigen haftet der falſche Erbſcheinserbe nach § 816 auf 
Bereicherung. Das zwiſchen ihm und einem Dritten ergehende Urteil wirkt weder für noch 
gegen den wirklichen Erben. 

3. Erbſchaftsgegenſtand, Sache oder Recht (8 90) einſchließlich der Surrogate nach 
82019 A 1/2, im Gegenſage zu der Erbſchaft als Ganzen (88 2030, 2871 ff.) oder zum Erbteile. 
Der Erbſchein ſchützt mithin denjenigen nicht, welcher einen Erbteil auf Grund von 8 2033 
Abſ 1 erwirbt. Zugleich tommt zum Ausdruck („Erbſchaftsgegenſtand, zur Erbſchaft gehörendes 
Recht“), daß ſich der Erwerb auf der Grundlage des dem Erbſcheinserben vermeintlich zu⸗ 
ſtehenden Erbrechts vollzogen haben muß. Doch genießen Veräußerungen auf Grund eines 
anderen vermeintlichen Rechtstitels den Schutz der 88 932ff. 
in Recht an Erbſchaftsgegenſtänden, z. B. Dienſtbarteiten, Hypotheken uſw., Pfand⸗ 

echte. 

5. Befreiung von Rechten dinglicher oder perſönlicher Art, ſofern ſie dem Erben als 
ſolchem, auch als Erbſchaftsſurrogate, zuſtehen (Loſchungsbewilligungen, Erlaß, befreiende 
Schuldübernahme). 

6. Die Schutzwirkung des Erbſcheins reicht ſoweit wie die Vermutung des § 2365, nicht 
weiter. Danach hat die vom falſchen, aber durch einen noch in Geltung ſtehenden Erbſchein 
ausgewieſenen Erben vorgenommene Veräußerung die gleiche Wirkung, wie wenn ſie der 
wahre Erbe bewirkt hätte. Ebenſo ſind die Veräußerungen des wirklichen Erben, dem un⸗ 
beſchränkter Erbſchein erteilt iſt, voll wirkſam, auch wenn er in Wahrheit durch Anordnung 
einer Nacherbfolge oder Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers beſchränkt war. Dagegen 
bietet der Erbſchein keine Gewähr dafür, daß der Erbe nicht in anderer Weiſe (durch Nachlaß. 
verwaltung, Nachlaßkonkurs, Entziehung der Verwaltung nach § 2129) beſchränkt oder daß 
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ſein Vorerbenrecht inzwiſchen durch Eintritt der Nacherbfolge erloſchen fei (f. jedoch 8 2140). 
Selbſtverſtändlich auch nicht dafür, daß er gemäß $ 2361 nicht für kraftlos erklärt ift. Angaben, 
die nicht in den Erbſchein gehören ($ 2853 A J), genießen den öffentlichen Glauben über⸗ 
haupt nicht. Der Schutz tritt nur zugunſten des Erwerbers ein, nicht zugunſten des oder 
der vermeintlichen Erben, alſo nicht auch bezüglich der Verfügungen, die vermeintliche Mit⸗ 
erben untereinander über Erbſchaftsgegenſtände getroffen haben. Anderſeits wirkt der un⸗ 
richtige Erbſchein auch nicht zuungunſten des Erwerbers, wenn er z. B. nachweiſt, daß die im 
Erbſchein angegebenen Beſchränkungen des Erben in Wahrheit nicht beſtehen. 


7. Der Schutz des Erbſcheins verſagt, wenn dem Erwerber Kenntnis von der Unrichtig⸗ 
keit (3 2361 A 1) nachgewieſen wird. Hierzu genügt jedoch nicht Kennenmüſſen (8 122 Abf 2) 
oder Kenntnis von einzelnen Tatſachen, die das bezeugte Erbrecht aufzuheben oder einzu⸗ 
ſchränken geeignet ſind, wenn der Erwerber dadurch nicht zur Überzeugung von der Unrichtig- 
teit des Scheines gebracht worden iſt. Er braucht deshalb nicht gutgläubig im Sinne von 
5 932 Abſ 2 zu fein. Zweifel, ſelbſt ein auf grober Fahrläſſigkeit beruhendes Nichterkennen 
der Unrichtigkeit, iſt ihm unſchädlich. Kenntnis von der Anfechtbarkeit ſteht nach 8 142 Abi 2 
der Kenntnis von der Nichtigkeit gleich. Entſcheidend iſt der Zeitpunkt der Vollendung des 
betreffenden Rechtsgeſchäfts. Grundſätzlich kommt es auf die Kenntnis des Vertreters an, 
ausnahmsweiſe genügt diejenige des Vertretenen (§ 166). 


8. Der Schutz verſagt ferner mit erlangter Kenntnis von der bloßen Tatſache des wegen 
Unrichtigkeit des Erbſcheins geſtellten Verlangens der Rütkgabe, gleichviel ob wirklich eine 
Unrichtigkeit vorlag und ob das Verlangen ſich als gerechtfertigt erwieſen hat. Dem muß 
gleichgeſtellt werden, wenn der Erwerber von der rechtskräftigen Verurteilung zur Heraus⸗ 
gabe an das Nachlaßgericht erfährt (§ 2362 Abſ 1). Dagegen iſt die Kenntnis davon unſchädlich, 
daß dieſes Verlangen nur erſt geſtellt iſt. Das Vorhandenſein eines zweiten widerſprechenden 
Erbſcheins hebt die Vermutung des § 2365 (A 1) und damit auch den öffentlichen Glauben 
des erſten Erbſcheins auf (a. M. Staudinger A III EB, Leonhard, IV, B). Mit Wiederein⸗ 
ziehung des ihm entgegenſtehenden Scheines kommt jedoch der auf Grund des anderen Erb⸗ 
ſcheins vollzogene Erwerb zu Kräften. 


9. Soweit Grundſtücke in Frage ſtehen und der Erbe im Grundbuch eingetragen iſt, iſt 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs (5 892) für den grundbuchmäßigen Erwerb auch 
dann maßgebend, wenn das Grundbuch und der Erbſchein verſchiedene Perſonen als Erben 
ausweiſen. Doch verliert der Erbſchein damit im übrigen, alſo bei Verfügungen über beweg ⸗ 
liche Sachen, über Forderungen und ſonſtige zum Nachlaſſe gehörige, nicht im Grundbuch 
eingetragene Rechte nicht feine Schutzwirkung. Inwieweit die Kenntnis von der (richtigen) 
Eintragung im Grundbuch oder von einem dort eingetragenen (begründeten) Widerſpruch 
der Kenntnis von der Unrichtigkeit des Erbſcheins gleichſteht (A 7), iſt Tatfrage. 


8 2367 


Die Vorſchriften des § 2366 finden entſprechende Anwendung!), wenn 
an denjenigen, welcher in einem Erbſchein als Erbe bezeichnet iſt, auf Grund 
eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes eine Leiſtung bewirkte) oder wenn 
zwiſchen ihm und einem anderen in Anſehung eines ſolchen Rechtes ein nicht 
unter die Vorſchrift des § 2366 fallendes Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, 
das eine Verfügung über das Recht enthält). 

E I 2077 II 2231; M 5 569—572; P 5 685— 687, 728, 729, 


1. Offentlicher Glaube des Erbſcheins, entſprechend beim Grundbuche § 893, wenn 
es ſich um Leiſtungen an den Erben oder um andere als Erwerbsgeſchäfte handelt. 


2. Der gutgläubige Nachlaßſchuldner wird durch Leiſtung an den Erbſcheinserben (§ 241) 
auch dann befreit, wenn er ſich nicht als wirklicher Erbe erweiſt oder wenn der Erbe infolge 
beſtehender, aber im Erbſcheine nicht angegebener Beſchränkungen (8 2366 A 6) nicht wirk⸗ 
fan annehmen konüte. Der Schuldner ift jedoch nicht berechtigt, die Leiſtung von Vorlegung 
gerade eines Erbſcheins abhängig zu machen ($ 2365 A 2; Ausnahme bei einer 1 
wenn der Erbe nicht als Gläubiger eingetragen iſt, gemäß 8 1144 in Verb. mit GB $ 86 Abs 1; 
auch ZPO 5 94). Ob die Leiſtung an den Erbſcheinserben perſönlich oder fo bewirkt wird, 
daß fie der Gläubiger als erfolgt gelten laſſen muß (88 182ff., 1375, 1443), ift gleichgültig. 
Hinterlegung ſteht der Leiſtung gleich (§ 378). Auch inſoweit treten die mit der Leiſtung an 
den Berechtigten verknüpften Wirkungen ein, als dadurch kraft Geſetzes (88 268, 426, 774, 1143, 
1163, 1177) die dem wirklichen Erben zuſtehende Forderung auf den Leiſtenden übergeht. 
Zur Erbſchaft gehören auch die durch Surrogation Beſtandteile der Erbſchaft gewordenen 
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Rechte (88 2019 A 1/2, 2111 A 2). Der falſche Erbe haftet dem wirklichen Erben nach 8 816 
Abſ 2 auf Bereicherung. 

3. Als nicht auf Erwerb abzielende Verfügungsgeſchäfte, zweiſeitige oder einſeitige, 
die der Erbſcheinserbe gegenüber einem Dritten oder dieſer gegen den Erbſcheinserben vor⸗ 
nimmt, kommen in Betracht Aufrechnung, Anbieten der Leiſtung, Kündigung, Vorrangs⸗ 
einräumung, Erklärungen an Behörden uſw. Dagegen kann der Erbſcheinserbe niemals 
den wirklichen Erben bloß ſchuldrechtlich, ſo auch nicht durch Abſchluß von Mietverträgen über 
ein Nachlaßgrundſtück verpflichten, ebenſowenig durch Führung eines Rechtsſtreits über zur 
Erbſchaft gehörende Rechte (Dernburg V 8 160 A 6). 


8 2368 


Einem Teſtamentsvollſtrecker hat das Nachlaßgericht auf Antrag ein 
Zeugnis über die Ernennung zu erteilen!). Iſt der Teſtamentsvollſtrecker 
in der Verwaltung des Nachlaſſes beſchränkte) oder hat der Erblaſſer an⸗ 
geordnet, daß der Teſtamentsvollſtrecker in der Eingehung von Verbind⸗ 
lichkeiten für den Nachlaß nicht beſchränkt ſein ſoll, jo iſt dies in dem Zeug⸗ 
nis anzugeben). 

Iſt die Ernennung nicht in einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden öffent⸗ 
lichen Urkunde enthalten“), ſo ſoll vor der Erteilung des Zeugniſſes der 
Erbe wenn tunlich über die Gültigkeit der Ernennung gehört werden“). 

Die Vorſchriften über den Erbſchein finden auf das Zeugnis entſprechende 
Anwendung“); mit der Beendigung des Amtes des Teſtamentsvollſtreckers 
wird das Zeugnis kraftlos“). 


C II 2233; M 5 222; P 5 258— 255, 688—691. 


1. Das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis wird dem Teſtamentsvollſtrecker für feine Perſon 
erteilt und bekundet, abweichend von dem für den Erben erteilten Erbſchein, nicht bloß die 
Tatſache der Ernennung ($ 2864 A 1), ſondern hat auch feine Perſon namentlich zu bezeichnen. 
Auf das Zeuguis hat, ſobald er das Amt angenommen hat, nicht bloß der verwaltende, ſondern 
jeder Teſtamentsvollſtrecker Anſpruch, alſo auch in den Fallen der 88 2208, 2222, 2223. 

2. Als Verwaltungsbeſchränkungen kommen alle von der Regel der 88 2203—2206 
abweichenden Anordnungen in Betracht, ſoweit ſie für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr des 
Teſtamentsvollſtreckers mit Dritten von Erheblichteit find (RIA 7, 24). Insbeſondere alſo 
Beſchränkungen aus 88 2208, 2209, 2222, 2223 und Anordnungen für die Amtsführung 
mehrerer Teſtamentsvollſtrecker 8 2224 Ubf 1; aber auch Anordnungen über Fortdauer der 
10 50 nach § 2210 A 1 oder über deren zeitliche Begrenzung find anzugeben (OLG, 
40, 158). 

3. Befreiungen in der Eingehung von Verbindlichkeiten 88 2207, 2209 A 3. 


4. Der Nachweis der Ernennung durch öffentliche Urkunde iſt ausgeſchloſſen in den 
8 2360 A 2 erwähnten Fällen. Er erledigt ſich, wenn das Gericht nach § 2200 ſelbſt die Er- 
nennung vornimmt. 

5. Gehör des Erben, Untunlichkeit wie $ 2360 A 2, 3. 


6. Die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den Erbſchein ergibt: Angabe 
über die Größe des betreffenden Erbteils, wenn der Teſtamentsvollſtrecker nur einem von 
mehreren Erben beſtellt iſt ($ 2353). Im übrigen iſt die Perſon des Erben gleichgültig, die 
Angabe hierüber zur Verhütung von Verwechſlungen mit dem Erbſchein eher zu vermeiden. 
Die in 88 2354— 2356 vorgeſchriebenen Angaben und Nachweiſe liegen dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker nur inſoweit ob, als davon die Gültigkeit feiner Ernennung abhängt. Jeder der mehreren 
Teſtamentsvollſtrecker kann das Zeugnis für ſich allein (wiewohl unter Aufführung auch der 
übrigen zur Führung des Amtes mit Berechtigten § 2224), aber auch als gemeinſchaftliches 
beantragen, hat aber dann die Annahme des Amtes durch die übrigen nachzuweiſen ($ 2357). 
Ermittlungs- und Prüfungspflicht des Nachlaßgerichts SS 2358, 2359, insbeſondere, wenn 
ein Wechſel in der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers eintritt ($ 2861 Abſ 3). Gehör des Gegners, 
nach Befinden auch der ſtreitenden Erbprätendenten, wenn ein Rechtsſtreit über Gültigkeit 
der Ernennung auhängig iſt ($ 2360). Einziehung oder Kraftloserklärung des Zeugniſſes, 
wenn ſich ergibt, daß eine wirkſame Anordnung oder Annahme des Amtes nicht erfolgt iſt 
oder der Inhalt des Zeugniſſes ſonſt unrichtig iſt, 8 2361 (RJ A 10, 121; 16, 67). Klage⸗ 
recht des Erben oder des wirklichen Teſtamentsvollſtreckers auf Herausgabe des unrichtigen 
Zeugniſſes und Auskunftspflicht 8 2362. Beweiskraft und öffentlicher Glaube des Bengniffes 
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88 2365—2367 (fo für den Fall, daß eine von $ 2224 Abſ 1 Satz 2 abweichende Anordn ung 
des Erblaſſers im Zeugniſſe nicht angegeben iſt, OLG 34, 319). Gegenſtändlich beſchräenktes 
Zeugnis nach $ 2369 (KGJ 36 A 112). 

7. Mit Beendigung des Amtes (588 2225—2227) wird das Zeugnis von ſelbſt kraftlos 
(NRG Warn 1910 Nr 426). Eine Einziehung im geſetzlichen Sinne, nämlich mit der Wirkung, 
daß das Zeugnis dadurch kraftlos wird, iſt in dieſem Falle demgemäß nicht möglich (RZA 
5, 37; 16, 66). Die Vorlegung des Zeugniſſes bietet Dritten keine Gewähr dafür, daß die 
Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers noch fortbeſtehen. Sie find nur gemäß $ 2218 A 1 ge⸗ 
ſchützt. Jedoch können ſie ſich inſoweit auf den öffentlichen Glauben des Zeugniſſes berufen, 
als es eine auf Anordnung des Erblaſſers beruhende Beſchränkung der Amtsdauer des 
Teſtamentsvollſtreckers nicht enthält (§ 2365 A 3; R 83, 352). Kein Recht des Dritten, 
den Nachweis des Amtes gerade durch das Zeugnis zu verlangen (RG 100, 282 und JW. 
1910, 8025), ſ. aber ZPO 8 94 (§ 2365 A 2). — Antragsrecht des Gläubigers auf Erteilung 
des Zeugniſſes ZPO 88 792, 896, Recht auf Akteneinſicht und Ausfertigung FGG 88 78, 85, 
GBO 8 36 Abf 2. Recht des Teſtamentsvollſtreckers, die Erteilung des Erbſcheins zu 
beantragen, § 2353 A 3. — Kein Zeugnis des Nachlaßgerichts darüber, daß eine Teſta 
mentsvollſtreckung, z. B. durch Ablehnung des ernannten Vollſtreckers, fortgefallen iſt 
(RIA 16, 53). 

8 2369 


Gehören zu einer Erbſchaft, für die es an einem zur Erteilung des Erb⸗ 
ſcheins zuſtändigen deutſchen Nachlaßgerichte fehlt, Gegenſtände, die ſich 
im Inlande befinden, ſo kann die Erteilung eines Erbſcheins für dieſe 
Gegenſtände verlangt werden!). 

Ein Gegenſtand, für den von einer deutſchen Behörde ein zur Eintra gung 
des Berechtigten beſtimmtes Buch oder Regiſter geführt wird, gilt als im 
Inlande befindlich?). Ein Anſpruch gilt als im Inlande befindlich, wenn 
für die Klage ein deutſches Gericht zuſtändig iſts). 

E 1 2079 II 2234; M 5 574, 575; P 5 691— 696; 6 21. 


1. Gegenſtändlich beſchränkter Erbſchein. Ein ſolcher kann unter der Vorausſetzung 
verlangt werden, daß nach materiellem Rechte die Erteilung eines ordentlichen Erbſcheins 
durch die inländiſchen Gerichte ausgeſchloſſen iſt. Die Vorausſetzung trifft au, wenn der Erb. 
laſſer ein Ausländer war und gemäß einem Staatsvertrag oder EG Artt 25, 27 nach aus⸗ 
ländiſchem Rechte beerbt wird. Darauf, ob er zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz oder 
ſeinen Aufenthalt im Inland oder im Auslande hatte, kommt es nur inſofern an, als ſich die 
örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts, das den beſchränkten Erbſchein zu erteilen hat, im erſten 
Falle nach § 73 Abſſ 1, im zweiten Falle nach $ 73 Abs 3 FGG beſtimmt (KGJ 36 A 102; 
RU 11, 182; 13, 216; 17, 53; a. M. 2. Aufl. und Bay Obe RIA 18, 19). Auch beim 
beſchränkten Erbſchein für im Inlande befindliche Nachlaßgegenſtande (Sachen oder 
Rechte § 90) handelt es ſich um Bezeugung eines Erbrechts, d. h. einer Geſamt⸗ 
nachfolge, für deren Voraussetzungen das betreffende ausländiſche Recht maßgebend iſt 
(KJ 36 A 109; RIA. 17, 53). Hinſichtlich der formellen Vorausſetzungen für die Er- 
teilung des Erbſcheins aber gilt das deutſche Recht (58 2353 ff.). Ob das für die Beer. 
bung maßgebende ausländiſche Recht die Einrichtung des Erbſcheins kennt, iſt unerheblich 
(RIA 12, 210). Zum Inhalt des beſchränkten Erbſcheins gehört die Angabe der inländiſchen 
Vermogensſtücke, a die er ſich bezieht. Daß ſolche Gegenſtände tatlächlich zum Nachlaß 
gehören, ift bei der Autragſtellung darzulegen. Die allgemeine Angabe, daß der Erbſchein für 
den „im Inland befindlichen Nachlaß“ beantragt oder erteilt werde, erſcheint (mit Planck A 6) 
ungenügend. Die rechtliche Zugehörigkeit der näher zu bezeichnenden Gegenſtände zum 
Nachlaß und das Verfügungsrecht des Erben über ſie werden im Erbſchein nicht bezeugt, 
ſie brauchen deshalb vom Antragſteller auch nicht nachgewieſen zu werden. Die Wirkungen des 
Erbſcheins ſind, wiewohl nur in Anſehung der bezeichneten Gegenſtände, die gleichen wie beim 
gewöhnlichen Erbſchein. Als Inland kaun auch ein Konſularbezirk oder ein Schutzgebiet in 
Betracht kommen (KonſchG v. 7. 4. 00 § 26; Schutzgeb h v. 10. 9 00 8 8). 

2. Behördlich gebuchte Gegenſtände, ſo insbeſondere im Grundbuch, Schiffsregiſter, 
Reichs- und Staatsſchuldbuch, Patentrolle, Muſterregiſter, Handelsregiſter. 

3. Vermögensrechtliche Ansprüche, für deren Verfolgung nach SS 12ff., nicht bloß 8 23 
Po ein deutſches Gericht zuſtändig iſt. — Die Ausnahnievorſchrift geſtattet nicht, den gegen- 
ſtändlich beſchränkten Erbſchein auch ohne die beſonderen Vorausſetzungen des § 2369 zu er⸗ 
teilen (8 2358 A 4), wohl aber iſt fie für das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis (8 2368) 
entſprechend anwendbar. 
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8 2370 


Hat eine für tot erklärte Perſon den Zeitpunkt überlebt, der als Zeit⸗ 
punkt ihres Todes gilt, oder iſt ſie vor dieſem Zeitpunkte geſtorben, ſo 
gilt derjenige, welcher auf Grund der Todeserklärung Erbe ſein würde, 
in Anſehung der in den SS 2366, 2367 bezeichneten Rechtsgeſchäfte zugunſten 
des Dritten auch ohne Erteilung eines Erbſcheins als Erbe), es ſei denn, 
daß der Dritte die Unrichtigkeit der Todeserklärung kennt?) oder weiß, 
daß die Todeserklärung infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben wor⸗ 
den iſts). 

Iſt ein Erbſchein erteilt worden, ſo ſtehen dem für tot Erklärten, wenn 
er noch lebt, die im § 2362 beſtimmten Rechte zu). Die gleichen Rechte hat 
eine Perſon, deren Tod ohne Todeserklärung mit Unrecht angenommen 


worden ijf?). 
E I 2089, 2090 II 2335; M 5 597—600; P 5 725, 726. 


1. Iſt jemand auf Grund einer Todeserklärung (8 18) vermeintlicher Erbe des für 
tot Erklärten geworden, ſo bleiben auch ohne Erteilung eines Erbſcheins die von 
ihm oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte der in den 88 2366, 2367 bezeichneten 
Art zugunſten des gutgläubigen Dritten wirkſam. Und zwar ſowohl gegenüber dem 
irrig für tot Erklärten, in deſſen Vermögen zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts über⸗ 
haupt keine Erbfolge eröffnet war, als auch gegenüber demjenigen, welcher nach dem er⸗ 
mittelten wirklichen — früheren oder ſpäteren — Zeitpunkte des Todes des Erblaſſers in Wahr⸗ 
heit ſchon zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts fein geſetzlicher oder gewilltürter Erbe 
geworden war. Die Schutzwirkung tritt nur ein, wenn der als Erbe Aufgetretene unter der 
Vorausſetzung der Richtigkeit des in der Todeserklarung angenommenen Todestags auch 
wirklich Erbe des für tot Erklärten geworden wäre. Eine Vermutung, daß dem ſo ſei, würde 
nur durch wirklich erteilten Erbſchein begründet (§ 2365). 

2. Kenntnis erfordert, wie im Falle des § 2366 A 7, poſitives Wiſſen von der Unrichtig⸗ 
keit der Todeserklärung, alſo davon, daß der für tot Erklärte noch gelebt hat oder zu welchem 
anderen Zeitpunkt er geſtorben iſt. 

3. Aufhebung der Todeserklärung infolge der Anfechtungsklage mit Rechtskraft des 
10 5 1 Urteils ZPO 8 976 Abſ 3. Kenntnis davon, daß die Klage erhoben worden, 
iſt unſchädlich. 

4. Dem fälſchlich für tot Erklärten ſteht gegen den Erbſchaftsbeſitzer nach SS 2031, 2027 
der Anſpruch auf Herausgabe ſeines Vermögens und Auskunftserteilung zu. Die Pflicht 
zur Auskunft und zur Herausgabe des Erbſcheins liegt nach $ 2362 auch dem Beſitzer des un- 
richtigen Erbſcheins ob. Nicht minder iſt das vermeintliche Nachlaßgericht, das den unrichtigen 
Erbſchein erteilt hat, nach $ 2361 zur Einziehung verpflichtet. 

5. Entſprechend 8 2031 Abi 2. 


Neunter Abſchnitt 
Erbſchaftskauf 


Der Erbſchaftskauf, deſſen Grundſätze auch für Veräußerungsgeſchäfte anderer Art gelten 
(8 2385) betrifft nicht das Erbrecht, ſondern nur die Erbſchaftsgegenſtände und deren Surro⸗ 
gate nach dem Beſtande zur Zeit des Kaufes (§ 2374). Er begründet deshalb wenigſtens auf 
der Aktivſeite der Erbſchaft keine Geſamtnachfolge, macht aber den Käufer neben dem gleich. 
falls forthaftenden Verkäufer in jedem Falle für die Nachlaßverbindlichkeiten haftbar (88 2382 
bis 2384). Im allgemeinen gelten die Kaufsgrundſäge, fie find aber mit Rückſicht auf die erb- 
rechtliche Natur des Geſchäfts durch eine Anzahl beſonderer Vorſchriften ergänzt. § 2371 
fordert für den Kauf gerichtliche oder notarielle Beurkundung. 


8 2371 


1) Ein Vertrag, durch den der Erbe die ihm angefallene Erbſchaft ver⸗ 
kaufte), bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung“). 
E II 448; M 2 352—354; P 2 114, 115; 5 444. 


1. Der Erbſchaftskauf iſt Kauf im Sinne von 88 433ff., ſomit ſchuldrechtliches Ge. 
ſchäft. Er unterſteht den beſonderen hierfür erteilten Vorſchriften auch dann, wenn er in die 
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Form des Vergleichs eingekleidet iſt (RG JW 1910, 998%). Er wirkt nicht dinglich. Ein 
Miterbe kann aber den von ihm verkauften Nachlaßanteil, mag er feinen ganzen Erbteil oder 
nur einen Bruchteil davon darſtellen, gemäß § 2033 Abſ 1 auf den Käufer mit dinglicher 
Wirkung übertragen und es iſt Auslegungsfrage, ob der als Verkauf bezeichnete Vertrag 
zugleich die dingliche Übertragung enthält (RG Warn 1915 Nr 264). Dagegen iſt der Allein; 
erbe nicht in der Lage, die Erbſchaft als Ganzes unmittelbar auf den Käufer als Geſamtnach⸗ 
folger zu übertragen, vielmehr als Verkäufer verpflichtet, die einzelnen zur Erbſchaft gehörigen 
Sachen und Rechte oder, bei Verkauf eines Bruchteils der Erbſchaft, Nachlaßgegenſtände im 
Werte des verkauften Bruchteil (RG Warn 1917 Nr 183) nach den für dieſe Gegenſtände 
geltenden beſonderen Vorſch iſten auf den Kau er als Einzelnachfolger ſo zu übertragen, 
daß er lie hat, wie wenn er an Stelle des Verkäufers Erbe geworden wäre. 

2. Gegenſtand des Kaufes iſt die angefallene Erbſchaft als Vermögensinbegriff oder 
der Anteil eines Miterben (8 1922 Abſ 2), im ganzen oder nach Bruchteilen, nicht aber das 
Erbrecht ſelbſt. Ein Erbanſpruch auf Beſtandteile des Nachlaſſes ilt geſetzich nicht gegeben 
und kann deshalb auch nicht Gegenſtand des Verlaufs fein (RG 61, 76). Anfull der Erbſchaft 
8 1942. Der Kauf iſt nichtig, wenn er über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten ge⸗ 
ſchloſſen wird und die Ausnahme des § 312 Abſ 2 nicht Platz greift. Iſt der Erbfall ein⸗ 
getreten, jo kann auch die dem Verkäufer noch nicht angefallene Erbſchaft, insbeſondere die 
Nacherbſchaft bedingungsweiſe (für den Fall des Anzalls), es kann ſogar die einem Dritten 
angefallene Erbſchaft vom Nichterben unter Einhaltung der Form wirkſam veckauft werden 
(58 434, 2376). 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 88 128, 152, Nichtigkeit wegen Nicht- 
beobachtung der Form § 125. Der Formzwang erſtreckt ſich, bei Strafe der Nichtigkeit des 
Vertrags, auf ale Vertragsabreden, nich bloß auf das eigentliche Veräußerungsgeſchäft. 
Nur ſoweit ſolche Abreden im Vertrage wenigſtens einigermaßen Ausdruck gefunden haben, 
können ſie Beachtung finden, ſei es auch, daß ihre Auslegung nur unter Hinzunahme 
anderer, formloſer Nebenabreden gelingt (RG JW 1910, 998%). Ein Vergleich unter 
Erbſchaftsbewerbern, durch den ſie die Erbſchaft ohne Rückſicht darauf, wem von ihnen 
ſie ganz oder teilweiſe angefallen ſei, untereinander nach Anteilen verteilen, kommt darauf 
hinaus, daß die einen ſich für den Fall, daß fie Erben fein ſollten, zur Veräußerung von Bruch- 
teilen der Erbſchaft an die andern für den Fall verpflichten, daß dieſe (überhaupt oder zu 
dem betreffenden Teile) nicht Erben ſein ſollten. Auch ein ſolcher Vertrag unterliegt deshalb 
als auf eine Erbſchaftsveräußerung gerichtet dem Formzwange (RG 72, 210; JW 05, 72112 
Warn 1919 Nr 23). Das gleiche gilt, wenn bei einem Streite zwiſchen Erbſchaftsbewerbern 
über die Gültigkeit eines Teſtaments der eine dem andern gegenüber die Gültigkeit oder die 
Nichtigkeit durch Vertrag anerkennt (RG 72, 209; f. aber auch Warn 09 Nr 512). Der 
Mangel der Form kann nicht (was NG 79, 240 dahingeſtellt läßt) durch Übertragung des 
Erbteils gemäß § 2033 Abſ 1 geheilt werden; $ 313 Satz 2 iſt nicht entſprechend anwendbar. 
Doch liegt in der Übertragung des Erbteils meiſt formgerechte Wiederholung des Kauf⸗ 
geſchäfts. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 88 1822 Nr 1, 1643. — 
Die Formvorſchrift gilt nicht für Erbſchaften, die vor 1. 1. 00 angefallen find (RG 73, 291). 


8 2372 

Die Vorteile, welche ſich aus dem Wegfall eines Vermächtniſſes oder 
einer Auflage!) oder aus der Ausgleichungspflicht eines Miterben ergeben, 
gebühren dem Käufer?). 

E I 488 Abf 3 II 450 Abſ 2; M 2 856; P 2 112, 118 

1. Ergänzende Vorſchrift. Wegfall von Vermächtniſſen und Auflagen kommt dem 
Käufer als Gegenſtück für die durch 8 2382 ihm auferlegte Erfüllung der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten zugute. § 2376 ergibt dasſelbe beim Wegfall der Nacherbſchaft. 

2. Ausgleichungspflicht 88 2050 ff. Die daraus hervorgehende Erhöhung des geſeßlichen, 
Erbteils gebührı dem Käufer, wie ihm der Verkäufer nach 8 2376 auch dafür haftet, daß infolge 
der Ausgleichung keine Minderung des Erbteils eintritt. 


§ 2373 
Ein Erbteil, der dem Verkäufer nach dem Abſchluſſe des Kaufes durch 
Nacherbfolge oder infolge des Wegfalls eines Miterben anfällt, ſowie ein 
dem Verkäufer zugewendetes Vorausvermächtnis iſt im Zweifel nicht als 
mitverkauft anzuſehen!). Das gleiche gilt von Familienpapieren und Fa⸗ 


milienbildern?). 
E I 488 Abſ 2 II 450 Abi 1, 8; M 2 864, 855; P 2 112 — 114. 
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1. Auslegungsregeln, z. T. abweichend von der Nacherbfolge $ 2110. Vorausgeſetzt iſt 
Verkauf des Erbteils durch einen Miterben, dem durch Nacherbfolge oder Wegfall eines 
Miterben (88 1935, 2094 ff.) ein fernerer Erbteil anfällt. Vorausvermächtnis § 2150, das 
auch im Voraus beſtehen kann, § 1932. Doch haftet nach 8 2376 der Verkäufer für das Nicht⸗ 
vorhandenſein auch eines ſolchen Vermächtniſſes. 


2. Familienpapiere („Urkunden rechtlicher Art, Perſonenſtandsatteſte, Korreſpondenzen, 
Tagebücher, Familiennotizen uſw.“, Prot 2, 114) und Familienbilder, gleichviel ob fie Ver 
mögenswert haben oder nicht (vgl. S 2047 A 3). Die Regel gilt beim Verkaufe ſowohl des Erb⸗ 
teils als der ganzen Erbſchaft. 


8 2374 


Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die zur Zeit des Verkaufs 
vorhandenen Erbſchaftsgegenſtände!) mit Einſchluß deſſen herauszugeben, 
was er vor dem Verkauf auf Grund eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes 
oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines 
Erbſchaftsgegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erlangt hat, das ſich 
auf die Erbſchaft bezog?). 


E I 489, 490, 491 Abſ 1 II 451 Ubi 1; M 2 356—358; P 2 115—121, 126; 6 182. 


1. Gegenſtand der Herausgabepflicht ift nicht wie im Falle der 88 2018 A 4, 2130 die 
Erbſchaft als Ganzes, ſondern die einzelnen Erbſchaftsgegenſtände, Sachen oder Rechte 
(8 90). Nach der Natur dieſer Gegenſtände beſtimmt ſich gemäß 8 433 Abſ 1 die Pflicht zur 
Übergabe, Auflaſſung und Übertragung. Maßgebend iſt jedoch nicht die Zeit des Erbfalls, 
ſondern die Zeit des Verkaufs. Zur Verſchaffung bereits vorher veräußerter, wenn auch 
bei Dritten noch vorhandener Gegenſtände iſt der Verkäufer überhaupt nicht, zur Erfagleiftung 
nur im Rahmen des $ 2375 verpflichtet. Anderſeits gehören zur Erbſchaft und find deshalb 
mit herauszugeben auch nach dem Erbfall vom Erben als ſolchem erworbene Rechte, wie 
z. B. Auſprüche gegen den Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßpfleger, gegen Miterben (Aus⸗ 
gleichungspflicht), aus der Geſchäftsführung (§ 1959). Ferner der Erbſchaftsanſpruch (88 2018ff.), 
der Anſpruch gegen den Vorerben (§ 2180) und die nach 8 857 erlangten Beſitzrechte. Sonſtige 
Verpflichtungen des Verkäufers ergeben ſich aus allgemeinen Kaufs. und Vertragsgrund⸗ 
ätzen, fo iusbeſondere aus § 260 die Pflicht zur Vorlegung eines Verzeichniſſes und nach 
Befinden zur Leiſtung des Offenbarungseides. Der vom Scheinerben kaufende Erwerber 
iſt nach 8 2030 dem Erbſchaftsanſpruch des wahren Erben ausgeſetzt. Auch eine Genehmigung 
durch letzteren macht den Verkauf nicht wirkſam nach $ 185, da es ſich hierbei (abgeſehen von 
der Veräußerung eines Erbteils nach § 2083) nicht um eine Verfügung handelt. Im übrigen 
iſt der Kaufer für den unter dem Titel des Erbſchaftskaufs vom Nichterben abgeleiteten Er⸗ 
werb nicht durch §8 932 ff., ſondern nur im Falle der Erteilung des Erbſcheins nach 88 2366, 
2367 oder durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſchützt. 


2. Vorausgeſetzt, daß ſie zur Zeit des Verkaufs noch beim Erben vorhanden ſind (A 1), 
ſind auch die Surrogate der Erbſchaft herauszugeben. Es gelten hierfür die gleichen Grund⸗ 
ſätze wie für die Erbengemeinſchaft (vgl. 8 2041). Danach iſt nicht in Natur (ſ. aber 8 2375 U 2) 
herauszugeben, was der Erbe mit Mitteln der Erbschaft, aber für ſich erworben hat (88 2019 U 2, 
2111 A 2). Umgekehrt kann er die Herausgabe nicht durch den Nachweis abwenden, daß er 
z. B. den Erſatz aus eigenen Mitteln beſchafft habe. Die Nutzungen verbleiben dem Verkäufer 
($ 2379). Handelt es ſich um den durch Verfügung nach § 2033 vollzogenen Verkauf eines 
Erbteils, jo erlangt der Käufer, indem er die Rechtsſtellung des Miterben erwirbt, vermöge 
der dinglichen Wirkung der Surrogation gemäß 8 2041 dadurch unmittelbar die Verfügung 
auch über die Surrogate der Erbſchaft. Soweit die Auseinanderſetzung bereits durchgeführt 
und damit die Erbengemeinſchaft aufgehoben iſt ($ 2047 A 1), beſtimmt fich auch hier die 
Herausgabepflicht nach § 2374. 


8 2375 


Hat der Verkäufer vor dem Verkauf!) einen Erbſchaftsgegenſtand ver⸗ 
braucht, unentgeltlich veräußert oder unentgeltlich belaftet?), jo iſt er ver⸗ 
pflichtet, dem Käufer den Wert des verbrauchten oder veräußerten Gegen⸗ 
ſtandes, im Falle der Belaſtung die Wertminderung zu erſetzens). Die Er⸗ 
ſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Käufer den Verbrauch oder die unent⸗ 
geltliche Verfügung bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt“). 

Im übrigen kann der Käufer wegen Verſchlechterung, Unterganges oder 
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einer aus einem anderen Grunde eingetretenen Unmöglichkeit der Heraus 
gabe eines Erbſchaftsgegenſtandes nicht Erſatz verlangen“). 
E I 491 II 451 Abſ 2; M 2 857, 858; P 2 115—120, 126, 


1. In der Zeit vom Anfall bis zum Verkauf der Erbſchaft iſt der Erbe in der Verfügung 
über die Erbſchaft unbeſchränkt (Abſ 2). Gleichwohl gewährt Ab| 1, wenn es nachmals zum 
Verkaufe kommt, dem Käufer auch für früher vorgenommene unentgeltliche Verminderungen 
im Wege ergänzender Beſtimmung einen Ausgleich. Der Verkäufer des Erbteils haftet hierfür 
zu dem entſprechenden Teile. 

2. Zu den verbrauchten Sachen (§ 92) gehört ausgegebenes Erbſchaftsgeld, auch wenn es 
z. B. erſt durch Verkauf von Nachlaßgegenſtänden an deren Stelle getreten wäre, ſoweit damit 
nicht Surrogate für den Nachlaß erlangt find ($ 2374 A 2). Verbrauch durch Verbindung, 
Vermiſchung, Verarbeitung 88 946ff. Verbraucht iſt auch eine Nachlaßforderung, deren 
Aufrechnung mit ſeiner eigenen Schuld an den Nachlaßſchuldner der Erbe vornimmt oder 
geſchehen läßt. Unentgeltliche Veräußerungen find nicht bloß Schenkungen, vgl. § 2113 A 3. 
Unentgeltliche Belaſtung liegt auch dann vor, wenn der Erbe für eine eigene Schuld Hypothek 
oder Pfandrecht an einem Erbſchaftsgegenſtande beſtellt, da ein hierfür empfangener Gegen: 
wert jedenfalls nicht Surrogat des Nachlaſſes wird. 

3. Für den Wertserſatz, deſſen Höhe der Käufer zu beweiſen hat, iſt der Zeitpunkt des 
Verbrauchs uſw. maßgebend. Es iſt kein Grund erfindlich, warum Wertsveränderungen bis 
zum Kaufſchluß je nachdem zum Vorteil, namentlich aber auch zum Nachteil des Verkäufers 
gehen ſollten. Er kann der minder weit gehenden Erſatzforderung auch durch das Mehr, 
n des vorigen Standes begegnen. Keine Erſatzpflicht im Falle des $ 2385 


4. Für die Kenntnis des Käufers iſt der Verkäufer beweispflichtig. Kennenmüſſen ($ 122 
Abſ 2) genügt nicht. 
5. Vom Verkaufsabſchluſſe ab haftet der Verkäufer nach allgemeinen Grundſätzen. 


8 2376 


Die Verpflichtung des Verkäufers zur Gewährleiſtung wegen eines 
Mangels im Rechte!) beſchränkt ſich auf die Haftung dafür, daß ihm das 
Erbrecht zufteht?), daß es nicht durch das Recht eines Nacherben oder durch 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers beſchränkt ijt?), daß nicht Ver⸗ 
mächtniſſe, Auflagen, Pflichtteilslaſten, Ausgleichungspflichten oder Teilungs⸗ 
anordnungen beſtehens) und daß nicht unbeſchränkte Haftung gegenüber 
den Nachlaßgläubigern oder einzelnen von ihnen eingetreten iſts). 

Fehler einer zur Erbſchaft gehörenden Sache hat der Verkäufer nicht 


zu vertreten“). 
E I 492, 498 II 452; M 2 358, 359; P 2 121, 122; 6 322. 524. 


1. Gewährleiſtung wegen eines Mangels im Rechte. Allgemeine Vorausſetzung dafür 
iſt, daß der Käufer den Mangel bei Abſchluß des Kaufes nicht kennt ($ 489 Abſ 1). Erlaß der 
Haftung iſt nichtig, wenn der Mangel argliſtig verſchwiegen iſt ($ 443). Da die Erbſchaft als 
Inbegriff den Gegenſtand des Kaufes bildet, ſo haftet der Verkäufer nicht für Rechts, 
mängel der einzelnen zur Erbſchaft gehörigen Gegenſtände nach SS 434 —439, wenn er dieſe 
Haftung nicht vertragsmäßig übernommen hat. Ob dies durch einen Verkauf nach einem 
Verzeichnis geſchehen ſei, iſt Tatfrage. Er haftet insbeſondere auch nicht für ihre Zugehörigkeit 
zur Erbſchaft, ſondern nur dafür, daß ſie, falls ſie zum Vermögen des Erblaſſers gehörten, 
durch Erbfolge auf ihn übergegangen ſind oder daß er in Erbeneigenſchaft daran Rechte erlangt 
hat. Für den Mangel iſt der Käufer beweispflichtig (§ 442). Die Haftung verpflichtet den 
Verkäufer, wenn er nicht Erbe iſt, dem Kaufer vom wahren Erben die Erbſchaft oder den 
veräußerten Erbteil (8 2033) zu verſchaffen, die vorhandenen Beſchränkungen oder Beſchwerun⸗ 
gen zu beſeitigen. Die Rechte des Käufers beſtimmen ſich gemäß 8 440 Abſ 1 nach SS 320 —327. 
Sein Schadenserſatzanſpruch iſt bezüglich einzelner beweglicher Sachen oder Rechte an ſolchen 
Sachen von den Vorausſetzungen der 88 440 Abſ 2—4, 441 abhängig. Iſt ein Erbteil ver⸗ 
kauft, un der Verkäufer nur nach Verhältnis dieſes Erbteils. Keine Haftung des Schenkers 
9 2385 5 

2. Haftung für das Beſtehen des Erbrechts, im Falle des § 2033 des Miterbrechts, beim 
nn 1 2 Nacherbſchaft vor Eintritt der Nacherbfolge für die Berufung zum Nacherben 
(§ 2371 A 2). 

3. Beſchränkungen durch das Recht eines Nacherben 88 2112ff., durch Ernennung eines 
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Teſtamentsvollſtreckers SS 2203 ff. Dagegen keine Haftung dafür, daß nicht Nachlaßver⸗ 
waltung angeordnet oder Nachlaßkonkurs eröffnet iſt, es ſei denn, daß argliſtiges Verſchweigen 
vorliegt. 

4. Vermächtniſſe einſchließlich der geſetzlichen Vermächtniſſe des Voraus § 1932, des 
Dreißigſten 8 1969, nicht aber des Unterhaltsanſpruchs aus § 1963 (A5 daf.), Auflagen, Pflicht⸗ 
teilslaſten gehören nicht zu den nach $ 2378 (vgl. aber $ 2382 U 2) vom Käufer zu erfüllenden 
Nachlaßverbindlichkeiten. Ausgleichungspflichten 8 2372 A 2. Teilungsanordnungen 8 2048. 

5. Unbeſchränkte Haftung § 2383 A 1, 2. 

6. Keine Haftung für Sachmängel nach 88 459ff. Nach dem Kaufsabſchluſſe haftet der 
Verkäufer für jedes Verſchulden. 


8 2877 


Die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbind⸗ 
lichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe gelten 
im Verhältniſſe zwiſchen dem Käufer und dem Verkäufer als nicht er⸗ 
loſchen!). Erforderlichenfalles iſt ein ſolches Rechtsverhältnis wiederherzu⸗ 
ſtellen?). 

F 1 499 II 453; M 2 365; P 2 129. 


1. Die Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit iſt in Wahrheit eingetreten und 
äußert auch nach dem Verkaufe gegen Dritte (hierdurch befreite Bürgen, erloſchene Pfand- 
rechte) volle Wirkung. Sie „gilt“ nur im Verhältnis der Kaufskontrahenten nicht als ein⸗ 
getreten (fo auch 8 1991 A 2), fo daß der verkaufende Erbe je nachdem wieder als Nachlaß ⸗ 
gläubiger gegen den Käufer auftreten kann (§ 2878), ſich aber von ihm auch als Nachlaßſchuldner 
behandeln laſſen muß. Im Falle des Verkaufs eines Erbteils (§ 2033) kommt es nach 
§ 2032 (A 2) überhaupt nicht zur Konfuſion oder Konſolidation. Daß ſich der Erwerber des 
Erbteils eine Schuld des verkaufenden Miterben an den Nachlaß bei der Auseinanderſetzung 
mit den übrigen Miterben auf den gekauften Erbteil anrechnen laſſen muß, folgt aus § 2042 
Abſ 2 mit 98 756, 755 Abſ 2 (RG 78, 273; § 2042 A 3). 

2. Wiederherſtellung insbeſondere erloſchener Nebenrechte, wie Bürgſchaft, Pfand, 


Hypothek. 
8 2378 


Der Käufer iſt dem Verkäufer gegenüber!) verpflichtet, die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten zu erfüllen, ſoweit nicht der Verkäufer nach § 2376 dafür 
haftet, daß ſie nicht beſtehen?). 

Hat der Verkäufer vor dem Verkauf eine Nachlaßverbindlichkeit erfüllt, 
jo kann er von dem Käufer Erſatz verlangen). 

E I 495 II 454; M 2 860, 861; P 2 122—124. 


1. Haftung gegenüber dem Verkäufer. Gegenüber den Nachlaßgläubigern 88 2382, 2883. 


2. Die Verpflichtung, die Nachlaßverbindlichkeiten zu erfüllen, auch ſoweit ſie erſt nach 
dem Erbfall entſtanden find (8 1967), wirkt, wenn fie nicht beſonders vereinbart wird, nicht als 
förmliche Schuldübernahme nach SS 414ff., da auch der Verkäufer nach wie vor Schuldner 
bleibt (§ 2382 A 1). Auch $ 416 iſt deshalb nicht ohne weiteres anwendbar. Doch iſt ent- 
ſprechend 8 415 Abſ 3 der Käufer zur rechtzeitigen Befriedigung der Nachlaßgläubiger ev. 
zum Schadenserſatz an den Verkäufer verpflichtet. Jedoch nur im Rahmen der beſchränkten 
Haftung, wenn er nicht die unbeſchränkte Haftung des Verkäufers gekannt hat (8 2376 A 1, 5). 
Von der Zug um Zug zu bewirkenden Befreiung von der Haftung für die Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten kann der Verkäufer feine Leiſtungen an den Käufer nicht abhängig machen; auch dem 
Wiederverkäufer einer Erbſchaft ($ 2885 A 1) ſteht ein ſolches Recht gegenüber dem Wieder 
käufer nicht zu (RG 101, 185). Vermächtniſſe, Auflagen und Pflichtteilslaſten bleiben im 
Verhältnis der Kaufskontrahenten auf dem Verkäufer liegen, es ſei denn, daß Käufer ihr 
Vorhandenſein gekannt hat (§ 2376). Inſoweit der Verkäufer dafür einzuſtehen hat, kann 
er auch nicht nach Abſ 2 Erſatz verlangen. Die Ausgleichungspflicht iſt überhaupt nicht 
Nachlaßverbindlichkeit. 

3. Der Erſatzanſpruch des Verkäufers folgt aus der Fiktion, daß ſchon mit dem Erbfall 
eine Geſamtnachfolge des Käufers in die Nachlaßverbindlichkeiten ſtattgefunden habe. Der 
Erfüllung ſteht gleich Leiſtung an Erfüllungs Statt (8 364), Hinterlegung (§ 378) und Auf- 
rechnung einer Privatforderung des verkaufenden Erben gegen den Nachlaßgläubiger (§ 389). 
— Beim Verkauf eines Erbteils geht im Umfange des 8 2376 auf den Käufer die 
geſamtſchuldneriſche Haftung aus SS 2058 ff. über. Befreiung hiervon bei Ausübung des 
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Vorkaufsrechts § 2036 A 1. — Sonſtige Verpflichtungen des Käufers, wie Zahlung des Kauf- 
preiſes, Abnahmepflicht (§ 433 Abſ 2), Koſten (88 448, 449), Zinspflicht (§ 452) ergeben ſich 
aus den allgemeinen Kaufsvorſchriften. 

§ 2379 


Dem Verkäufer verbleiben die auf die Zeit vor dem Verkaufe fallenden 
Nutzungen !). Er trägt für dieſe Zeit die Laſten, mit Einſchluß der Zinſen 
der Nachlaßverbindlichkeiten'). Den Käufer treffen jedoch die von der 
Erbſchaft zu entrichtenden Abgaben ſowie die außerordentlichen Laſten, 
welche als auf den Stammwert der Erbſchaftsgegenſtände gelegt anzu⸗ 
ſehen jind?), 

E 1 495 II 455; M 2 360, 361; P 2 120—123. 

1. Daß die Nutzungen (88 99—101) dem Verkäufer verbleiben, enthält eine Minderung 
der durch 88 2374, 2375 ihm auferlegten Herausgabe⸗ und Erſaßpflicht. 

2. Laſten ($ 103) und Zinſen bleiben auf dem Verkäufer, obwohl fie als Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten gemäß § 2378 vom Käufer zu tragen wären. 

3. Abgaben linsbeſondere Erbſchaftsſteuer) und außerordentliche Laſten 8 2126 A 1. 
Die Vorſchrift enthält keine Auslegungsregel, ſondern nachgiebiges Recht (RG ZW 1910, 9985). 
— Beim Verkauf eines Erbteils gehen Nutzungen und Laſten in dem als Ergebnis der 
Auseinanderſetzung ermittelten Überſchuß unter (8 2047 A 1). Für Anwendung des § 2379 
bleibt deshalb regelmäßig kein Raum. Doch bleiben vor Kaufſchluß bereits verteilte Rein⸗ 
erträge (8 2038 A 6) dem Verkäufer. 

§ 2380 


Der Käufer trägt von dem Abſchluſſe des Kaufes an die Gefahr des 
zufälligen Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung der Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände. Von dieſem Zeitpunkt an gebühren ihm die Nutzungen 
und trägt er die Laſten!). 

E 1 494, 495 Satz 1 II 456; M 2 359, 360; P 2 122, 12g. 


1. Von $ 446 Abf 1 nur inſoweit abweichend, als nicht der Zeitpunkt der Übergabe, fordern 
derjenige des Kaufsabſchluſſes maßgebend iſt. 


8 2381 


Der Käufer hat dem Verkäufer die notwendigen Verwendungen zu 
erſetzen, die der Verkäufer vor dem Verkauf auf die Erbſchaft gemacht 
hat!). 

Für andere vor dem Verkaufe gemachte Aufwendungen hat der Käufer 
inſoweit Erſatz zu leiſten, als durch ſie der Wert der Erbſchaft zur Zeit des 
Verkaufs erhöht ift?). 

E I 496 II 457; M 2 861, 869; P 2 124—126; 6 182. 


1. Ergänzende Vorſchrift. Notwendige Verwendungen ($ 994 A 1/2). Hierzu gehören 
auch die gewöhnlichen Erhaltungskoſten. Auch dieſe ſind dem Verkäufer, obwohl ihm die 
Nutzungen verbleiben (§ 2379), zu erlegen, da die Beſtimmung des $ 994 Abſ 1 Satz 2 auf 
den Erbſchaftskauf nicht übertragbar iſt. Für die Notwendigkeit iſt der Zeitpunkt der Ver⸗ 
wendung maßgebend. Der Anſpruch beſteht auch, wenn die Sache zur Zeit des Kaufsabſchluſſes 
untergegangen oder verſchlechtert iſt. Die gewöhnlichen Laſten (vgl. 8 995 A 1) bleiben nach 
§ 2379 A 2 auf dem Verkäufer liegen. 

2. Erſatzanſpruch wegen anderer, d. h. nützlicher Verwendungen übereinſtimmend mit 
8.996 nur im Falle einer noch zur Zeit des Verkaufs vorhandenen Werterhöhung. Nach 
dieſem Zeitpunkt gemachte Verwendungen kann der Verkäufer nach Maßgabe des 8 450 
erſetzt verlangen. Verwendungen auf die Erbſchaft durch Erfüllung von Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten ($ 2022 Abſ 2) begründen den Erſatzanſpruch des Verkäufers nach § 2378 Abſ 2. Auf- 
wendungen zur Gewinnung von Nutzungen trägt der Verkäufer als Nutzungsberechtigter 
(82379 A 1). — Beim Verkauf eines Erbteils kommen Erſatzanſprüche des verkaufenden 
Miterben gegen die übrigen Erben in Frage. Sie können vom Verkäufer gleich einem ge⸗ 
wöhnlichen Nachlaßgläubiger gegen die Erbengemeinſchaft, darunter auch den Erbteilskäufer, 
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verfolgt werden ($ 2046 A 1). Da ſolche Erſatzanſprüche nicht zum Erbteil gehören, haben 
ſie ohne beſondere Abrede nicht als mitverkauft zu gelten. Iſt der Erbteil erſt nach der Aus⸗ 
einanderſetzung verkauft, fo gilt die Regel des Abſ 2. 


8 2382 
Der Käufer haftet von dem Abſchluſſe des Kaufes an den Nachlaß⸗ 
gläubigern, unbeſchadet der Fortdauer der Haftung des Verkänfers !). Dies 
gilt auch von den Verbindlichkeiten, zu deren Erfüllung der Käufer dem 
Verkäufer gegenüber nach den SS 2378, 2379 nicht verpflichtet iſt?). 
Die Haftung des Käufers den Gläubigern gegenüber kann nicht durch 
Vereinbarung zwiſchen dem Käufer und dem Verkäufer ausgeſchloſſen oder 


beſchränkt werdens). 
E 1 497 II 458; M 2 362, 363; P 2 126, 127. 


1. Der Käufer wird nicht Geſamtnachfolger des Erblaſſers (§ 2371 A 1), haftet aber vom 
Kaufabſchluß an, wie beim Kauf eines Vermögens (8 419), für alle Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten neben dem verkaufenden Erben als Geſamtſchuldner (88 421ff.), ſoweit dieſer 
nicht durch förmliche Schuldübernahme gemäß 88 414ff. hiervon befreit iſt (KGJ 52, 60: 
Haftung für die dem Nachlaßpfleger feſtgeſetzte Vergütung). Für den Kreis der Nachlaß⸗ 
gläubiger kommt keine andere Begrenzung in Frage, als ſie für das Erbrecht überhaupt im 
Anſchluß an § 1967 in Rechtſprechung und Rechtslehre erörtert iſt; dies gilt auch für Ver⸗ 
bindlichkeiten aus einem vom Erben als ſolchem vorgenommenen Rechtsgeſchäft (RG 112, 129; 
§ 1967 A 3). Der Käufer haftet nicht, wenn der Verkäufer gar nicht Erbe war Beſchränkung 
der Haftung § 2383. 

2. Der Käufer haftet im Außenverhältnis unbeſchränkbar (Abſ 2) auch für Ver ; 
mächtniſſe, Auflagen, Pflichtteilslaſten (88 2378, 2376), ſowie für die gewöhnlichen 
Laſten und die Zinſen der Nachlaßverbindlichkeiten (8 2379). i 

3. Unwirkſamkeit abweichender Vereinbarung gegenüber den Nachlaßgläubigern (ent- 
ſprechend § 419 Abs 3). — Bei Verkauf und Übertragung eines Erbteils (§ 2371 4 1) 
tritt der Käufer in die Geſamthaſtung der Miterben gemäß 88 2058 —2063 ein (RG 60, 131). 
Erlöſchen dieſer Haftung infolge Ausübung des Vorkaufsrechts § 2086 A 1. 


8 2383 


Für die Haftung des Käufers gelten die Vorſchriften über die Beſchrän⸗ 
fung der Haftung des Erben!). Er haftet unbeſchränkt, ſoweit der Ver⸗ 
räufer zur Zeit des Verkaufs unbeſchränkt haftet?). Beſchränkt ſich die 
Haftung des Käufers auf die Erbſchaft, jo gelten ſeine Anſprüche aus dem 
Kaufe als zur Erbſchaft gehörend). 

Die Errichtung des Inventars durch den Verkäufer oder den Käufer 
kommt auch dem anderen Teile zuſtatten, es ſei denn, daß dieſer unbeſchränkt 
haftet‘), 

E 1 498 II 459; M 2 363—365; P 2 127—129. 

1. Haftung des Käufers neben dem Verkäufer als Geſamtſchuldner ($ 2382 A 1). Beide 
ſind ſelbſtändig, jeder für ſich und grundſätzlich ohne Wirkung für oder gegen den anderen be⸗ 
fähigt, das Recht der beſchränkten Haftung geltend zu machen oder dieſes Rechtes verluſtig 
zu gehen (Bem vor § 1967). a) Aufgebot der Nachlaßgläubiger 88 19701973: Beide 
ſind antragsberechtigt, das vor oder nach Kaufſchluß erwirkte Ausſchlußurteil kommt auch 
dem anderen Teil zugute (ZPO § 1000). Für das Verweigerungsrecht ($ 1973 Abf 1) auch 
des Verkäufers iſt der jeweilige Umfang des nunmehr in der Hand des Käufers befindlichen 
Nachlaſſes maßgebend. Die Bereicherung (§ 1973 A 5) kann auf ſeiten des Verkäufers nur 
im Kaufpreis, in gezogenen Nutzungen ($ 2379), Verwendungsanſprüchen, ſoweit fie nicht 
zum Ausgleich der Verwendungen dienen (8 2381) und im Verbrauch ohne Erſatzpflicht be⸗ 
ſtehen (8 2375 A 3). Auf ſeiten des Käufers mindert der gezahlte oder geſchuldete Kaufspreis 
den Betrag feiner Bereicherung. b) Ablauf der Fünfjahrsfriſt § 1974: Rechtzeitige 
Geltendmachung der Forderung gegenüber dem Verkäufer wirkt, wenn ſie vor Kaufabſchluß 
erfolgt, auch gegen den Käufer. Nach Kaufabſchluß wirkt ſie nur gegen den, demgegenüber 
fie vorgenommen iſt. e) Nachlaßkonkurs 88 1975ff. Nach Kaufſchluß kann formell („in 
Anſehung des Verfahrens“) nur der Käufer, niemals der Verkäufer Gemeinſchuldner werden, 
nur unter beſonderen Vorausſetzungen iſt auch der Verkäufer antragsberechtigt (KO § 232 
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Abf1,2). Der Konkurs ergreift jedoch den geſamten Nachlaß (f. auch A 3), ſomit auch die noch 
in der Hand des Verkäufers befindlichen Nachlaßgegenſtände (KO 88 1, 118), und auch die vom 
oder gegen den Verkäufer vorgenommenen Rechtshandlungen find nach KO 88 7,8 unwirkfan. 
Auch ihm gegenüber dauern die Wirkungen der 88 1976, 1977 fort (Konfuſion, Aufrechnung), 
ebenſo feine Verantwortung gegenüber den Nachlaßgläubigern aus 88 1978—1980 neben 
derjenigen des Käufers, die mit Kaufſchluß beginut. Unter Umſtänden kann ſchon die Tat⸗ 
ſache des Verkaufs die Verantwortung des Verkäufers aus $ 1978, zugleich für Verſchleuderungen 
des Käufers begründen. Während der Dauer des Nachlaßkonkurſes ſind beide durch ZPO 
88 784, 785 gegen Inanſpruchnahme ihres eigenen Vermögens geſchützt. d) Nachlaß 
verwaltung 88 1975ff. Ihre Anordnung zu beantragen ſteht dem Käufer unbeſchränkt 
zu. Das gleiche Recht muß auch dem Verkäufer, und zwar nicht bloß ſoweit er Nachlaßgläubiger 
fein ſollte ($ 1981 A 2), ſondern auch, wiewohl unter entſprechender Einſchränkung gemäß 
KO 8232 Abſ2, als Mittel zugeſtanden werden, ſich die durch das Verhalten oder die Ver⸗ 
mögenslage des Käufers gefährdete beſchränkte Haftung für die auch von ihm weiter zu 
vertretenden Nachlaßverbindlichkeiten zu ſichern. Im übrigen gilt das zu e Geſagte. Ber: 
kauf der Erbſchaft durch den Konkurs- oder Nachlaßverwalter iſt nicht Erbſchaftskauf 
im Sinne des 8 2371, ſondern nach allgemeinen Kaufsgrundſätzen zu beurteilen. e) Un- 
zulänglichkeitseinrede 88 1990-1992. Sie ſteht dem Verkäufer wie dem Käufer zu. 
Doch können ſich beide nur durch Herausgabe des eigentlichen Nachlaſſes ($ 1990 A 4), der 
Verkäufer alſo nicht durch Herausgabe des Kaufpreiſes oder der ihm ſonſt gegen den Käufer 
zuſtehenden Anſprüche befreien. Ebenſowenig kann der Käufer den gezahlten Kaufpreis 
als Aufwendung in Rechnung ſtellen (8 1991 A 2). Das Einlöſungsrecht ſteht beiden zu ($ 1992 
A 4). k) Inventarerrichtung 88 1993ff. Die Inventarfriſt kann auch nach Kaufſchluß 
ſowohl dem Erben wie dem Käufer geſetzt werden. Abgeſehen von Abſ 2 beſtimmen ſich 
Friſtenlauf, Verſäumnisfolge, Nachteile mangelhafter Errichtung, Eidesverweigerung jedem 
Teile gegenüber durchaus ſelbſtändig. Ebenſo wirkt der Mangel des Vorbehalts im Urteile 
nur gegen den Verurteilten (8 PO § 780). g) Aufſchiebende Einreden 88 2014, 2015, 
ZPO 8 782. Sie ſtehen beiden Teilen zu, die Friſt läuft auch dem Käufer von Annahme 
der Erbſchaft und endet mit der Inventarerrichtung, gleichviel von wem ſie ausgeht. Der 
Antrag des einen auf Erlaß des Aufgebots kommt auch dem anderen zuftatten (ZPO 8 1000). 
h) Verkauf eines Erbteils. Iſt er gemäß § 2033 vom Verkäufer dem Käufer übertragen, 
fo gelten für beide, als wenn fie Miterben wären, die Grundſätze der 88 20582062. Der 
beſchränkt haftende Verkäufer kann jedoch, da er keinen Anteil mehr am Nachlaſſe hat, bis zur 
Teilung jede Befriedigung aus feinem Vermögen verweigern ($ 2059 Abſ 1). Nach Aus- 
übung des Vorkaufsrechts wird der Käufer gemäß § 2036 von jeder Haftung frei. 

2. Unbeſchränkte Haftung des Verkäufers zur Zeit des Kaufſchluſſes läßt auch 
den Käufer, unbeſchadet feiner Erſatzanſprüche gegen den Verkäufer aus § 2376 A 5, den 
Gläubigern gegenüber unbeſchränkt haftbar werden. Dagegen berührt es den Käufer nicht, 
wenn die unbeſchränkte Haftung des Verkäufers erſt nach Kaufſchluß eintritt. 

3. Anſprüche des Käufers gegen den Verkäufer (SS 2374 —2377) begründen an ſich 
Eigenverbindlichkeiten des letzteren, können aber, entſprechend dem § 1978 (A 4) während 
der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes nur vom Verwalter gegen den 
Verkäufer geltend gemacht werden, wenn dieſer beſchränkt haftet. 

4. Inventar |. A 1 f. Vorausgeſetzt iſt ordnungsmäßige Errichtung. Das ungetreue 
Inventar ($ 2005) macht nicht nur den Errichtenden, ſondern, wenn inzwiſchen die auch ihm 
geſetzte Inventarfriſt verſtrichen iſt, auch den anderen Teil der beſchränkten Haftung verluſtig. 


§ 2384 
Der Verkäufer iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, den 
Verkauf der Erbſchaft und den Namen des Käufers unverzüglich dem Nach⸗ 
laßgericht anzuzeigen. Die Anzeige des Verkäufers wird durch die Anzeige 
des Käufers erſetzt. 
Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der Anzeige jedem zu geſtatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht!). 
E II 460; P 2 129. 
1. Anzeigepflicht des Verkäufers entſprechend der des Vorerben bei Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge. Vgl. § 2146. 
§ 2385 


Die Vorſchriften über den Erbſchaftskauf finden entſprechende Anwen⸗ 
dung auf den Kauf einer von dem Verkäufer durch Vertrag erworbenen 
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Erbſchafti) ſowie auf andere Verträge, die anf die Veräußerung einer dem 
Veräußerer angefallenen oder anderweit von ihm erworbenen Erbſchaft 
gerichtet find?). 

Im Falle einer Schenkung iſt der Schenker nicht verpflichtet, für die vor 
der Schenkung verbrauchten oder unentgeltlich veräußerten Erbſchafts⸗ 
gegenſtände oder für eine vor der Schenkung unentgeltlich vorgenommene 
Belaſtung dieſer Gegenſtände Erſatz zu leiſten). Die im § 2376 beſtimmte 
Verpflichtung zur Gewährleiſtung wegen eines Mangels im Rechte trifft 
den Schenker nicht; hat der Schenker den Mangel argliſtig verſchwiegen, 
ſo iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entſtehenden Schaden zu 
erſetzen“). 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. 


E I 500 II 461; M 2 865, 866; P 2 129, 130; 6 182, 183 


1. Durch Weiterverkauf der Erbſchaft oder Weiterveräußerung (A 2) entſtehen un⸗ 
mittelbare Rechtsbeziehungen nur zwiſchen dem jeweiligen Verkäufer und Käufer. Der 
Umfang der Herausgabepflicht einſchließlich der Surrogate beſtimmt ſich nach der Zeit des 
zweiten und folgenden Verkaufs (§ 2374 A 1), doch haftet der ſpätere Verkäufer auch für 
Wertsverminderungen des Nachlaſſes durch feine Rechtsvorgänger ($ 2375) und neben der 
Gewahrleiſtung des $ 2376 zugleich dafür, daß fein eigenes Recht an der Erbſchaft frei von 
Mängeln iſt. Die weiterverkaufte Erbſchaft iſt durch Vertrag erworben ſchon mit dem 
Abſchluſſe des en, Vertrags, auch wenn er einen gemäß $ 2033 noch zu übertragenden 
Erbteil zum Gegenſtand hat. War der erſte Vertrag durch Herausgabe der Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände noch nicht erfüllt, ſo iſt der ſpätere Verkäufer ſeinem Abkäufer gleichwohl ſelbſt heraus⸗ 
gabepflichtig, wenn nicht gewollt iſt, daß er ſich hiervon durch Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs an den vorgehenden Verkäufer befreien dürfe. Den Nachlaßgläubigern werden 
und bleiben gemäß 88 2882, 2888 neben dem Erben auch alle ſpäteren Erwerber der Erbſchaft 
geſamtſchuldneriſch verhaftet (vgl. auch KO 8 233). 

2. Andere Veräußerungsverträge wie Tauſch, Hingabe an Erfüllungs Statt, Schenkung 
(Abſ 2), Vergleich, insbeſondere wenn er unter ſtreitenden Erbſchaftsbewerbern über 
32 der Erbſchaft an den in Wahrheit nicht Erbberechtigten geſchloſſen wird, vgl. 

3. Beſchränkte Verpflichtung des Schenkers gegenüber § 2375. 

4. Haftung für Argliſt (RG 55, 214) entſprechend § 523 Abf 1. Auch die Schenkung 
der Erbſchaft erfordert nach $ 2371 Beurkundung der beiderſeitigen Willenserklärungen. 
Bloße Beurkundung des Schenkungsverſprechens nach § 518 Abſ 1 genügt nicht, der Mangel 
wird auch nicht nach Abſ 2 durch Herausgabe der Erbſchaftsgegenſtände geheilt, da ſich hierin 
die Leiſtung des Schenkers einer Erbschaft nicht erſchöpft. Wohl aber, wenn ein Erbteil ver- 
ſchenkt ift, durch Verfügung gemäß § 2033 Abſ 1. Wird die Schenkung nach 88 812 oder 
581, 527, 528 zurückgefordert, ſo liegt dem Schenker die Verpflichtung ob, den Beſchenkten 
von den auf ihn übergegangenen Verpflichtungen, insbeſondere von der Haftung für die Nachlaß 
verbindlichkeiten wieder zu befreien. 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
vom 18. Auguſt 1896. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1896 S. 604 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen uſw. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesrats 

und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften 


Art 1 
Das Bürgerliche Geſetzbuch tritt am 1. Januar 1900 gleichzeitig mit einem 
Geſetze, betreffend Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivil- 
prozeßordnung und der Konkursordnung, einem Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung, einer Grundbuchordnung und einem 
Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Kraft. 


Art 2 
Geſetz im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes Geſetzes iſt jede 
Rechtsnorm. 
828 A 14; 903 U 8; 917 A 5. 
Art 3 


Soweit in dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem Geſetze die Regelung 
den Landesgeſetzen vorbehalten oder beſtimmt iſt, daß landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften unberührt bleiben oder erlaſſen werden können, bleiben die beſtehenden 
landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft und können neue landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften erlaſſen werden. 

908 A 2; 917 A 5; 1094 A 8; 1105 A 1. 

Art 4 

Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf Vorſchriften verwieſen 
iſt, welche durch das Bürgerliche Geſetzbuch oder durch dieſes Geſetz außer Kraft 
geſetzt werden, treten an deren Stelle die entſprechenden Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs oder dieſes Geſetzes. 

195 U 1; 903 A 2; 954 A 2. 

Art 5 

Als Bundesſtaat im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes Geſetzes 

gilt auch das Reichsland Elſaß⸗Lothringen. 
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Art 6 


In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Widerklage 
ein Anſpruch auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend gemacht iſt, 
wird die Verhandlung und Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des 8 8 des 
Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgerichte zu⸗ 
gewieſen. 

Art 7 

Die Geſchäftsfähigkeit einer Perſon wird nach den Geſetzen des Staates 
beurteilt, dem die Perſon angehört. 

Erwirbt ein Ausländer, der volljährig iſt oder die rechtliche Stellung eines 
Volljährigen hat, die Reichsangehörigkeit, ſo behält er die rechtliche Stellung 
eines Volljährigen, auch wenn er nach den deutſchen Geſetzen nicht volljährig iſt. 

Nimmt ein Ausländer im Inland ein Rechtsgeſchäft vor, für das er geſchäfts⸗ 
unfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, ſo gilt er für dieſes Rechts⸗ 
geſchäft inſoweit als geſchäftsfähig, als er nach den deutſchen Geſetzen geſchäfts⸗ 
fähig ſein würde. Auf famitienrechtliche und erbrechtliche Rechtsgeſchäfte ſowie 
auf Rechtsgeſchäfte, durch die über ein ausländiſches Grundſtück verfügt wird, 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 


Vorbem 7 vor 1; 2 A2; Vorbem 11 vor 104; 104 A 7; 106 A 1; 1828 A 2; Vorbem 3, 6 vor 1616; Vor- 
bem vor 2229. 
Art 8 


Ein Ausländer kann im Inlande nach den deutſchen Geſetzen entmündigt 
werden, wenn er ſeinen Wohnſitz oder, falls er keinen Wohnſitz hat, ſeinen 
Aufenthalt im Inlande hat. 


Vorbem 7 vor 1; 6 A 7: 1405 A 12; Vorbem 3 vor 1616. 


Art 9 


Ein Verſchollener kann im Inlande nach den deutſchen Geſetzen für tot 
erklärt werden, wenn er bei dem Beginne der Verſchollenheit ein Deutſcher war. 

Gehörte der Verſchollene bei dem Beginne der Verſchollenheit einem fremden 
Staate an, ſo kann er im Inlande nach den deutſchen Geſetzen mit Wirkung 
für diejenigen Rechtsverhältniſſe, welche ſich nach den deutſchen Geſetzen be⸗ 
ſtimmen, ſowie mit Wirkung für das im Inlande befindliche Vermögen für 
tot erklärt werden; die Vorſchriften des § 2369 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs finden entſprechende Anwendung. 

Hatte ein verſchollener ausländiſcher Ehemann ſeinen letzten Wohnſitz im 
Inland und iſt die im Inlande zurückgebliebene oder dahin zurückgekehrte Ehefrau 
Deutſche oder bis zu ihrer Verheiratung mit dem Verſchollenen Deutſche ge⸗ 
weſen, ſo kann auf ihren Antrag der Verſchollene im Inlande nach den deutſchen 
Geſetzen ohne die im Abſ 2 beſtimmte Beſchränkung für tot erklärt werden. 

Vorbem 7 vor 1: 18 A 8; 19 A 1; Vorbem 2 vor 1303: 1348 A 2. 


Art 10 


Ein einem fremden Staate angehörender und nach deſſen Geſetzen rechts⸗ 
fähiger Verein, der die Rechtsfähigkeit im Inlande nur nach den Vorſchriften 
der 88 21, 22 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erlangen könnte, gilt als rechtsfähig, 
wenn ſeine Rechtsfähigkeit durch Beſchluß des Bundesrats anerkannt iſt. Auf 
nicht anerkannte ausländiſche Vereine der bezeichneten Art finden die Vor⸗ 
ſchriften über die Geſellſchaft ſowie die Vorſchrift des § 54 Satz 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Vorbem 4 vor 21; 24 A 1; Vorbem 1 vor 705. 
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Art 11 

Die Form eines Rechtsgeſchäfts beſtimmt ſich nach den Geſetzen, welche für 
das den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts bildende Rechtsverhältnis maßgebend 
ſind. Es genügt jedoch die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem das 
Rechtsgeſchäft vorgenommen wird. 

Die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 2 findet keine Anwendung auf ein Rechtsge⸗ 
ſchäft, durch das ein Recht an einer Sache begründet oder über ein ſolches Recht 
verfügt wird. 


Vorbem 11 vor 104; 125 A 7; Vorbem 8 vor 145; B18 A 5; Vorbem 4 vor 5385; 705 U 1; 766 A 1: 
1324 A 6, 1564 A 7 a. E.; Vorbem 2 vor 1741; Vorbem 1 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2229 U 8; 2251 
A g. 


Art 12 
Aus einer im Auslande begangenen unerlaubten Handlung können gegen 
einen Deutſchen nicht weitergehende Anſprüche geltend gemacht werden, als 
nach den deutſchen Geſetzen begründet ſind. 


Vorbem 7 vor 1; Vorbem 11 vor 104; 104 A 7; Vorbem 7 vor 823, 


Art 13 


Die Eingehung der Ehe wird, ſofern auch nur einer der Verlobten ein Deutſcher 
iſt, in Anſehung eines jeden der Verlobten nach den Geſetzen des Staates be⸗ 
urteilt, dem er angehört. Das gleiche gilt für Ausländer, die im Inland eine 
Ehe eingehen. 

In Anſehung der Ehefrau eines nach Art 9 Abſ 3 für tot erklärten Ausländers 
wird die Eingehung der Ehe nach den deutſchen Geſetzen beurteilt. 

Die Form einer Ehe, die im Inlande geſchloſſen wird, beſtimmt ſich aus⸗ 
ſchließlich nach den deutſchen Geſetzen. 

Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1298 A 10; Vorbem 2 vor 1803; 1817 U 8; 1928 U 2; 1824 U 6; 1848 
A 2; Vorbem 3 vor 1591. 


Art 14 


Die perſönlichen Rechtsbeziehungen deutſcher Ehegatten zueinander werden 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, auch wenn die Ehegatten ihren Wohnſitz 
im Auslande haben. 

Die deutſchen Geſetze finden auch Anwendung, wenn der Mann die Reichs⸗ 
angehörigkeit verloren, die Frau ſie aber behalten hat. 

Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1858 A 5; 1360 A 10; 1861 A 9; 1578 UA 11; Vorbem 3 vor 1601: Vor» 
bem 6 vor 1616. 

Art 15 

Das eheliche Güterrecht wird nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn 
der Ehemann zur Zeit der Eheſchließung ein Deutſcher war. 

Erwirbt der Ehemann nach der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit 
oder haben ausländiſche Ehegatten ihren Wohnſitz im Inlande, ſo ſind für das 
eheliche Güterrecht die Geſetze des Staates maßgebend, dem der Mann zur Zeit 
der Eingehung der Ehe angehörte; die Ehegatten können jedoch einen Ehe⸗ 
vertrag ſchließen, auch wenn er nach dieſen Geſetzen unzuläſſig ſein würde. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1826 A 2; Vorbem 4 vor 1888; 1432 U 5; 1488 A 1, 8; Vorbem 6 
vor 1616. 


Art 16 
Haben ausländiſche Ehegatten oder Ehegatten, die nach der Eingehung der 
Ehe die Reichsangehörigkeit erwerben, den Wohnſitz im Inlande, ſo finden 
die Vorſchriften des § 1435 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwen⸗ 
dung; der ausländiſche geſetzliche Güterſtand ſteht einem vertragsmäßigen gleich. 
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Die Vorſchriften der 88 1357, 1362, 1405 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden 
Anwendung, ſoweit ſie Dritten günſtiger ſind als die ausländiſchen Geſetze. 
Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1357 A 9; 1362 A 3; 1405 A 19; 1435 A 10; 1558 A 8. 


Art 17 


Für die Scheidung der Ehe ſind die Geſetze des Staates maßgebend, dem 
der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört. 

Eine Tatſache, die ſich ereignet hat, während der Mann einem anderen Staate 
angehörte, kann als Scheidungsgrund nur geltend gemacht werden, wenn die 
Tatſache auch nach den Geſetzen dieſes Staates ein Scheidungsgrund oder 
ein Trennungsgrund iſt. 

Iſt zur Zeit der Erhebung der Klage die Reichsangehörigkeit des Mannes 
erloſchen, die Frau aber Deutſche, ſo finden die deutſchen Geſetze Anwendung. 

Auf Scheidung ſowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kann auf 
Grund eines ausländiſchen Geſetzes im Inlande nur erkannt werden, wenn 
ſowohl nach dem ausländiſchen Geſetze als nach den deutſchen Geſetzen die 
Scheidung zuläſſig ſein würde. 

Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1828 A 2; 1564 A 7; 1574 A 17; Vorbem 6 vor 1616, 


Art 18 
Die eheliche Abſtammung eines Kindes wird nach den deutſchen Geſetzen be⸗ 
urteilt, wenn der Ehemann der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes Deutſcher 
iſt oder, falls er vor der Geburt des Kindes geſtorben iſt, zuletzt Deutſcher war. 
Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; Vorbem 8 vor 1591; Vorbem 8 vor 1616. 


Art 19 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem ehelichen Kinde wird 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn der Vater und, falls der Vater 
geſtorben iſt, die Mutter die Reichsangehörigkeit beſitzt. Das gleiche gilt, wenn 
die Reichsangehörigkeit des Vaters oder der Mutter erloſchen, die Reichsange⸗ 
hörigkeit des Kindes aber beſtehengeblieben iſt. 

Vorbem 7 vor 1: Vorbem 11 vor 104; 104 A 7; Vorbem 8 vor 1601; Vorbem 8, 6 vor 1616. 


Art 20 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen einem unehelichen Kinde und deſſen Mutter 
wird nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn die Mutter eine Deutſche iſt. 
Das gleiche gilt, wenn die Reichsangehörigkeit der Mutter erloſchen, die Reichs⸗ 
angehörigkeit des Kindes aber beſtehengeblieben iſt. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; Vorbem 3 vor 1601; Vorbem 2 vor 1705. 


Art 21 
Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem unehelichen Kinde und ſeine 
Verpflichtung, der Mutter die Koſten der Schwangerſchaft, der Entbindung 
und des Unterhalts zu erſetzen, wird nach den Geſetzen des Staates beurteilt, 
dem die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört; es können jedoch 
nicht weitergehende Anſprüche geltend gemacht werden, als nach den deutſchen 
Geſetzen begründet ſind. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1823 A 2; Vorbem 2 vor 1705. 


Art 22 


Die Legitimation eines unehelichen Kindes ſowie die Annahme an Kindes 
Statt beſtimmt ſich, wenn der Vater zur Zeit der Legitimation oder der An⸗ 
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nehmende zur Zeit der Annahme die Reichsangehörigkeit beſitzt, nach den 
deutſchen Geſetzen. 

Gehört der Vater oder der Annehmende einem fremden Staate an, während 
das Kind die Reichsangehörigkeit beſitzt, ſo iſt die Legitimation oder die An⸗ 
nahme unwirkſam, wenn die nach den deutſchen Geſetzen erforderliche Einwilli⸗ 
gung des Kindes oder eines Dritten, zu dem das Kind in einem familienrechtlichen 
Verhältniſſe ſteht, nicht erfolgt iſt. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; Vorbem 2 vor 1705; Vorbem 2 vor 1741. 


Art 23 
Eine Vormundſchaft oder eine Pflegſchaft kann im Inland auch über einen 
Ausländer, ſofern der Staat, dem er angehört, die Fürſorge nicht übernimmt, 
angeordnet werden, wenn der Ausländer nach den Geſetzen dieſes Staates 
der Fürſorge bedarf oder im Inland entmündigt iſt. 
Das deutſche Vormundſchaftsgericht kann vorläufige Maßregeln treffen, 
ſolange eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft nicht angeordnet iſt. 


104 A 7; Vorbem 5, 6 vor 1616; Vorbem 6 vor 1773; 1778 A 1; 1785 A 2; 1882 A 1; 1906 A 1. 


Art 24 

Ein Deutſcher wird, auch wenn er ſeinen Wohnſitz im Auslande hatte, nach 
den deutſchen Geſetzen beerbt. 

Hat ein Deutſcher zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz im Auslande ge⸗ 
habt, jo können die Erben ſich in Anſehung der Haftung für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten auch auf die an dem Wohnſitze des Erblaſſers geltenden Geſetze 
berufen. 

Erwirbt ein Ausländer, der eine Verfügung von Todes wegen errichtet 
oder aufgehoben hat, die Reichsangehörigkeit, ſo wird die Gültigkeit der Er⸗ 
richtung oder der Aufhebung nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem er 
zur Zeit der Errichtung oder der Aufhebung angehörte; auch behält er die Fähig⸗ 
keit zur Errichtung einer Verfügung von Todes wegen, ſelbſt wenn er das nach 
den deutſchen Geſetzen erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. Die Vorſchrift 
des Art 11 Abſ 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

Vorbem 7 vor 1; 1 A 3; 104 A 7; 1432 A 5; Vorbem 1 vor 1922; 1944 A 5; Vorbem. 7 vor 1967; 
2084 A 3; Vorbem 1 vor 2229; 2854 A 2 


Art 25 


Ein Ausländer, der zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz im Inlande hatte, 
wird nach den Geſetzen des Staates beerbt, dem er zur Zeit ſeines Todes an⸗ 
gehörte. Ein Deutſcher kann jedoch erbrechtliche Anſprüche auch dann geltend 
machen, wenn ſie nur nach den deutſchen Geſetzen begründet ſind, es ſei denn, 
daß nach dem Rechte des Staates, dem der Erblaſſer angehörte, für die Be⸗ 
erbung eines Deutſchen, welcher ſeinen Wohnſitz in dieſem Staate hatte, die 
deutſchen Geſetze ausſchließlich maßgebend ſind. 


Vorbem 7 vor 1;-1 A 8; 104 A 7; 1828 A 2; Vorbem 1 vor 1922; 2369 A 1 


Art 26 


Gelangt aus einem im Ausland eröffneten Nachlaſſe für die nach den dortigen 
Geſetzen berechtigten Erben oder Vermächtnisnehmer durch Vermittelung 
deutſcher Behörden Vermögen ins Inland, ſo kann ein anderer der Herausgabe 
nicht aus dem Grunde widerſprechen, daß er als Erbe oder Vermächtnisnehmer 
einen Anſpruch auf das Vermögen habe. 

104 A 7; Vorbem 1 vor 1922. 


Verhältnis des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Reichsgeſetzen 415 


Art 27 
Sind nach dem Rechte eines fremden Staates, deſſen Geſetze in dem Art 7 
Abf 1, dem Art 13 Abſ 1, dem Art 15 Abſ 2, dem Art 17 Abſ 1 und dem Art 25 
für maßgebend erklärt ſind, die deutſchen Geſetze anzuwenden, ſo finden dieſe 
Geſetze Anwendung. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 106 A 1; Vorbem 2 vor 1308; 1323 A 2; 1564 A 7; Vorbem 6 vor 1616; 
Borbem 1 vor 1922; 2369 A 1. 


Art 28 
Die Vorſchriften der Artt 15, 19, des Art 24 Abſ 1 und der Artt 25, 27 finden 
keine Anwendung auf Gegenſtände, die ſich nicht in dem Gebiete des Staates 
befinden, deſſen Geſetze nach jenen Vorſchriften maßgebend ſind, und die nach 
den Geſetzen des Staates, in deſſen Gebiete ſie ſich befinden, beſonderen Vor⸗ 
ſchriften unterliegen. 
Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; Vorbem 1 vor 1922. 


Art 29 

Gehört eine Perſon keinem Staate an, ſo werden ihre Rechtsverhältniſſe, 
ſoweit die Geſetze des Staates, dem eine Perſon angehört, für maßgebend 
erklärt ſind, nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem die Perſon zuletzt an⸗ 
gehört hat, und, wenn ſie auch früher einem Staate nicht angehört hat, nach den 
Geſetzen des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz und in Ermangelung eines 
Wohnſitzes ihren Aufenthalt hat oder zu der maßgebenden Zeit gehabt hat. 

Vorbem 7 vor 1; 7 A 2; 106 A 1; 1564 A 7; Vorbem 3 vor 1591; Vorbem 1 vor 1922; 1986 A 2. 


Art 30 


Die Anwendung eines ausländiſchen Geſetzes iſt ausgeſchloſſen, wenn die 
Anwendung gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtoßen würde. 

Vorbem 7 vor 1; 1 A 1; 104 U 7; 164 A 1; 194 U 8; Vorbem 4 vor 585; 762 A 7; Vorbem 7 vor 828; 
1808 A 4; 1823 A 2; 1896 U 6; 1564 A 7; Vorbem 1 vor 1922. 

Art 31 

Unter Zuſtimmung des Bundesrats kann durch Anordnung des Reichs— 
kanzlers beſtimmt werden, daß gegen einen ausländiſchen Staat ſowie deſſen 
Angehörige und ihre Rechtsnachfolger ein Vergeltungsrecht zur Anwendung 
gebracht wird. 


Vorbem 7 vor 1; Vorbem 1 vor 1922. 


Zweiter Abſchnitt 
Verhältnis des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Neichsgeſetzen 


Art 32 
Die Vorſchriften der Reichsgeſetze bleiben in Kraft. Sie treten jedoch in⸗ 
ſoweit außer Kraft, als ſich aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder aus dieſem 
Geſetze die Aufhebung ergibt. 


Vorbem 2 vor 798; Vorbem 2 vor 828; 917 A 5; 2237 A 1. 


Art 33 


Soweit in dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze, der Zivilprozeßordnung, der 
Strafproze ordnung, der Konkursordnung und in dem Geſetze, betreffend 
die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Kon⸗ 
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kursverfahrens, vom 21. Juli 1879 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 277) an die Verwandt⸗ 


ſchaft oder die Schwägerſchaft rechtliche Folgen geknüpft ſind, finden die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft 
Anwendung. 

1589 A 1. Art 34 


Das Strafgeſetzbuch wird dahin geändert: 
I. Im 8 34 Nr 6 werden die Worte: „Vormund, Nebenvormund, Kurator, 


II. 


III. 


IV. 


VII. 


VIII. 


IX. 


gerichtlicher Beiſtand oder Mitglied eines Familienrats“ erſetzt durch die 
Worte: 
„Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand der Mutter, Mitglied 
eines Familienrats oder Kurator“. 
An die Stelle des 8 55 treten folgende Vorſchriften: 

Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht voll⸗ 
endet hat, kann wegen derſelben nicht ſtrafrechtlich verfolgt werden. 
Gegen denſelben können jedoch nach Maßgabe der landesgeſetzlichen 
Vorſchriften die zur Beſſerung und Beaufſichtigung geeigneten Maß⸗ 
regeln getroffen werden. Die Unterbringung in eine Familie, Er⸗ 
ziehungsanſtalt oder Beſſerungsanſtalt kann nur erfolgen, nachdem 
durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichtes die Begehung der Hand⸗ 
lung feſtgeſtellt und die Unterbringung für zuläſſig erklärt iſt. 

An die Stelle des $ 65 treten folgende Vorſchriften: 

Der Verletzte, welcher das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
iſt ſelbſtändig zu dem Antrage auf Beſtrafung berechtigt. Solange 
er minderjährig iſt, hat unabhängig von ſeiner eigenen Befugnis 
auch ſein geſetzlicher Vertreter das Recht, den Antrag zu ſtellen. 

Iſt der Verletzte geſchäftsunfähig oder hat er das achtzehnte Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet, ſo iſt ſein geſetzlicher Vertreter der zur Stellung 
des Antrages Berechtigte. 

Als § 1458 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Wer im Inlande Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen 
die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, ohne 
die erforderliche ſtaatliche Genehmigung ausſtellt und in den Ver⸗ 
kehr bringt, wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, die dem fünften Teile 
des Nennwerts der ausgegebenen Schuldverſchreibungen gleichkommen 
kann, mindeſtens aber dreihundert Mark beträgt. 


Im 8 171 Abſ 1 und Abſ 3 werden die Worte: „aufgelöft, für ungültig 


oder nichtig erklärt worden iſt“, erſetzt durch die Worte: 
„aufgelöſt oder für nichtig erklärt worden iſt“. 


. An die Stelle des § 195 tritt folgende Vorſchrift: 


Iſt eine Ehefrau beleidigt worden, ſo hat ſowohl ſie als ihr Ehemann 

das Recht, auf Beſtrafung anzutragen. 
Im 8 235 werden die Worte: „ihren Eltern oder ihrem Vormunde“ 
erſetzt durch die Worte: 

„ihren Eltern, ihrem Vormunde oder ihrem Pfleger“. 
Im 8 237 werden die Worte: „ihrer Eltern oder ihres Vormundes“ erſetzt 
durch die Worte: 

„ihrer Eltern, ihres Vormundes oder ihres Pflegers“. 
Im 8 238 werden die Worte: „für ungültig erklärt worden iſt“ erſetzt 
durch die Worte: 

„für nichtig erklärt worden iſt“. 


705 A 2; 1326 A 5; 1885 A 7. 
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Art 35 
Die Strafprozeßordnung wird dahin geändert: 
I. Im 8 11 Abſ 1 treten an die Stelle der Sätze 2, 3 folgende Vorſchriften: 
In Ermangelung eines ſolchen Wohnſitzes gilt die Hauptſtadt des 
Heimatſtaats als ihr Wohnſitz; iſt die Hauptſtadt in mehrere Gerichts⸗ 
bezirke geteilt, jo wird der als Wohnſitz geltende Bezirk von der Landes- 
juſtizverwaltung durch allgemeine Anordnung beſtimmt. Gehört ein 
Deutſcher einem Bundesſtaate nicht an, ſo gilt als ſein Wohnſitz die 
Stadt Berlin; iſt die Stadt Berlin in mehrere Gerichtsbezirke geteilt, 
ſo wird der als Wohnſitz geltende Bezirk von dem Reichskanzler durch 
allgemeine Anordnung beſtimmt. 
II. An die Stelle des § 149 Abſ 2 tritt folgende Vorſchrift: 
Dasſelbe gilt von dem geſetzlichen Vertreter eines Angeklagten. 


Art 36 
Die Gewerbeordnung wird dahin geändert: 


I. Der § 11 Abſ 2 fällt weg; als § 11a werden folgende Vorſchriften ein⸗ 
geſtellt: 

Betreibt eine Ehefrau, für deren güterrechtliche Verhältniſſe aus⸗ 
ländiſche Geſetze maßgebend ſind, im Inlande ſelbſtändig ein Ge⸗ 
werbe, ſo iſt es auf ihre Geſchäftsfähigkeit in Angelegenheiten des 
Gewerbes ohne Einfluß, daß ſie Ehefrau iſt. 

Soweit die Frau infolge des Güterſtandes in der Verfügung über 
ihr Vermögen beſchränkt iſt, finden die Vorſchriften des § 1405 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Hat die Frau ihren Wohnſitz 
nicht im Inlande, ſo iſt der Einſpruch des Mannes gegen den Betrieb 
des Gewerbes und der Widerruf der erteilten Einwilligung in das 


Güterrechtsregiſter des Bezirks einzutragen, in welchem das Gewerbe 
betrieben wird. 


Betreibt die Frau das Gewerbe mit Einwilligung des Mannes 
oder gilt die Einwilligung nach § 1405 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs als erteilt, ſo haftet für die Verbindlichkeiten der Frau aus 
dem Gewerbebetriebe ihr Vermögen ohne Rückſicht auf die dem Manne 
kraft des Güterſtandes zuſtehenden Rechte; im Falle des Beſtehens 
einer ehelichen Gütergemeinſchaft haftet auch das gemeinſchaftliche 
Vermögen. 

II. Im § 107 Abſ 1 werden 
1. im Satz 4 die Worte: „an den Vater oder Vormund, ſofern dieſe 
es verlangen“, erſetzt durch die Worte: 
„an den geſetzlichen Vertreter, ſofern dieſer es verlangt“, 
2. im Satz 5 die Worte: „an die Mutter“ erſetzt durch die Worte: 
„an die zur geſetzlichen Vertretung nicht berechtigte Mutter“. 
III. Im 8 108 treten an die Stelle des Satz 2 folgende Vorſchriften: 

Die Ausſtellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuſtimmung des ge- 
ſetzlichen Vertreters. Iſt die Erklärung des geſetzlichen Vertreters 
nicht zu beſchaffen oder verweigert dieſer die Zuſtimmung ohne ge⸗ 
nügenden Grund und zum Nachteile des Arbeiters, ſo kann die Ge⸗ 
meindebehörde die Zuſtimmung ergänzen. 

BG, Kommentar von Reichsgerichtsräten. V. Bd. 6. Aufl. (Erler.) 27 
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IV. Im 8 110 Abſ 1 werden die Worte: „ſeines Vaters oder Vormunds“ 
erſetzt durch die Worte: 
„ſeines geſetzlichen Vertreters“. 
V. Im $ 113 tritt an die Stelle des Abſ 4 folgende Vorſchrift: 

Iſt der Arbeiter minderjährig, ſo kann das Zeugnis von dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter gefordert werden. Dieſer kann verlangen, daß das 
Zeugnis an ihn, nicht an den Minderjährigen ausgehändigt werde. 
Mit Genehmigung der Gemeindebehörde des im $ 108 bezeichneten 
Ortes kann auch gegen den Willen des geſetzlichen Vertreters die 
Aushändigung unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 

VI. Im § 131 Abſ 1 Satz 1 werden die Worte: „von dem Vater oder Vor⸗ 
munde“ erſetzt durch die Worte: 
„von dem geſetzlichen Vertreter“. 
VII. Im 8 133 Abſ 2 Satz 1 werden die Worte: „der Vater des Lehrlings“ 
erſetzt durch die Worte: 
„der Vater des Lehrlings, ſofern er die Sorge für die Perſon des 
Lehrlings hat,“. 
Vorbem 2a vor 611; 1405 A 18; 1558 A 3. 
Art 37 
Der § 2 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 55) wird dahin geändert: 

Wer die aus der Reichsangehörigkeit folgenden Befugniſſe in An⸗ 
ſpruch nimmt, hat auf Verlangen den Nachweis ſeiner Reichsange⸗ 
hörigkeit und, ſofern er unter elterlicher Gewalt oder unter Bor: 
mundſchaft ſteht, den Nachweis der Genehmigung des geſetzlichen 
Vertreters zu erbringen. 

Eine Ehefrau bedarf der Genehmigung des Ehemanns. 


Art 38 


Das Geſetz, betreffend die Organiſation der Bundeskonſulate, ſowie die 
Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonſuln, vom 8. November 1867 (Bundes- 
Geſetzbl. S. 137) wird dahin ergänzt: 

J. Der 8 16 erhält folgenden Abſ 2: 

Einem Wahlkonſul ſteht in Anſehung der Errichtung einer Verfügung 
von Todes wegen das im Abſ 1 bezeichnete Recht der Notare nur 
dann zu, wenn das Recht ihm von dem Reichskanzler beſonders bei⸗ 
gelegt iſt. 

II. Als § 17a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Auf die Errichtung einer Verfügung von Todes wegen finden nicht 
die Vorſchriften des § 17, ſondern die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung. 


Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229. 


Art 39 


Das Geſetz, betreffend die verkragsmäßigen Zinſen, vom 14. November 
1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 159) wird aufgehoben. 


Art 40 
Das Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes von Bundesangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 599) wird dahin geändert: 
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I. In dem 8 3 Abſ 1 Satz 1, dem 89, dem $ 11 Abſ 2 und dem § 12 Abſ 1 
Satz 2 wird das Wort: „muß“ erſetzt durch das Wort: 
„ſoll“. 
II. An die Stelle der $$ 7, 8 treten folgende Vorſchriften: 


87 

Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten vor dem Be⸗ 
amten perſönlich und bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären, die 
Ehe miteinander eingehen zu wollen. Der Beamte muß zur Ent⸗ 
gegennahme der Erklärungen bereit ſein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung abgegeben werden. 

8 7a 

Der Beamte ſoll bei der Eheſchließung in Gegenwart von zwei 
Zeugen an die Verlobten einzeln und nacheinander die Frage richten, 
ob fie die Ehe miteinander eingehen wollen, und, nachdem die Ver- 
lobten die Frage bejaht haben, ausſprechen, daß ſie kraft dieſes Geſetzes 
nunmehr rechtmäßig verbundene Eheleute ſeien. 

Als Zeugen ſollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte 
für verluſtig erklärt ſind, während der Zeit, für welche die Aberkennung 
der Ehrenrechte erfolgt iſt, ſowie Minderjährige nicht zugezogen werden. 
Perſonen, die mit einem der Verlobten, mit dem Beamten oder 
miteinander verwandt oder verſchwägert ſind, dürfen als Zeugen zu⸗ 
gezogen werden. 

88 


Als zur Eheſchließung ermächtigter Beamter (8 1) gilt auch der⸗ 
jenige, welcher, ohne ein ſolcher Beamter zu ſein, das Amt eines 
ſolchen öffentlich ausübt, es ſei denn, daß die Verlobten den Mangel 
der amtlichen Befugnis bei der Eheſchließung kennen. 

§ 8a 

Eine Ehe, die vor einem zur Eheſchließung ermächtigten Beamten 
(§ 1) oder vor einer im $ 8 einem ſolchen Beamten gleichgeſtellten 
Perſon geſchloſſen wird, iſt wegen Formmangels nur dann nichtig, 
wenn bei der Eheſchließung die im § 7 vorgeſchriebene Form nicht be⸗ 
obachtet worden iſt. 

Iſt die Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen worden und haben 
die Ehegatten nach der Eheſchließung zehn Jahre oder, falls einer 
von ihnen vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens 
drei Jahre als Ehegatten miteinander gelebt, ſo iſt die Ehe als von 
Anfang an gültig anzuſehen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, 
wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des 
einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben iſt. 

1318 A 9; 1819 A 8. 
Art 41 


Das Geſetz über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes- und Staats⸗ 
angehörigkeit vom 1. Juni 1870 (Bundes-⸗Geſetzbl. S. 355) wird dahin 
geändert: 

I. An die Stelle des § 11 treten folgende Vorſchriften: 

Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erſtreckt ſich, inſofern nicht 
dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und 
275 
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auf diejenigen minderjährigen Kinder, deren geſetzliche Vertretung 
dem Aufgenommenen oder Naturaliſierten kraft elterlicher Gewalt 
zuſteht. Ausgenommen find Töchter, die verheiratet find oder ver- 
heiratet geweſen ſind. 


II. Als § 14a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 


Die Entlaſſung eines Staatsangehörigen, der unter elterlicher Ge⸗ 
walt oder Vormundſchaft ſteht, kann von dem geſetzlichen Vertreter 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beantragt werden. 

Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt nicht erforderlich, 
wenn der Vater oder die Mutter die Entlaſſung für ſich und zugleich 
kraft elterlicher Gewalt für ein Kind beantragt. Erſtreckt ſich der Wir⸗ 
kungskreis eines der Mutter beſtellten Beiſtandes auf die Sorge für 
die Perſon des Kindes, ſo bedarf die Mutter in einem ſolchen Falle 
der Genehmigung des Beiſtandes zu dem Antrag auf Entlaſſung des 
Kindes. 


III. An die Stelle des § 19 treten folgende Vorſchriften: 


Die Entlaſſung erſtreckt fich, infofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, 
deren geſetzliche Vertretung dem Entlaſſenen kraft elterlicher Gewalt 
zuſteht. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf Töchter, die ver⸗ 
heiratet ſind oder verheiratet geweſen ſind, ſowie auf Kinder, die unter 
der elterlichen Gewalt der Mutter ſtehen, falls die Mutter zu dem 
Antrage auf Entlaſſung der Kinder nach § 14a Abſ 2 Satz 2 der Ge⸗ 
nehmigung des Beiſtandes bedarf. 


IV. An die Stelle des § 21 Abſ 2 treten folgende Vorſchriften: 


Der hiernach eingetretene Verluſt der Staatsangehörigkeit erſtreckt 
ſich zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren ge- 
jegliche Vertretung dem Ausgetretenen kraft elterlicher Gewalt zu⸗ 
ſteht, ſoweit ſich die Ehefrau oder die Kinder bei dem Ausgetretenen 
befinden. Ausgenommen find Töchter, die verheiratet find oder ver- 
heiratet geweſen ſind. 


3 A 4: 1320 A 6, 7; 1322 A 2; 1821 A 8. 


Art 42 


Das Geſetz, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenerſatze für die bei 
dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. herbeigeführten Tötungen 
und Körperverletzungen, vom 7. Juni 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) wird 
dahin geändert: 


I. An die Stelle des § 3 treten folgende Vorſchriften: 


83 

Im Falle der Tötung ift der Schadenerſatz (88 1 und 2) durch Er- 
ſatz der Koſten einer verſuchten Heilung ſowie des Vermögensnachteils 
zu leiſten, den der Getötete dadurch erlitten hat, daß während der 
Krankheit ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert oder 
eine Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe eingetreten war. Der Erſatz⸗ 
pflichtige hat außerdem die Koſten der Beerdigung demjenigen zu 
erſetzen, dem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koſten zu tragen. 
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Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten 
in einem Verhältniſſe, vermöge deſſen er dieſem gegenüber kraft Ge⸗ 
ſetzes unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, 
und iſt dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf den Unterhalt 
entzogen, ſo hat der Erſatzpflichtige dem Dritten inſoweit Schaden⸗ 
erſatz zu leiſten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer 
ſeines Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen 
ſein würde. Die Erſatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur 
Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 

8 3a 

Im Falle einer Körperverletzung iſt der Schadenerſatz (88 1 und 2) 
durch Erſatz der Koſten der Heilung ſowie des Vermögensnachteils 
zu leiſten, den der Verletzte dadurch erleidet, daß infolge der Ver⸗ 
letzung zeitweiſe oder dauernd ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder 
gemindert oder eine Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe eingetreten iſt. 

II. Im 8 5 werden die Worte: „der in den 88 1 bis 3 enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen“ erſetzt durch die Worte: 
„der in den 88 1 bis 3a enthaltenen Beſtimmungen“. 
III. An die Stelle der 88 7, 8, 9 treten folgende Vorſchriften: 


8 7 

Der Schadenerſatz wegen Aufhebung oder Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe des Verletzten 
ſowie der nach § 3 Abſ 2 einem Dritten zu gewährende Schadenerſatz 
iſt für die Zukunft durch Entrichtung einer Geldrente zu leiſten. 

Die Vorſchriften des § 843 Abſ 2 bis 4 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und des 8 648 [jetzt 708] Nr 6 der Zivilprozeßordnung finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Das gleiche gilt für die dem Verletzten zu 
entrichtende Geldrente von der Vorſchrift des § 749 [jetzt 850] Abſ 3 
und für die dem Dritten zu entrichtende Geldrente von der Vorſchrift 
des 8 749 jetzt 850] Abſ 1 Nr 2 der Zivilprozeßordnung. 

Iſt bei der Verurteilung des Verpflichteten zur Entrichtung einer 
Geldrente nicht auf Sicherheitsleiſtung erkannt worden, ſo kann der 
Berechtigte gleichwohl Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Verpflichteten ſich erheblich verſchlechtert haben; 
unter der gleichen Vorausſetzung kann er eine Erhöhung der in dem 
Urteile beſtimmten Sicherheit verlangen. 


8 8 
Die Forderungen auf Schadenerſatz (88 1 bis 3a) verjähren in 
zwei Jahren von dem Unfall an. Gegen denjenigen, welchem der 
Getötete Unterhalt zu gewähren hatte ($ 3 Abs 2), beginnt die Ver⸗ 
jährung mit dem Tode. Im übrigen finden die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung Anwendung. 
89 
Die geſetzlichen Vorſchriften, nach welchen außer den in dieſem 
Geſetze vorgeſehenen Fällen der Unternehmer einer in den 89 1, 2 
bezeichneten Anlage oder eine andere Perſon, insbeſondere wegen 
eines eigenen Verſchuldens, für den bei dem Betriebe der Anlage 
durch Tötung oder Körperverletzung eines Menſchen entſtandenen 


Schaden haftet, bleiben unberührt. 
61 A 1: 760 A 1; 1968 A 1. 
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Art 43 


Der $ 6 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 
beamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) wird aufgehoben. 


Art 44 

Die Vorſchriften des 8 44 des Reichs⸗Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 45) finden entſprechende Anwendung auf Perſonen, die zur Be⸗ 
ſatzung eines in Dienſt geſtellten Schiffes der Kaiſerlichen Marine gehören, 
ſolange das Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet oder die 
Perſonen als Kriegsgefangene oder Geißeln in der Gewalt des Feindes ſind, 
ingleichen auf andere an Bord eines ſolchen Schiffes genommene Perſonen, 
ſolange das Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet und die 
Perſonen an Bord ſind. Die Friſt, mit deren Ablaufe die letztwillige Verfügung 
ihre Gültigkeit verliert, beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem das Schiff in 
einen inländiſchen Hafen zurückkehrt oder der Verfügende aufhört, zu dem Schiffe 
zu gehören, oder als Kriegsgefangener oder Geißel aus der Gewalt des Feindes 
entlaſſen wird. Den Schiffen ſtehen die ſonſtigen Fahrzeuge der Kaiſerlichen 
Marine gleich. 


1316 A2; Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2255 U 8; 2360 A 2. 


Art 45 


Der $ 45 Abſ 2 Satz 2 des Reichs⸗Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 45) wird aufgehoben. 


Art 46 
Das Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung 
vom 6. Februar 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 23) wird dahin geändert: 
1. Die 88 28 bis 40, 42, 43, 51 bis 53 werden aufgehoben. 
II. An die Stelle der 88 41, 44, 50, 55 treten folgende Vorſchriften: 


9 41 
Für die Eheſchließung find die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs maßgebend. 
9 44 
Für die Anordnung des vor der Eheſchließung zu erlaſſenden Auf- 
gebots iſt jeder Standesbeamte zuſtändig, vor dem nach § 1320 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ehe geſchloſſen werden darf. 


8 50 
Der Standesbeamte ſoll ohne Aufgebot die Eheſchließung nur vor⸗ 
nehmen, wenn ihm ärztlich beſcheinigt wird, daß die lebensgefährliche 
Erkrankung eines der Verlobten den Aufſchub der Eheſchließung nicht 
geſtattet. 
8 8 55 
Iſt eine Ehe für nichtig erklärt, iſt in einem Rechtsſtreite, der die 
Feſtſtellung des Beſtehens oder des Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen 
den Parteien zum Gegenſtande hat, das Nichtbeſtehen der Ehe feſt⸗ 
geſtellt, iſt eine Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöſt oder 
iſt nach § 1575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die eheliche Gemeinſchaft 
aufgehoben, ſo iſt dies am Rande der über die Eheſchließung be- 
wirkten Eintragung zu vermerken. 
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Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung wiederher⸗ 

geſtellt, jo iſt dies auf Antrag am Rande zu vermerken. 
III. Der 8 67 erhält folgenden Abſatz 2: 

Eine ſtrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn der Geiſtliche 
oder der Religionsdiener im Falle einer lebensgefährlichen, einen 
Aufſchub nicht geſtattenden Erkrankung eines der Verlobten zu den 
religiöſen Feierlichkeiten der Eheſchließung ſchreitet. 

IV. Im 8 69 werden die Worte: „in dieſem Geſetze“ erſetzt durch die Worte: 
„in dieſem Geſetze und in dem Bürgerlichen Geſetzbuche“. 
V. Im 8 75 Abſ 1 werden die Worte: „nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes“ 
erſetzt durch die Worte: 
„nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs“. 
10 A 2: 1303 A 1; 1305 A 1; 1306 A1; 1308 A 2: 1310 X1; 1311 A1; 1312 A1; 1313 A1; 1814 A 1: 


1315 A 1: 1316 A 2, 4; 1317 A 1; 1318 A1; 1320 A 2 1321 A 1, 4; 1322 A 11 1564 A 3, 1587 A 3; Vor- 
bem 1 vor 1591. 


Art 47 


Der Artikel 3 des Geſetzes, betreffend den Wucher, vom 24. Mai 1880 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 109) in der Faſſung des Art II des Geſetzes, betreffend Ergänzung 
der Beſtimmungen über den Wucher, vom 19. Juni 1893 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 197) 
wird aufgehoben. 

188 A 2 a. E.; 817 A 8. 

Art 48 

Der $ 16 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen der Reichsbeamten der Zivilverwaltung, vom 20. April 1881 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 85) wird aufgehoben. 

197 A 2. 


Art 49 


Der $ 18 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen von Angehörigen des Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine, vom 
17. Juni 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 237) wird aufgehoben. 

197 A 2. 


Art 50 


Der 8 9 des Geſetzes, betreffend das Reichsſchuldbuch, vom 31. Mai 1891 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 321) wird dahin geändert: 

Eine Ehefrau wird zu Anträgen ohne Zuſtimmung des Ehemannes 
zugelaſſen. 

Die Ehefrau bedarf der Zuſtimmung des Ehemannes, wenn ein 
Vermerk zu deſſen Gunſten eingetragen iſt. Ein ſolcher Vermerk ift 
einzutragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtimmung der Ehe⸗ 
mann die Eintragung beantragt. Die Ehefrau iſt dem Ehemanne 
gegenüber zur Erteilung der Zuſtimmung verpflichtet, wenn ſie nach 
dem unter ihnen beſtehenden Güterſtande über die Buchforderung 
nur mit Zuſtimmung des Ehemannes verfügen kann. 

1316 A 2; 1393 A1; 1395 A 4; 2117 A: 


Art 51 


Der 8 8 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen der Perſonen des Soldatenſtandes des Reichsheeres und der Kaiſer⸗ 
lichen Marine vom Feldwebel abwärts, vom 13. Juni 1895 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 261) wird aufgehoben. 

197 A 2. 
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Art 52 


Iſt auf Grund eines Reichsgeſetzes dem Eigentümer einer Sache wegen 
der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Entziehung, Beſchädigung oder Be⸗ 
nutzung der Sache oder wegen Beſchränkung des Eigentums eine Entſchädigung 
zu gewähren und ſteht einem Dritten ein Recht an der Sache zu, für welches 
nicht eine beſondere Entſchädigung gewährt wird, ſo hat der Dritte, ſoweit ſein 
Recht beeinträchtigt wird, an dem Entſchädigungsanſpruche dieſelben Rechte, 
die ihm im Falle des Erlöſchens ſeines Rechtes durch Zwangsverſteigerung an 
dem Erlöſe zuſtehen. 

903 A 8; 1030 A 5; 1105 A 1; 1120 A 1; 1127 A 4: 1128 A 1. 


Art 53 


Iſt in einem Falle des Art 52 die Entſchädigung dem Eigentümer eines 
Grundſtücks zu gewähren, ſo finden auf den Entſchädigungsanſpruch die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 
Erhebt ein Berechtigter innerhalb der im § 1128 beſtimmten Friſt Widerſpruch 
gegen die Zahlung der Entſchädigung an den Eigentümer, ſo kann der Eigentümer 
und jeder Berechtigte die Eröffnung eines Verteilungsverfahrens nach den für 
die Verteilung des Erlöſes im Falle der Zwangsverſteigerung geltenden Vor- 
ſchriften beantragen. Die Zahlung hat in dieſem Falle an das für das Ver⸗ 
teilungsverfahren zuſtändige Gericht zu erfolgen. 

Iſt das Recht des Dritten eine Reallaſt, eine Hypothek, eine Grundſchuld 
oder eine Rentenſchuld, ſo erliſcht die Haftung des Entſchädigungsanſpruchs, 
wenn der beſchädigte Gegenſtand wiederhergeſtellt oder für die entzogene 
bewegliche Sache Erſatz beſchafft iſt. Iſt die Entſchädigung wegen Benutzung 
des Grundſtücks oder wegen Entziehung oder Beſchädigung von Früchten oder 
von Zubehörſtücken zu gewähren, jo finden die Vorſchriften des $ 1123 Abſ 2 
Satz 1 und des § 1124 Abſ 1, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende An- 
wendung. 

903 A 3; 1030 A 5; 1105 A 1; 1120 A 1; 1127 A 4; 1128 A 1. 


Art 54 


Die Vorſchrift des § 36 Abſ 4 des Geſetzes, betreffend die Beſchränkungen 
des Grundeigentums in der Umgebung von Feſtungen, vom 21. Dezember 1871 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 459) wird durch die Vorſchriften der Artt 52, 53 nicht berührt. 
Findet nach dieſen Vorſchriften ein Verteilungsverfahren ſtatt, ſo iſt die Ent⸗ 
ſchädigung auf Erſuchen des für das Verfahren zuſtändigen Gerichts an dieſes 
zu leiſten, ſoweit ſie zur Zeit der Stellung des Erſuchens noch ausſteht. 

Die Vorſchrift des § 37 desſelben Geſetzes wird dahin geändert: 


Iſt das Grundſtück mit einem Rechte belaſtet, welches durch die 
Beſchränkung des Eigentums beeinträchtigt wird, ſo kann der Be⸗ 
rechtigte bis zum Ablauf eines Monats, nachdem ihm der Eigentümer 
die Beſchränkung des Eigentums mitgeteilt hat, die Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens beantragen. 

908 A 8; 1127 A 4; 1128 A . 
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Dritter Abſchnitt . 
Verhältnis des Bürgerlihen Geſetzbuchs zu den Landesgeſetzen 


Art 55 
Die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze treten außer Kraft, 
ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem Geſetz ein anderes 
beſtimmt iſt. 


Vorbem 2 vor 1; 12 A 1; 90 A 1; 197 A 2; 612 A 3; 653 A 3; Vorbem 3 vor 823; 903 A 2; 
917 A 5; 1080 A 2. 


Art 56 


Unberührt bleiben die Beſtimmungen der Staatsverträge, die ein Bundes⸗ 
ſtaat mit einem ausländiſchen Staate vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſen hat. 

Vorbem vor 194; 1960 A 2. 

Art 57 

In Anſehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien ſowie der Mitglieder der Fürſtlichen Familie Hohenzollern finden 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur inſoweit Anwendung, als 
nicht beſondere Vorſchriften der Hausverfaſſungen oder der Landesgeſetze ab⸗ 
weichende Beſtimmungen enthalten. 

Das gleiche gilt in Anſehung der Mitglieder des vormaligen Hannoverſchen 
Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich 
Naſſauiſchen Fürſtenhauſes. 


12 A 17 106 A 1: 908 A 2; 916 A 2; 1817 A 4; 1355 A 5; Vorbem 2 vor 1363; 1577 A 11; Vorbem 2 
vor 1591; Vorbem 1 vor 1616; Vorbem 8 vor 1773; Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2232 A 1; 


2259 A g. 
Art 58 


In Anſehung der Familienverhältniſſe und der Güter derjenigen Häuſer, 
welche vormals reichsſtändiſch geweſen und ſeit 1806 mittelbar geworden ſind 
oder welche dieſen Häuſern bezüglich der Familienverhältniſſe und der Güter 
durch Beſchluß der vormaligen deutſchen Bundesverſammlung oder vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Landesgeſetz gleichgeſtellt 
worden ſind, bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetze und nach Maßgabe 
der Landesgeſetze die Vorſchriften der Hausverfaſſungen unberührt. 

Das gleiche gilt zugunſten des vormaligen Reichsadels und derjenigen 
Familien des landſäſſigen Adels, welche vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs dem vormaligen Reichsadel durch Landesgeſetz gleichgeſtellt 


worden ſind. 


12 dl 1: 10s A 1; 925 AL; 1355 A5 Vorbem 2 vor 1363; 1577 A 11; Vorbem 2 vor 1591; Vorbem 1 
vor 1616; Vorbem 8 vor 1773; Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2232 A 1. 


Art 59 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Familienfidei⸗ 
kommiſſe und Lehen, mit Einſchluß der allodifizierten Lehen, ſowie über Stamm⸗ 


güter. 
741 A 4: 878 M 1; 80 A 11; 903 A 1; 925 A 1; 1008 A 1; 1094 A3; Vorbem 2 vor 1591; Vorbem 4 
vor 1705; Vorbem 5 vor 1741; Vorbem 8 vor 1773; 1912 A 8; Vorbem 2 vor 1922; 2109 A 1. 


Art 60 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Beſtellung 
einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld an einem Grundſtücke, deſſen 
Belaſtung nach den in den Artt 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften nur beſchränkt 


426 Einführungsgeſetz 


zuläſſig ift, dahin geſtatten, daß der Gläubiger Befriedigung aus dem Grund- 
ſtücke lediglich im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann. 
1113 A 1: 1147 A 2. 


Art 61 


Iſt die Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes nach den in den 
Artt 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften unzuläſſig oder nur beſchränkt zuläſſig, 
ſo finden auf einen Erwerb, dem dieſe Vorſchriften entgegenſtehen, die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zugunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, entſprechende Anwendung. 

892 A 11; 932 A 1. 


Art 62 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Rentengüter. 
134 A 1; 313 A 1 a. E.; Vorbem 2 vor 873; 878 A 1, 6; 878 A 3; 892 A 11; 903 A 1: 925 A 1; 
1094 A 5; 1105 A 1; Vorbem 2 vor 1922. 


Art 63 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Erbpachtrecht, 
mit Einſchluß des Büdnerrechts und des Häuslerrechts, in denjenigen Bundes⸗ 
ſtaaten, in welchen ſolche Rechte beſtehen. Die Vorſchriften des 8 1017 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf dieſe Rechte entſprechende Anwendung. 

Vorbem 4 vor 878; 873 A 70; 874 A 3; 875 A 2, 3; 876 A 1; 000 A 7; 903 A 1, 2; 912 A 2; 916 A 2; 
917 A 6, 14, 919 A 2, 4; 925 A 1; 928 A 1; Vorbem 2 vor 985; 1008 A 1; 1018 A 2, 3; 1024 A 1; 1090 


A 2; 1094 A 1; 1105 A 2; 1147 A 2; 1445 A 4; 1551 A 9; 1807 A 1; 1821 A 3; Vorbem 2 vor 1922: 
2113 A 1; VO über das Erbbaurecht 87 AB; 38 A 1d. 


Art 64 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Anerbenrecht 
in Anſehung landwirtſchaftlicher und forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke nebſt deren 
Zubehör. 

Die Landesgeſetze können das Recht des Erblaſſers, über das dem Anerben- 
recht unterliegende Grundſtück von Todes wegen zu verfügen, nicht beſchränken. 

873 A 1, 6; 892 A 11; 925 A 1; 1094 As; Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2312 A 4. 


Art 65 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Waſſer⸗ 
recht angehören, mit Einſchluß des Mühlenrechts, des Flötzrechts und des Flößerei⸗ 
rechts ſowie der Vorſchriften zur Beförderung der Bewäſſerung und Entwäſſerung 
der Grundſtücke und der Vorſchriften über Anlandungen, entſtehende Inſeln 
und verlaſſene Flußbetten. 

Vorbem 5 vor 21; 90 A 1; 98 A 6: 504 A 1; 741 A 4; 878 A 1, 6; 903 A 2; 905 U 1: 906 A 5: 


907 A 7: 909 A 4; 925 A 1; 960 A 4; 1004 A 1; 1008 A 8; 1018 A 2, 5: 1024 A 1; 1113 A 1: 1807 
A 1; 1821 A 3; 2111 A 2; 2184 A 3. 


Art 66 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Deich- 
und Sielrecht angehören. 
Vorbem 5 vor 21; Vorbem vor 194; 504 A 1; 1018 A 5. 


Art 67 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Bergrecht 
angehören. 
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Iſt nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen Beſchädigung eines Grundſtücks 
durch Bergbau eine Entſchädigung zu gewähren, ſo finden die Vorſchriften 
der Artt 52, 53 Anwendung, ſoweit nicht die Landesgeſetze ein anderes be- 
ſtimmen. 


Vorbem 5 vor 21; 504 A 1; Vorbem 2a vor 611 741 A 4; 873 A 1, 6; 890 A 1; 892 A3; 903 A 2; 
905 A 1; 906 A 1, 18; 907 A 2; 925 A1; 1024 A1: 1094 As; 1120 Ai; 1127 A 4; 1128 A 1; 1147 A 2 
1551 A9; 1807 A 1; 1821 A 8. 


Art 68 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks mit dem vererblichen und veräußerlichen Rechte zur Ge⸗ 
winnung eines den bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals 
geſtatten und den Inhalt dieſes Rechtes näher beſtimmen. Die Vorſchriften 
der 88 874, 875, 876, 1015, 1017 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

504 A 1; Vorbem 4 vor 873; 873 A 6, 70; 874 A3; 875 A 2; 876 Ai; 900 A 7; 903 A 2; 916 A 2; 


917 A 6. 14: 919 A 2, 4; 925 A1: 928 A1; Vorbem 2 vor 985; 1018 A 2, 3; 1024 A 1; 1090 A 2; 1094 
A 1; 1105 A 2; 1147 A 2; 1445 A 4; 1551 A9; 1821 A 8; VO über das Erbbaurecht 37 A 3; 38 A 1d. 


Art 69 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Jagd und Fiſcherei, 
unbeſchadet der Vorſchrift des § 958 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Erſatz des Wildſchadens. 


Vorbem 5 vor 21; Vorbem vor 194; 504 A 1; 581 A 8; Vorbem 3 vor 823; 885 A 1, 4, 5; 878 A 61 958 A 4; 
960 A 4 1018 A 5; 1147 A 21 1551 A 9 


Art 70 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Grundſätze, 
nach welchen der Wildſchaden feſtzuſtellen iſt, ſowie die landesgeſetzlichen Vor- 
ſchriften, nach welchen der Anſpruch auf Erſatz des Wildſchadens innerhalb 
einer beſtimmten Friſt bei der zuſtändigen Behörde geltend gemacht werden muß. 

Vorbem 8 vor 829; 885 A 1. 


Art 71 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 

1. die Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens auch dann eintritt, wenn 
der Schaden durch jagdbare Tiere anderer als der im § 835 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs bezeichneten Gattungen angerichtet wird; 

2. für den Wildſchaden, der durch ein aus einem Gehege ausgetretenes jagd- 
bares Tier angerichtet wird, der Eigentümer oder der Beſitzer des Ge⸗ 
heges verantwortlich iſt; 

3. der Eigentümer eines Grundſtücks, wenn das Jagdrecht auf einem anderen 
Grundſtücke nur gemeinſchaftlich mit dem Jagdrecht auf ſeinem Grundſtück 
ausgeübt werden darf, für den auf dem anderen Grundſtück angerichteten 
Wildſchaden auch dann haftet, wenn er die ihm angebotene Pachtung 
der Jagd abgelehnt hat; a 

4. der Wildſchaden, der an Gärten, Obſtgärten, Weinbergen, Baumſchulen 
und einzelſtehenden Bäumen angerichtet wird, dann nicht zu erſetzen iſt, 
wenn die Herſtellung von Schutzvorrichtungen unterblieben iſt, die unter 
gewöhnlichen Umſtänden zur Abwendung des Schadens ausreichen; 

5. die Verpflichtung zum Schadenserſatz im Falle des 8 835 Abſ 3 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs abweichend beſtimmt wird; 
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6. die Gemeinde an Stelle der Eigentümer der zu einem Jagdbezirke ver⸗ 
einigten Grundſtücke zum Erſatze des Wildſchadens verpflichtet und zum 
Rückgriff auf die Eigentümer berechtigt iſt oder an Stelle der Eigentümer 
oder des Verbandes der Eigentümer oder der Gemeinde oder neben 
ihnen der Jagdpächter zum Erſatze des Schadens verpflichtet iſt; 

7. der zum Erſatze des Wildſchadens Verpflichtete Erſtattung des geleiſteten 
Erſatzes von demjenigen verlangen kann, welcher in einem anderen Be- 
zirke zur Ausübung der Jagd berechtigt iſt. 

Vorbem 3 vor 823; 835 A 1—3, 7—9. 


Art 72 
Beſteht in Anſehung eines Grundſtücks ein zeitlich nicht begrenztes Nutzungs⸗ 
recht, jo finden die Vorſchriften des 8 835 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an die Stelle des Eigentümers der Nutzungsberechtigte tritt. 
Vorbem 3 vor 823; 835 A 1, 6. 


Art 73 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Regalien. 
Vorbem vor 194; 873 A 6; 984 A 5. 


Art 74 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Zwangsrechte, 
Bannrechte und Realgewerbeberechtigungen. 
Vorbem vor 194; 873 A 6; 903 A 2; 1024 A 1; 1807 A 1; 1821 A 3. 


Art 75 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Verſiche⸗ 
rungsrecht angehören, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuche beſondere 
Beſtimmungen getroffen ſind. 

Vorbem 5 vor 21; 1127 A 3; 1130 A 1. 


Art 76 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Verlags⸗ 
recht angehören. 

Vorbem 2b vor 631. 

Art 77 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Haftung des 
Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände (Provinzial⸗, Kreis⸗, 
Amtsverbände) für den von ihren Beamten in Ausübung der dieſen anvertrauten 
öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche das Recht des Beſchädigten, von dem Beamten den Erſatz eines ſolchen 
Schadens zu verlangen, inſoweit ausſchließen, als der Staat oder der Kommunal» 
verband haftet. - 

89 A 3; 278 A 7; Vorbem 3 vor 828; 823 A 12; 889 A 1. 


Art 78 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die Be⸗ 
amten für die von ihnen angenommenen Stellvertreter und Gehilfen in weiterem 
Umfange als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche haften. 


278 A 7: Vorbem 3 vor 823; 839 A 1 
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Art 79 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die zur 
amtlichen Feſtſtellung des Wertes von Grundſtücken beſtellten Sachverſtändigen 
für den aus einer Verletzung ihrer Verufspflicht entſtandenen Schaden in 
weiterem Umfange als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche haften. 
Vorbem 3 vor 823. 
Art 80 


Unberührt bleiben, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuch eine be⸗ 
ſondere Beſtimmung getroffen iſt, die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
vermögensrechtlichen Anſprüche und Verbindlichkeiten der Beamten, der Geiſt⸗ 
lichen und der Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten aus dem Amts⸗ oder 
Dienftverhältniffe, mit Einſchluß der Anſprüche der Hinterbliebenen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Pfründenrecht. 


394 A 1; Vorbem 2b vor 611; Vorbem 3 vor 1030. 


Art 81 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Übertragbar⸗ 
keit der Anſprüche der im Art 80 Abſ 1 bezeichneten Perſonen auf Beſoldung, 
Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen- und Waiſengeld beſchränken, ſowie die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften, welche die Aufrechnung gegen ſolche Anſprüche ab⸗ 
weichend von der Vorſchrift des § 394 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zulaſſen. 
394 A 1; Vorbem 2b vor 611. Art 82 


Unberührt bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetze über die Verfaſſung 
ſolcher Vereine, deren Rechtsfähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht. 
Vorbem 3 vor 21; 25 A 1. 


Art 83 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Waldgenoſſen⸗ 
ſchaften. 
Vorbem 5 vor 21; 741 U 4. 
Art 84 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen eine 
Religionsgeſellſchaft oder eine geiſtliche Geſellſchaft Rechtsfähigkeit nur im Wege 
der Geſetzgebung erlangen kann. 

60 A 1; 61 A 8; 903 A 1. 

Art 85 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
des 8 45 Abſ 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Vermögen des aufgelöſten 
Vereins an Stelle des Fiskus einer Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des 
öffentlichen Rechtes anfällt. 

45 A 11 46 A 1, 2; 1922 A 8. 

Art 86 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Erwerb 
von Rechten durch juriſtiſche Perſonen beſchränken oder von ſtaatlicher Geneh⸗ 
migung abhängig machen, ſoweit dieſe Vorſchriften Gegenſtände im Werte von 
mehr als fünftauſend Mark betreffen. Wird die nach dem Landesgeſetze zu 
einem Erwerbe von Todes wegen erforderliche Genehmigung erteilt, ſo gilt ſie 
als vor dem Erbfall erteilt; wird ſie verweigert, ſo gilt die juriſtiſche Perſon in 
Anſehung des Anfalls als nicht vorhanden; die Vorſchrift des 8 2043 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. 


1 A 1: Vorbem 2 vor 21; 182 A 1; Vorbem 1 vor 516; 903 A 1: 925 A8; 937 A 4; 1113 A7; Vorbem 2 
vor 1922: 1922 A8; 1946 A 2; 2043 A 2; 2094 A 1; 2096 A 1; 2109 A 5. 
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Art 87 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Wirkſamkeit 
von Schenkungen an Mitglieder religiöfer Orden oder ordensähnlicher Kon⸗ 
gregationen von ſtaatlicher Genehmigung abhängig machen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Mitglieder 
religiöſer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen nur mit ſtaatlicher Ge⸗ 
nehmigung von Todes wegen erwerben können. Die Vorſchriften des Art 86 
Satz 2 finden entſprechende Anwendung. 

Mitglieder ſolcher religiöſer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen, 
bei denen Gelübde auf Lebenszeit oder auf unbeſtimmte Zeit nicht abgelegt 
werden, unterliegen nicht den in den Abſ 1, 2 bezeichneten Vorſchriften. 

Re 1 8 1 vor 516; 903 A 1; 925 A 3; 937 A 4; Vorbem 2 vor 1922; 1922 A 8; 2048 A 2; 2094 


Art 88 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Erwerb von 
Grundſtücken durch Ausländer von ſtaatlicher Genehmigung abhängig machen. 
1 A 1; 903 A 1: 925 A 8. 


Art 89 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die zum Schutze 
der Grundſtücke und der Erzeugniſſe von Grundſtücken geſtattete Pfändung von 
Sachen, mit Einſchluß der Vorſchriften über die Entrichtung von Pfandgeld 
oder Erſatzgeld. 

227 A 5; 858 A 7; 1257 A g. 

Art 90 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Rechtsverhält⸗ 
niſſe, welche ſich aus einer auf Grund des öffentlichen Rechtes wegen der Füh- 
rung eines Amtes oder wegen eines Gewerbebetriebs erfolgten Sicherheits⸗ 
leiſtung ergeben. 


Art 91 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der 
Fiskus, eine Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes oder 
eine unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde ſtehende Stiftung be- 
rechtigt iſt, zur Sicherung gewiſſer Forderungen die Eintragung einer Hypothek 
an Grundſtücken des Schuldners zu verlangen, und nach welchen die Ein— 
tragung der Hypothek auf Erſuchen einer beſtimmten Behörde zu erfolgen hat. 
Die Hypothek kann nur als Sicherungshypothek eingetragen werden; ſie ent⸗ 
ſteht mit der Eintragung. 

873 A 1, 5; 892 A 4; Vorbem 3, 4 vor 1113. 


Art 92 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Zahlungen 
aus öffentlichen. Kaſſen an der Kaſſe in Empfang zu nehmen find. 
270 A 8. 


Art 93 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Friſten, bis 
zu deren Ablaufe gemietete Räume bei Beendigung des Mietverhältniſſes zu 
räumen ſind. 

Vorbem 6 vor 535; 556 A 1 
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Art 94 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Geſchäfts⸗ 
betrieb der gewerblichen Pfandleiher und der Pfandleihanſtalten betreffen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen öffent⸗ 
lichen Pfandleihanſtalten das Recht zuſteht, die ihnen verpfändeten Sachen 
dem Berechtigten nur gegen Bezahlung des auf die Sache gewährten Dar- 
lehens herauszugeben. 

994 A 1; 1207 A 4; 1238 A 1. 


Art 95 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Geſinde⸗ 
recht angehören. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über die 
Schadenserſatzpflicht desjenigen, welcher Geſinde zum widerrechtlichen Ver⸗ 
laſſen des Dienſtes verleitet oder in Kenntnis eines noch beſtehenden Geſinde⸗ 
verhältniſſes in Dienſt nimmt oder ein unrichtiges Dienſtzeugnis erteilt. 

Die Vorſchriften der 88 104 bis 115, 131, 278, 617 bis 619, 624, 831, des 
§ 840 Abſ 2 und des § 1358 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden Anwendung, 
die Vorſchriften des 8 617 jedoch nur inſoweit, als die Landesgeſetze dem Geſinde 
nicht weitergehende Anſprüche gewähren. 

Ein Züchtigungsrecht ſteht dem Dienſtberechtigten dem Geſinde gegenüber 
nicht zu. 
= u 15 104 A1; 886 A 1; Vorbem 2a vor 611; Worbem 3 vor 823; 823 A 10; 840 A 6; 1357 U 3; 1822 A 1; 


Art 96 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über einen mit der 
Uberlaſſung eines Grundſtücks in Verbindung ſtehenden Leibgedings⸗, Leib- 
zuchts⸗, Altenteils⸗ oder Auszugsvertrag, ſoweit fie das ſich aus dem Vertrag 
ergebende Schuldverhältnis für den Fall regeln, daß nicht beſondere Verein⸗ 
barungen getroffen werden. 

759 A 5; 880 M 8; 1098 A 5; 1105 A 1, 6. 


Art 97 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Eintragung 
von Gläubigern des Bundesſtaats in ein Staatsſchuldbuch und die aus der 
Eintragung ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe, insbeſondere die Übertragung 
und Belaſtung einer Buchforderung, regeln. 

Soweit nach dieſen Vorſchriften eine Ehefrau berechtigt ift, ſelbſtändig An⸗ 
träge zu ſtellen, iſt dieſes Recht ausgeſchloſſen, wenn ein Vermerk zugunſten 
des Ehemanns im Schuldbuch eingetragen iſt. Ein ſolcher Vermerk iſt einzu⸗ 
tragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtimmung der Ehemann die Ein⸗ 
tragung beantragt. Die Ehefrau iſt dem Ehemanne gegenüber zur Erteilung 
der Zuſtimmung verpflichtet, wenn ſie nach dem unter ihnen beſtehenden 
Güterſtand über die Buchforderung nur mit Zuſtimmung des Ehemanns ver⸗ 
fügen kann. 

1398 A 1; 1895 A 4; 1279 A 8; 1815 A 2; 2117 A 1. 


Art 98 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Rückzahlung 
oder Umwandlung verzinslicher Staatsſchulden, für die Inhaberpapiere aus⸗ 
gegeben oder die im Staatsſchuldbuch eingetragen ſind. 


Vorbem 8 vor 793. 
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Art 99 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die öffentlichen 
Sparkaſſen, unbeſchadet der Vorſchriften des $ 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Anlegung von 
Mündelgeld. 
Vorbem 3 vor 798; 808 A 4; 1809 A 2. 
Art 100 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen bei Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber, die der Bundesſtaat oder eine ihm angehörende 
Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes ausſtellt: 

1. die Gültigkeit der Unterzeichnung von der Beobachtung einer beſonderen 
Form abhängt, auch wenn eine ſolche Beſtimmung in die Urkunde nicht 
aufgenommen iſt; 

2. der im 8 804 Abſ 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichnete Anſpruch 
ausgeſchloſſen iſt, auch wenn die Ausſchließung in dem Zins⸗ oder Renten⸗ 
ſcheine nicht beſtimmt iſt. 

Vorbem 3 vor 793; 793 A 5; 804 A 3, 4. 

Art 101 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Bundes⸗ 
ſtaat oder ihm angehörende Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des 
öffentlichen Rechtes abweichend von der Vorſchrift des 8 806 Satz 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs verpflichten, die von ihnen ausgeſtellten, auf den Inhaber 
lautenden Schuldverſchreibungen auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten 
umzuſchreiben, ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die ſich aus der 
Umſchreibung einer ſolchen Schuldverſchreibung ergebenden Rechtsverhältniſſe, 
mit Einſchluß der Kraftloserklärung, regeln. 

Vorbem 3 vor 793; 806 A 2; 1398 A 1; 1815 A 1; 2117 A 1. 


Art 102 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Kraftlos⸗ 
erklärung und die Zahlungsſperre in Anſehung der im 8 807 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Urkunden. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für die Kraftlos⸗ 
erklärung der im 8 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Urkunden ein 
anderes Verfahren als das Aufgebotsverfahren beſtimmen. 

Vorbem 3 vor 793; 799 U 5; 807 A 2; 808 A 4. 


Art 103 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der Staat 
ſowie Verbände und Anſtalten, die auf Grund des öffentlichen Rechtes zur Ge⸗ 
währung von Unterhalt verpflichtet ſind, Erſatz der für den Unterhalt gemachten 
Aufwendungen von der Perſon, welcher ſie den Unterhalt gewährt haben, ſowie 
von denjenigen verlangen können, welche nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs unterhaltspflichtig waren. 


Vorbem 6 vor 677; Vorbem 2 vor 812; Vorbem 5 vor 1601. 
Art 104 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über den Anſpruch auf 
Rückerſtattung mit Unrecht erhobener öffentlicher Abgaben oder Koſten eines 
Verfahrens. 


Vorbem 2 vor 812. 
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Art 105 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der 
Unternehmer eines Eiſenbahnbetriebs oder eines anderen mit gemeiner Gefahr 
verbundenen Betriebs für den aus dem Betrieb entſtehenden Schaden in weiterem 
Umfang als nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs verantwortlich iſt. 


Vorbem 3 vor 823, 


Art 106 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen, wenn 
ein dem öffentlichen Gebrauche dienendes Grundſtück zu einer Anlage oder zu 
einem Betriebe benutzt werden darf, der Unternehmer der Anlage oder des Be⸗ 
triebs für den Schaden verantwortlich iſt, der bei dem öffentlichen Gebrauche 
des Grundſtücks durch die Anlage oder den Vetrieb verurſacht wird. 
Vorbem 3 vor 823. 


Art 107 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Verpflichtung 
zum Erſatze des Schadens, der durch das Zuwiderhandeln gegen ein zum Schutze 
von Grundſtücken erlaſſenes Strafgeſetz verurſacht wird. 
Vorbem 3 vor 823. 


Art 108 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Verpflichtung 
zum Erſatze des Schadens, der bei einer Zuſammenrottung, einem Auflauf oder 
einem Aufruhr entſteht. 
Vorbem 8 vor 828. 


Art 109 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die im öffentlichen 
Jutereſſe erfolgende Entziehung, Beſchädigung oder Benutzung einer Sache, Be- 
ſchränkung des Eigentums und Entziehung oder Beſchränkung von Rechten. 
Auf die nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen eines ſolchen Eingriffs zu ger 
währende Entſchädigung finden die Vorſchriften der Artt 52, 53 Anwendung, 
ſoweit nicht die Landesgeſetze ein anderes beſtimmen. 


291 A 1: 504 A 1; 571 A 6; 873 A 1; 875 A 1; 892 A 8; 903 A 3; 904 A 9; 906 A 1; 907 A 1; 
925 A 1: 1018 A 1, 5; 1030 A 5; 1094 A 3; 1105 A 1; 1120 A 1; 1127 A 4 1128 e 


Art 110 
Unberührt bleiben die laudesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für den Fall, 
daß zerſtörte Gebäude in anderer Lage wiederhergeſtellt werden, die Rechte 
an den beteiligten Grundſtücken regeln. 
1127 A A. 


Art 111 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche im öffentlichen 
Jutereſſe das Eigentum in Anſehung tatſächlicher Verfügungen beſchränken. 
903 A 8: 921 U 8. 
Art 112 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Behandlung 
der einem Eiſenbahn⸗ oder Kleinbahnunternehmen gewidmeten Grundſtücke 
und ſonſtiger Vermögensgegenſtände als Einheit (Bahneinheit), über die Ver⸗ 
äußerung und Belaſtung einer ſolchen Bahneinheit oder ihrer Beſtandteile, ins⸗ 
beſondere die Belaſtung im Falle der Ausſtellung von Teilſchuldverſchreibungen 
BGB, Kommentar von Relchsgerichtsraten. V. Bd. 6. Aufl. (Erler. 28 
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auf den Inhaber, und die ſich dabei ergebenden Rechtsverhältniſſe ſowie über 
die Liquidation zum Zwecke der Befriedigung der Gläubiger, denen ein Recht 
auf abgeſonderte Befriedigung aus den Beſtandteilen der Bahneinheit zuſteht. 

Vorbem vor 878; 873 A 1; 890 A 1; 925 A 1; 1018 A 1; Vorbem 4 vor 1118; 1114 A 3; 1147 A 2. 


Art 113 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Zuſammen⸗ 
legung von Grundſtücken, über die Gemeinheitsteilung, die Regulierung der 
Wege, die Ordnung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe ſowie über die 
Ablöſung, Umwandlung oder Einſchränkung von Dieuſtbarkeiten und Real⸗ 
laſten. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften, welche die durch ein 
Verfahren dieſer Art begründeten gemeinſchaftlichen Augelegenheiten zum 
Gegenſtande haben oder welche ſich auf den Erwerb des Eigentums, auf die 
Begründung, Anderung und Aufhebung von anderen Rechten an Grundſtücken 
und auf die Berichtigung des Grundbuchs beziehen. 


741 A 4; 873 A 1; 875 A 1: 877 A 4; 882 A 1; 890 A 1; 912 A 13; 914 A 2; 917 A 15; 926 A 1; 
1008 A 1; 1018 A 1, 5; 1021 A 5; 1090 A 1; 1105 A 1, 4, 8; Vorbem 4 vor 1113; 1114 A8; 1120 A 1. 


Art 114 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die dem 
Staate oder einer öffentlichen Anſtalt infolge der Ordnung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſe oder der Ablöſung von Dienſtbarkeiten, Reallaſten oder 
der Oberlehnsherrlichkeit zuſtehenden Ablöſungsrenten und ſonſtigen Reallaſten 
zu ihrer Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. 

Vorbem 2 vor 876; 892 A 6, 6; 901 A5; 914 A 2; 917 A 15; 1018 A 1, 5; 1021 A 5; 1105 A 1, 4. 


Art 115 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks mit gewiſſen Grunddienſtbarkeiten oder beſchränkten perſön⸗— 
lichen Dienſtbarkeiten oder mit Reallaſten unterſagen oder beſchränken, ſowie die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Juhalt und das Maß ſolcher Rechte 
näher beſtimmen. 

903 A 8; 912 A 13; 914 A 2; 917 A 15; 1018 A 1, 5; 1020 A 6; 1021 A 5; 1076 A 1; 1090 A 1; 1106 
ee eee e 


Art 116 
Die in den Artt 113 bis 115 bezeichneten landesgeſetzlichen Vorſchriften 
finden keine Anwendung auf die nach den 88 912, 916, 917 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu entrichtenden Geldrenten und auf die in den 88 1021, 1022 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmten Unterhaltungspflichten. 


908 A 8; 912 A 13; 914 A 2; 917 A 15; 1021 A 5; 1105 A 1. 


Art 117 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks über eine beſtimmte Wertgrenze hinaus unterſagen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks mit einer unkündbaren Hypothek oder Grundſchuld unter⸗ 
ſagen oder die Ausſchließung des Kündigungsrechts des Eigentümers bei 
Hypothekenforderungen und Grundſchulden zeitlich beſchränken und bei Renten⸗ 
ſchulden nur für eine kürzere als die im $ 1202 Abf 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beſtimmte Zeit zulaſſen. 

903 A 8; 1018 A 1; Vorbem 4 vor 1113; 1115 A 8; 1141 A 1: 1202 A 2. 
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Art 118 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche einer Geldrente, 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, die dem Staate oder einer öffent⸗ 
lichen Anſtalt wegen eines zur Verbeſſerung des belaſteten Grundſtücks ge⸗ 
währten Darlehens zuſteht, den Vorrang vor anderen Belaſtungen des Grund⸗ 
ſtücks einräumen. Zugunſten eines Dritten finden die Vorſchriften der 88 892 
893 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

870 A 8, 4; 892 A 6; 1018 A 1; 1106 A 1. 


Art 119 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche 

1. die Veräußerung eines Grundſtücks beſchränken; 

2. die Teilung eines Grundſtücks oder die getrennte Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken, die bisher zuſammen bewirtſchaftetz worden ſind, unterſagen oder 
beſchränken; el 

3. die nach § 890 Abf 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige Vereinigung 
mehrerer Grundſtücke oder die nach 8 890 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zuläſſige Zuſchreibung eines Grundſtücks zu einem anderen Grund⸗ 
ſtück unterſagen oder beſchränken. 

185 A 2; 504 A 1; 741 A 4; 749 A 6; 890 A 1, 2; 903 A 3. 


Art 120 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
der Veräußerung eines Teiles eines Grundſtücks dieſer Teil von den Belaſtungen 
des Grundſtücks befreit wird, wenn von der zuſtändigen Behörde feſtgeſtellt 
wird, daß die Rechtsänderung für die Berechtigten unſchädlich iſt. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen unter 
der gleichen Vorausſetzung: 

1. im Falle der Teilung eines mit einer Reallaſt belaſteten Grundſtücks die 

Reallaſt auf die einzelnen Teile des Grundſtücks verteilt wird; 

2. im Falle der Aufhebung eines dem jeweiligen Eigentümer eines Grund- 
ſtücks an einem anderen Grundſtücke zuſtehenden Rechtes die Zuſtimmung 
derjenigen nicht erforderlich iſt, zu deren Gunſten das Grundſtück des 
Berechtigten belaſtet iſt: 

3. in den Fällen des § 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Art 52 
dieſes Geſetzes der dem Eigentümer zuſtehende Entſchädigungsanſpruch 
von dem einem Dritten an dem Anſpruche zuſtehenden Rechte befreit 
wird. 

741 A 4; 875 A 1; 876 A5; 890 A 1; 914 A 6: 1018 A 1; 1090 A 1; 1105 A 4; 1108 A5; 1109 A 5; 

Vorbem 4 vor 1118; 1120 A 1; 1127 A 4. 


Art 121 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
der Teilung eines für den Staat oder eine öffentliche Anſtalt mit einer Reallaſt 
belaſteten Grundſtücks nur ein Teil des Grundſtücks mit der Reallaſt belaſtet bleibt 
und dafür zugunſten des jeweiligen Eigentümers dieſes Teiles die übrigen Teile 
mit gleichartigen Reallaſten belaſtet werden. 
741 A 4: 1108 A 5. 


Art 122 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Rechte des 
Eigentümers eines Grundſtücks in Anſehung der auf der Grenze oder auf dem 
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Nachbargrundſtücke ſtehenden Obſtbäume abweichend von den Vorſchriften des 
$ 910 und des § 923 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmen. 


910 A 2; 923 A 8. 


Art 123 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche das Recht des 
Notwegs zum Zwecke der Verbindung eines Grundſtücks mit einer Waſſerſtraße 
oder einer Eiſenbahn gewähren. 
917 A 5. 
Art 124 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche das Eigentum 
an Grundſtücken zugunſten der Nachbarn noch anderen als den im Bürgerlichen 
Geſetzbuche beſtimmten Beſchränkungen unterwerfen. Dies gilt insbeſondere 
auch von den Vorſchriften, nach welchen Anlagen ſowie Bäume und Sträucher 
nur in einem beſtimmten Abſtande von der Grenze gehalten werden dürfen. 
873 A 5; 906 A 1; 907 A 8, 9; 909 A 2, 5; 910 A 2; 912 A 5; 921 A 8; 1004 A 6. 


Art 125 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Vorſchrift 
des 8 26 der Gewerbeordnung auf Eiſenbahn⸗, Dampfſchiffahrts⸗ und ähnliche 
Verkehrsunternehmungen erſtrecken. 
906 A 1, 18; 907 A 1; 1004 A 4. 


Art 126 
Durch Landesgeſetz kann das dem Staate an einem Grundſtücke zuſtehende 
Eigentum auf einen Kommunalverband und das einem Kommunalverband an 
einem Grundſtücke zuſtehende Eigentum auf einen anderen Kommunalverband 
oder auf den Staat übertragen werden. 
879 A 1, 2; 925 A 1, 2. 
Art 127 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Übertragung 
des Eigentums an einem Grundſtücke, das im Grumdbuche nicht eingetragen iſt 
und nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung auch nach der Übertragung 


nicht eingetragen zu werden braucht. 
Vorbem vor 873; 873 A 1; 888 A 9; 925 U 1; 927 A 1; 928 A 1. 


Art 128 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Begründung 
und Aufhebung einer Dienſtbarkeit an einem Grundſtücke, das im Grundbuche 
nicht eingetragen iſt und nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung nicht ein⸗ 
getragen zu werden braucht. 
Vorbem vor 878; 1010 A 1; 1018 A 5; 1028 A 5; 1090 A 1; 1094 A 9. 


Art 129 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen das Recht 
zur Aneignung eines nach § 928 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgegebenen 
Grundſtücks an Stelle des Fiskus einer beſtimmten anderen Perſon zuſteht. 

878 A 1; 928 A 6; 958 A 2. 


Art 130 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht zur An⸗ 
eignung der einem anderen gehörenden, im Freien betroffenen Tauben. 
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Art 131 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für den Fall, 
daß jedem der Miteigentümer eines mit einem Gebäude verſehenen Grundſtücks 
die ausſchließliche Benutzung eines Teiles des Gebäudes eingeräumt iſt, das 
Gemeinſchaftsverhältnis näher beſtimmen, die Anwendung der §§ 749 bis 751 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausſchließen und für den Fall des Konkurſes über 
das Vermögen eines Miteigentümers dem Konkursverwalter das Recht, die 
Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, verſagen. 

741 A 4; 749 A 6; 1010 A 1. 

Art 132 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Kirchenbaulaſt 
und die Schulbaulaſt. 

Vorbem vor 194; 1105 A 1. 

Art 133 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht zur Be⸗ 
nutzung eines Platzes in einem dem öffentlichen Gottesdienſte gewidmeten Ge⸗ 
bäude oder auf einer öffentlichen Begräbnisſtätte. 

Vorbem vor 194; 1024 A 1; 1090 A 1; 1968 A 1, 2. 


Art 134 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die religiöſe Er⸗ 
ziehung der Kinder. 
1631 A 1; Gef. über die religiöſe Kindererziehung $ 8 (nach 8 1631). 


Art 135 


Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriſten über die Zwangserziehung 
Minderjähriger. Die Zwangserziehung ist jedoch, unbeschadet der Vorschriften der 
$$ 55, 56 des Strafgeseizbuchs nur zulässig, wenn sie von dem Vormundschafts- 
gericht angeordnet wird. Die Anordnung kann außer den Fällen der $$ 1666, 1838 
des Bürgerlichen Geselzbuchs nur erfolgen, wenn die Zwangserziehung zur Ver- 
hütung des völligen sittlichen Verderbens notwendig ist. 

Die Landesgesetze können die Entscheidung darüber, ob der Minderjährige, des- 
sen Zwangserziehung angeordnet ist, in einer Familie oder in einer Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt unterzubringen sei, einer Verwaltungsbehörde übertragen, wenn die 
Unterbringung auf öffentliche Kosten zu erfolgen hat. 

823 A 10; Vorbem 5 vor 1616. 


Art 136 


Umberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen 

1. der Vorstand einer unter staatlicher Verwaltung oder Aufsicht stehenden Er- 
ziehungs- oder Verpflegungsanstalt oder ein Beamter alle oder einzelne Rechte 
und Pflichten eines Vormundes für diejenigen Minderjährigen hat, welche in 
der Anstalt oder unter der Aufsicht des Vorstandes oder des Beamten in einer 
von ihm wusgewählten Familie oder Anstalt erzogen oder verpflegt werden, und 
der Vorstand der Anstalt oder der Beumte auch nach der Beendigung der Er- 
ziehung oder der Verpflegung bis zur Volljährigkeit des Mündels diese Rechte 
und Pflichten behält, unbeschadet der Befugnis des Vormundschaftsgerichts, 
einen anderen Vormund zu bestellen; 

2. die Vorschriften der Nr 1 bei unehehchen Minderjährigen auch dann gelten, 
wenn diese unter der Aufsicht des Vorstandes oder des Beamten in der mütter- 
lichen Familie erzogen oder verpflegt werden; 
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3. der Vorstand einer unter staatlicher Verwaltung oder Aufsicht stehenden Er- 
ziehungs- oder Verpflegungsanstalt oder ein von ihm bezeichneter Angestellter 
der Anstalt oder ein Beamter vor den nach & 1776 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs als Vormünder berufenen Personen zum Vormunde der in Nr J, 2 be- 
zeichneten Minderjährigen bestellt werden kann; 

4. im Falle einer nach den Vorschriften der Nr 1 bis 3 stattfindenden Bevor- 
mundung ein Gegenvormund nicht zu bestellen ist und dem Vormunde die nach 
$ 1852 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zulässigen Befreiungen zustehen. 

1773 A 4; 1776 A 1; 1782 A 1; 1792 A 1; 1852 A 1; 1885 A 2; 1897 A 1. 


Art 137 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Grundſätze, 
nach denen in den Fällen des § 1515 Abſ 2, 3 und der §§ 2049, 2312 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs der Ertragswert eines Landguts feſtzuſtellen iſt. 
1515 U 9; Vorbem 2 vor 1922; 2049 A 2. 


Art 138 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
des § 1936 des, Bürgerlichen Geſetzbuchs an Stelle des Fiskus eine Körperſchaft, 
Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes geſetzlicher Erbe iſt. 


Vorbem 2 vor 1922; 1936 A 4; 2011 A 3. 


Art 139 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen dem 
Fiskus oder einer anderen juriſtiſchen Perſon i in Anſehung des Nachlaſſes einer 
verpflegten oder unterſtützten Perſon ein Erbrecht, ein Pflichtteilsanſpruch oder 
ein Recht auf beſtimmte Sachen zuſteht. 

Vorbem 2 vor 1922; 1936 A1; 2011 A 3. 


Art 140 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen das 
Nachlaßgericht auch unter anderen als den im § 1960 Abſ 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Vorausſetzungen die Anfertigung eines Nachlaß⸗ 
verzeichniſſes ſowie bis zu deſſen Vollendung die erforderlichen Sicherungs⸗ 
maßregeln, insbeſondere die Anlegung von Siegeln, von Amts wegen anordnen 
kann oder ſoll. 

Vorbem 2 vor 1922; 1960 A 1. 

Art 141 

Die Landesgeſetze können beſtimmen, daß für die Beurkundung von Rechts⸗ 
geſchäften, die nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs gerichtlicher 
oder notarieller Beurkundung bedürfen, entweder nur die Gerichte oder nur die 
Notare zuſtändig ſind. 


128 A 1, 518 A 2; 873 A 14; 1434 A 2; 1491 A 7; 1501 U 8; 1516 A 4; gaben 2 vor 1922; 2033 
A 4; 2231 A 2; 2232 A 1; 2276 A 1, 2291 A 3; 2296 U 3; 2348 A 1; 235 6 U 


Art 142 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche in Anſehung 
der in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden Grundſtücke beſtimmen, daß für 
die Beurkundung des im 8 313 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Ver⸗ 
trags ſowie für die nach § 873 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Bindung 
der Beteiligten erforderliche Beurkundung der Erklärungen außer den Gerichten 
und Notaren auch andere Behörden und Beamte zuſtändig ſind. 

128 A 1; 813 A 4; 873 A 14. 
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Art 143 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche in Anſehung der 
in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden Grundſtücke beſtimmen, daß die 
Einigung der Parteien in den Fällen der 88 925, 1015 des Bürgerlichen Gefetz⸗ 
buchs außer vor dem Grundbuchamt auch vor Gericht, vor einem Notar, vor 
einer anderen Behörde oder vor einem anderen Beamten erklärt werden kann. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen es bei 
der Auflaſſung eines Grundſtücks der gleichzeitigen Anweſenheit beider Teile 
nicht bedarf, wenn das Grundſtück durch ein Gericht oder einen Notar verſteigert 
worden iſt und die Auflaſſung noch in dem Verſteigerungstermine ſtattfindet. 

873 A 14; 892 A 18; 925 A 5, 10, 11, 12, 18. 


Art 144 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die ſachliche und 
örtliche Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtellen. Die Landesgeſetze können be⸗ 
ſtimmen, daß die Anlegung von Mündelgeld nach 8 1808 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bei den Hinterlegungsſtellen des Bundesſtaats nicht ſtattfindet. 

233 A 1; 374 A 1; 380 A 1; 1077 A 1; 1082 A 2; 1392 A 5; 1808 A 2; 1814 A 2; 1960 A 3; 


2116 A 1; 2119 A 1. 
Art 145 


Die Landesgeſetze können über die Hinterlegung nähere Beſtinmmungen 
treffen, insbeſondere den Nachweis der Empfangsberechtigung regeln und 
vorſchreiben, daß die hinterlegten Gelder und Wertpapiere gegen die Ver⸗ 
pflichtung zur Rückerſtattung in das Eigentum des Fiskus oder der als Hinter⸗ 
legungsſtelle beſtimmten Anſtalt übergehen, daß der Verkauf der hinterlegten 
Sachen von Amts wegen angeordnet werden kann ſowie daß der Anſpruch 
auf Rückerſtattung mit dem Ablauf einer gewiſſen Zeit oder unter ſonſtigen 
Vorausſetzungen zugunſten des Fistus oder der Hinterlegungsanſtalt erliſcht. 
In den Fällen des $ 382, des $ 1171 Abſ 3 und des $ 1269 Satz 3 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs muß dem Hinterleger die Rücknahme des hinterlegten Betrags 
mindeſtens während eines Jahres von dem Zeitpunkt an geſtattet werden, 
mit welchem das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht. 


Von einer gerichtlichen Anordnung kann die Hinterlegung nicht abhängig 
gemacht werden. 


372 A 1; 380 A 1; 882 A 2; 687 A 3; 1077 A 1: 1082 A 2; 1171 A5; 1392 A5; 1814 A 2; 2110 A 1. 


Art 146 


Iſt durch Landesgeſetz beſtimmt, daß die Hinterlegungsſtellen auch andere 
Sachen als Geld, Wertpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſtbarkeiten anzu⸗ 
nehmen haben, ſo finden auf Schuldverhältniſſe, die auf Leiſtung derartiger 
Sachen gerichtet find, die Vorſchriften der $$ 372 bis 382 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung. 

372 A 1; 880 A 1; 383 A 1; 1818 A 1; 2039 A 3; 2116 A 1. 

Art 147 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen für die 
dem Vormundſchaftsgericht oder dem Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen 
andere als gerichtliche Behörden zuſtändig ſind. 

Sind durch Landesgeſetz die Verrichtungen des Nachlaßgerichts einer anderen 
Behörde als einem Gericht übertragen, ſo iſt für die Abnahme des im § 2006 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebenen Offenbarungseids das Amts⸗ 
gericht zuſtändig, in deſſen Bezirke die Nachlaßbehörde ihren Sitz hat. 


8 A 2; 1886 A 4 1337 A5; 1842 A 2; 1358 A 6; 1491 A A; 1493 A 3; 1507 A 1; Vorbem 4 vor 1778 
1848 A 1; Vorbem 2 vor 1922; 2008 A 1; 2008 U 2; 2146 A 1; 2259 A 2; 2282 A 7; 2858 A 1. 
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Art 148 


Die Landesgeſetze können die Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts zur Aufnahme 
des Inventars ausſchließen. 
Vorbem 2 vor 1922; 2008 U 1. 


Art 149 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen bei der 
Errichtung einer Verfügung von Todes wegen der Richter an Stelle des Gerichts⸗ 
ſchreibers oder der zwei Zeugen eine beſonders dazu beſtellte Urkundsperſon zu⸗ 
ziehen kann. 

Auf die Urkundsperſon finden die Vorſchriften der §88§ 2234 bis 2236 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Vorbem 2 vor 1922; 2233 A 1: 2234 A 1. 


Art 150 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
des § 2249 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an Stelle des Vorſtehers oder neben 
dem Vorſteher eine andere amtlich beſtellte Perſon zuſtändig iſt. 

Vorbem 2 vor 1922: 2249 A 2. 


Art 151 


Durch die Vorſchriften der 88 2234 bis 2245, 2276 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und des Art 149 dieſes Geſetzes werden die allgemeinen Vorſchriften 
der Landesgeſetze über die Errichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden 
nicht berührt. Ein Verſtoß gegen eine ſolche Vorſchrift iſt, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften über die Folgen des Mangels der ſachlichen Zuſtändigkeit, ohne Einfluß 
auf die Gültigkeit der Verfügung von Todes wegen. 

Vorbem 2 vor 1922; 2232 A 1; 2287 A 1; 2240 A 1; 2241 A 1; 2276 A 1. 


Art 152 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für die nicht 
nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung zu erledigenden Rechtsſtreitig⸗ 
keiten die Vorgänge beſtimmen, mit denen die nach den Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs an die Klagerhebung und an die Rechtshängigkeit geknüpften 
Wirkungen eintreten. Soweit ſolche Vorſchriften fehlen, finden die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 

987 A 2. 


Vierter Abſchnitt 
Übergangsvorſchriften 


Art 153 


Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht das 
einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, aber für volljährig erklärt iſt oder 
ſonſt die rechtliche Stellung eines Volljährigen erlangt hat, ſteht von dieſer 
Zeit an einem Volljährigen gleich. 

Vorbem 8 vor 1; 2 A 2; 104 A 7; 106 A 1; Vorbem 7 vor 1773. 
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Art 154 


Wer nach den franzöſiſchen oder den badiſchen Geſetzen emanzipiert oder aus 
der Gewalt entlaffen ift, ſteht von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs an, wenn er zu dieſer Zeit das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, einem 
Volljährigen, anderenfalls einem Minderjährigen gleich. 

Vorbem 8 vor 1; 104 A 7; 106 A 1; Vorbem 7 vor 1773. 


Art 155 


Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigt iſt, ſteht von dieſer Zeit an einem nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Geiſteskrankheit Entmündigten gleich. 

Vorbem 8 vor 1; 6 A 7; 104 A 7; 114 A 2; Vorbem ? vor 1773. 


Art 156 


Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Ver⸗ 
ſchwendung entmündigt iſt, ſteht von dieſer Zeit an einem nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Verſchwendung Entmündigten gleich. 

Dasſelbe gilt von demjenigen, für welchen nach den franzöſiſchen oder den 
badiſchen Geſetzen wegen Verſchwendung die Beſtellung eines Beiſtandes an⸗ 


geordnet iſt. 
Vorbem 8 vor 1; 6 A 7; 104 A 7; 114 A 2; Vorbem 7 vor 1778. 


Art 157 


Die Vorſchriften der franzöſiſchen und der badiſchen Geſetze über den er⸗ 
wählten Wohnſitz bleiben für Rechtsverhältniſſe, die ſich nach dieſen Geſetzen 
beſtimmen, in Kraft, ſofern der Wohnſitz vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erwählt worden iſt. 


3 Art 158 
Die Wirkungen einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erfolgten Todeserklärung beſtimmen ſich nach den bisherigen Geſetzen, ſoweit 
ſich nicht aus den Artt 159, 160 ein anderes ergibt. 
13 A 8. 
Art 159 


Der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs für 
tot erklärten Perſon kann nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
eine neue Ehe eingehen, auch wenn die Wiederverheiratung nach den bisherigen 
Geſetzen nicht zuläſſig ſein würde. Die Vorſchriften der 88 1348 bis 1352 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 

13 A 3; 1848 U 2. 

Art 160 

Soweit nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs infolge einer 
Todeserklärung die elterliche Gewalt des Verſchollenen, die Vormundſchaft, 
die Pflegſchaft ſowie das Amt als Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand 
oder Mitglied eines Familienrats endigt, gelten dieſe Vorſchriften von dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an auch für eine vorher erfolgte 
Todeserklärung. 


13 A . 2 


Art 161 
Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs anhängiges 
Verfahren, das eine Todeserklärung, eine Verſchollenheitserklärung oder die 
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Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den Beſitz oder Genuß des Vermögens 
eines Verſchollenen zum Gegenſtande hat, iſt nach den bisherigen Geſetzen zu 
erledigen. 

Iſt vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine Verſchollenheits⸗ 
erklärung oder die vorläufige Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den Beſitz 
oder Genuß des Vermögens eines Verſchollenen erfolgt, ſo ſind die bisherigen 
Geſetze auch für die Todeserklärung ſowie für die endgültige Einweiſung maß⸗ 
gebend. 

Nach den bisherigen Geſetzen beſtimmen ſich auch die Wirkungen der nach 
Abſ 1, 2 ergehenden Entſcheidungen. Im Falle der Todeserklärung finden 
die Vorſchriften der Artt 159, 160 Anwendung. 

13 A 3. 


Art 162 


Soweit eine nach den bisherigen Geſetzen erfolgte oder nach Art 161 Abſ 2 
zuläſſige endgültige Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den Beſitz oder 
Genuß des Vermögens des Verſchollenen ohne Einfluß auf Rechtsverhältniſſe 
iſt, auf die ſich die Wirkungen der Todeserklärung nach dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch erſtrecken, iſt nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine 
Todeserklärung nach deſſen Vorſchriften zuläſſig; die Wirkungen beſchränken 
ſich auf dieſe Rechtsverhältniſſe. 


Art 163 


Auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden 
juriſtiſchen Perſonen finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften der 88 25 bis 
53, 85 bis 89 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
den Artt 164 bis 166 ein anderes ergibt. 


Vorbem 5 vor 21. 
Art 164 


In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Realgemeinden und 
ähnlichen Verbände, deren Mitglieder als ſolche zu Nutzungen an land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken, an Mühlen, Brauhäuſern und ähnlichen Anlagen 
berechtigt ſind. Es macht keinen Unterſchied, ob die Realgemeinden oder ſonſtigen 
Verbände juriſtiſche Perſonen ſind oder nicht und ob die Berechtigung der Mit⸗ 
glieder an Grundbeſitz geknüpft iſt oder nicht. 

Vorbem 5 vor 21; 741 A 4; 1018 A 1. 


Art 165 


In Kraft bleiben die Vorſchriften der bayeriſchen Geſetze, betreffend die 
privatrechtliche Stellung der Vereine ſowie der Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
geſellſchaften, vom 29. April 1869 in Anſehung derjenigen Vereine und regi⸗ 
ſtrierten Geſellſchaften, welche auf Grund dieſer Geſetze zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehen. 


Vorbem 5 vor 21. 
Art 166 
In Kraft bleiben die Vorſchriften des ſächſiſchen Geſetzes vom 15. Juni 1868, 
betreffend die juriſtiſchen Perſonen, in Anſehung derjenigen Perſonenvereine, 
welche zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Rechts⸗ 
fähigkeit durch Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter erlangt haben. 


Vorbem 5 vor 21 
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Art 167 
In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden landſchaftlichen 
oder ritterſchaftlichen Kreditanſtalten betreffen. 


Vorbem 5 vor 21; 25 A 2; 96 A 1; 97 A 2; Vorbem 2 vor 8 873 a. E.; Vorbem 4 vor 1113; 1115 
A 4, 5, 10; 1143 A 2; 1168 A 1, 5. 
Art 168 


Eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Verfügungsbeſchränkung bleibt wirkſam, unbeſchadet der Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten. 

135 A 2; 137 A 6; 1094 A 5; 1809 A 2. 


Art 169 


Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung finden 
auf die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen, noch 
nicht verjährten Anſprüche Anwendung. Der Beginn ſowie die Hemmung 
und Unterbrechung der Verjährung beſtimmen ſich jedoch für die Zeit vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen. 

Iſt die Verjährungsfriſt nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche kürzer als nach 
den bisherigen Geſetzen, ſo wird die kürzere Friſt von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an berechnet. Läuft jedoch die in den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen beſtimmte längere Friſt früher als die im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmte 
kürzere Friſt ab, ſo iſt die Verjährung mit dem Ablaufe der längeren Friſt vollendet. 

Vorbem vor 194; 852 A 7; 900 U 1; 987 A 1: Vorbem 4 vor 1080; 1571 A5; Vorbem 8 vor 1922. 


Art 170 
Für ein Schuldverhältnis, das vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs eutſtanden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. 
Vorbem s vor 1; Vorbem b vor 21; 125 A 7; 186 U B; 246 A 8; 259 U 8; 288 A 5; 519 A1; Vorbem 7 
vor 535; Vorbem 8 vor 681; Vorbem 5 vor 706; 724 U 2; 741 A 4; 762 A 7; Vorbem 8 vor 828; 1360 A 1. 


Art 171 
Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehendes 
Miet⸗, Pacht⸗ oder Dienſtverhältnis beſtimmt ſich, wenn nicht die Kündigung 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs für den erſten Termin 
erfolgt, für den ſie nach den bisherigen Geſetzen zuläſſig iſt, von dieſem Termin 
an nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 7 vor 685; Vorbem 6 vor 611. 


Art 172 


Wird eine Sache, die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs vermietet oder verpachtet war, nach dieſer Zeit veräußert oder mit einem 
Rechte belaſtet, ſo hat der Mieter oder Pächter dem Erwerber der Sache oder 
des Rechtes gegenüber die im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmten Rechte. 
Weitergehende Rechte des Mieters oder Pächters, die ſich aus den bisherigen 
Geſetzen ergeben, bleiben unberührt, unbeſchadet der Vorſchrift des Art 171. 

Vorbem 7b vor 535; 892 A 7. Art 173 


Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

741 A 4; 921 A 8; 1094 A 5; 2032 A 4. 
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Art 174 


Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an gelten für die vorher 
ausgeſtellten Schuldverſchreibungen auf den Inhaber die Vorſchriften der 
§8 798 bis 800, 802, 804 und des § 806 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Bei den auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen ſowie bei 
Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheinen bleiben jedoch für die Kraftlos- 
erklärung und die Zahlungsſperre die bisherigen Geſetze maßgebend. 

Die Verjährung der Anſprüche aus den vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs ausgeſtellten Schuldverſchreibungen auf den Inhaber beſtimmt 
ſich, unbeſchadet der Vorſchriften des §S 802 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, nach 
den bisherigen Geſetzen. 

Vorbem 8 vor 1; Vorbem 3 vor 793; 798 A 1; 799 A 5; 801 A 3; 802 A 1; 808 A 3; 804 A 4; 
806 Ai. 

Art 175 


Für Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine, die nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs für ein vor dieſer Zeit ausgeſtelltes Inhaberpapier 
ausgegeben werden, ſind die Geſetze maßgebend, welche für die vor dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgegebenen Scheine gleicher Art 
gelten. 

Vorbem 8 vor 793; 803 A 3; 804 A 4. 


Art 176 


Die Außerkursſetzung von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber findet 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr ſtatt. Eine 
vorher erfolgte Außerkursſetzung verliert mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ihre Wirkung. 


Vorbem 3 vor 793; 799 A 5; 1809 A 1. 


Art 177 


Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an gelten für vorher 
ausgegebene Urkunden der im 8 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art, ſofern der Schuldner nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung 
verpflichtet iſt, die Vorſchriften des $ 808 Abſ 2 Satz 2, 3 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und des Art 102 Abſ 2 dieſes Geſetzes. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 3 vor 798; 808 A 4. 


Art 178 
Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs anhängiges 
Verfahren, das die Kraftloserklärung einer Schuldverſchreibung auf den In⸗ 
haber oder einer Urkunde der im § 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art oder die Zahlungsſperre für ein ſolches Papier zum Gegenſtande hat, iſt 
nach den bisherigen Geſetzen zu erledigen. Nach dieſen Geſetzen beſtimmen 
ſich auch die Wirkungen des Verfahrens und der Entſcheidung. 


Vorbem 3 vor 793; 799 A 5; 808 A 4. 
Art 179 
Hat ein Anſpruch aus einem Schuldverhältniſſe nach den bisherigen Ge— 
ſetzen durch Eintragung in ein öffentliches Buch Wirkſamkeit gegen Dritte er- 
langt, ſo behält er dieſe Wirkſamkeit auch nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs. 


Vorbem 3 vor 535. 
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Art 180 


Auf ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehendes 
Beſitzverhältnis finden von dieſer Zeit an, unbeſchadet des Art 191, die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Vorbem 8 vor 1; 854 A 6. 
Art 181 


Auf das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Eigentum finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs Anwendung. 

Steht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Eigentum 
an einer Sache mehreren nicht nach Bruchteilen zu oder iſt zu dieſer Zeit ein 
Sondereigentum an ſtehenden Erzeugniſſen eines Grundſtücks, insbeſondere an 
Bäumen, begründet, ſo bleiben dieſe Rechte beſtehen. 


Vorbem s vor 1; 93 A 7; 95 A1; 283 A5; 741 A4; 890 A 6; 891 AL; 903 A 1; 910 A 4; 912 A1; 
917 A 15; 921 A 8; 953 A 3; 1004 A 7; 1094 A 5. 


Art 182 


Das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Stockwerkseigentum bleibt beſtehen. Das Rechtsverhältnis der Beteiligten 
untereinander beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 


93 A 7; 741 A 4; 749 A 6; 752 A 2; 891 A 1; 908 A 1; 1008 A 1; 1010 A 1; 1113 A 1; VO über 
das Erbbaurecht 1 A il. 


Art 183 


Zugunſten eines Grundſtücks, das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs mit Wald beſtanden iſt, bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche die Rechte des Eigentümers eines Nachbargrundſtücks in An⸗ 
ſehung der auf der Grenze oder auf dem Waldgrundſtücke ſtehenden Bäume und 
Sträucher abweichend von den Vorſchriften des § 910 und des 8 923 Abſ 2, 3 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmen, bis zur nächſten Verjüngung des 
Waldes in Kraft. 

Vorbem 8 vor 1; 903 A 1; 910 A 2; 923 A 8. 


Art 184 


Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs belaſtet iſt, bleiben mit dem ſich aus den bisherigen 
Geſetzen ergebenden Inhalt und Range beſtehen, ſoweit ſich nicht aus den 
Artt 192 bis 195 ein anderes ergibt. Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an gelten jedoch für ein Erbbaurecht die Vorſchriften des § 1017, 
für eine Grunddienſtbarkeit die Vorſchriften der 88 1020 bis 1028 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs. 

Norbem 8 vor 171 498 A 1; 560 A 1; 873 A 6; 879 A 3, 4; 891 A 1; 892 A 3, 7; 894 A1 a. E.; 1018 
A 1,5: 1020 A 6; 1021 A5; 1023 A 7; 1024 A 4; 1025 A 6; 1026 A 3: 1027 A 4; 1028 A5; Vorbem 4 vor 
1030: 1090 A 1; 1094 A 5; 1105 Nl 1; 1110 A 1; Vorbem 6 vor 1113; 1138 A 1; 1252 U 6; Vo über 
das Erbbaurecht 38 A 1k. 


Art 185 


Iſt zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Erſitzung 
des Eigentums oder Nießbrauchs an einer beweglichen Sache noch nicht voll⸗ 
endet, ſo finden auf die Erſitzung die Vorſchriften des Art 169 entſprechende 
Anwendung. 

937 A 1; Vorbem 4 vor 1030. 
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Art 186 


Das Verfahren, in welchem die Anlegung der Grundbücher erfolgt, ſowie 
der Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzu⸗ 
ſehen iſt, werden für jeden Bundesſtaat durch landesherrliche Verordnung 
beſtimmt. 1 

Iſt das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzuſehen, jo iſt die An⸗ 
legung auch für ſolche zu dem Bezirke gehörende Grundſtücke, die noch kein 
Blatt im Grundbuche haben, als erfolgt anzuſehen, ſoweit nicht beſtimmte 
Grundſtücke durch beſondere Anordnung ausgenommen ſind. 

Vorbem vor 873; 891 A 1; 892 A 6; 900 A 1; 903 A 1; 925 A 1; 1018 A 1; 1120 A 1. 


Art 187 


Eine Grunddienſtbarkeit, die zu der Zeit beſteht, zu welcher das Grundbuch 
als angelegt anzuſehen iſt, bedarf zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. Die Eintragung 
hat jedoch zu erfolgen, wenn ſie von dem Berechtigten oder von dem Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks verlangt wird; die Koſten ſind von demjenigen zu 
tragen und vorzuſchießen, welcher die Eintragung verlangt. 

Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß die beſtehenden Grunddienſt⸗ 
barkeiten oder einzelne Arten zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs bei der Aulegung des Grundbuchs oder 
ſpäter in das Grundbuch eingetragen werden müſſen. Die Beſtimmung kann 
auf einzelne Grundbuchbezirke beſchränkt werden. 

878 A 6; 879 A g; 889 A 2; 892 A 3, 6; 894 A Ha. E.) 1018 A 1, 5; 1027 A 4; 1028 A 5; 1094 A 5. 


Art 188 


Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß geſetzliche 
Pfandrechte, die zu der Zeit beſtehen, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt, zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs während einer zehn Jahre nicht überſteigenden, von dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an zu berechnenden Friſt nicht der Ein- 
tragung bedürfen. ö 

Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß Mietrechte 
und Pachtrechte, welche zu der im Abſ 1 bezeichneten Zeit als Rechte an einem 
Grundſtücke beſtehen, zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. 

Vorbem 3 vor 585; 892 A 6; Vorbem 6 vor 1113. 


Art 189 


Der Erwerb und Verluſt des Eigentums ſowie die Begründung, Über- 
tragung, Belaſtung und Aufhebung eines anderen Rechtes an einem Grundſtück 
oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte erfolgen auch nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen, bis das 
Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Das gleiche gilt von der Anderung des 
Inhalts und des Ranges der Rechte. Ein nach den Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs unzuläſſiges Recht kann nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs nicht mehr begründet werden. 

Iſt zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, der 
Beſitzer als der Berechtigte im Grundbuch eingetragen, ſo finden auf eine zu 
dieſer Zeit noch nicht vollendete, nach § 900 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu⸗ 
läſſige Erſitzung die Vorſchriften des Art 169 entſprechende Anwendung. 
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Die Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grundſtück oder ein Recht an 
einem Grundſtücke zu der Zeit belaftet iſt, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt, erfolgt auch nach dieſer Zeit nach den bisherigen Geſetzen, bis das 
Recht in das Grundbuch eingetragen wird. 

Vorbem 10 vor 104; 813 A5; 498 A 1; 560 A 1; Vorbem vor 873; 873 A 6; 875 A 3; 877 A 6; 880 


A 2 a. E; 889 A 2; 900 A 1; 903 A 1; 925 A 1, 6, 11, 927 A 1: 1018 A 1, 5; 1028 A 5; Vorbem 4 vor 
1030; 1090 A 1; 1094 A 5; 1105 A 1; 1111 A2; 1112 U 1; Vorbem 6 vor 1113; 1118 A 7% 


Art 190 
Das nach 8 928 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Fiskus zuſtehende 
Aneignungsrecht erſtreckt ſich auf alle Grundſtücke, die zu der Zeit herrenlos 
ſind, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Die Vorſchrift des 
Art 129 findet entſprechende Anwendung. 
928 A 6. 


Art 191 


Die bisherigen Geſetze über den Schutz im Beſitz einer Grunddienſtbarkeit 
oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit finden auch nach dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung, bis das Grundbuch für 
das belaſtete Grundſtück als angelegt anzuſehen iſt. 

Von der Zeit an, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
finden zum Schutze der Ausübung einer Grunddienſtbarkeit, mit welcher das 
Halten einer dauernden Anlage verbunden iſt, die für den Beſitzſchutz geltenden 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung, ſolange 
Dienſtbarkeiten dieſer Art nach Art 128 oder Art 187 zur Erhaltung der Wirkſam⸗ 
keit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung 
bedürfen. Das gleiche gilt für Grunddienſtbarkeiten anderer Art mit der Maß⸗ 
gabe, daß der Beſitzſchutz nur gewährt wird, wenn die Dienſtbarkeit in jedem 


der drei letzten Jahre vor der Störung mindeſtens einmal ausgeübt worden iſt. 
854 A 6; 1018 A 1, 5; 1029 A 6; 1090 A 1, 7. 


Art 192 

Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, an 
einem Grundſtücke beſtehendes Pfandrecht gilt von dieſer Zeit an als eine 
Hypothek, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt. Iſt 
der Betrag der Forderung, für die das Pfandrecht beſteht, nicht beſtimmt, ſo 
gilt das Pfandrecht als Sicherungshypothek. 

Iſt das Pfandrecht dahin beſchränkt, daß der Gläubiger Befriedigung aus 
dem Grundſtücke nur im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann, ſo bleibt 
dieſe Beſchränkung beſtehen. 

Vorbem 8 vor 1; 883 A 8; 891 A 1 Vorbem 6 vor 1113; 1116 A 2 1118 A 1, 1119 A 1 1120 A1; 
1127 A 4; 1188 A 2: 1188 A 1; 1147 A 2; 1163 A 1; 1164 A 21 1179 A 4; 1180 A 1 1190 A 1 a. E. 


Art 193 


Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein Pfandrecht, welches nach 
Art 192 nicht als Sicherungshypothek gilt, als Sicherungshypothek oder als eine 
Hypothek gelten ſoll, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, und daß eine über das Pfandrecht erteilte Urkunde als Hypotheken⸗ 
brief gelten ſoll. 

891 A 1; Vorbem 6 vor 1113; 1116 A 2. 


Art 194 


Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein Gläubiger, deſſen Pfand⸗ 
recht zu der im Art 192 bezeichneten Zeit beſteht, die Löſchung eines im Range 
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vorgehenden oder gleichſtehenden Pfandrechts, falls dieſes ſich mit dem Eigen⸗ 
tum in einer Perſon vereinigt, in gleicher Weiſe zu verlangen berechtigt iſt, 
wie wenn zur Sicherung des Rechtes auf Löſchung eine Vormerkung im Grund» 
buch eingetragen wäre. 

891 A 1; Vorbem 6 vor 1113; 1163 A 1; 1178 A 2; 1179 A 4. 


Art 195 

Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
beſtehende Grundſchuld gilt von dieſer Zeit an als Grundſchuld im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und eine über die Grundſchuld erteilte Urkunde als 
Grundſchuldbrief. Die Vorſchrift des Art 192 Abſ 2 findet entſprechende An- 
wendung. 

Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß eine zu der im Abſ 1 be⸗ 
zeichneten Zeit beſtehende Grundſchuld als eine Hypothek, für welche die Er⸗ 
teilung des Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen iſt, oder als Sicherungs⸗ 
hypothek gelten ſoll und daß eine über die Grundſchuld erteilte Urkunde als 
Hypothekenbrief gelten ſoll. 


Vorbem 8 vor 1; 891 A 1; Vorbem 6 vor 1113. 


Art 196 
Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß auf ein an einem Grund⸗ 
ſtücke beſtehendes vererbliches und übertragbares Nutzungsrecht die ſich auf 
Grundſtücke beziehenden Vorſchriften und auf den Erwerb eines ſolchen Rechtes 
die für den Erwerb des Eigentums an einem Grundſtücke geltenden Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung finden. 


Vorbem 4 vor 873; 878 A 6, 70; 917 A 14; 925 A 15 928 A 1; 1018 A 2, 3; 1090 A 2; 1147 A 21 1445 
A 47 1551 A9; 2113 N 1. 
Art 197 


In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen in An- 
ſehung ſolcher Grundſtücke, bezüglich deren zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ein nicht unter den Art 63 fallendes bäuerliches Nutzungs⸗ 
recht beſteht, nach der Beendigung des Nutzungsrechts ein Recht gleicher Art neu 
begründet werden kann und der Gutsherr zu der Begründung verpflichtet iſt. 


903 A 1. 
Art 198 


Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
geſchloſſenen Ehe beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

Eine nach den bisherigen Geſetzen nichtige oder ungültige Ehe iſt als von 
Anfang an gültig anzuſehen, wenn die Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch als Ehegatten miteinander leben und der 
Grund, auf dem die Nichtigkeit oder die Ungültigkeit beruht, nach den Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigkeit oder die Anfechtbarkeit 
der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe Wirkung verloren haben würde. Die 
für die Anfechtung im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmte Friſt beginnt nicht 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Die nach den bisherigen Geſetzen erfolgte Ungültigkeitserklärung einer Ehe 
ſteht der Nichtigkeitserklärung nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche gleich. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 10 vor 104; 125 A 7; 1824 A 8; 1389 A 7. 


Art 199 


Die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zueinander, insbeſondere 
die gegenſeitige Unterhaltspflicht, beſtimmen ſich auch für die zur Zeit des 
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Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Ehen nach deſſen 
Vorſchriften. 


Vorbem 8 vor 1; 1860 A 1; 1581 A 2; Vorbem 4 vor 1601. 


Art 200 


Für den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehenden Ehe bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Dies 
gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen 
des Güterſtandes und von den Vorſchriften der franzöſiſchen und der badiſchen 
Geſetze über das Verfahren bei Vermögensabſonderungen unter Ehegatten. 

Eine nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige Regelung 
des Güterſtandes kann durch Ehevertrag auch dann getroffen werden, wenn 
nach den bisherigen Geſetzen ein Ehevertrag unzuläſſig ſein würde. 

Soweit die Ehefrau nach den für den bisherigen Güterſtand maßgebenden 
Geſetzen infolge des Güterſtandes oder der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt iſt, bleibt dieſe Beſchränkung in Kraft, ſolange der bisherige Güterſtand 
beſteht. 


104 A 7; Vorbem 8 vor 1363; 1895 A 5; 1488 A 4: Vorbem 8 vor 1922; 1922 A 9 a. E.; 1931 A 5; 
8 


2229 A 8. 
Art 201 


Die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 
Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
einer Verfehlung der in den 88 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichneten Art ſchuldig gemacht, ſo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft nur erkaunt werden, wenn die Verfehlung auch 
nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund war. 
Vorbem 8 vor 1; Vorbem 8 vor 1868; 1564 A 6; 1571 A 6; 1581 A 2. 


Art 202 


Für die Wirkungen einer beſtändigen oder zeitweiligen Trennung von Tiſch 
und Bett, auf welche vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erkannt worden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Dies gilt ins⸗ 
beſondere auch von den Vorſchriften, nach denen eine bis zu dem Tode eines 
der Ehegatten fortbeſtehende Trennung in allen oder einzelnen Beziehungen 
der Auflöſung der Ehe gleichſteht. 

1358 A 4; 1564 A 6; 1981 A 1. 

Art 203 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geborenen ehelichen Kinde beſtimmt ſich 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 
Dies gilt insbeſondere auch in Anſehung des Vermögens, welches das Kind 
vorher erworben hat. 

Vorbem 8 vor 1; 1609 A 2; Vorbem 8 vor 1741. 


Art 204 


Iſt der Vater oder die Mutter zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in der Sorge für die Perſon oder für das Vermögen des Kindes 
durch eine Anordnung der zuſtändigen Behörde beſchränkt, ſo bleibt die Be⸗ 
ſchränkung in Kraft. Das Vormundſchaftsgericht kann die Anordnung nach 
§ 1671 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufheben. 
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Iſt dem Vater oder der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des 
Kindes durch Anordnung der zuſtändigen Behörde entzogen, ſo hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die Anordnung auf Antrag aufzuheben, es ſei denn, daß 
die Entziehung der Nutznießung nach § 1666 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs gerechtfertigt iſt. 

Vorbem 7 vor 1616. 

Art 205 

Hat der Vater vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf 
Grund der bisherigen Geſetze die Mutter von der Vormundſchaft über das 
Kind ausgeſchloſſen oder der Mutter einen Beiſtand zugeordnet, fo gilt die An⸗ 
ordnung des Vaters von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an 
als Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes für die Mutter im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Vorbem 7 vor 1616. 

Art 206 

Iſt auf Grund der bisherigen Geſetze eine Ehe geſchieden oder infolge der 
Todeserklärung eines der Ehegatten aufgelöſt oder iſt auf Trennung der Ehe- 
gatten von Tiſch und Bett erkannt worden, ſo beſtimmen ſich das Recht und die 
Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder zu ſorgen, 
nach den bisherigen Geſetzen; die Vorſchriften des § 1635 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2 
und des § 1636 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden jedoch Anwendung. 


1581 A 2; Vorbem 7 vor 1616. 


Art 207 
Inwieweit die Kinder aus einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſenen nichtigen oder ungültigen Ehe als eheliche Kinder an⸗ 
zuſehen ſind und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und Rechte 
ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 
1699 A 2. 
Art 208 


Die rechtliche Stellung eines vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs geborenen unehelichen Kindes beſtimmt ſich von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften; für die Erforſchung der 
Vaterſchaft, für das Recht des Kindes, den Familiennamen des Vaters zu führen, 
ſowie für die Unterhaltspflicht des Vaters bleiben jedoch die bisherigen Geſetze 
maßgebend. 

Inwieweit einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
außerehelich erzeugten Kinde aus einem beſonderen Grunde, insbeſondere 
wegen Erzeugung im Brautſtande, die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
zukommt und inwieweit der Vater und die Mutter eines ſolchen Kindes die 
Pflichten und Rechte ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen 
Geſetzen. 

Die Vorſchriften des Abſ 1 gelten auch für ein nach den franzöſiſchen oder 
den badiſchen Geſetzen anerkanntes Kind. 

Vorbem 3 vor 1705; 1924 A 2. 


Art 209 
Inwieweit ein vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs legiti⸗ 
miertes oder an Kindes Statt angenommenes Kind die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Kindes hat und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten 
und Rechte ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 


Vorbem 3 vor 1705; Vorbem 8 vor 1741. 


Übergangsvorſchriften 451 


Art 210 


Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Iſt die Vormundſchaft wegen eines 
körperlichen Gebrechens angeordnet, jo gilt fie als eine nach 8 1910 Abſ 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs angeordnete Pflegſchaft. Iſt die Vormundſchaft wegen 
Geiſtesſchwäche angeordnet, ohne daß eine Entmündigung erfolgt iſt, ſo gilt 
fie als eine nach $ 1910 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Vermögens⸗ 
angelegenheiten des Geiſtesſchwachen angeordnete Pflegſchaft. 

Die bisherigen Vormünder und Pfleger bleiben im Amte. Das gleiche gilt 
im Geltungsbereiche der preußiſchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 
für den Familienrat und deſſen Mitglieder. Ein Gegenvormund iſt zu entlaſſen, 
wenn nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Gegenvormund 
nicht zu beſtellen ſein würde. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 7 vor 1773. 


Art 211 


Die nach den franzöſiſchen oder den badiſchen Geſetzen für einen Geiſtes⸗ 
ſchwachen angeordnete Beſtellung eines Beiſtandes verliert mit dem Ablaufe 
von ſechs Monaten nach dem Jukrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihre 
Wirkung. 


Vorbem 7 vor 1773, 


Art 212 
In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen gewiſſe 


Wertpapiere zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ſind. 
Vorbem 7 vor 1773; 1807 A 1; 2119 A 1. 


Art 213 


Für die erbrechtlichen Verhältniſſe bleiben, wenn der Erblaſſer vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtorben iſt, die bisherigen Geſetze 
maßgebend. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über das erb- 
ſchaftliche Liquidationsverfahren. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 10 vor 104; Vorbem 3 vor 1363; Vorbem 3 vor 1922; 20: 5 
A 6; 2260 A 4; Vorbem vor 2339; Vorbem vor 2353. e 


Art 214 


Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgte Errichtung 
oder Aufhebung einer Verfügung von Todes wegen wird nach den bisherigen 
Geſetzen beurteilt, auch wenn der Erblaſſer nach dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs ſtirbt. 

Das gleiche gilt für die Bindung des Erblaſſers bei einem Erbvertrag oder 
einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, ſofern der Erbvertrag oder das Teſtament 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs errichtet worden iſt. 


125 A 7; Vorbem 3 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2286 A 1; 2289 A 1. 


Art 215 
Wer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Fähigkeit zur 
Errichtung einer Verfügung von Todes wegen erlangt und eine ſolche Ver⸗ 
fügung errichtet hat, behält die Fähigkeit, auch wenn er das nach dem Bürger- 
lichen Geſetzbuch erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. 
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Die Vorſchriften des § 2230 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf ein 
Teſtament Anwendung, das ein nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs geſtorbener Erblaſſer vor dieſem Zeitpunkt errichtet hat. 


Vorbem 10 vor 104; 104 A 7; Vorbem 8 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2230 A 2. 


Art 216 

Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Mitglieder gewiſſer ritter- 
ſchaftlicher Familien bei der Ordnung der Erbfolge in ihren Nachlaß durch das 
Pflichtteilsrecht nicht beſchränkt find, bleiben in Auſehung derjenigen Familien 
in Kraft, welchen dieſes Recht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zuſteht. 

Vorbem es vor 1922, 

Art 217 

Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgte Errichtung 
eines Erbverzichtsvertrags ſowie die Wirkungen eines ſolchen Vertrags be⸗ 
ſtimmen ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

Das gleiche gilt von einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs geſchloſſenen Vertrage, durch den ein Erbverzichtsvertrag aufgehoben 
worden iſt. 

Vorbem 3 vor 1922; 1931 A 5; Vorbem vor 2346. 


Art 218 


Soweit nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts die bisherigen Landesgeſetze 
maßgebend bleiben, können ſie nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs durch Landesgeſetz auch geändert werden. 

7 A 1: 1105 A 1; Vorbem 8 vor 1868; 1922 A 9 a. E. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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A 


Abbaurecht Vorbem 4 vor 873. 

Abbruch eines Gebäudes, Beeinträchtigung 
des Nachbargrundſtücks 909 A 6. 

Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte: 
bei Zeugen der Eheſchließung 1318, bei 
Zeugen der Teſtamentserrichtung 2237, 
beim Vormund 1781; EG 40. 

Abfindung bei Guts⸗ oder Vermögensüber⸗ 
nahme 330; eines Verletzten 843, 844; des 
anteilsberechtigten Abkömmlings bei fort⸗ 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1501, 1503; des 
Ehegatten 1580; für Unterhaltsanſprüche 
des unehelichen Kindes 1714; 244 A 1; 
Aufwertung 242 A 5 da, Vorbem 2 vor 779, 
1578 A 1 


Abgaben, öffentliche: keine Haftung des Ver- 
käufers für Nichtvorhandeuſein 436; Rück⸗ 
forderung zu Unrecht erhobener Vorbem 2 
vor 812; Tragung durch den Erbſchafts⸗ 

0 vol. Laſten; Rückerſtattung 


Abhanden gekommene Schuldverichreibun- 
gen auf den Inhaber 799, Zins-, Renten ⸗, 
Gewinnanteilſcheine 799; qualifizierte Le⸗ 
gitimationspapiere 808; Eigentumserwerb 
an abhanden gekommenen Sachen 935, 
Herausgabe an den früheren Beſitzer 1006, 
1007; abhanden gekommener Hypotheken 
brief 1162. 

Abhängigtkeitsverhältnis, Mißbrauch zum 
Ae außerehelicher Beiwohnung 825 

5. 


Abholungsrecht des Beſitzers 867, des Eigen- 
tümers einer beweglichen Sache 1005. 
Abkömmlinge, einſeitige 1482 A 2; 
Unterhalt vgl. daſ.; Eheverbot 1310; 
Fortſetzung der allgemeinen Güterge⸗ 
meinſchaft 1483; Wirkung der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe 1722, der Ehelich 
keitserklärung 1737, der Annahme an 
Kindes Statt 1762; 
geſetzliches Erbrecht 1923, 1924; Aus- 
gleichungspflicht 2050 —2053; Einſetzung 
im Teſtamente 2069, 2070; Einſetzung als 
Nacherbe 2107; Pflichtteilsrecht 2303, 
2309, 2315, 2316; Entziehung des Pflicht 


teils 2333; Beſchränkung des Pflichtteils 
in guter Abſicht 2388; Erbverzicht 2349, 
2350. 


Abkürzung der Verjährungsfriſt 225, der 
Gewährfriſt bei Haustieren 486. 

Abladegeſchäft 361 A 1; 433 A 10h. 

Ablehnung des Antrags 146, 147, 150; der 
Leiſtung durch einen Dritten 267; der 
Leiſtung im Falle des Verzugs 286; desgl. 
bei gegenſeitigen Verträgen 326; der 
Schenkung 516; der Annahme eines Auf⸗ 
trags 663; der Aufbewahrung von Sachen 
des Gaſtes durch den Wirt 701, 702; der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 1484; der 
fortgeſetzten n 1557 A 4; 
der Vormundſchaft 1786, 1787; der An⸗ 
ordnung der Nachlaßverwaltung 1982; des 
Amtes als Teſtamentsvollſtrecker 2202. 

Ablieferung an einen gerichtlich beſtellten 
Verwahrer bei Geſamtgläubigerverhältnis 
432; der gekauften Sache 438 A 8 Ia; 
Beginn der Verjährungsfriſt für die Ge⸗ 
währleiſtungsanſprüche 477; der gefun⸗ 
denen Sache 967, 975, 978; der Pfandſache 
an einen gerichtlich beſtellten Verwahrer 
1217; des Teſtaments an das Nachlaß. 
gericht 2259; des Erbvertrags 2300. 

Ablieferungsort 269 A 1, 270; Verſchieden⸗ 
heit des Ablieferungsorts bei der Auf⸗ 
rechnung 391. 

Ablöſung der Rentenſchuld 1199—1202; von 
Teilen eines Gebäudes, Haftung 836, Ab⸗ 
wendung 908. 

Ablöſungsrecht 268; bei Hypotheken 1150; 
beim Pfandrecht 1249. 

Ablöſungsrenten EG 113, 114; Haftung des 
Grundſtücksverkäufers 434 A 3a. 

Abmarkung der Grundſtücke 919. 

Abnahme der gekauften Sache 433 A 9b; 
Koſten 448; beim Werkvertrag 640. 

Abneigung, unüberwindliche 1564 A 2. 

Abrechnung als Grundlage eines Schuld- 
5 5 oder Schuldanerkenntniſſes 

Abruf 433 A 54; 495 A 4; 361 A 1. 

Abſchichtungsanſpruch 1487 A 7. 

Abſchlagszahlung, Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung 208. 
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Abſchrift aus dem Vereiunsregiſter 79; aus 
dem Güterrechtsregiſter 1563; des Teſta⸗ 
ments 2264; beglaubigte Abſchrift des 
Teſtameuts des verſtorbenen Teiles beim 
gemeinſchaftlichen Teſtamente 2273. 

Abſonderungsberechtigte, nicht betroffen 
vom Aufgebot der Nachlaßgläubiger 1971. 

Abſperrung eines Ortes, Teſtamentserrich⸗ 
tung 2250. 

Abſtammung vgl. Eheliche Abſtammung. 

Abſtand von Aulagen von der Grenze 907. 

Abtrennungsrecht des Beſitzers 997. 

Abtretung 398; Form 398 A !; künftiger 
Rechte 898 A 2; von Nebenrechten 399 
A 4; ausgeſchloſſen infolge der Natur der 
Leiſtung oder Vereinbarung 399, bei höchſt⸗ 
perſönlichen Rechten 399 A 4, bei unpfänd⸗ 
baren Rechten 400; Wirkung 398, bezüg⸗ 
lich der Neben- und Vorzugsrechte 401; 
auf den Gerichtsſtand 401 A3; Auskunfts- 
pflicht des bisherigen Gläubigers 402; 
öffentlich beglaubigte Abtretungsurkunde 
403; Einwendungen des Schuldners 404, 
bei Scheingeſchäft und vertragsmäßigem 
Ausſchluß der Abtretung 405; Aufrechnung 
gegenüber dem bisherigen Gläubiger nach 
der A. 408 A 1; gegenüber dem neuen 
Gläubiger 406, 408 A 1; desgl. bei au- 
fechtbarer Forderung 387 A 2; Schutz des 
Schuldners bei Unkeuntnis der Abtretung 
407, bei mehrmaliger Abtretung 408; Wir⸗ 
lung des rechtskräftigen Urteils 407; der 
Anzeige des Gläubigers 409; Legitimation 
des neuen Gläubigers 410; von Dienſt⸗ 
einkommen 411, EG 81; eines Sparkaſſen⸗ 
buchs 808 A3; Übergang von Forderungen 
kraft Geſetzes 412; Übertragung anderer 
Rechte als Forderungen 413; 

der Anſprüche des Schadenserſatzberech⸗ 
tigten an den Verpflichteten 255; des 
Erſatzanſpruchs bei Unmöglichkeit der 
Leiſtung 281; des Eigentumsanſpruchs 
985 A 1; des Herausgabeanſpruchs zwecks 
Übertragung des Beſitzes 870; zwecks Über⸗ 
tragung des Eigentums 931, 934, 985 A 5, 
986 A 4; der Hypothekenforderung 1117 
A 1 a. E., 1154, 1156—1159; der Höchſt⸗ 
hypothek 1190; des Pfandrechts 1250; 
des Unterhaltsanſpruchs Vorbem 6 vor 
1601; vgl. Übertragung. 

Abweichung des Käufers von den Weiſungen 
des Verkäufers über die Verſendung 447, 
des Beauftragten von den Weiſungen des 
Auftraggebers 665, des Geſchaftsführers 
einer Geſellſchaft von deren Weiſungen 713. 

Abweſende, Anfechtung von Willeuserklä⸗ 

rungen gegenüber einem Abweſenden 121; 
Willenserklärung gegenüber Abweſenden 
130, 132; Vertragsſchluß 147—151. 

Abweſenheit des Ehemanns 1358, 1401, 
1450; der Ehefrau 1879, 1447. 

Abweſenheitspflegſchaft 1911, 1921, 114 A1; 
für den Ehemann 1418, 1428. 

Abweſenheitsverſchollenheit 14. 
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Abwicklungsgeſchäft der Liquidatoren 49 A 1. 

Abzahlungsgeſchäft 455 A 7. 

Adel EG 57—59; Übertragung durch An⸗ 
nahme an Kindes Statt Vorbem 5 vor 
1741. 

Adliger Name 12 A1, 3, 1355 A 6, 1577 A 11, 
1616 A 1, Vorbem 4 vor 1705. 

Anatozismus 248. 

Anderung der Vereinsſatzungen 33, 71, 
des Vereinszwecks 33, 43, des Vereins⸗ 
vorſtandes 67, der Verfaſſung einer Stiftung 
87, eines Vertragsantrags 150, des Wohn⸗ 
ſitzes oder der gewerblichen Niederlaſſung 
des Gläubigers 270, des Inhalts eines 
Schuldverhältuiſſes 305, der wirtſchaftlichen 
Beſtimmung eines gepachteten Grund» 
ſtücks 583, der Art der Hinterlegung 692, 
der Hauptverbindlichkeit bei der Bürgſchaft 
767, des Wohnſitzes des Hauptſchuldners 
bei der Bürgſchaft 775, des Inhalts eines 
Grundſtücksrechts 877, des Ranges von 
Grundſtücksrechten 880, einer zum Vorteile 
zweier Grundſtücke dienenden Einrichtung 
922, des einem Nießbrauch unterliegenden 
Rechtes 1071, der Zahlungszeit und des 
Zahlungsorts einer Hypothek 1119, des 
verpfändeten Rechtes 1276, der Verwal⸗ 
tung und Nutznießung des Ehemanns 
1435, der güterrechtlichen Verhältniſſe 
von Ehegatten 1561, vormundſchaftsge⸗ 
richtlicher Anordnungen 1671. 

Affektionsintereſſe 253 A 1; bei der Er 
mäßigung einer Vertragsſtrafe 343, beim 
Finderlohn 971. 

Afterbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Aftermiete 549. 

Afterverpachtung 596. 

Agent Vorbem 1 vor 164. 

Agenturvertrag 611 A 4; Konkurs 675 A 5. 

Akkord Vorbem vor 779. 

Akkordbürgſchaft 766 A 2. 

Akkreditiv 433 A 5, 9a, 10h, nn; Vorbem 5 
vor 783. 

Aktien, Bezugsrecht 99 A 10; Verkauf 314 
A 1; Nießbrauch 1068 A 3; Verpfändung 
1293 A 1. 

Aktiengeſellſchaften Vorbem 1 vor 705; 
Verſchmelzung 41 A 1. 

Allgemeine Gütergemeinſchaft 1437; Ge- 
ſamtgut 1438; Sondergut 1439; Vor⸗ 
behaltsgut 1440, 1441; Verfügungsrecht 
der Ehegatten 1442; Verwaltung des Ge⸗ 
ſamtguts, Führung von Rechtsſtreitig⸗ 
keiten 1443, 1444 A 6, 1445 A 6, 1454; 
Rechtsgeſchäfte des Mannes, die der Ein. 
willigung der Frau bedürfen 14441446; 
Erſetzung der Einwilligung der Frau durch 
das Vormundſchaftsgericht 1447, 1448; 
Genehmigung durch die Frau 1448; Folgen 
der mangelnden Einwilligung der Frau 
1448, 1449, 1468; Verfügungsrecht der 
Frau bei Verhinderung des Maunes 1450; 
Erſetzung der Zuſtimmung des Mannes 
durch das Vormundſchaftsgericht 1451; 
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Erwerbsgeſchäft der Ehefrau 1452; von 
der Zuſtimmung des Mannes befreite 
Rechtshandlungen der Frau 1453, 1454: 
Haftung des Geſamtguts bei Bereicherung 
1455; Haftung des Mannes für die Verwal⸗ 
tung des Geſamtguts 1456; Verantivort- 
lichkeit der Frau 1456 A 6; Vormundſchaft 
über den Mann 1457; Tragung des ehe⸗ 
lichen Aufwandes 1458; Haftung für Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeiten gegenüber den 
Gläubigern 1459 —1462, 1480; Prozeß. 
koſten 1460 A 5, 1463, 1464; Konkurs 1459 
A 13; Verteilung der Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeiten im Verhältnis der Ehegatten zu- 
einander 14631465, 1481; Ausſtattung 
von Abkömmlingen 1465; Ausgleichung 
zwiſchen Geſamtgut und Vorbehaltsgut 
1466; Fälligkeit der gegenſeitigen Anſprüche 
der Ehegatten 1467; Beendigung 1468 A1; 
Aufhebung durch Ehevertrag 1436, durch 
Urteil 14681470, 1479; Auseinander- 
ſetzung wegen des Geſamtguts 14711481; 
unbeerbte Ehe 1482; beerbte Ehe 1483; 
Regelung der Unterhaltspflicht der Ehe⸗ 
gatten gegenüber Verwandten 1604; Zu; 
wendungen aus dem Geſamtgut, Aus. 
gleichungspflicht 2054; vol. Fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft. 

Allgemeinheit Rechtsfähigkeit Vorbem 2 


vor 21. 

Altenteil EG 96; Einfluß der Geldentwertung 
759 A 1; Eintragung im Grundbuch 874 
A 3; vgl, Leibgedingsvertrag. 

Alternative Benennung des mit einem Ver⸗ 
mächtnis Bedachten 2102. 

Alternativobligation 262 A 1. 

Amortiſationshypothet 96 A 1, 97 A 2, 
1115 A 6, 1163 A 1. 

Amortiſationsquoten 246 A 1; Verjährung, 
wenn ſie als Zinszuſchläge zu entrichten 
ſind 197. a 

Amtsgericht: Führung des Vereinsregiſters 
21, 55; Vervoilſtändigung des Vereins- 
vorſtandes 29; Einberufung der Mit- 
gliederverſammlung 37, Zeugnis über die 
Zuſammenſetzung des Vereinsvorſtandes 
69, Ordnungsſtrafen gegenüber den Mit⸗ 
gliedern des Vereinsvorſtandes 78; 

Zuſtellung von Willenserklärungen 132; 
Kraftloserklärung der Vollmachtserklärung 
176; Sicherheitsarreſt gegen den feſt⸗ 
genommenen Verpflichteten 230; Ab⸗ 
nahme des Offenbarungseides 261; Be⸗ 
ſtellung eines Vertreters für Entgegen: 
nahme der Kündigung der Hypothek 1141; 

vgl. Güterrechtsregiſter, Nachlaßgericht, 
Vormundſchaftsgericht. 

Amtskautionen EG 90. 

Amtspflicht: Verletzung durch Beamte 839, 
841, EG 77, 78, durch den Vormundſchafts⸗ 
richter 1674, 1848. 

Amtsſiegel, Verſchluß des Teſtaments 2246 
A 3. 
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Amtsvormundſchaft 1773 A 5. 

Analogie Vorbem 3 vor 1. 

Androhung der Aufgabe des Grundſtücks 
durch den Schuldner 303, der Verſteigerung 
der hinterlegten Sache 384, des Pfand⸗ 
verkaufs 1234. 

Aneignung beweglicher Sachen 958, 959; von 
Tieren 960, EG 130; von Bienen 961—964; 
herrenloſer Grundſtücke durch den Fiskus 
928, EG 129; Geſtattung der Aneignung von 
Erzeugniſſen und Beſtandteilen 956, 957. 

Anerbe, Übernahme eines Landguts durch 
Pflichtteilsberechtigten 2312; EG 64. 

Anerkenntnis, Einfluß auf Verjährung 211 
A 1; eines verjährten Anſpruchs 222; des 
Erlöſchens der Schuld 871; im Prozeß 
Vorbem 4 vor 780; Schuldanerkenntnis 
Vorbem 1—4 vor 780, 781. 

Anerkennung, nicht empfangsbedürftige 
Willenserklärung Vorbem 1 vor 116; 
Unterbrechung der Verjährung 208 A 2, 
Vorbem 4 vor 780; negativer Anerken- 
nungsvertrag 397; Anerkennung des Be⸗ 
ſtehens oder Nichtbeſtehens eines Schuld⸗ 
verhältniſſes, Rückforderung 812; der Eher 
lichkeit eines Kindes 1598, deren Anfechtung 
1599; der Vaterſchaft 1598, 1718, 1720, 
1725; gegenüber dem Kinde 143 A 4. 

Anfall des Vermögens eines aufgelöſten 
Vereins 45—47, EG 85; eines Stiftungs- 
vermögens bei Erlöſchen der Stiftung 88; 
der Erbſchaft 1942, 1953, 2344; der Nach⸗ 
erbſchaſt 2139; des Vermächtniſſes 2176 
bis 2179, 2269. 

Anfang einer Friſt 187; eines Monats 192; 
der Verjährung 198. 

Anfangstermin 163; bei Verträgen über un⸗ 
mögliche Leiſtungen 308; bei letztwilligen 
Zuwendungen 2066, 2070; bei Vermaächt⸗ 
niſſen 2162, 2177. 

Anfechtung einer Willenserklärung Vorbem 1, 
4 vor 116; wegen Irrtums 119, 133 A 1; 
wegen Irrtums des Vertreters, des Ver⸗ 
tretenen 166 A3; wegen unrichtiger Über⸗ 
mittlung 120; wegen Drohung und arg⸗ 
liſtiger Täuſchung 123, 166 A3; Zeitpunkt 
121,124; Anfechtungsberechligter 143 A 1; 
Anfechtungsgegner 143; Wirkung 142; 
teilweiſe A. 142 A 1; Teilbarkeit des An ⸗ 
fechtungsrechts 143 A 2; Form 143; Be⸗ 
ſtätigung anfechtbarer Rechtsgeſchäfte 144; 
Verzicht auf das Anfechtungsrecht 144 Al; 
Übertragbarkeit 401 A 1; Wirkung auf die 
Verjährung 200; Wirkung auf die Auf- 
rechnung 390 A 1; auf Bürgſchaft 770; 
Anfechtungsrecht des Zeſſionars 142 A 2, 
404 A 2; 

einer Prozeßhandlung Vorbem 8 vor 
104; der Entmündigung 115; der Beſtim⸗ 
mung der Leiſtung durch Dritte 318; der 
Ehe 1330—1335; der Todeserklärung 1348, 
1349; der neuen Ehe im Falle der Todes⸗ 
erklärung 1350, 1351; von Rechtsgeſchäften 
des Ehemanns bzw. des eingebrachten 
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Gutes 1391 A 12; der Ehelichkeit eines 
Kindes 1593—1597; der Anerkennung der 
Ehelichkeit 1599; der Ehe wegen Drohung 
1704; der Ehelichkeitserklarung und der 
Bewilligung 1731; der Annahme an Kindes 
Statt und der Einwilligung dazu 1755; 
der Annahme oder Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft 1954; der Verſäumung der Aus- 
ſchlagungsfriſt 1956; des Teſtaments 2078, 
2079; des Erbvertrags 2281—2283, 2285; 
der Ausſchlagung einer Erbſchaft oder 
eines Vermächtniſſes durch den Pflichtteilg- 
berechtigten 2308; des Erbſchaftserwerbs 
zum Zwecke der Geltendmachung der Erb⸗ 
unwürdigkeit 2340— 2344. 

Angebot der Leiſtung 294—296; Erſatz der 
Mehraufwendungen bei Gläubigerverzug 
304; vgl. Antrag, Verzug des Gläubigers. 

Angehörige einer bewaffneten Macht, Todes⸗ 
erklärung 15. 

Angeld vgl. Draufgabe. 

Angeſtellte, Haftung für Verſchulden 278, 
831; einer juriſtiſchen Perſon 31 A 8; 
höherer Art, Dienſtverhältnis 622, 627, 
628. 

Ankunft der Kaufſache 433 A 8 la. 

Anlagen, Beeinträchtigung des Nachbar⸗ 
grundſtücks 907; bei Grunddienſtbarkeit, 
Unterhaltung 1021, 1022, Beſeitigung 
1028; neue Anlagen auf dem Nießbrauchs⸗ 
grundſtücke 1037. 

Anlandungen 903 A 2; EG 65. 

Anlegung des eingezogenen Kapitals bei 
Nießbrauch 1079, bei Pfandrecht 1288; 
des Geldes der Ehefrau 1377, des Kindes 
1642, 1691; des Mündelgeldes 1806-—1811, 
EG 99, 212; von Geld durch den Vor⸗ 
erben 2119. 

Anliegerbeiträge 434 A 3a, 436 A 8. 

Anmeldung zum Vereinsregiſter 59—61, 
Form 77; eines Anſpruchs im Konkurſe als 
Unterbrechung der Verjährung 209, 214; 
des Erbrechts 1965, 2358; von Nachlaß 
forderungen 1970, 2061. 

Annahme eines Antrags 146—150; der 
Leiſtung 368 A !; der Kaufſache 464 A 2; 
der Schenkung 516; des Werkes 642, 644; 
des Auftrags 662, Vorbem 2 vor 116; der 
Auweiſung 784; der Erbſchaft 1943; durch 
die Ehefrau 1406, 1453; der Nacherbſchaft 
2142 A 1; des Vermächtniſſes 2180, durch 
die Ehefrau 1406, 1453; des Teſtaments⸗ 
vollſtreckeramts 2202; vgl. Antrag, Ver⸗ 
trag, Erbſchaft. 

Annahme an Kindes Statt, Vorausſetzung 
1741; Ausſchluß von Bedingung und Zeit— 
beſtimmung 1742; mehrfache Annahme an 
Kindes Statt 1743; Alter des Annehmen⸗ 
den 1744, 1745; Einwilligung des Ehegatten 
1746; der Eltern und der Mutter 1747; 
Form der Einwilligung 1748; Annahme 
als gemeinſchaftliches Kind 1749, 1757; 
Ausſchluß der Stellvertretung 1750, 1751; 
Annahme des Mündels durch den Vor⸗ 
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mund 1752; Beſtätigung des Vertrags 
1741, 1753, 1754, 1756; Anfechtung 1755; 
Wirkſamkeit der A. 1756; Wirkung für den 
Augenommenen 11, 1757; Familienname 
1758; Wirkung für den Annehmenden 1759; 
für die Abkömmlinge und Verwandten 
des Kindes 1762, 1764; für die Verwandten 
des Annehmenden 1763; für die Eltern des 
Kindes 1765; Aufſtellung eines Vermö⸗ 
gensverzeichniſſes durch den Annehmen⸗ 
den 1760; nachträgliche Heirat des An- 
nehmenden 1761; Unterhaltspflicht des 
Annehmenden 1766; vertragsmäßige Ab⸗ 
änderungen der Wirkungen 1767; Auf⸗ 
hebung durch Vertrag 17681770, durch 
verbotwidrige Ehe 1771; Wirkung der Auf: 
hebung auf den Familiennamen 1772; 
Wohuſiz des Angenommenen 11; Ein- 
willigung zur Eheſchließung eines ange⸗ 
und Kindes 1306; Ehehindernis 
EG 22, 209. 

Annahmeverzug des Gläubigers 298. 

Anrechnung von Erſparniſſen 324; der Drauf- 
gabe 837; auf mehrere Anſprüche, Zinſen, 
Koſten 366, 367; auf den Dienſtlohn 615; 
auf den Pflichtteil 2315, 2316, 2327. 

Auſpruch, Begriff 194; Vorbem 5 vor 1; 
Vorbem 2 vor 241; Entſtehung 198 A 2; 
auf Unterlaſſung 198 A3; zum Nachlaß 
gehörender A. 2039 A 1. 

Anſtalt, öffentlich rechtliche Vorbem. 2 vor 
21; Haftung für Vertreter 89; Anſpruchs⸗ 
verjährung 196. 

Anſtaltsvormundſchaft 1773 A 4, 5. 

Auſtandsſchenkungen 534 A 1; des Vor⸗ 
mundes 1804. 

Auſtifter bei einer unerlaubten Handlung 830. 

Anteil: am Geſellſchaftsvermögen 719, 722, 
725, 738; an der Gemeinſchaft 742, 743, 
747, 751; der Miteigentümer 947, 1008, 
9 1095, 1106, 1114, 1258; am Nachlaß 
2033. 

Antichreſe, Beſitz- und Nutzungspfandrecht 
an Grundſtücken, Eintragung 873 A 6, 
1030 A 6. 

Antrag zum Vertragsſchluß 145 A 1; Er 
löſchen 146; Annahme 147; Friſt zur An⸗ 
nahme 147, 148, 149, 151 A 2; Wirkung 
verſpäteter oder inhaltlich abweichender 
Annahme 149, 150; ſtillſchweigende An⸗ 
nahme 151; Verzicht auf die Annahme⸗ 
erklärung 151 A 1; Einfluß des Todes und 
des Eintritts der Geſchäftsunfähigkeit des 
Antragſtellers 153, des Antraggegners 
153 A 2; getrennte Beurkundung von 
Antrag und Annahme 126 A 4, 128. 

Antragsgrundſatz für Grundbucheinträge 
Vorbem 3b vor 873. 

Anwachſung des Anteils am Geſellſchafts⸗ 
vermögen 738; des Anteils eines anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlings bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft 1490; des Erbteils 
2094 — 2099, Verhältnis zum Rechte des 
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Erſatzerben 2099; des Vermächtniſſes 2158, 
2159. 

Anwartſchaft des Nacherben 2100 A 1, 2108 
A 2; des Vermächtnisnehmers 2177 A 1. 

Anweiſung, kaufmänniſche Vorbem 3 vor 
783; Begriff 783; Kreditanweiſung 778 A4, 
Vorbem 3 vor 783; Annahme durch den An⸗ 
gewieſenen 784; Einwendungen des An⸗ 
gewieſenen 784 A 4; Aushändigung 785; 
Verjährung des Anſpruchs 786; Anweiſung 
auf Schuld 787; Verhältnis des Anweiſen⸗ 
den zum Anweiſungsempfänger 788; Ver⸗ 
weigerung der Annahme durch den An- 
gewieſenen, Anzeigepflicht 789; Widerruf 
der Anweiſung 790; Übertragbarkeit, Rück⸗ 
griff 792; Erlöſchungsgründe 790 A 5, 791; 
Konkurs eines Beteiligten 791 A 2. 

Anzahlung 336 A 1. 

Anzeige des Erlöſchens der Vollmacht 170; 
der Hinterlegung 374; der Abtretung 
einer Forderung 409; von Mängeln der 
Kaufſache 478, beim Viehkauf 485, bei der 
Miete 545, beim Werkvertrag 639; der 
Ablehnung des Auftrags 663; der Ab- 
weichung von den Weiſungen des Auftrag- 
gebers 665; bei Tod des Beauftragten 
673, des Geſchäftsführers 681; der Ande⸗ 
rung der Aufbewahrung 692; Pflicht des 
Reiſenden zur Anzeige des Verluſtes oder 
der Beſchädigung der eingebrachten Sache 
703; Anzeigepflicht der Erben des geltor: 
benen Geſellſchafters 727; des Gläubigers 
bei zeitlich begrenzter Bürgſchaft 777; des 
Anweiſungsempfängers bei Zahlungs 
weigerung des Angewieſenen 789; des 
Verſicherten 878 A 8; des Fundes 965, 
vgl. Fund; des Nießbrauchers bei Zer⸗ 
ſtörung und Beſchädigung des Nießbrauchs⸗ 
gegenſtandes 1042; des Verſicherers an den 
Hypothekengläubiger 1128; des Pfand- 
gläubigers von dem drohenden Verderb des 
Pfandes 1218; der Verpfändung der Forde ⸗ 
rung 1280; eines Ehegatten bei beabſich⸗ 
tigter Wiederverheiratung 1669; des Ge: 
meindewaiſenrats gegenüber dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht 1675; des Beiſtandes 
gegenüber dem Vormundſchaftsgericht 
1689; über das Bedürfnis einer Pflegſchaft 
1909; der Nacherbfolge an das Nachlaß. 
gericht 2146; des Erbſchaftskaufs 2384; 
vgl. Benachrichtigung. x 

Arbeit der 1 1356, 1367; des Kindes 
1617, 1651. Abſchluß des Arbeitsvertrags 
durch den elterlichen Gewalthaber 1630 A 2; 
durch den Vormund 1822; Anhörung des 
Mündels 1827. 7 

Arbeiter, gewerblicher, Verjährung der Au⸗ 
ſprüche 196. 

Arbeiter⸗ und Soldatenrat, Verantwort⸗ 
lichkeit 89 A 3, 839 A 2. 

Arbeitsgeräte der Ehefrau 1362, 1866, 1477; 
des Kindes 1650. 

Arbeitslöhne, Verjährung 196. 

Arbeitsrecht, Vorbem 2a, 6 vor 611. 
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Argliſtige Täuſchung, Begriff 123 A 2, 826 
A 5b; durch Vertreter 166 A 3; Anfech⸗ 
tungsgrund 123; bei Gattungsſchuld 243 
A 1; Schadenserſatzanſpruch Vorbem 4e 
vor 823; Einrede der Argliſt gegenüber 
der Einrede der Verjährung 222 A 3; An⸗ 
fechtung der von einem Dritten getroffenen 
Beſtimmung über den Leiſtungsinhalt 318; 
Anfechtung der Ehe 1334, 1337; Anfech⸗ 
tung der Anerkennung der Ehelichkeit 1599; 
Erbunwürdigleit wegen argliſtiger Täu⸗ 
ſchung des Erblaſſers 2339. 

Argliſtiges Verſchweigen des Verläufers 
443; 460 A 3; 463 A 6; 476 A 2; 477 
bis 480; beim Viehkauf 485; des Schenkers 
523, 524, 2385; des Vermieters 540; des 
Verleihers 600; des Unternehmers 637; des 
Vermächtnisbeſchwerten 2182, 2183. 

Arme, Einſetzung im Teſtament 2072. 

Armenkaſſe, Rechtsfähigkeit Vorbem 2 vor 21. 

Armenrecht, Einwirkung auf Koſtenvorſchuß⸗ 
pflicht des Mannes 1387 A 6b; des Nachlaß⸗ 
pflegers und Nachlaßverwalters 1960 A 4. 

Armenverband, Unterſtützung Vorbem 5 
vor 1601; Übergang der Rechte des Unter⸗ 
ſtützten Vorbem 6 vor 677. 

Arreſt im Falle der Selbſthilfe 230; Ver⸗ 
fügungen im Wege der Arreſtvollziehung 
Vorbem 7 vor 104; 883 A 12; in den 
Nachlaß 1984, 1990; bei Nacherbfolge 2115. 

Arreſthypothek Vorbem vor 1113, 1182 
A 3, 1163 A 1. 

Arzte, Rechtsverhältniſſe Vorbem 2b vor 
611; nicht Beamte 839 A 2; Verhältnis zum 
Arzteverein 826 A 5k; Verjährung der 
Anſprüche 196; Haftung für Kunſtfehler 
276 A Ad, Vorbem 4a, 5a vor 823; 823 
A 3; Haftpflicht des Anſtaltsarztes 831 A 1; 
ärztliche Behandlung des Dienſtverpflich⸗ 
teten 617, der Ehefrau 679 A 4; ärztliche 
Unterſuchung des Verlobten 1298 A 8, 
1316 A 2. 

Aufbewahrung von Wertſachen durch den 
Gaſtwirt 702, 703; Aufbewahrungsſchein 
807 A 1; vgl. Verwahrung. 

Aufenthalt 7 A 1; öffentliche Zuſtellung bei 
unbekanntem Aufenthalt des Zuſtellungs⸗ 
empfängers 132; bei Bürgſchaft, Zwangs ⸗ 
vollſtreckung am Orte des Aufenthalts des 
Hauptſchuldners 772, 778, 775; Aufent- 
halt des Verlobten, Zuſtändigkeit des 
Standesbeamten 1320; Aufenthalt des 
Kindes 1681. 

Aufforderung an die Gläubiger eines auf⸗ 
gelöſten Vereins durch Liquidatoren 50; 
zur Erklärung über die Annahme einer 
Schenkung 516; zur Genehmigung: von 
Rechtsgeſchäften Minderjähriger 108, 114, 
von Rechtsgeſchäften vollmachtloſer Ver⸗ 
treter 177, der Schuldübernahme 415, 416, 
der Verwendungen des Veſitzers 1003, von 
Verträgen der Ehefrau 1396, 1448; zur An⸗ 
meldung von Erbrechten 1965, 2358, von 
Nachlaßgläubigern 2061. 
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Aufgabe einer Sicherheit durch den Bürg⸗ 
ſchaftsgläubiger 776; des Beſitzes 856 A 2, 
959; durch den früheren Beſitzer 1007; 
des Beſitzes von Grundſtücken bei Gläu⸗ 
bigerverzug 303; von Rechten an Grund- 
ſtücken 875; des Eigentums beweglicher 
Sachen 959; des Eigentums au einem 
Grundſtücke 928; des Nießbrauchs 1064; 
des Pfandrechts 1255. 

Aufgabe zur Poſt bei Hinterlegung 375. 

Aufgebot, ſtandesamtliches 1316, EG 46; zum 
Zwecke der Todeserklärung 13; eines 
Wertpapiers, Haftung des Verkäufers 
437; verlorener Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 799, 800; von qualifi- 
zierten Legitimationspapieren 808; des 
unbekannten Vormerkungsberechtigten 887; 
des Grundſtückseigentümers 927; des un⸗ 
bekannten Vorkaufsberechtigten 1104; des 
unbekannten Reallaſtberechtigten 1112; 
des Hypothekenbriefs 1162; des unbe— 
kannten Hypothekengläubigers 1170, 1171; 
des unbekannten Schiffsgläubigers 1269; 
der Nachlaßgläubiger 1970—1974, 1980; 
2015; 2045; 2060; 2061; bei Erbſchaftskauf 
2383 A 1. 

Aufhebung der Entmündigung 6, 115; des 
Wohnſitzes 7, 8; der Stiftung 87; der Ge» 
meinſchaft 749; von Rechten an Grund— 
ſtücken 875, 876; des Nießbrauchs 1002, 
1064; der Hypothek 1165, 1168 A 1, 1183; 
des Pfandrechts 1255; des verpfändeten 
Rechtes 1276; der Verwaltung und Nutz 
nießung 1418, 1426, 1436; der allge⸗ 
meinen Gütergemeinſchaft 1436, 1437, 
1468 A 1; der fortgeſetzten Gütergemein— 
ſchaft 1492; der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1436, 1542; der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft 1436; der ehelichen Gemeinſchaſt 
1575, 1576, 1586, 1587, EG 17, 201; 
der Annahme an Kindes Statt 1768 bis 
1772; des Familienrats 1879—1881; der 
Vormundſchaft 1774 A 2, 1882 A 1, 8, 
1883; der Pflegſchaft 1919; der Nachlaß 
verwaltung 1988; letztwilliger Verfügungen 
2253—2258; ſtillſchweigende Aufhebung 
des früheren Teſtaments durch ein ſpäteres 
2258 A 1; des Erbvertrags 2289 —2292; 
des Erbverzichts 2351. 

Auflage bei Schenkungen 525—527; bei 
Verfügungen von Todes wegen, Begriff 
1940; im korreſpektiven Teſtamente 2270; 
im Erbvertrage 1941, 2278, 2279; Be⸗ 
ſtimmung der Perſon des Begünſtigten 
2193; Klagerecht auf Vollziehung 2194 
A 1, 2; Selbſtandigkeit von Auflage und 
Zusendung 2195 A 1; Folgen der Un⸗ 
möglichkeit der Vollziehung 2196; 

bei Erbteilsanwachſung 2095; Ber: 
weigerung durch den Vermächtnisnehmer 
2187; Fürſorge durch Teſtamentsvollſtrecker 
2223; bei unzulänglichem Nachlaß 1991, 
1992; beim Aufgebot der Nachlaßglaubiger 
1972; als Pflichtteilsbeſchränkung 2306; 


im Verhältnis zum Pflichtteil 2818, 2822, 
2323; vertragsmäßige Auflagen in Erb⸗ 
vertragen 2279; Haftung des Erben für 
Nichtvorhandenſein beiErbſchaftskauf 2376; 
Aufwertung 2192 A 2. 


Auflaſſung 925, 158 A 6; Erſtreckung auf 


weſentliche Beſtandteile 93 A 7; Vollmacht 
313 A 34d; Koſten 449, 925 A 9; Klage auf 
die A. 894 A 3; Sicherung des Auſpruchs 
auf A. durch Vormerkung 888 A 10, 888 
A 1a; Abtretung des Anſpruchs auf A. 
308 A 2; Heilung des Formmangels des 
Grundſtücksveräußerungsvertrags 313; EG 
143. 


Auflöſende Bedingung 158—162. 
Auflöſung des Vereins 41, 45, 74; der Ge⸗ 


ſellſchaft 723—729; der Ehe 1348 A 9. 


Aufrechnung 387; Erklärung, Form 888; 


Eventualaufrechnung 388 A 2, 3; gegenüber 
eingeklagten Teilforderungen 396 A 1; 
bei teilweiſer Deckung 266 A 1; mit 
Teilbeträgen einer Forderung 387 A 4; 
Verhältnis zum Zurückbehaltungsrecht 278 
A 1; Aufrechnungsvertrag 387 A 1; 
Wirkung 389; mit und gegen Forderungen, 
denen Einreden entgegenſtehen 390; mit 
bedingten Forderungen 387 A 4; verichie: 
dene Leiſtungsorte 391; A. bei Fixgeſchäften 
391 A 2; Wirkung der Beſchlagnahme einer 
Forderung 392; gegenüber dem Auſpruche 
aus unerlaubter Handlung 393, 823 A 2; 
gegenüber unpfändbaren Forderungen 394; 
gegenüber Forderungen des Staates und 
der Gemeinde 395; bei mehreren aufrechen« 
baren Forderungen 396; Verzicht 387 A 1; 
Widerruf 888 A 1; A. im Prozeß 887 A 6, 
388 A 1-3, 389 A 2. 

Unterbrechung der Verjährung 209, 
215; durch Dritte zur Befriedigung des 
Gläubigers 268; Aufrechnung im Falle 
des Rücktritts 357; im Falle der Abtretung 
406, 387 A 2; bei Schuldübernahme 417; 
bei Geſamtſchuldverhältuis 422, 387 A 2; 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 429; mit 
dem Schadenserſatzanſpruch nach Verjäh⸗ 
rung der Anſprüche auf Wandlung und 
Minderung 479, 490; bei Miete 554, 575, 
1125; bei Dienſtvertrag 614 A 1; bei Ver⸗ 
wahrung 697 A 2; von und mit Spiel⸗ 
und Wettſchulden 762 A 2; Verſagung 
bei Geſellſchaftsforderungen 719 A 4; mit 
dem Anteil an einer Bruchteilsgemeinſchaft 
747 A 1; bei Bürgſchaft 770, 887 A 2, 
768 A 1, 774 A 2; bei Anweiſung 787 A 1; 
bei Nießbrauch 1071 A 1, 1074 A 1, 3; 
1077 A1; zur Befriedigung des Hypotheken- 
gläubigers 1142, 887 A 3; zum Zwecke der 
Befriedigung des Pfandgläubigers 1224; 
beim Unterhaltsanſpruch Vorbem 6 vor 
1601; durch den Ehemann 1376; gegen 
Forderungen, die zum Geſamtgute gehören 
1442; bei Nachlaßkonkurs und Nachlaßver⸗ 
waltung 1977, 1990 A 3; des Schuldners 
gegen eine Nachlaßforderung mit Forde⸗ 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 459 


rung gegen den einzelnen Erben 2040; gegen 
den Vorerben 387 A 2. — Ausgeſchloſſen 
bei der Eheſcheidung 1565 A 6, 1568 A 7. 
Aufruhr, Schaden EG 108. 
Aufſchiebende Bedingungen 158—162; bei 
letztwilligen Zuwendungen 2074; bei Ein⸗ 
ſetzung eines Nacherben 2108 A 3. 


Aufſchiebende Einreden des Erben 2014 bis 
2017 


17. 

Aufſchrift auf dem Teſtament 2246; auf dem 
Erbvertrag 2277. 

Aufſichtspflicht, Schadenserſatz infolge deren 
Verletzung 823 A Ge, 829 A 4, 832, 840 
A 6; bei Tieren 833, 834; des elterlichen 
Gewalthabers 1631; des Vormundſchafts⸗ 
gerichts über Vormund und Gegenvormund 
1837—1848. 

Aufſichtsrecht des Teſtamentsvollſtreckers über 
Ausführung letztwilliger Verfügungen 2208 


A 3. 

Auſſuchung vol. Abholung. 

Auftrag, Begriff Vorbem 3 vor 662; 662; 
im Verhältnis zur Vollmacht Vorbem 3 
vor 662; ſtillſchweigende Annahme Vor⸗ 
bem 2 vor 116; öffentliche Beſtellung und 
Sicherbieten zur Vornahme von Geſchaften 
663; Rechtserwerb durch den Beauftragten 
116 A 1; Beſitzerwerb 868 A 5; Übertrag- 
barkeit der Ausführung 664; Abweichung 
von den Weiſungen des Auftraggebers 665; 
Haftung des Beauftragten 662 A 3, für 
Gehilfen 664 A 4; Auskunfts- und Rechen. 
ſchaftspflicht des Beauftragten 666; Heraus 
gabepflicht des Beauftragten 667; Ver⸗ 
zinſungspflicht 668; Aufwendungen, 669, 
670; Zurückbehaltungsrecht des Beauf⸗ 
tragten 670 A 5; Vorſchußpflicht des Auf- 
traggebers 669; A. zu Spiel und Wette 
762 A 5; zur Bürgſchaftsübernahme 775; 
Zeitpunkt des Erlöſchens 674; Notbeſor⸗ 

gung 672 A 6; 673 A 3; Geſchäftsbeſorgung 
Vorbem 1, 2 vor 662, 675; Beendigung 
durch Widerruf und Kündigung 665 A 2, 
671, durch Tod oder Geſchäftsunfahigkeit 
eines Vertragsteils 672, 673; Konkurs 
des Auftraggebers 672 A7, 674 A 2; des 
Beauftragten 673 A 2; Kreditauftrag 778. 

Aufwand vgl. Ehelicher Aufwand. 

Aufwendungen, Erſatz 256, 257; des Schuld- 
ners bei Verzug des Gläubigers 304; des 
Beſchenkten 526; des Mieters 538; des 
Vermieters 552; des Unternehmers 633; 
des Maklers 652, 654; beim Auftrage 
669, 670; des Geſchäftsführers 683 bis 
685; des Verwahrers 693; des Finders 
970; des Beſitzers 995; infolge des Ver⸗ 
löbniſſes 1298, 1299; des Ehemanns 
1390; der Ehefrau 1429; des Kindes 
1618; des Vaters 1648; des Vormundes 
1835; des Erben 1978, 1991; des Erb- 
ſchaftsbeſitzers 2022; des Vorerben 2124, 


2125; des Beſchwerten 2185; beim Erb- 


ſchaftskaufe 2381; 


| 


n bei Aufwendungen 
0 


vgl. Verwendungen. 


Aufwertung, Begriff, Entwicklung 242 A 5b, 


da; Geſetzgebung 242 A de; freie Auf- 
wertung (Zeitpunkt, Maß, Maßſtäbe, Ver: 
gleich, Verzicht, rechtskräftiges Papier⸗ 
markurteil) 242 A 5d a; gegenſeitige Ver⸗ 
träge 242 A 5dß; andere Schuldverhält⸗ 
niſſe (auch erbrechtliche) 242 A 5dy; 
uneigentliche Aufwertungsfälle 242 A 5d 8; 
Beweislast 363 A 3; 

Kündigung der aufgewerteten Forde⸗ 
rung 266 A 1 a. E.; Zurückbehaltungsrecht 
des Gläubigers 273 A 1 a. E.; Vergleich 
242 A öde, 779 A 7; Verjährung 196 A 1 
Abf 1 a. E., 202 A 2, 242 A 5 da a. E., 
A 5d & god; 

Vorbehalt bei der Löſchung der Hypo⸗ 
thek 875 A 4; Rangvorbehalt des Eigen⸗ 
tümers 881 A 3, 4, 8; Berichtigung des 
Grundbuchs 892 A 10, 13 a. E., 894 A 5 
a. E.; Widerſpruch gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs 899 A 1 a. E.; Abtretung 
der Hypothek 1154 A 1 a. E., A 2 a. E.; 
Abtretung des Anſpruchs auf Aufwertung 
der Hypothek 1154 A 1; Aufwertung der 
Grundſchuld 1191 A 1; Aufwertungsan⸗ 
ſpruch des Pfandgläubigers einer verpfan⸗ 
deten Forderung 1282 A 3; 

Aufwertung von Unterhaltsanſprüchen 
Vorbem 7 vor 1601 (vgl. auch Unterhalt, 
Vergleich, Abfindung); 

Aufwertung des Vermächtniſſes 242 
A 5dy, 2174 A 3; der Auflage 2192 A 2; 
von Zuwendungen 2315 A 7; des Pflicht 
teilsanſpruchs 2317 A 2. 

Vgl. auch Geldentwertung, claus. reb. 
sie stant. 


Ausbeſſerung der Sache bei der Pacht 582; 


bei Nießbrauch 1041—1044. 


Ausbeute einer Sache 99. 
Ausbeutung der Notlage eines andern 138. 
Auseinanderſetzung zwiſchen Geſellſchaftern 


730—735, 738740; der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft 14711481; der fort 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1497—1506; 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft 1546; bei 
Fahrnisgemeinſchaft 1557 A 1; zwiſchen 
minderjährigem Kinde und deſſen Vater 
1669; mangelnde A. als Ehehindernis 1314; 

der Erbengemeinſchaft 2042—2056: Be⸗ 
griff, Inhalt, Form 2042 A 1; jederzeitiges 
Verlangen der A. 2042 A 2; Durchführung 
2042 A 3; Fälle der Aufſchiebung 2043, 
2045; Ausſchließung durch den Erblaſſer 
2044; Berichtigung der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten 2046 A 1—8; Verſilberung des Nach- 
laſſes 2046 A 4; Teilung des Überſchuſſes 
2047 A 1, 2; Gemeinſchaftlichkeit der 
Schriftſtücke des Nachlaſſes 2047 A 3; 
Teilungsanordnungen des Erblaſſers 2048 
A 1; Übernahme eines zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörenden Landgutes 2049; Ausgleichungs⸗ 
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pflicht der Abkömmlinge 2050-2056; Aus⸗ 
einanderſetzungsplan des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2204 A 2. 
Auseinanderſetzungspflegſchaft 1911 A 3. 
eee Vorbem 5 vor 765, 
771 A. 


Ausgleichung unter Geſamitſchuldnern 426; 
unter Ehegatten 1466, 1539; bei fortge⸗ 
ſetzter Gütergemeinſchaft 1503; unter Ab⸗ 
kömmlingen 2050 — 2056, 2316, Berech- 
nungsart 2055, 2056, bei Zuwendungen 
aus dem Geſamtgute 2054; Haftung des 
Erben für Nichtvorhandenſein der Aus: 
gleichungspflicht bei Erbſchaftskauf 2376. 

Aushändigung der Vollmachtsurkunde 172; 
der Anweilung 783—785; der Schuld⸗ 
verſchreibung auf den Inhaber 797; des 
Hypothekenbriefs 1117, 1144; der zur Lö⸗ 
ſchung des Schiffspfandrechts erforder⸗ 
lichen Urkunden 1267. 

Auskunft, Haftung für Erteilung 676 A 1—3, 
823 A 1, 826 A 2, 5h; durch Beamten 
839 A 3. 

Auskunftspflicht über einen Sachinbegriff 
260, 260 A 1; des Zedenten 402; des Ver⸗ 
käufers 444; des Beauftragten 666; des 
Geſchäftsführers 681; des Geſellſchafters 
740; des Ehemanns bei Verwaltungs- 
gemeinſchaft über den Stand der Ver: 
waltung 1874; des Vormundes gegenüber 
dem Gegenvormund 1799; des Vormundes 
und Gegenvormundes 1839, 1891; des 
Erben zur Aufnahme des Inventars 2003; 
des Nachlaßpflegers 2012; des Erbſchafts⸗ 
beſitzers und Hausangehoͤrigen des Erb. 
laſſers 2027, 2028; der Miterben 2028 
A 1, 2088 A7; über Zuwendungen 2057; 
des Erben gegenüber dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten 2314; des Vorerben 2127; 
2144 Az; des Beſitzers eines unrichtigen 
Erbſcheins 2362. 

Auslagen der Zeugen und Sachverſtändigen, 
Verjährung 196; des Unternehmers 645, 
648; Pfandrecht des Gaſtwirts für ſeine 
Auslagen 704; bei Anhörung von Ver⸗ 
wandten und Verſchwägerten durch das 
Vormundſchaftsgericht 1308, 1673, 1847; 
der Familienratsmitglieder 1877. 

Ausland: Wohnſitz der Ehefrau im Aus: 
lande 10, Wohnſitz des Ehemanns im 
Auslande, Bezugnahme auf ausländiſches 
Güterrecht 1433; Friſt zur Erbſchaftsaus⸗ 
ſchlagung und deren Anfechtung bei Wohn⸗ 
li des Erblaſſers oder des Erben im Aus: 
lande 1944, 1954; 

im Auslande begangene unerlaubte Hand: 
lungen EG 12; Beerbung Deutſcher im 
Auslande EG 24, Erbrecht in einen im 
Ausland eröffneten Nachlaß EG 26; Ver⸗ 
geltungsrecht EG 31; vgl. Ausländer, In⸗ 
ternationales Privatrecht 

Ausländer: Rechtsfähigkeit 1 A 1; Voll⸗ 
jährigkeit 2 A 2; Volljährigkeitserklarung 
3 A 3; Geſchäftsfahigkeit, Prozeßfahig 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


keit 2 A 2, EGG 7; Eutmündigung 6 A 7, 
EG 8; Todeserklärung 13 A 3, 19 A 1, 
Ech 9; Wohnſitz 7 A 1; Namensrecht 
12 A 2; Rechtsfähigkeit ausländiſcher 
Vereine EG 10; Anwendung ausländischen 
Rechtes für die Form der Rechtsgeſchäfte 
Ec 11; Ehe von Ausländern 1315, EG 
18—17, 28; Güterrechtsregiſter 1558 A 3; 
Eltern und Kindesverhältuis EG 18, 19,28; 
uncheliche Kinder EG 20, 21; Legiti⸗ 
mation, Annahme an Kindes Statt Ech 
22; A. als Vormund 1785 A 2; Vor⸗ 
mundſchaft, Pflegſchaft über A. 1173 
A 1, 1882 A 1, 1906 A 1, EG 23; Ab- 
weſenheitspflegſchaft 1911 WA 1; Erbrecht 
Vorbem 1 vor 1922, EG 24—26, 28; ſtaat 
de TEN) zum Grundſtückserwerb 
G 8 


Ausländiſches Recht, Anwendung Vorbem 
11 vor 104, EG 30. 

r Währung 244; Hypothek 1115 
A 8. 


Auslegung des Geſetzes Vorbem 3, 4 vor 1; 
der Vereinsſatzung 25 A 2; von Willens: 
erklärungen 183, Vorbem 2 vor 116; von 
Verträgen 157; von Teſtamenten 183 A 1, 
2066 —2075, 2084; Unzuläſſigkeit der Aus: 
legung durch den Teſtamentsvollſtrecker 
2203 A 1; Auslegung von Erbverzichts⸗ 
verträgen 2350. Vgl. ergänzende Aus⸗ 
legung. 

Auslegungsregeln 133 A I, 157 A 8. 

Auslobung 657, 145 A 1; Widerruf 658; 
Verteilung der Belohnung an mehrere 
659, 660; Preisbewerbung 661. 

Ausſchlagung der Erbſchaft 19421959; 
dgl. Erbſchaft; keine Schenkung 517; durch 
die Ehefrau 1406, 1453; durch den Vater 
1643; durch den Vormund 1822, 1831 A1; 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
1945 A 1; 


der Nacherbſchaft 2142; des Vermächt⸗ 
niſſes 2176, 2180; des in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente Zugewendeten 
2271; der beſchwerten Erbſchaft durch den 
Pflichtteilsberechtigten 2306; des Ver⸗ 
mächtniſſes durch den Pflichtteilsberech⸗ 
tigten 2307, 2321, 2322, Anfechtung der 
Ausſchlagung 2308; Wirkung auf das 
Pflichtteilsrecht des Abkömmlings 2309 
Az; für die Berechnung des Pflichtteils 
2310. 

Ausſchließung eines Mitgliedes aus dem 
Verein 39 A 2; eines Geſellſchafters 787; 
der Verjährung durch Rechtsgeſchäft 225; 
der Übertragbarkeit einer Forderung 399, 
405; der Gewährleiſtung beim Kauf 443, 
476, beim Werkvertrag 634, 637; der Ein⸗ 
rede der Vorausklage 773; der Über⸗ 
tragung der Anweiſung durch den An⸗ 
weiſenden 792; der Erteilung eines Hypo⸗ 
thekenbriefs 1116; der Schlüſſelgewalt 
1357; des geſetzlichen Güterrechts 1435, 
1436; der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
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1508, 1509; eines Abkömmlings von der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 1511; einer 


Perſon von der Vormundſchaft 1782, 1898; | 
der Gegenvormundſchaft 1852, 1855; der 


geſetzlichen Erbfolge der Verwandten 1938; 
der Auseinanderſetzung durch den Erblaſſer 
2044; der Anwachſung durch den Erblaſſer 
2094, 2158; von der Mitwirkung bei der 
Teſtamentserrichtung 2234—2237, 2237 
A 1; von der Erbfolge, Pflichtteil 2303, 
2309, 2310. 
Ausſchließung der Vertretung; vgl. Ver 
tretung. 
Ausſchließungsrecht Vorbem 1 vor 1. 
Ausſchlußfriſt, Begriff 186 A 1. 
Ausſchlußurteil vgl. Aufgebot. 
Außereheliche Kinder vgl. Uneheliche Kinder. 
Außerkursſetzung 806 A 1; EO 176. 
r der Nachlaßgläubiger 
1971. 


Ausſpann, Haftung des Stallwirts 701 A 4. 
Aussperrung von Arbeitern 138 A 1, Vor⸗ 
bem 8 vor 611. 
Ansſpielvertrag 763. N 
Ausſtattung 1624, 1625; Gewährung einer 
Rente, freier Wohnung 761 A 4; bei all 
gemeiner Gütergemeinſchaft 1405, 1477, 
1499; bei fortgeſebter Gütergemeinſchaft 
1487 A 7; bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1521, 1538; bei Fahrnisgemeinſchaft 1551, 
1556; als Vorbehaltsgut 1369 A 4; Ge⸗ 
währung durch den Vormund 1902; Aus: 
gleichungspflicht 2050 A 1, 2; Ausſtat⸗ 
tungsverſprechen 518 A 1 a. E. 
Ausſteuer 1369 A 2, 1620; bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft 1487 A 7; bei Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft 1521 A b; Recht der 
Verweigerung 1621; uur einmalige Aus: 
ſteuer 1622; Unübertragbarkeit und Ver 
jährung des Anſpruchs 1623; Pfändbarkeit 
1624 A 1; Verſteuerung 1624 A 3; Aus. 
ſteueranſpruch im Verhältnis zum Unter 
haltsanſpruch 1609 A 1, 1620 A 2. 
Austritt aus dem Verein 39, 58. 
Ausübung von Rechten, ſchikanöſe 226; von 
Dienſtbarkeiten 10201029, 1092; des 
Nießbrauchs 1059; des Vorkaufsrechts 


1000. 
Auswahl des Vormundes 1779; der Mit⸗ 
glieder des Familienrats 1862. 
Auswahlſendung 495 A 4. j 
Auszug, Nießbrauch 1073; EG 9; Eintra⸗ 
gung in das Grundbuch 874 A 8. 
Auszugsleiſtungen, Verjährung 197. 
Automat 929 A 4. ’ 
Avisbrief bei der Anweiſung 783 A 5, 787 
A 1. 


B 


Bäuerliche Nutzungsrechte Ech 68, 197. 

Bäume, Beſtandteilseigenſchaft 93 A 7; Be; 
einträchtigung des Nachbargrundſtücks 907, 
910; Früchte 911, 923; Abſtand von der 
Grenze EG 124. 
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Bahneinheit EG 112. 

e Haftung 254 A 7e; vgl. Eifen- 

ahn. 

Bank, Zinſeszins 248; Anlegung des Mündel⸗ 
geldes 1808; Haftung des Bankkaufmanns 
für Rat und Auskunft 676 A 2d. 

Banknoten 244 A 1, 793 A 1. 

Bannrechte EG 74. 

Barzahlung beim Pfandverkauf 1288. 

Baubeſchränkungen 434 A 3a, 486 A 3 

Bauentrepriſevertrag 631 A' 1. 

Bauforderungen, Sicherung, 
hypothek, Vormerkung 648. 

Baugelddarlehn Vorbem 3 vor 607, 610 A1, 
157 A 3; Übertragbarkeit 610 A 2, 399 A 2. 


Baumittelſtücke (Baumaterialien) 94 A 7, 
97 A 3. 


Sicherungs⸗ 


Bauunternehmer 196 A 1 

Bauwerk 638 A 2, 648 A 2; VO über das 
Erbbaurecht 1 A 8; bauliche Anlage, Unter⸗ 
haltungspflicht bei Grunddienſtbarkeiten 
10201022. 


Beamter, Rechtsverhältniſſe 89 A 3; Vor⸗ 
ben: 2b vor 611; EG 80, 81; weibliche 1 Al; 
Wohnſitz 9 A 2; Recht zur Kündigung der 
Miete bei Verſetzung 570; Abtretung von 
Gehaltsanſprüchen 411; Haftung für Ver⸗ 
letzung der Amtspflicht 839, 841; EG. 77, 
78; mehrere geſamtſchuldneriſch haftende 
B. 254 A 7; Haftung des Grundbuch⸗ 
beamten 276 U 4e; des Geſchäftsherrn für 
den B. 831 A 2, 5b, o; Koſten für die 
Vertretung eines durch unerlaubte Hand⸗ 
lung verletzten B. 845 A 2; Beglaubigung 
durch B. 129; Zwangspenſionierung 1910 
A 2; vgl. Gehaltsanſpruch, Ruhegehalt. 

Bearbeitung, Eigentumserwerb durch Ber 
arbeitung 950. 

Beaufſichtigung vgl. Auffichtspflicht. 

Bedachter im Teſtament 2235 A 2. 

Bedingte Forderungen, Bürgſchaft 765 A 6; 
Hypothek 1113; Pfandrecht 1204, 1209. 

Bedingungen 158; Arten Vorbem 2—4 vor 
158; bedingungsfeindliche Rechtsgeſchäfte 
Vorbem 6 vor 158; aufſchiebende und auf ⸗ 
löſende 158; Beweislaſt 158 A 7; Rück⸗ 
beziehung 159; Vereitelung und Herbei⸗ 
führung wider Treu und Glauben 162; 
Vereitelung des Rechtes und dingliche 
Verfügungen während der Schwebezeit 
160, 161; 

beim Mäklervertrag 652; bei Nachlaß⸗ 
forderungen 1986; bei letztwilligen Zu⸗ 
wendungen 2066, 2074 —2076, 2105, 2162, 
2177, 2179; Berückſichtigung bedingter 
Rechte bei der Pflichtteilsberechnung 2313. 

Bedürftigkeit des Schenkers 519, 528, 529; 
des Unterhaltsberechtigten 1602 A 1. 

Beeinträchtigung des Eigentums 1004; des 
Erbbaurechts oder einer Dienſtbarkeit durch 
Überbau 916; des Eigentums 904, 1004, 
1011; der Ausübung der Grunddienſtbarkeit 
10271029; des Nießbrauchs 1065; der 
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perſönlichen Dienſtbarkeit 1090; des Pfand 
rechts 1227; des Vertragserben durch den 
Erblaſſer 2287, 2288; vgl. Eigentum, Beſitz. 

Beendigung vol. Aufhebung. 

Beerbung Deutſcher im Auslande 24, 26; von 
Ausländern EG 25, 27, 28. 

Beerdigung, Ort und Art der B. 1 A 2; 
Erfüllung einer öffentlichen Pflicht 679 
A 3; Anſpruch auf ehrlichen Begräbnis⸗ 
platz 1968 A 2; Koſten der Beerdigung 
des Getöteten 844, des Unterhaltsberech⸗ 
tigten 1615, des unehelichen Kindes 1713, 
des Erblaſſers 1968; Beſtimmungen durch 
letztwillige Verfügung 1937 A 1; Umbet⸗ 
tung 1968 A 2; vgl. Begräbnis, Friedhof. 

Beförderungsmittel beim Verſendungskauf 
447 A 2b; Fund in Beförderungsmitteln 
978983. 

Befreite Pflegſchaft 1917. 

Befreiter Teſtamentsvollſtrecker 2220. 

Befreite Vorerbſchaft 2136. 

Befreite Vormundſchaft 1852—1857, 1903. 

Befreiung von Ehehinderniſſen 1303, 1312, 
1313, 1316, 1322; von den Vorſchriften 
über die Annahme an Kindes Statt 1745; 
des Vorerben 2136, 2137. 

Befreiungsvermächtnis 2173 A 2. 

Befriedigung des Gläubigers durch einen 
Dritten 268, durch einen Geſamtſchuldner 
426, durch den Bürgen 770, 774; des 
Hypothekengläubigers durch den Eigen⸗ 
tümer 1142, 1145, durch den perſönlichen 
Schuldner 1164, durch Zwangsvollſtreckung 
1147, bei der Geſamthypothek 1182; des 
Pfandgläubigers 1224, 1225, 1228; des 
Schiffspfandgläubigers 1267; aus einem 
verpfändeten Rechte 1277; des aus: 
geſchloſſenen Nachlaßgläubigers 1973. 

Befriſtung bei Rechtsgeſchäften 163. 

Befruchtung, künſtliche 1591 A 2. 

Beginn von Friſten 187; der Verjährung 
198— 201; der Erſitzung 939. 

Beglaubigung 129; geſetzliche Fälle 1290 A 1; 
Haftung des Beamten 889 A 8. 

Begräbnisſtätten E 133; vgl. Friedhof, 
Beerdigung. 

Behörde, nicht juriſtiſche Perſon Vorbem 2 
vor 21; Ausweis des Vereinsvorſtandes 
gegenüber Behörden 69, als Verwalter 
einer Stiftung 86 A 2, Abgabe von Er⸗ 
klärungen gegenüber Behörden Vorbem 1 
vor 116, 130, Veräußerungsverbot einer 
Behörde 136, Anfechtung einer Erklärung 
gegenüber Behörden 143, Klagerecht bei 
Schenkung unter einer Auflage 525; Fund 
im Bereich von Behörden 978—983; Akten⸗ 
einſicht 810 A 4 a. E.; 

Aufnahme des Verzeichniſſes des dem 
Nießbrauche unterliegenden Sachinbegriffs 
1035, des Kindesvermögens 1640, des 
Mündelvermögens 1802, des Nachlaß 
inventars 2002; 

Namenserteilung für die geſchiedene 
Frau gegenüber einer Behörde 1577, An⸗ 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


ſpruch auf Vollziehung der Schenkung 525, 
der Auflage im öffentlichen Intereſſe 
2194. 

Beiſetzung vgl. Beerdigung. 

Beiſtand 1687 —1695; keine Aufſichtspflicht 
832 A5; vgl. Elterliche Gewalt EG 156, 211. 

Beiträge, Begriff und Unterſchied von Ein⸗ 
lagen 705 A 6; von Mitgliedern einge⸗ 
tragener Vereine 58; des Geſellſchafters 
705—707; der Frau zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes 1371, 1427, 1441; 
zur Beſtreitung des Unterhalts des Kindes 
1352, 1585. 

Beiwohnung, außereheliche 825, 1300, 1717; 
Erſatzanſpruch 847. 

Bekanntmachung der Auflöſung des Vereins 
und der Entziehung der Rechtsfähigkeit 
50; der Eintragung des Vereins 66; der 
Erteilung und des Erlöſchens der Voll⸗ 
macht 171, 176; der Verſteigerung der 
hinterlegten Sache 383; der Auslobung 
und des Widerrufs der Auslobung 657, 
658; der Genehmigung zur Ausgabe 
von Schuldverſchreibungen 795; des Fun⸗ 
des 980—982; der Satzung einer Kredit⸗ 
anſtalt 1115; der Verſteigerung des Pfan⸗ 
des 1237; der Eintragungen im Güter⸗ 
rechtsregiſter 1562; der Nachlaßverwal⸗ 
tung 1983; der Aufforderung zur An⸗ 
meldung von Nachlaßforderungen 2061. 

Bekenntnis, religiöſes, des Kindes EG 134, 
des Vormundes 1779, 1801; Einfluß auf 
die Rechtsfähigkeit 1 A 1. 

Belaſtung, Begriff 873 A 5; Verträge über 
die Belaſtung 310, 311, 445, 493, 1136; 

des Zubehörs 314, des empfangenen 
Gegenſtandes durch den Rücktrittsberech⸗ 
tigten 353, der gekauften Sache 439, der 
Mietſache 577—579, des Grundſtücks 873, 
876, EG 117, der gemeinſchaftlichen Sache 
1009, des Vermächtnisgegenſtandes 2165, 
2288; der Sache bei Erbſchaftskauf 2375; 

mit der Grunddienſtbarkeit 1018, mit 
dem Nießbrauch 1030, mit der beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit 1090, mit dem 
Vorkaufsrechte 1094, mit der Reallaſt 1105, 
mit der Hypothek 1113, 1114, mit der 
Grundſchuld 1191, mit der Rentenſchuld 
1199, mit dem Pfandrecht 1204. 

Belaſtungsverbot 137, 1136. 

Beleidigung als Eheſcheidungsgrund 1568 
A 3; vgl. Ehre. 

Beleihungsgrenze für Grundſtücke, bei der 
Anlegung von Mündelgeld 1807. 

Belieben, Beſtimmung der Leiſtung durch 
einen Dritten nach Belieben 319; Billigung 
des gekauften Gegenſtandes bei Kauf auf 
Probe 495; dem Belieben des Beſchwerten 
überlaſſene Erfüllung eines Vermächtniſſes 
2181. 


Belohnung vgl. Auslobung. 

Benachrichtigung von der Verſteigerung der 
hinterlegten Sache 384; des Vorkaufs⸗ 
berechtigten vom Kaufabſchluß 510; des 
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Gläubigers von der Übernahme der Hypo⸗ 
thek 416; des perſönlichen Schuldners von 
der Zwangsverſteigerung 1166; des Eigen- 
tümers vom Verkaufe des Pfandes 1241; 
vgl. Anzeige. 

Benennung des Vormundes 1776, 1777, 
1853, 1855, 1898. 

Berechnung der Friſten 186—193, des 
Pflichtteils 2311—2316. 

Berechtigtes Intereſſe bei Kreditgefährdung 
824. 

Bereicherung des Beſchenkten 516 A 3; ſiehe 
ungerechtfertigte Bereicherung. 

Bergrecht EG 67, 68. 

Bergwerk, Eigentum 907 A 2; Nießbrauch 
1038; als Beſtandteil der Erbſchaft 2123. 

Berichtigung des Grundbuchs 894, 895, auf 
Grund Ehevertrags 1438; Vorlegung des 
Hypothekenbriefs 896, Koſten 897, Unver⸗ 
jährbarkeit des Anſpruchs 898; Pfändung 
des Auſpruchs 894 A 2; des Schiffsregi⸗ 
ſters 1263. 

Beruf, Begriff 833 A 9; Koſten der Vor⸗ 
bildung 1610; 1708; 2050 A 6, 6a. 

Berufsgenoſſenſchaften Vorbem 2 vor 21. 

Berufsvormundſchaft 1773 A 4; EG 136. 

Berufung der Mitgliederverſammlung des 
Vereins 33 A 2; 36, 37; des Beiſtandes 
1694; des Vormundes 1776, 1778; des 
Pflegers 1916, 1917; der Mitglieder des 
Familienrats 1861; vgl. Erbſchaft. 

Geſchädigung einer Sache im Notſtand 228, 
zum Zwecke der Selbſthilfe 229, 904; Au⸗ 
ſpruch auf Geldentſchädigung bei Sach⸗ 
beſchädigung 249; Beſchädigung einer 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber 798; 
durch Tiere 883; der Nießbrauchſache 1042, 
der Vermächtnisſache 2164, 2288; vol. 
Surrogation. 

Beſchlagnahme einer Forderung, Wirkung 
auf die Aufrechnung 392; zugunſten des 
Hypothekengläubigers: von Erzeugniſſen, 
Beſtandteilen, Zubehörſtücken eines Grund- 
ſtücks 1121, 1122, der Miet- und Pachtzins. 
forderung 1123, 1124 der Forderung auf 
wiederkehrende Leiſtungen 1126; im Straf. 
verfahren beſchlagnahmte Sache 985 A 3 
a. E. 

Beſchlagnahmte Forderung, Aufrechnung 
392 


Beſcholtenheit 1300 A 2; Anfechtung der 
Ehe 1333 A 5. 

Beſchränkt Geſchäfts fähige vgl. Geſchafts⸗ 
fähigkeit. 

Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten vgl. 
Dienſtbarkeit. 

Beſchränkung der Haftung der Erben vol. 
Erbe, Nachlaßverbindlichkeiten. 

Beſchränkung der Vertretungsmacht des 
Vereinsvorſtandes 26, 70, des Stiftungs⸗ 
vorſtandes 86, der Verfügungsbefugnis 
über ein veräußerliches Recht 137; der 
Gewährleiſtungspflicht beim Kauf 443, 
476, bei der Miete 540, beim Werkvertrag 


637; der Schlüſſelgewalt 1357; der Ehe⸗ 
frau 1404; der Rechte des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2208 A 1; des als Erbe berufenen 
Pflichtteilsberechtigten 2306 A 2; Pflicht ⸗ 
teilsbeſchränkung in guter Abſicht 2338 A 1. 
Beſchwerung des Vermächtnisnehmers 2186 
bis 2189, des Pflichtteilsberechtigten 2306. 


Beſicht, Kauf auf Beſicht 495, 496. 


Beſichtigung von Sachen 809; des Tieres 
bei der Wandlung 489. 


Beſitz 854—872; Begriff Vorbem 2 vor 241, 


854 A 1, 3: B. als Gegenſtand ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung 812 A1; Erwerb 
854, durch Auflaſſung 925 A 9, durch Ge⸗ 
ſchaftsunfähigen 104 A 1, durch ein Kind 
854 A 3 d. E., durch Stellvertreter 854 A5, 
Vorbem 4 vor 164, durch Beauftragten 
868 A 5; fehlerhafter B., verbotene Eigen⸗ 
macht 858, 859, 869, 990, 992; Beſitz⸗ 
ſtörung 858, 862; Beſitzentziehung 858, 861; 
Beſitzſchutz durch Selbſthilfe 859; Selbſt⸗ 
hilferecht des Beſitzdieners 860; Beſitzklage 
wegen Beſitzentziehung 861, 869, wegen 
Beſitzſtörung 862, 869, 903 A 7; Verhält⸗ 
nis der Beſitzklage zur Schadenserſatzklage 
861 A 7; Einwendungen gegenüber der 
Beſitzklage 863; Ausſchlußfriſt für Beſitz 
klage 864; Teilbeſitz 865; Mitbeſitz 866; 
Verfolgungsrecht des Beſitzers 867, 869 
a5; Ablöſungsrecht des Beſitzers 268 AI; 
mittelbarer Beſitz 868; Beſitzſchutz beim 
mittelbaren Beſiß 869; Übertragung des 
mittelbaren Beſitzes 870; mehrfacher 
mittelbarer Beſitz 871; Eigenbeſitz 872; 
Beendigung des B. durch Aufgabe und 
Verluſt 856; Aufgabe des B. an einem 
Grundſtück bei Gläubigerverzug 303; Ver⸗ 
kauf eines zum B. berechtigenden Rechtes 
451; Einfluß des Beſitzwechſels auf die 
Verjährung 221 A 1; Vererblichkeit 857; 
Anſpruch aus früherem B. 1007; 

B. des Vereins 26 A 4; B. au einer Sach ⸗ 
geſamtheit 90 A 1; an dem grunddienſtbar⸗ 
keitsberechtigten Grundſtück 1029; des Nieß⸗ 
brauchers 1036; an der Pfandſache 1205; 
des Ehemanns am eingebrachten Gute 
1373, am Geſanitgute 1443; des Vor⸗ 
munds 1793 A 2; des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2205; als Gegenſtand des Ver⸗ 
mächtniſſes 2169. 


Beſitzer: Haftung für Beſchädigung durch 


Einſturz des Grundſtücks 836—838, 908; 
Paſſivlegitimation beim Eigentumsan⸗ 
ſpruch 985 A 2, 3; Verhältnis zum Eigen ⸗ 
tümer 985—989; Haftung des unredlichen 
Beſitzers 990, des redlichen Beſitzers 993, 
bei Vorhandenſein eines Beſitzmittlers 
991; Eigentumsvermutung 1006. 


Beſitzdiener 855, 860. 
Beſitzmittler, Verhältnis zwiſchen Eigen ⸗ 


tümer und unmittelbarem Beſitzer 991. 


Beſitzſtand bei Grenzverwirrung 920. 
Beſitzzeit, Anrechnung 221, 943. 
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Beſoldungen, Verjährung 197, EG 81. 

une Erbteil 1927, des Ehegatten 

Beſſerungsanſtalt 1666, 1838, Ech 135. 

Beſtallung des Vormundes 1791, 1893. 

Beſtand, rechtlicher Beſtand einer Forderung 
und eines Rechtes 437. 

Beſtandteile, weſentliche 93, 94; unweſent⸗ 
liche 93 A 1; eines Grundſtücks 94—96, 
873 A 4; Zuſchreibung eines Grundſtücks als 
Beſtandteil eines andern 890; Eigentums. 
erwerb 958—957; Abtrennung von Be 
ſtandteilen durch den Beſitzer 997; Ver⸗ 
wendung durch den Nießbraucher 1043; 
Haftung für Hypothek 11201122; vgl. 
Bodenbeſtandteile. 

Beſtätigung nichtiger Rechtsgeſchäfte 141; an⸗ 
fechtbarer Rechtsgeſchäſte 144; der Ehe 1309 
A 5, 1325, 1331, 1337; bei Wiederverheira⸗ 
tung im Falle der Todeserklärung 1350; der 
Erklärungen bei der Ehelichkeitserklärung 
1731; der Annahme an Kindes Statt 
1741, 1753 bis 1756; des Erbvertrags 2284. 

Beſtätigungsſchreiben 147 A 2, 269 A 2. 

Beſtattung vgl. Beerdigung. 

Beſtellſchein 269 A 2. 

Beſtellung des Vereinsvorſtaudes 27, 67; 
des Erbbaurechts vgl. daſ.; des Nießbrauchs 
1032; des Pfandrechts 1205; des Vor⸗ 
mundes 1789; des Gegenvormundes 1792; 
ber Fr des Familienrats 1865 bis 


Beſtimmung der Leiſtung durch einen Ver⸗ 
tragſchließenden 315; der Gegenleiſtung 
durch den Gläubiger 316; der Leiſtung 
durch einen Dritten 317-319. 

Beſtimmungsort 269 A l, 270. 

Betriebsräte Vorbem 2 vor 611. 


Betrug, Unterſchied von argliſtiger Täuſchung 
123 A 2. 


Beurkundung, gerichtliche oder notarielle 
128; geſetzliche Fälle 128 A 1; eines Ver⸗ 
trags 152, 154; EG 141, 142. 

Bewachung von unbeweglichen Sachen 688 
A 2, durch Hunde 833 A 9. 

Beweggrund, Irrtum im Beweggrund 119 
A 2, 2078. 

. Sachen vgl. Sachen. 

Beweislaſt Vorbem 6 vor 1. 

Beweisſicherung vor Verjährung des Au⸗ 
ſpruchs auf Wandlung und Minderung 478. 

Bewußtloſigkeit, Zuſtand der Bewußtloſig⸗ 
keit 105 A 2; 827 A 1; bei der Eheſchließung 
1925. 

Bienen, Eigentumserwerb 961—964. 

Bierlieferungsvertrag Vorbem 3 vor 607; 
138 A 1. 

Bieter beim Verkauf im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 456-458; beim Pfandverkauf 1239. 

Bilanz, Nichtigkeit wegen Verſtoßes gegen ein 
Geſetzesverbot 134 A 1; beim Erwerbs⸗ 
geſchäft des Mündels 1841. 

Bild, Recht am eigenen B. 12 A 1. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 
Billiges Ermeſſen eines Dritten 317, 2048; 


Beſtimmung der Leiſtung nach billigem 
Ermeſſen 315, 317, 319; bei der Auslobung 
660, bei Benutzung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes 745, bei Beſtimmung 
des Finderlohns 971, beim Zuſammen⸗ 
treffen von Grunddienſtbarkeiten und an⸗ 
dern Nutzungsrechten 1024; bei der Be⸗ 
ſtimmung der Vermächtnisleiſtung 2156. 

Billigung bei Kauf auf Probe 495, 496. 

Blankounterſchrift 126 A 3; Blankozeſſion 
171 A 1, 185 A 2. 

Blinde, Pflegſchaft 1910; Toſtierfähigkeit 
2238 A 6; 2243 A 5, 2247 A 1; Blinden: 
1 15 beim eigenhändigen Teſtament 2231 


Bodenbeſtandteile, Gewinnung 99, durch 
den Nießbraucher 1037, 1038, durch den 
Vorerben 2123. 

Bordellkauf 817 A 5. 

Börſen⸗ und Marktpreis 433 A 7 b; der 
hinterlegten Sache 385; bei Differenz⸗ 
geſchäften 764; des Pfandes 1221, 1235; 
eines verpfändeten Orderpapiers 1295. 

Börſentermingeſchäfte 387 A 6, 433 A Zr, 
764 A 4; Anerkennung durch Schuldver- 
ſprechen 780 A 7; Erfüllung 814 A 8. 

Bösliche Schenkung des Erblaſſers zur Be⸗ 
einträchtigung des Vertragserben beim Erb⸗ 
vertrage 2287 A 1. 

Bösliche Veräußerungen und Belaſtungen 
beſtimmter Vermächtnisgegenſtände durch 
den Erblaſſer 2288. 

Bösliche Verlaſſung, Scheidungsgrund 1567. 

Bote, Begriff 120 A 1, 164 A 1; Vertrags ⸗ 
ſchluß durch B. 147 A 2; Verjährung des 
Anſpruchs 196. 

Boykott 138 A 1d, 826 A 50. 

Brandſchaden, Verſicherung bei Nießbrauch 
1045, 1046. 

Brandverſicherung, Haftung der Forderung 
für Hypotheken 11271130. 

Brauhaus, Zubehör 98; EG 164. 

Brautgeſchenke, Rückgabe 1301, 1584. 

Brautkinder EG 208. 

Briefmarken 807 A 1. 

Briefwechſel als Schriftform 126 A 4; 127. 

Bruchteil: Verträge über Vermöͤgensbruch⸗ 
teile 310, 311; Vorkaufsrecht an einem 
Bruchteil 741 A 2, 1095, Reallaſt 1106, 
Hypothek 1114, Grundſchuld 1192; 

Zuwendung des Bruchteils des Ver⸗ 
mögens durch den Erblaſſer 2087—2093; 
vol. Miteigentümer, Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen. 

Buch forderungen, Sicherheitsleiſtung 282, 
236; gegen das Reich oder einen Bundes 
ſtaat: der Ehefrau 1393, des Kindes 1667, 
des Mündels 1815, 1816, 1820, 1853, bei 
Nacherbſchaft 2118; Umwandlung von 
Reichsauleihe in Buchſchuld 806 A 1. 

e 1116, 1139, 1154 (vgl. Hypo⸗ 
thek). 

Buchmacher 762 A l. 
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Büdnerrecht EG 63. 


Bilhnenanſtellungsvertrag 611 A 4, 624 A1, 
Vorbem 1 vor 631. 


Bundesrat, Erteilung und Entziehung der 
Rechtsfähigkeit eines Vereins 23, 44, 62; 
Genehmigung von Stiftungen 80; Be⸗ 
ſtimmung der Mündelſicherheit von Wert⸗ 
papieren 1807. 

Bundesſtaat EG 5. 

Verleihung der Rechtsfähigkeit an Ver⸗ 
eine 22, Genehmigung der Anderung der 
Vereinsſatzungen 33, Genehmigung von 
Stiftungen 80, von Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 795, der Befreiung von 
Ehehinderniſſen 1322, Ehelichkeitserklärung 
1723; Befreiung von den Erforderniſſen 
der Annahme an Kindes Statt 1745. 

Aufrechnung gegen Forderungen eines 
Bundesſtaats 395. 

Bürgerliche Ehrenrechte, Verluſt, Wirkung 
1318, 1781, 2237. 


Bürgſchaft, Begriff Vorbem 1—4 vor 764, 
765; Uunterſchied von der Haftung für 
Zahlungsfähigkeit 438 A 2; Form 126 A 3, 
766; Erfüllungsort 269 A 5, 765 A 1; 
beſondere Arten Vorbem 5 vor 765; felbft- 
ſchuldneriſche B. 771 A 1, 773, 766 A 4, 
777 A 2; B. auf Zeit 777; Mitbürgſchaft 
421 A 1, 769, 774 A 5; Kontokorrentbürg⸗ 
ſchaft 765 A 5; Kreditbürgſchaft Vorbem 5 
vor 765, 765 A 6; Kreditauftrag 778; ger 
häufte Schuldübernahme 414 A 1, Vor⸗ 
ben dd vor 765; 

Umfang der Verpflichtung des Bürgen 
765 A 5, 767; Haftung bei Nichtigkeit der 
Leiſtung des Schuldners 138 A 1; Haftung 
des Gläubigers 765 A 7, 776 A 1, der 
Mitbürgen untereinander 426 A 2, 774; 
Einreden des Bürgen 768; Einrede der 
Vorausklage 771—773; Anfechtung der 
Hauptverbindlichkeit 767 A 1, 768 A 1, 
770; des Bürgſchaftsvertrags 765 A7; Ber 
friedigung des Gläubigers durch den Bürgen 
774; Aufrechnung 387 A 2, 768 A 1, 770, 
774 A 2; Rücktrittsrecht Vorbem 4 vor 765; 
Erlöſchen der B. 767 A 1; Kündigung 765 
A 7; Kündigung der Hauptſchuld 767 A 2; 
Koſten der Kündigung und Rechtsverfol⸗ 
gung 767; B. im Auftrage des Haupt⸗ 
ſchuldners, Befreiung von der B. 775 Auf⸗ 
gabe von Sicherheiten durch den Gläubiger 
776; Konkurs des Hauptſchuldners 767 A 2, 
768 A 2, 773, 774 A 3; Verjährung der 
Auſprüche 765 A 7, 768 A 1, 771 A 1, 
774 A J; 

als Sicherheitsleiſtung 232, 239, 321 A 3: 
bei Abtretung der Forderung 401; Erlöſchen 
bei Schuldübernahme 418; Umwandlung 
der Bürgſchaftsſchuld in ein Darlehn 607 
A 6; Übernahme durch den Vormund 1822. 


. 249 A 1, 823 A 13a; Verjährung 194 
A 3, 202 A 1. 


C 
(Vgl. K) 

eil 269 A 4, 433 A 10h, co. 

Clausula rebus sie stantibus 119 A 2, 
157 A 1, 242 A 5, 321 A 1, 812 A 8; 
beim Darlehnsverſprechen 610 A 4; bei 
Unterhalt Vorbem 7 vor 1601; beim Ver: 
mächtnis 2174 A 3; vgl. auch Geldent⸗ 
wertung, Aufwertung. 

Clearingverkehr 387 A 1. 

Condletio indebiti 813; ob causam finitam 
812 A 8, 815 A 1; ob causam datorum 
812 A 9, 815; ob turpem causam 817 

1 


A 1. 

Constitutum possessorium 930, 933. 

Conto-a-meta⸗Geſchäft 433 A 3 m. 

Culpa in contrahendo 155 A 2 Abf. 3, 276, 
823 A 1; beim Kauf 433 A 1b; vgl. auch 
Vertragsverletzung. 


D 


Dampf, Zuführung 906. 
Dampfſchiffahrtsunternehmungen EG 125. 
Damwild, Wildſchaden 835. 

Darlehn, Verhältnis zu andern Verträgen 
Vorbem 1 vor 607; Weſen 607, Vorbem 2 
vor 607, 320 A 1; zu unſittlichen Zwecken 
138 A 1, Vorbem 4 vor 607; zu Spiel 
und Wette 762 A 5; gegen Hypothek Vor⸗ 
bem b vor 607; 1115; 1139; Vereinbarungs⸗ 
darlehn 607 A 7; Darlehnsſchuldſchein 607 
A 8; Binfen 608; Kündigung 609; Verfall⸗ 
klauſel 609 A 3; Darlehnsverſprechen 610; 
Abtretung der Anſprüche 610 A 1, 398 A 3, 
399 A 2; Verwahrung vertretbarer Sachen 
als Darlehn Vorbem 1 vor 607, 607 A 7, 
608 A 2, 700; partiariſches Darlehn Vor⸗ 
bein 1 vor 607, 705 A 3; des Gewalthabers 
für das Kind 1643, 1822, 1825; Aufwertung 
607 A 5; 

Darlehn der öffentlichen Pfandleiher 
Vorbem 3 vor 607; von Pfandleihanſtalten 
EG 94, Meliorationsdarlehn EG 118. 


Darlehnskaſſen 244 A 1e, 807 A 1. 

Datum der Grundbucheintragung 879; beim 
Teſtament 2231 A 5. 

Deckname 12 A 2, 126 A 3; als Teſtaments⸗ 
unterſchrift 2231 A 6, 2241 A 1. 

Deichrecht EG 66. 

Deliktsfähigkeit 104 A 1. 

Delkrederevertrag Vorbem 6 vor 765. 

Depositum irregulare 700; vgl. Summen- 
verwahrung, Verwahrung. 

Diebſtahl, kein Eigentumserwerb 935, 1006. 

Dienſtbarkeiten, Begriff 1018 A 1; vol. 
Grunddienſtbarkeiten; beſchränkte perſön⸗ 
liche Dienſtbarkeiten 1090; Umfang 1091; 
Unübertragbarkeit 1092; Aufhebung, Er⸗ 
löſchen 1090 A 4; Übertragung nicht ein⸗ 
5 D. EG 128; Wohnungsrecht 
109 


Beeinträchtigung durch Überbau 916. 
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ae, Verjährung 196; Abtretung 
1 * 


Dienſte, Entſchädigung für Dienſte: beim 
Rücktritt 346, beim Schadenserſatzauſpruch 
845, 846; als Geſellſchaftsbeitrag 706; 
zum Zwecke der Aufrechnung 388 A 1; 
Gegenſtand der Leibrente 759 Al; Leiſtung 
von D. gegen Gewährung von Unterhalt 
761 A 5; der Ehefrau 1356; Verpflichtung 
des Hauskindes zu Dienſten 1617; des Vor⸗ 
mundes 1835; des Mündels 1805 A 2. 

Dienſt⸗ und Arbeitsverhältnis des Min⸗ 
derjährigen 113, 1617 A 2, 1822, 1827. 

Dienſtverſchaffungsvertrag Vorbem 1 vor 
611. 


Dienſtvertrag, Begriff, Abgrenzung von an⸗ 
dern Verträgen 611; Vorbem 1 vor 611; 
insbeſ. vom Leibrentenvertrag 761 A 5; 
Teilbarkeit 266 A 1; Verhältuniſſe der Be⸗ 
amten, Gerichtsvollzieher, Notare, Rechts⸗ 
anwälte, Arzte, Vorbem 2b vor 611; Aus⸗ 
legungsgrundſätze, Treu und Glauben, Bor- 
bem 4 vor 611; Prozeßrecht Vorbem 4 vor 
611; Vergütung 611 A 2, 612, 614, im 
Falle außerordentlicher Kündigung 628; 
Mietgeld 336 A1; EG 95; Nebenleiſtungen 
des Dienſtherrn 611 A 2, des Dienſtver⸗ 
pflichteten 611 A 1; Aufrechnung 614 A 1; 
Unübertragbarkeit der Rechte und Pflichten 
613; Tod einer der Parteien 618 A 1, 2; 
Annahmeverzug des Dienſtberechtigten 615; 
zeitweilige Verhinderung des Verpflich- 
teten 616; Fürſorge im Krankheitsfalle 617, 
619; Sorge für Leben und Geſundheit des 
Dienſtverpflichteten 618, 619, Vorbem 4 
vor 823; Haftung für Dienſtboten 831 
A 2; Endigung des Dienſtverhältniſſes, 
Kündigung 620; Kündigungsfriſten 621 bis 
624; ſtillſchweigende Verlängerung 625; 
Dienſte höherer Art, Kündigung 622, 627; 
Kündigung aus wichtigen Gründen 611 A2, 
626; Rücktrittsrecht 611 A 1; Zurückbehal⸗ 
tungsrecht 611 A 2, 614 A 1; Urlaub zum 
Aufſuchen einer neuen Stelle 629; Zeugnis 
630; unwahres Zeugnis 826 A 5 h; Aus: 
kunft über den Dienftverpflichteten 157 A 3; 
Abſchluß des D. durch den elterlichen Ge⸗ 
walthaber 1630 A 2; durch den Vormund 
1822; Verjährung der Anſprüche 196. 

Dies interpellat pro homine 284 A 4, 
296 A 1. 

Differenzgeſchäft 764. 

Diligentia quam suls 277. 

Dinglicher Anſpruch, Verjährungszeit 221. 

Dinglicher Erſatz vgl. Surrogation. 

Dingliche Rechte Vorbem 2 vor 241,873 A 6; 
Erlöſchen bei Eigentumserwerb 936; Frucht- 
erwerb 99 A J. 

Diskontierungsgeſchäft 433 A 3b. 

Diſſens, verſteckter 119 A !; 155 A 2. 

Diſtanzkauf, Gefahrübergang 447. 

Dividende 197 A 1, 246 Al. 

ner bei Teſtameutserrichtung 2244, 

50. 
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Dolus eventualis 128 A 2, 823 A 2, 826 


A 3. 

Doppelehe, Ehehindernis 1309; Nichtigkeit 
1326; Scheidungsgrund 1565; Pflichtteils⸗ 
entziehung 2335. 

Doppelname 12 A 2. 

Dorfteſtament 2249, 2252, 2266. 

Draufgabe 336; Anrechnung und Rückgabe 
337; Einbehaltung und Schadenserſatz 388; 
Ermäßigung 388 A 1. 

Dreißigſter 1969. 

Drohung, Anfechtungsgrund 123; Begriff 123 
A 3; Aufechtungsfriſt 124; Schadenserſatz 
Vorbem 4e vor 823; D. durch Vertreter 
166 A 3; Anfechtung der Beſtimmung der 
Leiſtung durch einen Dritten 318; Ehe⸗ 
ſcheidungsgrund 1566 A 2, 1568 A 3; Grund 
zur Anfechtung der Ehe 1835, 1846, 1704, 
der Anerkennung der Ehelichkeit 1599, der 
Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft 
1954, des Teſtaments 2078, des Erbvertrags 
2281; Grund zur Erbunwürdigkeit 2339; 
Beſtimmung einer Frau zur außerehelichen 
Beiwohnung 825. 

Drucken als Verarbeitung 950. 

Duldungspflicht 241 A 2. 

Dünger, Zubehör 98, 593; Erzeugnis 99 A 3. 

Durchſtreichungen bei Teſtamenten 2231 A 7. 
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Ehe, Eingehung 13031323; Form der Che- 
ſchließung 18161321; kirchliche Verpflich⸗ 
tungen Vorbem 1 vor 1308, 1588; Beſtäti⸗ 
gung der E. 1809 A5; Auflöſung 1809 A3; 
Wirkung auf die Schwägerſchaft 1590; 
Hemmung der Verjährung 204; 

Juternationales Privatrecht: Vorbem 2 
vor 1303; Eingehung EG 13, perſönliche 
Rechtsbeziehungen der Ehegatten EG 14, 
Güterrecht EG 15, 16, Scheidung EG 17, 
eheliche Abſtammung EG 18; Übergangs⸗ 
beſtimmungen EG 198 bis 203; vgl. auch 
die beſondern Anmerkungen bei den ein- 
zelnen Paragraphen. 

Wirkungen der Ehe: eheliche Lebens⸗ 
gemeinſchaft 1353; Slellung des Ehe⸗ 
manns 1354; der Ehefrau 1855—1858; 
Sorgfalt der Ehegatten 1359; Unterhalts⸗ 
pflicht 1860, 1361; Eigentumsvermutung 
1362. 

Aufechtung 1330—1335, 1350; Anfech⸗ 
tungsgründe: beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
1331, 1337, Irrtum 1382, 1833, 1846, 
argliſtige Täuſchung 1334, Drohung 1335, 
1346; Form und Zeit der Anfechtung 
1336, 133881342; Anfechtungsklage 1340; 
Wirkung 13431347; Tod des nicht an⸗ 
fechtungsberechtigten Ehegatten 1338, 1342; 
Anfechtung der Todeserklärung eines Ehe⸗ 
gatten 1348, 1349; Anfechtung der neuen 
Ehe nach Todeserklärung 1350, 1351; Schutz 
des gutgläubigen Dritten 1344; Beſtätigung 
der anfechtbaren E. 1887, 1841. 
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Nichtigkeitsgründe 1323—1328; mau⸗ 
gelnde Form 1324, Geſchäftsunfähigkeit 
1325, Doppelehe 1326,1348, Verwandtſchaft 
1327, Ehebruch 1328; Nichtigkeitsklage 
1329; Stellung der Kinder aus nichtigen 
Ehen 1699 —1704; elterliche Gewalt über 
Kinder aus nichtigen Ehen 1701, 1702; 
Unterhaltsauſpruch der Kinder aus nid): 
tigen Ehen 1703. 

Eheſcheidung 1564; internationales Recht 
1564 A 7; Prozeſſuales 1564 A 8, 4; 
Sühneverfahren 1571 A 10; Widerklage 
1564 A 4, 1571 A 9, 1572 A 4, 1574; Klag⸗ 
rücknahme 1570 A 4; Aufrechnung 1565 
A 6, 1568 A 7; Scheidebrief 1316 A 1, 1564 
A 3, 5; Vereinbarung über den Unterhalt 
für die Dauer des Scheidungsprozeſſes 
1564 A 5, 1614 A 1; Klage auf Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft 1575; 
Umwandlung der Aufhebungsklage in 
Scheidungsklage 1576; nachträgliche Gel⸗ 
tendmachung von Scheidungsgründen 1572, 
1573; Schuldausſpruch 1574; bedingte und 
unbedingte Scheidungsgründe 1564 A 1; 
Scheidung wegen Ehebruchs 1312, 1565; 
wegen Lebensgefährdung 1566; wegen bös⸗ 
licher Verlaſſung 1567; ivegen Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes 1565 A 1, 1568; 
wegen Geiſteskrankheit 1560, 1583; Ver 
zeihung 1570, Vorbem 2 vor 1297; Ver⸗ 
zicht 1570 A 5; Verluſt des Rechtes durch 
Zeitablauf 1571, 1572; Familienname der 
geſchiedenen Frau Vorbem 1 vor 1297, 
1577; Unterhaltspflicht der geſchiedenen 
Ehegatten 1578, 1579, 1603 A 2, 1608, 
Form des Unterhalts 1580, Wirkung der 
Wiederverheiratung auf den Unterhalt 
1579, 1581; des Todes eines Ehegatten 
1582; Unterhaltspflicht gegenüber Geiſtes⸗ 
kranken 1583; gegenüber gemeinſchaftlichen 
Kindern 1585 A 1; Eheſcheidungsſtrafen 
1578 A1; Schadenserſatzanſprüche 1564 A5, 
1578 A 9; Widerruf von Schenkungen 1584; 

Auflöſung durch den Tod eines Ehe 
gatten 1309, 1348, 1482, 1483, 2077. 

Ehebruch, Klage auf Unterlaſſung Vorbem 
6 III vor 823; Ehehindernis 1312, 1328; 
Scheidungsgrund 1565; Grund zur Pflicht⸗ 
teilsentziehung 2335. 

Ehefrau, Wohnſitz 10, 1353; Name 1355, 
nach der Eheſcheidung 1577; Volljährig⸗ 
keitserklärung der geſchiedenen E. 4 A 3; 
Verfügungsfähigkeit Vorbem 7 vor 104; 
Geſchäftsfähigkeit 104 A 1; der ausländi- 
ſchen E. 104 A 7; Befugniſſe und Pflichten 
in der Ehe 1354; Leitung des Hausweſens 
1356; Schlüſſelgewalt 1357; Dienfte 1358; 
Unterhaltspflicht 1360, 1361, 1386, 1604; 
Gewerbebetrieb 1367, 1405, 1452, 1462; 
Schadenserſatzauſprüche des Ehemanns bei 
Verletzung der E. 845 A 4; Vormund für 
eine Ehefrau 1778, 1901; Ehefrau als 
Vormund 1783, 1887, 1900; Inventarfriſt 
2008; vgl. Eheliches Güterrecht. 
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Ehegatten, Lebensgemeinſchaft 1353; anzu⸗ 
wendende Sorgfalt 1359; Getrenntleben 
vgl. das.; Unterhaltspflicht 1360, 1361, 
1604, 1608; Veräußerungen unter Ehe 
gatten 1373 A 4, 1432 A 3; 

Verjährung der gegenſeitigen Anſprüche 
204; Einwilligung bei der Annahme an 
Kindes Statt 1746; geſetzliches Erbrecht 
1931-1934; Unwirkſamkeit der Einſetzung 
im Teſtament 2077, 2268; Teſtaments⸗ 
zeuge 2234; gemeinſchaftliches Teſtament 
2052 A 1a, 2265; Erbvertrag 2275, 2276, 
2279, 2280, 2290, 2292; Pflichtteilsrecht 
2303; Erbverzicht 2346. 

Ehehindernis, aufſchiebendes 1303, 1305, 
1310 Abſ 2, 1311, 1313, 1314, 1315, 1849, 
1493 U 8; trennendes 1304, 1309, 1310 
Abſ 1, 1312; mangelnde elterliche Einwilli⸗ 
gung 1305-1308; mangelnde Ehemündig⸗ 
keit 1303; mangelnde Geſchäftsfähigkeit 
1304; beſtehende Ehe 1309; Verwandtſchaft 
1310; Annahme an Kindes Statt 1811; Ehe- 
bruch 1312; Wartezeit 1313; mangelnde 
Auseinanderſetzung 1314; mangelnde Er⸗ 
laubnis der vorgeſetzten Behörde 1315; 
Befreiung 1822. 

Eheliche Abſtammung 1591, 1592, EG 18; 
Anfechtungsrecht des Ehemanns 1598; 
Friſt zur Anfechtung 1594; Form der Un- 
fechtung 1595—1597; Anerkennung der 
Ehelichkeit 1596 A 1, 1598; Anfechtung 
der Anerkennung 1599; Vaterſchaft bei 
Wiederverheiratung der Frau 1600. 

Ehelicher Aufwand, Begriff 1889 A 2; bei 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft 1458; 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1529; bei 
Fahrnisgemeinſchaft 1550 A 1; Verpflich- 
tung des Mannes 1389, 1427; Beitrags · 
pflicht der Frau 1371, 1427, 1441; Erſatz⸗ 
anſprüche der Frau 1429. 

Eheliche Gemeinſchaft 1353, EG 46, 201; 
Klage auf Aufhebung 1575, 1576, 1586, 
1587; Wiederherſtellung 1587. 

Eheliches Güterrecht Vorbem vor 1363, EG 
15, 16, 200; vgl. Verwaltungsgemeinſchaft, 
allgemeine Gütergemeinſchaft, fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft, Fahrnisgemeinſchaft, 
Errungenſchaftsgemeinſchaft; 

vertragsmäßiges Güterrecht 310 A 1, 
14321436. 

Eheliche Kinder EG 18, 19, 203, Wohuſitz 
11; Erfordernis der elterlichen Einwilligung 
zur Eheſchließung 1305, 1307, 1308; 
Haun bam 1616; Vorname 1616 A 1; 

eiſtung von Dienſten im elterlichen Haus⸗ 
ſtand 1617; Aufwendungen für den elter⸗ 
lichen Hausſtand 1618; Uberlaſſung der 
Vermögensverwaltung an die Eltern 1619; 
Ausſteuer 1620—1623; Ausſtattung 1624, 
1625; vgl. Eheliche Abſtammung. 

Eheliche Lebensgemeinſchaft 1353. 

Ehelichkeitserklärung, Vorausſetzung 1728; 
Ausſchluß von Bedingung und Zeit⸗ 
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beſtimmung 1724; Autrag des Vaters, 
Anerkennung der Vaterſchaft 1725; Ein- 
willigung des Kindes, der Mutter, der 
Ehefrau 1726, 1727; Ausſchluß der Stell. 
vertretung 1728, 1729; Form des An⸗ 
trags und der Bewilligung 1730; An⸗ 
fechtung des Antrags und der Einwilligung 
der Beteiligten 1731; Unzulaäſſigkeit wegen 
Eheverbots 1732; nach dem Tode des Vaters 
und Kindes 1733; Verſagung der Ehelich⸗ 
keitserklärung 1734; Wirkſamkeit 1735, für 
das Kind 1736, für die Abkömmlinge des 
Kindes 1737, für die Mutter 1738; Unter- 
haltspflicht 1739; Wiederverheiratung des 
Vaters 1740; 5 
Einwilligung zur Ehe eines für ehelich 
erklärten Kindes 1305; Ausſchließung der 
Erbauseinanderſetzung wegen Schwebens 
eines Verfahrens über die Ehelichkeits⸗ 
erklärung 2043 A 2. 
Ehemäkler 656; Anerkennung des Anſpruchs 
1 oder Anerkenntnis 


Ehemann, Befugniſſe und Pflichten in der 
Ehe 1354, 1356; Kündigungsrecht 1358; 
Unterhaltspflicht 1360, 1361; keine Auf⸗ 
ſichtspflicht gegenüber der Ehefrau 832 Ab; 
vgl. Eheliches Güterrecht. 

Ehemündigkeit 1303; nach Volljährigkeits⸗ 
erklärung 3 A 4. 

Eheſcheidung 1564 —1585; vgl. Ehe. 

Eheſchließung, Form 1316—1321. 

Ehevermittlung 656. 

Ehevertrag 1432, EG 15, 200; Verweiſung 
auf ein nicht mehr geltendes oder aus⸗ 
ländiſches Recht 1433; Form 1434; Ein⸗ 
tragung ins Güterrechtsregiſter 1561; Aus: 
ſchluß der Verwaltung und Nutzuießung 
des Mannes, Wirkung gegenüber Dritten 
1435; Ausſchluß der Fortſetzung der Güter ⸗ 
gemeinſchaft 1508; Vorbehaltsgut 1368; 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1526; ein- 
gebrachtes Gut bei Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1523, bei Fahrnisgemeinſchaft 1553; 
E. über Fortſetzung der Fahrnisgemein- 
ſchaft 1557; Gütertrennung 1426 A 1; 
Ehevertrag verbunden mit Erbvertrag 2276. 

Ehre, Verletzung Vorbem 1 vor 249, 823 A 9; 
Gefährdung 824 A 1; Schutz 228 A 3, 1004 
A 7 


Ehrengerichtliches Verfahren, Erſtattung 
von Auslagen 25 A 2. 

Ehrenmitglied des Vereins 25 A 2. 

Ehrenrechte, bürgerliche, Aberkennung 1318, 
2250 Ausſchließung als Teſtamentszenge 
2237. 


Ehrenwort, Verpfändung 138 A 1. 

Ehrloſes Verhalten als Scheidungsgrund 
1568, als Grund zum Eingreifen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts 1666, zur Pflichtteils⸗ 
entziehung 2333, 2335, 2336. 

Eidesſtattliche Verpflichtung des Bei⸗ 
ſtandes 1694, des Vormundes 1789, des 
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Mitgliedes des Familienrats 1870, des 
Pflegers 1915. 

Eidesſtattliche Verſicherung bei Antrag auf 
Erbſchein 2356, 2357. 

Eigenbeſitzer, Begriff 872; mittelbarer Eigen⸗ 
beſitz 941 A 3; Erſitzung von Grundſtücks⸗ 
rechten 900; Erſitzung beweglicher Sachen 
937, 938; Erwerb des Eigentums am 
Grundſtück durch Ausſchlußurteil 927; Er- 
werb an Erzeugniſſen und Früchten 955; 
Verhaltnis zum Eigentümer 988; Haftung 
für Beſchädigung durch ein Gebäude 886. 

Eigenhändiges Teſtament 2231, 2247, 2248. 

Eigenmacht, verbotene 858, 859, 869; im Ber- 
hältuis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 
992; des Erbſchaftsbeſitzers 2025. 

Eigennutz 138 A 1. 

Eigenſchaften, weſentliche 119 A 5; 

Irrtum über Eigenſchaften einer Perſon 
oder Sache bei Abgabe von Willens⸗ 
erklärungen 119; Haftung des Verkäufers 
für zugeſicherte Eigenſchaften der Kauf- 
ſache 459, 460, 463, 468, 480, beim Kauf 
nach Probe 494, des Vermieters für Eigen⸗ 
ſchaften der Mietſache 537, des Unter⸗ 
nehmers für Eigenſchaften der beſtellten 
Sache 633; Irrtum über Eigenſchaften 
des andern Ehegatten als Grund zur An⸗ 
fechtung der Ehe 1333. 

Eigentum, Begriff 903 A 1; Befugniſſe des 
Eigentümers 903; Abwehr von Einwir⸗ 
kungen Dritter 903; Pflicht zur Duldung 
von Einwirkungen Dritter 904; Verletzung 
des Eigentums Vorbem 1, 2 vor 823, 823 
A 8; Mißbrauch des E. 826 A 51; Aufgabe 
370 A !; Miteigentum 10081011; 

au Grundſtücken: Erſtreckung des Rechtes 
des Eigentümers auf die Luft und den 
Erdkörper 905; Zuführung von Gaſen, Ge- 
räuſch, Erſchütterungen von einem andern 
Grundſtück 906; Nachbarrechte 907924: 
Schutz gegen drohende Einwirkungen 907; 
drohender Gebäudeeinſturz 908; Vertiefung 
des Nachbargrundſtücks 909; Wurzeln und 
Zweige des Nachbargrundſtücks 910; Über⸗ 
fallsrecht 911; Überbau 912—916; Notweg 
917, 918; Abmarkung 919; Grenzſtreitig⸗ 
keiten und Grenzanlagen 920—923, vgl. 
Grenze; Erwerb durch Auflaſſung 925, 
durch Ausſchlußurteil gegen den Eigen⸗ 
tümer 927; Miterwerb des Zubehörs 926; 
Aneiguung durch den Fiskus 928, EG 129; 
Aufgabe 928; Übertragung 878; durch 
Landesgeſetz EG 126; Übereignung nicht 
eingetragener Grundſtücke EG 127; 

an beweglichen Sachen: Erwerb durch 
Erſitzung 987945, durch Verbindung, 
Vermiſchung, Verarbeitung 946—951, 
an Schuldſcheinen 952, an Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Juhaber 797; Erwerb an 
Erzeugniſſen und Beſtandteilen 953-957, 
durch Aneignung 958—964, durch Fund 
973, 974; Übertragung durch Übergabe 
929, 932, ohne Aufgabe des Beſitzes, consti- 
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tutum possessorium 930, 933, durch Abtre⸗ 
tung des Herausgabeanſpruchs 931, 934; 
Sicherungsübereignung 980 A 5, 6; Schutz 
des gutgläubigen Erwerbers 932—936; Auf⸗ 
gabe 959; Erwerb für die Ehefrau durch den 
Ehemann 1381, für das Kind durch den 
Vater 1646. 

Anſprüche aus dem Eigentum: Eigen. 
tumsanſpruch 985; Abtretung desſelben 985 
A; Verſchaffungsanſpruch 241 A1; Klage 
auf Feſtſtellung des E. Vorbem 2 vor 985; 
Einwendungen des Beſitzers 986; Verpflich⸗ 
tung des Beſitzers zur Herausgabe der 
Nußungen 987, 988, 990, 991, 993; 
Schadeuserſatz bei Verſchlechterung der 
herauszugebenden Sache oder Unmöglich⸗ 
keit 989; Hafeung des Beſitzers bei nicht 
gutgläubigem Beſitzerwerb 990, 991, bei 
Erwerb durch verbotene Eigenmacht oder 
ſtrafbare Handlung 992; Gegenanſprüche 
des Beſitzers wegen Verwendungen 994 
bis 998; Abtrennungsrecht des Beſitzers 
997; Verwendungen des Vorbeſitzers 999; 
Geltendmachung des Verwendungsan⸗ 
ſpruchs durch Zurückbehaltungsrecht 1000, 
durch ſelbſtändige Geltendmachung 1001, 
1002; Befriedigung wegen Verwendungen 
aus der Sache ſelbſt 1003; Negatorienklage 
1004; Abholungsrecht des Eigentümers 
1005; Eigentumsvermutung zugunſten des 
Beſitzers 1006; Anſpruch aus früherem 
Beſitz 1007; Unterbrechung der Erſitzung 
durch Geltendmachung des Eigentums 
anſpruchs 941. 

bergangsbeſtimmungen EG 181, 189; 
ie eee 903 A8, EG 52, 
„ 

Eigentümergrundſchuld 362 A 2, 1192 A 1, 
1196, 1197, 1163, 1177; infolge Verzichts 
1168; im Verhältnis zur Höchſtbetrags⸗ 
hypothek 1190 A 1; Pfändung 1163 A 3, 
1190 A 1; bei Miteigentum am Grund— 
ſtücke 1011 A 3; Aufhebung 875 A 2. 

Eigentümerhypothek 1163, 1177 A 5; Ge⸗ 
ſamthypothek 1173; Umwandlung in Eigen- 
tümergrundſchuld 1198 A 1. 

Eigentumsvermutung 891, 1006, zugunſten 
des beſitzenden Ehegatten 1362. 

Eigentumsvorbehalt 93 A 7, 455, 459 
A 31, 929 A 1; Beſitzverhältuis 868 A 8. 

Eingebrachtes Gut bei Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft 1363; Verzeichnis des eingebrachten 
Gutes 1372, 1374 A 3; bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1478; bei Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft 1520, 1525, 1528: bei 
Fahrnisgemeinſchaft 1550—1554; Juven⸗ 
tarfriſt bei einer zum eingebrachten Gut ge- 
hörigen Erbſchaft 2008; vgl. Verwaltungs. 
gemeinſchaft. 2 

Eingebrachte Sachen des Mieters 500; des 
Pächters 581, 585; des Gaſtes 704. 

Eingetragener Verein 21, 55; |. Verein. 

Einigung Vorbem 3 vor 145, 154, 155; als 
Grundlage des Beſitzerwerbs 854 A 43 
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über die Begründung, Übertragung und 
Belaſtung von Rechten an Grundſtücken: 
Natur der Einigung 873 A 7; Vertretung 
873 A 7a, b; Form, Vorvertrag, Wider⸗ 
ruf 873 A 7e; Erſatz durch rechtskräftige 
Verurteilung 873 A 7e, 925 A 11; Nichtig⸗ 
keit, Anfechtbarkeit 894 A 1a; bei der Auf- 
laſſung 925; bei Eigentumsübertragung 
929; bei Beſtellung der Grunddienſtbarkeit 
1018 A 5, des Nießbrauchs 1032; bei Ber 
ſtellung des Pfandrechts an einer beweg⸗ 
lichen Sache 1205, an einem Schiff oder 
einer Schiffspart 1260, 1272; Einigungs⸗ 
grundſatz für Grundbucheinträge, Vorbem 
3b vor 873. 

Einkünfte 1521 A 6. 

Einlagen, Begriff, Unterſchied von Bei⸗ 
trägen 705 A 6; Verzinſung 248; der Ge⸗ 
ſellſchafter 705 A 6. 5 

Einlöſung der mit einem Nießbrauch be⸗ 
laſteten Inhaberpapiere 1083. 

Einlöſungsrecht 268, gegenüber der Hypothek 
1150, gegenüber dem Pfandrecht 1249; 
des Erben 1973 A 7; 1992 A 4. 

Einquartierungslaſten 546 A 1. 

Einrede Vorbem 5 vor 1; Begriff, Ab⸗ 
grenzung von der Einwendung 886 A 2; 
der Argliſt, vgl. exceptio doli; 

der Vorausklage 202, 239, 771, der 
mangelnden Sicherheit 202, 258, 811, 867, 
907, 1005, der Leiſtungsverweigerung beim 
gegenſeitigen Vertrag 320 A 2, des nicht 
erfüllten Vertrags 202, 320, bei der Auf- 
rechnung 390, des Bürgen 202, 768, 771 
bis 773, der ungerechtfertigten Bereicherung 
821, des Zurückbehaltungsrechts 202, 274, 
1000, gegen eine durch unerlaubte Hand- 
lung erlangte Forderung 853, des Eigen⸗ 
tümers gegen die Hypothek 1137, 1157, 
1169, des Verpfänbers 1211, 1254, der 
mehreren Zuhälter 1717, 1718; aufſchie⸗ 
bende Einreden des Erben 202, 2014 —2017; 
vgl. Einwendung. 

Einrichtung, Begriff, Wegnahme 258 A 1, 2; 
vgl. Wegnahmerecht. 

Einſchaltungen im Teſtament 2231 A 7. 

Einſeitige Rechtsgeſchäfte Vorbem 1 vor 
116; des Minderjährigen 111, Anfechtung 
einſeitiger Rechtsgeſchäfte 143; des Be⸗ 
vollmächtigten 174, des vollmachtloſen Ver⸗ 
treters 180, der Ehefrau 1398, eines 
Dritten in Beziehung auf das eingebrachte 
Gut 1403, des Vormundes 1831. 

Einſeitige Verfügungen im Erbvertrag 2299. 

Einſicht in das Vereinsregiſter 79, des Ge⸗ 
ſellſchafters 716, in Urkunden 810, in das 
Güterrechtsregiſter 1563, in die die Vor⸗ 
mundſchaft betreffenden Papiere 1799, 
der Ausſchlagungserklärung des Erben 
1953, des Inventars 2010, der Anfechtung 
einer letztwilligen Verfügung 2081, der 
Anzeige der Nacherbfolge 2146, in Teſta⸗ 
mentsvollſtreckerangelegenheiten 2228, des 
Teſtaments 2264, in die Anzeige vom 
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Erbſchaftskauf 2384; Einſicht von An⸗ 
fechtungserklärungen 1342, 1597, 2081. 
Einſpruch der Verwaltungsbehörde gegen 

Eintragung eines Vereins 61—63. 
Einſtellung des Nachlaßkonkurſes 1990. 
Einſturz von Gebäuden, Haftung 836—838; 

Abwendung der Gefahr 908. 
Einſtweilige Verfügung bei Rechtsſtreit 

über Viehmängel 489, auf Vormerkung 

885, 1990, 2016, auf Widerſpruch 899, 

zugunſten der Mutter eines unehelichen 

Kindes 1716; in den Nachlaß 1990. 
Eintragung des Vereins 63—65; von Rechten 

an Grundſtücken 873, eintragungsfähige 

Rechte Vorbem 2 vor 873; Koſten 449, Be⸗ 

zugnahme auf die Eintragungsbewilligung 

874, 1115; Eintragungsgrundſatz für Grund⸗ 

bucheinträge Vorbem Ze vor 873; im Güter⸗ 
rechtsregiſter 1558 A 1, 1560, 1561; vgl. 

Grundbuch, Rechte an Grundſtücken, Ver⸗ 


eine. 

Eintragungsbewilligung 873 A 7d, 885, 888, 
899, 1260; Bezugnahme in der Ein⸗ 
tragung 874, 885, 892 A 4, 1115; Erſatz 
der E. durch Urteil und behördliches Er- 
ſuchen 874 A 5. 

Eintritt in eingetragene Vereine 58. 

Einwendung, Begriff, Abgrenzung von der 
Einrede 886 A 2; beim Vertrag zugunſten 
eines Dritten 834; bei Abtretung der 
Forderung 404; des Schuldübernehmers 
417; des Hauptſchuldnuers bei der Bürg⸗ 
ſchaft 774; des Angewieſenen 784; des 
Ausſtellers einer Schuldverſchreibung auf 
den Juhaber 796; des Beſitzers gegenüber 
dem Eigentümer 986; aus der Nichtigkeit 
der Ehe 1344; gegenüber einem Dritten 
aus der Abänderung des Güterrechts 1435. 

Einwerfung 2050. 

Einwilligung zu Rechtsgeſchäften 182; Wider⸗ 
ruf 183; zu Verfügung eines Nichtberech⸗ 
tigten 185; 

des Minderjährigen zur Volljährigkeits⸗ 
erklärung 4; des geſetzlichen Vertreters zu 
Rechtsgeſchäften des Vertretenen 107—111; 
in die Tötung oder Verletzung eines Men⸗ 
ſchen 823 A 4, 10; zum Verlöbnis 107 A 1; 
zur Eheſchließung 1804—1308, 1331; des 
Ehemanns zu Rechtsgeſchäften der Ehe⸗ 
frau 1395—1398; zur Ehelichkeitserklärung 
1726, 1727; zur Annahme an Kindes Statt 
1746 bis 1748; des Nacherben zu Verfü⸗ 
gungen des Vorerben 2120; des Erben zu 
Verfügungen des Teſtamentsvollſtreckers 
2206 A 3. 85 

Einwirkung auf fremde Grundſtücke 905, 906. 

Einziehung von gemeinſchaftlichen For⸗ 
derungen 754, einer mit einem Nießbrauch 
belaſteten Forderung 1074, 1078, einer 
verpfändeten Forderung 1288, einer For⸗ 
derung durch den Vorerben 2114; 

des unrichtigen Erbſcheins 2361. 

Eiſenbahnunternehmungen, Verjährung der 

Anſprüche 196; Haftung 631 A 1, Vorbem 
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4a vor 823, 823 A 6d, 254 A 7, für Be 
amte 831 A 2; Auſchlußgleis 1018 A 2, 5; 
vgl. Reichsbahngeſellſchaft. 

Eiſernviehvertrag 587 A 1. 

Elchwild, Wildſchaden 835. 

Elektrizität 90 A 2, 99 A 4, Vorbem 2 vor 
535; Lieferung 433 A 6a; elektriſche Fern⸗ 
leitungen 95 A 1, 2. 

Elſaß⸗Lothringen, Bundesſtaat EG 6. 

Elterliche Einwilligung zur Eheſchließung 
1305—1308. 

Elterliche Gewalt Vorbem 1, 2 vor 1616; 
1626, EG 19, 203 —205; gegenüber einem 
verheirateten Kinde 1633, 1661; über 
Kinder aus nichtigen Ehen 1701, 1702; 
über uneheliche Kinder 1707, über ange- 
nommene Kinder 1765; Einwilligung bei 
Volljährigkeitserklärung 4; 

des Vaters 1627-1683; Fürſorge fürdie 
Perſon und das Vermögen des Kindes 1627; 
Ausſchluß durch Pfleger 1628, 1629; Umfang 
der Sorge: Vertretung 1630, 1635 A 8, 
1676; Sorge für die Perſon des 
Kindes: Erziehung, Beaufſichtigung, Auf⸗ 
enthaltsbeſtimmung 1631; Verautwortlich⸗ 
keit für die Beaufſichtigung 832 A 4, 5; 
Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes 
1631 A 1, Anderung desſelben 1666 A 2; 
Klage auf Herausgabe 1632; verheiratete 
Tochter 1633; Regelung im Falle der Ehe⸗ 
ſcheidung 1635, 1636, Vorbem 6 vor 1616, 
im Falle der Todeserklärung eines Ehe⸗ 
gatten 1637, Mißbrauch des Rechts durch 
den Vater 1616; Sorge für das Ver⸗ 
mögen des Kindes: 4 A 2, 1638, 1651 
A 4; freies Sondervermögen 1688; Be⸗ 
ſchräukung des Verwaltungsrechts durch An⸗ 
ordnungen Dritter 1689; Verzeichnis des 
Kindesvermögens 1640; Schenkungen durch 
den Vater 1641; Aulegung des Geldes 
des Kindes 1642; der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung bedürfende 
Rechtsgeſchäfte 16431645; Erwerb des 
Vaters für das Kind von beweglichen 
Sachen 1646, von Grundſtücken 1648 A 1; 
Beendigung der Vermögensverwaltung 
durch Konkurs des Vaters 1647; Ent⸗ 
ziehung derſelben 1666, 1670; Aufwen⸗ 
dungen des Vaters 1648; 

Nutznießung des Vaters 1649, au ver⸗ 
brauchbaren Sachen 1653; Erwerb der 
Nutzungen 99 A 1, 1652; freies Vermögen 
1650, 1651, Laſten des Vermögens 1654; 
Erwerbsgeſchäft des Kindes 1651, 1655; 
Ausſchluß des Vaters von der Nutznießung 
und Verwaltung 1656, 1657; Unüber⸗ 
tragbarkeit der Nutznießung 1658; Haftung 
des Vermögens des Kindes gegenüber 
deſſen Gläubiger 1654 A 4, 1659, 1660; 
Zwangsvollſtreckung in das Kindesver⸗ 
mögen 1659 A 1; Beendigung der Nub- 
nießung: durch Heirat des Kindes 1661, 
durch Verzicht des Vaters 1662; Einfluß 
auf Miete und Pacht 1668; Haftung des 
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Vaters 1654 A 4, 1664; Verhinderung des 
Vaters an der Ausübung der elterlichen 
Gewalt 1665; Gefährdung des Kindes und 
deſſen Vermögen 1666, 1667; Entziehung 
der Vermögensverwaltung und Nutznießung 
1666, 1670, 1673; Verzeichnis des Kindes⸗ 
vermögens 1667; Sicherheitsleiſtung des 
Vaters 1668, 1670—1672; Konkurs des 
Vaters 1668 A 2; Wiederverheiratung des 
Vaters, Auseinanderſetzung 1669, 1670; 
Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters 
1678, wegen Geſchäftsunfähigkeit 1676, 
wegen tatſächlicher Verhinderung 1677, 
1685; Beendigung infolge Todeserklärung 
1679, Verwirkung 1495, 1680; Rechen⸗ 
ſchaftsablegung des Vaters 1681; Fort⸗ 
führung der Geſchäfte nach deren Be⸗ 
endigung 1682, 1683; 

der Mutter: 1684—1686, 1698, hei 
nichtiger Ehe 1701; Sorge für die Perſon 
1634; Beiſtand: Vorausſetzung für die Be⸗ 
ſtellung 1687; Wirkungskreis des Bei⸗ 
ſtandes 1688 —1693; Stellung des Bei ⸗ 
Bere 1694; Aufhebung der Beiltand- 
haft 1695; Ruhen der elterlichen Gewalt 
der Mutter wegen Minderjährigkeit 1696; 
Wiederverheiratung der Mutter 1697; 

Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
Vorbem 4 vor 1616, 1671-1673; des Ge⸗ 
meindewaiſenrats 1675; Haftung des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters 1674. 

Eltern, Verjährung ihrer Auſprüche 204; 
Einwilligung zur Eheſchließung 1305, 1621; 
zur Annahme an Kindes Statt 1747; 
Recht zur Benennung des Vormunds 
1776; geſetzliches Erbrecht 1025; Pflicht. 
teilsrecht 2303, 2309; vgl. Unterhalt. 

Empfangene, uoch nicht geborene Menſchen, 
Unterhaltsanſprüche im Falle der Tötung 
des Unterhaltspflichtigen 844; Erbfähigkeit 
1923; Unterhaltsgewährung an die Mutter 
des erwarteten Erben 1963, 2141; Erb- 
auseinanderſetzung erſt nach der Geburt 
2043; als Nacherben 2101; vgl. Leibes ⸗ 
frucht. 

een 1591, 1592; 1600; 1717, 
1720 


Empfangsbedürftige Willenserklärung Vor. 
bem 1 vor 116; Zugehen 130; gegenüber 
Geſchäftsunfähigen und beſchränkt Ge⸗ 
ſchäftsfähigen 131; Zuſtellung 132. 

Empfangsbekenninis 368. 

Empfehlung, Erteilung 676. 

Ende einer Friſt 188, eines Monats 192. 

Endtermin für die Wirkung eines Rechts, 
geſchäfts 163; bei Erbeinſetzung 2104. 

Entbindung, Koſten 1715, EG 21. 

Enteignung EG 52—54, 109, 120; keine 
Anwendbarkeit der Beſtimmungen über den 
Kauf 445 A 3b; eines im Miteigentum 
ſtehenden Grundſtücks 747 A 8; eines 
Pachtgrundſtücks 858 A 8; der Nießbrauch 
ſache 1030 A 5; Einfluß auf Mietverhältnis 
571 A 2, 6; Vormerkung über die Ein ⸗ 
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leitung eines Enteignungsverfahrens 883 
A 2 a. E.; Eintragung des Enteignungs⸗ 
unternehmers 892 A 6 Abf 1; Beſitzerwerb 
durch E. 854 A 6; Berechnung des Erſatzes 
Vorbem 5 vor 249, 242 A 5d 888. 

Enterbung 1513; 23332338. 

Entgangener Gewinn 252. 

Entlaſſung des Dienſtverpflichteten 626; des 
Mündels aus dem Staatsverband 1827, 
1847, der Familienratsmitglieder 1871, 
1878, des Vormundes 1790, 1886-1889, 
des Teſtamentsvollſtreckers 2227. 

Entmündigung 6, von Ausländern EG 8; 
Entmündigungsverfahren 6 A 1, 6; wegen 
Geiſteskrankheit 104 A 5; wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche, Verſchwendung, Trunkſucht 114; 
des Ehemanns 1418, 1425, 1428, 1468, 
1495, 1542, 1547; vorläufige Vormund⸗ 
ſchaft 1906, 1908; Unfähigkeit zur Vor⸗ 
mundſchaft 1780; Verluſt des Wahlrechts 
1896 A 3; E. des Vormunds 1885; Be⸗ 
ſtellung eines Vertreters 105 A 1; Ein- 
fluß der E. auf die Verantwortlichkeit für 
unerlaubte Handlungen 827 A 1 
run der Entmündigung 6 A 6, 7; 
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Entmündigte, unfähig zur Vormundſchaft 
1780; Teſtierunfähigkeit 2229, 2230; Wider⸗ 
ruf des Teſtaments 2253. 

Entſcheidungsrecht des Ehemanns 1354. 

Entſetzung des Beſitzſtörers 859. 

Entziehung der Rechtsfähigkeit des Vereins 
43—45, 74; des vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauchs des gemieteten Gegenſtaudes 541; 
der Geſchäftsführung eines Geſellſchafters 
712, 715; einer Sache durch unerlaubte 
Handlung 848—851 (vgl. unerl. Hand» 
lung); des Beſitzes 861, 985, 1004; des 
Anteils eines Abkömmlings bei fort⸗ 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1513; der Ver⸗ 
tretung des Vaters 1630, des Vormundes 
1796; der Sorge für die Perſon und das 
Vermögen des Kindes 1666, 1670, 1678; 
der Vermögensverwaltung des Vaters 
1638; bei Annahme an Kindes Statt 1760; 
der religiöſen Erziehung des Mündels 1801; 
der Verwaltung der Vorerbſchaft 2129; 
des Pflichtteils 2333— 2337. 

Erbauseinanderſetzung ogl. Auseinander- 
ſetzung. 

Erbbaurecht, Verordnung über das E. 
(II. Band Seite 304): Begriff 1; Ent⸗ 
ſtehung 1 A 1; 11; Übertragung 1 A 1; 
11; Veräußerung 5—8, 15; Belaſtung 
1 A 1 5—8; Beleihung 1822; Heim⸗ 
fall 1 A 1; 2—4, 32—34; Entſtehung des 
Heimfallanſpruchs durch Zahlungsverzug 
des Erbbauberechtigten 9; Vertragsmäßiger 
Juhalt 2—8; Bauwerk, Beſtandteile 12, 
13, 34; Verſicherung des Bauwerks 2; 
Erbbauzins 9; Rangſtelle 10; Feuer⸗ 
verſicherung 23; Beendigung 1 A 1; 12, 
26—80, 34, BB 875 A 2 Zwangs⸗ 
verſteigerung 24, 80 A 2; Erneuerung 
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31, 89; Vertragsſtrafe 2, 4; Grundbuch- 
vorſchriften 14—17; früheres Recht (BGB 
88 1012—1017) 38 A 1; 

Beeinträchtigung durch Überbau 916. 

Erbe, Begriff 1922 A 9; Geſamtrechtsnach⸗ 
folge, Erbfall 1922; Erbfähigkeit, aktive 
1922 A 8, 1923, paſſive 1922 A 3, der 
Leibesfrucht 1923; Feſtſtellung der Erben 
1964; geſetzlicher Erbe 1924—1936; Erbe 
zufolge Erbeinſetzung 1937, 1941, 2087, 
2278; Vertragserbe 1941; Ausſchließung 
von der geſetzlichen Erbfolge 1988; ge⸗ 
ſetzliche Erben als Vor⸗ und Nacherben 
2104, 2105; unbekaunter E. 1960; 

Anfall der Erbſchaft 1942; Annahme und 
Ausſchlagung vgl. Erbſchaft; Tod des E. 
während der Ausſchlagungsfriſt 1952, 
während der Nachlaßverwaltung 1988 
A 3; Aktivlegitimation vor Annahme 
1959 A 2; keine Paſſivlegitimation vor 
Annahme der Erbſchaft 1958; 

Beſchwerung mit Auflagen 1940; Haf⸗ 
tung für die Nachlaßverbindlichkeiten Vor⸗ 
bem 1—7 vor 1967; 1967-2017, 2007, 
2013; Haftung des vorläufigen Erben für 
ſeine Geſchäftsführung 1959, Haftung 
gegenüber den Nachlaßgläubigern für ſeine 
Geſchäftsführung bis zum Nachlaßkonkurs 
und der Nachlaßverwaltung 1978; Berichti- 
gung von Nachlaßverbindlichkeiten 1979; 
Haftung für einen durch Vormerkung ger 
ſicherten Anſpruch 884; Haftung wegen 
Unterlaſſung des Antrags auf Nachlaßkon⸗ 
kurs und Gläubigeraufgebot 1980; Pflicht 
zur Beerdigung des Erblaſſers 1968 A 2; 
Mehrheit von Erben, Erbengemein⸗ 
ſchaft 2032—2057; Haftung der Miterben 
20582063. 

Erbteil 1922; Berufung zu mehreren 
Erbteilen 1951; beſonderer Erbteil 1927, 
1934, 2007, 2095; gemeinſchaftlicher Erb⸗ 
teil 2093, 2094, 2098; Verfügung des 
Vormundes über den Erbteil 1822 Nr 1; 

Auseinanderſetzung der Erbengemein 
ſchaft 2042 — 2056; Erbteilungsvertrag des 
Vormundes 1822 Nr 2; Auseinander- 
ſetzung durch den Teſtamentsvollſtrecker 
2204; Verjährung der Anſprüche 207; 

Widerruf der Stiftung durch den Erben 
des Stifters 81; Verkauf an den künftigen 
Erben, Vorkaufsrecht 511; Widerruf der 
Schenkung durch den Erben 530; Erbe 
des Mieters, Kündigungsrecht 569; An⸗ 
zeige des Todes des verſtorbenen Beauf⸗ 
tragten 673, des Geſellſchafters 727, des 
Beſitzers 857; vgl. Erbrecht, Erbſchaft, 
Nachlaßverbindlichkeiten. 

Erbeinſetzung 2087, 2098, Einſetzung auf 
Bruchteile 2088, als Erſatzerbe 2096, 2097, 
2099, wechſelſeitige Einſetzung 2098, als 
Nacherbe 2100— 2107 ; im Erbvertrag 2278; 
durch Zuwendung des Pflichtteils 2304. 

Erbengemeinſchaft 1922, 2032; vgl. auch 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen. 


Erbeserbe 1952. 

Erbfall 1922, 1946. 

Erbpacht EG 63. 

Erbrecht, internationales Recht Vorbem 1 vor 
1922, EG 24—28; Ubergangsbeſtimmungen 
Vorbem 3 vor 1922; unvererbliche Rechte 
1922 A 5; 

geſetzliches der Verwandten 1924—1930, 
der halbbürtigen Geſchwiſter 1925 A 8; 
bei mehrfacher Verwandtſchaft 1927; suc- 
cessio ordinum, successio graduum 1930; 

geſetzliches Erbrecht des Ehegatten 1931, 
des Ehegatten bei gleichzeitiger Verwandt⸗ 
ſchaft 1934; Ausſchluß des geſetzlichen Erb⸗ 
rechts 1933, durch Teſtament 1938; Vor⸗ 
aus 1932; Erhöhung des Erbteils 1985; 
geſetzliches Erbrecht des Fiskus 1936; 1964 
bis 1966, vgl. Fiskus; 

bei Annahme an Kindes Statt 1759, 
1767; Kindeskauf 511; vgl. Teſtament. 

Erbſchaft, Begriff 1922; Anfall 1942; 
Ausſchlagung 1942, keine Schenkung 
517; nicht teilbar 1950; Wirkung der Aus⸗ 
ſchlagung 1953; Form 1945; Zeitpunkt 
1946; Friſt 1943, 1944; ohne Bedingung 
und Zeitbeſtimmung 1947; Ausſchlagung bei 
mehrfacher Berufung 1948; Auslegung in 
bezug auf die Berufungsgründe 1949; 
Ausſchlagung zugunſten eines Dritten 
1947 A1; bei Berufung zu mehreren Erb⸗ 
teilen 1951; Vererblichkeit 1952; Anfech⸗ 
tung der Ausſchlagung 1954—1957; An⸗ 
fechtung der Verſäumung der Ausſchla⸗ 
gungsfriſt 1956; Wirkſamkeit von Ver⸗ 
fügungen vor der Ausſchlagung 1959; 
Koſten der Ausſchlagung 1945 A 1 a. E.; — 
Annahme 1943, ohne Bedingung und 
Zeitbeſtimmung 1947; Annahme nicht teil⸗ 
bar 1950; Irrtum über Berufungsgrund 
1949, 1951 A 5; Anfechtung der Annahme 
1954 —1957; 

Vorbehaltsgut der Ehefrau 1369, 1461; 
Aunahme und Ausſchlagung der Erbſchaft 
durch geſetzlichen Vertreter und Bevoll⸗ 
mächtigten 1944 A 2; durch juriſtiſche Per- 
ſon 1944 A 2; durch die Ehefrau 1406, 
1453, durch den Vater 1643, durch den 
Vormund 1822; 

Nießbrauch an einer Erbſchaft 1089; 
Herausgabe einer E. 2103 A 1; Veräuße⸗ 
rung einer Erbſchaft 2385. 5 

Erbſchaftsanſpruch 2018 und Vorbem, 2029 
bis 2031; Inhalt: Surrogation 2019; 
Nutzungen 2020; Bereicherung 2021; Ver⸗ 
jaährung 2026 A 2; Steigerung der Haftung 
des Erbſchaftsbeſitzers im Falle der Rechts⸗ 
hängigkeit 2023 beim Mangel des guten 
Glaubeus 2024, bei ſtrafbarer oder eigen⸗ 
mächtiger Erlangung des Erbſchaftsbeſitzes 
2025. 

Erbſchaftsbeſitzer 2018 A 3, 2030, 2031, vgl. 
Erbſchaftsauſpruch; vorläufiger Erbſchafts⸗ 
beſitz 2018 A 2, 4; Auſpruch auf Ber- 
wendungen, Zurückbehaltungsrecht 2022; 
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Erſitzung 987 A 6; Ausſchluß der Erſitzung 
2026; Anrechnung der Erſitzungszeit des 
E. zugunſten des Erben 944; Haftung 
2024, 2025; Auskunftspflicht 2027; Er⸗ 
litzungszeit 944. 
Erbſchaftsgegenſtand 2018, 2025. 
Erbſchaftsgeſchäfte, Beſorgung 1978. 
Erbſchaftskauf, Form, Wirkung 2371; Weg: 
fall von Beſchwerungen der Erbſchaft 
2372; nachträgliche Vergrößerung der 
Erbſchaft 2873; Herausgabepflicht des 
Erben 2374, 2375; Gewährleiſtungspflicht 
des Verkäufers 2876; Konfuſion 2377; 
Haftung des Käufers für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten 2378, 2382, 2383; Nutzungen 
und Laſten 2379, 2380; Gefahrtragung 
2380; Verwendungen 2381; Anzeigepflicht 
des Verkäufers 2384; Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften auf andere Veräußerungen 2385. 
Erbſchaftsſteuer bei Zuwendungen an juri⸗ 
ſtiſche Perſonen Vorbem 2 vor 21. 
Erbſchein 2353, Vorbem 6 vor 1; Erforder⸗ 
niſſe des Antrags 2354— 2356; gemein- 
ſchaftlicher Erbſchein 2357; Ermittlungs- 
pflicht des Nachlaßgerichts 2358; Er⸗ 
teilung 2359; 2800; Unrichtigkeit 2361, 
2862; Einziehung und Kraftloserklärung 
2361; Angabe des Nacherben 2363, des 
Teſtamentsvollſtreckers 2364; Vermutung 
der Richtigkeit 2365; öffentlicher Glaube 
2866, 2367; gegenſtändlich beſchränkter 
Erbſchein 2369; Rechte einer irrtümlich 
für tot erklärten Perſon 2370. 
Erbteil, Erbteilung, vgl. Erbe, Auseinander⸗ 
ſetzung. 
Erbteilungsvertrag des Vormundes 1822. 
Erbunwürdigkeit 2339, 2344; Geltendma⸗ 
chung durch Anfechtung 23402348; eines 
Abkömmlings bei fortgeſetzter Güterge⸗ 
meinſchaft 1506; Wirkung auf das Pflicht- 
teilsrecht des Abkömmlings 2309 A 3, 
für die Berechnung des Pflichtteils 2310. 
Erbvertrag, Begriff 1941; Erforderniſſe 
auf feiten des Erblaſſers 2274, 2275; Form 
2276, 2277; Inhalt 22782280, 2299; 
Anfechtung 2281—2283, 2285; Beſtätigung 
2284; Bindung des Erblaſſers 2286—2288, 
EG 214; Wirkung früherer und ſpäterer 
letztwilliger Verfügungen 2289; Wufhe- 
bung 2290-2292; Rücktritt 2293 bis 
2298; Eröffnung 2300; Verzicht auf die 
Rechte aus dem Erbvertrag 2352. 
Erbverzicht, Verzicht auf das geſetzliche Erb- 
recht 1924 A 4, 2346, auf letztwillige Zu⸗ 
wendungen 2352; Form 2347, 2348; 
128 A1; Wirkung 2349, 2350; Aufhebung 
2351; Wirkung auf das Pflichtteilsrecht 
des Abkömmlings 2309 A 3, für die Be⸗ 
rechnung des Pflichtteils 2310, 2316; bei 
fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 1517. 
Erfindung eines Angeſtellten 611 A 1; 
Schutz des Erfinderrechts 823 A 9. 
Erfüllung 181 A 2, 278 A 3, 362; Beweis- 
laſt 363; Leiſtung an Erfüllungs Statt 
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364; Anrechnung auf verſchiedene Forde⸗ 
rungen 366, auf Stamm, Zinſen, Koſten 
367; bei Geſamtſchuldverhältnis 422; 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 429; Zug 
um Zug, bei Zurückbehaltungsrecht 274, 
bei gegenſeitigen Verträgen 322; durch 
einen Minderjährigen 110; vorzeitige E. 
einer betagten Verbindlichkeit 813; E. an 
die Erbengemeinſchaft 2039 U 2. 

Erfüllungsgehilfe 278 A 3. 

Erfüllungshalber, an Erfüllungs Statt: 
Leiſtung 364 A 2; Gewährleiſtungspflicht 
365; bei Geſamtſchuldverhältniſſen 422. 

Erfüllungsort 269; Verſchiedenheit bei Auf- 
rechnung 391; Einfluß des Zurückbehal⸗ 
tungsrechts 273 A 1; beim Rücktritt 
346 A 3; bei Kauf 483 A 11, 447, 448, 
453; bei der Wandlung 467 A z; bei 
Verwahrung 697; bei Vorlegung von 
Sachen 811; für die Grundſchuld 1194. 

Erfüllungsübernahme 329. 

Ergänzende Auslegung 157 A 1, 242 A 1, 
<A A Iz letztwilliger Verfügungen 1937 

Ergänzung der Sicherheit 240, des Inventars 
bei der Pacht 586, der Einlage des Gefell- 
ſchafters 707, des Inventars 2005, der 
letztwilligen Verfügung 2086, des Pflicht- 
teils 2325— 2331, 1505. 

Erhaltung, Koſten der Erhaltung einer Sache 
bei Gläubigerverzug 304; Erhaltung der 
Mietſache 536, der geliehenen Sache 601, 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 744, 
748; Koſten der Erhaltung einer Sache 
im Verhältnis zwiſchen Eigentümer und 
Beſitzer 994; Erhaltung von Anlagen bei 
der Dienſtbarkeit 1020, 1021, der Sache 
durch den Nießbraucher 1041, der zum ein⸗ 
gebrachten Gut gehörenden Sachen 1884, 
n durch den Vorerben 


Erhaltungskoſten, gewöhnliche 994 A 2, 
2124 A 1. 


Erhöhung des Hypothekenzinsfußes 1119, 
des Erbteils 1935. 

Erkrankung des Dienſtpflichtigen 617, des 
1 macht Aufgebot entbehrlich 

Erlaß 397; durch Zerreißen und Zurückgeben 
des Schuldſcheins Vorbem 2 vor 116; bei 
Geſamtſchuldverhältnis 423; bei Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis 429; gegenſeitiger Er⸗ 
laßvertrag 387 A 1; E. der Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht beim Kauf 443, 476, bei Miete 540. 

Erlaubnis, behördliche 182 A !, zur Che: 
ſchließung 1315, zur Übernahme der Vor⸗ 
mundſchaft 1784, 1888. 

Erlös der hinterlegten Sache 383; des Ver⸗ 
kaufs der gefundenen Sachen 966, 075, 979; 
des Pfandverkaufs 1219, 1247. 

Erlöſchen der Stiftung 88, des Antrags 146; 
des Gebots 156; der Vollmacht 168, 170, 
175; der Schuldverhältniſſe 862, 372, 387, 
397; des Rechtes des Gläubigers auf den 


474 


hinterlegten Betrag 382, der Sicherungs⸗ 
rechte bei Schuldübernahme 418; des Ber: 
mieterpfandrechts 560, 561; des Auftrags 
672—674; von Grundſtücksrechten 889; 
der Überbaurente 914; der Grunddienſt⸗ 
barkeit 1028; des Nießbrauchs 1061—1064, 
der Hypothek 1181; der Geſamthypothek 
1173, 1174, des Pfandrechts 1252, 1278; 
der Unterhaltspflicht 1361, 1581, 1615, 
1713, des Rechtes auf Eheſcheidung 1570 
bis 1573, des Teſtamentsvollſtreckeramts 
2225, des Rechtes zum Teſtamentswiderruf 
2271, des Rechtes auf Anfechtung des Erb⸗ 
vertrages 2285, des Rechtes auf Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils 2337; 
Erlöſchen des Rechtes eines Dritten 
an einer Sache bei Veräußerung 986, 
bei Erfitung 945, bei Verbindung und 
Vermiſchung 949, beim Funde 973. 
Ermächtigung, Begriff 783 A 6; Unterſchied 
von der Vollmacht 166 A 4; eines Minder- 
jährigen zum Betriebe eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts 112, zum Eintritt in Dienſt oder 
Arbeit 113; zum Empfang einer Leiſtung 
durch Quittung 370, durch Anweiſung 783 
A 6; eines Standesbeamten zur Eheſchlie⸗ 
ßung 1321; allgemeine E. des Vormundes 
durch das Vormundſchaftsgericht 1825. 
Ermeſſen, billiges 315, 317, 319, 660, 2048. 
Ermittlung des Erben 1964. 
Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers 2197. 
Erneuerung der Sache bei Nießbrauch 1041 
bis 1044, des Erbbaurechts vgl. dal. 
Erneuerungsſchein 783 A 6, 803 A l, 805; 
Hinterlegung 234; Nießbrauch 1081, 1082; 
von Papieren der Ehefrau 1892, von Mün⸗ 
delpapieren 1814, von Papieren einer Vor⸗ 
erbſchaft 2116. 
Ernſtlichkeit der Willenserklärung 118. 
Eröffnung des Teſtaments 2259 — 2263, 2273, 
des Erbvertrags 2300. 
Errungenſchaftsgemeinſchaft, Geſanitgut 
1519, 1527, 1548 A 4; eingebrachtes Gut 
1520 —1524, 1548 A 4; Verwaltung des 
eingebrachten Gutes 1525; Vorbehaltsgut 
1526, 1548; Verzeichnis des eingebrachten 
Gutes 1528; ehelicher Aufwand und Laſten 
des eingebrachten Gutes 1529, 1531; Schul⸗ 
denhaftung gegenüber den Gläubigern 
1530 —1534, im Verhältnis der Ehegatten 
zueinander 1535 bis 1538; Ausſtattung 
1538; Ausgleichung zwiſchen eingebrachtem 
und Geſamtgut 1539, 1540; Fälligkeit der 
gegenſeitigen Anſprüche der Ehegatten 1541; 
Beendigung der E. 1530 A 7, 1546 A 2; 
Aufhebung durch Ehevertrag 1436, durch 
Urteil 1542, durch Konkurs des Ehe⸗ 
mannes 1543, 1547, Todeserklärung eines 
Ehegatten 1544, 1547; Wirkung der Auf⸗ 
hebung 1545; Auseinanderſetzung 1546; 
Klage auf Wiederherſtellung der Gemein 
925 1547, 1548; Tod eines Ehegatten 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Einfluß der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
auf die Unterhaltspflicht der Ehegatten 
1604; Zuwendungen aus dem Geſamtgut, 
Ausgleichungspflicht 2054. 

Erſatz vgl. Aufwendungen. 

Erſatzanſpruch, Abtretung 281. 

Erſatzerbe 2096—2099; als Nacherbe 2102; 
Erfatzuacherbe 2108 A 3; Ausgleichungs⸗ 
pflicht 2051, 2053 A 2; Recht des Erſatz⸗ 
erben im Verhältnis zur Anwachſung 2099. 

Erſatzvermächtnis 2190 A 1. 

Erſatzvollmacht 166 A 4. 

Erſchütterung, Zuführung 906. 

Erſitzung beweglicher Sachen 937; 
Eigenbeſitz 937, 938; Beginn, Hemmung 
939; Unterbrechung durch Verluſt des 
Eigenbeſitzes 940, durch Erhebung des 
Eigentumsanſpruchs 941; Wirkung der 
Unterbrechung 942; Anrechnung der Er⸗ 
ſitzungszeit des Rechtsvorgängers 857 A 1, 
943, des Erbſchaftsbeſitzers 944; Erlöſchen 
der Rechte Dritter 945; 

eines Grundſtücks 900; einer Grund⸗ 
W 1018 A 5; des Nießbrauchs 
1033; 

durch den Erbſchaftsbeſitzer 2026; des 
Namens 12 A 2. 

Erträge eines Rechtes 99. 

Ertragswert eines Landguts 1515, 2049 A 2; 
2312; EG 137. 

Erwerb vom Nichtberechtigten 135, des Be⸗ 
fies 854, der Hypothek 1117, 1163, 1167, 
1168, des Pfandrechts 1207; der Frau 1863, 
1367, 1369, des Mannes mit Mitteln des 
eingebrachten Gutes 1381, der Ehegatten 
während der Gütergemeinſchaft 1438, 
während der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1519, während der Fahrnisgemeinſchaft 
1549; Gefährdung des E. 824, 1004 A 1; 
vgl. Eigentum. 

Erwerbsbeſchränkungen EG 86—88. 

Erwerbsfähigkeit, Minderung 842, 848. 

Erwerbsgeſchäft, Begriff 855 A 4; Betrieb 
durch Minderjährige 112; E. der Ehefrau 
1363 A 6, 1867, 1405, 1427, 1452, 1462, 
1524, 1533, 1537, des Kindes 1643 A 1, 
1645, 1651, 1655, des Mündels 1822, 1823, 
1825, 1827, 1841; Nießbrauch am Er⸗ 
werbsgeſchäft 1085 A 2. 

Erzeugniſſe des Grundſtücks 94; einer Sache 
99; Eigentumserwerb 953—957; Haftung 
15 1 Hypothek 1120—1122; des Pfandes 
1212 


. 


Erzieher, Verjährung der Auſprüche 196, 
Kündigung des Dienſtverhältniſſes 622. 

Erziehung des Kindes 1631, EG 184; Ver ⸗ 
nachläſſigung 1666, als Scheidungsgrund 
1568 A 3; Koſten 1010, 1708. 

Erziehungsanſtalt, Verjährung der Anſprüche 
196; Unterbringung 1666, 1838, EG 34, 
135. 

Eſel, Hauptmängel 481. 

Eventnalanfrechnung 888 A 8. 

Ixceptio doli 278 A 1. 
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Exceptio doll generalis 124 A 1; 157 
A 1; 242 A 4; 853 A 1; gegenüber dem 
Scheingeſchäft 117 A 1 Abſ 3. 

Exceptio plurium eoneumbentium 1717. 


5 


Fabrit, Zubehör 93 A 2, 94 A 7, 98. 

Fabrikanten, Verjährung der Anſprüche 196. 

Fabrikarbeiter, Verjährung der Auſprüche 
196. 

Facultas alternativa 262 A 1. 

Fahrläſſigkeit, Haftung des Schuldners 
276; Begriff 276 A 4a, o; 823 A 3; grobe 
Fahrläſſigkeit 277, 460 A 2, 932. 

Fahrnisgemeinſchaft 1549—1557; Geſamt⸗ 
gut 1550 A 1; eingebrachtes Gut 1550 
bis 1554; Vorbehaltsgut 1555; Verwaltung 
des Mannes, ehelicher Aufwand 1550 A !; 
Schuldenhaftung der Ehegatten im Ver⸗ 
hältnis zueinander 1556; Schuldenhaftung 
gegenüber den Gläubigern 1556 A 5; 
Beendigung, Auseinanderſetzung 1557 A 1; 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 1557; 

Aufhebung durch Ehevertrag 1486, Un- 
terhaltspflicht gegenüber Verwandten 1604, 
Zuwendungen aus dem Geſamtgute, Aus- 
gleichungspflicht 2054. 5 . 

Fälligkeit 271 W 1; 272; Zwiſchenzinſen 
272, Zinſen ſeit Fälligkeit 291; des Miet- 
zinſes 551, des Pachtzinſes 584; der Rück 
gabe der geliehenen Sache 604, des Dar- 
lehns 608, 609, des Dienſtlohns 614, 
des Werklohns 641, der Vergütung für 
die Verwahrung 699, der Hypothek 1133, 
1141, 1140, der Grundſchuld 1193, der 
durch Pfand geſicherten Forderung 1228, 
1282, des Unterhalts des unehelichen 
Kindes 1710, des Vermächtniſſes 2181. 

Familie Vorbem 1 vor 1297; Unterbringung 
in eine Familie 1666, 1838, EC 34, 135. 

Familienangehörige 1969. 

Familienbilder, Gegenſtand des Erbſchafts⸗ 
kaufes 2373. 

Familienfideikommiſſe Ech 59; Vorbem 2 
vor 1591; Verfügungsrecht des Vormundes 
1803 A 2. ur 

Familiennamen der Ehefrau 1355, bei für 
nichtig erklärter Ehe 1343 A 3, der ge⸗ 
ſchiedenen Frau 1577, Vorbem 1 vor 1297, 
des ehelichen Kindes 1616, des angenom- 
menen Kindes 1758, 1772, des unehelichen 
Kindes 1706, Vorbem 4 vor 1705, EG 208. 

Familienpapiere, gemeinſchaftliches Eigen. 
tum der Erben 2047; Gegenſtand des 
Erbſchaftskaufs 2373. 

Familienrat, Einſetzung 1858, 1859; Zu; 
ſammenſetzung 1860—1869; Beſtellung 
der Mitglieder 1870, 1871; Zuſtändigkeit 
1872; Einberufung 1873; Veſchlußfaſſung 
1874, Ordnungsſtrafen 1875; ſofortiges 
Einſchreiten des Vorſitzenden 1876; Aus⸗ 
lagen der Mitglieder 1877; Beendigung 
des Amtes 1878; Aufhebung des Familien⸗ 
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rats 1879—1881; bei Vormundſchaft über 
Volljährige 1905; neben Pflegſchaft 1915 
A 1; EG 160, 210. 
Familienrecht Vorbem 1 vor 1297. 
Familienrechtliche Anſprüche, Verjährung 
194, 200; Hemmung der Verjährung 204. 
e Klagen Vorbem 2 vor 
1297 


97. 

Familienſchlüſſe 1912 A 3. 

Familienſtand eines Minderjährigen 1773; 
Auskunftserteilung über Familienverhält 
niſſe 1616 A 2. 

Sci nlbien Vorbem 2 vor 21; 80 A3; 


A 1% 2 
Faſanen, Wildſchaden 835. 
Fehlerhafter Beſitz 858, 859. 
Feiertag als Leiſtungstag und Ende einer 


riſt 193. 

Fernſprecher, Verkehr 130 A 1, 167 A 1; 
Antrag durch Fernſprecher 147. 

Feſtnahme einer Perſon im Wege der Selbſt⸗ 
hilfe 228, 229. 

Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus 1964; 
des Zuſtandes einer Sache 1034, 1093 
122 

Feſtſtellungsklage, Verjährungsunterbre ; 
chung 209; Erfüllungsort 269 A 5. 

Feuerbeſtattung 1 A 2, 1968 A 2. 

Feuerverſicherung des Hypothekengegen⸗ 
ſtandes 1127-1130, des Nießbrauchsgegen⸗ 
ſtandes 1045, 1046, beim Erbbaurecht 
vgl. dal. 

Fiduziariſches Rechtsgeſchäft Vorbem 6 vor 
104; 117 A 3; Abtretung 398 A 1. 

Film, Vertrag über die Verwertung 90 A 2, 
Vorbem 2 vor 532 a. E. 

Findelkinder 1773 A 3; Eintragung im Ge⸗ 
burtsregiſter Vorbem 1 vor 1591. 

Firma, Schutz 12 A 2, 4; 823 A 9; der Ge⸗ 
ſellſchaft 705 A 1. 

Fiſche, Eigentum 960. 

Fiſcherei EG 69. 

Fiskus, Rechtsſtellung Vorbem 2 vor 21; 
Anfall des Vermögens aufgelöſter Vereine 
45, 46, erloſchener Stiftungen 88; Haftung 
für Vertreter 89, für amtliche Verwahrung 
690 A 1; Aneignung herrenlofer Grund⸗ 
ftüde 928, EG 190; Anſpruch auf den 
Erlös aus Fundſachen 981; Erbrecht 1986, 
EG 138, 139, beim Lebensverſicherungs⸗ 
vertrage 330 A 2; Feſtſtellung des Erbrechts 
1964—1966; kein Ausſchlagungsrecht 1942; 
keine Inventarfriſt, wohl aber Auskunfts- 
pflicht gegenüber den Nachlaßgläubigern 
2011; Fiskus als Nacherbe 2104, als Ver. 
mächtnisnehmer 2149; Sicherungshypothek 
für Anſprüche des Fiskus EG 91. 

Fixgeſchäfte 361, 433 A 50. 

Flößereirecht EG 65. 

Flötzrecht EG 65. 

Flüſſigkeiten, Zuführung von einem Grund⸗ 
ſtück aus 906 A 5. 

Fluß 90 A 1; Grunddienſtbarkeit 1018 A 2; 
verlaſſene Flußbetten EG 65. 
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Fob 269 A 4, 433 A 10h, dd. 

Fonds, öffentlicher, Rechtsfähigkeit Vorbem 
2 vor 21. 

Forderungen Vorbem 1, 2 vor 241; ge⸗ 
meinſchaftliche F.; Abtretung 398—412; 
Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers von 
Forderungen 437, 438; Nießbrauch an 
Forderungen 1074 —1079; Pfandrecht an 
Forderungen 1279— 1290; Erbſchaftsforde⸗ 
rungen 2111; Vermächtnisforderungen 
2173—2175. 

Forderungsvermächtnis 2173 A 1. 

Form der Rechtsgeſchäfte EG 11; Arten 
125 A 5; Mangel 125; Schriftlichkeit 126, 
127; gerichtliche oder notarielle Beurkun⸗ 
dung 128 A 1, Beglaubigung 129 A 1. 

Form der Eheſchließung 1316—1322. 

Forſtwirtſchaftstreibende, Verjährung ihrer 
Forderungen 196. 

Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 1483; Ein⸗ 
tragung im Grundbuch 1485 A 8; Ab- 
lehnung durch den überlebenden Ehegatten 
1484; Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten 
1483 A5; 1485 A 3; 1510 A2: Geſamtgut 
1485; Vorbehaltsgut 1486; Sondergut 1486; 
Rechte und Verbindlichkeiten der Teil 
haber am Geſamtgut 1487; Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten 1488; Haftung 1489; Koi: 
kurs 1488 A 5; 1494 A 3; 1497 A 4; Tod 
eines anteilsberechtigten Abkömmliugs 
1400; Verzicht eines auteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlings 1491, 1501, 1517; Gründe der 
Beendigung 1497 A1; Aufhebung durch den 
überlebenden Ehegatten 1492; Beendigung 
durch Wiederverheiratung 1493, 1314 durch 
Tod und Todeserklärung 1494; Klage auf 
Aufhebung 1495, 1496, 1509; Auseinander- 
ſetzung nach Beendigung 1493, 14971506, 
1511; Anteilsunwürdigkeit 1506; Zeugnis 
des Nachlaßgerichts 1507; Ausſchließung 
durch Ehevertrag 1508, durch letztwillige 
Verfügung 1509; Wirkung der Ausſchließung 
1510; Ausſchließung eines Abkömmlings 
von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1511; Herabſetzung eines Anteils 1512; Ent⸗ 
ziehung eines Anteils 1513; Zuwendung an 
einen Dritten 1514; Übernahmerecht des 
überlebenden Ehegatten 1502, der Ab: 
kömmlinge 1515; der Zuſtimmung des 
andern Ehegatten bedürfende Rechtsge⸗ 
ſchäfte 1516, 1517; zwingender Charakter 
der Vorſchriften 1518. 

Fortkommen, Erſchwerung 824, 842. 

ae e Verjährung der Anfprüche 


Seachtrüßren, Übergabe der verkauften Sache 
47. 


Frau, Bedeutung des Wortes im BG 1369 
A 2; Beſtimmung zur außerehelichen Bei- 
wohnung 825; Verführung 847; Wieder— 
verheiratung 1313; als Vormund 1783, 
1786, 1887, 1900; als Mitglied des Fa⸗ 
milieurats 1866 A L; vgl. Ehefrau. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Freibleibend 133 A 2, 145 A 2, 157 A 3, 
315 A 2, 433 A 7h. 

Freies Belieben, Beſtimmung der Leiſtung 
nach freiem Belieben 319. 

Freies Vermögen des Kindes 1650, 1651. 

Freiheit, Verletzung und Entziehung 823 
A 7; Vorbem 1 vor 249; Umfang des 
Schadens 845; Schmerzensgeld 847. 

Freundeskauf 516 A 7. 

Friedhof, Eigentumsverhältuiſſe 1 A 2, 891 
A 4, 908 A 2, 925 A 1; vol. Beerdigung, 
Begräbnis. 

Friſten 186; Ausſchlußfriſt 186 A 1; Ver- 

jährungsfriſt 186 A 1, 193 A1; Berechnung 

der Friſten 187-193; Verlängerung 190; 
Berechnung des Lebensalters 187. 

Friſtſetzung zur Wiederherſtellung des Zu⸗ 
ſtandes 250, zur Vornahme der Wahl 
unter mehreren Leiſtungen 264, zur 
Leiſtung nach rechtskräftiger Verurteilung 
283, im Falle des Verzugs 326; beim 
Rücktritt 354, 355, 361; bei der Schuld- 
übernahme 415, 416. 

Früchte einer Sache und eines Rechtes 99; 
Zeit der Fruchtziehung 101; Verwendungen 
auf die Früchte 102; Eigentumserwerb 
953—957, 1039, durch den Ehemann 1883; 
Herausgabe durch den Veſitzer an den 
Eigentümer 993; Erſatz des Wertes bei 
Herausgabe eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks 998; der Pachtſache 581 
A 4; bei Gemeinſchaft nach Bruchteilen 
743, 745; des Nachbargrundſtücks 911; 
von Grenzbäumen und Grenzſträuchern 
923; der Erbſchaft 2020; des Vermächt⸗ 
nisgegenſtandes 2184; Teilung bei Erben⸗ 
gemeinſchaft 2038; 

übermäßiger Fruchtbezug des Nieß⸗ 
brauchers 1039, des Vorerben 2133; vgl. 
Nutzungen. 
Früherer Beſitz 1006, 1007. 
Wee des Dienſtverpflichteten 


Fund: Anzeigepflicht des Finders 965, 971; 
Verwahrungspflicht 966; Ablieferung 967; 
Haftung des Finders 968; Herausgabe 
an den Verlierer 969; Aufwendungen 
des Finders 970; Finderlohn 971; Zurück⸗ 
behaltungsrecht, Beſitzverhältnis 868 A 3; 
Eigentumserwerb 973, 974, Verſteigerung 
der Sache 966, 975, 977 A 1; Verzicht 
des Finders, Verfall der Fundſache 976; 
Bereicherungsanſpruch des Verlierers 977; 
Schutz der Anſprüche des Finders 972, 975; 
Fund im Bereich von Behörden und Ver⸗ 
kehrsauſtalten 978—983. 

Fürſorgeerziehung Vorbem 5 vor 1616, 
en A 5; Fürſorgeverband Vorbem 5 vor 
1601. 

Fütterungskoſten bei Wandlung des Kaufes 
488; bei Miete 547; bei Leihe 601; bei 
Verwahrung 603 U 1. 


Die Zahlen bedenten die Paragraphen des BGB 
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Garantiefriſten 477 A 3; beim Werkvertrag 
638 A 4. 

Garantievertrag vgl. Gewährvertrag. 

Garderobe vgl. Kleiderablage. 

Garniſonort 9. 

Gas, Zuführung 906; Gasleitung 90 A 2. 

Gaſtaufnahmevertrag Vorbem 2 vor 701, 
538 A 5. 

Gaſtwirt, Unterſchied von Schank- und 
Speiſewirt 701 A 1; Haftung der Gaſt⸗ 
wirte, Schanf- und Speiſewirte 538 A 5, 
Vorbem 1 vor 701, Vorbem 4a vor 823; 
Haftung für Verkehrsſicherheit der Ge⸗ 
ſchäftsräume 823 A 6e, für eingebrachte 
Sachen 701, für Kleiderablage 690 A 1; 
Geld, Wertpapiere, Koſtbarkeiten 702; Er- 
löſchen der Haftung 703; Sorgfaltspflicht 
des Gaſtes 254 A Ja; Konkurs des Gaſtes 
704 A 4; Pfandrecht an den eingebrachten 
Sachen des Gaſtes 704; Verjährung der 
Anſprüche 196, Vorbem 2 vor 701. 

Gattungsſache 243; 91 A 2—4; Unvermögen 
des Schuldners 279; Gefahrübergang bei 
Gläubigerverzug 300; Haftung für Mängel 
beim Kauf 480, 491; Schenkung 624. 

Gattungsvermächtnis 2155, 2183. 

Gebäude, Begriff 836 A 2, 912 A 4; 94, 95, 
98; Teil eines G. 908 A 3; Ausbeſſerung 
durch den Pächter 582; Einſturz, Haftung 
836838, 908; Beeinträchtigung des Nach⸗ 
bargrundſtücks durch Abbruch oder Erhöhen 
909 A 6; Wohnungsrecht 1093; Verſiche⸗ 
rung eines Gebäudes 1128; Wiederher- 
ſtellung EG 110. 

Gebot bei der Verſteigerung 156, beim Pfand⸗ 
verkauf 1239, 1240. 

Gebrechlichteitspflegſchaft 1910, 1920, 114 
A 1, EG 210. 

Gebühren, Verjährung 196. 

Geburt, Vollendung 1 A 3; Leibesfrucht 1 
A 4; Aufſchiebung der Erbteilung wegen 
der zu erwartenden G. eines Miterben 
2043 A 1; Unterhaltsanſpruch der Mutter 
bei der zu erwartenden G. eines Nadı)- 
erben 2141. 

e Verjährung der Anſprüche 


Geburtsregiſter Vorbem 1 vor 1591; 1718 
A 2; 1719 A 1. 

Geburtstag 187. 

Gefahr des Notſtandes durch Trunkſucht 6; 
Tod in gemeinſamer Gefahr 20; drohende 
Gefahr, Abwendung 228, 904; Abwendung 
durch Geſchäftsführer 680; gegenwärtige 
Gefahr 904 A 5; vgl. Gefahrtragung. 

Gefährdung 

anderer Perſonen als Grund zur Ent- 
mündigung 6; des Gemeinwohls durch 
einen Verein 43, durch eine Stiftung 87, 
des Anſpruchs auf die Gegeuleiſtung bei 
gegenſeitigen Verträgen 321, des Unter. 
halts des Schenkers 519, der Geſundheit 
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durch Benutzung der Mieträume 544, des 
Kredits durch Behauptung falſcher Tat⸗ 
ſachen 824; durch den drohenden Ein⸗ 
ſturz eines Gebäudes 908, der Sicherheit der 
Hypothek 1133—1135, der Sicherheit der 
verpfändeten Forderung 1286, des einge⸗ 
brachten Gutes der Frau, Sicherheits ⸗ 
leiſtung des Mannes 1391 —1393, des 
Unterhalts eines Unterhaltsberechtigten 
1428, 1468, 1495, des eigenen Unterhalts 
des Unterhaltspflichtigen 1579, 1603, 1620, 
des geiſtigen und leiblichen Wohles des 
Kindes 1666, desgl. des Mündels 1838, 
1857, des Vermögens des Kindes 1667, 
1687, des Mündelvermögens 1803, 1850, 
1886, der Befriedigung der Nachlaßgläubiger 
1981, des Nachlaſſes durch Anordnungen 
des Erblaſſers 2216. 

Gefahrtragung bei Verſendung von Geld 
270; bei Verzug des Gläubigers 300; 
bei Hinterlegung der Sache 379; beim Kauf 
446, 447, 450, 459, 480; beim Pachtinventar 
588; beim Werkvertrag 644; bei Vorlegung 
von Sachen 811; beim Erbſchaftskauf 2380. 

Gefälligteiten Vorbem 3 vor 662; 611 A 2. 

Gefälligkeitsakzept 670 A 5. 

Gefangenenanſtalt, nicht Begründung eines 
Wohnſitzes 7 A 1, 4. 

Gegenleiſtung, Beſtimmung 316. 

Gegenſeitige Erbeinſetzung 2098, gegen: 
ſeitiges Teſtament 2269, 2270, gegen. 
ſeitiger Erbvertrag 2280. 

Gegenſeitiger Vertrag, Begriff 320 A 1; 
Weigerung der Erfüllung bis zur Bewir⸗ 
kung der Gegenleiſtung 320; Prozeſſuales, 
Verurteilung Zug um Zug 322; Wirkung 
der Verſchlechterung der Vermögensver⸗ 
hältniſſe des einen Teiles 321; Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung 320 A 7, 325—325; Ber: 
zug 326, 286 A 2; Aufwertung 242 A 5dß. 

Gegenſtand, Begriff 90 A 3, 93 A 5; In⸗ 
begriff von Gegenſtänden 260 A 1. 

Gegenvormund 1792, 1895; Aufſichtspflicht 
1799; Mitwirkung beim Vermögensverzeich⸗ 
nis 1802; Genehmigung zur Erhebung von 
Geld 1809, zur Aulegung von Geld 1810; 
zur Verfügung über Forderungen und 
Wertpapiere 1812, 1813, 1824, 1825; An ⸗ 
hörung 1826; Erteilung der Genehmigung 
1832; Haftung 1833; Auskunftspflicht 1839; 
Prüfung der Rechnung 1842, 1854, 1891, 
1892; befreite Vormundſchaft 1852, 1854; 
Antrag auf Einſetzung des Familienrats 
1859; Tod 1894; bei Vormundſchaft über 
Volljährige 1903, 1904; Aufwendungen, 
Vergütung 1835, 1836; neben Pflegſchaft 
e 

Gehalt Vorbem 5 vor I; Abtretung 411; 
Rückerſtattung zu viel gezahlten G. Vor ⸗ 
bem 2 vor 812; Berückſichtigung bei der 
Unterhaltspflicht 1578 A 1; Verjährung 
196; vgl. Ruhegehalt. 

Geheimer Vorbehalt 116. 

Gehilfe bei einer unerlaubten Handlung 830; 
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Haftung für Verſchulden des Gehilfen 278; 
beim Dienſtvertrag 613 A 1; beim Auftrag 
664; bei der Verwahrung 691; des Richters 
oder Notars, untauglicher Teſtamentszeuge 
2237; Verjährung der Ansprüche 196; vgl. 
Hilfsperſonen. 

Geiſteskrankheit 104 A 4; Grund der Ent⸗ 
mündigung 6 A 1, 2; Haftung des Geiſtes⸗ 
kranken für unerlaubte Handlungen 827; 
Geiſteskrankheit als Eheſcheidungsgrund 
1568 A 5, 1569, 1583; Pflegſchaft 1910 A1. 

Geiſtesſchwäche, Begriff 6 A 2; 104 A 4; 
Entmündigung 6, EG 210, 211; Aus⸗ 
beutung eines Geiſtesſchwachen 188 A 1g, 
826 A 5b; beſchränkte Geſchäftsfähigkei 
114; Wirkung auf Teſtierfähigkeit 2229; 
Widerruf des Teſtaments 2253; Geiſtes⸗ 
ſchwache unfähig zur Vormundſchaft 1780, 
zur Mitgliedſchaft des Familienrats 1865. 

Geiſtestätigteit, Störung 105, 827, 829, 
bei der Eheſchließung 1325. 

Geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen Ehegatten 
1569 A 5. 

Geiſtliche, Vorbem 2 vor 21, 2 vor 611; Ab- 
tretung der Gehaltsanſprüche 411; Ver⸗ 
ſetzung 570. 

Geiſtliche Geſellſchaften EG 84, 86. 

Geld, Begriff 244 A 1a; Nenn- oder Kurs⸗ 
wert 244 X 1b; Währungsrecht 244 A 1b, o; 
Erſatzmittel 807 A 1; Geldſchuld 244; 
Verzinſung 288, 291, 301; Geldforten- 
ſchuld 245; Sicherheitsleiſtung 232, 233, 
235; Überſendungspflicht 270; Hinter: 
legung 372; als Gegenſtand des Darlehns 
607; eigennützige Verwendung von Geld 
durch den Beauftragten 668, durch den 
Verwahrer 698; Haftung des Gaſtwirts für 
eingebrachtes Geld 702; Anweiſung auf Geld 
783; Eigentumserwerb 935, Eigentums⸗ 
vermutung 1006, 1007; der Ehefrau 1376, 
des Kindes 1642, 1653, 1691; des Mün⸗ 
dels 1806—1811, 1834, 1852; zu einer 
Erbſchaft gehöriges Geld 1960, 2119; vol. 
Geldentwertung, Aufwertung. 

Geldbetrag der Hypothekenforderung, Ein⸗ 
tragung 1115. 

Geldbrief 328 A 3. 

Geldentſchädigung 249. 

Geldentwertung 244 A 1, 812 A 6, 818 A 2B; 
beim Wiederkauf 497 A 6; beim Vorkauf 
505 A 2; bei Schenkung 519 A 5; bei 
Miete 535 A 3; bei Pacht ö81 A 1, 589 A 3; 
bei Werkvertrag 631 A 3; bei der als Scha⸗ 
denserſatz zu leiſtenden Geldrente 843 
A 40; bei Altenteilsverträgen 759 A 1; 
bei Unterhaltsverträgen zwiſchen Ehe⸗ 
gatten 1361 A 8, 1578 A 1, 1579 A 2, 8; 
bei Anlegung von Mündelgeld 1811 A 1; 
beim Vermächtnis 2174 A 1; Irrtum über 
den Geldwert 119 A 3 a. E., 5 Abſ 5; 
138 A 2, 242 A5 da; vgl. auch Aufwertung, 
clausula rebus sie stantibus. 

Geld forderung, Bürgſchaft für eine Geld- 
forderung 772; Nießbrauch 1076—1079; 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Pfaudrecht 1288, 1289; Vermächtnis 2173 
A 1 


Geldrente, Leibrente 760; bei Körper⸗ 
verletzung 843; bei Tötung 844; Überbau⸗ 
rente 912—915; Notwegrente 917; Ge⸗ 
währung des Unterhalts durch G. 1612; 
des unterhaltsberechtigten Ehegatten 1361; 
des geſchiedenen Ehegatten 1580; des ehe⸗ 
lichen Kindes 1612; des unehelichen Kindes 
1710. 

Geldſihuld 244, 245, 362 A 4; Verzinſung 
291, 301; Beſtimmung der Höhe durch 
mehrere Dritte 317. 

Geldſtrafe, Bezahlung durch Dritten 267 A1. 

Geldwechſelgeſchäft 433 A 3b. 

Gelegenheitsgeſellſchaft Vorbem 1 vor 705, 
705 A 3. 

Gellaverfahren 763 A 1. 

Gemeinde, Vorbem 2 vor 21; Vorbem 2b 
vor 611; Aufrechnung gegen Forderungen 
der Gemeinde 395; Rechte beim Fund 
976, 981; Haftung für ihre Beamten 89 
A 3, EG 77, 78; Eingemeindung 925 
A 2 a. E.; Einquartierung 546 A 1; Ge⸗ 
meindevormundſchaft 1773 A 4. 

Gemeindeteſtament 2249, 2252, 2266; ger 
meinſchaftliches 2266, EG 150. 

Gemeindewaiſenrat, Tätigkeit auf dem Ge⸗ 
biete der elterlichen Gewalt 1675; in Vor⸗ 
mundſchaftsſachen 1779; 1849—1851, 1862. 

Gemeine Gefahr, Betriebe mit gemeiner 
Gefahr, Schadenserſatzpflicht EGG 105. 

Gemeinheitsteilung EG 113. 

Gemeinſame Gefahr, Tod 20. 


Gemeinſchaft, eheliche 1353; Aufhebung 
1575, 1576, 1586; vgl. häusliche G., geiſtige 
G.; Unterſchied zwiſchen ehelicher und 
häuslicher G., Verweigerung 1567 A3; G. 
des Zugewinſtes 1519 A 1. 

Gemeinschaft nach Bruchteilen 741758, 
EG 173; Größe der Anteile 742; Frucht 
genuß 743, 745 A 4; Gebrauch des gemein⸗ 
ſchaftlichen Gegenſtandes 743; Verwal⸗ 
tungsordnung für gemeinſchaftliche Gegen⸗ 
ſtände 744746; Prozeßrecht 744 A 8, 
745 A 3, 747 A 2; Zwangsvollſtreckung 
747 A 2, 751 A 2; Enteignung 747 A 3; 
Rechtsſtellung des Sondernachfolgers eines 
Teilhabers 746; Verfügungen der Teil- 
haber über ihren Anteil 747; Pfändung 
eines Anteils 746 A 2, 751; Tragung der 
Koſten und Laſten des gemeinſamen 
Gegenſtandes 748, 755 A 1; Konkurs eines 
Teilhabers 741 A 2; 747 A 1; 749 A 2 
755 A 4; Aufhebung der Gemeinſchaft 
EG 131; Vorausſetzungen 749— 751, Art 
der Teilung: Teilung in Natur 752, Ver⸗ 
kauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
753, gemeinſchaftliche Forderungen 754; 
Berichtigung von Gemeinſchaftsſchulden 
bei der Teilung 755, von Gemeinſchafts⸗ 
forderungen 756; Gewährleiſtung bei Auf⸗ 
hebung der Gemeinſchaft 757; Unverjähr⸗ 


Die Zahlen bedeuten die 


barkeit des Auſpruchs auf Aufhebung 758; 
vgl. Bruchteil. 

Jagdgemeinſchaft 835 A 9; Miteigentum 
nach Bruchteilen 741 A 1, 1008—1011; 
Ausſchluß des Rechts auf Aufhebung der 
G. bei Grundſtücken 1010. 

Gemeinſchaft zur geſamten Hand bei der 
Geſellſchaft 718 A 1; bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft 1438 A 1; bei der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1497 A 3; bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft 1519 A 2, 
3; bei der Fahrnisgemeinſchaft 1550 A 1; 
bei der Erbengemeinſchaft 2032 A 2, 
2039 A 2. 

Gemeinſchaftlicher Erbſchein 2357. 

Gemeinſchaftlicher Erbteil 2093, 2094. 

Gemeinſchaftliches Teſtament 2265—2273; 
Begriff 2265 A 1; gemeinſchaftliches 
Privatteſtament 2267 A 1; Gemeinde⸗ 
teſtament 2266; Form der Errichtung 
2265 A 1, 2266, 2267; Formerleichterung 
2267 A 2; Unwirkſamkeit bei Nichtigkeit 
oder Auflöſung der Ehe 2268; Zuwendung 
des beiderſeitigen Nachlaſſes einem Dritten 
2269; korreſpeitive Verfügungen 2270 41; 
Widerruf derſelben 2271 A 1; Eintritt der 
Gebundenheit des Überlebenden mit dem 
Tode eines Ehegatten 2271 A 3; Be⸗ 
freiung von der Gebundeuheit 2271 A 4; 
Zurücknahme 2272; Eröffnung, Wieder 
verſchließung, Verwahrung 2273; Auf 
hebung eines Ehevertrags 2292; vgl. 
Teſtament. 

Gemeinſchaftliches Vermächtnis 2157 A 1; 
Anwachſungsrecht 2158 A 1; Selbſtändig 
keit der Vermächtnisanteile 2159 A 1. 

Gemeinſchuldner, Verfügungsfähigkeit Vor⸗ 
bem 7 vor 104; Unwirkſamkeit von Ver⸗ 
fügungen 135 A 2; vgl. Konkurs. 

Gemeinwohl, Gefährdung durch den Verein 
43; durch die Stiftung 87. 

Gemiſchte Schenkung 516 A 4. 

Gemiſchte Verträge 305 A 2. 

Genehmigung von Rechtsgeſchäften, Wirkung 
184; der Verfügung eines Nichtberech. 
ligten 185; des Vormundſchaftsgerichts 
Vorbem 2 vor 104; 184 A 1; 1821 A 3; 
vgl. Vormundſchaftsgericht; 

des Vertrags eines Minderjährigen 108, 
109, der Willenserklärung eines Ver⸗ 
treters bei vollmachtloſer Vertretung 
177, 180, der Schuldübernahme 415, 416; 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag 684, 
der Verwendungen des Beſitzers 1001, 
1008, der anfechtbaren Ehe 1337, 1341, 
des Maunes zu Verträgen der Frau 1396, 
1397, der Frau zu Verfügungen des 
Mannes über Geſamtgut 1448, des Bei ⸗ 
ſtandes zu Rechtsgeſchäften der Mutter 
1690, des Gegenvormundes 1812, 1813, 
1832; . 

ſtaatliche Genehmigung zur Anderung 
von Vereinsſatzungen 83, der Stiftung 80, 
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der Lotterie und Ausſpielung 763, der 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
793 A 2, 795. 

Generalvollmacht, Generalvertreter 166 A4. 

Gepäckſchein 807 A 1. 

Gerade Linie, Verwandtſchaft 1589; Unter⸗ 
haltspflicht 1601. 

Geräte, Zubehör eines Landguts 98. 

Geräuſch, Zuführung 906. 

Gerechtſame eines Grundſtücks, Auskunfts- 
pflicht des Verkäufers 444. 

Gerichtlich beſtellter Verwahrer 

bei Geſamtgläubigerſchaft 432, zur Ent⸗ 
gegennahme der Leiſtung bei Forderungs⸗ 
verpfändung 1281, bei Miterbſchaft 2039. 

Gerichtliche Beurkundung 128, geſetzliche 
Fälle 128 A1; Ech 141. 

Gerichtliches Veräußerungsverbot 136. 

Gerichtsſchreiber bei Teſtamentserrichtung 
2233— 2280. 

Gerichtsvollzieher, Rechtsverhältniſſe Vor⸗ 
bem 2b vor 611, Vorbem 2 vor 164; 
Beamteneigenſchaft 839 A 2; Tätigkeit 
675 A 1; Haftung für Verletzung der Amts. 
pflicht 839 A Ah; Verjährung feiner An⸗ 
ſprüche 196; Zuſtellung von Willenser⸗ 
klärungen 132; Verſteigerung der hinter⸗ 
legten Sache 383; Beſitz an gepfändeten 
Sachen 868 A 3; 856 A 2. 

Gerüche, Zuführung 906. 

Geſamte Hand vgl. Gemeinſchaft zur ge. 
ſamten Hand: 718 A 1, 1438 A 1, 1442 
A 1, 1497 A3, 1519 A 2, 3, 1550 A 1, 
2032 A 2, 2039 A 2. 

Geſamtgläubigerrecht 420, 428; Glaubiger⸗ 
verzug, Konfuſion, lediglich in der Perſon 
des einzelnen Gläubigers wirkende Tat; 
ſachen 429; Verhältnis der Geſamtgläubiger 
zueinander 430, bei Unteilbarkeit der 
Leiſtung 432. 

Gefſamtgrundſchuld 1172 A 1, 2; an einem 
vermachten Grundſtücke 2168. 


Geſamtgut bei allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft 1438; bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft 1485; bei Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1519, 1527, 15291534; bei Fahr. 
nisgemeinſchaft 1550 A 1; Inventarfriſt 
für eine zum Geſamtgut gehörende Erb- 
ſchaft 2008; Ausgleichung wegen der aus 
dem Geſamtgut erhaltenen Zuwendungen 
2054; Pflichtteilsberechnung bei Zuwen- 
dungen aus dem Geſamtgut 2331. 

Geſamthandklage gegen die Teilnehmer der 
Erbengemeinſchaft 2059 A 5. 

Geſamthypothek 1132, 1143; Verwandlung 
in Grundſchuld 1172; Befriedigung des 
Gläubigers durch einen Eigentümer 1173, 
durch den perſönlichen Schuldner 1174; 
Verzicht 1175; Befriedigung durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung 1182; Verteilung der Forde⸗ 
rungen 1132. 


Geſamtpreis bei Kauf 469, 471, 472; bei 
Vorlauf 508. 
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Geſamtrentenſchuld an einem vermachten 
Grundſtücke 2168. 

Geſamtſchuldverhältnis 420, 421; Wirkung 
der Erfüllung und Erfüllungsſurrogate 422: 
Aufrechnung 422, 387 A 2; Erlaß 423; 
Vergleich 423 A 1; Gläubigerverzug 424; 
lediglich in der Perſon des einzelnen 
Schuldners wirkende Tatſachen 425; Ver⸗ 
hältnis der Schuldner untereinander 
426; vertragsmäßige Übernahme teilbarer 
ae 427; bei unteilbaren Leiſtungen 
431: 


Haftung des Vereinsvorſtandes 42; 
mehrerer Liquidatoren eines Vereins 53; 
mehrerer Vereinsvertreter 54, der Teil⸗ 
haber einer Gemeinſchaft 755; mehrerer 
Bürgen 769, Bürgſchaft für eine Geſamt⸗ 
ſchuld 767 A 1; G. beim Schuldverſprechen 
Vorbem 2 vor 780; Haftung bei un⸗ 
erlaubter Handlung 830 A 6, 840, bei 
Teilung eines reallaſtpflichtigen Grund⸗ 
ſtücks 1108, der Eheleute 1387 A 6, 1388, 
der Vormünder 1833, der Miterben 2058. 

Geſamtvertretung 28 A 1. 

Geſamtvollmacht 166 A 4. 

Geſchäftsaufſicht zun Abwendung des Kon- 
kursverfahrens, Verfügungen über Rechte 
an Grundſtücken 878 A g a. E. 

Geſchäftsbeſorgung Vorbem 1, 2 vor 662, 
675; Vorbem 2 vor 677; 677 A 1; Ver- 
jährung der Auſprüche 196; Konkurs des 
Geſchäftsherrn 675 A 5. 

Geſthäfts betrieb, wirtſchaftlicher, des Vereins 
2 2; Minderjähriger 112. 

Geſchäftsbräuche Vorbem 2 vor 1. 

Geſchäftsbücher einer Geſellſchaft; Einſicht 
716. 

Geſchäftsfähigkeit 104—115 EG 7; Begriff, 
Geſchäftsfähigkeit der Ehefrau 104 A 1; 
Geſchäftsunfähigkeit 104, 105; beſchränkte 
Geſchäftsfähigkeit 106 A 2, Entmündigung 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung, 
Trunkſucht 114; internationales Recht 104 
A 7; vgl. Minderjährige; 

beſchränkt Geſchüftsfähige und 
Geſchäftsunfähige: Wohnſitz 8; Willens. 
erklärung ihnen gegenüber 131; Verjäh⸗ 
rung der gegen ſie gerichteten Anſprüche 
206; Geſchäftsführung ohne Auftrag 682; 
Erſitzung 939; 

beſchränkt Geſchäftsfähige (vgl. 106 
A 2): Vertretungsbefugnis 165; Ehe⸗ 
ſchließung 1304; Anfechtung der Ehe 1331, 
1336; beſchränkt geſchäftsfähige Ehefrau, 
Ausſchluß der ehemännlichen Nutznießung 
1304; Abſchluß des Ehevertrags 1437; 
Anfechtung der Ehelichkeit 1595; Ruhen 
der väterlichen Gewalt 1676; beſchränkte 
Geſchäftsfähigkeit bei der Chelichkeitser- 
klärung 1729, bei der Annahme an Kindes 
Statt 1751; als Teſtamentsvollſtrecker 
2201; Teſtierfähigkeit 2229; Erbvertrag 
2275, 2290, 2296, Anfechtung 2282; Erb⸗ 
verzicht 2347. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Geſchäftsunfähige: Beſitz⸗ und Eigen⸗ 
tumserwerb 104 A 1; Willenserklärung 
105, 130; Einfluß des Eintritts der Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit des Antragenden auf den 
Vertragsſchluß 153, auf den Auftrag 672, 
auf die Anweiſung 791, auf die Wirkſam⸗ 
keit einer Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber 794; Nichtigkeit der Ehe 1304 
A 2, 1325; Einfluß auf die Anfechtung der 
Ehe 1331, 1836, 1337, 1340, auf die An⸗ 
fechtung der Ehelichkeit 1595, auf die 
elterliche Gewalt 1676; Geſchäftsunfähig⸗ 
keit bei der Ehelichkeitserklärung 1728; 
Unfähigkeit zur Vormundſchaft 1780, zur 
Mitgliedſchaft des Familienrats 1865, zum 
Teſtamentsvollſtreckeramt 2201; bei An⸗ 
fechtung des Erbvertrags 2282, des Erb. 
verzichts 2347. 

Geſchäftsführung des Vereinsvorſtandes 27; 
der Geſellſchafter 709—713, 729; 

ohne Auftrag, Begriff, Verpflichtung 
des Geſchäftsführers bei der Ausführung 
677 und Vorbem; Unterſchied vom Auf: 
trag Vorbem 1 vor 677; Haftung des Ge⸗ 
ſchäftsführers Vorbem 3 vor 677, 677 A 4, 
678, 680; entgegenſtehender Wille des Ge⸗ 
ſchäftsherrn, Erfüllung in öffentlichem 
Jutereſſe und von Unterhaltspflichten 679; 
Abwendung drohender Gefahr 680; An- 
zeigepflicht des Geſchäftsführers 681; Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit, beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des Geſchäftsführers 682, des Ge⸗ 
ſchäftsherrn 682 A 1, 683 A 8; Tod einer 
Partei 681 A 2; Aufwendungen des Ge⸗ 
ſchäftsführers 683685; wirklicher und 
mutmaßlicher Wille des Geſchäftsherrn 
677, 683 A 3; Zuſtimmung desſelben 182 
A J, 684; Mangel der Abſicht, Erſatz der 
Aufwendungen zu fordern 685; Irrtum 
über die Perſon des Geſchäftsherrn 686; 
Veſorgung fremder Geſchäfte als eigene 
687; Rechnungslegung 259 A 1; Ver 
jährung der Aufprüche Vorbem 3 vor 677; 
l des einſtweiligen Erben 
1959. 


Geſchäftsgeheimufs, Verletzung 826 A 5m. 
Geſchäftsherr, Haftung für ſeine Angeſtellten 
und Hilfsperſonen 278, 831, 840 A 6. 
Geſchäftsräume, Fund 978—983. 
Geſchäftsunfähigkeit 104, 105; Unterſchied 
von der Verfügungsbeſchränkung 878 A 8; 
vgl. Geſchäftsfähigkeit. 
Geſchicklichteitsſpiel 762 A 1. 
Geſchlechtsgemeinſchaft, Ehehindernis 1310. 
Geſchlechtskrankheit, Eheſcheidungsgrund 
1568 A 4. 


Geſchwiſter, Verbot der Ehe zwiſchen halb- 
bürtigen und vollbürtigen Geſchwiſtern 
1310; Vormundſchaft 1775, 1786; Erb⸗ 
recht 1925; bei Nacherbſchaft 2109; bei 
Vermächtniſſen 2168. 

Geſellen, Anſpruchsverjährung 196. 

Geſellſchaft 705—740; Unterſchied vom 
Verein 25 A 2; Vorbem 1 vor 705; 705 A1; 
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vom Kauf 433 A 3m; G. des Handelsrechts 


Vorbem 1 vor 705; Untergeſellſchaft 717 


A 3; Innengeſellſchaft 718 A 6; Lotterie⸗ 
geſellſchaft 718 A 4, 6; 763 A 1; Firma der 
G. 705 A 1; Geſellſchaftsvertrag 705, 320 
A 1; Vorvertrag 705 A 2; Geſellſchafts⸗ 
verhältnis nach außen 713 A 1; Stellung 
der G. im Prozeß 714 A 4; Konkurs der 
G. 718 A 1 a. E.; Aufnahme eines neuen 
Geſellſchafters 736 A 2; Haftung des Ge⸗ 
ſellſchafters 708; Beiträge 706, 705 A 6; 
deren Höhe 707 A 2; Erhöhung 707; Au⸗ 
ſprüche auf die Beiträge als Beſtandteile 
des Geſellſchaftsvermögens 718 A 3; Ein⸗ 
lage Vorbem 1 vor 607; Ergänzung 707; 

Geſchäftsführung 709—713; gemein- 
ſchaftliche 709; Übertragung an einen oder 
mehrere Geſellſchafter 710; Vergütung 
713 A 1; Rechte und Pflichten, Haftung 
des Geſchäftsführers 713; Unübertragbar⸗ 
keit der Anſprüche aus der Geſchäftsführung 
717; Widerſpruch eines geſchäftsführenden 
Geſellſchafters 711; Beendigung der Ge⸗ 
ſchäftsführung durch Entziehung 712, 715 
A 1; durch Kündigung 712, 715 A !; Rech⸗ 
nungslegung 713 A 1; Fortdauer nach Auf- 
löſung der G. 729; 

Vertretungsmacht der Geſellſchafter 714; 
Entziehung 715; Vollmacht 169, 714 A 2; 
Widerruf 715 A 2; Einſichtsrecht des Ge⸗ 
ſellſchafters 716; Übertragbarkeit der An- 
ſprüche der Geſellſchafter 717; Geſellſchafts⸗ 
vermögen 718; Geſellſchaftsſchulden 718 
A 5, 733 A 2; Verfügung des Geſell⸗ 
ſchafters über feinen Anteil 719; Aufrech⸗ 
nung 387 A 2, 710; Pfandung des Anteils 
725; Schutz des gutgläubigen Schuldners 
720; Rechnungsabſchluß und Gewinnver⸗ 
teilung 721; Teilnahme des Geſellſchafters 
au Gewinn und Verluſt 722, 734, 735, 739, 
740; Konkurs eines Geſellſchafters 719 A 2, 
728; 

Auflöſung 723 A 1, durch Kündigung 
705 A 4, einer nicht für beſtimmte Zeit 
eingegangenen G. 723, einer für Lebens 
zeit eines Geſellſchafters eingegangene G. 
724, bei Pfändung des Anteils eines Geſell⸗ 
ſchafters 725, durch Erreichung oder Weg⸗ 
fall des Zweckes 726, durch Tod eines Geſell⸗ 
ſchafters 727, durch Eröffnung des Kon⸗ 
furfeg über das Vermögen eines Geſell⸗ 
ſchafters 728; Auseinanderſetzung nach 
Auflöſung 730— 735; Vereinbarung des 
Fortbeſtehens 736; ſtillſchweigende Fort⸗ 
ſetzung 724; Ausſcheiden eines Geſell⸗ 
ſchafters nach dem Geſellſchaftsvertrage 
786, durch Ausſchließung 737; Auseinander- 
ſetzung mit dem ausſcheidenden Geſell⸗ 
ſchafter 738—740; 

nichtrechtsfähige Vereine Vorbem ö vor ?!, 
54; Vorbem 1 vor 705; Eingehung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags durch den Vormund 1822. 

Geſellſchafterinnen, Kündigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes 622. 
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Geſetz EG 2; Geſetzesrecht Vorbem 2 vor 1; 
Geſetzesanalogie Vorbem 3 vor 1; Auwen⸗ 
dung ausländiſcher Geſetze Vorbem 11 vor 
104, EG 30. 

Geſetzliche Erben 1924—1936; Ausglei⸗ 
chungspflicht 2050, 2052 A 1; Einſetzung 
im Teſtament 2066; Ausſchließung im 
Teſtament 1038; als Nacherben 2104, 2105; 
als Vermächtnisnehmer 2149; Ladung zum 
Termine der Teſtamentseröffnung 2260; 
Vertrag über künftigen Erbteil 312. 

Geſetzliches Güterrecht 1363—1431; 
Verwaltungsgemeinſchaft. 

Geſetzliche Miete 535 A 5. 

Geſetzliches Pfandrecht 1257, 1287; vgl. 
Pfandrecht. 

Geſetzlicher übergang der Forderung 411. 


Geſetzliches Verbot 134, 135, 309, 817, 2171. 


Geſetzlicher Vertreter 105 A 4, 106 A 2, 
Vorbem 2 vor 164; Selbſtkontrahieren 181 
A 1; Haftung des Schuldners für feinen 
geſetzlichen Vertreter 278, 831 A 2; keine 
Haftung des Vertretenen für unerlaubte 
. des geſetzlichen Vertreters 823 


Geſetzliche Zinſen 246. 

2755 als Zeuge bei Teſtamentserrichtung 
2237. 

Geſinderecht 7 A 1; EG 95. 

Geſtaltungsrecht 90 A 3. 

Geſtohlene Sachen, Eigentum 935, 1006, 
1007; geſtohlene Schuldverſchreibungen 
a den Inhaber 794, geſtohlene Karten 
07. 

Geſundheit, Verletzung 823 A 5; Beſchädi⸗ 
gung durch Tiere 833; durch Einſturz von 
Gebäuden 836; Umfang des Schadens 845; 
Schmerzensgeld 847; 

Gefährdung der Geſundheit durch die 
Beſchaffenheit der Mietſache 544, Sorge 
des Dienſtberechtigten für den Dienſt⸗ 
verpflichteten 618. 

Getrenntleben der Ehegatten 1853 A 2; Ein⸗ 
fluß auf die Schlüſſelgewalt 1356 A 8; 
Unterhaltspflicht 1361; Beitragspflicht der 
Ehefrau zum ehelichen Aufwand 1371 
A 2, 1427 A 7; Einfluß auf Ehevertrag 
1432 A 4; Vertrag über G. 1567 A 4 a. E.; 
1614 A 1. 

Gewährfriſten beim Viehkauf 482, 483, 492; 
vertragsmäßige Anderung 486; vgl. Garan⸗ 
tiefriſten. 0 

Gewährleiſtung bei Hingabe an Erfüllungs 
Statt 365; beim Kaufe: Mängel im Rechte 
434—439, Sachmängel 459 —480, beim 
Viehkauf 482; bei Schenkung 523, 524, 
526; bei Miete 537—541; bei Leihe 600; 
beim Werkvertrag 633, 634; bei Aufhebung 
der Bruchteilsgemeinſchaft 757; bei der 
Ausſtattung 1624; bei Erbauseinander⸗ 
ſetzung 2042; beim Vermächtnis 2182, 
2183; beim Erbſchaftskauf 2876, 2385; 

Verzicht 157 A 3. 


6. Aufl. (Erler.) 


vgl. 


31 


482 


Gewährvertrag 414 A 1, 459 A 4 [le, 638 


A 4, 776 A 4. 

Gewalt, höhere 203, 701, 1996; elterliche 
Gewalt 1626; vgl. Elterliche Gewalt, Beſitz. 

Gewerbebetrieb Begriff 196 A 1; des 
Minderjährigen 112; Verjährung der An⸗ 
ſprüche 196, Leiſtungsort 269, 270, der 
Ehefrau 1367, 1405, EG 36, des Vaters 
1643, des Vormundes 1822, 1825; Sicher⸗ 
heitsleiſtung für einen Gewerbebetrieb 
EG 90. 


Gewerbeordnung, Anwendung bei Ent— 
ziehung der Rechtsfähigkeit 44, beim Ein⸗ 
ſpruch gegen die Eintragung eines Vereins 
62; Anderung EG 36. 

Gewerbliche Arbeiter, Verjährung der An- 
ſprüche 196. 


Gewerblicher Betrieb, Begriff 98 A 3; Zur | 


behör 98. 
Gewerbliche Niederlaſſung, 
269, 772, 775. 
Gewerkſchaft, Rechtsfähigkeit 21 A 4. 
Gewinn, entgangener 252; Geſellſchafts⸗ 
gewinn 721, 722. 
Gewinnanteilſcheine 799, 801, 803 A 2; von 
a Aktiengeſellſchaften 793 A 1; Zubehöreigen⸗ 
ſchaft der Gewinnanteilſcheinbogen 314 A1; 
Hinterlegung 234; Abhandenkommen 804; 
Nießbrauch 1081, 1083; Verpfändung 1296, 
von Papieren der Ehefrau 1392, des Vaters 
1667, von Mündelpapieren 1814, 1818. 
Gewinnverteilung der Geſellſchaft 706, 721. 
Gewohnheitsrecht Vorbem 2 vor 1. 
Gezähnite Tiere 960. 
Giebelmauer 95 A 5; 922 A 1, 3. 
Glaube, öffentlicher, des Grundbuchs 892, 
893; des Schiffsregiſters 1262; des Erb⸗ 
ſcheins 2366; vgl. Guter Glaube. 
Glaubhaftmachung bei Vormerkung 885, 
bei Widerſpruch 899; der Forderung des 
Nachlaßgläubigers bei Antrag auf Inventar⸗ 
errichtung 1994; eines rechtlichen Inter⸗ 
eſſes bei 
erklärung 1842, bei Einſicht der Ehelichkeits⸗ 


anfechtungserklärung 1597; bei Einſicht 


der Ausſchlagungserklärung 1953, bei Ein- 
ſicht des Inventars 2010, bei Einſicht des 
Teſtaments 2264; vgl. Rechtliches Intereſſe. 
Gläubiger, Begriff 241 A 1; Annahme von 
Teilleiſtungen 266, der Leiſtung eines 
Dritten 
Hinterlegung bei Gläubigerverzug 372, Un⸗ 
gewißheit über die Perſon der G. 372 A 4, 
Schuldübernahme 414—419, Mehrheit von 
Gläubigern 420, 428—430, 432; 


Gläubiger eines Vereins 50, Rechte 
der Gläubiger bei Vermögensübernahme 
419, Gläubiger der Hypothek 1115, Nach 
laßgläubiger 1958, 1960, 1967, 1970 bis 
1974, 1977, 1979, 1994; vgl. Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten; Erteilung eines Erb- 
ſcheins an den Gläubiger des Erblaſſers 
2353 A 3. 


Leiſtungsort 
Grobe Mißhandlung, Scheidungsgrund 1568. 


Einſicht der Eheanfechtungs⸗ 


268, Verzug 293—304, 424; 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Gleichzeitigkeit des Todes in gemeinſamer 

! Gefahr 20. 

Glüdejpiel 762 A !, 6; Darlehn zum G. 138 
A 1. 

Goldklanſel 245 A 1; 1115 A 8; 1119 A 5; 
Kaufpreis in Goldmark 433 A 7K. 


Goldſachen, Verkauf bei Verpfändung 1240. 
Gottesdienſtliche Gebäude EG 183. 
Graben zwiſchen Grundſtücken 921. 

Grad der Verwandtſchaft 1589, der Schwäger⸗ 
ſchaft 1590. 

Gravieren als Verarbeitung 950. 

Grenze von Grundſtücken 923 A1; Auskunfts⸗ 
pflicht des Verkäufers 444; Abmarkung 920; 
Grenzverwirrung 920; Eigentum an den 
Grenzeinrichtungen 921; Mitbenutzungs⸗ 
recht 922; Bäume und Sträucher auf der 
Grenze 923, EG 122; vgl. Überbau. 

Grenzzeichen 919. 

Grobe Fahrläſſigkeit 277, 460 A 2, 982. 


Grober Undank bei der Schenkung 580. 
Großeltern, Erbrecht 1926; vgl. Unterhalt. 
Großvater, Vormund 1776, 1899, 1900. 
Grundbuch, Inhalt 892 A 6; Einrichtung 
Vorbem 1 vor 873, EG 186; Eintragungen, 
eintragungsfähige Rechte Vorbent 2 vor 
873, 873 A 6; Eintragung mehrerer Rechte 
879 A4; Doppelbuchung 892 A 6, 891 A 4; 
Koſten 449; Grundſätze des Grundbuch- 
rechts: Offentlichkeit, Einigung, Antrag, 
Legalität, Eintragung, Spezialität, Vor- 
rang Vorbem 3 vor 873; Vermutung der 
Richtigkeit 891; öffentlicher Glaube 892, 
893; Berichtigungsanſpruch 894—898; 
Widerſpruch 899; Heilung der Nichtigkeit 
durch Eintragung 313 A 4; 
Verlautbarung der Bruchteilsgemein⸗ 
ſchaft 741, der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft 1485 A 8; Berichtigung auf Grund 
Ehevertrags 1438; Eintragung der Nach- 
laßverwaltung 1983 A 1; Widerſpruch 
zwiſchen Grundbuch und Hypothekenbrief 
1140; vgl. Rechte an Grundſtücken. 

Grundbuchamt, Entgegennahme von Erklä⸗ 
rungen 875 A 7, 10, 181 A1; Haftung des 
Beamten 276 A 4e, 839 A de. 

Grund dienſtbarkeit, Begriff 1018, EG 187; 
Inhalt, Umfang 1018, 1019; Einigung, 
Eintragung, Erſitzung, Belaſtung 1018 A 5; 
ſchonende Ausübung 1020; Unterhaltung von 
Anlagen 1021, 1022; Verlegung der Aus⸗ 
übung 1023; Zuſammentreffen mit an- 
deren Nutzungsrechten 1024; Teilung des 
herrſchenden Grundſtücks 1025, des be⸗ 
laſteten Grundſtücks 1018 A2, 1026; Schutz 
der Ausübung der Grunddienſtbarkeit 854 
A 2, 10271029; Erlöſchen 1018 A5, 1025. 

Beeinträchtigung durch Überbau 916, 
an vermachten Grundſtücken 2182. 

Grundſchuld 1191, 1192; Kündigung 1193; 
Zahlungsort 1194; Inhabergrundſchuld 
1195; Eigentümergrundſchuld 1196, 1197; 
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Umwandlung in Hypothek 1198; Über- 
gang der Hypothek in eine Grundſchuld 
1177; Aufwertung 1191 A 1; vgl. Eigen⸗ 
tümergrundſchuld. 

Sicherheitsleiſtung durch Verpfändung 
232, 288; Aufrechnung 387 A 3; Beſeiti⸗ 
gung durch Verkäufer des Grundſtücks 439; 
Nießbrauch 1080; Pfandrecht 1291; An⸗ 
legung von Mündelgeld 1807; Verfügung 
des Vormunds 1819, 1821, des Vorerben 
2113, 2114; an vermachten Grundſtücken 
2165, 2168. 

Grundſchuld brief 1195; Vorlegung zur Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs 896; Eigentum 952; 
ſtaatliche Genehmigung zur Ausgabe 795 A1. 

Grundſtück, Begriff 873 A 4; mehrere G. 
873 A 4; Vereinigung, Zuſammenlegung, 
Zuschreibung 890, EG 113; Teilung 890 
A 1; Nachbargrundſtück 909 A 3, 911 A 2; 
vgl. Rechte an Grundſtücken, Eigentum; 

Beſtandteile 94—96, 873 A 4; Zubehör 
873 A 4; Erzeugniſſe 94; Verbindung einer 
beweglichen Sache mit einem G. 946, 949; 
Preisgabe bei Verzug des Gläubigers 303; 
Grundſtücksüberlaſſungsvertrag 128 A 1, 
313; unrichtige Angabe des Kaufpreiſes 117 
A 2; Verkauf eines G. 435, 436, 446, 449, 
468, 477; Auskunftspflicht des Verkäufers 
über Grenzen, Gerechtſame, Laſten 444; 
Wiederkauf 503; Vorkauf 509; Erwerb 
durch Ausländer 1 A 1, EG 88; Belaſtung 
873 A 5, eines gemeinſchaftlichen G. 1009; 
Vermietung 537, 551, 556, 559—563, 565, 
566; Verpachtung 582; Mängelhaftung bei 
Werkvertrag 638; Wildſchaden 886; Beſitz⸗ 
ſchutz 859; Erſitzung 900; Ausbeſſerung durch 
den Nießbraucher 1044; Vermietung durch 
den Nießbraucher 1056; zum eingebrachten 
Gut gehörendes Grundſtück 1378, 1423; zum 
Geſamtgut gehörendes Grundſtück 1445; 
bei Fahrnisgemeinſchaft 1551; Vermietung 
durch den Vater 1663; Verfügung über 
Grundſtücke des Kindes 1643; des Mündels 
1821, des Vorerben 2113, 2115, 2135; Ver⸗ 
mächtnis eines Grundſtücks 2165. 

Güteantrag unterbricht Verjährung 209, 210, 
212 a. 

Gnter Glaube: bei Rechtsgeſchäften mit 
Vereinsvorſtandsmitgliedern 68; gegen⸗ 
über Veräußerungsverboten 135 A 4, bei 
Erwerb anfechtbarer Rechte 142 A 2; bei 
Verfügungen während der Schwebezeit 
einer Bedingung 161; des Schuldners 
bei Abtretung der Forderung 405 —407; 
einer Geſellſchaftsforderung 720; bei Erſatz⸗ 
leiſtung für Entziehung oder Beſchädigung 
einer Sache 851; beim Erwerbe von Grund⸗ 
ſtückszubehör 926; beim Erwerbe beweg 
licher Sachen 932—936; beim Erſitzungs⸗ 
erwerbe 937, 945; beim Erwerbe von Er- 
zeugniſſen und Beſtandteilen 955, 957; im 
Verhältnis zwiſchen Beſitzerund Eigentümer 
990, 991, 993; des Beſitzers 1007; im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Nießbraucher und Eigen- 
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tümer 1032 A 2, 1058; des Erwerbers beweg⸗ 
licher Gegeuſtände hinſichtlich der Hypothek 
und der Beſchlagnahme 1121; des Pfand⸗ 
gläubigers 1207, 1208, 1248, gegenüber der 
Nichtigkeit der Ehe 1344, 1345; gegenüber 
der Schlüſſelgewalt der Ehefrau 1357; 
gegenüber Abweichungen vom geſetzlichen 
Güterrecht 1431, 1485; gegenüber der Be⸗ 
endigung der elterlichen Gewalt 1682; 
gegenüber einer irrtümlichen Todeserklä⸗ 
rung 2370; vgl. Glaube, öffentlicher. 

Gute Sitten 138 A 1; Schadenserſatz wegen 
Verſtoß 138 A 2 a. E.; 826, EG 30. 

Gütergemeinſchaft 1437, 1483; vgl. All⸗ 
gemeine, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. 

Güterrecht, eheliches EG 15, 16, 200; vgl. 
Eheliches Güterrecht. 

Güterrechtsregiſter 1435, 1405, 1431; Ein: 
tragungen bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft 1485 A 8, 1492 A 7, der Aus⸗ 
ſchließung der Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinſchaft 1508 A 4, 1509 A 7, der 
Beendigung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1545 A 2, der Wiederherſtellung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 1548; 

Zuſtändigkeit 1558; vorgeſchriebene Ein ⸗ 
tragungen 1558 A 1; Verlegung des Wohn⸗ 
ſitzes des Mannes 1559; Antrag 1560; 
Antragsberechtigung 1561; öffentliche Be⸗ 
kanntmachung der Eintragung 1562; Ein- 
ſicht und Abſchriften 1563. 

Gütertrennung 1426—1431, 1436; bei be⸗ 
ſchränkter Geſchäftsfähigkeit der Frau 
1364; nach Aufhebung der Gütergemein- 
ſchaft 1470; nach Aufhebung der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft 1545; bei Wie- 
derherſtellung der aufgehobenen ehelichen 
Gemeinschaft 1587; Einfluß auf die Unter- 
haltspflicht 1604 A 3. 

e Berhältniſſe EG 

Gutsüberlaſſungsvertrag 1941 A 5. 

e, ee Leiſtung an einen Dritten 

9 


Wi Abkommen 1564 A 7; Vorbem 6 vor 

Haftpflichtgeſetz EG 42; 254 A 4. 

Haftung des Schuldners für Vorſatz und 
Fahrlaſſigkeit 276; für Sorgfalt in eigenen 
Angelegenheiten (grobe Fahrläſſigkeit) 277; 
für Hilfsperſonen 278, 254 A 1, 3; bei 
Verzug 286; 

des Staates für Beamte EG 77; des 
Vereins 31; der Vereinsvertreter 42, 58,54; 
der juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen 
Rechtes 89 A 3; des Vertretenen 166 A 38, 
278, 831; der Vertreter ohne Vertretungs⸗ 
macht 179; für Angeſtellte 278, 881; bei 
Gläubigerverzug 300; beim Rücktritt 347; 
bei Leiſtung an Erfüllungs Statt 365; bei 
Hinterlegung 379; des Vermögensüber⸗ 
nehmers 419; des Verkäufers 434—441 
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459; des Wiederverkäufers 498; des Schen- 
kers 521—524; des Vermieters 537539; 
des Mieters 548550; des Verleihers 599; 
des Unternehmers eines Werkes 633 bis 
637; des Beſtellers 644, 645; des Beauf⸗ 
tragten 664; für Rat und Empfehlung 
676; des Geſchäftsführers ohne Auftrag 
680; des Verwahrers 690, 691; des Hinter⸗ 
legers 694; des Gaſtwirts 701; des Geſell⸗ 
ſchafters 708; des Bürgen 767, 778; bei un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung 818820; 
aus unerlaubten Handlungen 823—853; 
aufſichtspflichtiger Perſonen 832; für Tier⸗ 
ſchaden 833; für Wildſchaden 835; wegen 
Einſturzes von Gebäuden 836—838; der 
Beamten 839, 841; des Finders 968; 
des Beſitzers 989 —993; des Nießbrauchers 
einer Forderung 1088; des Reallaſt⸗ 
verpflichteten 1108; des Grundſtücks für 
die Hypothek 1118, 1132; des Pfandes 
1210, 1251, 1264; der Ehegatten 1359; des 
Vaters 1664; des Vormundſchaftsrichters 
1674, 1848; des Nachlaßrichters 1960 A 2, 
1985 A 3; des Vormundes und Gegen- 
vormundes 1833; des Beiſtandes 1694; des 
Mündels 1793 A 2; der Familienratsmit⸗ 
glieder 1872; des Erben für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten Vorbem vor 1967, Vor⸗ 
bem 1, 2 vor 2058; des ſchlechtgläubigen 
Erbſchaftsbeſitzers 2024, 2025; des qut- 
gläubigen Erbſchaftsbeſitzers 2025, 2029 
A 2; des Käufers eines Nachlaßanteils im 
Falle der Ausübung des Vorkaufsrechts 
durch die Miterben 2036, 2037; des Mit- 
erben nach Teilung des Nachlaſſes 2060 
A 1; des Vorerben 2131, 2145 A 1; des 
Erbſchaftskäufers 2382, 2383; des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2219, 2227; vgl. Ver 
waltungsgemeinſchaft, Allgemeine fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft, Errungen⸗ 
ſchafts⸗, Fahrnisgemeinſchaft, Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten, Schaden, Schuldenhaf⸗ 


tung. 
Halbbürtige Geſchwiſter, 
1310; Erbrecht 1925 A 
Halber Monat, halbes Jahr 189. 
Handelsgeſellſchaft vgl. Geſellſchaft. 
Handelsmäkler 385, 1221. 
Handelsrichter 839 A 7a. 
Handgeld 336 A 1. 
Handlungsgehilfe, commis interessé 705 A 3. 
Handſchlag an Eides Statt, Verpflichtung 
des Vormundes 1789, des Familienrats⸗ 
mitgliedes 1870. 
Hand wahre Hand 932—936. 
Handwerker, Verjährung der Anſprüche 196. 
Handzeichen 126, 129. 
Hauptmängel beim Viehkauf 482, 492. 


Hauptſache 97 A 5; 98; bei Wandlung 470, 


634; Verbindung, Eigentum 947. 
Haushalt, Begriff 855 A 3, 1361; Beitrag 
des volljährigen Kindes zu den Koſten 1618. 
Haushaltungsgegenſtände, Begriff 1382 A2; 
1640; 1932 A 2; 1969. 


he ausgeſchloſſen 
3. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Häuslerrecht EG 63. 

Häusliche Gemeinſchaft 1567; Aufhebung 
1567 A 4 a. E.; 1571 A 7; vermögens⸗ 
rechtliche Vereinbarungen 1432 A 3; vgl. 
Herſtellung. 

Aufnahme des Dienſtverpflichteten 617, 
618; mit dem Erblaſſer 2028. 

Häuslicher Wirkungskreis der Ehefrau 1357. 

Hausordnung 550 A 1. 

Hausſtand 855 A 3; 1969 A 2; elterlicher 
Hausſtand 1617—1619. 

Haustier, Haftung für Tierſchaden 833. 

Hausverfaſſung EG 57, 58. 

Hausweſen 1356, 1617. 

Hebammen, Verjährung der Anſprüche 196. 

Hecke zwiſchen Grundſtücken 921. 

Heeresverwaltung, Vertreter 89 A 2. 

Heilung der Verfügung eines Nichtberech⸗ 
tigten durch Genehmigung des Berech⸗ 
tigten 185; des Formmangels bei Grund» 
ſtücksübereignung 313, bei der Schenkung 
518, bei Bürgſchaft 766; des Verzugs 284 
A 5, 293 A 1. 

Heimfall vgl. Erbbaurecht. 

Heiratsregiſter 1318; 1324 A 1, 2; 1329; 
1699; Eintragung des Wohnſitzes 10 A 2. 

Heiratsvermittlung 656. 

Hemmung der Verjährung 202 — 205, bei 
Geſamtſchuldverhältnis 425, der Mängel⸗ 
anſprüche des Käufers 477, der Mängel⸗ 
anſprüche des Beſtellers 639; der Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs aus einer Schuld- 
verſchreibung auf den Inhaber 802; der 
Erſitzung 939. 

Herabſetzung der Vertragsſtrafe 343, des 
Kaufpreiſes 462, 472, des Werklohns 634, 
des Mäklerlohns 655, des Anteils eines 
Abkömmlings am Geſamtgute bei fort- 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1512, der 
Unterhaltsrente bei Eheſcheidung 1582. 

Herausgabe, Begriff, Ort, Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 985 A 3; Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs 870, 931, 934, 985 A 5, 
986 A 4; Herausgabe im Wege der Zwangs⸗ 
Fr 985 A 3, 1973 A 6, 7; 1990 

4: 


eines Inbegriffs von Gegenſtänden 260, 
985 A 4; des Erlangten durch den Beauf⸗ 
tragten 667; der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung 812; des Fundes 969; der 
Nutzungen 987—993; der Früchte 102; des 
eingebrachten Gutes 1421, 1546, 1550; des 
Kindes 1632; des Kindesvermögens 1681; 
des Mündelvermögeus 1890; der Erbſchaft 
2103 A 1; der Vorerbſchaft 2130; von 
| Schenkungen des Erblaſſers 2287 A 3; eines 
unrichtigen Erbſcheins an das Nachlaß⸗ 
gericht 2362; der verkauften Erbſchaft 2874. 
Herrenloſes Grundſtück, Aneignung durch 
den Fiskus 928. 


Herrenloſe Sache, Aneignung 958, 959. 


Lerſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
1358, 1861, 1564 A 4, 1567 A 3, 4; des 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 


ehelichen Lebens 1564 A 4; des früheren 
Zuſtandes 249—251. 

Hilfsperſonen, Haftung für Verſchulden 
278, 831; vgl. Haftung. 

Hinterlegung im Falle des Gläubigerverzugs 
und der Ungewißheit über die Perſon des 
Gläubigers, Gegenſtand 372; zugunſten 
mehrerer Perſonen 380 A 1; Hinter- 
legungsſtelle 374, EG 144; Anzeigepflicht 


des Schuldners 874; Überſendung an die 
Hinterlegungsſtelle durch die Poſt 375, 


Rücknahmerecht 
Wirkung 379; Ausſchluß des Rücknahme; 
rechts 376, Verzicht auf das Rücknahmerecht 
376 A 2. 382, Wirkung des Ausſchluſſes 378; 
Empfangsberechtigung des Gläubigers 380, 
Erlöſchen 382; Empfangsberechtigung des 


376, 382, Natur 377. 


Gläubigers bei zweiſeitigen Verträgen 3733 
Koſten der Hinterlegung 381; Verſteigerung 
der hinterlegten Sache 383, 384, 386; | 


Verkauf aus freier Hand 385; 


für Gläubiger eines Liquidationsvereins 


52; als Sicherheitsleiſtung 232 —235; bei 
beſtehendem Ablöſungsrecht 268, 1150; 
bei Geſamtſchuldverhältnis 422, bei Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis 429, 432; des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes bei Wandlung des Vieh⸗ 
kaufs 489; der Belohnung bei der Aus- 


lobung 660; vertretbarer Sachen 700 


der Summe beim Nießbrauch an einer 
Forderung 1077; der einem Nießbrauche 


unterworfenen Wertpapiere 1082; zur Be | 
friedigung des Hypothekengläubigers 1142; 


des Betrags einer Hypothek für den un⸗ 
bekanuten Berechtigten 1171; des Pfan⸗ 
des 1217; der Summe bei Verpfändung 
einer Forderung 1281; von Wertpapieren 
des eingebrachten Gutes 1392, des Kindes 
1667, des Mündels 1814, 1818, 1819, 1853; 
von Nachlaßſachen 1960, der Leiſtung für 
die Miterben 2039; von Wertpapieren 
durch den Vorerben 2116; des Privat , 
teſtaments 2248, 2256 A 5; des Erbver⸗ 
trags 2277. 

Hinterlegungsſchein 808 A 1; über Teſta⸗ 
ment 2246; bei gemeinſchaftlichem Teſta⸗ 
ment 2273 A3; bei Erbvertrag 2277. 

Hinterliſt 825 A 3. 

Höchſtbetragshypothek 1190. 

Höchſtbetragsſchiffspfandrecht 1271. 

Höchſtpreisberordnung 134 A 2. 

Hochzeitsgeſchenke 1932. 

Hoffnungskauf 705 A 3. 

Hoher Adel EG 57, 58. 

Höhere Gewalt, Begriff 203 A 2; Hemmung 
der Verjährung 203; Ausſchluß der Haf- 
tung des Gaſtwirts 701; beim Tierſchaden 
833 A 2 a. E.; Verhinderung des Erben an 
der Inventarerrichtung 1996. 

Holographiſches Teſtament 2231. 

Honorar, Verjährung 196. 


Hotel, Hö tel garni, Familienpenſion 701 A1. 


Hydraſyſtem 763 A 1. 
Hypothek, Begriff 1113 und Vorbem; be- 
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dingte Hypothek 1113 A 2; wertbeſtändige 
Hypothek 1113 A 4; Amortiſationshypo⸗ 
thek 1115 A6, 1163 A1; Unterſchied zwiſchen 
Bud und Briefhypothek Vorbem 2a vor 
1113; Zwangshypothek, Arreſthypothek 
Vorbem 3b vor 1113, 1114 A 4, an mehreren 
Grundſtücken 1132 A 3; Revenüenhypothek 
1113 A 1; Belaſtung eines Grundſtücks⸗ 
bruchteils 1114; Inhalt der Eintragung 
1115; Hypothekenbrief, deſſen Ausſchluß 
1116; Erwerb der Briefhypothek 1117, 1168; 
Vormerkung des Anſpruchs auf Einräu⸗ 
1 einer H. 883 A8, 888 A 1, 1114 


Haftung des Grundſtücks für Zinſen 
und Koſten 1118; Anderung des Zins⸗ 
ſatzes, Zahlungsorts, der Zahlungszeit 
1119; Erweiterung des Hypothetenrechts 
hinſichtlich der Nebenleiſtungen 877 A 4: 
Erſtreckung der Hypothek auf Erzeugniſſe, 
Beſtandteile, Zubehör 1120—1122, auf 
Miet- und Pachtzinsforderungen 1123 bis 
1125, auf wiederkehrende Leiſtungen 1126, 
auf Verſicherungsforderungen 1127—1130, 
auf zugeſchriebene Grundſtücke 1131; 

Verſchlechterung des Grundſtücks 1183 
bis 1135; Veräußerungs⸗ und Belaſtungs⸗ 
verbot in bezug auf das Grundſtück 1136; 

Einreden des Eigentümers gegen die 
Hypothek 1137, 1157, 1169; öffentlicher 
Glaube 1138; Widerſpruch gegen eine 
Darlehnsbuchhypothek 1139; Nichtüber⸗ 
einſtimmung von Grundbuch. und Hypo⸗ 
thekenbrief 1140; Erhöhung der Kapital 
ſumme 877 A 6; Forderungskündigung 
1141; Befriedigung des Gläubigers durch 
den Eigentümer 1142, im Wege der Auf,; 
rechnung 387 A 3, 1142; Übergang der 
Forderung auf den befriedigenden Eigen ⸗ 
tümer 1143; Aushändigung des Hypo⸗ 
thekenbriefs und der Löſchungsurkunden an 
den Eigentümer 1144, 1145; Verzug des 
Eigentümers 1146; Befriedigung des 
Gläubigers im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 1147, 1149; Zwangsvollſtreckung 
aus der H. 1113 A 6, 1118 A 5; Paſſivlegi⸗ 
timation des eingetragenen Eigentümers 
1148; Ablöſungsrecht 1150; 

Teilung der Hypothek 752 A 2, 880 A 5, 
1151; Teilhypothekenbrief 1145, 1152; 
Übertragung der Hypothek und Forderung 
1153, 1156, 1144 A 5; Haftung für die 
Güte einer in Zahlung gegebenen H. 
Vorbem 5b vor 765; Abtretung der Hypo: 
thekenforderung 1117 A 1 a. E., 1154; 
Verhältnis zwiſchen Eigentümer, altem 
und neuem Gläubiger der übertragenen 
Forderung 1156—1159; Pfändung der 
Hypothek 875 A 5, 1154 A 1; 

Umwandlung in Briefhypothek 877 A 4, 
1116, in Eigentümergrundſchuld 362 A 2, 
1168; Befriedigung des Gläubigers durch 
den perſönlichen Schuldner 1164, 1166, 
1167; Schutz des perſönlichen Schuldners 
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gegen nachteilige Verfügungen des Gläu⸗ 
bigers über die Hypothek 1165, 875 A 8; 
Verzicht 875 A 3, 1165, 1168, 1169; Auf- 
gebot unbekannter Gläubiger 1170, 1171, 
des Gläubigers einer Hypothekenvormer⸗ 
kung 887 A 4; Verwandlung in Grund⸗ 
ſchuld 1177, 877 A 4, 1198; Vereinigung 
von Hypothek und Eigentum 1177; Hypo⸗ 
thek für Zinſen und Nebenleiſtungen, Er⸗ 
löſchen 1178; 

Löſchungsvormerkung 1179; Erſetzung 
der Forderung 1180; Befriedigung des 
Gläubigers aus dem Grundſtücke 1181; Auf⸗ 
hebung 1183; Verjährung der H. 902 A 1. 

Geſamthypothek 1132, 1143; Ver⸗ 
wandlung in Eigentümergrundſchuld 1172; 
Befriedigung des Gläubigers durch den 
Eigentümer 1173, durch den perſönlichen 
Schuldner 1174; Verzicht 1175; Rang 
der Reſthypothek bei Entſtehen einer Teil⸗ 
eigentümergrundſchuld 1176; Befriedigung 
1 aus dem Grundſtücke 1181, 
1182 

Sicherungshypothek 1184; kein 
Hypothekenbrief 1185; keine Eintragung 
des Zinsſatzes 1115 A 5; Umwandlung in 
Verkehrshypothek 877 A 4, 1186; Siche⸗ 
rungshypothek bei Forderungen aus 
Schuldverſchreibungen, Wechſeln, Order⸗ 
papieren 11871189; Höchſtbetragshypo⸗ 
thek 1190; 

Wirkung der Verjährung der Forderung 
auf die Hypothek 223; Hypothek als Sicher: 
heitsleiſtung 232, 238, bei Abtretung der 
Forderung 401, Übernahme einer Hypo⸗ 
thekenſchuld bei Grundſtückskauf 416, 434 
A l, bei Schuldübernahme 416, 418; Be: 
ſeitigung durch den Verkäufer des Grund: 
ſtücks 439, beim Verkauf von Zubehör 434 
A 3a; Hypothek für Darlehn Vorbem 5 
vor 607; Aufgabe einer Hypothek durch 
den Gläubiger bei beſtehender Bürgſchaft 
776; Rangänderung 880, 1165; Zahlung 
der Zinſen durch den Nießbraucher 1047; 
bei der Fahrnisgemeinſchaft 1551; An⸗ 
legung von Mündelgeld 1807; Verfügung 
des Vormundes 1795, 1819, 1821; Er⸗ 
werb einer H. durch den Nachlaßgläu⸗ 
biger 1990; Verfügung über eine zur 
Erbſchaft gehörende Hypothek durch den 
Vorerben 2114; Hypothek an vermachten 
Grundſtücken 2165—2168. 


Hypothekenbrief 1116, 1117, 1163; Legiti⸗ 
mation des Gläubigers 1155; Widerſpruch 
mit Grundbuch 1140; Aushändigung bei 
Befriedigung des Gläubigers 1144, 1145, 
bei Abtretung 1154, 402 At, 163 A 1: 
Teilhypothekenbrief 1145, 1152; Vorlegung 
1160, 1161; Aufgebot 1162; Kraftlos⸗ 
erklärung 1170, 1171; Ausſchluß bei Siche⸗ 
rungshypotheken 1185; 

Vorlegung zum Zwecke der Berichtigung 
des Grundbuchs 896; Eigentum am Hypo⸗ 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


thekenbrief 952; Verpfändbarkeit des Hypo⸗ 
thekenbriefs 1204 A 4. 
Hypothekentitel des Fiskus EG 91. 
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Jagdrecht, Jagdberechtigter 835 A 5, 1090 
A 5; Jagdgemeinſchaft 835 A 9, 958 A 6; 
Störung durch Jagdnachbarn 858 U 5; 
Jagdbeute 99 A 7; Aneignungsverbot, 
Schonzeit 958 A 5; Haftung für Wild⸗ 
ſchaden 835, EG 69—72. 

Jahr, Berechnung der Friſt 188, 189, 191, 
192. 


Idealvereine 21. 

Immiſſionen 906. 

Imponderabilien, Zuführung 906. 

Inbegriff von Gegenſtänden 260 A 1; Aus⸗ 
kunftserteilung 260, 261; Nießbrauch 1035; 
Pfandrecht 1204 A 5; vgl. Sachen. 

Indoſſable Papiere, Sicherungshypothek 
für die Forderungen aus indoſſablen Pa⸗ 
pieren 1187, 1189; Pfandrecht für dieſe 
Forderungen 1270; Verpfändung 1292, 
12941296; Eingehung einer Verbind⸗ 
lichkeit aus einem indoſſablen Papier durch 
Vater oder Vormund 1643, 1822. 

Inhabergrundſchuld 1195. 

Inhaberhypothek 1187—1189. 

Inhaberpapiere Vorbem 1 vor 793; Sicher: 
heitsleiſtung 234; hinkende 808; unvoll⸗ 
kommene 807; Eigentumserwerb 935, 
1006, 1007; Vermutung des Eigentums zu⸗ 
gunſten der Glaubiger des Ehemanns 1862; 

Nießbrauch 1081—1084; Verpfändung 
1293, 1294; 

der Ehefrau 1381, 1392; des Kindes 
1646; des Mündels 1814, 1815, 1820, 
1853; des Vorerben 2116, 2117. 

Inkaſſogeſchäft 21 A 2, 675 A 1. 

Innengeſellſchaft 718 A 6. 

Innung, Rechtsſtellung Vorbem 2 vor 21. 

Inſeln, entſtehende EG 65. 

Intereſſe: Ablehnung der Leiſtung mangels 
Intereſſe 280; Schadenserſatzanſpruch 
wegen Verzugs bei mangelndem Intereſſe 
an der Leiſtung 286, 325, 326; Berückſich⸗ 
tigung bei Feſtſetzung der Vertragsſtrafe 
343; Ausſchluß der Wandlung mangels 
Intereſſe 468; Verlangen von Behörden 
auf Vollziehung von Auflagen im öffent⸗ 
lichen Intereſſe 525, 2194; friſtloſe Kün⸗ 
digung des Mieters bei beſonderem Inter⸗ 
eſſe 542; Wandlung und Minderung beim 
Werkvertrag bei beſonderem Intereſſe 
684; Geſchäftsführung ohne Auftrag 
im öffentlichen Intereſſe 679; Intereſſe 
an der Vorlegung von Urkunden 809; 
berechtigtes Intereſſe an der Mitteilung 
unwahrer Tatſachen 824; Intereſſe des 
Grunddienſtbarkeitsberechtigten und Be⸗ 
laſteten 1020, 1021; Erſetzung der Heirats⸗ 
genehmigung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht im Intereſſe des Mündels 1304; 
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Einberufung des Familienrats im Inter⸗ 
eſſe des Mündels 1873; Widerſtreit zwiſchen 
dem Intereſſe des Mündels und eines 
Familienratsmitgliedes 1874; 

rechtliches Intereſſe: an der Ein⸗ 
ſicht in eine Urkunde 810; am Fortbeſtehen 
des Pfandrechts 1256, an der Berichtigung 
des Schiffsregiſters 1267; an der Einſicht 
der Ehelichkeitserklärung 1842, der Ehe⸗ 
lichkeitsanfechtungserklärung 1597, der 
Erbſchaftsausſchlagung 1953, des Juven⸗ 
tars 2010, der eine letztwillige Verfügung 
anfechtenden Erklärung 2081, der Er- 
klärungen des Teſtamentsvollſtreckers 2228, 
des Teſtaments 2264, der Anzeige des 
Erbſchaftsverkäufers 2884; 

vgl. Negatives Vertragsintereſſe. 

Internationales Privatrecht 

Vorbem 7 vor 1; Vorbem 11 vor 104; 
EG 7-31; Geſchäftsfähigkeit 104 A 7, 
EG 7, Entmündigung EG 8, Todeserklä⸗ 
rung EG 9; Vereine EG 10, Form der 
Rechtsgeſchäfte EG 11, unerlaubte Hand⸗ 
lungen Ech 12, Eherecht EG 13—18, ehe · 
liche Kinder EG 19, uneheliche Kinder 
EG 20, 21; Legitimation, Annahme an 
Kindes Statt EG 22, Vormundſchaft, 
Pflegſchaft EG 23; Erbrecht CO 2426; 
Porbem 1 vor 1922; Zurückverweiſung 
EG 27, Perſonen ohne Staatsangehörig⸗ 
keit EG 29; Verſtoß gegen die guten Sitten 
EG 30; Vergeltungsrecht EG 81. 

Inventar, Begriff 586 A 2; beim Pacht 
vertrag 586590; des mit einem Nieß⸗ 
brauch belaſteten Grundſtücks 1048; des 
eingebrachten Grundſtücks 1378, 1526; des 
erbſchaftlichen Grundſtücks 2111. 

Inventarerrichtung des Erben 1993; Wir- 
kungen Vorbem 3 vor 1967, 1993 Al, 
2009; Inventarfriſt 19941999, Ein 
fluß von Nachlaßverwaltung und Nachlaß ⸗ 
konkurs auf die Inventarfriſt 2000; Inhalt 
des Inventars 2001; Form 20022004; 
ungetreues Inventar 2005, 2008 A 5; 
Offenbarungseid des Erben 2006, 2008 
A 5; Einſicht des Inventars 2010; Fiskus 
2011; Nachlaßpfleger und Nachlaßver⸗ 
walter 2012; 

der Ehefrau 2008, 1406, 1453; des Erbes⸗ 
erben 1998 A 1; des Miterben 2063; des 
Vorerben 2144; bei Erbſchaftskauf 2383 
A 1. 

Irrtum 119, 121, 122; im Beweggrunde 119 
A 2; entſchuldbarer J. 276 A 40 a. E., vgl. 
Willenserklärung; 

bei Selbſthilfe 231; Anfechtung der durch 
einen Dritten getroffenen Beſtimmung der 
Leiſtung wegen Irrtums 318; über die 


Perſon des Geſchäftsherrn 686, 687 


bei Vergleich 779; Grund zur Anfechtung 
der Ehe 1332, 1333, 1346, einer letztwilli⸗ 
gen Verfügung 2078; bei Erbſchafts⸗ 
annahme über den Berufungsgrund 1949, 
1951 A 4. 


JugendwohlfahrtsgeſetzVorbem 5 vor 1616; 
Vorbem 6 vor 1773, 1773 A 5; vgl. Für⸗ 
ſorgeerziehung. 

Juriſtiſche Perſon (vgl. Verein), Begriff 
Vorbem 1 vor 21; des öffentlichen Rechtes 
Vorbem 2 vor 21, 89; des Handelsrechts 
Vorbem 3 vor 21; Internationales Recht 
Vorbem 4 vor 21; 

als Nießbraucher 1061; als Erbe 1922 Ad; 
als Miterbe 2044; als Nacherbe 2101, 2105, 
2109; als Vermächtnisnehmer 2163; Er- 
werbsbeſchränkungen EG 86. 
Juriſtiſche Tatſache Vorbem 1 vor 104. 


K 


Kabelpfandgeſetz 1205 A 5. 
Kalender, Beſtimmung der Leiſtungszeit 284, 


296. 

Kapital, Zahlung bei Nießbrauch an einer 
Forderung 1077, 1079. 

Kapitalabfindung an Stelle Rente 844: 
vgl. Abfindung. 

Karten 807, EG 102. 

Kaſſageſchäft, Kaſſakontokurrentgeſchäft, 
Kontogeſchäft 764 A 2; Anerkennung des 
Saldos 764 A 3. 

Kaſſatoriſche Klanſel vgl. Verfallklauſel. 

za an aus öffentlichen Kaſſen 


Kaſtellanverträge 134 A 1. 

Kauf 433 —514; Begriff 433 A 1; Unter 
ſchied von anderen Verträgen 483 A 3; 
Gegenſtand des Kaufes 433 A 6; Über⸗ 
gabe der Sache 433 A 8, 446 A 4; Pflichten 
des Verkäufers 483 A 8, des Käufers 433 
A 9; Abnahme der Sache 433 A 9b; 
a 433 A 11; Leiſtungszeit 433 


12 

Übergang der Gefahr und der Nutzungen 
446; Gefahrübergang beim Verſendungs⸗ 
kauf 447, beim bedingten K. 446 A 4; 
Koſten der Übergabe und Abnahme 448, 
bei Grundſtückskäufen 449; Gefahrübergang 
vor der Übergabe, Verwendungen des Ver⸗ 
käufers 450; Rücktrittsrecht des Verkäufers 
454, 455; 

Kaufpreis: 433 A 7; Verzinſung 
452; Stundung 452; Marktpreis 453; 
Eigentumsvorbehalt 455; Verbot des 
Kaufes bei der Zwangsvollſtreckung, dem 
Pfandverkauf 456—458; unrichtige Angabe 
e e beim Grundſtückskauf 117 


5 

Gewährleiſtung wegen Rechtsmän⸗ 
geln: 434; Beſeitigung grundbücherlicher 
Rechte 435; öffentliche Abgaben und 
Laſten 436; Haftung des Verkäufers beim 
Forderungs- und Rechtskaufe 437, 438, 451; 
Ausſchluß der Haftung für Rechtsmängel 
bei Kenntnis des Käufers 439; Beſeitigung 
der auf dem Grundſtück ruhenden Laſten 
439, 242 A Sdß; Rechte des Käufers bei 
Nichterfüllung der Pflichten des Verkäufers 
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440, 441; Beweislaſt 442; Abreden über 


die Gewährleiſtung 443; Auskunftspflicht 
des Verkäufers 444; 

Haftung für Sachmängel, zugeſicherte 
Eigenſchaften 459; Zuſicherung von Eigen⸗ 
ſchaften bei Kauf nach Probe oder Muſter 
494; vertragsmäßige Erlaſſung oder Be⸗ 
ſchränkung der Haftung 476; Rechte des 
Käufers bei Mangel einer Gattungsſache 
480; Wirkung der Kenntnis des Käufers 
vom Sachmangel auf die Haftung des 
Verkäufers 460; keine Haftung für Sach⸗ 
mängel öffentlich verſteigerter Sachen 
461; Haftung für die zugeſicherte Größe 
eines Grundſtücks 468; Wandlung und 
Minderung 462, 320 A 7; Konkurrenz 
mit anderen Anſprüchen 462 A 13 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 463; 
Wirkung vorbehaltloſer Annahme mangel- 
hafter Sachen 464; Annahme der Sache 
464 A 2; Nachbeſſerung der Kaufſache 459 
A 3B la, 5 d, 462 A 9; Vollziehung der 
Wandlung und Minderung 465, 467 A 2; 
Durchführung der Wandlung 466—471; 
Friſtſetzung zur Erklärung 466; Zuläſſig⸗ 
keit und Ausſchluß der Wandlung 467 A 2, 
474; Wandlung bei Mehrheit der ver- 
kauften Sachen 469, 471; Erfüllungsort 
für die Wandlung 467 A 3; Haupt- und 
Nebenſache 470; Durchführung der Min⸗ 
derung 472—475; Berechnung der Min- 
derung 472, 473; Beteiligung mehrerer 
Perſonen an der Minderung 474; gleich 
zeitige Geltendmachung von Wandlung 
und Minderung 475; 

Verjährung der Gewährleiſtungsan⸗ 
ſprüche 477; einredeweiſe Geltendmachung 
der Gewährleiſtungsanſprüche nach Ver⸗ 
jährung 478; Aufrechnung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs nach Verjährung 479; 

Viehkauf 481—492; Hauptmängel, Ge⸗ 
währfriſten 482—484; Pflicht der Anzeige 
der Mängel 485; vertragsmäßige Anderung 
der Gewährfriſt 486; nur Wandlung 487; 
Nebenforderungen des Käufers beim Wand: 
lungsanſpruch 488;  einitiveilige 
fügung bei Rechtsſtreit über Mängel 
489; Verjährung des Wandlungsauſpruchs 
490; Rechte des Käufers bei Mängeln der 
Gattungsſache 491; Haftung für zuge⸗ 
ſicherte Eigenſchaften 492; 

Kauf bricht nicht Miete 571; Anwendung 
der Grundſätze auf andere entgeltliche Ver- 
träge 445, 493; Kauf einer Erbſchaft 
2371, nach Probe oder Muſter 404, auf 
Probe oder Beſicht 495, 496; 

Wiederkauf: Erklärung, Preis 497; 
Umfang der Herausgabepflicht 498; Ver⸗ 


fügung des Wiederverkäufers 499; Ver⸗ | 
wendungen des Wiederverkäufers 500, 


501; Schätzungswert als Preis 501; ge⸗ 
meinſchaftliches Wiederkaufsrecht 502; Be⸗ 
friſtung der Ausübung 503; Mehrheit 
von Wiederkaufsverpflichteten 502 A 4; 


Ber | 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Sicherung des Anſpruchs durch Vormerkung 
833 A 10; Verjährung 503 A 3; Unterſchied 
vom Vorkauf 1094 A 5; 

Vorkauf 504; Form 313 A 1a, 504 
A 3, 505; Ausübung 505; Rücktrittsvor⸗ 
behalt des Verpflichteten 506; Neben⸗ 
leiſtungen 507; Preis 508; Stundung 
509; Mitteilungspflicht 510; Befriſtung 
des Vorkaufsrechts 510; Kindskauf 511; 
Ausſchluß des Vorkaufsrechts 512; ge⸗ 
meiuſchaftliches Vorkaufsrecht 513; Über: 
tragbarkeit 514; Sicherung des Anſpruchs 
durch Vormerkung 883 A 10; Verzicht 
504 A 4; Verjährung 510 A 3. 


Kaufähnliche Geſchäfte 445, 493. 


Kaufmann, Verjährung der Auſprüche 196; 
Haftung für Verkehrsſicherheit der Ge⸗ 
ſchäftsräume 823 A 6e. 


Kauſalzuſammenhang Vorbem 3 vor 249, 


Vorbem 5 vor 823. 

Kantionshypothek 1190. 

Kautionspfandrecht 1271, 1272. 

Kellerrecht 434 A 3a; 903 A 2. 

Kennenmüſſen 122. 

Kenntnis der Anfechtbarkeit 142, des Ver⸗ 
treters 166, des Mangels und Erlöſchens 
der Vollmacht 169, 173, 178, 179, der 
Unmöglichkeit der Leiſtung 307, der Ab- 
tretung 405—408, der Mängel der Kauf- 
ſache 439, 460, 464, der Mängel der Miet: 
ſache 539, der Zugehörigkeit zum Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen 720, der Nichtſchuld 814; 
der Berufung zur Erbſchaft 1944; Aus: 
ſchluß der Gutgläubigkeit 892, 932; vgl. 
Guter Glaube. 

Kettenhandel 433 A 1a, 826 A ön; Ver: 
ordnung betr. den K. 134 A1; 138 A1 Ab. 

Kies, Gewinnung durch den Nießbraucher 1037. 

Kinder, eheliche 1591, 1592; Wohnſitz 11; 
Erbrecht 1924, 2068; 

uneheliche 1705—1718; Wohnſitz 11; 
aus nichtigen Ehen 1699—1704; Heraus: 
gabe des gemeinſchaftlichen Kindes nach 
Nichtigkeitserklärung der Ehe 1333 A 9; 
aus nichtigen Ehen 1699-1704; 

unverheiratete, Unterhalt 1602, 1603; 
Verjährung der Anſprüche gegen die Eltern 
204; vgl. eheliche, uneheliche Kinder, Ehe, 
Elterliche Gewalt, Unterhalt. 

Kindskauf 511. 


Kirche vgl. Religionsgeſellſchaft. 


Kirchenbaulaſt EG 132. 
Kirchliche Verpflichtungen in bezug auf die 
Ehe 1588; vgl. Trauung. 


Alagerhebung Vorbem 7 vor 104; 209 A !; 


als Mahnung 284, 291 A 1; Unter 
brechung der Verjährung 209, 211, 212, 
485; Wirkung bei gegenſeitigen Verträgen 
322. 


Kleider der Ehefrau 1362, 1866, 1477; des 
Kindes 1650. 

Kleiderablage, Haftung des Vereins 31 A3, 
Vorbem 1 vor 688; des Wirtes 276 A 5, 
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oem 1 vor 688, 690 A 1; Marken 807 
A 1 


Kleingarten⸗ und Kleinpachtordnung 581 
A 1; Vorbem 3 vor 598. 

Kloſtergelübde, vermögensrechtliche Bedeu⸗ 
tung 1 A 1. 

Kodizille 1937 A 1, 2086 A 1. 

Kolliſionsnormen Vorbem 7 vor 1. 

Kommunale Körperſchaft, Mündelſicherheit 
der Schuldverſchreibungen 1807. 

Kommunalverband, Haftung für Beamte 
89 A 3; Aufrechnung gegenüber deſſen 
Forderungen 395. 

Konfuſion, Vorbem 2 vor 241; bei Geſamt⸗ 
ſchuldverhältniſſen 425; bei Geſamtgläu⸗ 
bigerverhältniſſen 429; Wirkung auf Rechte 
an Grundſtücken 889; beim Nießbrauch 
1063; bei der Hypothek 1164, 1173, 1177; 
beim Pfandrecht 1256; bei Erbgang 
1922 A 7; Beendigung bei Nachlaßkonkurs 
und Nachlaßverwaltung 1976; Beendigung 
bei der Unzulänglichkeitseinrede 1991; 
Beendigung durch Eintritt der Nacherb- 
folge 2143; bei Vermächtnis einer For⸗ 
derung gegen den Erben 2175; bei Erb⸗ 
ſchaftskauf 2377. 

Kongregation 54 A 1. 

Konkurrenzklauſel 138 A 1, 226 A 1, 339 
U 3; Vorbem 4 vor 611, 611 A 1. 

Konkurrenzverbot 138 A 1; 157 A 3; 706 
A 5; vgl. Wettbewerbsverbot. 

Konkurrierendes Verſchulden 254, 846. 

Konkurs, weſentliche Vermögensverſchlech⸗ 
terung 321 A 2; Wohnſitz des Gemein⸗ 
ſchuldners 7 A 1; Gläubigeranfechtung, 
unerlaubte Handlungen Vorbem 2d vor 
823; Anmeldung im K. als Unterbrechung 
der Verjährung 209, 214; Verjährung feſt⸗ 
geſtellter Anſprüche 218; Wirkung nach 
Unterbrechung der Verjährung 211 A 2; 
Wirkung auf Hinterlegung 377, auf Schuld⸗ 
übernahme 418, auf Wandlung 467 A2 a. E., 
auf Abtretung, Mitübergang der Vorzugs⸗ 
rechte 401 A 2; Zurückbehaltungsrecht 273 
A 1, 5; 1000 A 2; Vorkaufsrecht 512, 1098; 
Wirkſamkeit von Veräußerungsverboten 
135 A 2 a. E.; 

K. des Vereins 42, 74, 75, der Stiftung 
86; bei öffentlichrechtlichen Körperſchaften 
89; des Verſprechensempfängers beim Ver⸗ 
ſicherungsvertrage 330 A 1; Einfluß bei 
Miete und Pacht 556 A 3, 563 A 1, 585 
A1; K. des Dienſtherrn oder Werkbeſtellers 
620 A 3, 675 U 5; des Verwahrers 697 A 2; 
des Gaſtes 704 A 4; der Geſellſchaft 718 
A 1 a. E.; des Geſellſchafters 728, 786; 
des Teilhabers einer Bruchteilsgemeinſchaft 
741 A 2, 747 A 1, 749 A 2, 755 A 4; des 
Leibrentenſchuldners 759 A 1, 761 A 4; 
Wirkung auf die Bürgſchaft 767 A 2, 768 
A 2, 773, 774 A 3; auf die Auweiſung 791 
A 2; auf bereits abgegebene Erklärungen 
über Grundſtücksrechte 878 A 3; Sicherung 


des Anſpruchs des Konkursverwalters auf 
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Rückübertragung eines Grundſtücks durch 
Vormerkung 883 A 2; Wirkung auf einen 
eingetragenen Widerſpruch 899 A 2; Kon⸗ 
kurs des Nießbrauchers 1059 A 1; 

K. der Ehefrau 1411 A 2; des Ehemanns, 
Beendigung der Nutznießung und Verwal⸗ 
tung 1419, 1421 A 5; Wirkung auf all⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft 1459 A 13; auf 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 1488 A 5; 
1494 A 3, 1497 A 4; auf Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft 1530 A 7, 11, deren Beendi⸗ 
gung 1543, 1546 A 7, 1547; bei Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft 1557 A 5; K. des elterlichen 
Gewalthabers 1668 A 2; des Vaters, Be⸗ 
endigung der Vermögensverwaltung des 
Vaters 1647; Wirkung auf die Vormund⸗ 
ſchaft 1781, 1886; K. des Vormunds 1833 
A 2; des vorläufigen Erben vor der Aus⸗ 
ſchlagung 1959 A 5; 

vgl. Nachlaßkonkurs. 

Konkursverwalter, Rechtsſtellung Vorbem 2 
vor 164, 839 A 2; bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen 320 A9; Verfügungen des Konkurs⸗ 
verwalters Vorbem 7 vor 104, über Zu⸗ 
behörſtücke 97 A 1, über einen Erbſchafts⸗ 
gegenſtand bei Nacherbfolge 2115 A 2; 
Kaufsverbot 457. 

Konſortialvertrag Vorbem 1 vor 705. 

Kontokorrent, Aufrechnung 887 A 6; An⸗ 
erkennung eines Saldos 764 A 3; Konto- 
korrentbürgſchaft 765 A 5. 


Kontrahieren mit ſich ſelbſt 181. 

Konvalefſzenz vgl. Heilung. 

Konverſion 140. 

Konzentration der Gattungsſchuld 243 A 3; 
Wahlſchuld 263 A 2. 

Körper des Menfchen 90 A 1; Beſichtigung 
809 A 2; Verletzung 823 A 5, durch Tiere 
838, durch Einſturz von Gebäuden 886; 
Umfang des Schadens 845; Erſatz des 
Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, 
Schmerzensgeld 847. 

Körperſchaft, öffentlichrechtliche, Haſtung 
für Vertreter 89; 823 A 12. 

Korreſpektive Verfügungen 2270, 2298. 

Koſtbarkeiten, Hinterlegung 372; Haftung 
des Gaſtwirts 702; Koſtbarkeiten des 
Kindes und Mündels 1667, 1818, 1819, des 
Erblaſſers 1960. 

Koſten der Todeserklärung 1967 A 3; der 
Fruchtentziehung 102; des Offenbarungs⸗ 
eides 261; Anrechnung einer Leiſtung auf 
Koſten 367; desgl. bei Aufrechnung 396; 
Koſten der Quittung 369; der Hinter⸗ 
legung 881; der Verſteigerung der hinter: 
legten Sache 886; der Abtretungsurlunde 
408; der Übergabe und Abnahme der ge 
kauften Sache 448; bei Grundſtücskauf 449, 
925 A 9; der Kündigung und Rechtsverfol⸗ 
gung bei Bürgſchaft 767; der Verſchaffung 
neuer Schuldverſchreibungen auf den In⸗ 
haber 798—800; der Vorlegung von Sachen 
811; der Berichtigung des Grundbuchs 897; 
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der Abmarkung 919; der Aufbewahrung, 
Verſteigerung gefundener Sachen 981, 970 


A 1; der Erhaltung einer Sache im Verhält⸗ 


nis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 994; 
der Beſtellung eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks bei der Herausgabe durch den 
Beſitzer 998; der Aufſtellung des Wirtſchafts⸗ 
plans 1038, 2123; Hypothek für Koſten, Er⸗ 
löſchen 1178; Haftung des Grundſtücks 1118, 
des Pfandes 1210, des Schiffes 1246; Koſten 
der Erhaltung des eingebrachten Gutes 
1384, des Rechtsſtreits zwiſchen Ehegatten 
1387 A 6; des Rechtsſtreits der Frau 1387, 
1412, 1416, 1460, 1463, 1464, 1532, 1535, 
1536, des Rechtsſtreits des Unterhalts- 
berechtigten 1610 A 4, des Kindes 1654; 
der Schwangerſchaft 1715, 1716, 1963, 
2141; der Sicherheitsleiſtung des Vaters 
1672, des Vormundes 1844; der Ausſchla⸗ 
gung der Erbſchaft 1945 A 1 a. E.; des Auf⸗ 
gebots der Nachlaßgläubiger 1965, 2061; 
des Verzeichniſſes des Nachlaſſes 2121, 
2215, 2314; Rückerſtattung zu Unrecht ein⸗ 
gezogener K. EG 104. 

Koſtenanſchlag 631 A 1, 632 A 2; Über- 
ſchreitung 650. 

eee des Ehemanns 1387 

J. 


Koſtkinder 1773 A 4. 

Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde 
176; Gemwährleiltung des Verkäufers eines 
Wertpapiers 437; verlorener Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den Inhaber 799, 800; des 
Hypothekenbriefs 1162; eines unrichtigen 
Erbſch ins 2361; von Karten und Marken 
EG 102. 

Krankenkaſſe, Rechtsſtellung Vorbem 2 vor 
21; Vertretung 28 A 3. 

Krankheit, Fürſorgepflicht bei Dienſtvertrag 
617; Entbehrlichfeit der Zuſtimmung eines 
Ehegatten zu Erklärungen des andern 
Ehegatten wegen Krankheit 1858, 1379, 
1401, 1447, 1450; Ablehnung der Bor: 
mundſchaft wegen Krankheit 1786. 

Kranzgeld 1300 A 4. 

Kreationstheorie 798 A 1. 

Kreditanſtalt, Zinſeszins 248; Bezugnahme 
auf Satzungen bei der Hypothekenein⸗ 
1 1 15 1115, Anlegung von Mündelgeld 
1807. 

Kreditanweiſung, Kreditbrief 778 A 4; Vor⸗ 
bem 3 vor 783. 

1 778; Kündigung 671 A 3, 778 


wadftburgſchaft; Vorben, 5 vor 765; 765 
5. 


Kreditgefährdung 824; 1004 A 7. 

Kreditgeſchäfte des Vormundes, des Vaters 
1642, 1822. 

Kreditvertrag 610 A 1. : 

Kreditwürdigkeit, Auskunft 123 A 2; falſche 
Auskunft 31 A 2, 826 A 2, 5h. 

Krieg, Einfluß auf Vertragserfüllung 242 
A baz Kauf 483 A 1b; Darlehn 610 A 4, 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Dienſtvertrag 626 A 1; Unmöglichkeit der 

| Leiſtung infolge K. 275 A 2; Kriegsklauſel 
bei Vertragen 157 A8, beim Kauf A 10h, ss. 

Kumulative Schuldübernahme 414 A 1, 
Vorbem 6d vor 765; 766 A 1. 

Kündigung, Weſen Vorbem 7 vor 104, 542 
A 2, 609 A 2; bedingte, verſpätete 565 
A 4; durch Klagerhebung 127 A 2, 284 
A 3; durch Minderjährigen 107 A 2; Teil⸗ 
kündigung 544 A 4; Verhältnis zum Rück⸗ 
tritt 346 A 1; 

der Vollmacht 168 A 1; Wirkung auf 
die Verjährung 199; wegen übermäßiger 
Zinſen 247; durch den Zeſſionar 410; 
bei Geſamtſchuldverhältnis 425; bei Ge⸗ 
ſamtgläubigerverhältnis 429; der Miete 
542 —544, 558—555, 564, 565; der Pacht 
595, 596; der Leihe 605; des Darlehns 
609; des Dienſtvertrags 620—624; des 
Unternehmers 648; des Beſtellers 649, 650; 
des Auftrags 671; der Geſellſchaft 705 A 4, 
723—725, 786; der Geſchäftsführung bei 
der Geſellſchaft 712, 715 A 1; der Ge⸗ 
meinſchaft 749, 751; der Bürgſchaft 765 
A 7; des Kreditauftrags 671 A 3, 778 A 2; 
der Forderung beim Nießbrauch 1074, 
1077; der Hypothek 1118, 1141, 1156, 
1160; der durch Hypothek geſicherten For⸗ 
derung 1141; der Eigentümergrundſchuld 
1177; der Grundſchuld 1193; der Renten⸗ 
ſchuld 1202; der verpfändeten Forderung 
1283, 1286; der Verbindlichkeiten der Fran 
durch den Ehemann 1858, 1899 A 2; der 
Erbengemeinſchaft 2044; durch den Vor⸗ 
erben 2114; des Amtes des Teſtaments- 
vollſtreckers 2226. 

Künftige Verbindlichkeiten, Bürgſchaft 765 
A 6; Vormeriung 888; Hypothek 1118; 
Pfandrecht 1204, 1209. 

Künftiges Vermögen 310. 

Kunſtgewerbetreibende, 
Forderung 196. 

Kurswert 244 A 1b; bei Sicherheitsleiſtung 
234, 236; bei Zahlung einer in ausländi⸗ 
ſcher Währung ausgedrückten Geldſchuld 
244. 


L 


Lagerſchein 793 A 1. 

Landesbeamte, Eheſchließung 1315. 

Landesgeſetze EG 3, 55, 218; maßgebend für 
das Verfahren bei Entziehung der Rechts⸗ 
fähigkeit eines Vereins 44, für den Ab- 
ftand von Grenzanlagen 907, für das Ver⸗ 
fahren der Abmarkung 919, für Heirat 
der Beamten 1315, für Annahme der Vor⸗ 
mundſchaft durch Beamte 1784, für die 
Mündelſicherheit von Hypotheken 1807. 

Landesherr EG 57. 

Zandesjuftizperwaltung, Anordnungen über 
die Führung des Güterrechtsregiſters 1558. 

Landesregierung, Bewilligung der Be⸗ 
freiung von Ehehinderniſſen 1322; Ehe⸗ 
lichkeitserklärung 1728; Befreiung von 


Verjährung der 
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den Erforderniſſen der Annahme an Kindes 
Statt 1745. 


Landgut, 98 A 10; Zubehör 98; Feſtſtellung 


des Ertragswertes EG 137; Verpachtung 


593, 594; Nießbrauch 1055; Herausgabe bei 


Beendigung der Verwaltungsgemeinſchaft 


1421, bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
des Kindes 1663; Pachtvertrag 


1515; 
über ein Landgut des Mündels 1822; bei 
Erbauseinanderſetzung 2049; bei Nach⸗ 
erbſchaft 2130; Übernahme durch den 
Pflichtteilsberechtigten 2312. 

Landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, Zubehör 
98; bei Beendigung der Pacht 598. 

Landwirtſchaftliches Grundſtück, Pacht 582, 
592; Nießbrauch 1055; Beſtellungskoſten 
bei der Herausgabe durch den Beſitzer 
998; Herausgabe bei Beendigung der 
Verwaltungsgemeinſchaft 1421; des Kin⸗ 
des 1663; bei Nacherbſchaft 2130; 

Verhältnis zwiſchen Beſitzer und Eigen⸗ 
tümer wegen der Früchte 998. 

Landwirtſchaftliche Kreditanſtalten EG 167. 

Land⸗ und Forſtwirtſchaft Treibende, Ver⸗ 
jährung ihrer Anſprüche 196. 

Laſten einer Sache 103; öffentliche 436 A 1; 
privatrechtliche 1885 A 6; ordentliche, 
außerordentliche 2126 A 1; 995 A 1; Ein- 
tragung der öffentlichen L. ins Grundbuch 
873 A 5; 


6 
Haftung des Verkäufers 436, 446; Aus- 
kunftspflicht des Verkäufers eines Grund⸗ 
ſtücks 444; Laſten der vermieteten Sache 546, 


des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 7483 


des Beſitzers 995; der Sache beim Nießbrauch 
1047; des eingebrachten Gutes 1385, 1529, 
1581; des Kindesvermögens 1654; der Erb- 
ſchaft, Beſtreitung durch den Erbſchafts⸗ 
beſitzer 2022; bei der Nacherbſchaft 2126; 
der vermachten Sache 2185; beim Erb- 
ſchaftskauf 2379. 

Leben, Verletzung 823 A 4. 

Lebensalter, Berechnung 187; Einfluß auf 
Verantwortlichkeit bei unerlaubten Hand⸗ 
lungen 828. 

Lebensbedarf, Maß des Unterhalts 1610. 

Lebensberuf 1610, 1708, 2050. 

Lebensgefahr, Todeserklärung 17, 20; Unter⸗ 
laſſung des Aufgebots 1316. 

Lebensgemeinſchaft, eheliche 1353, 1360. 

Lebensnachſtellung, Scheidungsgrund 1566, 
1568 A 4; Beſchränkung des Unterhalts 
1611; Verweigerung der Ausſtattung 1621; 
Pflichtteilsentziehung 2333; Erbunwürdig⸗ 
keit 2339. 

Lebensvermutung 19. 

Lebensverſichernng 330 A 2; Gegenſtand 
des eingebrachten Gutes 1522 A 4; Lebens. 
verſicherungspolice 808 A 3, Eigentum 952 

A 4, Verpfändung 1204 A 4; als Gegen⸗ 

ſtand des Nachlaſſes 1922 A 5. 

Lebenszeit, Mietvertrag 567; Dienſtvertrag 
624; Geſellſchaft 724; Leibrente 759. 
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Legalitätsgrundſatz für Grundbucheinträge, 
Vorbem 3b vor 873. 

Legitimation unehelicher Kinder EG 22, durch 
nachfolgende Ehe 1719 —1722, durch Ehe⸗ 
lichkeitserklärung 17231740; des Mündels 
1883; Einfluß auf den Wohnſitz 11; Erb⸗ 
recht 1922 A 1; vgl. Ehelichkeitserklarung, 
Nachfolgende Ehe. 

ier, qualifizierte 808; EG 
1 19 


Lehen Ech 59. 
* Gewinnung durch den Nießbraucher 


Lehrer E 80, 81; Verjährung der Anſprüche 
196; Abtretung des Gehaltsanſpruchs 411; 
Verſetzung 570; Kündigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes 622; Aufſichtspflicht 832 A 5; 
Zuchtigungsrecht vgl. Zuchtmittel. 

Lehrherr, Lehrling, Verjährung der Ans 
ſprüche 196; Haftung des Lehrherrn 831 
A 2, 832 A 5. 

Lehrvertrag, Abſchluß durch den elterlichen 
Gewalthaber 1630 A 2, durch den Vor⸗ 
mund 1822; Anhörung des Mündels 1827. 

Leibesfrucht 1 A 4; Erbfähigkeit 1923; 
Pflegſchaft 1912, 1918; vgl. Empfangene 
Meuſchen. 

Leibgedingsvertrag 759 A 5, EG 96; Ein: 
tragung ins Grundbuch 874 A 3; vgl. Alten⸗ 
teil. 

Leibrente, Begriff 759; Entſtehung der Ver⸗ 
pflichtung durch letztwillige Verfügung 759 
A 2; zugunſten eines Dritten 330; Leib⸗ 
rentenſchenkung 761 A 4; Leiſtungszeit 760; 
Form des Vertrags 761; Nießbrauch 1073; 
Verzug des Schuldners 759 A 2; Konkurs 
des Schuldners 759 A 1, 761 A 4; Ver⸗ 
jährung 760 A 8. 

Leibzuchtsvertrag EG 96. 


Leichnam, menſchlicher 90 A 1; Recht der 
Hinterbliebenen am L. 1 A 2; Recht auf 
Beſichtigung 809 A 2; Gewahrſam, Um⸗ 
bettung 1968 A 2; vgl. Beerdigung. 

Leichtſinn, Ausbeutung 138. 

Leihe, Begriff 598 und Vorbem; Unterſchied 
von andern Verträgen Vorbem 2 vor 535, 
Vorbem 1 vor 598; Haftung des Verleihers 
599, 600, Vorbem 4a vor 823; Koſten der 
Erhaltung der Sache 601, 602; Gebrauch der 
Sache, Überlaſſung an einen Dritten 603; 
Nüdgabepflicht des Entleihers 604; Kün⸗ 
digungsrecht des Verleihers 605; Ver⸗ 
jährung der Anſprüche 606, 195 A 1; Woh⸗ 
nungsleihe 604 A 1. 

Leihhausſchein 808 A 1. 

Leiſtung 241, 242, 362, 363; Teilleiſtung 266; 
Teilbarkeit 266 A 1, 275 A 4, 420 A 2; 
Mehrheit 266 A 1; Leiſtung Zug um Zug 
274, 322; an Erfüllungs Statt 364; Be⸗ 
ſtimmung durch einen Vertragsteil 315, 316, 
durch einen Dritten 317 bis 319; eines 
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Dritten 267; Verſprechen der Leiſtung an 
Dritte 328 bis 335; rechtskräftige Ver⸗ 
urteilung zur Leiſtung 283; unberechtigte 
Ablehnung der Aunahme 362 A 2; un- 
mögliche Leiſtung 275, 306 bis 308; Ge⸗ 
ſamtſchulduer und Geſamtgläubiger 420 
bis 432; 
an Dritte 362; an den Quittungsemp⸗ 
fänger 370; an den bisherigen Gläubiger 
407; an einen Nichtberechtigten 816; an 
den Grundbuchberechtigten 893; an Mit⸗ 
erben 2039; an den Erbſcheinserben 2367; 
von Dienſten 613, 1358, Annahme durch 
den Vormund 1813; vgl. Leiſtungsort, 
Leiſtungszeit, Gegenleiſtung, Teilleiſtung, 
Vorleiſtung, Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung, wieder⸗ 
kehrende L., Unmöglichkeit, Krieg. 
Leiſtungsort 269; verſchiedener Leiſtungsort 
bei Aufrechnung von Forderungen 391; 
vgl. Erfüllungsort. 
Leiſtungszeit 271, 193, 361; vgl. Fälligkeit. 
Leſensunfähige, Teſtierfähigkeit, vgl. Blinde. 
Leſensunkundige, Errichtung eines Teſta⸗ 
ments 2238, 2247, 2265 A 1. 
Letztwillige Verfügung 1937; vgl. Teſtament. 
Liebhaberintereſſe 253 A 1. 
Lieferungsfriſten 284 A 4. 
Liegenſchaft 93 A 6. 


Linealerbfolge, Linealgradualordnung 1589 | 
4. 


A 2, 1924 A 1; 1928 A 

Liquidation des Vereins 47—53, vgl. Ver⸗ 
ein; der Stiftung 88 A 2. 

Lizenzvertrag 433 A 6b; Vorbem 1 vor 535. 

Lohnforderungen, Verjährung 196; Aufrech- 
nung 394 A 1, 614 A 1; Einbehaltung 614 
U 


A 1. 

Lohnkutſcher, Verjährung der Anſprüche 196. 

Löſchung von Rechten an Grundſtücken 875; 
Zuſtimmung Dritter zur Löſchung 876; 
Vormerkung des Rechtes auf Löſchung 888 
bis 888; Wirkung der Löſchung 891, 901; 
Löſchung der Hypothek 1144; Vormerkung 
des Anſpruchs auf Löſchung der Eigen⸗ 
tümerhypothek 1179; Löſchung des Schiffs. 
pfandrechts 1262, 1263, 1267; Verpflich⸗ 


tung des Verkäufers zur Löſchung nicht 


beſtehender Rechte 435; zu Unrecht erfolgte 
L. 879 A 8. 


Löſchungsbewilligung 875, 1168 A 1, 1144 
A 4; unter Vorbehalt 875 A 4. 


Löſchungsvormerkung 1179. 
Los, Entſcheidung durch Los, bei der Ver⸗ 


teilung der ausgelobten Summe 659, bei 


Teilung unter die Teilhaber einer Bruch⸗ 
teilsgemeinſchaft 752, bei Auseinander- 
ſetzung unter Miterben 2042. 

Lotterielos 793 A 1; Fälligkeit der Gewinne, 
Friſt zur Abholung 801 A 1; Verjährung 
der Anſprüche aus dem Vertriebe 196; 
Kauf 763 A 5. 

Lotterievertrag 763; Rückforderung des Ein⸗ 


ſatzes 762 A 3; Lotteriegeſellſchaft 718 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


A 4, 6; 763 A 1; Tod eines Beteiligten 
U l fe 


Luftraum 905, 93 A 6. 
Luftſchiffahrt, Haftung Vorbem 1 vor 823. 


M 


Mahnung als Vorausſetzung des Verzugs 
284; durch den Zeſſionar 410; des Hypo⸗ 
a ir bei Briefhypothek 1160; 
86 A 2. 


Mahnverfahren, Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls als Verjährungsunterbrechung 209, 
213; Zahlungsbefehl als Mahnung 284. 

Mäklervertrag, Begriff, Abgrenzung von 
anderen Verträgen 652, Vorbem 1 vor 
652, Vorbem 1 vor 164; Mäklerlohn 652, 
653, deſſen Ausſchluß 654; Herabſetzung 
des Mäklerlohns 655; Recht auf Einſicht 
des Schriftwechſels 810 A 5; Widerruf 652 

1; Tod einer Vertragspartei 652 A 2b 
a. E.; Untermäkler Vorbem 1 vor 652; Ehe⸗ 
mäkler 656. 
Malen, Eigentumserwerb 950. 


Mängel im Rechte und an der Sache: 


bei Leiſtung an Erfüllungs Statt 865; beim 
Kaufe 434 —489, 459; bei der Schenkung 
528, 524; bei der Miete 537, 540; bei der 
Leihe 600; beim Werkvertrag 638685; bei 
Aufhebung der Gemeinſchaft 757; Mängel 
im Rechte: beim Erbſchaftskaufe 2876; vgl. 
Kauf, Miete, Werkvertrag, Gewährleiſtung. 

Marineteſtament Vorbem vor 2229, EG 44,49. 

Marken 807; EG 102. 

Marktpreis 453, 433 A 7b; vgl. Börſenpreis. 

Maſchinen, Beſtandteilseigenſchaft 93 A 2, 5; 
94 A 2, 7; Zubehör 97 A 3, 98; Lieferung 
651 A 3. 

Maſchinenſchrift, Anwendung beim eigen ⸗ 
händigen Teſtament 2231 A 4. 

Mauer zwiſchen Grundſtücken 921. 

De und Maultiere, Mängel beim Kauf 

81. 


Maximalhypothek 1190. 


Mehraufwendungen des Schuldners bei 
Verzug des Gläubigers 304. 
N von Willenserklärungen 133 
1 


Mehrfacher Wohnſitz 7. 

Mehrheit von Leiſtungen 262; von Be⸗ 
teiligten beim Rücktritt 356; Anrechnung 
von Leiſtungen auf eine Mehrheit von 
Forderungen 866; Quittung bei einer 
Mehrheit von Gläubigern 369; Aufrech⸗ 
nung bei einer Mehrheit von Forderungen 
3965 Wandlung und Minderung bei einer 
Mehrheit von Sachen 469—472, bei einer 
Mehrheit von Berechtigten 467, 474; von 
Wiederkaufsberechtigten 502, von Vor⸗ 
kaufsberechtigten 513; von Beſchenkten 
528; bei der Auslobung 659, 660; von 
Bürgen 769; von Schädigern 830, 840; 
von Beſitzern 866; von Grundſtücken 890; 
von Pfändern 1230; von Pfandgläubigern 
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1232; von Pfandrechten an Forderungen 


1290; von Vormundſchaften 1786; von 
Vormündern 1797; von Erbteilen 1951, 
2007; von Erben Vorbem vor 2032; von 
Vermächtnisbeſchwerten 2148, von Ver⸗ 
mächtnisbedachten 2151 bis 2153, 2157, 
221 von Teſtamentsvollſtreckern 2219, 


Vgl. Geſamtgläubigerrecht, Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis, Miteigentum, Miterben. 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Eltern 
und Pfleger 1629, zwiſchen Eltern 1634, 
zwiſchen Vater und geſetzlichem Vertreter 
1676, zwiſchen Vormündern 1797, 1798; 
zwiſchen mehreren Teſtamentsvollſtreckern 
2224 A 2. 
Meliorationsdarlehn EG 118. 


Pe Gewinnung durch den Nießbraucher 


Meſſen der Kaufſache, Koſten 448. 

Miete, Rechtliche Natur, Unterſchied von 
anderen Verträgen Vorbem 1, 2 vor 
585, vom dinglichen Wohnungsrecht Vor⸗ 
bem 3 vor 535; Einquartierungslaſten 
546 A 1; Einwirkung der Enteignung 571 
A 2, 6, der Zwangsverſteigerung Vorbem 
7b vor 535; 571 A 6; Zivilprozeſſuale 
Beſtimmungen Vorbem 8 vor 535, 556 
A 1; mehrere Mieter 552 A 1; mehrere 
Vermieter 551 A 1, 743 A 1; gewerbs- 
mäßige Vermietung 196; Untermiete 549; 
Einfluß des Konkurſes des Mieters auf die 
Untermiete 556 A 3; Ende des Mietverhält⸗ 
niſſes 564; Vormieterrecht Vorbem 3 vor 
535; Wohnuungsleihe 604 A 1. 

Mietſache 535; Beſitz des Mieters 868; 
gleichzeitige Vermietung an mehrere Per⸗ 
ſonen 535 A 1; Wohnräume und andere 
Räume 580; Treſorfach 585 A 2; 1205 A 9; 
keine Miete an Dampfkraft und Elektrizität 
Vorbem 2 vor 535; Beſitzverhältniſſe 
535 A 1; Eigentumsverhältniſſe 535 A 2; 
wejentliche Beſtandteile und Zubehörſtücke 
535 A 2; Tragung der öffentlichen und 
privatrechtlichen Laſten der Mietſache 546; 
Mängel der Mietſache 537; Einfluß der 
Kenntnis von Mängeln der Mietſache 
539, 543; Geſundheitsgefährliche Räume 
544; Veränderungen und Verſchlechterun⸗ 
gen der Sache durch vertragsmäßigen 
Gebrauch 548; Aus beſfer unden der Miet⸗ 
ſache 536 A 3; Vorkehrungen zum Schutze 
der Mietſache 545; Einfluß der Veräußerung 
des Grundſtücks nach Überlaſſung des 
Grundſtücks an den Mieter auf das Miet; 
verhältnis 571; Einfluß der Veräußerung 
des vermieteten Grundſtücks auf eine dem 
Vermieter geleiſtete Sicherheit 572; Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks mit Rechten Dritter, 
durch die der Gebrauch durch den Mieter 
beeinträchtigt wird, nach Überlaſſung der 
Mietſache an den Mieter 577; Veräuße⸗ 
rung und Belaſtung des Mietgrundſtücks 


vor Übergabe an den Mieter 578; Weiter ⸗ 


veräußerung des Grundſtücks durch den 
Erwerber 579; 

Mietvertrag: Auslegung Vorbem 5 
vor 535; Form Vorbem 4 vor 535; Geneh⸗ 
migung durch den Eigentümer 184 A1; Form 
des Mietvertrags über ein Grundſtück 566; 
Ortsgebräuche 536 A 2, 3; 551 A1; Haftung 
für Zuſicherungen 537; Abſchluß auf länger 
als 30 Jahre und auf Lebenszeit 567; ſtill⸗ 
ſchweigende Verlängerung durch Weiter⸗ 
benutzung 568; Vertragsſtrafe 555 A 1; 

Mietzins: 535 A 3; geſetzliche Miete 
535 A 5; Erfüllungsort für Zahlung 535 
A 3; Minderung 537 A 2—4; Einfluß der 
Geldentwertung 535 A 3; Befreiung 537, 
542 A 1; Zahlungszeit 551; Verjährung 
196, 197; Rückerſtattung des im voraus 
gezahlten Mietzinſes bei vorzeitiger Kündi⸗ 
gung 543, 555; rechtsgeſchäftliche und im 
Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgende 
Verfügungen des Vermieters über den Miet⸗ 
zins im Falle der Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks 573; Wirkung der Anzeige vom Eigen: 
tumsübergang des Grundſtücks an den 
Mieter auf die Zahlung des Mietzinſes 576; 
Rechtsgeſchäft über die Mietzinsforderung 
zwiſchen Mieter und bisherigem Ver⸗ 
mieter im Falle der Veräußerung der 
Grundſtücks 574; Zahlungspflicht des Mie ⸗ 
ters bei Verweigerung der Rückgabe des 
Mietſache 557; 

Pfandrecht des Vermieters, Umfang 
559; Erlöſchen 560; Abwendung durch 
Sicherheitsleiſtung 562; Verhältnis zum 
Pfändungspfandrecht 563; Stellung im 
Konkurſe 563 A 1; kein Pfandrecht des 
Vermieters an den Sachen des Unter- 
mieters 549 A 6; Verkaufsrecht des Ver⸗ 
mieters bezüglich der eingebrachten Sachen 
561 A3; eingebrachte Sachen eines Dritten 
185 A 4; 

Rechte und Pflichten des Mieters: 
bei Gebrauchsentziehung der Sache 541 bis 
543; bei Überlaſſung der Sache durch den 
Vermieter an einen Dritten 552; Beſitz⸗ 
ſchutz 1004 A 2; bei Teilbeſitz, Stockwerks⸗ 
miete 865 A1; Schadenserſatzauſprüche we⸗ 
gen Mangels der Sache 538 Al; Wegnahme⸗ 
recht 547 A 3, 985 A 3; Zurückbehaltungs⸗ 
recht 551 A 1, 556; Aufrechnungsbefugnis 
gegenüber dem Erwerber des Grundſtücks 
575; Obhutpflicht im Intereſſe des Ver⸗ 
mieters 535 A 4, 545; Fütterungskoſten 
547; Haftung für Veränderungen und 
Verſchlechterungen der Sache durch ver⸗ 
tragsmäßigen Gebrauch 548 A 1; bei 
eigenmächtiger Gebrauchsüberlaſſung an 
Dritte (Untermiete) 549; bei vertrags⸗ 
widrigem Gebrauch trotz Abmahnung 550; 
Beachtung der Hausordnung 550 A 1, 
553 A 3; Rückgabe der Mietſache 556; 
Räumungsfriſten 556 A 1, Ech 93; Ver⸗ 
pflichtung, Wohnung durch Reflektanten 
beſichtigen zu laſſen 564 A 3; Verjährung 
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der Erſatzanſprüche des Mieters und Ver⸗ 
mieters 195 A 1, 558; 

Rechte und Pflichten des Ver⸗ 
mieters (oben Mietzins, Pfandrecht): 
Gebrauchsgewährung der Sache 535 A 1; 
536 A 1; Haftung für Mängel und zuge⸗ 
ſicherte Eigenſchaften 537-541; Haftung 
nach Veräußerung 571 A 4; für Be⸗ 
leuchtung, Reinigung 536 A 3; 588 A A, 5; 
Vorbem 4a vor 823; Beachtung der all⸗ 
gemeinen Verkehrspflichten 823 A Ge; 
Schadenserſatzanſprüche des Vermieters 
553 A 2; 554 A 1; 557; Verjährung der⸗ 
ſelben 195 A 1, 558; vertragsmäßiger Aus⸗ 
ſchluß der Haftung des Vermieters 540; 
Klage auf Unterlaſſung vertragswidrigen 
Gebrauchs 550; Erſatz der Verwendungen 
durch Vermieter 547; Verpflichtung des 
Vermieters, im Falle der Nichtbenutzung 
der Sache erſparte Aufwendungen ſich 
anrechnen zu laſſen 552; Selbſthilferecht, 
Sperrecht des Vermieters 561; kein Zurück- 
behaltungsrecht an den der Pfändung nicht 
1 Sachen des Mieters 559 


Kündigung: 542 A 2, 553 A 4, 564; 
einer von Eheleuten gemieteten Wohnung 
durch den Ehemann 542 A 2; 564 A 3; 
friſtloſe Kündigung bei vertragswidrigem 
Gebrauche 553; friſtloſe Kündigung bei 
Zahlungsverzug des Mieters 554; geſetz⸗ 
liche Kündigungsfriſten 565; verſpätete 
und bedingte Kündigung 565 A 4; Kündi⸗ 
gung infolge Gebrauchsentziehung 542, 
543; Kündigungsrecht beim Tode des 
Mieters 569; Kündigungsrecht im Falle 
der Verſetzung 570; ſtillſchweigender Ver⸗ 
zicht auf die Kündigung 554 A 2; 

Vermietung eines Grundſtücks durch den 
Nießbraucher 1056; durch den Ehemann 
1423; durch den Vater 1663; durch den 
Vormund 1822, 1902; eines Nachlaß⸗ 
grundſtücks bei beſtehender Nacherbſchaft 
2185; 

Haftung der Mietzinsforderung für die 
Hypothek 1123—1125. 

Mieterſchutz 553 A 1; Geſetzgebung Vorbem 9 
vor 535; Anwendbarkeit des BGB Vor⸗ 
bem 3 vor 535; Mietzins (Reichsmieten⸗ 
geſetz) 535 A 5; Mietwucher Vorbem 5 vor 
535; Pachtſchutz 581 A 1, Vorbem 9 vor 535. 

Miethaus, Miteigentum 743 A 1. 

Mietstaler 836 A 1. 

Militärperſon, Wohnſitz 9; Todeserklärung 
15; Beamteneigenſchaft 839 A 2; Verbot 
der Teilnahme an politiſchen Verſamm⸗ 
lungen und der Zugehörigkeit zu politi- 
ſchen Vereinen 61 A 2; Haftung der 
Militärverwaltung 89 A 3; Abtretung von 
Gehaltsanſprüchen 411; Verſetzung 570; 
Cheſchließung 1315. 

Militärteſtament Vorbem vor 2229. 


Minderjähriger, Begriff 106 A 1; Erforder⸗ | 


nis der Einwilligung des gefehfichen 
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Vertreters zu Willenserklärungen 107; 
Erfordernis der Einwilligung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters bei Verträgen 108—110, 
bei einſeitigen Willenserklärungen 111; Be⸗ 
trieb eines Erwerbsgeſchäfts 112; Einge⸗ 
hung von Dienſt⸗ und Arbeitsverhältniſſen 
113; Prozeßfähigkeit 113 A 1; Delikts⸗ 
fähigkeit 828, 829; Haftpflicht der Auf⸗ 
ſichtsperſonen 832; 

Volljährigkeitserklärung 3—5; Einleitung 
des Entmündigungsverfahrens 6 A 1; 
Todeserklärung 14 A 2; Eheſchließung 1804, 
1305; Unterhaltsanſpruch und Unterhalts 
pflicht 1602, 1603, 1605; Hemmung der 
Verjährung infolge Minderjährigkeit 204; 
Vormundſchaft über Minderjährige 1773; 
minderjährige Mutter 1696; Teſtierfähig⸗ 
keit des Minderjährigen 2229, 2238; Form 
des Teſtaments 2238, 2247; vgl. Geſchäfts⸗ 
fähigkeit, Elterliche Gewalt. 

Unfähigkeit, Zeuge zu ſein: bei der Ehe⸗ 
ſchließung 1818, bei der Teſtaments⸗ 
errichtung 2237; Unfähigkeit zur Vor⸗ 
mundſchaft 1781. 

Minderung beim Kauf 462, Natur 465; Be⸗ 
rechnung und Durchführung 472— 475; 
bei Wiederkauf 498; bei Miete 537; 
beim Werkvertrag 634; Erfüllungsort 269 
A 5, 472 A 5. 

Mißbrauch des Rechtes des Ehemanns 1858, 
1354, 1857, 1358; des Rechtes für die 
Perſon des Kindes 1666; Verführung einer 
Frauensperſon unter Mißbrauch eines 
Abhängigkeitsverhältniſſes 825. 

Mißhandlung als Scheidungsgrund 1566 A 2, 
1568; als Grund zur Entziehung des Pflicht⸗ 
teils 2383. 

Mitbeſitz 866; Einräumung zwecks Nieß⸗ 
brauchsbeſtellung 1081; zwecks Verpfän ⸗ 
dung 1206. 

Mitbieten vgl. Bietungsrecht. 

Mitbürgſchaft 769, 774 A 5, 776. 

Miteigentum 1008 —1011, 741 A1, EG 131; 
Belaſtung der gemeinſchaftlichen Sache 
1009; Regelung der Verwaltung 1010; 
Ablöſungsrecht des Miteigentümers 268 
ALM. an einem Miethaus 743 A 1; 

infolge Verbindung und Vermiſchung 
947—949; Anteil eines Miteigentümers: 
Nießbrauch 1066, Vorkauf 1095, Reallaſt 
1106; Hypothek 1114, 1132 A 4; Eigen- 
tümergrundſchuld 1163 A 4; Pfandrecht 
1258; Eintragung einer Vormerkung 885 
A 3; Auflaſſung eines Grundſtücksanteils 
925 A 4; Vermächtnis des Miteigentums 
2172. i 

Miterben, Begriff 2082 A 2; Verhältniſſe 
der Miterben zueinander 1922 A 10; 
20322057; Verwaltung des Nachlaſſes 
2088; Klagerecht des einzelnen M. 2039 
A 2; Verfügung über Nachlaßgegenſtände 
2010; Erbengemeinſchaft bis zur Aus⸗ 
einanderſetzung 2032—2041; Auseinander⸗ 
ſetzung 20422049; Ausgleichungspflicht 
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2050 bis 2057; Haftung für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten 20582063; Privatauf- 
gebot 2061; Inventarerrichtung 2063; 

Auskunftspflicht 260 A 1; 2028 A 1; 
2038 A 7; 2057; Streitgenoſſenſchaft 2058 
A 2; 2059 A 5; Klagrecht 2039; Vorkaufs⸗ 
recht 2034, 2035; 

Anivachjlung 2094, Auseinanderſetzung 
durch Teſtamentsvollſtrecker 2204 A 1, 
Pflichtteilsrecht 2319, Erbſchein 2357. 

Mitgift 516 A 4; vgl. Ausſtattung. 


Mitgliederverſammlung eines Vereins 32 


bis 89, 58; f. Verein. 


Mitgliedſchaft, Mitgliedſchaſts rechte bei Ver. 


einen 85 A 1, 88. 
Mitſchuld des Beſchädigten und Verletzten 
254, 846. 
. bei einer unerlaubten Handlung 
Mitteilung, unwahre 824, 826 A 2. 
Mittelbarer Beſitz 868—871, 868 A 1. 
Mittlere Art und Güte der Leiſtung 243. 


Mitverſchluß bei Verpfändung 1206 U 3. 


Mitvollſtrecker eines Teſtamentsvollſtreckers 
2199 A 1. 

Mitvormund 1775, 1778, 1786, 1833, 1894. 

Monat, Berechnung von Friſten 188, 191, 
192; Anfang, Mitte, Ende 192. 

Mönch, Rechts und Erwerbsfähigkeit 1 A 1. 


Mühle, Zubehör 98; Mühlenrecht E 65 


Verbände zur Nutzung von Mühlen EG 164. 
Mündel vgl. Minderjährige, Vormundſchaft. 
Mündelgeld, Mündelſicherheit 1807; Sicher⸗ 

heitsleiſtung 234; EG 99, 212. 

Mlülnzſorte 91 A 4, 245. 
Muſter, Kauf nach Muſter 494; Muſter⸗ 

ſendung, Auswahlſendung 495 A 4. 
Mutter vgl. Elterliche Gewalt; Eheliche 

Mutter: Recht der Benennung eines Vor⸗ 

mundes 1776, 1777 A 2, 1855, 1898; Aus» 

ſchließung eines Vormundes 1782; als 

Vormund 1778, 1900; Zuſtimmung zur 

Eheſchließung 1305, zur Ehelichkeitserklä · 

rung 1726, 1727; Wirkung der Chelichteits- 

erklärung 1738, der Annahme des unehe · 

lichen Kindes an Kindes Statt 1765; Sorge 

für die Perſon des Kindes bei i ind 

1635; Minderjährigkeit 1696; Einſetzung und 

Aufhebung des Familienrats 1858, 1880; 

Beſtellung zum Vormund über Volljährige 

1899, 1904; Unterhaltsanſpruch 1601, 1603; 

Unterhaltsrecht der Mutter eines zu er⸗ 

wartenden Erben 1963. 


N 


Nachbarrecht 907923, EG 124; zuläſſige 
Einwirkungen 906; ſtörende Anlagen 


907; Gefahr des Einſturzes eines Ge- | 


bäudes 908; Vertiefung des Nachbar 


grundſtücks 909; Wurzeln und Zweige 910; 


Überfall 911; Überbau 912—916; Not- 
weg 917, 918; Abmarkung 919; Grenz 
verwirrung 920; Grenzanlagen 921923. 
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Nachbeſſerung der Kaufſache 459 A 3 B Ia, 
44662 A 9; des Werkes 638 A 4. 
Nachbürgſchaft Vorbem 5 vor 765, 771 A. 

Nacheile 859, 960. 

Nacherbe 2100—2146; noch nicht erzeugte 
| und juriftiihe Perſonen als Nacherben 
2101, 2106, 2108 A 3; Einſetzung auf den 
|  Überreft 2137, 2138; Erſatzerbe 2102, 

2108 U 3; Anordnung einer Nacherbſchaft 

oder eines Vermächtniſſes 2100 A 2; 2108 
A 1; Auslegung letztwilliger Verfügungen, 
durch die Nacherben eingeſetzt werden, 
Zeitpunkt des Eintritts der Nacherbfolge 
2103—2107; Fiskus 2104; 

Vererblichkeit der Anwartſchaft auf die 
Erbſchaft 2108; zeitliche Grenzen der Wirk⸗ 
ſamkeit der Einſetzung 2109; Umfang des 
Rechtes des Nacherben 2110; Surrogation, 
Nutzungen 2111; Verfügungsrecht des Vor⸗ 
erben 2112—2115, 2120, 185 A 4, nach Ein⸗ 

tritt des Falles der Nacherbfolge 2140; Ein⸗ 

tragung der Nacherbſchaft im Grundbuche, 

Wirkungen 2113; Zwangsvollſtreckung ge⸗ 

gen den Vorerben 2115; Pflicht des Vor⸗ 

erben zur Hinterlegung von Wertpapieren 

2116, Umſchreibung 2117; Buchforderun⸗ 

gen gegen das Reich oder einen Bundes⸗ 

ſtaat 2118; Anlegung von Geld durch 

Vorerben 2119; Verzeichnis des Beſtandes 

der Erbſchaft durch den Vorerben 2121; 

Recht des Vorerben, die Sachen der 

Erbſchaft unterſuchen zu laſſen 2122; Wald, 

Bergwerk als Beſtandteil der Erbſchaft 

2123; Erſatz der gewöhnlichen Erhaltungs⸗ 

koſten 2124; Verwendungen 2125; außer ⸗ 

ordentliche Laſten 2126; Auskunftspflicht 
des Vorerben 2127; Sicherheitsleiſtung 

2128; Entziehung der Verwaltung gegen⸗ 
. über dem Vorerben 2129; Beſtellung eines 

Verwalters für den Vorerben 2128 A 3; 

2129 A 1; Herausgabepflicht des Vor⸗ 

erben 2130, 2138; Aufrechnung gegen eine 

Forderung der Erbſchaft mit einer Forde ⸗ 

rung an den Vorerben 387 A 2; Rechen⸗ 

ſchaftspflicht 2130; Haftung des Vorerben 

gegenüber dem Nacherben 21812135; 

befreite Vorerbſchaft 2136; Einſetzung des 

N. auf den Überreſt 2137 A 1; 

Eintritt des Falles der Nacherbfolge 
2139; Folgen 2140, 2143; prozeſſuale Be⸗ 
ſtimmungen 2139 A 2; Ausſchlagung 2142; 
Annahme 2142 A 1; Haftung für die 
Nachlaßverbindlichkeiten 2144, 2145; An⸗ 
zeige des Eintritts der Nacherbfolge an 

das Nachlaßgericht 2146; 

Pflegſchaft für den künftigen Nach⸗ 
erben 1918; Teſtamentsvollſtrecker im 
Intereſſe des Nacherben 2222; Einſetzung 
eines Nacherben als Pflichtteilsbeſchrän⸗ 
kung 2306; Erbunwürdigkeit 2340; An⸗ 
gabe des Nacherben im Erbſchein 2363; 
Haftung des Erben für Nichtvorhandenſein 
eines Nacherben bei Erbſchaftskauf 2376. 

Nachfolgende Ehe, Legitimation unehelicher 
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Kinder: Vorausſetzung 1719; Vermutung 
der Vaterſchaft des Ehemanns 1720; Wir- 
kung der Nichtigkeit der Ehe 1721; Wir⸗ 
kung der Eheſchließung auf die Abkömm⸗ 
linge des Kindes 1722; EG 22, 209. 

Nachfriſt im Falle des Verzugs bei gegen» 
ſeitigen Verträgen 326; zur Bewirkung 
einer Leiſtung nach rechtskräftiger Verur⸗ 
teilung 283. 

Nachlaß, Begriff 1922 A 6; Hemmung der 


Verjährung gegenüber Nachlaßanſprüchen 


207; Vertrag über den Nachlaß eines 
Dritten 312; Erſitzung gegenüber dem 
Nachlaß 939; Sicherung des Nachlaſſes 
1960; Unterhaltspflicht des Nachlaſſes 
gegenüber einem erwarteten Erben 1963, 
2141; Erſchöpfung des Nachlaſſes 1973 A 3; 
Unzulänglichkeit des Nachlaſſes vgl. daſelbſt; 
Teilung 2059 A 2; Berechnung des Nach⸗ 
laſſes für den Pflichtteil 2311; Aus⸗ 
antwortung an den Erben 1986; vgl. Erb⸗ 
ſchaft, Nachlaßkonkurs, Nachlaß verwaltung, 
Auseinanderſetzung. 

Nachlaßforderung, Einziehung durch Mit⸗ 
erben 2039, 2040. 


Nachlaßgegenſtand, Herausgabe 1973, 1992; | 


Verfügung über Nachlaßgegenſtände 1959, 
2040; Zerſtörung, Beſchädigung, Ent⸗ 
ziehung eines N. 2041; Wert 1073, 2001, 
2315; Verwaltung durch den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker 2208, 2211, 2214, 2217. 
Nachlaßgericht 1945 A 2, EG 147; Einholung 
der Genehmigung der Stiftung 83; Ent⸗ 
gegennahme der Erklärung der Anfechtung 
einer Ehe 1342; Entgegennahme des Ver⸗ 
zichts eines anteilsberechtigten Abkömm⸗ 
lings auf ſeinen Anteil am Geſamtgut 
1491; Aufhebung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft gegenüber dem Nachlaß 
gericht 1492; Zeugnis über die Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft 1507; Anfechtung 
der Ehelichkeit gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gericht 1597; Entgegennahme der Erklärung 
der Annahme, Ausſchlagung der Erbſchaft, 
Mitteilung an den Erben 1945, 1953, der 
Anfechtung der Annahme und Ausſchlagung 


1955; Fürſorgepflicht für den Nachlaß, 


Nachlaßpflegſchaft 1960 bis 1962, EG 140; 
Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus 1964 
bis 1966; Anordnung des Nachlaßkon⸗ 
kurſes 1981; Veröffentlichung der Nachlaß⸗ 
verwaltung 1983; Tätigkeit bei Inventar⸗ 
errichtung 1994, 1996, 1999, 2003, 2006, 
2010; Anmeldung der Forderungen der 
Nachlaßgläubiger 2061; Mitwirkung bei 
Anfechtung letztwilliger Verfügungen 2081; 


Benachrichtigung vom Eintritt der Nach⸗ 


erbfolge 2146; 

Tätigkeit bei Vorhandenſein eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers: Ernennung 2198, 2200; 
Entgegennahme der Annahme und Ab⸗ 
lehnung des Amtes 2202; Entgegen⸗ 
nahme der Kündigung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2226; Außerkraftſetzung von 


Anordnungen des Erblaſſers 2216; Ent⸗ 
ſcheidung bei Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen Teſtamentsvollſtreckern 2224; Ent⸗ 
laſſung des Teſtamentsvollſtreckers 2227; 

Eröffnung des Teſtaments 2259 —2261; 
Tätigkeit bei Anfechtung des Erbvertrags 
2281; Erteilung des Erbſcheins 2853, Er⸗ 
mittelungen vor Erteilung 2358 — 2360, Ein- 
ziehung und Kraftloserklärung 2361; Ent⸗ 
gegennahme der Anzeige des Erbſchafts⸗ 
verkaufs 2384. 

eee vgl. Nachlaßverbindlich⸗ 
eiten. 

Nachlaßgrundſtücke, Verfügung des Vor⸗ 
erben 2113. 

Nachlaßkonkurs Vorbem 2 vor 1967; 1975 
bis 1980; Wirkung auf die Nachlaßverwal⸗ 
tung 1988; Einſtellung 1990; Wirkung der 
Beendigung auf die Erbenhaftung 1989; 
Einwirkung auf die Inventarpflicht des 
Erben 2000, gegenüber Miterben 2060; bei 
Erbſchaftskauf 2388 A 1. 

Nachlaßpflegſchaft, Nachlaßpfleger 1960 bis 
1962; über den Anteil eines Miterben 
1922 A 10; keine Inventarfriſt des Nachlaß⸗ 
pflegers, Auskunftspflicht gegenüber den 
Nachlaßgläubigern 2012; aufſchiebende Ein⸗ 
reden 2017; vgl. Nachlaßverwaltung. 

Nachlaßrichter, Haftung 1960 A 2, 1985 A 3. 

Nachlaßverbindlichkeiten, Begriff, Haftungs⸗ 
grund Vorbem 1—7 vor 1967; 1967, 2013; 
Haftung bei Berufung zu mehreren Exb- 
teilen 2007; bei Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts der Miterben 2036; bei Miterbſchaft 
2058 — 2063; gemeinſchaftliche N. 2058 A 1; 
bei Nacherbſchaft 2144, 2145; Haftung des 
Erbſchaftskäufers 2378, 2382, 2383; Ver⸗ 
mächtnisſchuld als N. 2174 A 2; Ein- 
gehung von Verbindlichkeiten für den Nach. 
laß durch den Teſtamentsvollſtrecker 2206 
A 1; Berichtigung der N. bei der Erb⸗ 
auseinanderſetzung 2046 A 1—4; 

Aufgebot der Nachlaßgläubiger 1970 
bis 1974; Unterlaſſung des Antrags durch 
den Erben 1980; Beſchränkung der Haftung 
durch Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes 
oder der Nachlaßverwaltung 1975-1989; 
Verzicht auf die Beſchränkung der Haftung 
2012 A 3; Einrede der Unzulänglichkeit 
des Nachlaſſes 1990—1992; Inventar⸗ 
errichtung 1993—2013; aufſchiebende Ein- 
reden 2014—2017; Inhalt der aufſchieben⸗ 
den Einreden 2014 A 4. 

Nachlaßverwaltung Vorbem 2 vor 1967; 
1976; Anordnung, Antragsberechtigte 1981, 
2013; Antrag durch Miterben 2062; 
Wirkung der Anordnung 1976-1979, 
auf die Verwaltung des Erben 1984; 
Bekanntmachung, Eintragung im Grund⸗ 
buche 1983 A 1; Ablehnung der Anord⸗ 
nung mangels Maſſe 1982, 1990, 1991; 
Aufhebung 1986 A 4; 1988, 1990; 

Nachlaßverwalter 1985, 1986; Ver⸗ 
gütung 1987; keine Inventarfriſt, wohl aber 
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Auskunftspflicht gegenüber den Nachlaß⸗ 


gläubigern 2012; Armenrecht 1960 A 4; 
Einfluß auf die Inventarpflicht des 

Erben 2000; bei Erbſchaftskauf 2383 A 1. 

Nachlaßverzeichnis 1960, EG 140; des Vor⸗ 
erben 2121; des Teſtamentsvollſtreckers 
2215; des Fflichtteilsberechtigten 2314; 
vgl. Juventarerrichtung. 

Nachträgliche Unmöglichkeit 323—325, 275 
A3, 5. 

Nachvermächtnis 2191 A 1. 

Nachzettel beim Teſtament 2086 A 1. 

Name, Schutz 12, Anderung 12 A 2; Miß⸗ 
brauch 826 A 5i; des eingetragenen Vereins 
57, 65; Hergabe eines kreditwürdigen N. 
als Geſellſchaftsbeitrag 706 A 1; vgl. 
Familienname. 

Namenpapiere Vorbem 1 vor 793. 

Namensunterſchrift 126, 127; Beglaubigung 
129 A1; unter Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber 793. 

Naturalreſtitution 249 A 1. 

Natürliche Verbindlichkeit 702 A g. 

Nebenabreden 133 A 1; mündliche, neben 
ſchriftlichem Vertrage 125 A 6. 

Nebenleiſtungen, Verjährung des Anſpruchs 
auf Nebenleiſtungen 224; bein Vorkauf 
507; der Hypothek, Eintragung 1115, bei 


deren Übertragung 1158, 1159, Rück. 


ſtände 1178. a 
Nebenrecht, Abtretbarkeit 399 A 4; 401. 
Nebenſache bei Wandlung 470. 
5 bei Spiel und Wette 762 
5. 
Negativer Anerkennungsvertrag 897 A 2. 
Negatives Vertragsintereſſe 122; bei Ver⸗ 
tretung ohne Vertretungsmacht 179; bei 
Unmöglichkeit 307. 
Negatorienklage 1004. 
Nennwert 244 A 1b. 


Nichtberechtigte, Verfügung 135, 161, 185, 


816, ne 4 

Nichtehe 16 f 5 

Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften, Be 
griff 125: A 1a; von Prozeßhandlungen 
Vorbem 8 vor 104; von Willenserklärungen 
des Geſchäftsunfähigen 105; teilweiſe 
Nichtigkeit 139, 305 A 2; Beſtätigung 141; 
Heilbarkeit 125 A 1a, 2; Verhältnis des 
Grundgeſchäfts zum Erfüllungsgeſchäft 125 
A 1e; 873 A 7b; 925 A 6; Vergleich über 
ein nichtiges Rechtsgeſchäft 125 A 1a; 

wegen ſtillen Vorbehalts 116, mangelt: 
der Ernſtlichkeit 118, Scheines 117, infolge 
Formmangels 125, wegen Verſtoßes gegen 
ein Verbotsgeſetz 134, wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten 138; 
der Ehe 13231328, 1344, 1345; 

bei Todeserklärung 1348; Stellung der 
Kinder aus nichtigen Ehen 1699 —1704, 
1721; vgl. Ehe. 

Nichtrechtsfähige Vereine 64. 

Niederlaſſung 7; gewerbliche Niederlaſſung 
269, 270; Zwangsvollſtreckung gegen den 
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Hauptſchuldner an ſeiner Niederlaſſung 772, 
773 


Nießbrauch an Sachen 1030 —1067; Be⸗ 
griff 1030; an verbrauchbaren Sachen 
1067; am Anteil eines Miteigentümers 
1066; am Zubehör des Grundſtücks 1031, 
1062; kautionsfreier N. Vorbem 1 vor 
1030; Beſtellung des Nießbrauchs an be⸗ 
weglichen Sachen 1032; Erſitzung 1033; 
Feſtſtellung des Zuſtandes der Sache 1034; 
Nießbrauch an einem Sachinbegriff 1035; 
Beſitz 1036; Gewinnung von Bodenbeſtand⸗ 
teilen, Umgeſtaltung, Veränderung, Ver⸗ 
ſchlechterung der Sache 1037, 1050; Zer⸗ 
ſtörung, Beſchädigung der Sache, Anzeige⸗ 
pflicht des Nießbrauchers 1042; außer⸗ 
gewöhnliche Ausbeſſerungen 1043; Aus⸗ 
beſſerung durch den Eigentümer 1044; N. 
an einem Walde 1038; Fruchterwerb 1039, 
99 A1; Koſten desſelben 1047 A 1, 1055 A8; 
Schatz 1040; Ausübung einer Grunddienſt⸗ 
barkeit 1026 A 3; Erhaltung der Sache 
1041, 1044; Verſicherung der Sache 1045, 
1046; Laſten der Sache 1047; Verfügung 
über Inventar des Grundſtücks 1048; 
Verwendungen, Einrichtung 1049; Haftung 
des Nießbrauchers 1050; Sicherheitsleiſtung 
des Nießbrauchers 1089, 1051, 1052, 
1067; Beſtellung eines Verwalters 1052; 
unbefugte Ausübung des Nießbrauchs 
1053, 1054; Rückgabe der Sache nach 
Beendigung des Nießbrauchs 1055; Ver⸗ 
mietung und Verpachtung durch den 
Nießbraucher 1056; Verjährung der An⸗ 
ſprüche des Eigentümers 1057; Verhältnis 
zwiſchen Nießbraucher und Beſteller 1058; 
Unübertragbarkeit 1059; mehrfacher Nieß⸗ 
brauch 1060; 

Erlöſchen 1030 A 2; Beendigung durch 
Tod des Nießbrauchers, Ende der juriſti⸗ 
ſchen Perſon 1061; durch Vereinigung 
mit dem Eigentum 1063; durch Aufgabe 
1064; durch Pfandverkauf 1242; Schutz 
gegen Beeinträchtigungen 1065; 

an Rechten 1068—1084; an Aktien 
1068 A 3; Beſtellung 1069; Rechtsverhält ; 
nis zwiſchen Nießbraucher und Schuldner 
1070; Aufhebung und Abänderung des 
belaſteten Rechtes 1071; Beendigung 1072; 
Rechte des Nießbrauchers einer Leibrente, 
eines Auszugs 1073, einer Forderung 
1074; Leiſtung des Schuldners 1075; 
Nießbrauch an einer auf Zinſen aus⸗ 
ſtehenden Forderung 1076—1079; An- 
legung des eingegangenen Kapitals 1079; 
Nießbrauch an einer Grund und Renten⸗ 
Ihn 1080; an Wertpapieren 1081 bis 


an einem Vermögen 1035 A 1, 1085 
bis 1088; an einem Erwerbsgeſchäft 1085 
A 2; an einer Erbſchaft 1089; 

Vertrag über die Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs am gegenwärtigen oder künftigen 
Vermögen 310, 311; Einfluß der Be⸗ 
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ſtellung des N. auf die Haftung von Miet⸗ 
und Pachtzinsforderungen für beſtehende 
Hypotheken 1124 A 5; Anwendung der 
Vorſchriften auf den Ehemann bei Ver⸗ 
e ee 1883, auf den Vater 
1652. 


Nonne, Rechts» und Erwerbsfähigkeit 1 A1. 
Notare, Rechtsverhältuiſſe Vorbem 2b vor 
611, 675 A 1; Beamteneigenſchaft 839 
A 1, 2; Haftung 839 A 41; öffentliche Be⸗ 


glaubigung 129; Verjährung der An⸗ 


ſprüche 196; 

der notariellen Beurkundung bedürfende 
Geſchäfte 128 A 1, EG 141; Teſtament 
2231, 2233—2236; Erbvertrag 2276; 

Aufnahme von Verzeichniſſen: bei Nieß⸗ 
brauch an einem Sachinbegriff 1035, des 
eingebrachten Gutes 1372, 1528; In · 
ventaraufnahme 2002, 2003; Verzeichnis 
der Gegenſtände der Vorerbſchaft 2121; 
Verzeichnis des Teſtamentsvollſtreckers 
2215; Verzeichnis zwecks Berechnung des 
Pflichtteils 2814. 

Notbedarf, Aue den bei Schenkung 519. 

Notbeſorgung bei Auftrag 672 A 6; 678 A 3. 

Notdürftiger Unterhalt 1579; 1611. 

Notlage, Ausbeutung 188. 

Notſtand 228, 904; Gefahr des N. infolge 
Verſchwendung oder Trunkſucht 6 A 4. 

Notteſtament 2250. 

Notweg 917, 918; EG 128. 

Notwehr 227, 823 A 10. 

Novation, Umſchaffung 305 A 1b; 364 A 1; 
bei Spiel und Wette 762 A 4. 

Nutznießungsrecht, Unterſchied vom Nieß⸗ 
brauch Vorbem 8 vor 1030, 1649 A 2, des 
Ehemanns 1863, 1383, des Vaters 1649 
bis 1663; des Annehmenden an dem Ber- 
mögen des Angenommenen 1767; vgl. 
Nutzungen. 

Nutzungen, Begriff 100; Herausgabe nach 
Rechtshängigkeit 292; im Falle des Gläu⸗ 
bigerverzugs 802; beim Rücktritt 847; der 
hinterlegten Sache 379; der Kaufſache 
446; Übergang der Nutzungen bei Kauf 
452; Nutzungen im Falle der Wandlung 
des Viehkaufs 487; des Teilhabers an einer 
Gemeinſchaft 745; bei ungerechtfertigter 
Bereicherung 818, 820; Herausgabe durch 
den Beſitzer an den Eigentümer 987, 988, 
990, 991,998; verſäumte Nutzungen 987 A8; 
beim Nießbrauch 1030; beim Pfandrecht 
1213, 1214; des eingebrachten Gutes bei 
der Verwaltungsgemeinſchaft 1383; bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft 1525; des 
Kindesvermögens 1652, 1656; des Mündel⸗ 
vermögens 1813; der Erbſchaft 2020, 2023; 
der Erbſchaft im Falle der Nacherbfolge 
2111 A 3; des vermachten Gegenſtandes 
2184; beim Erbſchaftskauf 2379. 


Rutzungspfandrecht Vorbem 1 vor 1080, 
1213, 1214. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Nutzungsrecht, Erwerb an Früchten und Er- 
zeugniſſen 954, 955; Ausübung durch den 
Beſitzer im Verhältnis zum Eigentümer 988; 
Zuſammentreffen eines Nutzungsrechts mit 
dem Nießbrauch 1024. 


O 


Oberfläche eines Grundſtücks 905; Ber 
arbeitung der Oberfläche einer Sache, 
Eigentumserwerb 950. 

Oberlehnsherrlichkeit, Ablöſung EG 114. 

Obſervanz 823 A 6b. 

Obſtbäume EG 122. 

Offenbare Unbilligkeit 319, 660, 2048 A 8. 

Offenbare Unmöglichkeit der Beiwohnung 
1591, 1717. 

Offenbarungseid bei Rechenſchaftsablegung 
und Herausgabe eines Inbegriffs 259 bis 
261; des Erben in Beziehung auf das 
errichtete Inventar 2006, 2008 A 5; des 
Hausgenoſſen des Erblaſſers 2028; des 
Miterben über Zuwendungen 2057 A 2. 

en 128 A 2, 5a; 76 A 1, 
8 5 


2 0 
SR Handelsgeſellſchaft Vorbem 1 vor 


Offenkundigkeit der einen Erbſchein be⸗ 
gründenden Tatſachen 2856. 

Dffentliche Abgaben und Laſten 103, 486 
A 1; vgl. Laſten. 

Offentliche Anſtalten, Verjährung ihrer An⸗ 
ſprüche 196. ; 

Offentliche Armenkaſſe als Bedachte 2072. 

Offentliche Beglaubigung 129. 

offentliche Beſtellung, öffentliche Er⸗ 
bietung zur Vornahme von Geſchäften 668. 

Offentliche Fonds Vorbem 2 vor 21. 

Offentlicher Glaube des Grundbuchs 892, 
893; bei her Hypothek 1138; des Erbſcheins 


Offentliches Intereſſe an der Vollziehung 
einer Auflage bei Schenkung 525; an der 
Erfüllung einer Pflicht des Geſchäftsherrn 
679; an der Vollziehung einer Auflage 
2194; Entſchädigung des Eigentümers 
einer im öffentlichen Intereſſe entzogenen 
Oben beſchädigten Sache EG 52—54, 109, 
1 


0. 
Dffentliche Kaſſen, Zahlung EG 92. 
Offentliche Lehrer, Verjährung ihrer An⸗ 
ſprüche 196. 
Offentliche Sammlung, Pfleger 1914. 
ae Teſtament 2231 Ziff 1, 2282 bis 


Offentliche Verbände Vorbem 2 vor 21. 

Offentliche Verſteigerung der hinterlegten 
Sache 383; der gefundenen Sache 966; 
der Pfandſache 461, 1221, 1235. 

Offentlicher Weg 917 A 5. 

Offentliche Zuſtellungen 132. 

Offentlichkeit des Grundbuchs Vorbem 3a 
vor 873; des Vereinsregiſters 79; des 
Güterrechtsregiſters 1563. 
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Offentlichrechtliche Körperſchaften Vor⸗ 
bem 2 vor 21. 

Operation an einem Minderjährigen 106 
A 2; Körperverletzung 823 A 2, 5. 

Orden 54 A 1; Erwerbsbeſchränkungen Vor⸗ 
bem 2 vor 21; EG 87. 

Orderhypothek 1187 —1189. 

Drderpapiere Vorbem 1 vor 793; Sicher ⸗ 
heitsleiſtung 234; Nießbrauch 1081 bis 
1084; Verpfändung 1292, 1294, 1295; 
Vermutung des Eigentums des Ehe⸗ 
mannes 1362; Erwerb aus Mitteln des 
eingebrachten Gutes 1881; Hinterlegung 
1392; Erwerb für das Kind 1646; des 
Mündels 1814, 1853; zur Vorerbſchaft ge⸗ 
hörende Orderpapiere 2116; Sicherung 
der Forderung: durch Sicherungshypothek 
1187, 1189; durch Schiffspfandrecht 1270. 

Drdnungsmäßige Verwaltung, ordnungs⸗ 
mäßige Wirtſchaft der Teilhaber einer 
Gemeinſchaft 745, im Verhältnis zwiſchen 
Eigentümer und Beſitzer 987, 993, 998; 
des Nießbrauchers 1036; des Hypotheken- 
ſchuldners 1122; des Ehemanns 1374 A 2; 
der Ehegatten bei Auseinanderſetzung des 
Geſamtguts 1472; der Miterben 2038; des 
Vorerben 2119, 2120, 2180; des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2206, 2216 A 1. 

Ordnungsſtrafen gegen Vereinsvorſtand und 
Liquidatoren 78; gegen Vormund und 
Gegenvormund 1788, 1837; gegen Fa⸗ 
milienratsmitglieder 1875. 

Drtsüblichkeit, Begriff 906 A 11e. 


P 


Pacht 581—597 (vgl. Miete); Rechtliche 
Natur, Unterſchied von anderen Ver⸗ 
trägen Vorbem 1, 2 vor 535; vom Kauf 
433 A 31; Verpachtungsfähige Rechte 
Vorbem 1 vor 535; Kleingartenpacht 
581 A 1; Vorbem 3 vor 598; Kündigung 
595, 596; Verpflichtungen des Pächters 
und Verpächters 581 A 2, 8; Unzuläſſig⸗ 
keit der Afterverpachtung 596; Zivilpro⸗ 
zeſſuale Beſtimmungen Vorbem 8 vor 535; 
Pachtvertrag: Form Vorbem 4 vor 535, 
581 A 1; Inhalt 581; Inventar 586, 
Eigentumsverhältniſſe 586 A 2; Tierjunge 
586; Übernahme zum Schätzungswerte 587 
bis 589; Verpfändung nach dem Gel. vom 
9. 7. 1926: 1204 A 5, 1205 A 5, 1207 A 2 
a. E., 1208 A 11; Rechte und Pflichten 
des Pächters: 581 As: Fruchterwerb 581 
A 4; kein Recht auf nachhaltige Verände⸗ 
rung des Pachtgrundſtücks 583; Pfandrecht 
am Juventar 590; Verpflichtung des Päch⸗ 
ters eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks 
zu Ausbeſſerungen 582; Rückgabe des ver⸗ 
pachteten landwirtſchaftlichen Grundſtücks 
nach Beendigung der Pacht 591; Rück. 
gewähr eines Landguts bei Beendigung 
der Pacht 593, 594; Entſchädigung bei Ver⸗ 
zögerung der Rückgabe der Pachtſache 597; 


Rechte und Pflichten des Verpäch⸗ 
ters: 581 A 2; Pfandrecht 585; Pfand⸗ 
recht im Konkurſe 563 A 1, 585 A 1; 
Vorausſetzung und Umfang des Erſatzes 
von Koſten der Fruchtgewinnung an den 
Pächter bei Beendigung der Pacht 592; 
Pachtzins 581 A 3; Zahlungszeit 584; 
Verjährung 197; 

Pachtſchutz 581 A 1 (vgl. auch Mieter- 
ſchutz)z; Enteignung des Pachtgrundſtücks 
858 A 3; Verpachtung eines Grundſtücks 
durch den Nießbraucher 1056, den Ehemann 
1423, den Vater 1663, den Vormund 1822, 
1902, durch den Vorerben 2135; Haftung 
der Pachtzinsforderung für die Hypothek 
1123 bis 1125. 

Pactum de non petendo 397 X 1. 
Papiere einer Geſellſchaft, Einſicht 716. 
i 1589 A 2; Parentelſyſtem 1924 


Patentanwalt 675 A 1; Auskunftspflicht 
666 A 2. 


Patentverletzung 1004 A 7. 

Patronatsrecht 96 A 1. 

Perſonalſtatut Vorbem 11 vor 104. 

Perſonen, natürliche 1; juriſtiſche 21, 22, 80; 
Vorbem 1 vor 21; juriſtiſche Perſonen 
des öffentlichen Rechtes 89, Vorbem 2 
vor 21; Bezeichnung der Perſon des Be⸗ 
dachten im Teſtament 2071, 2078. 

Perſonenſtandsregiſter Vorbem 1 vor 1591. 

Perſönliche Angelegenheiten der Ehefrau, 
Begriff 1402 A 3; Beſorgung 1402, 1416, 
1451, 1464. 

Perſönliche Dienſtbarkeiten, 1090 —1098; 
vgl. Dienſtbarkeiten. 

Perſönliche Eigenſchaften, Irrtum 119; bei 
Eheſchließung 1833 A 5. 

nn en . in h 
eten „der Ehefrau, Kündigu 
des Mannes 1858. 1 

Pfandbriefdarlehn 1115 A 6; Pfandbriefe 
1807 A 1 (zu Nr 5). 


Pfand haltervertrag 1206 A 4. 
Pfandleiher EG 94. 


Pfandrecht an beweglichen Sachen 
1204; Unzuläſſigkeit am weſentlichen Be: 
ſtandteil 93 A 7; unregelmäßiges Pfand 
1205 A 7; Beſtellung 1205, 1206; Erwerb 
in gutem Glauben 1207; Rechte Dritter 
1208, 1255; 

ang 1209; Umfang der Haftung des 
Pfandes 1210; Einreden des Verpfänders 
1211; Erzeugniſſe des Pfandes 1212; 
dinglicher Erſatz, Surrogation 1212 A 4; 
Nußungspfandrecht 1213, 1214; Verwah⸗ 
rung des Pfandes 1215; Verwendungen 
auf das Pfandrecht 1210, 1216; Verletzung 
der Rechte des Gläubigers 1217, 1227; 
Verderb oder Wertminderung 1218, 1219; 
Verſteigerung wegen Verderbs 1219—1221; 
an mehreren Sachen 1222, 1230; Rück⸗ 
gabe der Pfandſache 1223, 1253; Befriedi · 

32 * 


500 


gung des Pfandgläubigers 1224, 1225, 
1228; Verfallvertrag 1229; 

Verkauf zum Zwecke der Befriedigung, 
regelmäßiges Verfahren 1233—1241; Be⸗ 
nachrichtigung des Eigentümers 1241; 
Wirkung rechtmäßigen Pfandverkaufs 1242; 


eines Dritten 1231; Verkauf durch einen 
im Range nachſtehenden Pfandgläubiger 
1232; unrechtmäßiger Pfandverkauf 1243, 
1244; abweichende Vereinbarungen beim 


Pfandverkauf 1245, 1246; Erlös 1247; 
guter Glaube des Pfandgläubigers 1248 


Einlöſungsrecht Dritter 1249; Übertragung 
des Pfandrechts 1250, 1251; 

Erlöſchen des Pfandrechts: durch Rechts⸗ 
geſchäft 1250, 1255; bei Erlöſchen der 
Pfandforderung 1252; durch Rückgabe des 
Pfandes 1253; durch Konfuſion 1256; 

peremptoriſche Einreden 1254; geſetz 
liches Pfandrecht 1257; Pfandrecht am 
Anteil eines Miteigentümers 1258; 

Schiffspfandrecht 1259—1271; Ber 
ſtellung, Eintragung 1260; Rangverhältnis 
1261; Wirkung 1262; Berichtigung des 
Schiffsregiſters 1263; Umfang der Haftung 
1264, 1265; Befriedigung des Gläubigers 
1267, 1268; Aufgebot des unbekannten 
Gläubigers 1269; Schiffspfandrecht für 
Forderungen aus Schuldverſchreibungen, 
Wechſeln, Orderpapieren 1270; 
betragsſchiffspfandrecht 1271; 

an Rechten 1273—1296; Beſtellung 
1274; an einem Rechte auf eine Leiſtung 
1275; Aufhebung und Anderung des ver- 


pfändeten Rechtes 1276; Befriedigung 


1277; Erlöſchen 1278; Pfandrecht an 


Forderungen 1279—1290; am Schuld⸗ 


ſchein 952 A 3; Leiſtung des Schuldners 


1281, 1282, 1285, 1287; Einziehungsrecht | 


des Gläubigers 1282; Einziehung einer 


Geldforderung 1288; Kündigung der ver⸗ 


pfändeten Forderung 1283, 1286; Mehrheit 
von Pfandrechten an Forderungen 1290; 

an Grund⸗ und Rentenſchulden 1291; an 
Wechſeln und Orderpapieren 1292, 1294, 
1295; an Inhaberpapieren 1293, 1294; 
Haftung der Zins-, Reuten⸗, Gewinnanteil⸗ 
ſcheine 1296; Beſitz⸗ und Nutzungspfand⸗ 
recht an Grundſtücken (Antichreſe), Ein⸗ 
tragung 873 A 6; 

geſetzliches Pfandrecht des Ver⸗ 
mieters 559; des Verpächters 585; des 
Pächters 590; des Unternehmers beim 
Werkvertrag 647; des Gaſtwirts 704; 

Erwerb des Pfandrechts an hinterlegtem 
Gelde oder Wertpapieren bei der Sicher⸗ 
heitsleiſtung 238; Pfandrecht bei Ab- 
tretung der Forderung 401; Erlöſchen bei 
Schuldübernahme 418; Beſeitigung des 


Pfandrechts durch den Verkäufer 4395 
keine Gewährleiſtung des Verkäufers bei 


öffentlicher Verſteigerung 461; Wirkung 
der Aufgabe des Pfandrechts auf die Bürg 


Höchſt⸗ 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


ſchaft 776; Pfandrecht des Nachlaßgläubi⸗ 
gers 1990; Pfandgläubiger im Aufgebots⸗ 
verfahren der Nachlaßgläubiger 1971; 

Wirkung der Verjährung der geſicherten 
Forderung 223; 


Pfändung von Früchten 99 A 3; des Rück⸗ 
Verkauf mehrerer Pfänder 1230; Mitbeſiß 


nahmierechts des Hinterlegers 377; einer 
dem Pfandrecht des Vermieters unter⸗ 
liegenden Sache 563; des Anteils am Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen 719 A 2, 725; des An⸗ 
teils des Teilhabers einer Bruchteilgemein⸗ 
ſchaft 746 A 2, 751; der Hypothek 875 A 5, 
1154 A1; der Eigentümergrundſchuld 1168 
600 A 1; Privatpfändung 858 A 7, 


pfandverkauf 12331240, 1245, 1246; 


Verbot der Teilnahme 456, 457; Ausſchluß 
der Gewährleiſtung 461; Pfandverkauf; 
bei gemeinſchaftlichen Gegenſtänden 753; 
wegen Verwendungen des Beſitzers 1008. 


Pferde, Mängel beim Kauf 481. 

Pflanze, Grundſtücksbeſtandteil 941. 
Pflegekind, Vorbem 4 vor 1741. 

| esche 1909, 1915, über Ausländer 


G 23; Gebrechlichkeitspflegſchaft 1910, 
114 A 1; Abweſenheitspflegſchaft 1911, 
114 U 1; Auseinanderſetzungspflegſchaft 
1911 A 3; für eine Leibesfrucht 1912; für 
Geſchäftsunfähigen 105 A 4; für unbe⸗ 
kannte Beteiligte 1913; für eine juriſtiſche 
Perſon 29 A 1; für Sammelvermögen 
1914; Pfleger: Berufung 1916, 1917; 
Haftung für Beaufſichtigung 832 A 5; Be⸗ 
endigung der Pflegſchaft 1918; Aufhebung 
1919—1921; Verhältnis zur elterlichen Ge⸗ 
walt 1628, 1629; zur Vormundſchaft 1794; 
Wirkung der Pflegſchaft über einen Ehe⸗ 
mann 1418, 1425, 1428, 1542, über den 
Vater 1676; Annahme des Pfleglings an 
Kindesſtatt durch den Pfleger 1752; Un⸗ 
tauglichkeit einer unter Pflegſchaft ſtehen 
den Perſon zur Vormundſchaft 1781, zum 
Amte des Teſtamentsvollſtreckers 2201, 2225. 


Pflichtteil, Berechtigte 2303; Verzicht auf 


den Pflichtteil 2346; im Zweifel keine 
Erbeinſetzung 2304; Vervollſtändigung bei 
Erbeinſetzung 2305; Beſchränkungen und 
Beſchwerungen des pflichtteilsberechtigten 
Erben 2306; Zuwendung durch Ver⸗ 
mächtnis 2307; kein Recht zur Ausſchlagung 
1942 A 1; Anfechtung der Ausſchlagung 
der Erbſchaft oder des Vermächtniſſes 2308; 
Entziehung des Pflichtteils, Wirkung auf das 
Pflichtteilsrecht des Abkömmlings 2309 A3; 

Berechnungsgrundſätze 2310—2813; 
Auskunftspflicht des Erben gegenüber dem 
Pflichtteilsberechtigten 2314; Anrechnung 
von Zuwendungen 2315, 2316; 

Natur des Anſpruchs 2303 A 3, 2317, 
1967; Aufwertung 2317 A 2; Pflichtteils⸗ 
laſt des Erben 2318—2323, im Verhältnis 
zu Vermächtnisnehinern und Auflagebe⸗ 
teiligten 2318; Pflichtteilslaſt im Verhältnis 
mehrerer Miterben 2319, 2320; Pflichtteils⸗ 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 


laſt bei Ausſchlagung des dem Berechtigten 
zugewendeten Vermächtniſſes 2321; Ergän⸗ 
zung 2325— 2331; Verjährung des Au⸗ 
ſpruchs 2332; Vorbem 3 vor 1922; 
Entziehung gegenüber dem Ab⸗ 
kömmling 2333, den Eltern 2334, dem 


Ehegatten 2335; Form der Entziehung 


2836; Erlöſchen des Rechtes zur Ent⸗ 
ziehung 2337; Beſchränkung in guter Ab- 
ſicht 2338; Pflichtteilsunwürdigkeit 2345; 

Pflichtteilsanſpruch beim Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger 1972; im Falle der Un- 
zulänglichkeit des Nachlaſſes 1991; Ver⸗ 
hältnis zum Vermächtnis, Kürzung 2188; 
nicht gegen den Teſtamentsvollſtrecker zu 
erheben 2213; 

Vertrag über den Pflichtteil aus dem 


Nachlaß eines Dritten 312; Verfügung 


des Vaters über den Pflichtteil 1643, des 
Vormundes 1822; Verzicht der Ehefrau 
1406, 1453; des Vaters 1643; des Vor⸗ 
munds 1822; 

Pflichtteilsberechtigter, Übergehung als 
Grund der Teſtamentsanfechtung 2079, 
2281; Haftung des Erben für Nichivor- 
handenſein der Pflichtteilslaſt bei Erb⸗ 
ſchaftskauf 2376. 


Pflichtwidrigkeiten des Vereinsvorſtandes 


27; des Geſellſchafters 712; des Vormundes 
1838, 1837, 1850, 1886. 
Pfründenrecht Vorbem 3 vor 1030, EG 80. 

Pignus irregulare 1205 A 7. 

Planke zwiſchen Grundſtücken 921. 

Politiſche Zwecke eines Vereins 43, 61. 

Polizeibehörde, Mitwirkung bei Fund 965 
bis 967, 973—976; vgl. Fund. 

Poſt, Übermittelung von Willenserklärungen 
130 A 1, von Geld 270 AL, 328 A 3; Über- 
ſendung der zu hinterlegenden Sache 375. 

Poſtanweiſung 328 A 3; 675 A 1; Vorbem 
4 vor 783. 

Poſthalter, Haftung Vorbem 4a vor 828. 

Poſtſcheck, Vorbem 3 vor 783. 

Preisbewerbung 661. g \ 

Privatbeamte, Kündigung des Dienftverhält- 
niſſes 622; vgl. Beamte. 


Privatbedienſtete, Verjährung der Anſprüche 
196. 
Privatgeſellſchaften, erlaubte, Vorbem 5 


vor 21. 

rivatgewäſſer, Fiſche 960. 
Aue des Erben 2214 A 1. 
Privatlehrer, Verjährung der Anſprüche 196. 
Privatpfändung 858 A 7, Ec 89. 


Privatrecht Vorbem 5 vor 1; internationales 


Vorbem 7 vor 1; Vorbem 11 vor 104; 
vgl. Internationales Privatrecht. 
Privatrechtliche Laſten vgl. Laſten. 
Privatteſtament 2231 Ziff 2, 2247; Hinter- 
legung 2248, 2256 A 5; gemeinſchaftliches 
2207. 
n des unbeſchränkt haftenden 
Miterben 2059 A 4. 
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Probe, Kauf nach Probe 494; Kauf auf 


Probe 495, 496. 
Prokura, Erteilung durch den Vormund 1822. 
Pro herede gestio 1943 A 1, 1959 A 1; pro 
herede possidens, pro possessore possi- 
dens Vorbem vor 2018; 2018 A 2; 2027 


A 3. 

Prolongationsgeſchäft 764 A 2. 

Protokoll, Form bei Beurkundung von 
Rechtsgeſchäften 126 A 5, 128 A 1; über 
die Teſtamentserrichtung 2240 —2242, 2249, 
2250; über die Eröffnung 2260. 

Prozeßbeſitzer 987 A 1, 1007. 

Prozeßführung, Begriff Vorbem 7 vor 104; 
161 A 4; des Mannes 1380, 1443, 1450, 
der Ehefrau 1407, 1454, 1532, des Teita- 
mentsvollſtreckers 2212. 

Prozeßkoſten, bei der Aufrechnung 389 A 3; 
Verteilung unter die Eheleute 1387, 1388, 
1412, 1415, 1416, 1460, 1463, 1464, 1582; 
in einem Rechtsſtreite des Kindes 1654. 


Prozeſſuale Rechtshandlungen Vorbem 8 


vor 104; 166 A 5; 211 A 2. 
Prozeßvergleich Vorbem vor 779; 779 A 1, 6; 
über Grundſtücksveräußerung 313 A 4. 
Prozeßvollmacht, Umfang Vorbem 8 vor 

104; ſtillſchweigend erteilte 167 A 1 a. E. 
Prozeßzinſen 291. 
Pſeudonym vgl. Deckname. 
Publikum vgl. Allgemeinheit. 
Punktation 154. 


Putativehe 1344, 1699. 


Q 


Qualifizierte Legitimationspapiere 808 A 1. 

Quartierlaſten 546 A 1. 

Quaſinegatoria 1004 A 7. 

Querulantenwahnſinn 6 A 3; 104 A 4. 

Duittung 368, Form 368; Koſten 369; Er⸗ 
mächtigung des Überbringens 370, 167 A 1; 
Herausgabe des Schuldſcheins 371; des 
Hypothekengläubigers 1144 A 4. 


N 
Radierungen bei Teſtamenten 2231 A 7. 


Rain zwiſchen Grundſtücken 921, 922. 


Rang der Rechte an Grundſtücken 879; Ande⸗ 
rung 880, 877 A 4; Aufhebung der Rang⸗ 
änderung 880 A 2 a. E.; Rangvorbehalt 
881; der Überbaurente 914; des Pfand⸗ 
rechts 1209; der Schiffspfandrechte 1261; 

mehrerer Vermächtniſſe und Auflagen 
2189; Rangveränderung einer Hypothek 
1165; bei Teilhypotheken 1151. 


Rat, Erteilung 676, 823 A 1, 826 A 5h. 


Ranch, Zuführung 906. 

Räume, Miete 580, ungeſunde 544; Be 
ſchaffenheit bei Dienſtvertrag 618; Beſitz⸗ 
ſchutz 865. 

Räumungsfriſten 556 A 1, EG 93. 

Realgemeinden EG 164. 
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Realgewerbeberechtigung EG 74. 

Reallaſt 1105, 1110, 1111; Unterſchied von 

der Rentenſchuld 1199 A 1; Reallaſt an 
einem Grundſtücksbruchteil 1106; einzelne 
Leiſtungen 1107; Haftung des Eigen: 
tümers 1108; Teilung des belaſteten 
Grundſtücks 1108, EG 120, 121, des 
Grundſtücks des Berechtigten 1109; Auf⸗ 
gebot des unbekannten Berechtigten 1112: 
Aufhebung 1105 A 4; 
Anwendbarkeit der Vorſchriften auf die 
Überbaurente 914, auf die Notwegrente 
917, auf die Unterhaltung von Anlagen 
bei Grunddienſtbarkeiten 1021, 1022; Real- 
laſt am vermachten Grundſtück 2182. 

Rechenſchaftspflicht 259; des Beauftragten 
666; des Geſchäftsführers 681; des Ge⸗ 
ſellſchafters 713, 740; des Pfandgläubigers 
1214; des Ehemanns 1421, 1546; des 
Vaters 1667, 1681; des Vormundes 1890; 
des Pflegers 1915; des Vorerben 2130; 
des Teſtamentsvollſtreckers 2218. 

Rechnungslegung 261, 259 A 1; des Vaters 
1667; des Vormundes 1840, 1841, 1854. 

Rechnungsabſchluß einer Geſellſchaft 721. 

Recht, dingliches und perſönliches, Vorbem 2 
vor 241, Vorbem vor 854; Recht zur 
Sache Vorbem 2 vor 241; ſubiektiv⸗ 
dingliches R. 96; 

Beſtandteil des Grundſtücks 96; Früchte 
eines Rechtes 99; Veräußerlichkeit 187 A 1; 
Übertragung 398, 413; Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers eines Rechtes 485, 
437, 441; Beſitz an Rechten 854 A 2; Ver⸗ 
letzung eines Rechtes 823. 

Rechte an Grundſtücken, abgeſchloſſene Auf, 
zählung im BGB, eintragungsfähige R. 
873 A 6; Begründung, Übertragung, Be⸗ 
laſtung 873; Einigung und Eintragung 873; 
Inhalt der Eintragung 874, 891 A 3; 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilli⸗ 
gung 874; desgl. bei der Vormerkung 
885 A 2; Anderung des Inhalts 877; nach⸗ 
trägliche Verfügungsbeſchränkung des Be⸗ 
rechtigten 878, 876 A 8; Belaſtung mit 
mehreren Rechten, Rang 879; Rang⸗ 
änderung 880, 877 A 4; Aufhebung der 
Rangänderung 880 A 2 a. E.; Rang⸗ 
vorbehalt 881; Eintragung des Höchſt⸗ 
betrags des Erſatzes für Rechte, die bei 
der Zwangsverſteigerung erlöſchen 882; 
Vormerkung 878 A 3 a. E., 883-888: 

Übertragbarkeit 873 A 2, 6; Aufhebung, 
Löſchung 875, 891 A 6; zu Unrecht erfolgte 
Löſchung 879 A3, 891 A 6, 892 A 2, 3 a. E., 
894 A 1a, 901; Aufhebung eines belaſteten 
Rechtes, Zuſtimmung Dritter 876; Ver⸗ 
einigung eines Rechts an einem fremden 
Grundſtück mit dem Eigentum 889; Ver⸗ 
einigung und Zuſchreibung von Grund⸗ 
ſtücken 890; Berichtigungsanſpruch 894 bis 
898; Erſitzung 900; Verjährung nicht ein ⸗ 
getragener Rechte 901; Unverjährbarkeit 
eingetragener Rechte 902; 
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Beſeitigung beim Verkauf 435; Be⸗ 
laſtung eines vermieteten Grundſtücks 577; 
Teil des eingebrachten Gutes bei der 
Fahrnisgemeinſchaft 1551; Verfügungs⸗ 
recht des Vormunds 1821; zur Vorerbſchaft 
gehörende Grundſtücksrechte 2118; Gegen⸗ 
ſtand des Vermächtniſſes 2175; vgl. Pfand. 
recht, Nießbrauch. 

Rechtliches Intereſſe vgl. Intereſſe. 

Rechtsanwälte, Rechtsverhältniſſe Vor⸗ 
ben 2b vor 611; 675 A 1; 889 A 2; Haf- 
tung 676 A 2; Vorlegung der Handakten 
nach Beendigung des Auftrags 667 A 4, 
810 A 3; Gebühren 612 A 3; Verjährung 
der Anſprüche 196; Verjährung von 
Schadenserſatzanſprüchen gegen den Rechts⸗ 
anwalt 195 A 1 a. E. 

Rechtsereignis, Vorbem 1 vor 104. 

Rechtsfähigkeit 1; von Vereinen 21—23, 
Verluſt durch Konkurs 42, Entziehung 43, 
44, 45, 74; nichtrechtsfähige Vereine 54. 

Rechtsgeſamtheit 90 A 1. 

Rechtsgeſchäft, Begriff, Vorbem 1—5 vor 
104; fiduziariſches, Vorbem 6 vor 104; 
117 A 3; kauſales und abſtraktes, Vor⸗ 
bem 5 vor 104; nichtiges, unwirkſames, 
anfechtbares, Vorbem 5 vor 116; ver⸗ 
decktes 117; hinkendes 108 A 1; einſeitiges 
und zweiſeitiges, Vorbem 1 vor 116; Stell⸗ 
vertretung beim R. 164 A 1; internationales 
Privatrecht Vorbem 11 vor 104. 

Rechtshandlung Vorbem 1 vor 104; pro» 
zeſſuale Vorbem 8 vor 104. 

Rechtshängigkeit, Verjährungsunterbrechung 
209, 213; Einfluß auf Verzinſung 291, auf 
den Schadenserſatzanſpruch wegen Un⸗ 
möglichkeit der Herausgabe einer Sache 
292, auf die Herausgabe der Bereicherung 
818, auf das Verhältnis zwiſchen Beſitzer 
und Eigentümer 987989, 994, 996. 

Rechtskräftig feſtgeſtellte Anſprüche, Ver⸗ 
jährung 218, 219. 

Rechtskräftiges urteil zur Leiſtung als 
Vorausſetzung zur Schadenserſatzklage 283; 
325; über die Rechtmäßigkeit der Hinter⸗ 
legung 376; zwiſchen dem bisherigen Gläu- 
biger und dem Schuldner nach der Ab- 
tretung 407; bei Geſamtſchuldverhältniſſen 
425; bei Geſamtgläubigerverhältniſſen 429; 
ungerechtfertigte Bereicherung durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil 812 A 64; Feſtſtellung des 
Rechtes zum Beſitz bei verbotener Eigen⸗ 
macht 864; Erſatz für die Einigung über 
einen Grundſtücksvertrag 873 A 7e; über 
die Auflaſſung 925 A 11; 

Aufhebung der Verwaltung und Nutz ⸗ 
nießung 1418, der Gütergemeinſchaft 1470, 
1479, der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1496, der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1542, Scheidung der Ehe 1564; zur Voll⸗ 
ziehung der Auflage 2193, 2196. 

Rechtslagen, Begriff 1922 A 5. 

le, Unterlaſſung des Gebrauchs 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 


Rechtsnachfolge 161 A 4; Wirkung für die 
Verjährung 221; für die Erſitzung 948. 

Rechtspflege, Stillſtand 203. 

Rechtspfleger, Befugniſſe in Vormundſchafts⸗ 
ſachen Vorbem 4a vor 1773. 

Rechtsregel Vorbem 1 vor 1. 

Rechtsſtreit des Vereins mit Mitgliedern 34; 
über Wandlung eines Viehkaufs 489; 
Führung bei der Verwaltungsgemeinſchaft 
1880, 1400, 1407, 1412, 1415, 1416; bei 
allgemeiner Gütergemeinſchaft 1448, 1444 
A 6, 1445 A 6, 1454, 1460, 1468, 1464; 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1582, 1585, 
1536; des Vaters 1630, 1654; des Vor ⸗ 
mundes 1821 A 3, 1705; über das Erb» 
recht 2854, 2360; vgl. Koſten. 

Rechtsverhältnis Vorbem 1 vor 241. 

Rechtsverwirkung 860. 

Rechtsvorgänger im Beſitze 858 A 9; 861 
A 2; vgl. Rechtsnachfolge. 

Rechtsweg, Einſiuß der Beſtimmung der 
Zuläſſigkeit auf die Verjährung 210. 

Regalien EG 78. 

Rehwild, Wildſchaden 835. 

Reich, Aufrechnung gegen Forderungen des 
Reiches 395; Ausgabe von Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber 795; Anlegung 
von Mündelgeldern in Forderungen gegen 
das Reich 1807. 

Reichsbahngeſellſchaft Vorbem 2 vor 21. 

Reichsbank, Rechtsſtellung Vorbem 2 vor 21; 
Reichsbanknoten 244 A 1a, e; Reichskaſſen⸗ 
ſcheine, Darlehnskaſſenſcheine 244 A le; 
Hinterlegung von Wertpapieren, beim Nieß. 
brauch 1082; bei Sicherheitsleiſtung des 
Ehemanns 1892; Anlegung von Mündel⸗ 
geld 1808, 1814; Hinterlegung von Wert⸗ 
papieren der Vorerbſchaft 2116. 

Reichskanzler, Beſtimmung des zuſtändigen 
Standesbeamten 1320; Befreiung von 
Ehehinderniſſen 1322, von Hinderniſſen 
zur Annahme an Kindes Statt 1745; 
Ehelichkeitserklärung 1728. 

Reichs kaſſenſcheine 793 A 1. 

Reichskonſuln, Teſtamente vor R. in den 
Konſulargerichtsbezirken Vorbem vor 2229. 

Reichsrecht bricht Landesrecht Vorbem 2 


vor 1. 

Reichsſchuld buch, Sicherheitsleiſtung durch 
Verpfändung eingetragener Forderungen 
232, 236; Umwandlung von Reichsanleihe 
in Buchſchuld 806 A 1; Anlegung von 
Mündelgeld 1807, 1815, 1853, 2119, EG 50. 

Reinertrag beim Nutzungspfand 1214; Ver · 
wendung des Reinertrags des eingebrachten 
Gutes zum ehelichen Aufwand 1389; 
Teilung bei Erbengemeinſchaft 2038; eines 
Landguts 2049; bei Enterbung in guter 
Abſicht 2338. 

Rei vindicatio 985. 

Rektapapiere Vorbem 1 vor 793. 

Rekurs im Verfahren über Eintragung von 
Vereinen 44, 62. — 

Religionsdiener als Vormund 1784, 1888. 
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Religionsgeſellſchaften Vorbem 2 vor 21, EG 
84; Erwerbsbeſchränkung Ech 87; Aus⸗ 
ſchließung eines Mitgliedes 39 A 2. 

Religiöſes Bekenntnis des Dienſtboten 618; 
des Vormundes 1779; religiöſe Erziehung 
des Kindes, Beſtimmung durch den elter⸗ 
lichen Gewalthaber 1631 A 1, EG 134: 
des unehelichen Kindes 1707 A 2; des 
Mündels 1801; Anderung 1666 A 2; Geſetz 
über die religiöſe Kindererziehung: nach 
§ 1631. 

Religiöſe Zwecke eines Vereins 43, 61. 

Rennwettgeſetz 763 A 1, 4. 

Renten 197 A 2; Verjährung 197; Nieß⸗ 
brauch 1073 A 2; vgl. Geldrente. 

Rentenbankkreditanſtalt Vorbem 2 vor 21, 
244 A 1e; Rentenbankſcheine 244 A 1a, c. 

Rentengüter EG 62. 

Rentenſcheine 799, 801, 803 A 1; Hinter · 
legung 234; Abhandenkommen 804; Aus- 
gabe 805; Nießbrauch 1081, 1083; Verpfän⸗ 
dung 1296; von Papieren der Ehefrau 1392; 
von Mündelpapieren 1814, 1818; der zur 
Vorerbſchaft gehörenden Wertpapiere 2116. 

Rentenſchuld, Begriff, Ablöſungsſumme 
1199, 1200, EG 117; Ablöſung 1201, 1202; 
Umwandlung in eine Grundſchuld 877 A4, 
1203; Unterſchied von Reallaſt 1199 A1; 

Sicherheitsleiſtung 232; Beſeitigung 
durch Verkäufer des Grundſtücks 439 Rück 
tritt 880; Nießbrauch 1047, 1080; Pfand. 
recht 1291; bei der Fahrnisgemeinſchaft 
1551; Anlegung von Mündelgeld 1807; 
Verfügung des Vormundes 1819, 1821; 
des Nacherben 2114; an vermachten 
Grundſtücken 2165, 2168; X 

Reutenſchuldbrief, Eigentum 952; Pflicht 
zur Vorlegung zwecks Grundbuchberich⸗ 
tigung 896. 

Repräſentationsrecht 1924 A 4. 

Reugeld 336, 339 A 1, 359. 

Revennenhypothek 1113 A 1. 

Reviſibilität 133 A 2; beim unſittlichen 
Rechtsgeſchäft 138 A 3; bei der Vertrags- 
auslegung 157 A 3 a. E. 

Richter, Haftung 839, 1674, 1848, EG 77; 
Teſtament 2231—2236; Abſchluß des Erb⸗ 
vertrags 2276. 

Richterliches Prüfungsrecht über das ver⸗ 
faſſungsmäßige Zuſtandekommen des Ge⸗ 
ſetzes Vorbem 2 vor 1. 

Rindvieh, Mängel beim Kauf 481. 

Ritterſchaftliche Kreditanſtalt Ech 167, Fa⸗ 
milien EG 216. 

Rotwild, Wildſchaden 835. 

Rückbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Rückgabe der Vollmachtsurkunde 175; der 
Draufgabe 337; des Schuldſcheins 371; 
der gemieteten Sache 556, 557; der geliehe 
nen Sache 604; der Nießbrauchſache 1055; 
des Pfandes 1223, 1253; der Verlobungs⸗ 
geſchenke 1301; des Teſtaments 2256, 2272. 

Rücknahme der Ermächtigung eines Minder⸗ 

“jährigen zum Betrieb eines Erwerbs⸗ 
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geſchafts oder zum Abſchluß eines Dienft- 
vertrags 112, 113; der Klage und Konkurs⸗ 
anmeldung, Wirkung auf die Verjährung 
212, 214; der hinterlegten Sache 376, 377, 
379, 382; des Teſtaments 2256; des ge 
meinſchaftlichen Teſtaments 2272. 

Rückſtände von Zinſen und wiederkehrenden 
Leiſtungen, Verjährung 197, 902. 

Rlicktritt 346; Schadenserſatzpflicht des Rück⸗ 
gewährungspflichtigen 347; Erfüllung Zug 
um Zug 348; Form 349; Erfüllungsort 
269 A 5, 346 A 3; Verzicht 349 A 1, 851 
ae 

kein Ausſchluß durch zufälligen Unter⸗ 
gang der Sache 350; Ausſchluß bei ver⸗ 
ſchuldeter Unmöglichkeit der Herausgabe 
351; Ausſchluß infolge Verarbeitung oder 
Umbildung einer Sache 352, infolge Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung mit einem 
Rechte 353; 

Verzug des Berechtigten mit der Rück⸗ 
gewähr 354; Friſt zur Ausübung 355; 
Unteilbarkeit 356; Unwirkſamkeit bei Auf⸗ 
rechnung 857; Beweislaſt 358; gegen 
Zahlung eines Reugeldes 359; Vorbehalt 
Da Verwirkung 860; bei Fixgeſchäften 


bei Unmöglichkeit der Leiſtung 280; bei 
gegenſeitigen Verträgen im Falle der Un⸗ 
möglichkeit und des Verzugs 325—327; 
bei nachträglicher Veränderung in den Ver⸗ 
hältuiſſen eines Vertragsteils 157 A 3; 
beim Kauf 444, 454, 455, 162 A 1; beim 
Dienſtvertrag 611 A 1, 626 A 3; des Be⸗ 
ſtellers beim Werkvertrag wegen ver⸗ 
ſpäteter Lieferung 636; beim Geſellſchafts. 
vertrag 705 A 4; bei Bürgſchaft Vorbem 4 
vor 765; vom Verlöbnis 1298, 1299; vom 
Erbvertrage 2293—2298. 
e ausländiſcher Geſetze EG 
28. 


Rückwirkung der Vorſchriften des BGB 
Vorbem 8 vor 1; der Anfechtung 142, 1343; 
der Bedingung 159 A 1; der Genehmigung 
184; der Aufrechnung 389. 

Ruhegehalt, Verjährung 197; Abtretung 411. 
Zuſicherung einer Leibrente 761 A 5. 
Ruhen der elterlichen Gewalt 1676—1678, 
1681, 1684, 1696. 
Ruß, Zuführung 906. 


S 


Sachbeſchädigung 823; durch Tiere 833; 
durch Einſturz von Gebäuden 836. 

Sache 90; 93 A 2; Sachgeſamtheit, Rechts 
geſamtheit 90 A 1; verkehrsunfähige Sache 
90 A 1; Vertretbarkeit 91; verbrauchbare 
Sachen 92, bewegliche Sachen 90 A 1 a. E., 
95 U 1; herrenloſe Sachen 958 A 1; Be⸗ 
ſtandteile 93—95; zuſammengeſetzte Ein⸗ 
heitsſachen 98 A 2; ſubjektiv⸗dingliche Rechte 
96 Zubehör 97, 98; Früchte einer Sache 
99; Zeit der Fruchtziehung 101; Verwen⸗ 
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dungen auf die Früchte 102; Nutzungen 
100; Laſten 103; Eigenſchaften einer S. 
459 A 4. 


Sachinbegriff 90 A 1, 854 A 2; 
Eigentumsübertragung 929 A 2; Heraus⸗ 
gabe 260, 985 A 4; Nießbrauch 1035; 
Pfandrecht 1204 A 5. 

Sachenrecht Vorbem vor 854. 

Sachpflegſchaft Vorbem 1 vor 1909. 

Sachſtatut Vorbem 11 vor 104. 

Sachverſtändige, Verjährung der Anſprüche 
196; Feſtſtellung des Zuſtaudes einer 
Sache: beim Nießbrauch 1034, 1067, des 
eingebrachten Gutes 1372, 1528, des 
Mündelvermögens 1802, bei der Nach⸗ 
erbſchaft 2122; Haftung für Schaden EG 79. 

Saldo 782 A 1, 3; Anerkennung im Konto⸗ 
kurrentverhältnis 764 A 3. 

Samen 94. 

Sammelvermögen 80 A !; Pflegſchaft Vor⸗ 
bem 1 vor 1909, 1914. 

Sammelvormund 1775 A 1, 1786 zu Nr 8. 

er Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037. 


Satzung des Vereins 25; Anderung 33; des 
eingetragenen Vereins 57, 58, 66; einer 
Kreditanſtalt, Bezugnahme bei Hypothek 
1115. 


Schadenserſatz, Begriff des Schadens Vor⸗ 
bem 1 vor 249; Verſchulden Vorbem 2 
vor 249; urſächlicher Zuſammenhang Vor⸗ 
bem 3 vor 249; Vorausſehbarkeit 276 A 4; 
Umfang der Haftung Vorbem 4 vor 249; 
Vorteilsausgleichung Vorbem 5 vor 249; 
konkreter Schaden 325 A 1a; abſtrakter 
Schaden 252 A3, 325 A ta; negatives Ver⸗ 
2 e 122, 179, 807, Vorbem 2 vor 
249; 


Inhalt der Verpflichtung zum Schadens 
erſatz, Naturalreſtitution oder Gelderſatz 
249—251; Berechnung und Form der 
Geldentſchädigung 251 A 3; entgangener 
Gewinn 252; Schaden, der nicht Ver⸗ 
mögensſchaden iſt, Schmerzensgeld 258; 
mitwirkendes Verſchulden des Beſchadig⸗ 
ten 254; 826 A 7, 831 A 8; mehrere Haft 
bare 251 A 1 a. E.; 426 A 1, 431 A 2; 
Abtretung des Anſpruchs des Erſatz⸗ 
berechtigten beim Verluſt einer Sache oder 
eines Rechtes 255; Aufwertung 242 A 54 

ax; 

Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, 
Art der Berechnung 825 A 1a; bei Unmög— 
lichkeit der Leiſtung 280, 281, 324 A 1a, 
326; nach rechtskraftiger Verurteilung des 
Schuldners und erfolgloſer Friſtſetzung 288; 
bei gegenſeitigen Verträgen 325, 326; Ver⸗ 
hältnis zur Draufgabe 388, zur Vertrags⸗ 
ſtrafe 340; beim Kauf 440, 463, 480; bei 
Schenkung 528; bei Miete 538; beim Werk: 
vertrag 635; 

Schadenserſatz bei Nichtigkeit oder An- 
fechtbarkeit einer Willenserklärung 122, 
123 A 5, eines Rechtsgeſchäfts 125 A 1b; 
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142 A 1; bei Vereitelung des von einer 


Bedingung abhängigen Rechtes 160; bei 
Notſtand und Selbſthilfe 228, 229, 231, 
904; bei Enteignung Vorbem 5 vor 249; 
bei der Hinterlegung 374, 384; bei der Auf⸗ 
rechnung bei verſchiedenen Leiſtungsorten 
391; bei Schenkung 524; bei Miete 545, 
553 A 2, 554 A !; bei Pacht 597; bei Leihe 
603 A 1; bei Dienſtvertrag 615 A 2, 618, 
628; bei Werkvertrag 631 A 1, 2; 634 A 1, 
640 A 4, 642, 643 A 1, 644; bei Mäfler- 
vertrag 654 A 2 a. E.; bei Geſchäftsführung 
ohne Auftrag 678, 682; bei Gaſtaufnahme 
701; des Ausſtellers von Schuldverſchrei⸗ 
bungen 795; bei Beſitzſtörung 861 A 4; 
beim Aufſuchen von Sachen auf fremden 
Grundſtücken 867; bei Beeinträchtigung 
des Eigentums 904, 906 A 13; einer Dienſt⸗ 
barkeit 1027 A 4; bei Eigentumsverluſt 
infolge Verbindung, Vermiſchung, Ver⸗ 
arbeitung 951; im Verhältnis zwiſchen 
Eigentümer und Beſitzer 989, 990, 992; bei 
Unterlaſſung der Anzeige der Pfaudver⸗ 
fteigerung 1220; bei ordnungswidrigem 
Pfandverkaufe 1243; , g 

beim Rücktritt vom Verlöbnis 1298 bis 
1300; bei Verletzung der Ehefrau 1356 A 7, 
1363 A 7; bei Eheſcheidung 1564 A 5, 
1578 A 9; desjenigen, der unberechtigter ⸗ 
weiſe die Übernahme einer Vormundſchaft 
ablehnt 1787; des Erbſchaftsbeſitzers 2023; 
des Vorerben 2188; des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2219 A 1, 2; geſamtſchuld⸗ 
neriſche Haftung mehrerer Teſtaments⸗ 
vollſtrecker 2219 A 3; vgl. Haftung, Un⸗ 
erlaubte Handlung, Verzug. 


Schadensverſicherung für fremde Rechnung 
330 A 2. 

Schadlosbürgſchaft Vorbem 5 vor 765, 
771 A. 


Schafe, Mängel beim Kauf 481. 
Schank⸗ und Speiſewirt, vgl. Gaſtwirt. 
Schatz 99 A 5, 984; Nießbrauch 1040. 
Schätzer EG 79. 


Schätzung, Übernahme eines Landguts auf 


Grund einer Schätzung 594; des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens 738, des Nachlaſſes zur 
Pflichtteilsberechnung 2311. f 
Schätzungswert als Wiederkaufspreis 501; 
des Inventars des gepachteten Grund» 


ſtücks 588, 589; des Inventars bei Nieß⸗ 


brauch 1048. 
Scheck Vorbem 8, 4 vor 783; 788 A 3, 792 
A 1, 5; 364 A 2. 


Scheidung der Ehe 1564—1585; vgl. Ehe. 


Scheinforderung, Abtretung 405. 

Stheingeſchäft, verdecktes Geſchäft 117. 

Schenkung, Begriff 516, 517; gemiſchte 
Schenkung 516 A7; Form des Schenkungs 
verſprechens 518, 780 A 5, 781 A 4; Rechts- 
wohltat des Notbedarfs 519, 528, 529; Be⸗ 
endigung der Verpflichtung durch Tod des 
Schenkers 520; Leibrentenſchenkung 761 
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A 4; als Scheingeſchäft 125 A 1b; 142 A 1; 

keine Verzugszinſen 522; Haftung des 
Schenkers für Verſchulden 521, für Mängel 
523, 524; 

unter einer Auflage 525—527, 80 A 1, 
81 A 2; Rückforderung wegen Bedürftig⸗ 
keit 528, 529; Widerruf 530, Form 531; 
Verzicht auf Widerruf 533; Pflicht und 
Anſtandsſchenkung 534; 

Rückgabe der Geſchenke bei Auflöſung 
des Verlöbniſſes 1301; Schenkung unter 
Ehegatten 1373 A4, 1432 A 3; Erwerb durch 
Schenkung: bei Verwaltungsgemeinſchaft 
1369, 1406, bei Gütergemeinſchaft 1477, bei 
fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 1505 A 2, 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1521, 
bei Fahrnisgemeinſchaft 1551, 1556; Ab⸗ 
lehnung einer Schenkung durch die Ehe⸗ 
frau 1406, 1453; Schenkung aus dem Ge⸗ 
ſamtgute 1446; Widerruf bei Scheidung 
105 Ehe 1584; Ausſtattung als Schenkung 

24; 


aus dem Kindesvermögen 1641; des 
Vormundes 1804; des Vorerben 2113; des 
Teſtamentsvollſtreckers 2205, 2207; des 
Erblaſſers bei Erbvertrag 2287; einer Erb⸗ 
ſchaft 2385; 

als Grundlage für die Ergänzung des 
Pflichtteils 2325— 2331; Schenkung von 
Todes wegen 2301, 1937 A 1; kideicom- 
missum a debitore relietum 516 A 9, 1937 
A 1, 2301 A 1. 

an bei Abgabe einer Willenserklärung 

118. 


Schichtung, Auseinanderſetzung bei fort 
1 Gütergemeinſchaft 1498 A 1, 1505 


Schiedsgericht, Schiedsrichter 662 A 1, 839 
A 2; Anordnung durch letztwillige Ver: 
fügung 1937 A 1, 2065 A 2; Verjährung 
der vor einem Schiedsgericht geltend zu 
machenden Anſprüche 220. 

Schiedsvertrag Vorbem 1 vor 779; über 
Spiel und Wette 762 A 4; Abſchluß durch 
den Vormund 1822; Schiedsgutachterver⸗ 
trag 317. 

Schiff, Haftung bei Verkauf 435. 

Schiffer, Verjährung ſeiner Anſprüche 196. 

Schiffspart 1272. 

Se 1259-1271; vgl. Pfand⸗ 
recht. 

Schiffsregiſter 1259, 1260, 1262, 1263. 

Schikaneverbot 226. 

Schlüſſelgewalt der Ehefrau 1357, EG 16; 
Eintragung der Ausſchließung oder Be⸗ 
ſchränkung in das Güterrechtsregiſter 1561. 

Schlüſſige Handlungen Vorbem 2 vor 116. 

Schmerzensgeld 847. 

Schmiede, Zubehör 98. 

Schmuckſachen der Ehefrau 1362, 1366, 1477; 
des Kindes 1650. 

Schneeballgeſchäft 433 A 3p; 763 A 1. 

Schoßfallrecht 1925 A 2; 1928 A 2. 
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3 Eigentumserwerb durch Schreiben 
90. 


Schreibensunkundige, Teſtamentserrichtung 
2238 A 6; 2247. 

Schriftlichkeit, Form des Rechtsgeſchäfts 126, 
127; Erfordernis der Schriftform 125 A 5. 

Schriftſtücke, zum Nachlaß gehörige 2047 A 3. 

Schriftzeichen beim eigenhändigen Teſtament 
2231 A 4. 

Schulbaulaſt EG 182. 

Schuldanerkenntnis Vorbem vor 780, 781, 
782, ſchenkweiſe erteiltes 518, 781 A 4; 
poſitives, negatives 812 A 11; an den 
Heiratsvermittler 656; bei Spiel und Wette 
2305 4; bei Schenkung von Todes wegen 

Schuldenhaftung der Geſellſchafter 783; bei 
Beſtehen des Nießbrauchs an einem Ver⸗ 
mögen 1086—1088; bei Verwaltungs 
gemeinſchaft 1410—1417; bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1459—1465; bei fort- 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1488, 1489; 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1530 bis 
1538; bei Fahrnisgemeinſchaft 1556 A 5; 
vgl. Nachlaßverbindlichkeiten. 

Schuldiger Teil bei der Eheſcheidung 1574, 
1576, 1584; Wirkung des Schuldaus⸗ 
ſpruchs auf die Sorge für gemeinſame 
Kinder 1635, 1686. 

Schuldner 241 A 1; Mehrheit 420, 421, 431. 

Schuldſchein, Verpflichtung des Gläubigers 
zur Rückgabe 371; Eigentum 952; Pfand- 
1 am Sch. 1287 A 2; Beweiskraft 607 


Schuldübernahme 414; gehäufte 414 A 1, 
417 A 1; Vorbem 6 vor 765, 766 A 1; 
Unterſchied von Erfüllungsübernahme 329 
A 1; durch Vertrag mit dem Gläubiger 414; 
durch Vertrag mit dem Schuldner 415; 
bei Übernahme einer Hypothekenſchuld 415 
A 1, 416; Einwendungen des Übernehmers 
417; Wirkung auf die Nebenrechte der 
Forderung 418; Vermögensübernahme 
419; durch den Vormund 1822 Ziff 10. 

Schuldverhältnis Vorbem 1—3 vor 241; 
Entſtehung Vorbem 3 vor 241, 305 A 1a; 
Anderung 305 A 1b; Aufhebung 305 A 1a; 
Erlöſchen 362 A 1. 

Schuld vermächtnis 2173 A 2. 

Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, 
Begriff 793; Entſtehung der Vorpflichtung 
des Ausſtellers 794; Erfordernis der ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung 793 A 2, 795; Ein⸗ 
wendungen des Ausſtellers 796; Leiſtung 
des Ausſtellers „797; Erſatz beſchädigter 
Schuldverſchreibungen 798; Aufgebot im 
Falle des Verluſtes 799; Wirkung des 
Ausſchlußurteils 800; Erlöſchen und Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs, Vorlegungsfriſt 
801; Hemmung der Vorlegungsfriſt und 
der Verjährung durch Auen: 802; 
Zins-, Nenten-, Gewinnanteilſcheine 803 
A 1; Verluſt derſelben 804; Inkraftbleiben 
der Zinsſcheine bei Erlöſchen der Haupt- 
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forderung 808; Gewinnanteilſcheine von 
Aktiengeſellſchaften 793 A 1; Erneuerungs⸗ 
ſcheine 798 A 1, 808 A 1, 805; Umſchrei⸗ 
bung auf den Namen 806; unvollkommene 
Inhaberpapiere, Karten, Marken 807; 
hinkende Inhaberpapiere 808; 

Zinsſatz 247, 248; Sicherungshypothek 
1187, 1189; Schiffspfandrecht 1270; mün⸗ 
delſichere Schuldverſchreibungen 1807; Aus⸗ 
ſtellung durch den Vormund 1822, durch 
den Staat EG 100. 

Schuldverſprechen 780 und Vorbem; auf 
Grund Abrechnung oder im Wege des 
Vergleichs erteiltes 782; zum Zwecke der 
Erfüllungsübernahme 329 A 1; ſchenkweiſe 
erteiltes 518, 780 A 5; an den Heirats⸗ 
vermittler 656, 780 A 7; bei Spiel und 
Wette 762 A 4, 780 A 7; bei Schenkung 
ag Todes wegen 2301; Verjährung 780 


Schulverband Vorbem 2 vor 21. 

Schutzgebiet, Anwendung der deutſchen Ge ⸗ 
ſetze Vorbem 11 vor 104; Erwerb von 
Grundeigentum 925 A 1. 

Schutzgeſetz, Verletzung 823 Abſ 2; 828 A 14. 

Schwägerſchaft 1590; Ehehindernis 1310, 
1827; keine Ehelichkeitserklaͤrung der 
Kinder aus einer wegen Schwan 
verbotenen Ehe 1732; Schwägerſchaft 
infolge Ehelichkeitserklärung 1737, infolge 
Aunahme an Kindes Statt 1763; Berück⸗ 
lichtigung bei Auswahl des Vormundes 


Schwangerſchaft, Koſten bei der zu erwar⸗ 
tenden Geburt: eines unehelichen Kindes 
1715, 1716, eines Erben 1963, eines Nach 
erben 2141; Ausſetzung der Erbteilung bis 
zur Geburt des empfangenen Erben 2048. 

Schwarzwild, Wildſchaden 885. 

Schwebezeit bei Bedingungen 160, 161. 

Schweigen als Willenserklärung Vorbem 2 
vor 116, 242 A 4; auf einen Vertragsantrag 
147 A 2, 151; als Billigung beim Kauf auf 
Probe 496; als Annahme der Schenkung 
516; des Ehemanns beim Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts durch die Frau 1405; 
vgl. Stillſchweigende Willenserklärung. 

Schweine, Mängel beim Kauf 481. 

Sechswochenkoſten 1715. 

Seegefahr, Todeserklärung 16. 

Seeteſtament 2251, 2252. 

Seitenlinie, Verwandtſchaft, Schwägerſchaft 
1589, 1590. 

Seitenverwandter, Erbverzicht 2349. 

Selbſthilfe 229—231; des Vermieters bei 
Ausübung des Pfandrechts 561; gegen ver⸗ 
botene Eigenmacht 859, 860. 

Selbſthilfeverkanf zur Feſtſtellung des Scha⸗ 
deus 325 A 1. 

Selbſtkontrahieren 181. 

Selbſtſchuldneriſche Bürgſchaft Vorbem 5 
vor 765, 778, 777. 

Sequeſtration 1134 A 6; freiwillige S. Vor⸗ 
bem 2 vor 688. 
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Seuchenteſtament 2250. 

Sicherheit, Aufgabe durch den Bürgſchafts 
gläubiger 776; durch den Vormund 1822. 

Sicherheitsarreſt 230. 

Sicherheitsleiſtung 232—240; durch Hinter. 
legung von Geld oder Wertpapieren 232 
bis 235; durch Buchforderungen 282, 236; 
durch Verpfändung beweglicher Sachen 
232, 237; durch Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenſchuld 232, 238; durch Bürgen 
232, 239, 321 A 3, 765 A 8; Ergänzung 240; 

für Gläubiger eines Liauidationsver⸗ 
eins 52; für Aufwendungen 257; für den 
mit Wegnahme einer Sache verbundenen 
Schaden 258; als Schenkung 516 A 4; 
des Vorkaufsberechtigten 509; des Mieters 
im Falle der Veräußerung des Grund- 
ſtücks 572; bei Ausſcheiden eines Geſell⸗ 
ſchafters 738; des Hauptſchuldners an 
den Bürgen 775; wegen der Gefahr der 
Vorlegung von Sachen und Urkunden 811; 
des Rentenverpflichteten 843; gegenüber 
dem Verfolgungsrecht des Beſitzers 867; 
bei Nießbrauch 1039, 1051, 1052, 1067; 
Herausgabe des Pfandes gegen Sicher ⸗ 
9100 ht 1218; des Ehemanns 1391 
is 1893, 1418; des unterhaltsverpflichteten 
Ehegatten nach der Eheſcheidung 1580; 
des Vaters 1668, 1670, 1672; des Vor⸗ 
mundes 1786, 1844, 1889; für den Nach⸗ 
laßgläubiger 1986, 2217; des Vorerben 
2128; 


Abwendung durch Sicherheitsleiſtung: 
Zurückbehaltungsrecht 273, 820, 321, Ver. 
mieterpfandrecht 562; 

Unterbrechung der Verjährung 208; 
Rückforderung nach Verjährung 222. 

Sicherung von Forderungen juriſtiſcher Per · 
ſonen des öffentlichen Rechts durch Hypo 
thek EG 91; eines Anſpruchs durch Über- 
tragung eines Rechtes 223; des Beweiſes 
478, 485, 229 A 5; des Anſpruchs auf Ein · 
räumung oder Aufhebung eines Grund ⸗ 
ſtücksrechts 883; des Nachlaſſes 1960, EG 


140. 
Sicherungsabtretung 398 A 1. 
Sicherungshypothek 1184; kein Hypotbelen⸗ 
beef 11855 Umwandlung in Verkehrs⸗ 
hypothek 1186; für Forderungen aus 
Schuldverſchreibungen, Wechſeln, Order⸗ 
papieren 1187—1189; Kautlonshypothek 


0; g 
keine Sicherheitsleiſtung durch Siche⸗ 
rungshypothek 238; Sicherungshypothek 
für Bauforderungen 648; Erwerb des 
Pfandgläubigers bei Übertragung des 
Grundſtückseigentums 1287; an Grund⸗ 
ſtücken des Vormundes 1844 A 3. 
Sicherungskauf 117 A 3; 433 A k; 930 A 5. 
Sicherungsübereignung 868 A 3; 980 A 5, 6; 
1205 A 7 
Sielrecht EG 66. 
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Silberſachen, Verkauf bei Verpfändung 
1240. 


Sitten vgl. Gute Sitten. 

Sittliche oder Anſtandspflicht 534, 1446, 
1641, 1804, 2118, 2205, 2330; keine Rück⸗ 
forderung 814. 

Sitz des Vereins 24; des eingetragenen 
Vereins 55, 57; der Stiftung 80. 

Skonto 433 A 10h, pp. 

Skontration 387 A 1. 

Societas leonina 722 A 1. 

Sondergericht, Anſpruchsverjahrung 220. 

Sondergut bei allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft 1439; bei fortgeſetzter Gütergemein ⸗ 
ſchaft 1486; bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1520 A 1. 

Sondernachfolger, Wirkung von Verein⸗ 
barungen der Teilhaber bei Bruchteils⸗ 
gemeinſchaft 746, 751, 755; eines Mit- 
eigentümers 1010. 

Sonderrechte von Vereinsmitgliedern 85. 

Sondervermögen, Stiftung 80 A 1 

Sonntag als Leiſtungstag und Ende einer 
Friſt 193. 

Sorge für die Perſon des Kindes: bei ehe⸗ 
lichen Kindern 1627—1637, 1676, 1696 
bis 1698; bei unehelichen Kindern 1707; 
bei Kindern aus nichtiger Ehe 1702; bei für 
ehelich erklärten Kindern 1738; bei ange⸗ 
nommenen Kindern 1765; bei Mündeln 
1793, 1800; 

für das Vermögen des Kindes bei ehe⸗ 
lichen Kindern 1627, 1688—1670; bei 
Mündeln 1793. 

Sorgfalt: Haftung 1 die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt 276; in eigenen An⸗ 
gelegenheiten 277; vol. Haftung. 

Sozialpolitiſche Zwecke eines Vereins 48, 61. 

Sparkaſſe, Rechtsfähigkeit Vorbem 2 vor 21; 
Zinsfuß 248; Einzahlung durch Vertreter 
80 995 Anlegung von Mündelgeld 1807, 


Sparkaſſenbücher 90 A 2, 808 A 1, 4; Eigen · 
tum 952 A 4; 1006 A 2; Schenkung 518 
A 1; Abtretung 518 A 1, 808 A 3; Verpfän⸗ 
dung 1204 A 4. 


Spediteur, Übergabe der gekauften Sache 
0 


447. 
Speiſewirte, Verjährung der Anſprüche 196. 
Sperrjahr bei der Liquidation von Vereinen 
1 


51. 

Sperrvermerk in Sparkaſſenbüchern 1809 

A 1. 

Spezialftätsgrundſatz für Grundbucheinträge 
Vorbem 3d vor 873. 

Spezialvollmacht 166 A 4. 

Spezifikation 950. 

Spiel 762; geſetzlich verbotene Spiele 762 
A 6; Nebenverträge 762 A 5; Lotterie und 
Ausſpielvertrag 763; Nichtigkeit aus be⸗ 
ſonderen Gründen (Falſchſpiel) 762 A 3; 
Rückforderung des Einſatzes 762 A 3; An⸗ 
erkennung durch Schuldverſprechen oder 
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Schuldanerkenntnis 780 A 7; Darlehn zum 
Spiel 138 A ib, 762 A 4, 5; Vorbem 4 
vor 607; Differenzgeſchäft 764. 

Spielklub 41 A 2, 60 A 1. 

Sprache, bei Kundgebung des letzten Willens 
2243; des der deutſchen Sprache nicht 
mächtigen Erblaſſers 2244; Teſtament in 
fremder Sprache 2245 A 1; beim eigen- 
händigen Teſtament 2231 A 4; Mundart 
der deutſchen Sprache 2244 A 1. 

Spruchrichter, Haftung 839. 


Staat, Haftung für feine Beamte 89 A 3, 


EI 77; Aufrechnung gegen Forderungen 
des Staates 387 A 4, 395; vgl. Fiskus. 
Staatliche Genehmigung vgl. Genehmigung. 
Staatsangehörigkeit Vorbem 7 vor 1; des 


Kindes 1616 A 2; des unehelichen Kindes 


Vorbem 4 vor 1705; des angenommenen 
Kindes Vorbem 5 vor 1741; des Erblafſers 
Vorbem 1 vor 1922, 1936 A 2; des Mündels 
vgl. Staatsverband; Perſonen ohne Staats⸗ 
angehörigkeit EG 29. 

921800 Anlegung von Mündelgeld 
1808. 

Staatsſchuldbuch, Verpfändung von For⸗ 
derungen als Sicherheit 232, 236, Anlegung 
von Mündelgeld 1807, 1815, 1853, EG 97, 
98, 


Staatsverband, Entlaſſung des Mündels 
1821 A 3; 1827, 1847 

Staatsverträge EG 56. 

Stadtgemeinde, Vertreter 89 A 2; Haftung 
31 A 1, 89 A 3. 

Stallwirt, Haftung 701 A 4. 

Stammgüter EG 59. 

Standesbeamter, Tätigkeit bei der Ehe⸗ 
ſchließung 1317/—1321. 

Standesgemäßer Unterhalt 519, 528, 829, 
1578 A 3; 1603, 1610, 1620. 

Standesregiſter vgl. Heiratsregiſter. 

Statutenkolliſion vgl. Internationales Pri⸗ 
vatrecht. 

ers Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037. 


Stellvertretung ſ. Haftung, Vertretung. 

Stenographie beim eigenhändigen Teſtament 
2231 A 4. 

Stiftung, öffentliche Vorbem 2 vor 21; Unter- 
ſchied zwiſchen wohltätiger und milder Stif⸗ 
tung Vorbem 2 vor 21 a. E.; Stiftung unter 
Verwaltung einer öffentlichen Behörde 86 
A 2; unſelbſtändige, fiduziariſche Stiftung 
80 At; Sammelvermögen 80 A 1; Fami⸗ 
lienſtiftung Vorbem 2 vor 21; 80 A 3; 85 
A % 2 86 A2; 

Eutſtehung 80; Stiftungsgeſchäft unter 
Lebenden 81, durch letztwillige Verfügung 
81 A 2, 4, 83, 1940 A 3; Vermögensüber⸗ 
tragung auf die Stiftung 82, 84; Verfaſſung 
der Stiftung 85, 86; Vorſtand 86 A 1; 


Haftung des Stifters 81 A 2; Klage⸗- und 


Anfechtungsrecht des Stiftungsintereſſen⸗ 


ten 85 A 2; Rang im Konkurs 85 A 2 


Verluſt der Rechtsfähigkeit 86 A 3; Auf 
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hebung der Stiftung 87; Widerruf 81; 
Anderung des Stiftungszwecks 87; Anfall 
des Vermögens bei Erlöfchen 88; Liqui⸗ 
dation 88 A 2; 

Erbteilung bei Beteiligung einer noch 
nicht genehmigten Stiftung 83 A1; 2043. 

Stillſchweigende Willenserklärung, Vorbem 
2 vor 116; Vereinbarung einer Ver. 
gütung: beim Dienſtvertrag 612; beim 
Werkvertrag 632; beim Mäklervertrag 
653; bei der Verwahrung 689. 

Verlängerung: der Miete 568; des 
Dienſtvertrags 625; der Geſellſchaft 724. 

Stillſtand der Rechtspflege, Hemmung der 
Verjährung 208. 

Stimmenmehrheit in der Vereinsverſamm⸗ 
lung 32, 33; der Geſellſchafter 709; bei 
Gemeinſchaft 745; der Familienratsmit: 
glieder 1874; der Miterben 2038. 

Stockwerk 1014; Stockwerkseigentum 98 A 7; 
903 A 2; 1010 A 1; Ec 182; Erbbaurecht, 
VO über das Erbbaurecht 8 1. 

Stoff beim Werkvertrag 644, 645, 651; 
Verarbeitung und Umbildung 950. 

Störung der Geiſtestätigkeit 105, 827; des 
Beſitzes 858, 862, 869; des Eigentums 
1004; der Ausübung der Grunddienſtbar⸗ 
keit 1029. 


Strafbare Handlung, Erlangung des Be⸗ 


ſitzes 992, eines Erbſchaftsgegenſtandes 
2025; als Grund zur Eheſcheidung 1565, 
1568 A 3, 4; zur Verwirkung der elter⸗ 
lichen Gewalt 1680, zur Pflichtteilsent⸗ 
29990 2333, 2334, zur Erbunwürdigkeit 
2 8 . 


Strafe, Strafgedinge vgl. Vertragsſtrafe; 
Eheſcheidungsſtrafen 1578 A 1. 

Strafverfahren des Unterhaltsberechtigten 
1610 U 4; gegen den Ehemann 1468, 
1536; gegen die Ehefrau 1387, 1415, 1463; 
gegen das Kind 1654. 

Straße, Beftandteil des Grundſtücks 93 A 1, 
Haftung der Stadtgemeinde 31 A 1; 
Haftung im Straßenverkehr 254 A 5; 
grunddienſtbarkeitliche Rechte der Anlieger 
an öffentlicher Straße 1018 A 2; vgl. Weg. 

Sträucher, Beeinträchtigung des Nachbar⸗ 
grundſtücks 907, 910, EGG 124, 183; Früchte 
911, 923. 

Streik, Aussperrung, Boykott 188 A 1; Vor- 
bem 3 vor 611, 615 A 2, 826 A 50; Aus- 
legung der Streikklauſel 157 A 3. 

Streitgenoſſenſchaft vor dem Schiedsgericht 
220 Al; zwiſchen Geſellſchaftern 714 A 4; 
zwiſchen Teilhabern bei Bruchteilsgemein⸗ 
ſchaft 744 A 3; zwiſchen Ehelenten 1400 
A 6; 1407 A 2, 10; zwiſchen Miterben 
2032 A1; 2039 A 2; 2058 A 2; 2059 A 5. 

Streitverkündung, Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung 209, 215; bei Mängelrüge 478, 485. 

Stumme 1910; Teſtierfähigkeit 2238 A 6; 
2248, 2247 A 1; 2265 A 1. 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BOB 


Stundung 157 A 3; 779 A 4; Hemmung der 
Verjährung 202; Beſtimmung der Dauer 
durch Urteil 315 A 4; des Kaufpreiſes 452 
A 2; 454; bei Vorkauf 509; der Haupt⸗ 
ſchuld bei Bürgſchaft 767 A 2. 

Subjektiv⸗dingliche Rechte 96. 

Submiſſionsverfahren 632 A 2. 

Subſtitut, Subſtitution 166 A 4; 278 A 8. 

Successio ordinum, successio graduum 1930 
A 1. 

Sühnetermin in Eheſachen 1571. 

Sukzeſſivlieferungsgeſchäfte vgl. Teilliefe⸗ 
rungsgeſchäfte. 

Sumnienverwahrung 700, 688 A 2. 

Surrogation 90 A 1; bei Eintritt der Un- 
möglichkeit der Leiſtung 281, 325; bei 
Vermögensübernahme 419 A 2; beim 
Geſellſchaftvermögen 718 U 4; bei un- 
gerechtfertigter Bereicherung 818; beim 
Erlös aus dem Funde 966, beim Erlös 
aus dem Pfande 1219, 1247, 1212 A 4; 
beim eingebrachten Gute 1381, 1382, 1524, 
1554; beim Vorbehaltsgut 1370; 1440, 
1486, 1526; beim Geſamtgut 1473; beim 
Kindesvermögen 1638, 1646, 1651; beim 
Erbſchaftsauſpruch 2019; bei der Erbſchaft 
2041; bei der Nacherbfolge 2111; beim 
Erbſchaftskauf 2374, 2375. 

Synallagmatiſche Verträge 320 A 2. 
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Tabularerſitzung 900. 
Tag, Berechnung von Friſten 188. 


Tagelöhner, Verjährung der Auſprüche 196. 


Talon vgl. Erueuerungsſchein. 

Tarifgemeinſchaft 54 A 1. 

Tarifvertrag 54 A 1; 611 A 5. 

Tatſache, Begriff 824 A 2; Behauptung 
falſcher Tatſachen, Kreditgefährdung 824. 

Tatſächliche Gewalt 854 A 9. 

Taube, Pflegſchaft 1910; Teſtierfähigkeit 
2243 A 5. 

Tauben, Aneignung, EG 130. a 

Taubſtumme, Verantwortlichkeit bei uner⸗ 
laubten Handlungen 828; Pflegſchaft 1910; 
Teſtierfähigkeit 2243 A 5. 

Taufſchein, Beweiskraft Vorbem 1 vor 1591. 

Tauglichkeit, Haftung für die Tauglichkeit 
einer Sache beim Kaufe 459, bei der Miete 
537, beim Werkvertrag 633. 

Tauſch 515; Unterſchied vom Kauf 433 A 3a. 

Täuſchung, Anfechtungsgrund 123, 124; 
bei der Ehe 1834; Erbunwürdigkeit 2339; 
vgl. Argliſtige Täuſchung. 

Taxe bei Dienſtvertrag 612; bei Werkvertrag 
632; bei Mäklervertrag 658. 

Teich, Fiſche 960. 

Teilbare Leiſtungen, Mehrheit von Schuld ⸗ 
nern oder Gläubigern 420, 427. 

Teilbeſitz 865. 

Teilhypothekenbrief 1145, 1152. 

Teilleiſtungen 266; bei teilweiſer Unmög- 
lichkeit 280, 283, 307, bei gegenſeitigem 
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Vertrage 320; teilweiſe Befriedigung des 
Hypothekengläubigers 1145. 

Teillieferungsgeſchäfte 433 A 5d; 325 A 4; 
326 A 1e; bei Gattungsſachen 480 A 2; 
Rücktritt 469 A 2; Vertragsſtrafe 341 A 3. 

Teilung des Geſellſchaftsvermögens 781; 
bei Aufhebung der Bruchteilsgemeinſchaft 
752—754; der Hypothek 752 A 2, 1132, 
1151, 1152; des Geſamtguts 1476, 1477, 
1503; des Nachlaſſes 2059 A 2; eines 
Grundſtücks 1010, EG 119—121, bei Ber 
ſtehen einer Dienſtbarkeit: des berechtigten 
Grundſtücks 1025, des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks 1026; bei Reallaſt: des verpflichte ⸗ 
ten Grundſtücks 1108, E& 120, 121, des 
Grundſtücks des Berechtigten 1109. 

Teilungsanordnungen des Erblaſſers 2048 
A 1; als Pflichtteilsbeſchränkung 2306; 
Haftung des Erben für Nichtvorhanden⸗ 
ſein bei Erbſchaftskauf 2376. 


Teilungsanſpruch des Geſellſchafters 781. 


ee eg für Grundſtücke EG 


9. 
Teilurteil bei Eheſcheidung 1564 A 4. 
Teilweiſe Befriedigung des Hypothekeu⸗ 
gläubigers 1145, 1176; teilweiſe Leiſtung 
320, 325; teilweiſe Nichtigkeit 139; teil- 
weiſe Unmöglichkeit 280, 807, 323, 325. 
Telegrammadreſſe, Schutz 12 A 1. 


| Telegraphiſche Übermittlung als Schrift: 


form 127. 

Termine 186, 193; letztwillige Zuwendung 
unter Beſtimmung eines Anfangstermins 
2066, 2074 A 2, 2177 A 2. 

Teſtament 1937; Inhalt 1938 —1940; Te- 
ſtierfähigkeit 2229, 2230; perſönliche Er⸗ 
richtung 2064, 2065; 

Widerruf 2253; Form 2254 — 2256; 
Widerruf des Widerrufs 2257; 

Aufhebung durch ſpäteres Teſtament 
2258; Ablieferungspflicht 2259; Eröff⸗ 
nung 2260—2263; Beſtimmung eines ar» 
deren über Geltung der letztwilligen Ver⸗ 
fügung 2065 A 2; 

ordentliche Teſtamentsformen: 
öffentliches Teſtament 2231 Ziff 1, 2232 
bis 2246; Zeugen 2233; Ausſchließungs⸗ 
gründe wegen der mitwirkenden Per⸗ 
ſonen 2234— 2287; Form der Errich⸗ 
tung 2238; mitwirkende Perſonen 2289; 
Protokoll 2240—2242; eines Stummen 
2243; Dolmetſcher 2244; Teſtament in 
fremder Sprache 2245; Verſchluß und 
amtliche Verwahrung 2246; Privatteſta⸗ 
ment 2231 Ziff 2, 2247, 2248; 

außerordentliche Formen: Gemein⸗ 
deteſtament 2249, Seuchenteſtament 2250; 
Seeteſtament 2251; Gültigkeitsdauer der 
außerordentlichen Teſtamente 2252; 

Gemeinſchaftliches Teſtament 2265 
bis 2273; vgl. dieſes; 

Auslegung 2066— 2076; Selbſtändigkeit 
der getroffenen Einzelverfügungen, deren 
Unwirkſamkeit 2085; Vorbehalt der Er⸗ 
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gänzung 2086; Auslegung bei zweifel⸗ 
haftem Inhalt 2084; Einſetzung der ge⸗ 
ſetzlichen Erben 2066, der Verwandten 
2067, der Kinder 2068, der Abkömmlinge 
2069, 2070, der Armen 2072; Bezeichnung 
des Bedachten in mißverſtändlicher Weile 
2073; Bedingungen 20742076; Ein- 
ſetzung des Ehegatten und Verlobten 
2077, 2268; Erbeinſetzung 2087; Höhe des 
Erbteils 2088 —2092; Anwachſung 2094; 
Erſatzerben 2096—2099; Anordnung einer 
Nacherbſchaft 2100; eines Vermächtniſſes 
2147; Ernennung eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2197; vgl. Nacherbſchaft, Ver⸗ 
mächtnis, Teſtamentsvollſtrecker; 

Anfechtung wegen Irrtums 2078; 
wegen Ubergehung des Pflichtteilsberech⸗ 
tigten 2079; Berechtigter 2080; Form 2081; 
Friſt 2082; Verweigerung der Leiſtung 
des Beſchwerten nach Friſtablauf 2083. 

Inhalt von letztwilligen Verfügungen 
in bezug auf die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft 1509, 1511, 1515, 1516; Benennung 
des Vormundes 1777; Ausſchließung von 
der Vormundſchaft 1782; Anordnung be⸗ 
freiter Vormundſchaft 1856; Anordnungen 
in bezug auf den Familienrat 1868. 

Teſtamentsvollſtrecker, Ernennung 2197 bis 
2200, durch den Erblaſſer 2197, durch einen 
Dritten 2198, durch Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker 2199, durch Nachlaßgericht 2200; 
Unwirkſamkeit der Ernennung 2201; Be⸗ 
ginn des Amtes 2202; rechtliche Stellung 
Vorbem 2 vor 164; Zweifel über Fort⸗ 
beſtehen des Amtes 372 A 4; 

Pflichten: Ausführung der letztwilligen 
Verfügungen 2203; Erbauseinanderſetzung 
2204; Verwaltung des Nachlaſſes 2205 
bis 2209; Eingehung von Verbindlichkeiten 
2206; befreiter Teſtamentsvollſtrecker 2207, 
2220; Beſchränkungen 2208 —2210; Aus: 
ſchluß des Verfügungsrechts des Erben 
2211; Aktivlegitimation 2212; Paſſiv⸗ 
legitimation 2218; Stellung gegenüber 
den Privatgläubigern des Erben 2214; 
Nachlaßverzeichnis 2215; ordnungsmäßige 
Verwaltung 2216; Aushändigung ent⸗ 
behrlicher Nachlaßgegenſtände 2217; Ver⸗ 
hältnis zum Erben 2218; Verantwortlich⸗ 
keit 2219; Vergütung 2221; 

im Intereſſe des Nacherben 2222; zur 
Fürſorge für Untervermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen 2223; im Falle der Pflichtteils⸗ 
beſchränkung in guter Abſicht 2338; Mehr- 
heit von Teſtamentsvollſtreckern 2224; 
Beendigung des Amtes 2225; Kündigung 
2226; Entlaſſung 2227; 

Einſetzung als Pflichtteilsbeſchränkung 
2306; Angabe im Erbſchein 2364; Zeugnis 
2368; Haftung des Erben für Nichtvor⸗ 
bandenjein eines Teſtamentsvollſtreckers 
bei Erbſchaftskauf 2376. 

Teſtierfähigteit 2229, 2230; EG 215. 


Teſtierfreiheit 2302. 

Tier, Begriff 833 A 2a; wilde, zahme, ge⸗ 
zähmte Tiere 960 A 1, 9; Haustiere 838 A 8; 
Eigentum 960; Erwerb von Tierjungen bei 
Pacht 586; Gewährleiſtung beim Kauf von 
Tieren 481—492; Haftung des Tierhalters 
833, des Tierhüters 884; Notwehr gegen 
Tiere 227 A 5; Wildſchaden 835. 

Tierarzt, Verjährung ſeiner Anſprüche 196. 

Tiergarten 960. 

Tierhalter, Haftung 833; mehrerer Tierhalter 
833 A 5; Ausſchluß infolge eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes 883 A 7; Haftung des Tier⸗ 
hüters 834; geſamtſchuldneriſche Haftung 
des Tierhalters und des Tierhüters 833 A 5. 

Tiſch und Bett vgl. Trennung. 

Tochter, Ausſteuer 1620—1623; Sorge für 
die Perſon einer verheirateten Tochter 1633. 

Tod des Stifters 84; Wirkung auf die Ab⸗ 
gabe empfangsbedürftiger Willenserklä⸗ 
rungen 180; des Antragenden vor Annahme 
des Antrags 153; des Verſprechens · 
empfängers 831; des Schenkers 520; 
des Beſchenkten 532; des Mieters 569; 
des Vermieters 569 A 4; des Pächters 
596; des Entleihers 605; einer Vertrags- 

artei beim Auftrag 672, 673; eines Ge- 
ellſchafters 727; eines Gemeinſchafts⸗ 
teilhabers 750; kein Erlöſchungsgrund bei 
der Anweiſung 791; des Ausſtellers einer 
Schuldverſchreibung 794; des Nießbrauchers 
1061; des Inhabers einer perſönlichen 
Dienſtbarkeit 1090; des Verlobten 1801; 
des nicht anfechtungsberechtigten Ehe · 
gatten 1838—1342; des Ehegatten bei 
Verwaltungsgemeinſchaft Vorbem 1 vor 
1418, 1424; des Ehegatten bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1482, 1488, bei fort- 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1494; bei 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 1522; eines 
anteilsberechtigten Abkömmlings bei fort- 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1490; des 
Unterhaltsberechtigten und Unterhaltsver⸗ 
pflichteten 1582, 1615; des Kindes 1683; 
des Vaters 1684; des Vaters des un⸗ 
ehelichen Kindes 1712; des unehelichen 
Kindes 1713; des unehelichen Kindes vor 
der Eheſchließung der Eltern 1722; des 
Kindes und Vaters vor der Ehelichkeits- 
erklärung 1733; des Annehmenden und 
Kindes bei Annahme an Kindes Statt 
1753, 1769; des Mündels 1884; des 
Vormundes und Gegenvormundes 1799, 
1894; des Pfleglings 1918 A 1; des Erb- 
laſſers 1922; des Erben vor Ablauf der 
Ausſchlagungsfriſt 1952, vor Ablauf der 
Inventarfriſt 1998; des Vorerben 2106; 
des Teſtamentsvollſtreckers 2225; eines 
Beteiligten beim Erbvertrag 2290, 2297; 
vgl. Todeserkärung. 

To deserklärung 13—20, EG 9; bei Kriegs⸗ 
gefahr 15; bei Seegefahr 16; bei Lebens⸗ 
gefahr 17; Zeitpunkt des Todes 18; Lebens⸗ 
vermutung 19; bei gemeinſamer Gefahr 20; 
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Verfahren 18 A 2; Beweislaſt 19 A 1, 2; 
Koſten 1967 A 3; Wirkung 18 A 1; 
eines Ehegatten 1687; Wiederverheira⸗ 
tung 1848—1352; Beendigung der Nußz⸗ 
nießung und Verwaltung 1420; des über⸗ 
lebenden Ehegatten im Falle der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1494; Been 
digung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1544, 1547; 
des Minderjährigen 14 U 2; des Vaters 
1679, 1684; des Mündels 1847, 1884; 
des Vormundes 1885; des Pfleglings 
1918 A 1; des Erblaſſers 1974; im Falle 
eines Notteſtaments 2252; 
Erbſchaftsanſpruch des für tot Erklärten 
2031; Wirkung irrtümlicher Todeserklä⸗ 
rung auf Rechtsgeſchäfte des vermeint ; 
lichen Erben 2370. 
Todesvermutung 18, 20. 
Todteilung 1498 A 8. 
Ton, Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037. 
Tontinenvertrag 759 A 3. 
Torf, Gewinnung durch den Nießbraucher 


1037. 

Totaliſator 768 A 1, 4. 

Tote Hand EG 86. 

Totgeburt des unehelichen Kindes 1716. 

Tötung eines Menſchen 823 A 4, 10; durch 
ein Tier 883, durch Einſturz eines Ge⸗ 
bäudes 836; Umfang des Schadens 844, 
845; des Schenkers 530; des Erblaſſers, 
Erbunwürdigkeit 2339. 

Traktat vgl. Vorvertrag, Vorverhandlungen. 

Transportgefahr beim Kauf 447, beim Wert: 
vertrag 644. 

ne Anſpruchsverjährung 
196. 

Transportkoſten beim Kauf 448. 

Trauung Vorbem 1 vor 1303; Verweigerung 
der kirchlichen Trauung als Eheſcheidungs⸗ 
grund 1568 A 4. 

Trennung von Erzeugniſſen und Beſtand⸗ 
teilen 99 A 8; Eigentumserwerb 958—957; 
von miteinander vermengten Sachen 948; 
der Ehegatten 1361; von Tiſch und Bett 
1353 A 1; 1564 A 6, 7; EG 202, 206. 

Treſorfach, Miete 535 A 2; 1205 A 9. 

Treuhänder Vorbem 1 vor 164, Vorbem 4 
vor 662, 1206 A 4; bei Inhaberhypotheken 
1189. 

Treu und Glauben 157, 242, 320; bei Aus; 
legung von Verträgen 157 A 1, 8. 

Trödelvertrag 445 A 1; Vorbem 2 vor 652. 

Trunkenheit bei Begehung unerlaubter Hand⸗ 
lungen 827. 1 

Trunkſucht, Entmündigung 6 A 5; Beſchran⸗ 
kung der Geſchäftsfähigkeit 114; Ehe⸗ 
ſcheidungsgrund 1568 A 4, 1571 A 8, Un · 
fähigkeit zum Vormund 1780, zum Fa-. 
milienratsmitgliede 1865; Teſtierfähigkeit 


2229. 
Tumultſchaden 89 A 8. 
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Überbau 912; 94 A 1; 946 A 4; Rente 912 
bis 914; Rang des Rechts auf die Rente 
914; Übertragung des Eigentums an dem 
überbauten Teile 915; Beeinträchtigung 
9915 Erbbaurechts und einer Dienſtbarkeit 

16. 

Überbringer einer Quittung als Empfangs- 
berechtigter 370. 

Überfallsrecht 911. 

Übergabe der gekauften Sache 483 A 8, 446 
447, 448; beweglicher Sachen zur Eigen⸗ 
tumsübertragung 929, 932, zur Nieß⸗ 
brauchsbeſtellung 1032, zur Pfandbeſtel 
lung 1205; 

des Hypothekenbriefs 1117, 1154, 1163; 
des letzten Willens 2288 A 3. 

übergang von Nebenrechten bei der Ab ⸗ 
tretung 401; der Forderung des Gläubi⸗ 
gers: auf den Ablöſenden 268, auf den 
befriedigenden Geſamtſchuldner 426, auf 
den Bürgen 774, der Hypothek auf den 
Eigentümer 1143, 1158, 1154, 1163, 1164, 
1177; des Pfandrechts 1250; von Unter; 
haltsanſprüchen 1607, 1709. 

üÜbergangsvorſchriften EG 158—218. 

Übergebot 156. 

Übergehung einer als Vormund berufenen 
Perſon 1778; eines Pflichtteilsberech 
tigten im Teſtament 2079. 

Überhangsrecht 910. 

e telegraphiſche 127; unrichtige 


Übernahme der Erfüllung einer Schuld 
829; des Vermögens eines andern 419; 
Übernahmerecht des Ehegatten bei Aus⸗ 
einanderſetzung der Gütergemeinſchaft 
1477, der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1502; Übernahmerecht eines anteilsbe⸗ 
rechtigten Abkömmlings 1515, 1516; der 
Vormundſchaft 1785—1788; einer fremden 
Verbindlichkeit für den Mündel 1822 
Ziff 10; des Amtes eines Familienratsmit⸗ 
gliedes 1869; Übernahme eines Land- 
guts durch die Erben 2049, 2812; vgl. 
Schuldübernahme. 

Überreſt, Nacherbſchaft auf den Überreft 2137. 

Überſchreitung des Koſtenanſchlags 650. 

Überſchuldung, Vereinskonkurs 42; Kon- 
kurs der Stiftung 86; Überſchuldung des 
Geſellſchaftsvermögens 735, 739, des Ge⸗ 
ſamtguts 1468, 1469; des Nachlaſſes 
1954 A 1, 1980, 1990, 1992; Beſchränkung 
des Pflichtteils wegen Überſchuldung des 
Abkömmlings 2338. 

überſchuß bei Auseinanderſetzung der Ge⸗ 
ſellſchaft 734, der Gütergemeinſchaft 1476, 
1477, der Erbſchaft 1973, 2047. 

UÜberſendung von Geld 270; der hinterlegten 
Sache durch die Poſt 375; der gekauften 
Sache 447. 

Überſetzung ins Deutſche bei einem fremd 
ſprachlichen Teſtamentsprotokoll 2245 A 5. 
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übertragung eines Rechtes zur Sicherung 
eines Anſpruchs 223; einer Forderung 
erfüllungshalber 364 A 2; einer Forderung 
durch einen Geſamtgläubiger 429; der 
Dienſtleiſtung, des Anſpruchs auf die 
Dienſte 613; der Ausführung des Auftrags 
664; der Anweiſung 792; des Beſitzes 854, 


870; des Eigentums: an beweglichen 
Sachen 929—986, an Grundſtücken und 
Grundſtücksrechten 313, 878, 925; der 


Reallaſt 1111; der Hypothek 1153, 1150 
bis 1159; des Pfandrechts 1250, 1251; des 
Anteils am Nachlaß auf die Miterben 
2036; des Pflichtteilsanſpruchs 2317; vgl. 
Abtretung; 

ausgeſchloſſen: bei Vereinsmitglied. 
ſchaft 38; beim Vorkaufsrechte 514; bei 
Geſellſchaftsanſprüchen 717; bei Anſpruch 
auf Schmerzensgeld 847, auf Kranzgeld 
1300; beim Nießbrauch 1059; bei der be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 1092; 
beim Rechte der Nutznießung und Ver⸗ 
waltung des Ehemanns 1408, des Vaters 
1658; beim Ausſteueranſpruch 1628; Un- 
übertragbarkeit 1274 A 3. 

Überweifung einer abgetretenen Forderung 
408, der Ohbofſeten rhei 1155. 

Umbildung beweglicher Sachen, Eigentums⸗ 
erwerb 950, 951; beim Rücktritt 352; der 
vermachten Sache 2172. 

Umgeſtaltung des Rechtsgeſchäfts 140; einer 
Sache durch den Nießbraucher 1037. 

Umſatzſteuer beim Grundſtückskauf 449 A 1. 

Umſchaffung 305 A 1b; 364 A !; durch Schuld. 
verſprechen 780 A 6. 

Umſchreibung auf den Namen: von Schuld- 
verſchreibungen auf den Inhaber 806; von 
Inhaberpapieren 1393, 1815, 1820, 2117. 

Umſetzung des Nachlaſſes in Geld 2046 A 4. 

Umtauſch beim Kauf 495 A 4; hinterlegten 
Geldes und hinterlegter Wertpapiere 235; 
beſchädigter Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber 799. 

Umwandlung des Stiftungszwecks 87; einer 
Forderung in eine Darlehnsſchuld 607, 
222 A 2: von Reichsanleihe in Buch⸗ 
ſchuld 806 A 1, 1393; von Hypotheken 
in Sicherungshypotheken, Grundſchulden, 
Rentenſchulden und umgekehrt 1186, 1198, 
1203; der zum Kindes oder Mündelver⸗ 
mögen gehörenden Inhaberpapiere in 
Buchſchulden des Reiches oder eines Bun⸗ 
desſtaats 1667, 1815, 1820; der Klage auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft in 
Klage auf Eheſcheidung 1576. 

Unbekannte Beteiligte, Pflegſchaft 1913. 

Unbekannte Erben, Fürſorgepflicht des Nach⸗ 
laßgerichts 1960. 


Unbekannte Gläubiger: Hinterlegung 872; 
der Hypothek 1170, 1171, des Schiffs 
pfandrechts 1269. 

Unbeſcholtenheit, Begriff 1300 A 2. 

Unbeſtimmtheit der Leiſtungszeit 209; des 


Teſtaments 2065; des Erben 2105; des 
Vermächtnisnehmers 2162, 2178. 

Unbewegliches Vermögen 90 A 1; Begriff 
bei Fahrnisgemeinſchaft 1551. 

Unbilligkeit vgl. offenbare U. 

Undank, grober 530 W 2. 

Uneheliche Kinder 1589, 1705, EG 20—22, 
208; Familienname 1706, Vorbem 4 vor 
1705; keine elterliche Gewalt der Mutter, 
Fürſorge für die Perſon des Kindes 
1707, 1765; Unterhaltspflicht des Erzeu⸗ 
gers 17081711, der Verwandten 1709; 
Vererblichkeit der Unterhaltsverbindlich⸗ 
keit 1712; Erlöſchen des Unterhalts⸗ 
anſpruchs 1713; Vereinbarung über Unter⸗ 
haltsanſprüche, Verzicht 1714; Aufwertung 
242 A 5d; Empfaängniszeit, Einrede der 
mehreren Zuhälter 1717; Anerkennung der 
Vaterſchaft 1718; Beurkundung im Ge⸗ 
burtsregiſter Vorbem 1 vor 1591; An⸗ 
ſpruch der Mutter auf Sechswochen⸗ und 
Entbindungskoſten 1715; Verjährung des⸗ 
ſelben 194 A 2; Sicherung der Anſprüche 
durch einſtweilige Verfügung 1716; 

Wohnſitz 11; Einwilligung zur Ehe⸗ 
ſchließung 1305; Eheverbot 1310, 1827; 
Klage des Kindes auf Feſtſtellung der Un⸗ 
ehelichkeit 1593 A 2; Legitimation durch 
nachfolgende Ehe 1719—1722, durch Ehe⸗ 
lichkeitserklärung 1723—1740; Annahme an 
Kindes Statt 1741 A 3, 1747, 1765, 
Vorbem 4 vor 1774; Vormundſchaft 1778; 
kein Zeugnisverweigerungsrecht im Ver⸗ 
hältuis zum Vater 1589 A 4; vgl. Eheliche 
Abſtammung. 

Unentgeltlichteit: der Schenkung 516, der 
Leihe 598, des Auftrags 662, der Aufbe⸗ 
wahrung 690, der Führung der Vormund⸗ 
ſchaft 1836; 

unentgeltliche Verfügungen: des Vor⸗ 
erben 2113, 2138 A 3, des Teftaments. 
vollſtreckers 2205, des Erbſchaftsveräuße⸗ 
ters 2375, 2385; 

unentgeltliche Zuwendungen: unter einer 
Auflage 330; an die Ehefrau 1369, 1526; 
an das Kind 1651; an den Mündel 1808. 


Unerfahrenheit, Ausbeutung 138. 


Unerlaubte Handlungen, Begriff Vorbem 1, 
2 vor 823; Vorbem 9 vor 104; Anwendung 
früheren Rechtes Vorbem s vor 1; Begehung 
durch Unterlaſſen 823 A 10; Verhältnis 
des Anſpruchs aus u. H. zu Vertrags: 
auſprüchen Vorbem 4 vor 823; Ausſchluß 
der Haftung durch Vertrag Vorbem Ab 
vor 823; urſächlicher Zuſammenhang Vor⸗ 
dem 5 vor 823; Anſpruch und Klage auf 
Unterlaſſung 241 A 2; Vorbem 6 vor 823; 
internationales Recht Vorbem 7 vor 823, 
EG 12; Ubergangsrecht Vorbem 8 vor 823; 
Prozeſſuales Vorbem 9 vor 823; 823 A 13b; 

Haftung juriſtiſcher Perſonen 823 A 12; 
des geſetzlichen Vertreters, Vollmachtgebers 
823 A 12; des Geſchäftsherrn für feine 
Angeſtellten und Hilfsperſonen 830, 840 
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A 6, bei mehreren Augeſtellten 831 A 3, 
5a, o; Haftung nicht verantwortlicher Per⸗ 
ſonen aus Billigkeitsgründen 829; Auf- 
hebung der Verantwortlichkeit wegen man» 
gelnder Willensfreiheit 827, wegen man⸗ 
gelnder Verſtandesreife 828; Mittäter, An⸗ 
ftifter, Gehilfe 830; jugendliche Beteiligte 
828 A 8 a. E.; mitwirkendes Verſchulden 
des Beſchädigten 826 A 7, 881 A 8, 840 
A 8, 846, eines Kindes 828 A 2; 
Verletzung des Lebens, Körpers, der 
Geſundheit, Freiheit, des Eigentums und 
eines ſonſtigen Rechtes 823; Verſtoß gegen 
ein Schutzgeſetz 823; Kreditgefährdung 824; 
Verleitung zum außerehelichen Beiſchlafe 
825; Verſtoß gegen die guten Sitten 826; 
der nach Geſetz oder Vertrag auſſichts⸗ 
pflichtigen Perſon für den Beaufſichtigten 
829 A 4, 832, 840 A 6; ſonſtige Aufſichts⸗ 
pflicht 823 A 6e; Haftung des Tierhalters 
833, des Tierhüters 834; geſamtſchuld⸗ 
neriſche Haftung beider 838 A 5; Wild⸗ 
ſchaden 835; Einſturz von Gebäuden 836 
bis 838, Haftung des Eigenbeſitzers 836, 
eines andern Beſitzers 837, des zur Unter⸗ 
haltung des Gebäudes Verpflichteten 838; 
Haftung des Beamten 839, 841, EG 77, 79; 
Mehrheit von Erſatzpflichtigen 830 A 6, 
840, 841; Mehrheit von Erſatzberechtigten 
823 A 11; Umfang des Schadenserſatzes 
823 A 13a, 842; Entſchädigung bei Auf- 
hebung oder Minderung der Erwerbsfähig⸗ 
keit 843, im Falle der Tötung 844; Anſpruch 
der Unterhaltsberechtigten und ſonſtiger 
Dritter an den Schädiger 844—846; Erfah 
des Schadens, der nicht Vermögensſchaden 
iſt, Schmerzensgeld 847; Anſprüche wegen 
Entziehung und Beſchädigung einer Sache: 
Haftung für Unmöglichkeit der Herausgabe 
oder zufällige Verſchlechterung 848; Ver⸗ 
zinſung des Erſatzes 849; Erſatz wegen 
Verwendungen 850; Schutz des guten 
Glaubens bei der Erſatzleiſtung 851; Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs 198 A 2, 852; Er⸗ 
füllungsverweigerung des Schuldners einer 
durch u. H. erlangten Forderung 853; kein 
Zurückbehaltungsrecht an den durch u. H. 
erlangten Gegenſtänden 273, 823 A 2; keine 
Aufrechnung gegen den Anſpruch aus u. H. 
393, 823 A 2; 
bei Erteilung von Nat, Empfehlung, 
Auskunft 676, 676 A 8, 823 A 1; eines 
Ehegatten 1415, 1468, 1536; des Kindes 
1031 A 3; des Vormundes 1793 A 2; vgl. 
Schadenserſatz. j 
Unjähigteit des Geſchäftsführers einer Ge 
ſellſchaft 712; zur Vormundſchaft 1780. 
Unfall, Verſicherung gegen Unfall beim 
Dienſtvertrag 616, bei Nießbrauch 1045, 
1046; Erwerb des Schadenserſatzanſpruchs 
durch die Berufsgenoſſenſchaft 407 A 1. 
Unfruchtbarkeit, Grund zur Anfechtung der 
Ehe 1333. j 4 
Ungerechtſertigte Bereicherung 812—822; 
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Bereicherungsanſpruch 812; im öffentlichen 
Rechte Vorbem 2 vor 812; Umfang 818; 
Aufwertung 242 A 5d & yy; Leiſtung 
einer Nichtſchuld, vorzeitige Leiſtung 813, 
814; ſittliche und Anſtandspflicht 814; 
Nichteintritt des bezweckten Erfolgs 815; 
wirkſame Verfügungen eines Nichtberech⸗ 
tigten, Leiſtungen an einen Nichtberechtig⸗ 
ten 816; verwerflicher Empfang 817; ge- 
ſteigerte Haftung des Empfängers ſeit der 
Rechtshängigkeit 818, des bösgläubigen 
Empfängers 819; geſteigerte Haftung des 
Empfängers bei Ungewißheit des Erfolgs 
820; Einrederecht gegen den Erfüllungs⸗ 
anſpruch 821; Anſpruch gegen den unent⸗ 
geltlich bereicherten Dritten 822; 

zufolge nichtigen Rechtsgeſchäfts 125 A1 b, 
138 A 2 a. E., 142 A 1; durch Abgabe eines 
Schuldverſprechens oder Schuldanerkennt⸗ 
niſſes Vorbem 3 vor 780; Anwendbarkeit 
der Vorſchriften über ungerechtfertigte 
Bereicherung: bei gegenſeitigen Verträgen 
323, 327, bei der Schenkung 516, 527, 
631, bei Rückzahlung des Mietzinſes 543, 
bei Entlohnung von Dienſten 628, bei 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 682, 684, 
bei Verbindung, Vermiſchung, Verarbei- 
tung 951, beim Fund 977, im Verhältnis 
zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 993; 
bei Auflöſung des Verlöbniſſes 1301, bei 
Rechtsgeſchäften eines Ehegatten 1399, 
1455, 1539, bei Aufgebot der Nachlaß 
gläubiger 1978, beim Erbſchaftsanſpruch 
2021, bei Nichtvollziehung einer Auflage 
2196 A 2, bei Beeinträchtigung des Ver⸗ 
tragserben 2287, bei der Pllichtteils⸗ 
ergänzung 2329. 

Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers 
372; Vergleich über die U. eines Rechts ⸗ 
verhältniſſes 779; U. des Erfolgs einer 
Leiſtung, ungerechtfertigte Bereicherung 
820; Pflegſchaft für ungewiſſe Beteiligte 
1913; Ungewißheit über die Perſon des 
Bedachten 2073. 

Ungewiſſe Rechte 2313 A g. 

Unitas actus beim Teſtament 2231 A 7; 
2239 A 2. 

Unkenntnis vgl. Kenntnis. 

Unmöglichkeit, urſprüngliche: bei Verträgen 
306; negatives Vertragsintereſſe 307; 
Behebung 308; nachträgliche 275; teil. 
weile 275 A 4, 280; bei Gattungsſchuld 
279; Anſpruch des Gläubigers auf 
Schadenserſaß 280, auf Abtretung des 
Erſatzanſpruchs 281; Beweislaſt 282; 

bei Wahlſchuld 265, 307 A 3; bei Verzug 
des Schuldners 285, 287; bei gegenſeitigen 
Verträgen 320 A 7, 323325; bei der 
Draufgabe 838; beim Rücktritt 346 A 4, 
347, 351; bei Geſamtſchuldverhältnis 425; 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 429; bei der 
Wandlung 467; beim Wiederkauf 498, 501; 
des Geſellſchaftszweckes 726; des bezweckten 
Erfolgs 815; der Herausgabe einer Sache 
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an den Eigentümer 985 A 3, 989, der durch 
unerlaubte Handlung erlangten Sache 848; 
bei Vermächtnis 2171, 2172; bei Voll⸗ 
ziehung einer Auflage 2196; fingierte 
Unmöglichkeit bei Friſtſetzung nach rechts⸗ 
kräftiger Vereinbarung 283; offenbare 
Unmöglichkeit der Empfängnis 1591, 1717; 
vgl. Krieg. 

Unpfändbare Forderungen 394; Aufrech⸗ 
nung, Abtretung 400; Unpfändbarkeit des 
17 zur Rücknahme bei Hinterlegungen 

U 


Unpfändbare Sachen, kein Pfandrecht des 
Vermieters und Verpächters 559, 585. 

Unrechtshandlung Vorbem 9 vor 104. 

Unſchädlichkeitszeugnis EG 120. 

Unſichere Rechte 2313. 

Unſittliche Rechtsgeſchäfte 138, 817; Zweck 
beim Darlehen Vorbem 4 vor 607; un- 
ſittliches Verhalten Scheidungsgrund 1568; 
Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts 
bei unſittlichem Verhalten des Vaters 
1666; unſittliches Verhalten als Grund 
zur Pflichtteilsentziehung 2333, 2336. 

Untauglichkeit zur Vormundſchaft 1781 bis 
1784. 


Unteilbare Leiſtungen auf ſeiten mehrerer 
Schuldner 431, mehrerer Gläubiger 432. 

Unterbrechung der Verjährung 208—217; 
der Erſitzung 940—942; des Kauſal⸗ 
zuſammenhangs Vorbem 8 vor 249, 
Vorbem 5 vor 828. 

Unterbringung des Kindes in einer Familie, 
Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt 1666; 
des Mündels 1838; EG 135. 

Untergang eines Fahrzeugs 16; der Sache: 
während des Verzugs 290, beim Rücktritt 
347, 351, beim Kaufe 446, bei der Wand⸗ 
lung 467, 634, bei Wiederkauf 498, 501; 
des Inventars bei der Pacht 588; des 
Werkes oder Stoffes 644, 645; der einem 
Geſellſchafter überlaſſenen Sache 732; 
der durch eine unerlaubte Handlung ent⸗ 
zogenen Sache 848; einer Sache nach 
Eintritt der Rechtshängigkeit 989; einer 
Sache beim Erbſchaftsanſpruch 2023, beim 
Erbſchaftskauf 2375. 

Untergeſellſchaft 717 A 3. 


Unterhalt, geſetzliche und vertragsmäßige 
Unterhaltspflicht Vorbem 1 vor 1601; 
öffentlichrechtliche Unterſtützungspflicht 
Vorbem 5 vor 1601; Übergang der Rechte 
des Unterſtützten auf den öffentlichen Ver⸗ 
band Vorbem. 6 vor 677, EG 103; Ev: 
füllung des Unterhaltsanſpruchs 1601 A 3; 
Rückforderung gewährten Unterhalts 1602 
A 3; Verjährung 194 A 2; Prozeßrecht 
Vorbem 6 vor 1601; Unterhaltspflicht der 
Ehegatten und Verwandten im Verhältnis 
zueinander 1579 A 7, 10; Abfindungsver⸗ 
trag 242 A5 dee; Unterhaltsanſpruch im Ver⸗ 
hältnis zum Ausſteueranſpruch 1609 A 1; 
Aufwertung Vorbem 7 vor 1601, 242 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


A 6d, 1578 A 1; öffentliches Recht Vor⸗ 
bem 5 vor 1601; 

zwiſchen Verwandten gerader Linie 
1601; Bedürftigkeit des Unterhaltsberech⸗ 
tigten 1602; Leiſtungsfähigkeit des Unter⸗ 
haltsverpflichteten 1603, 1607; Einfluß des 
Güterſtandes 1604; unterhaltsverpflichtetes 
Kind 1605; Reihenfolge der Unterhalts 
pflichtigen 1606-1608; Verhältnis der 
Unterhaltspflicht von Ehegatten und Ver⸗ 
wandten 1608; Rang der Unterhalts- 
berechtigten 1609; Umfang der Unterhalts- 
pflicht: ſtandesmäßiger Unterhalt 1610; 
notdürftiger Unterhalt 1611; Art der Ge⸗ 
währung des Unterhalts 1612; Nach⸗ 
forderung von Unterhalt für die Ver⸗ 
gangenheit 1613; Verzicht auf Unterhalt 
1614; Erlöſchen des Unterhaltsanſpruchs 
1615; Koſten der Beerdigung des Berech⸗ 
tigten 1615; geſchiedener Ehegatten gegen- 
über gemeinſchaftlichen Kindern 1585; 

gegenüber Kindern aus nichtigen Ehen 
1703; des Erzeugers gegenüber unehe- 
lichen Kindern 1708—1714; bei Ehelich. 
keitserklärung 1739; bei Annahme au 
Kindes Statt 1766; 

der Ehegatten 1360, 1861, 1428; im 
Falle der Wiederverheiratung bei Todes⸗ 
erklärung 1351, 1352; bei Nichtigkeit der 
Ehe 1345; Verletzung und Gefährdung der 
Unterhaltspflicht 1418, 1428, 1468, 1405; 
Haftung des Geſamtguts für die Unter⸗ 
haltspflichten der Ehefrau 1534; Verzicht 
der Ehefrau 1564 A 5; vgl. Eheſch eidung; 

des Schenkers 519, 528; des Beſchenkten 
529; Gewährung gegen Leiſtung von 
Dienſten 761 A 5; Erfüllung der Unter- 
haltspflicht als Geſchäftsfuhrung ohne 
Auftrag 679; Gewährung zwiſchen Ver⸗ 
wandten auf- und abſteigender Linie, Er⸗ 
ſatz 685; Einfluß beſtehender Unterhalts. 
pflicht auf Schadenserſatzpflicht 829, 843; 
Gewährung bei Tötung des Unterhalts- 
pflichtigen 844; Verletzung der Unterhalts 
pflicht durch den Vater 1666; des Nach⸗ 
laſſes für einen erwarteten Erben 1963, 2141; 
des Erben für die Angehörigen des Erb⸗ 
laſſers 1969; 15 der Unterhalts- 
Dee: als Grund zur Pflichtteilsentziehung 


Unterhaltsbeiträge, Verjährung 197. 
Unterhaltung eines Gebäudes 886, 838; 
von Grenzanlagen 922; der Anlagen bei 
Grunddienſtbarkeiten 10201022; der 
Sache beim Nießbrauch 1041. 
Unterlaſſen 194, 241; Gegenſtand einer 
Grunddienſtbarkeit 1018 A 8, 1019 A 5; 
Zuläſſigkeit der allgemeinen Unterlaffungs- 
klage Vorbem 3 vor 1; Klage auf Unter- 
laſſung der Namensbeeinträchtigung 12, der 
Beſitzſtörung 862, der Eigentumsſtörung 
1004; Verjährung 194, 198 A 8; 
Klage des Eigentümers auf Unterlaſſung 
ſtörender Einwirkungen 908 A 7, 906 A 18, 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BG 


auf Unterlaſſung des unbefugten Gebrauchs 
der Nießbrauchſache 1053; des Dienſtbar⸗ 
keitsberechtigten auf Unterlaſſung von 
Störungen 1027 A 4; des Hypotheken- 
gläubigers bei Verſchlechterung des Grund⸗ 
ſtücks 1134; 

Klage auf Unterlaſſung unerlaubter 
Handlungen Vorbem 6 vor 823. 

Unterlaſſungsſchuld 241 A 2, 823 A 10; 
Vertragsſtrafe 340 A 8, 348 A 2. 

Untermäkler Vorbem 1 vor 652. 

Untermiete 549. 

Unterpacht 596. 

Unterrichtsanſtalten, Verjährung der An⸗ 
ſprüche 196; Abtretung von Gehalts⸗ 
anſprüchen der Lehrer 411. 

Unterſchrift, Begriff 126 A 3; von Schuld» 
verſchreibungen auf den Inhaber 793; 
bei Teſtament 2231 A 6, 2242 A 5; vgl. 
Namensunterſchrift. 

Unterſtützung, öffentliche, Vorbem 5 vor 
1601; ſchenkungsweiſe 520. 

Unterſtſtzungswohnſitz 7 A 1; des unehe⸗ 
lichen Kindes Vorbem 4 vor 1705. 

Unterſuchung der Kaufſache 460 A 1; beim 
Kauf auf Probe 495. . 

Untervermächtnis 1989 A 5, 2147 U 2; Fällig- 
keit 2186; Verweigerung und Sürzungs- 
recht des beſchwerten Vermächtnisnehmers 
2187-2189; Fürſorge durch Teſtaments⸗ 
vollſtrecker 2228. 

Untunlichkeit einer Androhung 303, 384. 

Unübertragbarkeit von Rechten 1274 A 8, 
pol. Übertragung. 

Unvererbliche Rechte 1922 A 6. 

Unverjährbare Anſprüche 194 A 2, 8. 

Unvermögen zur Leiſtung 275 A 5; bei 
Gattungsſchulden 279; vgl. Unmöglichkeit. 

Unverzinsliche Schuld, Zahlung vor der 
Fälligkeit 272; Kraftloserklärung auf Sicht 
zahlbarer unverzinslicher Schuldverſchrei⸗ 
bungen 799. 5 

Unverzüglichkeit, Begriff 121 A 2. 

Unvollkommene Verbindlichkeit 134 A 3; 
241 A 11 762 A g. 8 g 

Unwiderruflichkeit der Zuſtimmung eines 
Drittberechtigten zur Aufhebung eines 
Grundſtücksrechts 876; der Zuſtimmung zur 
Rangänderung 880; der Zuſtimmung des 
Nießbrauchers zur Aufhebung eines dem 
Nießbrauche unterworfenen Rechtes 1071; 
der Zuſtimmung des Eigentümers zur 
Aufhebung der Hypothek 1183; der Zu⸗ 
ſtimmung des am Pfande berechtigten 
Dritten zum Pfandverkauf und zur Auf- 
hebung des Pfandrechts 1245, 1255; der 
Zuſtimmung des Pfandgläubigers zur 
Aufhebung eines verpfändeten Rechtes 
1276; der Zuſtimmung des einen Ehe⸗ 
gatten zu letztwilligen Verfügungen des 
andern über das Recht einzelner Abkömm⸗ 
linge 1516; der Zuſtimmung zur Ehelich 
teitserklärung 1726, zur Annahme an 
Kindes Statt 1748; vgl. Widerruf. 
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Unwirkſamkeit von Rechtsgeſchäften Minder⸗ 
jähriger 108, 110—113; von Verfügungen 
bei Verſtößen gegen Veräußerungsverbote 

85, 136; einer Verfügung während der 
Schwebezeit von Bedingungen 161; des 
Rücktritts infolge Aufrechnung 357; der 
bedingten oder befriſteten Aufrechnung 
388; des die Haftung des Gaſtwirts aus⸗ 
ſchließenden Anſchlags 701; des Vergleichs 
779; der gegen eine Vormerkung ver⸗ 
ſtoßenden Verfügung 883, 888; der be⸗ 
dingten oder befriſteten Auflaſſung 925; 
einſeitiger Rechtsgeſchäfte: der Ehefrau 
1398, des Vormundes 1831; der Annahme 
und Ausſchlagung der Erbſchaft und des 
Vermächtniſſes 1950, 2180; der Be⸗ 
ſtimmung der Inventarfriſt bei Nachlaß⸗ 
konkurs und Nachlaßverwaltung 2000; letzt⸗ 
williger Verfügungen zugunſten des Ehe⸗ 
gatten bei Nichtigkeit und Auflöſung der 
Ehe 2077, 2268; der Einſetzung eines Nach⸗ 
erben 2109; von Verfügungen des Vorerben 
2113 A 2, 2115; des Vermächtniſſes einer 
unmöglichen oder verbotenen Leiſtung 
2171; der Ernennung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2201; der Annahme des Tefta- 
mentsvollſtreckeramtes 2202; des Erbver⸗ 
trags 2298. 

Unzucht: Grund der Eheſcheidung 1565, der 
Pflichtteilsentziehung 2385. 

Unzulänglichkeit des Nachlaſſes 1990—1992; 
Vorbem 1 vor 2058; Unzulänglichkeitsein⸗ 
rede bei Erbſchaftskauf 2388 A 1; Unzuläng⸗ 
lichkeitseinrede des Vorerben 2145 U 4, 
des beſchwerten Vermächtnisnehmers 2187. 

Unzurechnungs fähigkeit 104, 105, 827, 829. 

Urkunde 90 A 2; 126; Hinterlegung 372; 
Eigentum 952; Einſicht 810, 811; vollſtreck⸗ 
bare U., Verjährung des Anſpruchs 218; 

über die Forderungsabtretung 403, 409, 
410; über das verkaufte Grundſtück 444; 
zur Löſchung der Hypothek 1144; Perſonen⸗ 
ſtandsurkunden 2356 A 1; Urkundenfäl- 
ſchung als Erbunwürdigkeitsgrund 2339. 

1 bei der Teſtamentserrichtung 


Urteil, Begriff 839 A 7a; Haftung des 
Richters 839; Beſtimmung der Leiſtung 
durch U. 315, 319; Herabſetzung der Ver⸗ 
tragsſtrafe 343; U. über Richtung des Not⸗ 
wegs 917; vgl. rechtskräftiges U., Vor⸗ 
behaltsurteil. 

V 


Vater, Begriff 1589 A 4; Einwilligung zur 
Eheſchließung 1305, 1307; Benennung 
des Vormundes, Ernennung zum Vor⸗ 
mund 1776, 1777, 1783, 1898, 1899, 1908; 
Aufhebung des Familienrats 1880; vgl. 
Eltern, Elterliche Gewalt, Uneheliche 
Kinder. 

Vaterſchaft, Anerkennung 1598, 1718, 1720, 
1725; Eintragung ins Geburtsregiſter Vor⸗ 
bem 1 vor 1591. 
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Veränderte Umſtände 242 A 1; 321; 610 
A 4; vgl. Krieg. 

Beränderung einer Sache beim Rücktritt 352; 
des gekauften Gegenſtandes bei Wieder⸗ 
kauf 498; der gemieteten Sache 548; der 
geliehenen Sache 602; der Sache durch 
den Nießbraucher 1037, 1050; des Pfandes 
1226; einer Erbſchaftsſache bei der Nach⸗ 
erbſchaft 2132; des Teſtaments 2255. 

Verarbeitung der Sache beim Rücktritt 352; 
vermachter Sachen 2172; Eigentums- 
erwerb 950, 951. 

Veräußerung, Begriff Vorbem 7 vor 104, 
571 A 2; verbrauchbarer Sachen 92; von 
Zubehör 314; beim Rücktritt 353; bei der 
Wandlung 467; des vermieteten Grund⸗ 
ſtücks 571; von Sachen 929—986; des 
Pfandes 1242, 1243; eines im Schiffs · 
regiſter eingetragenen Schiffes 1262; eines 
Vermächtnisgegenſtandes 2288; Verein⸗ 
barung des Ausſchluſſes der Veräußerung 
zwiſchen Eigentümer und Hypotheken⸗ 
gläubiger 1136. 

Beräußerungsbeſchrünkungen EG 119. 

Veräußerungsverbot 135, 136; Wirkung 
eines im Grundbuch eingetragenen V. 888, 
eines nachträglichen V. auf die Erklärung 
über ein Grundſtücksrecht 878 A 8. 

Verbände, öffentliche, Vorbem 2 vor 21. 

Verbindung von Sachen 93 A 2, 94 A 2; 
einer beweglichen Sache mit einem Grund⸗ 
ſtück 95, 946, 949, 951; mehrerer beweg⸗ 
licher Sachen 947, 949; vermachter Sachen 
2172; Trennung verbundener Sachen durch 
den Beſitzer 997. 

Verbodmung 1259 A 3. 

Verbot, geſetzliches; Rechtsgeſchäfte gegen 
geſetzliche Verbote 134, 309, 817, 819, 2171; 
Verbot der Schikane 226; verbotene Eigen⸗ 
macht 858 —865. 

Verbrauchbare Sachen 92; Miete 535 A 2; 
als Geſellſchaftsbeitrag 706; Nießbrauch 
1067, 1084, 1086, 1087; Verfügung des 
Mannes über eingebrachte verbrauchbare 
Sachen 1376, 1377, 1411; Hinterlegung 
durch den Mann 1392; bei der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft 1540; des Kindes 1653, 
1659; der Vorerbſchaft 2116; Schenkung 
des Erblaſſers 2325. 

Verbrechen und Vergehen als Grund zur 
Scheidung 1565, zur Verwirkung der elter- 
lichen Gewalt 1680, zur SPflichtteils- 
entziehung 23383. 

Berdecktes Geſchäft, Scheingeſchäft 117. 

Verderb der hinterlegten Sache 383; der ge⸗ 
fundenen Sache 966; des Pfandes 1218. 

Verein, kein gegenſeitiger Vertrag 25 A 2, 
Unterſchied vom öffentlichen Verband Vor⸗ 
bem 2 vor 21; ohne wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb 21; mit wirtſchaftlichem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb 22; ausländiſcher 28, Vor⸗ 
bem 4 vor 21; Vorbem 1 vor 705; EG 10; 
unerlaubter V. 61 A 2; Name 22 A 3, 57 
A2; Sitz 24, 55 A 2; Satzung 25; Erlangung 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


der Rechtsfähigkeit 21 A 2, 61 A 3; Verlei⸗ 
hung der Rechtsfähigkeit 22 A 3, 23, 21 A8, 
EG 82; Umfang der Rechtsfähigkeit 21 A 4; 
nicht rechtsfähiger V. 54; Beſitzerwerb 26 
A 4; Mitgliedſchaftsrecht 38, 35 A 1; 
Ehrenmitglieder 25 A 2; Haftung für Ver⸗ 
treter 28 A 1, 31, 831 A 2, für Angeſtellte 
31 A 1, 3; Zweigverein 35 A 1, 38 A 1; 
Ortsgruppe 88 A 1; 

Vorſtand: Zuſammenſetzung, Rechts- 
ſtellung 26; Beſtellung, Geſchäftsführung 
27; Vergütung 27 A 2, 3; 32 A 1; Haftung 
27 A 3, 42; Beſchlußfaſſung 28; Beurkun⸗ 
dung der Beſchlüſſe 25 A 2, 58; Entgegen 
nahme von Willenserklärungen für den 
Verein 28; Ergänzung durch das Amts⸗ 
gericht 29; beſondere Vertreter 30; 31 A1, 2; 

Mitgliederverſammlung: Einberufung, 
Beſchlußfaſſung 32; Beurkundung der Be⸗ 
ſchlüſſe 25 A 2, 58; Satzungsänderung 38; 
kein Stimmrecht der Mitglieder in eigener 
Angelegenheit 34; Sonderrechte von Mit- 
gliedern 35; Berufung der Mitgliederver- 
ſammlung 32 A 2, 36, 37; Austritt der 
Mitglieder 39; Ausſchließung der Mitglieder 
39 A 2, 58 A 1; 

Auflöſung 41; Verluſt der Rechtsfähig ⸗ 
keit durch Konkurs 42; Entziehung der 
Rechtsfähigkeit 43, 44; Wirkung der Auf- 
löſung und Entziehung der Rechtsfähigkeit, 
Vermögensanfall 45,46, EGG 85; Liquidation 
über das Vermögen 41 A 1, 4753; Be⸗ 
ſtellung der Liquidatoren 48, deren Wir⸗ 
kungskreis 49; öffentliche Bekanntma⸗ 
chung 50; Sperrjahr 51; Hinterlegung und 
Sicherheitsleiſtung für Vereinsgläubiger 
52; Haftung der Liquidatoren 58; Ber 
endigung und Wiederaufnahme der Liqui⸗ 
dation 51 A 2; 

Eingetragener Verein, Vereins 
regiſter, Eintragung 21 A3, 55, 64; Mitglie- 
derzahl 56; Satzung 57, 58; Anmeldung 
59—63; Anmeldung der Vorſtandsmitglieder 
67 A 1; Mitwirkung der Verwaltungs⸗ 
behörde 61—63; Name 57, 65; Ein⸗ 
tragung 64; Veröffentlichung der Ein⸗ 
tragung 66; Anderung des Vorſtandes 67, 
68, 70, der Satzung 71; Zeugnis des Amts⸗ 
gerichts über den Vorſtand 69, Verzeichnis 
der Mitglieder 72; Liquidatoren 76—78, 
Ordnungsſtrafen 78; Einſicht des Vereins⸗ 
regiſters 79; Auflöſung und Entziehung 
der Rechtsfähigkeit 74, wegen verminderter 
Mitgliederzahl 73; Eintragung der Kon⸗ 
kurseröffnung 75; Form der Anmeldung 77; 

Vereinsregiſter 55, 64, 68, 71, 77; 
Einſicht 79. 

Vereinigung von Grundſtücken 890; von 
Forderung und Schuld vgl. Konfuſion. 

Vereinsvormundſchaft 1773 A 5. 

Bererbliche Rechte, unvererbliche Rechte 
1922 A 5. 

Verfallklauſel 360, 609 A 3; Unterſchied von 
der Vertragsſtrafe 889 A 1. 
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Verfallvertrag beim Pfandrecht 1229. 

Verfaſſung des Vereins 25, EG 82, der 
Stiftungen 85, 86. 

Verfolgungsrecht des Beſitzers 867, 869 A 5; 
des Bieneneigentümers 962; des Eigen⸗ 
tümers 1005. 

Verfügung, Begriff, Vorbem 7 vor 104; 1895 

2; im Wege der Zwangsvollſtreckung, 
der Arreſtvollziehung, durch den Konkurs⸗ 
verwalter Vorbem 7 vor 104, 888 A 12, 13; 
unter Bedingungen 161; vor der Genehmi⸗ 
gung 184; eines Nichtberechtigten 185, 816; 
des Wiederverkäufers über den verkauften 
Gegenſtand 499; des Vermieters über den 
Mietzins 573; des Pächters über das 
Pachtinventar 588; des Geſellſchafters 
über feinen Anteil am Geſellſchafts⸗ 
vermögen 719; der Teilhaber einer Ge⸗ 
meinſchaft über den gemeinſchaftlichen 
Gegenſtand 747; über ein Grundſtück oder 
Grundſtücksrecht nach Eintragung einer 
Vormerkung 883; des Nießbrauchers einer 
Forderung 1074; des Ehemanns über 
eingebrachtes Gut 1875—1377; der Ehe⸗ 
frau 1395—1407; der Ehegatten über Ge⸗ 
famtgut 1442, 1444, 1445, über das Ge⸗ 
ſamtgut der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft 1487; des Vaters über Kindes. 
vermögen 1643; des Vormundes 1821, 
1822 Ziff 1; des Erben vor der Ans: 
ſchlagung 1959; Verluſt des Rechtes der 
Verfügung des Erben über den Nachlaß 
durch Nachlaßverwaltung 1984; des Mit⸗ 
erben über ſeinen Anteil 2033 A 1, 3; der 
Erben über einen Nachlaßgegenſtand 2040 
A 1; des Vorerben 2112, 2119, 2137, 2140; 
des Teſtamentsvollſtreckers 2205, 2211; in 
einem Erbvertrage 2278, 2299; Erbvertrag 
beſchränkt nicht in der V. unter Lebenden 
2286; vgl. Einſtweilige Verfügung. 

Verfügung von Todes wegen 1937, 1941, 
EG 149—151, vgl. Teſtament, Erbvertrag; 
Stiftungsgeſchäft in einer Verfügung von 
Todes wegen 83; Vollmachtserteilung 168 
A 1; Subſtitution beim Vertrag zugunſten 
eines Dritten 332; Anerkennung der Ehelich 
keit eines Kindes 1598, Ausſchlagungsrecht 
eines durch Verfügung von Todes wegen 
eingeſetzten geſetzlichen Erben 1948; 
vertragsmäßige Verfügung von Todes 
wegen in einem Erbvertrag 2278 A 1, 2: 
Wirkung des Erbvertrags auf frühere und 
ſpätere Verfügungen von Todes wegen 
2289; Beſchränkung der Freiheit zur Er⸗ 
richtung einer Verfügung von Todes 
wegen 2302, 2339. 

Verfügungsbeſchränkung 137; grundbücher 
liche Verlautbarung 892-894; Eintritt 
nachträglicher Verfügungsbeſchränkung bei 
Grundbuchsverfügungen 876 A8, 878, vgl. 
Veräußerungsverbote. 

Verfügungsnießbrauch Vorbem 1 vor 1030. 

Verführung zum außerehelichen Beiſchlaf 
825, 847. 


—1 


Vergehen vgl. Verbrechen. 
Vergeltungsrecht EG 81. 
Vergleich 779; über ein nichtiges Rechts⸗ 


geſchäft 125 A 1a; beim Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis 423 A 1; über Spiel⸗ und Wett ⸗ 
ſchuld 762 A 4; über Grundſtücksveräuße⸗ 
rung 313 A 1 Abſ. 1 a. E., 4; über die Auf- 
wertung 242 A 5d a; über die Unterhalts 
gewährung Vorbem 2 vor 779, 1578 A 1, 
Vorbem 7 vor 1601, 1614 A 1, 1714; 
Verjährung der Anſprüche 218; Wirkung 
auf Verpflichtung des Bürgen 767 A 3; 
Erteilung eines Schuldverſprechens oder 
Schuldanerkenntniſſes 782; Anfechtung 
eines gerichtlichen Vergleichs 142 A 1; 
Rücktritt vom V. 349 A 1; Abſchluß durch 
den Vormund 1821 A 3, 1822. 


Vergütungen, Verjährung 196; des Dienft- 


verpflichteten 611 A 2, 612, 614, 628; des 
Unternehmers beim Werkvertrag 632, 641; 
des Mäklers 653; des Verwahrers 689, 699; 
des geſchäftsführenden Geſellſchafters 713 
A1; des Beiſtandes 1694; des Vormundes 
1836; des Nachlaßpflegers 1960 A 4; des 
Nachlaßverwalters 1987; des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2221. 


Verhinderung des Eintritts einer Bedingung 


162; an der Rechtsverfolgung durch Still⸗ 
ſtand der Rechtspflege 203; des Gläu⸗ 
bigers an der Annahme 299; des Mieters 
am Gebrauch der Sache 552; des Dienſt⸗ 
verpflichteten an der Annahme der Dienſte 
616; an der Erteilung der Zuſtimmung: 
des Ehemanns 1401; der Ehefrau 1379; 
des Vaters an der Ausübung der elterlichen 
Gewalt 1665, 1677, 1685; des Vormundes 
an der Ausübung des Amtes 1778, 1846; 
des Erblaſſers an der Errichtung einer 
Verfügung von Todes wegen 2339; 

des Vaters oder Vormundes an der Be⸗ 
ſorgung einer Angelegenheit, Pfleger 
beſtellung 1909. 


Verjährung 194; unverjährbare Anſprüche 


194 A 2, 3; Verhältnis der Verjährungs⸗ 
friſt zur Ausſchlußfriſt 186 A 1; Friſten: 
30jährige 195, 2jährige 196, Ajährige 
197; Beginn 198, 201, bei vorheriger 
nu 199, bei vorheriger Anfechtung 


Hemmung, Wirkung 205, infolge Stun- 
dung und Rechtes zur Leiſtungsverweige⸗ 
rung 202, infolge Stillſtandes der Rechts- 
pflege 203, infolge Beſtehens familien 
rechtlicher Beziehungen 204, bei An⸗ 
ſprüchen gegen Geſchäftsunfähige und be⸗ 
ſchränkt Geſchäftsfähige 206, bei Nachlaß⸗ 
anſprüchen 207; 

Unterbrechung durch Anerkennung 208, 
Vorbem 4 vor 780, durch Klagerhebung und 
die ihr gleichgeſtellten Prozeßhandlungen 
209—216; Unterbrechung durch Zahlungs⸗ 
befehl 209, 213, Anmeldung im Konkurſe 
209, 214, Aufrechnung 209, 215, Streitver⸗ 
kündung 209, 215, 220 A 1, Vollſtreckungs⸗ 
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handlung 209, 216; Wirkung der Unter⸗ 
brechung 217; keine Unterbrechung durch 
Eintragung einer Vormerkung 883 A8 a. E.; 
von Zinsanſprüchen 197, 223, 224, 246 
A 1, 2; rechtskräftig feſtgeſtellter Anſprüche 
218, 219; der nicht durch die ordentlichen 
Gerichte zu erledigenden Auſprüche 220; 
Berechnung bei Rechtsnachfolge 221; Wir⸗ 
kung 222; Abänderung durch Rechts⸗ 
geſchäft 225; Wirkung bei Aufrechnung 390; 
Sicherung einer verjährten Forderung durch 
Pfandrecht 1204 N 8, 1252 A 3; 
des durch Hypothek und Pfandrecht ge⸗ 
ſicherten Anſpruchs 223; des durch Vor⸗ 
merkung geſicherten Anſpruchs 883 A 8 
a. E., 902 1; von Nebenleiſtungen 
224; bei Geſamtſchuldverhältniſſen 425; 
bei Geſamtgläubigerverhältniſſen 429; des 
Anſpruchs auf Wandlung, Minderung und 
Schadenserſatz beim Kauf 477, 480, beim 
Viehkauf 490; des Wiederkaufsrechts 503 
A 3; des Vorlaufsrechts 510 A 3; der An⸗ 
ſprüche des Mieters und Vermieters 958; 
des Verleihers und Entleihers 195 A I" 
606; beim Werkvertrag 638, 639; ber Leib⸗ 
rente 760 A 3; bei Bürgſchaft 765 A 1, 
768 A 1, 771 A , 774 A 1; des Anſpruchs 
aus dem Schuldverſprechen 780 A 6; des 
Anſpruchs des Anweiſungsempfängers 786, 
bei Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
801, 802, 804; bei ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung 821, 813 A 4; des Anſpruchs 
aus unerlaubten Handlungen 852; im 
Grundbuch nicht eingetragener Rechte 901; 
auf Beſeitigung der Beeinträchtigung von 
Grunddienſtbarkeiten 1028; des Anſpruchs 
des Eigentümers gegen den Nießbraucher 
1057; der Anſprüche des Verpfänders 1226, 
aus dem Verlöbnis 1302, auf die Aus⸗ 
ſteuer 1623, der unehelichen Mutter 17153 
des Anſpruchs des Vertragserben an den 
Beſchenkten 2287; des Pflichtteilsanſpruchs 
2332, Vorbem 3 vor 1922; 
Unverjährbarkeit des Anſpruchs auf 
Aufhebung einer Gemeinſchaft 758, des 
Berichtigungsanſpruchs 898, der Anſprüche 
aus eingetragenen Rechten 902, von An⸗ 
ſprüchen aus dem Nachbarrecht 924; des 
Anſpruchs auf Erbteilung 2042. 

Verkauf aus freier Hand: der hinterlegten 
Sache 385; der gemeinſchaftlichen Sache 
753; des Pfandes 1221, 1235, eines Mit- 
erbenanteils 2042, vgl. Kauf. 


Verkehr geſchiedener Eltern mit den Kindern 
1636. 


Verkehrsanſtalten, Fund in Verkehrsanſtal⸗ 
ten 978—983. 

Berkehrspflichten 254 A 5, 823 A 6. 

Verkehrsſitte 157, 242. 

Verkehrsunfähige Sachen 90 A 1. 

Verkündung des Teſtaments 2260; des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments 2273; Be 
ginn der Ausſchlagungsfriſt 1944. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Verlagsrecht 445 A 1; Vorbem 2b vor 631; 
EG 76; Übertragbarkeit 137 A 1. 

Verlängerung einer Friſt 190, der Ver⸗ 
jährungsfriſten 225, der Verjährungsfriſt 
für Wandlung und Minderung 477, der 
Gewährfriſt bei Viehmängeln 486, der 
Inventarfriſt 1995; ſtillſchweigende Ver⸗ 
längerung des Mietverhältniſſes 568. 

Verlegung der Ausübung einer Grund— 
dienſtbarkeit 1023. 

Verleihung der Rechtsfähigkeit vgl. Vereine. 

Verleumdung 824. 

Verlöbnis, Begriff 1297; Einwilligung des 
geſetzlichen Vertreters 107 A 1; Genehmi⸗ 
gung desſelben 108 A 1; Irrtum über Ver⸗ 
mögen 119 X 1; Rücktritt 1297 A 1, 1298; 
ſchuldbare Veranlaſſung des gerechtfertig⸗ 
ten Rücktritts 1299; Deflorationsanſpruch 
1300; Rückgabe von Geſchenken 1301; 
Verjährung der Anſprüche 1302; 

Verlobte, Einſetzung im Teſtamente 
2077; Erbvertrag 2275, 2276, 2279, 2290; 
Erbverzicht 2347. 

Verlorene Sachen, Eigentumserwerb 856 

3; 935; Fund 965; vgl. Fund; Schutz 
des früheren Beſitzers 1006, 1007. 

Verluſt, Schadenserſatz für den Verluſt einer 
Sache oder eines Rechtes 255; der Rechts⸗ 
fähigkeit des Vereins 42; der beim Gaſt⸗ 
wirt eingebrachten Sachen 701703; der 
Geſellſchafter 721, 722, 785740; des Be⸗ 
ſttzes 856 A 3; des Eigentums 929986, an 
Grundſtücken 927, 928; der bürgerlichen 
Ehrenrechte 1318, 1781, 2987. 

Vermächtnis, Begriff 1939; geſetzliches Ver⸗ 
mächtnis 1932 A 5; 1989 A5; Beſchwerter 
2147; Mehrheit der Beſchwerten 2148; 
Bedachte: geſetzliche Erben 2149, Voraus“ 
vermächtnis 2150, mehrere Bedachte 2151 
bis 2153, 2157; Anwachſung unter mehre⸗ 
ren Bedachten 2158, 2159; 

Wahlvermächtnis 2154; Gattungsver⸗ 
mächtuis 2155; Zweckbeſtimmung 2156; 
Wirkſamkeit: Überleben des Bedachten 
2160, Wegfall des Beſchwerten 2161; 
zeitliche Wirkſamkeit 2162, 2163; Umfang, 
Zubehör 2164; Beſeitigung dinglicher 
Rechte am vermachten Gegenſtande 2165, 
von Hypotheken und Grundſchulden 2166 
bis 2168; Vermächtnis eines nicht zur 
Erbſchaft gehörigen Gegenſtandes 2169; 
Verſchaffungsvermächtnis 2170; einer un⸗ 
möglichen oder verbotenen Leiſtung 2171, 
2172; Forderungsvermächtnis 2173; 

Anſpruch aus dem Vermächtnis 2174, 
2175; Befreiungs., Schuldvermächtnis 
2173 A 2; Anfall 2176—2179, bei Be⸗ 
dingung oder Anfangstermin 2177; Aus. 
ſchlagung 2180, 517; Fälligkeit des Ver⸗ 
mächtnisanſpruchs 2181, des Unterver⸗ 
mächtniſſes 2186; Gewährleiſtungspflicht 
des Beſchwerten 2182, 2188; Aufwertung 
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242 A5 dy, 2174 A 3; Früchte und Nutzun⸗ 
gen bis zum Anfall 2181; Erſatzanſpruch 
des Beſchwerten wegen Verwendungen 
und Aufwendungen 2185; Verweigerungs⸗ 
und Kürzungsrecht des beſchwerten Ver⸗ 
mächtnisnehmers 2187 bis 2189; Rangver⸗ 
hältnis mehrerer Vermächtniſſe 2189; Erſatz⸗ 
vermächtnis 2190; Nachvermächtnis 2191; 
Vertrag über das Vermächtnis aus dem 
Nachlaß eines Dritten 312; Annahme 
und Ausſchlagung durch die Ehefrau 1406, 
1413, 1453, 1461; Berückſichtigung bei 
Auseinanderſetzung der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft 1477, bei der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft 1551; Ausſchlagung durch den Vater 
1643, durch den Vormund 1822; beim Aufge⸗ 
bot der Nachlaßgläubiger 1972; beibeſchränk⸗ 
ter Erbenhaftung 1980, 1991, 1992; Ver⸗ 
mächtnis bei Anwachſung 2095; Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker bei Vermächtniſſen 2223; 
Vermächtnis im reziproken Teſtament 
2269; im korreſpektiven Teſtament 2270; 
im Erbvertrag 2278; Vereitlung des ver⸗ 
tragsmäßigen Vermächtniſſes 2288; Ber- 
mächtnis im Verhältnis zum Pflichtteil 
2307, 2318, 2320—2323; als Prlichtteils- 
beſchränkung 2806; als Pflichtteilsgewäh⸗ 
rung 2307; Unwürdigkeit des Vermächtnis. 
nehmers 2345; Verzicht 2352; Wegfall 
des Vermächtniſſes nach Verkauf der Erb- 
ſchaft 2372; Haftung des Erben für Nicht 
vorhandenſein bei Erbſchaftskauf 2376. 
Vermächtnisunwürdigkeit 2345. 
Vermengung und Vermiſchung beweglicher 
Sachen, Eigentum 948, 949, 951, ver⸗ 
machter Sachen 2172. 
Vermittlung eines Vertrags 652; eines 
Dienſtvertrags 655; der Ehe 656; Ver⸗ 
mittler Vorbem 1 vor 164. 
Vermögen, Begriff 1922 A 5; unbewegliches 
Vermögen 90 A 1; 1551; Sammelver- 
mögen 80 A 1; Beſchädigung Vorbem 1 
vor 249; 823 A 1, 9; a 
eines aufgelöſten Vereins 45; einer 
erloſchenen Stiftung 88; Vertrag über 
künftiges 310, über gegenwärtiges Ver⸗ 
mögen 311; übernahme eines Vermögens 
419, 929 A 2; Erwerb von Grundſtücken 
und Grundſtücksrechten mit einem V. 892 
A 4; Nießbrauch 1035 A 1, 1085—1088; 
V. der Ehefrau 1363 A 2; Überlaſſung der 
Verwaltung des Vermögens der Ehefrau 
an den Ehemann bei Gütertrennung 1430, 
eines volljährigen Kindes an die Eltern 1619; 
Verfügung des Vaters 1643, des Vor⸗ 
mundes 1822 Ziff 1; vgl. Elterliche Ge⸗ 
walt, Verwaltungsgemeinſchaft, Sorge 
für das V. 
Bermögensanfall des Vaters 1647. 
Vermögensanlage 242 A 5e. 
Vermögensübernahme, Vertrag 311; Hay 


tung des Übernehmers 419; Leiſtung an 


einen Dritten 330. 
Vermögensverhältniſſe, Verſchlechterung der 


Vermögensverhältniſſe eines Teiles bei 
gegenſeitigen Verträgen 321; des Darlehns⸗ 
empfängers 610; des Hauptſchuldners 775; 
Irrtum über Vermögensverhältniſſe eines 
Verlobten 119 A 1, eines Ehegatten 1334; 
V. des Erblaſſers als Maßſtab bei der Aus⸗ 
gleichung der Abkömmlinge 1050 A 6a; 
vgl. Offenbarungspflicht, Krieg. 
Vermögensverwaltung, Überlaſſung der Ber 
mögensverwaltung an den Ehemann bei 
Gütertrennung 1430; an die Eltern des 
volljährigen Kindes 1619; des elterlichen 
Gewalthabers 1638; des Vormundes 1802, 
1840; 1792 A 2; vgl. die ehelichen Güter⸗ 
rechte, Verwaltung. 
Vermögensverzeichnis vgl. Verzeichnis. 
Vermutung des Zeitpunkts des Vorhanden⸗ 
ſeins von Viehmängeln 484; bei Unter⸗ 
haltsgewährung zwiſchen Eltern und Ab⸗ 
kömmlingen 685; der Richtigkeit des 
Grundbuchinhalts 891; des Benutzungs⸗ 
rechts von Grenzanlagen 921; der Fort ⸗ 
dauer des Erſitzungsbeſitzes 938; für das 
Eigentum an beweglichen Sachen 1006; 
für das Eigentum des Nießbrauchbeſtellers 
1058; bei der Übergabe des Hypotheken ⸗ 
briefs 1117; der Rückgabe des Pfandes 
1253; zugunſten der Gläubiger des Mannes 
1362; wegen des Geſamtguts bei Errungen 
ſchaftsgemeinſchaft 1527, 1540; der Bei. 
wohnung 1591; der Erbeigenſchaft des 
Fiskus 1964; der Vollſtändigkeit des In⸗ 
ventars 2009, bei der Erbeinſetzung hin⸗ 
ſichtlich der Ausgleichungspflicht 2052 A 2; 
der Abſicht der Teſtamentsaufhebung 2255; 
der Richtigkeit des Erbſcheins 2365; der 
Vollſtändigkeit und Richtigkeit ſchriftlicher 
Verträge 125 A 6; vgl. Tod. 
Vernachläſſigung des Kindes 1666. 
Vernichtung der Schuldverſchreibung 799, 
des Hypothekenbriefs 1162; des Teſta⸗ 
ments 2255. 
Veröffentlichung vgl. Bekanntmachung. 
Verpachtung: Einfluß der Verpachtung der 
Jagd auf den Erſatz von Wildſchaden 835; 
durch Nießbraucher 1056; für das Kind 
1663; für den Mündel 1822. 
Verpfändung als Mittel der Sicherheits · 
leiſtung 232, 237; vgl. Pfandrecht. 
Verpflegung, Verjährung der Anſprüche für 
Verpflegung 196: des Dienſtverpflichteten 
617 


Verpflichtung des Vormundes 1789; der 
Familienratsmitglieder 1870. 

Verſandort 269 A 1. 

n bei der Eheſcheidung 1564 


Verſchaffungsvermächtnis 2170. 

Verſchlechterung des Gegenſtandes bei 
Schuldnerverzug 290, nach Eintritt der 
Rechtshängigkeit 292, 989; der Sache beim 
Rücktritt 347, 851, Gefahrtragung beim 
Kauf 446, 487; bei der Wandlung 467, 
684; beim Viehkauf 487; der Sache bei 
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Wiederkauf 498, 501; der Mietſache 548; 


des Pachtinventars 588; der geliehenen 


Sache 602; des vom Beſteller gelieferten 
Stoffes 644; der vom Geſellſchafter der 
Geſellſchaft überlaſſenen Gegenſtände 732; 
der durch eine unerlaubte Handlung ent⸗ 
zogenen Sache 848; V. durch Verſchulden 
des Beſitzers 989; der Sache beim Nieß⸗ 
brauch 1037, 1050; des Grundſtücks 1133 
bis 1135; des Pfandes 1226; der Erb⸗ 
ſchaftsſache durch den Erbſchaftsbeſitzer 2023, 
durch den Vorerben 2132; Gefahrtragung 
beim Erbſchaftskauf 2880; vgl. Vermögens⸗ 
verhältniſſe. 

Berſchollenheit 13; des Mündels 1884; Auf- 
gebot des verſchollenen Grundſtückseigen⸗ 
tümers 927; vgl. Todeserklärung. 

Verſchulden 276, 277; Haftung ohne Ver⸗ 
ſchulden Vorbem 2 vor 249; vgl. Haftung; 
konkurrierendes Verſchulden 254; bei Ge⸗ 
ſamtſchuldverhältnis 425; bei Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis 429. 

Verſchuldungsgrenze EG 117. 

Verſchwägerte 1308, 1327, 1779, 1847, 1859; 
a . — 2234; vgl. Schwäger⸗ 
chaft. 

Verſchweigung 1974, 2060. 

VBerſchwendung, Entmündigung 6 A 4, EG 
156; entmündigter Verſchwender: be⸗ 
ſchränkte Geſchäftsfähigkeit 114; Verſchwen⸗ 
dung als Grund zur Aufhebung der all- 
gemeinen Gütergemeinſchaft 1468, der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 1495; Un⸗ 
fähigkeit zur Vormundſchaft 1780, zur 
Mitgliedſchaft im Familienrat 1865; 
Teſtierfähigkeit 2229; Pflichtteilsbeſchrän⸗ 
kung in guter Abſicht 2338. 

Verſchwiegenheit, Verletzung 826 A 2. 

Verſendung, Koſten 269; bei Kauf 447, 448, 
929 A 7; beim Werkvertrag 644. 

Berſetzung des Mieters 570; des Pächters 
596 


Verſicherung zugunſten eines Dritten 330; 
Ungewißheit über die Perſon des Be⸗ 
rechtigten 372 A 4; V. der Sache bei Nieß⸗ 
brauch 1045, 1046; beim Erbbaurecht vgl. 
dieſes; Haftung der Forderung für die 
Hypothek 1127—1130; Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsprämien durch den Ehemann 
1385, 1386 A 5; Rechtsſtellung der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten Vorbem 2 vor 21; vgl. 
Verſicherungsvertrag. 

Verſicherung an Eides Statt zur Begrün⸗ 
dung des Antrags auf Erbſchein 2356. 

Verſicherungsrecht EG 75. 

Verſicherungsvertrag, Vorbem 1 vor 249; 
Auslegung 157 A 3; gegenſeitiger V. 702 
A 1; Leibrentenvertrag einer Verſiche⸗ 
rungsanſtalt 759 A 2; Anzeigepflicht des 
Verſicherten 278 A 3 Abſ. 2; Verſicherungs⸗ 
ſchein 808 A 1; Verſchlechterung der Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Verſicherers 242 
A 5a; Lebensverſicherung als Gegenſtand 
des Nachlaſſes 1922 A 5. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten 


328; einer Schenkung 518, 523, 2301. 

Verſteigerung, Zuſchlag 156; der hinter⸗ 
legten Sache 383, 384, 386; des Tieres bei 
Wandlungsanſprüchen 489; der gemein⸗ 
ſchaftlichen Sache 753; der gefundenen 
Sache 966, 975, 979—981; des Pfandes 
1219—1221, 1235—1237; 

Mängel der verſteigerten Sache 461; 
Verbot der Teilnahme an Verſteigerungen 
für beteiligte Perſonen 456, 457; öffent⸗ 
liche Verſteigerung, Eigentumserwerb 935. 

Verteidigung gegen einen rechtswidrigen 
Angriff 227, gegen verbotene Eigenmacht 
859, 860; Koſten der Verteidigung der 
Frau 1387, des Kindes 1654. 

Vertiefung des Nachbargrundſtücks 909. 

Vertrag Vorbem vor 145; Grundſatz der 
Vertragsfreiheit Vorbem 3 vor 104; 
Schriftlichkeit 125 A 6; Vertragsſchluß 
unter Anweſenden 147 A 2, unter Ab- 
weſenden 147 A 3; gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung 152, 154; offener 
Mangel der Einigung 154; verſteckter 
Mangel der Einigung 155; Einfluß des 
Todes und des Verluſtes der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit auf das Zuſtandekommen 158, 
Einfluß der Konkurseröffnung 153 A 1; 
Zuſtandekommen durch Zuſchlag 156; Ver⸗ 
tretung beim formbedürftigen V. 120 A1; 
Auslegung 157; poſitive Vertragsver⸗ 
letzungen 325 A 4; Beſtätigung eines 
nichtigen Vertrags 141; 

Begründung eines Schuldverhältniſſes 
305; Aufhebung 305 A 1; gemifchte Ver⸗ 
träge 305 A 2; bufan en Verträge 
325 A 4; auf 11 Leiſtung 306; 
negatives Vertragsintereſſe 307; Behebung 
der Unmöglichkeit 308; Verſtoß gegen 
ein Verbotsgeſetz 309; Vertrag über Über: 
tragung des künftigen Vermögens 310, 
des gegenwärtigen Vermögens 311, über 
den Nachlaß eines Dritten 312; Grund» 
ſtücksveräußerungsvertrag 313; Form nach⸗ 
träglicher Abänderungen 313 A 2; Beſtim⸗ 
mung der Leiſtung durch einen Vertrags. 
teil 315, 316, durch einen Dritten 317 bis 
3193 

ſ. Annahme, Antrag, Gegenſeitiger Ver⸗ 
tea Geſchäftsfähigkeit, Eheliche Güter⸗ 
rechte; 

Vertrag zugunſten eines Dritten 328; Er⸗ 
füllungsübernahme 329; Lebensverſiche⸗ 
rungsverträge 330; Leiſtung nach dem 
Tode des Verſprechensempfängers 331; 
Vorbehalt der Subſtitution 332; Widerruf 
328 A 4; Zurückweiſung durch den Dritten 
333; Einwendungen des Verſprechenden 
334; Forderungsrecht des Verſprechens⸗ 
empfängers 335; fideicommissum a debi- 
tore relictum 516 A 9, 1937 A 1, 2301 
A 1. 

Vertragserbe 1941; Beeinträchtigung durch 
Schenkungen an Dritte 2287. 
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Vertragsfreiheit, Grundſatz Vorbem 3 
vor 104. 

Vertragsſtrafe 339; für den Fall der Nicht. 
erfüllung 340; für den Fall der nicht 
gehörigen Erfüllung 341; nicht in Geld 
beſtehend 342; Verhältnis zur Erfüllung 
340, 341, 342; Herabſetzung der Höhe 
343, 306 A 2; Unwirkſamkeit der Haupt⸗ 
verbindlichkeit 344; Beweislaſt 345; 

bei der Unterlaſſungsſchuld 340 A 3, 
343 A 2; bei Teillieferungsverträgen 341 
A 3; im Verhältnis zwiſchen Handlungs: 
gehilfen und Prinzipal 340 A 3; Ausſchluß 
des Verfalls infolge Aufrechnung 389 A 3; 
Mitübergang des Rechts auf die V. bei 
Abtretung 401 A 1; Eintragungsfähigkeit 
bei Miete und Pacht Vorbem 3 vor 535; 
Form des Verſprechens bei Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrag 313 A 2; V. als 
Nebenleiſtung der Hypothek 1115 A 6; 
beim Erbbaurecht vgl. dieſes; Verzugs⸗ 
ſtrafe 286 A 2. 

Vertragsverletzungen Vorbem 9 vor 104; 
pofitive 325 A 4, 326 A 1e; vgl. culpa in 
contrahendo. 

Vertragswidriger Gebrauch der Mietſache 
550, 558. 

Vertretbare Sachen 91; Darlehn 607; Werk⸗ 
lieferungsvertrag 651; Verwahrung 700; 
Geſellſchaftsbeitrag 706; Leibrente 759 AL; 
Anweiſung 783. 


Vertretung, Begriff Vorbem 1—4 vor 164; 
mittelbare, unmittelbare Vorbem 1 vor 
164; 164 A 2; aktive und paſſive Vorbem 2 
vor 164; beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des 
Vertreters 165; Willensmängel, Kenntnis, 
Unkenntnis des Vertreters 166; Unter- 
ſchied des Stellvertreters vom Boten 120 
A 1; V. bei Namensunterſchrift 126 A 2: 
Mißbrauch einer Vertretungsmacht 826 
A 51; Haftung für den Vertreter 278, 881; 

ohne Vertretungsmacht: Geneh⸗ 
migung von Verträgen 177; Widerruf 178; 
Haftung des Vertreters 179; bei einſeitigen 
Rechtsgeſchäften 180; bei der Auflaſſung 
925 A 7; N 

Selbſtkontrahieren 181; Befugnis zum 
Vergleichsabſchluß 779 A 1; bei der Eini⸗ 
gung über einen Grundſtücksvertrag 873 
A 7e, bei der Auflaſſung 925 A 11; beim 
Beſitzerwerb 854 A 5; Vertreter bei der 
Inhaberhypothek 1189; Schlüſſelgewalt 
der Frau 1357 . 

ausgeſchloſſen bei Erteilung der elter- 
lichen Einwilligung zur Eheſchließung 
1307; bei Eheſchließung 1317 A 4; bei 
Erteilung der Zuſtimmung und Kuün⸗ 
digung des Mannes 1858; bei Anfech⸗ 
tung der Ehe 1336, der Ehelichkeit 1595; 
beim Antrag auf Ehelichkeitserklärung 
und der Einwilligung zur Ehelichkeits⸗ 
erklärung 1728; bei der Annahme an Kindes 
Statt 1748, 1750, 1755; für Mitglieder des 


Familienrats 1872; bei Errichtung des 
Teſtaments 2064; beim Erbvertrag 2274; 
bei deſſen Anfechtung 2282; beim Erb- 
verzicht 2347, 2351; 

vgl. Vollmacht, Elterliche Gewalt, Vor⸗ 
mund, Geſetzlicher Vertreter, Eheliche 
Güterrechte. 


Verwahrer, gerichtlich beftellter, bei Geſamt⸗ 


gläubigerverhältnis 432; beim Pfand⸗ 
recht 1217, 1281; bei Miterbſchaft 2039. 


Verwahrung, uneigentliche Vorbem 1 vor 


607; 607 A 6; 608 A 2; 688 A 2; 700; 
Sammelverwahrung 700 A 6; Gemein⸗ 
ſchaftsverwahrung, freiwillige Sequeſtra⸗ 
tion Vorbem 2 vor 688; unmittelbarer Be⸗ 
ſitz 868; der gefundenen Sache 966; des 
Pfandes 855 A 5, 1215, 1217; 

amtliche Vorbem 2 vor 688; 690 A 1; 
des Teſtaments 2246, 2248, 2256; des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments 2278; von 
Erbverträgen 2277, 2300; 

vgl. Hinterlegung. 


Verwahrungsvertrag, Begriff Vorbem 1 vor 


688; 688; Vergütung 689, 699; Haftung 
des Verwahrers 690, des Hinterlegers 
694; Recht des Verwahrers, die Sache 
bei einem Dritten zu hinterlegen 691, 
die Art der Aufbewahrung zu ändern 692; 
Erſatz von Aufwendungen 693; Rück⸗ 
forderungsrecht und Rücknahmepflicht des 
Hinterlegers 695, 696; Rückgabe 697; 
Zurückbehaltungsrecht, Aufrechnungsbefug⸗ 
nis des Verwahrers 697 A 2; Konkurs des 
Verwahrers 697 A 2; Verzinſung von Geld 
698; Miete eines Stahlkammerfaches 535 
A 2; vgl. Verwahrung. 


Verwaltung, Auskunftspflicht über eine Ver⸗ 


waltung 259; 

des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 744 
bis 746, 1010; für Rechuung des Nieß⸗ 
brauchers 1052; des Vermögens eines voll⸗ 
jährigen Kindes 1619; des Kindesvermö⸗ 
gens 1638; des Vermögens des angenom⸗ 
menen Kindes 1760; des Mündelvermögens 
1803; des Nachlaſſes durch die Miterben 
2038 bis 2040; ordnungsmäßige V. 2038 
A 2; durch den Teſtamentsvollſtrecker 2205; 
vgl. die Ehelichen Güterrechte, Nachlaß ⸗ 
verwaltung. 


Verwaltungsbehörde, Mitwirkung bei der 


Eintragung von Vereinen 61—63; Ver⸗ 
waltungsakte Vorbem 1 vor 116. 


Verwaltungsgemeinſchaft der Ehegatten 


1363—1425; Begriff, eingebrachtes Gut 
1363; Verzeichnis des eingebrachten Gutes 
1372; Ausſchluß bei beſchränkter Geſchäfts⸗ 
fähigkeit der Frau 1364; Vorbehaltsgut 
1365—1371; Verwaltungsgemeinſchaft der 
Miterben 2038 A 1; 

Verwaltung und Nutznießung des 
Ehemanns 1373 bis 1409; Beſitzrecht des 
Ehemanns 1373; Erſatz von Aufwen⸗ 
dungen 1890; ordnungsmäßige Verwal⸗ 
tung, Auskunftspflicht 1874; Verfügungen 
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des Mannes über eingebrachtes Gut 1875 
bis 1378; Erſetzung der Zuſtimmung der 
Ehefrau durch das Vormundſchaftsgericht 
1379; Prozeßführungsrecht des Ehemanns 
1380; Surrogation 1381, 1882; Erwerb der 
Nutzungen durch den Mann 1883, 99 A je 
Tragung des ehelichen Aufwandes 1889, 
der Erhaltungkoſten 1384, der Laſten 1385, 
der Zinſen und wiederkehrenden Leiſtungen 
1886, der Prozeßkoſten 1887, 1416; Un⸗ 
übertragbarkeit der Rechte des Mannes 
1408; Rechte und Pflichten des Vormundes 
des Mannes 1409; 

Anſpruch der Frau auf Sicherheits⸗ 
leiſtung und Hinterlegung 1391—1393, 
1418; zeitliche Begrenzung der Auſprüche 
der Ehefrau gegen den Mann 1394; Ver⸗ 
fügung der Frau über eingebrachtes Gut 
1395—1407; Einwilligung des Mannes 
1395—1398, zum Betriebe eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts 1405; Zuſtimmung des Mannes 
zu Rechtsgeſchäften 1399, 1401, 1412; Ge⸗ 
nehmigung von Verträgen 1396, 1397; 
Widerruf des Dritten 1397; Unwirkſamkeit 
eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts 1398; 
einſeitige Rechtsgeſchäfte Dritter in bezug 
auf das eingebrachte Gut 1403; Haftung 
des Dritten 1404; Verpflichtungen der 
Frau zu vermögensrechtlichen Leiſtungen 
1399; Prozeßführung der Frau 1400, 1407, 
1415, 1416; Erſetzung der Zuſtimmung 
des Mannes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht 1402; von der Zuſtimmung des 
Mannes befreite Rechtshandlungen der 
Frau 1399, 1405—1407; 


Schuldenhaftung 14101417; Ausgleich 
wegen der Schuldenhaftung unter den 
Ehegatten 1415—1417; geſamtſchuldne⸗ 
riſche Haftung 1388; Zwangsvollſtreckung 
1400 A 3, 5; 1405 A 6; 1407 A 11; 1411 
A 2; Konkurs 1411 A 2; 1419; 1421 A 5; 

Beendigung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung 1418—1420; Klage der Frau 
auf Aufhebung 1418; Beendigung durch 
Konkurs des Mannes 1419, durch Todes⸗ 
erklärung 1420; Pflicht des Mannes zur 
Herausgabe und Rechnungslegung 1421 
bis 1423; Fortführung der Verwaltung 
durch den Mann nach Beendigung 1424; 
Klage des Mannes auf Wiederherſtellung 
feiner Rechte 1425; Ausſchluß und Ab⸗ 
änderung der Verwaltung und Nutz · 
nießung durch Ehevertrag 1435, 1436; 
Einfluß der V. auf die Unterhaltspflicht 
gegenüber Verwandten 1604. 
Verwaltungsſtreitverfahren bei Entziehung 
der Rechtsfähigkeit von Vereinen 44; bei 
Einſpruch gegen Eintragung eines Vereins 
62. 


Verwandte 1589; Ehehindernis der Ver⸗ 
wandtſchaft 1810, 1827; Verwandte als 
Zeugen der Eheſchließung 1318; Wirkung 
der Ehelichkeitserklärung 1787, 1789; der 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Annahme an Kindes Statt 1763, 1766; 
Verwandte als Vormund 1779; Rechts- 
geſchäfte des Vormundes mit ſeinen Ver⸗ 
wandten 1795; Anhörung durch das 
Vormundſchaftsgericht 1847; Mitwirkung 
beim Familienrate 1859, 1862; geſetzliches 
Erbrecht 1924—1932, 1934; Einſetzung 
im Teſtament 2067; als Teſtamentszeugen 
2284; Erbverzicht 2346; vgl. Unterhalts. 
pflicht. 

Verweigerung der Herſtellung des ehelichen 
Lebens 1861. 

Verweigerungseinrede des Miterben 2059 
A 3; des pflichtteilsberechtigten Erben 
2318, 2319, 2328. 

Verwendungen auf Früchte 102; als Grund: 
lage des Zurückbehaltungsrechts 273; nach 
Rechtshängigkeit 292; beim Rücktritt 347; 
des Verkäufers 450; des Wiederverkäufers 
500, 501; des Mieters 547, 558; des Päch⸗ 
ters 581, 592; des Entleihers 601; auf die 
einem andern durch unerlaubte Hand. 
lungen entzogene Sache 850; bei Verbin⸗ 
dung, Vermiſchung, Verarbeitung von 
Sachen 951; des Beſitzers auf die Sache 
994—998; des Vorbeſitzers 999; Geltend- 
machung der Anſprüche des Beſitzers 
10001003; des Nießbrauchers 1049, 
1057; des Pfandgläubigers 1210, 1216; 
des Erbſchaftsbeſitzers 2022, 2028; des 
Vorerben 2125, 2138; des Vermächtnis⸗ 
beſchwerten 2185; bei Erbſchaftskauf 2381; 
vgl. Aufwendungen; 

von Geld: durch den Beauftragten 668, 
den Geſchäftsfüthrer ohne Auftra 681, 
den Verwahrer 698; durch den Gef ellſchafter 
718; von Mündelgeld durch den Vormund 
1805, 1834; von Erbſchaftsſachen durch 
den Vorerben 2184. 

Verwirkung von Rechten, Vorbehalt 360, 
380 A 1; der Vertragsſtrafe 339; Rechts. 
verwirkung beim Pfandverkauf 1238; der 
elterlichen Gewalt 1680, 1684, 1495, 1771. 

Verzeichnis der Mitglieder eines eingetrage⸗ 
nen Vereins 72; über den Beſtand eines 
Inbegriffs 260, 261; beim Nießbrauch 
1085; des eingebrachten Gutes 1372, 1528, 
1550; des Kindesvermögens 1640, 1667, 
1669, 1692, bei der Annahme an Kindes 
Statt 1760; des Mündelvermögens 1802; 
des Nachlaſſes 1960; der Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände: durch den Vorerben 2121, durch 
den Teſtamentsvollſtrecker 2215, auf Ver⸗ 
langen des Pflichtteilsberechtigten 2314. 

Verzeihung des Schenkers 582 A 1; des 
ſcheidungsberechtigten Ehegatten 1570, Vor; 
bem g vor 1297; bei Pflichtteilsentziehung 
2337; bei Erbunwürdigkeit 2848. 

Verzicht 397 A 1b; Verzichtbarkeit Vorbem 
5 vor 1; V. auf das Anfechtungsrecht 
144 A 1; auf die Annahmeerklärung durch 
den Antragenden 151; auf die Einrede der 
Verjährung 222 A 1, 225 A 1; auf die Auf⸗ 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 


wertung 242 Ade; auf das Rücktrittsrecht 

4 1, 351 A 1 a. E.; auf die Auf⸗ 
rechnung 387 A 1; auf Rücknahme der 
hinterlegten Sache 376, 882; auf Gewähr ⸗ 
leiſtung wegen Mängeln bei Kauf und Miete 
476, 540; auf das Vorkaufsrecht 504 A 8, 
4, 514 A2; auf nicht endgültig erworbene 
Rechte 517; auf das Widerrufsrecht bei 
der Schenkung 533; auf die Kündigung 
bei Miete 554 A 2, bei Dienſtvertrag 626 
A 2; auf die Widerruflichkeit der Auslobung 
658; auf das Kündigungsrecht des Beauf- 
tragten 671 A 3; auf die Einreden bei der 
Bürgſchaft 768; auf die Einrede der 
Vorausklage 773; auf Rechte an Grund⸗ 
ſtücken 875; auf die Überbaurente 914; 
auf das Eigentum an beweglichen Sachen 
959; an einem Grundſtück 928; des Finders 
976; auf Einreden gegen die Hypotheken⸗ 
gläubiger durch den perſönlichen Schuld⸗ 
ner 1137; auf die Hypothek 875 A 3; 
1165; 1168, 1169, 1175; auf die Hypothek 
für Rückſtände von Zinſen und Neben⸗ 
leiſtungen 1178; auf den Pflichtteil: 
durch die Ehefrau 1406, 1458, den Vater 
1643, den Vormund 1822; des elterlichen 
Gewalthabers auf die Nutznießung 1662; 
des anteilsberechtigten Abkömmlings bei 
fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 1491, 1501, 
1517; auf Unterhalt 1564 A 5; 1614, 1714; 
auf das Recht zur Eheſcheidung 1570 A 5: 
auf das Erbrecht und den Pflichtteil 2846 
bis 2352. 

Berzinſung des Kaufpreiſes 452; des Werk⸗ 
lohns 641; des verwendeten Geldes 668, 
698, 713, 1834; vgl. Zinsſatz; Zinſen. 

Verzug des Schuldners, Mahnung, Zeit - 
ablauf 284; Beendigung und Heilung 284 
A 5; 293 A 1; Verſchulden 285; Schadens⸗ 
erſatz 286, 292; Verzugſchaden infolge Geld⸗ 
entwertung 242 A 5d 8, 286 A 2; Ver⸗ 
tretungspflicht während des Verzugs 287; 
Verzinſung von Geldſchulden 288, 289, 
nach Eintritt der Rechtshängigkeit 291, der 
Erſatzzſumme für einen untergegangenen 
Gegenſtand 290; bei Verurteilung Zug um 
Zug 274. 

des Gläubigers 293, 862 A 2; ord⸗ 
nungsmäßiges Angebot 294; wörtliches An⸗ 
gebot 295; Entbehrlichkeit des Angebots 296; 
ausgeſchloſſen durch Leiſtungsunvermögen 
des Schuldners 297; bei mangelnder Ge⸗ 
genleiſtung des Gläubigers 298; Wirkung 
des Unvermögens des Gläubigers zur An- 
nahme 299; Haftung des Schuldners 300; 
Gefahrübergang bei Gattungsſchulden 300 
A 2, 243 A 3; Ruhen der Zinspflicht 301; 
Nutzungen 802; Aufgabe des Beſitzes 
eines Grundſtücks 303; Erſatz der Mehr ⸗ 
aufwendungen des Schuldners 304; 

Zuſammentreffen von Schuldner- und 
Gläubigerverzug 284 A 1; V. des wahl. 
berechtigten Gläubigers bei Wahlſchuld 264; 
bei Teilleiſtung 266 X !; bei gegenſeitigem 
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Vertrage 322,324,326, 242 A5 dg zdes Rück⸗ 
trittsberechtigten 354; bei Geſamtſchuldver⸗ 
hältnis 424, 425; bei Geſamtgläubigerver⸗ 
hältnis 429; bei der Wandlung 467; des 
Schenkers 522; des Vermieters in der Be⸗ 
ſeitigung eines Mangels 538; des Mieters 
554; des Dienſtberechtigten 615; des Unter: 
nehmers 633, 636; des Beſtellers eines 
Werkes 642, 643, 644; des Hauptſchuldners 
bei Bürgſchaft 767, 775; des Leibrenten⸗ 
ſchuldners 759 A 2; Haftung des Beſitzers 
gegenüber dem Eigentümer 990; des Grund⸗ 
ſtückeigentümers wegen der Hypotheken⸗ 
zinſen 1146; des Unterhaltspflichtigen 1613; 
des Erbſchaftsbeſitzers 2024. 

Vertragsſtrafe für den Fall des Ver⸗ 
zugs 339, 286 A 2; Hinterlegung im Falle 
des Verzugs 372; Ausſchluß des Verzugs 
infolge Aufrechnung 389 A 3. 

Verzugszinſen 288— 290; des Schenkers 522; 
einer Hypothek 1146. 

Vieh, Zubehör 98; vgl. Kauf. 

Biehmängel 481—493; vgl. Kauf. 

Vinkulationsgeſchäft 433 A 3g. 

Volljährige, Vormundſchaft über Voll; 
jährige 1896; Pflegſchaft über Volljährige 
1910; im elterlichen Haushalt 1618, 1619. 

Volljährigkeit 2; Volljährigkeitserklärung 
3 bis 5, der geſchiedenen Ehefrau 4 A 8; 
Volljährigkeitserklärung des Mündels 1847, 
1882 A 1; Ehehindernis mangelnder Voll: 
jährigkeit 1303. 

Vollmacht, Begriff 166 A 4; Vorbem 8 vor 
662; Generalvollmacht 166 A 4; Vollmacht 
zur Vornahme einſeitiger Rechtsgeſchafte 
174; zum Abſchluß eines Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrages 318 A Be; zur 
Auflaſſung 313 A 3 d, 925 A 11; V. des 
er Geſellſchafters 714 A 2, 
715 A 2; Inkaſſovollmacht 398 A 1; 

Erteilung 167, 171, 172; unzureichende 
V. 180 A1; Wirkung des ſtillen Vorbehalts 
116 A 1, 3; Erlöſchen 168 —170, 173, 175; 
Widerruf 168 A 2, 3; 171; ſtillſchweigende 
Fortſetzung 157 A 3; Haftung des Voll: 
machtgebers für unerlaubte Handlungen 
823. A 12; Anfechtung der Willenserklärung 
des Bevollmächtigten 121 A 2 a. E.; Voll 
machtsurkunde 172; Rückgabe nach Erlöſchen 
175; Kraftloserklärung 176; vgl. Vertreter, 
Prozeßvollmacht. 

Vollſtreckbarer Titel, Vorausſetzung zur 
Befriedigung aus dem Beſitzpfande 1233, 
aus dem Schiffe 1268, aus dem ver⸗ 
pfändeten Rechte 1277. 

Vollſtreckbare Urkunde, Verjährung der An⸗ 
ſprüche aus vollſtreckbaren Urkunden 218. 

Vollſtreckung vgl. Zwangsvollſtreckung. 

nen Aufrechnung 388 


Vollſtreckungsmaßregeln, Unterbrechung der 
Verjährung 209, 216. 

Vorans 1932; Berückſichtigung bei Berech⸗ 
nung des Pflichtteils 2811. 
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Borausklage, Einrede bei Bürgſchaft 771 bis 
39. 


773; 202, 2 
Vorausſetzungen Vorbem 2 vor 158. 
Vorausverfügung des Vermieters über den 
Mietzins 578, 1124, 1125. 
Vorausvermächtnis 2110; 2150; Gegen ⸗ 
ſtand des Erbſchaftskaufes 2373. 
Vorbehalt, ſtiller 116; wegen der Vertrags⸗ 
ſtrafe bei Annahme der Leiſtung 341 A 3; 
des Rücktritts 346; der Rechtsverwirkung 
360, 839 A1; des Eigentums 455; der Rechte 
bei Annahme der Kaufſache 464, des Werkes 
640; bei der Löſchungsbewilligung 875 A 4; 
des Ranges eines Grundbuchrechts 881; 
der Ergänzung letztwilliger Verfügungen 
2086; des Rücktritts vom Erbvertrag 2293; 
vgl. Verfallklauſel; 
der Entlaſſung des Vormundes 1790, 
des Familienmitgliedes 1871. 
Vorbehaltsgut bei Verwaltungsgemeinſchaft 
1365—1371, 1413 A 2; bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1440, 1441; bei fort: 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1486; bei Er 
rungenſchaftsgemeinſchaft 1526; bei der 
Fahrnisgemeinſchaft 1549, 1555; Laſten 
des V. 1385; vgl. die Ehelichen Güterrechte. 
Vorbehaltsurteil, Verjährung 219. 
Vorbildung zu einem Berufe 2050 A 6, 
6a: 1610; 1708. 
Vorenthaltung der Mietſache 542, der Pacht: 
195 597, des Kindes 1632, des Mündels 


Vorerbe |. Nacherbe; Angabe im Erb» 
ſchein 2868. 

Vorkaufsrecht 504 —514; ſ. Kauf; Unter⸗ 
ſchied vom Wiederkaufsrecht 1094 A 5; 
Form des Vertrags 313 A 10 a; kein V. 
der Teilhaber einer Bruchteilsgemeinſchaft 
741 A 2; Vorkaufsrecht des Miterben 
2034, 2035; 

dingliches 1094, 1103; an einem Grund⸗ 
ſtücksbruchteil 1095; am Zubehör 1096; 
einmaliges und mehrmaliges Vorkaufs⸗ 
recht 1097; Rechtsverhältnis zwiſchen Be⸗ 
rechtigten und Verpflichteten 1098; Wir- 
kung als Vormerkung 1098; Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen Berechtigten und Käufer 
1099—1102; Aufgebot des unbekannten 
Berechtigten 1104. 

Vorläufige Vormundſchaft 1906-1908, 114. 
1781; über Geſchäftsunfähige 105 A 4. 
Vorlegung von Sachen 809—811; im Prozeß 

Vorbem 1, 2 vor 809, 811 A 2; Beſichtigung 
einer Sache 809; Einſicht von Urkunden 
809 A 2, 8107 Erfüllungsort, Gefahr, 

Koſten 811. 

Vorlegungsfriſt bei Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 801; Hemmung durch 
Zahlungsſperre 802. 

Vorleiſtung bei gegenſeitigen Verträgen 320, 
321, 322; 242 A 5dß a. E. 

Vormerkung, Begriff 883 A 1, 8; 878 A 3 
a. E., vormerkungsfähige Rechte 888 

A 2—7, 10; V. zugunſten des Bauhand⸗ 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


werkers 648 A 3, zugunſten des Bauunter⸗ 
nehmers 883 A 2; V. über einen Grund 
ſtücksteil 883 A 9; zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Rangänderung 880 A 3 a. E., 
883 A 7, auf Löſchung einer Hypothek 
1170; V. eines Nachlaßgläubigers 1990: 
beim Aufgebot der Nachlaßgläubiger 1971, 
2016; Wirkung des Vorkaufsrechts als 
Vormerkung 1098; 

Eintragung 883 A 9; Eintragung auf 
den Anteil eines Miteigentümers 883 A 3; 
auf Grund einſtweiliger Verfügung oder 
Bewilligung 885; Rangverhältnis 879 A 3, 
883 A 14; Vorbehalt auf Eintragung einer 
V. 881 A 2; Wirkung der V. 888 A 11, 
888, auf die Verjährung 223 A 1; 883 
A 8 a. E., 902 A 1, auf die Zwangs⸗ 
verſteigerung 883 A 12; Haftung des Erben 
des Verpflichteten 884; Übertragung des 
vorgemerkten Anſpruchs 883 A 12; Ab⸗ 
tretung des Anſpruchs auf Löſchungs⸗ 
vormerkung 401 A 1; Widerſpruch gegen 
die V. 883 A 8; Beſeitigung der V. auf 
Grund einer Einrede 886; Beſeitigung 
durch den Verkäufer des Grundſtücks 439; 
Aufgebot des unbekannten Gläubigers 887. 

Vormundſchaft über Minderjährige 1773; 
über uneheliche Kinder 1778; über Aus⸗ 
länder EG 23; Amts., Anſtalts-, Vereins⸗ 
vormundſchaft 1773 A 5 ; Anordnung von 
Amts wegen 1774; 

Vormund: Mitvormund 1775, 1778, 
1786, 1797, 1798; Vormund für mehrere 
Geſchwiſter 1775; Berufung 1776, 1778; 
Benennung 1776, 1777; Auswahl 1779; 
Unfähigkeitsgründe 1780; Untauglichkeits⸗ 
gründe 1781; Ausſchließung durch Gewalt⸗ 
haber 1782; Ehefrau 1783; Beamter 1784; 
Übernahmepflicht 1785; Ablehnungsgründe 
1786, 1787; Ordnungsſtrafen 1788; Ver⸗ 
pflichtung 1789; Vorbehalt der Entlaffung 
1790; Beſtallung 1791; Rückgabe der Be⸗ 
ſtallung nach Beendigung der V. 1898; 

Gegenvormund 1792, 1799, 1802, 1809, 
1810, 1812, 1826; vgl. Gegenvormund. 

Wirkungskreis des Vormundes 1793, 
1794, 1800; Haftung für Beaufſichtigung 
832 A 5: Ausſchluß der Vertretungs⸗ 
befugnis 1795, Entziehung der Vertre⸗ 
tungsbefugnis 1796, der religiöſen Erzie⸗ 
hung 1801; Einreichung des Vermögensver . 
zeichniſſes 1802; Sorge für das Vermögen 
des Mündels 1794; Berückſichtigung von 
Anordnungen Dritter 1803; Schenfungs- 
verbot 1804; Verbot der Verwendung von 
Mündelvermögen 1805; Anlegung des 
Mündelgeldes 18061811, EG 212; Er: 
forderlichkeit der Genehmigung des Gegen⸗ 
vormundes 1812, 1813; Gebaren mit Wert⸗ 
papieren, Buchforderungen, Koſtbarkeiten 
des Mündels 1814—1820; Erforderlichkeit 
der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts 18211824; allgemeine Ermäch⸗ 
tigung des Vormundes 1825; Anhörung 
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des Gegenvormundes 1826; des Mündels 
1827; Erklärung und Wirkſamkeit der | 
Genehmigung 1828; nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung 1829; Widerruf 1830; Vor⸗ 
nahme eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts 
1831; 

Haftung des Vormundes 1833; Ver- 
zinſungspflicht 1834: Erſatz von Aufiven- 
dungen 1835; Vergütung 1836; Auskunfts- 
pflicht 1839; Rechnungslegung 1840—1843, 
1890—1892; Sicherheitsleiſtung 1844; Ver⸗ 
ehelichung eines zum Vormund beſtellten 
Elternteils 1845; Verhinderung 1846; Tod 
1894; 

Beendigung: infolge des Wegfalls der 
Vorausſetzungen 1882, Legitimation des 
Mündels durch nachfolgende Ehe 1883, 
des Todes oder der Todeserklärung des 
Mündels 1884; Beendigungsgründe des 
Amtes des Vormunds 1886 A 2; Be⸗ 
endigung infolge der Entmündigung und 
Todeserklärung des Vormundes 1885; Ent- 
laſſung des Vormundes wegen Pflicht. 
widrigkeit 1886, einer verheirateten Frau 
1887, eines Beamten 1888, aus wichtigen 
1 1889; Rechnungslegung 1890 bis 
1892; 

Verjährung der Auſprüche gegen den 
Mündel 204; Haftung des Mündels für 
Verſchulden des Vormundes 1793 A 2; 
Einwilligung zur Eheſchließung 1304; 
Rechte und Pflichten des Vormundes des 
Ehemanns in bezug auf das eingebrachte 
Gut 1409, bei allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft 1457; Vormund des Kindes als Bei. 
ſtand der Mutter 1696, 1707; V. des 
Kindes aus nichtiger Ehe 1702; Annahme 
des Mündels au Kindes Statt 1752; 

über Volljährige 1896, 1897; Be⸗ 
rufung 1898, 1899; Ehegatte 1409, 1900; 
Fürſorge des Vormundes 1901; geneh⸗ 
migungspflichtige Rechtsgeſchäfte 1902; 
Gegenvormund, befreite Vormundſchaft 
1903, 1904; Familieurat 1905; 

Befreite Vormundſchaft 1852—1857; vor · 
läufige Vormundſchaft 1906, 1907, Auf⸗ 
hebung 1908; vgl. Vormundſchaftsgericht. 
Vormundſchaftsgericht: Vorbem 4, 5 vor 
1773, EG 147; Genehmigung Vorbem 2 
vor 104, 184 A 1; Volljährigkeitserklä⸗ 
rung 3; Tätigkeit bei Betrieb eines Er⸗ 
werbsgeſchäfts oder Übernahme von 
Dienſt oder Arbeit durch einen Minder⸗ 
jährigen 112, 113; Erſetzung der er⸗ 
forderlichen Einwilligung bei der Ehe. 
schließung 1304, 1308; Ausſtellung eines 
Zeugniſſes zur Wiederverheiratung 1314; 
Tätigkeit bei Anfechtung der Ehe 1336, 
1337; Ordnung der Schlüſſelgewalt 1357; 
Regelung des ehemännlichen Kündigungs ⸗ 
rechts 1858; Erſetzung der Zuſtimmung 
der Ehefrau zu Rechtsgeſchäften des 
Mannes 1379; der Zuſtimmung des Ehe⸗ 
manns zu Rechtsgeſchäften der Frau 1402; 
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Genehmigung zum Abſchluß des Ehever⸗ 
trags 1437; Erſetzung der Zuſtimmung der 
Frau bei allgemeiner Gütergemeiunſchaft 
1447, 1448, der Zuſtimmung des Mannes 
1451, bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1519, bei der Fahrnisgemeinſchaft 1549; 
Tätigkeit bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft: Genehmigung zur Ablehnung durch 
den überlebenden Ehegatten 1484, zum 
Verzicht des Abkömmlings auf den Ge⸗ 
ſamtgutsanteil 1491, zur Aufhebung durch 
den überlebenden Ehegatten 1492; Anzeige 
der Abſicht der Wiederverheiratung an das 
Vormundſchaftsgericht 1493, 1669; Geneh⸗ 
migung zur Anfechtung der Ehelichteit und 
deren Anerkennung 1595, 1599; Beſtim⸗ 
mung des dem Kinde zu gewährenden 
Unterhalts 1612; Verrichtungen auf dem 
Gebiete der elterlichen Gewalt Vorbem 4 
vor 1616; Entſcheidung über Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten zwiſchen Vater und Pfleger 
1629; Entziehung der Vertretungsmacht 
des Vaters 1630; Zuchtmittel gegen das 
Kind 1631; Regelung des Verhältniſſes 
geſchiedener Eltern zu den Kindern 1685, 
1636; Mitwirkung bei der Vermögens- 
verwaltung des Vaters 1639, 1640, 1642 
bis 1645; Genehmigung zum Verbrauch 
von Geld durch den Vater 1653; Ent⸗ 
gegennahme der Erklärung des Vaters über 
den Verzicht der Nußnießung 1662; Ein- 
ſchreiten im Intereſſe des Kindes gegen 
den Gewalthaber 1665 —1673; Feſtſtellung 
des Ruhens der elterlichen Gewalt 1677; 
Übertragung der elterlichen Gewalt auf 
die Mutter 1685; Tätigkeit beim Beſtehen 
einer Beiſtandſchaft 16871695; Ge⸗ 
nehmigung des Vertrags über den Unter⸗ 
halt des unehelichen Kindes 1714; Mit. 
wirkung bei der Ehelichkeitserklärung 1727 
bis 1729; bei der Annahme an Kindes 
Statt 1750 —1752, 1760, 1770; bei der 
Pflegſchaft 1915 A 1; 

Genehmigungspflichtige Handlungen des 
Vormundes 1821 A 3, 1812, 1821—1824; 
Auflaſſung 925 A 7 a. E.; Erklärung und 
Wirkſamkeit der Genehmigung 1828 bis 
1831; nachträgliche Genehmigung eines 
Vertrags 1829; allgemeine Ermächtigung 
1825; Aufſicht, Ordnungsſtrafen 1788, 1837; 
Unterbringung des Mündels 1838; Ab- 
nahme der Rechnungslegung des Vor ⸗ 
mundes 1840—1843, 1892; Erfordern von 
Sicherheitsleiſtung 1844; Gehör von Ver⸗ 
wandten 1847; eigenes Handeln bei Fehlen 
eines Vormundes oder deſſen Behinderung 
1846; Tätigkeit bei Beſtehen eines Fa⸗ 
milienrats 1858 —1881; 

Mitteilung des Nachlaßgerichts an das 
Vormundſchaftsgericht über die Inventar⸗ 
errichtung 1999; Mitwirkung beim Erb⸗ 
vertrag, wenn ein Vertragsteil durch einen 
geſetzlichen Vertreter vertreten iſt 2275, 
2282, 2290, 2292, beim Erbverzicht, wenn 
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der Verzichtende einen geſetzlichen Ver⸗ 
treter hat 2347, 2351. 

Vormundſchaftsrichter, Haftung 1674, 1848, 
839 A dd; als Vorſitzender des Familien⸗ 
rats 1860, 1863, 1864, 18721877. 

Vornamen 1616 A 1; des unehelichen Kindes 
1706 A 1. 

Vorrang von Rechten an Grundſtücken 879, 
880; Vorrangsgrundſatz für Grundbuch- 
rechte Vorbem 3e vor 873; des dem Gläu⸗ 
biger verbleibenden Teiles der Hypothek 
vor dem zur Eigentümergrundſchuld ge⸗ 
wordenen Teile 1176; eines Vermächt⸗ 
niſſes oder einer Auflage vor den übrigen 
Beſchwerungen 2189. 

Vorſatz, Haftung des Schuldners 276; Be⸗ 
griff 276 A 4a, b; 823 A 2; vgl. Haftung, 
Unerlaubte Handlung. 

Vorſchuß Vorbem 2 vor 607; des Dienft- 
berechtigten, Arbeitgebers, Rechtsanwalts, 
Verjährung 196; beim Auftrag 669; an den 
geſchäftsführenden Geſellſchafter 713; des 
Vormundes 1835. 

Vorſtand des Vereins 26—31; des einge⸗ 
tragenen Vereins 58; vgl. Vereine. 

Vorteilsausgleichung Vorbem 5 vor 249. 

Vorübergehende Verbindung einer Sache 
mit Grund und Boden 95, 97; vorüber- 
gehende Benutzung einer Sache 97; vor⸗ 
übergehende Trennung einer Sache 97. 

VBorverhandlungen, Berückſichtigung bei der 
Auslegung von Rechtsgeſchäften 133 U 18 
Vorbem 2 vor 145. 

Vorvertrag Vorbem 2 vor 145; Abtretung 
398 A 1; Darlehn 610, 398 A 3, 399 A 2; 

Verwahrung Vorbem 1 vor 688; Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag 705 A 2; Grundſtücksmiete 
566 A 1; Grundſtückskauf 313 A 1a; über 
Einigung bei Grundſtücksverträgen 878 

C. 


Vorzugsrecht einer Forderung im Konkurſe: 
im Falle der Abtretung 401, im Falle 
der Schuldübernahme 418, Aufgabe durch 
den Gläubiger bei der Bürgſchaft 776. 


W 


Wägen der Kaufſache, Koſten 448. 

Wahlſchuld 262; Unterſchied von Gattungs⸗ 
ſchuld 243 A 1; Ausübung der Wahl 263; 
Verzögerung der Wahl 264; Unmöglich- 
keit einer Leiſtung 265, 307 A. 8. 

Wahlvermächtnis 2154. 

Währung 244 A 1. 

Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 824 
A 7 


Wald, Gegenſtand des Nießbrauchs 1088, 
der Erbſchaft 2123. 

Waldgenoſſenſchaft EG 8g. 

Wandelpön 339 A 1; 359 A 1. 

Wandlung 462; Natur 465, 320 A 7 neben 
Anfechtung 142 A 1; Verhältnis zum 
Rücktritt 851 A1; Erfüllungsort 269 A 5, 
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467 A 3; Vollziehung 466—471; beim 
Viehkauf 487; beim Werkvertrag 684. 

Wappenrecht 12 A 1. 

Warenlager 92 A 7. 

en 12 A 2, 4, 5; Mißbrauch 826 
A Si. 


Wärme, Zuführung 906. 
Wartegeld, Verjährung 197; Abtretung 411; 
EG 8. 


Wartezeit der Frau vor Eingehung einer 
neuen Ehe 1813; Befreiung 1822. 

Waſſerrecht EG 65. 

Wechſel zum Zwecke der Erfüllung 862 A 2; 
364 A 2; 433 A 9a, ce; über Spiel- und 
Wettſchuld 762 A 4; geſamtſchuldneriſche 
Haftung 421 A1, 426 A 2; Diskontierung 
433 A 3b; Gültigkeit als Schuldſchein 
140 A 2, als Anweiſung 783 A 1; Ver⸗ 
pfändung 1292, 1294; Sicherung der 
Forderung aus dem Wechſel durch Siche⸗ 
rungshypothek 1187; Schiffspfandrecht 
1270; Übernahme von Wechſelverbindlich⸗ 
keiten durch den Vormund 1822. 

Wechſelbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Wechſelremboursgeſchäft 433 A 9a, ce. 

Wechſelſeitiges Teſtament 2269, 2270. 

Weg 93 A 1; öffentlicher 917 A 5, 1018 A 2 
Ausbeſſerung durch den Pächter 582; Ver- 
bindung mit einem öffentlichen Wege, 
Notweg 917. 

Wegegererhtigfeit 1018 A 6, 7. 

Wegeregulierung EG 118. 

Wegfall des Rechtsgrundes einer Leiſtung 
812, 820, eines Erben 1935, 2063, 2354, 
eines ausgleichungspflichtigen Abkömm'⸗ 
lings 2051 A 1, 2, eines im Teſtament be⸗ 
dachten Abkömmlings 2069, eines Mit 
erben 2051, 2094, 2110, 2373, eines 
Beſchwerten 2161, 2194, 2196, eines Telta- 
mentsvollſtreckers 2197, 2224, eines Erb⸗ 
unwürdigen 2841, eines Vermächtniſſes 
beim Erbſchaftskauf 2872. 

Wegnahme einer Sache zum Zwecke der 
Selbſthilfe 229, 230. 

Wegnahmerecht 258; des Wiederkäufers 500; 
des Mieters 547 A 3, 985 A 3; des Ent⸗ 
leihers 601; im Falle der Verbindung 951; 
im Verhältnis zwiſchen Eigentümer und 
Beſitzer 997; des Nießbrauchers 1049, 1057; 
des Pfandgläubigers 1216; des Vorerben 
2125; vgl. Abholungsrecht. 

e Erfüllung, Einfluß auf Wohn⸗ 
itz 9 


1 . 

Weiſungen des Vollmachtgebers 166; des 
Auftraggebers 665. 

Werk 95 A 4, 836 A 2, 908 A 2; Eigentum 
am Werke bei Auslobung 661; Einſturz 
886, 908. 

Werklieferungsvertrag 651, 433 A 3d. 

Werkvertrag, Begriff Vorbem 1 vor 631631 0 
Abgrenzung von Kauf- und andern Ver⸗ 
trägen 433 A 30; Vorbem 1 vor 631; 
Unteilbarkeit 266 A 1; Vergütung, 631 U 2, 
632; deren Fälligkeit 641; Tod des Unter⸗ 
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nehmers 631 A 1, 649 A 2, des Beſtellers 
649 A 2; 


Begriff des Unternehmers 647 A 1, 
648 A 1; Gewährleiſtungspflicht 638639; 
Inhalt der Verpflichtung 631 A 1, 633; 
Haftung für Hilfsperſonen 631 A 1; 
Garantſeleiſtung und Verpflichtung zur 
Nachbeſſerung 638 A 4; Wandlung, Min- 
derung 634, 820 A 7; Schadenserſatz 631 
A 1, 634 A 1, 635; Rücktrittsrecht des Be⸗ 
ſtellers bei nicht rechtzeitiger Lieferung 
636; vertragsmäßiger Ausſchluß der Haf- 
tung 637; Zurückbehaltungsrecht des Unter ⸗ 
nehmers 641 A 1; Verjährung der Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche 638, 639; 

Verpflichtungen des Beſtellers 640—643: 
Abnahmepflicht 640, 226 A 1, Verzug des 
Beſtellers 642, 643, 644, Kündigung des 
Vertrags durch den Unternehmer 643, 
649 A 1, durch den Beſteller 649; Gefahr 
tragung 644, 645; Vollendung des Werkes 
646; Pfandrecht des Unternehmers 647; 
Recht des Unternehmers auf Vormerkung 
und Sicherungshypothek 648; Koftenan- 
ſchlag 631 A 1, 682 A 2, 650; Geſchäfts⸗ 
beſorgung auf Grund eines Werkvertrags 
Vorbem 1, 2 vor 662; 675. 

Wert, Verzinſung des Wertes 290, Erſatz 
des Pachtinventars 593; im Falle un- 
gerechtfertigter Bereicherung 818; eines 
Rechtes am Grundſtück 882; des über⸗ 
bauten Grundſtücks 915; des Nießbrauchs 
an verbrauchbaren Sachen 1067; der zur 
Ausgleichung zu bringenden Zuwendung 
2055, der Nachlaßgegenſtände 1978, 2001; 
Beſtimmung des Wertes eines vermachten 
Grundſtücks 2166—2168; Beſtimmung des 
Wertes des Nachlaſſes für die Pflichtteils⸗ 
berechnung 28311— 2313; vgl. Schätzungs⸗ 
wert, Schaden. 

Wertbeſtändige Hypothek 1113 A 4. 

Wertgrenze für die Belaſtung von Grund⸗ 
ſtücken EG 117. 

Wertminderung einer durch unerlaubte 
Handlung erlangten Sache 849; des Pfan⸗ 
des 1218. 5 

Wertpapiere Vorbem 1 vor 793; Sicher⸗ 
heitsleiſtung 232, 234, 235; Hinterlegung 
372; depositum irregulare 700; Haftung des 
Verkäufers 437, des Wirtes 702; Differenz. 
geſchäfte über Lieferung von W. 764; 
Anweiſung auf Wertpapiere 783; Pfand; 
recht 1296; des Minderjährigen 1667, 1812 
bis 1820, 1853; Anlegung von Mündel⸗ 
geld 1807; vgl. Inhaberpapiere, Order ⸗ 


papiere. f 4 
Wertzuwachsſteuer beim Grundſtückskauf 449 
A 


1 
Weſentliche Beſtandteile 93; eines Grund-. 
ſtücks, Eigentum 946; einer einheitlichen 
beweglichen Sache, Eigentum 947; Ab⸗ 
trennungsrecht des Beſitzers 997. 
Wettbewerb, wirtſchaftlicher Wettkampf 826 
A bn. 
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Wettbewerbsverbot 226 A 1, 242 A 2; nich⸗ 
tiges 138 A 1e; Vertragsſtrafe 339 A 3, 
340 A 3, 343 Alz als Gegenſtand der Grund⸗ 
Dienſtbarkeit 1019 A 4. 

Wette 762, 763; Nebenverträge 762 A 5; 
vgl. Spiel. 

Wichtiger Grund zur Kündigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes 626, der Geſellſchaft 723; 
zur Aufhebung der Bruchteilsgemeinſchaft 
749; zur Entlaſſung des Vormundes 1889; 
zur Aufhebung des Verlöbniſſes 1298; wich⸗ 
tiger dienſtlicher Grund 1784. 

Widerklage bei der Eheſcheidung 1564 A 4, 
1571 A 9, 1572 A 4, 1574. 

Widernatürliche Unzucht, Eheſcheidungs⸗ 
grund 1565. 

Widerrechtlichkeit der Drohung 123 A 3; 
der unerlaubten Handlung 823 A 10. 
Widerruf, Verhältnis zum Rücktritt 346 A 1; 
der Beſtellung eines Vorſtandsmitgliedes 
27; einer Stiftung 81; des von einem Min⸗ 
derjährigen geſchloſſenen Vertrags 109; 
einer empfangsbedürftigen Willenserklä⸗ 
rung 130; der Vollmacht 168, 171, 176; 
eines Vertrags mit nichtberechtigtem Ver⸗ 
treter 178; der Einwilligung zu einem 
Rechtsgeſchäfte 183; der Schenkung 530, 
1584; des Darlehnsverſprechens 610; des 
Mäklervertrags 652 U 1; der Auslobung 
658; des Auftrags 665 A 2, 671, 674 A 3; 
der Anweiſung 790; der Einigung über 
einen Grundſtücksvertrag 873 A 7, 13; 
von Verträgen der Ehefrau 1397, 1405; 
des ohne Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geschaffenen Vertrags 1880; 
des Teſtaments 2253—2257; des gemein- 

ſchaftlichen Teſtaments 2271; 
vgl. Unwiderruflichkeit. 

Widerſinnige Verträge 133 A 1. 

Widerſpruch eines geſchäftsführenden Ge⸗ 
ſellſchafters 711; gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs 878 A 3, 891 A 4; 892, 
899, 902; Eintragung 899 A 2; Rang ⸗ 
verhältnis 879 A 3, 883 A 1; gegen eine 
Vormerkung 883 A 8, 899 A 1; gegen die 
Nichtigkeit des Schiffsregiſters 1263; gegen 
Überbau 912; gegen eine Darlehnsbuch⸗ 
hypothek 1139; gegen die Geltendmachung 
der Briefhypothek mangels Vorlegung des 
Briefes 1160, 1161. 

Wiedereinräumung des Beſitzes 861, 869. 

Wiederherſtellung der Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft 1425; der Errungenſchaftsgemein⸗ 
9 1547, 1548; der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft 1587, vgl. Schadenserſatz. 

Wiederkauf 497—503, ſ. Kauf. 

Wiederkehrende Leiſtungen, Begriff 197 A 2, 
1105 A 6; Verjährung 197, 902; Schenkung 
520; Reallaſt 1105; Haftung für Hypothek 
1126; des eingebrachten Gutes 1886: Ver- 
pflichtung des Kindes 1643; des Mün⸗ 
dels 1822. 

Wiederverheiratung 1813, 1314; des Vaters 
1669; der Mutter 1697, 1845; im Falle 
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der Todeserklärung 1348—1352; des über- 
lebenden Ehegatten bei fortgeſetzter Güter ⸗ 
gemeinſchaft 1493; Wirkung auf Unter⸗ 
haltspflicht 1581. 

Wild, Eigentumserwerb 958. 

Wilde Tiere, Eigentum 960. 

Wildpark vgl. Tiergarten. 

Wildſchaden 835; vgl. Jagdrecht. 

Willensbeſtimmung, freie, 104 A 4. 

Willenserklärung, Begriff Vorbem 1, 4 vor 
104, Vorbem 1—5 vor 116; empfangs⸗ 
bedürftige Vorbem 1 vor 116; ſtillſchwei⸗ 
gende Vorbem 2 vor 116; im Scherz ab» 
gegebene 116 A 1, 118 A !; eines Geſchäfts⸗ 
unfähigen 105, 130; eines beſchränkt Ge⸗ 
ſchäftsfähigen 107; Nichtigkeit: wegen ge⸗ 
heimen Vorbehalts 116, wegen Scheines 
117, wegen mangelnder Ernſtlichkeit 118; 
Anfechtung: wegen Irrtums 119, 121, 
133 A 1, 155 A 2, wegen Betrugs 121 A1, 
wegen unrichtiger Übermittlung 120, 121, 
wegen argliſtiger Täuſchung und Drohung 
123, 124; Zeitpunkt der Wirkſamkeit 130; 
Auslegung 183; Widerruf 130; 

Abgabe gegenüber Behörden Vorbem 1 
vor 116, 180, gegenüber Vereinen 28, an 
Sonn⸗ und Feſttagen 193, durch Zu⸗ 
ſtellung 182; vgl. Rechtsgeſchäft, Emp⸗ 
fangsbedürftige Willenserklärung. 

Willensmängel 116—119, Vorbem 8 vor 1; 
des Vertreters 166. 

Wirkungsſtatut Vorbem 11 vor 104. 

Wirtſchaft, ordnungsgemäße, vgl. Ordnungs⸗ 
gemäße Wirtſchaft. 

Wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb des Ver⸗ 
eins 21 A 2. 

F Zweck der Hauptſache 97 

4; 98 


Wirtſchaftsplan bei Nießbrauch an einem 
Walde oder Bergwerke 1038; bei Nach⸗ 
erbſchaft 2123. 

Witwe, Volljährigkeitserklärung 4; Wieder⸗ 


verheiratung 1313; Leibrentenverſicherung, 


2330 A 3. 

Wochen, Berechnung der Friſt 188. 

Wochenbettskoſten 1715. 

Wohnort, Wohnung, Beſtimmung durch 
den Ehemann 1354; Benutzung der Woh⸗ 
nung durch die Angehörigen des Erb» 
laffer 1969; Gewährung freier Wohnung 
als Ausſtattung 761 A 4; Wohnungstauſch 
515 A 1 a. E.; vgl. Miete, Mieterſchntz. 

Wohnſitz 7; amtlicher 7 A 1, 9 A 2; des Ge⸗ 
ſchäftsunfähigen und beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähigen 8; der Militärperſon 9; des Ehe. 
manns im Auslande, Vereinbarung des 
Güterſtandes 1433; der Ehefrau 10; der 
Kinder 11; internationales Privatrecht 
Vorbem 7 vor 1. 

Wohnungsrecht Vorbem 1 vor 535, 1093. 

Wuthergeſchäfte 138 A 2, EG 47; Auerken⸗ 
nung durch Schuldverſprechen 780 A 7; 
Mietwucher Vorbem 5 vor 535. 

Wurzeln des Nachbargrundſtücks 910. 


| 
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Zahl der Vereinsmitglieder 56, 73, der Vor⸗ 
münder 1775. 

Zahlung, Währung 244, 245; mit Vorbehalt 
362 A 4; aus öffentlichen Kaſſen EG 92. 

Zahlungsbefehl, Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung 209; 213; als Mahnung 284. 

Zahlungsfähigkeit, Haftung des Verkäufers 
einer Forderung für die Zahlungsfähigkeit 
des Schuldners 488; Zahlungsunfähigkeit 
des Hauptſchuldners bei der Bürgſchaft 773. 

Zahlungshalber, Leiſtung 364 A 2. 

Zahlungsort 270, Anderung bei Hypothek 
1119; der Eigentümergrundſchuld 1177; der 
Grundſchuld 1194, vgl. Erfüllungsort. 

Zahlungsſperre bei Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 799, 802; EG 102, 178. 

Zahlungs Statt, Leiſtung 364. 

Zahlungszeit 271; Anderung bei Hypothek 
1119; der Eigentümergrundſchuld 1177; 
vol. Leiſtungszeit. 

Zahnärzte, Verjährung der Auſprüche 196. 

Zeichnen, Eigentumserwerb 950. 

Zeitbeſtimmung, Wirkung bei Nechtöge- 
ſchäften 163 A1; ausgeſchloſſen: bei 
der Aufrechnung 388, bei der Auflaſſung 
925, bei der Eheſchließung 1317, der Aner⸗ 
kennung der Ehelichkeit 1598, der Ehelich 
keitserllärung 1724, der Annahme an 
Kindes Statt 1742, 1768, der Annahme 
und Ausſchlagung der Erbſchaft 1947, des 
Vermächtniſſes 2180, bei Annahme des 
Teſtamentsvollſtreckeramts 2202. 

e Herrſchaft des BGB Vorbem 8 
vor 1. 

Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 1568. 

Zerſtörung einer Sache bei Selbſthilfe 228 
bis 231; vgl. Surrogation. 

Zeugen bei der Eheſchließung 1318; bei der 
Teſtamentserrichtung 2233—2237, 2249 
bis 2251; Verjährung ihrer Anſprüche 196. 

Zeugenteſtament 2250. 

Zeugnis über die Zuſammienſetzung des 
Vereinsvorſtandes 69; über die Dienft- 
leiſtung 630; über die Auseinanderſetzung 
vor der Wiederverheiratung 1314; über 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
1507; über Eintragungen im Güterrechts⸗ 
regiſter 1563 A 4; über Ernennung eines 
Teſtamentsvollſtreckers 2368. 

Zinſen 246—248; 99 A 1, 7, 10; Verjäh⸗ 
rung 197, 223, 224; Verteilung auf 
mehrere Berechtigte, die nacheinander auf 
beſtimmte Zeit berechtigt ſind 101, von 
Aufwendungen 256; ſelbſtändige Geltend⸗ 
machung des Zinsauſpruchs 266 A 1; Ver⸗ 
zugszinſen 288, 289, 801; Prozeßzinſen 291; 
beim Rücktritt 847; Anrechnung einer 
Leiſtung auf Zinſen 367; Wegfall der 
Zinspflicht bei Hinterlegung 379, bei 
Aufrechnung 389 A 3; Verrechnung auf 
Zinſen bei der Aufrechnung 396; des Kauf⸗ 
preiſes 452; des Darlehens 608; des Werk⸗ 
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lobns 641; der vom Beauftragten verwen⸗ 
deten Summe 668; bei ungerechtfertigter 
Bereicherung 820; bei Forderungen aus 
unerlaubter Handlung 849; 
an einer verzinslichen Forderung 1076, 
1088; der Hypothekenforderung, Haftung 


des Grundſtücks 1115, 1118, 1119, bei 


deren Übertragung 1158, 1159, beim Auf⸗ 
gebot unbekannter Hypothekengläubiger 
1171, Rückstände 1178; der Grundſchuld 
1191, 1192, 1194, 1197; Haftung des 
Pfandes 1210; Haftung des Schiffes 
1264; einer verpfändeten Forderung 1289; 
des eingebrachten Gutes 1386; beim Erb- 
ſchaftskauf 2379. 

Zinſeszins 248, 289. 

Zinsſatz 246, 247; der Hypothekenforderung, 
Eintragung 1115, Anderung 1119; der 
Eigentümergrundſchuld 1177. 

Zinsſcheine 803 A 1; Hinterlegung 234; 
Abhandenkommen 804, Ausgabe 805; 
Nießbrauch 1081, 1083; Verpfändung 
1296; der Papiere der Ehefrau 1392; 
von Mündelpapieren 1814, 1818; der 
Papiere der Vorerbſchaft 2116; EG 174, 
175; vgl. Schuldverſchreibung auf den In⸗ 


haber. h 
Zinszahlung, Unterbrechung der Verjährung 
208. 
Zubehör 97, 98; Mitveräußerung und Mit⸗ 


belaſtung 314; bei Wandlung 470 A 1; 
bei Wiederkauf 498; eines Grundſtücks 


873 A 4, Eigentumserwerb 926; Vor⸗ 


merkung 883 A 11; Nießbrauch 1031, 1032 
A 4, 1062; beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeit 1093; Vorkaufsrecht 1096; Haftung 
für Hypothek 1120—1122, unberechtigte 
Entfernung vom Grundſtück 1185; Haftung 
des Schiffszubehörs 1265; bei Fahrnisge⸗ 
meinſchaft 1551; Vermächtnis 2164. 

Zubuße der Geſellſchafter 707 A 1, 721 A 1. 

Zuchthausſtrafe: Verwirkung der elterlichen 
Gewalt 1680. b 5 n 

Zuchtmittel gegen ein Kind 1631: Züchti 
gungsrecht Vorbem 1 vor 823; 823 A 10; 
839 A Am; Ec 95; Überſchreitung des⸗ 
ſelben 823 A 3, 1666 A 2. 

Zufall 203 A 2, 446 A 1; im Falle des 
Verzugs 287; beim Rücktritt 350. 

Zuführung von Gaſen, Dämpfen uſw. 906. 

Zugehen einer Willenserklärung 130. 

Zugeſicherte Eigenſchaften 459, 460, 463, 
480, 490, 492, 537, 633; Größe des ver⸗ 
kauften Grundſtücks 468; des vermieteten 
und verpachteten Grundſtücks 537. 

Zugewinſt 1519 A 1. 

Zug um Zug⸗Leiſtung, Zurückbehaltungs⸗ 
recht 274; Verzug 208; gegenſeitige Ver⸗ 
träge 320 A 2, 322; Rücktritt 848; Wand⸗ 
lung 467; Erfüllungsort 269 A 5. 

Zurückbehaltungsrecht 273, 274; Verhältnis 
zur Aufrechnung 273 A 1, zum Leiſtungs⸗ 
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verweigerungsrecht bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen 320 A 2; Wirkung der Einrede auf 
die Verjährung 202; des Mieters 556, 
551 A 1; des Dienſtberechtigten 611 A 2, 
614 A 1; des Dienſtverpflichteten 614 A 1; 
des Beauftragten 670 A 5; des Ver⸗ 
wahrers 697 A 2; des Bürgſchaſtsgläubigers 
772; des Finders 972; des Beſitzers gegen · 
über dem Eigentümer 986 A 1, 1000; des 
Käufers beim Vorkaufsrecht 1100; der 
Ehefrau wegen Anſprüche gegen den 
Mann 1391 A 8; des Nachlaßverwalters 
1988 A 3; des Erbſchaftsbeſitzers 2022 A 3; 
in der Zwangsverſtejgerung und im Kon⸗ 
kurs 1000 A 2; ausgeſchloſſen an der 
Vollmachtsurkunde 175, bei unerlaubter 
Handlung 273, 823 A 2. 
Zurückgabe, Zurücknahme vgl. Rückgabe, 
Rücknahme. 
Zuſammengeſetzte Verträge 325 A 4. 
Zuſammenlegung von Grundſtücken EG 113. 
Zuſammentreffen von Recht und Verbind- 
lichkeit vgl. Konfuſion. 
Zuſätze zu einem bereits abgeſchloſſenen 
Teſtament 2231 A 5. 
Zuſchlag bei der Verſteigerung 156; beim 
Pfandverkauf 1239, 1240. 
Zuſchreibung von Grundſtücken 890, 1181, 
EG 119. 
Zuſchüſſe, Ausgleichung 2050 A 5. 
Zuſicherung beim Kaufe 459, 468, 490, 492; 
1 Mietvertrag 537; beim Werkvertrag 
Zuſtand, Feſtſtellung des Zuſtandes einer 
Sache vgl. Sachverſtändige. 
Zuſtellung von Willenserklärungen 132. 
Zuſtimmung zu Rechtsgeſchäften 182 (vgl. 
Einwilligung, Genehmigung); zum ver⸗ 
botswidrig ausgeführten Verkauf im Wege 
der Zwangsvollſtreckung 458; 
zur Aufhebung und Anderung des Rechtes 
an Grundſtücken 876, 877; zur Anderung 
des Ranges von Grundſtücksrechten 880; 
zur Aufhebung eines dem Nießbrauch 
unterliegenden Rechtes 1071; zum Ver⸗ 
zicht auf die Hypothek für Zinſen 1178; 
zur Vereinbarung einer abweichenden Art 
des Pfandverkaufs 1245; zur Aufhebung 
des Pfandrechts 1255; zur Aufhebung des 
verpfändeten Rechtes 1276; zu Rechtsge⸗ 
ſchäften des Mannes 1376, 1377, 1379, 
1444, 1468; zu Rechtsgeſchäften der Frau 
1358, 1399—1407, 1412, 1451—1455, 1532; 
zur Übernahme der Vormundſchaft durch 
die Frau 1783; zu Willenserklärungen 
eines Ehegatten bei fortgeſetzter Güter⸗ 
1505 1516, 1517; zum Ehebruch 
1565. 
Zuwendung. Begriff 516 A 1; unentgelt- 
3305 beim Vertrag zugunſten eines Dritten 


(Erler.) 34 


530 Alphabetiſches 
Zuwendung von Todes wegen 
2050 A 7; Ausgleichung 20502056; Be⸗ 
ſtimmung eines andern rückſichtlich der Z. 
2065 A 3; Z. unter Beſtimmung einer 
Bedingung oder eines Anfangstermins 
2066; bedingte letztwillige Zuwendungen 
2074—2076; Verwirkungsklauſel 2074 A 1; 
Unterlaſſen oder Tun als Bedingung 
2075 A 1; Bedingung zum Vorteil eines 
Dritten 2076 A 1; vertragsmäßige Z. im 


Erbvertrage 2279, an Dritte 2279 A 2; 3. 


des Erblaſſers an den Pflichtteilsberechtig- 
ten durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden 
2315; Z. aus dem Geſamtgut 2281; Ver⸗ 
zicht auf letztwillige Zuwendungen 2352. 
Zwang vgl. Drohung. 
Zwangsenteignung vgl. Enteignung. 
Zwangserziehung 1666, 1631 A 5, 1838 
EG 135. 


Zwangshypothek Vorbem 3 vor 1113; 1132 


A 3; 1163 A 1; Zwangsſicherungshypothek 
1184 A 4. 


Zwangskurs 244 A 1 b. 

Zwangs miete Vorbem 3 vor 585. 
Zwangspenſionierung 1910 A 2. 
Zwangsrecht EG 74. 


Zwangsvergleich Vorbem vor 779; beim 


Nachlaßkonkurs 1989, 2060. 
Zwangsverſteigerung 1147 A 2—4; 1181 
A 1, 892 A 4 a. E.; Unterſchied von der 
Verſteigerung 156 A 2; keine Anwendbar⸗ 
keit der Beſtimmungen über den Kauf 
445 A 3b; Zuläſſigkeit der Wandlung 
467 A 2; Aufrechnung 387 A 2; Bürg⸗ 


ſchaft für ein Gebot 766 A 2; 3. zum 
Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft 


753; Wirkung auf beſtehende Mietverträge 
Vorbem 7b vor 535, 571 A 6, auf Grund⸗ 
dienſtbarkeiten 1018 A 2, auf Vorkaufs⸗ 
recht 1097 A 2, 4; Rechte des perſönlichen 
Schuldners einer Hypothek 1166; Wirkung 
der Rangänderung von Rechten 880 A 2; 
Zurückbehaltungsrecht gegen den Eigen⸗ 


tümer 1000 A 2; Werterſatz für erlöſchende 


Rechte, Eintragung des Höchſtbetrags 882; 
Erwerb von durch Zuſchlag erloſchenen 
Rechten, öffentlicher Glaube des Grund⸗ 
buchs 892 A 3; Z. durch den Vormund 


Sachverzeichnis 


1821 A 3; argliſtige Erwirkung eines 


Zwangsverſteigerungsbeſchluſſes 826 A 5d; 


826 A 54d; Anfechtung des Meiſtgebots 
Vorbem 8 vor 104. 

Zwangsverwaltung 1147 A 2-4; rechtliche 
Stellung des Verwalters Vorbem 2 vor 
164; Übertragbarkeit der Anſprüche 399 A 4 
Sequeſtration eines dem Nießbrauche unter⸗ 
worfenen Grundſtücks 1052; Zinſen der 
Eigentümergrundſchuld 1197. 

Zwangsvollſtreckung, Verfügung im Wege 
der Zwangsvollſtreckung Vorbem 7 vor 
104, 883 A 12; Unterbrechung der Ver: 
jährung 209, 216 A 1; bei Gattungsſchuld 
243 U 1; bei Wahlſchuld 264; Ablöſungs⸗ 
recht 268; auf Grund Verurteilung zur 
Leiſtung Zug um Zug 274, 322; Verbot 
des Kaufes für beteiligte Perſonen 456 
bis 458; Ausübung des Vorkaufsrechts 512; 
in das Geſellſchaftsvermögen 714 A 4; 
in den gemeinſchaftlichen Gegenſtand bei 
Bruchteilsgemeinſchaft 747 A 2; bei Bürg⸗ 
ſchaft 771, 772; Befriedigung des Be⸗ 
ſitzers wegen Verwendungen 1008; in 
Grundſtücke 1147; in den Bruchteil eines 
Grundſtücks 751 A 2, 1008 A 1; in das 
verpfändete Recht 1277; in das ein⸗ 
gebrachte Gut 1400 A 3, 5; 1405 A 6; 
1407 A 11; 1411 A 2; in das Geſamtgut 
bei allgemeiner Gütergemeinſchaft 1459 
A 12; 1472 A 2; 8. bei Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft 1546 A 7; 1530 A 10; bei 
Fahrnisgemeinſchaft 1557 A 5; Wider: 
ſpruch der Frau gegen die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 1407, in das der Nutznießung des 
Vaters unterliegende Vermögen 1659 A 1; 
3. durch das Vormundſchaftsgericht Vor⸗ 
bem 5 vor 1778; in den Nachlaß 1984, 
1990, 2059 A 1, 2213, bei Nacherbfolge 
2115. 

Zweck von Vereinen 21, 22, 43, 57, 61; der 
Stiftung 87; der Geſellſchaft 726. 

Zweckgemeinſchaft 421 U 1. 

Zweckvermächtnis 2156. 

Zweckvermögen, Pflegſchaft 1914. 

Zweifelhafte Verbindlichkeiten bei Berech⸗ 
nung des Pflichtteils 2318. 

Zweige des Nachbargrundſtücks 910. 

Zweigniederlaſſung des Vereins 24 A 2; 
Stellung des Leiters 31 A 1. 

Zwiſchenraum zwiſchen Grundſtücken 921. 


JZwiſchenräume, lichte 6 A 2; 104 A 4, 6; 


2229 A 1. 
Zwiſchenurteil bei der Eheſcheidung 1564 A 4. 


unerlaubte Übervorteilung bei der 8. | zwiſchenzinſen 272, 813, 1133, 1217. 


Berichtigungen und Nachträge 


Band I: 


. 867: Seitenüberſchrift: ſtatt „§ 232“ richtig „§ 242”. 
. 376: Zeile 3 von unten: ſtatt „§ 799“ richtig „S 779. 

432: Zeilen 30 und 33 von oben: ſtatt „Aufwertung“ richtig „Aufrechnung“. 
Zeile 5 von oben: ſtatt „NG Warn 1919“ richtig „NG Warn 1918“. 
498: Aum 2 zu $313, Zeile 25 von oben: ftatt „1915 Nr 45“ richtig „Warn 1915 Nr 45 
498: Aum 2 zu § 313 Zeile 13 von unten: ſtatt „RG 14. 5. 1925 J 33/25“ richtig 
„Ro 14. 5. 1925 IV 33/25”. 
498: Anm 2 zu 8 313 Zeile 17 von unten: „RG 14. 5. 1924 V 480/23 — Seuff⸗ 

Arch 78 Nr 176; vgl. auch RG 118, 244°. 
562: Anm 2 zu § 353 Zeile 4: ſtatt „getroffenen“ richtig „getroffene“. 
602: Zeile 12 von unten: ſtatt „§ 399 A 4 a. E.“ richtig „§ 399 A 2 a. E.“. 
607: Anm 3 zu $ 401 Zeile 5 von unten: ſtatt „Wer“ richtig „War“. 
608: Aum 1 zu § 404 Zeile 13 von oben: ſtatt „(RG 56, 83)“ richtig „(RG 56, 183)”. 
618: Letzte Zeile: ſtatt „103, 56“ richtig „103, 156“. 
. 624: Zeile 18 von oben: „23. 2. 1927 V 351/26 — Aufwgechtſpr 1927 S. 386. 
Vgl. auch AufwRechtſpr 1928 S. 130 ff. Nr. 78 A, B, G.“ 


A RAMRAR 
1 
= 
= 


RANNAR 


Band II: 


. 94, zu $ 482 Aum 2: „Die Abänderung der Kaiſerl. WO v. 27. 3. 1890 hat nach 
Ref v. 4. 3. 1919 (RGBl S. 285) durch den Reichs 
präſidenten mit Zuſtimmung des Reichsrates zu erfolgen. 
A. M. Planck, Anm. 4.“ 

137, zu § 526: Letzte Zeile muß es ſtatt „JW 1926, 983" heißen: „IW 1926, 983°". 

229, Vorbem 4 vor $ 607: Am Ende anzufügen „RG 115, 151“. 

. 854 Zeile 6 von oben: A7 zu § 607“. 

460 Zeilen 27 und 28 von oben: „RG 20. 9. 1927 VI 155/27 = RG 118, 63, RG 

23. 9. 1927 VI 198/27 R 117, 58. 


Q 


ARMA 


Band III: 


S. 158, zu $ 893 A 4 a. E.: In RG 118, 230 nimmt nun auch das Reichsgericht an, daß die 
Bewilligung der Eintragung einer Vormerkung, wenn die Ein 
tragung erfolge, mit Rückſicht auf die hierdurch bewirkte ding⸗ 
liche Gebundenheit des betroffenen Grundſtücks oder Rechts 
als eine Verfügung im Sinne des § 893 anzuſehen ſei. 

S. 665, zu 1190 A 1: In R 118, 162 erklärt auch das Reichsgericht die Eintragung 
einer zweiten Höchſtbetraghypothek für denſelben Forderungs⸗ 
kreis auf das nämliche Grundſtück als nicht inhaltlich unzuläſſig, 
wenn fie lediglich, was mangels entgegenftehender befonderer 
Umſtände als ihr Sinn zu erachten, dazu beſtimmt ſei, den⸗ 
jenigen Betrag der ſchließlich feſtzuſtellenden Geſamtforderung 
de decken, der den Höchſtbetrag der früheren Hypothek über⸗ 
teige. 

S. 665, zu F 1190 A 1: Ju R 118, 354 erachtet das Reichsgericht die Eintragung 
einer Höchſtbetraghypothek zur Sicherung von Forderungen 
gegen mehrere Schuldner, die nicht in Verpflichtungsgemein⸗ 
ſchaft ſtehen, als eine inhaltlich unzuläſſige, auf welche die 
dingliche Hypothekenklage nicht gegründet werden könne. 


Band IV: 
S. 522 Zeile 13 von unten lies „Kipp im Recht 1912 S. 5“ ſtatt: „Kipp daſelbſt S. 5“. 


Band v: 
S. 170 Zeile 5 von oben: „RG 3. 7. 1911 IV 619/10 — Warn 1913 Nr 252“. 
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Nachweis 
wichtiger Geſetzesausgaben 


mit Erläuterungen 


(größere und kleinere Kommentare) 


zuſammengeſtellt vom Verlage Walter de Gruyter & Co., Berlin 


Inhaltsüberſicht 
I. Bürgerliches Recht een eee, 13 
1. Bürgerliches Geſetzbuch . 2 4. Geiſtig⸗ gewerblicher 
Schuldverhältniſſe insbefondere .. 4 eee 14 
Sachenrecht insbeſondere 
rtang „ i een 17 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 18 
daniels ck en Konkursordnung und Zwangsvoll⸗ 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ ſtreckung ; Me. De 18 
HR © ! b. Doe, Oeoarr 7 
Wechſelordnung und Schedreht .. 8 IV. Strafrecht und Strafprozeß . . 19 
Schiffahrts recht. 8 Straße u N. u 19 
Genoſſenſchaftenn 957 eee 20 
Bier eden . 9 Strafprozeß ordnung 20 
e Mid) e 10 
V. Offentliches Recht. 21 
| TEE ee 21 
II. Grenzgebiete des Bürgerlichen Rechts 11 2. Verwaltungsrecht 22 
1. Privat⸗ und Sozialverſiche⸗ LOICHBTE !!!!! 8 22 
Fang: „ 11 Landesrecht 24 
2 Arbeiten 13 Se eeech t 27 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. V. Bd. 6. Aufl. 85 21 


I. Bürgerliches Recht 


1. Bürgerliches Geſetzbuch 


Planck's Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. 
Bisher herausgegeben von E. Strohal. Bearbeitet von E. Brodmann, 
L. Buſch, J. Ebbecke, F. Flad, M. Greiff, K. Gunkel, P. Knoke, 
M. Landois, A. Lobe, Fr. Oegg, H. Siber, O. Strecker, K. von 
Anzner. Vierte, völlig neubearbeitete Auflage. Lexikon-Oktav. 

Bisher ſind erſchienen: 


I. Band: Allgemeiner Teil. 606 Seiten. 1913. 15.—, geb. 17.— 
II. Band, 1. Hälfte: Recht der Schuldverhältniſſe. (Allgemeiner Teil.) 640 Sei- 
ten. 1914. 15.—, geb. 17.— 
II. Band, 2. Hälfte: Recht der Schuldverhältniſſe. (Beſonderer Teil.) 
Erſte Lieferung: 88 455650. 368 Seiten. 1923. 9.— 
Zweite Lieferung: 88 631— 754, 336 Seiten. 1925. 12.— 
Dritte Lieferung: 88 755—782. 176 Seiten. 1927. 8.— 
III. Band: Sachenrecht. 1464 Seiten. 1920. 50.—, geb. 35.— 
IV. Band: Familienrecht. 
Erſte Lieferung: 88 1297—1436. 356 Seiten. 1924. 10.— 
Zweite Lieferung: 88 1457-1588. 365 Seiten. 1928. 16.— 
V. Band: Erbrecht. 
Erſte Lieferung: §§ 1922— 1984. 192 Seiten. 1924. 6.— 
Zweite Lieferung: §§ 19852065. 160 Seiten. 1926. 7.— 


„Die hohe issenschaftliche Bedeutung des Kommentars braucht nicht neu betont zu werden. 
Für jeden Praktiker, der tiefer in den Rechtsstoff eindringen muß, um die zur Entscheidung 
stehende Frage zu prüfen, ist Planck’s Kommentar immer ein zuverlässiger Ratgeber und seine 
Erläuterung und Meinung von hohem Wert und Gewicht, stets sorgfältiger Beachtung wert.“ 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch mit beſonderer Berückſichtigung der Nechtſprechung 
des Reichsgerichts. Erläutert von Dr. Buſch, Erler, Dr. Lobe, Michaelis, 
Oegg, Schliewen und Seyffarth, Reihsgerichtsräten und Senatspräſidenten 
am Reichsgericht. Sechſte, neubearbeitete Auflage. 5 Bände. Lexikon- 
Oktav. 1928. 

I. Band: Allgemeiner Teil. Recht der Schuldverhältniſſe I (allgemeiner Teil). 


642 Seiten. 25.—, in Halbleder 50.— 
II. Band: Recht der Schuldverhältniſſe II (einzelne Schuldverhältniſſe). 

661 Seiten. 25.—, in Halbleder 30. 
III. Band: Sachenrecht. 757 Seiten. 50.—, in Halbleder 35. 
IV, Band: Familienrecht. 591 Seiten. 25.—, in Halbleder 28. — 


V. Band: Erſcheint Anfang April. 
(Band I verpflichtet zur Abnahme des ganzen Werkes.) 
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Bürgerliches Geſetzbuch. 


Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch und dem Einführungsgeſetz. 
Siebente und achte Auflage. 1914. Band I VII mit 3 Ergänzungs- 
bänden. Geb. 150.— 
Neunte, neubearbeitete Auflage. Bisher erſchienen: 
I. Band. Allgemeiner Teil. Von Th. Loewenfeld und E. Riezler. Lexikon— 
Oktav. 914 Seiten. 1925. 35.—, geb. 41.— 
II. Band: Lieferung 1. Recht der Schuldverhältniſſe (88 241— 252). Erläutert 
von Alfred Werner. Lexikon-Oktav. 152 Seiten. 1927. 98 
III. Band: Sachenrecht (88 854 — 1296). Von K. Kober. Lexikon-Oktav. 
1596 Seiten. 61.— geb. 75.50 
IV. Band: Lieferung 1—5. Familienrecht (§8 12971703). Erläutert von 
Engelmann, herausgegeben von Keidel. Lexikon-Oktav. 1190 Seiten. 


45.50 
V. Band: Lieferung 1—2. Erbrecht (88 1922—2194). Erläutert von F. Herz- 
felder. Lexikon-Oktav. 640 Seiten. 1927. 24.40 


Achilles-Greiff, Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. In Verbindung 
mit André, Meyer, Strecker, v. Unzner. Zwölfte, vermehrte und ver- 
beſſerte Auflage, mit Erläuterungen der Verordnung über das Erbbaurecht, 
des Geſetzes über die religiöfe Kindererziehung und des Geſetzes für Jugend- 
wohlfahrt. Groß- Oktav. XVI, 1247 Seiten. 1927. Geb. 24.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 38/39.) 

„Längst ist das Buch der ursprünglich gestellien Aufgabe, nur ein Handbuch und Wegweiser 
für den Leser zu sein, entwachsen. Was heute vorliegt, darf den Anspruch auf Bezeichnung 
als wissenschaftlicher Kommentar erheben. Trotz aller Selbstbescheidung eine große Fülle von 
Wissenswertem und Notwendigem. Weder die Erläuterungen zu den Gruppen von Bestim- 
mungen noch die Anmerkungen zu den einzelnen Paragraphen enthalten überflüssiges Beiwerk. 
Den Gebrauch erleichtern das umfassende Nachschlageverzeichnis und vorzüglich die Über- 


schriften zu den Einzelparagraphen.“ Zeitschrift des Bundes Deutscher Justizamimänner. 
Siméon, P., Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Taſchenformat. 199 Seiten. 1914. Geb. 2.20 


(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 23.) 

„Die Ausgabe beschränkt sich nach ihrer Einleitung darauf, die einzelnen Vorschriften des 
Ausführungsgesetzes in sich zu erläutern und ihren Zusammenhang mit dem neuen Reichs- 
recht wie dem früheren Landesrecht kurz klarzulegen. Das Werkchen wird sich zahlreiche 
Freunde erwerben.“ Zeitschrift für Deutsche Justizsekretäre. 
Krüger, Ernſt, Ergänzungen zum BGB. 

I. Band: Allgemeiner Teil, Recht der Schuldverhältniſſe, Sachenrecht, Familien- 

recht, Erbrecht. Geb. 17.50 
(Stilkes Nechtsbibliothek Bd. 39.) 

II. Band: Einführungsgeſetz zum BGB., Preußiſches Ausführungsgeſetz zum 
BGB., Preußiſche Verordnung zur Ausführung des BGB. und Nachtrag 
zum I. Band. Geb. 15.— 

(Stilkes Rechtsbibliothek Bd. 39a.) 


Koch, C. F., Allgemeines Landrecht für die preußiſchen Staaten. Achte Auf- 

lage, bearbeitet von A. Achilles, P. Hinſchius, R. Johow, F. Vierhaus. 

4 Bände. 1884 — 1886. Lexikon-Oktav. . 

I. Band. VIII, 1103 Seiten. 1884. II. Band. VIII, 1142 Seiten. 1886. 
III. Band. VIII, 1084 Seiten. 1886. IV. Band. Vergriffen. 


Jeder Band 12.— 

„Wir freuen uns, eine neue Auflage dieses bewährten Kommentars anzeigen zu können. 
dessen hervorragende Eigenschaft darin besteht, daß er nicht nur zitiert und hinweist, sondern 
vollständig historisch und rechtswissenschafllich unter Entwicklung der Gründe erklärt. Diese 
8. Auflage sei hiermit dringend empfohlen.“ Börsenzeitung, 
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Bürgerliches Recht 
Schuldverhältniſſe insbeſondere 


Meyer, Georg, Das Necht der Beſchlagnahme von Lohn- und Gehaltsforderungen. 

Sechſte Auflage. Taſchenformat. 1927. Mit Nachtrag 1928. Geb. 4.50 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgefege Bd. 55.) 

„Das Buch enthält einen Kommentar zum Lohnbeschlagnahmegesetz, der durch Gründlich - 
keit und Zuverlässigkeit ausgezeichnet ist. Als Anhang ist ihm eine übersichtliche Darstellung 
des Verfahrens der Beschlagnahme von Lohn- und Dienstbezügen beigegeben, sowie eine sehr 
brauchbare Zusammenstellung von Behörden, denen bei der Pfändung der Dienstbezüge von 
Beamten als Dritischuldnern der Pfändungsbeschluß zuzustellen ist.“ 

Berliner Tageblatt, 


Seligſohn, Franz, Haftpflichtgeſetz. Groß-Oktav. 349 Seiten. 1920. 
8.—, geb. 9.50 
„Das reiche Material hat der Verfasser mit logischer Schärfe und in knapper Form bearbeitet 
und damit ein mustergültiges Werk geschaffen, das für die meist veralteten Kommentare zum 
Reichshaftpflichtgeseiz einen wertvollen Ersatz bietet. 
Blätter für Rechispflege im Bezirk des Kammergerichts. 


Krieg, O., Mietrecht und Wohnungsmangelgeſetzgebung im Reiche, in Preußen 
und in Berlin, einſchließlich Hauszinsſteuer, Koſtenweſen und Rechtsentſcheiden 
des Kammergerichts und Oberſten Landesgerichts. Vierte Auflage nach dem 
Stande vom 1. April 1928. Taſchenformat. 1928. Irn Druck 

(Guttentagſche Sammlung Deutiher Reichsgeſetze Bd. 156.) 

„Eine solche Ausgabe zu besitzen, ist wertvoll. Eine angenehme Zugabe sind die Rechts- 
entscheide des Kammergerichts. Diese Ausgabe verdient schon wegen ihrer Vollständigkeit 
besondere Beachtung. Ein vortreffliches Sachregister ist beigegeben.“ 

Juristische Wochenschrift. 


Stölzle, Hans, Viehkauf nach Bürgerlichem Geſetzbuch und ausländiſchem Recht. 
Verordnung, betreffend die Hauptmängel und Gewährfriſten beim Viehhandel. 
Von Eugen Fröhner. Sechſte, vermehrte und weſentlich verbeſſerte Auflage. 
Taſchenformat. 699 Seiten. 1926. Geb. 15.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 50.) 

„Die neue Auflage erfüllt alle Erwartungen, die an sie geknüpft wurden. Unseres Wissens 
genießt der Spezialkommentar von Stölzle auch in Richterkreisen ein sehr großes Ansehen. Bei 
der Lektüre der vielen Gerichisentscheidungen, die uns aus unsern Mütgliederkreisen. zugestellt 
werden, mußten wir immer wieder die Beobachtung machen, daß eine große Anzahl von Gerichten 
in den Urteilsgründen auf die Ansicht von Stölzle Bezug nahm. Wer täglich über Viehkaufs- 
fragen Auskunft geben muß, stellt mit hoher Befriedigung fest, daß der ‚Stölzle‘ alle Fragen 
dieser schwierigen Materie in klarer und erschöpfender Weise behandelt.“ 

Allgemeine Viehhandelszeitung. 


Hoffmann, J., Abzahlungsgeſchäfte. Zweite, vermehrte und verbeſſerte Auf- 
lage, beſorgt von Ernſt Wilke. Taſchenformat. 103 Seiten. 1910. Geb. 1.20 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 34.) 


„Jeder, der mit Abzahlungsgeschäften zu tun hat, kann sich bestens aus dem Büchlein 
informieren. Der Kommentar ermöglicht es auch dem Laien, sich mit allen einschlägigen Fragen 
vertraut zu machen. Die Bearbeitung stellt sich als durchaus sachgemäß und praktisch verwend- 
bar dar.“ Berliner Intelligenz-Blatt. 


Harnier, Ed., Sicherung der Bauforderungen. Dritte Auflage. Taſchenformat. 

122 Seiten. 1912. Geb. 1.50 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Neichsgeſetze Bd. 93.) 

„Die vorliegende Neubearbeitung der kleinen Ausgabe des äußerst schwierigen Gesetzes findet 
einen weiterstreckten Interessenkreis. Nach einer äußerst klaren Einleitung, in der die lang- 
wierige Geschichte und der verwickelte Inhalt des Gesetzes in kurzen Zügen, aber mit kräftigen 
Strichen geschildert wird, werden seine Bestimmungen an der Hand der Gesetzesmaterialien 
und auf dem Boden des geltenden Rechts, unter Herstellung des Zusammenhanges mit ihm, in 
knappen Anmerkungen erlautert.“ Mitteilungen der Handelskammer Breslau. 


“ 


Bürgerliches Geſetzbuch. 


Göppert, H., Geſetz, betreffend die gemeinſamen Nechte der Beſitzer von Schuld⸗ 
verſchreibungen. Zweite Auflage, bearbeitet von E. Trendelenburg. 
Taſchenformat. 156 Seiten. 1915. Geb. 1.50 


(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 52.) 
Dungs, H., Sechs Haager Abkommen über internationales Privatrecht. Taſchen⸗ 
format. 116 Seiten. 1910. Geb. 1.50 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 98.) 


„Die diesen Abkommen vom Verfasser beigefügten Erläuterungen sind kurz und klar gefaßt 
und entsprechen den allgemeingültigen Anschauungen. Der Kommentar von Dungs kann allen 
Gerichten, Staatsanwaltschaften und diplomatischen Behörden nur angelegentlichst empfohlen 


werden.“ Juristisches Literaturblatt. 
Bogeng, G., Die Haager Abkommen über das internationale Privatrecht. 
Taſchenformat. 175 Seiten. 1908. Geb. 2.— 


(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 90.) 


Sachenrecht insbeſondere 


Günther, Hermann, Erbbaurecht. Taſchenformat. 167 Seiten. 1919. Geb. 2.— 
(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 135.) 


„Günther ist ausführlich, ohne weitschweifig zu sein; ausgezeichnete Vormerkungen geben 
vorzügliche Übersicht und wahren den Zusammenhang. Überall ist der bisherige Rechtszustand, 
der ja für absehbare Zeit seine Bedeutung behält, mit in das Bereich der Betrachtungen gezogen. 
Der Praxis wird das Werk von hervorragendem Nutzen sein.“ 

Beiträge zur Erläuterung des deutschen Rechis. 


Arnheim, Hugo, Grundbuchordnung. Kommentar zur Grundbuchordnung für 
das Deutſche Reich nebſt den für Preußen erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen. 
Zweite, völlig neubearbeitete Auflage. Lexikon-Oktav. 959 Seiten. 1915. 

15.— 
„Der Band weist außerordentliche Gründlichkeit, Klarheit und Übersichtlichkeit der Dar- 
stellung sowie Selbständigkeit des Urteils gegenüber der Literatur und der Rechtsprechung auf. 

Man kann wohl sagen, daß kaum eine Frage auftauchen wird, die nicht wenigstens berührt 

wäre; die bisher zutage getretenen Fragen aber sind sämtlich in der eingehendsten Weise erörtert.“ 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit. 

Triebel, Franz, Güthes Kommentar zur Grundbuchordnung für das Deutſche 
Reich und die preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. Vierte Auflage. 
2 Bände. Lexikon-Oktav. XVI, XI, 2518 Seiten. 1923/25. 

59.—, geb. 69.— 


Fiſcher, Otto, und Norbert Fiſcher, Grundbuchordnung für das Deutſche Neich 
nebſt den preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen. Neunte, durchgearbeitete 
und ergänzte Auflage. Taſchenformat. 322 Seiten. 1927. Geb. 5.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 42.) 


„Dieser alibewährte kleine Kommentar, der wohl in der Bibliothek keines Anwalts fehlt. 
ist in seiner neuesten Auflage auf den heutigen Stand der Literatur und Rechtsprechung ge- 
bracht und damit wieder ein zuverlässiger Führer durch die Praxis des Grundbuchwesens ge- 
worden. Insbesondere ist auch das Aufwertungsgesetz berücksichtigt.‘ Nachrichtenblatt. 


Aufwertung 


Michaelis, Richard, Das Aufwertungsrecht nach den Aufwertungsgeſetzen und 
nach allgemeinem bürgerlichen Rechte. Kommentar zu den Geſetzen vom 
16. Juli 1925 über die Aufwertung von Hppotheken und anderen Anſprüchen 
und über die Ablöſung öffentlicher Anleihen ſowie ſyſtematiſche Darftellung des 
Aufwertungsrechts außerhalb dieſer Geſetze. Zweite, gänzlich umgearbeitete 
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Bürgerliches Recht. 


Auflage des Kommentars zur Dritten Steuernotverordnung von 14. Februar 

1924 (Aufwertung). Mit einer Friſtentabelle von H. Hoormann. X, 516 Seiten. 

1925. i Geb. 16. 
(de Gruypterſche Sammlung Oeutſcher Geſetze. Handkommentare.) 

„Es handelt sich bei dem vorliegenden Werk um ein ganz erstklassiges, die gesamte Rechts- 
lehre und Rechtsprechung lückenlos verarbeitendes Hauptwerk, das sich als für jeden Auf- 
werlungsinteressenien unentbehrlich erweisen wird. Das Buch ist begreiflicherweise auf das 
Vielfache des früheren Umfangs angewachsen, geht dafür aber auch keiner der zahllosen Streit- 
fragen aus dem Wege, sondern beantwortet sie mit größter wissenschaftlicher Vertiefung und in 
dem sieten Bestreben einer praktischen Lösung nach den Grundsätzen der Billigkeit.“ 

Deutsche Allgemeine Zeitung. 

Mügel, Oskar, Das gefamte Aufwertungsrecht. Kommentar zum Aufwertungs- 
geſetze vom 16. Juli 1925, der Novelle vom 9. Juli 1927, der Surchführungs- 
verordnungen und ſyſtematiſche Darftellung des fonftigen Aufwertungsrechts. 

Fünfte, gänzlich neubearbeitete Auflage in einem Bande. Mit einer Ein— 

leitung: Die rechtspolitiſchen und wirtſchaftlichen Tendenzen der Aufwertungs- 

geſetzgebung von Hans Wunderlich. 1927. 36.—, geb. 40.— 


Schlegelberger, Franz, und Rudolf Harmening, Geſetz über die Aufwertung von 
Hypotheken und anderen Anſprüchen vom 16. Juli 1925 mit den Durchführungs— 
beſtimmungen des Reichs und der Länder. Mit zahlreichen Beiſpielen erläutert. 
Fünfte Auflage. Groß-Oktav. 1203 Seiten. 1927. 33.—, geb. 36. 


Quaſſowski, L., Geſetz über die Aufwertung von Hypotheken und anderen An- 
ſprüchen (Aufwertungsgeſetz) mit Durchführungsverordnungen. Fünfte Auf- 
lage. XII, 1035 Seiten. 1927. Geb. 56.— 

Berliner, Ludwig, und Ernſt Pfaffenberger, Aufwertung von Verſicherungs⸗ 
anſprüchen mit Durchführungsbeſtimmungen. 

I. Teil. Oktav. 235 Seiten. 1925. Geb. 6.50 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 164.) 
II. Teil: Sach- und Transportverſicherung; Unfall- und Haftpflichtverſicherung. 
Oktav. 112 Seiten. 1926. Mit Nachtrag. Geb. 3.50 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 1648.) 

„Ein bedeutsamer Kommentar, der sowohl dem Versicherungstechniker wie dem Juristen 
eine Fülle von Aufklärung und Anregung bietet. Das Werk ist als eine wohlgelungene syste- 
matische Darstellung des gesamten versicherungsrechtlichen Aufwertungsgebiets anzusprechen. 

Alles in allem: eine wissenschaftlich und praktisch gleichermaßen auf der Höhe stehende 


Leistung, bei der sich Versicherungstechniker und Jurist mit Erfolg die Hand gereicht haben!“ 
Neumanns Zeitschrift für Versicherungswesen, 


2. Handelsrecht 


Staubs Kommentar zum Handelsgeſetzbuch. Zwölfte und dreizehnte Auf— 
lage. Bearbeitet von Heinrich Koenige, Albert Pinner, Felix Bondi. 
Vier Bände und ein Regiſterband. Groß-Oktav. 4000 Seiten. 1927. 

Zuſammen 157.—, in Halbleder 183.60 

„Der Staubsche Kommentar ist das klassische Hilfswerk zum Deutschen Handels- 
gesetzbuch und fur die Beurteilung der zahlreichen schwierigen Fragen dieses Geselzes maß- 
gebend geworden; es stellt ein unentbehrliches Mittel zur Erfassung und zur Anwendung des 

Gesetzes dar.“ Frankfurter Zeitung, 

Düringer, A., und M. Hachenburg, Das Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 
(mit Ausnahme des Seerechts) auf der Grundlage des BGB. erläutert. 
Lieferbar ſind zur Zeit: 

IV. Band, II. Abteilung: Geſellſchaft des Bürgerlichen Rechts, Offene Handels- 
geſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft. Bearbeitet von 8. Flechtheim und 
K. Geiler. Zweite Auflage. Lexikon-Oktav XX, 404 Seiten. 1917. 12,50 


* 


Handelsrecht. 


V. Band, I. Lieferung: Stille Geſellſchaft (88 355—542 HGB.). Von 8. 
Flechtheim. Lexikon-Oktav. 75 Seiten. 35.— 


Moſſe, Albert, und Ernſt Heymann, Handelsgeſetzbuch (ohne Seerecht). Mit den 
ergänzenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs und einem Anhang, 
enthaltend das Einführungsgeſetz, das Depotge ſetz, die Beſtimmungen über 
Börſentermin- und Differenzgeſchäfte u. a. Nebſt Erläuterungen. Im An- 
ſchluß an die Textausgabe von F. Litthauer. Siebzehnte Auflage. Unter 
Mitwirkung von Karl Auguſt Criſolli. Oktav. VIII, 695 Seiten. 1926. 

Geb. 14.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 4.) 
„Die Litthauer-Mossesche Ausgabe des Handelsgesetzbuches hat bei allen Praktikern seit 
langem den wohlbegründeten Ruf größter Zuverlässigkeit und übersichtlicher Anordnung, die 


mit möglichster Knappheit des Ausdrucks gepaart sind. Das Buch ist ein zuverlässiger Führer 
durch das immer schwieriger werdende Gebiet des Handelsrechts.“ Vossische Zeitung. 


Schaps, Georg, Das deutſche Seerecht nebſt Erläuterungen zu den ſeerechtlichen 
Nebengeſetzen. Nach dem Tode des Verfaſſers fertiggeſtellt von Max Mittel- 
ſtein und Julius Sebba. Zweite, vollſtändig umgearbeitete Auflage. 

I. Band. (Handelsgeſetzbuch: Viertes Buch.) Groß- Oktav. IV, 1041 Seiten. 
1921. 25.—, geb. 28.— 


„Die alte, auf der Staubschen Kommentierungsmethode beruhende Auflage erfreute sich mii 
Recht schon großen Ansehens. In diesen bewährten Bahnen leistet die zweite Auflage an Voll- 
ständigkeit, Übersichtlichkeit und Genauigkeit das Höchste, was Wissenschaft und Praxis nur 
wünschen können.“ Juristische Wochenschrift. 


Nambke, Hans, und Alfred Keichel, Die Goldbilanzverordnung vom 28. 12. 25 
nebſt Surchführungsbeſtimmungen vom 5. 2. und 28. 5. 24. Geb. 10.— 
(Stilkes Nechtsbibliothek Bd. 26.) 


Baum, G., Das vertragliche Wettbewerbsverbot (Konkurrenzklauſel). Nebit 
Kommentar zum Geſetze vom 10. Juni 1914. Taſchenformat. XII, 251 Seiten. 
1914. Geb. 3.— 
(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 115.) 


Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 


Hachenburg, Max, Kommentar zum Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränk⸗ 
ter Haftung. (Früher Staub-Hachenburg.) Fünfte Auflage unter Mit- 
arbeit von Fritz Bing und Walter Schmidt. 2 Bände. 45.—, geb. 47.— 
I. Band: 88 1—54. Groß- Oktav. VI, 527 Seiten. 1926. 

II. Band: 88 35—84. Groß-Oktav. II, 452 Seiten. 1927. 


„Was Hachenburg in seinen Neubearbeitungen aus diesem Buche gemacht hat, ist erstaun- 
lich. Sein reiches juristisches Wissen, sein überlegener und kritischer Verstand, seine vorzüg- 
liche Gestaltungskraft und seine nur wenigen Juristen eigene vielseitige Auslegungskunst haben 
etwas Großes, Unvergleichliches geschaffen. Man findet selten ein literarisches Werk, in welchem 
Rechtsgelehrsamkeit und praktisches Können vereint einem Spezialgeseiz so zugute kamen wie 


hier.“ Zeitschrift für Aktiengesellschaften. 
Brodmann, Erich, Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 
Kommentar. Groß-Oktav. VIII, 315 Seiten. 1924. 16.—, geb. 18. 


(Gewerbe; und Induſtrie-Kommentar Bd. I.) 

„Übersichtliche, klare Anordnung der Erläuterungen, tiefes Eindringen in die Einzelheiten 
des Gesetzes unter steter Berücksichtigung des Wirtschaftslebens, erschöpfende Wiedergabe der 
Rechtsprechung, namentlich des Reichsgerichts, sind die besonderen Vorzüge des Werkes, das 
damit ebenbürtig neben die anderen Reichsgerichtskommentare tritt und mit ihnen unentbehr- 
liches Rüstzeug für Richter und Anwälte werden wird. Badische Rechtspraxis. 
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Bürgerliches Recht. 


Pariſius, Ludolf, und Hans Crüger, Das Neichsgeſetz, betr. die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung. Syſtematiſche Darſtellung und Kommentar nebſt 
Entwürfen von Geſellſchaftsperträgen und praktiſcher Anleitung für die Regifter- 
führung. Siebente, umgearbeitete Auflage von Hans Crüger und Adolf 
Crecelius. Groß- Oktav. In Vorbereitung. 

„Dieses allgemein geschätzte Werk ist wegen der Vereinigung einer knappen sysiematischen 
Darstellung mit einem Kommentar und wegen der hervorragend gründlichen Verarbeitung des 
umfangreichen Stoffes längst an die führende Stelle gerückt. Die neue Auflage weist wieder 
wesentliche Verbesserungen auf und ist durchweg auf den neuesten Stand gebracht. Der Kom- 
mentar bedarf wohl keiner Empfehlung mehr.“ Leipziger Zeitschrift für internationales Recht. 


Pariſius, Ludolf, und Hans Crüger, Das Neichsgeſetz, betr. die Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung. Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. 
Siebzehnte Auflage, bearbeitet von Hans Crüger und Adolf Erecelius. 
Taſchenformat. 224 Seiten. 1926. Geb. 5.50 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 32.) 


„Die äußerst sachkundig erläuterte Ausgabe des Gesetzes, beireffend die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, wird von den interessierten Kreisen freudig begrüßt werden. Wir können 
das Bändchen der bekannten Guttentagschen Sammlung bestens empfehlen.“ 

Badische Wirtschafis-Zeitung. 


Wechſelordnung und Scheckrecht 


Staubs Kommentar zur Wechſelordnung. Fortgeſetzt von 9. Stranz und M. 
Stranz. Elfte Auflage, bearbeitet von M. Stranz und Martin Stranz. 
Groß⸗Oktav. 426 Seiten. 1926. 16.—, geb. 18.— 
„Zwei Namen klingen ans Ohr, die der deutschen Juristenwelt unvergeßlich sind, Hermann 

Staub und Josef Stranz. Was soll man mehr sagen? Staub-Stranz ist der Kommentar 

zur Wechselordnung. Auch die jüngste Auflage des Kommentars gibt einen echten Staub-Stranz. 

Weiterer Kommentar dazu ist überflüssig.“ Juristische Wochenschrift. 


Stranz, J., und M. Stranz, Wechſelordnung vom 3. Juni 1908. Kommentar. 
Zwölfte Auflage von M. und M. Stranz. Taſchenformat. VIII, 396 
Seiten. 1923. Geb. 5.50 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 5.) 

„Die neue Ausgabe der Wechselordnung mit ihrem äußerst nützlichen, guten Kommentar 
ist sehr zu empfehlen. Erfreulicherweise enthält das Bändchen auch die Bestimmungen der 
Zivilprozeßordnung über Urkunden- und Wechselprozesse im Anhang.“ 

Badische Wirtschaftszeitung, 


Michaelis, Richard, Scheckgeſetz mit allen einſchlägigen Nebengeſetzen, den aus- 
ländiſchen Geſetzen und dem Oeutſchen Poſtſcheckgeſetz mit Poſtſcheckordnung. 
Kommentar. Groß-Oktav. VII, 339 Seiten. 1927. 16.—, geb. 18.— 

(Gewerbe- und Znduſtrie-Kommentar Bd. II.) 

„Die vielen umfangreichen, den einzelnen Bestimmungen des Scheckgesetzes angefügten Be- 
merkungen behandeln die schwierige Materie in so tiefgründiger Weise, daß man in allen sich 
ergebenden Zweifelsfragen einer erschöpfenden Aufklärung gewiß sein darf. Es darf ferner 
nicht unerwähnt bleiben, daß das Buch nicht nur für den Gebrauch für den Juristen überaus 
geeignet erscheint, sondern auch infolge seiner klaren und allgemeinverständlichen Ausdrucks- 


weise ein wertvolles Hilfsmittel für die Kreise des Gewerbes und der Industrie darstellt. Wir 
glauben deshalb nicht fehlzugehen, wenn wir dem ausgezeichneten Werke großen Erfolg voraus- 
sagen. Blätter für Genossenschaftswesen. 


Schiffahrtsrecht 


Knitſchky, W. E., Die Seegeſetzgebung. Fünfte Auflage, bearbeitet von O. Ru- 
dorff. XXIV, 1024 Seiten. 1913. Geb. 8. 
(Guttentagſche Sammlung Seutſcher Reichogeſetze Bd. 19.) 
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Handelsrecht. 


Sieveking, Guſtav, Das deutſche Seeverſicherungsrecht. Kommentar zum zehnten 
Abſchnitt des vierten Buches des Handelsgeſetzbuches. Lexikon- Oktav. 218 Seiten. 
1912. 5.—, geb. 6.80 
„Der Kommentar ruht auf einer vortrefflichen Grundlage und zeigt sich auch in seinem 

Inhalte dieser Grundlage durchaus würdig. Er ersetzt ein Lehrbuch und kann daher auch zur 


Einführung in das Seeversicherungsrecht empfohlen werden.“ 
Leipziger Zeitschrift für deutsches Recht. 


Makower, H., Geſetze, betreffend die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnen⸗ 
ſchiffahrt und der Flößerei. Nach den Materialien erläutert. Sechſte, ver- 
mehrte Auflage, bearbeitet von E. Loewe. Taſchenformat. 458 Seiten. 
1925. Geb. 4. 


(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 56.) 


„Das vorzüglich bearbeitete Buch dürfte mit seinen klaren und verständlichen Erläuterungen 
für jeden, der in irgendeiner Weise mit der Binnenschiffahrt und der Flößerei zu tun hat, ein 
nie versagender Ratgeber sein.“ Schiffbau. 


Genoſſenſchaften 


Pariſius, Ludolf, und Hans Crüger, Neichsgeſetz, betreffend die Erwerbs; und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Kommentar zum praktiſchen Gebrauch für Ju- 
riſten und Genoſſenſchaften. Zehnte, neubearbeitete Auflage von Hans 
Crüger und Adolf Crecelius. Groß-Oktav. XII, 786 Seiten. 1926. 

30.—, geb. 35.— 


„Crüger beherrscht wie kein anderer Theorie und Praxis des Genossenschaftswesens, auch 
nach der wissenschaftlichen Seite hin.“ Juristische Wochenschrift. 


Pariſius, Ludolf, und Hans Crüger, Das Neichsgeſetz, betreffend die Erwerbs- 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Textausgabe mit Anmerkungen und Sach- 
regiſter. Neunzehnte, neubearbeitete Auflage von Hans Crüger, Adolf 
Crecelius und Fritz Citron. Taſchenformat. 299 Seiten. 1928. Geb. A. 


(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Neichsgeſetze Bd. 29.) 

„Der Ruf der Verfasser als ausgezeichnete Kenner dieses schwierigen Rechtsgebietes und nicht 
weniger die vielen Vorzüge ihres Werkes, in dem auf möglichst beschränktem Raum unier 
stetem Eingehen auf Rechtsprechung und Literatur das Recht der Genossenschaften musterhaft 
erläutert wird, haben es zu der verbreitetsten Ausgabe des Gesetzes gemacht, zu der wohl jeder 
Jurist greift, wenn er sich schnell über eine Frage aus diesem Gebiet unterrichten will.“ 

Kölnische Zeitung. 


Verſchiedenes 


Schreiber, Otto, Handelsrechtliche Nebengeſetze. Taſchenformat. VIII, 1002 Sei- 

ten. 1926. Geb. 14.— 
(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Neichsgeſetze Bd. 162.) 

Die Sammlung ist ein unentbehrliches Hilfsmittel für den Praktiker. Die Zusammen- 


stellung ist sehr zuverlässig; auch das Sachregister von Kleffel verdient volle Anerkennung. 
Druck und Ausstattung des Buches sind ausgezeichnet. Zentralblatt für Handelsrecht. 


Staffel, W., Verordnung gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen vom 
2. November 1923. Kommentar. Oktav. 108 Seiten. 1927. Geb. 3.50 
(Guttentagſche Sammlung Deutiher Reichsgeſetze Bd. 167.) 


„Die für das Wirtschaftsrecht so wichtige Kartellverordnung findet hier eine eingehende 
Kommentierung aus der Feder eines in diese Fragen tief eingedrungenen Mitgliedes des höchsten 
Gerichtshofs. Die Erläuterungen. werden daher um so unentbehrlicher für die wirtschafiliche 
Praxis auf diesem Gebiete sein.“ Industrie- und Handelszeitung. 
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Bürgerliches Recht. 


Luſensky, F., Geſetz über die Handelskammern. Zweite Auflage, Taſchen— 
format. 278 Seiten. 1909. Geb. 3.— 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 21.) 


„Das Buch ist ein vortrefflicher Berater aller derer, die in der Handelskammerorganisation 
sind oder zu ihr in Beziehung stehen. Der ersie Teil gibt einen geschichtlichen Überblick über 
die Entwicklung der preußischen Handelskammern, Entstehungsgeschichte und Inhalt des 
Handelskammergesetzes. Den zweiten Teil bildet der Kommentar zum Gesetze, in dem der Ver- 
fasser die einzelnen Bestimmungen in ihrer Bedeutung und praktischen Tragweite eingehend 
erörtert und daneben auch auf andere für das Handelskammerwesen wichtige gesetzliche Mate- 
rien eingeht. Das Buch kann warm empfohlen werden.“ 

Zeitschrift für Polizei- und Verwaltungsbeamte, 


Bank und Börſe 


Koch, R., und Hjalmar Schacht, Die Neichsgeſetzgebung über das Münz- und 
Notenbankweſen. Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. Siebente, 
völlig neubearbeitete Auflage. Taſchenformat. XVIII, 617 Seiten. 1925. 

Geb. 14.— 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 26.) 

„Dieser Kommentar zeichnet sich durch Vollständigkeit und Reichhaltigkeit des gesetz- 
geberischen und sonstigen Materials, durch Bestimmtheit und Klarheit der Erläuterungen aus 
und bietet außerdem in der Einleitung einen vortrefflichen Überblick über die Entwicklung des 
deutschen Noten- und Geldwesens während der letzten Jahrzehnte.“ 

Monatsschrift für Handelsrecht und Bankwesen. 

Nußbaum, Arthur, Bank- und Börfenrecht. Eine Sammlung von Geſetzen und 
Geſchäftsbedingungen. Taſchenformat. XII, 622 Seiten. 1927. Geb. 11.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 169.) 

Die vorliegende Sammlung der verstreuten bank- und börsenrechtlichen Vorschriften fehlte 
bisher in der kaufmännischen und juristischen Bankpraxis ebenso wie im handelsrechtlichen 
und beiriebswirtschaftlichen Unterricht. Ihr Erscheinen wurde daher vielseitig begrüßt. Die 
Sammlung berücksichtigt auch die dem freien Verkehr entstammenden Rechtsbildungen. 


Kommentar zum Börſengeſetz. Im Auftrage des Centralverbandes des Oeutſchen 
Bank- und Bankiersgewerbes (E. V.) bearbeitet von H. Rehm, H. Trumpler, 
Heinrich Dove, Ernſt Neukamp, N. Schmidt-Ernſthauſen, James 
Breit. Mit einem Vorwort von 9. Rießer. Lexikon-Oktav. VIII, 464 Seiten. 
1909. 12.—, geb. 13.50 
„Einen so guten Kommentar zum Börsengesetze hat es noch nie gegeben. Wer sich darein 


vertieft, wird reiche Belehrung daraus schöpfen über das Börsenwesen im allgemeinen und über 
seine Rechtsübung und Rechtsprechung im besonderen. Sächsisches Archiv für Rechtspflege. 


Hemptenmacher, Th., Börfengefeg. Dritte Auflage von O. Meyer. Tafchen- 
format. XXIII, 375 Seiten. 1915. Geb. 3.50 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 41.) 


„Das Bändchen bringt neben einem kurzen Überblick und einem vorteilhaft erweiterten Anhang 
das Börsengesetz nebst Ausführungsbestimmungen. Die einzelnen Paragraphen sind sehr aus- 
giebig und in gemeinwverständlicher Weise kommentiert. Alles in allem schließt sich auch dieses 
Bändchen wieder den übrigen Textausgaben der wegen ihrer unbedingten und erschöpfenden 
Sachlichkeit bekannten Guttentagschen Sammlung Deutscher Reichsgesetze würdig an.“ 

Bayrische Handelszeitung. 


Luſensky, F., Geſetz, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung 
fremder Wertpapiere (Oepotgeſetzz. Dritte Auflage. Taſchenformat. 
115 Seiten. 1916. Mit Nachtrag 1925. Geb. 1.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutiher Reichsgeſetze Bd. 40.) 


„Die beste Bearbeitung des sogenannten Depotgesetzes verdanken wir unstreitig dem Geheimrat 
Lusensky, der an der Entstehung dieses Gesetzes von seiner ersten Ausarbeitung bis zu seiner 
Fertigstellung im Reichstage fortdauernd Anteil gehabt hat und deshalb, wie kaum einer, in der 
Lage ist, das Vortrefflichste zu leisten.“ Zeitschrift für Aktiengesellschaften. 
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II. Grenzgebiete des Bürgerlichen Rechts 


1. Privat⸗ und Sozialverſicherung 


Hager, P., und E. Bruck, Neichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag nebſt dem 
zugehörigen Einführungsgeſetz vom 50. Mai 1908. Fünfte, vollkommen neu- 
bearbeitete Auflage. Taſchenformat. X, 558 Seiten. 1926. Geb. 14.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 83.) 


„Die Vorzüge, welche die früheren Auflagen schon zeigten, die F ülle des Gebotenen, die Be- 
herrschung des Stoffes, die anschauliche und doch knappe Sprache, und dies alles in dem engen 
Rahmen einer Textausgabe, kleinen Handausgabe mit Anmerkungen, sind auch dieser vierten 
Auflage in hohem Maße eigen.“ 

Mitteilungen für die öffentlichen Feuerversicherungs- Anstalten. 


Berliner, Ludwig, und Ernſt Pfaffenberger, Aufwertung von Verſicherungs⸗ 
anſprüchen mit Durchführungsbeſtimmungen. 
I. Teil. Oktav. 255 Seiten. 1926. Mit Nachtrag. Geb. 6.50 
(Guttentagſche Sammlung Deutfcher Reichsgeſetze Bd. 164.) 
1I. Teil: Sach- und Transportverſicherung; Unfall- und Haftpflichtverſicherung. 
Oktav. 112 Seiten. 1926. Geb. 3.50 
(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 164 a.) 


„Das Werk ist ein bedeutsamer Kommentar, durch den die gesetzlichen Bestimmungen von 
der juristischen und versicherungstechnischen Seite aus eingehend erläutert werden. In seinem 
straffen, systematischen Aufbau, der Geschlossenheit der Darstellung muß man das Buch als 
ein Standardwerk für das gesamte versicherungsrechtliche Aufwertungsgebiet bezeichnen. 

Quellenangaben, sorgfältige Zitierungen, Stichwortverzeichnis erhöhen den praktischen Wert 
und machen es zum unentbehrlichen Ratgeber in allen interessierten Kreisen.“ 


Versicherungs-Post, Berlin. 


Koenige, Heinrich, und A. Peterfen, Geſetz über die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen vom 12. Mai 1901. Textausgabe mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. Dritte, umgearbeitete Auflage. Taſchenformat. 856 Seiten. 
1997, Geb. 20.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 62.) 


„Der Verfusser hat es meisterhaft verstanden, reiche Literatur und Judikatur zu dem ich- 
tigen Grundgesetz der Privatversicherung mit seiner eigenen selbständigen Auffassung von der 
Bedeutung der Gesetzesbestimmungen in Verbindung zu bringen. Für Theorie und Praxis der 
Privaiwversicherung wird das Werk dadurch zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel.“ 

Deutsche Versicherten-Zeitung. 


Hanow, H., Fr. Hoffmann u. a., Kommentar zur Neichsverſicherungsordnung. 


Bände. 
J. Band: Hanow, H., Gemeinſame Vorſchriften (RVO., 1. Buch). Fünfte, 
neubearbeitete Auflage. XII, 396 Seiten. 1926. Geb. 16.— 
II. Band: Hoffmann, Fr., Krankenverſicherung. Sechſte, vermehrte und er- 
gänzte Auflage. XI, 672 Seiten. 1922. 12.—, geb. 14. 
Nachtrag hierzu. 34 Seiten. 1925. — 80 


III. Band: Nachtrag zur dritten Auflage. Rabeling, Wilh., Die Kriegsver- 
ordnungen zur Unfallverſicherung und das Geſetz über die Fürſorge für 
Kriegsgefangene vom 15. Auguſt 1917. VIII, 125 Seiten. 1918. DE 
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IV. Band: Hanow, N., und R. Lehmann, Znxwvalidenverſicherung (Ro., 
4. Buch). Vierte, neubearbeitete Auflage. XI, 712 Seiten. 1925. Mit 
Nachtrag. Geb. 24. 

V. Band: Lehmann, R., Beziehungen der Verſicherungsträger zueinander 
und zu anderen Verpflichteten. — Verfahren (RBO. 5. und 6. Buch). 
Vierte, neubearbeitete Auflage. XII, 545 Seiten. 1926. Geb. 20.— 


Stier-Somlo, Fritz, Kommentar zur Neichsverſicherungsordnung und ihrem Ein- 


führungsgeſetz. Vom 19. Juli 1911. 
I. Band. 1. Buch: Gemeinſame Vorſchriften. 2. Buch: Krankenverſicherung. 


Lexikon-Oktav. LXXVIII, 1130 Seiten. 1915. 26.— 
II. Band. 3. Buch: Unfallverſicherung. Lexikon-Oktav. LV, 1110 Seiten. 
1916. 26.— 


Lippmann, Karl, Die Neichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Bekannt- 
machung vom 15. Dezember 1924 und des Geſetzes über das Reichsſchiedsamt 
vom 22. Januar 1925 nebſt dem Einführungsgeſetze, den wichtigſten Aus- 
führungsvorſchriften, den ergänzenden Geſetzen und Verordnungen ſowie den 
Verordnungen über das Verfahren. Oktav. XV, 589 Seiten. 1925. Geb. 11.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Neichsgeſetze Bd. 161.) 

Ergänzungsband, enthaltend den vollſtändigen Wortlaut der neuen Faſſung 
des Unfallverſicherungsgeſetzes ſowie die Ergänzungen der übrigen Bücher der 
RVO. Oktav. 224 Seiten. 1926. Geb. 4.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutfcher Reichsgeſetze Bd. 161 a.) 

Zweiter Ergänzungsband, enthaltend weitere Anderungen und Ergän— 
zungen durch die im erſten Halbjahr 1926 erlaſſenen Geſetze und Verordnungen. 
Oktav. 30 Seiten. 1926. — 00 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Neichsgeſetze Bd. 161 b.) 


„Das Buch dürfte sich in der Bibliothek eines jeden finden, der sich mit der Reichsversiche- 
rungsordnung befaßt. Es gehört zu den praktisch wertvollsten.“ Deutsche Allgemeine Zeitung. 


Derſch, Hermann, Die neue Neichsverſicherungsordnung. Handausgabe mit 
kurzen Anmerkungen und einer ſyſtematiſchen Einleitung nebſt den wichtigſten 
Ausführungsbeſtimmungen. Klein- Oktav. 918 Seiten. 1925. Mit Nachtrag 
nach dem Stande vom Auguſt 1926. Geb. 10.— 

(Sammlung Deutſcher Geſetze Bd. 114.) 


Neuß, Max, und Fritz Henſe, Das Neichsknappſchaftsgeſetz vom 1. Juli 1926 

nebſt Einführungsgeſetz. Taſchenformat. XVI, 640 Seiten. 1926. Geb. 12.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 155.) 

„Zur rechten Zeit erscheint die Erläuterung des Reichsfnappschafisgesetzes aus der Feder 
zweier Männer, die schon seit Jahren im Verwaltungs- und Aufsichisdienste des Knappschafts- 
wesens tätig sind und bei der Verabschiedung des Gesetzes mit in erster Linie gestanden haben. 
Die Herausgabe des Gesetzes aus ihrer Feder bedarf daher keiner besonderen Empfehlung. Das 
Buch kann allen, die auf dem Gebiete des Knappschaftswesens tätig sind, aufs wärmste emp- 
fohlen werden.“ Zeitschrift für Bergrecht. 


Mentzel, Paul, Hermann Schulz und Fritz Sitzler, Kommentar zum Derficherungs- 


geſetz für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911. Groß-Oktav. XVI, 987 Seiten. 
1915. 20.—, geb. 22.50 


Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 28. Mai 1924. Zweite Auflage. 
Taſchenformat. 145 Seiten. 1927. Geb. 2.50 
(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Neichsgeſetze. Textausgaben ohne Anmerkungen.) 

Diese neue Ausgabe entspricht der neuesten Fassung des Gesetzes unter Berücksichtigung der 


letzten ‚Änderungen und Verordnungen. Das beigefügte Sachregister erleichtert das rasche 
Zurechtfinden in den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes. 
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Schmeißer, Herbert, Handbuch der Erwerbsloſenfürſorge. Mit einer Einführung 
und Erläuterungen. Zweite Auflage. Taſchenformat. XI, 496 Seiten. 
1926. Mit Ergänzungsband (120 Seiten) 1927. Geb. 15. 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 165.) 


„Das Buch gibt in kurzer, aber ausreichender Form eine Darstellung des gesamten Rechts- 
stoffes der Erwerbslosenfürsorge unter Anpassung an die praktischen Bedürfnisse. Das Buch, 
das als Handbuch bezeichnet wird, ist allen Arbeitsnachweisen, Kommunalbehörden, Parla- 
mentariern, Gewerkschaften und Angestelltenverbänden zu empfehlen, zumal es sich um Vor- 
schriften handelt, die in politischer, volkswirtschaftlicher und finanzieller Hinsicht zur Zeit weit 
schwerwiegender sind als die sonstiger sozialer Gesetze.“ Kommunalpolitische Blätter. 


2. Arbeitsrecht 


Hoeniger, Heinrich, und Emil Wehrle, Arbeitsrecht. Sammlung der reihsredht- 
lichen Vorſchriften zum Arbeitsvertrag. Textausgabe mit Sachregiſter. Zehnte 
Auflage. Klein-Oktav. XXIV, 654 Seiten. 1927. Geb. 8.— 

(Sammlung Deutiher Geſetze Bd. 53.) 


Feig, J., und F. Sitzler, Arbeitsrechtliche Geſetze und Verordnungen des Reichs 
nach dem Stand vom 1. April 1924. Oktav. VI, 575 Seiten. 1924. 


Geb. 8.— 
Derſch, H., und E. Volkmar, Arbeitsgerichtsgeſetz. Zweite, durchgeſehene 
Auflage. Klein-Oktav. 688 Seiten. 1927. Geb. 12.— 


(Sammlung Deutſcher Geſetze Bd. 128.) 


Depöne, Hans, Das Arbeitsgerichtsgeſetz. Taſchenformat. 180 Seiten. 1927. 
Geb. 3.60 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Neichsgeſetze Bd. 168.) 

„Die neue Materie des Arbeitsgerichtsgesetzes erfordert in erhöhtem Maße das Interesse des 
Unternehmers. Zur Einarbeitung ist das vorliegende Buch besonders brauchbar, weil es sich 
nicht um einen Kommentar mit vielen Details handelt, sondern um eine Textausgabe mit einer 
ausführlichen, von einem hervorragenden Sachkenner verfaßten Einleitung. Daß die entsprechen- 


den Bestimmungen anderer einschlägiger Gesetze gleich mit abgedruckt sind, ist ein großer Vor- 
teil.“ Wirtschaftliche Rundschau. 


Günther, Adolf, und Richard Schneider, Arbeiterſchutz und Arbeitsrecht. Zweite 
Auflage. I. Teil: Arbeitszeitſchutz. Das Arbeitszeitnotgeſetz und die übrige 
arbeitszeitrechtliche Geſetzgebung des Reichs ſeit 9. November 1918. Taſchen⸗ 
format. 386 Seiten. 1927. Geb. 7.50 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 138a.) 

„Die Arbeit ist der 1. Auflage gegenüber ein völlig neues Buch. Der Kommentar um- 
faßt die gesamte arbeitszeitrechtliche Gesetzgebung von der Staatsumwälzung bis zur Gegen- 
wart, und zwar nicht nur die allgemeinen Bestimmungen, sondern auch die für einzelne Ge- 
werbezweige und Einzelbetriebe erlassenen Verordnungen. Auch die internationale Regelung 
des Arbeitszeitschutze findet Berücksichtigung. Das Buch ist ein Führer durch das weite und 
unübersichtliche Gebiet der arbeitszeitrechtlichen Gesetzgebung. Ein ausführliches Sachregister 
soll die praktische Benutzung erleichtern.“ Die Wirtschafts-Genossenschaft. 


3. Gewerberecht 


Landmann, Robert v., und Guſtav Nohmer, Kommentar zur Gewerbeordnung. 
I. Band: Einleitung und Gewerbeordnung Titel I— . nebſt Anhang, Nach- 
trägen und Literaturverzeichnis. Vergriffen. Neue Auflage im Druck. 

II. Band: Titel VIX nebſt Schlußbeſtimmungen, Anhang, Nachträgen, 
Literaturverzeichnis und alphabetiſchem Sachregiſter. Lexikon-Oktav. XII, 
1158 Seiten. 1925. Geb. 34.— 
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Ergänzungsband zum II. Band: Verordnung über die Arbeitszeit in der neuen 
Faſſung vom 14. April 1927 nebſt einem Anhang, enthaltend einſchlägige andere 
Geſetze und Verordnungen ſowie die kommentierte Bäckerei-Arbeitszeitver⸗ 
ordnung. Im Oruck. 


Stier-Somlo, Fritz, Kommentar zur Gewerbeordnung für das Deutſche Reich. 
Mit einer Einführung, ſämtlichen Novellen, den wichtigſten Ausführungs- 
beſtimmungen, Nebengeſetzen und einem Sachregiſter. Zweite, weſentlich 
veränderte und ergänzte Auflage. Klein-Oktav. XXXVIL 1219 Seiten. 
1923. Mit Nachtrag. Geb. 15.— 

(Sammlung Oeutſcher Geſetze Bd. 27.) 


Hiller, Fr., und H. Luppe, Reichsgewerbeordnung nebſt Ausführungsbeſtim- 
mungen. Zwanzigſte Auflage. Taſchenformat. 912 Seiten. 1921. Mit 
Nachtrag. Geb. 6.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 6.) 


„Ein Wort der Empfehlung für dieses Buch zu sagen, erübrigt sich. Hervorgehoben sei, daß 
diese Auflage alle Vorzüge der früheren Auflagen in sich schließt. Die zahlreichen neuen Geseize 
sind erschöpfend berücksichtigt.“ Zeitschrift des Deutschen Notarvereins. 


Braſſert, H., Allgemeines Berggefe für die preußiſchen Staaten mit Kommentar. 
Zweite Auflage, bearbeitet von Hans Gottſchalk. Groß-Oktav. XXIX, 
1291 Seiten. 1914. 27.—, geb. 30.— 


Sonnenfeld, Hugo, Die reichsrechtlichen Beſtimmungen, betreffend den Handel 
mit Drogen und Giften. Dritte, veränderte Auflage. Taſchenformat. 435 
Seiten. 1926. Geb. 12.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutfcher Reichsgeſetze Bd. 64.) 

„Die Arbeit gehört einem Spezialgebiet an, mit dem nicht Jeder Jurist zu tun hat. Wird er 
aber einmal genötigt, sich auf dieses Gebiet zu begeben, so ist er um so dankbarer für eine Arbeit, 
die sofort den Eindruck größter Sachkunde und vollständiger Materialsammlung macht, und 
deren Führung man sich unbedenklich anvertrauen kann.“ Vossische Zeitung 
Lebbin, Georg, Nahrungsmittelgeſetze mit Erläuterungen. Zweite, ſtark ver- 

mehrte Auflage in zwei Bänden. 

I. Band: Das Lebensmittelgeſetz vom 5. Juli 1927 mit Nebengeſetzen (Mar⸗ 

garine, Fleiſch, Milch, Süßſtoff, Eſſigſäure uſw.). Erläutert von G. Leb— 
bin und R. Gießner. Taſchenformat. XVI, 419 Seiten. 1928. Geb. 8.50 
II. Band: Getränkegeſetze und Getränkeſteuergeſetze (Wein, Bier, Branntwein, 
Mineralwaſſer). Unter Mitarbeit von Rechtsanwalt Dr. Kniebe. Taſchenfor— 
mat. XII, 400 Seiten. 1926. Geb. 10.— 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 54 b.) 

„Das Werk, in der bekannten und bewährten Aufmachung der Gesetzessammlung gearbeitet, 
ist für unsere Leser und überhaupt die ganze Fachwelt der Getränke-Industrie unentbehrlich, 
muß doch jedermann mit den einschlägigen Gesetzesbestimmungen sich soweit wie irgend möglich 
vertraut machen, wenn er nicht in Nachteile geraten will. Die Anschaffung des Buches kann 
bestens empfohlen werden.“ Branntweinmonopol, 


4. Geiſtig⸗gewerblicher Rechtsſchutz 


Seligſohn, Arnold, Patentgeſetz und Geſetz, betr. den Schutz von Gebrauchs 
muftern, Siebente Auflage. Oktav. 1927. In Bearbeitung. 


„Die Vorzüge des Buches sind bekannt. Klare, leichifaßliche Sprache, wissenschaftliche Ver- 
tiefung, dabei starke Betonung der Praxis, lückenlose Behandlung aller Probleme sind die Vor- 
züge, die den Seligsohnschen Kommentar zum unentbehrlichen Rüstzeug jedes im gewerblichen 
Rechtsschutz Tätigen gemacht haben.“ Mitteilungen vom Verband Deutscher Patentanwälte. 


Say, Hermann, Patentgeſetz und Geſetz, betr. den Schuß von Gebrauchsmuſtern. 
Syſtematiſch erläutert. Bierte Auflage. Lexikon-Oktav. XI, 743 Seiten. 
28.—, geb. 32.— 
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Lutter, R., Patentgeſetz. Nebſt Ausführungsbeſtimmungen, völkerrechtlichen Ver— 
trägen und der Patentanwaltsordnung. Achte Auflage. Taſchenformat. 
429 Seiten. 1920. Mit Nachtrag. 1924. Geb. 4.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 22.) 


„Der jetzige Verfusser hat einen völlig neuen Kommentar geschaffen, der in seiner Knapp- 
heit und Sparsamkeit dem ursprünglichen Zweck gerecht wird, aber an wissenschaftlicher Durch- 
arbeitung und Gründlichkeit die vorangegangenen Auflagen weit überragt. Die jetzt vorliegende 
Auflage zeichnet sich durch Reichhaltigkeit, Genauigkeit und Klarheit aus.“ 

Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht. 


Neuberg, Johannes, Geſetz, betr. das Urheberrecht an Muſtern und Modellen, 
und Geſetz, betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern, nebſt den zu beiden 
Geſetzen ergangenen Ausführungsverordnungen und abgeſchloſſenen inter- 
nationalen Verträgen. Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sach- 
regiſter. Taſchenformat. 192 Seiten. 1911. Geb. 2.40 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Neichsgeſetze Bd. 102.) 


„Die Anmerkungen sind kurz, klar, treffend, mit Nachweisungen aus der Judikatur und 
aus der Literatur versehen. Sie ermöglichen auch dem mit der Materie nicht vertrauten Prak- 
tiker eine schnelle Orientierung über den Stand der Frage.“ 

Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht. 


Daude, Paul, Die Neichsgeſetze über das Urheberrecht an Werken der Literatur 
und der Tonkunſt und das Verlagsrecht vom 19. Juni 1901 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 22. Mai 1910 zur Ausführung der revidierten Berner Überein- 
kunft. Oktav. VIII, 295 Seiten. 1910. 6.— 


„Der Zusammenhang der erläuterten Gesetze mit dem Strafgesetzbuch, dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch und anderen Gesetzen ist in leichtverständlicher Weise praktisch dargestellt. Literatur 
und Rechtsprechung sind angemessen berücksichtigt. Dem praktischen Juristen, dem Buch- 
händler und dem Autor wird es gleichermaßen vorzügliche Dienste leisten.“ 

Deutsche Literatur-Zeitung. 


Lindemann, O., Geſetz, betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur und der 

Tonkunſt. Vierte Auflage. Taſchenformat. 171 Seiten. 1921. Geb. 1.80 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 60.) 

„Die vorliegende Arbeit ist nicht bloß eine Geseizesausgabe, sondern mit ihren sachgemäßen, 
gründlichen, sorgfältig gearbeiteten, wenn auch kurzen Erläuterungen zu den einzelnen Para- 
graphen ein wertvoller Kommentar des Gesetzes. Das Werk sei jedermann auf das beste 
empfohlen.“ Juristische Wochenschrift. 
Goldbaum, Wenzel, Urheberrecht und Urhebervertragsrecht. Ein Kommentar 

zu den Geſetzen über das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunſt 

und das Verlagsrecht, zur revidierten Berner Übereinkunft, nebſt Beſtimmungen 
des Friedensvertrags ſowie zum deutſch-amerikaniſchen Abkommen. Zweite, 

verbeſſerte Auflage. Klein-Oktav. 464 Seiten. 1927. Geb. 12.— 

(Stiftes Rechtsbibliothek Bd. 9.) 


Fuld, Ludwig, Geſetz, betr. das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte 
und der Photographie. Zweite Auflage. Taſchenformat. 192 Seiten. 1925. 
Geb. 6.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher RNeichsgeſetze Bd. 81.) 
„Der zwar kleine, aber inhaltreiche und daher sehr beliebte Kommentar von Fuld erscheint 
in zweiter, völlig neubearbeiteter Auflage. Überall ist dem Stande der heutigen Rechtsprechung 


und wissenschafilichen Auffassungen Rechnung getragen. In einem Anhang sind die ein- 
schlägigen internationalen Übereinkommen abgedruckt. Alle Interessenten werden mit Freuden 


die neue Auflage begrüßen.“ Danziger Juristische Monatsschrift. 
Dungs, H., Die Berner Übereinkunft über internationales Urheberrecht. Taſchen⸗ 
format. 75 Seiten. 1910. Geb. 1.— 


(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 95.) 
„Der Verfasser hat das abgeklärte Ergebnis langjähriger praktischer und theoretischer Be- 
schäftigung mit diesem Stoff in anspruchslose und einfache Sätze zusammengedrängt, die gerade 
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auch demjenigen, der die Materie kennt, eine wohlgeordnete und angesichts des äußerlich ge- 
ringen Umfangs der Schrift überraschend reichhaltige Zusammenfassung bieten. Das literarische 
und künstlerische Urheberrecht sind ineinander verarbeitet, und auch hierdurch ergeben sich 
zahlreiche interessante und anregende Gesichtspunkte. Man hat überall den Eindruck, daß dies 
Buch nicht geschrieben ist, um die juristische Literatur zu vermehren, sondern weil der Ver- 
fasser seinen Fachgenossen eiwas zu sagen hatte. Kurz, ein in jeder Hinsicht wertvolles und 
erfreuliches Buch.“ Hessische Rechtsprechung. 


Heinitz, Ernſt, und Bruno Marwitz, Das Neichsgeſetz über das Verlagsrecht. 
Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. Dritte Auflage. 
Taſchenformat. 156 Seiten. 1922. Geb. 1.60 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reihsgefehe Bd. 61.) 
„Dieser kurze Kommentar ist durch seine knappen, das Wichtige klar vortragenden Dar- 
legungen dazu berufen, eine Lücke auszufüllen, die sich für den Praktiker des Verlagsrechis 
seit Jahren ergab. Man darf deshalb das Erscheinen dieser neuen Auflage aus der Feder des 


Spezialisten des Verlagsrechts mit größter Freude begrüßen.“ 
Börsenblatt für den Deutschen Buchhandel. 


Hoffmann, Willy, Das Reichsgefe über das Verlagsrecht mit Erläuterungen. 


Oktav. 182 Seiten. 1925. 6.—, geb. 7.50 
Hagens, Alfred, Warenzeichenrecht. Kommentar. Groß- Oktav. VIII, 408 Seiten. 
1927. 22.—, geb. 24.— 


(Gewerbe- und Induſtrie-Kommentar Bd. III.) 

Es war das Ziel des Verfassers, in dem vorliegenden Kommentar ein ganz klares, ge- 
schlossenes System des Parenzeichenrechis herauszuarbeiten, z. B. durch folgerichtige 
Durchführung des Begriffs „ Immaterial- Guterrecht bei Warenzeichen und Ausstattung, durch 
Einführung des Begriffs „Anfechtbarkeit“ und „Unwirksamkeit“ der Zeichen (unter Aus- 
schaltung des Begriffs „Nichtigkeit‘‘) und durch konsequente Durchführung wettbewerblicher 
Grundsätze, besonders der Priorität. Besonderer Wert wurde darauf gelegt, nur zu rechtspolitisch 
einwandfreien, wirtschaftlich gesunden Folgerungen zu gelangen. Die Darstellung ist durch eine 
Fülle von konkreten Beispielen sowie durch Besprechung wichtiger Urteile anschaulich gemacht. 
Pinzger, Werner, und Felix Heinemann, Das deutſche Warenzeichenrecht. Kom- 

mentar des Reichsgeſetzes zum Schutz der Warenbezeichnungen nebſt den inter- 

nationalen Verträgen. Groß-Oktav. 504 Seiten. 1926. 18.—, geb. 20.— 


Seligſohn, Arnold, Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen. Dritte Auf- 
lage, bearbeitet in Gemeinſchaft mit Martin Seligſohn in Berlin. Groß— 
Oktav. IV, 416 Seiten. 1925. 15.—, geb. 16.50 


„Der Kommentar zeigt alle Vorzüge des in der Wissenschaft und Praxis des gewerblichen 
Rechtsschutzes gleich ausgezeichneten Juristen: volle theoretische und praktische Beherrschung 
des Stoffes, klare Darstellungsgabe, sorgsame Behandlung und treffsicheres Urteil.“ 


Badische Rechtspraxis. 
Freund, G. S., Julius Magnus und Friedrich Jüngel, Das deutſche Waren- 
zeichenrecht. Sechſte, neubearbeitete Auflage. Teil I: Die internationalen 

Verträge. VI, 247 Seiten. Mit 4 Tafeln. 1924. Geb. 9.— 

(Guttentagſche Sammlung OSeutſcher Reichsgeſetze Bd. 87a.) 

„Das ganze Werk mit seiner Fülle von Gesetzen, Verordnungen, Verträgen, Bekannt- 
machungen bildet eine Quellensammlung für das internationale deutsche Zeichenrecht, ohne die 
man fortan nicht mehr auskommen kann.“ Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht. 
Rofenthal, Alfred, Wettbewerbsgeſetz (Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

vom 7. Juni 1909) nebſt den materiellen Beſtimmungen des Warenzeichen- 

geſetzes ſyſtematiſch erläutert. Sechſte Auflage. Groß- Oktav. XV, 467 Seiten. 

1927. 24.—, geb. 28.— 


Pinner, A., und A. Elſter, Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Achte 
Auflage von A. Elſter. Taſchenformat. 254 Seiten. 1927. Geb. 5.— 


(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgefege Bd. 37.) 


„Das Werk ist für den Handgebrauch vor Gericht und im Beratungszimmer sehr zu empfehlen, 
es unterrichtet schnell über die wesentlichen Fragen, die bei der Anwendung des Gesetzes in 
Frage kommen." Juristische Wochenschrift. 
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III. Zivilprozeß 


Stein, Friedrich, Die Zivilprozeßordnung für das Oeutſche Reich. In Fortführung 
des von L. Gaupp begründeten Kommentars erläutert. Bearbeitet von Martin 
Jonas. 2 Bände. 88.—, geb. 104.— 
I. Band: Oreizehnte Auflage. XXXII, 1167 Seiten. 1926. 

II. Band: Zwölfte und dreizehnte Auflage. XII, 1184 Seiten. 1926. 


Sydow, N., L. Buſch und W. Krantz, Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfaſ⸗ 
fungsgefeß. Neunzehnte Auflage. Groß- Oktav. VIII, 1335 Seiten. 1926. 


Geb. 25.— 
(de Grupterſche Sammlung Oeutſcher Geſetze. Handkommentare.) 

„Der Wert des Werkes ist längst anerkannt. Es gibt wohl keinen Praktiker, der sich seiner 
nicht mit besonderer Vorliebe bedient. Vollständigkeit, Übersichtlichkeit, Zuverlässigkeit und 
Ausführlichkeit der Erläuterungen sind auch diesmal dem allgemein beliebten Buche als seine 
hervorstechendsten Vorzüge treugeblieben. Für die Praxis ist es unentbehrlich.“ 

Zeitschrift des Bundes Deutscher Justizamtmänner. 
Sydow, R., L. Buſch und W. Krantz, Gerichtsverfaſſungsgeſetz mit Einführungs- 
geſetz. Unter beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. 

Zehnte Auflage. Taſchenformat. 347 Seiten. 1925. Geb. 6.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Neichsgeſetze Bd. 14.) 


„Das Buch bedarf keiner Empfehlung, es empfiehlt sich selbst durch die Fülle dessen, was 
es bietet. Gesetzgebung und Rechtsprechung sind bis in die neueste Zeit berücksichtigt.‘ 


Leipziger Zeitschrift für Deutsches Recht. 
Nausnitz, Julius, Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 (GS. 404) 
nebſt den einſchlägigen Vorſchriften des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 

28. Oktober 1922 (SS. 365), beide in der Faſſung der Geſetze vom 12. April 1923 

(GS. 107), 18. Dezember 1925 (GS. 556) und der Verordnung vom 28. Juni 

1924 (GS. 575). Sechſte, umgearbeitete Auflage. Oktav. 158 Seiten. 

1925. Geb. 7.— 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 4.) 

„Die Aufgabe, einen kurzgefaßten, aber möglichst vollständigen Handkommentar für den 
täglichen Gebrauch des Praktikers zu schaffen, hat der Verfasser glänzend gelöst. Mit einer 
bewundernswerten Kürze und Schärfe entscheidet er nicht nur Streitfragen, sondern behandelt 
auch die im täglichen Leben vorkommenden Fälle vollständig. Der in seiner äußeren Form 
sehr handlich und gut ausgestaltete Kommentar kann den Herren Kollegen nur auf das wärmste 
empfohlen werden. Er wird ihnen sehr bald ein unentbehrlicher, weil nie versagender Ratgeber 
werden, der ihnen ihre Berufsarbeit sehr erleichtern wird.“ Juristische Wochenschrift. 
Walter, Heinrich, und Albert Joachim, Deutſche Gebührenordnung für Nechts⸗ 

anwälte vom 7. Juli 1879 in der Faſſung vom 20. Mai 1898 nebſt allen ſpäteren 

Novellen und den landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechts- 

anwälte in Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Baden. Siebente, 

neubearbeitete Auflage. Herausgegeben von Adolf Friedlaender und Max 

Friedlaender. Groß- Oktav. XXVI, 634 Seiten. 1925. Geb. 27.— 


Sydow, N., L. Buſch und O. Krieg, Die Deutfche Gebührenordnung für Nechts⸗ 
anwälte und das Preußiſche Gebührengeſetz. Unter beſonderer Berüdfichtigung 
der Entſcheidungen des Reichsgerichts herausgegeben mit Anmerkungen und 
Koſtentabellen. Dreizehnte Auflage im Oruck. 

(Guttentagſche Sanınılung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 17.) 
„Die Erläuterung der Gebührenordnung bietet besonders Wertvolles. Sie sieht schon lange 
unter den Anmerkungsausgaben mit an erster Stelle. Und das mit Recht.“ 
Zeitschrift des Bundes Deutscher Justizumtmänner. 


Sydow, N., L. Buſch und O. Krieg, Deutſches Gerichtskoſtengeſetz nebſt Ge- 
bührenordnung für Gerichtsvollzieher und für Zeugen und Sachverſtändige. 
Mit Anmerkungen unter beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. Taſchenformat. Elfte Auflage. Geb. 7.50 

(Guttentagſche Sammlung Deutiher Reichsgeſetze Bd. 15.) 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. V. Bd. 6. Aufl. 86 i 


Zivilprozeß 


„Seit der 10. Auflage ist das Deutsche Gerichtskostengesetz wesentlich umgestaltet worden. 
Infolgedessen erforderten in der jetzt herausgegebenen neuen Auflage die Anmerkungen zum 
größten Teil eine völlig neue Bearbeitung. Diese setzt sich zum Ziele, die Stichworte der 
Paragraphen namentlich durch Klarstellung ihrer Bedeutung, durch Darlegung des Zu- 
sammenhangs der Gesetzes vorschriften und durch Heranziehung anderer einschlägiger Gesetze 
für den praktischen Gebrauch übersichtlich zu erläutern. Auch die Gebührenordnung für 
Gerichtsvollzieher und die Gebührenordnung für Zeugen und Sachverständige sind nach dem 
neuesten Stande der Gesetzgebung erläutert worden.“ 


Nittmann, Otto, und Peter Wenz, Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz und die Ge- 
bührenordnung für Nechtsanwälte. Mit Erläuterungen und Koſtentafeln 
ſowie den Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für Zeugen und Sach— 
verſtändige, für Schöffen, Geſchworene und Vertrauensperſonen und den Vor— 
ſchriften der Reichsabgabenordnung über Koſten und Rechtsanwaltgebühren. 
Zwölfte Auflage. Klein- Oktav. XII, 550 Seiten. 1927. Geb. 10.— 


Freiwillige Gerichtsbarkeit 
Schlegelberger, Franz, Die Geſetze über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit für das Reich und Preußen. Dritte, vollſtändig neubearbeitete 
Auflage des Kommentars von Rudolf Schultze und Hermann Oberneck. 
I, Band: (88 1—124). Groß-Oktav. XXVIII, 725 Seiten. 1927. 
In Leinen 42.—, in Halbleder 45.— 


Jaſtrow, A., und Hermann Günther, Die Geſetze des Neiches und Preußens 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit. Siebente Auflage. Taſchenformat. 


Bearbei 8 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 46.) In Bearbeitung 

„Die Anmerkungen unterrichten in zuverlässiger Weise über die wichtigste Rechtsprechung 

des Reichsgerichts und der deutschen Oberlandesgerichte auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichis- 

barkeit. Ein ausführliches Sachregister erhöht die Brauchbarkeit des bewährten Buches, das 
auch in der neuen Auflage seinen Zweck auf das beste erfüllen wird.‘ 

Juristische Wochenschrift. 

Szkolny, Felix, und Leopold Kober, Das Notariatrecht, unter beſonderer Berüd- 

ſichtigung des materiellen Rechts und des Steuer- und Stempelrechts erläutert. 

Oktav. 256 Seiten. 1925. Geb. 8.50 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Neichsgeſetze Bd. 165.) 

„Die Darlegung des materiellen Rechts, soweit es in der täglichen Anwendung den Notar 

hauptsächlich beschäftigt. Es wird die Beurkundung einzelner Rechtsgeschäfte und anderer 

Rechtsvorgänge behandelt. Die Ausführungen verwerten die neueste Lehre und Rechtsprechung 


eingehend, die Darstellung ist leicht faßlich und klar, einzelne Muster vervollkommnen das 
anschauliche Bild.“ Zeitschrift des Deutschen Notarvereins. 


Konkursordnung und Zwangsvollſtreckung 


Jaeger, Ernſt, Kommentar zur Konkursordnung und den Einführungsgeſetzen. 
Mit einem Anhang, enthaltend das Anfechtungsgeſetz, Auszüge aus den Koſten— 
geſetzen, die Ausführungsgeſetze und Geſchäftsordnungen. Sechſte Auflage. 
Lexikon-Oktav. In Bearbeitung. 
„Das Jaegersche Werk ist ohne Zweifel der beste von den mehreren guten Kommentaren zur 

Konkursordnung, die wir besitzen. Die Rechtsanwendung wird von ihm kaum jemals im Stiche 

gelassen werden, und auch die Rechtslehre wird ihm mannigfache Förderung zu verdanken 

haben. Das Werk ist mit erschöpfender Gründlichkeit gearbeitet, eine Unsumme auch ferner- 
liegender literarischer Erscheinungen ist von dem Verfasser herangezogen und verwertet worden.‘ 
Zeitschrift für deutschen Zivilprozeß. 

Mentzel, Franz, Kommentar zur Neichskonkursordnung. Zweite Auflage. 

Lexikon-Oktav. XII, 656 Seiten. 1926. Geb. 20.— 


Sydow, N., L. Buſch und O. Krieg, Konkursordnung und Anfechtungsgeſetz. Mit 
Anmerkungen unter beſonderer Berüdfichtigung der Entſcheidungen des Reichs- 
gerichts. Vierzehnte, vermehrte Auflage. Taſchenformat. XXXL, 622 Seiten. 
1926. Mit Nachtrag, enth. die Vergleichsordnung v. 5. Juli 1927. Geb. 10.— 
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Konkursordnung und Zwangsvollſtreckung. 


(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 13.) 

„Diese musiergültige Bearbeitung des Konkursrechies kann einen großen Rommentur zur 
Konkursordnung voll erseizen. Der Reichtum an praktisch-wissenschaftlichen Erläuterungen, 
an angezogenen Cerichtsentscheidungen setzt in Erstaunen. Die angefügte Darstellung des 
Anfechtungsgesetzes erfüllt ebenfalls alle Erwartungen.“ 

Leipziger Zeitschrift für deutsches Recht. 

Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes (Vergleichsordnung) 

vom 5. Juli 1927. 54 Seiten. 1927. — 80 

Dient zur Ergänzung der KO. von Sydow-Buſch-Krieg, wird aber auch einzeln 

abgegeben. 

Klien, G., Verordnung über die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurſes 
vom 14. Dezember 1916. Mit ſyſtematiſcher Einleitung von Ernſt Jaeger. 
Taſchenformat. 126 Seiten. 1917. Mit Nachtrag 1924. Geb. 3.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutiher Reichsgeſetze Bd. 127.) 

Fiſcher, K., und L. Schäfer, Die Geſetzgebung, betr. die Zwangsvollſtreckung 
in das unbewegliche Vermögen im Reiche und in Preußen. Bearbeitet von 
J. Krech und O. Fiſcher. Zweite Auflage. Lexikon-Oktav. XVI, 728 Seiten. 
1910. 15.—, geb. 18.— 
„Unter den zahlreichen Bearbeitungen des Zwangsvollstreckungsgesetzes ist der Kommentar 

von Fischer und Schäfer wohl der wissenschaftlich bedeutendste. Überall sind die Erläuterungen 

systematisch, manchmal geradezu lehrbuchartig aufgebaut, die leitenden Gedanken treten trotz 
der Fülle der behandelten Einzelfragen klar und deutlich hervor.“ 
Zeitschrift für Rechtspflege in Bayern. 

Krech, J., und O. Fiſcher, Die Geſetzgebung, betr. die Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen im Reiche und in Preußen. Textausgabe mit Ein- 
leitung, Amnerkungen und Sachregiſter. Neunte Auflage, bearbeitet von 
O. Fiſcher. Taſchenformat. 275 Seiten. 1922. Geb. 3.50 

(Guttentagſche Sammlung Deutfher Reichsgeſetze Bd. 45.) 

„Einer besonderen Empfehlung dieser handlichen Ausgabe, deren Hauptteil das Gesetz über 

die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung bildet, bedarf es nicht. Gesetzgebung, Recht- 


sprechung und Rechtslehre sind bis zur Gegenwart berücksichtigt.“ 
Sächsisches Archiv für Rechtspflege. 


IV. Strafrecht und Strafprozeß 
Strafgeſetzbuch 


Ebermayer, Ludwig, Adolf Lobe und Werner Noſenberg, Das Neichsſtrafgeſetz⸗ 
buch, Leipziger Kommentar mit beſonderer Verückſichtigung der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts. Dritte Auflage. Lexikon- Oktav. X, 1288 Seiten. 1925. 

48.—, in Halbleder 55.— 


„Das hervorragende Werk ist von Praktikern für die Praxis geschrieben. Der Nachdruck ist 
darauf gelegt, in allen auftauchenden Fragen über den Stand der Wissenschaft und insbesondere 
über die Ergebnisse der Rechtsprechung rasch und zuverlässig zu unterrichten. Dieses Ziel ist 
durch eine sehr gründliche und übersichtliche Darstellung des gesamten Stoffes in vorzüglicher 
Weiseterrescht worden Württemberger Zeitschrift für Rechtspflege. 


Kohlrauſch, Eduard, Strafgeſetzbuch für das Deutſche Neich mit Nebengeſetzen. 
Textausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. Siebenundzwanzigſte 
Auflage. Taſchenformat. X, 602 Seiten. 1927. Geb. 8.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Neichsgeſetze Bd. 2.) 

„Schon die hohe Auflagenziffer beweist das Bedürfnis der Praxis für eine Ausgabe wie die 
vorliegende. Es ist in der Tat ein Buch, an Hand dessen. eine schnelle und zuverlässige Orien- 
tierung über die wichtigsten Auslegungsfragen möglich ist. Der Kern der Dinge wird klar 
herausgestellt. Wichtige Reichsgerichtsentscheidungen werden als Beleg oder als Beispiel an- 
geschlossen. Die neue Auflage ist überall auf den gegenwärtigen Stand der Rechtsprechung ge- 
bracht. So dient das Buch in gleicher Weise dem Studierenden zur Einführung in eine Lektüre 
des Gesetzes wie dem Praktiker zur schnellen. Auffindung einer Entscheidung.“ 

Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg in der „Juristischen Wochenschrift“. 
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Strafrecht und Strafprozeß. 


Dalde, Albert, Strafrecht und Strafprozeß. Eine Sammlung der wichtigſten 
Geſetze. Zum Handgebrauch für die preußiſchen Praktiker erläutert und heraus- 
gegeben. Neunzehnte, neubearbeitete Auflage, beſorgt von Paul Dalde 
und E. Fuhrmann. Oktav. XI, 1053 Seiten, 1927. Geb. 14.50 


Nebengeſetze 


Stengleins Kommentar zu den ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen des Deutſchen 
Reiches. Fünfte Auflage, völlig neubearbeitet von Ludwig Ebermayer, 
Ernſt Conrad, Albert Feiſenberger, Karl Schneidewin. 


Lieferung 1: 1926. 6.50 
Lieferung 2: 1926. 6.50 
Lieferung 3: 1927. 8.80 
Lieferung 4: 1927. 9,50 


Nach Abſchluß des Werkes tritt ein höherer Preis in Kraft. 


Lindemann, Otto, Sammlung der wichtigſten preußiſchen Strafgeſetze. Zweite 

Auflage. Taſchenformat. 372 Seiten. 1912. Geb. 3.50 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 34.) 

„Die durch mehrere wichtige Gesetze erweiterte zweite Auflage dieses unentbehrlichen Er- 
günzungsbandes zu den in Einzelausgaben erschienenen Preußischen Gesetzen ist durch die 
Wiedergabe der noch geltenden vereinzelten alten Strafvorschriften nebst trefflich unterrichtenden 
Vorbemerkungen und Erläuterungen für die Strafverfolgungsbehörden und den Strafrichter 


besonders wertvoll. Nur mittels einer solchen ausgezeichneten Sammlung ist es diesen möglich, 
auch die zerstreuten Gebiete des Strafrechts völlig zu beherrschen.“ 


Deutsche Juristen-Zeitung. 

Born, A., Neichspreßgeſetz vom 7. Mai 1874. Mit Kommentar. Dritte Auf- 

lage. Taſchenformat. 176 Seiten. 1924, Geb. 4.— 
(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 53.) 

„Das Werk bringt eine sehr reichhaltige Kommentierung des Stoffes, die um so wertvoller 
ist, als den Entscheidungen der Wortlaut der Urteilsbegründungen beigefügt ist. Ein weiterer 
Vorteil des Buches ist darin zu erblicken, daß sämtliche einschlägigen Bestimmungen der das 
Preßwesen berührenden Gesetze aufgeführt, eingehend besprochen und in Beziehung zueinander 
gebracht worden sind. Als Nachschlagewerk in Zweifelsfällen, sei es in der Praxis, sei es für 
den Unterricht, wird das Buch von großem Nutzen sein.“ 


Ministerialblatt für die preußische innere Verwaltung. 

Kirchner, Rudolf, Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909. 

Dritte, völlig neubearbeitete Auflage. 435 Seiten. 1915. Mit Nachtrag, 

enthaltend die Neufaſſung der Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr vom 

5. Dezember 1925. 5.— 
(Guttentagſche Sammlung Deutfcher Reichsgeſetze Bd. 92.) 


„Der Verfasser bietet ein sehr wertvolles Hilfsmittel für Anwendung und Auslegung des 
wichtigen Gesetzes. Der Schwerpunkt seiner Erläuterungen liegt natürlich in dem Abschnitt 
über die Haftpflicht; dieser ist denn auch mit besonderer und sehr anerkennenswerter Gründ- 
lichkeit bearbeitet; namentlich ist die Rechtsprechung sorgfältig berücksichtigt.“ 


Leipziger Zeitschrift für deutsches Recht. 

Lindemann, Otto, Polizeiverordnungen in Preußen. Zweite Auflage. Tafhen- 

format. 189 Seiten. 1912. 8 Geb. 2.50 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 36.) 


Strafprozeßordnung 


Löwe, F., und Werner Noſenberg, Pie Strafprozeßordnung für das Deutjche 
Neich vom 22. März 1924 nebſt dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Kommentar. 
Siebzehnte, neubearbeitete Auflage. Oktav. 1244 Seiten. 1927. Mit 
Nachtrag. 40.—, in Halbleder 45.— 
„Der Löwesche Kommentar hat sich in Wissenschaft und Rechtsprechung eine so hervor- 

ragende Stellung erworben, daß er zum unentbehrlichen Ratgeber für Theoretiker und Praktiker 
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Strafprozeßordnung. 


geworden ist. Der Kommentar steht auf strafprozessualem Gebiet nach wie vor an erster Stelle 
und ist ein Meisterwerk in der Kunst einer klaren, übersichtlichen und erschöpfenden Dar- 
stellung dieses außerordentlich spröden Stoffes. Zeitschrift des Deutschen NVotarvereins. 


Feiſenberger, Albert, Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Hand- 

kommentar. Groß-Oktav. IX, 517 Seiten. 1926. Mit Nachtrag 1927. Geb. 17.— 

(de Gruypterſche Sammlung Oeutſcher Geſetze. Hand kommentare.) 

„Der vorliegende Handkommentar ist eine glänzende Arbeit, die bald in der Hand jedes 
Strafrichters und Rechtsanwalts sein wird. Er hält die Mitte zwischen Textausgabe und den 
umfangreichen Kommentaren. Geradezu vorbildlich ist er für den Umfang der Heranziehung 
der Rechtsprechung. Alles Wesentliche ist berücksichtigt.“ 


Danziger Juristische Monatsschrift. 


Kohlrauſch, Eduard, Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz mit Neben- 
geſetzen. Einundzwanzigſte Auflage. Taſchenformat. XI, 526 Seiten. 


1927. Geb 7.50 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 12.) 


„Das Buch ist nicht nur für den Praktiker, der sich rasch unterrichten will, sondern auch für 
den Studierenden, zumal wenn ihm die wirtschaftlichen Verhältnisse die Anschaffung umfang- 
reicher Kommentare nicht ermöglichen, von größtem Wert.“ 


Oberreichsanwalt Dr. Ebermayer in der Juristischen Wochenschrift. 


Feiſenberger, Albert, Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz, in 
alter und neuer Faſſung ſynoptiſch gegenübergeſtellt. Mit ausführlichem 
Sachregiſter. Taſchenformat. 265 Seiten. 1924. Geb. 4.50 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 158.) 


„Die Ausgabe ist für die Praxis auf längere Zeit unentbehrlich. Die synoptische Darstellung 
erleichtert die Arbeit und schützt vor Gedächtnisfehlern.““ Juristische Wochenschrift. 


V. Öffentliches Recht 


1. Staatsrecht 


Arndt, Adolf, Die neue Verfaſſung des Deutfchen Reiches. Dritte Auflage. 

Taſchenformat. 1927. 87 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 137.) 

„In knappen, jedoch sehr eingehenden und namentlich durch stete Hinweise auf die ein- 
schlägige Literatur wertvollen Anmerkungen erläutert der hervorragende Staatsrechtslehrer die 
einzelnen Artikel der Reichsverfassung. Für alle, die sich auf dem schwierigen Gebiet der 
Reichsverfassung orientieren wollen, liegt hier ein vorzügliches Nachschlagewerk von gediegener 


Wissenschaftlichkeit vor.“ Staats- und Selbstverwaltung. 
Stier-Somlo, Fritz, Kommentar zur Verfaſſung des Freiftaats Preußen. Groß— 
Oktav. 319 Seiten. 1921. Geb. 3.— 


„Die Darstellung ist flüssig und knapp und ist als treffliche Orientierung über das neue 
Verfassungswerk, eine Orientierung, die ihre notwendige Ergänzung in dem vorzüglichen Kom- 
mentar Stier-Somlos findet, sehr zu empfehlen.“ Zeitschrift für öffentliches Recht. 


Arndt, Adolf, Die Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 50. November 1920. 
Mit Einleitung, vollſtändigem Kommentar, Landeswahlgeſetz und Sachregiſter. 
Taſchenformat. 158 Seiten. 1921. Geb. 2.— 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 1.) 

„Die Einleitung ist eine vortreffliche staatsrechtliche Abhandlung, die unter Berücksichtigung 
und Verwertung der einschlägigen Literatur in die Entstehungsgeschichie und in die Bedeutung 
der Verfassungsurkunde einführt. Die Erläuterungen sind recht vollständig und enthalten in 
knapper Darstellung alles zur Auslegung Wesentliche. Zu den verschiedenen verfassungsrecht- 
lichen Fragen nimmt der Verfasser in geschickter Weise Stellung. Der Kommentar wird den- 
jenigen, die sich mit den einzelnen Bestimmungen der Verfassung vertraut machen wollen, ein 


willkommener Ratgeber sein.“ Zeitschrift für Polizei- und Verwaltungsbeamte. 
Neier, Otto, Sozialiſierungsgeſetze. Taſchenformat. 214 Seiten. 1920. 
Geb. 2.20 
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(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 141.) 
„Das Werk stellt die erste zusammenfassende kommentatorische Darstellung der Soziali- 
sierungsgesetzgebung dar und ist für alle Interessenten unentbehrlich.“ 
Zentralblatt der Reichsversicherung. 
Strupp, Karl, Die Friedensverträge. 
I. Die Oſtfrieden. Taſchenformat. 685 Seiten. 1918. Geb. 5.— 
(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Neichsgeſetze Bd. 134.) 


Hohenſtein, Adolf, und Wenzel Goldbaum, Neichsſchädengeſetze. Textausgabe 

mit Anmerkungen. Oktav. 360 Seiten. 1922. Geb. 4.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutfher Reichsgeſetze Bd. 150.) 

„In dem Werke sind alle für die Entschüdigungsfrage in Betracht kommenden Gesetze zu- 
sammengestellt und mit kurzen Anmerkungen versehen worden, die durchaus dankenswerie 
Fingerzeige für die schnelle Orientierung geben. Im ganzen ist das vorliegende Werk nicht nur 
ein wertvolles Hilfsmittel für den Fachmann, sondern ist besonders jedem Geschädigten zu 
empfehlen, der sich über seine Ansprüche orientieren will.‘ Auslandswarte. 


2. Verwaltungsrecht 
Reichsrecht 


Blume, E., und W. Weirauch, Die Eiſenbahn-Verkehrsordnung vom 23. De- 
zember 1908 mit Allgemeinen Ausführungsbeſtimmungen ſowie dem Inter- 
nationalen Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 30. Mai 1925 
und dem Internationalen Übereinkommen über den Eiſenbahn-Perſonen- und 
Gepäckverkehr vom 12. Mai 1925. Textausgabe mit Anmerkungen. Dritte 
Auflage. Taſchenformat. 522 Seiten. 1926. Geb. 12.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 91.) 

„Wir besitzen hier einen neuen, die tatsächlichen Verhältnisse bis zur Gegenwart berück- 
sichtigenden Kommentar und damit ein treffliches Hilfsbuch für alle, die sich mit dem Eisen- 
bahnverkehrsrecht theoretisch und praktisch zu beschäftigen haben. Der Kommentar wird be- 
sonders auch den Gerichten und den Anwälten gute Dienste leisten, da die Ausführungsbestim- 
mungen zur Eisenbahnverkehrsordnung, die vollständig abgedruckt werden, sonst nur in den 
Tarifen veröffentlicht werden, die in den Kreisen der Juristen weniger bekannt sind. Allen, die 
es angeht, kann daher die Anschaffung der neuen Auflage nur dringend empfohlen werden.“ 

Juristische Wochenschrift, 

Kirchner, Rudolf, Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909. 
Dritte, völlig neubearbeitete Auflage. 435 Seiten. 1915. Mit Nachtrag, ent- 
haltend die Neufaſſung der Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr vom 5. De- 
zember 1925. Mit Nachtrag. 1926. Geb. 5.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 92.) 

„Der Verfasser hat sich mit der nicht unschwierigen Materie auf das beste vertraut gemacht 

und seine Kenntnisse mit großer Gewandtheit in logischen, klaren und ausführlichen Erläute- 


rungen zum Gesetze verwertet.“ Zeitschrift für Polizei- und Verwaltungsbeamte. 
Holzapfel, W., Die Siedlungsgeſetzgebung im Reich und in Preußen. 347 Seiten. 
1920. Seh 


(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 140.) 
„Die zur Ausführung jener Gesetze bestimmten Behörden und auch die literarische Forschung 
wird dem Verfasser für seine mühevolle Arbeit Anerkennung zollen.“ 
Archiv für öffentliches Recht. 
Behrend, Ernſt, und Helene Stranz-Hurwitz, Sammlung von Wohlfahrtsgeſetzen 
des Deutſchen Reichs und Preußens nebſt den allgemeinen Wohlfahrtsgeſetzen 
von Sachſen, Thüringen, Hamburg, Mecklenburg-Schwerin und Strelitz, 
Oldenburg, Lippe und Lübeck. 


Teil I: Taſchenformat. 560 Seiten. 1923. Geb. 5.— 
Teil II: Nebſt Ausführungsgeſetzen ſämtlicher Länder zum RNeichsjugendwohl— 
fahrtsgeſetz. Taſchenformat. XVI, 551 Seiten. 1925, Geb. 9, 


Teil I und II auf. 12.— 


=.“ 


Verwaltungsrecht. 


(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 152 und 1822.) 

„Die kurzen, alles Wesentliche zusammenfassenden Einleitungen zu den einzelnen Gesetzen 
sind mit außerordentlicher Sachkunde und Klarheit geschrieben; sie genügen zusammen mit 
den Literaturangaben völlig für den Praktiker, um die Gesetzestexte richtig handhaben zu können. 
Das Werk ist für alle in der Wohlfahrtspflege Arbeitenden unentbehrlich und sehr praktisch.“ 

Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche Fürsorge. 


Orewes, Paul, und Emil Sandré, Das Neichsgeſetz für Jugendwohlfahrt vom 
9. Juli 1922 und Jugendgerichtsgeſetz vom 16. Februar 1925. Zweite Auf: 
lage. Taſchenformat. Im Druck. 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 154.) 

„Eine sehr handliche Gesetzesausgabe. Sie bietet in ausführlichen geschichtlichen und recht- 
lichen Vorbemerkungen und Einleitungen wertvolles Material zur Tinführung in den Willen 
und Geist beider Gesetze und gibt in knappen, aber ausreichenden Erläuterungsbemerkungen 
zu den einzelnen Bestimmungen dem Praktiker die erforderlichen Unterlagen zur richtigen 
Anwendung. Das Werk dürfte sich in der Praxis bald beliebt machen.“ 

Blätter für öffentliche Fürsorge. 


Sandrö, Emil, Verordnung über die Fürſorgepflicht. Vom 14. Februar 1924. 
Mit Einſchluß der für die Durchführung dieſer Verordnung in Frage kommenden 
reichs- und landesgeſetzlichen Beſtimmungen. Taſchenformat. 542 Seiten. 
1925. . Geb. 6.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Neichsgeſetze Bd. 160.) 
„Die Zusammenstellung der bis in die jüngste Zeit ergangenen gesetzlichen Bestimmungen, 
die in Beziehung zur Fürsorgepflichtverordnung stehen, gibt der Sandröschen Arbeit ihre be- 
sondere Bedeutung. Die Anmerkungen sind zahlreich und zeichnen sich durch einen feinen, 


klaren Stil aus. Das Buch ist übersichtlich geordnet und leicht zu handhaben.“ 
Schleswig-Holsteinische Wohlfahrtsblätter. 


Szezesny, Viktor, Das Lichtſpielgeſetz vom 12. Mai 1920 mit der Ausführungs- 
verordnung, Einleitung, Gebührenordnung und Sachregiſter. Taſchenformat. 
106 Seiten. 1920. Geb. 1.50 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 147.) 


„Das neue Lichtspielgesetz hat hier eine ausführliche Kommentierung gefunden. Das Buch 
kann bei der gründlichen Behandlung des Stoffes als ein geeignetes Hilfsmittel für die Praxis 


bezeichnen 0 Preußische Gemeinde-Zeitung. 
Krauſe, Johannes, Das deutſche Paßrecht. Nach dem Stande vom 1. Januar 1925. 
Geb. 9.— 


(Stiltes Rechtsbibliothek Bd. 37.) 


Frauſtädter, W., und M. Kreutzberger, Das deutſche Ausländerrecht. Die Be— 
ſtimmungen des Reichsrechts und preußiſchen Landesrechts. Textausgabe mit 

Erläuterungen und Sachregiſter. Taſchenformat. 396 Seiten. 1927. Geb. 9.— 
(Guttentagſche Sammlung Deutfcher Reichsgeſetze Bd. 166.) 


„Eine höchst begrüßenswerte Veranstaltung, aus dem Bedürfnis der Praxis hervorgegangen 
und mit vollendetem Sachverständnis unternommen. Sowohl die Vollständigkeit der mannig- 
fach verstreuten gesetzlichen Bestimmungen als deren Anordnung, Registrierung und Erläu- 


1 


terung durch Ausführungs bestimmungen, Gerichts entscheidungen, Verwaltungs praxis ist vor- 
trefflich.“ Niemeyers Zeitschrift für internationales Recht. 


Neugebauer, Eberhard, Funkrecht. Zweite Auflage. Geb. 7.— 
„(Stilkes Rechtsbibliothek Bd. 35.) 


Hippel, M. von, Neichsviehſeuchengeſetz vom 26. Juni 1909 nebſt Ausführungs- 

vorſchriften und dem preußiſchen Ausführungsgeſetz. Zweite Auflage. 

Taſchenformat. 486 Seiten. 1915. Gebe . 
(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 103.) 


„Einer kurz einführenden Einleitung folgt zunächst eine schr dankenswerte Zusammen- 
stellung der Abänderungen des bisherigen Rechtszustandes durch das Viehseuchengesetz. Daran 
schließt sich der sorgfältig bearbeitete Kommentar zum Gesctze und dann kommen die Aus- 
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führungsvorschriften des Bundesrats, das Preußische Ausführungsgesetz und die Preußischen 
Ausführungsbestimmungen. Die Erläuterungen reichen für den täglichen Geschäftsverkehr aus 
und sind sachlich und klar.“* Zeitschrift für Polizei- und Verwaltungsbeamte. 


Borberger, L. von, Vogelſchutzgeſetz vom 30. Mai 1908 nebſt den das Flugwild 
betreffenden Beſtimmungen der Preußiſchen Jagdordnung. Taſchenformat. 
57 Seiten. 1909. Geb. 1.— 


(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 89.) 


Landesrecht 


Friedrichs, K., Die Geſetzgebung über die allgemeine Landesverwaltung und Zu- 
ſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden. Dritte, 
durchgeſehene Auflage. Taſchenformat. XXIII, 295 Seiten. 1927. 

Geb. 5.— 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 42.) 

„Der Pert dieser Arbeit liegt darin, daß er eine erschöpfende und klare Übersicht über das 
tatsächlich geltende Verwaltungsrecht bringt. Das Werk ist ein vorzügliches und nie versagen- 
des Hilfsmittel.“ Gesetz und Recht. 
Pfafferoth, Carl, Preußifche Beamtengeſetzgebung. Fünfte Auflage. XIV, 

280 Seiten. 1916. Geb. 2.40 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 2.) 

„Nach einer Einleitung, darlegend die Beamtenstellung im Reiche und in Preußen, sind 
wohlgeordnet die sämtlichen bezüglichen Gesetze, Verordnungen usw, zusammengestellt. Ein 
empfehlenswertes Handbüchlein vom Eintritt in die Beamtentätigkeit bis zur Pensionierung.“ 

Berliner Börsenzeitung. 

Dultzig, Eugen von, Das preußiſche Oiſziplinargeſetz für die nichtrichterlichen 

Beamten. Taſchenformat. XIV, 364 Seiten. 1914. Geb. 4.20 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 51.) 

„Der Verfasser kennt das Disziplinarrecht aus eigener Tätigkeit und aus langer Erfahrung. 
Diese hat er zu einem praktischen Nachschlagebuch für alle praktischen Fragen des Disziplinar- 
rechts ausgestaltet. Bei tunlichster Kürze sind doch recht erschöpfende, klare und anschauliche 
Erläuterungen entstanden, die das Verständnis und die Anwendung des Disziplinarrechts in 
zweckmäßiger Weise erleichtern. Das Büchlein verdient volle Beachtung.“ 

Zeitschrift für Polizei- und Verwaltungsbeamte, 


Hagemann, Rudolf, Hinterlegungsordnung vom 21. April 1915. Taſchenformat. 
175 Seiten. 1914. Geb. 2.20 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 53.) 


„Das in der vorteilhaft bekannten Guttentagschen Sammlung erschienene Buch darf als ein 
Hilfsmittel au dem nicht immer ganz einfachen Verständnis der neuen Hinterlegungsvorschriften 
bestens empfohlen werden; es ist klar, übersichtlich und ausfuhrlich.“ 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, 


Aſchrott, P. F., Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. Vom 
2. Juli 1900. Nebſt Ausführungsanweiſungen. Dritte Auflage. Taſchenfor— 
mat. 574 Seiten. 1917. Geb. 2.80 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 28.) 


„Das Buch gewährt nicht nur einen klaren Einblick in die gegenwärtige Gestaltung der Für- 
sorgeerziehung in Preußen, sondern es gibt auch über die Zweifelsfragen, welche bei der Aus- 


legung des technisch ziemlich unvollkommenen Fürsorgeerziehungsgesetzes in besonders reicher 


Fülle auftauchen, durchweg eine erschöpfende und zutreffende Auskunft.“ Das Recht. 
Marcks, A., Geſetz, betr. die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen. Zafchen- 
format. 194 Seiten. 1906. Geb. 1.80 


(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 39.) 


„Das handliche Büchlein wird, von sachkundiger Seite herrührend und praktisch angelegt, 
Verwaltungsbeamten, Schulvorsiänden, Lehrern beim Gebrauch gute Dienste leisten.“ 
Schulblatt der Provinz Brandenburg, 
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Ledermann, W., und L. Brühl, Die Städteordnung für die ſechs öſtlichen Pro⸗ 

vinzen Preußens. Zweite Auflage. Taſchenformat. 595 Seiten. 1915. Geb. 6.— 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 32.) 

„Der Ledermann- Brühlsche Kommentar zur Städteordnung, eine hervorragende Arbeit des 
leider so früh verstorbenen Mannes und seines Mitarbeiters, ist von der Kritik und der Praxis 
so einmütig günstig aufgenommen worden, daß er auch in seiner zweiten durch Gesetzgebung, 
Literatur und Rechtsprechung der letzten zehn Jahre bereicherien Ausgabe keiner weiteren 


Empfehlung bedarf. Kommunale Praxis. 
Wölbling, P., Bildung der neuen Stadtgemeinde Berlin. Zweite Auflage. 
Taſchenformat. 114 Seiten. 1920. Geb. 1.40 


(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 59.) 

„Einem Gesetz, daß als eine Ergänzung der Städteordnung abgefaßt ist, hat der Verfasser 
lebendigen Gedankeninhalt verliehen. Auf die Verknüpfung des Neuen mit der Städteordnung 
und ihrer engeren Gestaltung wird im einzelnen mit umfassender Sorgfalt hingewiesen. 

Die Ebenmäßigkeit mit den Kommentaren anderer Gesetze der Guttentagschen Sammlung, 
die unter weniger leidenschaftlichen Kämpfen zur Entstehung gelangten, erringt der Verfasser 
durch seine strenge Sachlichkeit. Damit muß seinem Werk die Beachtung bei der Durchführung 
des Gesetzes und bleibender Wert gesichert erscheinen.“ Soziale Praxis. 


Holzapfel, W., Umlegungsordnung. Taſchenformat. 144 Seiten. 1921. 1.80 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 60.) 

„Holzapfel, der hervorragende Kenner der Auseinandersetzungsgeseize, erläutert die Vor- 
schriften der Umlegungsordnung in seiner scharfsinnigen Art in durchaus erschöpfender Weise 
und gibt in diesen Erläuterungen ein außerordentlich anschauliches Bild von der Umlegung 
der Grundstücke. Das Buch ist auch für Laien leicht und gut verständlich und kann jedem, 
der für die Umlegung Interesse hat, zur Benutzung angelegentlich empfohlen werden.“ 

Preußisches Verwaltungsblati. 

Holzapfel, W., Geſetz über Landeskulturbehörden. Taſchenformat. 176 Seiten. 

1920. Geb. 2.— 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 57.) 

„Der Titel gibt den Inhalt des Werkchens vollständig an, hinzuzufügen ist aber, daß die 
Erläuterung, die umfangreich und eingehend ist und der praktischen Handhabung des Gesetzes 
Schritt für Schritt folgt, aus der Feder eines Mannes herrührt, der durch seine sachliche Quali- 
fikation als gründlicher Kenner der Materie für eine zuverlässige Führung die größte Gewähr 
bietet. Dankenswert ist die Gründlichkeit der im bescheidenen Rahmen geleisteten Arbeit.“ 

Verwaltungs-Archiv. 
Meyer, O., Geſetz, betr. die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen 
in Städten und ländlichen Ortſchaften. Taſchenformat. 211 Seiten. 1913. 3.— 


(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 50.) 


Friedrichs, R., Hugo von Strauß-Torney und Carl Saß, Geſetz, betr. Anlegung 
und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ort- 
ſchaften. (Straßen- und Baufluchtengeſetz.) Kommentar. Groß-Oktav. 211 
Seiten. 1920. 8.—, geb. 9.50 


„Das Werk zeigt eine Reichhaltigkeit und Vollständigkeit, die sonst wenigen Kommentaren 
eigen ist, und übertrifft hierin noch weit die früheren Auflagen. Besonders erwähnenswert ist 
die geschickte Anordnung der Erläuterungen und das praktische Inhalisverzeichnis.“ 

Wochenschrift des Architektenvereins zu Berlin. 


Heine, H., Die preußiſchen Baupolizeigeſetze nebſt den ſonſtigen einſchlägigen 

Reiche: und Landesgeſetzen. Taſchenformat. 404 Seiten. 1928. 

Geb. 8.— 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Nr. 64.) 

Diesem Band ist die Aufgabe gestellt, die in erster Linie in Betracht kommenden Gesetze 
und sonstigen Vorschriften und die im Zusammenhang hiermit entstehenden Rechisfragen in 
übersichtlicher Weise zusammenzufassen und zu erörtern. Die Rechtsprechung des Oberver- 
waltungsgerichts und anderer Gerichte ist hierbei berücksichtigt worden. 


Goldſchmidt, O., Geſetze gegen die Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender 
Gegenden mit Ausführungsanweiſungen. Taſchenformat. 152 Seiten. 1912. 
Geb. 2.40 
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(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 49.) 

„Der Kommentar, der sich durch seine klare und prägnante Ausdrucksweise auszeichnet, 
läßt eine gründliche Durcharbeitung des Stoffes erkennen und bietet eine sachgemäße, sorgfältige 
und erschöpfende Erläuterung der einzelnen gesetzlichen Bestimmungen. Er wird als ein durch 
Vollständigkeit und Zuverlässigkeit ausgezeichnetes Hilfsmittel jedem Freunde des Heimat- 
schutzes ein willkommener Ratgeber sein.“ Jahrbuch des Verwaltungsrechts. 


Wulff, G., und F. Herold, Waſſergeſetz vom 7. April 1915. Mit Einleitung, 
Erläuterungen und Sachregiſter. Zweite, umgearbeitete Auflage von 
G. Wulff. Taſchenformat. XVI, 665 Seiten. 1928. Geb. 12. — 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 52.) 


Diese zweite Auflage des Preußischen Wassergesetzes soll noch mehr als die erste mit 
ihren Anmerkungen und dem ausführlichen Sachregister als Wegweiser durch die teils schwie- 
rigen und verwickelten Fragen dieser Materie dienen und den Juristen über die einschlägige 
Rechtsprechung und das Schrifttum überall in ihrem neuesten Stande unterrichten. 

Mit seiner Reichweite, Gründlichkeit und treffsicheren Kürze bildet dieser Kommentar ein 
Meisterstück. 


Lohmann, W., Geſetz, betr. die Feuerbeſtattung. Taſchenformat. 79 Seiten. 1912. 


Geb. 1.50 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 47.) 


„Der Verfasser, der als Mitglied der Kommission des Abgeordnetenhauses an dem Zustande- 
kommen des Gesetzes hervorragend beteiligt war, konnte als zuständiger Bearbeiter des Gesetzes 
in erster Reihe gelten. Der kleine Kommentar ist besonderer Aufmerksamkeit sicher.“ 

Jahrbuch des Verwaltungsrechts. 


Holigreven, A., und Th. Wolff, Das Wildſchadengeſetz vom 11. Juli 1891. Kom- 
mentar. Vierte, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Oktav. VIII, 216 
Seiten. 1902. 4.— 
„Dieses Werkchen verfolgt einen doppelten Zweck. Dasselbe will einerseits die juristisch 

zweifelhaften Punkte des Wildschadengesetzes wissenschaftlich erörtern und klarstellen und 

andererseits allen denjenigen, welche bei der Handhabung dieses Gesetzes in irgendeiner Weise, 
sei es als Private, Beamte, Grundbesitzer oder als Jagdberechtigte, beteiligt sind, ein praktischer 


Berater sein.“ Allgemeine Forst- und Jagdzeitung. 
Born, A., Das preußifche Fiſchereigeſetz vom 11. Mai 1916 in der geltenden 
Faſſung. Taſchenformat. 428 Seiten. 1928. Geb. 7.50 


(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Nr. 62.) 

Die Ausgabe bietet eine bis jetzt fehlende neue Darstellung des Fischereigeseizes, in der 
vor allem die neue Rechtsprechung eingehend verwertet ist. Außer dem Fischereigesetz, das 
eine ausführliche Erläuterung gefunden hat, sind die wichtigen Ausführungsver- 
ordnungen und im Anhang die einschlägigen Bestimmungen anderer für die Anwendung 
des Fischereigesetzes in Frage kommenden Geseize berücksichtigt. 


Born, A., Die preußiſchen Jagdgeſetze in ihrer geltenden Faſſung. Mit Er⸗ 

läuterungen verſehen. Taſchenformat. ca. 430 Seiten. 1928. Geb. ca. 7.50 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Nr. 63.) 

Von einem erfahrenen Sachkenner bearbeitet, bietet die vorliegende Ausgabe eine ein- 
gehende Darstellung und Erläuterung der Gesetzgebung auf dem Gebiete des Jagdrechts. 
Außer der Jagdordnung sind die Ausführungsanweisungen, die in Frage kommenden Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuches, das Landesverwaltungsgesetz, das Gesetz über den Waf- 
fengebrauch der” Forst- und Jagdbeamten, das Stempelsteuergesetz, die Verwaltungsgebühren- 
ordnung, die Preußische Pachtschutzordnung und das Reichsvogelschuizgesetz berücksichtigt. 


Kunze, F., Das Jagdſcheingeſetz. Zweite Auflage. Taſchenformat. 157 Seiten. 
1899. Geb. 2.— 
(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 19.) 


„Die eingehenden Anmerkungen und die im Titel hervorgehobenen Beigaben machen den 
kleinen Kommentar zu einem vortrefflichen, in der Praxis schwer entbehrlichen Hilfsmittel zur 


Auslegung des Gesetzes.“ Zeüschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft. 
Caro, H., Geſetz, betr. Austritt aus der Landeskirche, vom 14. Mai 1875. Taichen- 
format. 190 Seiten. 1911. Geb. 2.40 
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Steuerrecht. 


(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 46.) 
„Ein sehr praktisches Buch, das in den Anmerkungen zum Wortlaut des Gesetzes eine reiche 
Fülle von Material bietet für alle möglichen Fragen, die mit Aus- und Übertritt zusammen- 
hängen. Das genau gearbeitete Inhaltsverzeichnis ermöglicht bei gelegentlicher Benutzung ein 


leichtes Auffinden des Nötigen.“ Deutsch-Protestantische Bücherschau. 
Kollenſcher, M., Nechtsperhältniffe der Juden in Preußen. Taſchenformat. 
VIII, 199 Seiten. 1910. 2.40 


(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 45.) 


„Ls fehlte bisher eine zusammenfassende, erschöpfende Darstellung der in den verschiedensten 
Quellen zerstreuten zahlreichen Judengesetze und Verordnungen, und es ist ein großes Ver- 
dienst des Verfassers, uns diese in klarer, übersichtlicher Form und Anordnung gegeben zu 
haben. Jede Synagogengemeinde und jeder, der sich mit jüdischen Angelegenheiten beschäftigt, 
müßte dieses Buch besitzen.“ Jüdische Rundschau. 


3. Steuerrecht 


Becker, Enno, Die Neichsäbgabenordnung. Fünfte, neubearbeitete Auflage. 
XII, 962 Seiten. 1926. Geb. 24.— 
(Heymanns Taſchen-Geſetzſammlung Bd. 98.) 


Nieberl, A., Neichsabgabenordnung vom 15. Dezember 1919 nebſt Einführungs- 
verordnung vom 18. Dezember 1919 und Abergangsverordnung vom 11. Ok- 
tober 1921. Textausgabe mit Anmerkungen und ausführlichem Sachregiſter. 
Zweite, neubearbeitete Auflage. Taſchenformat. 1927. Geb. 12.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 145.) 


„Dieses Werk will auf Grund der Ergebnisse der Praxis der praktischen Anwendung der 
RAbgO. dienen und auch für den Nichtjuristen verständlich sein. Daß dieser Zweck erreicht 
wird, dürfte dem Verfasser nicht bestritten werden. Die Darstellung ist leichwerständlich und 
klar. Das Sachregister ist gründlich bearbeitet. Jedenfalls wird das Buch, das einen 
mii der praktischen Handhabung der RAbg O. vertrauten Verfasser erkennen 
läßt, nicht nur den Steuerbeamten, sondern auch dem rechtsuchenden Publikum 
und seinen Beratern ein willkommener guier Führer auf diesem Gebiet sein.“ 

Juristische Wochenschrift. 


Mrozek, Alfons, Wilhelm Boethke, Hans Arlt und Hermann Pünder, Kommentar 
zur Neichsabgabenordnung. Dritte, neubearbeitete Auflage. Oktav. XIX, 
897 Seiten. 1924. Sch, Hl 


Michaelis, Richard, Die Dritte Steuernotverordnung vom 14. Februar 1924. 
Mit beſonders ausführlicher Berückſichtigung der Vorſchriften über die Auf— 
wertung und die öffentlichen Anleihen. Taſchenformat. VIII, 588 Seiten. 
1924. Geb, 7.— 

(Guttentaͤgſche Sammlung Oeutſcher Neichsgeſetze Bd. 157.) 
„Ganz besonders zu rühmen ist der Kommentar von Michaelis, der dank seiner eingehenden 
und gründlichen Bearbeitungsweise erheblichen Einfluß auf die Praxis gewonnen hat.“ 
Juristische Wochenschrift, 

Hollaender, Adolf, Einkommenſteuergeſetz und Körperſchaftſteuergeſetz nebſt den 
zugehörigen Aus- und Ourchführungsbeſtimmungen, Verordnungen und Erlaſſen. 
Taſchenformat. XXXIX, 697 Seiten. 1926. Mit Nachtrag. 1928. Geb. 24.— 

(Guttentagſche Samnilung Deutſcher eee Bd. oh 5 
. ü 7 r Praxis abgestellte und ihnen gerecht werdend 
Fee e eee, ct, handelnd * auf da 


äußerst unsicheren, ohne Hilfsmittel überhaupt nicht begehbaren Boden der 
. $ 4 3 
heutigen Einkommensteuer zurechtfinden muß. Juristische Rundschau, 


Pick, Neichsbewertungsgeſetz. Textausgabe mit Amnerkungen. Im Oruck. 
Wrzeszinski, Nichard, und H. Veit Simon, Vermögensſteuergeſetz und Neichs- 
bewertungsgeſetz. Kommentar. In Bearbeitung. 
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Öffentliches Recht. 


Zim mermann, F. W. R., und O. Ludewig, Erbſchaftſteuergeſetz. Erläuterungs- 
buch mit ſämtlichen einſchlägigen Verordnungen nach dem Stand vom 1. Juli 
1924. Vierte Auflage. 681 Seiten. 1925. Mit Nachtrag 1926. Geb. 15.— 


Schachian, Herbert, Erbſchaftſteuergeſetz, Faſſung vom 22. Auguſt 1925, mit 
Anmerkungen. Vierte Auflage. Oktav. 65 Seiten. 1926. 2.50 


„Das Buch enthält in der Form des Kommentars eine vollständige Dar- 
stellung des Erbschaftssieuerrechts und der zugrunde liegenden bürgerlich- 
rechtlichen Vorschriften des Erbrechts. Als wissenschaftliche und praktische 
Leistung steht der klar und scharf geschriebene Kommentar in vorderster Reihe 
unter seinen Rivalen; er ist als Wegweiser ganz besonders zu empfehlen.“ 

Juristische Wochenschrift. 


Hoffmann, U., Die preußischen Erbſchaftſteuergeſetze. Taſchenformat. 561 Seiten. 
1905. 


„ 


(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 20.) 


Popitz, Johannes, Kommentar zum Amſatzſteuergeſetze vom 24. Dezember 1919. 
Zweite, gänzlich neubearbeitete und vermehrte Auflage auf der Grundlage des 
Kommentars zum Geſetz vom 26. Juli 1918. Oktav. XXVII, 757 Seiten. 
Neudruck 1925. Geb. 26.50 


Lindemann, Otto, Umſatzſteuergeſetz (neueſte Faſſung) mit Ausführungsbeſtim- 
mungen. Vierte, vermehrte und verbeſſerte Auflage. Taſchenformat. 
518 Seiten. 1926. Geb. 10.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 132.) 

„Es handelt sich um einen ausführlichen, gediegenen und klar abgefaßten 
Kommentar, der den weiteren Vorzug besitzt, auf dem laufenden zu sein. Das 
Werk kann allen Interessenten nur warm empfohlen werden.“ 

Industrie- und Handels-Zeitung. 

Meyer, E. H., Geſetzgebung über Steuer- und Kapitalflucht. Zweite Auflage. 
Taſchenformat. 129 Seiten. 1921. Geb. 1.60 

(Guttentagſche Sammlung Deutfher Reichsgeſetze Bd. 145.) 


„Das Büchlein enthält den Text der einschlagenden vier Gesetze samt den vier Verordnungen 
gegen die Kapitalabwanderung bzw. Kapitalflucht, eine kurze Übersicht über den Inhalt der 
Gesetze und sehr knapp gehaltene Anmerkungen. Sein Wert liegt in der handlichen Zusammen- 
Fassung der einschlagenden Vorschriften.“ Juristische Wochenschrift. 


Glaſer, Fritz, Das Kapitalertragfteuergefe in der Faſſung des Geſetzes vom 
8. April 1922 unter Einarbeitung der Ausführungsbeſtimmungen erläutert. 
Zweite, neubearbeitete und vermehrte Auflage. Groß-Oktav. 304 Seiten. 
1922. Geb. 5.50 


Keßler, Burghard, Kapitalverkehrſteuergeſetz. Zweite Auflage. 
In Vorbereitung. 
Lindemann, Otto, Grunderwerbſteuergeſetz (neueſte Faſſung) mit den Aus- 
führungsbeſtimmungen. Zweite, völlig umgearbeitete Auflage. Taſchen— 

format. 186 Seiten. 1926. Geb. 4.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 139.) 

„Das Buch wird manchem in den mannigfachen Streitfragen des in der Praxis schr ein- 
schneidenden Gesetzes ein willkommener Ratgeber sein. Die Erläuterungen zeichnen sich 
durch Klarheit und Gemeinverständlichkeit im besten Sinne aus.“ 

Württembergische Industrie. 

Hoepker, Heinrich, Die Induſtriebelaſtungsgeſetze vom 50. Auguſt 1924 nebſt den 
Durchführungsbeſtimmungen zum Geſetz über die Induſtriebelaſtung. Taſchen- 
format. XV, 200 Seiten. 1925. Mit Nachträgen. Geb. 4.— 


(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 159.) 
re 


Steuerrecht. 


„Die Anmerkungen sind erschöpfend und führen den Leser mit Geschick in die schwierige 
und neue Materie ein. Rechtsanwälte sowie Kaufleute, für welche die Industrie- 
belastung in Frage kommt, werden das mit einem guten Sachregister aus- 
gestattete Werk mit gleichem Nutzen gebrauchen!“ Industrie- und Handels-Zeitung. 


Simon, Heinrich Veit, und Wilhelm Beutner, Das Zwangsanleihegeſetz und die 
Dermögensbewertung nebſt den ergänzenden Verordnungen, den Bewertungs- 
richtlinien und den Ausführungsbeſtimmungen. Oktav. XXIV, 585 Seiten. 
1923. Geb. 8.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 153.) 

„Der Kommentar ist mit gründlichem Fleiß zusammengestellt. Er behandelt alle das Zwangs- 
anleihegesetz berührenden Fragen lückenlos und auf das ausführlichste. Er kann deshalb allen 
denjenigen, die sich mit dem Studium des Zwangsanleihegesetzes, das für einige Zeit ja immer 
noch wichtig sein wird, befassen wollen, nur auf das wärmste empfohlen werden.“ 

Deutsche Arbeitgeber-Zeitung. 


Eiffler, Kurt, Staatliche Verwaltungsgebühren. Geſetz über ſtaatliche Ver- 
waltungsgebühren vom 29. September 1925 nebſt Gebührenordnungen und 
Ausführungsbeſtimmungen. Taſchenformat. 192 Seiten. Mit Nachtrag, 1925. 

Geb. 6.— 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 61.) 
„Das Buch ist für alle preußischen staatlichen und kommunalen Behörden unentbehrlich.“ 
Deutsches Beamtenarchiv. 


Loeck, P., und W. Seyffarth, Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 50. Juni 1909, 
Mit den gefamten Ausführungsbeſtimmungen. Unter beſonderer Berückſichtigung 
der Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden und der Gerichte herausgegeben 
von Geh. Regierungsrat P. Loeck. Zehnte Auflage. Von Kurt Eiffler. 
Taſchenformat. 1928. Im Druck. 

(Guttentagſche Sammlung Preußiſcher Geſetze Bd. 18.) 

„Die zahlreichen Auflagen zeugen für die Güte und praktische Brauchbarkeit des Buches, 
das durch den von Eiffler hinzugefügten Anhang auf den gegenwärtigen Rechisstand gebracht 
ist.“ Finanz- Ministerialblatt. 
Lebbin, Georg, Nahrungsmittelgeſetze mit Erläuterungen. Zweite, ſtark ver— 

mehrte Auflage in zwei Bänden. 

Zweiter Band: Getränkegeſetze und Getränkeſteuergeſetze (Wein, Bier, Brannt- 

wein, Mineralwaſſer). Unter Mitarbeit von Rechtsanwalt Dr. Kniebe. 

Taſchenformat. XII, 400 Seiten. 1926. Geb. 10.— 

(Guttentagſche Sammlung Oeutſcher Reichsgeſetze Bd. 54 b.) 

„Die wichtigsten Gesetze sind eingehend kommentiert und durch die einschlägigen 
Verordnungen, Ausführungsbestimmungen, Erlasse, Entscheidungen oberster Gerichte und nicht 
zuletzt die internationalen Abkommen so vollständig ergänzt, daß die Sammlung als 
unentbehrliches Hilfsmittel, wie es in dieser Art bislang noch fehlte, für den 
Sachbearbeiter bei Behörden und Verbänden sowohl als auch für den Kaufmann 
der Branche zu begrüßen ist.“ Württembergische Wirtschafts- Zeitschrift. 


Wündiſch, Friedrich, das Tabakſteuergeſetz vom 12. September 1919 nebſt den 
Ausführungsbeſtimmungen vom 26. Februar 1920. Taſchenformat. 268 Seiten. 
1920. Mit Nachtrag 1925. Geb. 4.— 

(Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Bd. 146.) 


„Endlich ein Kommentar zum Tabaksteuergesetz! Die Ausgabe kommi den Wünschen 
der Praxis nach einer erschöpfenden Darstellung des neuen Geseizes in um- 
fassender Weise entgegen. Außer einer eingehenden Kommentierung des neuen Rechts 
ist der frühere Rechisaustand sowie der Gang des Tabaks vom Feld bis zum Verbraucher ein- 
gehend dargestellt. Außer den Behörden und Beamten, in deren Hand die Durchführung 
des Gesetzes gelegt ist, bildet das Buch auch für die Steuerzahler eine ausgezeichnete 
Informationsquelle für alle Fragen, die in der Praxis vorkommen. Die zahlreichen 
ausführenden Verordnungen sind abgedruckt.“ Deutsche Tabak-Zeitung. 
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Walter de Gruyter & Co. Berlin W 10 und Leipzig 


Entſcheidungen des Reichsgerichts 


Herausgegeben von 


den Mitgliedern des Gerichtshofes und der Keichsanwaltſchaft 


Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen. Erſcheint in einer Heftausgabe und einer Bandausgabe. 
Heftausgabe pro Band M. 6.90, Bandausgabe pro Band geh. M. 6.50, geb. 8.— 
Generalregiſter 
zu Band 1-30 M. 28.—, geb. 29.50; Band 31—40 M. 18.—, geb. 19.50; Band 4150 M. 18.—, geb. 19.50; 
Band 51-60 M. 18.—, geb. 19.50; Band 61-70 M. 18.—, geb. 19.50; Band 71-80 M. 20.—, geb. 21.50; 
Band 81-90 M. 14.—, geb. 15.50; Band 91-100 M. 14.—, geb. 15.50; Band 101-110 M. 17.—, geb. 20. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. Erſcheint in einer Heitausgabe und einer Bandausgabe. 
Heftausgabe pro Band M. 6.90, Bandausgabe pro Band geh. M. 6.50, geb. 8.— 


Generalregiſter 
zu Band 1—35 M. 20.—, geb. 21.50; Band 36-45 M. 12.—, geb. 13.50; Band 46—55 M. 14 —, geb. M. 15.50 


Entſcheidungen des Reichsarbeitsgerichts 


Herausgegeben von 
Mitgliedern des Reichsarbeitsgerichts 


Subfkriptionspreis der Bände von etwa 25 Bogen 
broſch. M. 6.—, geb. M. 7.50, Preis der Heftausgabe M. 6.90 
Die neue Sammlung gibt in der Art der beiden bekannten bisherigen Reihen der Entſcheldungen des Nelchs 
gerichts, herausgegeben von den Mitgliedern des Reichsgerichts, die amtliche Auswahl der zur Veröffentlichung 
beſtimmten Entſcheidungen des Reichsarbeitsgerichts 


Juriſtiſche Rundſchau 


Herausgegeben von 


Otto Lindemann, Miniſterialdirektor, Geh. Oberjuſtizrat, Berlin, Dr. Friedrich Flad, 
Senatspräfident beim Reichsgericht, Leipzig, Fritz Hartung, Miniſterialrat 
im Preußtſchen Juſtizminiſterium, Berlin, und 


Höchſtrichterliche Rechtſprechung 


Herausgegeben von 


Eugen Friedrichs, Oberlandesgerichtsrat, Naumburg a. d. S., 
Dr. Albert Feiſenberger, Reichsanwalt, Leipzig, 
Benno Mugdan, Kammergerichtsrat i. N., Geh. Juſtizrat, Berlin 


Erſcheint am 1. und 15. jeden Monats 
4. Jahrgang. 1928. Vlerteljährlich M. 7.50, Einzelheft M. 1.50 
Beilage „Höchſtrichterllche Rechtſvrechung“ einzeln vierteljährlich M. 5.— 

Die „Juriſtiſche Rundſchau“, ab 1. Januar 1928 an den Verlag von Walter de Gruyter & Co., Berlin, über⸗ 
gegangen, nimmt zu den wichtigen Gegenwartsfragen wiſſenſchaftlich begründete Stellung ohne Beeinträchti⸗ 
gung der Objektivität durch politiſche oder Standesintereſſen. Der Entſcheldungsteil wird in noch weit höherem 
Alaße als bisher die wichtigſten Entſcheidungen außerhalb der Sammlung des Reichsgerichts ſchnell und 
zuverläſſig wiedergeben: nicht zu knapp für den praktifchen und wiſſenſchaftlichen Gebrauch — nicht zu lang 

für den mit Arbelt überhäuften Leſer 


Walter de Gruyter & Co. Berlin W 10 und Leipzig 


Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft 
Gegründet von Franz v. Liszt und Adolf Dochow. Herausgegeben von Dr. Karl v. Lilien⸗ 
thal, Profeſſor in Heidelberg, Dr. Ed. Kohlrauſch, Profeſſor in Berlin, und Dr. W. Gleispach, 

Profeſſor in Wien 
Band 1-43 (1881-1922) je M. 15.—; Band 44 (1922) M. 25.—; Band 45 (1924) M. 21.—; 
Band 46 (1925) M. 30.—; Band 47 (1926/27) M. 30.—; Band 48 (1927/28) M. 30.— 
Jährlich erſcheint 1 Band (8 Hefte) Bezugspreis M. 30.— 


Zeitſchrift für das geſamte Luftrecht (3 K.) 
Herausgegeben von Dr. jur. Otto Schreiber, o. Profeſſor an der Univerſität in Königsbergi. Pr., 
Geh Regierungsrat, Leiter des Inſtituts für Luftrecht. Erſcheint in Bänden zu je vier Heften. 

Band J, Heft 1 M. 12.—, Heft 2/3 M. 18.— 


Zeitſchrift für Bergrecht 
Bis zu ſeinem Tode herausgegeben von dem Wirkl. Geh. Rat, Berghauptmann a. D. Dr. jur. 
H. Braſſert. Nedigtert und herausgegeben von den rechtskundigen Miniſterialräten der 
Bergabteilung des Preußiſchen Miniſteriums für Handel und Gewerbe. Jährlich ein Band 
von mehreren Heften. Die Hefte erſcheinen in zwangloſer Folge. Jahrgang 1-63 je M. 8.—; 
Jahrgang 64 (1923) M. 12.—; Jahrgang 65 (1924) Al. 13.50; Jahrgang 66 (1925) M. 17.20; 
Jahrgang 67 (1926/27) M. 17.—; Jahrgang 68 (1927) M. 20.— 


Zeitſchrift für ausländiſches und internationales Privatrecht 


Herausgegeben von Ernſt Rabel, o. Profeſſor an der Univerfität Berlin, Direktor des 
Inſtituts für ausländiſches und internationales Privatrecht. Erſcheint in Jahrgängen, 
die mit dem Kalenderjahr zuſammenfallen, und zwar zu je 6 Heften im Jahr. 

1. Jahrgang (1927) M. 40.— 


Bank ⸗Archiv 


Zeitſchrift für Bank⸗ und Börſenweſen. Unter Mitwirkung von hervorragenden Fachmännern 

herausgegeben von Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Rießer, Berlin. Schriftleitung: Rechtsanwalt 

Otto Bernſtein und Rechtsanwalt E. Brink, Geſchäftsführer des Zentralverbands des 

Deutſchen Bank- und Bankiergewerbes. Erſcheint am 1. und 15. jeden Monats. Jahr⸗ 

gang 1—25 Preis auf Anfrage. Jahrgang 26 (1926/27) M. 24.—; Jahrgang 27 (1927/28) 
pro Halbjahr M. 12.— 


Veröffentlichungen des Reichsaufſichtsamts 
für Privatverſicherung 
Jahrgang 1—2 je M. 2.50; Jahrgang 3—16 je M. 6.— Jahrgang 17 21 je M. 7.50; 
Jahrgang 22 M. 15.—; Jahrgang 23 M. 18.—; Jahrgang 24 M. 21.—; Jahrgang 25 M. 50.—; 
Geſamtregiſter für Jahrgang 11—25 (1928) M. 14.— 


Wo finde ich alle wichtigen Entſcheidungen der letzten Zeit? 


Handweiſer für die Gerichts und Anwaltspraxis. Vierteljährlich 2—3 Hefte M. 1.—. Dieſer 

Handweiſer gibt ein vollſtändiges Verzeichnis aller erſchienenen wichtigeren höchſtrichterlichen 

Entſcheidungen auf allen Rechtsgebieten nach ihren Fundſtellen mit kürzeſter, aber deutlicher 
Kenntlichmachung des Inhalts der Entſcheidung. 


Fünf Urteile 


über das im Verlage von Walter de Gruyter & Co., Berlin W 10, erscheinende 
Handwörterbuch der Rechtswissenschaft 


HR 


OLG.Rat Dr. Klimmer in der „Leipziger Zeitschrift für deutsches Recht“: Die bis 
jetzt vorliegenden Lieferungen lassen zuversichtlich erwarten, daß das Handwörterbuch 
sein nicht kleines Ziel erreicht. Seinen Fortgang darf man mit großen Erwartungen ent- 
gegensehen; wenn es fertig vorliegt, wird es eine bedeutende Leistung darstellen. Sein 
Bezug kann jedem empfohlen werden, der sich mit Fragen des Rechts auf irgendeinem 
Gebiete befassen muß. 


Dr. Bovensiepen in der Zeitschrift „Bankwissenschaft“: Nach dem soeben abge- 
schlossenen Bande zu urteilen, der in alphabetischer Ordnung die Themen behandelt, 
ist den Herausgebern die Lösung ihrer sehr schweren und verantwortungs- 
vollen Aufgabe ausgezeichnet gelungen. Nicht ein einziges Rechtsgebiet 
bleibt unberücksichtigt. Besonders verdienstvoll ist es, daß die einzelnen 
Artikel stets die großen Zusammenhänge der einzelnen Rechtsmaterien betonen; sie 
bringen jeweils alles, was auf dem gesamtjuristischen Gebiete unter dem betreffenden 
Stichworte überhaupt gesagt werden kann. Verlag und Herausgeber haben allen Anlaß, auf 


dieses Meisterwerk deutschen Gelehrtenfleißes 


stolz zu sein. 


Ministerialrat Gadow in der „Juristischen Rundschau“:Schon die ersten Liefe- 
rungen lassen erkennen, daß es sich um ein wissenschaftlich bedeutendes Werk handelt, 
welches eine vortreffliche Ergänzung zu den systematischen Bearbeitungen des Rechts 
bietet. Der Inhalt ist außerordentlich reichhaltig. Die einzelnen Artikel sind von hervor- 
ragenden Fachkennern bearbeitet. 


Prof. Dr. Heilfron in der „Deutschen Allgemeinen Zeitung“: Es wird nach seinem 
Abschluß nicht nur zu den umfangreichsten, sondern auch zu den auf größter wissen- 
schaftlicher Höhe stehenden Werken der deutschen Rechtsliteratur gehören. Heraus- 
geber, Mitarbeiter und Verleger verdienen gleichmäßig den Dank aller Rechtsbeflissenen. 


P. A. Angeletopoulos, Rechtsanwalt beim Reichsgericht in Athen: Das Werk ist 
unentbehrlich für jeden Juristen, der die deutsche Sprache kennt. Es bietet eine leichte 
Auslegung des ganzen deutschen Rechtes, und zwar die neueste. 


Handwörterbuch der Rechtswissenschaft 


Unter Mitarbeit zahlreicher Fachgelehrten herausgegeben von 
Prof. Dr. Stier-Somlo und Dr. Alexander Elster 


Das Werk erscheintin Lieferungen von 8bis 10 Druckbogen zum jeweiligen Preise von etwa 
6Mark und wird insgesamt rund 300 Druckbogen umfassen. Es soll Ende 1928 abgeschlossen 
vorliegen. Der Bezug der ersten Teile verpflichtet zur Abnahme des ganzen Werkes. 
Abgeschlossen liegen vor: 
I. Band: Abandon—Deichgüter 
1926. Lexikon-Oktav. XV, 912 Seiten. Geh. M. 39.—, in Halbleder geb. M. 46.— 
II. Band: Deichverbände-Giroverkehr 
1927. Lexikon-Oktav. XIl, 960 Seiten. Geh. M. 42.—, in Halbleder geb. M. 48.— 
IV. Band: Mädchenhandel-Reichsexekution 
1927. Lexikon-Oktav. X, 798 Seiten. Geh. M. 39.—, in Halbleder geb. M. 46.— 


Ausführliche Prospekte stehen kostenlos zur Verfügung. 
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